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Die Verzögerungen in der Herausgabe, welche bei allen in alphabetifcher 
Ordnung erfcheinenden größern Werken entftehen, Haben auch das unſrige 
betroffen und je größer der Kreis vorzüglicher Mitarbeiter wurde, um fo größer 
auch die Schwierigkeit, die betreffenden Artikel rechtzeitig zu erhalten. 

Iſt auch dadurd das Erfcheinen des Ganzen um mehrere Jahre Hinaus- 
‚geichoben morden, fo war dieß für den Werth des Werkes nur vortheilhaft, 
adem wir nun in den Nachträgen auf eine um fo fleinere Zahl von Artikeln 
wrüdfommen müffen, welche in Folge der neueren Ereigniffe Veränderungen 
weiden. Auch Hat das gebildete Publifum um fo mehr Gelegenheit gehabt, 
den Werth des Werkes an fich felbft und im Vergleich zu andern feftzuftellen, 
was die fletig zunehmende Verbreitung beweist. 

Jetzt, wo das hundert und erſte Heft beendiget, der Drud bis zum Wort 
„Bölferreht” vorgefchritten ift und mit Gewißheit berechnet werden fann, daß 
af den XI. Band nur noch 18—22 Bogen (BZ) nebft zirka 25 Bogen 


Nachträgen, die Inhaltsüberfiht und das Negifter entfallen, mag es am 
Plage fein, ein neues Abonnement auf das nun bald beendigte Werk zu 
eröffnen. Wir ftellen e8 den neu eintretenden Subferibenten ganz anheim, die 
bereit8 erfchienenen 10 Bände zu beziehen, wie es ihnen am bequemften ift; 
feien es 2 oder mehr Bände pr. Jahr oder alle auf ein Mal. Der eilfte Band 
Dagegen würde ihnen, wenn nichts anderes gewünfcht wird, heftweiſe bei 
Erſcheinen zugeben. 

Das 104fte Heft ift in allen Buchhandlungen vorräthig und fleht zur 
Anfiht zu Dienften. | 
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Bölferrecht. 
I. Begriff und Grundlage. 


Das Völlerrecht, ſchon in feiner gegenwärtigen Geltung nit mehr auf 
Europa beihränft, trägt feine geringere Beftimmung in fih, als alle Individuen 
und alle Staaten, das ganze Menjhengefhleht in Eine große Rechtsgemeinſchaft 
zufammenzufhließen. Es umfaßt die Grundfäge für die Rechtsverhältniſſe ſowohl 
der Staaten unter einander (internationales Staatsreht), ald auch der Ein- 
zelnen zu fremden Einzelnen und zu fremden Staaten (internationales Pri- 
vatredht). Nur indem wir in jedem fremden Volke und felbft in jedem fremben 
einzelnen Menfhen das überall ſich felbft gleiche Menfhenthum anerkennen, 
treten wir zu den fremden Staaten und Individuen in ein völferrehtliches Ber- 
bältniß. 

Wenn wir die Grundlage der ftantsrehtlihen Ordnung mit der Grund- 
lage ber völkerrechtlichen Ordnung vergleichen, fo kann uns, bei genauerer Prü- 
fung, ein wejentliher Unterfhied nicht entgehen. 

Die ſtaatsrechtliche Ordnung ruht auf einem feft geglieverten ſtaatsrecht⸗ 
lien Organismus. Es ift eine Staatsgewalt da, bie von den einzelnen 
Staatsangehörigen unabhängig ift und der fie alle gehorchen müffen. Die 
Regierung iſt eine ſelbſtändige Macht gegenüber ven Regierten, eine Macht ru- 
hend auf einer feften Drganifation. 

Anders fteht e8 mit der völferrehtlihen Orbnung. In gewiffer Bezie- 
bung zwar verhalten fidy die Staaten zum Bölferrehte ähnlich, wie bie einzelnen 
Staatsbürger zum Staate. Wie nämlich) die einzelnen Bürger dem Staate gehorchen 
follen, fo find die einzelnen Staaten dem Völkerrechte Gehorfam ſchuldig; wie ber 
Staat eine höhere Ordnung ift über den einzelnen Bürgern, fo foll das Völkerrecht 
eine höhere Ordnung fein Über den einzelnen Staaten; wie die einzelnen Bürger im 
Staate eine höhere Autorität erbliden, welche ihr Verhältniß unter einander gefeglich 
regelt, fo follen die einzelnen Staaten das Völkerrecht als die Norm anfehen, durch 
welde ihre internationalen Berhältniffe geregelt werben. 

In anderer Beziehung aber hört die Aehnlichkeit voliftändig auf. 
Es gibt nämlih Feine Fonftituirte Bölkerrehtsgewalt, welche über ben 
Staaten in ähnliher Weife unabhängig da ftände, wie die Staats— 
gewalt über den einzelnen Bürgern ftebt. Wenn es fid darum handelt 
das Völkerrecht burchzufegen, fo können fi die Staaten niht an eine über ihnen fte- 
hende Macht wenden, wie bie einzelnen Bürger nöthigenfalls die Zwangsgewalt des 
Staates anrufen. 

Die Stellung der Staaten zum Völkerrecht, ihr Verhältniß zur völkerrechtlichen 
Autorität, ift vielmehr fo aufzufaffen: Obwohl die Staaten vom Völkerrecht beherrſcht 
werden und ihm gehorchen follen, fo find voh nur fie felbft pie freien Träger, 
Stügen und Berwirflidher des Völkerrechts, — nur ſie ſelbſt, nach 
freiem Gutdünken, die völlerredtlihe Macht. Es ift nicht vorhanden 
ein großer völferrechtliher Centralförper, der die vielen Staatsförper in ihren völfer- 
rechtlichen Bahnen fefthält, etwa wie die Sonne die Planeten um ſich her kreifen läßt ; 
der herrfchende Schwerpunft des Völkerrechts liegt nit in einem abgefonderten felb- 
fändigen Organismus: die Verwirklichung des Völkerrechts ift vielmehr aufzufafjen 
gleihfam als das Ergebniß der gegenfeitigen Einwirkung der Schwerkraft der einzelnen 
Staatstörper felbft. Ift e8 erlaubt in dem aftronomifchen Bilde fortzufahren, fo kann 
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an die Doppelfterne erinnert werben, bie ſich nicht um einen dritten Körper, nicht um 
eine Sonne, fondern einer um ben andern brehen und ſich fo ein gemeinfames ibeelles 
Centrum fegen. Ein folder ideeller Mittelpunft für die Staaten ift das Völker— 
recht: ein herrſchender Mittelpunkt allerbings; aber doch nur ein folder, ber beſtändig 
dur die Wechſelwirkung der einzelnen Staaten gefegt wird und in jedem Augenblide 
die That ihrer eigenen Kraft und Wirkfamteit ift. 

Dies hat man nad zwei entgegengefegten Seiten verfannt. Manche nämlich, 
wie der Philoſoph Wolff, überfehend daß vie völferrechtlihe Macht in den ein- 
zelnen unabhängigen Staaten felbft ruhe, gründete das Völkerreht auf einen Uni- 
verfalftant (Civitas maxima). Andere hingegen, wie Hegel, indem fie den 
Gedanken der Souveränetät der einzelnen Staaten auf die Spitze treiben, be 
trachten das Völferreht nur ald Außeres Staatsrecht. Sie beadhten nicht ge- 
börig, daß das Völkerrecht, obwohl e8 eines felbftändigen Organismus ermangelt, 
doch über ven einzelnen Staaten fteht. Nah Hegel ift das Völkerrecht nur bie 
nad außen gewendete Seite des Staates und hat im Staate feinen Mittelpunft. 
Und allerdings, zu dem pofitiven Rechte des einzelnen Staates gehört aud fein 
nad außen gewenvetes Redt, fein „Äußeres Staatsrecht“, d. i. die Gefammtheit 
der völferrechtlihen Beftimmungen und Verträge, welches das Rechtsverhältniß bie 
jes Staates zu anderen Staaten ausbrüden. Jeder einzelne Staat hat fein inne 
res Staatsrecht und fein Äußeres Staatsreht; und dies äußere Staatsrecht iſt 
ein Stüd des Völferrehts. Das Völkerrecht aber zieht alle viefe einzelnen äuße- 
ren Staatsrechte erft um feinen eigenen felbftändigen Mittelpunkt zufammen und 
liefert uns erft das Princip, aus welchem, als der centralen Einheit, alle jene 
einzelnen äußeren Staatsrechte aufzufaflen und zu beherrfchen find. Jedes einzelne 
äußere Staatsreht ift nur ein Stück aus der Peripherie des Völkerrechts. Der 
Irrthum bei Hegel befteht darin, daß er das Centrum dieſer Peripherie in den einzels 
nen Staat legt, d. h., daß er das völferredhtliche Princip nit vom Staate emancipirt. 

Es könnte nun aber die Frage auftauhen, ob nicht der Mangel einer in 
einem felbftändigen Organismus gegründeten völferrehtlihen Macht und vie da— 
mit zufammenhängende Abwefenheit einer über den ftreitenden Staaten ftehenben 
Zwangsgemwalt, die das Recht mit höherer Autorität auszufpregen und durch— 
zufegen vermödhte, dem Bölferrehte alle Eriftenz raube und bie völferredhtlichen 
Normen in einen Kranz von angenehmen, aber ver Wirklichkeit entbehrenden Träu- 
men verwanble, 

Allein die Eriftenz des Rechts ift keineswegs eine beftänbige bloße Zwangs— 
eriftenz, und aud innerhalb des einzelnen Staates hat die Regierung durchaus 
nicht unausgefegt Zwang zu üben, um das Recht zu verwirflihen. Die Eriftenz 
des Rechts ftürt fih auch im einzelnen Staate mefentlih auf die Madt der 
Vernunft. Das Recht eriftirt im Großen und Ganzen deshalb, weil es das 
Net ift und als foldhes von den Geiftern erfannt wird. Auch wenn die Zwangs— 
gewalt weggenommen wird, ftürzt der Nechtszuftand noch nicht zufammen. Es 
fommen dann wohl, wie man dies bei Auffländen fieht, mannigfache Exceffe vor, 
aber bie allgemeinen Begriffe von Recht und Unrecht ftehen immer noch feft, als 
unerfhütterlihe Säulen, die feineswegs nur auf dem Fußgeſtell eines obrigkeitli= 
hen Zwanges ruhen. Und man überzeugt fi gerade in großen Kriſen der Ge: 
fellfhaft, wo troß der Lähmung der obrigkeitlihen Zmwangsgewalt das Eigenthum 
und das Recht im Allgemeinen oft ganz unangefochten bleiben, mit wie geringen 
Zwangsmitteln eine verfländige Regierung, bie die Geifter zu gewinnen und bie 
Macht der Vernunft gehörig zu nutzen weiß, aiszureichen im. Stande fel. Go 
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1. Die materiell voltswirthfhaftlide Seite nes Staatsfhulbenwefene. A. Der 
Mangel einer princiviellen Auffaffung des Staatakredits bei den Aelteren. Die Urſache dieſes Mangels, 
Der Umſchwung in den Anſchauungen bei ben Neueren. B. Borfrage für die Benugung des Staatslre- 
dits: welche Ausgaben müfjen nothwendig durch orbenılide Emnahmen gebedt werden ? — Theilung bes 
Staatsbevarfs in Aufwand an umlaufendem und ſtehendem Kapital. — Grundſätzlich doppelte Ginnahme- 
beſchaffung. C. Wirkungen der Staatsausgaben auf dıe Volkswirthſchaft. — Beleg rer Anwendbarkeit 
des Staatöfredite, foweit ber Zmed der Ausgabe entſcheidet. D. Wirkungen der Anleihen als Rapitalent- 
siehungen auf die Volkswirthſchaft im Vergleich mit ven Steuern. 1) Anleihen aus visponiblen heimi- 
fen, 2) aus fremben, 3) aus heimiſchen Kapitalien, welche anderen Verwendungen entzogen werten. — 
Geſetz der Dedung des Staatsberarfs. E. Miflingen von Anleihen. F. Die Frage ver Schuldentilgung. 

1. Die Formen ver Staatsfhulden und andere Formpunfte nes Staatsihulden- 
wefensd A. Die typiſchen Hauptformen der modernen Staatsſchuld. Schema, — Schwebende Sul. 
ven, insbeſondere Schapfheine. — Fund irte Schulden. — Zurückzuzahlende Schulven. — Tilgungs- 
fonds. — Gleichmäßige procentweife Tilgung. — Rüchzahlung al Pari nad dem Loſe, Rückkauf na dem 
Rurfe. — Lotterieanichen. — Zeit- und Leibrenten. — Rentenfgulven. — Unkünebare, kündbare Rente. 
B Berfiberte und nicht verfiherte Schulden. C. Zmangsanlehen. D. Berzinstide und unverzinsliche 
Schulten. E. Andere Formpunkte. — Die Wahl des Nominalzinsfußes, Vorzug der hoch verzinslichen 
vor ben niedrig verzinelichen Schulden. — Zinsrebuftion, Konverſion. — Arrofirungsanlcehen. — Währung. 
— Domicil. — Gtüdelung der Obligationen. — Namen- und Inhaberpapier. — Urt der Begebung der 
Anleihe. Deffentliche Subſtription. Nationalanleibe. Uebereinfunft mit Banquiere. Submifftonen. — 
3instermine, — Verwaltung, Berbindung mit einer Bant. 

Il. Die Raatsrehtlide, völferrehtlide und politifhe Seite des Staatéſchul— 
benwefens. A. Aelteres Staatsrecht, Kammerſchulden, Landesigulden. — Verwaltung. — Meueres 
Staatérecht. Berwaltung. — Zuftimmungsredt der Bollevertretungen. — Rontrolrcht, Staatéeſchulden- 
tommiifionen. — Ausfdeivung bes Schuiderforternifjes aus dem jährlich zu bewilligenden Bubget. Pro- 
vinzialſchulden. B. Illegitime und völkerrechtliche Succeffion in der Inhaberfaft der Staatsgewalt. — 
Teilung des Staatsgebiets. C. Staatsbankerott. D, Volitifche Bebeutung ber Staatsſchuld. 

IV. Geſchichte und Statiſtik des Staateſchuldenweſens. Schwierigkeit der flatiſtiſchen 
Bergleigung. — Nutzlofigkeit ver Vergleichung der Schuldkapitalien. — Vergleichung ver jährlichen Schuld 
erforderniſſe in ihrem Verhaͤltniß zu ven Staatsausgaben und Staatseinnahmen. 

@iteratur. 


I. Die materiell volföwirtbichaftliche Seite des Staatsſchul⸗ 
denweſens. 

A. Auf wenigen volkswirthſchaftlichen Gebieten ſteht noch bis zum 
gegenwärtigen Augenblid die herrſchende Praris zur berrfhenden Theorie in 
einem fo fharfen Gegenfage, wie auf dem Gebiet des Staatsſchuldenweſens. 
Im laufenden Jahre 1865 fliegt eine fünfzigjährige Periove, in welder Europa 
feinen eigentlichen Weltkrieg gefehen hat. Trotz der öfteren Lolalfriege und der 
Revolutionen und Bürgerfriege gehört die abgelaufene Epoche doch zu ben im 
Ganzen rubigften, frieblichften, der materiellen Entwidlung und Kulturblüthe gün- 
ftigften Perioden, welche unfer bewegter Erdtheil kennt. Gleichwohl haben ſich 
in diefem Zeitraume in einer großen Anzahl von Staaten Staatöfhuldfjummen 
angefammelt, welche die aus der Periode der franzöfifchen Kriege herübergenom- 
menen Schulden in den meiften Fällen außerordentlich ſtark überfteigen. Franl- 
reich, Defterreih, Italien, Rußland, in zweiter Pine Preußen und die europäifchen 
Mittel- und Kleinftanten haben, um von Norbamerifa ganz zu — gegen⸗ 

Aluntſchli uns Brater, Deutſches Staats⸗Wörterbuch. X. 
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wärtig Staatsfhulden von einer Größe, welde die altberüdtigte engliſche Staats— 
ſchuld allmählig nit mehr allein ftehen laſſen. Das reihe Großbritannien felbft 
vermochte wenigftens eine anfehnlihe Verminderung feiner Schuld ebenfalls nid 
herbeizuführen. Haft fchienen die Staaten neuerbings oftmals einen Wettlauf 
anzuftellen, wer feinen Kredit am rafcheften und ftärfften ausaugen, wenn nicht 
gar abnugen fünne. Es war ſchwer zu jagen, wem die Palme gebührt, Franf- 
reich, Defterreih oder Italien, bis auf einmal die Fräftige Ianteerepublit auch auf 
diefem Gebiete das altersfhwache Europa weit hinter fid zurüdgelafien hat. 

So, generell überfhaut, die Entwidlung der Praxis. Wie hat fi dazu bie 
Theorie geftellt? Im Ganzen fortwährend rein negivend. Die herrſchende Natio- 
nalötonomif und Finanztheorie fprah ihr Berbammungsurtheil aus, die durch fie 
gebildeten Bertreter einer rationellen Finanzpraris im Staatsdienfte beklagten, was 
fie nicht zu verhindern vermochten. Mandem gilt das Staatsfhuldenweien als 
eine furdtbare praftiihe Verirrung des Zeitalterd, an welder bie betheiligten 
Staaten, ja unfere moderne Boltswirtbihaft zu Grunde gehen wird. In der 
mehr wiffenfchaftlihen Betrahtung des Staatsſchuldenweſens find doch felbft die 
hervorragendſten älteren Theoretiker, faft alle Engländer, in Deutfhland noch bie 
Nebenius, v. Malchus und Rau, zu einer unbefangenen Würdigung des 
Staatsfredits nicht gelangt. Sie blieben Alle an der Staatsſchuld hängen, 
ber übliche Name wurde, wie Diegel mit Recht bemerkt, verhängnißvol. Man 
wog die Vortheile und Nachtheile ab, fand regelmäßig die für eine Benutzung 
des Staatskredits fprehenden Gründe zu leicht, fah beiten Falles in der Aufnahme 
von Staatsfhulden ein freilich oft unvermeivliches Uebel und beſchäftigte ich dann 
vorzugsweiſe mit ven Erfcheinungsformen des Staatskredits, indem die Nachtheile 
des Staatsfchuldenwefens durch eine richtige Wahl der Form für die Schuld 
möglihft abgefhwächt werben follten. Eigenthümlich genug ift der einzige theo- 
retiſche Rechtfertigungsgrund, den man allgemeiner geltend ließ, die Theorie von 
der theilmeifen Abwälzung ver Laften eines Kriegs u. f. w. mittelft der Staatsan- 
leihen auf die nachfolgenden Generationen, falſch, wie jede etwas tiefere Betrad- 
tung fofort hätte lehren müſſen. Statt im Uebrigen ein feftes Princip über das 
Weſen und die Zuläffigfeit einer Benugung des Staatsfredits aufzuftellen, bezeid)- 
nete die herrſchende Finanztbeorie, von den Vorgängen in der Praxis einfady ab- 
firahirend, nur den Zeitpunft, wo eine Schuld fontrahirt zu werben pflegt, als 
denjenigen, wo eine Schuld allenfalls aufgenommen werben darf. Hier wurbe 
alfo die angefochtene Praris zum theoretiſchea Rechtfertigungsgrunde des Staate- 
ſchuldenweſens ſelbſt. Kein Wunder, daß die Theorie, welde in einen folden 
Widerſpruch mit ſich felbft gerieth, der Praris gegenüber Feine größern Erfolge 
erzielte und trog ihrer feindlihen Stellung zu allem Staatsſchuldenweſen nicht 
einmal die notoriſch ſchlimmſten Ausfhreitungen in der Benugung bed Staats- 
kredits zu verhüten mußte, 

Die principiele Würdigung des Staatskredits wird bei der ältern national: 
öfonomifhen Schule alfo vermißt. Es ift dies aber kein zufälliger Mangel, fon: 
dern ein Fehler, welcher im Syſtem und in den orlomatifhen Vorausſetzungen 
diefer Schule liegt. Nationalölonomifhe und rechtsphilofophifche Irrthümer hatten 
es zu feiner unbefangenen Anerkennung der Bereutung des Staats für bie 
Volkswirthſchaft und zu feiner tieferen Prüfung der wirthſchaftlichen und kultur— 
gefhichtlihen Aufgaben und Zwecke des Staats im Einzelnen kommen laffen. 
Dieſe einfeitige theoretiſche Auffaffung begegnete ſich mit einer gleichzeitigen, im 
fonfreten Fall oft fo vollauf berechtigten Reaktion der gebildeten und ftrebenden 
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Praftiter gegen die Staatsomnipotenz im Syſtem des aufgeflärten Defpotismus. 
So waren ed denn mamentlih drei im enger Verbindung mit einander ftehenve 
Irrthümer und Einfeitigkeiten, ein volkswirthſchaftlicher, ein finanzwirthſchaftlicher 
und ein rechtsphiloſophiſcher Fehler, welche ver principiellen Betrachtung des 
Staatskredits präjudicirten. Einmal war die Lehre von der Probuftivität der 
Ürbeiten no auf dem Etanbpunkte von Adam Smith: für produktiv galt nur 
diejenige Arbeit, welde unmittelbar neue Sachgüter producirte. Die Leiftungen 
des Staats, deren indirekte Bedeutung freilich niemals gänzlich überfehen werben 
fonnte, wurden jener Lehre gemäß doch niemals in ihrer vollen Wichtigkeit für 
die Volkswirthſchaft erfannt. Die Staatseinnahmen, die Steuern waren ein leider 
unentbehrlihes Opfer der Vollkswirthſchaft für unproduftive Zwecke, eine unprobuf- 
tive Konfumtion. In ihrer einfeitigen Beachtung der Produktion würdigte bie 
frühere Nationalötonomit das Weſen und die Yolgen, die wirthichaftlihe und 
etbiihe Bedeutung der Konfumtion überhaupt nit nach Gebühr, der Staatsauf- 
wand wurde ald Staatslonfumtion ebenfalls nicht weiter unterfuht, man fah in 
ihm vorzüglih nur eine bedauerlihe Verminderung des Sadhgüterquantums. Diefe 
ſchiefe vollswirthſchaftliche Auffaffung barg in ſich eine ähnliche finanzwifienihaft- 
liche Berkehrtheit. Statt auch die Staatsausgaben einzeln zu unterfuchen, befchäf- 
tigte fi die Sinanztheorie faft nur mit den Staatseinnahmen, in deren Konfum: 
tion dur den Staat fie dann doch nur wieder einen nothwenbigen Webelftand 
ſah. Unbedingtes Princip für die Leitung des Staatshaushaltd war daher bie 
Sparſamkeit als ſolche, womit man eben auf die Aufftellung von Grundſätzen 
verzichtet. Eine wiffenfhaftlihe Unterfuhung und Feſtſtellung der Grundfäge für 
die Leitung des Finanzweſens unterblieb, weil eine eigentliche Theorie der Staats- 
verausgabung und der Staatöverwaltung fehlte. In der Praris blieb es bei ver 
Routine und diefer von ihr angefodhtenen Routine entnahm die Theorie ihre 
wenigen pofitiven Grundfäge über Staatsfonfumtion. Endlich war auf dem Ge- 
biete der Rechtsphilofophie und der theoretifhen Politik von großem Nachtheil: 
die enge und dürre Auffaffung des Rechtsſtaats, die Beihränfung der Staatsthä- 
tigkeit auf die Sorge für die Aufrechthaltung des Rechtszuftandes und den Redts- 
ſchutz, für die Sicherheit von Perfon und Eigenthum nah Innen nnd Außen. 
Gerade der Umftand warb für die theoretifche Botitit verhängnißvoll, daß in ber 
praftifchen Bolitit diefe Auffaffung gegenüber dem herrſchenden Syſtem des aufge: 
Härten Defpotismus, der Staatdallmaht, dem üppig wuchernden Bevormundungs- 
weien beredhtigt genug war und dies zum Theil noch bis heute ift. Uber in ber 
Theorie wurde die Anfiht auf die Spige getrieben. Statt eine richtige Theorie 
der Staatsaufgaben, eine wahre Realpolitif, welde in der Finanziwiffenfhaft bie 
Örundlage für eine Theorie vom Staatsberarf geworden wäre, aufzuftellen, 
befhränfte man den Staat durdaus ungeſchichtlich nah einer willtührlihen Scha- 
blone auf ven Schugzwed und leitete daraus in der Finanzwiffenfhaft wiederum 
von einem andern Gefichtspunfte aus die Nothwendigkeit ab, den Staatsbedarf 
möglihft zu vermindern, jedenfalls eine weitere Vermehrung zu verhindern. Aber 
diefer Schluß war nicht einmal rüdfihtlid des Schugzwedes richtig, welchen man 
dem Staate allein vindicirte, Vielmehr ift der Staatsbedarf, aud für diefen Zmwed 
allein, bei fortſchreitenden Völkern und Staaten im Ganzen nothwendig in fteter 
regelmäßiger Vermehrung begriffen. Denn wenn auch offene Störungen des Rechts— 
zuftands von Innen und Außen im Fortfhritt der Wirthſchafts- und Kulturent- 
widiung feltener werben, fo ift dies doch vornemlih die Wirkung eines Präven- 
tioprincips, deſſen Durdführung (Polizei, Heer, „bewaffneter Friede“ u. f. w.) 
1* 
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dauernd große Koften verurfadht. Sobann aber verzehren vie gelegentlichen 
Störungen des Rechtszuſtandes viel bedeutenvere Mittel, wie früher (kurze, aber 
vor Allem durd das Kriegsmaſchinenweſen fehr koftipielige Kriege), Dazu 
fommt der Bedarf für die andern Staatszwecke. Diefe haben niemals gefehlt und 
tönnen vor Allem im entwidelten Staate niemals fehlen. Im Gegentheil, mit der 
freien Entwidlung der Staatsitee und mit der Grreihung höherer Stufen ber 
Volkswirthſchaft und Kultur dehnt fich der Bereih der Staatöthätigfeit ertenfiv 
und intenfiv immer weiter aus; der Staat muß mehr Bedürfniffe, und diefe voll- 
fommener, feiner befriedigen. Der Staatsbebarf hat aus diefen Urſachen eine ent- 
ſchiedene Tendenz, bei fortfchreitenden Völkern zu wachſen. Die Finanztheorie hat 
diefes Geſetz des Staatsberarfs, denn jo darf man es nennen, nur zu lange 
verfannt und auch in ver neueften Zeit noch in einfeitiger Folgerung aus der 
Freihandelstheorie der engliſchen Schule mannihfad einen entgegengefegten Stand» 
punft vertreten (englifche und deutſche Mandefterfcdule). 

Erft in unferen Tagen bereitet fi ein Umfhwung vor, der jpeciell auf unfe- 
rem Gebiete endlich eine principielle Würdigung des Staatskrebits, bis jegt vor- 
nehmlich erft in der deutſchen Willenfchaft, und zwar bei der jüngeren Schule, 
hervorgerufen bat. Diefer Umſchwung ift die nothwendige Folge einer Berichtigung 
der erwähnten Irrthümer. In der Volfswirthichaftslehre betonten Say und Her- 
mann die Produktivität der Dienftleiftungen und arbeiteten vadurd dem gedanken— 
tiefen I. ©. Hoffmann vor, welder die wirthfhaftlihe Bedeutung des Staats 
zuerft richtiger und unbefangener beurtheilte. Die hiſtoriſche Schule in ter Jurie- 
prudenz und Nationalötonomif gab im Verein mit der neueren Rechtsphiloſophie 
den Impuls zu einer tieferen philoſophiſchen Auffaffung des Staats. Auf diefer 
Grundlage bauten die jüngeren Finanztheoretiker weiter, erforjhten tiefer das 
Wefen und die Wirkungen der Staatsausgaben und gelangten fo zu einer Neu: 
geftaltung der finanzwiſſenſchaftlichen Grundfäge über Staatsausgaben, Befteuerung 
und Staatöfretit. Namentlih war es %. Dietzel's Berdienft, bier bedeutſame 
anregende Impulfe gegeben und zuerft die Principien, welde den Ausgangspunkt 
für die Finanzwiſſenſchaft und die rationelle Finanzpraxis bilden müffen, im We- 
jentlihen richtig formulirt zu haben. L. Stein, Umpfenbad, Schäffle u. A. 
vertreten eine ähnliche Anfhauung. Herrſchend ift diefe noch keineswegs, jedoch 
wendet fi die Polemit mit Recht wohl nur gegen gewiffe Ausfchreitungen der 
neuen Theorie, welche allerdings bei einer principiellen Vertheidigung des Staats- 
fredits nicht immer vermieden werben. Im Folgenden wird bie neue Anſchauung, 
deren Kernpunft in dem Sage liegt, daß die Staatsausgaben grundfäglid 
durch Steuern und Anleihen zu deden find, verfochten; aber aud zugleich gezeigt 
werden, daß dieſe Anſchauung vie Benutzung des Staatskredits nur in einer be- 
ftimmten Anzahl von Fällen unter beftimmten PVorausfegungen geftattet. Das 
Geſetz der Anwendbarkeit des Staatsfreditd muß daher nothwendig bebingter lau- 
ten, wie in der Diegel’fchen Yormel.!) 


1) Meber das Syſtem der Staatsanleihen und die Diepel’iche Auffafjung fpricht vom Geſichts— 
punkt des Kredits überhaupt aus ein anderer Mitarbeiter dieſes Werks, mein verehrter Freund 
v. Mangoldt (Art. Kredit Bd. VlI. S. 74—79). Soweit Mangoldt's Polemik gegen dus 
Princip, nicht nur gegen einzelne Konſequenzen Dietzel's fich wendet, vermag ich feine Au affung 
nicht zu tbeilen. Ich babe übrigens fon früber Die bier dargelegte Entwidlung eingehender in 
meiner unten miterwähnten „Ordnung des öſterr. Staatähaushaltes* S. 1—63, 271— 289 gege— 
ben. Diefem Werfe folge ich bier im Ganzen und babe im Terte einzelne Sätze daraus mitunter 
Be sufgenommen, da ich in allen weſentlichen Punkten noch ganz auf demfelben Etant: 
punkte ftebe, 
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B. Die Frage der Anwendbarkeit des Staatsfreditd trat an die Praxis in 
dem alle heran, in welbem es fih um die Dedung neuer „außerordentlicher“ 
Ausgaben, die zu den gewöhnlichen Ausgaben hinzufamen, handelte. Steuererhöhung 
und neue Steuern ober Anleihen, das war dann bie Loſung. Die Theoretifer, 
aud bier einfad den praftiihen Borgängen folgend, gingen ebenfalls, ſogar in 
ihren foftematifhen Werken, von biefem praftiihen Fall an die Frage vom Staats- 
krevit heran. Sie faßten bie Frage dann abftrafter und formulirten fie wiffen- 
Ihaftlih dahin: ob und wann die Staatdausgaben wohl durch die Anwendung 
des Staatskredits gebedt werben dürften. Ueber dieſe Frage kamen fie nicht hin— 
aus. Sie ließ ſich aber ohne die vorausgehende Aufftellung und Beantwortung 
einer anderen Frage nicht beantworten. Die Theorie bemühte fih zwar um eine 
principiellere Beantwortung mit Hilfe einer Zerlegung ber Ausgaben theils in 
nothwendige und nüglihe, theild in orbentlihe und außerorbentlide. Aber die 
erftere Eintheilung lief in einen unfruchtbaren Wortftreit aus, in der Praxis bes 
tontreten Falles war fie vollends unbrauchbar. In der Unterfheidung von orbent- 
lien und außerorbentlihen Ausgaben lag der Kein einer richtigen Auffaffung 
enthalten, aber bie Theorie faßte ven Gegenfag nur äußerlich auf, fie hielt fid 
nur an das Moment der Zeit des Gintretens bes ber Ausgabe zu Grunde 
liegenden Bebürfniffes und vernadläffigte das innere Moment der Dauer ber 
durch eine Ausgabe hervorgerufenen Wirkungen. Letzteres Moment ift das ent- 
ſcheidende für die Klaffififation der Ausgaben in folde, welche durch Steuern, und 
ſolche, welche durd Anleihen zu beden find. Diefes Vorgehen führte zur Aufitel- 
lung ver allen Fragen über die Anwendbarkeit des Staatskredits nothwendig vor- 
ausgehenden Borfrage, melde Ausgaben venn grundfäglich durd ordentliche Ein- 
nahmen, durch Steuern, zu deden find. Erſt nad der Beantwortung biefer VBorfrage 
ließ fih eine Antwort auf die Frage nad) der Benutzung des Staatöfredits geben. 
Das Studium jedes am chronifhen Deficit leidenden Staatshaushalts hätte fo 
auf den richtigen Weg führen können. 

Die Unterfheidung der Staatsausgaben nah dem Moment der Dauer ihrer 
Wirkungen führt dazu, die Begriffe des ftehenden und umlaufenden Kapitals aus 
dem einzelwirtbihaftlihen Produltionsproceß auf den Produltionsproceß der Ge- 
fammtwirtbfchaft, d. 5. auf die Finanzwirthſchaft anzuwenden. Das umlaufende 
Kapital wird in der einzelnen Produftionsperiode vollftändig und definitiv zuges 
fegt, muß zu jeder neuen Probuftion in demfelben Betrage wieder neu vorhanden 
fein, erjegt fi aber in den erzeugten Produkten feinem Werthe nad aud voll- 
ſtändig auf einmal wieder. Das ftehende Kapital bildet die Grundlage für eine 
dauernde Nugung. Der für dasfelbe in einer einzelnen Periode gemachte Aufwand 
wird mithin nur für den Betrag der Mbnugung diefes Kapitals in der Periode 
zugefegt, nur für dieſen Betrag braudt er im Werthe der jevesmal erzeugten 
Produkte feinen Erfag zu finden. In der Finanzwirthſchaft werben bie den Ein- 
zelwirthſchaften durch die Steuer entzogenen Güter, meiftens Sachgüter, in andere 
Süter, vorzugsweife immaterieller Art, in Sorge für Rehtsihug, Bildung u. ſ. w. 
verwandelt. Die erfteren Güter werben einerfeits ebenfalls definitiv innerhalb einer 
einzelnen Produktionsperiode (Finanzjahr) zugefegt, die aus ihnen gebildeten Lei— 
ungen des Staats werben vollftändig konfumirt. Zur weiteren Fortführung ber 
Staatsthätigkeit muß alfo alljährlich der gleiche Güterbetrag dem Staate zur Ber: 
fügung ftehen. Andrerfeit8 wird ein Theil der im geſammtwirthſchaftlichen Pro- 
duftionsproceg verbraudten Güter zur Schaffung von Einrichtungen verwenbet, 
welche nun wieder die Grundlage einer dauernden Nugung werben, Der zu bie- 
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ſem Zwed in einem Finanzjahr gemachte Aufwand fommt alfo als Koftenerfparung 
und ſtaatliche Leiſtungsfähigkeit ven folgenten Jahren zu Gute. Im erften alle 
fann man offenbar, in volftäntiger Analogie zum einzelwirthſchaftlichen Betriebe, 
von einem Aufwand an umlaufendem, im zweiten alle von einem Aufwand für 
die Schaffung eines ftehenden Kapitales fpreben. Man denke an das Beifpiel 
einer allgemeinen Juſtizreorganiſation: ein bleibend größerer, vegelmäßig wieber- 
fehrender Aufiwand für Beamtengehalte, Büreaufoften u. f. w. wird nöthig, d. 5. 
der Betrieb erforbert dauernd ein größeres umlaufendes Kapital; daneben müflen 
neue Gerichtsgebäude hergeftellt, Behörden organifirt, erfte Cinrihtungsfoften be— 
firitten werden, Ausgaben, deren Geſammtheit ven Aufwand für ftehendes Kapital 
bildet. 

Mit Hilfe diefer Unterfheitung von umlaufendem und ftehendem Kapital in 
ter Finanzwirtbfchaft gelangt man zu einer einfahen Hauptregel für die Aufbrin- 
gung des Staatsbedarfs. Derjenige Theil des letzteren, welcher die periodiſch regel- 
mäßige Zuführung umlaufenden Kapitals zum gefammtwirtbfchaftlichen Produktions- 
proceß erheifcht, fällt Ausſchließlich tem betreffenden Finanzjahre zu, in wel— 
chem der Aufwand gemaht und die taraus producirten Güter (vie Staatsleiftun- 
gen) fonfumirt werden. Mit Diegel’s Worten: „die regelmäßigen gewöhnlichen 
Ausgaben zum Betriebe und zur Inftanthaltung des Staatswefend und feiner 
einzelnen Anftalten müffen durch gleihmäßige Beiträge aller Staatsbürger, d. h. 
durh Steuern aufgebraht werden.“ Um bie bier gleichgiltige Trage, ob und wie 
meit im modernen Staate Domanialeinnahmen ftatt der Steuern zu Staatszwecken 
zu benugen find, zu übergehen, fann man den Sat tahin abändern, daß bie da— 
rin bezeichneten Ausgaben jedenfals dur ordentlihe Einnahmen, insbefondere 
durch Steuern getedt werden müffen, Im diefer Faſſung bildet der Sat für die 
Theorie und Praris des Finanzwefens den richtigen YAusgangspunft. Seine Be- 
deutung und Tragweite ift nicht leicht ho genug zu veranfchlagen und findet in 
dem wichtigſten praftifhen Falle, bei der Pathologie und Therapie des chroniſchen 
Deficits, die volle Würdigung. Gelanzt obige Regel zur thatfächlihen Anwendung, 
fo bleibt die Benugung des Kredits vor den grundſätzlich verwerflihen Aus— 
Ihreitungen bewahrt. Jener Sat lehrt, wie weit mindeftens gegenüber einem 
einmal feitgeftellten Finanzerfordernig die Steuerfraft angefpannt werden muß, 
bezeichnet alfo bierburdh die Grenze, von ber an erft von der Benutzung des 
Staatskredits die Rede fein darf. Auf diefe Weife wird eine principielle Auffaffung 
tes Staatskredits angebahnt. 

Die Ausgaben zu dauernden Verwendungen in den Staat oder feine einzel- 
nen Anftalten fommen dagegen, wenn fie in einer einzelnen Finanzperiove vollftän- 
dig gemacht worden find, als Minderausgabe für vie Finanzen und ftaatlidhe 
Veiftungsfähigkeit für die Bolfswirthichaft folgenven Jahren zu Gute. Sie müf- 
fen daher nicht nothwendig durch ordentlihe Einnahmen, ſondern dürfen even- 
tue, jomweit darüber Befhaffenheit und Zwed, daher aud die 
Wirkung der Ausgabe entfheidet, mittelft Anleihen gebedt werben. 

Diefe Auffaffung ift von der älteren weſentlich verfchieden, fie nähert fich 
ver Diegel’fchen, füllt aber nicht mit ihr zufammen. Die frühere Theorie ließ . 
die Staatefhulven nur als unvermeidlihen traurigen Nothbehelf zu. Für ung 
dagegen ift e8 finanzmiffenfchaftliches Poftulat und Grundſatz der Finanzpolitik, 
daß die Einnahmebefhaffung wegen der angebeuteten Befchaffenheit der Staats- 
ausgaben grundfäglidh eine doppelte fein fann, bie der ordentlidhen 
Einnahme, befonters die Benugung der Steuerfraft, und die ver auKerorbent- 
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lichen Einnahme, befonders die Anwendung des Staatöfrebiti. Diegel’s For— 
mel, wonad die Ausgaben zu dauernden Verwendungen in dem Staate durch 
Staatsanleihen aufgebraht werden müffen, ift zu abfolut gefaßt. Selbft in hoch— 
entwidelten, fapitalreihen Volkswirthſchaften gilt biefe Behauptung nicht ausnahme- 
los. Vielmehr hängt die Entſcheidung darüber, ob und wie weit wirklich bie Be- 
nutung des Staatöfreditd zur Dedung von Staatsausgaben vienen fol, wohl 
von ter Betradhtung ver Wirkungen ab, welche die befonveren Arten von Ausgaben 
eimer- und die verfhiedenen Methoden der Beihaffung der Einnahmen, Steuern 
oder Anleihen, andererfeits auf die Bollswirtbfhaft ausüben. Demnach muß bie 
Unterfuhung vorgeben. 

C. Die Frage ter Anwendbarkeit des Staatsfrebit® wird hier zunächft info- 
weit beantwortet, als bie Antwort vom Zwed der Berwendung des Anleihe: 
betrags abhängt. Um die Wirkungen der verfhiedenen Arten von Ausgaben auf 
die Bollswirthihaft von dem bier maßgebenven Gefihtspunft aus zu unterſuchen, 
muß man biefe Ausgaben zuvor, theilmeife nach ven Merkmalen vom umlaufenden 
und ftehenden Kapital, Haffificiren. 

Das feftgeftelte Staatshaushalterforbernig zerfällt in tie eigentlide 
Staatsausgabe, bie privatwirthſchaftliche Kapitalanlage und bie 
Staatsfhuldentilgung. Die erfte umfaßt alle Ausgaben, welde bei der in 
der Finanzperiode herrſchenden Auffaffung der Stantszwede und bei dem gleich- 
zeitig geltenden inneren und äußeren Syfteme ber politifhen Verwaltung zur Ber- 
wirflihung jener Staatszwede erforverlih find. Die zweite begreift die Ausgaben, 
durch melde der Staat ein Unternehmen grünbet ober verbefiert, das die alleinige 
Beftimmung bat, zur Dedung der Etaatdausgaben einen Reinertrag abzumerfen. 
Die privatwirthfhaftliche VBermögenslage des Staats wird hierburh, wie umge- 
kehrt durch die Verwendungen für Schulventilgung, verbeflert. Die eigentliche 
Staatsausgabe theilt fi wiederum in brei große Gruppen, das Normalerfor- 
verniß, die ftaatswirtbfhaftlide Kapitalanlage und bie außer— 
orbentlide Ausgabe. Das erftere fchließt alle Ausgaben in fi ein, welde 
ſich durch den gegenwärtigen Bereih der Staatöthätigfeit und das in einer Finanz- 
periode einmal beftehende Verwaltungsſyſtem, d. h. das Syſtem von Mitteln zur 
Erreihung der Staatezwede, jährlich in demfelben Betrage mwieterfehrend ergeben; 
es umfaßt daher von der neuen, feit ber legten Finanzperiode hinzugewachſenen 
Ausgabe den bleibenden Theil. Die ftaatswirtbihaftlihe Kapitalanlage (Rapi- 
talanlage in den Staat und feine Inftitutionen) begreift denjenigen einmaligen 
eder nur von Zeit zu Zeit vorkommenden Aufwand für die Staatseinrichtungen 
“und Staatsanftalten, welher in ven legteren die Grundlage für eine dauernde 
Nutzung, alfo ein flehendes Kapital wird. Die Kriterien find: der Wegfall der 
betreffenden Ausgabe, alfo eine Ausgabeverminderung in den folgenden Finanz- 
perioden und die Fortdauer der Fähigkeit zur Probuftion ber betreffenden, mei- 
ftens immateriellen Güter durd die Gefammtwirtbihaft (Staatshaushalt) für vie 
Bollswirthſchaft. Diefe Anwendungen unter dem Titel der ftaatswirthichaftlichen 
Kapitalanlage find mit der privatwirthſchaftlichen Kapitalanlage nicht zu verwed- 
fein. Endlich faßt die auferorbentlihe Ausgabe diejenigen Ausgaben einer 
Finanzperiode in fih, welde durch abnorme, vorübergehend fich der Berwirf- 
lichung der Staatszwede entgegenftellende Schwierigkeiten hervorgerufen werben. 
Das praftifh wichtigſte Beifpiel ift der Kriegs aufwand. 

Das Normalerfordernig muß nun ſtets und volftändig durch orbentlide 
Einnahmen gededt werten, bier ift die Benugung des Staatskredits abſolut 
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verwerflich. Denn es wird hier nur umlaufendes Kapital und dieſes vollſtändig 
zugeſetzt. Alljährlich muß wieder derſelbe Betrag Güter, vorzugsweiſe Sachgüter 
dem" Staate zur Produktion feiner, meiſtens immateriellen Güter zur Verfügung 
ftehen, weil im Wefentlihen das gleihe Bedürfniß der Einzelwirthſchaften nad 
diefen von ber Geſammtwirthſchaft zu erzeugenden Gütern, Sorge für Rechtsſchutz, 
Beförderung der materiellen und geiftigen Intereflen u. |. w. Jahr für Jahr wie- 
berfehrt. Der Staat Tonfumirt mithin im Probuftionsproceß bie der Vollswirth⸗ 
fhaft entzogenen Sachgüter und die Einzelwirtbfchaften fonfumiren die vom Staate 
probucirten immateriellen Güter in jeber Finanzperiode vollſtändig. Nur in 
längeren Zeiträumen fann wohl das Bolt dauernd, zum Theil unter dem Einfluß 
ver langſam, aber kontinuirlich von Jahr zu Jahr fortwirkenden Peiftungen bes 
Staats eine höhere Kulturftufe erreihen und dann das Normalerforberniß, z. B. 
der Aufwand fir präventiven und repreffiven Rechtsſchutz, ih vermindern. Die 
Ausgabefummen vieler Jahre hätten bier nachgewirkt. Dies iſt aber fein Grund, 
von der obigen Forderung, daß das Normalerfordernig ganz durch ordentliche 
Einnahmen zu deden ift, etwas abzulaſſen. Der Staatshaushalt, in welchem biefe 
Regel vernachläffigt wird, leidet am chroniſchen Defictt. Er geht mit Notbwen- 
digfeit dem Ruin entgegen, denn bie geliehenen Sachgüter werben bier ausjchließ- 
lich zu ſolchen immateriellen Gütern umgearbeitet, welche alljährlich fo gut wie 
vollftändig verzehrt werben — von obigem mögliden, aber ungewiffen Ausnahme- 
fall in längeren Perioden abgefehen. Die wachfende Zinfenlaft zieht bier bie 
Finanzen in den Abgrund. 

Gerade umgekehrt wie mit dem Normalerforberniß verhält es fi mit ber 
privatwirtbfchaftlihen Kapitalanlage. Diefe fol nicht durch Steuern, ſondern, 
wenn der Staat nicht etwa andere KRapitalien (3. B. Ablöſungsgelder, Kaufſum ⸗ 
men für veräußerte Staatsgüter, allenfalls auch Neinerträge des Domaniums) 
dazu verfügbar hat, durch den Staatskredit beftritten werben. Hier wird, genau 
in berfelben Art und mit benfelben Folgen wie in der gewöhnlichen Einzelwirth- 
fchaft, umlaufendes Kapital in ftehendes verwandelt, Kapital auf Domänen, Berg- 
und Hüttenmwerfe, Fabrifenausgelegt, um ben Reinertraa biefer Unternehmungen 
zu fteigern. Steuern für biefen Zweck verwenben, heißt nichts Anderes, als 
tem einzelwirtbfchaftlichen Betriebe Sachgüter oder Probuftionsmittel entziehen, 
um im gefammtwirtbichaftlichen Betriebe ganz die nämlihe Güterart, melde aber- 
mals nur erft Mittel zur Produktion der vom Staate verlangten Güter ifl, ber- 
vorzubringen. Offenbar ift dies ein grundſätzlich falfches Verfahren. Die Konfe- 
quenz dieſer Auffaffung führt zu der auch aus anderen Gründen zu verlangenben 
Einftellung der privatwirtbichaftlihen Staatstbätigfeit bin. Aber auch zuvor muß 
man bie Steuern als durchaus ungeeignete Mittel zur Erweiterung oder Grün- 
dung privatwirtbfchaftliber Kapitalanlagen bezeichnen. Die bergeftenerten Güter 
werben ben Einzelwirthſchaften entzogen, um im Gefammtbetrieb (Staatshaushalt) 
folhe Güter zu probuciren, welche der Staat am Beften oder allein für die Volks— 
wirthſchaft erzeugen kann („Staatsleiftungen”), nicht aber foldde, welche der Ein- 
zelwirtbfchafter felbft, und meiſtens beffer wie der Staat, herftellt. Wo es fih um 
große Summen, 3. B. Eifenbahnen, handelt, hat der Staat neuerbings aud immer 
nad dieſem Princip gehanvelt. 

Zur ftaatswirtbihaftlihen Kapitalanlage ftellen wir einmal Staatsanftalten, 
welche aus höheren Gründen zwar in den Händen des Staats ſich befinden, jedoch 
nicht aum mefentlichen Bereich te Staat? gebören. Sie haben einen fisfalifchen 
Nebenzwet oder werben, mie man wohl fagt, nah dem Gebührenprincip verwaltet. 


Staatsfhulden. 9 


Dahin gehören Münz- und Poftwefen, Telegraphie, Straßen - und Wafferbau. 
Die regelmäßigen Betriebsauslagen und die Koften der Inftandhaltung diefer An- 
falten gehören zum Normalerfordernif. Die neue Kapitalverwendung auf viefe 
Unternehmungen dient ald Grundlage einer dauernden Nutung, theils zur dauern- 
den Einnahmefteigerung, tbeil® zur Probuftion von feiftungen, melde von der 
Bevölferung in den allgemeinen Steuern bezahlt wird. Die Kapitalanlage, z. B. 
im Straßenbau, wirft bier wie jede Verwandlung von umlaufendem in ftehenves 
Kapital in der Einzelwirthſchaft. Die Benugung des Staatsfrevits ift aud hier 
vollfommen am Blake. 

Sodann gehören zur ſtaatswirthſchaftlichen Kapitalanlage tie nothwendigen, 
ein ftehendes Kapital barftellenden Anftalten zur Durdführung mwefentliher Staats - 
zwede. Mit der Ausdehnung des Bereiche der Staatsthätigfeit wachſen die Aus- 
gaben unter diefem Titel. Diefe Ausdehnung erfolgt entweber ertenfiv dadurch, 
daß neue Aufgaben und Zwede in ven Bereich des Staats gezogen, ober intenſiv 
dadurch, daß bie alten Aufgaben beffer und gebiegener erfüllt werben. Beides liegt 
im Weſen des fortichreitenvden Bolfs. Die dauernd hinzuwachſende, jährlich wieder 
in bemfelben Betrage vorfommende Ausgabe gehört zum Normalerforberniß. Jenes 
größere Kapital, meldes dagegen auf einmal in die Staatsanftalten ald Grund⸗ 
lage der ertenfiv und intenfiv erweiterten Staatöthätigfeit geftedt werben muß, 
fält in ben folgenden Perioden als Ausgabe fort, während es in feinen Wirkun- 
gen der Finanzwirthichaft und durch fie der Volkswirthſchaft zu Gute kommt. 
Dan denfe an große Reformen im Juftiz- und PVerwaltungsorganismus. Auch 
diefe Ansgabe kann burd Anleihen gevedt werben. 

In diefen Fällen der ſtaatswirthſchaftlichen Kapitalanlage liegt eine Umwand- 
(ung von materiellem Kapital in das große Immaterialfapital, den Staat und 
feine Anftalten, vor. Jene oben als außerordentliche bezeichneten Ausgaben, 
. DB. den Kriegsaufwand, fann man von einem Gefihtspunfte aus ebenfalls unter 
die Kapitalanlage in den Staat reihen, ſoweit burch biefe Ausgaben die Leiftungen 
bes Staats, z. B. für Rechtsſchutz nad Innen und Außen, im Werthe erhöht 
werben. Aber eben dieſes Letztere trifft in dem widhtigften Falle, bei ven Kriegs- 
toten, nicht immer zu. Die Rechtsfiherheit erhöht ſich nicht nur nicht nothwendig 
moportional dem Kriegsaufwande, es ift oft eher umgefehrt. Man kann baher 
bier oft nur fehr geswungen von einem ftaatlichen Immaterialfapital ſprechen, das 
durch ben Krieg gefchaften werde. Wie immer, wenn es fich darum handelt, ob 
man gewiffe Arbeiten und Kapitalverwendungen probuftiv nennen darf, fommt e# 
auch bier auf die richtige Verhältnigmäßiafeit der einzelmirtbichaftlihen und ver 
zeſammtwirthſchaftlichen Thätigfeiten an. Der Krieg hat immer die Tendenz, diefe 
Berhältnigmäßigkeit zu flören. Die immaterielle Rechtsſchutzproduktion wird zu 
toftfpielig und fordert zu große materielle Opfer, melde nicht aufhören, wirklich 
Opfer zu fein, weil der Krieg unvermeidlih if. Man kann diefe Opfer den Ver— 
Inften dur Elementarſchäden vergleihen. Sie bilden in der That außerordentliche, 
abnorme Ausgaben, teren Bedeckung durch Anleihen ſich aber gerade bei biefer 
Anſchauung nah Analogie der Amortifation von Kapitalverluften rechtfertigen 
Bft. Diefe innere Verſchiedenheit der auferorbentlihen Ausgabe von der flaats- 
wirthſchaftlichen Kapitalanlage nöthigt auch dazu, die Benugung des Staatsfrebits 
niht für beide Arten von Ausgaben gleih unbedingt zu empfehlen. 

Soweit der Zwed ber Verwendung des Anleihebetrags darüber enticheidet, 
würde das Geſetz ter Anwendbarkeit des Staatskredits demnach etwa folgenver- 
maßen lauten: alle Ausgaben zu dauernden Verwendungen in ben Staat und 
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feine Anftalten, wodurch vie Grundlage für eine dauernde Nukung geſchafſen wird, 
welche künftigen Finanzperioden als Cinnahmefteigerung (privatwirtbfchaftlihe Kapi— 
talanlage) oder als Koſtenerſparniß für die Finanzen und Produktionsfähigkeit für 
die Vollswirthſchaft (ſtaatswirthſchaftliche Kapitalanlage) zu Gute fommt; ferner 
alle außerortentlihen Ausgaben, melde in einzelnen Yinanzpericden zur Befeiti: 
gung außergewöhnlicher Hinterniffe bei der Ausübung der Staatsthätigfeit noth: 
wentig werden, aber ihrer Natur nad nicht regelmäßig wieberfehren, bürfen durch 
Benukung des Staatskredits gededt werben. Daraus ergiebt fih tie Obergrenze 
für tie Anwendung des Staatöfredits einem beftimmten Finanzerfordernifſe 
gegenüber. 

D. Bon dem Pergleib der Wirkungen, welde tie Anleihen einer= und bie 
Steuern andererfeits als Kapitalentziehungen auf vie Volkswirthſchaft ausüben, 
bängt es nun nad dem Obigen ab, ob und wiemeit Ser Staatöfrebit innerhalb 
jener Grenze auch mirflih in Anfpruh genommen werben foll und fann. Bier 
find trei Fälle getrennt zu betrachten. Die Anleihe fließt nämlich entwerer 1) aus 
wirklich disponiblen Kapitalien der heimiſchen Volkswirthſchaft, oder 2) 
aus Kapitalien fremder Volkswirthſchaften (Berfhultung an das Ausland), oder 
3) aus heimiſchen Kapitalien, welche erft tur die Anleihe anderweitigen pro— 
bduktiven Verwendungen entzogen werben. In den beiden erften Fällen verbient 
die Anleihe, im legten Falle vie Steuer den Vorzug. 

Zu Ziff. 1. Disponibel in dieſem Sinne find biejenigen Kapitalien, 
welche tbatfählih zur Produktion gerade nicht verwendet werben, weshalb fie in 
den Anleihen eine erwünfchte Anlagegelegenheit finten. Erhält der Staat für feine 
Anleihen wirklich folhe Kapitalien, fo ift die Anleihe unbedingt der Mehrbefteue- 
rung vorzuziehen. Denn eine für vie arbeitenden Klaffen nahtheilige Verminderung 
tes umlaufenden, als Lohnfonds dienenden Kapitals und eine ſchädliche Steigerung 
des BZinsfußes findet hier nicht ftatt. Namentlih in zwei Fällen fann der Staat 
in der entwidelten Volkswirthſchaft auf ſolche disponible Kapitalien rechnen, ein— 
mal im Falle der Kriegsanleihe und fodann in einem gewiffen Stadium ber fpe- 
fulativen Entwidlung auf den Gelpmärften. Der Arieg ſäet Mißtrauen aus und 
verbreitet Berfehröftodung. Viele Kapitalien werben tadurd disponibel. Der Staat 
fanır fie billig leihen, während bie erhöhete Befteuerung gerade wegen ber Ein- 
Ihränfung der Produftion größere Laften verurfadt. Wußerorbentlihe Ausgaben, 
Kriegsloſten u. f. w. werden daher hier fehr paffend durch Anleihen beftritten. In 
den großen Spekulationsperioden ferner tritt regelmäßig ein Moment ein, in mel- 
chem die fpefulative Tendenz in Ueberfpetulation übergeht und viel überſchüſſiges 
Kapital in fremde Volkswirthſchaften abftrömt. Hier fann eine Anleihe einen Theil 
biefer Kapitalien an fid heran ziehen und den Geldmarkt mohlthätig erleichtern. 
KRapitalvergeudungen und Krebitfrifen werben vermieden. 

Aber — ſolche disponible Kapitalien im ber erforberliden Größe giebt es 
weder in allen Bolfswirthichaften, noch find fie dort, wo man fie oftmals findet, 
in jedem einzelnen Zeitpunfte vorhanden. Nur in bodentwidelten, fapitalreihen 
Volkswirthſchaften, wie in England, Holland, theilweife in Franfreih und Deutſch— 
land, fpriht die Vermuthung in der Regel für das VBorhandenfein binreihender 
Maffen disponibler Kapitalien zu Anleihezweden und daher für die Bevorzugung 
der Anleihe vor der Steuer. In fapitalarmen, minder entwidelten Volkswirthſchaf— 
ten liegt die Sache anders, zum Theil gerade umgekehrt. Hier ziehen die Anleihen 
das Kapital doch erft aus anteren Verwentungen heraus. In der entwidelten 
Volkswirthſchaft macht der Krieg allerdings fehr viel Kapital disponibel, denn in 
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iprem Weſen liegt das Vorhandenſein von großen Maffenprobuftionszweigen, Er: 
portinduftrieen, Welthandelsgefhäften. Hier ift man auf einen fernen, unfichern 
Abſatz angemiefen, welder unter dem Kriege befonvers leidet. In der minder ent⸗ 
midelten Volkswirthſchaft wird aud gewöhnlich nur das Nöthigfte für ven nächſten 
Berarf erzeugt und in dieſem Umfang gebt die Probuftion auch in unglnftigen 
Zeiten weiter. Über auch in reihen Volkswirthſchaften kommt der Zeitpunkt ber 
Anleihe und die Page des Geldmarkts in Betraht. Im Beginn von Spefulationss 
xiten wird der Staat ziemlich ficher visponibles Kapital finden, 3. B. Frankreich 
. 3. 1854 nah dem Staatöftreih. Mitten in Spekulationszeiten, wenn ver 
Geldmarkt bereits für zahlreiche große Unternehmungen engagirt ift, wenn ſchon 
eine maffenhafte Umwandlung von umlaufendem in ftehendes Kapital (Eifenbahnen) 
erfolgt, viel Kapital in ausländifhen Anftalten ftedt, kann eine neue Staatsan« 
ieihe dagegen den Geldmarkt fehr empfinplid berühren und möglicher Weife nur 
ans anderen Anlagen Kapital heranziehen, z. B. in ffranfreih und anderen Staa= 
ten während und nach dem Krimmkriege. Dann entfteht in Folge der Anleihe 
eine Einfhränfung der Probuftion und, wie in der armen Volkswirthſchaft, Liegt 
der dritte ber obigen Fälle vor. 

Zu Ziff. 2. Die aus Kapitalien der Fremde gemadte Anleihe verdient 
as volkswirthſchaftlhichen Rüdfichten, mo ber Zwed der Staatdausgabe bie 
Anleihe überhaupt geftattet, immer den Vorzug vor ber Steuer. Politiſche 
Erwägungen mögen mitunter dagegen fprechen. Gewiffe volkswirthſchaftliche Nad- 
theile folher Anleihen find allerdings nicht zu läugnen, fie liegen in Gefahren 
für das Geldweſen des Landes (Einlösbarkeit der Baluta) und laffen ſich nicht 
vollfländig befeitigen, aber fie treten doch gegen die Vortheile auswärtiger Anleihen 
in den Hinterarund, 

Diefe Auffaffung findet viele Ungläubige, gleihwohl ift ihre Richtigfeit nicht 
\äwer zu beweiſen. Verfchiedene wirthichaftliche und politifche Vorurtheile, merfan- 
tiliſtiſche, ſchutzzöllneriſche Irrthümer über Geld und Geldweſen, Handelspolitik 
2.f.w. werben dagegen angeführt. Staaten, welche auf eine Betheiligung des 
Autlands an ihren Anleihen rechnen fonnten, find im Schuldenmadhen gewiß oft 
w weit gegangen, weil fie bie durch den Zweck der Anleihe beftimmte Grenze des 
Anlelheweſens nicht immer innegehalten haben. Aber dennoch verieth ſich im ihrer 
Finanzpolitik ein gewiffer richtiger Inftinft. Länder in der Lage von Defterreich, 
Rıfland, Italien. Norbamerifa verbanfen dem Syſtem der Staatsihulden mehr, 
ad das Borurtheil gewöhnlich zugeben will, Die große kulturgeſchichtliche Miſſion 
des öffentlichen Kredits zeigt fi gerade mit am Meiften in der Verſchuldung 
meniger entwicelter ärmerer Staaten an das reichere Ausland. 

Hier ift nicht blos von formell auswärtigen Anleihen die Rede, welde 
eine Regierung an einer fremden Börfe, oft mit kontraktlicher Zablbarkeit ver 
Zinfen und des Kapitals an dem fremden Plage, negociirt. Diefe Anlehen pfle- 
gen in gewiffen Formpunkten nad dem Gefhmade des Auslands eingerichtet zu 
kin und find dann oft ganz ober gröftentbeil im Auslande placirt. Aber aud 
gewöhnliche im Inlande abgefchloffene Anleihen aeben oftmals in den Beſitz aus- 
wörtiger Kapitaliften über. Um reell auswärtige Anleihen, wo das Ausland Gläu- 
tiger des heimiſchen Staats ift, handelt es fich alfo bier. Bei der heutigen kos— 
mopolitifhen Richtung des Kapitalienverfehrs hängt es offenbar gar nicht vom 
Belieben des Staats ab, ob feine Schulden reell auswärtige fein follen ober nicht, 
der Staat müßte denn, den Rechtsbegriffen des Zeitalters, dem geltenden Völker⸗ 
Rt und den einfachften Wirtbfchaftsregeln zuwider, pofitio ven Erwerb feiner 
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Obligationen durd auswärtige Kapitaliften verbieten, die Coupons nit bezahlen 
oder in Kriegszeiten eine Neputiation feiner Schulden gegen das Ausland befürd- 
ten laffen. Sonft hängt es nur vom Stande des Kurfes, des Zinſes und ber 
Allefuranzprämie im Inlande und in ven heimifchen Staatspapieren fpeciell im 
Vergleih mit der Fremde ab, ob und wie viel inländifhe Obligationen in den 
Befig des Auslandes übergehen. Die Verſchuldung an das Ausland entfteht durch 
ven höheren inlänbifchen Zinsfuß. Im Princip ift e8 für unfere Frage einerlei, 
ob neue Anleihen zur Dedung neuer Ausgaben vom auswärtigen Kapital über 
nommen werden oder ob vorhandene Obligationen durch Anfauf erft fpäter an 
auswärtige Kapitaliften fommen. 

Welhes nun auch der Zwed der Anleihe fei over gewejen fei, immer, jelbft 
im denkbar ungünftigften Falle, fchließt die auswärtige Anleihe große Vortheile 
für die heimiſche Volkswirthſchaft in fih, fowohl im Vergleich mit der (reell) in- 
länbifhen Anleihe, als auch, falls der Zwed die Anleihe überhaupt rechtfertigt, 
im Bergleih mit der Steuer. Die Benugung des gelichenen fremden Kapitals 
macht es möglich, foweit dies vom Vorhandenſein von Kapital abhängt, die Pro- 
duftion ganz im bisherigen Umfange zu betreiben. Bon irgend einer Verkürzung 
der Arbeiter durch Verminderung des allgemeinen Lohnfonds kann alſo bier nie 
mals die Rede fein. Angenommen, das Anleihekapital fei wie 3. B. in einem 
thörichten Kriege vergeudet, fo hat doch die heimische Volkswirthſchaft ihr eigenes 
Kapital erfpart und bleibt infofern glei produftiens- und fteuerfähig. Oder aber 
das Anleihelapital wird unmittelbar in der produftivften Weife, 3. B. in privat- 
wirthichaftlihen Kapitalanlagen, wie Eifenbahnen, verwendet, fo fann doch in Folge 
der fremden Betheiligung gleichzeitig diefe Produftion und in bemfelben Umfange 
wie bisher die Produktion der Einzelwirthſchaften vor fih gehen. Die Berfchul- 
dung an das Ausland verhütet aljo den Rüdgang und befördert den Fortſchritt 
der heimifhen Volkswirthſchaft. Borausgefegt, die Staatdausgaben werden nun 
einmal gemadt und dürfen nah ven früheren Grundfägen überhaupt mit Anleihen 
beftritten werden, unter allen Umſtänden ift e8 dann beſſer, wenn das Ausland, 
ald wenn das Inland das Kapital bergiebt. Daher der wirthſchaftliche Nuten 
von Subfidien, Kontributionen, auswärtigen Krediten. Die Bermehrung des in- 
ländifhen dur den Hinzutritt fremden Kapitals hat immer die Tendenz, bireft 
oder invireft die Produktion zu fördern, ven Arbeitern zu Gute zu fommen, den 
Kapitalgewinn und Leihzins zu ermäßigen, dem Inlande die Erreihung größerer 
Wohlhabenheit, einer höheren Wirthſchafts- und Kulturftufe zu erleichtern und fie 
zu bejchleunigen, dem ärmeren Lande die Ausführung großer Arbeiten und Unter: 
nehmungen felbft gleichzeitig neben einem ftarfen unprobuftiven Staatsaufwande 
zu ermöglihen, furz die Differenzen in Wohlftand und Kulturentwidlung unter 
den einzelnen Ländern rafcher auszugleihen und das Abendland, ja das ganze 
Menſchengeſchlecht allmälig auf eine höhere Stufe der Civilifation emporzubeben. 

Es kann bier nicht im Einzelnen der volfswirthihaftlihe Entwicklungsproceß 
geſchildert werden, durch welchen die Benukung fremden Kapitals für die Staats- 
zwede immer mehr zum Auffhwung der heimifhen Volkswirthſchaft beiträgt. 
Staatspapiere bilden gegenwärtig ein bevorzugtes Mittel des internationalen Ka- 
pitalverfehrs. Auch in dem ungünftigften Fall, weldem fi die Wirflichfeit immer 
nur entfernt nähert (Defterreih, Rußland, Norbamerifa), angenommen nämlich, 
das Kapital fremder Volkswirthſchaften fomme dem Inlande nur auf dem Wege 
der Staatsfhulden zu Gute, fo entwidelt fi bier doch eine Tendenz der Aus— 
gleihung nicht nur der Zinsfüße der beimifhen und fremden Staatspapiere, 
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fondern der allgemein landesüblichen Kapitalgewinne und Zinsfüße. Letzteres ſetzt 
voraus, daß das ärmere ſchuldende Land fih allmälig, weſentlich mit Hilfe des 
entlehnten fremden Kapitals, auf die Wirthſchaftsſtufe des anderen, reicheren Lan— 
des erhebt. 

Stehen mithin für die früher angegebenen Zwede auswärtige Unleihen in 
Ausfiht, fo verdient die Benugung des Staatskredits den Vorzug vor ber Be— 
fenerung. Die fremden Kapitalien find wie disponible Kapitalien der Heimath. 
Der Staat als folder hat aud den financiellen Bortheil, in Folge der Mitbe- 
theiligung des fremden Kapital einen niedrigeren Zins wie fonft zu bezahlen. 
Länder wie Defterreich feit dem I. 1848 verdanken es vorzüglich der verrufenen 
verſchuldung an das Ausland mit, wenn fie neben den ftärkften, materielles Ka- 
pital zerftörenden und zum Theil rein unprobuftiven Ausgaben für Krieg, Militär, 
Unruen, Reorganijationen aller Art, doch nod in der Erfüllung der großen 
faatlihen Aufgaben und in der volkswirthſchaftlichen Entwidlung mit fremden 
Fändern einigermaßen Schritt halten können. Daher die außerordentliche Unklug— 
beit, dur) Maßregeln, welde die Rechte und Intereffen der fremden Gläubiger 
beihädigen (Auszahlung der in Münze ftipulirten Zinfen in entwerthetem Papier- 
gelde, Couponſteuer, Couponftempel) den auswärtigen Kredit zu vermindern. 

Die großen Nachtheile der Berfhuldung an das Ausland follen in der jähr- 
lichen Hinauszahlung großer Zinsbeträge und in der über kurz ober lang erfol- 
genden Rüdzahlung des Schuldkapitals an das Ausland, genauer gefagt in dem 
Rüdfauf der Anleihe von den fremden Kapitaliften durch das heimische Kapital 
liegen. Jene Hinauszahlung gilt als reiner Berluft, als unleivliher Tribut an 
das Ausland, zumal wenn, wie fo oft, die Staatsfhuld für Kriege und manche 
Zwede zweifelhaften Werths aufgenommen worden ift. Der Rüdtauf des ganzen 
Schuldfapitals foll vollends oft den größten Berluft für das Inland bringen, weil 
eine billig erworbene Schuld theuer zurüdgelauft werden müſſe. 

Diefe Nachtheile find in Wirklichkeit gar nit vorhanden. Die Thatfachen 
werden bier ganz wirr durcheinandergemengt. Wenn die Boltswirthidhaft und ber 
Staatshaushalt unter dem Staatöfhuldenwefen leiden, fo ift daran die Thatſache 
ver Berjhuldung an das Ausland unfhuldig. Das Uebel liegt in früheren unpro- 
duktiven Ausgaben, in dem Umftande, daß Ausgaben mit Schulden beftritten 
worden find, weldhe nad den frühern Unterfuhungen durd Steuern hätten gededt 
werben jollen, oder in der vorausgegangenen, immerhin oft traurigen Nothwendig- 
teit großer außerordentliher Ausgaben, namentlich für Kriegszwede. Dafür müſſen 
jegt vrüdende Steuern zur Verzinſung gezahlt werden. Daß bie Zinfen in das 
Ausland geben, ift freilich für die Volklswirthſchaft ſchlimmer als wenn fie im In- 
ande blieben. Aber die Volkswirthſchaft ift trogdem jett befler daran, als wenn 
keiner Zeit eine Anleihe aus heimifhem Kapital gemacht worden wäre, Denn im 
eteren Falle würde die Probuftion ftärker eingefhränft worben fein, man hätte 
Ye Güter, welche jest als Zinfen in das Ausland gehen, und außerdem nod) 
einen Güterbetrag darüber hinaus gar nicht probuciren können. Das Inland hätte 
aljo mehr als dieſe Zinfen eingebüßt, troß deren Hinauszahlung es, fei das An- 
leibefapital gut oder ſchlecht verwendet, beffer oder nicht fo ſchlecht als fonft daran 
f. Der Nachtheil liegt immer in der ungänftigen Beſchaffenheit der Ausgabe und 
je nachdem in der ſchlechten Politik, welche dieſe Ausgabe verſchuldet hat. 

Auch der Rückkauf der vom Ausland erworbenen Staatsfhulpfdeine fordert 
nicht die Opfer, welche fonft eine Anleihe, aus nicht disponiblem heimiſchem Ka- 
pital gefoftet hätte, Wenn eine im Ganzen billig verfaufte Schuld theuer zurüd: 
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ekauft werden muß, ſo liegt der Grund davon großentheils in einer fehlerhaften 
* der Staatsſchuld, nämlich in dem falſchen Syſteme, Schulden zu einem 
niedrigen Nominalzinsfuß, alfo eventuell, wenn der reelle Zinsfuß, wie im Kriege 
regelmäßig, hoch ift, beveutend unter Pari zu kontrahiren. Das Ausland kauft 
ſolche Papiere in kritiſcher Zeit billig; fpäter, wenn die Umftände den Rüderwerb 
der Papiere dur die heimische Volkswirthſchaft bedingen, fteigen die Kurfe, aber 
nit fo hoch, daß eine Zinsreduftion zuläffig würde Die Wahl einer anderen 
Form der Obligationen kann dien oft beklagten Uebelſtand wirkſam befeitigen. 
Der Rückkauf der Staatsſchuld ift im Uebrigen viel weniger drüdend, als die ur: 
ſprüngliche Gewährung der Anleihe aus heimifhen Kapital oder die Beftenerung 
gewefen wäre, weil bie Volkswirthſchaft mittlerweile viel weiter entwidelt worden 
ift. Jahre lang, bis die Zinsfüffe ſich einigermaßen ausgegiihen haben, geht immer 
nur ein Theil der Zinfen wirklich in das Ausland, der zur Konſumtion beftimmte; 
ein großer Theil wird. nur" zu abermaliger Anlage in ven Staatspapieren benugt. 
Der Wirkung nad wird daher die in der betreffenden Staatsausgabe liegende 
Kapitalentziehung lange Zeit hindurch nur wenig gefpärt. Sobald die Zinsfüße 
ziemlich gleichftehen, hört dagegen ver fernere Erwerb von Obligationen Seitens 
des Auslands auf. Nun gehen die Zinfen wirklich hinaus und bald beginnt außer» 
dem, wenn bei der vorausgefegten Kapitalvermehrung, dem Sinken des Zinsfußes 
u. f. w. das heimifhe Kapital fid) wieder den den anderen Ermwerbözweigen gegen- 
über vernachläffigten eigenen Staatspapieren zuwendet, der Nüdfauf der Obliga- 
tionen aus ber Fremde. Hier erfolgt alfo nur eine Kapitalrädwanderung. Darin 
tritt dann erft der lange faum bemerkliche Nachtheil der einftigen großen Staats- 
ausgabe, nicht der Verſchuldung an das Ausland, hervor. Aber man fann dann 
faum mehr von einem Nachtheil fprehen: vie in fhlimmer Zeit aufgenommene 
Schuld wird dem Auslande in günftiger Zeit zurüdbezahlt, ohne Schwierigkeiten, 
denn fonft gefhähe es gar nicht oder noch nicht, und mit Hilfe des wirthſchaft⸗ 
— — welcher gerade auf vie Darlehen des Auslands zurüdzufüh- 
ren ift. 
| Die politifhen Nachtheile liegen in einer gewiſſen Abhängigfeit vom Aus: 
lande, alfo au von fremden und feinvlihen Regierungen. Aber abgejehen davon, 
daß es wegen der Abhängigkeit des Staatspapierderlehrs von den Binsverhältnif- 
fen der einzelnen Länder gar nicht in der Macht eines Staates liegt, ſich vom 
auswärtigen Kapital zu emancipiren, fo gewinnt auch der fhuldende Staat unmit- 
telbar auf politifhem Gebiete, weil der andere Staat berüdjichtigen muß, daß 
viele feiner Angehörigen Kapital in den Obligationen des erfteren angelegt haben. 
Der vollswirtbichaftliche Vortheil aber, welcher der auswärtigen Anleihe inhärent 
ift, fommt offenbar auf die Länge dem heimiſchen Staate aud in politifher Hin— 
fiht fehr zu Gute, 

Die volfswirthfhaftlihen Nachtheile ver Verſchuldung an das Ausland wie- 
gen, unferes Erachtens, die Bortheile nicht auf. Eine freie Abwägung fteht jedoch 
dem Staate aus dem angeführten Grunde, weil er nicht beliebig beftimmen fann, 
ob feine Schuldſcheine fih im Inlande oder im Auslande befinden follen, wiebder- 
um nicht zu. Die Nachtheile liegen in einem plöglihen ftarfen Steigen ver im 
Zins der Obligationen enthaltenen Aſſekuranzprämie. Da viefer Zins ftabil iſt, fo 
hat der Kurs die Tendenz zu fallen, es erfolgt ver Unſicherheit des Papieres 
wegen ein ftarfes Angebot gegenüber einer zurückweichenden Nachfrage, namentlich 
fuht das Ausland, plöglicy mißtrauifh geworden, einen Theil der Papiere zu 
realifiren und das Kapital wieder an ſich zu ziehen. Hält die heimifhe Börſe 
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einigermaßen Stand, fo bleiben auf ihr, wenn aud zu billigen Kurfen erworben, 
die Papiere laften, ein großer Betrag Kapitals ift fofort von der heimiſchen in 
die fremde Volkswirthſchaft zu übertragen. Mitten in den politifchen Krifen, wo 
jolde Erfheinungen zumeift vorzulommen pflegen, beanfprudt der Staat ohnedem 
jelbft große neue Kupitalien. Die wirthſchaftlichen Verhältniffe, ver Waarenhandel 
laſſen ſich nicht fofort auf einmal derartig einrichten, daß das erforderliche Kapital 
in der Geftalt von Waaren an das Ausland abbezahlt werden fann. Es muß 
daher größtentheils zunädft in Geldform (Münze, Barrenmetall! in's Ausland 
gehen. Da treten dann alle die befannten Schwierigkeiten und wirthſchaftlichen 
Störungen des Geld: und Krebitwefens, des Handels, weiterhin der ganzen Pro- 
duftion ein, welche eine plöglihe ftarfe Baargelvausfuhr in unferen modernen 
Geld: und Kreditwirthſchaften hervorzurufen pflegt. Der Fall ift ähnlich, wie in 
großen Oetreideimportländern, welhe nad einer Mifernte eine ftarke Korneinfuhr 
iheuer zu bezahlen haben (England). Präventive Mittel zur Verhütung folder 
Krijen im Staatsfhuldenweien find eine forrefte und vorſichtige Politit des ſchul— 
denden Staats, durch welche große plögliche Kriege und Unruhen im Inneren 
möglichft vermieden werben. Die Wichtigkeit einer guten Politif für die Finanzen 
zeigt fi bier in einem bejonder8 hervorragenden Beilpiel. Daneben trägt die 
Berſchuldung an das Ausland aud hier das wirkfamfte Korreftiv in fi, weil fie 
dem Inlande die Erreihung einer gleih hohen Wirthichaftsftufe ermöglicht. Die 
reprejliven Mittel find die nämlichen, wie bei jeder momentan ſtark paffiven Zah: 
lungsbilanz: richtige Discontopolitif der Banken, redtzeitige und genügende Er» 
böhung des Zinsfußes, Beihränfung der Vorſchüſſe, wodurch auf die Wechſelkurſe 
gewirkt, der Kurs ter Fonds und ber Preis der Waaren gebrüdt, die Rüdjtrömung 
ver Papiere und der Abfluß des Metalls gehemmt wird. Hier liegen aber offen- 
bar bei unridhtiger Leitung der Banken große Gefahren für das Geldweſen vor, 
welche leiht zur Einftelung ter Baarzahlungen der Banken und zum uneinlös- 
baren Papiergelve führen können. Defterreih und Norbamerifa fünnen als Beleg 
dienen. Aber die Schwierigkeiten find zum Theil durch den energifhen Willen der 
Durdführung einer richtigen Kreditpolitif zu überwinden, 

Zu Ziff. 3. Die Anleihe, welche aus ben einer anderweiten Verwendung 
entzogenen heimiſchen Kapitalien gemacht wird, verdient feine Bevorzugung vor 
der höheren Befteuerung. Die Bermuthung fpridt dafür, daß die volfswirthfchaft- 
lihe Einwirkung felbft der übermäßigen Befteuerung nod minder ungünftig wie 
tiejenige der Anleihe ift, Befteuerung und Anleihe bier nur infofern, als fie dem 
einzelwirthſchaftlichen Betriebe Kapitalien entziehen, betrachtet. In minder entwidel: 
ten , fapitalärmern Volkswirthſchaften, wo es wenig ober gar feine bisponiblen 
Kapitalien giebt, ift daher die Anleihe nur in vem Halle, in weldem auf eine 
ſtarke Betheiligung auswärtigen Kapitals zu rechnen ift — ein allerdings häufi- 
ger, aber doch nicht ſtets vorlommender Fall — rathjam. 

Das Kriterium dafür, ob eine Anleihe in diefe dritte Kategorie gehöre, ift 
eine Steigerung des Zinsfußes, welhen der Staat gewähren muß, um Anleihen 
zu erhalten, und das weitere Steigen des allgemeinen Zinsfußes in Folge biefer 
Kapitalverwendungen des Staats. Namentlich in dem praftifh wichtigſten Yale, 
wenn außerordentliche Ausgaben, befonders Kriegstoften, zu beftreiten find, alfo 
jelbft wenn unverhältnigmäßig große miaterielle Kapitalien in ein Immaterialfapital 
verwandelt werden, nimmt man bei etwas umfangreicherer und andauernderer Be- 
nugung des Staatskredits (England in den franzöfiihen Kriegen, Defterreich feit 
1848, Jtalien feit 1859, Franfreih in den legten Jahren) wohl ein ſolches Stei— 
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gen des Zinsfußes wahr. Diefer Steigen fann ein reelles fein und nur dieſes 
fommt in legter Linie bier in Betracht, nicht das Höhergehen der bloßen Afje- 
furansprämie im Zinsfuß des Staats. Eine Anleihe aus disponiblen heimifchen 
oder aus auswärtigen Kapitalien fann dieje Folgen nicht haben. 

Diefe Folgen felbft find aber nachtheilig, fie deuten auf eine Einſchränkung 
ver Produktion in den Cinzelwirthihaften und auf eine fhlieglih den Arbeitern 
zur Laft fallende Verminderung des umlaufenden Kapitals. Mihl und Andere 
baben dieſe dritte Art der Anleihen ausfchlieglih oder do vornehmlich im Auge 
und fonnten dann ohne Schwierigfeit nachweiſen, daß die Anleihe hier wirthſchaft⸗ 
lich nachtheilig fei und vor Allem das Intereffe ver arbeitenten Klaſſen beſchädige. 
Die Argumentation ift im Wefentlihen richtig, der Fehler liegt nur in dem Glan: 
ben, daß fie für alle Arten Anleihen paffe. Auch hier fann man die Frage nicht 
immer abftraft ftellen und beantworten, ob die Anleihe gut oder nicht gut fei. 
Bielmehr muß man gleichzeitig immer ven Zwed ver mit der Anleihe zu beftrei- 
tenden Staatsausgabe berüdfichtigen und alsdann von der Annahme ausgehen, 
daß dic Ausgabe wohl oder übel nun einmal gemacht werbe und es fih nur um 
die Anleihe oder die Befteuerung handle, 

Der früher ziemlich allgemeine Nechtfertigungsgrund der Anleihe war eigen» 
thümlich genug ganz falfh. Dan fagte nämlich, bei der Anleihe werde das Opfer 
und der Kapitalaufwand nicht ganz von der gegenwärtigen Generation, wie bei 
der Steuer, getragen, fondern mit auf die künftigen Oenerationen gewälzt. Die 
früher entwidelten Gedanken über die Bedeutung des Zwedes der Ausgaben für 
diefe Frage zum Theil gutheißend, hat man dann wohl gerade die Ausgaben im 
Kriege ald eine mit Fug und Recht durch Anleihen zu beftreitende bezeichnet, weil 
es nicht mehr als billig fei, daß die kommenden Geſchlechter, wie fie von dem 
Nugen profitirten, jo auch von dem Uebel des Kriegs ihren Antheil trügen. Das 
Letztere thun fie aber auf alle Fälle ſchon durch die Zinfenlaft, welche fie fort 
während zu bezahlen haben. Aber vie Borausfegung ift falſch: die Gütermaflen, 
weldhe dem Staate auf dem Wege der Anleihe und der Befteuerung zufommen, 
werben beide Male ſtets aus dem jegigen Einkommen und jegigen Befig bes 
Volks genommen. Sind die Anleihefapitalien nicht wirklich disponibel geweſen, fo 
muß nothwendig die Anleihe die Produktivfonds der Einzelwirthfhaften oder deren 
Konjumtionsfähigfeit vermindern. Soweit daher bei der Anleihe von Opfern bie 
Rede iſt — gerade in dieſem dritten Falle — bringt die jegige Generation in 
dem Zeitpunfte, in welchem die Anleihe erfolgt und ihr Betrag vom Staate ver- 
zehrt wird, im Ganzen biefelben Opfer, als wenn vie gleihe Summe als Steuer 
erhoben wird. 

Man braudt die bier beſprochene Anleihe felbft nur mit der ungünftigften 
Steuer, der übermäßigen, zu vergleihen, um ſich zu überzeugen, daß biefe 
Anleihe im Princip ganz die nämlihen vollswirthigaftlihen Wirkungen, wie dieſe 
Steuer äußert. Diefe Anleihe entzieht der probultiven Verwendung burd die 
(Sinzelwirtbfchaften vireft oder inbireft einen Theil des umlaufenden Kapitald und 
bewirtt auch vielleiht eine Einfchränfung des betreffenden Normallonfums ber 
einzelnen Konfumentenfreife, indem zum Zwed ver Anleihe etwas an viefem Konſum 
gelpart wird. Ganz dasſelbe thut die übermäßige Steuer. Allerdings wird auf ber 
anderen Seite durd die VBerausgabung des Staats wieder ein Theil der Kapi- 
talien mehr eder weniger produftiv verwendet und es fließt daraus ein Einfommen, 
fo daß ſich bis zu einem gewiffen Punfte — bei ver Kriegsausgabe allerdings nur 
im erften Stablum der Verwendung der dem Staate zur Verfügung ftehenden 
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Güter — die vollswirthſchaftlichen Wirkungen der Kapitalentziehung und der Ver— 
ausgabung kompenſiren. Das iſt aber wiederum bei der Steuer gerade ſo wie bei 
der Anleihe der Fall, bedingt alſo feinen Vorzug der einen Geldbeſchaffung vor 
der anderen und kann bei der Rechnung mithin außer Anſatz bleiben. 

Soweit die Anleihe und die übermäßige Steuer das in den Händen der 
Unternehmer befindliche umlaufende Kapital angreifen, haben beide die Tendenz, 
vorzugsmweife die aus diefem Kapital befchyäftigten Arbeiter zu ſchädigen, denn bei 
gleihbleibenver Arbeiterzahl muß dann der Lohn ſinken. Die engliſchen National 
ötonomen haben diefe Wirkung der Anleihe ganz richtig emtwidelt. Aber bei ihrer 
begrifflich ſcharfen, mathematifhen Deduktion formulirten fie, wie ihr großes Haupt, 
David Ricardo, das Problem oft zu abftraft und verfuhren in den konkreten 
Berhältnifjen des Lebens aud bier, wie in jo mander anderen Frage, zu wenig 
fofuiftiih. Dagegen ift hier wie in der Bevölferungs- und Örundrententheorie, 
der Geld- und Papiergelvlehre (Ouantitätstheorie) u. f. w. eine Reaktion, beſonders 
unter den kontinentalen, namentlich den jüngeren deutſchen Nationalötonomen er- 
folgt. Aber ver wiffenjhaftliche Kern der früheren Säge muß doch beftehen bleiben, 
Man hat nur die Bedingungen des Falls genauer zu formuliren und darf, was 
fo oft gefchieht, nicht vergeffen, daß gerade die Ricardo'ſche Schule dem Sinne 
nad von einer Tendenz der Entwidlung unter den und den VBorausjegungen 
fpricht, wo ihre Worte oft auf die Annahme einer nothwendigen Entwidiung 
unter allen Umftänden fliegen laſſen. Die Beſchäftigung von Arbeitskräften durch 
ven Staat, gerade im Kriege ein jehr praktiſcher Fall, bewirkt, daß die Arbeiter 
weniger leiden, ald man jonft vorausfegen würde. Die theilweife Mitbenugung 
disponibler und auswärtiger Kapitalien verhütet weiter das Eintreten der abge- 
ieiteten Folgen bis zu einem gewijjen Grade. Aber offenbar find dies feine Aus- 
nahmen von dem obigen Sage, fondern legterer gilt eben nur unter Ausſchluß ver- 
jenigen Faktoren, welche ihrerfeits eine andere Folge ebenfo nothwendig hervorrufen. 

Nur der Zwed der Staatsausgaben fann in diefem Falle mithin die Anleihe 
oder die Übermäßige Belteuerung redhifertigen. Es fragt fih dann nur, ob nidt 
menigftens die Anleihe dem Grade nad minder ungünftig, wie die übermäßige 
Steuer wirft. Iſt aud dies nicht der Hall, dann muß in der That die Beftenerung, 
vollends die gewöhnlich mäßige Steuer, die ſer Anleihe immer vorgezogen werben, 

Unferes Erachtens ift es wirklich nicht ver Fall. Die Anleihe hat die Tendenz, 
ftärfer wie die Steuer, auf das umlaufende Kapital zu fallen, alfo nit durch 
Berminderung des Normallonfums aufgebraht zu werben. Die wohlhabenden 
Kiaffen haben kein fo ftarfes Motiv, die Anleihe nicht aus ihrem umlaufenden 
Kapital zu machen, wie 3. B. im Falle einer bedeutenden Vermögensſteuer, denn 
ein Einkommen, und bei der hier vorausgefegten freiwilligen Anleihe ein gleiches 
oder jelbft ein höheres Einkommen, beziehen fie aud aus dem dem Staate ge- 
liehenen Kapital. Da nun die Unleihe mehr oder weniger je nad dem Zweck 
der Ausgabe und im Falle der Kriegsausgabe immer in bebeutendem Maße, eine 
Ginfgräntung der Produktion nothwendig macht, alfo der gefammte Sachgüter- 
ertrag ſinken muß, jo wird im Falle der Anleihe vorausſichtlich ftärker, wie in 
dem der Steuer, nur die Konfumtion der Arbeiter befchränft werden, während 
diejenige der wohlhabenden Kiaffen gleih bleibt. Mit a. W.: das Minus an 
Gütern trifft noch mehr wie fonjt allein die Arbeiter. Zu demjelben Rejultate 
gelangt man bei der anderen Betradtung, daß die Anleihe das umlaufende Kapital 
vermindert, daraus die Arbeiter befhäftigt werden, alſo vorausfichtlid deren Lohn 
fallen muß. Die Steuer, felbft vie übermäßige, ja gerade fie am meiften, wird 
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immer bei den zunächſt gleichmäßig im Verhältniß ihres Einkommens Getroffenen 
die Neigung zur Einſchränkung des Konſums hervorrufen und wird hierdurch 
immer auch von den Wohlhabenden ſtärker mit getragen werden. Denn dieſe werden 
einmal weniger konſumiren und ſodann gerade deshalb ihr umlaufendes Kapital 
weniger ſtark vermindern, alſo den Arbeitern einen größeren Beſchäftigungsfonds, 
höheren Lohn und eine größere Maſſe Konſumtibilien laſſen. Allerdings befteht 
bei jeder Steuer und beſonders wieder bei der übermäßigen, die Tendenz der 
Ueberwälzung auf andere. Die Verminderung des Konſums der Wohlhabenden 
und die Beſtreitung der Steuer aus dem umlaufenden Kapital führen beide zu 
einer theilweiſen Ueberwälzung der Steuer auf die Arbeiter, aber immer vollzieht 
ſich hier doch nur ein langſamer Proceß in dieſer Richtung, während bei ber An— 
leihe die Arbeiter raſcher und ſtärker zu leiden haben. 

Wir gelangen hiernach zu folgendem allgemeinen Geſetz für die Dedung 
des Stantsbedarfs: Das Normalerforternig muß ftet8 durch ordentliche Einnahmen, 
refp. Steuern, die privatwirthſchaftliche Kapitalanlage durd Anleihen gededt werben. 
Die ftaatswirtbihaftlihe Kapitalanlage und die außerorbentlihe Ausgabe bürfen, 
erftere betingungslos, legtere bedingter, foweit darüber der Zweck der Ausgabe 
entjcheidet, mittelft Benugung des Staatskredits beftritten werden. Hier fol aud 
wirklich die Anleihe der Steuer vorgezogen werben, wenn jene aus biöponiblen 
und aus ausländifhen Kapitalien hervorgeht, alfo einmal in hohentwickelten, 
reihen und ſodann in armen Bolfswirtbihaften, welche notoriſch für ihre Staats- 
ſchuld einen bedeutenden Markt im Auslande finden. Sonft verdient dagegen für 
diefe Ausgaben die Steuer vor der Anleihe den Borzug. Die Vermuthung fpricht 
mithin, ohne die immerhin zmeifelhafte Betheiligung des Auslandes, in reichen 
Ländern mehr für die Zmedmäßigfeit der Anleihe, in armen für die der Steuer. 
Bei ſehr entwideltem internationalem Krebitverfehr ift auf eine ftarfe Betheiligung 
des fremden Kapitals zu rehnen. Dann ift es wegen der großen Vortheile der 
fegteren felbft rathjam, auch im Falle der Mitanlage von nichtdisponiblem heimifchen 
Kapital in den Anleihen, einen Theil der genannten Ausgaben durd Anleihen 
zu decken und die GSteuerfraft zu jchonen, fobald nur die muthmaßlichen Vorteile 
ber Betheiligung des fremden Kapitals bie Nachtheile, welche aus ver Betheiligung 
des angelegten heimiſchen Kapitals im Vergleich mit übermäßiger Befteuerung 
erwachlen können, audgleihen werben. 

Die obigen Sätze haben ten großen Werth, für die Theorie und Praxis 
einen feften Anbaltspunft bei der Enıfheidung der konkreten Fälle zu geben. Die 
Movifitationen, welde die konkreten Berhältniffe erheifhen, werden dann auch nicht 
fchwer vorzunehmen fein. 

E. Eine widtige Frage wirb in ber Lehre vom Staatsſchuldenweſen mit 
Unrecht oft ganz umgangen, ba fie dod von großer thatfächliher Bedeutung ft. 
Was fol nämlich gefchehen, wenn die an fich gerecdhtfertigte Benugung bes Staats- 
kredits fehlſchlägt? Diefe Eventualität verdient in der Theorie und Praris ſchon 
gegenüber bem früheren, jet ziemlich allgemein verurtheilten Syſteme des Staat $- 
ſchatzes eine furze Erwägung. Man hat behauptet, e8 bedürfe der Staatsihäge 
nit, weil der moderne Staat ſtets unter allen Umftänden das z. B. für plöglich 
ausbrehente Kriege nothwendige Geld auf tem Wege bes Kredits, alfo der frei- 
willigen Staatsanleihe erhalten fünne. Den Thatfahen gegenüber ſchwebt biefe 
Behauptung jedoch in ver Luft. Die jegigen Kriege im großen Styl zwiſchen 
Großmächten erheiihen nicht blos die größten Summen, fondern diefe müſſen auch 
innerhalb der fürzeften Termine auf einmal verfügbar fein: Dugende von Mil- 
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fionen Thafern im Monat, Hunderte im Jahre. Es fragt fih, ob ein Staat 
Guropa’s und Amerifa’s bei einem Kriege, welcher auf feinem eigenen Territorium 
ſpielt oder dasſelbe ernſtlich bedroht, ftets die erforderlichen Mittel raſch genug 
mittelft Anleihen an fidy ziehen könne. Zweifelhaft ift dies ſelbſt von Englanv. 
Schwerlich ift ein Kontinentalftaat dazu im Stande, Frankreich nicht ausgenommen. 
Es fann an Bertrauen, Luft zum Herleihen, es fann and) an verfügbaren Kapi- 
talien fehlen. Die Schuld liegt vielleicht im tiefen inneren Mängeln des Staats- 
weſens und ver Volkswirthſchaft, wo man dann für fünftige Fälle der Urfache 
des Uebels entgegenarbeiten muß. Aber damit wird dem Bedürfniß des Augen- 
blids nicht abgeholfen. Für ven tiefer Blidenten liegt in diefer Unzulänglicpkeit 
des Staatöfrebits und in der Unmöglichkeit, auf dem Wege der gewöhnlichen Be- 
fteuerung die erforderlihen Mittel raſch zufammen zu bringen, ver Erflärungs- 
grund für eines der größten wirtbichaftlihen Uebel ver Neuzeit: die Ausgabe 
uneinlösbaren Zwangskurspapiergelds, zu der man immer wieder troß der klarſten 
Einfiht in die Schädlichkeit des Mittels gedrängt wurde (f. ven Art. Papier— 
geld). Defterreih, Rußland, die Vereinigten Staaten von Nordamerika find Bei- 
Ipiele aus unferer unmittelbaren Gegenwart. In unierem gerühmten Zeitalter der 
vollswirthfchaftlichen Aufklärung und des Rechtsſtaats hilft man ſich wie früher mit 
der Berjcdylechterung der Währung, d. h. privatrechtlich gejprodhen mit Raub und 
Betrug, micht weil man das Mittel billigt, ſondern weil es faktiſch zunächſt allein 
zum Ziele führt. Hier genügt das Unleihejyftem nicht und im Beſteuerungsſyſtem 
liegt gleichfalls noch ein großer praftiiher Mangel, Auf vem volkswirthſchaftlichen 
Kongreß in Hannover (1864) hat man ebenfalls über die Papiergeldmißwirthſchaft 
debattirt, die foeben angeregte Frage aber tamit von der Hand gewiefen, daß ver 
Staat eben „reich werden“ müjje, um Alles, was er brande, erlangen zu können. 
Schade, daß der Feind viefen Zeitpunft nit immer erft abwartet. Soldem un- 
praltiſchen Doftrinarismus gegemüber ift es gerade in Deutſchland nachdrüclich 
zu betonen, daß das Staatöfreditiuftem, wenigftens in ber gegenwärtigen Ent- 
widinng unferer Bollswirthihaft, nit immer ausreihe. Daraus ergibt fi eine 
relative Rechtfertigung des Schatzſyſtems felbft noch für unfere Zeit (Preußen). 
Sodann aber folgt daraus die dringende Nothwendigfeit, bereits vorbereitend im 
Frieden Einrichtungen zu treffen, um im Falle des Bedarfs raſch große Extra- 
feuern (feien es eigentliche VBermögensfteuern, Zwangsanleihen oder dgl. m.) auf 
tihtigen Befteuerungegrundlagen erheben zu künnen. Auch fonft hat eine umfang- 
reihe Benugung des Staatskredits das Borhandenfein eines georbneten Steuer⸗ 
Inftems zur nothwendigen Borausfegung, weil die Zinfen der Staatsſchuld zum 
Kormalerfordernig, alfo zu den durch Steuern zu beftreitenden Ausgaben gehören. 
Die Fragen des Staatsfrevits und der Befteuerung hängen daher aud aus dieſem 
Gefihtspunfte auf das Engſte zufammen. 

F. Im Borhergehenvden ift ein principiell wichtiger Punkt, bie Frage der 
Schuldentilgung, nod nicht zur Erörterung gefommen. Es ſcheint uns paſſend, 
in Betreff diefer Frage die für privatwirthicaftliche Kapitalanlagen kontrahirten 
Schulden von den übrigen eigentlihen Staatsihulven zu trennen. Jene Schulten 
nimmt der Staat nicht als Staat, fondern als großer Privatunternehmer auf. 
Diefe Unternehmungen müſſen aus dem privatökonomiſchen Gefihtspunfte betrachtet 
werden. Die Schulden haften gewijjermaßen auf ven Anftalten felbft. Auch wo 
von einer fpeciell rechtlihen Haftung der legteren für jene Schulden nicht vie 
Rede ift, find die Schulden doch oft ganz zweckmäßig formell und ſtaatsrechtlich 
ven der Übrigen Schuld getrennt (3. B. Eijenbahnjhulven). Die ftehenven Kapitale 
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in den Anftalten nugen fih almälig ab, gewiffe Partiale des Mehrertrags find 
auf die Kapitalverwendung zurüdzuführen. Es empfiehlt fid), aus dieſem Mehrer— 
trag das Kapital zu tilgen, wie in der Privatwirthfhaft. Selbft ein beftimmter 
Tilgungsplan für dieſe Schulden hat etwas für fid. 

Anders verhält es ſich dagegen mit der eigentlichen, für Staatszwecke, alfo 
für ſtaatswirthſchaftliche Kapitalanlagen und für außerordentlibe Ausgaben (Krieg) 
aufgenommenen Schuld. Dieſe Schuld bedarf nicht nothwendig der Tilgung, fefte 
Tilgungspläne find fogar entjhieven verwerflid, Der Staat braudt fih nur das 
Recht ver Tilgung vorzubehalten. Ob und wann er davon Gebrauch maden fol, 
das hängt von Erwägung der Umftänte ab. Die Tilgung ift wirthſchaftlich und 
financiell oftmals weniger gut, wie die Fortdauer ver Staatsjchuld. Deshalb muß 
fidh der Staat nicht im Boraus durch ein feftes Verſprechen zu einer beftlimmten 
Tilgungsweife verpfliten. Die Gründe für diefe Auffaffung der Staatsfhulden- 
tilgung liegen 1) in der Perfönlichkeit tes Staats als Schuloners, 2) je nachdem 
auch im Zweck der Anleihe over in der Befchaffenheit ver Ausgabe, 3) vor Allem 
in ber Natur des durch den Staatshaushalt repräfentirten gefammtwirtbichaftlichen 
Produktionsproceſſes. 

Der Staat iſt auf ewige Dauer berechnet. Er kann fortdauernd Zinſen be— 
zahlen. In der ewigen Rente erhält ſich der Werth des Schuldkapitals. Die ge— 
wöhnlichen Gründe für die Tilgung ſallen fort. Die mit dem Anleihekapital ge— 
ſchaffenen ſtaatswirthſchaftlichen Kapitalanlagen nutzen ſich zwar im Laufe der 
Zeit ab. Aber der Vorausſetzung gemäß werden fie möglichſt in ihrer Nutzungs— 
fühigfeit aus den ordentlichen Einnahmen erbalten. So lange haben Staat und 
Volkswirthſchaft jerenfalls in ven Yeiftungen jener Kapitalanlagen für vie Zinfen, 
refp. die Steuern den Erfag (3. B. Juftizreformen, Errichtung von Gendarmerie- 
forps u. f. mw.) Freilih aber kann ſchließlich eine vollftändige Abnugung dieſer 
Immaterialfrpitalien erfolgen und die erwaigen Nugungen jener aufßerorbent- 
lihen Ausgaben find oft von vorneherein fraglid und von noch vorüber: 
gehenderer Dauer, Mit Recht künnte man daraus, foweit biefer eine Gefichts- 
punkt, die Rüdfiht auf die Dauer der Nutungen der aus den Anleihen beftrit- 
tenen Ausgaben, allein maßgebend ift, gerade die Nothwendigkeit einer regelmäßigen 
Tilgung ableiten. Allein bier fommt nun eben vie Eigenthümlichkeit des geſammt— 
wirthſchaftlichen Produftionsprocefies in Betracht. Die Sachgüter, welde ver Staat 
durch die Anleihe beranzieht, werten definitiv in den Staat verarbeitet und in 
Güter verwandelt, welche von jemen erften fpecififch verfhieden find. Es find 
immaterielle Leiftungen aller Art. Der Staat reproducirt nicht Güter, mit welchen 
er tilgen kann. Auch jene Leiſtungen laffen ſich nicht, wie in ber Einzelwirthfchaft, 
gegen Sachgüter, mit denen getilgt würte, austauſchen. In der Einzelwirthſchaft 
tilgt fi die Anleihe aus dem Ertrage des verwendeten Kapitals gewiffermaßen 
von felbft wieder. In ver ftaatlihen Geſammtwirthſchaft müffen immer erſt durch 
bie Befteuerung die zur Nüdzahlung des Schuldkapitals beftimmten Sachgüter 
an den Staat herangezogen werben. Nur diefe eigentlihe Tilgung aus reelleu 
Einnahmeüberftüjfen, nicht etwa blos eine formelle Tilgung der einen Schuld 
durch die andere, melde in der Praris aus Gründen des formellen Rechts aller- 
dings öfters in Grmangelung der orbentlihen Einnahmen geboten ift, fommt 
natürlich hier in Frage. 

In Betreff der Näthlifeit der Tilgung und der bafür erforderlihen Be— 
fteuerung find dann wieder ähnliche Fragen wie früher in Betreff ver Anleihe 
aufzumerfen und zu beantworten. Keineöwegs verdient die Tilgung immer ven 
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Borzug vor der Fortdauer der Staatsfhuld. Alles hängt von dem Umftande ab, 
ob vorausfihtlih die Gläubiger, welche das Kapital wieder. zur freien Verfügung 
erhalten, oder ob die Steuerzahler, welche dieſes Kapital jegt beihäftigen und dafür 
an jene Gläubiger den Zins zahlen, mehr mit vem Kapital ‚zu leiften wiffen. 
Das läßt ſich nicht mit Beftimmtheit im Boraus fagen: deshalb muß der Staat 
keine fefte kontraltliche Tilgungspfliht auf fi nehmen. Oftmals ift e8 wahrſchein— 
ih, daß das Kapital in den Händen der Steuerzahler beffer verwerthet wird: 
dann ift bie Tilgung gegen das volfswirtbfchaftliche Interefie des Landes und 
folglich aud gegen das financielle Interefje des Staats. Man vergißt bier fo oft 
in der Beweisführung zu Gunften der Nothwendigkeit einer Tilgung, welche ven 
Staat vermeintlich finanziell fräftigen würde, daß die Mittel zur Tilgung nicht 
aus fi felbft erwachſen, wie e8 nad ber Zinfeszinsrehnung im Tilgungsſyſtem 
ven Anſchein hat, fondern aus der Volkswirthſchaft genommen werben müffen. 
Beftenerung und Tilgung bilden bier nur innerhalb der Volkswirthſchaft eine 
Vermögensübertragung, die mitunter zwedmäßig, oft auch fehr nmachtheilig fein 
kann. Wo eine Staatsfhuld feft in die Volkswirthſchaft verwachſen ift, wie z. B. 
die englifche, wo dieſe Schuld großentheils im Beſitz von Kapitaliften, welche nur 
eine Rente aus der Verleihung ihres Kapitals ziehen wollen, ſich befindet, da iſt 
er gewiß vortheilhafter, das Kapital in den gefhidten Händen ber probu- 
cirenden Bevölkerung zu laffen und aus dem Ertrage der Probuftion die Zinfen- 
fumme für die Staatsjhuld als Steuer fortzunehmen, als durch die Beftenerung 
zum Zweck der Tilgung das Kapitald vom jepigen Verwender wieder in die Hände 
des Staategläubiger8 zu bringen. Deshalb müſſen vor Allem fo ertravagante 
Pläne, wie die Tilgung des größten Theils der Schuld mittelft einer einmaligen 
großen Ertrafteuer, von der Hand gewiefen werben (mehrfadh, u. a. auch einmal 
von Ricardo, in England, neuerdings ähnlich von Pillersdorf in Defter- 
reih vorgefchlagen). Das wäre ein Mittel, eine blühende Volkswirthſchaft zu ruiniren. 
Bürde die Tilgung das Kapital in die Fremde zurüdführen, fo ift dies noth- 
wendig ſtets für die heimifche Volkswirthſchaft nachtheiliger, wie bie Fortdauer 
der Staatsfchuld und rer Beftenerung zum Zwed der Berzinfung der Schuld. 
Kurz, principiell können wir uns nicht für die Tilgung unter allen Umftänden, 
mithin nicht für ein regelmäßiges Tilgungsſyſtem und eine Anleiheform, melde 
ein folhes Syſtem in ſich fließt, erklären. Der Staat muß ſich im volfswirth- 
Ibaftlihen und financielen Intereffe freie Hand wahren. Für vie Wahl ver 
Staatsfhuloformen find diefe Erwägungen von entjcheidender Bedeutung. 

MU. Die Formen der Staatsfchulden und andere Formpunfte 
des Staatsſchuldenweſens. 

A. Es kann ſich hier nur um die Vorführung und Beurtbeilung der typiſchen 
Hauptformeu, in welchen die modernen Staatsſchulden zu erſcheinen pflegen, 
nicht um eine biftorifch-ftatiftifche Aufzählung der irgenpwann und irgendwo einmal 
—— und noch vorkommenden Staatsſchuldformen oder Anleihearten 

deln. 

Von vorneherein laſſen ſich zwei Hauptarten von Staatsſchulden 
unterſcheiden, nämlich ſolche Schulden, welche für kürzere, und ſolche, melde 
für längere Perioden aufgenommen werden. Mit Rüdfiht auf dieſe Abſicht 
des Staats, fih unter allen Umftänden das Schulvfapital für ‚kürzer oder länger 
verfügbar zu erhalten, werben die formellen Rehtsverhältniffe zwifchen 
Glaubiger und Schuldner in Betreff der Kündigung und Rückzahlung 
der Schulden dann geordnet. Die erſte Art Schulden heißt ſchwebende, die 
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zweite Art fundirte Schuld. Jene Rechtsverhältniſſe bilden alsdann innerhalb 
dieſer beiden Arten den wichtigſten weiteren Eintheilungsgrund. Hiernach läßt ſich 
folgendes Schema entwerfen: 

I. Schwebende Schulden: 

1. Aus privatwirthſchaftlicher Thätigkeit des Staats. 
2. Aus ſtaatlichen Funktionen. 
3. Ausgaberückſtände (zufällige). 
4. Aus der financiellen Gebahrung. 
5. Schatzſcheine. 
6. Einlösbares Staatspapiergeld. 
I. Fundirte Schulden: 

1. Zurückzuzahlende. 

a) Nah einem allgemeinen Tilgungsplan für die ganze Schuld. 

b) Nach einem kontraktlich für die einzelnen Anlehen feftgefegten Tilgungsplan. 

Bei a) und b): aa) nad dem Tilgungsfondsfgften, 

bb) nach einer gleichen procentmweilen Tilgung, 
Bei aa) und bb): a) mit börfenmäßiger Einlöfung (Ankauf) nad dem Kurs, 
PA) mit Rückzahlung al Pari nach dem Lofe. 
Außerdem bei b): ce) mit Rüdzahlung nad Lotterieplänen (Lotterieaulehen), 
dd) mit Rüdzahlung in Form von Zeit und: Yeibrenten. 
2. Rentenfhulden: 
a) Unfündbare (ewige) Rente. 
b) Kündbare Rente. 
aa) Ohne Obligation für das Kapital, 
bb) Mit einfach verzinsliher Obligation, ohne Zilgunge- 
pflicht für das Kapital. 

Bei den ſchwebenden Schulden haben Gläubiger und Schuldner ein 
freies Kündigungsrecht, nach welhem zu den fontraftlich feftgefegten, meiftens nicht 
fehr langen Terminen ver Gläubiger die Rüdzahlung des Kapital al Pari ver- 
langen fann, der ſchuldende Staat fie leiften muß, andererſeits ber legtere aber 
auch feinerjeits fündigen darf. Im weiteren Sinne fann man aud bie oben ge— 
nannten erften beiden Arten zu der fchwebenten Schuld machen. Alſo alle aus 
ver privatwirtbfhaftlichen Thätigfeit herrührenden Geldſchulden, 3. B. 
unbezahlte Rechnungen. Auch diefe Schuldverbältniffe müfjen im georbneten Staats- 
haushalt leicht zu überfeben fein, fih nit von einer Finanzperiode in tie anbere 
immer binüberfhieppen. Die Kontrole, z. B. von ſtändiſchen Staatsfchuldenkom— 
miffionen,, follte fih auch auf fie austehnen. Ginzelnen ſtaatlichen Erwerbsunter- 
nehmungen, 3 B. Berg- une Hüttenwerken, wird paſſend ein beftimmter, umüber- 
Ihreitbarer Betrag feftgefett, biß zu welchem fie im laufenden Geſchäft Schulden 
fontrabiren fünnen. Aus ftaatliben Funktionen rühren 3. B. Schulden aus 
dem Titel der Rautionsgelder, gerichtlichen Depofiten ber. Für folhe Schulden 
haftet pafjend eine vom Tisfus in vermögensrechtlicher Beziehung getrennte. Kaffe 
oder Anftalt. Mitunter bilden folhe Gelder einen integrirenden Theil der ſchwe— 
benten Schulden im Allgemeinen , mas nicht lobenswerth if. Yusgaberüd- 
tände. befonders folde aus früheren Finanzperioden, fünnen ebenfalls zur 
Ihwebenden Schuld gezählt werben. Gröfte Ordnung im Kaffen- und Rechnungs— 
weſen ift nothwendig, um durch ſolche Rüdftände nit Verwirrung im Staats- 
bausbalt entfteben zu laffen. Die betreffenden franzöfifhen Einrichtungen mit ihrer 
rehnungsmäßigen Trennung des Dienfter für das laufende und das, abyefanfene 
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Jahr verdienen großes Lob.2) Wichtig: find in großen Staatshaushalten die Rüd- 
fände für Staatsſchuldzinſen und Kapitalsrüdzahlungen, welche fi oft zu Mil: 
lionen anſammeln. Wir haben bier übrigens nur zufällige Ausgaberüdftinde 
im Auge; abſichtlich bewirkte, z. B. verfhobene Gehaltzahlungen oder Zinszah- 
Iungsftofungen find eine Art Zwangsanlehen. Zu den Schulven, welche aus ber 
laufenden financiellen Gebahrung hervorgehen oder zu deren Durd- 
führung aufgenommen werben, gehören 3. B. die Kontoforrentfhulvden bei Banken 
(wie die gelegentlihen Borfhüffe der engliihen Bank in deficieney-bills, zur Zeit 
der Konfolszinszahlungen), Borfhüffe und Depotfchulden gegen Pfand von Werth- 
papieren ır. dgl. m., ferner die eigentlihen Anticipationen. Legtere werben 
durch plöglie unvorhergejehene außerorbentlihe Ausgaben oder durch unerwartete 
Einnahmeausfäle nothwendig. Gegen Obligationen nimmt der Staat bier auf 
burze Zeit Schulden auf, welche er aus der fpäteren orbentlihen Einnahme zurüd- 
zahlen oter. durch. ein eigentliches Anlehen fundiren will. Die urfprünglichen Antici- 
pationen waren zwangsweiſe ober freiwillig geforderte Borausbezahlungen 
fünftiger Steuern, daher ber Name. Sie find entſchieden verwerflih und bereiten 
zur im den folgenten Jahren um fo größere Berlegenheit. Ein großartiges Beifpiel 
neuefter Zeit ift die äußerlich freiwillige, aber unter moraliihem Drud erfolgende 
Grundfteueranticipation in Italien (1864/65). Der Name Anticipation ift dann 
auch anf die Ausgabe ven (verzinslihen oder unverzinslihen) Shuldſcheinen ausge 
dehnt, womit der Ertrag fünftiger Steuern oder Anleihen vorausgenommen werden 
iclte (Preußen 1812, Defterreih 1762, 1859 bei der Anticipation des venetian. 
Zwangsanlehens durch die Ausgabe von 20 Millionen fl. Baglien). Immer be- 
ſteht hier die Gefahr, daß die rechtzeitige Rückzahlung der Schuld oder Wieber- 
einlöfung der Obligationen nicht erfolgt. Bei nachläſſiger Verwaltung und mangelnder 
Kontrole reißen Hier leicht ſchlimme Mißbräuche ein. Eventuell muß im Redts- 
flaat dem Finanzminiſterium ein Marimalfredit an Anttcipationen zur Durch— 
führung der financiellen Gebahrung durd das Gefeg bewilligt werben. Staats- 
ſchuldenkommiſſionen finden bier ein ihrer befonderen fontrolirenden Aufmerfjamteit 
würdiges Gebiet der Thätigfeit. 

Die Shakfheine find aus den Anticipationen hervorgegangen, gewifjer- 
maßen dauernde, jhftemifirte Anticipationen. Man rechnet fie zur ſchwebenden 
Schuld, weil fie furzfällige Terminſchulden, auf 3, 6, 12 Monate, find. Unter 
beiberfeitiger Ginwilligung, welche mitunter ohne ausdrückliche Kündigung aud 
ſtillſchweigend vorausaejegt wird, werden fie dann beim Verfall oft prolongirt. 
Nach unferer, allerdings noch ziemlich allein ftehenden Anfiht bilden die Schatz— 
Iheine ein zwedmäßiges, ja in großen Staaten nothwendiges Komplement des 
Finanz» und Staatsſchuldenweſens, fie entſprechen ven fyinanzverhältniffen des 
modernen Staatd und der heutigen Krebitwirthichaft und verbienen beshalb princi= 
sielle Billigung. Volkswirthſchaftliche und finanzpolitifhe Gründe find für bie 
Schagjcheine anzuführen. In der bodentwidelten Volkswirthſchaft giebt es eine 
zteße Mafle Kapital, welches gerade für furze Termine völlig bisponibel ift und 
Verwendung fuht (England). Die Shagfheinfhuld hat hier im befonderen Maße 
Alles für fih, was oben für die Schuld aus disponiblem Kapital geltend gemacht 
wurde. In der unentwidelten. Boltswirtbihaft zieht die Schatzſcheinſchuld ftatt des 
bier meiftens noch fehlenden Depofitenbantwefens viel müffiges Geld an fih und 
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wirft dadurd wie, ein mwirthfchaftliches Erziehungsmittel zu Gumften der Sparfam- 
feit der Bevölkerung (Defterreih). Ergänzend tritt fie neben die funbirte Schul, 
indem fie dem Kapitaliften das Mittel bietet, kurz verfügbare Kapitalien ficher vor 
jever ftärferen Kursſchwankung zu placiren. Denn höchſtens kann, felbft in Krifen, 
ein Disfont für ein paar Monate verloren gehen (englifhe Schatfammerfcheine). 
In den Staatshaushalten der modernen Großftaaten — und ſolche Staaten, in 
welchen allein vie Konfequenzen des modernen Staatsweſens alle zur Geltung ge 
langen, fommen bier zumeift in Betracht — ift die Schaticheinausaabe für die 
Dorbführung ver Finanzaebahrung und der vorfommenden großen Finanzopera- 
tionen wenn nicht unentbehrlih, fo doch höchſt fürberlih und bequem. Oft braucht 
man plötfich größere Summen, berentwegen nicht fofort ein funbirtes Anlehen 
aufgenommen werben fann. Die Ausgabe von Schatfcheinen pflegt dann das befte 
und bilfinfte Mittel zu fein, das Gelb zu befchaffen, gerade meil das Kapital ſich 
nur auf furze Zeit feft engagirt. Aber tie Anwendung jenes Mittels fett voraus, 
daß der Schakfchein ſchon eine im Verkehr eingebürgerte Krebitform ift. Defterreich 
bat in ver fchlimmften Zeit feiner neueren Finanzgeihichte (1860— 63) ohne Mühe 
große Summen mittelft Schaticheinen zu 6 9/, aufgebracht, mo es fundirte Schulden 
mit kurzen Rückzablungsterminen faum zu 9%, au Tontrabiren vermochte. Im 
Finanzſyſtem mehrerer europäifcher Grofftanten (England, Frankreich, Defterreich) 
bilden die Schatzſcheine jett rinen bleibenden Beſtandtheil ber öffentlichen Schuld. 
Meiftens bat die Theorie diefe Schuldform noch angefohten. Das Mittel ſei fehr 
verführeriih. Allerdings, in frankreich bat diefe ſchwebende Schuld einen über- 
mäßigen Betrag erreicht, in Defterreih muR fie auch vermindert werben. Aber bie 
Gefahr des Mifbrauds darf niemals zur Verurtheilung eines fehr nüßlichen Ge— 
brauche überhaupt führen. Die Schatzſcheinſchuld muß auf einen, nad den kon— 
freten Berhältniffen au beftimmenven mäßigen Betrag firirt werben, und bies fann 
geſchehen. Auch fonft gilt der Einwand ver Theorie nicht ven Schatzſcheinen an 
fich, fondern nur einem zu großen Betrage berfelben. Finanzpolitiſch gefährlich 
ſoll die Schatzſcheinſchuld fein, weil die allgemeinere Verweigerung der Brolongation 
den Staat zur Zahlungsfuspenfion nöthigen würde. Aber ein vielfach wirkſames 
Mittel ftebt dem Staate, mie einer Banf, in der Erhöhung des Zinafußes zu 
Gebote. Sodann muß diefe Schuld eben requlirt werben, wie eine Bank ihr Depo— 
fitenaefhäft reaelt. Der Staat bat die Zeichen der Zeit auf dem Geldmarkte zu 
berückſichtigen und demnach je nachdem auch den Betrag im Voraus einzufchränfen. Fin 
baarer Betriebsfond muß ala Grundlage für die Scharfheinausgabe dienen. Fine 
Geſchäftsverbindung mit einer Banf kann zu dieſem Behufe am Plate fein. Aus 
finanzpolitifihen und volkswirthſchaftlichen Gründen ift durch ein Gefek für jedes 
Jahr der Marimalbetrag der Schagfcheine zu beſtimmen. Cine unparteliſche Er— 
wägung insbeſondere aud des Ginfluffes der Schagfheinfhuld auf den Geldmarkt 
und bie Volkswirthſchaft im Allgemeinen muß dem vorausgehen. Der Staat darf 
z. B. nicht zu viel Kapital der fonftinen Verwendung in ber Diefontirung ent: 
ziehen, nit in eine unerfpriehlihe Konkurrenz mit den Depofitenbanfen treten. 
Die Größe des Staatshaushaltes, der Zuftand ver Volkswirthſchaft, vie jeweilige 
Lage des Gelpmarfts müflen für die Feſtſetzung des Marimalbetrags und die 
mirflihe Höhe des Schatfcheinumlaufs maßgebend fein. 3) 





3) Principiell find die Schatzſcheine ven der foftematiichen Rinanzwiflenikaft noch kaum 
gewürdigt worden, weder von Malchus, Nebeniusd, Rau, nod auch von Neueren, mie 
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Ueber das einlöshbare Staatspapiergeld vgl. die Erörterung 


im Art. „Papiergeld“ in dieſem Staatswörterbuh, Bd. VII, ©. 654 ff. Das . 


eigentliche uneinlösbare Papiergeld (ebendaſ. S. 662 ff.) würde. eine befon- 
— Kategorie des Staatsſchuldweſens bilden. Es gehört zu den Zwangsanlehen 
f. u. Lit. C.) 

Die für längere Perioden aufgenommenen Schulden bilden nothwendig 
das Gros der Staatsſchuld. Es find die eigentlichen fogenannten Anlehen. Der 
Name funrirte Schulden, welcher allerbings bei einzelnen Theoretifern und 
in einzelnen Staatshaushalten mitunter eine andere etwas engere Bebeutung hat, 
kann paflend auf diefe Schulden alle ausgebehnt werben. 

Bei den zurückzuzahlenden Schulden übernimmt der Staat im 
Gegenfag zu den Rentenfhulden eine beftimmte Berpflihtung, in 
feftgefetster Weife eine Tilgung vorzunehmen. Der Gläubiger hat ein bem ent» 
ſprechendes Recht auf Tilgung. Der Sinn jener Berpflihtung des Staats kann 
ein verfchiedener fein. Entweder fol der Staat nit mehr und nicht meniger 
thun, al8 in Betreff der Tilgung verabredet worben ift, er muß alfo den Tilgungs- 
plan genau innebalten; oder jene Verpflichtung will dem Staate nur ein 
Minimum von Rüdzahlungsleiftungen vorfhreiben,, ein befonders in ſchlecht 
affrebitirten Staaten praftifcher Fall, wo der Staat dann wohl mehr thun 
darf, als er zugefagt bat, d. h. wo die Schuld aud außerhalb des Tilgungs- 
plans in ftärferem Maße gefündigt und zurüdgezahlt werben darf; ober endlich, 
jene Verpflichtung ſchließt die Zufage in ih, höch ſten s in dem feftgefetten 
Umfange tilgen zu mollen, — ein bei gut affrebitirten Staaten praftifher Fall, 
was dann wohl im Schulpfontraft befonders ausgebrüdt fein muß. Die Gläubiger 
fuhen ſich durch eine ſolche Klaufel gegen eine baldige Zinsrebuftion ober eventuelle 
Kapitalsrückzahlung zu fihern. Gin befonderes Kündigungsredht außerhalb des 
Tilgumgsplans hat der Gläubiger bei diefen zurüdzuzahlenden Schulden nidt. 

Diefe Schulden in ihrer heutigen Form bilden den Uebergang von ber 
fräberen beiderſeits beliebig fündbaren oder auf kürzere Zeit mit beftimmten 
Fälligfeit&terminen aufgenommenen Schuld zur Rentenfhuld. Nod bis tief in das 
18. Jahrhundert, in einigen Staaten bis in den Anfang biefes Jahrhunderts 
binein, wurben viele öffentlibe Schulden ganz in ber Weife ver Privatfchulden 
mit beiderfeitigem Kündigungsrecht fontrahirt, während dies jest nur noch mit 
den relativ Meinen Beträgen der fchmebenden Schulden gefchieht. Der Natur und 
den Bepürfniffen tes Staatshaushaltes widerſprach eine foldhe Einrichtung der 
Staatsſchuld. Nothwendig entmwidelte fih das Streben, dem Staate allein ein 
Kündigungsrecht zu wahren und ihm ein Minimum von Pflichten in Betreff ver 
Rüchahlung des Kapitals aufzulegen. Dem Gläubiger wurde das Kündigungsrecht 
juerft befchränft, dann völlig entzogen. Nun bildeten ſich die verfchiedenen Formen 
der zurüdgzuzahlenden funbirten Schulden aus. Der innere Grund hierfür lag eben 
in dem oben bargeftellten volkswirthſchaftlichen Weſen des Staatsfrebits. Die Ent- 
widlung entfprab aber auch wegen ver veränderten Wirtbichaftsverhältnifie dem 
Interefle der Staatsgläubiger. Der großartige Auffhwung der Volkswirthſchaft 
und des Wohlſtands hat allein ein Staatsſchuldenweſen im heutigen Umfange 
möglich gemacht, aber zugleih auch eine große Kaffe von Berfonen geſchaffen, 





Diepel, Umpfenbach. Mehr geſchieht dies ſchon von Stein ıKinangmwifienichaft. Lvz. 1860 
6. 495). Einaebend ift diefe Schuldaattung in meiner „Ordnung des öſterr. Staatsbaushaltes“ 
€. 76—92 beſprochen worden, 
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welche aus ihrem Kapital mittelſt Anlage in der Staatsſchuld blos eine bleibende 
Rente ziehen wollen. Dieſe Perſonen bedürfen der Kapitalsrückzahlung meiſtens 
nicht und wünſchen ſie deshalb nicht einmal. Durch die Einführung einfacherer 
Formen der Uebertragbarkeit der Schulddokumente ward dem beſtehen bleibenden 
Bedürfniß, das Schuldkapital eventuell disponibel machen zukönnen, wirk— 
ſam abgeholfen (Inhaberpapier). 

Die weitere Tendenz in der Entwicklung der Staatsihultformen war und 
ift dann offenbar, dem Staate die Tilgungspflidt mehr und mehr abzunehmen 
oder den betreffenden Anspruch des Gläubigers zu befchränfen. Dieſe Entwidlung 
führte innerhalb ves Spftems der zurüdzuzablenten Schulden felbft mit innerer 
Nothwendigkeit zur allmäligen Einſchränkung, ſchließlich zur Befeitigung der Tilaungs- 
pfliht des Staats; von Schulden, welche in furzen Terminen nad Starten Jahres— 
quoten zu tilgen waren, zu immer längeren Tilgungeperioden und Heineren jähr- 
lichen Tilgungsquoten; vom ftrengen Tilgungsfondfyftem zum Syſtem ber freieren 
Tilgung, zur Tilgung blos gewifler einzelner Anleben, endlich zur Tilgung mittelft 
blos zufälliger, nicht dur eine zum Behufe der Tilgung ergriffene Steuer- 
mafregel bewirfter Sinnahmeüberfhüffe. In dieſem Stadium (England) ift die 
Tilgung eigentlih reell im Princip aufgegeben, mas alsdann auch formell durch 
ven Uebergang zur Rentenſchuld anerfannt ward. Diefer Entwidlungsgang läßt 
fih wenigftens in großen Zügen auch biftoriih im europäiſchen Staatenſyſtem 
verfolgen. Der Proceß bat fih noch nicht vollitändig vollzogen. Viele Mittel- und 
Kleinftanten, insbefondere Deutſchlands, unter den Großftaaten Preußen, halten 
noch an ber Form der zurückzuzahlenden Schuld fett, Staaten in ſchlechter Finanz⸗ 
lage fünnen ſich wie alle fchlehten Schulpner dem Verſprechen der Rapitalsrüd- 
zablung noch nicht immer entziehen (Deiterreich). Aber nach dem bisherigen Ver— 
lauf zu fließen, darf man wohl annehmen, daß die fundirte Staateihuld der 
Zukunft faft ausſchließlich in der Form der Rentenſchuld erſcheinen, die zurück⸗ 
zuzablende Schuld faft ganz verfhmwinden und neben ver Rentenfhuid nur ein 
gewiffer Betrag von Schatzſcheinen eriftiren wird. 

Die Bepürfniffe des modernen Staats und der modernen Volklsw irthſchaft 
drängen gleihmäßig auf viefe Entwidlung bin. Die, wenn aud langfame, doch 
regelmäßige Tilgung der Staatsfhulden wurde früher von ber Theorie allgemein 
empfohlen und von der Praris vielfach vorgenommen, weil tie Staatsfhuld für 
ein großes Uebel galt. Das erfehnte Ziel der Tilgung mar immer die Abzahlung 
der Staatejchulp, damit der Staat fchuldenfrei fei. Aber die geläuterten An— 
Ihauungen über das Staatsihuldenmwefen führten nothwendig zur Einfiht, daß 
die Tilgung nicht principiell erforderlich fei. In der Nichtrüdzablbarkeit der Staater 
ſchuld hat man wohl das wahre Weſen und den großen Vorzug dieſer Schuld 
vor der Privatihuld gefunden (Dietzel und Andere). Die früber mitunter ein- 
feitig vom Staate nachträglich veriprohene Ausdehnung der Tilgung auf die ge— 
fammte Staatsfhuld (allgemeine Tilgung in viefem Sinne) und die Vorliebe 
für den Tilgungsfond erklären fih nur aus dem Streben, allmälig die Schuld 
gänzlich zu tilgen. Gin wichtiges Beifpiel der allgemeinen Tilgung ift die nad 
den franzöfifchen Kriegen freimillig erlaffene öſterreichiſche Verordnung v. 22. Ian 
1817 (f. den Art. „Defterreih“ in Br. VII, ©. 604). Die vollftändige Ab- 
zahlung der Schulden ift in ben neueren Tilgungsfpftemen faum mehr in Ausficht 
genommen. Die immer umfangreihere Benutung des üffentlihen Krevits ließ dieſen 
Standpunkt unpraftiih erſcheinen. Die Gntwidlung ber Vollswirthſchaft und 
fpeciell der Kreditwirthſchaft erforberte die Abzahlung aud nicht mehr. Allmälig 
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überzeugte man fih aud, daß bie Tilgung als Mittel, ven Staat wieder ſchulden⸗ 
frei zu machen, im Interefle des Staatshanshalts nicht geboten fei. Die zurüdzu- 
zahlende Schuld bürde fogar dem Staate eine Faft auf, welcher die Vortheile nicht 
entfprähen. Die fefte Tilgungspflicht Binde dem Staate peinlich die Hände und 
führe in dem nicht feltenen alle, daß blos zum Zweck der Tilgung neue An- 
leihen aufgenommen werben müffen, zu einem ganz nuglofen Aufwande. Später 
wurde und zum Theil noch jett wird die Tilgung dagegen aus einem anderen, 
unmittelbar praftiichen Grunde vertheidigt: fie fol als Mittel zur Stützung der 
Rurfe und zur befferen Unterbringung ber Anleihen dienen. Nun ift zwar bei ber 
fündbaren Rentenfchuld eine Tilgung, wenn fie für erfprießlich gilt, auch nicht 
ansgefhloffen und die Tilgung mittelft Nüdfaufs fteht dem Staate felbft bei ber 
unkündbaren Rentenfhuld immer frei. Jedoch hat man die form ber zurüdzuzah- 
Inden Schuld beizubebalten empfohlen, weil ein regelmäßiger Tilgungsplan einen 
heilſamen Zwang zur Tilgung in ſich ſchließe und die ununterbrochene Regelmäßig- 
fell der Tilgung auf die Kurſe gut einwirken werbe. 

Für den Staat rebucirt fih Alles auf eine Verzinfungsfrage. Diejenige 
Shuldform verdient den Vorzug, welche dem Staate auf bie Länge das Kapital 
am Billigfien verſchafft. Die Vertheidiger der zurädzuzahlenden Schuld behaupten 
dies von dieſer Schuld. Aber mit Unrecht. In Staaten mit zerrüttetem öffentlichen 
Kretit und in Zeiten mit vorwaltender Baiffetendenz der Kurſe werben zurüdzus 
zahlende Schulden unter übrigens gleihen Umftänden beffere Kurfe erzielen, alfo 
dem Staate billiger zu ftehen fommen, wie Rentenfchulden. Denn bie Bedingung 
der Rüdzahlung bietet hier eine gewiſſe Garantie gegen das in folder Lage wahr- 
Iheinliche. weitere Sinten der Kurfe. Wird ein Anlehen zu einem niedrigen No- 
minalginsfuße unter Pari ausgegeben, fo löst ſich bie Leiftung des Staats für bie 
Rüdyablung al Pari ober zu einem ben Emiffionspreis überfteigenden Kurfe in 
eine Rente auf, melde zu dem gewöhnlichen Zinfe der Obligationen hinzuzus 
ſchlagen if. Das Minus des reellen. Zinfes von zurüdzuzablenden gegen Renten- 
dulden bildet eine Affefuranzprämie, welde der Gläubiger gegen das weitere 
Sinken der Rurfe zahlt. Der Staat übernimmt diefe „Rursverfiherung” als Afe- 
kurateur, Aber ob er babei feine Rechnung durch Uebernahme ver Tilgungspflicht 
findet, ift feineswegs gewiß. Iene Prämie richtet fih nad ben zur Zeit ver An— 
leihe beftehenden Ausfichten der Kursbewegung. Verſchlechtern ſich die Verhältniſſe, 
wie dies im ſolchen Zeiten ſehr leicht möglich iſt, fo fann die Rückzahlungspflicht 
ſeht läftig werben und ihr meift nur durch Aufnahme neuer, theurerer Schulden 
Genüge geihehen, woraus eine abermalige Verfhlimmerung des Staatsfrebits 
beroorgehen wird. Waltet eine Hauffetendenz der Kurſe vor, fo fällt der relative 
Bortheil, der zurüdzuzablenden Schulden fort und die Prämie, welche ver Gläubiger 
für das Verfprechen ver Tilgung zahlen mag, mithin auch. Die Kurſe von Renten- 
ſchulden werben dann raſcher und flärker fteigen, wie diejenigen von zurüdzu« 
zahlenden. Denn legteren droht jet die biäher gewünfhte Tilgung, während 
eine Kündigung zum Zwed der Zinsredulftion bei ben Rentenſchulden doch immer 
aft nad länger. andauernder Hauffe zu erwarten ift. In der Regel wird ber Staat 
beſſer daran tbun, auch in ungänftiger Zeit Rentenfhulden zu einem bem jewei- 
ligen reellen Zinsfuß möglihft nahekommenden Nominalzinsfuk zu kontrahiren, 
welche ihn der läftigen Tilgungspflicht überheben und ihm bie Zinsrebuftion. er- 
möglichen, 

Gerade in ungünftiger Zeit ſchätzt man den Vortbeil einer allmäligen, fich 
über lange, Jahre ziehenden Tilgung nicht immer hob, meil ein raſch zu. realis 
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firender Gewinn dabei nicht in Ausſicht fteht. Anders ift e& mitunter, wo legteres 
der Ball ift, 3. B. bei ftarfen Rüdzahlungen in furzen Terminen auf Unlehen, 
welche zu einem niedrigen Nominalzinsfuß bedeutend unter Pari begeben worden 
find. Aber faft mit Sicherheit fallen folhe Tilgungen dem Staate fehr läftig und 
vertheueren ihm unerwartet die Schuld. Denn der Staatäfrebit geftattet feiner 
Natur nad vie raſche Tilgung des aufgenommenen Kapitals nicht. Die ungünftigen 
Umftände äntern fidh nicht fo bald, 28 werden nur neue Anlehen zum Behufe der 
Tilgung aufgenommen werben müffen. Dadurch wird die Finanzlage noch ſchwie— 
viger. Die Rüdzahlung al Pari nad ven Loofe in furzen Terminen macht aus 
dem Anlehen eine Art Porterieanlehen mit gleihmäkiger VBertheilung der Prämien 
auf alle Nummern. Damit wird der Reiz des Spiels befeitigt, eine Kursfteigerung 
darauf hin unmöglih. Staaten in ſchlechter Finanzlage, wie 3. B. Defterreich, 
haben fih durch die zurüdzuzahlenden Schulden und vollends durch Anlehen, wie 
3. B. das öfterreihiiche Steneranlehen von 1861 (mit jährliher 20=procentiger 
Tilgung!) eine unerträgliche Laſt aufgebürbet, welche eine felbftänbig mitwirfende 
Urſache zur immer weiteren Berfchlehterung ver Finanzen wird, Gerate Staaten 
in folder Lage brauchen zur Durhführung ihres großartigen Reorganifations- 
proceffeg Schuldfapitalien, welche fie minbeftens eine längere Reihe von Jahren 
rubig benugen fünnen. Cine zwangsweife Tilgung während diefer Zeit ftellt bie 
ganze Wirkung diefer Schulden wieder in frage. 

Bon den zurüdzuzahlenden Schulven find diejenigen am nadtheiligften, Sei 
welhen die Tilgungspflicht des Staats am ftrengften gefaßt und die Tilgung 
am meiften auf kurze Zeit foncentrirt if. Daher ift namentlih das ftrenge 
Tilgungsfondſyſtem zu verwerfen. Das Princip eines ſolchen Fonds ift 
das folgende. Der Staat gründet eine Tilgungsfaffe, welhe eine vom Fiskus ge- 
trennte juriftifhe Perfon ift. Diefe Kaffe wird zum Beginn aus der Staatskaſſe 
mit einem Kapital botirt und erhält auch wohl eine fortlaufende Jahrestotation, 
für immer oder bis zu dem Zeitpunfte, in weldem die Einnahme der Kaffe eine 
gemiffe Höhe erreiht hat. Indeſſen gehört dieſe fortlaufende Dotation nicht zum 
Weſen des Tilgungsfonte, Vielmehr erwirbt der Fond nun durch Anfauf an 
der Börfe oder durch Einrufung nach dem Looſe Staatsobligationen, welde in 
fein rechtlihes Eigenthbum übergehen und fortwährend weiter verzindt werben, als 
ob fie noh in Hänten des Publifums wären. Diefe Zinfen bieten dann das 
Mittel zum weiteren Obligationenanlauf. Die Tilgung gebt mithin dann nad Zinfes- 
zinsfägen vor fi, fo tag nah den gemöhnlihen mathematiſchen Regeln die ganze 
Staatsfhuld in einer nicht zu langen Reihe von Jahren getilgt fein müßte. 
Notoriih hat dieſe verführerifche Ausfiht dem Syſtem überall am meiften zur 
Empfehlung gerient. Price, welcher ven Vorſchlag zu dem englifhen sinking fund 
gemacht bat, konnte über die magiſche Wirkung des Zinfeszinfes nidht Staunen 
genug ausprüden. Pitt hielt an bem Fond wie an einem ficheren Rettungs- 
mittel feft. Torys und Whigs waren darin einerlei Anfiht (For, Sheridan 
u. f. w.), ein Beweis der Allmaht wirthſchaftlicher Vorurtheile. Leider ift dies 
der Stanbpunft des Rechners, nicht des Volkswirths und Finanzmanns. Die 
Tilgung ging blos nah dem Mechanismus nes Tilgungsfonds vor fih, aber fie 
machte fih doch, wie man oft faft gemeint zu haben ſcheint, nicht von jelbft. Die 
Mittel zur Tilgung oder zur ferneren Berzinfung der vom Tilgungsfond er- 
worbenen Obligationen waren ftet8 durch Steuern aus ver Volkswirthſchaft zu 
ziehen, mit allen gewöhnlichen Folgen der Beftenerung. Ob die Tilgung mirth- 
ſchaftlich erfprießlich fei oder nicht vielmehr das Tortbeftehen der Schuld den Bor: 
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zug verdiene, darum kümmerte man fi nit. Die feftgefegte Tilgung führte in 
bevrängter Zeit oft genug blos zur Aufnahme neuer, theurerer Schulven, um bie 
alten zu tilgen. Eine reelle Tilgung fand alfo hier doch gar nicht ftatt. In folder 
Zeit jchadete der Tilgungsfond pofitiv, in günftiger Zeit war feine Thätigfeit 
unnöthig. Trog aller gefeglihen Kautelen wurde das Syſtem denn aud regelmäßig 
tiefer feiner inneren Unhaltbarfeit wegen zuerft mobificirt, dann ſchließlich aufge: 
geben. Man ftellte zuerft etwa, ftatutenwidrig, die befondere Jahresdotation ein 
und beſchränkte ven Fond auf die Einnahmen aus ten Zinfen feiner Obligationen, 
Dann folgte die Feſtſetzung eines Marimalbetrags, welchen tiefe Zinfen erreichen 
durften, die Annullirung der übrigen Obligationen, die Derabfegung der Zinfen- 
einnahme. Darauf wurde ein Theil, fpäter ſämmtliche Einkünfte des Fonds zur 
Dedung anderer Staatsausgaben mit verwandt, der Fond alfo feinem urfprüng- 
lien Zwed ganz entfremvet. Als bloße zwediofe Rehnungsinftanz blieb er viel 
leicht noch eine Zeit lang beftehen, bis er envlih aud formell aufgehoben wurde. 

Das war im Wefentlihen der gleibmäßige Gang der Dinge in drei Staaten 
von fo ganz verfhiedenen wirthſchaftlichen und politiihen Verhältniffen wie Groß— 
britannien (ſ. Bo. IV, ©. 490), Franfreih und Defterreih (f. Bv. VII, ©. 604, 
635). Man erkennt hieraus die Macht gleichartiger Yinanznöthen und die relativ 
geringe Bedeutung der formalen Staatöverfaffung für die Aufrehthaltung folder 
Zilgungsmaßregeln. Der Pitt'fhe Tilgungsfond vom Jahre 1786, das gefchicht- 
lich berühmteſte Beifpiel, erfuhr ſchen beim Ausbruh und mehr noch im Verlauf 
der großen franzöfifhen Kriege ftatutenwidrige Beſchränkungen und Wandlungen, 
blieb jedoch im Ganzen in einer den englifchen Finanzen ſchädlichen Thätigkeit bis 
zum Jahre 1819, wo feine Funktion in der Hauptſache eingeftellt wurde, bis im 
Jahre 1828 eine vollftändige Aufhebung erfolgte. Seitdem follten die zufälligen 
Ueberfhüffe im Staatshaushalte zur Tilgung verwendet werden, befondere Yinanz- 
maßregeln, folche Ueberſchüſſe zu erzielen, fielen aber bezeichnender Weiſe fort. 
Jegt wird fogar nur der vierte Theil diefer Ueberſchüſſe zur Tilgung benugt 
(i. 3. 1864 560,000 Pf. St.). Die franzöjifhe Tilgungsfaffe von 1816 verlor 
einen Theil ihrer Einnahmen durd Annullirung erworbener Renten bereits in 
den Jahren 1825 und 1832, feit dem Jahre 1842 murbe ein weiterer Theil 
ihres Einfommens für andere Staatdausgaben mit verwendet, im Jahre 1848 vie 
Tilgung gänzlich eingeftellt, obwohl vie Kaffe formell beftehen blieb. Vom Jahre 
1859 an follte nad Urt. 21 des Finanzgefeges von 1858 die Tilgung theilweife 
wieder beginnen, aber in Folge des Kriegs blieb es bei der guten Abficht und 
der Art. 3 des Geſetzes v. 5. Mai 1860 fuspendirte die Thätigfeit der Tilgungs- 
fafje zur Erleichterung der Zollreformen abermals. Die Aufhebung der Kaſſe 
unterbleibt im kaiferlihen Frankreich vermuthlich, um gewiſſe Vorurtheile zu ſchonen. 
Ueber den ganz anologen Verlauf in Defterreih ſ. die oben angeführte Stelle. 
Db und wie weit die einfeitige Beſchränkung und Aufhebung folder allgemeiner 
Staatsfhuldentilgungsfonds das Interefje der Gläubiger wirklich verlegt, alfo redhts- 
widrig ift, darüber läßt ſich fein allgemeiner Sag aufftellen. Es kommt auf ven 
Wortlaut der betreffenden früheren Gefege und Erlaſſe an. Wenn die Gläubiger 
thatfählih nicht immer empfindlich gelitten haben, jo erklärt fi) dies aus dem 
Umftande, daß unter den obwaltenden Berhältniffen, bei einer ſtarken Schuldver- 
mehrung, wmeiftens andere Yaltoren den Kurs der Papiere beherrfchten. (Vgl, 
Bagner, Ordnung d. öfterr. Staatshaush. S. 106— 111.) 

Für einzelne Anleihen bat man mitunter fontraftlih einen Speclaltiigunge- 
fond eingerichtet, indem neben einer Jahrespotation zur Tilgung, wie z. B. 19/, 
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des Anleihebetrags, auch die Zinſen der eingelösten Oligationen noch zur Tilgung 
verwendet werden (deutſche Staaten, Oeſterreich). Meiſtens ging man auch bei 
einzelnen Anleihen zu einer gleihmäßigen procentmweifen Tilgung 
über: der Stuat verſprach, eine gleihe Quote des urfprünglihen Betrags ber 
Anleihe jährlich zu tilgen. Immer mehr fucht man dabei die Tilgung auf eine 
lange Reihe von Jahren zu vertheilen, alfo Heine Zilgungsquoten zu ftipuliren 
(1, fetbft 1/, 9%). Mitunter wird auch eine gleihe Summe, 3. B. 1%/, des ur- 
Iprünglichen Betrags, zur Tilgung verwendet, was dann eine allmälig etwas ftei- 
gende Tilgung involvirt. Anleihen mit ftarfen Tilgungsquoten und furzen Rüd- 
zahlungsterminen werden gegenwärtig wohl allgemein verurtheilt und auch kaum 
dur die Noth des Augenblids entſchuldigt. 

Die Tilgung gefhieht dann entweder dur Kündigung und Nüd- 
zahblung der ausgelosten Obligationen al Pari oder durch 
Rückkauf der Papiere an ver Börfe nah dem Kurs. Erſtere Form ift die 
ältere und gilt als die folivere. Preußen und mande deutſchen Staaten halten an 
ihr feit. Ste hat aber einen entfchiedenen wirtbfchaftlihen Mangel im Vergleich 
mit dem Börjenrädfauf, deſſentwegen legterer dob wohl ben Borzug verdient. 
An der Börfe werben diejenigen Papiere getilgt, welche die Beſitzer zu realifiren 
wünſchen. Der Gläubiger erhält alfo bier fein Kapital feinem wirthſchaftlichen 
Bedürfniß gemäß grade in dem Augenblick, wo er es braucht, zurüd. Bei ber 
Auslofung dagegen empfängt der Kapitalift fehr oft fein Kapital wider feinen 
Wunfh zu ungelegener Zeit und verwendet es häufig nur zu abermaligem An- 
fauf von Obligationen. Belannt find die Störungen, Unbequemlichfeiten, Berlufte, 
welche durch vie Verlofung, 3. B. in Folge von Ueberſehen, verurſacht werben, 
Billige Berüdfihtigung des Intereffes der Staatsgläubiger, wenn eine ausgeloste 
Dbligation längere Zeit nicht zur Nüdzahlung präfentirt wird, ift durchaus zu 
empfehlen. Da der Rückkauf ein freimilliges Geſchäft ift, fo läßt fih gegen einen 
etwaigen Gewinn des Staats dabei nichts fagen. Der Vorbehalt des Kündigungs— 
rechts bleibt aber auf alle Fälle zwedmäßig, um die Obligationen nit über Pari 
einlöfen zu müſſen. 

Eine befondere Art der zurüdzuzahlenden Schulven find die Totteriean- 
leben. Das Kapital pflegt bier al Pari zurüdgezahlt zu werben, die Zinfen 
vertheilen fich dagegen ganz ober theilmelfe in Form von Prämien unter die Obli— 
gationen nad dem Looſe. Formel unverzinslide Anleihen heißen diejenigen, 
bei welhen der ganze Zinebetrag als Prämie vertheilt wird, die ältere und 
verbreitetere Art der Lotterleanlehen; verzins liche dagegen heifen biejenigen, 
welche neben den Prämien einen gewöhnlichen laufenden Zins tragen. Die legtere 
Form ift neuerdings vorzugsweife in Defterreih üblid geworten, um größere 
Summen aufzubringen. Denn der Kapitalift wird gegen die unfidere Hoffnung 
eines dermaleinftigen größeren Gewinns in der Regel doh nur auf ein fleines 
Kapital vie laufenden Zinfen einbüßen wollen. Die Lotterieanichen find grumb- 
ſätzlich durchaus verwerflid, ihre große neuere Verbreitung gehört zu den traurigften 
wirthſchaftlichen Erfcheinungen der Zeit. Ethifche, volkswirthſchaftliche, felbft finanz- 
politifhe Gründe fprechen gegen dieſe Anleiheform. Wie alles Lotterieweſen ift fie 
eine unfittlihe und nachtheilige Spekulation auf den Aberglauben, ven Leichtfinn, 
die Urbeitsfchen, die Unwirthichaftlichkeit ver Bevöllerung. In kleinen Abſchnitten 
ausgegeben (es giebt ihrer zu 4 Thl., die Ansbad-Gunzenhäufer!), untrennbar 
verbunden mit dem beillofen Promefjenfpiel, welches den Verkehr in dieſen Effekten 
auch dem Unbemittelteren ermöglicht, wirten die Yotterieanlehen auf gewifle Volks— 
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flafien fo ungünftig, wie das Zahlenlotto auf andere. Die Sparluft wird im Keim 
erftidt, die Leute begnügen. ſich nicht mit der einfachen Verzinſung des Kapitals, 
ver Geſchmack am reinen Rentenpapier verſchwindet. Das vollswirthfhaftlide 
Kapital vermehrt fih nicht jo raſch, dem durch Spielleivenfhaft verwöhnten 
Publikum müſſen immer neue Neizmittel geboten werden, um es zur Betheiligung 
an Anlehen zu vermögen. Allerdings ftellen fi im Zeitpunft der Ausgabe Lotterie⸗ 
anleben für den Staat oft nidyt unbebeutend billiger, wie Rentenſchulden oder 
zurüdzuzablende Schulden mit langen Tilgungsperiovden. Uber daran ift zum Theil 
nur ber künſtlich großgezogene Spielgeift Schuld, dem Publiftum wird für bie 
Befriedigung feiner Spieluft eine hohe Steuer abgenommen. Der vom Gtaate 
auf Koften der Spieler gemadte Gewinn ift oft genug ein vollswirthichaftlicher 
Berluft, welcher fih fhlieglih aud wieder in financielle Nachtheile auflöst. Ferner 
bindet fi der Staat dur den Lotterieplan die Hände noch fefter, wie durch ven 
gewöhnlihen Tilgungsplan. Die Tilgung und Prämienzahlung in ungünftiger 
Zeit, die ungleiche Vertheilung der Prämien auf die einzelnen Yinanzjahre, die 
gehäufte Zahlung in einzelnen kurzen Perioden, z. B. zu Anfang oder gegen das 
Ende der Tilgungsperiode, ftört die Orbnung des Staatshaushalts oft empfindlich 
und verurſacht große Opfer. Endlich hindert der Lotterieplan den Staat auch an 
einer Zinsreduftion in günftiger Zeit. Die zu einem hohen reellen Zinsfuß in 
Perioden großer Finanznoth aufgenommenen Anleihen müfjen daher beftändig 
gleid hoch verzinst werden, aud wenn der Zinsfuß des Staats längft wieder 
ein, ganz normaler if. Dadurch wird oft genug der Heine Bortheil, zeitweilig 
Kapıtal zu einem etwas niebrigeren Zinsfuß geliehen zu erhalten, im Vergleich 
mit anderen Anlehen völlig aufgewogen werden. Die Lotterieanlehen haben daher 
in verftärktem Maße Alles gegen fi, was gegen zurüdzuzahlende Schulden einzu- 
wenten ift. 

Zeit- und Feibrenten endlid waren früher, im 18., zum Theil noch 
im Anfang diefes Jahrhunderts, befonders im englifhen und franzöfifchen Staats: 
haushalte, nit ganz feltene (formen der Schuldenaufnahme. Gegenwärtig fommen 
fie außer in England wenig mehr vor, in den meiften Staatöhaushalten find fie 
ganz unbefannt. In England wurden befonvders Zeitrenten (auf 60 Jahre und 
darüber mitunter) bei der Kontrahirung der großen Kriegsanlehen ald Ausgleihung 
und Prämie mit hinzu gegeben. Dieje Renten theilen vom volkswirthſchaftlichen 
und financielen Gefihtspunkte aus die Mängel ver zurüdzuzahlenden Schulven, 
geftatten feine Zinsrebuftion und führen den Staat unpafjend in einen fremb- 
artigen Gefhäftsfreis hinein. Auch ift die Form der Kapitalrüdzahlung in Zeit 
und Leibrenten volkswirthſchaftlich und privatwirthichaftlihd betrachtet nicht eben 
empfehlenswertb, weil fie leiht zum rein fonfumtiven Berbraud des Kapitals 
führt. Eine Frage nicht des Staatsfchuldenwefens, jondern der Arbeiterpolitik ift 
e8, ob der Staat, wie neuerbings in England verſucht wird, das Lebensver- 
fiherungswefen für gewifje Bolksklaffen in feine Hand nehmen fol, 

Die Rentenfhuld halten wir nah den im Vorgehenden entwidelten 
Gründen für die vorzüglichere Staatsfhuloform. Sie allein entjpriht dem Be- 
bürfnig des modernen entwidelten Staats und der modernen Volkswirthſchaſt voll- 
ftändig. Sie wird bier auch erft möglih, weil die wirthfchaftlihen Bedingungen 
für fie gegeben find und bie zu ihrer Durchführung erforderlichen politiſchen und 
rechtlichen Bedingungen erfüllt werden fünnen. Der Kredit der Rentenfhuld beruht 
allein auf dem unerfhütterlihen Bertrauen auf die ftete, regelmäßige, pünktliche 
unverfürzte Zinszahlung, während der Kredit der anderen Schuldarten immer 
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noch durch befondere Mittel daneben gehoben werden fol, wie die Rüdzahlung 
des Kapitals, die Spielgewinnfthance, mitunter auch die Pfandbeftellung. Jenes 
Vertrauen wird im Rechtsſtaate mit ftrenger verfaffungsmäßiger, durch unab— 
hängige Organe ausgeübter Finanzkontrole am vollftändigften vorhanden fein. Die 
Bedeutung der politiihen Staatsverfaflung für das Staatsſchuldenweſen drückt fi 
darin aus. Namentlih muß die Ueberzeugung beftehen können, daß der Staat als 
Staatsgewalt nicht unter irgend welden Titeln und Vorwänden dem GStaate ale 
Schuldner eine theilweife Abwälzung der Zinszahlungsverpflidtung ermöglice. 
Die Zinfen müfjen vor Allem jedem rechtmäßigen Bewerber oder Befiger des 
Schuidtitels und immer pünktlich am Fälligkeitstermin, in ver ftipulirten Währung, 
aljo meiftens in der gefeglihen Münze und ohne jeden Abzug unter diefem ober 
jenem Titel, ausbezahlt werden. Alſo feine Moratorien, fein uneinlösbares Zwangs— 
furspapiergeld, feine geſetzwidrige Münzverfhlehterung , feine Berechnung des 
Werths der Gelvfhulden nah dem Nennwerth ver Münze, feine Couponfteuern 
oder Gouponftempel oder wenigftens im legteren Fall Erjag folder Abzüge an 
diejenigen, welde die betreffende Abgabe als Einfommenfteuer nicht zu entrichten 
hätten (3. B. Ausländer, Berfonen mit einem Heinen Einkommen, — England, 
im Öegenfag dazu Oeſterreich)! 

Die Rentenfhuld kann eine unfünpbare und eine kündbare fein. 
Dei der erften wird in Wahrheit eine immerwährende ober ewige Rente 
konftituirt, die Anfegung der Rente als Zinsfußprocent für ein Nominalfhuld- 
fapital ift bier nicht nur nicht nothwentig, jondern eigentlich folgewidrig. Die 
ewige Rente ijt grumdfäglic ftatt der fünpbaren Rente empfohlen und als bie 
eigentlihe legte Konfequenz der Entwidlung der Staatsfhuldformen bezeichnet 
worden. Unſerer Anfiht nad verdient intejjen die kündbare Rente den Vorzug. 
Man glaubte, tie Garantie der Unkündbarkeit werte dem Staate zu Gute fomımen, 
indem der Gläubiger für diefe Garantie ein Prämie in Form eines reellen Zins- 
minus zahlen werde. Dieſes Zinsminus werde oftmals financiel mehr Werth 
haben, wie die Chance der Zinsreduktion bei ver fünpbaren Rente, Allein dies 
wird fchmwerlih der Fall fein. Die Oarantie der Unkündbarkeit bat für den 
Gläubiger praftifhen Werth eigentlich nur, wenn die Kurfe hoch ſtehen und eine 
Kündigung zum Zwed ver Zinsreduftion zu befürchten ift. In folder Beitlage 
findet der Staat aber überhaupt willig und billig Kretit, wenn er ihn braucht, 
was in größerem Umfange dann gerade jelten fein wird, Die Unfünvbarfeit ift 
dagegen praftifh werthlos in ungünftiger Zeit, wo ver Staat viele Schulden 
maden muß und der Kredit theuer ift. Je fhlimmer vie Zeiten find, deſto weniger 
wird der Kapitalift auf lange binausfehen und einen fpäteren Bortheil, wie vie 
Unfünbbarfeit, ſchätzen. Deshalb wird der Gläubiger unter folhen Umſtänden für 
ewige Renten auch nit mehr wie für fünbbare zahlen. Der Staat würde fidy 
vermuthlic feines fpäter jehr werthuollen Kündigungsrechts um einen ſehr geringen 
Preis begeben, 

Für die kündbare Nentenfhulod kann entweder blos eine Beicheinigung über 
eine Renteninjtription im großen Bud ver Staatefhulo, d. h. alfo eine Be— 
heinigung über das Recht zum Bezug des und des Betrages Jahresrente ausge- 
ftellt (Franfreih, England) over zine einfach verzinslihe Obligation mit den 
gewöhnlihen Coupons, ohne Daß der Staat eine Zilgungspflidt übernimmt, 
ausgegeben werden (Deutfchland). Dies bevingt einen rein formellen Unterſchied, 
welder das Rechtsverhältniß nicht berührt. Man wird die üblide Form wählen. 
In Deutfhland und Defterreih ift vie DObligation einmal eingebürgert, Die 


Staatsfhulden. 33 


Öfterreihifhe Nationalanleihe ift fo gut eine Rentenfhuld, wie es bie eng» 
liſchen Konfols und die franzöfifhe Rente find. Die kündbare Rente ohne Obli- 
gation wird in Zinsprocenten von einem Nominalkapital ausgebrüdt, indem ber 
Staat fi zu diefem Nennwerth der Schuld als dem Pari ein Künbigungsredt 
vorbehält. Dies ift unferer Meinung nady der Grund, warum aud) bie franzöfifche 
Rente als Zinsprocent eines Schuldfapitals erfheint. Wird die Rente nit in 
biefer Form ftipulirt, fo ift eine Zinsrebuftion und ihre rechtliche VBorausfegung, 
eine Kündigung des Kapital®, weder rechtlich noch faktiſch möglich. Denn dann 
bleibt dem Staate nur, wie bei der immerwährenden unfünbbaren Rente, der Rüd- 
fauf an der Börfe nad) dem Kurfe offen, wobei fih eine Zinsrebuftion von felbft 
verbietet: nene Schulden würde man nur zu dem Kurfe oder Zinfe der alten 
Schulden aufnehmen können. Wieberholt war in Frankreich von einer Zins- 
reduktion der Rente unter der Reftauration und der Julimonardie die Rede und 
nach dem Stantöftreich ift diefelbe unter Napoleon III. befanntlid vorgenommen 
worden. Mandhe Gründe fprehen dagegen, aber faum Rechtsgründe. Der Vorbe— 
halt des Kündigungsredhts empfiehlt fi eben wegen ver Zinsrebuftion. Die legtere 
ift, wenn der Staat die Nüdzahlung des Kapitals anbietet, rechtlih unangreifbar 
und barf finanz-politiih und volkswirthſchaftlich durchaus gebilligt werben (f. u. E.) 

B. Der Unterfhied zwifhen verfiherten und nicht verfiderten 
Anlehen oder Schulden bezieht fih auf die Garantieen, welde dem Gläu— 
biger zur Sicherung feiner Forderung gegeben werben; er hat eine gefchicht- 
lihe und ftaatsrechtlihe Bedeutung, dieſe aber mit der Entwidlung bes eigent- 
lichen Staatsbegriffs in der Gegenwart ziemlich eingebüßt. Nicht verficherte 
Schulden find folde, welche der Staat auf feinen Perfonalkrebit, verficherte ſolche, 
welche er auf feinen Realkrebit aufnimmt, denn man kann dieſe Unterfheidung 
zwifchen Berfonal- und Realkredit paffend auf den Staat anwenden. In einer 
Zeit, wo der Staatöbegriff als folder nody kaum vorhanden war, wo baher das 
ganze Finanzwefen noch einen mehr privatrehtlihen Charakter hatte, eine principielle 
Scheidung zwifhen dem Staatsvermögen und dem Regenten noch nicht erfolgt, 
wo außerdem bei den mangelhaften Rechtsverhältnifien der Zeit eine Forderung 
gegen den Inhaber ver Staatsgewalt ſchwer geltend zu maden war, war es bas 
natürliche Beftreben der Staatsgläubiger, reelle Sicherheiten für ihre Forderung 
und für die regelmäßige Berzinfung zu erhalten. Daher denn die Anlehen, welche 
auf gewiffe Domänen, Berg- und Hüttenwerfe, auf die Einkünfte aus gewiffen 
Steuern, 3. B. auf die Zölle ficher geftellt, d. b. bhpothecirt waren. Entweder 
wurde eine Generalhypothek auf vie Domänen, dieſe oder jene Gefälle 
im Allgemeinen eingeräumt, woraus dann freilich thatfächlih nur eine geringe 
Sicherheit des Gläubigers hervorging, oder der Staat beftellte fegar eine Spe- 
cialhypothet, indem 3.8. ein beftimmtes Landgut privatrechtlid dem Gläubiger 
verpfändet wurde, ober ein beftimmtes einzelnes Gefälle, auch wohl beftimmte 
beweglihe Güter des Staats, 3. B. Kupfer- und Duedfilbervorräthe, worauf 
Defterreih in Amfterdam und Genua noch am Enbe des vorigen Jahrhunderts 
mehrmals Anlehen kontrahirte. Der Umfang ber Rechte des Gläubigers ergab fid 
aus dem Kontralt. Man ging mitunter fo weit, dem Öläubiger ganz dasfelbe 
Recht dem Staate gegenüber zu verbürgen, wie es der hypothekariſche Privat: 
glänbiger dem Pfandſchuldner gegenüber hatte, Der Gläubiger konnte daher geridt- 
üb 3. B. auf Subhaftation ded Pfands antragen, im Falle die zugefagte Ver— 
jinfung und Kapitalrüdzahlung ftodte. Aber freilih war mit allen folden formellen 
Rechten oft gegen die Regierung, welche Schuldner und Erefutor in einer Perjon 
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war, nicht viel auszurichten. Daher denn, in noch früherer Zeit zumal, bie Ein- 
räumung der Berwaltung und jelbft des Nießbrauchs von .gewiffen Domänen, 
aud wohl die Ueberlaffung einer Zollftätte oder Erhebung einer Steuer an den 
Gläubiger gegen das gemachte Darlehen, um ſich felbft für Zins und Kapital 
bezahlt zu maden. 

Je mehr ſich die moderne Staatsidee und mit ihr ein georbneter Staate- 
haushalt entwidelte und die juriftifche Perfönlihkeit des Staats hervortrat und 
vom Inhaber der Staatögewalt getrennt ward, befto mehr famen biefe verficherten 
Anleihen außer Gebraud. Der Gläubiger bedurfte ihrer bei der Verbeſſerung der 
Rechtöverhältniffe und der immer umfangreiheren Benugung des Staatskredits, 
welhe das Intereffe des Staats und feiner Gläubiger mehr und mehr ibentifi- 
cirte, nicht mehr, und die Orbnung bes Staatshaushaltes war ſchlechterdings mit 
ben dinglichen Rechten des Staats nicht vereinbar. Ueber die Weiterentwidlung 
f. unten ven ftaatsrechtlihen Abſchnitt, III. 

In Staaten mit fehr zerrüttetem Krebite und in fehr ungünftigen Perioden 
find verficherte Anlehen allerdings bis im die neuefte Zeit, ziemlich zahlreih und 
felbft ganz in ven früheren privatredptlichen Yormen, 3. B. mit Specialhypothef- 
beftellung, nod in den großen franzöfiihen Kriegen im Anfang dieſes Jahrhun- 
derts vorgelommen (Anlehen auf Baumwolle Seitens der füpftaatlihen Konföde— 
ration). Hier heißt es meiftens, Noth kennt fein Gebot, die Theorie hat hier gut 
rathben. So lange wie möglich follte man die verfidherten Anleihen vermeiden. 
Faſt immer find fie gleichzeitig zurüdzuzahlende Schulden, alfo aud wegen dieſes 
Umftandes verwerflid. Der Staat fol lieber feinen Perfonaltredit ausbeuten und 
eine Zeit lang hohe Zinfen zahlen. Nimmt er die Schulden zu einem dem reellen 
entſprechenden Nominalzinsfuß auf, fo hat er die Ausficht, in günftiger Zeit den 
Zins zu rebuciren und ift doch nicht zu einer läftigen Tilgung verpflichtet. Ver— 
pfändbare Objekte müßten immer bis zum äußerſten Nothfall aufgehoben bleiben 
und das Vorhandenſein eines folhen Nothfalls möglihft fpät anerkannt werben. 

Eine nur den heutigen Berhältniffen angepaßte Form der verfiherten Schulden 
ift die Pfandbriefausgabe auf Domänen, die wiederholt z. B. in Defter- 
reich neuerdings beabfihtigt wurde und jegt leider ausgeführt zu werben ſcheint, 
um dem eigenen Krebite felbft das ſchlimmſte Zeugniß auszuftellen. Aehnliche 
Operationen beginnt Defterreih’s Rival, Italien. 

Im Örunde genommen gehören zu den verfiderten Schulden übrigens aud) 
einige Schuldarten, bei welden dies Sachverhältniß nicht jo deutlich hervortritt 
und zum Theil die Einräumung einer folden fpeciellen Sicherung nicht einmal 
die Bedingung für die Gewährung des Anlehens if. Wo z. DB. eine von ber 
übrigen Staatsjchuld getrennte Eiſenbahnſchuldenkaſſe befteht, welder die Einnahmen 
der Bahnen prioritätiich haften, da find die betreffenden Eiſenbahnſchulden eigent- 
lid) zugleich Prioritätsobligationen der Bahnen. Ein foldes Verhältniß ift für bie 
Schulden, mit welden privatwirthſchaftliche Kapitalanlagen hergeftellt find, ganz 
pafiend. Eine ähnlihe Sadlage befteht für die von der Staatsſchuld getrennte 
Grundentlaſtungsſchuld, welcher gewiffe Steuereinnahmen oder Orundabgaben haften, 
mag fie ftaatsrechtlich zur Staatsſchuld gehören (Baiern) oder als befondere Provin= 
ialſchuld (Defterreih) „Tontrahirt fein. Selbſt die vollftändige Einräumung der 

erwaltung und fogar biejenige des Nießbrauhs an Staatögütern kommt als 
Sicherſtellung für Etaatsfhulden heute noh, wenn aud in etwas veränderter 
Form und in anderem Umfang vor. Die Meberlafjung von Domänen an bie 
öſterreichiſche Nationalbank zur Verwaltung und eigenen Bezahltmahung aus dem 
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Ertrage und Beräußerungserlös (Vertr. v. 18, Oft. 1855) ift ein Beifpiel der 
erften Art der Sicherftellung. Der fogenannte Verkauf oder richtiger die 99-jährige 
Berpachtung der Eifenbahnen an Geſellſchaften ift nichts Anderes wie die alte 
Form der Schuldaufnahme gegen die Einräumung des Nutzungsrechts an einem 
Staatsgute (Öfterr. Staatsbahnen, Südbahnen, neuerdings ähnlich in Italien). 
Der ſchlechte Zuftand der Finanzen brüdt den Staat überall auf einen Stand- 
punft herab, welden beſſer fituirte Staaten längft verlaffen haben. (Zufiherung 
eines prioritätiihen Anſpruchs an die Zolleinnahmen, Einräumung von Zollftätten 
in Merito u. f. w.) 

Zu den verfiherten Schulden find auch die Schulden, weldhe gegen Bürg- 
fhaftftellung aufgenommen werben, zu rechnen. Injoferne gehören theilweife 
die früheren Kammerſchulden, mitunter auch Privatfhulden des Fürſten und 
eigentlihe Staatsſchulden hierher, melde von ven Ständen oder von einzelnen 
Berfonen, einzelnen Städten mit verbürgt wurden, foweit dieſe Schulden nicht 
eigentlih ſtändiſche ober ſtädtiſche Schulden wurden (in Defterreih 3. B. bie 
Schulden des Wiener Stabtbanco, wofür die Stadt Wien mithaftete; die ftän- 
diſchen Aerarialſchulden, im Gegenſatz zu den ftänvifhen Domeſtikalſchulden, 
waren bagegen für Staatszwecke aufgenommene eigene Schulden der Stände). 
Solde Bürgfhaftsftellung ift heute antiquirt. Dagegen fommen noch Schulden 
vor, welhe ein Staat unter Mitverbürgung eines anderen aufnimmt. Machtlofe 
oder Meinere oder Ärmere Staaten, wie 3. B. Griechenland, die Türkei, Sardinien 
(im Krimmfriege), haben öfters eine ſolche Verbürgung mädhtigerer Staaten nad) 
juchen müflen (vie drei Schugmächte Griehenlands, die Weſtmächte, aber aud 
England gegenüber Defterreih in den Revolutionskriegen, Holland gegenüber Ruß— 
land nad 1813). Kleine Staaten gerathen dadurch leicht in eine empfindliche 
politiſche Abhängigkeit und zahlen fo für die etwaige Zingerfparnißg einen fehr 
hohen Preis. 

C. Die Zwangsanlehen find nit in der Lehre vom Staatsfchulden- 
wefen, fondern in der Lehre von der Befteuerung zu befprehen. Gefihtspunfte 
der Befteuerung müſſen für die Auflegung von Zwangsanlehen maßgebend fein. 
Das Moment der Freiwilligkeit der Uebertragung von gegenwärtigen fei- 
ftungen (Gütern) gegen das Berfprechen künftiger egenleiftungen ift für das 
Krevitgefhäft ein weſentliches, woran wir mit der Mehrzahl der Fachgenoſſen 
gegen Anies fefthalten®). Diefes Moment fehlt bei ven Zwangsanlehen, weshalb 
man dieſe Anlehen von den eigentlihen oder freiwilligen durchaus unterfdheiden 
muß, wenn auch Analogieen zwifhen beiden beftehen. Die einmal aufgenommenen 
Zwangsanlehen gehören freilich zur Staatsſchuld, das ift aber für die Betrachtung 
biefer Anlehen von geringerer Wichtigfeit, während alles Gewicht darauf zu legen 
iſt, daß diefe Anlehen in dem Augenblid der Auflegung wefentlih Steuern einer 
befonderen Art find. Die Zmwangsanlehen können wie die Steuern in indirefte 
amd direfte getheilt werben. Das freilich höchſt verwerfliche indirelte Zwangs⸗ 
anlehen ift die Ausgabe von uneinlösbarem Zwangsturspapiergeld, ein Mittel 
der Geldbeſchaffung, welhes nur die Sophiftit eines Gent als eine Form ber 
indireften Steuer in Schuß nehmen konnte. Vgl. über das Papiergeld den Artikel 
im Bd. VII. ©. 662. Auch ſolches Papiergeld kann verzinslid oder unverzinslich 
fein. Im erfteren Fall wird es zu Gelddienſten nod weniger brauchbar. Die 


6) Bol. KAnies” Auff. in d. Tüb. Ziſchr. f. Staatwiſſ. B. 15 u. 16 und meinen Auff. 
„Kredit“ im Mentzich, Handwörterb, d. Vollow.Lehre (Lyz. 1864) S. 191. 
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bireften Zwangsanlehen, welde dann in ber Regel verzinslih find, laſſen ſich den 
direften Steuern in allen wefentlihen Punkten vergleihen, abgefehen davon, daß 
fie verzinslih und eventuell auszahlbar find. Sie werben meiftens auch nad) ben 
gewöhnlichen Befteuerungsgrundlagen repartirt. Solde Zwangsanlehen find prin- 
cipiell fo wenig zu verwerfen, wie hohe Steuern, wenn ver Bedarf des Staats 
fie fordert. Es ift nur rechtzeitig dafür Sorge zu tragen, daß fie ähnlich wie 
große Kriegsfteuern auf richtigen Grundlagen gerecht vertheilt werben fünnen, — 
um fo mehr, da der Staat, wie wir gefehen haben, nit immer auf dem Wege 
ber freiwilligen Anlehen ſich die nöthigen Mittel verfhaffen kann. In den Revo- 
Iutionskriegen famen mehrfad in Deutſchland Zwangsanlehen vor. Ungereht und 
unpolitifch find viefelben, wenn fie, gleihfam als Strafe, einen einzelnen Yandes- 
theil allein treffen, wie 3. B. das venetianifhe Anlehen von 30 Mill. fl. im 
3. 1859. Große Nationalanleihen, wie zum Theil die öfterreihifche von 1854, 
Lönnte man moralifhe Zwangsanleihen nennen, 

D. Die Schulven find verzinslih oder unverzinslid. Die große Maffe 
der Schulden, welche auf nur etwas längere Termine aufgenommen find, trägt 
nothwendig Zinfen, denn dieſe bilden ja ven Preis der Kapitalnugung und damit 
faft immer vie Vorausfegung der Kreditgewährung. Früher kamen wohl öfters 
unverzinslihe Schulden vor, 5. B. von Städten an den Landesfürften, aber foldye 
Schulden hatten eben mehr den Charakter rüdzahlbarer Steuern, die Darleiher 
wurden bazu halb gezwungen ober fie erhielten auch vielfach den Zins in anderen 
Leiftungen bezahlt, 3. B. in Privilegien, Beftätigung alter angefodhtener Privile- 
gien u. f. w. Die Entwidelung des Staats und des Staatsſchuldenweſens brachte 
natürlih aud bier Wandlungen. Jegt find regelmäßig unverzinslih nur gewiſſe 
Ürten fchwebenter Schulden, Ausgaberüdftänte, unbezahlte Rechnungen u. |. w., 
wo mitunter dem Berechtigten ein privatrechtliher Anſpruch auf Verzugszinſen zu» 
ftehen könnte. Den widtigften Theil der unverzinslihen Staatsfhuld bildet das 
(ohne Zwangskurs umlaufende) Staatspapiergeld, weldes aber befanntlich 
faft nur in Preußen, den deutſchen Staaten und in Holland vorfommt (f. den 
Urt. Papiergeld in Bd. VII. ©. 653). 

E. Bon anderen Formpunften des Staatsjchuldenwefens betrifft der 
widhtigfte die Wahl des Nominalzinsfußes der Schulvverfhreibungen. Es 
handelt ſich fpeciell darum, die formellen Bedingungen zu erfüllen, welde bie 
Rentenfhuld für den Staat befonvders nützlich werben laffen. 

Schulden fünnen entweder zu dem Nominalzinsfuße, welder dem jeweiligen 
reellen Zinsfuße des Staats gleihlommt oder doch nur wenig davon abweicht, 
mithin genau al Pari oder faft al Part, oder zu einem wefentlih niedrigeren 
Nominalzinsfuß und bedeutend unter Bari, oder envlid zu einem höhern Nomi- 
nalzinsfuß und über Pari abgefhloffen werden. Das erfte Syftem führt zu wedy- 
felnden Nominalzinsfüßen je nad dem Stande des Staatöfrevitd und der Yage 
bes Geldmarkts, bei den zwei anderen Syftemen fann man möglicher Weife einen 
beftimmten NPominalzinsfuß für alle Schulden beibehalten. Hier müſſen vorzugs- 
weife die beiden erften Syfteme geprüft werben. In der Praxis ift das zweite 
Syftem befonders verbreitet, zum Theil allerdings nicht aus principiellen Grün- 
ben, jondern nur gewohnheitsmäßig, indem der zufällig einmal gewählte niedrige 
Zinsfuß, namentlid der landesüblihe Nominalzinsfuß ftets, aud in ungünftigen 
Perioden, feftgehalten wurte. Man fann biefes Syftem das der (nominell) niedrig 
verzinslihen und im Öegenfag dazu das erfte das der (nominell) hoch verzins- 
fihden Schulden nennen, da der Unterſchied praftifch meiftens darauf hinauskommt. 
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Die Theorie hat, ungeachtet der vielfahen Abweichungen ver Praris, das 
fegtere Syftem in ber Regel auch principiell befürwortet. Nur einen namhaften 
theoretifhen Bertreter bat das andere Syftem neuerdings gefunden, ben englifchen 
Statiftifer Newmarch, welcher dle oft getadelte Form, unter welcher Pitt 
die großen engliſchen Anleihen in den erſten acht Jahren der Revolutionskriege 
aufgenommen hat, vertheidigt und auf Grund ſtatiſtiſcher Berechnungen zu dem 
Reſultate gelangt, daß die 30/, Konſols dem Staate ſchließlich erheblich billiger 
gelommen feien, als es mit 50/, Papieren ber Fall gewefen wäre. Cine Reihe 
von Gründen zu Gunften der niedrig verzinslihen Schulden ift durchaus unhalt- 
bar, ja zum Theil kindiſch. Man fcheute ſich 3. B. durch Bewilligung eines hohen 
Nominalginsfußes offen die Zinstare des Wuchergefeges zu übertreten. Man 
braudt gar nit einmal mit H. A. Zahariä anzunehmen, daß biefes Geſetz 
auf den Staat als Schulpner feine Anwendung findet, jebenfall® wurbe es durch 
bie unvermeiblihe Bewilligung zines die Zinstare überfteigenven reellen Zinsfußes 
gerade fo gut Übertreten und zugleid rief der Staat Berlekungen des Anaſtaſiſchen 
Geſetzes hervor. Ferner [heute man fih aus Furdt vor dem äußeren Anfcein, 
offen einen höhern als den üblichen Zinsfuß feftzufegen, ein ſchwächlicher Eitel- 
feitögrund, der faum in Frankreih Bedeutung haben möchte. Mehr Gewicht hat 
die Rückſicht auf die Gleihförmigfeit des Zinsfußes. Diefe Gleihförmigfeit erleich- 
tert da8 Rechnungsweſen und fol ven Berfehr in den Staatspapieren beförbern. 
Aber ihr Einfluß wird wohl etwas überfhägt, während anbrerfeits die Mannig- 
faltigfeit der Zinsfüße und Obligationsfategorien bei dem andern Syſtem nicht 
fo groß zu fein braudt, wie man behauptet hat. Denn fleinere Abweichungen 
vom Pari find zuläffig. Der Zinsfuß fann um bequeme Bruchtheile variiren und 
danach der Emiffionsfurs geftellt werden. Der Anſatz bes Zinsfußes in Ganzen 
mit Decimalbrüchen würde die Rechnung faum erfchweren. 

Der Hauptgrund für die niedrig verzinslihe Schuld ift aber bie behauptete 
relative Billigfeit derſelben. Für den Staat als Schuldner löst fid die Frage 
wieder in eine Berzinfungsfrage auf. Wenn niedrig verzinslihe Schulden einen 
beffern Kurs erzielen, fo erfpart ber Staat einen jährlihen Zinsbetrag. Wenn 
diefer Betrag bis zu dem Zeitpunfte, In welchem eine body verzinslihe Schuld 
auf den niedrigen Zinsfuß rebweirt und daher ein entſprechender Gewinn am 
Kapital gemadyt werden könnte, Fapitalifirt dieſen letzteren Gewinn überfteigt, fo 
verbient das Syſtem ber niebrig verzinslihen Schuld den Borzug. Gelegentlich 
lann dieſer Fall vorfommen, aber es ift durchaus falfch, et als fefte Regel anzu— 
nehmen, daß ein Staat bei niedrig verzinslihen Schulden fid immer befjer ftehen 
wird. Denn feineswegs ftellt ſich der reelle Zins dieſer Schulden ſtets niedriger 
oder doch nicht hinlänglich nievriger, wie der Zins der hoch verzinslihen Schul- 
den. Ia, e8 fprechen im Gegentheil gerade allgemeine Gründe für die Wahrfchein- 
fichfeit, daß in den Zeiten, in welden mafjenhaft Schulden aufgenommen werben 
müffen, in Kriegszeiten mit Baiffetendenz ber Kurfe, der mitunter vorhandene 
Bortheil des Staats bei der Ausgabe niedrig verzinsliher Schulden ganz ober 
großentheils verſchwindet. Huskiffon bemerkte einmal: „Der Preis der öffentlichen 
Fonds hängt nicht allein vom Werthe der reinen Nente ab. Er bildet ſich viel- 
mehr aus dem Werth viefer Rente und ver Ausfiht auf ein Steigen des Werths 
dee Nominalkapitals, weldye auf das Gemüth des Käufers wirkt.“ Ganz richtig. 
Daber dann die Erfheinung, daß oftmals, namentlich in ruhiger Zeit, der Kurs 
des niebrig verzinglichen Papierd relativ bebeutenb höher, wie ber des hochverzins- 
lichen tft, weil erfteres einen größeren Spielraum für die Spekulation bis zur 
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Erreichung des Pari bietet und Teßteres einer Kündigung und Zinsrebuftion näher 
ftebt. Dies gilt von der franzöfifchen 3%), Rente im Bergleih zur 41/, und 
früheren 50/, Rente, von den englifhen 30/, Konfols im Vergleich zu den 5%), 
Schulden. Aber a priori läßt fi vermuthen, daß in Staaten, deren Staatspapiere 
wenig Chance zu fteigen haben, und in Zeiten, wo eine folhe Chance auch in 
anderen Staaten fehlt, diefer relativ beffere Kurs, ein wahrer Spefulationsfurs, 
der niebrig verzinslichen Papiere fortfallen wird. Der Gläubiger, welder zunädft 
feine Ausfiht bat, am Kurs, alfo am Kapital zu gewinnen, und bie fpätere 
Ausfiht ſchwerlich hinlänglih würbigt, wird am Zins nichts verlieren wollen, 
Aud der Drud, welcher in günftiger Zeit durch die Möglichkeit einer Kündigung 
und Zinsreduftion auf den Kurs hoch verzinsliher Schulden ausgeübt wird, fällt 
in folhen ungünftigen Zeiten fort. Debuftiv läßt fih alfo die Regel ableiten, daß 
ber relative Kurs und mithin ber reelle Zinsfuß von Schulden eines hohen und 
niedrigen Nominalzinsfußes Ab in unglinftigen Perioden mehr und mehr aus- 
gleihen und vielleiht ganz gleichftellen wird. Diefer Sat wird durch die Erfah. 
rung beftätigt. Die öfterreichifhen Papiere von verſchiedenem Zinsfuße ftehen faft 
genau gleih, d. h. werfen denſelben Zins ab. Selbſt die 30%), franzöftfhe Rente, 
welche feit Lafitte's PVorfhlägen zur Bertheibigung ber niebrig verzinslichen 
Schulden fo häufig angeführt wird, hat in fhlimmen Zeiten (1830, 1848, 1850, 
1859) immer fehr raſch faft benfelben relativen Kurs wie die 5- und 41/,0/ ige 
Rente erreiht. Jedenfalls würde hiernach in diefen Staaten bie hoch veriinsliche 
Schuld vorzuziehen fein. Zumal in Frankreich, wo der landesübliche Zinsfuß für 
befte Sicherheit 4—5 und der Staatszinsfuß über 49%, ift, führt die Schuldauf- 
nahme in Norm 30/,iger Renten nur zu einer viel länger bauernden, vielleicht 
bleibenden Belaftung des Budgets mit dem ganzen Zinfenbetrage, während 5, 
41/, und AP/,ige Renten vermuthlich in nicht ferner Zeit berabgefeßt werben 
fünnten. Newmard bat nun allerdings über die Pitt'ſchen Anlehen eine Be— 
rechnung angeftellt, aus welcher hervorgeht, daß der Staat bei den 30/, Schulden 
einen bedeutenden Gewinn im Vergleich mit 50%/,igen gemadt bat. Angenommen, 
diefe Berehnung und die weiter daraus gezogenen Schlüffe feien richtig, fo würde 
bie nur abermals zeigen, daß England fih auch in dieſem Punkte beſſerer Ber- 
bältniffe rübmen kann, wie der Kontinent und die Thatfahe einen neuen merk 
mwürtigen Beleg für tie wirthſchaftliche Spannkraft dieſes Landes während ber 
Revolutionskfriege Tiefen. Denn es bewiefe, daß im Ganzen immer wieder die 
Hoffnung auf ein Steigen der Kurſe vorberrfchte. Uebrigens zeigen aud bie Kurſe 
der englifhen 3, 4 und 59/, Fonds in ben 1790er Jahren eine immer größere 
Tendenz zur relativen Ausgleibung, je fihblimmer die Lage wird (1796 gegen 
1792,35). Als allgemeingiltig fann man daher zwar den Sat, daß die hoch ver- 


5) Bal. Newmarch, on the loans vaised by Mr. Pitt 1793—1801. Journ. of the 
statist. soc. vol. 18 (1855) p. 104 f., 242 ff. Newmarch berückſichtigt in feiner veraleichen⸗ 
den Berechnung der mutbmaplichen Koſten 50/,iger ftatt der wirflih erhobenen 3%,inen Anleben 
die allmählige Ausrleihung der relativen Kurfe wohl nicht aenünend, Am Märg 1793 trugen 
30Aige Conſols 3.9, 59/, ige 4.8104; für erbobene niedrig verginsfiche. ref. zu erbrbende boch ver: 
aindliche Anlehen berechnet Nemmard 4.166 und 5.10/,, welches Verhältniß angemeflen fein mag. 
Im Mevember 1796 trugen 3%niae 5.35 und 5%,iae 5.81, alin ftatt der früberen Differenz 
von O9 oder 23.30, nur noch 0.46 oder 8,6 0), Unterſchied, während für die neuen Anlehen 
c. 5.% und 6.25 0%,. alfo eine Differens von 0,85 oder 15.8 9%/, angrfekt iſt. Dies ift offenbar zu 
viel. Das Endrefultat würde fidh daher ebenfalls anders geftalten, ſelbſt hier wobl zum Nachtbeit 
der niedrig verzinslichen Schulden, während Newmarch den Gewinn an den Anlehen der J. 1793 


Staatsfhulden. 89 


zinsliche Schuld dem Staate mehr Bortheil gewährt, nicht hinftellen. Aber doch 
ftellt er die Regel dar, nur ausnahmsweife wird bie niedrig verzinslihe Schuld 
zu bevorzugen fein. Die konkreten Berhältniffe der Kursbewegung ber einzelnen 
Staaten find bei der Wahl des Nominalzinsfußes zu berüdfichtigen. Je ſchlechter 
ber Krevit eines Staats und je bedenfliher bie öffentlihe Lage ift, um fo mehr 
ſpricht die Bermuthung für bie Richtigkeit der Wahl hochverzinsliher Schulden. 
MN ebenius und Rau fheinen uns in biefer Frage vollkommen Recht zu behalten. 

Wie im Borbergehenden ſchon angedeutet worben, fo geftatten in ber Regel 
nur die hochverzinslichen Schulden eine fpätere Zinsreduftion. Die Möglichkeit 
einer folden ift um fo werthvoller für den Staat, einen je größeren Theil feiner 
Schulden er gewöhnlich in ungünftiger Zeit (Krieg) zu einem hohen, den üblichen 
bedeutend überfteigenven reellen Zinsfuße aufnehmen muß. Bis 3. B. Frankreich 
die 3%, Renten aus dem Krimfriege und bem italienifchen Kriege zur Rebuftion 
kündigen kann, muß erft der Staatszinsfuß biefes Landes auf vieleiht 23/, 9%, 
nefunfen fein, während ein Nominalzinsfuß von 4 bis 50/, viel früher eine ſolche 
Dperation ermöglichte. Wenn Defterreih und Italien feit Jahren 50/, Schulden 
bebeutend unter Bari aufnehmen, während ihr reeller Zinsfuß von 5°/, auf 6 
bis faft 90/,, dem zeitweiligen ungünftigften Stand mit berüdfichtigt, geftiegen ift, 
fo laſten fie fih dadurch eine Zinsfumme für Jahrzehente, vielleicht für ein Jahr» 
hundert auf, welche vermutblid bei der Wahl hodhverzinslicher Schulden viel früher 
vermindert werben könnte. Preußen, die beutfhen Staaten und andere europäiſche 
Mittelftaaten erfreuen fi eines guten Krebits, ibr Zins emtipriht dem lanbes- 
üblihen. Daher nehmen fie gegenwärtig faktiſch ihre Schulden meiftens al Pari 
oder faft al Pari auf. Es ift zu wünſchen, daß fie in ungünftiger Zeit dieſe Ge- 
wohnheit zum Grundſatz erheben, 

Die kündbare Rentenfhuld ift oben mit aus dem Grunde, dem Staate bie 
Möglichkeit einer Zinsreduftion vorzubehalten, bevorzugt worben. Die Zins- 
rebuftion führt dann zur fogen. Konverfion oder Umwandlung der Staatsſchuld, 
bier zur Konverfion der hoch verzinslihen in eine niedrig verzinslihe. Die recht- 
liche Borausfegung der Zinsredultion und Konverfion ift das dem Staate zufte- 
hende Kündigungsreht. Der Staat kündigt das Kapital, bietet aber feinen Gläu— 
bigern gleichzeitig eine Novation der Schuld zu einem niedrigeren Zinsfuße an. 
Jeder Zwang muß fireng vermieden werden, er ift auch für den Staat jelbft 
eim zweifchneidiges Hilfsmittel. Nur die durhaus freiwillige Konverfion verdient 
rechtliche und finangpolitifhe Billigung. Die wirthſchaftliche Borausfegung einer 
erfolgteihen Konverfion ift ein entiprehendes Sinken des Zinsfußes, zu welchem 
der Staat Geld befommen kann. Es ift keineswegs nothwendig, daß 3. B. 6%/, 
Schulden den Kurs von 120 erreichen, um auf 5°/, rebucirt werden zu fünnen. 
Im Gegentheil wird der Kurs eines Papieres, welches eine Kündigung zu erwar⸗ 
ten bat, gar nicht viel über Pari fteigen können, felbft wenn ver reelle Zinsfuß 
des Staates noch ftärker gefunfen ift. Ein ſolches Kursfteigen ift auch nicht wün— 
ſchenswerth, weil e8 den Gläubiger mit Kapitalverluft bebroht und der Staat bie 


bie 1800 (erbobene Summe 139.59 Mitt. Pi. St., verfhriebene 3%, Gonfold 224.08 Mitt. nebft 
7.5 Mill. Kapital für mitgenebene Reitrenten) auf 27.26 Mi. Pf. St. geaen 5%, ige Schulden 
beredinet, unter Annahme einer Reduktion der lepteren am 1. Ran. 1826. Vgl. meine „Ordnung 
des öflerr. Staatshausbalts“ S. 204-225, wu u. A. S. 217 eine Berechnung über die relas 
tive Verzinſung der verſchiedenen franzöfiſchen Renten angeftellt ift. Die Zinsdifferenz von 0.6 bis 
0.39%, zu Gunften der 3%, Rente ſchwand 1850 faft voliſtändig. 
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Herbeiführung eines folhen Verluſtes möglihft vermeiden muß. Der Staat muß 
nur gewiß fein, Geld zu dem angebotenen neuen Zinsfuße in ber erforberlichen 
Menge erhalten zu fünnen. Dann wird der Gläubiger für fein Kapital bei glei- 
cher Sicherheit und Annehmlichkeit der Annahme ſchwerlich einen höheren Zins 
finden und in die Rebuftion einwilligen. Da immer einige Perfonen ihr Kapital 
zurüdfordern werben, fo muß der Staat bei einer größern Konverfionsoperation 
entfprechende Fonds bereit haben. Er läßt fih zwedmäßig in diefem Falle mit 
Bangquiers oder öffentlihen Banken, durch deren Vermittlung das Geſchäft meiftens 
am Beften durchgeführt wird, in Verbindung ein. Die Provifionen bierbei "oder 
die Meinen Prämien, welche in dieſer oder jener Form dem novirenden Gläubiger, 
um ibn für das Gefchäft geneigter zu machen, geboten werben, bilden eine Aus— 
gabe, die felten gegenüber dem Gewinn in's Gewicht fallen wird. Im Uebrigen 
muß das Gefchäft ftreng nach den civilrechtlichen Regeln abgewidelt werben. Ge— 
ftattet der Kursftand eine Reduktion nit, fo find künſtliche Börſenmanoeuvres 
und die Ausübung eines inbireften, moraliihen Zwangs auf bie Staatögläubiger 
fiher nicht zu billigen. Deßhalb muß bie letzte Fould’fdhe Operation, die Ummwanb- 
lung des Refts der franzöfiihen 4 1/,%, in 3 0/, Mente getabelt werden. Auch 
bie von der Heydt'ſche Mafregel des I. 1861 in Preußen war durd den Kurs— 
ftand nicht unterftütt und fcheint auch nur zum Theil geglüdt zu fein. Sonft tft 
die Reduktion im Intereffe der Finanzen zu empfeblen. Der Staat bat das 
Recht und gegen die fteuerzahlende Bevölkerung die Pflicht, feine Zinfenlaft thuns 
ib zu vermindern, wenn fein Kredit oder die allgemeine Lage fich gebeffert haben 
und ihm die Aufnahme von Schulden zu einem niebrigeren Zinsfuß geftatten. 
Ausſchließlich financtelle Nüdfihten brauchen deshalb den Staat auch in biefer 
Angelegenbeit nicht zu leiten, denn der Staat hat oft andere, höhere Intereffen zu 
vertreten. Die Nüdfiht auf gewiſſe Klaffen der Staatsgläubiger fann zum Auf— 
ſchub der Reduktion oder zu einer kleineren Rebuftion rathen. Unter Louis Philipp 
unterblieb die Reduktion der 59%/, Rente, trotzdem die financiellen Bebingungen 
dafür damals fo günftig waren, mie nie wieder, aus ſehr lauteren Gründen, 
namentlich um bie feinen Leute und bie wohlthätigen Anftalten zu fehonen, deren 
Erſparniſſe meiftens in der 50/, Rente angelegt waren. Man fürchtete, daß von 
diefer Seite hinterher andere Anforderungen um financielle Beihilfe geftellt werben 
fünnten. Auch die Sage des Geldmarkts, vie berrfchenve fpefulative Stimmung if 
zu beritdfihtigen. Mitten in einer Zeit wilder Spekulation liegt die Gefahr nahe, 
daß viele Staatsgläubiger, beſonders auch Heinere Kapitaliften, welche eine Ein- 
buße ihres Einkommens empfindlich fpüren, fich einer ertravaganten Spekulation 
in die Arme werfen und ihr Alles verlieren (England 1823, Reduktion der 50), 
Schuld auf 4%,, Frankreich 1852, Rentenfonverfion nad dem Staatöftreih, 5 
auf 41/,0/,). England, Preußen, viele deutſchen Staaten, felbft Defterreih einmal 
haben wiederholt Zinsreduktionen alter Kriegsfchulden im Laufe dieſes Jahrhunderts 
mit Erfolg durchgeführt. Cine ahnlibe Operation find die Zinsrebuftionen ber 
Prioritätsobliaationen unferer Eiſenbahnen. Auch hier macht das franzöfifche Sy— 
ftem 30/ iger Papiere (franzöfifhe Bahnen, äfterr. Staatsbahn, Südbahn) eine 
folhe Maßregel unmöglich. 

Die umgekehrte Art der Konverfion ift die Ummandlung niedrig verzinslicher 
in boch verzinslihe Schulden. Diefe Operation fann in Staaten mit fehr hohem 
reellen Zinsfuße, in welchen bie früheren Bapiere ſtark unter Pari gefunfen find, 
jehr räthlich fein, um fib dadurch für fpäter die Möglichkeit einer Zinsrebuftion 
zu eröffnen, Staaten wie Defterreicd und Italien hätten das dringendſte praftifche 
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Intereſſe, eine ſolche Konverſion ins Ange zu faffen.6) Selbſtverſtändlich darf and 
fie nur eine ganz freiwillige fein. Um die Gläubiger dazu zu bewegen, wirb man 
ihnen Heine unmittelbare Gelvvortheile einräumen müſſen. Es ift aber fehr wahr» 
ſcheinlich, daß ber Staat bemungeadhtet fich bei der Operation fehr gut ftehen 
wird. Eine folde Konverfion läßt ſich zweckmäßig mit einer neuen Anleihe in 
Berbindung bringen, indem ohnehin zur Ausgleihung Heine Aufzahlungen faum 
zu vermeiden find. Früher famen folhe fogen. Arrofirungsanlehen nit 
ganz felten vor (Defterreidh 1816, Bd. VII. ©. 603), mitunter auch ald Zwangs» 
anleben, indem bie Befiger niedrig verzinsliher Obligationen zu beftimmten Nach— 
ſchüſſen gezwungen wurden, wofür fie dann höher verzinslihe Papiere erhielten, 
natürlich eine durchaus rechtswidrige Maßregel und eine befonders ungerechte und 
verwerflihe Form eines Zwangsanlehens. 

Die Währung der Anlehen wird meiftend vie allgemeine Landeswährung 
fein. Formell auswärtige oder ſolche Anlehen, bei welchen ver Staat eine ftarfe 
Betbeiligung des Auslands wünfht, werben öfters paffend in fremder Währung 
abgeihloflen (englifche Anlehen des Kontinents, namentlih Defterreihs, Rußlands, 
der Türkei, Griechenlands u. f. w. und der mittel» und fübamerifanifchen Repu— 
bliken wohl in Pf. St., flandinavifche und rufftfche Anlehen in M. B, in fl. holl., in 
Thlrn., in Frks.). Je weniger Sicherheit die Gelbverhältniffe eines Staates bie- 
ten (Defterreih, Türkei), um fo mehr wird ber auswärtige Gläubiger ober ber 
Anleiheunternehmer Werth auf die Wahl einer feften fremden Währung für die 
Kapitalzahlung und die Zinfen legen (Papiergeldweſen). Staaten mit Papiergeld- 
währung (Defterreih, Norbamerifa) kontrahiren oft auch inlänvifhe Anlehen in 
Münze mit Metallverzinfung ober noch öfter in Papiergeld mit Metallzinfen. 
Dies liegt im Intereffe des Staatskredits (Oeſterreichiſches Nationalanlehen, norbame- 
rilaniſche Staatsfhuld im jüngften Kriege). Freilich ftellt ſich durd das Agio, wel- 
ches der Staat für efwaige Münzanfäufe aufwenden muß, die PVerzinfung in 
fchlimmen Zeiten hierdurch theurer, ein Nachtbeil, welcher durch andere Vortheile 
wieder aufgemogen wird. Defterreih und Nordamerika haben ſich durch bie Ber- 
ordnung, daß die Zölle in Münze zu bezahlen find, eine Einnahmequelle zur 
Zahlung der Metallzinfen offen erhalten. Mitunter werden Zölle für ſolche Zwecke 
verpfändet werden müffen. In den Vereinigten Staaten hat man begonnen Papier- 
gelbverzinfung zu verabreden, als bie jährliche Zinsfumme der enormen Schuld 
die Höhe der Zolleinnahmen erreihte. Die Auszahlung von Zinſen ober 
Kapitalien, welche in Münze ftipulirt ift, in entwerthetem Papiergelve ift natürlich 
völlig rechtswidrig und nichts Anderes als ein theilmeifer Staatsbanferott (öfter- 
reih. Metalliques feit 1848). Selbft die Auszahlung in Papiergeld nach deffen 
Kurs ftatt nah tem Nennwertb ift nicht zu billigen (öſterr. Nationalanlehen 1859 
im ital. Krieg und wieder Anfang 1861), immerhin aber allein am Orte, wenn 
ber Staat die Metallverzinfung einftellt. 

Das Domicil der Anlehen ift in der Regel die Hauptftabt bes Staate, 
Hier wird die Staatsfhuld verwaltet, bier die Zinfen bezahlt. Fir formell aus— 
wöärtige Anlehen wird daneben oder felbft ausſchließlich ein fremder over mehrere 
fremde Börfenpläge als Domici! gewählt (Frankfurt, Amftertam, London für einige 
öfterreichifche, diefe Pläge und Hamburg für ruffifche, letzteres beſonders auch für flan- 


6) Ein darauf hinzielender Vorſchlag für Defterreick, eingehend erläutert und motivirt, in 
meiner „Ordnung des öfterr. Staatehaushalts“ S. 225-262, Im Princip gebilligt von reis 
&erm von Hod in einer Anzeige diefer Schrift in d. Deſterr. Wochenſchr. 1863 B. II. ©. 4. 
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binavifche Anlehen). Auch für gewöhnliche inländiſche Anlehen, deren Unterbringung 
im Ausland erwünſcht ift, wird fehr zweckmäßig dem fremden Kapitaliften ber 
Zinfenbezug u. f. w. an den Hauptbörfen des fremden Pandes ermöglicht. Dies ift 
beſonders für die zahlreiche Klafje ver Meinen Kapitaliften von Werth. Die Zu— 
bufe des Staats an Banguierprovifion, etwaigem Kurs: und Wechſelverluſt wirb 
durch die größere Beliebtheit, weitere Verbreitung und den baraus bervorgehenben 
höhern Kurs ver Papiere mehr als gevedt werden. Die großen internationalen 
Kapitalaffeciationen, wie die üfterreihifchen und ruffifhen Eiſenbahngeſellſchaften, 
find mit richtigem Beiſpiel vorangegangen. Auch Preußen zahlt freiwillig die Zin- 
fen einiger Anlehen in Hamburg aus. 

Die Stüde (Appoints) der Obligationen werben in der Regel auf runde 
Nominalbeträge lauten, u. 3. je nad der Schwere des Münzfußes, ver Höhe des No» 
minalzinsfußes, der Betheiligung tes Heinen und großen Kapitals auf höhere und 
geringere (in Deutſchland meiftens 100 Thl. oder 100 fl., mitunter auch 50 fl. 
in Oeſterreich felbft 20 fl.). Die Obligationen lauten entweber auf den Namen 
oder auf den Inhaber. Yestere Form ift mit der Entwicklung bes Arebitver- 
kehrs immer beliebter, mit der Verlängerung ver NRüdzahlungstermine und ber 
Befeitigung der Tilgung aud immer nothwentiger geworden, damit ber Kapitalift 
dur einfahe formloſe Weiterbegebung feines Papiers fein Kapital leicht realifiren 
fünne. Die Einführung des Inhaberpapiers ift einer ber wichtigften Fortſchritte 
in den Formpunkten bes Krevitwefens. Die Anerkennung des Blankoindoſſements 
bei auf Namen lautenden Papieren hat ebenfalls große Wichtigkeit. Die deutſche 
DObligation hat vor der franzöfifhen und englifhen Infkription und Umfchreibung 
große Vorzüge. Papiere im Eigenthum juriftifher Perfonen werben mitunter 
vinfulirt, fo daß die gewöhnlichen Formen der Uebertragung ungiltig find. 
Ueber Amortifation, eventuelle Vinbifation u. f. w. gelten in Ermanglung 
befonderer Beftimmungen die Grundſätze des Privatredts. Auf die äußere Aus— 
ftattung der Obligationen und Coupons ift Sorgfalt zu verwenden, um Fäl— 
fhungen zu erſchweren, ein in der Prarid noch zu wenig beachteter Punkt. 

Die Art der Begebung von Anlehen fann eine dreifache fein, vie all- 
gemeine öffentlihe Subflription, vie Uebereintunft mit Zwiſchen— 
bändlern (Banquiers) — die beiden Hauptmethoden der Anleihebegebung —, 
enblih der ummittelbare Berfauf auf eigene Rechnung an der Börfe, 
Für Meinere Poſten ift Letzteres mitunter ftatthaft, für größere felten, denn unver- 
meidlich wird der Staat dabei zum Börfenipefulanten und geräth in Gefchäfte, 
zu welden ihm der Beruf und die Fähigkeit fehlt (Berfchleuderung ber von Brud 
„Uberemittirten” 111 Millionen des Nationalanlehens und der aus dem Tilgung» 
fond wieder herausgenommenen Effekten in Defterreih). Die öffentliche Subflrip- 
tion verdient den Vorzug, wo fie burdführbar ift, das ift fie aber nicht überall, 
namentlich felten in ärmeren Staaten mit fohlehtem Kredit over in ſchlimmer Zeit. 
Nur ein großer patriotifher Zweck lann aud bier über die Schwierigkeiten hin— 
weghelfen (englifhe Loyalty-Loan v. Dec. 1796, 18 Mil. Bf. St. zu einem 
Kurs faft ſchon unter vem Tageskurs in 151/, Stunden vollftändig gebedt!). 
Sonſt büßt man oft mehr als die erfparte Banquierprovifion durch den balvigen 
Drud auf die Kurfe ein, wenn die Subfkribenten die Nachzahlungen nicht Teiften 
fönnen und verlaufen mäflen. Das ift in ärmeren Staaten auch der Mangel ber 
fogen. Nationalanlehen, bei welchen aud Meine Zeichnungen angenommen und 
dieſe befonders berüdfichtigt werben, zumal hier häufig fehr bevenflihe Mittel vor- 
fommen, um Subftriptionen zu veranlaffen (Defterreih, Frankreich). Eine Anleihe 
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wie bie öſterreichiſche Nationalanleite von 1854 (urfpränglid 500 Dill. fl. mit 
Einzahlungen bis 1859) ift ein reiner Ruin für ein armes Land, ſchon ihrer 
Form wegen, weil fie ven Einzelnen, wenn aud oft nur vorübergehend, — bis 
zum baldigen, Berluft bringenden Berfauf des Papiers — ihr nothwendiges 
Kapital entzieht. In folhen Ländern und in gewiflen ungänftigen Zeiten muß ba- 
ber eine Uebereintunft mit Zwiſchenhändlern abgefhloffen werden, namentlid wenn 
es gilt, die Anleihe möglihft im Auslande zu placiren, Dan muß aber dann eine 
Konkurrenz umter den Unterhänblern einleiten und kann fih öfters mit Erfolg des 
Softems der Submiſſionen bebvienen, bei welhem die Zwiſchenhändler Offerten 
mahen und die günftigften Angebote zuerft berüdfichtigt werben (England, neuer» 
bings Defterreich). Allgemein ift dieſes Syſtem übrigens nit anwendbar, wenig- 
ſtens nicht im der in England üblichen Weife, wo Angebote auch für Theilbeträge 
acceptirt werben. Dft laſſen fih nur Offerten für ven ganzen Anleihebetrag an« 
nehmen. Die Wahl des Nominalzinsfußes dem Gläubiger bier anheimzuftellen 
(wie befonbers unter Pitt in England) empfiehlt fi nicht, weil ein dem reellen 
möglihft gleich ſtehender Nominalzinsfuß im Intereffe des Staats liegt, felbft wenn 
für beftimmte Schuldarten, 3. B. niedrig verzinslihe Schulden, ein etwas beflerer 
Kurd zu erreichen ift. Bei ber öffentlihen Subffription pflegt der Emiſſionskurs 
vom Staat beftimmt zu werben, was eigentlih nicht durchaus nöthig if. Das 
Aerar lönnte aud hier blos einen Minimalkurs bezeichnen und wie bei den Sub— 
miffionen verfprechen, die günftigften Angebote zuerft annehmen zu wollen. 

Die Zinstermine für die Staatsfhuld find paſſend halbjährige, melde 
+ D. auf den erften Tag eines Monats gelegt werden. Da ber Staat feine Ein- 
nahmen über das ganze Jahr vertheilt bezieht, fo müflen womöglich aud vie 
Zinstermine für die verfchtevdenen Theile der Schuld auf das Jahr vertheilt wer- 
den, damit micht zu große Beträge auf einmal fällig werben. Zweckmäßige Zins- 
termine find die Erften bes auf das Fälligwerben bedeutenden Steuerfummen fol- 
genden Monats, wo der Staat dann das Geld bereit hat und es der Volkswirth⸗ 
ſchaft nicht lange entzogen ift. Für die Verjährung der Coupons find oft Fürzere 
ald die gemeinrechtlichen Berjährungsfriften angefegt, was für den Staat günftig 
und bequem, aber nicht unbedingt au billigen ift. 

Für die Berwaltung der Staatsfhuld müflen im Finanzbehörbenorganis- 
mus befondere Behörden beftehen, welche über die Staatsfhuld in ftreng geſchäfts- 
mäßiger und möglichft einfacher Weife Buch führen, die Evidenthaltung beforgen 
u. ſ. w. Manche Bortheile bietet die regelmäßige Geſchäftsverbindung des Staats 
mit einer guten Bank, fowohl für bie Leitung der Gelvoperationen und die Be- 
fergung des Kaflenwefens im Staatshaushalt überhaupt, wie fpeciell für die Lei— 
tung des Staatsjhuldenweiens. Gegen eine folde Verbindung mit einer Banf, 
wobei das Aerar regelmäfig Krevitor, nicht Debitor ift, läßt fich nichts einwenden; 
es müſſen nur gefegliche Vorkehrungen getroffen werben, daß ber Staat blos in 
beftimmten Fällen und für beftimmte Marimalbeträge Schulven bei der Bank 
tontrahiren darf (England). Die Eröffnung eines Schatfontoforrents bei der Bank 
(England, Frankreich, Preußen) hat dann mande financielle und wirthſchaftliche 

le, indem die Stenerfummen dem Berkehr rafch wieder zufliefen. Die Be- 
fergung der Zinszahlung durch die englifche Bank hat fih als fehr zweckmäßig 
und für ale®Betheiligten nützlich erwieſen. Dem Staate fommt die eigene Ber- 
waltung der Staatsfhuld oft theurer. Bgl. übrigens unter III. 

Bon der richtigen Wahl der Staatsſchuldformen und der zwedmäßigen Rege- 
Img aller wefentlichen Formpunlte hängt der größere oder geringere Drud, wel- 
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hen die Staatsſchuld auf die Finanzen und dadurch auf bie ſteuerzahlende Bevöl— 
ferung ausübt, vornehmlich ab. Darin liegt die große praftifhe Wichtigkeit der 
formellen Seite des Staatsfhuldenwefene. 

It. Die ftaatsrechtliche, völferrechtliche und politifche Seite 
des Staatöfchuldenweiens. 

A. Bon eigentlihen Staatsfhulten kann in ſtaatsrechtlicher Hinſicht erft 
die Nebe fein, ſeitdem ſich die Staatsidee als ſolche flar und vollftändig heraus» 
gebilvet hat. In Deutfchland giebt es daher eigentlich erft fürmlide Staatsfhul- 
den, feitben die Inhaber der Panveshoheit in den Territorien fonverän geworben 
find, und in einigen deutfhen Staaten, 3. B. in Hannover, bat felbft bis in bie 
neutefte Zeit der frühere Zuftand im Staatsihuldenwefen angebauert. Die Ent— 
widlung ber Landeshoheit in Deutihland wie der fürftlihen Souveränetät im 
übrigen Europa fnüpfte fib ja eng an ben Grundbeſitz des Herrſchers, an bie 
Domänen an. Aus biefen floh der größte Theil der Einfünfte des Regenten. 
(Vgl. ven Urt. „Domänen” Br. 3. ©. 162 ff.) Es war anerfannter Rechtsſatz, 
daß die Ausgaben, welche die Ausübung der Landeshoheit mit fi brachte, zunächſt 
aus biefen Einkünften gebedft werden müßten. Aber weder im Staatswefen, noch 
im Finanzweſen war bier das Privatrechtliche und Oeffentlichrechtliche ſcharf ge- 
ſchieden. Da das Ianbesherrlibe Vermögen, das Domanium oder Kammergut, 
für bie öffentlihen Finanzbedürfniſſe einftehen mußte, fo galten aud bie vom 
Tandesherrn oder auf das Kammergut felbft fitr öffentliche Zwede etwa aufgenom- 
menen Schulden zunäcft nur für landesherrlihe oder Kammerſchulden. 
Der Schuldner war nit das Yand oder der als folder noch gar nicht eriftirenpe 
Staat, ſondern nur der Landesherr, refp. die Rammerfaffe, aber allerings ber 
Landesherr doch ſchon in feinem öffentlichen Charakter, nicht ala Privatmann. 
Infofern zerfallen die landesherrlihen Schulden ſchon nad dem älteren beutfchen 
Staatsreht in eigentlide Kammerfhulden uud Kabinets- ober fürft- 
liche Privatfhulden (Chatoullfhulden). Jene bildeten nit der Form, aber 
dem Weſen nad den Anfang eigentliher Staatsfhulven. Für die Kabinetsfhulden 
haftete das freie Allod und das wirflihe Privatvermögen des Fürften. . 

Den eigentlichen Kammerfhulden zur Seite ftanden bie Landesſchulden, 
welche von den Ständen auf ihre Rechnung aufgenommen wurden, für melde 
die Stände alfo auch ald Schultner hafteten. Dies waren von vorneherein formell 
und materiell öffentlihe Schulden. Se mehr fih nun der GStaatsharafter 
im mittelalterliden Staat und fpäter in ben deutſchen Territorien herausbildete, 
um fo mehr fonderte fih, wenn auch nicht rechtlich und rehnungsmäßig fireng 
gefhieden, doch im politifhen Bewußtfein von Regierung und Ständen ber Staats- 
haushalt vom fürftlihen Privathaushalt ab. Abgaben und Etenern wurben neben 
den Domanialeinnahmen von größerer Bereutung. Die wirklich für öffentliche 
Zwede, für Kriege, zum Bortheil des Landes als ſolchen, nicht des Negenten auf» 
genommenen landesherrlichen Schulden fonnten nicht anders als für Landesſchulden 
gelten. Daher venn auch die förmliche Uebernahme folder Schulten Seitens der 
Stände, Die Letzteren fuchten fih dabei nur tas Recht zu wahren, daß ohne ihre 
austrüdliche Zuftimmung weder eine eigentlihe Landesſchuld rechtsgiltig fontrahirt, 
nod eine beſtehende landesherrliche Schuld zur Landesſchuld erflärt werben könne. 
Ein folhes Recht der lanpftäntifhen Zuftimmung war aud 3.8. im deutſchen 
Staatsreht anerfannt, ohne daß e8 immer, zumal im 17. und 18. Jahrhundert, 
als die landſtändiſche Macht von ber aufftrebenven fürftlihen Gewalt zurüdgebrängt 
wurde, faktifh zur Geltung zu bringen war. Die Landesherren fuchten ihrerfeits 
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es als Rechtsſatz binzuftellen, daß jedenfalls zum Beften des Randes gemachte 
Kammerjhulten mit vom Lande übernommen werden müßten, ein Princip, in 
deſſen Anerkennung fi der Einfluß der fi entwidelnden Staatsidee ausſpricht. 
Den Ständen mußte daran liegen, nicht noch weiter verpflichtet zu werben, da 
ihre Zuftimmung zur Aufnahme von Kammerſchulden an fid nicht nothwendig 
war. Erft allmälig ift ihnen mitunter durch Landesverträge das Recht der Zuftim- 
mung aud für diefe Schulden eingeräumt worden, als die größere Berfhuldung 
der Landesherren die Frage der Uebernahme der Kammerfhuiden auf das Land 
fehr praltiſch werden lieh. 

In Territorien von größerer Ausdehnung, in welchen verſchiedene Provinzial: 
ſtände beftanden, wurden Landesſchulden ald Schulden ter befonveren Stände oder 
mitunter aud als Oefammtftaatsfhulden unter gemeinfamer Verbürgung der ver: 
fhiedenen Stände pro rata aufgenommen (in Defterreih 3. B. ftändifhe Dome- 
ftifal- und ftändifhe Aerarialſchulden). Daneben kamen dann aud wohl nod 
Schulden eines einzelnen Standes, 3. B. der Städte, oder einer einzelnen Stabt 
für öffentlihe Zwede vor, welche infofern zu den eigentlihen Staatsfhulven gehö- 
ren und fpäter mitunter ausdrücklich auf die allgemeine Staatsſchuldenkaſſe über- 
nommen worben find. 

Die Generalverwaltung ver beiven Arten von Schulden war urſprünglich, 
gemäß der Verſchiedenheit der ſchuldenden Subjekte, getrennt. Die Kammerſchulden 
lafteten auf der Kammer (Hoflammer) oder Kammerkaffe, vie Lanvesfhulden auf 
der Steuerfafje, wenn eine foldye gemeinfame Kaffe für vie Landesbeiträge beſtand. 
Aber im früheren Finanzweſen war befanntlid der heutige Grundſatz der Einheit des 
Finanz-, Kaffen- und Rechnungsweſens noch nirgends durchgeführt. Die einzelnen 
Einnahmequellen wurden getrennt verwaltet und auf fie waren gewiffe Ausgaben 
angewiejfen. So war ed aud mit den Staatsjhulden der Fall. Selbft wenn nicht 
befondere Domänen oder Gefälle fpeciell für eine Schuld verpfändet waren, pflegte 
die Berzinfung und Nüdzahlung einer neu aufgenommenen Schuld auf eine be- 
fimmte Einnahme angewiefen zu werben. Die Ordnung und Weberfichtlichkeit, 
das Kaſſen- und Rehnungswefen litt darunter natürlich fehr. In den größeren 
Staaten, in welden zuerft eine fchärfere Scheidung des privatredhtlichen und ſtaats— 
rechtlichen Moments in den Rechten des Regenten ftattfand, der öffentliche Charaf- 
ter der Staatsfhulden Harer anerfannt wurde und die Stantsfhulvden wegen ber 
jelbftändigen Politit diefer Staaten früher einen größeren Umfang erlangten, 
führte das Bedürfniß auch zuerft zu einer georbneteren zufanımenfaffenden Ber: 
waltung des Staatsfhuldenmwefens. Zugleich fiel in diefen Staaten das Interefle 
ber regierenten Familie und dasjenige des Staats viel genauer zufammen, bie 
kleinlichen privatrehtliden Anfhauungen über das Domänenwefen u. f. w., aus 
melden ſchon zur Zeit des deutſchen Reichs Etwas wie Meviatifirungsangft ber- 
vorblicte, fehlten hier. Es ift bezeihnend, daß nicht nur in England und Franf- 
reih, fondern aud in Preußen und Defterreich die Streitfrage über das Eigen- 
thumsreht an den Domänen, ob Staatsgut, ob Privatgut der fürftlihen Familie, 
frühzeitig antiquirt ift und der ſtaatsrechtliche Charakter der Rechte des Herrfcher- 
hauſes an diefen Gütern anerfannt wurde, während in den Heinen deutſchen Staa— 
ten und felbft in Hannover der Streit darüber bis auf unfere Tage währen konnte, 
Mit dem Wegfall dieſes Streitpunfts verlor auch die Unterfheidung zwiſchen 
Kımmer- und Landesfhulden viel von ihrer praktiihen Bedeutung. In England 
ward der ſtändiſche Staat rechtlih zum parlamentarifhen Staat umgebildet, in 
Brantreich, Defterreih, Preußen entwidelte fi) die Staatsidee auf den Trümmern 
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des Ständeweſens. Beide verfhiedenartigen Entwidlungen ermöglichten eine ben 
neuen Berhältnifjen entfprebende Umgeftaltung des Finanzwefens und insbefondere 
auch der Finanzverwaltung. Nun gelangte man allmälig zu einer wenigftens rela« 
tiven Einheit des Staatsſchuldenweſens. Beſondere Staatsfhuldentafjen ent- 
ftanden aus der Verſchmelzung der einzelnen Kaſſen, auf welde bisher Schulven 
aufgenommen worden waren. Was bisher die Negel gewefen war, Schulden auf 
befondere Einnahmequellen zu legen, wurde num die Ausnahme. Die zur Berzin» 
fung und Tilgung der Schulden beftimmten Cinnahmen floffen im eine gemeinfame 
Kaſſe und das Staatsfhuldenwefen wurde einheitlih verwaltet. 

Diefe Richtung brad ſich in der Entwidlung der Staatsjhuldenverwaltung 
bereits im Laufe des 18. Jahrhunderts, und befonvers in der Periode des auf- 
geflärten Despotismus, welder aud bier auf eine größere Gentralifation hinar- 
beitete, Bahn. Aber ganz konſequent fam der Gedanke der Einheit wie im Fir 
nanzwejen, fo aud im Staatsfhuldenmwefen erft in der Nevolutionszeit zur Gel— 
tung, in welder ja allgemein der Patrimonialftaat zufammenftürzte und bie 
Grundlage für den Aufbau des modernen Rechtsſtaats gejhaffen wurde. Die 
Kriegszeit führte zu einer ungeheueren Schulvvermehrung, vie ftändilhen Rechte 
verloren auf dem Kontinent faktiſch faft überall nod ven kleinen Reft von Be— 
deutung, welcher ihnen geblieben war, Abfolutismus und Gentralismus gingen 
felbft in den deutfchen Zwergftaaten Hand in Hand. Die franzöfifhe Verwaltung 
mar ein auf allen Gebieten ver Staatsthätigfeit, jo bejonders aud für das Fir 
nanzwefen, leuchtendes Vorbild. So viel Widerrechtlichkeiten und bevenfliche Ueber- 
treibungen im Einzelnen, bejonders in Deutjchland, dabei vorgefommen find, fo 
erfprießlih war doch ſachlich betrachtet die Entwidlung im Ganzen. Gin georb- 
netes Finanz: und Staatsfhuldenwejen war auf andrer Baſis, als auf der des 
modernen Staats mit feiner einheitlihen und centralifirenden Verwaltung gar 
nicht mehr denkbar. 

Nach den Nevolutionsfriegen trat die Aufgabe des Neubaus der Staats» 
verfafjung und Verwaltung an alle die tief erfhiitterten Staaten heran. Die 
Ordnung des Finanz und Schuldenweiens war vielleicht die fhwierigfte, jedenfalls 
die dringlichfte Aufgabe. Einheit des Finanz- und Schulvenwejens war babei 
überall der leitende Gedanke, welcher felbft in denjenigen vdeutihen Staaten, wo 
die Trennung ter Kammerkaffe und Steuerfaffe beftehen blieb, als Richtſchnur 
biente, 

Wo die moderne Staatsivee auch im formellen Recht fofort vollftändig zur 
Anerkennung kam, da trat natürlich Kaffeneinheit, Verſchmelzung der Kammer—⸗ 
und Landesſchulden, einheitliche Verwaltung des gefammten Staatsſchuldenweſens 
unter einer befonderen Behörde ein. Diefe Behörde reffortirte zum Finanzmini- 
fterium und hatte je nad) der Größe des Staats und der Staatsfhuld eine mehr 
oder weniger jelbftändige Stellung im Yinanzbehörvenorganiemus, Der Wir- 
fungsfreis diefer Behörde ift in den einzelnen Staatshaushalten etwas verfchieben 
gezogen. Sie führt etwa Namen wie „Hauptverwaltung der Staatsfhuld *, 
„Direktion der Staatsſchuld“ oder ähnlihe. Mitunter befteht getrennt von ihr 
noch eine beſondere Behörde für tie Tilgung der Staatsſchuld. Soweit beide 
Behörden Kaffenbehörben find, heißen fie wohl „allgemeine Staatsſchuldenkaſſe“ 
und „Schulventilgungsfaffe”. Diefe Behörden haben dann alle Verwaltungsange- 
legenheiten des Staatsjhuldenmwefens zu beforgen, wie die Führung des Haupt- 
buchs der Staatsſchuld, die Eintragungen, Umfhreibungen, Löſchungen der Nen- 
teninffriptionen, die Ausgaben der Obligationen und Coupons, wobei zur Giltig- 
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feit neben der Unterſchrift des Finanzminiſters die Unterſchrift des Direktors der 
Staatsfhuldenverwaltung und ver Staatsſchuldenlaſſe erforberlih fein kann, bie 
Kaffengefhäfte bei den Einzahlungen auf neue Anlehen, den Zinszahlungen, ven 
Kapitalrädzahlungen, eventuell die Vertretung des Aerars in Rechtöftreitigfeiten 
über Staatsfchyuldenangelegenheiten u. f. w, Die formelle Orbnung des Finanz⸗ 
und Staatsjchuldenwefens ift feit dem Jahre 1815 ein Hauptanliegen unjerer 
Staaten gewejen, fie hat wohl überall bedeutende Fortſchritte gemacht und läßt 
in einigen Staaten, wie namentlidy in Frankreih und Preußen, faum mehr etwas 
zu wünſchen übrig. Hiermit ift eine praftifch fehr wichtige Bedingung für bie 
Benugung des Öffentlihen Kredits erfüllt worden. Diefe vortrefjlihe Orbnung 
im Bermwaltungs-, Rehnungs- und Kaſſenweſen bietet eine formelle Garantie für 
das Staatsihuldenweien, wie der fteigende Wohlftand und wirthſchaftliche Fort⸗ 
fhritt der Länder und der davon abhängige gute Zuſtand der Finanzen eine ma- 
terielle Garantie bietet. 

Die nicht minder wichtige, rechtliche und moraliihe Garantie liegt in ber 
Theilmahme der Bollsvertretungen an der Leitung und Ordnung bes 
Finanz und Schuldenweſens. Wo nad den franzöfifchen Kriegen die ftändifchen 
Berfafjungen reorganifirt oder neu eingeführt wurden, da ward den Ständen, 
Kammern, Landtagen, Parlamenten, oder wie wie Vertretungen heißen und welchen 
Umfang von Rechten fie aud erhalten mochten, vor Allem das Recht der Zu— 
fimmung zu neuen Steuern, zur Beräußerung von Staatövermögen und zur 
Aufnahme neuer Schulden beigelegt. Der Inhalt und Umfang biejes 
Rechtes ift nicht überall ganz der gleihe. Im den meiften Berfaffungsurfunden 
der deutſchen Staaten wird ald Bedingung für die Giltigkeit eines Anlehens vie 
Zuftimmung der Stände bingeftelt, wo Kammer- und Landesjhulden getrennt 
blieben, auch für die Aufnahme der erfteren. Mitunter können gegen ſpätere In— 
demnität auch von der Regierung allein Schulden fontrahirt werben, dod unter 
Borausjegung dringender Noth und für beftimmt limitirte Beträge, eventuell 
unter Ginvernehmung der ftändifchen Staatsfhuldentommifläre, worüber einige 
Berfaſſungsurkunden, wie die bajerifhe (Tit. VII. $. 15), die ſächſiſche ($. 115), 
die hannoverfche (Landesverfaſſ. Geſ. v. 1840 $. 163, Verfaſſ. Geſ. v. 1848 $. 97), 
die badiſche ($. 57 und 63) u. a. m. befonvere weitere Vorſchriften enthalten. 
In einigen Berfafjungsurkunden ift die ganze Staatsſchuld ausdrücklich „unter die 
Gewährleiftung ver Stände” geftellt (Baiern Tit. VII: $. 11, Würtemberg $. 119). 
Dur das Steuerbewilligungsredht, welches allerdings einen verfhiedenen Umfang 
bat, fih mitunter nur auf neue Steuern bezieht, und in den deutſchen Bundes« 
Raaten nicht zum Steuerverweigerungsreht werben darf, haben die Stände indi- 
tet auch fonft auf die ältere beftehende Schuld einen Einfluß. Wie weit formelle 
Beränderungen mit der vorhandenen Schuld, weldye feine Mehrbelaftung des Yan- 
der im ſich ſchließen, einfeitig von ver Negierung vorgenommen werden können, 
das hängt von dem Wortlaut der Berfaffungsurfunde oder des betreffenden Ge- 
ſetzes ab. Wo den Ständen nur das Recht der Zuftimmung zu neuen Anlehen 
gegeben ift, va fann 3. DB. eine Zinsreduftion und Konverfion wohl ohne Mit- 
wirfung der Stände erfolgen (Preußen 1861). Das öfterreihifhe Diplom v. 20, 
DH. 1860, Art. I. und das Grundgeſetz v. 26. Febr. 1861 $. 10 c. dehnen 
ven Wirkungäfreis des Reichsraths aud auf die „Konvertirung beſtehender Staats- 
ſchulden“ aus. Unpafjend ift in ven Berfafjungsurfunden vie gelegentlid vor 
tommende Formulirung der Bedingungen, unter welden nur Schulden aufge 
nommen werben dürfen, worin fich eine völlige Berfennung ber wechjelnden Bes 
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bürfniffe des Stantshaushaltd und der fi verändernden Anfhauungen über das 
Staatsfhuldenweien ausfpriht (Bair. Berf. Urt. Tit. VII, 8. 12!); ebenfo- 
wenig gehören Schuldentilgungspläne oder auf die Tilgung ſich beziehende Zu- 
fagen in ein foldyes Gefeg (wie in den Berfaffungsgefegen ver meiften größeren 
deutfhen Mittelftaaten). Sole Beftimmungen datiren aus einer Zeit, wo bie 
volfswirthihaftlihe und financiele Auffafjung ver Staatsfhulden nod eine we— 
fentlih andere war.”) 

Defters ift die Befugniß ver Volksvertretungen eine noch weitergehende, in- 
dem bleibende ftändifde Centralbehörden für die Staatsſchuld einge- 
fegt wurden. Bei der großen materiellen Bedeutung tes Staatsſchuldenweſens 
im modernen Staatshaushalt und der Abhängigkeit des Staatöfrevitd von ge— 
nauefter Innehaltung übernommener Verpflichtungen (111 Mill. Ueberemiffion ber 
öfterreich. Nationalanleihe!) ſcheint eine folhe permanente Kontrole der Etekutive 
ſehr rathfam zu fein. Schon früher pflegte namentlich das Tilgungswefen unter 
befonderer ftänpifher Kontrole zu ftehen. Die Zufammenfegung und ber Wir- 
fungstreis des Kontrolorgans ift in den einzelnen Staaten nidt ganz gleid. In 
Hannover befteht die befondere Einrichtung des CE hagfollegiums, welches 
aus von der Negierung und von den Ständen ernannten Mitgliedern gedildet ift 
und über den ganzen Staatshaushakt eine Kontrole, über das Staatsfchuldenmwefen 
die Auffiht umd zum Theil die obere Yeitung auszuüben hat. Ständiſche Aus- 
Ihüffe, vefp. Kommiffäre und Kommiffionen in Baiern, Würtemberg, Sachſen, 
Defterreih, Baden u. a. m. find fpeciell für die Kontrole der Staatsfhulb mit 
mehr oder weniger weitgehenden Befugnifien, 3. Th. formeller Antheilnahme an 
wichtigen VBerwaltungsalten, z. B. Mitunterzeihnung ver ausgegebenen Schuld» 
urkunden u. ſ. w., beftellt. Der Zwed der lobenswerthen Einrichtung gebt darauf 
hinaus, die genaue Innehaltung der gefeglihen Verfügungen über das Staats- 
ſchuldenweſen zu überwachen. Wenn die Berfafjung der Regierung unter gewiflen 
Bedingungen erlaubt, einfeitig Anlehen gegen nachträgliche Einholung der ftän- 
diſchen Zuftimmung aufzunehmen, fo müfjen dieſe Staatsfhuldentommifftonen da— 
von in Kenntniß gefegt werden (Defterreih) oder auch um ihren Rath gefragt 
werden (Hannover), Sehr zwedmäßig ift es, wenn ſolche Kommiffionen gleicy- 
zeitig jährlich oder halbjährlid öffentlich Bericht über tie Page der Etaats- 
ſchuld, ihre Größe, die vorgefallenen Operationen u. f. w. zu erftatten haben. 
Der Beriht muß mit eingehenden ftatiftiihen Beilagen verfehen und von ben 
Kommiflären unterzeichnet fein, jo daß legtere für vie Richtigkeit der Publikation 
verantwortlid find.d) Auch wo ſolche Kommiffionen nicht vorhanden find, hat man 
mit Recht neuerdings das Princip der Publicität für alle Finanz und 


7) Bat. über dad Zuftimmungsrecht der Stände u. ſ. w. in Sachen des Staatefchuld- 
weſens H. a. Zaharlä, Deutſch. Staatde und Bundesrecht, 2. Aufl 2 Thl. (Gött. 1854) $. 217 
©. 468 ff. Preuß. Verfllek. v. 31. Jan, 1850 $ 103, öfterr. f. Handſchreib. v. 17. Juli 
1860 (R. G. B. 1860, S. 298), Dipl. v. 20 Dft. 1860, Art. 18, Gef. v. 26. Febr. 1861, 
8. 10 c, baier. BU. Tıt. vII. $. 11, 12, (13—15), ſächſ. Bl, 8. 105, 107, u. Gef. 
v. 5. Mai 1851, $. 8, bannov. 2.3. ©. v. 6. Aug. 1840, $. 163 (161 ff.), (Gef. vom 
5. Expt. 1848, $ 97, 98), würtemb. ®. U. 8. 119 (120), bad. Bl. $. 57. Auch in den 
Berfaffungsurkunden der Kleinftaaten finden fih ähnliche Beftimmungen, vgl. 9. U, Zacharlä, 
Die deutichen Verfaffungsgefepe d. Gegenw. Gött. 1855, 1. Kortf. 1558, 
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irole der Staatefhuld durd den Reicheratb, baier. Bell. Zr. VIl, &. 13 -16, ſächſ. Dell, 
$. 106, 107, bannov. 8. V. ©, v. 1840, $. 164, 165, Gel. 12. Sept. 1838 über d. Sitap 
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Krebitverhältniffe, befonders auch für das Staatsſchuldweſen adoptirt, in der Haren 
Einfiht, daß offene und getreue Darlegung der Sachlage ſtets das befte Mittel 
zur Beflerung oder Aufrechterhaltung des Krevits ift und die Kontrole der öffent- 
lichen Meinung auch im wahren Interefje des Staats felbft liegt. Das Geheimniß 
über Finanz» und GStaatsjhulpverhältniffe, welches bis zum J. 1848 vielfad 
fireng bewahrt wurde, ift jest faft überall gehoben (Oeſterreich's trefflihe Publi- 
| — in neueſter Zeit beginnt auch Rußland mit der Veröffentlichung ſeines 
udgets). 

Im engliſchen Staatsrecht wird bekanntlich zwiſchen den auf dem Geſetze 
beruhenden, keiner beſonderen jährlichen Bewilligung bedürftigen und den einer 
ſolchen bedürftigen, für den Dienſt des Jahres berechneten Ausgaben und 
Steuern unterſchieden. Zu den erſteren gehören jetzt drei Viertheile des Ausgabe— 
und Einnahmebudgets, darunter namentlich das Staatsſchulderforderniß. 
Es erſchiene uns für das feſtländiſche, ſpeciell das deutſche Staatsrecht ſehr er— 
ſprießlich, wenn bei uns ähnliche Grundſätze Anerkennung gewännen. Der Begriff 
ver Dotation liege ſich bier finanzwiſſenſchaftlich und ſtaatsrechtlich paſſend er- 
weitern und ausbilden. Namentlich die Nothwendigkeit einer jährlichen beſonderen 
Bewilligung des Schulderforderniſſes muß, wie jede Bewilligung des abſolut 
Nothwendigen, wie 2. Stein mit Recht fagt, als ein Unding bezeichnet werden, 
weil dadurch möglihen Falles die ganze Eriftenz des Staats in Frage geftellt 
werden kann, Die Ausfcheidung eines ftabilen Budgets, welches ohne ausdrückliche 
geieglihe Abänderung fortvauert und feiner befonderen jährlihen Bewilligung be- 
darf, erjheint uns zugleih als eine Forderung ber Logik und der praftifchen 
Nothwenpigkeit. Nur dadurch können die Anfprüche, welde aus den Erforderniß den 
gefiherten Fortbeſtehens des Staats Logifc hervorgehen, mit dem parlamentarifchen 
Bubgetbewilligungsrecht verföhnt werben. Es ift doch wirklich ein Nonfens zu ver- 
langen, daß etwa bie Zinszahlung des Staats ftodt, weil noch fein legales Budget 
zu Stande gelommen if. Denn dadurch wird das Interefje des Staats und des 
Landes zugleich mit denjenigen ber jeweiligen Regierung geopfert. Hier fteht unfer 
fonftitutionelles Staatsrecht noch im Beginn feiner Entwidlung. ?) 

Neben den Staatsfhulden kommen öfters aud jegt noch befonvere Brovin- 
jial-, Kreisſchulden u. ſ. w. vor. Die älteren derartigen Schulden find häufig 
zur allgemeinen Staatsjchuld gefhlagen worden, wenn fie, wie oft der Fall war, 
für allgemeine öffentlihe Zwecke kontrahirt gewejen find. Die neueren Provinzial: 
dulden find in ber Regel für fpeciele Provinzialzwede aufgenommen worden, 
dann müſſen fie auch ald Schulden jeder einzelnen Provinz allein angefehen und 
aus den Mitteln der Provinz, häufig aus Stenerzufhlägen zu den Staatöfteuern, 
verzinst und eventuell getilgt werden. ine neuere große Schuld der Urt ift vie 
öfterr. Grumdentlaftungsfhuld (über 500 Mil. fl.). Neben dieſen eigentlichen 
Provinzialfhulden kommen noch Schulven der Provinzen vor, welche ebenfalls von 
der allgemeinen Staatsſchuld getrennt find, aber doch wenigftens zum Theil den 
Charakter allgemeiner äffentliher, nur auf beftimmte Provinzen gelegter Schulden 
an fih tragen. Dies ift 3.8. die Beichaffenheit der ehemaligen lombardiſch-vene⸗ 
tianiſchen und jegigen venetianifchen Monteſchulden. Denn wenigftens der Haupt- 
theil diefer Schulden, die Zwangsanlehen von 1850 und 1859, können unmöglid 
als eigentliche Provinzialanlehen angefehen werben. Es wäre fonfequent, verartige 


9 Bol. v. ‚rag öfterr. Budg. I, S. 20, v. Malchus, Finanzwiſſ. I, ılı. ff, 
Stein, Finanzwiſſ. S. 29, Wagner, Ordnung d. öfterr. Etaatöhbaush. ©. 58, 59, 
dluntſchli und Brater, Deutides Staats-Wörterbuß. X. 4 
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Provinzialfhulden in allen vorfommenden Fällen nur als einen gewöhnlichen Be— 
ftandtheil der allgemeinen Staatsſchuld zu behandeln, 

B. Die Staatsfhuld gilt jet mit Recht ald auf dem ganzen Lande 
qua Staatsgebiet haftend. Es ift deshalb ein Grundfag des neueren Völfer- 
rechts geworben, daß eine folhe Schuld von demjenigen, welder aus einem 
völferrehtlihen Titel Inhaber der Staatsgewalt in dem Lande wird, 3. B. durch 
Groberung, anerfannt werden muß. Derfelbe Grundſatz muß gelten, wenn ein 
Ufurpator durd eine Revolution fih zum Herrfher macht oder umgefehrt wieder 
durch den legitimen Herrfcher verbrängt wird. Die rechtsgiltig kontrahirten Schulden 
der Zwiſchenherrſchaft find ebenfowohl anzuerkennen, wie die Domänenverfäufe. 10) 
Freilich bat es und wird es ferner am Verſtößen gegen diefe Regel in der Praxis 
nicht fehlen (Dänemark 1851 gegenüber Schleswig-Holftein!), aber die Theorie 
muß an dem Satze fefthalten. Es ift auch nicht daran zu zweifeln, daß er all: 
mälig allgemein anerkannt werden wird. In Frankreich ift feit 1793 niemals 
daran gedacht worden, die Schulden ver „illegitimen“ vorausgehenden Herrſchaft 
zu republiren. 

Auch bei Theilungen des Stautsgebietd hat man den Grundfag angenommen, 
daß die Schulden billig repartirt werden follten. Nur ift die Repartition in der 
Praris nicht immer nad diefem Grundſatz erfolgt, weil folhe Landestheilungen, 
refp. Abtretungen von Provinzen meiftens in Folge von Kriegen ftattfanden, wo 
dann bei den Verhandlungen über die Theilung der Schulven ver Gieger die Be- 
dingungen einigermaßen nad Gutdünken vorfchreiben konnte. Die Provinzialfhulden 
find regelmäßig dem Lande gefolgt, fo auch felbft die italienifhe Montefhuld, 
welche im Verhältniß von 2/, und 3/, zwiſchen Defterreih und Italien getbeilt 
warb (Beflimmungen von Billafranca und Zürih, Mailänder Konvention vom 
9. Sept. 1860). Bei diefer Theilung kam Defterreih gut hinweg, wofür e8 aber 
um fo mehr bei der Theilung der allgemeinen Schuld benadhtheiligt wurde. Aehn- 
liche Beftimmungen über die fpeciellen Landesſchulden enthalten aud ſchon bie 
Triedensfhlüffe der Revolutionszeit (Campo-Formio, Lüneville, Wien, Paris), 
neuerdings der Wiener Friede mit Dänemark (1864). Die allgemeinen Schulden 
follten nad dem Reichsdeputationshauptſchluß pro rata, nämlih die Kammer— 
Ihulden nah dem Domänenertrage, die Yandesfhulden nach dem Steuerfapital 
auf die betreffenden Länder gelegt werben. Dies wäre das relativ gerechtefte Thei— 
(ungsprincip, weldyes aber freilich felten genau befolgt worden iſt. Meiftens ver- 
ftand man fih in ben Friedensunterhandlungen zu einem Kompromiß, indem man 
fih auf eine runde Summe einigte, welche 3. B. der abgetretenen Provinz folgte 
oder vom Sieger herausbezahlt wurde. Die Summe felbft wurde nad politifchen 
Rüdfihten beftimmt, ein übermüthiger und übermädtiger Feind konnte ja jebe 
Schuldübernahme ablehnen. Im Züricher Frieden mußte fih Defterreih ſchließlich 
mit der Summe von 40 Mill. fl. KM. Silber begnügen, welche Sarbinien ala 
Antheil der Lombardei an der allgemeinen öſterreichiſchen Staatsfhuld heraus- 
zahlte, während nad dem Grundſatz des R. D. Hptſchl. Sarbinien, abgefehen von 
dem Antheil an der Montefchuld, wenigftens 125 Mill. fl. K.M. hätte über- 
nehmen müffen. Die deutſchen Mächte find im Wiener Frieden mit Dänemark 
glimpfliher verfahren, indem fie auf die Herzogthümer 39 Mil. R. B.-Thl. von 
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der allgemeinen bänifhen Schuld übernahmen, ftatt der etwa entfpreddenden Summe 
von 20 Mil. R. B.-Thl. Auch wenn ſich mit der Zeit eine gerechtere völterrecht- 
lihe Praris herausbilden follte, welche die Steuerleiftung zum Repartitionsmaßftab 
nähme, fo ift damit ſchwerlich viel geholfen, weil es an Gegenrehnungen für 
Kriegskoften u. f. w. niemals fehlen fann. Das Vae vietis wird feine Bedeutung 
behalten. — Altiva der Tilgungsfonds werden wie die Paſſiva repartirt. 

C. Was ift zum Schluß aus dem Gefihtspunft der Finanztheorie über ven 
Staatsbankerott zu fagen? Offenbar hört hier eine theoretifche Erörterung 
auf, damit aber auch eine theoretiiche Mechtfertigung, obgleich felbft dieſe verſucht 
worden ift. Ein Staatsbankerott kann eine unvermeidliche Rataftrophe fein, welche 
unaufhaltſam hereinbridht, wie der Zufammenbrudh der Law'ſchen Papiergelowirth- 
Ihaft, der Affignatenwirthfchaft in der Revolutionszeit, aber ald wohl überlegte 
Finanzmaßregel wie in Defterreih 1811 fheint er uns ſchlechterdings nicht 
gerechtfertigt werben zu können. Am Wichtigften und Einſchneidendſten bleibt ver 
Bankerott im Papiergelowefen, worüber im Art. Papiergeld, Bo. VII, ©. 776 ff. 
gehandelt wird, Der Bankerott in ver funbirten Schuld wird am Leichieften durch 
die unſelige Papiergeldwirthſchaft mit herbeigeführt, dadurch erklärt, aber nicht 
entfuldigt, in legter Linie auch dadurch felten verurfaht. Die Urſache des 
Bankerotts ift vielmehr in ver Regel eine verkehrte Politik. Nicht das 
Schuldenmachen als ſolches verbient den Tadel, fondern die Politik, welche dieſes 
Schuldenmachen herbeiführt: das ift felbftverftändlih und wirb doch regelmäßig 
von den zunächft Intereffirten überfehen! Oder welcher Defterreicher tavelt 3. B. 
nicht Defterreih® Staatsfhuldenvergrößerung, und wer hat in diefem Lande den 
Muth, offen die Konfequenz zu ziehen und feinen Staatsmännern zuzurufen: be- 
Ihränft Euere politifchen Aufgaben und wollt nicht unverrückt gleichzeitig in Italien, 
in Deutſchland, im Orient eine Stellung behanpten, zu deren Aufrechthaltung 
Fuch die Madytmittel, weil dem Lande die wirthſchaftlichen Kräfte, fehlen? Der 
Staatsbankerott ift bier eine politifhe Krankheit, deren Symptome blos in ven 
Finanzen zum Borfhein kommen, wie innere Krankheiten des Körpers als Haut- 
kranfheiten hervortreten können. Das präventive Mittel gegen den Staatsbanterott 
liegt alfo zwar in einer rationellen Finangpolitif, aber deren unbedingte Boraus- 
jegung ift eine vernünftige, die Aufgaben nad ihren Mitteln beſchränkende innere 
und Äußere Boliti. Die Leiden, welche ein Stantöbankerott verurfaht, bebürfen 
feiner befonderen Schilderung. Der Banferott bei einer großen, in weiten Kreifen 
verbreiteten Staatsfhuld führt zu einer bevauerlihen Erfehütterung der Einfommens- 
verhältniffe. Diefe Erfchütterung ift bei gleichzeitiger Papiergeldwirthſchaft nur 
minder empfindlich auf einmal, weil die vorausgehende Zinszahlung in entwerthetem 
Papiergelve dem Gläubiger bereits einen Theil des ihm Gebührenden früher ent- 
zogen hat (franzöfifhe Staatsfhuld 1797, öſterreichiſche 1811). Die Bollswirth- 
haft als Ganzes betrachtet, bewirkt der Bankerott allerdings großentheil® nur eine 
veränderte Bertheilung bes Nationaleinfommens, aber abgefehen von der Wiber« 
retlichkeit der Mafregel führt er, zumal in Verbindung mit der Devalvation 
des Papiergelbes, auch zu ber furdtbarften Erfhütterung bes Krebits, zu ben 
hlimmften Handelsfrifen und zu einer allgemeinen Lähmung der Volkswirthſchaft. 
Soweit überhaupt von Regeln und Grundſätzen beim Staatsbanterott noch bie 
Rede fein fann, wird man fordern müſſen, daß wenigftens feine willführliche Be— 
vorzugung einzelner Schulbfategorien erfolge, jondern alle mit —— Maße ge 
meſſen werben, z. B. im Fall der gewaltſamen Zinsredultion. Willkürliche Schuld⸗ 
repudiationen, welche nicht einmal durch ſtaatlichen Nothſtand entſchuldigt werten 
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fönnen, wie fie in einzelnen norbamerifanifchen Staaten vorgefommen find, müſſen 
vollends als nieberträdhtig gebrantmarft werben. Nicht unwichtig iſt die Frage, 
weldes Verhalten ver Staat fpäter, wenn er fidh wieber in günftigerer Tage be 
fintet, ten verlegten Gläubigern gegenüber innehalten fol. Wenn in der Zwifchen- 
zeit die Gläubiger gar nicht gewechſelt haben, alfo die Echulbverfhreibungen in 
den Händen der urfprünglihd Beſchädigten geblieben find, dann ift die Frage 
einfah zu beantworten: der Staat muß fein Unreht möglihft volftäntig und 
möglihft raſch wieder gut machen, 3. B. die volle Zinszahlung wieder aufnehmen. 
Uber begreiflich wird die Sachlage felten der Art fein. Vielmehr werden die Papiere 
meiftens in anderen Befig, 3. B. in den von Spekulanten übergegangen fein. Die Refti- 
tution der Schuld füme hier den urfprünglic Beſchädigten nicht zu Gute. Hat daher 
der Staat freie Hand, ift er 3. B. nicht durch ein beftimmtes, bei der Erflärung bes 
Bankerotts gegebenes Berfprehen gebunden, woraus dann inbireft ein etwas 
befierer Kurs hervorgegangen und aud ben fpäteren Erwerbern der Papiere eine 
Art Anfpruc auf die Erfüllung dieſes Verfprehens erwachſen fein fann, fo wird 
die Wieverherftellung der Schuld nicht unbedingt angerathen werben können. Un» 
verdient werden dadurch nur Prämien aus dem Bollsvermögen vertheilt. Der 
Bortheil für den Staatsfredit wegen des moralifhen Eindrucks folher Maßregeln 
möchte fhwerli hoch zu veranfchlagen fein und wird gewiß durch bie financiellen 
Dpfer aufgewogen. Kann der Staat vollends nit auf einmal und vollftändig 
die Zinszahlung wieder aufnehmen, fondern muß er aus NRüdfiht auf feine 
Finanzlage bie Reftitution der abgemorfenen Schuld auf einen langen Zeitraum 
vertheilen, fo unterbleibt eine folhe Mafregel lieber gänzlid. Operationen wie bie 
Herftellung der niederländifchen Schuld im Jahre 1814 und die Ummandlung der 
öfterreihifhen älteren Staatsfhuld im Jahre 1818 (Bo. VII. ©. 603), welde 
eine fi über Jahrzehnte hinziehende allmälige vollftäntige Wiederaufnahme ver 
urfprünglihen Zinszahlung bewerfftelligen follen, nützen den urſprünglich Beichä- 
digten faft nichts, verbeffern den Staatskredit gar nicht, belaften die Finanzen 
zwecklos und führen zur Uebernahme von Verpflichtungen, melde fpäter fehr 
drüdend werden fünnen. (frage der Wiederherftellnng der ſchleswig-holſteiniſchen 
Schuld.) 

D. Die politifhe Bereutung des Staatsfhuldenwefens ergibt fih aus 
der volfswirthfchaftliden Bedeutung desfelben. Die Auffaffung, welche in biefem 
Auflage vertreten wird, führt nothwendig auch zu einer anderen und, wie wir 
glauben, unbefangeneren Würdigung ver Staatsfhuld in politifher Hinficht. Auch 
bier hat man bisher meiftens nur Schatten gefehen. Die Staatsfhuld Oeſterreichs 
gilt für den größten Nothftant dieſes Staats; England, Frankreich, Italien er: 
einen durd ihre Staatsfhuld oftmals aud in politifcher Beziehung in ihrer 
Bewegung —— wogegen alle Welt darin übereinſtimmt, daß die kleinſte 
europäiſche Großmacht, Preußen, durch ihre günſtige Finanzlage und beſonders 
durch ihre glückliche Schuldenfreiheit — denn im Vergleich mit den anderen Mächten 
iſt die preußiſche Staatsſchuld kaum zu nennen, zumal ſie zu einem großen Theil 
für privatwirthſchaftliche Kapitalanlagen, wie Eiſenbahnen, aufgenommen worden 
iſt und der preußiſche Staat noch ein reiches Domanium beſitzt — bis zu einem 
gewiſſen Grade erſetzt, was ihr am materieller Kraft, an Land und Leuten, ab- 
geht. Aber beruhen dieſe Anfichten auf einem Haren Verſtändniß des Sachverhalts 
und des Kaufalnerus? Uns fcheint, nein. Natürlih kann man bie Frage nicht fo 
fielen: würde 3. B. Oeſterreich nicht ohne Staatsſchuld viel mächtiger baftehen ? 
Diefe Frage wird Jedermann bereitwillig bejahen. Aber man muß ſich vergegen- 
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wärtigen, daß es fih immer nur um bie Alternative handelt: Staatsſchuld 
oder Befteuerung? Hätte Oeſterreich feit 1848 feine Ausgaben ſämmtlich burd) 
Steuern beftritten, fo befäße es jeßt 1500 Mill. fl. Schulden weniger. Daß es 
deshalb politifch mächtiger wäre, ift fehr zu bezweifeln, denn fidher wäre es volfe- 
wirtbfchaftlih bei dieſer koloſſalen Beſteuerung nicht fo fortgefchritten wie jeßt, 
vermuthlih zurüdgelommen, zumal ihm das Ausland einen fo großen Theil ber 
Rapitalien geliehen bat. Nur ein Theil jener Summe hätte durch die Beftenerung 
gebedt werben müffen. Hier find die früher erörteten Umftände maßgebend (I. D.) 
Ebenfo wenig bat Preußen durch feine relative Echulpenfreiheit in politifher Be— 
ziehung etwas gewonnen, wenn feine Befteuerung, 3. B. zum Zwed der jährlichen 
Schuldentilgung, etwa nachtheiliger wie die Aufnahme und Fortdauer von Schulden 
fein follte. Das iſt freilih in dieſem Beifpiel unmahrfheinlih, aber in einer 
anderen Periode recht wohl möglih. Alles hängt ſtets davon ab, ob es beſſer ift, 
eine Schuld zu Fontrahiren, ftatt die Steuer zu erhöhen, das einmal aufgenommene 
Schuldkapital in der Geſammwirthſchaft fteden, die Bevölkerung dafür in ven 
Steuern die Zinfen zahlen und ihr das eigene Probuftivfapital unverfürzt in 
Händen zu laffen oder aber das werbenre Kapital flatt der Schulpaufnahme und 
yum Zweck ber Heimzahlung der Schuld den Gteuerzahlern zu entziehen. Oft 
genug wird das erftere Verfahren den Vorzug verbienen. Dann wird die Staats: 
ſchuld die politifche Macht des Staats aud nicht benadhtheiligen. Wenn man 
daher gegen dieſe Anſicht eingewendet hat, welche Schulvenlaft fih Preußen zum 
Nachtheil feines Krevits und feiner Macht hätte aufbürden müffen, wenn es etwa 
ſeit 1806 alle Kriegskoften u. ſ. w., alle ftaatd- und privatwirthſchaflichen Kapital- 
anlagen dur Anleihen ohne Schulventilgung beftritten hätte, fo möchten wir er- 
widern, daß dadurch allerbings eine große Staatsfhuld, aber, unter Borausfegung 
der Befolgung ver für die Benützung des Staatskredits oben feftgeftellten Regeln, 
kineswegs nothwendig eine Einbuße an Krebit und Macht hervorgerufen worden 
wäre. Möglihen Balls, namentlich wenn Preußen etwa noch bebeutenb größere 
Ausgaben zu beftreiten gehabt hätte, würden Land, Boll und Staat wirthſchaftlich, 
finanziell und politiſch trog einer großen Staatsſchuld fi beffer befinden können, 
als bei einer dieſe Schuld erfegenden Beſteuerung. Man vergeffe doch nur nicht, 
daß der Staatshaushalt cder die Geſammtwirthſchaft, zufammen mit den Einzel: 
wirthſchaften, Einen großen Wirthichaftsorganismus bilden und Befteuerung und 
Anleihe nur zwei verfhiedene Formen derfelben Operation, ber Her- 
beiziehbung von Kapital aus den Einzelwirthſchaften in die Geſammtwirthſchaft, 
varftellen. Im Grunde genommen wirb bei der Aburtheilung über die Staats- 
ſchuld und ihre politifhen Nachtheile nur wieder Urfahe und Wirkung oder Urfadye 
und Symptom verwecfelt. Nicht vie Staatefhuld ift das Uebel, fondern die Ums 
fände, welche meiftentheild die Staatsfhuld hervorrufen: die anomale politifche 
Lage, fo feit 1848 in Defterreih, feit 1859 in Italien, feit 1861 in Nord: 
amerifa, früher, 1793 u. ff. in Großbritannien, In feiner feit langer Zeit günftigen 
zolitiſchen Situation, nicht in der Schulvenfreiheit Liegt Preußens politifche Stärke, 
Eine gewiſſe Höhe der Befteuerung kann ein viel ſchlimmeres Symptom wie eine 
ot Staatsfhuld fein. Im Hinblid auf die großen Staatsfchulden einzelner 
änder wird man daher häufig genug fagen müffen: das Land hat eine traurige 
Geſchichte oder eine fehwierige Entwidlung gehabt, zum Glüd konnte es wenig- 
Rene die Ausgaben, welche feine anomale Lage hervorrief, durch Staatsfchulden 
beftreiten: immer noch ein Glüd im Unglüd! Einzelne befondere politiſche Vor— 
heile des Stantsfhuldenwefens find übrigens ſchon länger allgemein anerfannt 
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worben. Wichtige und einflußreiche Klaſſen ver VBenölterung erhalten ein reges 
Interefje an dem Beftand und der ruhigen Yortentwidlung des Staats. Bei ber 
heutigen Fosmopolitifchen Richtung des Kapitalienvertehrs werben durch das Staats- 
ſchuldweſen die wirthſchaftlichen und folgeweife vie politifchen Intereffen der einzelnen 
?änder aneinander gefettet. Es entfteht dadurch eine gegenfeitige Abhängigkeit ver 
Länder und Bölfer und deshalb aud ihrer Regierungen von einander, Auch bie 
Regierung der krebitirenden Volkswirthſchaft muß gemiffe politifche Rückſichten auf 
den fchuldenden Staat nehmen, weil fie leicht ihr eigen Fleiſch und Blut fonft 
ſchädigen könnte. Wie die Entwidlung des Welthandels und des Krebitwefend, fo 
trägt daher auch noch fpeciell das Staatsfhuldenwefen zur Förderung einer fried- 
lihen internationalen Politit und hierdurch im eminenteften Sinn zur Förderung 
der materiellen und geiftigen Kultur der abendländiſchen Bölferfamilie bei. Die 
Staatsfhulden bilden ein wichtiges Element in bem gegenwärtigen wirthſchaftlichen 
und kulturgeſchichtlichen Entwidlungsprocef, durch welchen die europätfchen Völker 
und ihre Ablömmlinge in ven anderen Welttheilen zu einer wahren Weltwirth- 
[haft verfhmolzen werben. 

IV. Geſchichte und Statiftit des Staatsfchuldenwefens. 

Wir müffen hierfür mit NRüdfiht auf den Raum in dieſem ohnehin ſchon zu 
lang gewordenen Artikel auf bie befonderen Auffäge über bie einzelnen Staaten 
im Staatswörterbud verweifen. Es wird darin mit größerer ober geringerer Aus— 
führlichkeit ftet8 auch ein Ueberblid über den gegenwärtigen Zuftand und zum 
Theil aud über die Entwidlung der Staatsfhulden gegeben. 

Dagegen find hier noch einige Bemerkungen über vie Methode ver ftatiftifchen 
Bergleihung der Staatsfhulden mehrerer Länder anzufügen. Eine ſolche Vergleichung 
ift fehr ſchwer anzuftellen und fest die Vorführung eines großen ftatiftifhen Ziffern- 
apparats nebft ben betreffenden Erläuterungen voraus. Mit den üblichen ftatiftifchen 
Zufammenftellungen ift fehr wenig gedient. Diefelben täufhen und irreleiten mehr, 
als daß fie belehren, und tragen nur zur Diöfrebitirung der Gtatiftif bei. Die 
gewöhnlichen DVergleihe, welche man z. B. in Zeitungen angeftellt findet, taugen, 
berausgeriffen wie die Zahlen aus dem Zufammenhange find, in ber Regel gar 
nichts. In Lehrbüchern und wiffenfhaftlihen Werten follten bei folden Zufammen- 
ftellungen wenigftens niemals Grläuterungen fehlen, welde ven Grad ber Ber: 
gleihbarkeit der ftatiftiihen Daten aus verſchiedenen Ländern und Zeiten barthun. 
Beklagenswerth ift die Leichtfertigkeit, welche in folden ftatiftifhen Zufammen- 
ftellungen meiftens angetroffen wird. 

Am Häufigften werben vie Nominallapitalien der Staatsfchulden ver- 
fchiedener Länder und Perioden verglichen. Wozu kann dies dienen? Das Nominal- 
fapital zeigt weder, welche Kapitalfummen der Vollswirthſchaft entzogen und vom 
Staate verwendet worben find, noch welche Schuldſumme der Staat wieber zurüd- 
zuzablen hat. Denn viele Schulden werben bebeuteud unter Pari fontrahirt und 
viele find als Rentenfchulden nicht zu tilgen. Die Berfchievenheit des Nominal- 
zinsfußes macht es unmdglih, aus dem Nominalfapital einen Rüdihluß auf die 
Größe der Zinfenlaft zu ziehen. Das Nominallapital ift nad) ber Höhe des 
Nominalzinsfußes ganz verſchieden. Jede Konverfionsmaßregel ändert den Betrag 
desfelben, mitunter um wahrhaft koloſſale Summen, Bor der legten Fould'ſchen 
Konverfionsoperation, der Ummanblung des größten Theils ber A1/, procentigen 
in 30/, Rente, betrug 3. B. das Nominalkapital der franzöftfchen konſolidirten 
Schuld 9925 Mil. Fr. am 1. Jan. 1862, welche Summe dur die Konverfion 
am 2, Juni 1863 auf 12,080 Mill, Fr. geftiegen war, während bie Summe 
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der Renten nur von 356 auf 375.8 Mil. Fr. fi gehoben Hatte. Je nachdem 
man die Zahlen des Jahres 1862 oder 1863 zu einer Bergleihung mit anderen 
Staaten benugt, erhält man mithin die verfchiedenartigften Mefultate, während vie 
franzöſiſche Staatsfhuld im Ganzen in diefem Jahre diefelbe geblieben ift. Nach 
felhen Daten werden dann gar die Duoten für jeden Kopf der Bevölkerung be- 
rechnet, eine Berechnung, welde offenbar volltommen werthlos, ja pofitiv ſchädlich 
ift, denn fie kann für feinen einzigen richtigen Schluß als Grundlage dienen. 
Und doch find dies die üblichften Vergleiche. Dabei ift auf die innere Verſchleden— 
beit der Staatsfhulden nod gar nicht einmal Nüdfiht genommen. Der Umftand 
> B., daß mande Staaten Staatsetfenbahnbau betreiben, andere nicht, hat noth- 
wendig bie Vergleichbarkeit der Staatsſchuldenziffern verfhiedener Länder neuer» 
dings wefentlih gefhmälert. Wie laffen fi z. B. die deutfchen Mittelftaaten und 
Preußen oder Belgien in ihrem Schuldenwefen unmittelbar mit Franfreih, Eng- 
land, Defterreich vergleichen ? 

Mindeftens müßten daher die Schuldfapitalien auf einen gemeinfamen gleichen 
Zinsfuß rebucirt werden, um eine Vergleichbarkeit wenigftend anzubahnen. Eine 
ſolche Umrehnung ift oft ſchon nothwendig, um das Schulblapital eines einzigen 
Landes orbentlih zufammen rechnen zu können, 3. B. wenn 1 procentige neben 
4,5 und 69/, Obligationen vorfommen. Aber ein richtiges Bild gewährt auch 
diefe Berehnungsart nit. Denn ba die Zinsfüße der verſchiedenen Länder und 
Zeiten verſchieden find, fo läßt bie Reduktion auf einen einzigen Zinsfuß die Ver- 
ſchiedenheit der wirklich aufgenommenen oder der zur Nüdzahlung verfchriebenen 
Rapitalien verfchwinden, z. B. wenn man die großentheild 3 °/, englifhe und vie 
meiftens 5%/, öfterreichiihe Schuld auf einen gleihen Zinsfuß umrehne. Auch 
paßt eine folhe Umrehnung nur für eigentliche, nicht rüdzahlbare Rentenſchulden, 
während die Belaftung des Staats an rüdzahlbaren Schulden eines von dem 
Nebuktionszinsfuße verſchiedenen Zinsfußes nah ftattgehabter Umrehnung nicht 
erfichtlich wird. 

Will man daher eine ftatiftifhe Vergleichung zwifhen den Schuldkapi— 
taliem mehrerer Länder anftellen, fo muß man nothwenbig eine doppelte Be- 
rechnung machen. Einmal ift das wirklich eingezahlte Kapital zu berechnen, 
fodann das Schulvfapital, weldes der Staat im gegebenen Augenblid ſchuldet. 
Das eingezahlte Kapital zeigt, weldhen Betrag der Staat aus der Vollswirthſchaft 
an ſich herangezogen und für die Staatsbebürfniffe verwendet hat. Je nad den 
Anleipemethoden und dem Kursftande kommen bier natürlihd von den Nominal- 
fapitalen gänzlich verfhievene Summen heraus. Großbritannien erhob z. B. von 
1793—1801 202.4 Mil. Pf. St., wofür ein Nominalfapital von 314.5 Mill. 
Pf. St. in der Staatsfhuld fteht. Um nur für Einen Staat da8 eingezahlte 
Kapital zu berechnen, bedarf es oft der umftändlichften Unterfuhungen, das noth— 
wendige Material ift gar nicht immer publicirt, aus älteren Perioden häufig nicht 
mehr vorhanden. Eine vergleichend ftatiftifhe Darftellung des Schuldenwefens 
mehrerer Länder gehört vollends zu den mühſamſten und ſchwierigſten ftatiftiihen 
Irbeiten, und doch knüpft ſich das Intereffe zumeift an den Betrag des einge- 
yahlten Kapitals. Bei ver Berechnung des jegigen Schuldkapitals hat man einmal 
die rüdzahldaren Schulden mit dem Nominalbetrag, ohne Unterfchieb auf welden 
Zinsfuß fie lauten, und die Rentenſchulden ebenfalls mit dem dem Zinsfuß ent- 
ſprechenden Nominalbetrag anzufegen, indem man von der Annahme ausgeht, va 
der Staat diefe Summe zahlen müßte, um fofort ſchuldenfrei zu werben (wobei 
dann nur bie im Gefammtbetrage jedoch nicht ſehr großen Lotteriennlehen und bie 
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Zeit: und Leibrenten Schwierigkeiten machen). Eine derartige Berechnung hat jedoch 
wenig Bedeutung, weil bie fofortige Rückzahlung ver Schulden gar nicht in Frage 
fommt. Zmeitene fann man die ganze Schuld auf ihren jegigen Werth zurüd- 
führen, entweder auf den Aursmwerth nad) dem Kurfe der einzelnen Obligationen 
oder die Rentenfchulden auf den Kurswerth und die Schulden, welche in fpäteren 
Terminen zurüdgezahlt werben müffen, auf ihren jegigen mathematifchen Werth, 
wobei dann aud die Yotterieanlehen, die Zeit: und Yeibrenten richtig behandelt 
werden. Es würden zu diefem Zweck die meitläufigften Rechnungen anzuftellen 
fein, ohne daß aud dieſes Refultat die Mühe lohnte. Die Vergleichbarkeit zmifchen 
verſchiedenen Ländern bliebe immer problematifh, beſtimmte Schlüffe auf die Gräfe 
der Belaftung der Staaten durch ihre Staatsfchuld ließen ſich doch nicht ziehen. Wir 
fönnen daher den wiſſenſchaftlich ftatiftifhen und ven praftifhen Werth ſolcher Berech⸗ 
nungen des jeßigen Kapitalbetrags der Staatsfhulden nur fehr gering anſchlagen. 
Der große Unterſchied des öffentlihen vom Privatfchuldenwefen zeigt fih aud in 
dieſem Punkte Nur al Pari rüdzahlbare, auf beftimmte Termine aufgenommene 
Schulden geftatteten eine genauere BVergleihung des Kapitalbetrags. Wie viel un- 
nützer Aufwand mit Maſſen nichts bemeifender Ziffern wird hier immer nody ge 
trieben und welche zahlreihen haltlofen Schlüffe werben darauf gebaut! 

Um fih einen Ueberblid über bie gegenwärtige Verſchuldung verfdiebener 
Staaten zu verfhaffen und ein Urtheil über die Belaftung eines Staats burd 
feine Schulden zu bilden, wird man ſich daher noch am Richtigſten an den Be- 
trag der Zinfen und ber den Zinfen entfprehenden Zahlungen (Prämien, Yot- 
teriegewinnfte) halten, welche in einem gegebenen Jahre zu entridten find. Dazu 
fann man noch die in dem Jahre erfolgte, reſp. erfolgen müffende Tilgung 
rechnen. Der Zinfenbetrag läßt fih in feiner abfoluten Bedeutung für bie 
Volkswirthſchaft durch die Veranfhlagung p. Kopf einigermaßen würdigen. Aber 
die Vergleihung der Kopfquoten lehrt in Finanzfachen niemals fonderlih viel, 
weil das unb>fannte x ftets die Stenerfraft des Einzelnen und des Volks if. 
Was erfahre ih über den Drud ver Schuld, wenn ich weiß, daß in Großbritannien 
auf den Kopf etwa 6, in Defterreih etwas über 2 Thl. Iahreszinfen fommen ? 
Bergleihent ftatiftifche Unterfuhungen fünnen überhaupt vornemlih nur vie rela- 
tiven Berhältniffe refp. Unterfchiede zur Anfhauung bringen. Dadurch vermögen 
fie aber immerkin nicht unwichtige Belehrungen zu bieten und geftatten Rüdjchlüffe 
auf die thatfählichen Zuftänte. Die wichtigfte hier anzuftellende Vergleichung be- 
zieht fih dann auf die relative Bedeutung, melde das jährlihe Staatsfhulder: 
forderniß für die einzelnen Staatshanshalte hat. Daraus ergiebt fi die finanz- 
politifhe Wichtigfeit der Staatsfhuld für den einzelnen Staat und inbireft durch 
weitere Schlüffe und Mitbenugung anterer Beobachtungen aud ihre Wichtigfeit 
für die ganze Volkewirthſchaft. Man geht bier am Richtigften zu Werke, wenn 
man die Procentfäte berechnet, melde das jährlihe Schulderforderniß (inkl. 
oder ercl. Tilgungsaufwand) etwa von ber Bruttoausgabe, der Nettoeinnahme und 
der Steuereinnahme beanſprucht. Daraus erfieht man namentlib, wie viel von 
den Einnahmen für andere Zwecke pisponibel bleibt. ine Reihe der widhtigften 
Schlüffe, welde hier nicht weiter einzeln gezogen werben können, Mnüpfen fi an 
biefe Berechnungen an. Man gewinnt dadurd das relativ richtigfte Bild von ber 
Bedeutung der Staatsfhuld in den einzelnen Staatshaushalten. Auch bier müſſen 
die umfaffendften Berechnungen, Unterfuhungen und gleihartigen Gruppirungen 
ver finanz-ftatiftifchen Daten vorhergehen, bevor eine Vergleichbarkeit der verſchie— 
denen Budgets einigermaßen hergeftellt ift. Eine folde Arbeit liegt in dem treffe 
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lichen Werle Czörnig's über das öfferreichiſche Budget vor. Mit den hier ge— 
lieferten Daten habe ich an einem anderen Orte einige vergleichend-ſtatiſtiſche Be— 
rehnungen angeftellt, aus welchen bier zum Schluß das auf die Staatsfhuld 
Bezüglihe mitgetheilt werden mag. Die Anſätze gehören den Jahren 1861 und 
1862 an, find den Boranfhlägen entnommen und das Schulderforberniß umfaßt 
dabei die (fontraktliche) Schulventilgung mit. Die relative Bedeutung ver Staats: 
ſchuld in den einzelnen Staaten läßt fih daraus im Ganzen aud für bie 
Gegenwart richtig erfennen. 11) 

Das Schulderforderniß beträgt Für die Eivilverwaltung bleibt 


von ber vom Steuerreinertrag nad) Be- 
A— —  ftreitung des Aufwandes für 
Brutto Netto⸗ teuer⸗ 
ausgabe: einnahme: — Schuld, Heer, Flotte noch 
/o %/a 0 %/o 
1. 2. 3. 4. 
Preußen 10.6 15.9 0 50.9 
Spanien 17.5 24.1 0 49.7 
Baiern 18.2 27.5 0 . 82, 
Frankreich 23.4 26.8 16.3 39.1 
Belgien 245 28.0 12.4 54.2 
Defterreich 31. 49.5 46.3 15.3 
Holland 35.5 38.1 8.0 53.8 
Portugal 36.2 46.8 45.4 17.6 
Großbritannien 36. 38.9 37.3 16.6 


Die beiden legten Zahlenreihen diefer Tabellen find fo zu verftehen: Kol. 3 
zeigt den Procentfag, den das Schulverforberniß noch von dem Meinertrag ber 
Steuern (direfte und indirekte) aufzehrt, nachdem es aus dem übrigen Meinein- 
lommen des Staats (Tinnahmen aus Staatseigenthum und fogen. vermifchte Ein- 
nahmen), ſoweit dieſes zureichte, gebedt worben war. Kol. 4 zeigt den Procentjag, 
welher vom Steuerreinertrag noch für die Givilverwaltung zur Verfügung fteht, 
nachdem die Ausgaben für die Schuld und für das Kriegävepartement theild aus 
dem fonftigen Reineinkommen des Staats, theild aus den Steuern vollftänbig 
gededt worden find. Zu bemerken ift dabei, daß das Verhältniß Defterreich’s 
bier infofern ein wenig zu ungünftig erfcheint, als vie Ginnahme ohne bie 
neueren Steuererhöhungen angefegt und bie Shuldentilgung beſonders er- 
beblich if. Die normale Lage würde etwa in Kol. 2 einen Sak von 42 
bis 45, in Kol. 3 von 40—42, in Kol. 4 von 18—20°/, zeigen. Die Stellung 
Granfreihs und Spaniens erfcheint aus vorübergehenden Urſachen in der obigen 
Tabelle etwas zu günftig. Aber im Wefentlichen zeigt die Tabelle bie wahre 
relative Belaftung jedes Stantshaushalts durch die Staatsfhuld in gegenmwärtiger 
Zeit. Defterreich (und Portugal) und Baiern bilden die Extreme. In Defterreich 
bleibt von der Reineinnahme nad ber Beftreitung des Schulderfordernifies und 
der Ausgabe für Heer und Flotte relativ am Wenigften für vie Civilverwaltung 
übrig, d. 5. für die unmittelbar und im Ganzen probuftivfte. Ausgabe, welche 
zumal in Defterreich bei der politifhen Organifation und der Kultur- und Wirth- 


", Bol. v. Czörnig, d. öflerr. Budg. Wien 1862, bei. B. 2. ©. 488, 484 u. meine 
Ordnung d. öfterr. Staatehaush. S. 135— 154, bef. S. 146, 151, mo auch das Nähere über 
die Berechnungsart u. ſ. w. 
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ſchaftsentwidlung dieſes Landes am Nothwenbigften ift. Und dabei iſt der Steuer- 
brud in Defterreih ſchon jegt am Schwerſten, das werbende Staatsvermögen 
wurde wieder veräußert ‘Eifenbahnen) oder wirft wenig ab. Allerdings ift das Ber: 
hältniß in Großbritannien nicht viel günftiger, aber viefes Reich bedarf für bie 
Eivilverwaltung bei feinem Syftem der Selbftverwaltung viel weniger Mittel aus 
dem Staatsfhage. Preußen hat-bei der Kleinheit feiner Staatsſchuld, welche noch 
dazu zum erheblihen Theil für einen Neinertrag gebende Unternehmungen aufge- 
nommen worben ift, den größten Theil feiner NReineinnahme und fogar den ganzen 
Reinertrag feiner Steuern für andere Staatszwecke bisponibel, aber fein großes 
Militärbudget drüdt den für die Civilverwaltung übrig bleibenden Theil ber Rein- 
einnahme aus der Befteuerung ftark herab, jedoh immerhin nur auf den Satz 
von Belgien und Holland. In Frankreich ift trog der enormen Steigerung ber 
Schuld und des großen Heeresetats bes dritten Napoleon das Berhältnig immer 
noch weſentlich günftiger, wie in Defterreih und Großbritannien. Baiern zeigt uns 
die vortheilhafte Lage der deutfhen Mittelftaaten, eine mäßige, zum großen Theil 
für privatwirthſchaftliche Kapitalanlagen aufgenommene Schuld, ein bedeutendes 
Staatseigenthum (Domanium, Eifenbahnen), ein nicht allzu beveutendes Militärbudget, 
da bei der gegenwärtigen politifhen Organifation Deutſchlands vie Laften des 
militärifchen Schuges auf Preußens und Defterreihs Schultern abgewälzt werben 
innen, und in Folge aller biefer günftigen Umftände eine mäßige Befteuerung, 
welde faft ganz für den probuftiven Theil ver Staatsausgaben, für die Eivil- 
verwaltung verfügbar ift: das Ideal eines Yinanzzuftandes, nur daß basfelbe in— 
bireft auf Koften Anderer erreiht und um ben hohen Preis des Mangels ber 
den Mittelftaaten einmal verfagten felbftändigen politifhen Aftion und damit ber 
größeren gefhichtlihen Bedeutung bezahlt wird. 

Literatur. Bon den finanzwifienfaftlihen Syſtemen find befonders die 
befannten Werke von v. Malchus und Rau zu nennen; Rau ($. 471—529) 
bleibt dur den Reichthum des Materiald und vie Befonnenheit des Urtheils 
immer vorzüglich, wenn audy feine principielle Auffaffung des Staatsfhuldenwefens 
von der neuern abweicht; fonft vgl. auch Stein’s und Umpfenbachs Lehr— 
bücher. Hauptwerk über alle Fragen des üffentlihen Kredits iſt Nebenins’ 
öffentl. Krebit, fehr wichtig für die neuere Auffaffung des Staatskredits: Dietzel, 
Syftem d. Staatsanleihen (Heivelb. 1855). Vgl. aud „Ueber ven Staatskredit“ 
v. einem ruff. Staatsmann (Lpz. 1840); Schäffle in d. Tüb. Ziſchr. f. d. ge- 
fammte Staatswiſſenſch. in d. Auffag: Die Konkurrenz der Organe des Staats- 
lebens u. f. w. (B. 20, 1864, ©. 148 ff); v. Hod, die öffentl. Abgaben und 
Schulden (Stuttg. 1863, ©. 265 ff.). U. Wagner, bie Ordn. d öfterr. Staats- 
haush. (Wien, 1863), worin die in biefem Wrtikel erörterten Fragen fowohl 
principiel als mit Rüdfiht auf Defterreih befprodhen find. — Weitere Literatur 
f. bei Rau $. 471. — Neuefte Etatiftit in den Goth. Alman.; vgl. ferner 
Horn, apnuaire internat. du cr&d. publ. (Par. 1859—61, leider nicht fort: 
gefegt) u. D. Hübner, Ber. d. ftatift. Gentralardiv’s; v. Czörnig, Defter. 
Burg. (Wien, 1862). Adolph Wagner. 

Stantöftreich, |. Nothredt. 


Staatöverbrechen. 


Die im baierifhen Strafgefegbudhe von 1813 enthaltene Eintheilung der 
Berbrehen in Privat- und öffentliche oder Staatsverbrehen ift von der neuern 
beutfchen Gefeggebung wegen ihrer inneren Unhalibarkeit aufgegeben worben. Die 
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neueren Strafgefeßbücher ftellen bie einzelnen Verbrechen Iebiglich nach Ihrer äußeren 
oder inneren Berwanbifejaft in Kapiteln und Titeln ohne weitere Abtheilung neben- 
einander. ebenfalls ift die Eintheilung in Privat- und Staatsverbreden nicht 
erihöpfend und führt zu irrthümlicher Auffafjung mander Delikte, deren unmittel- 
baren Gegenftand weder das Recht einer einzelnen Privatperfon, nod das bes 
Staatsganzen bildet, 3. B. die Unzuchtsverbrechen, Meineid ꝛc. 

Allerdings verlangt die wiffenfhaftlihde Behandlung des Strafrechts 
auch für den befonderen Theil eine ſyſtematiſche Gliederung der einzelnen Delikte: 
arten, und es ift feine ffrage, daß der Gegenftand der Berlegung ben geeig- 
netften Eintheilungsgrund bietet. Allein wenn man bei biefer Eintheilung nicht 
eine Reihe von Delikten unter falfche Gefichtspunfte bringen will, jo muß man 
zwifhen bie Privatverbrehen, d. h. die Verbrechen gegen bie Rechtsſphäre bes 
Einzelnen, und die Verbrechen gegen den Staat die gegen bie Rechtsiphären der 
Familie und der (religiöfen wie bürgerlichen) Geſellſchaft einhalten. Nur auf biefe 
Art wird Bolftändigkeit erreicht und keinem Delitte Gewalt angethan. 

Dei den Berbrechen gegen ven Staat iſt ſodann weiter zu unterfcheiden 
zwiſchen ven Berbrechen gegen das Staatsganze und den Berbredhen gegen bie 
einzelnen Staatöverwaltungszweige (Finanz, Polizei, Rechtspflege und Militär). 
Es ift wohl bier nicht der Ort, dieſe zweite Klaffe von Staatsverbrechen zu be— 
handeln. Wiewohl auch Münzverbrehen, Widerfegung, Aufruhr, Duell, Meineid, 
Defertion, Beftehung, Amtöverbrechen ꝛc. unmittelbar gegen den Staat ge- 
richtete Verbrechen find, fo fallen fie doch nicht unter die an diefem Orte allein 
in Betradht kommende Kategorie der politifhen Verbrechen im engeren eigent- 
lihen Einn des Wortes. !) Als folche können vielmehr nur die Verbrechen gelten, 
welche in der neueren deutſchen Gefeggebung unter dem Namen Hochverrath 
und Landesverrath vorfommen, baher auch die folgende Darftellung fih nur 
mit diefen befaffen wird. 

Bekanntlich bildet das römiſche Recht nicht nur eine Hauptquelle und einen 
Hauptbeftandtheil des früheren gemeinen deutſchen Strafredhts im Allgemeinen, 
fondern auch fpeciell in Bezug auf das Majeftätsverbrechen. Die deutſche Gefep- 
gebung hat num freilih in unferem Jahrhundert (gemöthiget durch die veränderten 
politifden Zuftände) in dieſer Materie neue Wege eingefchlagen. Allein da aud 
biefe neue Geſetzgebung doch noch vielfältig mit dem früheren gemeinen Rechte in 
Zufammenhang fteht, jo fann wohl hier von einer wenn aud flüchtigen Betrach- 
tung bes römifhen Rechts 2) nit Umgang genommen werben. 

Die Entftehung des römifchen Majeftätsverbrehens (crimen laesae ober 
imminutae majestatis) gehört erft ver legten Zeit ver Hepublit an. In dem Aus- 
drud majestas liegt urſprünglich der Begriff des Größerfeins; fpäter wurde er 
ansihlieglih Prädikat für die Objekte und Perſonen, die im Befig der höchſten 
Würde flanden, alfo für die Götter und das Volt (populus Romanus), fpäter 
für ven Kaifer. Während der Königszeit und in den erften Jahrhunderten 
der Republik firafte man die ſchwereren Delikte gegen ven römifhen Staat 


") Hepp unterfcheidet geradezu zwiſchen unpolitifchen und politifhen Staatöverbredien und 
8 — — über dieſe Verbrechen den Titel: „Die politiſchen u. unpolitſchen St.” x. 


2) ©. über das röm. Recht vorzügl. W. Nein „Das KAriminalrecht der Römer von Ros 
mulus bis auf Juſtinlanus.“ Leipzig 1844, S. 466-597. Köfllin „Die Perduellio unter den 
zömifhen Königen.“ Züb. 1841. 
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als perduellio (von per, perquam = burd und durch, ſehr und duellis f. v. m. 
Feind, duellum, bellum), bei welcher man bereits zwiſchen perd. im engeren Sinne 
(Attentat gegen die Gtaatsverfaffung, innere perd.) und proditio (Verrath des 
Baterlandes an den auswärtigen Feind) unterfchieb. 

Das erfte Geſetz de majestate imminuta ift die lex Appuleia (von bem 
befannten Vollötribun L. Appuleius Saturninus) v. J. 654 nad Erbauung ber 
Stadt oder 100 I. vor Chriftus. Sie trat als Aushilfe zu den Perbuellionsge- 
fegen für die geringeren Fälle von Staatsverbrechen, ohne jedoch eine allgemeine 
Definition des Majeftätsverbrechens zugeben. Durch die fpäteren Geſetze (namentlich die 
lex Cornelia, welde Sulla im I. 80 vor Ehr. und die lex Julia, melde Cäfar 
gab) wurden die Perbuellionsfälle fämmtlih unter den Begriff des crimen maje- 
statis aufgenommen. Dar auf dieſe Art erweiterte Majeftätöverbrechen umfaßte 
wohl ſchon alle Handlungen, wodurch die äußere Eicherheit des römiſchen Staats 
ober bie innere Staatsorbnung gefährbet wurde, 

Die Kaifer begnügten ſich nicht, ihre eigene Perfon als vornehmften Gegen 
ftand des Majeftätsverbrehens hinzuftellen, ſondern erweiterten auch nod ven 
Umfang biefes Delifts bis zu haarfträubender Abfurbität. Unter den fchlechten 
Kaifern wurde e8 3. B. als Majeftätsverbrehen geahndet, wenn fih Jemand in 
der Nähe des Faiferlichen Bildniſſes entkleivete. Dazu famen dann bie Ausdehnung 
des Verbrechensbegriffes auf Faiferliche Beamte, die Beſtrafung jeder aud nicht 
thätlihen Willensäußerung und die Mitbeftrafung der unfhuldigen Descendenten. 
In der berüdtigten Lex 5 Codicis ad legem Juliam majestatis (lib. 9 tit. 8) 
wird es für eine befondere Großmuth des Kaifers erflärt, daß die Söhne des 
Majeftätsverbrehers nicht auch hingerichtet werben. Dafür follen fie aber nicht 
blos ihr ganzes väterliches Vermögen verlieren, fondern aud alle Erbfähigfeit; fie 
follen ehrlos und arm fein für immer; ihr Dafein fol eine fortdauernde Strafe 
bilden, nur im Tode follen fie Troft finden!3) Die einzige Lichtfeite des römifchen 
Rechts ift bei diefem Majeftätsverbrehen die lex unica Codicis lib. 9. tit. 7. 
Si quis imperatori maledixerit, wonad bei wörtlichen Beleidigungen des Kaifers 
niemals eine Strafverfolgung ohne kaiſerliche Erlaubniß ftatt finden folle, — eine 
fehr zwedmäßige Beftimmung, die (zum Theil mit Modifilationen) aud in einige 
neuere deutſche Geſetzbücher übergegangen ift. 

Im deutfhen Rechte des Mittelalters ?) erfhienen die Verbrechen gegen 
den Staat durchweg als DVerrätherei, deren innerer Kern in dem Bruche einer 
rehtlih begründeten Pflicht zur Treue befteht. Daß dies mit lehenrehtlihen Be— 
griffen zufammenhängt, bedarf wohl feiner weiteren Auseinanderfegung. Dagegen 
muß hervorgehoben werten, daß fih aud der Fürft an feinem Volke (vorzüglich) 
an feinen Bafallen) eines Verrathes ſchuldig mahen konnte, weil die Pflicht der 
Treue eine gegenfeitige war. Der größte Theil berjenigen Berbrehen, weldhe man 
im Sinne der damaligen Zeit politifche nennen konnte, fiel unter ven Begriff der 
Felonie. Unter den der Berrätherei dagegen fielen auch antere, als Staatöver- 
brechen. Eine Verrätherei konnte an allen Perfonen begangen werben, welden ber 





3) Diefes * iſt ſowohl ins kanoniſche Recht, als auch in die goldene Bulle wörtlich 
übergegangen, und find an die Stelle der kaiſerlichen Beamten dort die Kardinäle, hier die Kur: 
fürften gefegt worden ! 

%) Ueber das ältefte deutfche Recht ſ. Milda „Strafrecht der Germanen.“ Halle 1842, 
©. 984 ff. Nah Tacilus Germania cap. 12 wurden die Derräther und Meberläufer an den 
Bäumen aufgehängt. 


— 
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Berbreher durch Bande ver Natur oder pofitive Rechte zu befonderer Treue ver- 
pflichtet war. Wie noch heute im englifhen Rechte zwifchen hobem und nieverem Ber- 
rathe (high und petty treason) unterfchieden wird, ebenfo im Älteren deutfchen Rechte. 

Die peinlihe Gerichtsordnung Kaifer Karl V. v. J. 1532 (Caro- 
lina) fteht wie ihre Hauptquelle — die Bamberger Halsgerihtsorbnung 
von 1507 — theilmeife noch auf dem deutfchrechtlichen Standpunkte, fcheint aber doch 
in der Hauptfahe das römifche Recht als befannt und In den Gerichten angewandt 
vorauszufegen. Sie enthält keine befonderen Beftimmungen üker den Thatbeftand, 
wie folhe noch die Bambergensis (Art. 132 ff.) enthielt, — was wohl in dem 
politifhen Verhältniffe der Reichsfürften zum Neichsoberhaupte feinen Grund hat. 

Das Wort Hochverrath fommt in der Karolina ebenfo wenig vor, wie im 
Sachſenſpiegel und den zu feiner Periode gehörigen deutſchen Rechtsbüchern. Im 
der Zeit, wo es zuerft vorkommt, hat fih das römische Recht ſchon längft ſowohl 
der Theorie ald Praris bemächtigt. Diefes Einbringen des römifhen Rechts er- 
folgte hier wie im Strafrechte überhaupt auf dem Wege des Anfchlufjes an vie 
Schriften der italienifhen Juriften vom 13.—17. Jahrhundert. Die deutſche 
gemeinredhtlihe Doftrin und Praris fliehen bis zu Ende bes 18. Jahr- 
hunderts auf den Schultern dieſer Italiener. Bei dem fächflfchen Juriften Ben e- 
bift Karpzow 3. B. (geb. 1595, geft. 1666), welcher über ein Jahrhundert 
als erfte Autorität 5) des gemeinen deutſchen Strafredhts galt, erfcheint das Maje- 
ftätsverbrehen durchaus in derſelben Geftalt, welche es bei ven Italienern z. B. 
bei Iulins Clarus (geft. 1575) erhalten. Diefes Berbreden ift nad Karpzow 
das fchwerfte von allen; denn e8 umfchließe viele andere Verbrechen, insbefondere auch 
eine Beleidigung ber Gottheit, deun der Kaifer fei ihr Statthalter und feine Macht 
fei von Gott. Daher werben aud bei diefem Verbrechen mehrfache Ausnahmen 
von ben allgemeinen Strafrehtögrundfägen gemacht, wie 3. B. die Beftrafung 
aller Berfuhshantlungen mit der Strafe des vollendeten Delilts. Eine genauere 
Unterfheidung der Staatöverbreden oder eine nähere Feftftellung ihrer Thatbe- 
fände findet fih bei den friminaliftifhen Schriftftellern des 17. und 18. Jahr- 
hunderts ebenjo wenig, wie in den Reichs- und Partifulargefegen. Ja die Be- 
fiimmungen des römiſchen Rechts wurden bier theild aus Mißverftäntniß, theils 
aus Servilität zum Nachtheil der Angeflagten vielfah noch erweiternd interpretirt. 
Das Princip der Abfchredung trieb bei diefem Delikte mehr, wie bei jevem anderen, 
fein verberblihes Spiel; von Nüdfiht auf bürgerlihe freiheit war babei keine 
Nede. Als einziger Fortfchritt der Jurisprudenz des 18. Jahrhunderts läßt ſich 
die Ausſcheidung der Majeftätsbeleivigung als eines felbftändigen Delikts aus ver 
daotifhen Maſſe des crimen majestatis hervorheben. 

Zu einer Haren Unterſcheidung ber verfchiedenen Arten von Staatöverbredgen, 
fewie zu einer fchärferen Begriffsbeftimmung tes Hochverraths hat erft Feuer: 
bad 6) ven Impuls gegeben. Derfelbe erkannte, daß die Beſtimmungen bes rö- 
mifhen Rechts über das crimen majestatis für unfere heutigen Staatöverhältnifie 
eenfo wenig paſſend feien, wie die bes früheren deutſchen Rechts. Wie ſchon 
Montesquieu 7) bemerkt hatte, daß unbeftimmte Hocverrathögefege für ſich allein 








5) Sein berühmtes (lateinifch gefchriebenes) Werk trägt den Titel: Practica nova rerum 
eriminalium imperialis Saxronia, und wurde noch 1758 von Johann Samuel Friedrich 
Böhmer neu herausgegeben. 

2 uerft * einer Philoſophiſch⸗juridiſchen Unterſuchung über das Verbr. des Hochver⸗ 
ratho. t 
) Baprit des lois X11, 7. 
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binreihen, eine Regierung despotifch zu machen, fo bedarf auch nad Feuerbach 
vor allen anderen Verbrechen ber Hochverrath einer möglichft genauen Begriffs- 
beftimmung. Er fuchte auf philofophifhen Wege aus der Natur des Staats als 
bes Verbrechensobjektes eine fichere Grundlage für den Thatbeftand bes Hodver- 
rath3 zu gewinnen, Mit Nüdfiht auf die drei Grundverträge des Staats (dem 
Einigungs-, Unterwerfungs- und Berfaffungsvertrag) unterjchieb er drei Haupt- 
arten des Hochverraths: Hochverrath an dem Staatögebiete, an dem Staatsober⸗ 
baupte und an ber Staatsverfaffung. 

Diefe Eintheilung findet ſich im Wefentlihen auch in allen neueren deutſchen 
Strafgefepgebungen. In dem von Feuerbach verfaßten baierifhen Straf- 
gejegbuche von 1813 werben vier Grade des Staatsverrathes unterjhieben, 
deren erfter und höchſter ald Hochverrath bezeichnet wird. Diefer Hochverrath wirb 
nah Art. 300 begangen „I. dur Angriffe gegen die perſönliche Sicherheit 
des Staatsoberhauptes und zwar 1) wenn ein Unterthban auf bie geheiligte 
Perfon des Königs einen Angriff gethan hat, um venfelben zu töbten, gefangen 
zu nehmen ober in Feindes Gewalt zu liefern, oder 2) wenn um bie eine ober 
andere der vorgenannten Miffethaten auszuführen, ein Aufruhr erregt, eine Ber- 
ſchwörung im Innern oder eine Verbindung mit Auswärtigen eingegangen wor- 
den ift. 

„II. Durch Angriff auf die Selbftändigkeit des Staats unter folgenden 
Borausfegungen: 1) wenn ein Untertyan, um das Königreih einem fremden Staate 
einzuverleiben oder zu unterwerfen, oder um bie hierauf gerichteten Pläne einer 
auswärtigen Megierung zu begünftigen, ein Komplott angeftiftet, eine Verbindung 
mit Auswärtigen gefchloffen oder einen Aufruhr erregt, ober in gleicher Abficht 
an ſolchen verrätherifhen Berbindungen Antheil genommen bat; 2) wenn ein 
Unterthan zu einem wider das Königreih ausgebrohenen Kriege den feindlichen 
Staat ausdrücklich aufgefordert oder dieſen im feindfeliger Abfiht Beranlafjung, 
Borwand oder Gelegenheit dazu gegeben hat. 

„II. Durch Angriff auf die Berfaffung, — wenn ein Untertban, um bie 
beftehende Staatsverfaffung durch gewaltfame Revolution zu ändern, oder um 
den rehtmäßigen Souverän von der Regierung zu entfernen, ober um bie regier 
rende Familie zu verdrängen, oder um die verfafjungsmäßige Ordnung der Thron» 
folge zu verändern, fid in eine Verſchwörung oder andere verrätherifche Verbindung 
eingelaffen, Aufruhr geftiftet, oder auf eine Perfon des königlichen Haufes zur 
Ausführung ſolchen Zwedes thätlich einen Angriff getyan hat.” . 

Diefe Handlungen find in Art. 301 fämmtlih mit gefhärfter Todesftrafe 
bedroht. Die Schärfungen beftehen in vorgängiger Ausftellung am Pranger, Er- 
— einer Schandſäule auf dem Grabe und Aenderung des Namens der 

amilie. 

Die drei niederen Grade des Staatsverraths ſind ſodann Handlungen, 
welche man jetzt gewöhnlich mit dem Ausdrucke Landesverrath bezeichnet. Der mit 
einfacher Todesſtrafe bedrohte zweite. Grad des Staatsverraths beſteht in Unter: 
nehmungen zur Losreißung eines Staatsgebietstheiles, in ber verrätheriſchen Ueber- 
gabe von Städten, Feſtungen zc. an den Feind, im Uebergange zum Feinde und 
in ber abfihtlihen Unterftügung desſelben. Die beiden niederften mit 8—16, refp. 
2— 8-jähriger Freiheitsſtrafe bedrohten Grade beziehen fih auf verfdiedene Be- 
nadıtheiligungen des eigenen Staates zum VBortheile eines fremden (nachtbeilige 
Führung von Staatsgefhäften, Unterbrüdung und Auslieferung von Urfunden, 
Berrüdung der Gtaatsgrenzen, Verführung zum Auswandern, Anwerbung zu aus» 
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wärtigen Militärbienften), oder auf Handlungen, woburd bie völferrechtlihen Ber- 
hältniffe des Staats geftört werben (3. B. Beleidigung fremder Souveräne ober 
deren Geſandte). 

Neben dem Staatsverrathe erſcheint als ein völlig ſelbſtändiges Delikt vie 
Majeſtätsbeleidigung, bei welcher ebenfalls (zwei) Grade unterſchieden 
werden. Der erſte mit Todesftrafe bedrohte Grad wird begangen durch be— 
leibigendes Handanlegen an den König, dur Bedrohung mit perſönlicher Miß- 
handlung, durch Erregung eine? Aufruhrs gegen ven Souverän felbft, um vem- 
jelben eine Entſchließung abzunöthigen over feine Befehle zu vereiteln. Der zweite 
Grad befteht hauptfählich in Verbalinjurien, und wird der Beleiviger zu 1— 4- 
jährigem geſchärftem Arbeitshaufe und zur öffentlichen Abbitte vor dem Bild— 
niffe des Souveräns verurteilt. Nah Art. 312 kann Majeftätsbeleivigung auch 
an der Gemahlin des Königs begangen werben. 

Mit mehr oder weniger Modifikationen finden ſich Hochverrath, Landesverrath 
und Majeftätsbeleidiguug in der nahfolgenden deutſchen Geſetzgebung 
auf Ähnliche Weife behandelt. Wie das baierifche Strafgefegbuh überhaupt auf 
die neuere deutſche Gefeggebung beveutenden Einfluß übte, fo auch hier, wiewohl 
fih nicht verfennen läßt, daß namentlich die badiſche, württembergifhe und ſäch— 
ſiſche Geſetzgebung ernftlih bemüht waren, Berbefjerungen einzuführen.$) Indeffen 
verließen diefe Bemühungen vor dem Jahre 1848 nicht die gebahnten Wege. 
Weſentliche Beränverungen in der Behandlung der politifhen Verbrechen Tonnten 
erft die großen politifchen Neuerungen dieſes denfwürbigen Jahres bringen. 

Zwar entjprehen dieſe Veränderungen feineswegs den gehegten und beredy- 
tigten Erwartungen. Die im Jahre 1849 beginnende Reaktion nahm entſchieden 
wieder ihre Zuflucht zur Abjhredungstheorie und hielt rigoröfe Strafbeftimmungen 
gegen die politifchen Verbrechen für unentbehrlich zur Erhaltung der öffentlichen 
Ordnung. In manden Staaten, 3. B. in Preußen, wurben bie politifhen Ver: 
brehen den faum in's Leben getretenen Schwurgerichten wieder entzogen. Als ob 
man eine Satyre auf die Forderung der Gleichheit vor dem Geſetze beabfichtigte, 
beftrafte man bie gebildeten politifhen Berbredher mit den Strafen der gemeinen 
Berbrehen und führte 3. B. einen Gottfried Kinkel in's Zuchthaus an das 
Spinnrad.?) Dennoch find die durch die Bewegungen des Jahres 1848 allenthalben 
in Deutſchland berbeigeführten Aenderungen im öffentlihen Rechte fo umfaffend 
und tiefgreifend gewefen, daß davon die ſtrafrechtliche Behandlung der politifchen 
Verbrechen nit unberührt bleiben konnte. 

Borerft ift hervorzuheben, daß den hochverrätherifhen Unternehmungen durch 
Einführung freihettlicher Inftitutionen mande Duelle verftopft if. Zu dieſen 
Inftitutionen gehören namentlih das Bereins- und Verſammlungsrecht, Herftel- 
lung möglichfter Gleichheit aller Staatsangehörigen vor dem Geſetz, Verbefferung 
ver gefammten Juſtiz, Einführung der Schwurgerichte mit Deffentlichleit des 
Strafverfahren und Preßfreiheit. Solche Einrichtungen find wahre Sicherheits— 
ventile für die Staatsmafhine, und in demfelben Maße als folche beftehen wird 
ih auch zuverläffig die Zahl der faatsgefährlihen Handlungen vermindern. 


3) Daß der deutfche Gefepgeber, falls er nicht einen Rückſchritt wollte, den Code penal 
von 1810 in fraglicher Materie fich nicht zum Mufter nebmen konnte, bedarf wohl bei dem be— 
nn Charakter des Öffentlichen Rechts im napoleonifchen Frankreich feiner weiteren Aus: 
eBung. 
9 . . 2 Alg. die Schrift von Jan van Boer „Die Mißbandlung der politifchen Ber 
brecher er Belt. Mit befonderer Rückſ. auf das Zellengefängnig zu Brucfal,” Leipz. 1850 
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Sodann lernen Gefeßgeber, Richter und Voll durch den Gebraud folder 
Freiheiten die Grenzen des Zuläffigen und Unzuläſſigen genauer erfennen. 
Der Begriff des Hocverratbs erhält almälig mit der fortfchreitenden politiſchen 
Bildung des Bolles und Geſetzgebers den entſprechenden Umfang. Ferner iſt im 
3. 1848 überall in Deutfhland mehr Intereffe für die englifhen Staatseinrich— 
tungen erwacht, und es ift doch gewiß von vorneherein anzunehmen, daß die Be- 
handlung ber politifhen Berbrehen im Mutterlande der konftitutionellen Monardie 
für alle tonftitntionellen Staaten lehrreich fein mäüfle. 

Nicht minder hat das I. 1848 überall wenigftens die Forderung zur Reife 
gebracht, daß den politifchen Verbrechern eine humane, ver Natur des Delifts und 
ber Bildungsftufe der Delinquenten entſprechende Strafe zu Theil werbe. 
Endlich ift es ald Gewinn für die Gerechtigkeit und als Vortheil nicht blos für 
den Angeklagten, fondern auch für die Regierung zu betradten, daß die Aburthei- 
lung über die (fhwereren) politifhen Verbrechen in die Hände von Schwurgeridhten 
übergegangen ober überzugehen beftimmt ift. 

Das vielgefhmähte Jahr 1848 hat uns in Deutſchland manchen Segen ge- 
bracht und insbeſondere aud zu einer richtigeren Behandlung der Staatöverbreden 
mehrfach anregenbe Impulfe gegeben. Die theilweifen Stodungen in den Wirkungen 
diefer Impulfe, wie wir folde nod da und bort in Deutfchland als Produfte 
einer krankhaft übertriebenen Reaktion erbliden, werben ficher in Bälde vorüber- 
gehen, wenn nur ein williges Gehör für die Lehren der Geſchichte vorhanden ift 
und bei der Erforfchung der gegenwärtigen Bedürfniſſe mit der gehörigen Unbe- 
fangenbeit zu Werke gegangen wird. 

Um nun zu einer folhen befriedigenden und unferer heutigen politiſchen Ent- 
widelung entſprechenden Behandlung der politiichen Verbrechen zu gelangen, ift es 
vor Allem nothwendig, an der Unterfheidung zwiſchen Hochverrath, Landesverrath 
und Majeftätsbeleidigung ftreng feſtzuhalten. Was fodann vorerft den Thatbe- 
ftand des Hochverraths betrifft und zwar 

1. das Objekt vesfelben, fo befteht biefes in allen Staaten in dem 
Stantögebiete und in der Staatsverfaffung, wozu in Monardien noch das Staats: 
oberhaupt als Centrum und Hauptträger des gefammten Rechtözuftandes kommt. 
So wenig in einer Republit an dem zeitweiligen Staatsoberhaupte (Präfident, 
Bürgermeifter) — abgefehen von Handlungen, die ſchon anderweitig einen Hody- 
verrath bilden — ein Hochverrath begangen werben fann, weil bier das Bolt 
allein Souveränetätsinhaber ift, ebenfo ift aber in Monarchieen der Monard 
nur in feiner Eigenfhaft als Regent Gegenſtand des Hocverraths. Unzweifelhaft 
find daher nicht blos Angriffe auf den Thron und das Leben, 19) ſondern auch 
auf die Freiheit des Monarchen unter allen Umftänden Hochverrath, und zwar 
legteres, weil die Aufhebung ber Freiheit nothwendig die Regierungsunfähigteit 
involoirt. Angriffe auf die leibliche Integrität dagegen fallen unter den Begriff 
des Hochverraths nur infofern, als fie nicht dem niebereren Gebiete der Majeftäts- 
beleidigung angehören. 

In England 11) ift Überbies das Parlament als Theilnehmer an ver höchſten 


— — — — 


10) Daß kulpoſe u (und Körperverlegungen) des Regenten feinen Hochverrath 
bilden, „derfteht fich von felbft. 

) ©. darüber namentlih Marquardfen über den „Hochverrath — engliſchen Rechts⸗ 

Vie en“ in der krit. Zeitfchr, für ausländ. Rechtöwiſſenſchaft. Bd. 2 ©. 9 f und 

Sqirach ber polit. Verbrechen.” Beil. zum Archiv des Krim. R. 1851. 'e: 


Staatsverbrechen. 66 


Staatsgewalt dem Monarchen in Bezug auf den Hochverrath gleichgeſtellt, und 
es läßt ſich auch nicht verlennen, daß die konſequente Durchführung des konſti— 
tutionellen Princips dieſe Gleichſtellung fordert. Es muß daher für Hochverrath 
erllärt werden, wenn der verfaſſungsmäßig verſammelte Landtag an der Ausübung 
feiner fonftitutionellen Rechte auf gefegwidrige Weife gehindert wird. 

An einem bloßen Ufurpator fann allerdings vorerft fein Hochverrath begangen 
werden. Sobald jedoch aus dem Ufurpator das wirkliche Staatsoberhaupt geworben, 
wos z. B. durch Anerlennung von Seite des entthronten Fürften oder der Agnaten 
und namentlih durch die Huldigung des Landes gefhehen kann, ift verfelbe auch 
als mögliches Objelt eines Hochverraths zu betrachten. Wollte man die Möglich 
keit einer folden Metamorphofe der Thatfahen in Recht leugnen, fo könnte man 
uiemald zu Ruhe, Frieden und Ordnung gelangen. Es könnte dann 3. B. auch 
gegen Napoleon III., gegen ven Czaren als Polenkönig fein Hochverrath begangen 
werden. Der König von Italien wäre faft im ganzen Königreihe vogelfrei. Die 
Mörder eines Königs von Belgien oder Griechenland wären feine Hochverräther. 

Bezüglich der Angriffe auf das Staatsgebiet ift nur hervorzuheben, daß 
dieſe fi nicht auf den ganzen Umfang des Staats zu beziehen brauden. 

Was die Angriffe auf die Staatsverfaffung betrifft, ſo macht die Frage 
Schwierigkeit, welche Einrichtungen und Gefege ald hodverrathsfähig zu betrachten 
feien, und dieſe Schwierigkeit läßt fih aud nit etwa mit dem Hinweis auf den 
Inhalt einer Berfaffungsurfunde oder auf die Beftimmungen heben, deren Ab» 
änderung im Bergleihe mit anderen Geſetzen durch befonvere Förmlichkeiten er— 
jhwert iſt. Es wäre durchaus unftatthaft, die Möglichkeit des Hochverraths auf 
ven gefammten Inhalt der Berfaffungsurfunden nnd auf alle fog. Berfaffungs- 
gejege auszubehnen, Nur der Angriff auf wefentlihe Berfaffungsbeftimmungen 
kann ald Hochverrath bezeichnet werden, wobei jevod dem richterlihen Ermeſſen 
überlaffen bleiben muß, nad der konkreten Sachlage zu entſcheiden, ob eine wefent: 
liche Berfaffungsverlegung vorliege oder nicht. 

Die viel beftrittene Frage, ob auch gegen den deutfhen Bund ein Hoch— 
verrath begangen werben könne, darf wohl — abgefehen von befonderen partilular- 
gefeglichen Beftimmungen — nur infoferne bejaht werben, als die Handlung zugleich 
einen Hochverrath gegen den eigenen Staat enthält. Da der deutſche Bund zur Zeit 
weientlih nur in einem, wenn auch mobificirten völkerrechtlichen Verhältniſſe der 
Bundesſtaaten zu einander befteht und über die Angehörigen der Bundesftaaten fein 
Souveränetätsreht befigt, jo kann derſelbe als folder aud nicht Gegenftand bes 
Hochverrathes fein. Auch ift der bier in Frage kommende Bunvesbefhluß vom 
18. Auguſt 1836 denjenigen Ausnahmsgefegen beizuzählen, weldye burd den Be— 
ſchiuß in ver 27. Sigung der Bundesverfammlung von 1848 für aufgehoben 
erflärt worden find. Allerdings wäre es aber zu wünſchen, daß Deutfdland bald 
eine Berfaffung erhielte, die wahrhaft würtig wäre, durch Hocverrathägefete 
gihägt zu werden, — und fhon jegt ſollte jedenfalls in allen deutſchen Straf- 
zeſetzbüchern die Auslieferung irgend eines Bunbesgebietes an eine auswärtige 
Macht mit der Strafe des Hocverrathes bebroht werden! — — 

2. Subjelt des Hochverrathes fann nicht blos ein Angehöriger des betref- 
fenven Staats, fondern aud jeder Ausländer fein, und zwar ftraft bie neuere 
Geſetzgebung 12) mit Recht nit nur (vermöge des Territorial-Princips) jede im 





) S. „. B. preuß. StGB. von 1851, $. 3 und 4; ſächſ. von 1855. Art. 2, 3, 5, 8; 
Beier. v 1861, Art, 12. 
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Inlande verübte hochverrätheriſche Handlung eines Ausländers, ſondern auch die 
im Auslande verübten. Die Beſchränkung des Hochverrathes auf Unterthanen 
hängt mit dem mittelalterlichen Begriffe der Verrätherei (Treubruch) zuſammen und 
iſt mit dieſem antiquirt. 

Daß nicht blos die Regierten, ſondern auch die Regierenden einen Hoch— 
verrath begehen können, verſteht ſich von ſelbſt. Durchaus verſchieden hievon iſt 
jedoch die Frage, ob auch das Staatsoberhaupt Subjekt eines Hochverrathes 
ſein könne. So wenig dies für die Republiken geleugnet werden kann, ſo entſchie— 
den muß es für die Monarchie in Abrede geſtellt werden. Denn in der kon— 
flitutionellen Monardie ift e8 einer der oberften Berfafjungsgrundfäge, daß 
der Monarch nicht zur Verantwortung gezogen werben bürfe, — und in ber 
abfoluten Monarchie, wo den Willen des Monarchen feine gejeglihen Schranken 
umgeben, ift wohl eine Immoralität, aber, wenn überhaupt ein Berbreden, fo 
bod jedenfalls fein Hochverrath vesfelben denkbar. Ein folder Staat ift eben fein 
Rechts⸗ oder Bernunftftaat. Wo der Unterthan nur infoweit ein politifhes Recht 
bat, als es ihm vom Staatsoberhaupte nicht nach Belieben genommen wird, da 
trägt auch der Angriff auf den Thron mehr den Charafter eines Kampfes um 
Macht und Recht, als den eines Rechtsbruches oder Verbrechens, — und es ent- 
wideln fih dann Zuftände, wie in Rußland, wo ein berühmter Auffe vem Grafen 
Miünfter gegenüber den Mord des Kaifers Paul mit den Worten zu rechtfertigen 
ſuchte: Que voulez-vous? Le despotisme tempéré par l’assassinat, voil& notre 
constitution! Der Hochverrath hat aljo hier ven Charakter einer förmlichen Staats- 
einrihtung, der Fürftenmord den eines Surrogates für den Konftitutionalismus! 

3. Die äußere Thätigfeit braudt bei dem Hochverrath im Allgemeinen 
nicht eine gewaltfame zu fein, muß aber entſchieden das Gepräge der Wider- 
recht lichkeit (Gefegwidrigkeit) an ſich tragen. Einerfeits hat ſich der Geſetzgeber 
forgfältig zu hüten, irgendwelche den Geſetzen nicht widerfprechende Thätigkeit zur 
Umbildung der Berfaffung auf dem rechtmäßigen Wege der Reform als Hochver— 
rath zu verfolgen, indem das Abfperren dieſes Weges den zum Fortſchreiten ge— 
nöthigten Staat zulett unfehlbar auf ven gefährlihen Weg der Revolution treibt. 13) 
Andererfeit8 aber kann ein wahrer Hodverrath von oben herab auch ohne alle 
Anwendung von Gewalt verübt werden, 3. B. durd eine auf Veränderung oder 
Aufhebung der Berfaffung gerichtete Verordnung. 14) 

4. Daß die hochverrätheriihe Thätigkeit den beabfichtigten Erfolg berbeige- 
führt habe, fann natürlich zur Annahme eines vollendeten Delifts nicht gefor- 
dert werben. Dies verbietet ſowohl die Gefährlichfeit diefer Handlungen, als auch 
bie theilweife Unmöglichkeit, viefelben nad herbeigeführtem Erfolge überhaupt zu 
beftrafen. Die Natur diefer Delikte bringt es mit fi, daß fie großentheils nur 
in mißlungenen Unternehmungen, d. b. in Berfuhshandlungen beftehen, — 
wiewohl hier aud gelungene Unternehmungen in Betradht fommen, 3. B. Tödtung 
des Monarden. 

Zum Thatbeftande diefer in vollendete Delikte verwandelten Verſuchshand— 
lungen muß aber eine folhe Thätigfeit verlangt werden, melde minbeftens einen 
Anfang der Ausführung des verbreheriihen Vorhabens felbft enthält. Ob 


13) Weber das jog. Revolutionsrecht j. den Artikel Notbftand im diefem Wörterbuche und 
den Art. Hochverratb (politifh) im Rotteck's und Welker's Staatslexikon. 

44) Anm. d. Ned. Wie von unten durch die Revolution, fo kann auch von oben durch die 
politifche Nothwendigfeit die Anwendung aller ftrafrechtliten Begriffe ausgefhloffen werden, 
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dann bad, was vor dem Anfange der Ausführung liegt, d, 5. die fog. Borbe- 
reitungshandlumgen theoretiih als Hochverrathöverſuch oder als befondere 
Delitte (del. sui generis) anzufehen jeien, mag hier unentſchieden bleiben; praf- 
tiſch wichtig ift nur, daß dieſe Handlungen eben wegen ihrer Natur als Borbe- 
reitungshandlungen gefeglih genau und erſchöpfend jpecialifirt werben, fo daß alle 
im Geſetz nicht fpeciell aufgeführten Handlungen ftraflos bleiben. | 

Als derartige Borbereitungshandlungen mögen hervorgehoben werben: bie 
Theilnahme an einer Verſchwörung oder an einem Aufruhr, die Anfammlung von 
Mannfhaft und Waffen, vie Unterhandlung mit dem Feinde — Alles natürlich 
unter der Borausfegung hochverrätheriſcher Abſicht, d. h. des Willens, eine, im 
Geſetze als Hochverrath bezeichnete Handlung zu vollbringen. Wie aber bei. bem 
Hohverrath überall fhon nah römiſchem Rechte vie Rüdjiht auf die Möglichkeit 
ver Verwirklichung der Abfiht unter ven im konkreten Falle obwaltenden Umftän- 
den (dad an potuerit facere) geboten ift, jo vorzüglich bei folhen Vorbereitungs- 
bandlungen. | 

Ebenfo wichtig wie die Begriffsbeftimmung ift aber beim Hocverrath vie, 
deftfegung einer der befonveren Natur dieſes Delikts angemefjenen Strafe, Vor 
Alem kommt bier natürlih die Topesftrafe in Betracht. So fehr biefe in der 
neueren Geſetzgebung überall befhränft wurde, fo hat man fie doch gerade beim 
Hodverrath beibehalten, und zwar aus dem Grunde, weil man fie hier für bie 
Sicherheit des Staatsoberhauptes und der Staarsverfaffung für unentbehrlid hielt. 
Nur die Todesftrafe, meint man, befige das hier nothwendige Maß von Ab— 
Ihredungstraft. 

Dem gegenüber ift num zuzugeben, daß die Todeöftrafe eine fehr große Ab— 
ſchredungs kraft befige und daß die Strafe überhaupt die Eigenfhaft der Abſchreckung 
haben dürfe und folle. Allein die Abjhredung darf im Strafrechte nirgends zum 
Hauptzwecke und eigentlihen Principe erhoben werden, — als weldes vielmehr 
von der neueren Wiffenfhaft und Geſetzgebung nur die Gerechtigkeit anerkannt 
wird. Sodann läßt fi auch ebenfowenig behaupten, daß bie Todesſtrafe überall 
ſicher ihre abfhredende Wirkung äußere, als daß fie die einzige Strafe ſei, weldye 
abzujhreden vermöge. Nicht die Art und das Maß ver Strafe find es, woburd 
hauptfächlich abgefchredt wird von Verbrechen, fondern die Sicherheit des Entdedt- 
werdend und der Beftrafung. Alle vie Einwendungen, welde mit Recht gegen 
die Todesftrafe erhoben werten !5), gelten auch hier, und es fommen hier nod 
ganz befondere Gründe gegen biefelbe hinzu. Ein folder Grund ift namentlid) 
der, daß beim Hochverrath meiftentheils die Staatsregierung, in deren Händen 
der Bollzug der Strafe liegt, ald das dadurch zunächſt betroffene Objekt erſcheint. 
Naht nun der Inhaber des Begnadigungsrechts von biefem feinen Gebraud, fo 
wird dies gewiß in ben meiften Yällen als eine Art von Rache angefehen werben, 
und der Glaube an die volle Unbefangenheit und Unparteilicpfeit der Etrafgewalt 
wird ſchwerlich ganz unverfehrt aus tem blutigen Erefutionsprama hervorgehen. 

Berner ſpricht bier gegen die Tobesftrafe als eine abjolut beftimmte, die 
unendlihe Mannigfaltigkeit und Verſchiedenheit, deren gerade vie hochverrätheriſchen 


15) ©. namentlih U, F. Berner „Abfhaffung der Todesſtrafe.“ Dresden 1861 und 
Nittermaier „Die Todeöftrafe nach den Ergebnifjen der Mean Forichungen x." 
Seidelberg. 1862. Eine treiflice Abhandlung gegen die Todesftrafe bei politifchen Verbrechen hat 
Guigor bereits 1821 veröffentlicht unter dem Titel: De la peine de mort en maliere 
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Handlungen in ganz befonders hohem Grabe fähig find. Wie unendlich verſchieden 
find 3. B. diefe Handlungen in Bezug auf ihre objektive Gefährlichkeit. Eine und 
biefelbe Handlung, z. B. eine öffentlibe Aufforderung an eine bewaffnete Berfamm- 
lung fann zu einer Zeit, an einem Orte und unter gewiffen Umftänden höchſt 
gefährlich, zu einer anderen Zeit, an einem anderen Orte und unter anderen Ber- 
hältniffen ganz gefahrlos, ja lächerlich erſcheinen. 

Wie weit von einander abftehend fünnen ferner vie Beweggründe und bie 
ganze innere Seite bei den hochverrätheriihen Handlungen fein! Die ganze Stu- 
fenleiter von Gatilina bis Washington fol va einer und derſelben Behandlung 
unterworfen werben? Oder war etwa ter norbamerifanifhe Befreiungsheros nad) 
englifhem Rechte fein Hochverräther? Gntfpridt es der Gerechtigkeit, dieſe Ver— 
ſchiedenheiten unberüdfichtigt zu laſſen? Allertings ift das Motiv für den That- 
beftand des Hochverrathes bedeutungslos, und ver Zweck heiligt nidt das Mit- 
tel. Allein wenn es überall im Strafrechte anerfannt ift, daß das Motiv bei ber 
Strafausmeffung zu berüdfihtigen fei, warum foll es beim Hedverrath ohne 
allen Einfluß auf die Strafe fein? Wenn die Natur einer Strafe folhen durch 
bie Gerechtigkeit gebotenen Einfluß nicht zuläßt, fo ift diefer Strafe eben damit 
ihr Berwerfungsurtheil geſprochen 16). 

Dei der Freiheitsftrafe hat ſich der Öefeßgeber davor zu hüten, daß er 
nit durch Gleichftellung der politiihen mit gemeinen Verbredern das Zuchthaus 
in einen Ehrentempel verwantle und bemfelben einen großen Theil feiner Ab— 
Ihredungsfraft entziehe, Werben der Dieb und ter politifhe Verbrecher (ver fich 
nicht nebenher nod eines gemeinen Verbrechens ſchuldig gemacht) gleih behandelt, 
jo wird wohl dadurch dem Erfteren eine unverdiente Ehre erwiefen und bie Strafe 
bes Letzteren auf Koften der Gerechtigkeit gefchärft; der Öefeggeber wird aber 
dadurd nimmermehr erreichen, daß die Ehre des politifhen Verbrechers auf das 
Niveau ver Diebsehre herabgetrüdt, und das politiiche Verbrechen als entehrenv 
angefehen werde, Die Forderung ter Gleichheit aller Stantsangehörigen vor dem 
Geſetze wird nicht dadurch befriediget, daß innerlich verfchiedene Handlungen einer 
und derfelben Beurtheilung und Beftrafung unterworfen werden. Die innerliche 
Verſchiedenheit der politifhen und gemeinen Verbrechen ift aber nicht zu leugnen 
und wird aud vom Gefeggeber 3. B. tarin anerfannt, daß bezüglich der erfteren 
in den Wuslieferungsverträgen regelmäßig ausprüdlih eine Ausnahme gemacht 
wird, Aus denfelben Gründen ift aber au die für gemeine Verbrechen berechnete, 
auf Hebung einer gefunfenen Moralität hinwirkende Pönitentiarbehandlung bei 
politiihen Verbrechern höchſt unpafjend. Nur infofern ift Einzelhaft bier zu billi- 
gen, als es ven Wünſchen wie der moralifhen und intelleftuellen Bildung des 
Berurtheilten, folglid aud der Gerechtigkeit entfpricht, mit den gemeinen Verbre- 
dern nicht zufammenzuleben. 

Die Strafe der (gänzlihen oder theilweifen) Bermögenstonfisfation 
ift hier natürlich nicht minder verwerflih, als bei anderen Berbreden. Geld— 


16) Bon den Zeiten einer förmlichen Nevolution, wo die Staatägewalt fih im Stande der 
Nothwehr befindet und das Kriegsrecht zur Geltung kommt, iſt bier natürlich nicht Die Rede. 
Der Vollzug von Todesurtbeilen trägt bier nicht fo faft den Gbarafter einer Strafe, als den 
einer Nothwehr. Don einer forgfältigen Rüdicht auf die Forderungen der Gerechtigkeit ift da 
feine Rede und die politiichen Erwägungen find bier auch durchaus andere, als in den gewöbn— 
lihen Staatszuftänden. Für folche gewöhnliche Zuftände ift aber auch die Unzweckmäßigkeit und 
— —— der Todeoſttafe bei politiſchen Verbrechen ſchon mehrfach von Geſetzgebungen ans 
erkannt worden, 
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trafen bagegen mögen unter Umftänden der Natur politifher Verbrecher nicht 
unangemeffen erfheinen. [Zuf. d. Red. Am eheften trägt vie Berbannung 
(das Eril) diefer Natur gebührende Rechnung.) 

Endlich ift aud bei dem Hochverrath von außerorbentliher Wichtigkeit, wel- 
dem Gerichte feine Aburtheilung übertragen ift, und ich erlaube mir hier auf 
das zu vermeifen, was ich über diefe Frage in meinem Artikel „Schwurgericht“ 
ausgefprochen. Die Juftiz in der Hand des Beleivigten ift überall ein dreifaches 
Uebel: für die Juftiz felbft, für ven Angeflagten und für den Inhaber der Juftiz. 
freilich ift bei dem Hochverrath der Staat felbft der Berlegte und jedes Gericht 
ft Staatsorgan und GStaatsvertreter. Allein es befteht eben doch ein großer Un- 
terſchied zwilchen einem Kollegium befoldeter Beamten, welche von den burd den 
Miſſethäter zunähft verlegten Inhabern der höchſten Staatsgewalt immer mehr 
oder weniger abhängig find, — und einer aus Volkswahl hervorgegangenen, von 
der Regierung unabhängigen und nur entfernt betheiligten Jury. Ein bebeutenver 
Theil der Gemwaltthaten des I. 1848 muß auf Rehnung der zum Theil wirklich 
jmählihen Rechtspflege bei politiihen Proceffen vom Jahre 1820 an gefetst werben, 

Höchftens im Falle dringender Noth, wo vie Eriftenz und das Wohl bes 
Staates eine dem Unreht möglichft raſch folgende Reaktion des Geſetzes erheifchen, 
mögen tie Inhaber der Stantögewalt — gleihfam von dem Rechte der Nothwehr 
Gebrauh machend — die orbentlihen Juftizorgane fufpendiren und außerordent- 
liche, ſummariſch vorfchreitende Organe mit den nöthigen Vollmachten ausrüften. 
In gewöhnlihen Zeiten der Ruhe dagegen wird ein neben Schwurgerichten ftehen« 
des, aus abhängigen Beamten gebilvetes Ausnahmsgeriht für politifhe Verbrechen 
immer ein Gegenftand des Mißtrauens fein, gleichviel ob dieſes Mißtrauen durch 
die That gerechtfertigt fei oder nit. Das berühmte Wort des Präfidenten Séguir: 
La cour rend des arr&ts et non pas des services hat aber, wie die Erfahrung 
lehrt, auch noch nicht Überall die wünſchenswerthe Beherzigung gefunden! 17) 

Wird der Begriff des Hocverrathes in obiger Weiſe begrenzt, fo ift ſchon 
viel für die Feftftellung des Thatbeftandes des Landesverraths gewonnen, 
indem von biefem Delikte bereits alle Handlungen ausgefhloffen find, welche eine 
gänzlihe oder theilmeife Auslieferung des Stantsgebieted oder einen Umfturz ber 
Staatsverfaffung bezweden. Als Landesverrath erfcheint jede abfichtlihe Gefährdung 
der äußeren Stellung des Staats, wobei zwifchen einem biplomatiihen und mili— 
tärifhen unterfhieden werden kann. Erfterer befteht in treulofer Gefhäftsführung 
zum Nachtheile des Staats, in Berrath von Staatsgeheimniffen, in Unterdrückung 
oder Fälfhung von Staatsurfunden. Der milttärifche Landesverrath wird nament» 
lich durch abfihtlihe Veranlaffung eines Krieges gegen das Inland, durch Dienft- 
leiſtung im feindlihen Heere, dur Unterftügung des Feindes, durch Ueberlieferung 
fefter Pläge, Städte, Magazine oder Vorräthe an den Feind ꝛc. begangen. 

Mit Hinblid auf das internationale Moment, welches im Begriffe des Lan— 
vesverrathes liegt, wirb bezweifelt, ob aud ein Ausländer biejes Delift ver- 
üben könne. Will man dasfelbe in fraglicher Weife befchränfen, weil der Ausländer 
tur derartige Benachtheiligungen unferes Staats häufig eine befonvere Pflicht 


17) Sehr treffend beißt es bei Lieber „Ueber bürgerliche Freiheit“ über]. v. Kranz Mitter: 
maier. Heidelb. 1860. S. 64: „Bei Willfürberrfhaften finden wir ſtets, daß der geringe im 
gemeinen Verfahren gewährte Schuß im Hochverrathöverfahren entzogen wird; In freien Rändern, 
weniaftens in England und den vereinigten Staaten, wird bei Hochverrath ein größerer Schuß 
gewährt, mehr Vorſicht verlangt, ald im gemeinen Strafverfahren. Das Hochverrathöverfahren iſt 
em Mafftab der Freiheit.” 
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gegen ſein Vaterland erfüllt, ſo muß doch jedenfalls derjenige Ausländer für fähig 
erklärt werden, einen Landesverrath zu begehen, welcher ſich im Inlande befindet 
oder etwa gar in inländiſchem Staatsdienſte ſteht. 

Die Frage, ob auch am deutſchen Bunde ein Landesverrath begangen 
werben könne, follte in jedem beutichen Strafgeſetzbuche entſchieden bejaht fein. 
Wer dem Reichsfeinde zum Nochtbeile des deutſchen Gefammtvaterlandes Vorſchub 
leiftet, verbient nach bem Bunbesbefhluß vom 18. Aug. 1836 als Landesverrä- 
ther beftraft zu werben! Wohl zu unterfcheiden von biefem Falle ift aber ber, 
wenn der Angehörige eines deutſchen Bundesſtaates gegen einen andern Bunbes- 
ftaat eine der fraglihen Handlungen begeht. Bon dieſem Falle fpricht der ange- 
führte — übrigens jest auch nicht mebr giltige — Bundesbeſchluß nit, und 
fann jeder Angehörige eines beutichen Bunbesftaates fämmtlihen übrigen Bundes- 
ftaaten gegenüber bei ber bermaligen völferredhtlichen Natur des deutſchen Staaten- 
Bundes in fraglidher Beziehung nur als Ausländer betrachtet werden. Wenn alfo 
3. B. ein Preufe genen Hannover oder Medlenburg in einem Kriege Preußens 
mit diefen Staaten Etwas ausführt, mas von einem Hannoveraner oder Medfen- 
burger gethan Landesverrath wäre (3. B. Ueberrevung medlenburgifcher Truppen 
zum Uebergange in's preußifhe Heer), fo mag der Preuße wohl in Haunover 
oder Medlenburg eine Behandlung nad Kriegsreht gewärtigen, aber als Landes: 
verräther könnte er daſelbſt auch nicht nah jenem Bunbesbefhluffe verfolgt 
werben. 

In Bezug auf die Beftrafung des Pandesverratbes ift nur zu bemerfen, 
daft derfelbe fih im Bergleihe mit dem Hochverrathe als ein geringeres Delikt 
barftellt, daher auch geringer au beftrafen ift, als leßterer. Biel feltener wirb zwar 
dem Panbeöverrath ein edles Motiv zu Grunte liegen, als bem Hochverrath; un- 
möglich iſt dies aber feineswegs. General York 1. B. hat fib unzweifelhaft eines 
Lanvesverratbes ſchuldig gemacht. Iſt bier vie Tobesftrafe gänzlich zu vermerfen, 
fo kann viefelbe aub in dem alle nicht gebilligt werben, wenn ber beabſichtigte 
Erfolg (Krieg) wirflib herbeigeführt worden ift. 

Einen nicht unerheblichen Zuwachs haben entlih tie politifhen Berbrechen 
burch die fortfchreitende Entwidlung des europäifchen Völkerrechts erhalten. 
Zur Bewahrung der frieblichen und freunbfcaftlihen PVerhältniffe der Staaten zu 
einander iſt es nothwendig, ſolche Handlungen aegen auswärtige Staaten (und 
Staatsoberhäupter), welche gegen ben eigenen Staat verübt Hochverrath (oder 
Moajeftätsbeleivigung) bilden würden, nadı Analogie dieſer Delifte*), jedoch natür—⸗ 
lich geringer zu beftrafen. Auf den Landesverrath Tann aber dieſe Beftrafung nicht 
ausgedehnt werben, weil biefer principiell nur an. dem eigenen Staate ober an 
demjenigen bes Aufenthalts begangen werben fann. Ehen fo notbwenbig find bier 


die beiden Beſchränkungen der Reciprocität und ber Nidhtverfolgung, falls ber 


beleivigte Staat feinen Berfolgungsantrag ftellt. — 
Aus der neueren Piteratur, fomeit fie nicht bereits angeführt ift, mag 


nob hervorgehoben fein: Zirfler, „Die aemeinrechtl. Lehre vom Majeftäts-Ber- | 


breden und vom Hochverrathe“ Stuttg. 1836. — Weisfe, „Hocverratb und 
Majeftätsverbrehen der Römer”, Leipzig 1836. — Evertsen de Jonge), 


*) Anm. d. Med. Die völkerrechtliche Nothwendigkeit führt unferd Erachtene doch nicht au 
diefer bedenklichen Analogie. fondern nur Dazu, derartige Anariffe unter dem Gefichterunft der 
Störung order Perlekung der allgemeinen Friedens, freundlicher Nachbarſchaft, der Neutralität, 
furz der völlerrechtlichen Friedens. und, Rechtsordnung zu verfolgen. 
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„De delictis contra rempublicam commissis“. Traj. 1845. 2 vol. Feder, 
„Das Staatverbr. des Hochverraths nad den Rechtsbegriffen der Vorzeit und 
der Gegenwart,“ Stuttg. 1850. Marquardſen, „Ueber ven Begriff des Hoch⸗ 
verratbes“ im Ar. des Krim. 1849. ©. 246 ff. Mittermaier’s Artikel Hod- 
verrath in Rotteck und Welcker's Staats-Lerikon. Balther. 


Staatöverfaffung, ſ. Staat. 
Staatövermögen, f. Domänen, Staatswirthſchaft. 


Staatöverträge, |. Rongreffe und Friedensfhlüffe, Staaten 
verträge. 


Staatöverwaltung, |. Verwaltung. 


Staatswirthfchaft. ', 


In dieſem Artikel ift zu behandeln die öfonomifhe Seite des 
Staatslebens als Staatspropduftion nad den drei Seiten ber 
Staatsausgaben, Staatsanleihen und Staatseinnahmen 
und zwar vorzugsweiſe 

I. die ven verfhiedenen Ausgaben und Gruppen von Ausgaben 
gemeinfamen ökonomiſchen Principien; 

I. der äußerliche Zufammenhang zwifhen Ausgaben, Anleihen und Ein- 
nahmen überhaupt und der innerlihe Zufammenhang zwifchen be- 
ftimmten Ausgabearten, beftimmten Anleihearten und beftimmten Ein- 
nabhmearten, 

UT. die den verfhiedenen Einnahmen und Gruppen von Ein- 
nahmen gemeinfamen ölonomifhen Principien. 

Ausgefhloffen bleibt alfo nad vorne fowohl die allgemeine politifhe Seite 
ter Staatszwecke, für welhe die Ausgaben nur die Mittel find, vergl. 
Sieräber außer dem Artikel Staat befonders Heer, Juſtiz, Polizei, Schule :c., 
ald auch die tedhnifhe Seite der Ausgaben, vergleihe die Artikel Staatspiener, 


:' Berwaltungsorganifation ꝛc. Ebenfo bleibt nah hinten ausgeſchloſſen die wirth- 


ihaftlihe Betrachtung” der einzelnen Einnahmen und bie ted- 





!, Die nationalölonomifhen Artikel des Staatewörterbuchs werden, feitdem aus v. Man: 
ao, Schäffle's, Wagners und Anderer Keder fo DVortrefflihes darein gefloſſen ift, 
ist nur von dkonomiſchen Laien viel gelefen, jondern werden auch von den Fachmännern 
beionderer Aufmerkſamkeit gewürdigt. Beider Aniprühe am diefe Artikel zufammen zu befrie: 
dizen, iſt nicht leicht, und ſo bat fi denn auch Berfaffer diefes nicht die Schwierigkeiten 
verheblt, eine Reihe der wichtigften, nicht nur financiellen, fondern wegen der unmöglichen Trennung 
ven Staatswirtbihaft und Volkswirthſchaft auch allgemein ökonomiſchen Principienfragen,, in 
»elden er mit den gewichtigften Autoritäten in Widerſpruch flebt, auf jo beſchränktem Raum, als 


„| dem bier geftatteten, zu behandeln. Jede jpecielle Widerlegung der Meinung Anderer , jede aues 
«| Mbrlie ee für die eigene ift abgefchnitten. Der Artikel hätte einem Schriftfteller, der 


en Lehtbuch der Finanzwiſſenſchaft gefchrieben bat, zugewiejen werden müflen, welder die Quint⸗ 
eſſenz feiner Grundſätze dem Laien geben, und den Kachmann für die Beweisfübrung auf fein 


2) Sehrbuch verweifen Eonnte. Völlig wurde dies als Nothwendigfeit dem Berfaffer erft bei der Aus: 


arbeitung Mar, und gerne bätte derjelbe den Artikel, welcher ibm angeboten, nicht von ihm ge— 
wünidt war, und den er in Müdficht, daß auf denfelben nicht eine beliebig lange, fondern nur 
eine feftbeftimmte Zeit verwendet werden konnte, etwas übereilt angenommen hatte, wieder zurüd: 


nn waeben, und, je mehr die Ausarbeitung fortihritt, um fo lieber, wenn es nicht unmöglich ge: 


‚‚ welen wäre, ohne zu lange Unterbrehung des Drudes die Ausarbeitung noch einem Andern zu 


übertragen, 
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nmiſſche Seite des ganzen Einnahmeweſens, beſonders der Steuern und Schulden. 
Sie iſt in den allgemeinen Artikeln Domänen, Staatsmonopole, Gebühren, Staats- 
ſchulden zu ſuchen oder in den ſpecielleren, wie Grund- und Hausſteuer, Ein- 
kommen- und Kapitalſteuer, Gewerbſteuer, Konſumtionsſteuer, Zölle ꝛc. Die Aus- 
gaben und Einnahmen der einzelnen Staaten finden ſich unter dem Namen dieſer 
Staaten, nur eine vergleichende Ueberſicht der Staats-Ausgaben und -Ein- 
nahmen geben wir am Enbe für die 5 Großmächte. 

Das Hauptgewicht ift im Folgenden auf Zweierlei gelegt. 

1) Es ift der von ber älteren deutſchen Nationalökonomenſchule vielfach ver- 
konnte und felbft geleugnete organifhe Zufammenhang zwiſchen Staatswirthſchaft 
und allen Privatwirtbihaften zur Geltung zu bringen. - 

2) Es ift die ebenfalls von derſelben Schule vielfah geleugnete Gleichheit 
der ftaatlihen und privaten, materiellen und immateriellen Probuftion , umgefehrt 
aber auch, wo er exiftirt, der Unterſchied zwiſchen Staats- und Privatwirthſchaft 
in ben zu verfolgenden Zmweden und in ben anzumwenbenden Mitteln Mar zu 
ſteuen. 

Ueber den Begriff des Staates vergleiche beſonders ben Artilel Staat. 

Wirthſchaft ift die Summe aller Thätigkeiten, welche ein oder mehrere 
Individuen auf die Erwerbung von materiellen und immateriellen Gütern richten, 
welche fie zur Befriedigung ihrer Bebürfniffe, d. 5. zur Erfüllung aller ihrer 
Neigungen nöthig haben. Vergleiche auch den Artifel Volkswirthſchaft. 

Staatswirtbfhaftiftdieform, welche die fämmtliden 
in einem Staat nothbwendig vereinigten Wirthſchaften 
zur Berfolgung gewiffer Zwede oderzur Erwerbung ge 
wiffer Oüterannehmen Die Staatswirthſchaſt ift fomit nur eine ber 
vielen großen und Fleinen Gefammtwirtbfchaften, melde vie auf ber Erbe vor- 
fommenden Wirtbihaften für gewiffe Zwede bilden. Zum Begriff ver Gefammt- 
wirthſchaft gehört die für gewiffe Produftionen gezwungene Ber 
einigung füämmtlider entweber dem Raum ober ber gleichen Befhäftigung 
nad zufammengehöriger WirtbfhaftenzweinerWirtbfhaft. Kleinere 
Geſammtwirthſchaften als der Staat ift, werben gebildet von den mehr ober weniger 
felbftändigen Unterabtheilungen unferes modernen Staates, von ben Provinzen, 
Kreifen, Bezirken, Gemeinden, als Provinziale, Kreis-, Bezirks- und Gemeinde- 
wirthſchaften. In früheren Zeiten bei geringerer Ausbildung ber Staatsgewalt führten 
die Gilden aller Art und die Gemeinden, nicht als Unterabtheilungen des Staates, 
fondern als Geſellſchaftskreiſe folhe Geſammtwirthſchaften. Die höchſte und voll« 
fommenfte aller Gefammtwirtbichaften ift die Staatswirtbfhaft, man müßte denn 
etwa die abnorme, einzig in ihrer Art daftehende, nicht freimillige fondern auch 
gezwungene Vereinigung der fonft vollftändig fouveränen deutfhen Staaten und 
eines Theils ihrer Wirtbfhaften zur Staatenbundeswirthfchaft als eine eigene 
höhere Form der Gefammtwirthfchaften auffaffen wollen. Die Wirthſchaft eines 
wahren Bunbesftaates wie der Vereinigten Staaten von Norbamerifa oder ber 
Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft macht feine Schwierigkeit, es ift feine höbere Form 
als die einfahe Staatswirthfhaft, denn fo weit die Staaten zu einem Bunbee- 
ftaat oder Staatenftaat vereinigt find, fo weit find fie eben Feine Staaten-BVielheit 
mehr, fondern eine Staateneinheit, ein Staat. Ihre Wirthſchaft ift alfo eine 
Staatswirthſchaft. 

Ale Geſammtwirthſchaften können wir auch ale ffentliche Wirthſchaften 
zuſammenfaſſen. Ihnen gegenüber ſtehen alle andern Wirthſchaften als Privat- 
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wirtbfhaften, mögen e8 nun Einzelmirthichaften eines Menfchen, refpeftive 
einer Familie fein oder Geſellſchaftswirthſchaften, d. h. freiwillig gebildete gemein» 
fame Wirthfchaften, Affociationen im meiteren Sinne. Solche Gefelfhaftswirth- 
ſchaften brauchen natürlih nicht auf den Bereich einer Gefammthelt, einer Ge— 
meinde, eines Staates fich zu befchränfen, fondern können über bie Gemeinde» 
grenzen unb Staatögrenzen, welche ja gerade nur für gewiffe Zwecke gezogen werben 
mäffen, hinausgehen. Wie innerhalb der Gefammtheit und über deren Grenzen 
binaus Einzelne zu Geſellſchaften und Feine Gefellfhaften 
zugrößerenGefellfhaften fih zufammenfhliefen und gemeinfam wirth- 
ſchaften können, fo fann es auch freie Vereinigungen, Gefellihaften, Affociationen 
von Gefammtheiten, 3. B. von Gemeinden oder von Staaten geben. Gemeinden 
fönnen fi völlig, abgelehen von ven 3. B. für das Armenwefen gezwungenen Berbän- 
den, freiwillig für alle möglichen in ihren Bereih fallenden Zwede, Deichbauten, 
Wegbauten, Entwäflerungen zc. zufammenthun. Gbenfo können mehrere Staaten 
freiwillig ſich verbinden. Beifviele find die Vereinigungen beutfcher Staaten zum 
DMiünzverein, zum Poft- und Telegraphenverein, enblih das Wichtigfte, aum Zoll: 
verein. Aehnlich affociren fi die Kantone der Schweiz durch bie f. g. Konkordate 
zu Produktionen materieller und immaterteller Art, welche fie in ber Iſolirung 
weniger gut verrichten könnten. Im Gegenſatz zu Privatgefellfhaften und Privat- 
affoctationen Tönnte man foldhe Vereinigungen Gefammtaffoctationen oder Befammt- 
geſellſchaften nennen. 

Wenn die Staatswirthſchaft die volllommenfte und umfaffendfte Form ber 
Gefammtwirtbfhaften ift und die antern Gefammtheiten, felbft mo fe ſich einiger» 
maßen vom Staat unabhängig erhalten haben, wie Gemeinden, Zünfte ꝛc., doch 
nur Bruchtbeile unferer heutigen Staaten find, fo kann nah dem Grundſatz 
majori inest minus ftatt des umfaffenden Ausdruckes „Geſammtwirthſchaft“, 
ſtets der Ausdruck Staatswirthſchaft als tupifcher gebraudt werben, außer da, wo 
gerabe bie Unterfchieve zwifhen ver nanzen Gefammtheit, dem Staat, und ben 
Heinern Geſammtheiten, ven Provinzen, Kreifen, Gemeinden ꝛc. herausgelehrt werben 
fol. Der Ausdruck Gefammtwirtbihaft iſt zudem fein in der Wiſſenſchaft einge- 
bürgerter und „Staatswirtbfhaft" umfaßt feit lange ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend aud die Gemeinbewirtbichaften, Kreiswirthichaften u. ſ. m. 

Alle Broduftionen, melde eine Gefammtheit thatfählich vornimmt, ges 
bören zur Gefammtwirthichaft, alle, melde der Staat vornimmt, zur Staatewirth- 
haft. Welche Produktionen die Staatswirthichaft und die andern Gefammtwirth- 
haften zmedmäßigermweife umfaffen follen, das kann direft und pofltiv 
nicht für alle Zeiten und alle Gegenven beftimmt werden, fondern nur inbirelt 
und negativ. Eine Gefammtheit follfeine Güter probuciren, 
mit beren Erzeugung Brivaten ſich befaffen wollen, 
fönnen und bürfen. 

Mindeftens einer biefer Gründe mu immer vorliegen für die Probuftion 
durch den Staat ftatt durch Privaten; es ift aber eine fcharfe Trennung, ob bas 
niht Können, nicht Wollen, nicht Dürfen der Grund ift, nicht überall gut durch— 
zuführen, bie Gründe gehen unmerflich ineinanber über. 

Die Privaten find meiftens aemillt!, alle vie Güter zu probuciren, melde 
fie entweder vireft felbft genieken können ober "für melde fie Alles, was fie be- 
gehren, von andern faufen fünnen. An fid find bie Privaten bereit, alle verfäuf- 
fihen Güter zu fhaffen, mögen es materielle oder immaterielle Güter fein, mag 
das Gut felbft oder nur deſſen Nugung verfauft werden. Die Größe des zu biefer 
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Produktion nöthigen Kapitals verſchlägt auch Nichts, denn wenn ein Einzelner 
fein fo großes Kapital aufjubringen verntag, fo thut es eine Gefellfchaft. Ebenfo 
ift e8 einerlei, ob man einen einzelnen Benußungsaft verfaufen fann, wie bei 
Theatern, Kunftausftellungen, oder ob nur die Grlaubniß zur Benugung während 
eines längeren Zeitraums gefauft wird, 3. DB. bei Leſegeſellſchaften, Kafinos und 
dergleihen. Nur wo ein Verkauf der Produfte überhaupt in jeber Geftalt uns 
möglih ift, da werben Privaten nicht produciren wollen. Das wird immer der 
Tall fein, wenn vie Menfhen die Güter welche verfauft werben follen, nur zu einem 
Preife kaufen wollen, bei denen der Producent nicht beftehen fann, oder wenn fie 
die Güter überhaupt nicht kaufen wollen. Die Privaten wollen mit feltenen Aus” 
nahmen nur dann produciren, wenn ihnen ihre Koften ganz vergütet werben; 
wo alfo die Privatthätigfeit aus diefem Grunde aufhört, da muß die Staatd- 
thätigfeit beginnen, wenn überhaupt ein Berürfniß nad dem Gut vorhanden ift 
oder, wo es nicht vorhanden ift, gewedt werben muß. Gin foldes Gut, nah 
welchem bei vollſter Erftattung der gefammten Koften ein Bedürfniß nicht eriftirt, 
welches aber fo wichtig ift, daf durch Abgabe des Gutes unter dem Koftenpreis” 
das Bedürfniß wachgerufen werben fol, ift Bildung des Gemüthes und Berftandes, 
Biele Bildungsanftalten find als Privatunternehmungen nicht möglich, für bie 
Armen wäre die VBolfsfchule, für Alle, außer ven Allerreichften, die Univerfität zu 
theuer. Nur Mittelfhulen und ſpeciell tebnifche Bildungsanftalten können aus” 
dem Schulgeld die ganzen Koften veden. Hier muß, was der Einzelne an 'Koften 
nit aufwenden mag, die Geſammtheit aufwenden. Unterricht ift überall Staats» oder 
Gemeindeſache, foweit Privaten nicht genug dafür thun. Die phufifhe oder tech⸗ 
niihe Möglichkeit der Privatproduktion liegt bier vor, pefuniär aber oder wirth- 
fhaftlih ift fie den Privaten unmöglich. Infofern ift das Nihtwollen immer aud 
ein Nichtfönen. 

In andern Propuftionen fehlt den Einzelnen oder den fich freimillig Einigenden 
auch vielfah die phyſiſche Möglichkeit der Protuftion, fo vor Allem in ber Ber- 
theidigung des Landes aegen Außen. Die Sicherheit gegen Außen muß vom Staat 
geihaffen werben, die Privaten können es ſchon phyſiſch oder tehnifh nicht, es 
liegt aber auch aufertem der Grund vor, daß Privaten nicht produciren wollen, weil 
es nicht rentirt. Angenommen große Altiengefellfchaften könnten große Heere 
anmwerben,, welche ebenfo tüchtig wären als die des Staates, und felbft ange» 
nommen es fpräcden feine andere Gründe gegen ſolche Yandesvertheidigung, wer 
wollte die Koften tragen, wenn er nicht, wie beim Staat, dazu gezwungen wärbe? 
Jeder würde behaupten, er brauche vie Dienite ver Solvaten nidt, er faufe fie“ 
alfo der Geſellſchaft weder im Einzelnen nod im Großen ab. Dasfelbe gilt zum 
großen Theil auch für den Schuß im Innern, nur daß bier im einzelnen Falle 
bei Anrufung der gerihtlihen Hülfe, beim Benugen der Polizei der Einzelne bie 
Dienfte zu bezahlen bereit fein würde, fehmerlich freilih bis zu dem vollen Koften- 
fag. Jeder würde fo viel als möglich ſich felbft zu helfen fuchen, und das darf ber 
Staat nit dulden. 

Aehnlich wie der Shut gegen Menfhen verhält fih auch der Schuß gegen 
andere verberblihe Kräfte der Natur. Ih will nur ein recht auffallendes Beifpiel 
nennen. Welcher Privatmann, ober melde Gefellihaft, wirb einer ganzen 
Gegend den Schaden verhüten wollen, welden vie Flüſſe durch Ueberſchwem⸗— 
mungen entweber nur mit Wafler oder gar auch mit Treibfand, mit Schlamm, 
mit Steingeröll verurfachen ? Das einzig nachhaltige Mittel biegegen! find’ nicht 
Dämme, Kmäle, Seen,’ welde das Waffer, den Sand, ven Schlamm, die Steine 
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aufhalten oder dahin ablenken, wo fie unfhäblidh ſich ablagern, fonvern es iſt die 
Sorge dafür, daß zu viel Waller, daß Sand, daß Schlamm, daß Gerölle gar 
nicht. oder möglihft wenig in bie Flüſſe kommen. Das tft nur zu erreichen durch 
eine genügende Bewaldung aller Duellengebiete der Flüſſe, alfo aller Gebirge, 
dann entlebigen fi bie Wollen über dem Wald gleihmäßiger und regelmäßiger 
des Regens, fo daß derſelbe vom Boden aufgefangen und regelmäßig obne Gemalt 
aus den Quellen wieder abaegeben wird, ftatt daß er nur felten, dann aber im 
Uebermaß und mit Gewalt fallend, vie Aderfrume, Sand, Steine und je weiter 
nah unten um fo größere Gefteinsmaflen losreißt und im Bäden und FFlüffen 
fortführt. Die Waldeigenthümer ‚eines Duellengebietes würden von ben oft viele 
Meilen. entfernten Anwändern der Flüffe ausgelacht werben, wenn file von benfelben 
eine Bezahlung des Dienftes forderten, ben fie ibnen durch neue Waldanlagen 
oder fogar durch die bloße Konfervirung des beftehenden Waldes geleiftet hätten. 
Jeder würde behaupten, ih brauche Eure Dienfte nicht. Auch bier kann nur bie 
Geſammtheit, der Staat, entweder mit eigenem in ber richtigen Art betriebenen 
Baldbau helfen oder mit einem Gebot, daß die Waldeigenthümer — mo es nöthig ift, 
gegen eine aus ber Staatsfaffe zu zahlende Entſchädigung — ven Walbbau zmed« 
mäßig betreiben, Schon anders, wo der Zufammenhang von Urfahe nnd Wirkung - 
bei zerflörenden Naturfräften örtlih ein näherer und ein bem Verſtand des Be⸗— 
drohten zugänglicherer ift, z. B. bei Deichbanten gegen das Meer, wo natürlich 
nur äußerlich. fihtbare Schugwehren helfen. Hier wird ſchon oft eine freie Ber» 
einigung ber Bebrohten genügen. Noch mehr ift die Staatshülfe unnütz, ja fehäb- 
lich, wenn die Zerftörungen durch Naturereigniffe nicht phyſiſch, ſondern nur wirth⸗ 
ſchaftlich abgewendet werben ſollen, bei den Verſicherungen aller Art, bei 
ten Aſſeluranzen. Die Aſſekuranz kann und will von ben Privaten in genügender 
Beife beforgt werben, ein Grund für Staatsthätiakeit ift alſo nit vorhanden. 
Sclbft wenn der Staa aus andern Gründen eine Zmangsverficherung für. nöthig 
hält, :fo genügt es, die Verfiherung bei irgend einem Privatinftitut au verlangen. ' 
Ueberall, wo Brivaten eine Thätigfeit nicht vornehmen wollen oder nit vor 
nebmen können, bat der Staat dafür ein natürliches Monopol. Anders wenn die 
Privaten nit probuciren, meil fie nicht bürfen. Hier hat ver Staat ein künſtliches 
Monopol. Wenn gefagt wird, der Staat folle da probneiren, wo Privaten nicht 
dürfen, fo muß das natürlich verftanden werben: wo Privaten aus inneren 
Gründen niht dürfen, nicht wo fie aus rein äuferen Gründen nicht bürfen. 
Nur wo. ein innerer Grund vorlient, foll ver Private nicht probuchren bürfen, 
. B. wo der Private au leiht das Pertrauen bes Publikums täuſchen könnte, 
beim Münzweſen. beim Poſt- und Telegraphenwefen — biefe fol der Staat unter: 
Umfländen den Privaten verbieten, oder wenn die Probuftion eine unfittliche ift,' wie 
das Halten von Glückſpielen, von öffentliben Hänfern, nur muß dann der Staat 
diefe unfittlihen Produktionen auch ſich felbft verbieten. Der Staat Tann aller 
dings auch aus dem rein äÄukeren Grunde, daß er biefelben für fich referviren 
mil, ben Privaten gewifle Induftrien verbieten, denn die Macht dazu bat er, 
aber er follte es als unzweckmäßig nicht, weil Private aus 
fpäter zu erörternden Grünben, alle Güter, welche fie überhaupt probuciren 
wollen und können, billiaer beichaffen als der Staat. Leider bat, beſonders 
in früberen Zeiten, ber Staat nicht Immer aefraat, was für die nanze Vollks— 
wirthſchaft das Zweckmäßiaſte, ſondern was für feine Kaffe das Einbringlichſte 
war. Oft murbe bier als Grund naiv genug aeftanden, oft ein nicht eriftirenber 
immerer Grund: vorgefhoben.: Das ſicherſte Mittel dagegen, nit aus Äußeren 


76 Staats wirthſchaft. 


Gründen den Privaten gewiſſe Produktionen zu verbieten, iſt die Gewöhnung an 
den Grundſatz, daß der Staat ſeine Thätigkeiten niemals dazu benutzen ſoll, aus 
denſelben einen die Koſten überſteigenden Gewinn zu machen. Beiſpiele im Artikel 
Staatsmonopole. 

Wir haben ſo, weil dieſer Geſichtspunkt in den bisherigen Artikeln des 
Staatswörterbuchs weniger berückſichtigt worden iſt (die ſpäter folgenden lagen 
uns ohnehin nicht vor), an ein paar Beiſpielen die Gegenſtände ver Staats— 
produktion allgemein nah biefen drei gemeinfamen inneren wirt 
fhaftlihen Grünten zu darafterifiren verfucht, während ftreng genommen 
bie Grenzen der Staatsthätigfeit zu ziehen, nicht Aufgabe der Staatswirthſchafts- 
lehre fein ann. Was zwedmäßigerweife der Staatswirthſchaft zufällt, entſcheidet 
eines Theils, nämlih nad der politifchen Seite hin, die Politik und das Staats» 
recht, andern Theils, nad der wirtbfchaftlichen Seite hin, die ganze Bollswirth- 
Ihaftslehre, von der die Staatswirthichaftslehre nur ein Theil if. Die Staats- 
wirthfchaftsiehre hat nur innerhalb des ihr von jenen Wilfenfchaften zugemielenen 
Gebietes zu unterfuhen, welche Aufgaben dem gefammten Staat anheim- 
fallen, und welche ven Theilen, ven fleineren- Öefammtheiten, 
Gemeinde, Provinz u. f. w. Auch das fällt nach der politifchen Seite wieder bem 
Staatsrecht und der Politif anheim, vgl. darüber z.B. die Artifel Gemeinde und 
Land- und Stadt-Gemeinde. In diefem Bfonomifchen Artikel haben wir von 
biefer Frage wieder nur die in jenen allgemeinen Artifeln weniger beachtete öfo- 
nomifche Seite zu behandeln. Da die öfonomifche Seite der Gemeindewirthfchaft, 
Kreiswirtäichaft u. f. w. ihre Hauptbebeutung dem Berhalten gewiffer Ein- 
nahmen zu gemwiffen Ausgaben entlehnt, fo kann dieſe Frage auch erft bort 
ihre Stelle finden. Abgefehen von biefem einen Punkt, wo die Staatswirthſchafts- 
lehre fih darum fümmer, was bie einzelnen Theile des Staates produciren 
follen, fragt biefelbe nur darnach, wie producirt wird, ebenjo wie die Vollswirth— 
fchaftslehre in Bezug auf die Gegenftände der Probuftion auch nur die Berthei- 
lung innerhalb ihres Gebietes vornimmt, nnd im übrigen unterfuht, wie bie 
Güter erworben werben. Was die Menfhen erwerben müflen und dürfen, gehört 
andern Wiffenfhaften, der Anthropologie, der Ethik u. f. w. an. 

Someit die Staatöprobuftion ber Produktion in der Privatwirtbfchaft 
homogen ift, brauchen wir auf biefelbe nicht einzugehen, fondern können auf 
die Bollswirtbichaftslchre vermweifen, ſowohl auf vie allgemeinen noch zu er- 
wartenden Artikel Volkswirthſchaft und Volkswirthſchaftspflege, als auch auf bie 
fpecielleren, wie Gut, Arbeit, Krebit, Güterprobuftion, Güterumlauf, Güterver- 
theilung, Einfommen, Konfumtion, Lurus und dergleihen. Die Homogenität geht 
aber oft weiter, als Viele gemeint haben, die Unterfchiede, welche man zwifchen 
Staatswirtbihaft und Privatwirthſchaft hat finden wollen, eriftiren oft nicht. In diefem 
alle ift die Nichterifteng der Unterfchiede zu zeigen und ber Gleichheit beider zu 
ihrem Rechte zu verhelfen. In andern Fällen wird vie Gleichheit zwar nicht ges 
leugnet oder fie wird fogar zugegeben, aber die Konfequenzen, welche baraus zu 
ziehen find, werden nicht gezogen, fo befonders alle, weldhe aus dem Begriff des 
umlaufenden und ftehenden Kapitals folgen. Diefe Konfequenzen find zu ziehen. 
Enblih werben aber auch ebenfo die wirflich beſtehenden Unterſchiede entweder ge- 
leugnet ober nicht in ihre nothwenbigen Konfequenzen verfolgt. Das ift das 
Wichtigere. Indem wir Unterfchiede, welche mehr äußerlicher Natur find und feinen 
inneren Gegenfag zwifhen Vollswirthſchaft und Staatswirthſchaft bebingen, 
bei Seite laflen und fpäter nur, wo es nöthig ift, gelegentlich berühren, heben 
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wir fogleih die beventfamften hervor, denen wir auf Schritt und Tritt ber 
gegnen werben. 

1) Der Staat und feine politifchen Theile find feine vorübergehenden Er- 
ſcheinungen wie die einzelnen Inbividuen und bie freien Vereinigungen verfelben 
zu Gejellfhaften, fondern, wenn auch mit oft wechſelnden Formen, ewig dauernde, 

2) Die Staatöwirtbihaft im engeren Sinne ift innerhalb des einzelnen 
Staates die einzige in ihrer Art. Gewiſſe Thätigkeiten werben innerhalb bes 
Gtaates weder von andern Oefammtheiten nod von Privaten ausgeübt. Der Staat 
ift fomit für einige Arbeiten der einzige Urbeitgeber. Ebenſo braucht der Staat 
allein gewiffe Güter, er ift für dieſe der einzige Kunde. Nach beiden Seiten 
bat er ein Monopol. Die Wirthfchaften ver andern Oefammtheiten find inner- 
halb des Staates wenigftens niht einzig in ihrer Art und nehmen an Zahl 
mit der Aleinheit ver Gefammtheiten zu, Provinz, Kreis, Bezirk, Gemeinde, Das 
Monopol ſchwächt fi mehr und mehr mit der Zahl ver gleichartigen Geſammt⸗ 
wirthſchaften ab. 

3) Alle Geſammtwirthſchaften ſchaffen in erfter Reihe Güter, welche entweder 
gar nicht verfauft werben können oder im Verkauf doch nicht die Koflen erjegen. 
Das ift der weitaus folgenfchwerfte Unterfchiev zwifchen ver Staatswirthichaft 
und den Privatwirtbichaften, 

4) Die Staatswirtbichaft und andere Geſammtwirthſchaften produeiren nicht 
wiltührlih, atomiſtiſch, eine Anzahl beliebiger Güter, ihre Gefammtthätigkeit ift 
kin Konglomerat aller möglichen ifolirten Thätigfeiten, ſondern die natürlihe Er- 
gänzung aller Lüden, welche die Privatwirtbichaften aller Art nothwendigerweiſe 
laſſen müſſen, mit andern Worten fie erft fügen den Schlußftein in das ganze 
Gebäude der Volkswirthſchaft. 

5) An der Geſammtwirthſchaft ift die Betyeiligung, fei es mit Arbeit. oder 
Kapital, keine freiwillige, fondern eine gezwungene. 

Bon diefen fünf Punkten find der zweite und britte für die Ausgaben, ver 
erfle, dritte, vierte und fünfte für die Einnahmem befonders wichtig. 

Trotz dieſer Unterſchiede bleibt die größte Aehnlichkeit zwiſchen Staatswirth- 
haft und Privatwirthihaft, und durch diefe bebingt, der engite Zuſammenhang 
zwiſchen beiden. Die Staatswirtbfchaft ift nicht, wie man vielfach meint, eine den 
Privatwirthihaften frempe Wirthihaft, kein neben ihnen und Fein ihnen 
gegenüber Gtehendes oder foll es wenigflens nicht fein. Bei vielen Stauts- 
formen allerdings hat dieſer Gegenfag leider fehr oft einen wirfiichen Grund, in 
allen rein monarchiſchen, in ariftofratifchy-monarhifhen Staaten und in ariftofra- 
tiihen Republifen, nämlich fobald Monard und Ariſtokraten nicht im Sinne der 
Mehrheit 2) des Volkes handeln. Hingegen in wahrhaft fonftitutionelen Monardien 


Das Recht der Teilnahme an der Regierung äußert fi, wo nicht das Volk direft über 
83 abftimmt, vor Allem in dem Recht, die Bolfärepräientation zu wäbhlen, im aftiven 

recht. Diefed Recht darf weder ein nur nad der Kopfzabl bemeſſenes, noch nur ein nad 
dem Bermögen, reip. dem Einkommen — fein, denn ſonſt könnten im etſten Fall die 
unteren an Zahl ftärferen Schichten der Bevölkerung die oberen an Zahl ſchwachen majorifiten 
oder im zweiten all umgefebri die oberen an Einfommen ftarten die an Einkommen ſchwachen 
untern Schichten ausbeuten. Die Theilnahme des Dolls an der Regierung nad dem Ginfommen 
darf aber nicht — und das ift der Grund, warum ich diejen Punkt mwenigftens in einer Anmerkung 
berühren muß — mit der meiftens auch nah dem Ginfommen gefhäpten Steuerpflicht in unmittels 
baren Zufammenbang gebradt werten, wie manchmal geſchieht. Der diejem Berlangen zu Grunde 
liegende Gedanke, dag das Wahlrecht ald die foncentrirten flaatsbürgerlihen Rechte 
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und in demofratifhen Republifen wurzelt die Staatswirthfhaft in allen Privat- 
wirthſchaften, oder es ift, wenn vie Pflicht zu den Staatslaften beizutragen richtig 
vertheilt wird, pie Staatswirthbijhafteinder ÖOrößfe jeder Pri- 
vatwirtbjdhaftproportionaler Brudtheilderfelben.) 

1. Staatsausgaben. i 

Staatdausgaben jind ver gefammte Kräftenufwand, ben der Staat zur Ere 
reihung feiner Zwecke over, wirthſchaftlich ausgerrüdt, zur Erlangung der von 
ihm zu fhafjenden Güter macht. 


der Steuerpflicht als den foncentrirten faatsbürgerlihen Pflichten entfpredhen 
müfe, ift nur ein Sceingrund, denn, wie unten bei der Befteuerung gezeigt werden foll, ift das 
Korrelar für die Größe der Steuerpflicht die Größe des Anıheils, welchen ein Jeder nach feinem 
Eintommen oder wie wir ſehen werden, richtiger nach feiner Genußmenge an den Gütern bat, 
welche der Staat jchafft. 

Um die beiden Gefahren der einjeitigen Herrſchaft der Kopfmajorität und der einfeitigen 
Eintommensmajorität zu vermindern, mug auf ein fombinirtes Spftem gejonnen werden, bie 
Viajorität muB immer eine des Einkommens und der Zahl jein. Am leichteften ift das zu er 
reichen, wo das Volk über neue Gejege Durch direkte Vollsabſtimmung enticheidet, wie in einigen 
Kantonen der Schweiz; da wäre die Majorität Die größere Zahl der Köpfe, wenn fie zufammen 
mehr als die Hälfte des Volkeeinkommens haben, oder wenn die Steuer nah dem Einkommen 
bemeijen wird, wenn fie zufammen mebr als die Kälte der Steuer aufbringen. Es wäre das 
eine Wajoritätsberechnung ähnlich der jebr zweckmäßigen, welche innerhalb der Gemeinde für ge 
wiſſe Waßregeln, 5. B. Berfoppelung und Wüterarrondirung oder für Gemeinheitstbeilungen in 
einigen Zändern vorfommt. Wie das Einfommen und die Kopfzahl einander die Stange halten, 
zeigt am beften unjer weiter unten für andere Zwede noch ojt zu gebraucendes Schema: 

Es haben Bürger: Jeder ein Einkommen von: Zuſammen ein Einlommen von: 


1; 1000,000 10 Rihlr. 10,000,000 Rihlt. 
IL. 100,000 10 „ 10,000,000 
III. 10,000 1,000 „ 10,000,000 „ 
IV. 1,000 10,000 „ 10,000,000 „ 
V. 100 100,000 „ 10,000.000 „ 
VI. 10 1,000,000 „ 10,000,000 „ 
I-Vi. 1,111,110 60,000,000 Rthlr. 


‚Die Zahl der Köpfe beträgt 1,111,110, die Majorität ift alfo, wenn Stimmengleihheit als 
MWajorität gilt, 555,555, das gejammte Einkommen ift 60,000,000, die Majorität, unter derfelben 
Bedingung, 30,000,000 Rihlt. Beides muß immer zufammen erreicht werden, 3. B. von allen 
Eintommendtlafjen die Hälfte oder Die ganze erfte Einfommensklaffe im Bunde mit der Sten und 
bten oder irgeno zwei der anderen Klajjen. In der Wirklichkeit iſt jelbftverftändlich die Trennung 
der Einfommensflafien nicht jo ſcharf, fo dag nicht etwa das Proletariat (Klaſſe I mit einer 
Kopfzahl von 1,000,000) verbunden mit dem Geldadel (Klaffe V und VI mit einer Kopfzahl von 
110) die gejammten Mittelllaſſen majorifiren fünnen. Dur weichen Wahlmodus das Refultat 
einer ſolchen gemiſchten Mehrheit prattiſch auch bet einer bloßen Boltsrepräjentation, ſei fie direkt 
oder indirekt gewählt, zu erreichen ſein möchte, jo daß dann innerhalb der Volksorepräſention die 
einfache Kopfwajoruät das Bolt als Mujorität der Köpfe und des Einkommens repräfentirt, 
fann ich hier narürlıch ebenjo wenig ausfupren, als daß das Ginfommen als Maßſtab neben der 
Kopizahl zwar ein ſehr materieller, aber doch der einzig mögliche Mapftab if, da moralifche und 
inteleftuele Größe fi) nicht jo mefjen laffen, wie ein Wablgefeg verlangt. 

3) In dem Obtgen fol natürlich nicht gejagt jein, daß in einer konftitutionellen Monarchie 
oder in einer demofrariihen Republik immer auch das Nichtige in der Staatswirtbfchaft geicheben 
werde. Auch die Mehrheit kann fich täufchen ; wenn fie aber ſich täufcht, fo gefchieht ihr doch wenigſtens 
iht Wille, fie hat es jelbft zu verantworten, daß fie verkehrt handelte, gerade wie Jeder in feine 
eigenen Angelegenheiten fein Thun zu verantworten hat, wenn der Staat fidy nicht ald Wirth: 
ſchaftsvormund gerirt. Auch hier in Staateſachen, tft eine Bevormundung jo wenig angebracht, 
ale in Prwaiſachen. Selfgovernment in ftaatewiribiihaftlihen Dingen tft Nichts ohne Selfgovern 
ment in privasmırthichaftlihen, aber auch Privatſelfgovernment Nichts ohne Staatsfeligovernment. 
Wenn der Staat nur die natürlihe Ergänzung aller Privatwirthſchaften, ein ideeller Theil ders 
jelben fein fol, dann ıft Eeligovernment nur in einem Theil geradejo verkehrt, wie Selfgovernment 
im Ganzen mit Ausnahme jenes Theils. 
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Die Eintheilungen, in welche man bie Staatsansgaben bringen fann und aud 
gebracht bat, find einmal ganz äußerliche, praktiſch nothwendige, für die verſchie⸗ 
denen Aufgaben, melde dem Staat zufallen, meiftend nah den Dlinifterien und 
deſſen Unterabtheilungen, von denen die betreffenden Geſchäfte reffortiven, georbnet. 
Vergleihe 3. B. über die gewöhnlih üblihen, aber doch in jedem Staat wieder 
etwas anderen Eintheilungen den Artifel Staatsminifter. Aehnlich gruppiren fi 
auch die Ausgaben ver Heinen Oefammtheiten nad den verfchievenen Zweden. 
Vergleiche z. B. Artikel Gemeinde. Solche Eintheilungen find praktiſch nüglich und 
für den Staatsdienft nothwendig, wifjenihaftlid haben fie, fo lange nicht zwiſchen 
den Staaten und Gelehrten eine Einigung erreiht ift, welde eine genaue Ver— 
gleihung der Ausgaben in den verſchiedenen Geſchäftszweigen ermöglicht, fo viel 
oder jo wenig Werth wie ähnliche Eintheilungen, in welde man die Ausgaben 
der Privaten und aud die ganzen Probuftionszweige der Volkswirthſchaft bringt. 
Jeder Gelehrte und jeder Staatsmann macht eine andere Gintheilung und ver- 
wirft ebenfo fchnell die adoptirte, wenn er eine, die ihm beſſer dünkt, findet. Die 
wiſſenſchaftlichen Eintheilungen hingegen, in welde man alle Ausgaben für jedes 
beliebige Staatsgefhäft bringen fann, find, foweit man fie nicht gar für rein 
äußerlich und unmejentlid erklären muß, feine andern, als die auch bei den Aus- 
gaben in Privatwirthfchaften aller Art aufgeftellt werben fünnen, 3. B. Natural- 
ausgaben und Geldausgaben, Nealbevarf und Perfonalbevarf einer Wirthichaft, 
Ausgaben für ftehendes und umlaufendes Kapital, probultive und unprobuftive 
Ausgaben. Darüber find die oben genannten allgemein volkswirthſchaftlichen Artikel 
zu vergleichen. 

Ebenfo find die Güter felbft, welche vie Geſammtheiten fhaffen, nur in 
wenigen Beziehungen innerlih verjchievden von Gütern, welche aud Privaten 
mahen. Daß ver Staat bejonders immaterielle Güter ſchafft, die Privatwirth- 
[haften hingegen beſonders materielle, ift fein qualitativer, fonvdern ein nur 
quantitariver Unterjchied, denn der Staat ſchafft auch Materielles, wenngleid 
jwedmäßigerweife felten, die Privaten auch Immaterielles, und zwar in großen 
Mengen. Dennod haben viele Schriftfteller einen fehr großen Unterſchied zwiſchen 
der Staatswirthichaft und den zur Volkswirthſchaft vereinigten Privatwirthſchaften 
finden wollen, 

Diefer vermeintlihe Hauptunterfchied beruht auf ver unbhaltbaren unglüd- 
feligen und wirklich unbegreiflihen Ausftoßung ver f. g. „unprobuftiven“ 
d. h. der den Werth nicht an einem greifbaren Sachgute firirenden Gewerbe aus 
der Nationalöfonomie. Die ganze, freilih auh unhaltbare Unterfheidung 
der Gewerbe, welche in dem oben genannten Sinne unproduftiv fein fpllen von 
den produftiven, d. h. denen, welhe ven Werth an einem greifbaren Sachgute 
friren, ließe man ſich zur Noth gefallen, wenn nur beide Arten von Gewerben 
gleihberechtigt in der Nationalöfonomie behandelt würden. In der Finanzwiſſen⸗ 
haft, welche einen Theil der Nationalölonomie bildet, werben von vielen 
Shriftftellern die ſ. g. umproduftiven Staatsthätigkeiten den f. g. probuftiven 
wenigftens äußerlich ebenbürtig behandelt, und aus der Nationalöfonomie wirft man 
fie ganz hinaus! Auch bei ven Schrififtellern, welche dieſe Unterſcheidung nad) 
Produktivität längft über Bord geworfen haben, bleibt in der ganzen Behandlung 
der Staatswirthſchaft doch noch mande Spur des alten Irrthums zurüd. Selbft 
damit, daß man die f. g. unprobuftiven Erwerbözweige für oft eben fo nüp 
lid als die produftiven erklärt, ift Nichts gewonnen. Sobald bie 
Rationalötonomie das Schaffen von immateriellen Werthen (denn etwas Anders 
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als Werth jchafft ja der Menſch nicht) aus ihrer Wiffenfhaft nicht ausſchei— 
det, eriftirt in Bezug auf Privatwirthfchaften und Staatswirthſchaft nah dieſer 
Richtung wenigftens Fein wefentlider Unterfchied in den Gegenftänden ver Thä- 
tigkeit. Bis jegt ftoßen Viele willtürlid einen Theil der Werth ſchaffenden 
Thätigfeiten aus dem ©anzen, aus ver Bollswirthihaft, aus, während 
fie in einem Theil, in der Staatswirthichaft, diefelben belaflen, und dann erzählen 
fie, daß zwifhen der Staatswirthihaft und der Volkswirthſchaft in Bezug auf 
die Thätigleiten ein Unterſchied ftattfindet. Das ift, wie wenn ein Liebhaber von 
Singvögeln al feinen Bögeln, außer den Kanarienvögeln, vie Flügelfedern ausriffe 
und dann, während er bie andern wirklichen Unterſchiede überfieht, behaupten 
wollte, zwifchen ven Kanarienvögeln und den andern beftände ber natürliche Unter- 
ſchied, daß bie erftern Flügelfedern hätten und die andern nicht. Hingegen finden 
zwifhen ven Ausgaben in der Staatswirthſchaft und in ven Pridatwirthſchaften 
auh wirkliche Unterſchiede ftatt, welche fi auf die oben genannten allgemeinen 
Unterfehiede der Staatswirthſchaft und der Privatwirthſchaft zurüdführen laffen, 
In Bezug auf alle Gefammtwirthihaften ift es befonders vie Unveräußerlichkeit, 
welde ſowohl die Beurtheilung über vie Güte der Produftion erſchwert, als aud 
verhindert, die Beamten durch Antheil an dem Geſchäftsnutzen für die Produktion 
zu intereffiren. In Bezug fpeciel auf die Staatswirthſchaft im engern Sinne ift 
es der Umftand, daß in gewiſſen Brauden der Staat der alleinige Producent ift. 

1) Die Unverkäuflihteit der von den Oefammtheiten gefhaffenen Güter ift 
eine große Schwierigkeit für Beurtheilung der Frage, ob die in diefer Produftion 
erftrebten Zwede auch erreicht werden, mit andern Worten, ob die Produktion 
nüglih war, oder endlich, ob bie darauf verwenbete Arbeit probuftiv war, 
probuftiv im rihtigen Sinne des Wortes. Man kann nämlich aller 
dings produftive und unprobuftive Arbeiten unterfcheiven, ſowohl in Einzel« 
wirthſchaften als in Gefammtwirtbichaften, fowohl im einzelnen Alt ver Thätigkeit 
als in dem Gejammtrefultat; die Produktivität der Arbeit ift aber nicht an ge— 
wiſſe Arten von Produktionen gebunden, fondern ergibt fi bei 
jeder Produktion aus bem gewonnenen Nefultat. Eine Arbeit ift ſtets un- 
probuftiv, wenn das Gut, dad man erzeugen will, nicht zu Stande fommt, wenn 
ed mißräth, 3. B. materiell, wenn beim Porcelanbrennen die Waaren zerfpringen, 
immateriell, wenn dem Sänger der Ton im Halfe fteden bleibt. Die Arbeit ift 
dann techniſch unprodultiv. Auf den Staat angewendet, ift bie Arbeit unprobuftiv, 
wenn die Gensparmerie einen Verbrecher nit fangen fann, wenn das Heer eine 
Schlacht gegen den Feind verliert. Iſt diefe Unproduftivität andauernd, mißräth 
das Porcelanbrennen oder das Singen immer, entwiſchen die Spigbuben ftets 
oder werben alle Schlachten verloren, dann find im Oefammtrefultat alle diefe 
Arbeiten vom tehnifhen Standpunkt aus unprobuftiv und natürlih auch vom 
allgemein wirthſchaftlichen. Die ganzen Unftrengungen find vergeblih gewefen, 
vulgär ausgevrüdt, das Geld ift dafür fortgeworfen. Die ganze Anftrengung 
fann aber aud eine vergebliche gewefen fein, wenn die Güter zwar wirklich pro— 
ducirt, wenn die Arbeit zwar technifch mit gutem Erfolg gefrönt war, aber wenn 
bie erzeugten Werthe in einem folden Mißverhältniß zu den aufgemwen- 
beten Werthen ftehen, daß die erftern von ben legtern übertroffen werben. 
Die ganze Thätigkeit ift dann wirthſchaftlich unproduktiv, fie rentirt nicht, 
mögen technifch die Produkte noch jo volllommen fein; ja je volllommener diefelben 
in technifcher Beziehung find, um fo leichter fann im Verhältniß zum Entrefultat 
bei der Produktion zu viel an Werthen verbraudt fein, Zu intenfiver Aderbau, 


Staatswirthſchaſt. 81 


Waldbau in zu langem Umtrieb, äußerlich zu prächtig ausgeſtattete Soldaten, zu 
zahlreiches Friedensheer, zu theuer erkaufte Siege eines Eroberers, z. B. Napoleons, 
zu zahlreiche Beamte. Wenn hingegen die neu geſchaffenen Werthe größer find, 
als die zur Probuftion verwendeten, dann rentirt das ganze Geſchäft, dann ift 
es wirthſchaftlich produktiv. In diefem Falle ſchadet es auch nichts, wenn im 
einzelnen Produktionsakt die Arbeit tehnifh unprobuftiv war, fobald nur das 
Sefammtrefultat ein günftiges ift; z. B. ob ein oder der andere Topf zerbridt, 
ein oder der andere Ton ausbleibt, ein paar Verbrecher entwifhen, ein paar 
Schlachten verloren werben, Für dieBeurtheilung der Produktivi— 
tät in diefem Sinne, nah dem Endrefultat der Werthihaffung, it nun 
allerdings ein tiefeinfhneipdender Unterſchied zwiſchen 
den mit eſinander im Tauſchverkehrſſtehenden Privatwirth 
ihaften und der Staatswirtbfhaft. Bei allen in den Tauſchver— 
fehr kommenden materiellen und immateriellen Gütern kann man die Produktivität 
erfennen an dem Gelderlös aus dem Gefhäfte, nicht zwar an dem Preiſe des 
einzelnen Probuftes und der Menge der verkauften Produkte oder am Rohertrage, 
wohl aber an dem NReinertrag des ganzen Gefchäftes, einigermaßen fhon am 
Jahresertrag, noch beffer an dem Durchſchnittsertrage einer längeren Reihe von 
Jahren. Am beften ift es bei Aktienunternehmungen, deren Rechnungsabſchlüſſe 
veröffentlicht werden müffen, aus den gezahlten Dividenden, verglihen mit dem 
Refervefonds und dem Kurs der Altien, zu erfehen. Wo die Produfte nicht ver- 
fauft werben, da fällt das ganze Kriterium hinweg, Das iſt der Yallbei 
den Geſammtwirthſchaften; es ift alfo fehr ſchwer vireft zu beur- 
theilen, ſowohl ob überhaupt die Produktion gerade dieſer Güter zwedmäßig ift, als 
au ob die vem Gegenftand nad zwedmäßige Produktion zwedmäßig betrieben 
wird, mit andern Worten, ob die Aufgaben, welche tie Gefammtheit fi ftellt, 
gut gewählt find und gut erreicht werben. Auch daß der Staat faft nur imma 
terielle Güter fhafft, erfchwert niht an und für fih, aber in Berbindung 
mit dem Vorigen die Beurtheilung ungemein, denn fo fann nit einmal am 
einzelnen Produkt Äußerlih erkannt werden, ob wenigftens vom techniſchen 
Standpunkt aus die Arbeit probultiv war. Die größte Vorfiht in Auswahl der 
Staarsthätigkeiten und in Ausführung derfelben ijt höchſte Pflicht. Diefe ſcheinbare 
Heußerlichkeit, die Unverkäuflichkeit der Staatsprodufte führt meiner Meinung 
nah mehr ald mande tieffinnige Spekulation zu der mit Ausvehnung der Ge— 
jammtwirtbihaft immer nöthiger werdenden bireften Betheiligung des Volkes, 
oder, wo das wegen der Größe der Gefammtheit nicht wohl angeht, zu einer wahren 
Bolksvertretung, und zwar nicht nur in Angelegenheiten der großen Gefammtheit, des 
Staates, fondern ebenfo jehr in der Wirthſchaft der Unterabtheilungen, ver Pro— 
vinzen, Kreije, Bezirke, Gemeinden. So lange nicht bis in die unterften Heinften 
Kreife das Princip der Volfsbetheiligung durchgeführt ift, muß die Volfsvertretung 
in Staatsangelegenheiten in der Luft ſchweben und darf man fi nit wuntern, 
wenn die Kammermitgliever ungeſchickt auftreten und viel Lehrgeld zahlen müffen. 
Es muß ihnen die auch hier nothwendige Bildung und Schulung, welche fie nur 
vom kleinſten Kreis beginnend und zu größeren auffteigend fi aneignen können, 
abgehen, So lange ferner felbft die Wiffenfhaft lehrt, daß jede Staatsausgabe 
und die dafür nöthige Steuer ein unvermeidliches Uebel fei, wird das Volk aller- 
dings für Stenerbewilligungen ſchwer zugänglich fein, noch mehr aber, wenn biefes 
J. g. unvermeibliche Uebel, die Steuer, für vermeidlihe Ausgaben verlangt wird. 

2) Die Unveräußerlichkeit der meiften Staatsprobufte führt nod auf einen 
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zweiten wichtigen Unterſchied in der Staatswirthfhaft, nämlih in Bezug auf bie 
Bezahlung der dem Staat geleifteten Dienfte. 

Jede Gefammtheit als eine nicht phyſiſche, fondern nur moralifhe Perſon 
muß alle Arbeit dur gemiethete Arbeiter verrichten laffen. Das ift an fi Fein 
Unterfchied der Gefammtwirthihaften gegen gewiffe Privatwirthfchaften, nämlich 
gegen die Aftiengefellfchaften. Beide leiden unter dem Uebelftand, daß alle Arbeiter 
als Miethlinge gar nit oder nur zu einem feinen Brudtheil an der guten 
Wirthichaftsführung Intereffe haben, die aus den Aftionären gewählten Direktoren 
und Berwaltungsräthe nur bis zu dem Bruchtheil des Aftienfapitals, den jeder befigt, 
die aus den Steuerzahlern genommenen Staatsbeamten nur bis zu der von ihnen 
zu zahlenden Steuerfumme, auf welche Steuerfumme repartirt die Erjparniffe 
einer guten Gefchäftsbeforgung vor einer fchlehten ein wahres Minimum betragen 
würden. Daß auf den Geſammtheiten dieſer Uebelftand ungleih ftärfer 
laftet, liegt wieder darin, daß die Gefammtheiten unverfäuflide Güter 
Ihaffen. Wenn verfäuflihe Güter gefchaffen werden, fo fann das pekuniäre Intereſſe 
der gemietheten Arbeiter dadurch gemwedt werben, daß man das Gehalt der Ange- 
ftellten mit dem Ertrag des Gefchäftes fteigen und fallen läßt, und zwar gilt das 
von den oberften bis zu den unterften Stufen, in den oberen durch die dem feften 
Gehalt zugefügte Tantieme, in den unteren durch ganze ober theilweiſe Afforb- 
arbeiten. Die Staatsbeamten aller Art können weber durch Tantiemen noch durch 
Alforbarbeit an der möglichft guten Produftion intereffirt werben: durch Tantiemen 
nicht, denn meter Reinertrag noch Rohertrag der Staatsproduftion läßt ſich er- 
mitteln; durch Aftorvarbeit nicht, denn bei den meift immateriellen Protuftionen 
laflen ſich Arbeiten, welche fi für Akkordarbeit eignen, nur herausfinden, wo es fich 
um untergeorpnete Thätigfeiten handelt, 3. B Kopirarbeiten. Wo der Staat nad 
Analogie der Privatwirtbfchaften feine freiwillig von andern begehrten oder ben 
Staatsangehörigen aufgebrängten Produkte ausnahmsweife verfauft, da ift aud 
ausnahmsweiſe eine Gewinnbetheiligung ver bei biefer Produktion Angeftellten 
möglich, 3. ®. fann man, wie es früher befonvers gefhah, dem Gerichtsperſonal 
einen Theil der Sporteln, ver Polizei ein Theil ver Strafgelder und foweit die 
Armee Beute macht, den Soldaten einen Antheil an dieſer gewähren. Doch jeibft 
bei diefer Ausnahme ift e8 aus andern Gründen entweder zum Mindeſten zweifel- 
haft, ob die Betheiligung gebilligt werden kann, ober ift bie Verwerflichkeit 
langt anerfannt. Im einigen Produktionen allerdings ift viefe Betheiligung am 
Erfolg eine ganz zwedmäßige; 3. B. im Unterriht an den Hochſchulen durch die 
Vorlefungshonorare. Diefer legtgenennte Fall fteht fhon auf dem Uebergang 
zu den Produktionen, welche wie von Privaten betrieben, verfäuflide Güter 
ihaffen. Wo endlich der Staat in Konfurrenz mit Privaten oder mit künſtlichem 
Ausſchluß derfelben, alfe monopoliftifih, Gefchäfte betreibt, als Aderbau, Waldbau, 
Bergbau, Imduftrie zc., welche Privaten aud verrichten könnten, va fteht derfelbe 
in Benugung der Mittel, welde das Intereffe der Angeftellten heranziehen, auf 
gleiher Stufe mit den Privaten. Der Unterfchied fällt mit der Verkäuflichkeit fort. 
Doch das find im Vergleich mit dem Gros der Staatsthätigfeiten Ale: Aus— 
nahmen; für die meiften Thätigfeiten bleibt, abgejehen von dem Widhtigften, dem 
eigenen Pflihtgefühl, das freilich bei den von Geſellſchaften Angeftellten in der— 
jelben Stärfe wirken follte, nichts übrig, als die Ausficht, die größere Anftrengung 
durd Beförderung in beffere und angenehmere Etellungen belohnt zu jehen. 
Leider fann aud) diefer Aufmunterung feine fo große Ausdehnung gegeben werben, 
als wünſchenswerth fein möchte, denn bier zeigt fi) der neue Uebelftand, daß das 
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Avancement meiftens nad) dem Alter gehen muß, weil ſich die Tüchtigfeit, wegen 
welcher der Eine beſonders fchnell befördert wird, und die Untüchtigfeit, wegen welcher 
ein Anderer zurückgeſetzt bleibt, nicht fireng bemeflen läßt, und das politifche Ber- 
halten für Bevorzugung und Hintanfegung oft mehr den Ausſchlag giebt, als 
das amtliche. 

3) Auf die Stellung der vom Staat, nicht aud von anderen Gefammtheiten 
angeftellten Beamten äußert noch eine andere Eigenthümlichfeit der Staatswirth- 
Ihaft im engeren Sinn, welde wir oben sub 2 aufgeführt haben, ihren Ein» 
fluß, nämlid die, daß Innerhalb des einzelnen Staates gewiffe Arbeiten von feiner 
anderen Perfönlichkeit al8 eben der des Staates verlangt werben, oder ökonomiſch 
ausgebrüdt, daß der Staat der einzige Arbeitgeber if. 

Unter diefen Produktionen, welche aus inneren Gründen faft überall dem 
modernen Staat ausſchließlich eigen find, ftehen in erfter Linie Militär-, Juftiz-, 
Poft- und Telegraphen-, Münzweſen und alle f. g. höhern Staatsbeamtungen: je 
mehr aber der Staat ſich andere Thätigkeiten durch Monopol aneignet, um fo 
weiter wird rein äußerlich der Kreis. Nun find die für die meiften diefer Thätig- 
kiten nöthigen Kenntniffe langwierig und koftfpielig zu erlernen. Derjenige, welcher 
biefem Berufe fi widmet, muß alfo, da er feine einmal erworbenen Kenntniffe 
nur im Staatsdienſte ganz verwerthen kann, Sicherheit haben, daß, wenn gewiſſe 
Bedingungen vorhanden find, er auch auf eine tauernde Anftellung im Staate 
tehnen darf, d. 5. daß er unter beftimmten Bedingungen nit nur eine An- 
ſtellung erhält, fondern daß er aud von der einmal erhaltenen Anftellung nur 
unter beftimmten Bedingungen wieder entfernt werden darf, daß er aud allmählich 
in höhere und befjere Stellungen aufrüdt und daß er endlich, wenn er durch Alter 
eder andere Umftände bienftuntüchtig wird, feinen Gehalt ganz oder zu einem be- 
fimmten Theil ald Penſion behält. Welches dieſe „beftimmten Bepingungen”, 
„B. beftandene Prüfung, eine gerade valante Stelle, beftimmtes Dienftalter, 
fein follen, bat der Staat in feiner Gewalt zu beftimmen, allein er follte es, 
foweit thunlid, nicht auf Verordnungs⸗, fondern auf Gefegeswege thun, damit 
Bilfür ausgefchloffen bleibt. Daß ſolche fichere Anftellungen eben wegen ber 
Sicherheit und der meift damit verbundenen wirklichen oder vermeintlihen Ehre 
niedriger bezahlt werben, als fonft ähnlihe, aber unficherere und nicht gleich 
ehrenvolle Privatanftellungen, ift natürlich und nöthig, um nicht zu viel Mittel- 
mäßigkeit in die Staatöfarriere hineinzuloden, womit aber nicht gejagt fein joll, 
daß die Gehalte nicht getroft in den meiften Staaten höher fein bürften, als 
fie gegenwärtig find, Niederer Gehalt felbft mit LTebenslänglichteit lodt in unferer 
Zeit die Meiften nicht fo fehr als hoher Gehalt auf unbeftimmte Dauer. Im 
Privatvienfte wäre Lebenslänglichkeit der Anftellung, weil weder die Geſchäfte 
noh das Leben und die Zahlungsfähigkeit der Unternehmer eine ewige Dauer 
haben, von ſehr zweifelhaften Werth. 

Für Kenntniffe, welche nicht bloß im Staatsdienft verwerthet werben können, 
ift eine ſolche fefte Anftelung nicht gleichermaßen nöthig, alfo einmal nit in 
allen unteren Bejhäftigungen, welche nur allgemeine Schulbildung, nicht jpecielle 
Fachbildung verlangen, zweitens in allen Produktionen nicht, welde dem Staate 
mit anderen Geſammtwirthſchaften der Gemeinden, der Kreife u. |. w. gemein 
find, 3. B. Unterricht, Polizei, und drittens in all den Geſchäften nicht, welde 
ter Staat in Konkurrenz mit Privaten betreidst. Im erften Fall fann, ohne daß 
in Theil der Kenntniffe unbenugt bleibt, ein Uebergang in andere Geſchäfte 
Rattfinden, im zweiten Ball ift eine Konkurrenz folder, welche die gleichen Anftel- 
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lungen anbieten, vorhanden, fo daß 3. B. wer in der einen Gemeinde, wir wollen 
jagen aus politifhen Gründen, feine Anftellung verliert, in einer anderen Gemeinde 
gerade um biefer politifchen Anfiht willen gefucht fein fann. Wenn freilid vie 
Gemeindebeamten dur die Negierung beftätigt werben müffen, und dieſe nur ihr 
politifch Liebfame beftätigt, dann ift eine Konkurrenz der Gemeinden mit dem 
Staat und untereinander auch nit vorhanden. Am ficherften find immer die Be: 
amten, welche mit ihren tehnifhen Kenntniffen jederzeit aus dem Staatsdienſt in 
Privatdienfte Üübertreten können, d. h. alle, weldhe in den bürgerlihen Produktionen 
des Staates, in Aderbau, Waldbau, Bergbau u. f. mw. angejtellt find. 

Daß es ja au mehrere Staaten in Konkurrenz nebeneinander gibt, fann fein 
ernftlich gemeinter Grund fein, die Staatsbeamten ähnlich wie die Gemeindebeamten 
nicht lebenslänglich anzuftellen, denn der Uebergang von einem Staat zum andern 
ift — wenn auch etwa in Duodezftaaten phyfifh und geographiſch nicht ſchwerer, 
ald von Gemeinde zu ©emeinde, fo dod überall moraliih und wegen der für 
jedes Land nöthigen Specialtenntnifje allgemein wirthſchaftlich — ungleidy ſchwerer, 
als von einer Gemeinde zur andern oder von einem Staatsgefhäft zu einem gleichen 
Privatunternebmen. Nur wenn es vorzüglid auf allgemeine wiſſenſchaftliche Be— 
fähigung oder auf ein allgemeines Verwaltungstalent anfommt, kann bie Ueber: 
fiedlung aud in einen anderen Staat leicht ftattfinden, alfo im Lehrfach und in 
den höhern Beamtungen. Bei dem ganzen Gros derjenigen, melde mehr durch lang- 
jährige Routine in den einem beftimmten Staate eigenthümlichen Gefhäften, als 
durch wiſſenſchaftliches Studium herangebildet find, ift das nicht thunlich. 


IH. Ztaatdanleibhen. 

Die zweite wichtige Frage ver Staatswirtbfhaft mie jeder Privatwirtbichaft 
ift die: weldhe Ausgaben durdy Einnahmen der Zukunft, d. h. durd Anleihen ge- 
deft werden dürfen. In Beantwortung diefer Frage ift dann zugleich gegeben, 
welhe Ausgaben durh Einnahmen der Gegenwart gevedt werden müfjen. Bis 
vor Kurzem war die Fragftellung in ver Wiſſenſchaft mit Ausnahme von einigen 
im Merfantilfyftem Gefangenen Vergötterern der. Staatsanleihen eine ganz andere, 
nämlih, welde Ausgaben turh gegenwärtige Einnahmen fatiih nmicht 
beftritten werben können, welde aljo durch Anleihen, oder wie der gewöhnliche 
Ausorud ift, durh Schulden getedt werden müffen. 

Unfere Fragftellung ift vie nah der inneren Berehtigung Anleihen zu 
machen, aud da, wo bdiefelben nicht unvermeidlih nothwendig find. Die 
andere Fragftellung hingegen ift bie nady der unvermeidliden Nothwendig— 
feit der Staatsſchulden, auh wo fie feine innere Beredtigung haben. 
Die ältere Schule, welche ihren Hauptrepräfentanten in Nebenius hatte, faßt, trog 
mander nicht zu leugnender Vortheile, die Staatsfhulden als ein großes Uebel 
auf, als einen Wurm, weldher an dem Beftande der Staaten nagt, und der, trotz 
feiner Gefährlihfeit von den Staaten felbft immer wieder genährt, diefelben am 
Ende ruiniren wird, Erft in der neueften Zeit hat man angefangen tiefer in das 
intereffante Wefen der Staatsanleihen, an der Hand nicht befonderer ftaats- 
wirtbichaftlider, fonvern der allgemeinen volks wirthſchaftlichen Begriffe einzudrin- 
gen. So find die den Staatsanleihen günftigeren Theorieen von Diegel und Wag- 
ner entjtanden. Siehe darüber den dem Berfaffer diefer Arbeit leider noch nicht 
vorliegenden Artikel Staatsfhulden. 

Wir wollen nit genau denfelben Weg gehen, den Diegel und Wagner einge- 
Ihlagen, fondern verſuchen, ob wir dem Anleiheprincip oder wie Wagner fagt, der 
„Formel“ für Benugung des Staatsfrevitd und auf einem andern Wege, näm= 
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ih von der Geite nähern können, auf welcher die Benugung des Kredites durch 
ven Staat ber Benugung des Kredites durh Private gleicht, welde Gleich— 
heit der Privat- und Staatsanleihen auch Dietzel und Wagner 
als Beweis für die Berehtigung der Staatsanleihen noch nidt 
genügend gewürdigt haben. Wir fehen dabei nicht nur wie Diegel und 
Bagner auf die Endrefultate der Staatswirthichaft, d. h. auf die vom Staat 
gefhaffenen Immaterialfapitale und Genußgüter, fondern ganz vorzüglich auf bie 
umlaufenden und ftehenden Materialkapitale, welche zur Erzeugung jener im End— 
refultate geihaffenen Immaterialfapitale und Genußgüter verwendet werben. 
Wenn die Formel gefunden werben foll, welde Ausgaben ſowohl vie Pri- 
vat- ala die Geſammtwirthſchaften durch Anleihen zu deden beredhtigt find, fo 
mäflen wir von Anfang die Ausgaben, welhe durch Kriege, dem ähnliche große 
innere Aufftände, und überhaupt große unvermeibliche nicht verfiherbare Naturer- 
eigniffe, wie Hungerfeuchen, verurfadht werben, unbedingt von allen andern trennen. 
Für die Dedung dieſer Koften kann der Unterfchied von umlaufendem und ftehen- 
dem Kapital nicht entjcheivend fein.d) Wird aber durch diefe Trennung nicht der 
ganzen Unterfuhung die Spitze abgebrohen? Ich glaube nein, ſondern es wird 
fogar einzig hierdurch ermöglicht, ein Princip wenigftens für alle andern Fälle 
zu finden. Beſſer ein Princip wenigftens für einen Theil der Staatswirthſchaft 
finden, als von vornherein auf ein Princip verzichten müffen, da nad meiner 
Meinung noch wenigftens ein Princip zu finden unmöglid ift, will man bie 
Kriegstoften mit hineinziehen. Zu ziemlich vemfelben Refultat gelangt auch Wagner, 
weiber gegenüber ven „außerorbentlihen Ausgaben" aller Art, wie fie Theorie 
und Praris zeigen, diefe die Ausgaben nennt, welche wirklich außer aller Ordnung 
vorfommen. Bei Kriegen fann, mit feltenen Ausnahmen kurzer, ganz lotalifirter 
Felbzüge die Frage gar nicht aufgeworfen werben, ob der Staat biefelben mit 
Anleihen deden darf. Die Koften fünnen oft nur zum Heinen Theil durch Steuern 
aufgebracht werben, fie müffen, wenn der Krieg nicht in ein Plünderungsfyftem 
zurüdfallen fol, mit Anleihen gededt werben dürfen. Wagner nennt die Kriege 
und große innere Aufftände geradezu unvermeibliche Naturereigniffe, was jebod) 
niht fo verſtanden werten darf, als ob jeder Krieg unvermeiblid wäre, fondern 
nur, daß nicht alle Kriege vermieden werben können, Wenn Private nicht getadelt 
werben dürfen, daß fie in Kriegszeiten oder Hungersnoth ihr Vermögen verzehren 
oder Schulden maden, daß überhaupt ihre Wirthſchaft rüdmwärts ftatt vorwärts 
geht, dann muß aud den Privaten, fo weit fie zufammen, ihrer Privatwirthihaft 
proportional, die Form der Staatswirthſchaft annehmen, erlaubt fein, Anleihen zu 
mahen. Gegen dergleihen Naturereigniffe, vorzüglich alfo gegen die Kriege ſich 
wenn nicht phyſiſch, fo doch wirthſchaftlich durch Affefuranz zu ſchützen, ift auch 


2) Zwar bat Diepel verfucht, auch die Kriegsfoften unter fein Princip zu beugen und die 
Reiultate der Ariege, al& ta find Vergrößerung des Landes, Erreihung von Bandelevor- 
teilen. Abwendung von ſchon vollgogenen oder drobenden Angriffen ale Jmmoaterialfapitale 
einet Volkes darzufteßen, allein dieſe Auffaffung tft doch, felbft wenn ſolche Relultate gewonnen 
werden, zu fübn. Sodann ift ein Krieg, der auf beide Seiten Koften verurfacht, nicht wie ein 
Tauſchgeſchäft anzuſehen, bei welchem der Vortheil beiderfeitig ift. Die vom unterliegenden 
Theil gewonnenen Immaterialkapitale möchten ſchwer nachzuweiſen Fin oder man müßte Die Kriege: 
übung, die Aufrüttlung aus erjchlaffendem Frieden als DVortbeile auffafen, im melden all die 
verzebrten Wertbe immatreriell reproducirt find. Diefe Auffofjung darf wohl den vom Vers 
jaſſer felbft fpäter jehr vorfichtig zugeftandenen „dem Mißverſtändniß ausgefegten Ausdrucksweiſen“ 
sugezäblt werden. 
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ein ungerechtes Verlangen. Bei denjenigen Uebeln, gegen welche fi durch Verſi— 
cherung zu ſchützen aud von Privaten nicht verlangt werden Tann, darf man bie 
Aſſekuranz auch niht vom Staat verlangen. Dazu gebören aber unftreitig bie 
nicht immer vermeiblihen Kriege. Fin Yand kann fih nit dadurch von Kriegs— 
ſchulden frei halten, daß es feige jevem Kriege aus dem Wege aeht, fonbern nur 
dadurch, daß es Diejenigen vermeidet, bei denen feine wahre Ehre zu holen iſt. 
Daf aber ein Krieg, der aus guten Gründen zur eigenen Vertheibigung oder zur 
Vertheidigung Anderer gegen ungerechte Anfprüce, gefitbrt werben muß, nicht an 
Geltrüdfihten unterbleibt, wird in erfter Linie dadurch erreicht, daß bie Laſt nicht 
aanz auf die Lebenden fällt. Zu großer Leichtſinn im Kriegbeginnen ober Krieg— 
fortfegen wird, felbft wo nur ein feiner Theil der Ariegtausgaben durch Steuern 
aufgebracht wird, nicht dadurch hervorgerufen; überwiegt doch der durch den Krieg 
fonft geftiftete Schaben fo fehr bie virefte Steuerlaft, daß bie friegführende Gene- 
ration unvergleichlich mehr leidet als die fpäteren Generationen, welche einen Theil 
der Roften verzinfen müſſen. In Staaten, in denen das Bolt wirklich mitzureben 
bat, wird die Neigung zum Arieg an fih nicht fo groß fein, als wo bie unmit- 
telbar, ſei es mit Geld over mit Ruhm, am Krieg Intereffirten allein berrfchen. 
Fbenfomwenig ift aber auch zu fürchten, daß nur aus Furcht vor materteller Schä- 
digung eim nicht gänzlich verrottete® Volk einen Krieg unterläßt, melden Pflicht 
und Ehre verlangt. Selbft in unferer materiellen Zeit hat gerade das am voll- 
ftändigften fouveräne Volf, dem am meiften die Materialität vorgeworfen wird, 
das der norbamerifanifhen Union, einen der blutigſten, theuerften Kriege nicht 
nur mit enormen Anleiben fondern auch mit enormen Steuerlaften und unveraleicdh- 
(ih größern invireften Schäden für einen hoben Zweck geführt. Welchen Segen 
wird nicht unfere materielle Zeit gerade durch ihre zwei Hauptftrebeziele, Ver— 
mehrung des Reichthums und Antheil an ver Staateregierung über die fommenden 
Geſchlechter verbreiten, wenn fie auch nichts Anderes erreichte, als daR bie Kriege 
nicht mehr wegen perjönlicher Neigungen einzelner Individuen ober Gefellfhafts- 
Hafen geführt werben. Iſt der Abſchen gegen ven Krieg, fei e8 auch nur aus 
materiellen Rüdfihten, beim Boll, das darunter zu leiden bat, feftgemurzelt, und 
bat das Volk über diefe Shwerfte aller Pandpfagen zu entſcheiden, dann wird die— 
fer Abſcheu auch in hoffentlich nicht zu fernen Zeiten höherer Tendenz nicht fo 
ſchnell wieder ausgeriffen werben. Gin gewaltiger allgemein menschlicher Vorzug 
der Rriegführung mittelft Anleihen wird aewöhnlih ganz überfehen: daß bie Kriege 
in der neueften Zeit, wo große Mittel den Kriegführenden zu Gebote ftehen, das 
Land, in welchem der Krieg geführt wird, durch Raub, Plünderung und derglei— 
hen ungleich weniger ausfaugen als früher, mo der Sold tbeilweife in Erlaubniß 
zur Plünderung ausgezahlt wurde. Wie fang bat Deutichland gebraucht, um die 
Wunden zu heilen, welde der Volkswirthſchaft durch den dreißigjährigen Krieg 
aefhlagen waren, und wie Schnell find die Spuren ter napoleonifhen Kriege in 
Deutfchland ſowohl als in Frankreich getilgt. Haben nicht, um auf ein Anderes 
aufmerffam zu machen, in bem jüngften norbamerifanifhen Bürgerkriege gerade 
die Sonderbündler, denen das Geld mangelte, fi die gräulihe Vernadläffigung 
der Kriegegefangenen zu Schulden fommen laſſen, während ver Norven bei den 
aus Anleihen reihlic fließenden Mitteln vergleichen vermeiden konnte! Bei dem 
Verlangen, die Kriege aus den Mitteln ber Gegenwart zu führen, müßte man 
ſehr fürdten, daß die Kriege nicht ſowohl vermieden, als daß die alten Gräuel 
wieder wachgerufen würden, Gerade dieſe berechtigte Friedensliebe wird dafür for- 
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gen, daß nicht in die Zufunft hinein die Kriegsfoften und damit die Staatsſchul— 
den zu enorm wachſen. 

Wenn hiernach, wie es denn auch ziemlih anerkannt ift, zugegeben werben 
muß, daß die Kriegsfoften nicht ganz durch Steuern gebedt werben fünnen, fo 
möchte man vielleicht als Gegengewicht verlangen, daß von allen andern Ausga- 
ben, wo die zwingende Nothbwendigfeit nicht vorhanden ift, gar nichts durch 
Schulden gedeckt werben dürfte. Das wäre jedoch verkehrt. Dinge, welde gar 
nichts mit einander gemein haben, dürfen fo nicht gegen einander aufgewogen 
werden. Der Grund gegen Dedung der Kriegskoften durch Steuern war bie fal- 
tiihe Unmöglichkeit oder Unrathfamfeit, für die andern Ausgaben aber läßt ſich 
nah meiner Meinung ein durdhgreifendes Princip finden. Die Güter, melde bie 
Gegenwart der Zufunft wirklich als Gegenwerth gegen die Kriegdanleihe hinter: 
läßt, werben wir weiter unten finden. 

Das Princip oder ‚die Formel für die Koftenvedung ift: 

Der Staat als die Vereinigung Aller zu gewiffen Sweden darf in feiner 
Birthihaft alles das durch Anleihen aufbringen, was in den Privatwirthichaften, 
chne daß die Wirthihaft rückwärts geht, ebenfo aufgebracht werden darf. Bei 
Privaten dürfen alle Auslagen, joweit fie für Beihaffung von flehendem Kapital 
oder ftehenden Genußgütern gemacht werden, durch Anleihen gebedt werben, alle 
Auslagen für umlaufendes Kapital und umlaufende Genußgüter hingegen müffen 
aus dem Einkommen der Gegenwart ober aus dem in der Vergangenheit ange: 
fammelten Bermögen beftritten werden. Ebenfo beim Staat. 

Der Begriff des Kapitales im Gegenfag zum Genußgut hängt nicht immer 
an beftimmten Gegenftänven over auch Verhältniffen, fondern an der Berwendungs- 
art. Jedes Produft menfchliher Arbeit, jo weit es zur Bedürfnißbefriedi— 
gung vient, ift ein Genußgut, fo weit e8 zur fernern Produftion dient, 
ein Kapital. Genußgüter und KRapitale find fo weit ſtehend, fo weit fie 
im einzelnen Konfumtionsaft und Probuftionsaft nur gebraucht oder benugt 
werben ober fo weit fie darin ihren Werth nit verlieren. Oenufigüter 
und Kapitale find umlaufend, fo weit fie in Genuß und Probuftiondalt ver- 
braudt, vernußt ober abgenugt werben, oder fo weit fie barin ihren 
Werth verlieren. 

Leichter noch läßt fi der Unterfchied wenigftens von ftehenvdem und umlau- 
fentem Kapital ausprüden, wenn man darauf fieht, was von dem benußten Kapi- 
tale im Preis eines Jabresproduftes erftattet werden muß, damit die Wirthichaft 
rentabel fei. Das Kapital ift nämlich ſoweit ftehend, als es im Preife des Jah: 
resproduftes nur feiner Nugung, dem Zinfe, nach erfegt zu werben braudt, um— 
laufend, ſoweit es dem ganzen Werthe und der Nutzung des Werthes nach zu 
erftatten ifl. Die leider noh immer nicht genug berüdfihtigte Hormann'ſche 


Formel der Produftionstoften: das umlaufende Kapital U plus dem Zins m 


des umlaufenden Kapitals U und des ftehenven Kapitald S, alſo U+(U+ 5) 


2 Unter das umlaufende Kapital gehört demnach außer ven Gegenftänven, 





welche ganz umlaufendes Kapital find, nicht nur die allmählige äußere Abnugung 
oder Werthverminderung der Gegenſtände und Berhältniffe, fondern auch jede wäh» 
end der Dauer ihrer Benugung eintretende innere Werthverringerung, alfo Alles 
Das aufgewendet werben muß, um ben vollen urfprünglihen Werth den Gegen- 
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ſtänden oder den Verhältniſſen auf alle Zeiten zu bewahren, oder mit andern 
Worten fie zu ewigen zu machen. Dasſelbe kann man, indem ſtatt Inſtandhaltung 
für fernere Produktion, die für fernere Konſumtion gefegt wird, auf bie 
Genußgüter anwenden. 

Für das ftehende, alfo immer im gieihen Werth erhaltene Kapital und Ge— 
nußgut darf der Privatmann ein Anlehen machen, ohne daß feiner Wirthfchaft 
der Vorwurf des Leichtfinns gemacht werden fann, und ohne daß der Gläubi- 
ger irgend welches Riſiko läuft, aud wenn das Darlehen nicht zurüdgezahlt wird, 
Sondern die Verzinfung den Charakter einer ewigen Rente annimmt. Am beften ift 
der Fall denkbar bei Grundſtücken, welche im gewöhnlichen Gang der wirthfchaft- 
lichen Entwidlung an Werth zu fteigen pflegen. Auf das Grundeigenthum hypo⸗ 
tbecirte Darlehen gehören darum zu den längften zwifchen Privaten vorfommenden 
Schuldverhältniſſen. Es ift, abgefehen von vorübergehenden Werthſchwankungen, die 
größte Sicherheit für ven Gläubiger vorhanden. Die einige Furcht Könnte fein, 
daß die kontraktliche Entftehungsart einer folden Mente in Vergeſſenheit 
geräth, viefelbe als eine ungeredhtfertigte Belaftung des Eigenthums betrachtet und 
in revolutionären Zeiten ganz over theilmweife ohne Entſchädigung kaffirt wird. 

Ein folhes Schuldverhältniß zwiſchen Privaten wird aufter in dem oben 
genannten Fall nicht leicht Statt haben, denn die Sicherheit ift nicht vorhanden, 
daft das ftehende Kapital ftets im gleihen Werth erhalten oder der Schulpner 
wenigftens im Uebrigen folvent bleibt. Sa bei den meiften ftehenven Kapitalien 
welche in der Imduftrie, im Handel u. f. w. fteden, fpricht, felbft wenn äußerlich 
das Kapital im alten Stand erhalten werden follte, die Vermuthung dafür, daß 
dasſelbe an innerem Werthe immer mehr verliert. E8 werden nämlich immer mehr 
Srfindungen gemacht werten, melde bie Erftellung eines beffern Kapitals mit glei- 
hen, oder eines gleihen Kapitals mit geringern Koften möglih machen. Dadurch 
verliert dann das alte Kapital, weldes mit dem neuen nicht fonfurriren Tann, 
innerlich an Werth. Wenden wir dieſe Sätze auf vie Staatswirthſchaft an, wo— 
durch fie auch gerade für die Privatwirtbihaft deutlicher werden, 3. B. auf das 
Mititärwefen im Frieden. Im Landesmilitärwefen find ſtehende Kapitale bie ge⸗ 
ſammten Befeſtigungen des Landes, die Wohnungen der Soldaten, das geſammte 
Material an Waffen, Magen, Bekleidung, Pferden u. dergl., foweit fie in einer 
Wirtbihaftsperiode nicht abgenugt werden, fontern diefelbe überdauern, mit andern 
Worten, fie find ftebend zu dem Werthe, mit dem fie in eine Gebrauchsperiode 
eintreten. Umlautendes Kapital find ; B. Munition, Nahrung aller Art für Men— 
ſchen und Thiere, endlich die gefammte Abnutzung der Kapitale, melde zum nicht 
abgenugten Theile ftehend find, mit andern Worten, bie Kapitale find umlaufend 
zu dem Werthe, der in einer Produftionsperiode verloren wird. z 

Die Bertheilung der Koften zwifhen Steuern und Anleihen wird am bent- 
lichften bei Betrachtung eines Staates, der eine Landesvertheitigung in einem 
beſtimmten Zeitpunft fih ganz neu fhaffen muß; das wäre z. B. der Fall, wenn 
Schleswig-Holftein ein vollftändig freier Staat würde. Für das Seeweſen würde 
tie Schaffung einer prenßifchen Flotte ala Beilpiel paflen. Welche Koften dürften 
dann mit Anleihen Beftritten werden? Das gefammte zuerft angefchaffte Kapital, 
ſoweit es ſtehend ift, weiter Nichts; alles Kapital, fomeit e8 umlaufend ift, muß 
durch jährliche Steuern aufgebracht werden. Der darunter fallende Aufwand für 
Grhaltung des langſam fih abnugenden Kapital wäre Anfangs ſehr gering, 
würde aber mit machfender Abnutzung von Jahr zu Jahr aröfer. An Steuern 
muß alfo eigentlich ſoviel jährlih erhoben werben, daß dieſelben Zins auf Zins 
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bis zum Zeitpunkt ver gänzlihen Bernugung und daraus folgender Neubefchaffung 
bes Kapitals die volle Höhe ver frühern Anfhaffungsfoften erreihen, ober daß 
damit bis zur nothwendigen Neubefhaffung das Anlehen allmälig zurüdgezahlt 
wird. Diefer Zeitpunft läßt fih im Voraus nicht berechnen; felbft wenn er fid 
aber berechnen ließe und darnach die Steuer erhoben werben fünnte, fo wäre es 
doch nicht zwedmäßig, es führt entweder zur Anfammflung eines Staatsſchatzes 
oder zu unzweckmäßigen Anleihemethoden. Beffer entnimmt man an Steuern jedes 
Jahr nur was für bie Reparaturen nöthig ift, wenn aber das Kapital ganz 
abgenutzt ift und erneuert werben muß, dann ift dieſe Neubefhaffung nicht ale 
bie Anfchaffung eines neuen ſtehenden Kapitales zu betrachten, fonbern 
nur als Erſetzung des alten, als Wertberbaltung, d. b. als Beihaffung 
von umlaufendem Kapital anzufehen, und durch Steuern zu deden. So fann man 
and in jedem Staat, befien Heerweſen feinen nachmeisbaren Anfangspunft hat, 
finden, was durch Anleihe aufgebracht werben darf. Wenn wir in ber obigen 
Art den Beariff des ſtehenden Kapitals faflen, Tann wird es in Wahrheit nicht 
nur eine Grundlage langbauernder, fondern eine Grundlage ewig dauernder Nutzung. 
Ras fann alfo natürlicher fein, als daß diefe Grundlage ewiger Nutzung gebedt 
wird durch eine Grundlage einer ebenfo großen ewigen Steuer, d. h. durch Ber- 
fauf einer ewigen Rente, durch ein nicht rüdzahlbares immerwährend zu verzin- 
Vendes Anlehen. Diefer Erſetzung des abgenutten Kapitals durd ein neues fcheint 
die Verwerflichkeit einer in verfchievenen Jahren verfhieden hoben Steuer 
entgegenzuftehen. Der Vorwurf wäre gereht, wenn bei dem gefammten Militär- 
kapital, noch richtiger wenn Überhaupt bei allen Kapitalen in der Staatswirthſchaft 
der Abnutzungs- und Erneuerungsmoment auf ein Jahr, ober auf einige Jahre 
zuſammenfiele. 

Das iſt aber nicht einmal in unſerm fingirten Beiſpiele der gleichzeitigen 
erſten Anſchaffung des gefammten Kriegsmaterials der Fall, die Kleidung wird 
eher verbraucht ſein als die Waffen, die Pferde ſchneller als die Geſchütze, und 
von ten Geſchützen die Lafetten wieder ſchneller als die Rohre, von den Befeſti— 
gungen das Holzwerk fchneller als Stein und Erdwälle. Ebenfo wird von jeder ber 
genannten Hanptarten wieder ein Theil fchneller als der andere abgenutzt. Go 
wird fich felbft bei unferer Annahme die Neubefchaffung nicht auf einen Zeitpunkt 
fencentriren, fondern ſich über einen längern Zeitraum erftreden. Noch mehr, wenn 
alles Material ungefähr gleiher Haltbarkeit, 3. B. Bekleidung, nicht auf einmal, 
ſondern allmählig angefhafft wurbe, d. b. wenn ein Staat nicht auf einmal ge- 
Ihaffen wird, ſondern allmählig entftebt. Selbft wenn troß alledem innerhalb bie- 
fet einen Zweiges der Staatswirtbihaft die verſchiedenartigſten Erneuerungen 
nicht gleihmäßig über einen größern Zeitraum ſich vertheilten, fo wäre doch bie 
Ueberbürbung des einzelnen Jahres nicht fo groß; denn, wie innerhalb dieſes bis- 
ber allein betrachteten Verwaltungszweiges Kapitalernenerungen vorfommen, fo fin- 
ven fie fih aud in allen andern, in ver Marine, im Juſtizweſen, im Unterricht. 
Mag auch in jedem diefer Zweige bie Bertheilung ungleich fein, fo gleichen ſich 
bie verſchiedenen Zweige für die Anfprühe an die gemeinfame Staatsfaffe aus, 
wenigftens in allen nicht zu Meinen Staaten. Diefe auferorbentlichen Ausgaben 
find denn aud in den Budgets der meiften Staaten wenig Schwankungen unters 
worfen, ober es läht fich wenigftens mit einiger Mühe die Ausgleihung immer mehr 
durchführen. Doch meiter! 

Muf bei wachlender Bevölferung eine entiprehende Vermehrung des Kapi— 
tales und der Genußgüter der ſchon eriftirenden Art eintreten, vermehren fi alfo 
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bie Staatsausgaben rein äußerlich quantitativ im Verhältniß der ſteigenden Be— 
völkerung, ſo greifen bei Beſchaffung dieſes Plus genau dieſelben Regeln wie oben 
Platz: Für Anſchaffung neuer ſtehender Kapitale und Genußgüter dürfen An— 
leihen fontrahirt werben, das umlaufende muß durch Steuern gedeckt werden, alfo 
aud die fpäter eintretende Erneuerung tiefes Plus an ftehendem Kapital. Ebenſo 
ift e8 zu halten, wenn ein Bolf den Kreis der Broduftionen, welde die Gefammt> 
beit beforgt, ausdehnt, alfo auch eine quantitative Vermehrung der Ausgabe. 
Anders zu beurtheilen ift der Fall, daß der Staat zwar nur diefelben Protuftions- 
arten wie früher vornimmt, aber entweder verfeinerte Güter probuciren oder bei 
fortihreitenden Grfindungen dieſelben Produfte mit beffern Mitteln fchaffen will, 
alfo eine qualitative Steigerung der Ausgaben. Auch bier ift die Sache nit ſchwer, 
menn in dem Staat, welcher mit ven verbefferten Mitteln feine Wirthfchaft betrei- 
ben will, vie Verbefferungen gerade in dem Zeitpunft erfunden werden, da bie 
alten meniger tauglicen Kapitale und Güter ganz verbraudt find. Dann muß, 
fo viel die Wiederherftellung der alten Kapitale und Güter foften würde, für bie 
neuen Kapitale und Güter durch Steuern gebedt werben; hingegen darf das Plus 
an Koften wieder als ein neues ftehenves Kapital auf das Anleihekonto gefegt 
werben. Vermwidelter wirb die Frage, wenn bie alten Kapitale und Güter zu ber 
Zeit, da fie durch neue erfeßt werben follen, der Erneuerung an ſich, äußer— 
lich, noch nicht bebürfen. Werben die alten über Bord geworfen, fo wird ein 
Werthverluft realifirt, wartet man aber mit Ginführung ber Verbefferungen bis 
die alten Kapitale ausgenugt find, fo fann der Staat in diefem ganzen Zeitraum 
bie Bortheile ver Verbefferungen nicht genießen. Es ift diefer Punkt für die Lan— 
besvertheidigung zu Waſſer und zu Land intereflant gerade in ber Gegenwart, 
wo in den Schußwaffen groß und Hein, in ven Befeftigungen und namentlih im 
Schiffsbau Erfindungen auf Erfindungen fi drängen, und feine Nation, ohne ſich 
der Äußerften Gefahr auszufegen, in Benugung biefer Erfindungen hinter den 
andern zurüdbleiben darf.s) Wie fol e8 mit ven Yaften gehalten werben, wenn 
das alte äußerlich noch gute Kapital durch neues erfegt wird? Die Gegenwart 
muß zu den neuen Paften fo viel an Steuern beitragen, als die Summe, welche 
in einem beftimmten Zeitraum für bie Grneuerung des dann auch äußerlih abge- 
nusten Kapitals nöthig wird, jeßt fhon werth ift. Die fpäter fällige Erneuerungs- 
fumme wird gewiſſermaßen in einem frühern Zeitpunft bisfontirt. 3. B. ber 
mit einer Summe von 1,000,000 Thlr. angefhaffte Artillerieparf eines Staates 
bielte 20 Jahre und müßte dann durch einen neuen, deſſen Koften mit Steuern 
aufzubringen find, erfegt werden. Zehn Jahre vor diefem Zeitpunfte wird es nöthig, 
bie gefammten bisher ungezogenen Gefhüte durch verbefferte, durch gezogene zu 
erfeßen, welche 1,100,000 koften. Wie viel von diefer Summe iſt unbedingt durch 
Steuern zu deden? Antwort: Auf einmal 676,000 Thlr., denn ſoviel ift die 
eigentlih erft 10 Jahre fpäter fällige Summe von 1,000,000 jett werth bei 
4 9%), Zinfeszins, oder mit andern Worten, eine Summe von 676,000 Thlr. ift 
in 10 Jahren 1,000,000 werth. Ferner find durch Steuern aufzubringen 10 Jahre 
lang 12,960 Thlr., um die an der Millon fehlende Summe von 324,000 Thlr., 
melde mittelft einer in 10 Jahren zu tilgenden Anleihe aufgebradht werben darf, 


5) Einen abfoluten Nutzen bat natürlich fein Sand von foldhen Erfindungen in den Kriege: 
mwerfzeugen, denn ohne diefelben würden in jeden ande bedeutende Summen erfyart. Es ift das 
eine der ſchlimmen Seiten unferes erfindungereichen Zeitafters, welche für alle die Vorzüge wohl 
mit in den Kauf genommen werben Tann. 
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zu verzinfen. Mittelft Anleihe darf aufgebracht werben bie genannte Summe von 
324,000 Thlr., die in 10 Jahren zurüdgezahlt werben muß, und bie 100,000 
Thlr., welhe die nenen Geſchütze mehr often als die Erfegung der alten 
foften würde; diefe 100,000 brauchen als eine Beichaffung von neuem ftehendem 
Rayital, als ein Plus nicht zurücdgezahlt zu werben. Was enblid von dem alten 
äußerlih no guten Kapital in Natura oder dem Werthe nad in das neue ver- 
wendet werben kann, etwa ein Theil ver Lafetten, das Erz der Rohre, das geht 
an ber Stenerfumme ab. Tritt die wegen innerer Werthabnahme nöthige Ernene- 
rung vor dem Termin der äußern Abnusung von Neuem ein, fo wiederholt fi 
natürlich auch die Laftenvertheilung nad den angegebenen Grundfägen.) Ein 
recht eflatantes Beifpiel der innern ——————— an äußerlich brauchbaren 
Kaditalen iſt auf einem ganz andern Felde die Verdrängung der optiſchen Tele— 
graphen durch die elektriſchen geweſen, und iſt jetzt die Verdrängung ver Tele— 
graphen-Apparate buch immer beſſere. 

Was ſo für den einen Zweig der Staatswirthſchaft, für die Kriegsmacht 
ausgeführt iſt, gilt auch von allen andern Zweigen. Um aud die Beſchaffung von 
Genufgütern zu nennen, erwähne ih die Errihtung und Weiterausdehnung 
einer Nationalgallerie, bei welcher wegen ber Eigenthümlichkeiten im Werth ber 
Gegenftände der Begriff der Abnugung und Erneuerung eigene Schwierigkeiten 
bereitet. 

Ueberhaupt ift e8 ungemein ſchwer im ganzen Betriebe, der Privatwirthſchaft 
ſowohl als der Staatswirthichaft, zu beurtheilen, wie weit jede Ausgabe in bem 
angegebenen Sinne al8 ftehend und als umlaufend betrachtet werben muß. Selbft 
da, wo eine Ausgabe im recht auffallenvder Weife dem ganzen Betrag nah für 
ſtehendes Kapital gemacht zu fein fcheint, ift das nicht fiher: Die Koften, melde 
vem Staat aus Miederberftellung ber wirtbihaftlihen Freiheit, 3. B. aus Ent- 
fhädigungen für Abfhaffung von Schußzöllen, für Aufhebung von Zünften, von 
immermwährenven und temporären Monopolen, als Bannrehten, Patenten, Nach— 
drudsverboten, aus Gmancipation der Sklaven, der Leibeigenen und Hörigen, aus 
Alöfung der bäuerlichen Laften u. f. w. erwachſen, erfheinen ganz als ein 
ſtehendes Kapital. Der Staat fcheint ein für alle Mal für das Immaterialfapital 
der wieberbergeftellten wirthſchaftlichen Freiheit, wie Dietel fo fchön fagt, eine 
Summe gezahlt zu haben. Dieſes Kapital ſcheint gar feine Auslage für Inftand- 
baftung zu verlangen. Wie aber, wenn die wirthſchaftliche freiheit allmählig 
wieder beichränft wird, die Freiheit von Neuem mit großen Koften bergeftellt wer- 
ben muß? Dann find die nun zu zahlenden Summen meiter nichts als eine Er- 
fegung des früheren ftehenven Kapitals, alfo umlaufend. Ebenfo verhält es fih mit 
andern Reformen, wofür die Ausgaben mohl als ſtehendes Kapital angefehen wer: 


6) Belläufia geſagt, liegt in dem fich überſtürzenden Erfindungen umd der daraus folgenden 
ſchnellen innern Bertbverringerung der äufterlich noch auten Kapitale auch einer der vielen Gründe, 
warum arofe induftriele Anlagen im Durchſchnitt fanaer Zeiten fo ſchlecht rentiren und fo felten 
von langer Dauer find, warum hochberühmte Kirmen banquerott werden, während neue Kabrifen 
derielben Art mie Pilze aus der Erde wachſen: der Reſervefond oder die Reädifikationsquote iſt 
im beften Fall wobl aroh genug, um bie flehenden Kavitale, mie fie ſich allmählig äußerlich 
abrupen, au erfeßen, nicht aber ftarf genug um bei vwerbeflerten Produktionsmethoden das ganze 
durch Erfindungen innerlih an Werth verringerte Kapital durch ein neues au erfeßen. Die Ans 
fammluna eines biefür genügenden Reſervefonde ift aber wegen ter Unberechenbarkeit fräter ein⸗ 
tretender Erfindungen und wegen der Konkurrenz derer, welchen an einem furzen hoben Gewinn mebr 
fiegt ald an längerm aber niedrigem, nicht möglich, 
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den könnten, wenn die Reformen jedes Mal etwas ganz Neues ſchafften und nicht 
blos die Mißbräuche, welche in den früher auch ſchon mit Anleihen geſchaffenen 
guten Zuſtände eingeriſſen waren, wieder abſchafften. Auch die Koſten eines 
erſten für die Landesvertheidigung glücklich geführten Krieges kann man zur Noth 
als ſtehendes Kapital auffaſſen, die für jeden ſpätern Krieg nicht, denn wenn dieſe 
Freiheit jemals in Frage geſtellt und durch einen zweiten, einen dritten Krieg 
mit neuen Koſten vertheidigt werden muß, dann ſind die ganzen Koſten für den 
zweiten und jeden folgenden Krieg als für Erneuerung des alten Kapitals gezahlt, 
ald umlaufend anzufehen. Nur wenn dur einen der fpätern Kriege etwa mehr 
erreicht würde al® in ven früheren, dann fünnte der Werth viefes Plus etwa als 
ftehendes Kapital gelten. Nach unferem Anleiheprincip könnten die Kriegsfoften faft 
nie dur Anleihen beftritten werden, wozu alfo biefe mit unter das Princip zu 
bringen fuchen, dem man in Praris feine Geltung verfhaffen Tann? 

Wenn nun nah allem Obigen e8 auch ſchwer fein mag, im einzelnen alle 
das Anleihewefen nad unferem. Princip zu behandeln, fo zeigt doc unfere formel, 
daß außer den Kriegdfoften der Staat nur fehr wenige Ausgaben durch Anleihen 
beftreiten tarf und daß hiernach eine Menge Ausgaben, melde die modernen 
Staaten mit Schulden deden, durch Steuern aufgebracht werden müßten. Das 
Streben, die Berehtigung von Anleihen für gewiffe Ausgaben nachzuweiſen, führt 
alfo nicht dazu, die weitere Ausdehnung des Schuldenweſens zu prebigen, ſondern 
eber zum Gegentheil. 

Mit diefer Beſchränkung der Anleihen auf die Ausgabe für ftehende Kapi- 
tale ift auf der andern Seite aber aud noch nicht ausgefproden, daß jede An- 
leihe zu anderen Zweden nothwendigerweiſe der Staatswirthſchaft und damit ber 
ganzen Bolfswirthfhaft in der Folgezeit fhaden müfle. Das ift vielmehr nur der 
Sal, wenn aud die Privaten das ganze ftehende Kapital, und noch“ mehr, 
wenn fie außer biefem fogar nod einen Theil des umlaufenden Kapitald aus 
Anleihen beftreiten. Anvers, wenn bie Privaten von dem natürlihen Recht, das 
ftehende Kapital mit Anleihen zu decken, nicht Gebrauch machen, fondern aus dem 
Eintommen entnehmen. Hier tritt wieder die enge Zufammengehörigfeit ver 
Staatswirthihaft mit der ganzen Volkswirthſchaft hervor. Die Staatswirthihaft 
als folhe kann dur zu viele Anleihen für Ausgaben, die durd Steuern gebedt 
werben müßten, zurüdgehen, während die ganze Bolfswirthihaft mehr vorwärts 
geht als jene rückwärts. Die Staatswirthſchaft ift ja nur eine Bereinigung be— 
ftimmter Procente aller Privatwirthſchaften. Wie ein befonderer Theil der Privat- 
wirthſchaft eines Jeden, 3. B. eines der mehreren Geſchäfte, ganz mit Schulden 
beftritten werben fann, ohne daß darum die Geſammtwirthſchaft des Einzelnen 
rüdwärts gebt, fo fann es auch mit den Brudtheilen der Privatwirtbichaften, 
welche fi zur Staatswirthihaft affoctiren, der Fall fein. Es kommt nicht darauf 
an, ob bie Staatswirtbfchaft einer Zeit der Nahlommenfhaft mehr Baffiva als 
Altiva überläßt, fondern, ob die ganze Vollswirthſchaft die Dedung ihrer Aus- 
gaben von der Zufunft erwartet, mit andern Worten, ob eine ganze Generation 
auf Koften der Zufunft lebt. Dieß weiter auszuführen ift hier leider nicht Raum. 
Ein Bolt fann in feiner ganzen Wirthſchaft, d. h. in allen Privatwirtbichaften 
plus allen Gefammtwirtbihaften nicht im Rüdfchritt begriffen fein, wenn trog 
ftetig fteigender Schuldenlaft der Einzelnen und bes Staates das Nationalvermö- 
gen in noch größeren Dimenfionen fteigt, was ſich daran 3. B. zeigt, daß bie 
Zinfen für die wachſende Staatsfchuld ohne neue Steuern nur durd Steigerung 
in den Erträgen ber alten Steuern aufgebradht werden. Daß trog ſteigender 
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Schuldenlaſt die ganze Volkswirthſchaft vorwärts geht, darf aber weder für die 
Regierung rechtlich oder faktiſch abſolut regierter Staaten ein Grund ſein, ſich in 
ihren Ausgaben, welche fie mit Anleihen decken will, nicht zu beſchränken, 7) noch 
für das Bolf, was feldft Antheil an der Regierung hat, leihtfinnig Schulden zu 
machen. 

Darin, daß die Ausgaben durch Anleihen mit einer jolhen Leichtigkeit gededt 
werden können, daß alfo die Berfuhung zu unnügen Ausgaben eine fo ungemein 
große ift, liegt wie aud die Meiften einjehen, ein viel größeres Uebel ver Staats- 
ſchulden als darin, daß Ausgaben mit Anleihen ftatt mit Steuern gebedt werben. 
Biele unnüge Ausgaben würden nit gemadt, wenn Diejenigen, welche biefelben 
machen, fie auch tragen jollten; ebenfo würden aber aud viele fehr wichtige Aus- 
gaben, welche erft ver Nachkommenſchaft nügen, unterbleiben, müßte die Gegen- 
wart fie tragen. Das ift in erfter Linie der Fall, wenn es fih darum handelt, 
einen Schaben, der einmal durch die Vergangenheit geftiftet ift, wieder gut zu 
madhen. Um ein oben bei den Ausgaben angeführtes Beiſpiel wieder aufzunehmen, 
wenn, um in Mimatifchem Interefje oder im Intereſſe aller Flußanlieger die ent- 
malbeten Höhen wieder zu bewalden und den nod bewalveten ihre Wälder zu 
fonferviren, große Auslagen vom Staat in eigenem Waldanbau oder in Entjdä- 
digung der Privatwaldeigenthümer gemacht werden müflen, fo würde das ganze 
Unternehmen, deſſen Früchte erft fpäte Generationen genießen können, ſcheitern, 
wenn nicht die Koften aud der Zukunft übermacht werben dürften. Aehnlich mit 
unzähligen andern Reformen, 

Es ift ſchwer zu fagen, welcher Schaden größer ift, der einer unterlaffenen 
notbwendigen Ausgabe, oder ber einer gemadten unnügen. 

Das Richtige kann nicht fein, die Anleihen als nicht berechtigt zu verdammen 
und fie doch zu machen, fondern die Menfhen darüber zu belehren, in weldem 
Mag die Anleihen berechtigt find, und fie auf diefes Maß mehr und mehr zu 
beihränten. Daß die Formel für viefes Maß ſchwer zu finden ift, darf nicht davon 
abjhreden darnach zu fuchen. Sie kann in abfolut richtiger Form nur im Zuſam— 
menhang mit dem ganzen ange der Bolkswirtbihaft zu immer größerem Volls— 
reichthum, ja mit dem ganzen Gange der menfhlihen Geſchichte zu immer größe 
rer Bervolllommnung des Menfhen gefunden werben. Dafür ift bisher aber weder 
die Geſchichte, noch die Nationaldölonomie, noch die Statiftif reif. Eine Kombina— 
tion der Diegel’fhen, der Wagner'ſchen und meiner Yormel mit vielen andern, 
welche in der nächften Zeit werden verfudht werden, nachdem Diegel einmal den 
Anſtoß dazu gegeben hat, und in Verbindung mit richtiger Erforfhung der Größe 
und der Entwidlung des Nationalvermögensd muß erfirebt werden. Daun 
finnen auch die Kriegsfoften vielleicht mit den andern Ausgaben unter einer For— 
mel ohne Zwang Raum finden. So lange das nody nidyt möglich ift, bleibt vie 
obige Rechtfertigung ver Kriegsanleihen in voller Kraft; ja die dagegen gemachten, 
aus Ueberbürdung der Zulunft genommenen Vorwürfe verlieren bedeutend an 


7) Wenn Wagner verlangt, daß die „privatwirtbfhaftlihen Kapitalanlagen des Staates“ 
nit nur durch Anleihen gedeckt werten dürfen, jondern in lebter Inſtanz gededt werden 
fellen, fo läßt fih das nur auf dieſen all beziehen, daß ein abfoluter Herrſcher feinen 
Untertbanen nicht zumuthen darf, den Anfchaffungspreis von Domainen, Bergwerfen, Fabri⸗ 
kn aus Steuern RN Anders wenn die Staatäbürger durh ihre Repräfenta= 
tion aus eigenem Antrieb folhe Anlagen mit dem Ginfommen der Gegenwart beftreiten wollen. 
Daf bier die Ausgaben in lepter Inſtanz durch Anteiben gededt werden follen, leuchtet fo 
wenig ein, wie das Verlangen, daß Privaten die ſtehenden Kapıtale mu Anleiben befihaffen follen, 
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Stärke durch eine große Erleichterung, welche jede frühere Zeit der ſpätern durch 
ihre nur im eigenen Intereſſe vorgenommenen Thätigkeiten gewährt: dadurch 
daß ein Volk nur für ſeine Zeit, nur für eigene Sicherheit im Lande und 
gegen Außen, nur für eigene Vollksbildung ſorgt, kommt mit oder ohne Willen 
der Gegenwart die gute Juftiz, das Heerweſen, die Bildung aud ver Zufunft zu 
Statten. In Allem pflanzt ſich eine Trabition von Geſchlecht zu Geflecht fort, 
jeve Methode einer Zeit erzeugt ſchon vie befjere Methode der fpätern, jedes nach— 
folgende Geflecht genießt, ohme den vollen Genuß der Gegenwart zu beengen, 
von ben Früchten der frühern, und fo wirb ein wahres Immaterialtapital von 
gewaltigen, aber ver Probuftionskraft nah unberehenbaren Werthen der Nachwelt 
binterlaffen. Ift dies nicht eine natürlihe Rompenfation gegen die der Zukunft 
aufgewälzten Kriegslaften, befonders wenn man bebenft, daß, abgefehen von vor- 
übergehenden NRüdfällen, dieſes Immaterialfapital des langdauernten, im Innern 
und nah Außen gefiherten Staatsbeftandes, der von Alters her guten Juftiz und 
Polizei, der ftetig fortfchreitenden Bildung mit der Zeit immer mehr wacfen, bie 
Kriege hingegen gerade mit diefem Wachsthum immer mehr abnehmen müſſen? 
Jede Zeit liefert auf ihre Koften der ſpätern gewiffermaßen einen breiten, fehr 
foftbaren Unterbau für das ganze Gebäude ver Staatswirthſchaft. 

So weit das Princip, weldes bei Bertheilung der Staatslaften auf Ge— 
genwart und Zukunft leiten muß. Aus dieſem Princip ergiebt fih aud, daß vie 
Gegenwart, wenn fie nicht duch die Bergangenheit ausdrücklich dazu verpflichtet 
worden ift, die Anleihe nicht zurüdzuzahlen, oder mit andern Worten, die Schul- 
den nicht zu tilgen braudt, daß fie es aber wohl thun darf. 

Auf diefes Brincip der Staatsfhulden haben wir uns in biefem Artikel 
zu befhränten. Die Frage, unter welchen Borausfegungen der Staat beſſer daran 
thut, Ausgaben, welde er durch Anleihen deden darf, dennoch durch Steuern 
zu deden, oder Schulden, welche er nicht zu tilgen braucht, dennoch zutilgen, 
die verfchiedenen Formen, unter welden ver Staat Anleihen mahen kann, bie 
Borzüge, welde jede diefer Formen unter gewiflen Bebingungen hat, endlich die 
ganz technifche Seite des Staatsfchuldenweiens können und müfjen wir nad) dem 
Plane des Staatswörterbuches außer Acht laſſen, da diefem Theil der Staats- 
wirthſchaft ein eigener Artikel eingeräumt ift. Vergleiche alſo über alles Diefes den 
Art. „Staatsfhulden” von U. Wagner. 


111. Staatdeinnabmen. 

Die Einnahmen des Staates find Zweierlei. 

A. Die einen bezieht er aus dem freien Verkauf ver Güter, 
welhe er als Gefammtheit probucirt und aus dem Vermögen, 
das er als Geſammtheit befigt. 

B. Die andern bezieht er zwangsweiſe aus den Privatpro= 
duftionen Aller, welde die Sefammtheit bilden und aus dem 
Bermögen dieſer Privaten. 

A. Einnahmen des Staates aus eigener Probuftion und eigenem 
Bermögen. 

Blos aus feinen Produftionen und feinem Vermögen kann der Staat feine 
Ausgaben nicht beftreiten, denn wir haben ja gefehen, daß die Staatsprobuftionen 
meift diejenigen find, welche von Privaten nicht betrieben werden, weil fie fi 
nit bezahlt machen, oder weil fie Produkte liefern, die gar nicht oder nur unter 
den Produftionskoften zu verkaufen find. In den Staatsproduftionen können drei 
Hauptarten unterfhieden werben: 
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1. Broduftionen, welde Private niht vornehmen können 
oder wollen und welde darum ber Staat vornimmt. 

1. Broduftionen, welche aud Private betreiben wollen und 
wirklich betreiben, welde der Staat alſo in Konkurrenz 
mit diefen vornimmt. 

IM. Produftionen, welde Private auch betreiben wollen, 
welche fie aber niht vornehmen dürfen, und welde darum 
der Staat ohne Konkurrenz der Privaten beforgt. 

Diefe Staatsprobuftionen und die Einnahmen daraus find von uns zu be- 
handeln, foweit fie von ter Probuftion der Privaten fih unterfheiden, und foweit 
fie fih zwar nicht unterſcheiden, dieſe Unterfheidung aber behauptet wir. 
Soweit Beides nicht ftattfindet, find die volkswirthſchaftlichen Artikel zu vergleichen. 

1. Einnahmen aus Produftionen, welde Private nidt vor 
nehmen können oder wollen. 

Dieß find diejenigen, weldhe dem Staat am wenigften einbringen, fo bald 
er die Produkte feinen Angehörigen nit aufprängt, fondern fie zum freiwilligen 
Kauf anbietet. Diefen Punkt, ald den materiellen Grund der Staatsthatigkeit auf 
vielen Gebieten, regten wir fhon oben bei den Ausgaben an. Der Staat fann 
wie der Private um jo weniger auf eine Berkäuflichkeit feiner Produkte rechnen, 
je weniger der Nuten, welden der Staat dem Einzelnen durch feine Thätigkeit 
gewährt, fich berechnen läßt, und je mehr der Staat auch unangerufen, ex oflicio, 
thätig fein muß. Hier wird der Staat fo wenig als Private zu feinem Gelbe 
fommen fönnen; alſo ganz unftreitig beim Schuß bed ganzen Landes oder auch 
nur einzelner Theile gegen Außen, bei Beftrafung von Berbredern, oder an unfer 
obiges Beifptel anknüpfend, bei Fürſorge des Staates für Regenvertheilung, Regen» 
menge, Klima. Nur in ganz feltenen Fällen würde der Privatmann, va in weit 
aus den meiften Fällen die allgemeinen Schugmaßregeln des Staats aud ihm 
genügen, bie Staatshülfe direft anrufen, nämlid nur wenn er einen direkten Angriff 
der Mitmenfchen oder der Natur auf feine Perſon oder fein Eigenthum fürchtet. 
Kur in folhen Umftänden wird er auch geneigt fein, einen Preis dafür zu zahlen. 
Achnlich verhält es ſich überall, wo die Staatshülfe in einem Privatrehtäftreit, 
um ben fich der Staat ex oflicio nicht kümmert, angerufen wird. Bier kann der 
Staat einen beftfimmten Preis für feine Leiftung von Dem, welchem er zum 
Recht verhilft, fordern, er kann fogar feine Leiftungen fehr body fid) bezahlen 
laſſen, faft bis zur vollen Höhe des Streitobjeltes. Eben fo Mar ift aber, daß 
darunter das ganze Land leiden würde; benn da der Nutzen eines Procefjes in 
ſolchem Falle ein fehr zweifelhafter wäre, fo würde eine Bezahlung des geleifteten 
Dienftes zur inbireften Sicherung der Schuldigen gegen Klagen. Der Staat darf 
alfo auch bier, obwohl er es fann, feine Dienfte dem, ver feine Hülfe in Anfpruch 
nimmt, nicht verfaufen. Was fo von einem Preife bis auf die Höhe des Streit- 
objeftes gejagt ift, gilt aber, nur nicht in gleichem Grade, aud von jedem Preife, 
wie body oder wie niebrig derfelbe gejegt fein mag, er fhredt von der Führung 
auch der gerechteften Procefje ab. Noch weniger gerechtfertigt ift es natürlih, von 
demjenigen eine Bezahlung zu verlangen, welhem der Staat durch friminelle Ver— 
urtbeilung eines Verbrechers einen Dienft leiftet, oder gar, wenn ber Betroffene 
die Sache lieber auf fi beruhen ließe, nur zu leiften vermeint. In allen Procef- 
fen muß nicht der, zu deſſen Gunften vie Juftiz hanvelt, vie Procektoften als 
Kaufpreis zahlen, fondern der Unterliegende hat fie als Strafe zu tragen. Wie 
weit durch ſolche Strafen die Procektoften in Kriminal- und Civilſachen gebedt 
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werben fünnen und dürfen, haben wir erft weiter unten bei ver Strafe zu 
behandeln. 

Gleich wie die Staatshülfe gegen die Mitmenſchen nur gegen einen Kauf— 
preis zu gewähren dem ganzen Lande ſchadet, fo widerſtreitet es auch dem allge- 
meinen Intereffe ven Beiftand des Staates oder der Gemeinde gegen Naturereignifle 
zu verkaufen. So führt eine Bezahlung für Hülfe, welhe in Feuersgefahr 
geleiftet wird, meift dazu, daß diefe Hülfe zu fpät in Anſpruch genommen wird, 
indem man des Feuers allein Herr zu werden hofft, zum faft gewiſſen Schaden 
der Nachbarn. Aehnlich bei Ausbefjerungen von Deich und Schleufenbanten, bei 
Maßregeln gegen anftedende Krankheiten unter Menfchen und Thieren und der— 
gleihen. Aud bier darf nur für Unterlafjungs» oder Begehungsfünden eine 
Strafe, unter Umftänden in Geld, zuerkannt werben. 

Bis bieher haben wir die dem Staat ohne Zwang eigenthümlihen Bropuf- 
tionen betrachtet, jo weit man ftellenweife eine Einnahme zwar daraus ziehen 
faun, aber befjer nicht ziehen fol; es gibt aber aud noch andere Güter, welde 
der Staat zu Geld maden kann, nämlich Produkte, welde entweder nur wenn 
fie von ihm ausgehen Werth haben, over doch ohne daR die Staatsprobuftion 
größere Koften als die Privatproduftion verurfaht, größern Werth haben, als 
bie von Privaten gefchaffenen. 

Diejes Merkmal trifft zu bei Verleihung von bel, von Titeln und Orden, 
foweit der Staat oder andere Geſammtheiten daraus eine einmalige ober periodiſche 
Einnahme ziehen. Auch Private können einander dergleichen verleihen, freilihd wenn 
e8 der Staat nicht anerkennt, ohne öffentliche Wirkung, Private werden- alſo nicht 
leiht daraus eine Erwerbsquelle machen können. Der Staat kann ed, wenn er es 
auch beffer nicht thut, um ſolchen Verleihungen nit einen üblen Beigefhmad 
zu geben, 

Hieher gehören gewiffermaßen auch die Preife, welche der Staat fi zahlen 
läßt für Gewährung von Patenten auf Erfindungen, für Zwangs- und Bannredht 
der Mühlen, Brauereien :c., denn der, welcher ſich um ein ſolches Patent, Bann- 
recht 2c. bewirbt, thut es freiwillig, er könnte auch ohne das Patent feine Erfin- 
dung benugen, ohne Bannredit feine Mühle oder Brauerei errichten. Soweit frei- 
lid der Staat in einem gewiſſen Zeitumfang die Benugung einer patentirten Er— 
findung oder in einem gewiflen Ortsumfang die Errihtung eines Gewerbsetablif- 
jements, einer Mühle ꝛc. Anvern verbietet, fallen Einnahmen aus Patenten und 
Bannrechten als theilweife Monopole nicht unter vie hier zu betrachtenden Einnahmen. 
Auch die Gebühren für f. g. Gemwerbstonceffionen gehören, fobald ein Gewerb nur 
mit ftaatliher Konceffton ausgeübt werben darf, nit bieher, jonvern find, wenn 
fie jedem Bewerber gegeben werben, zu ben Steuern zu rechnen, wenn nur 
beftimmte Leute fie erhalten, mehr zu den Monopolen. 

Weiter gehören unter die Einnahmen aus den dem Staate ohne Zwang 
eigenthümlichen Produktionen die große Menge von Atteſten aller Art über Güte 
von Waaren, Über Güte von Leiftungen, welche nad gefhehener Prüfung ausge- 
fertigt werden: Attefte über die für beftimmte Waaren vorgefchriebene Güte, über 
Kenntniffe im Handwerk oder in gelehrten Fächern, Attefte über Berürftigkeit, über ge— 
wiſſe körperliche Gebrechen, Attefte über gewiſſe Fakta, als gefchloffene Ehen, Todes- 
fälle, Taufen, Impfungen, Attefte über alle Arten von Verträgen, Eigenthumsübertra= 
gungen bei Lebzeiten und auf den Todesfall x. Wenn aud mande dieſer vom 
Staat oder der Gemeinde ausgeftellten Attefte innerlich ebenfo wenig oder weniger 
Werth haben als die von Privaten ausgeftellten, jo thut das, wenn diefe Attefte 
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nit aufgebrängt werben, Nichts, es kommt hier wie anderswo auf den einge» 
bildeten Werth oft mehr an, als auf den wahren. Anders wenn die Atteftirung 
erzwungen wird, dann fällt das dafür gezahlte Geld unter den Begriff der Steuer. 
So haben äußerlich genau diefelben Akte und die dafür gezahlten Summen 
einen ganz verſchiedenen Charakter, je nachdem die Bornahme freiwillig 
oder unfreiwillig ift. Es ift ungehörig, biefe verfchiedenen Dinge wegen 
ver Äußerlihen Gleichheit unter den gemeinfamen Namen der Gebühren zufam- 
menzufaffen. 

Endlich fann der Staat ohne Zwang gegen Privatinduftrie eine Menge von 
Induftriezweigen betreiben, aus denen er zwar nicht direft Geld einnimmt, durch 
deren Betrieb er aber an Gelvausgaben fpart. Oben bei den Ausgaben wurbe 
als Eigenthümlichkeit der Staatswirthihaft angeführt, daß gewiſſe Waaren nur 
vom Staat gebraucht werben, Kriegsgeräthe aller Art, Uniformen wie Waffen, 
Feſtungen wie Kriegsjchifie. Die mit Produktion aller dieſer Waaren befchäftigten 
Induftriezweige können an fih, mas den technifhen und wirtbichaftlihen Punkt 
betrifft, von Privaten betrieben werben, aber fie können es nicht, fobald der Staat 
biefe Güter felbft produciren will. Ebenfo fann fogar der Staat alle andern Güter, 
welche er braucht, felbft probuciren, ohne daß ein direfter Zwang gegen bie Pri- 
vatinduftrie geübt wird. Da jevoh die Gründe, welche biergegen ſprechen, viefelben 
wie die gegen Probuftion des Staates in voller Konkurrenz mit den Privaten 
find, fo werben fie in dem fogleich folgenden Abſchnitt mitbehandelt. 

U. Einnahmen aus Produftionen, welde der Staat in Kon- 
furrenz mit Privaten vornimmt. 

Auch bier wie überall in diefem Artikel follen nicht die einzelnen Arten der 
Staatsgewerbe durchgeſprochen werben. Handwerk, Fabrikation und Handel betreibt 
der Staat in freier Konkurrenz mit Privaten faft gar nicht mehr, und die Betriebe, 
bei denen faltiſch oder rechtlich die Privatlonturrenz ausgeihloffen, find sub I und 
II zu behandeln oder im Artikel Staatsmonopole nachzuſehen, für vie Domainen 
und das Bergwefen fann auf die ihnen im Staatswörterbude fpeciell eingeräum- 
ten Artifel verwiefen werben, nur über die Staatsforftwirthfchaft muß, da die 
Ftage im Artikel Forſtwirthſchaft nicht berüdfichtigt iſt, an gelegener Stelle Eini- 
ges bemerkt werden. Wir haben hier nur die wichtigften Gründe, welche allgemein 
gegen oder für alle Staatögewerbe angeführt werben, und ihre Mobulationen 
für bie einzelnen Gewerbe hervorzuheben. Diefe Gründe find theild wirthſchaft⸗ 
licher, theils politifher Natur, ohne daß übrigens beide ganz fharf getrennt 
werden könnten. So fehr ſchon die erftern gegen dieſe Einnahmen als wirth- 
ſchaftlich unzwedmäßig ſprechen, fo thun es die leßtern, indem fie die Staatspro- 
vuftionen ald moraliſch ſchädlich nachweiſen, nody viel mehr. Einen materiellen 
Nahtheil dürfte zur Noth die Gefammtheit ſich felbft auferlegen, nicht aber eine 
Immoralität. 

Die wirthſchaftlichen Gründe gehen im Enprefultat alle dahin, daß der Er- 
trag einer vom Staat betriebenen Produktion geringer ift, als der einer gleichen 
Privatproduftion, oder daß mit andern Worten die Einzelwirthſchaft beffer rentirt. 
Mit Zahlen ift diefer Beweis allerdings ftreng nicht zu führen, da nie mit Si— 
cherheit geſchloſſen werden kann, welden Ertrag ein Geſchäft geben würde, wenn 
es aus Staatshänden in die von Privaten käme. Cine Schätung ift meift erft 
nad den Angeboten, melche für den Kauf gemacht werben, mäglich, indem ber 
langjährige Ertragsdurchſchnitt des Geſchäftes mit der angebotenen Kaufjumme 
richtig verglichen wird. Hieraus den Beweis zu führen ift aber nicht einmal nöthig, 
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ba die Angabe von ein paar Hauptgründen die Berwerflichleit gewiffer Staatd- 
produftionen ſchon genügend zeigt. 

Der Staat als nur moralifhe PBerfon kann die Inbuftrie nur durch Beamte 
beforgen laffen oder verpadten. Er fteht darin den Altiengeſellſchaften gleid. 
Beides hat feine großen Uebelftände. Beim Waldbau, bei Fabriken, Handel und 
ſ. g. perſönlichen Dienften, alfo mit einziger Ausnahme des Aderbaues faft über 
all, ift eine Berpadtung gar nicht thunlich, jo daß der Betrieb durch Beamte 
allein übrig bleibt. Der Staat hat den Einzelunternehmern gegenüber nur ben 
Borfprung der leihtern Beſchaffung eines großen Kapitals, jedoch dafür genügt 
bei rentirenden Unternehmungen auch ſchon die freie Affociation der Altiengejell- 
haft vollftändig. Hinter diefen Aktiengefelfchaften fteht aber der Staat in andern 
Beziehungen ein gutes Stüd wieder zurüd. Der techniſche Direktor wie der Be— 
triebsbireftor und alle ihre Ürbeiter befinden fi gegenüber der Staatöbehörbe, 
welche in ver Technik nicht oder nur wenig bewanbert ift, in eimer viel fataleren 
Lage, als die der Altiengefelfchaften gegenüber dem doch wenigftens theilweife in 
ven betreffenden Ermwerbszweigen bewanderten Verwaltungsrathe. Der techniſche 
Direktor wird ſich viel mehr vor jeder Neuerung, die er verfuchen möchte, fcheuen, 
und ein Beamtenfollegium, das über die Einführung von neuen Maſchinen z. ®. 
zu entfcheiden hätte, würde in größere Nöthen gerathen als ein VBerwaltungsrath. 
Der Betriebspireftor muß ungemein-gebunden fein im Bezuge bed Rohſtoffes und 
Abſatz der Produfte; follte die Staatsbehörde darüber berathen, fo würde e8 ihr 
fehr ſchwer fallen, fobald rein wirthſchaftliche Momente entfcheiden, den Markt 
für Bezug und für Abſatz gut zu überfehen; gefett aber, fie fünnte das in ge- 
nügendem Maße, jo wird bo, wenigftens im heutigen Gang der Staatsgeſchäfte, 
eine günftige Hanbelsfonjunktur, deren Benugung erft durch den nöthigen Inftan- 
zenzug filtrirt wird, bebeutend abgeſchwächt; fie fann im Zeitpunkt der beſchloſſe— 
nen Benugung in's direfte Gegentheil verkehrt fein. Nur die ganze auf die Pro- 
duftionen aller Art influirende politifhe Lage überfieht die Negierung oft beffer 
als der Uneingeweihte, und kann davon der Staat ald Producent Nuten ziehen. 
Die möchte einen großen Beweis für die Güte der Staatsprobuftion abgeben, 
allein der Grund beweist leider zu viel, denn, wäre dieß Moment entſcheidend 
oder überhaupt nur von Wichtigkeit, dann nähme der Staat am beften bie ganze 
Induftrie in die Hand. Das wäre felbftverftändlich unklug; es giebt ein viel bef- 
ſeres Mittel, das auch nody nad andern Richtungen hin wohlthätig wirft; man 
gebe ven ganzen Theil der Staatsgeheimnigfrämerei, welcher für eine eriftenzwür- 
dige Regierung wirklich unnüg ift, daran, man laſſe das Land über bie Abfichten 
der Erefutive und beſonders über die Beziehungen zum Ausland nit im Unkla— 
ren, dann wird der Privatmann gerade fo gut oder beffer al8 der Staatsmann 
ans ben politifchen Konjunkturen bie wirthſchaftlichen berechnen können. 

Beim Betrieb der Landwirthſchaft durch Staatäbeamte, f. g. Adminiftratoren, ge- 
ftaltet fi die Sachlage niht ganz fo ungünftig als bei Fabrikation und Handel, 
aber doc) findet fein weſentlicher Unterfchieb ftatt, er ift vielmehr nur ein quanti= 
tativer; das Mafchinenwefen, die Anwendung der techniſchen Chemie ift nit von 
der gleichen Bedeutung, von Benugung guter und fchnell vorübergehenden Kon— 
junfturen hängt nicht gleich viel ab, foweit Beides aber in Betracht kommt, 
wird aud der Öutsverwalter ſich breimal befinnen, und wenn er bes Erfolges 
einer Neuerung nicht unbedingt ficher ift, lieber beim Alten bleiben. Selbſt ein 
Antheil am Gewinn hilft bier nicht, von dem geglüdten Berfuh fommt ihm nur 
ein Brugtheil zu Gut. Für mißglüdte tehnifhe und fommercielle Thätigleit den 


Staatswirthſchaft. 99 


Beamten nicht verantwortlich zu machen, geht aber auch nicht, es führt zu Leicht- 
finn. Ueber die Mifftände der eigenen Bewirtbihaftung der Staatsländereien 
vergleihe den Artikel Domainen, ebenfo aber auch über die Nachtheile ver Ber- 
pachtung von Staatsländereien, auf welde wir, da die Verpachtung faft nur dem 
Landbau und nicht allen Stantögewerben eigenthümlich ift, hier nicht näher ein- 
gehen. Nur biejenige landwirtbichaftlihe Produktion muß der Staat behalten, 
welhe der Private ald unrentabel nicht vornimmt, welche aber trotzdem nöthig ift. 
Es ift das die Haltung von f. g. landwirthſchaftlichen BVerfuchsftationen und 
Mufteranftalten, welche entweder erperimentiren oder die technisch befte Wirthfchaft 
der Belehrung halber führen und darum wirtbfhaftlid faft immer unpro— 
dultiv arbeiten, d. h. nicht rentiren. Die Bewirtbihaftung folder Anftalten gehört 
unter die im vorigen Abſchnitt charakterifirten Produktionen. 

Verbältnigmäßig am wenigften ftehen Staat und Gemeinde hinter dem Pri- 
vatmann zurüd im Waldbau. Auch der Privatmann fann in der Waldwirth- 
ſchaft verhältnigmäßig nur wenig felbft thun, er muß das Meifte einem techniſch 
gebildeten Perfonale überlaffen, wie der Staat. Einen Theil diefes Privatforftper- 
ſonals müßte der Staat für Beauffihtigung der Privatwaldungen doch halten, 
während, wenn der Staat felbft ein bedeutendes Forftareal befigt, die Beamten, 
welde feine Wälder bewirtbfchaften, die Privatwaldungen ohne beven- 
tende Mehrkoſten mit beaufjichtigen können. Ueberhaupt erfordert ver Waldbau 
viel weniger Arbeit auf ein gleiches Bodenfapital und anderes Kapital, 3. B. Holz- 
fapital, als Aderbau, Bergbau, Induftrieen aller Art. In Bezug auf Arbeit ift 
der Waldbau fehr ertenfiv. Etwas Rührigkeit mehr beim Forftperfonal fann 
ben Ertrag ber Wälder nicht wefentlid vermehren, etwas mindere Rührigkeit 
ihn nit vermindern. Bon fohneller Anwendung neuer Produftionsmethoden, 
neuer Maſchinen, ja auch von Benugung guter Konjunfturen ift bier ungleid we— 
niger Vortheil zu erwarten als in allen andern Gewerben. Es iſt die konftantefte 
aller Wirtbfhaften. Der Schwerpunkt Liegt beim Walnbau in dem ungeheuren 
Kapital, mit welchem man arbeitet, d. h. in dem Holzbeftande, welchem die Zinfen 
faft ohne jegliche Arbeit Zins auf Zins zumachfen. Dem Kapital nad, das auf 
eine beſtimmte Bodenfläche kommt, ift die Forſtwirthſchaft durchaus nicht fehr 
ertenfiv, wie man irrigerweife oft behaupten hört. Schon dies Alles fpricht 
von wirthſchaftlicher Seite dafür, daß der Staatswaldbau nicht fehlecht iſt. Dazu 
fommt noch, daß es unendlich ſchwer ift, die aus den ſchon öfters genannten Fli- 
matifchen Rüdfichten nöthige Forftpolizei im allerweiteften Sinn beim Privatwald- 
bau zu handhaben, ohne die größten Ungeredtigfeiten fih zu Schulden kommen 
zu laffen. Leider fann ich hier die Frage nah dem Staatswaldbau als eine von 
wirtbfchaftfiher Seite noch ganz offene und fehr beftrittene, nicht weiter verfolgen. 

Ein allgemeiner wirtbfchaftliher Grund neben den vorherigen, der bei jeder 
Staatsprobuftion zutrifft, iſt nicht der mangelnden Nentabilität der Staatsgewerbe 
entlehnt, fondern betrifft einen Schaden, den die ganze andere Volkswirthſchaft 
dadurch leiden fann: Die jeweilig am Ruder befindliche Negierung oder felbft ver 
Staat in allen Faktoren ver Gefepgebung kommt bei Staatsinduftrie gar leidht in 
Berfuhung, durch gewiſſe Berorbnungen oder Geſetze, z. B. durch Schugzölle und 
Prohibitionen die betreffenden Induſtriezweige gegen das Ausland zu ſchützen, ober 
wenn die Stantsinduftrie die Konkurrenz der inländifchen Privatgewerbe nicht aus- 
zuhalten vermag, dieſelbe auf alle mögliche Weife vor der Privatinduftrie gleicher 
Art zu bevorzugen. Vergleiche z. B. über die Bergwerfe das im Artikel Staatd- 
menopole Gefagte. 
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So ſprechen die gewichtigften wirthfchaftlihen Gründe gegen die Staatspro- 
buftion mit Ausnahme vielleicht des Walpbau’s, bei dem bie Entſcheidung ſchwebt. 
Für die Staatsproduftion kann von wirtbfchaftliher Seite nur ein Grund mit 
iheinbarem Erfolg geltend gemacht werden, nämlich der, daß der Ertrag aus 
Grundeigenthum im Verlauf längerer Zeit fontinuirlih fteigt, welde Steigerung 
fi in der Örundrente fpiegelt. (VBergleihe Artikel Grundrente.) Diefer Vortheil 
des fteigenden Ertrages oder der Grundrente foll vem Staat nah der Meinung 
Mancher verloren gehen durch den Verkauf des Grundeigenthums, fei es Aderland 
oder Waldland. Diefe Anjhauung ift zum mindeften nicht ganz genau: Ganz 
fann dieſer Vortheil dem Staate nit verloren gehen; denn ift eine folde Stei- 
gerung vorauszufehen, fo wird fte durch die Konkurrenz der Kaufluftigen in dem 
Kaufpreis ter Güter Ausorud finden. Aber auch noch aus einem andern Grunde 
wird der Kaufpreis höher, ald der nah dem landesüblichen Zinsfuß Fapitalifirte 
durchſchnittliche bisherige Reinertrag. 

Lanbeigenthbum wird in großen Gütern fowohl als in feinen weit über 
feinem rein materiellen Werth verkauft. Man bezahlt auch den moralijchen 
Werth, den Befig gerade von Grundeigenthum und die Annehmlichkeiten der 
Landwirthſchaft. Gin Yandgut, groß oder Mein, ift nicht nur ein Kapital wie 
eine Fabrik oder ein Kramladen, fonvern ift zugleih ein Genußggut. Dem Staat 
als nicht phyſiſcher Perſon, gebt diefer große Vorzug ganz verloren, er erwacht 
erft, wenn das Grundftüd in Privathände fommt, und fpiegelt fih im Kaufpreis 
wider. 

Wenn aber in dem Kaufprei des Grund und Bodens die fpätere Ertrags- 
fteigerung nicht zum vollen Ausdruck füme, wäre dieſes Argument für Beibehal- 
tung der Domainen dod nicht treffend, denn es würde eben wieder zu viel bewei- 
fen. Wäre es ridtig, dann läge es im Intereffe der Gefammtheit, das ganze 
Grundeigenthum im freien Verkehr vermittelft Anlehen aufzufaufen, und fo jede 
fernere Steigerung der Orundrente, ohne irgendwie Privatrechte zu verlegen, der, 
Geſammtheit zu reſerviren. Diefer Gedanke, möglihft viel von der Grundrente 
ven Staat zu referviren, ift gar verführerifch, aber unbedingt ſchädlich. Die Vor— 
züge der Gelbftbewirtbfchaftung gingen beim Orundeigentbum mit al feinen pe- 
funiären und befonderd mit all feinen moralifhen Folgen verloren. Was fo von 
allem Grundeigenthum oder von dem größern Xheil gilt, muß aud bier für einen 
Theil ver Domainen feine Wahrheit behalten. Alfo auch diefer Vorzug des Grund⸗ 
eigenthums, der bisher materiell und moralifh noch nicht ganz ausgenugt werben 
fonnte, fol ausgenugt werden durch Mebergang in Privathände. 

Nun aber die Hauptfadhe! Selbft wenn der Staatsprobuftion wirthſchaftliche 
Borzüge aller Art nahgerühmt werden fünnten, fie würden verſchwinden gegen 
die politifhen Mipftände, welche für unfern modernen konftitutionellen Staat die 
Folgen eines ausgefonderten Staatseigenthums und eines jeden Staatserwerbes 
find. Ich darf dieſe politifhen Gründe in dem wirtbfhaftliden Ürtitel 
natürli nur, foweit nöthig ift, andeuten, nicht ausführen. Diejenige Regierung, 
welde nicht von der Mehrheit im Volke getragen wirb, aber dennoch faktiſch die 
Gewalt inne bat, befigt in dem Vermögen des Staates und in den vom Staat 
betriebenen Geſchäften ein fehr wirkfames Mittel, um gegen den Willen bes 
Boltes zu haudeln, ja geradezu fi im ihrer Oppofition gegen das Volk zu behaup- 
ten. An einem großen Domanialbefig hat der Abſolutismus feinen ftärkften Halt. 
Für eine folhe Regierung kann unter Umftänden aud die eigne Fabrikation ber 
Kriegsmaterialien wünſchenswerth fein, um in ven Waaren, melde fie zu einem 
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unpopulären Kriege, ja zur Noth gegen das Bolt ſelbſt, gebrauchen will, nicht an 
den guten Willen der Producenten gebunden zu fein. 

Berner hat jede Regierung, welcher politifhen Tarbe fie angehören mag, 
dur eine große Menge eigner Gewerbe ein Mittel in der Hand, für politifche 
Zwede, 3. B. für Wahlen, auf die gefammten von ihr befcäftigten Menſchen zu 
vrüden. Daß die demoralifirt, kann feinem Zweifel unterliegen, einerlei, ob bie 
Regierung fi auf die Majorität im Bolf ftügt oder nicht, nur ift im erften Fall 
die Berfuhung zu folhem Drud geringer, und um fo geringer, je größer biefe 
Majorität ift. Durch eine Anzahl von Stimmen mehr kann eine folhe Regierung 
nichts Wefentlihes gewinnen, wohl aber eine in ver Minorität befindliche. Schlimm 
genug ift ſchon, daß für die nothwendigen Staatöthätigkeiten eine fo große Anzahl 
mehr oder minder von ber jevesmaligen Regierung abhängiger Beamten eriftiren 
muß, bier ift die Abhängigkeit unvermeiblih, während fie durch Aufgabe der ge- 
dachten Staatsgewerbe vermieden werden kann. Auch der Grund, den man öfters 
hört, daß diefelbe und oft noch eine größere Abhängigkeit bei den von Privaten 
abhängigen ländlichen Tagelöhnern, oder bei den Fabrikarbeitern ftattfinde, ift nicht 
ſtichhaltig, denn aud bier ift das Uebel wie mandes andere unvermeidlich, wenn 
man nicht allen Großbetrieb, welder Biele in materieller Abhängigkeit von Ein: 
zeinen erhält, unterfagen will. Staatsinduftrieen aber lafjen fi vermeiden. Uebri— 
gens ift ter ganze Sa ber gleihen Abhängigkeit der von Privaten Befchäftigten 
völlig unbewiefen; im Gegentheil ift die Abhängigfeit der Ürbeiter von der Regie- 
rung viel größer in allen Produktionen, melde der Staat rehtlih oder faktiſch 
menopolifirt bat, fo daß die in diefen Arbeitszweigen Beihäftigten nicht in glei 
hen Induftrieanlagen anders ©efinnter Arbeit finden fünnen. Jedes Staatsge⸗ 
werbe ift um fo mehr zu vermeiden, je mehr Arbeiter vasfelbe beſchäftigt, vie 
Stoffverarbeitung alfo mehr ald alle Stoffgeminnungen, und unter dieſen ver 
Landbau und Bergbau mehr als ver Waldbau. Der Waldbau kann alfo aud aus 
dieſem politifhen Grunde am erften beim Staate bleiben. 

Die für vie Staatsgewerbe angeführten politifchen Gründe find] natürlich 
ungefähr das Gegentheil von den unferigen. 

Endlih fpridt ein legter Grund gemifchter politifcher und materieller Art, 
das Berhältnig zum Ausland, gegen ein großes, von der Volkswirthſchaft ausge: 
ſondertes Staatsvermögen und eigene Staatsgewerbe, ein Grund, bei welchem bie 
politiſche Parteiftellung gleihgültig if. Im der modernen Kriegführung, melde 
wenigftens zu Land civilifirter als früher ift, wird Eigenthum und Geſchäft ver 
Privaten in einem offupirten Rande ungleich anders refpeftirt ald Staatseigenthum. 
Der Schaden eines Landes ift alfo um fo größer, je größer fein ausgefonvertes 
Eigenthum ift. Auch diefes Argument geht noch mehr gegen Imbuftrie als gegen 
Aderbau des Staates, in welchem legtern die Hauptfacdhe, der Grund und Boden 
dod nicht vernichtet ift, wenn der Feind das Land wieder verläßt. Am längften 
werden die Folgen im Waldbau fich zeigen, wenn ver Feind durch Verkauf bes 
Holzes fih Einnahme aus dem Eigenthbum des offupirten Staates ſchafft. Das 
ift ein fehr bedeutendes Bedenken auch gegen den Staatswaldbau. Wie nun gar, 
wenn der fremde Herrfcher, welher Jahre lang im ungeftörten Bis des Landes 
if, die Staatsfabriten und Staatsländereien verfauft und dann bie alte Regierung 
doch wieder zurüdtehrt? Muß da nicht entweder das Recht gebeugt werden, wie 
in dem berühmten Kurbeffifhen Domainenfall, oder der Staat fein ganzes Do- 
manium ohne Gegenwerth verlieren ? 

Endlich fommt auch noch ein praktifher Punkt mit in Betracht, ver ſelbſt 
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dann gilt, wenn die Staatsprobuftion gut rentirt, nämlich die von Jahr zu Jahr 
fehr ſchwankenden Einnahmen, die im einen Jahr, da die Ausgaben fehr groß 
find, vielleicht fehr abnehmen, und umgelehrt, wenn dir Ausgaben Fein find, ſehr 
zunehmen. Das führt zu ebenfo großen und unangenehmen Schwankungen im 
Steuerwefen over zu andern Mifftänden. 

Alles ſpricht alſo (mit Ausnahme etwa der Waldungen), gegen Beibehal- 
tung und für Beräußerung ber Staatsgewerbe aller Art, nur mt in böfen 
Zeiten, fondern gerade in der höchſten Blüthe ver Staatswirthihaft und Volks— 
wirthſchaft. In ſchlechten Zeiten würde der Erlös ein fehr geringer fein, alfo einen 
Berluft involviren. So lange es angeht, ift es in fchlimmen Zeiten beffer, Anlei- 
hen zu maden, felbft zu einem hohen Zins, der ja fpäter wieder herabgeſetzt 
werben fann, als die Güter unter dem Werth zu verkaufen. Dieß Mittel muß 
wie Zwangsanleihen und Papiergelvemiffion für ven alleräußerftien Nothfall ver- 
bleiben. Daß der Erlös aus dem verfauften Staatseigentbum zur Schulventilgung 
reſp. zur Nichtlontrahirung fonft nöthig werbenver Anleihen verwendet werben 
muß, darin ftimmen fo ziemlih Alle überein. Gegen diefe Schulventilgung ift auch 
von unferm in der Staatsanleihefrage eingenommenen Standpunft Nichts einzu- 
wenden. Das Staatseigenthbum ift die Grundlage von bauernder Einnahme, ein 
„Haben“ des Staates, die Anleihen find die Grundlage einer dauernden Aus- 
gabe, ein „Soll“ des Staates, alſo tilge man beive Poften gleicher Größe gegen 
einander, 

Someit der Staat producirt, unterfcheidet er fih dennoch, außer wo wir eine 
Abmweihung angedeutet haben, nicht wefentlih von allen andern Probuftionen ber 
Privaten, namentlih der Aktiengefellfchaften, folglid kann dafür auf die im Gtaats- 
wörterbuch fi findenven volkswirthſchaftlichen Artikel verwiefen werben. 

III. Einnahme ves Staates aus Produktionen, welde Private 
gar niht oder nur unter ungünftigeren Bedingungen als der 
Staat betreiben dürfen, welde der Staat alfo mit Ausſchluß oder 
Beengung der Privatfonfurrenz vornimmt. Cinnahmen aus Mono- 
polen oder Regaliin (vergl. Artikel Staatsmonopole und Art. Regalien). 

Der Grund, Privaten von einer Produktion auszufchließen, fann an fich 
außer allem Zufammenhange mit den Staatseinnahmen ftehen und darin liegen, 
daß Privaten ein beftimmtes Gewerbe, wenn es ihnen geftattet wäre, zum Nadh- 
theile des Publifums betreiben würden. Der Nachtheil kann erftens ein moralifcher 
fein, wie bei Potterieen und andern Glüdsfpielen oder bei öffentlichen Häuſern. 
Hier hat der Staat das Recht und vie Pflicht, folhe Induftrieen den Privaten zu 
verbieten, aber — — aud felbft ſich derfelben zu enthalten. In biefem Fall 
entfteht daraus fein Monopol des Staates, wohl aber, wenn er verfehrter Weife 
als Gefammtheit felbft betreibt, mas er den Einzelnen in ver Gefammtheit ver- 
bietet. Der Grund fann aber aud) zweitens ein wirthfchaftliher fein. Gewiffe In- 
duftrieen find nämlid nicht an fid) verwerflich, fondern fogar nüglih, aber ver 
Staat darf fie den Privaten verbieten, wenn er entweder das Gewerbe felbft 
befier betreibt (vergleihe was im Artikel Staatsmonopole über das Münzmonopol 
gelagt ift), ode wenn er neben der Privatinduftrie für feine eigenen Bedürfniſſe 
daffelbe Gewerbe betreiten muß, fo daß die Koften der Privatprobuftion plus 
denen ber nit monopolifirten Staatsprobuftion viel größer wären, al® bie ber 
monopolifirten Staatsproduftion allein (vergleihe Das am felben Ort über das 
Poſt- und Zelegraphenmonepol Geſagte). Die aus folden Gründen dem Staat 
refervirten Gewerbe nennt man volkswirthſchaftliche oder polizeilide 


Staatswirthfchaft. 103 


oder politifhe Staatsmonopole. In dem genannten Artikel Staatsmono- 
pole haben mir gezeigt, daß in unfern modernen Staaten von allen Monopolen 
biefer Art nur das Münzmonopol und theilmeife das Poft- und Zelegraphenregal 
eine innere Beredhtigung haben. Bon biefen allgemein wirthſchaftlichen Monopolen 
find wohl zu unterſcheiden vie rein ſtaatswirthſchaftlichen, bie f. g. Fina nz— 
monopole. Ihr Entftehungsgrund ift einfach der, daß der Staat aus gewiſſen 
Produktionen eine Einnahme fi verfhaffen will, aber die Konfurrenz mit den 
Privaten nit aushalten kann und darum den Privatbetrieb verbietet, oder nod) 
richtiger, daß der Staat auf gewiffe Waaren eine Abgabe, einen innern Zoll legen 
will, welhem Zol die von Privaten gemachten, nicht aber die von ihm felbft 
gefertigten Produkte fich entziehen können. Bergleihe als Beiſpiele das am ange- 
führten Drt über das Tabaks-, Salz» und Bergwerksmonopol Geſagte. Alle 
genannten Arten von Staatsmonopolen können fo gehandhabt werden, daß ber 
Staat daraus ebenfoviel Einnahme zieht, als Privaten in freier Konkurrenz 
darand ziehen könnten, ober daß er weniger ober endlich daß er mehr Gewinn 
madt, als Private machen könnten. Die Natur der Sache fordert aber eine ganz 
andere Behandlung der allgemein politifchen und der ſpeciell financiellen Staate- 
monopole. Bel den politiihen Monopolen muß der Einnahmepunft ganz zurüd- 
treten. Um biefen Produftionen jede Gehäffigkeit zu nehmen, müffen die Produkte 
mindeftens fo billig afgefegt werden, als Privaten fie liefern könnten, wo möglich 
fogar zu niedrigeren Preifen. Ja zur Noth dürfen für diefe, als im allgemeinen 
Interefje tem Staate refervirte Produktionen, die Koften aus den allgemeinen 
Einnahmen des Staates, aus den Steuern gebedt werden. Eobald bebeutend unter 
dem Marktpreis die Produkte abgegeben werben, braucht fogar die Privatprobuftion 
nicht einmal verboten zu werben, fie verbietet fih von felbfl. Dann fallen biefe 
Einnahmen mehr und mehr unter die oben sub 1 behandelten Staatseinnahmen 
ans Produltionen, welche Privaten nicht vornehmen wollen oder nicht können. 
Die Finanzmonopole in gleiher Art zu handhaben, wäre eine Abfurbität. 
Bill man diefelben einmal errichten, dann muß die Einnahme daraus mindeſtens 
fo groß fein, als die, welde Privaten daraus machen fünnten. Ueberhaupt fpricht 
aber gegen ſolche Staatsinduftrie Alles, was auch ſchon gegen Staatsproduftionen in 
Konkurrenz mit Privaten gefagt ift, nur Alles in ftärferem Maße, da ver frifche 
Hauch der Konkurrenz fehlt. Keine neue Erfindung braucht angewendet, feine gün- 
ftige Konjunktur benugt, feine fchlechte vermieden, feine Arbeit eifrig betrieben zu 
werben, furz der Schlendrian kann ein enormer fein, und doch fließen ungeheure 
Sunimen in die Staatskaſſen, eine flüchtige Betradhtung zeigt alfo nit einmal, 
wie thener der Staat arbeitet. Mit einer fo großen Einnahme, wie Privaten fie 
erzielen können, ift dem Staat aber meiftens noch nicht gedient, er will mehr 
haben, denn gerade darum monopolifirt er gewiffe Ermwerbszweige. Ja, wenn ein- 
mal ein Monopol eriftirt und aus rein faltifhen Gründen nicht abgefhafft werben 
kann , wie 3. B. das Tabatsmonopol in den meiften Staaten, dann ift e8 aud 
richtig, den Preis des Probuftes, falls diefes nun kein ganz unentbehrliches ift, 
wie das Salz, jo hoch als möglih hinaufzufhrauben, um andere Einnahmen ent- 
behren zu können. Die äußerfte Grenze ift die Zahlungsluft det Käufer, falls 
nicht auch ein beftimmtes Konfumtionsquantum einem Jeden aufgelegt wird, wo 
es dann für den Preis feine andere Grenze als die Zahlungsfähigfeit giebt; 
die Grenze der Zahlungsluft ift entweder in betrügerifher Verforgung mit denſel— 
ben Gütern, in Schmuggel, oder in Entfagung des Genuffes gefegt. Gerade fo 
wie bei der Beftenerung eines jeden andern Genußgutes ohne Monopolifirung 
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des ganzen Probuftionszweiges, z. B. bei Einfuhrzöllen. Gewiß hat alfo 2. Stein 
Recht, wenn er fagt, was wir aud aboptirt haben, daß die in financiellem 
Intereffe vorgenommene Monopolifirung eines Erwerbszweiges dur den Staat 
nichts Anderes ift, als eine befondere Art der Steuererhebung. Soweit ber Preis 
der Produfte, welche der Staat in feiner monopolifirten Induftrie ſchafft, eine 
Steuer enthält, gehört die Einnahme daraus in den folgenden Abjhnitt ‚der 
zwangsweiſe vom Staat erhobenen Einnahmen. 

Daß die bisher angeführten Ginnahmen bei den ungeheuren Anfprüchen, 
welche an unfere modernen Staaten gemacht werben, nicht ausreichen, außer wenn 
etwa der Staat ein großes ausgeſondertes Grundeigenthum bat, fieht ſich Leicht 
ein. Der weitaus überwiegende Theil ver Koften muß auf andere Weiſe anfge- 
bradt werden. — 

Den drei genannten Arten ver Staatseinnahmen aus freiem Verkauf ver 
eigenen Staatöprobufte zu ihrem vollen Werth oder darunter, mit natär- 
lihem Ausschluß, obne Ausfhluß, oder mit fünftlidem Ausſchluß 
der Privatfonkurrenz, ftehen, wie fhen im Vorigen mehrfach berührt, die zmange- 
weife erhobenen Staatseinnahmen gegenüber. 

B. Die zwangsweife erhobenen Einnahmen des Staates. 

I. Die Strafen, welhe der Staat zwangsweiſe, ohne irgend einen 
Begenwerth zu geben, erhebt; 

II. die Steuern, melde er zwangsweife erhebt, ohne zwar unmittelbar 
einen Gegenwerth zu geben, für melde er aber doch mittelbar in 
feinen Staateleiftungen, welche weber durch Verlauf noh durd Strafe 
ſich bezahlen, einen Gegenwerth gewährt. 

I. Strafen. 

Der Staat und andere Gefammtheiten müſſen aus nicht hierher gehörigen 
Gründen ein Strafreht über ihre Mitglieder haben. Diefe Strafen fünnen, wie 
in manchem Anderen, fo aud in beftimmten Leiftungen oder in Zahlung von Gelb 
beftehen. Der Staat bat alfo in feiner Strafgemalt eine Einnahmequelle von 
Naturalleiftungen und Geld. Der Staat und andere Gefammtheiten müffen fich 
aber wohl hüten, ihr Strafreht überhaupt und fpeciell das Nedt in Geld 
zu ftrafen, einfeitig oder aub nur vorwiegend im Intereffe ihres Seckels auszu: 
üben, Es darf nicht alles Mögliche geboten und verboten werben, nur damit bie 
Uebertretung mit einer Strafe belegt werben fann, und darf bie Etrafe nur dann 
in Geld beftimmt werben, wenn aus einem inneren Orunde die Oelpftrafe die zweck⸗ 
mäßigfte ift. Das Strafrecht des Staates kann gemiljermaßen als ein politifches 
Monopol betradhtet werben, bei welchem, nad dem im vorigen Abfchnitt Gefagten, 
das Geldintereſſe ganz zurüditehen muß. Diefer Punkt ift befonders wichtig bei Ber- 
breden, deren Beftrafung dem Staat im Intereffe Aller, auch ohne oder felbft 
gegen ven Willen des Beſchädigten obliegt. Hier wird eine Geldſtrafe felten ange- 
bracht fein, fhen aus dem Grunde, weil fie, wenn niedrig, für den Reichen keine 
genügende Strafe, wenn hoch, für den Armen unerſchwinglich ift, und bie Gleich⸗ 
beit vor dem Geſetz, wenigſtens in Kriminalfaben, eine gleich harte Beſtrafung 
Aller verlangt. Die Gelpftrafe kann, als nur ausnahmsweiſe auferlegt, nicht viel 
einbringen. Die Kondemnation des unterliegenden Theiles in einem reinen Givil« 
proceß oder in der civilen Seite des Kriminalproceffes, felbft wenn fie auf Geld 
lautet, gehört nicht hieher, denn dieſes Geld erhält in beiden Fällen nicht ver 
Staat, fondern der Geſchädigte. So bleibt als Staatseinnahme faft nur die Er- 
fegung der Koften, weldye das Kriminalverfahren und Eivilverfahren verurjacht. 
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An und für fi wäre Nichts dagegen einzuwenden, daß Alle, welche ald Verleger 
des öffentlichen und Privatrehts die Juſtiz nöthig machen, zur Strafe aud bie 
ganzen Koften berfelben tragen, allein vie ftrifte Ausführung dieſes Grundſatzes 
jheitert an äußern Schwierigkeiten. Einmal wäre eine genaue Beredhnung ſchwer, 
wie viel von dem Koften auf jeden in einem beftimmten Zeitraum Berurtheilten 
fommen würde. Selbft wenn fie aber im Voraus oder nachträglich für einen be- 
fimmten Zeitraum möglich fein follte, 3. ®. indem im Boraus jeber eine fehr 
große Summe bezahlen müßte, von welder er fpäter den Reſt zurüdgezahlt erhielte, 
wie bei Einzahlungen der Berfiherungen auf Gegenfeitigfeit, fo wäre biefe Ber- 
theilung ber Koften doch eine ungerecdhte, denn wenn wenig Procefje in einem Jahr 
geführt würben, müßten die wenigen Berurtheilten bie ganzen Koften tragen, ohne 
daß ihre Schuld eine größere gewefen wäre, als wenn viele Proceſſe im gleichen 
Zeitraum vorgelommen wären. Die Koften aus einem langjährigen Durchſchnitt zu 
berehnen, geht auch faum an. Zudem muß in allen Fällen der Kriminalredhtes 
pflege, wenn ver Ungellagte freigejprohen wird, der Staat als Kläger felbft die 
Koften tragen, und ebenjo würden Biele fein, welche die Koften ihrer Verurtheilung 
nit tragen könnten. Sollen die zahlungsfähigen Schuldner etwa für dieſe bie 
Koften mittragen! Die Koften der Rechtspflege fünnen weder, wie oben gezeigt, 
durch Berkauf des dem fiegenden Theil geleifteten Dienftes, noch durch Strafgel- 
der, welche ber unterliegende Theil zahlt, ganz gebedt werden. Nur ein Theil kann 
jo aufgebraht werben, und zwar durch Strafen, melde in irgend ein gewiſſes 
Berhältnig zu den Procefobjelten, aljo der Proceßſumme im Civilproceß oder zu 
ber dem Verbrechen proportionalen Strafgröße in peinlihen Fällen gejegt werben. 
Die übrigen Koften der Rechtspflege find auf andern Wegen zu beden, wie bie 
Koften der andern Staatsthätigfeitenr. 

Außer den genannten Strafgeldern kommen nody eine Menge anderer, wegen 
Heinerer Bergehen,. wegen Unterlaffung polizeiliher Gebote oder Uebertretung poli- 
zeiliher Verbote vor, als da find unterlaffene Straßenreinigung, unterlafjenes 
Schornfteinfegen, Betretung unerlaubter Wege, nicht angezeigte Feuersbruuſt und 
dergleichen mehr, meiftens Einnahmen nicht des Staates, fondern der Gemeinden. 

Speciel endlid nur durd die Staatéwirthſchaft felbft hervorgerufen 
find die Strafen für betrügerifher oder vergeßliher Weife unterlaffene oder ver- 
fpätete Steuerzahlung, feien es ©elvleiftungen oder perſönliche Leiftungen des 
Militär-, Gejhwornen-, Löſch-Dienſtes u. f. w. 

II. Steuern. *) 

Die aus dem freien Verkauf der eigenen Probufte und die aus den 
Strafen fließenden Einnahmen des Staates können entfernt nicht genügen. 
Die Hauptfahe muß die Einnahme fein aus Steuern, d. b. aus zwangéweiſe, 


—— 


*) Die Anlage und Ausführung dieſes Aufſatzes war urſprünglich ſo gemacht, daß dem 
Programm des Staatswörterbuhs gemäß ein eigener Artikel „Steuern“ als Bindeglied zwi: 
Iden der Betrachtung der ganzen Staatswirthſchaft und der einzelnen Gteuerarten Plap fand. 
Epäter, ale der vorliegende Artitel zum heil bereits gefchrieben war, ſah fih die Redaktion 
weranlaft, den Seren Derfafler zu erfuchen, er möge auch die allgemeine Theorie von den Steuern 
Infomweit berüdficgtigen, daß der Artikel „Steuern“ dadurch entbehrlich werde. Der Herr Verfaſſer 
bat dem Wunſche der Redaktion entiprochen, bemerkt jedoch zu diefer Aenterung: „Meine Behand: 
lung der Steuern mußte alfo, damit nicht eine weſentliche Lücke zwijchen dem Artikel Staatawirtbfchaft 
und den einzelnen Steuern bliebe, eine ganz andere, namentlich eine viel weitere werden, ald urfprüng- 
lich beabfiktigt war. Daß für diefe im legten Augenblick nethwendig gewordene tbeilweife Umarbei⸗ 
tung umd Die Iheilweife ganz neue Ausarbeitung die nöthige Muße fehlte, möge mande Lüden 
jowie manche noch nicht genug präcifirte Anficht und Ausdrudsweife entſchuldigen.“ 
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nicht immer gegen bireften, fondern oft nur gegen indireften Gegenwerth, nämlid 
den der Benugung von Staatsglitern, erhobenen Abgaben der Staatsangehörigen. 
Ueber die Begründung der Steuerpflicht, welche nad unferer Definition der Staats: 
wirthfhaft und unferer obigen Einleitung nicht zweifelhaft * fann, vergleiche 
den Artikel Steuerpflicht. 

Zu den Steuern find nad unferer Auffaffung nit nur die Abgaben zu 
rehnen, welde äußerlid an gar feine beftimmte Gtaatsleiftung fih anſchließen, 
— auch die in den vorigen Abſchnitten geſchilderten an den Verkauf gewiſſer 

rodukte geknüpften Einnahmen find Steuern, ſoweit ihr Betrag über ven 
Werth des gekauften Produktes hinausgeht, ſoweit alfo der Käufer nicht zahlen 
würde, wenn er nicht zahlen müßte. Der Begriff ver Steuer hängt in ganz 
ähnlicher Weife nit am beftimmten, äußerlich als folchen erfennbaren Zahlungen, 
wie der Begriff dee Kapitals auch nicht an einem beftimmten Gegenftand, fondern 
er liegt in dem Grunde ver Zahlung, wie der des Kapitals in der Berwendungs- 
art eines Gegenftanves. Darnach find die Steuern eines Staates nah Zahl, Art 
und Namen fo verfchieden, daß es ſchwer ſcheint, dieſe Mannigfaltigkeit der Er- 
fheinungen unter ein gemeinfames Princip zu orbnen. Gerade aber wegen biefer 
Mannigfaltigkeit, welche ſchon aus einem flüchtigen Ueberblid über die im Staate- 
wörterbuch behandelten einzelnen Steuern und Gefälle fi) ergiebt, wird es nöthig, 
1) nad einem Brincip für die Befteuerung eines Jeden, nad) einem Beſteuerungs— 
maßftabe zu fragen, 2) fih umzuthun, wer gemiffe Steuern zahlen muß, 
Steuerveranlagung, und 3) zu unterfuhen, wer am Ende wirklich durch 
bie Steuerzahlung betroffen wird, Steuerübermwälzung. 


1. Beftenerungsmaßftab oder das Befteuerungsprincip. 


Der rihtigfte Befteuerungsmaßftab fheint mir zu fein: die 
Summe von ©enüffen, welche jeder felbfländig Wirthſchaftende 
aus feiner Arbeit und aus feinem Bermögen in einer beflimmten 
Periode fih verfhafft oder ohne Shmälerung feiner natärliden 
Arbeitsfraft und feines bisherigen Vermögens fih verfhaffen 
fann. Diefer Summe von Öenüffen muß die Steuer proportio» 
nal fein. Die fämmtlichen Genüffe des Menſchen, d. h. Alles, worüber er zur 
Defriebigung feiner Bedürfniſſe verfügen kann, follen der Befleuerungsmaßftab 
fein, foweit fie aus Arbeit und Beſitz herrühren, foweit es alfo nicht Genüſſe 
find, welche Jedem jederzeit zu Gebote ftehen durch Benukung der f. g. freien 
Güter oder reiner Naturgüter. Als Maßſtab können die Genüffe ja nur dienen, 
wenn man fie felbft mefjen kann; fie find aber nur zu meflen an ihrem Preis, 
an ihrem Tauſchwerth. Der Gebrauchswerth oder die rein fubjeftive Werthfhägung 
des Genuſſes kommt nicht in Betradht, weil er fi jeder Meffung entzieht. 
Wollte man die fubjektive Werthſchätzung, falls fie möglich wäre, zu Grunde 
legen, jo würde leidht der Arme bedeutend mehr an Steuern zu zahlen haben, als 
der Reihe. Dem nad) vollbradhtem anftrengenvem Tageswerk hungrig und burftig 
heimfehrenden Arbeiter ift fein frugales Abendeſſen und fein Schlud dünnen Bieres 
ſubjektiv gewiß ein größerer Genuß, als dem trägen, überfättigten Reihen Auftern 
und Champagner. 

Warum fol nun die an ihrem Tauſchwerth mefbare Genufimenge ven Maß— 
ftab für die Beſteuerung abgeben? Weil jeder Genuß des Menjhen in einer 
bireften Beziehung zum Staat und deſſen Funktionen fteht, weil jeder durch die— 
jelben erft ermöglicht ift und mit Einftellung der Staatsfunktionen gefährdet fein 
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würde. Aus allen einzelnen Genüfjen baut fi aber für jeven bie Geſammtheit 
feiner Genüffe, fein Genußquantum auf. 

Man kann fih das füglid auch. umgekehrt jo veranfhaulichen, daß man alle 
Genüſſe in eine Menge Kleiner ideeller Theile getheilt denkt. Diefe Theile müſſen 
io Hein gedacht werden, daß auch ber Unbemitteltfte, falls er nur nicht dem Staate 
oder der Gemeinde als Armer zur Laft fällt, ſolche Genüſſe fih ſtändig oder 
wenigftens ab und zu verfhaffen Tann, falls er will, falls er ein Bepürfniß 
darnach hat. Kein einziges folhes Keine Theilhen von Genuß hat der Menfd,, 
ohne daß ihm bireft oder indirelt der Staat durch feine Eriftenz und durd feine 
Thätigkeitem mit dazu verholfen hätte. Für jeden Meinften Theil des Genuffes iſt 
der Menſch dem Staat verpflichtet, ift er ſteuerpflichtig. Ie mehr ſolche Genuß- 
teile iym zu Gebote ftehen, um fo mehr verdankt er dem Staat, um fo größer 
ift feine Beitragspfliht für die Erhaltung und Weiterbilvung bes Staates In 
allen feinen Yunktionen. Die. Beitragspflicht muß ver in Geld gefhägten Menge 
von Genüfjen proportional fein. Sm allen feinen Genüffen fol fih der Menſch 
eins fühlen mit dem Staate, denn ohne den Staat wären alle biefe Genüffe in 
drage geftellt. Im jo fern darf man jagen, die Beitragspflicht richtet fih darnach, 
wie großen Nuten der Einzelne vom Staate zieht. 

Das tft micht der mit Necht getadelte atomiftifhe Nützlichkeitsſtandpunkt. 
Der Staat foll fi nicht für den einzelnen geleifteten Nugen oder Dienft bezah- 
len laſſen, fondern für vie Gefammtheit. Der Nugen, melden Jemand von einem 
einzelnen Staatsinftitnt hat, ift faft nie zw berechnen, wollte man es verfuchen, 
man läme zu dem Gage, daß der Arme einen größern Nugen vom Staat hätte 
als der Reiche, Er könnte fich ohne ven Staat mit feinen geringen Mitteln in den mei- 
ſten Hällen viel weniger helfen als der Reiche. Um nur die beiden wichtigften Seiten zu 
nennen: ohne öffentlichen Beiftand könnte der Arme ſich weder bilden noch fi ſchützen, 
der Reiche könnte ſich beides bis auf einen hohen Grad verfchaffen, aud ohne 
Staat, andy ohne Gemeinde. Wem aber würde es aus dieſem Grunde einfallen, 
dem Armen mehr von den Laften des Staates aufzubüirden als dem Reichen, wenn 
auh nicht abfolut, fo doch relativ. Alſo eime nach umten fteigende Progreffiv- 
feuer! Wenn ver fubjetive Nuten eines einzelnen Inftituts, der Gebrauchswerth 
entfhiede, müßte dann nicht auch bei Privatverfiherung gegen Hagel oder euer 
die Prämie, welche der Arme zahlt, viel größer fein, da er ohne die Berfiherung 
durch Hagelihlag oder Feuer tetal ruinirt werden könnte, während der Reiche den 
Berluft zu tragen vermag? Wenn eine Verfiherungsgejelihaft den Mafiftab ves 
jubjeftiven Nugens an die Prämie legen wollte, würde man das gewiß mehr als 
fonderbar finden. Muß es nicht bei dem Staat, diefer größten und wichtigften 
aller gegenfeitigen Berficherungen, ebenfo fein? Auf der andern Seite fünnte man 
jagen, wie viel höhere Bildung gewährt der Staat dem Neihen, wie viel mehr 
Güter ſchützt er ihm, alfo wie viel mehr nütt er ihm! Wird der Reiche nicht audy 
ehr viel mehr dafür bezahlen müflen? An ver Habe des Armen vergreift fi 
Niemand fo leicht, die hat er felbft auch, aber an der Habe des Reichen, welche 
er durch Arbeit zu erringen nicht im Stande if. Muß nicht die eg lan 
des Meichen in höherem Grave fteigen, als feine Genußmenge fteigt? Alſo eine 
nah oben fleigende Progreſſivſteuer! 

Aus dem einen Grunde müßte die Steuer nad unten progreſſiv zunehmen, 
aus dem andern nad oben. So vereinigen fie fi) am beften in einer der Genuß- 
menge proportionalen Steuer, wie wir fie fordern. 

- Dem Nugen des Staates ftehen feine Koften parallel, ver Einzelne muß zu 
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biefen Koften beitragen, in dem Maß, als er an dem Nuten participirt. Im fo 
fern darf man aud fagen, daß Jeder nach ben Koften beizutragen hat, welde 
er dem Staate verurfacht, nur wieder nit atomiftifh auf die Koften eines 
jeden einzelnen Staatsinftitutes oder jeder einzelnen Dienftleiftung berechnet, 
fondern nur foweit die Koften allgemein dem Nuten entfprechen. 

Die im Wefentlihen die Gründe gegen andere als die Proportionalbefteue- 
rung; weiter unten fommen wir auf die Wipderlegung ber verſchiedenen nicht 
proportionglen Befteuerungstheorieen. 

Nicht nur die Genüffe, welhe Jeder fih verfhafft, ſondern aud die, 
welche er fih ohne Schmälerung feiner natürlihen Arbeitstraft 
und feines Bermögens fhaffen fann, follen befteuert werden. Wenn 
der Menfh im Verhältniß feiner Genüffe zur Steuer herangezogen werben fol, 
önnte es auffallen, daß auch die nur möglichen Genüffe, welche aus Bermögen 
und Arbeit fließen können, befteuert werben follen, dennoch ift es das Richtige. 
Schon die Möglichkeit, zu genießen, ift ein Genuß, ja fogar ein folcher, ver Man— 
chem größer ift, als ver wirkliche Genuß, fonft würbe. er ja vie Möglichkeit zur 
Wirklichkeit maden. Wem dieſe Beftenerung ver möglichen Genüffe nicht einlewchtet, 
dem kann man biefelben auch als wirkliche Genüſſe darftellen, als f. g. negative 
Genüffe, denen dann fämmtlihe andern als pofitive gegemüberftünden. Bei ber 
Arbeit ift das fehr leicht einzufehen. Die Unthätigkeit, Die Muße, oder wenn man 
will die Trägheit, wird der Erarbeitung von andern Gütern vorgezogen. Der 
negative Genuß ift das Nidtarbeiten, das Faullenzen, ein Genuß, ter bei gewif- 
fen Völkern viel höher angefhlagen wird, als bie Berfhaffung pofitiver Genüſſe 
tur Arbeit. Aehnlich kann es als negativer Genuß aufgefaßt werben, Güter, 
welche man felbft nicht benußt, unbenutzt zu laffen, ſtatt file zu vermiethen, zu 
verpadhten. In. Geldform ift e8 am einleuchtendften. Das Geld bei fich liegen zu 
haben, alfo unbenugt zu laffen, ift ver Genuß bes Geizhalfes. Aehnlich muß das 
aud bei allen Gütern fein, für melde das Geld nur die neutrale Form ift. Bei 
einer Wohnung ift ja auch der Unterſchied ſchwer aufzufinden, ob man Räume 
gar nicht benugt oder felten benutzt, es können z. B. bei Fremdenzimmern in 
Däufern reiher Familien ganze Steuerperioven vergehen, ohne daß fie einmal 
bewohnt, oder bei Theilen eines großen Parles, daß fie jemals betreten werben. 
Sind fie benugt oder nit? Hat man einen Genuß davon gehabt, ober nicht? 
Auf jeden Fall hat man immer burd ‚den bloßen Befig Genuß gehabt, denn 
hätte eine andere Benupung einen größern Genuß dem Eigenthümer gewährt, fo 
würde er biefe Benugung vorgezogen haben. Was fo von einzelnen Simmern 
eines Haufes, von Theilen eines Parkes gilt, folte das nit aud won ganzen 
Hänfern, ganzen Parks gelten ? 

Diefe negativen Genüffe find den pofitiven gleich zu behandeln, ver Gelv- 
merth des negativen Genuſſes ift gleich dem Geldwerth des möglichen pofitiven 
Genuſſes zu fegen und darnady zu befteuern. Bei der Arbeit ift als mögliche Ge— 
nußmenge aus der Arbeit natürlih nur die der unterften Arbeitsgattung, der ge- 
meinen Danbarbeit, welche Jever verrichten könnte, in Anſatz zu bringen,- denn 
e8 ließe fih ſchwer ermitteln, wie viel Jemand, der nicht arbeitet, feinen Anlagen 
und Fähigkeiten nad, verbienen fünnte In der Beftenerungsprarts wird übri- 
gens diefe möglihe Genußmenge füglih außer Acht gelaflen werben Finnen. 
Wenige find in der Page eines Einfommens aus Arbeit ganz entbehren zu können, 
und die welde es könnten, werden zum größten Theil durch ihren Erwerbsſinn 
ober ihr Pflichtgefühl dennoch zur Arbeit getrieben, es blichen nur bie reichen und 
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armen Bummler. Bei einem geiftlig oder körperlich Arbeitsunfähigen iſt natürlich 
eine Befteuerung des negativen Genuſſes aus Nichtsthun, oder eine Befteuerung 
des möglichen Arbeitseinfommens ein Unding. 

Diefe f. g. negativen, oder bie aus Arbeit und Vermögen möglichen Genüffe 
find nah unferm obigen Sag nur foweit als ftenerbar zu berechnen, als der ent= 
ſprechende pofitive Genuß ohne Schmälerung ber natürlihen Arbeitsfraft und des 
bisherigen Bermögens reiht. Ein unbenngtes Haus darf nicht jedes Jahr feinem 
ganzen Kapitalwerth nad beftenert werden, aus dem angeblihen Grunde, daß ver 
Eigenthümer dasſelbe hätte verlaufen, in umlaufende Genußgüter umfegen, und 
ganz hätte aufzehren fünnen. Eine unbenugte Arbeitöfraft darf ebenfo nur bis zu 
der Anfpannung als fteuerbar gelten, als dieſelbe nachhaltig ertragen kann. Alſo 
darin liegt ein Unterſchied gegen die pofitiven Genüfle. 

Dem im obigen Sinn ermittelten Genußquantum muß die Steuer proportio- 
nal fein. Um uns im Folgenden immer darauf beziehen zu können, ftellen wir 
folgendes Schema auf für einen Staat von 1,111,110 Einwohner, weldye bei 
äinem jährlihen Gefammtgenußquantum von 600,000,000 Rthlr. eine Steuer- 
jumme von 60,000,000 Rthir. aufbringen müſſen. 


1. IL III. v | ,% wc 













teuerflafjen Jede Klaſſe Jeder Hat in jeder) Jede Klaſſe hat In jed RL. bringt! Iebe Klaſſe bringt 
oder at Klafle ein Genuß · zuſammen ein Ge⸗ Jever bei 1U Vroz. bei 10 Pros. 
Sllafjen: | Steuerpflichtige: gantum von Inußquantum von, Gteuer auf Steuer auf: 
Rtblr. Fr hir, we __Rıplr. _Rtbir 
* 1,000,000 100 Sa] 10 | 10,000,000 
u. 190,000 1,000 |100,000,000 100 | 10,000,000 





III 10,000 10,000 |100,000,000: 1,000 | 10,000,000 
IV. 1,000 100,000 |100,000,000| 10,000 | 10,000,000 
v. 100 | 1,000,000 |100,000,000| 100,000 | 10,000,000 
v1. 10 | 10,000,000 |100,000,000| 1,000,000 | 10,000,000 


I— VI. | 1,111,110 600,000,000, 60,000,000 


Ic lege das Gewicht auf die Genüffe und nicht wie die meiften National« 
ölenomen auf das, wenn auch ſehr verfchieden aufgefaßte, Einkommen. Der 
Hauptgrund zu diefem Berlangen ift für- mid ber von neuern Nationalöfonomen, 
wie Schäffle und Schmoller gerade auch für die Finanzwiſſenſchaft herausgekehrte 
jehr richtige Gedanke, daß, wie für die gefammte Vollswirthſchaft, fo auch fpectell 
für die Staatswirthfhaft der Menſch in legter Inftanz nidt als Arbeits- 
maſchine, fondern als fühlendes, genießendes Wefen, nit qua Producent, 
jendern qua Konfument in Betraht fommen muß. Die ganze im Staat 
und im Bolf lebende Berfönlihleit des Menſchen mit allen feinen 
Neigungen, feinen Bedürfnifien, für welche die Proouftion (mit der fih die Na- 
tionalölonomie freilih allein zu befchäftigen hat) nur Mittel, nit Zweck 
it, fol Steuerzahler fein, night nur der Menſch, fo weit er producirt, 
joweit er ſich Einfommen fhafft. Das Hervorfehren ver ganzen 
menfhlihen Perfönlihkeit vor der Produltionsperfon bleibt trog 
aller guten Abfiht Phrafe, fo lange überall, mo dieſes Hervorfehren praftifch 
werden fann, ja praftifh werben muß, von dem Menſchen als geniehenves 
Befen, wieder abgefhwentt wird zum probucirenden. Das geſchieht aber im 
Finanzwefen durdy die Einfommensbefteuerung. 

Mein Befteuerungsmaßftab kommt, um es kurz zu fagen, ungefähr heraus auf 
das Einfommen, wie e8 Shmoller im XIX. Band der Beitferift für die geſammten 
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Staatswiffenfhaften 1863 als Beftenerungsmaßftab aufftellt, aber nach Abzug 
desjenigen Theiles, welcher der Konfumtion, dem pofitiven oder negativen Genuf, 
entzogen und zur Weiterproduftion verwendet wird. Das Schmoller'ſche Ein- 
fommen ift „die Summe von Mitteln, weldhe der Einzelne, ohne in feinem 
Bermögen zurüdzulommen, für fib und feine Familie, für feine geiftigen und 
förperlihen Bedürfniſſe, für feine Genüffe und Zmede, kurz für Steigerung feiner 
Perfönlichkeit in einer Wirthichaftsperiode verwenden kann“. Zu diefem Einfommen 
rechnet Schmoller mit Recht aber aud, was wir als mögliche Genüffe den wirfli- 
hen entgegengefegt haben, wenn er fagt: „Zum Einkommen gehört nidt nur ber 
im Tauſchverkehr erjcheinende Reinertrag dieſes oder jenes Gutes, diefes oder jenes 
Gefchäftes, ſondern aud jeder unmittelbare Verbraud, der in der Benugung eines 
eigenen Haufes, eigener Pferde, eines eigenen Gartens, oder aud nur in dem 
Genuſſe der Möglichkeit folder Benugung liegt”. Die Möglichkeit 
der Benugung eines Gutes ein Einfommen zu nennen, beißt zwar felbft ver 
Sprache der Nationalötonomen Zwang anthun, doch ift der Gedanke voll- 
fommen richtig. 

Um ven Theil des Einkommens, welcher nit fonfumirt, ſondern zur weitern 
Produktion aufgefpart oder fapftalifirt wird, aud mit ald Genuß befteuern zu 
fönnen, müßte man ihn für einen möglihen Genuß ausgeben, oder fagen ber 
Genuß des Kapitalifirens, des Ueberfparens wäre für den, ver es thut, größer 
als ver Genuß des Berbraudes, denn fonft würde er es nit thun. Allein tas 
geht denn doch nicht, die Erfüllung des Pflichtgefühls, das dem Sparer und nament- 
lid dem armen Sparer ſchwer genug wird, für einen höhern Genuß als den Ge— 
brauch des Zurüdzulegenden auszugeben! Der Unterfhieb gegen vie mögliden 
Genüffe liegt ja aud auf der Hand: Das neu Fapitalifirte Einkommen wird bie 
Duelle eines neuen Einkommens, und damit neuer Genüffe, bringt alfo mit der 
Zeit dem Staat mehr an Steuern ein, ald wenn es verzehrt worden wäre; ein 
Genufgut, das man lieber unbenugt läßt oder nur zum Theil benugt, wird da— 
durch nicht eine neue „Grundlage dauernder Nutzung“. 

Das Refultat des Steuerertrags vom Einkommen nach Abzug des zur fer- 
nern Produktion verwendeten ift natürlih ein ganz anderes, als das bes Steuer⸗ 
ertragd vom ganzen Einfommen, 3. B.: 

Jemand habe ein Vermögen von 200,000 Thlr., das 509/, Zinfen trägt, 
dann ift 







ö | Bom Einfommen 10 Proz. Steuer vom 
das Vermögen dae Einkommen. wird fapitalifirt Genußmenge. EinfommT Semi. 


200,000 | 10,000 5000 | 5,000 1000 I. 500 
205,000 10,250 5000 5,250 | 1025 | 5% 
210,000 | 10,500 5000 5,500 | 1050 |. 550 






* 





395,000 | 19,750 5000 | 14,750 | 1975 | 1,475 
400,000 | 20.000 f) 20,000 | 2000 [2,000 


&o lange fapitalifirt wird ift die Steuer niedriger als fie wäre, wenn Alles 
aufgezehrt würde, das Vermögen wächst aber fo bebveutend, daß in 40 Jahren 
das Bermögen und Einkommen nod einmal fo groß iſt, alfo auch noch einmal 
jo viel Steuern trägt. 
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An demſelben Beiſpiel mag umgekehrt die Differenz in der Beſteuerung bei 
Rapitalverbraud ſtatt neuer Kapitalanfammlung ſich zeigen. Es iſt: 


5 i Vom PBermögen 
im Jade | das Dermögen das Einfommen pr een rm Se 





Genufmenge, |10. Ps Steuer vom) 
* menge. · Intomm ſGenuß 





— — — — —— — 











1. 200,000 10,000 5000 | 15,000:! 1000 | 1500 | 

2. 195,000 9,750 5000 | 14,750 | 975 | 1475 

3, 190,000 9,500 | 5000 | 14,500 | 950 | 1450 
| | 

40, 5000 250. 5000 | 5250 | 25 | 53 

4. ) 010 ) ) 0 


Denn man beide Fälle neben einander hergehend denkt, z. B. den A mit 
200,000 Thlr. im Bermögen, jährlih 5000 fparend, den andern B mit gleichfalls 
200,000 immer 5000 verbraudend, dann fteht fich die Steuerlaffe in jedem Jahre 
gleih gut, fie bat immer von Beiden zufammen einen Steuerertrag von 2000, 
Denn das Vermögen des Einen verzehrt ift, hat fich das gleich große Vermögen 
des Andern verdoppelt. Alſo für den Staat immer Gleichheit. In einem Bolte, 
in welhem die Einen zufammen mehr neu zu Kapital madhen, als die Andern 
von dem Sapital verzehren, wird, von dem Augenblick an, da dieſer Proceß be» 
zinnt, allerdings vie Steuer , zuerft abnehmen, dann aber ftetig fteigen und bie 
alte Höhe bald wieder einholen. In einem Bolt aber, das mehr verbraudt vom 
alten Kapital, als neues erfpart, wird zuerft die Steuer fteigen, dann aber all- 
wählig abnehmen, genau genonmen, wenn das ganze Volt fo lebt, wie in unferm 
obigen Beifpiele des B, mit der Zeit ganz aufhören. 

Wenn die Genußmenge ver befteuerbare Gegenftand ift, dann weicht bie 
Veſteuerung in Biererlei befonders von der Einfommensbeftenerung ab. 

1) Jedes Einkommen, welches nicht zum Genuß verwendet, aljo nicht ver- 
brt, fondern zu Kapital gemadt, alfo gefpart wird, muß feinem ganzen Werthe 
nad von der Steuer verfchont bleiben, und wird erft befteuert in dem Einfommen, 
welches es fernerhin giebt. 

2) Jedes Gut hingegen, welches nicht ferner als Kapital verwendet, alſo nicht 
ferner geſpart, ſondern zum umlaufenden Genußgut gemacht, alſo verzehrt wird, 
muß ſeinem ganzen Werthe nach beſteuert werden. 

3) Jedes Einkommen, das zum ſtehenden Genußgut gemacht wird, muß dem 
ganzen Werthe nad) von der Steuer verſchont bleiben, dann aber als Duelle von 
Genug dauernd verfteuert werben. 

4) Jedes ftehende Genufgut, das in ein umlanfendes verwandelt wird, muß 
dem ganzen Werthe nad mit der Steuer getroffen werben. 

Die meiften auf das Einfommen bafirten Steuertheorieen wollen das ſtehende 
Kapital und die ftehenden Genußgegenftände da mit der Steuer treffen, wo Beides 
tem angenblidlihen Genuß des ganzen Werthes dur Entfagung entzogen wird, 
unfere Theorie da, wo Kapital und ftehendes Genußgut in augenblidlihen Genuß 
übergeführt werben. 

Die gleihe Steuer auf Schaffung von Kapital oder langbauernden Genuf- 
gätern und auf den fofortigen Genuß ift eine Art Strafe für die Entfagung 
und Sparjamleit, und umgekehrt ift die Nichtbefteuerung der augenblidlichen Ber- 
zehrung eine Prämie für Unenthaltfamleit und Verfhwendung. Hingegen ermuthigt 
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es zur Kapitalbildung, wenn dieſelbe dem ganzen Werthe nach von der Steuer 
verſchont, und entmuthigt es die Kapitalverzehrung, wenn ſie dem ganzen Werthe 
nach mit der Steuer getroffen wird. Kann man zweifelhaft ſein, welche Theorie, 
falls beide ausführbar ſind, wovon wir weiter unten handeln wollen, den Vorzug 
verdient! 

Einen gleich wichtigen Grund, wie den für die Genußbeſteuerung ſtatt der 
Einkommensbeſteuerung ſoeben näher ausgeführten, kann ih hier, da ber Beweis 
dafür erft fpäter bei der Steuerüberwälzung erbradt werben wird, nur nennen: 
Da durd die Steuerüberwälzung, außer bei ganz willführlider, nur auf einzelne 
Individuen und auf einzelne Güter gelegter Steuer, am Ende Jeder doch nad) ber 
Menge von Gütern, welche er in einem beftimmten Zeitraume genießt, nit nad 
der Menge von Werthen, welche er in demſelben Schafft, von der Steuer getroffen 
wird, muß es wohl das Nihtige fein, als Beftenerungsmaßftab und Steuerträger 
das anzunehmen, was aus den Gefegen, welche die Volkswirthſchaft regieren, im 
Endrefultat als Steuerträger fid) ergiebt. 

Bon andern Argumenten will ich beifpielsweife noch ein paar wenigften® an- 
deuten: Wenn der Ausgang vom Einfommen genommen wird, dann fann es 
Schwierigteiten machen, wie Geſchenke unter Lebenden und auf ven Todesfall zu 
beurtheilen find, gebt man aber vom Genuß aus, fo ift faum ein Zweifel vor« 
handen, wie ſolche Geſchenke ſowohl auf Seite des Schenkers, ald auf Seite des 
Befchenkten anzufehen find. Der Geldwerth eines jeden Geſchenkes muß der Ge- 
nußmenge des Schenkers von der nächſten Steuererhebung an abgerechnet werben, 
fie nimmt um diefe Summe ab. Derfelde Geldwerth wädhst dem Genußquantum 
bes Beſchenlten zu, und wirb von der nächften Steuererhebung an ihm zugered- 
net. Seine Sade ift es alsdann, ob er diefen Werth fogleih als umlaufendes 
Genußgut verbrauchen will, dann hat er diefe Summe als Genuß vom vollen Werth 
zu verfteuern. Will er den Werth als ftehendes Kapital oder ftehendes Genußgut 
benugen, jo hat er nur die Nugung desjelben, ven Zins, als Genuß zu verfteuern. 
Er tritt für die Steuerbehörde genau an die Stelle des Schenkers. Für den 
Scenter freilich ſcheint ein Genuß vorzuliegen bei der Schenkung, und zwar um 
den vollen Betrag derfelben, ald eine Art des oben gefhilverten negativen Genuſſes, 
fo daß man in Verfuhung kommen fönnte, beim Schenker die ganze zu ver- 
fchentende Summe als Genuß des Eigenthumsverbraudhs zu befteuern, denn wäre 
ihm der Genuß, zu ſchenken, nicht größer gewejen, als der zu behalten, fo hätte 
er nicht geſchenkt. Diefe Aehnlichkeit mit den negativen Vermögensgenüffen ift aber 
nur eine fheinbare; ber welcher Vermögen unbenugt läßt, behält es doch, ber 
Schenker nicht, bei ver Schenkung erhält ein Anderer den Genuß, während bei 
Nihtbenugung von Vermögen Niemand einen pofitiven Genuß bat. Aber nod 
mehr: das Scenfen ift gerade fo gut eine Entfagung von Genuß, als das An: 
ſammeln von Vermögen an Stelle des Verbrauchs. Oder ift hier der Genuß des 
Sammnıelns größer als ver des Verbrauchens? Die Beftenerung der Schenkungen 
wäre eine Strafe, und Schenkungen zu beftrafen wäre fo verkehrt, als Kapitalan- 
fanmlung, d. h. Sparfamfeit zu beftrafen. 

Der Beſchenkte tritt einfah an die Stelle des Scenters. 

Ebenfo muß die Uebertragung von Vermögen durch den Todesfall behandelt 
werben. Bier kann es doch aud feinem Zweifel unterworfen fein, daß für ven 
Schenter fein Genuß vorliegt, fondern nur für den Erben und Legatar, foweit fie 
aus dem Ererbten einen pofitiven oder negativen Genuß ziehen. 
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Aud die ganze Frage nad Befteuerung der Echulven, welche leicht zur Dop- 
pelbefteuerung führt, erlebigt fi fo, im Principe wenigftens, fehr leiht. Wenn 
man von Berftenerung der Genufmenge ausgeht, fo verfteht fich von felbft, daß 
bie Zinfen aus einem geliehenen Kapital nicht als Genußquantum beim Darlehen- 
empfänger befteuert werben bürfen, einerlei, ob das Darlehen zu probuftiven ober 
fonfumtiven Zweden gemacht ift, ob es gegen Berpfänbung auf ein Grundſtück 
aufgenommen {ft ober nicht. Die Darlehen bilden einen Befteuerungsgegenftand 
nur beim Darlehengeber. Wenn aus praftiihen Gründen, bie wir unten kennen 
lernen werden, die Steuer wirflib vom Verbrauch nicht zu erheben ift, 
ſondern andere Erhebungsmethoden nöthig werben, fo müffen die Schulden eines 
Jeden, als feine Genußmenge um ben Zinfenbetrag verringernd, und die Forde— 
rungen eines Jeden, als feine Genußmenge um den Zinfengenuß vermehrend, in 
Betracht gezogen werben. 

Mit diefen Andentungen muß ich leider an diefer Stelle mich begnügen, und 
bie nähere Beweisführung für dieſe Steuertheorie auf einen andern Ort verfpa- 
ren. Uebrigens mag man das Einfommen im Hermann’fshen Sinn oder mag man 
tie Dienge der Genüffe der Befteuerung zu Grunde legen, jebenfalld muß vie 
Steuer diefer Grundlage proportional fein (wie fie 3. B. Schmoller mit aller Be- 
fimmtbeit für das Einkommen fordert), d. 5. fie muß vom Einfommen ober von 
der Genußmenge eines Jeden gleiche Procente für die Staatslaffe in Anſpruch 
nehmen. Mit diefer proportionalen Beftenerung haben wir uns noch zu befhäfti- 
gen, und laffen dabei den Unterfhlev von Einfommen- und Genufbefteuerung ein- 
mal bei Seite. 

Daß jede Abweihung von der proportialen Befteuerung zur Ungerechtigkeit 
—* en ſich leicht beweifen. Betrachten wir nur ein paar andere Befteuerungs- 

pien. 

Die allereinfachfte, jede Defraudation unmöglih machende Steuer wäre eine 
für alle Steuerpflictigen ganz abfolut gleiche, eine Kopffteuer, wie man ſie fehr 
treffend nennt. Die Ungerechtigkeit ift bier zu eflatant, als daß eine ſolche Kopf» 
feuer als einzige Steuer Bertheiviger finden follte, höchſtens als eine von 
vielen fehr verſchieden veranlagten Steuern Tann fie in ein Steuerfyftem 


nn, A 
Ebenfo verkehrt, als Alle gleihmäßig zu befteuern, ift es, die Steuer auf 
Diejenigen legen zu wollen, welche dieſelbe am leichteften tragen können, nad 
der Steuertragfähigfeit oder Steuertragfraft. Für die Behauptung, die größere 
Leichtigleit die Steuer zu tragen, müfle über den Befteuerungsmaßftab entſcheiden, 
darf man nicht dad Argument anführen, auf welches man fi beim Schulvenwe- 
fen ftügt, für tie Uebertragung gewiffer ver Gegenwart zu ſchweren Laften auf 
bie Zufunft. Wenn für viefe Laften als Grund angeführt wird, daß bie 
Ipäteren Generationen die Laften leichter trügen als die früheren, fo ift das beim 
Säuldenwefen ganz richtig, denn die Fähigkeit der fpäteren Zeiten, vie Laften 
leiter zu tragen, beruht doc immer auf der Sparfamfeit der früheren, nın daß 
die Sparfamfeit in anderen Gebieten als dem ver ausgefonderten Staatswirthſchaft 
fattgefunden hat. Hingegen haben die Aermeren doch gewiß feinen Theil daran, 
daß den Reihen das Steuerzahlen leichter wird, als ihnen felbft. Wenn man aber 
auch von dem Scheinargument abfleht, hat der Sag, daf den Neichen das Steuer 
Bluntfpli un Brater, Deutſches Staats-Wörterbug. X. 8 


114 Staatswirthfchaft. 


zahlen weniger drückt als die Wermern, etwas Beſtechendes. Dennoch ift er in 
jeder Form ungereht. Nehmen wir einmal eine redht eflatant ungerechte Form. 
Es haben nach unferem obigen Schema in einem Staat: 


Jeder ein Genufquan- | zufammen ein Genuf- 


in mit f 
In oder Einfommen von|quant. od. Einfomm. von 





Steuerlaffe | Steuerpflichtigen | Rihlr. Kihlr. 
u 1771,000,000 | 100 | 100,000,000 
II. 100,000 1,000 100,000,000 
II. 10,000 10,000 100,000,000 
IV. 1,000 100,000 100,000,000 
V. 100 1,000,000 100,000,000 
v1. ———— 10,000,000 100,000,000 
I.— VI. 1,111,110 600,000,000 








Sind in diefem Staat von 1,111,110 Einwohnern 60,000,000 Thlr. an 
Steuern nöthig, fo tragen die 10 Menſchen in der höchſten, der fehsten Einkom— 
mensllaffe, die ganze Steuer viel leichter, al8 jede der andern Klaffen, 3. B. ale 
die fünfte. Werben die 60,000,000 ven den 10 Reichſten getragen, fo zahlt jeder 
6,000,000, und behält doch noch 4,000,000 übrig, jeder bat demnach nod viel 
mehr ald irgend einer der antern 1,111,100, von denen bie höchſten nur 
1,000,000 Thlr. Eintommen haben. 

In diefem Falle würden alfo alle fteuerleer ausgehen, welde nicht zur ober 
ften Reihthumsflaffe gehören, was Niemand vertheidigen könnte. 

Das behält auch feine Richtigkeit in jeder der untern Klaffen. Die 10,000, 
welche Jeder der 10,000 in ver III. Klafie haben, behalten, wenn fie allein bie 
Steuer von 60,000,000 tragen, noch immer mehr als jeder ber 100,000 zu verzehren 
bat, welche nur 1000 Einfommen befigen, die erftern behalten jeder noch 4000, 
die legtern nur ihre 1000. Die erftern tragen alfo vie Steuer leichter. 

Id) habe abſichtlich dieſes ertreme Beifpiel gewählt, um bie Ungerechtigkeit recht 
eflatant zu machen, vie Ungerechtigkeit bleibt aber auch, wenn wir e8 nicht ganz 
allein auf die oberfte Einfommensklaffe befhränten, ſondern auch vielleidyt auf bie 
zweit: und brittoberfte austehnen, mit andern Worten, wenn eine f. g. Progreffiv- 
ſteuer eriftirt, welche von jedem größern Vermögen mehr Procente ald von ben 
kleinern nimmt. 

Der Brogreffivfteuer liegt der Gedanke zu Grunde, die Steuern follten nicht 
darnach vertheilt werben, wie die Einzelnen die Steuer abfolut am leichteften 
tragen, ſondern daß jede höhere Einkommensklaſſe relativ leichter trägt, d. 5. mehr 
Procente von dem Einkommen abgeben fann, als die niebrigere Klaffe. Alſo in 
unferem Beifpiel fol weber, wie vorhin angenommen, eine ober einige Ein: 
kommensklaſſen vie Steuer allein tragen, noch aud), wie oben als das Richtige aufge: 
ftellt,, jede Einfommensklaffe im gleihen precentalen Berbältnig zum Einkommen, 
ſondern jede höhere Einkommensklaſſe mit höhern Procenten. Für die 60,000,000 
ſoll alfo nit jeder 109/, vom Einkommen geben, fondern bie 60,000,000 feien 
jo vertheilt, taß für jede Steigernng des Cintommens um 10000/, die Steuer je 
1 9/, mehr wegnehme, 3. B.: 
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Die Steuer fei | 
[) 2 ü |  Steuerbetra Es bleiben Jedem 
Kaffe. — un — | a jeder Klar. in jeder nie | 

. | 25 | 7,6thl. 7,500,000 92,5Rthl.| 
UI. 8,5 85 „ 8,500,000 915 „| 
III. 9,6 350 „ 9,500,000 9,050 „ 
IV, 10,5 10,500 „ 10,500,000 89,500 
V. 11,6 115,000 „ 11,500,000 | 885,000 „ 
vi. 12,5 ı1,250,000 „ 12,500,000 ;8,750,000 „ 


| 60,000,000 

Daß bier die je höhere Kaffe die höhern 9/, von ihrem Einfommen ebenfo 
leiht oder leichter entbehren kann als jede tiefere, iſt ſelbſtverſtändlich, war doch 
fogar die viel größere Laſt auf der je höheren Klaffe im vorigen Beifpiel leichter 
zu tragen, ald von der andern. Das findet auch ftatt, wenn wir nicht nur von 
jedem um je 1000/, größeren Einfommen nur je 10/, mehr an Steuer erheben, 
fondern 3. B. von jeder Einfommensfteigerung um 100%, je 10%, an Steuer 
mehr nehmen. Dann erhalten wir folgende Nefultate: 


Kaffe Einkommen —— Betrag ber | bleibt ſteuerfreies 


n 9%), Steuer Einlommen 
L 100 75 7,5 Rhtlr. 92,5 Rthlr. 
U, 200 17,5 BB u 165 „ 
II 400 27,5 110‘ - 290  „ 
IV 800 37,5 30 u 500 
v. 1600 47,5 760 840 „ 
VI. 3200 57,5 1840 ° „ 1360 „ 


Jede höhere Einkommensklaſſe behält trog des fleigenden Stenerfages immer 
noch bebeutend mehr, ala jede andere niedrigere, fann alfo dieſe Steuer leiter 
tragen als bie niedrigere Einfommensflaffe. Weiter fortgeführt, gelangt dieſe pro⸗ 
grejfive Steuer zu Abfurbitäten: 


vo. 6,400 67,5 4,320 2 2080 " 
VEL, 12,800 77,5 9,920  „ 2880 „ 
IX. 25,600 87,5 22,400  „ 3200  „ 
x. 51,200 97,5 49,920 „ 1280 „ 


Die X. Eintommensklaffe genießt aus ihrem größern Einkommen ſchon feinen 
Bortheil mehr. Ihr verbleibt nach Abzug der Steuer nicht einmal fo viel als ber 
IX Kaffe, Jedes Intereffe mehr zu produciren ſchwindet, dieſe progreffive Steuer 
führt zur Hemmung der Produktion. Setzt man dieſe Tabelle nur noch um eine 
wiererum 100°/, höhere Einkommensklaſſe weiter fort, fo wird die Abfurbität 
ſolcher Steuer noch auffallender: 

XI. | 102400 | 1075  |110,080  „ |1—7680 „ 

Je mehr das Einkommen fteigt, ein um fo geringerer Theil bleibt nach ber 
jablter Steuer übrig, ja am Ende, hier in Klaffe XI, muß der Wohlbabende mehr 
an Steuer zahlen, als er Einkommen hat. Die Einfommenshöhe, auf welder vie 
er Punlt erreicht wird, ift nicht einmal hoch, und derjenige, wo das Intereffe an 
der Produltion ſchwindet, nod weniger. 

Wenn gegen dieſe Debuftionen angeführt wirb, daß bie Progrefiton nicht fo 
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groß ſein ſoll, ſondern bedeutend geringer, ſo bleibt die Abſurdität doch immer. 
Auch in unſerm obigen Beiſpiel der geringen Steigerung von nur 19/, Steuer 
mehr auf jede Steigerung des Einkommens um 1000 %/, wird fowohl ber Punkt, 
wo bie Produktion aufhören muß, alfo eine wirthſchaftliche Unmöglichkeit eintritt, 
als aud, wenn bie Propuftion nit aufhörte, ver Punkt, wo die Steuer mehr als 
das Einkommen betragen würde, alfo eine phyſiſche Unmöglichkeit eintreten würde, 
endlich erreicht. Daß beide Punkte viel weiter hinausliegen, ſchwächt quantitativ 
bie Abfurdität ab, aber hebt fie nicht auf. Irgenpwo werben beite Grenzen immer 
erreicht, wo das gefchieht, ift ziemlich einerlei, denn wenn überhaupt eine Progref- 
fion einmal für richtig angefehen wird, kann fie beliebig ſtark oder beliebig ſchwach 
gemadt werben, einen Grund für eine beftimmte Höhe kann e3 nicht geben. 
Der Abfurdität fuchen bei Ausführung dieſer progreffiven Befteuerung ihre Ber: 
theidiger dadurch zu entſchlüpfen, daß fie die Progreffion nur bie zu einer beftimm- 
ten Einfommensfumme gehen laffen wollen, von wo aus die höhern Einfommen 
nur mit den gleihen Procenten belegt werden. Das ift allerdings der einfachfte 
Weg, nur rede man dann niht von Steuerprincipien, denn ein Befteuerungs- 
maßftab, dem man, damit er nicht zu Abfurbitäten führt, die Spige abbrechen 
muß, beruht auf feinem Princip, fondern auf Willführ Unfer Princip 
der gleihen procentalen Befteuerung führt nirgends auf Abfurbitäten, es ift bis 
in die hödften Eintommensftufen oder Genufftufen gleihmäßig anwendbar. 

Eine mildere Form der Progreffifteuer ift die Erhebung gleicher Procente 
vom „Eintommen“, aber nur besjenigen Einlommens, das nah Abzug bes 
ſ. g. Eriftenzminimums übrig bleibt, alfo die gleihmäßige Beſteuerung bes ſ. 9. 
freien Einfommens. 

Auf den erften Anblick ſcheint Nichts gerechter, als dieſes Verlangen, Jeder 
folle von feinem Eintonımen nur das verftenern, was ihm nad Befriedigung ber 
ganz unabweisbaren Bedürfniſſe übrig bleibt. Das Einfommensquantum, weldyes 
zu biefer Bebürfnißbefriedigung nöthig ift, ift das f. g. Eriitenzminimum. Wer 
nur das Griftenzminimum bat, fol von jeder Steuer frei bleiben, Jeder, der mehr 
bat, fol erft ven Ueberſchuß über das Eriftenzmininum verfteuern. Diefes Eri- 
ſtenzminimum fei in unferm Beiſpiel 90, 
















1 v1. vii. 


J. II. V. 
Ueberſchuß̃ — ler | Steuer eines 
r & infommen lein. Jeben über umme ater | Sepen im jener [Steuer jen. Mi 
Klaffe | Winwohner | eines Jeden | pas Griftenz- a Jeder glaffe von Ueber- von Ueberfihuß. 
| minim. von 90 an ſchuß. 


I |1,000,000) 100 10! 10,000,000 1,2) 1,200, 
II | 100,000 1,000 910| 91,000,000 109,2110,920, 
III 10,000 10,000 9,910! 99,100,000|  11,189,2|11,892,0 
IV 1,000) 100,000) 99,910) 99,910,000 1,989,2]11,989,2 
V 100) 1,000,000| 999,910| 99,991,000| 119,989,2|11,998,92 
VI 10 10,000,000 9,999,910] 99,999,100| 1,199,989,2]11,999,892 


'7-VIl1,111,110 | Summa: 500,000,1001 Summa: 60,000,012 


Wenn die Steuern in unferm obigen nöthigen Gefammtbetrage von 60,000,000 
in gleihen Procenten von jevem Einfommen nad Abzug des Eriftenzminimums, oder 
vom Ueberſchuß erhoben werben follen, dann genügen natürlich nicht 10 %/,, ſondern 
es müflen 12 0/, des Ueberfhuffes erhoben werden. Das gefammte befteuerbare Ein- 
kommen ift nur 500,000,000 ftatt 600,000,000 und 60,000,000 von 500,000,000 
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it 1209/,. Die Steuerfumme eines Jeden in jeder Klaſſe findet fi dann in ber 
VI. Kolumne, und die Gefammtfumme, welche jede Klaffe aufzubringen bat, in 
Kolumne VII. 

Fragen wir nun aber, welcher Grund ift dafür vorhanden, daß die Leute in 
der zweiten Einkommensklaſſe, welche 10 mal fo viel Einfommen haben, nicht 
10 mal fo viel Steuer, fondern 91 mal foviel zahlen follen, als bie ber erften 
Kafie? Warum die der dritten mit 100 mal fo großem Einkommen 991 mal fo 
viel u. f. w.? Noch größer aber ift die Ungerechtigkeit dicht an der Grenze des 
Eriftenzminimums. Wer 100 einnimmt, fol nur 1,2 an Steuer zahlen, wer 110, 
alfo 10%/, mehr einnimmt, fol nit 10 9/, mehr ftenern, fondern 100 %/,, nämlich 
2,4 Thlr. ftatt 1,2. Ift das gerecht? Wird Derjenige, der nur 10 9/, mehr 
einnimmt ald der Andere, ſich nicht mit Recht beklagen, wenn er 100 9/, mehr an 
Steuer zahlen fol? Hier läßt fih zur Noth einwenven, ja er muß zwar nod 
einmal foviel an Steuer zahlen, aber doh bedeutend weniger, ald wenn 
überall das Eriftenzminimum nicht fteuerfrei gelaffen wäre. In dieſem Halle müßte 
der um 109/, Wohlhabenvere allerbings nur 109/, Steuer mehr zahlen als ver 
Aermere, aber abfolut eine fehr viel größere Summe. Statt ber 12%/, von 20 Thlr. 
müßte er 109/, von 110 zahlen, alfo 11 Thlr. ftatt 2,4 Thle. Wenn ihm das 
Mar würde, würde er fi wohl mit der Befteuerung einverftanden erflären! Wenn 
ihm feine Wahl bleibt, wird er lieber 2,4 Thlr. ftatt 11 zahlen! Daß er weniger 
zahlt bei der Berfteuerung des Ueberſchuſſes wird ihm allerdings recht fein, troß- 
dem wird es ihm, und mit Recht, verfehrt vorlommen, daß er noch einmal fo viel 
zahlt al8 der Andere. Er wird verlangen, daß er wenig und nur 1009/, mehr 
als der Andere zahlt. 

Iſt nun aud gegen bie Zwifchenklaffe des Einfommens von 110 feine ab- 
folute Ungerechtigkeit begangen, fondern nur eine relative, gegenüber der Klaſſe 
von 100, fo wird bei etwas höheren Stufen dieſe Ungerechtigkeit eine abfolute. 
Ber nur 600 Thlr. Eintommen bat, alfo ein Einkommen, bei welchem man bie 
Steuer noch recht drüdend findet, zahlt bei ver Freilaffung bes Eriftenzminimums 
abfolut zu viel. Er muß 120/, von 510 bezahlen, alfo 61,2 Thlr. Das ift frei« 
lid nur ungefähr 5,1 mal fo viel als vie Steuer vom 100 Einfommen, während 
fein Einlommen 6 mal fo groß ft, als das des Andern, er fteht fi alfo relativ 
beffer, aber abfolut fhlehter, denn ohne Abzug des Eriftenzminimums würde er 
10%, von 600, alfo 60 zahlen, jegt verlangt der Staat mehr ald 61 von ihm, 
Es fühlen fi die untern Stände entweder relativ benadhtheiligt gegenüber ben 
Alerärmften, oder fie haben eine abfolut höhere Steuer zu zahlen, ald wenn das 
Eriftengminimum ihnen nicht abgezogen würde; ebenjo alle obern Stände. Die 
Wohlthat wird Plage. 

An dem ganzen Unheil, welches das Berlangen nad) Abzug des f. g. fleuer- 
freien Eriftenzminimums anrichtet, ift wieder die Kluft Schuld, welche Theorie und 
Praris zwiſchen der ganzen Bolfswirtbfchaft und ver Staatswirthſchaft gefegt haben. 
Berftände man die Bedeutung der Staatswirthſchaft als die für beftimmte Zwede 
vorgenommene Bereinigung von Brudhtheilen aller Privatwirthſchaften, dann würde 
man die Steuern als eine Ausgabe anfehen, für die wihtigften und unentbehr- 
lichſten Güter, Schu und Bildung, ohne welche jede Wirthſchaft, namentlich die 
der untern Stänte, weit hinter dem zurüdhleiben würde, was fie jetzt an Ertrag 
abwirft. Die Steuern find mit unter die allernothwendigften Aus- 
gaben, fie find geradezu unter das Eriftenzminimum zu rehnen. 
Der nicht einmal fo viel hat, daß er fi und bie Seinigen nothdürftig am Leben 
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erhalten fann, wozu aud der Beitrag für ben ftaatlihen Schuß u. ſ. w., ähnlich 
wie Bezahlung des Arztes und Apothefere, gehört, der fällt der öffentlichen obli- 
gatorifhen Armenpflege anheim. Ein folder ift von felbft von der Steuer befreit. 

Und dennoch jchleubert Umpfenbah den Vorwurf der Vernunfts- und Rechte: _ 
gefühlsverbunfelung denen ins Geſicht, melde nicht fogleih dem Abzug des ſ. g. 
„Eriftenzminimums“ zuftimmen. Ich fage des „Jogenannten" Eriftenzmint- 
mund, denn fo, wie viele dasſelbe auffafien, ift es weit von bem Bedarf bes 
Allernothwendigften entfernt, wie denn überhaupt fehr Verſchiedenes darunter ver: 
ftanden wird. Schon dieß muß Zweifel daran erweden, ob der principiell aus— 
gefprohene Abzug eines fo wenig feft zu beftimmenden Antheils richtig if. Die 
Hauptftreitfrage ift nämlid, für wie viel Berfonen in jeder Familie der Abzug 
gemacht werben fol, ob nur für das Familienhaupt, oder ob aud für die Frau, 
oder falls diefelbe nicht mehr am eben ift, deren nothwendige Stellvertreterin, 
oder ob aud für die Kinder und zwar ob hödjftens für die Durchſchnittszahl, oder 
ob für alle vorhandenen, endlich ob, wenn die Kinderzahl unter dem Durchſchnitt 
bleibt, nur für fo viel als vorhanden? Um dieſen ſchwierigen, nad einem einheit- 
lichen Princip ſchwer zu beantwortenden ragen zu entgehen, darf man allerdings 
nicht den Abzug des Exiſtenzminimums verwerfen, aber wenn man den Abzug aus 
anderen Gründen verwerfen muß, entgeht man benfelben. Sie find alfo 
bier nicht zu unterfuhen. Mit ver principiellen Berwerfung diefes Abzuges bei 
Aufftelung des Beſteuerungsmaßſtabes ift natürlich Feineswegs die Berwerfung bei 
einer einzelnen Steuer ausgefprohen, wenn tafür ganz andere Steuern gerabe 
dleſes ſog. Eriftenzminimum zu treffen beftimmt find, 3. B. bei einer Einfommensftener 
neben einer die untern Klaſſen beſonders treffenden Salzſteuer. Davon weiter 
unten. 

Eine legte wichtige, oft verlangte, ber Genußmenge nicht proportionale, fon- 
dern gleihe Genußmengen ungleich treffende Befteuerung ift die höhere Befteuerung 
des Einkommens aus Befig als des Ginfommens aus Arbeit, oder wie ed aus— 
gebrüdt wird, bie höhere Befteuerung des fundirten ala des unfun— 
dirten Einkommens. So bald die Genußmenge der Beſteuerung zu Grunde 
gelegt wird, kann natürlich von einer verſchiedenen Steuer gar nicht die Rede ſein, 
fie iſt aber auch bei jeder andern Steuergrundlage ungerecht. Als Hauptſteuerquelle 
für den Staat muß immer die Arbeitskraft der augenblicklich lebenden Generation 
betrachtet werden; denn verzehrte jede Generation was ſie ſchafft, ſo exiſtirten ja 
gar keine andern Steuerquellen als das gegenwärtige Arbeitsprodukt. Hierin liegt 
beiläufig ein gewichtiges Argument für die oben von und verlangte Beſteuerung 
auch ter unbenugt bleibenden Arbeitsfraft ober bes negativen 
Genuffee. 

Daß die Orundlage des Einkommens immer bleibt, dief.g. Gun- 
birung, kann nidt für die höhere Beſteuerung fprechen, denn dafür wird dieſes 
Einkommen auch immer befteuert. Die Arbeitäfraft over ihr Probuft, als 
vorübergehend, nicht fundirt, nur fo lange fie dauert. 

Wäre das Arbeitsproduft einer frühern Periode nicht angefammelt fondern 
verbraudt worden, dann würde bie fpätere Perlobe gar feine Steuer davon erhe— 
ben fönnen; liegt alfo ein vernünftiger Grund vor, wenn ber fpäteren Zeit ein 
Steuerobjelt binterlaffen ift, viefes höher zu befteuern, die Enthaltfamfeit alfo ge- 
wiffermaßen in den Erben zu beftrafen? Wollte man fids aber felbft noch die 
höhere Beftenerung des Ererbten gefallen laffen, weil diefes von den augenblid- 
lihen Befigern mühelos erworben ift, wie bürfte das Erfparte noch bei dem 
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Sparer ſelbſt höher beſteuert, d. h. dieſer für feine Sparſamleit gleichſam beſtraft wer- 
den? Will man nur das Ererbte höher beſteuern, ſo kann die Fundirung 
des Einlommens nicht der Grund der höhern Beſteuerung fein. Fundirt iſt 
es ſo gut beim Sparer ſelbſt als bei ſeinen Erben. Dann bleibt als wirklicher 
Grund wieder fein anderer, als bie oben für einen Beſteuerungsmaßſtab untaug- 
li erflärte größere Leichtigfeit die Steuer zu tragen, oder mit andern Worten 
— — Billtühr. 

Die ganze Befteurungstheorie fann nur dann auf volle Gerechtigkeit Anſpruch 
machen, wenn mit biefer Befteurung die ohne fpecielle Gegenleiftung den Staats- 
angehörigen obliegenden materiellen Berpflihtungen erfhöpft find, und nicht etwa 
auch noh andere Naturalleiftungen verlangt werben, fie müßten denn nad dem— 
jelben Mafftab veranlagt fein. 

Dergleihen andere Naturalleiftungen beftehen in der Verpflichtung, gewiſſe 
Verrichtungen perfönlid im Dienft des Staats und der Gemeinde vorzunehmen, 
„ B. Reihebienft für gewiffe Aemter oder als Löſchmannſchaft, in Staats- und 
Gemeindefrohnden für Deich: und Wegebau, im Gefhwornentienft oder vor Allem 
im Militärpdienft. Ale dieſe Laften müſſen ihrem Geldwerth nad) entweder genau 
unferm Befteurungsprincip angepaßt werden, ober es müffen bie auf Einige zu 
arg drückenden Naturallaften durch eine entſprechende Erleichterung in der oben ge— 
ſchilderten Befteurung ausgeglichen werben. In jedem andern Fall wird bie ber 
Genußmenge proportionale Befteurung durchbrochen. 

Hierbei fieht ſich leicht ein, daß das aus dem Vermögen fließende Einkommen 
durch die Leiftung von Naturaldienften nicht afficirt wird, fonbern nur das aus 
der Arbeit fließende, indem die dem Menjchen zu Gebote ftehende Arbeit genau 
um fo viel befchränft wird, als der Staat für ſich fordert. 

Am einfahften flicht ſich die Naturalleiftung in die ganze Befteurung ein, 
wenn von perfönliden Dienften der Staat gerade fo viel fordert, daß alles Ein- 
Iommen aus Arbeit dur die verlangten Dienfte in vemfelben Grabe belaftet 
wird, als das Einfommen aus Vermögen durd die Geldſteuer. Verſuchen wir 
das an dem Militärdienft Mar zu machen: 

Denn die Staatsangehörigen nicht felbft Militärdienfte leiften, ſondern bas 
Heer wie noch in England aus gemietheten Truppen befteht, dann trägt Jeber 
an der Militärlaft des Staates, welde bei dem von uns gebrauchten Beifpiel in 
ben 60,000,000 mit enthalten fein foll, wie an jeder andern Staatslaſt nad) 
feinem Steuerverhältniß, unferes Bedünkens alfo am zwedmäßigften nad ber 
gefammten Genußmenge bei. Hiervon darf nicht abgewicdhen werben, wenn ein 
Theil der Reiftungen an den Staat in natura, in perfönlidem Militärbienft, ent- 
ritet wird. Wie ift das zu erreichen ? 

Beträgt die Dienftpflicht eines Jeden, der das 17te Lebensjahr erreicht hat, 
3 Jahre und hat er vom 2Often Jahre an durchſchnittlich noch fernere 30 Jahre 
voller Arbeitöfraft zu erwarten, fo nimmt ihm fein Militärvienft 1/,, diefer ſpäte— 
ren vollen Arbeitskraft oder feines Arbeitsverdienftes vom 20ſten — 30ften Jahre fort. 
Erhält er vom Staat diefe Naturalleiftung gar nicht vergütet, fo büßt er, wenn 
ar nur von feiner Arbeit lebt, die ganze Genußmenge von 3 Jahren, over 1/yo 
der gefammten ferneren Genußmenge vom 20ften—50ften Jahre ein, alfo in jedem 
Jahr 10 bei einer Genufmenge vom 100, welche wir als die der unterften Steuerklaſſe 
annahmen, Er würde alle feine Steuern nur in Geftalt einer dreijährigen Dienft- 
naturalfteuer zahlen. Am beften läßt ſich das fo Mar machen, daß jeder für den 
Sjährigen Unterhalt zu 100 per Jahr eine Schuld von 300 aufnimmt und biefe 
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vom 20ſten Jahre an allmälig abträgt aus feiner Genußmenge, indem er jebes 
Jahr 10 zurüdzahlt. Dabei laffen wir die Verzinſung der Einfachheit halber außer 
Acht, weil diefe nur die ja doch fingirten Größen verhältniffe, nit aber das 
Princip abändern würde. 

Wenn die unterfte Steuerflaffe dur‘ den eignen breijährigen unbefolveten 
Militärdienft um 10 0%/, in ihrer jährlichen fpätern Genußmenge verfürzt wird, 
dann geht nah unferm obigen Princip der Steuervertheilung Jedem in jeber 
Steuerflaffe 1/yo feiner Genußmenge, welche aus Arbeit herrührt, verloren. Jeder 
hat eine dem Arbeitseinflommen von 3 Jahren gleiche Anleihe zu mahen umb im 
folgenden Zeitraum zu tilgen. Bon dem aus Arbeit herrührenden Genuß darf alfo 
bei feiner Steuerklaffe eine andere ald biefe dreijährige Naturalfteuer erhoben werben. 
Diefe wird gelpfteuerfrei, dagegen bleibt die aus Vermögen herrührende Genußmenge 
vom Naturalvienft ganz unberührt, diefe Duelle fließt ja nach wie vor ungeftört fort, 
und wird die Steuer nad wie vor davon erhoben. Für bie Größe der in Gelb zu 
erhebenven Steuer ift es alfo fehr entfcheidend, wie viel vom Einkommen eines Jeden 
aus Arbeit und wie viel aus Vermögen herrührt. 


























N ——— — 
Die Genuß · Steuer von 10 Proc. | Die Ge— ! Steuer von 10 Bror. 
mengaea Ar-'| bleibt als auf Vermögene- nußmenge bleibt ale aus Bermögens- 
Klaffe beit ift in jev. | Genuß⸗ Genußmenge a. Arbeit | Genuß. Senußmenge 
ne Steuerll. 5/menge aus — — iſt nur jeimenge aus 
malgroß ale Vermögen eine® | der ganzen Amal Bermögen eine 
vier. jeniebr. Ieren Klaſſe größer | Jeden 
0) 0 
600 60 
8,4001 840 





IV 12.500 | 87,500| 8,750] 8.750.000| 6.400 93 600 9,360 
v 62.500 | 937.500| 93,750| 9.373.000| 25.600 974.400| 97.440 
vI 312.500 ‚9.687,500| 968,750) 9,687,500| 102.400 9,897,600| 989.760 





02 | — 

Je mehr von dem Geſammteinkommen aus Arbeit herrührt, um fo größer ift 
der Ausfall der Steuerfaffe. 

Diefen Weg einzufchlagen geht ſchon darum nicht, weil die Naturalleiftungen 
in feinem Staat und in feiner Gemeinde gerade fo viel betragen werden, daß ba- 
dur das Einkommen aus Arbeit gerade mit foviel Procenten getroffen ift, als 
bie Geldleiftungen Procente von dem aus Bermögen nehmen. Selbft wo aber zufällig 
biefe Dedung ftattfinden follte, find äußere Schwierigfeiten vorhanden. Gerade den 
unterften Ständen wird e8 jebenfalls ſchwer fallen, das oben charafterifirte Anlehen 
von 300 Thlr. für den Unterhalt in den drei Dienfljahren zu mahen. Darum 
ift e8 beffer, eine Geldſteuer nad wie vor zu erheben, um ben Militärbienft zu 
bezahlen. Wird diefer Dienft ebenfo bezahlt wie gemeine Handarbeit, d. h. ift die 
Löhnung gleih dem Arbeitsertrag der unterften Steuerflaffe, dann ift der Militär 
dienſt für dieſe Klaffe Fein pefuniäres Opfer. Die früher angenommene Geldſteuer 
von jährlid 10 Thlr. kann alfo entrichtet werden. Wenn der Staat jedes der brei 
Dienftjahre 100, alfo zufanımen 300 an Lohn zahlt, und nad der Dienftzeit 
30 Jahre lang jedes Jahr 10 erhält an Steuer, fo ift das ungefähr ebenfo, wie 
wenn der Staat den Militärpflichtigen tas Darlehen gegeben hätte und fich in 
Raten von jährlid 10 Thlr. zurüdzahlen ließe. 

So verliert die Dienftzeit für die unterfte Steuerklaffe den Charafter ber 
Defteuerung. Ebenfo verliert der Militärdienft für jede andere Steuerflaffe den 
Charakter einer Naturalfteuer nur dann, wenn die Löhnung aud fo hoch ift, als 
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ihr Arbeitsverbienft fein würde, oder wenn bie Geldfteuer um fo viel niebriger 
fein würbe als der Arbeitsverbienft über der Löhnung fteht. 
in Klaffe bei einem Arbeitseinlommen von: müßte die Löhnung fein: 
I. 100 100 


II. 500 500 
II. 2,500 2,500 
IV. 12,500 12,500 
V. 62,500 62,500 


VI. 312,500 312,500 

Eine fo verfchievene Löhnung für die äußerlich gleiche Leiftung auszuzahlen 
hat allerdings feinen innern Grund gegen fi, aber den rein äußeren, daß bie 
unteren Klaffen ſich dadurch zurüdgefegt fühlen würden und zwar ſcheinbar nicht 
ohne Berechtigung zu folder Klage. Die Löhnung muß vielmehr überall gleich 
fein, und muß die Geldſteuer in dem Berhältnig niebriger fein, als die Löhnung 
hinter dem Arbeitseinkommen eines Jeden zurüdbleibt. 

Entweder fällt die drei Jahre der Dienftzeit die Befteuerung aus der Afbeit 
aller höheren Steuerflaffen ganz weg, mit Ausnahme ber 100 Thlr., welde in 
ver Löhnung vergütet werben, ober es fällt im ganzen fernern Leben, ebenfalls 
aber erft nah Ausnahme der 100 Thlr. Löhnung, ein Zehntel der ohne Militär- 
dienft nöthigen Steuer weg. 

















J— te — ind 
Klafie au | aus aus jaus Bermög.| die Steuer aller 

Bermöjen Arbeit Vermögen Arbeit | und Arbeit Steuerklafien | 
I f) 100 0| 10 10 | 10,000,000 | 
II 500 500 50 | 10 60 | 6,000,000 
u 7,500 | 2,500 750 | 10 760 | 7,600,000| 
IV 87,500 | 12,500 8,750 10 8,760 | 8,760,000 | 
V 937,500 | 62,500 | 93,750 10 | 93,760 | 9,376,000 | 


vi 9,687300 312,500 |968,750 | 10 | 968,760 | 9,687,600 
I— VI | | | I—VI 51,423,600. 
Im zweiten Fall ift das Refultat hingegen : 
die Gteuer €: Jeden ift immer ob. ‚30 Sabre 
aus Arbeit 


















bie Steuer in all. 

8 aus | aus Steuerfl. ift im» 
Bermögen Arbeit “ Arbeit | Vermögen lu DBermöy mer (ober 30 3.) 
I 0 100 0+ 10 0 10] 10,000,000 
1 500 5001| 36 + 10 50 96| 9,600,000 
In 7,5001 2,5001 216 + 10| 750 976| 9,760,000 
IV 87,500| 12,500) 1,116 + 10 8,750 9,876] 9,876,000 
V 937,500| 62,500] 5,616 + 10 | 93,750] 99,376] 9,937,600 
VI 19,687,500 312,500|28,116 + 10 968,750] 996,876] 9,968,760 


| I—VI 59,142,360 
In beiden Fällen ift das Endreſultat ganz glei, entweder ift der Steuer- 
ausfall drei Jahre lang je 8,576,400 Thlr., nämlich 60,000,000 — 51,423,600 oder 
aift 30 Jahre lang je 1/0 fo groß, nämlich 857,640 (60,000,000 — 59,142,360). 
Je weniger in ber ganzen Genußmenge jeder Steuerflaffe die Arbeit ausmacht, 
um fo geringer iſt natürlich der Steuerausfall, je mehr um fo größer. Jedenfalls 


Genufi- 


Genufmenge 
aus menge aus 
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iſt der Militärbienft ven oberen Bevölkerungsklaſſen materiell immer ein Berluft, 
Wenn die Beftenerung genau der Genußmenge angepaßt wird, ift e8 ein Stener- 
ausfall, will man feinen Stenerausfall, fo ift e8 eine nicht geredhtfertigte Ueber- 
laftung der oberen Klaffen. Nach unferem Princip fann feine Frage fein, daß ber 
Steuerausfall das Richtige ift. Demfelben kann man nicht wohl dadurch entgehen, 
daß man bie obern Klafjen von der Naturalleiftung freiläßt, das würde unbedingt 
von ben untern Klaffen als ein Privilegium der höhern angejehen werben, und 
außerdem zum großen Schaden die intelligenten Glemente aus dem Heere fern 
halten. Wie weit man durch kürzere Dienftzeit mit eigner Ausrüftung und Ber: 
forgung bis auf einen gemiffen Grab den Steuerausfall geringer machen kann, 
wie durch das Freimilligeninftitut im preußifchen Heer, fann bier in den Steuer: 
prineipien nicht näher ausgeführt werben. 

Was fo von ber Naturalleiftung für den Soldatendienft gefagt If, muß im 
Princip für ale vom Staat erzwungenen Naturalleiftungen gelten, wenn man auch 
in minder brüdenden Fällen aus Konvenienz davon abſehen will. Alle foldye 
Leiſtungen müſſen in derſelben Art bezahlt werden. Das gilt unſerer Anſicht nach 
z. B. auch vom Geſchwornendienſt. Auch bei Ausübung dieſer ſtaatsbürgerlichen 
Pflicht ſollten die unterſten Steuerzahler nichts zuzuſetzen brauchen. Dann kann 
Niemand über den Geſchwornendienſt ſich beflagen. Daß dadurch dieſe ſchöne 
Pflicht, dieſes geringe Stück unſers Selfgovernments in den ſchmutzigen Bereich 
des Gelderwerbs gezogen würde; kann Niemand behaupten, einmal wegen ber ge— 
ringen Vergütung, welche für bie meiften feinen Reiz hat, und fodann weil Nie- 
mand, außer wenn ihn vie Reihe trifft, dieſe Vergütung ſich verfhaffen fann. 
Was aber das Selfgovernment betrifft, fo hat das Selfgovernment, das erzwungen 
nur ungern ausgeübt wird, in meinen Augen wenig Werth, und verbient eigent- 
lich gar nicht dieſen fchönen Namen, Wenn fi freilih für die Zahlung von 
Taggelvern an bie Gefhwornen freiwillige Vereine bilden, wie z. B. in 
Baden, um fo beſſer, das ift Selfgovernment. 

Mit Ausübung des Wahlrechts verhält fih das natürlih anders, Das ift 
nicht eine erzwingbare, im Unterlafjungsfall ftrafbare Pflicht, ſondern ein Recht. 
Wo das Wahlreht als Laſt gefühlt wird, da ift dieß Recht nicht verdient. 

So weit der allgemeine untrennbare Zufammenhang von Abgaben- und 
Dienftleiftung der Staatsangehörigen im Steuerfyftem. 

Derfelbe Zuſammenhang muß billigermeife auh im Einzelnen bleiben 
und Stid halten: Bisher wurde der Fall angenommen, daß alle Abgabenzahler 
auch zur Dienftleiftung herangezogen würben, das iſt in Wirklichkeit aber faft 
nirgends der Fall, z. B. beim Militär nicht, felbft in den Staaten mit allgemeiner 
Dienftpfliht nicht. Die allgemeine Dienftpflicht ift wohl vorhanden, d. h. ber 
Militärdienft fann verlangt werden, aber nicht vorhanden ift allgemeiner 
Mititärdienft, d. h. nidt von Allen wird die Ausübung wirklich ver- 
langt. Wir reden hier vorläufig nur von den Dienfttüchtigen. Auch von diefen 
werben eine beftimmte Anzahl freigelost, oder es wirb der Begriff ver Dienft- 
untüchtigfeit fo weit ausgedehnt, daß nur wenige 9/, der wirklich Dienfttüchtigen 
unter die zum Dienft Herangezogenen fallen, was abgefehen von allen andern 
Mitteln höchſt einfah durch Heraufihrauben ber nöthigen Körperlänge erreicht wer- 
den fann, 

Schon an fih muß e8 fonderbar erfheinen, wenn das Loos oder eine aus 
feinem andern innern Grund nöthige Körperlänge darüber entfcheiden fol, wer 
dem Staat als Soldat zu dienen hat. Es wäre ber Auslofung einer beftimmten 
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Anzahl Steuerzahler aus der ganzen Menge der Steuerpflichtigen ober einer Aus- 
wahl der Steuerzahler nady der Körperlänge zu vergleihen. Die welche fidh frei 
Iofen, werben dadurch ohne innern Grund von einer um fo ſchwereren Naturals 
ſteuer erlöst, je geringer die Soldatenlöhnung und je länger die Dienftzeit ift. 
Bil man bei einer großen Bevölferung eine Feine Truppenzahl haben, fo wäre 
Abkürzung der Dienftzeit das einfahfte Mittel, um aus den Dienftpflidtigen 
möglihft viel Dienftthuende zu gewinnen. Geht das aus irgend melden 
begründeten Nüdfichten nit, fo vertheile man doch mwenigftens vie Laft 
möglihft auf alle Pflichtigen, d. h. man belege vie in natura nicht Herangezogenen 
mit einer Steuer, welche dem Bortheil gleich ift, den fie vor ten Dienftthuenden 
voraus haben. Das ift im Allgemeinen der Sinn der Militärpienftfteuer, 
welche zuerft in Frankreih durch das Refrutirungsgefeg vom 19. Fruktidor des 
Jahres VI (1798) eingeführt bis 1818 gedauert bat, welche in ben meiften 
Kantonen der Schweiz noch befteht, und melde, um von ältern Schriftftellern zu 
ſchweigen, von Knies und Engel®) noch in neufter Zeit verlangt wurde, Wir 
fagten die Militärdienftftener folle dem Vortheil gleich fein, welchen ber Nidt- 
dienende vor dem Dienenden voraus hat. Diefer VBortheil ift in unferer unterften 
Steuerklaſſe, welche nur von ihrer Arbeit lebt, gleich der Differenz zwifchen ihrer 
Genußmenge und der Löhnung. Beträgt die erftere 100, die legtere 60 Nthir., fo 
wäre die Militärvienftftener in diefer Steuerklaffe gleih AO Rthlr. Wenn bie 
Lehnung der Genufmenge der unterften Steuerflaffe gleich wäre, alſo 100, fo fiele 
der Boriheil weg, die Militärbienftftener wäre in dieſem alle gleih Null. Höchſtens 
die Annehmiichkeit, den ſchweren Soldatenpienft nicht leiften zu müffen, und bie, 
aus feinem Geſchäfte refp. Bildungsgang zum Gefhäfte nicht herausgeriffen zu 
werben, könnte auch in diefem all eine geringe Steuer rechtfertigen. Gehen wir 
aber mit der Annahme einer dem Genußquantum gleichen Löhnung zu ben höheren 
Steuerklaffen, fo finden wir bei den oberen Steuerklaffen, auch abgefehen von ben 
oben genannten Annehmlichkeiten, einen Borfprung der Nichtvienenden im Betrag 
der ganzen Differenz zwifchen der Löhnung der Dienenden und dem Arbeitöpro- 
dufte der Nichtvienenden gleiher Berufsart und gleichen Arbeitsprobuftes. Diefe 
Differenz ift als Milttärbienftfteuer fo lange zu zahlen als der Vorſprung währt, 
mit andern Worten, fo lange bie Dienftzeit dauert. Die ans dem Bermögen 
fließende Genußmenge kommt natürli nicht in Betracht, da diefe auch ben 
Dienenden während ber Dienftzeit fließt. Bei einer ſolchen Militär- 
dienftftener müßte natürlich abgefehen von allen andern Gründen genau burd 
Befeg beftimmt fein die Zahl der Soldaten, welche unter ver Fahne fein follen, 
und die Fänge der Dienftzeit, damit nicht durch Ausdehnung der Dienftzeit oder 
tur Berringerung der Zahl von Dienenden eine Regierung durd die zunehmende 
Zahl der Militärdienftftenerpflichtigen fi willfürlih Einnahmen verfchaffen kann. 

Einem begründeten Zweifel kann diefe Militärdienftfteuer wohl nit unter- 
liegen, fo weit fie von bvenjenigen erhoben werden fol, welche freigelost 
werben, entweder rein nad dem Zufall oder nach dem beftimmten Zufall, daß fie 


. 8) Da ber Raum in diefem Auffaß eine eingehende Begründung diefe Mititärerfapfteuer, 

die ganz abgefeben von dem allgemeinen Befteurungsprincip, bei jeder Befteurungsart richtig 

beibt, unmöglih ift, fo verweiſe ich für diefe in der neueften Zeit wieder viel ventilirte Frage 

eſonders auf die Schriften von Antes: Die Dienftleiftung des Soldaten und die Mängel der 

Aenitriptionepragiß, reiburg in Breisgau 1860 und von Engel: Mefultate dee Grfagausbebunge: 
täfte im preußifhen Staat von 1855—1862 in der Zeitfchrift des preußiſchen ftatiftiihen 
aus. März und Juli 1864. 
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ein gewiſſes Körpermaß nicht erreicht Haben, während an und für ſich phyfiſch 
ihr Körpermaß fie zum Militärdienſt befähigte, wenn alſo das Körpermaß nur 
feſtgeſetzt iſt, um eine beſtimmte Anzahl Pflichtiger vom Dienſt zu befreien. Was 
iſt denn dies Andres als eine beſondre Art des Looſes! Im entgegengeſetzten Fall 
kann es auch nicht zweifelhaft fein, daß dieſe Steuer nicht Platz greift bei denjenigen, 
melde überhaupt, arbeitsunfähig, folglich auch militärunfähig find. ———— ift 
die Anwendung der Gteuer nur bei denen, melde aus irgend einem Grunde 
3. B. wegen übergetretener Zehen, Plattfuß ꝛc. zwar für den Militärvienft un 
tüchtig, aber für andere Arbeiten und Dienfte tüchtig find, Der Vorfprung vor 
denen, welche ihnen an Ürbeitseinfommen glei ftehen, liegt vor, darum müßten 
fie unter die Steuerregel fallen, über das Nichtvienen wird bei ihnen nicht ent- 
ſchieden durch das Loos, fondern durch eine faktifche Unmöglichkeit, darum fünnte 
man meinen, gegen dieſe wäre bie Steuer ungeredht. Dennoch überwiegt meiner 
Meinung nah der Borfprung vor den dienenden Genoſſen gleihen Arbeitöpro- 
duftes als Grund ter Befteurung die faktiſche Unmöglichkeit ald den Grund 
ter Steuerbefreiung, mir fragen ja aud für die Befteurung überhaupt 
nit nad dem Entftehungsgrund eines Genuffes, ob aus Arbeit oder Vermögen. 
E8 genügt daß ein Plus von Genuß vorliegt. Nur fobald ver Naturfehler, wel: 
her zum Milttärbienft unfähig macht, den Betreffenden irgend wie aud für all 
oder einige Gewerbe nicht gerade unfähig, aber voh weniger fähig 
madt als Andere, muß die Steuer allerdings niedriger ſein als die der Frei: 
geloosten, fie ift e8 aber auch ſchon weil ein foldyer weniger Tüchtiger ein gerin- 
geres Benußguantum aus feiner Arbeit bezieht, die Differenz zwiſchen ver Sol 
datenlöhnung und feinem Arbeitsertrag alfo geringer ift als bei einem völlig zu 
allen Arbeiten Tüchtigen. 

Der Mitlitärdienft ift bier aud wieder nur als das Wichtigſte genannt. Im 
Heinen Maßftabe gelten vie obigen Säge aud von allen andern Naturalleiftungen, 
und muß 3. B. eine Gefhwornendienftfteuer, eine Staatsfrohndienſtſteuer gerade 
fo gut gefordert werben im Intereffe einer gerechten Belteurung, als eine Militär 
dienfifteuer. Wenn man ftatt vom Genuß als primärem Befteurungsgegenftand vom 
Einfommen ausginge, dann würde auch hier Manches ſich nicht fo Har ftellen, Alſo 
auch aus dieſem Grunde ſcheint unfer Befteurungsmaßftab ven Vorzug vor anderen 
zu verbienen. 

Ales führt auf die Genufmenge ald das natärlichfte Beftenrungsprincip. 
Soweit als thunlih muß diefem Princip Geltung verfcafft werben, mag aud 
in jehr vielen Fällen aus innern oder nur Äußeren Gründen davon abzuweichen 
erlaubt ober nöthig fein. 

Es gilt vor allen Dingen auch feftzuftellen, wer nad diefem Befteurungs- 
princip beftenert werden muß, wer als der Genußmenge nad) ftenerpflichtig anzu- 
fehen if. Man könnte fogar meinen, dieſe Frage nach ver Steuerpflichtigfeit hätte 
der nah dem Princip, welches das Steuermaß feftftellt, vorangehen müſſen, 
dennoch ift es wohl richtiger das Princip der Befteurung an die Spige zu ftellen, 
ba je nachdem man das Befteurungsprincip auffaßt, der Begriff ver Steuerpflid: 
tigen ein verfchiedener wird. 

Aus der ungeheuren Menge ber bier ſich aufprängenden Fragen hebe ich wie 
ber nur diejenigen hervor, welche allgemeiner Natur und zwar wirth: 
(haftlider Natur find, andere fragen, mögen fie auh allgemeiner 
Natur fein, mäffen ale nicht wirthſchaftlich, andere, mögen fie wirth- 
ſchafthicher Natur fein, müffen als niht allgemein genug zurüdftehen, 
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a) Die erfte Frage ift die, ob zu den Staatsausgaben ein Jeder, ber von 
ven Früchten ver Staatsthätigkeit im größerem oder geringeren Maße genieht, 
genau nach der Menge von Genüffen, über welche er verfügen kann, beitragen muß? 

Jeder, welher aller vom Staat gefchaffenen Güter mit theilhaftig ift, ſoll 
auch an den Laften Theil haben, fol nad feiner Genußmenge, welde ihm der Staat 
fihert und förbert, befteuert werben. So fragt fih, wer nad der Größe feiner 
Genußmenge die Staatsgüter mit genießt, oder wer aller Güter theilhaftig iſt. 

Wohl könnte man fagen, jeder ift dem Staat nad feiner Genußmenge fteuer- 
pflihtig, wer deſſen Angehöriger iſt. Wer aber will in viefer Beziehung bei ber 
entfeglihen Mannigfaltigkeit ver europälfchen ober auch mur ber deutſchen 
Staatsangehörigkeitsverhältniffe jagen, welchem Staat jemand qua Steuerzahler 
angehört ob als —— Boll- oder Halbbürger, Anſäſſiger, Nieder⸗ 
gelaffener, Grundeigenthümer, Geſchäftsinhaber, Aufenthalter und wie die Unter- 
ſcheidungen welche die Jahrhunderte in jevem Lande anders ausgebildet haben, alle 
heißen mögen. Selbft wenn ſich aber feftftellen ließe, welchem Lande ein Jever ganz 
zugetheilt werben muß, fo darf doch nicht die Steuerpflicht ganz ftrift ſich darnach 
rihten, fo 3. B. taß jeder nur in dem Staate, dem er zugetheilt ift, Steuern 
zahlt, im andern nit. Das geht nicht an, denn e8 würde gar Mancher, welcher 
einem Staate mit jehr niederer Befteuerung angehört, im andern mit fehr hohen 
Abgaben alle möglichen Gewerbe betreiben mit dem Borfprung, daß er ald Aus— 
länder von den hoben Steuern bes Landes, in welchem er probucirt, verfchont ift. 
Die Angehörigen der Hochbefteuerten Länder fünnten fi nur durch völlige Ab- 
fperrung von andern Ländern helfen, dieſe Abſperrung darf aber aus andern 
Gründen nicht gebuldet werben. Eine Abſperrung ift e8 au ſchon, wenn ben 
Ausländern jeder Erwerb nicht biret verboten, ſondern erſchwert wird, 
j. B. gerade dadurch, daß der Ausländer auch in dem Lande, in bem er fi 
dauernd ober vorübergehend aufhält, feiner ganzen Genußmenge nad befteuert 
würde. Zwifchen beiden Ertremen muß ein Mittelweg gefucht werben. 

Am beften wird fi die Sache unbedingt geftalten, wenn vie Staaten unter 
einauder Berträge abſchließen, nad welchem Maß die mehr oder minder lange 
Zeit im fremden Lande ſich Aufhaltenden von bdiefem fremden Lande befteuert 
werben, gerade fo wie jegt die Staaten in den Nieberlaffungsverträgen die Er- 
laubniß zur Niederlafjung, zum Gewerbebetrieb u. f. w. feftfegen. Hand in Hand 
mit den Berträgen kann dann auch in dem Lande, dem bie faktifch anderswo 
Anfäffigen rehtlih angehören, eine Reyulirung der Befteurung vorgenommen wer« 
den, fo daß jeder Menſch als genießendes oder als erwerbendes Wefen nur einmal 
im Berhältniß feines Genuſſes oder feines Einkommens befteuert wird, in viefe 
Steuer aber mehrere Staaten fidy theilen. 

In Brari wird das verhältnigmäßig leiht zu machen fein, wenn, wie 
wir im folgenden Abſchnitt fehen werben, die Ginnahmen des Staats doch 
nicht durch eine einzige Genuß oder Eintommenfteuer aufgebradht werben fünnen, 
fondern in ein Syſtem der verfchiedenften einzelnen Einkommens- und Genußfteuern 
zerfallen müſſen. 

Innerhalb der genannten Grenzen hat der Staat ein Befteurungsreht über 
alle Individuen, welche genießen. Darnach find auch die, weldhe ihren Genuß nicht 
ſelbſt fi verfchaffen, fondern ganz oder theilweife von andern abhängen, alfo vor 
Allem die Unerwachſenen, fteuerpflichtig., Dem Vater oder der Mutter wird an 
tem eigenen Genuß durch jedes Kind, das fie ernähren, fo viel gekürzt, als dieſes 
erhält. Darnad müßten bie Kinder befleuert werben, da fie aber Alles von ven 
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Eltern erhalten, beftenert man einfah den Genuf des Kindes mit in dem Genuf 
der Eltern. Ebenfo find zwar aud der Mann wie die Frau jedes Genußfubjelt, 
dennoch wird bie Steuer für beide gemeinfam erhoben. 

Darnab wird bie Familie im engften Sinn d. 5. Mann, Frau und bie 
noch nicht felbftändigen Kinder zufammen als ein Stenerfubjeft mit einer gemein- 
famen Genufmenge angefehen. So viel von dieſem gemeinfamen Genuß auf einen 
Jeden fällt, fo viel trägt ein Jeder von den Staatölaften. Die Befteurung eines 
jeden einzelnen Genußſubjektes ift nur eine ideelle. Auch bei den theilweife jelbft- 
ftändigen Kindern greift die Genußbefteurung Platz. Sie müfjen ihre gefammte 
Genußmenge verfteuern, diefe rübrt entweder aus eigenem Bermögen und eigenem 
Arbeitserwerb ber, oder aus dem Zuſchuß den der Vater gibt, fo lange er bie beiden 
erften für ungenügend hält. Diefer Zufhuß tft für ven Bater wohl ein Einfommen 
aber fein Genuß, beim Sohn ein Genuß aber fein urfprüngliches (Eintommen. Bei der 
Eintommenbefteurung 3.8. im Schmollerfhen Sinn, fann man fonfequenterweife nicht 
gut anders ald dasjenige, was felbftändige Kinder von den Eltern erhalten, zweimal 
als Einkommen, erft bei den Eltern und dann bei den Kindern zu befteuern; bei 
der Genußbeſteurung wirb wie bei allen Gefchenten der oben erwähnte Abzug. der 
Geſchenke von der Genußmenge des Schenkers gemacht. 

b) Die zweite Frage ift, ob für bie Steuern ber Unterabtheilungen bes 
Staates, der Gemeinde und, wo fie eine eigene Wirthſchaft führen, ver Pro- 
vinzen, Kreife, Bezirke auch berfelbe Befteurungsmaßftab angewendet werben 
muß als für die Staatsfteuern ? j 

Unftreitig läßt fih gar Mandes dafür anführen, ven Nuten, welden jeder von 
ber Gemeinde bat, nicht jo allgemein als feine ganze Perfönlichleit und feine ganze 
Habe umfaffend zu betrachten, ald den Nuten des Staates, und darum aud nicht 
die Koften fo allgemein nah dem Umfang biefer ganzen Perſönlichkeit zu ver- 
theilen, fonbern die Abgabe jedes Einzelnen mehr den einzelnen Vortheilen zu 
accomodiren, berem ber Einzelne durch die Gemeindethätigkeit genießt. Gewiß ift der 
Zufammenhang zwifchen ben einzelnen Gemeindeanftalten und den Gemeindemit- 
gliedern ein ummittelbarerer und in ben einzelnen Funktionen nachweisbarer als 
beim Staat, dem doch befonders der allgemeine Schuß zufällt, fobald Gemein- 
den ober andere Theile des Staates ziemlih felbftändig wirthſchaften. Der Zu: 
fammenhang zwifhen ben Gemeindeglievern und den beiden Hauptaufgaben ber 
Gemeinde, der Polizei im weiteren Sinn und ber Bolfsbildung läßt fi im 
Einzelnen beffer berechnen, als der zwifhen dem Schug burd Heer ober Ge- 
richte und allen Staatsangehörigen. Dies darf aber meines Dafürhaltens nicht 
zu einem andern Belteurungsmaßftabe, fondern nur zu einer Beengung ber 
Steuererhebung führen. Einmal fann das fhon dadurch gefhehen, daß die Ge- 
meinbe leichter aus eigenem Bermögen Einnahmen ziehen kann al8 der Staat, daß 
die Polizeiftrafgelder der Gemeinde vorzüglich zufließen, dann aber vor Allem ift 
es zu erreihen durch eine weitere Auspehnung des freien Berfaufs der Waaren 
und Dienfte, welhen Verkauf eine Gemeinde leichter vornehmen kann ald der Staat. 
Je weiter diefer Verkauf ausgedehnt wird, um fo enger wird der Kreis der Anftalten, 
deren Laſten ganz oder theilweife mit Steuern gededt werden müſſen. Diefe wenigen 
werten dann füglih am beften durch Zufchläge zu den Staarsfteuern gebedt. 

Eigene Steuern, welche mehr dem Nuten fi anpaffen, ven jeves Gemeinde- 
glied direft durch vie Gemeinvethätigfeit genießt, dafür zu erheben wäre umftänb- 
ih und Foftfpielig. Nur folhe Steuern melde als fog. Gebühren fih zwangsweife 
an den zum Theil freiwilligen Kauf gewiffer Waaren und Dienfte anfchließen, 
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tönnen für Gemeindezwecke dienlich fein, Pflaſtergeld, Wegegeld, Leuchtgeld, Löjch- 
geld und dgl. mehr. Dennoch eriftiren nicht nur in Praxi eine Menge von eigenen 
Gemeindefteuern, fondern es werben aud immer neue Gemeinvefteuern neben ben 
Staatöfteuern vorgefhlagen. Diejenigen Leute, welche eine einzige Einkommenſteuer 
wegen ber Unausführbarfeit als Staatsfteuer verwerfen, empfehlen fie 
wohl als Gemeindefteuer, aus dem Grunde, daß innerhalb der Gemeinde, 
namentlich einer Heinen Gemeinde, die Einfommensverhältniffe eines Ieden feinen 
Nahbarn Marer zu Tage liegen, ald ver lofel unbewanderten Staatsfteuerbehörbe, 
Das kann aber ſchwerlich ein Grund für eine eigene Kommunalfteuer abgeben, 
denn wenn es richtig ift, daß die Gemeintebehörben leichter als vie Behörden 
größerer Landestheile die Steuerfähigkeit ihrer Mitglieder ermitteln können, fo 
darf daraus nicht gefchloffen werben, daß für Gemeindezwede eine eigene Steuer 
nah den Ermittlungen, welche die Gemeinde mahen kann, zu erheben ift, fonvern 
mar der Schluß ift geftattet, wenn nicht gar geboten, daß bie Gemeinde bei ber 
Beranlagung aller Steuern der oberften Steuerbehörde mit Rath und That an 
die Hand geben muß, und die Gemeindefteuer dann doch nur in Geſtalt von 
Zufhlagsprocenten zu der Staatöftener erhoben wird. So bewahrt man der Gemeinde 
ihr Selbſtbeſteuerungsrecht bis auf den wünfchenswerthen Grad, ohne daß ein 
mehrfaches Befteurungsiyftem nöthig wird. 

Da zwifhen dem Staat und dem Meinen Lofalverband der Gemeinde, bie 
mittleren Verbände der Bezirke, Kreife, Provinzen liegen, fo ähneln dieſe in ver 
Steuererhebung einmal der Gemeinde, andermal dem Staat, die Koften werben 
alfo wohl meiftens nad Art der Staatslaften durch Steuern zu deden fein, ohne 
ven Verkauf ihrer Probulte an die Mitglieder fo weit zu befchränten als beim 
Staat, ebenfo aber auch ohne denfelben fo weit auszudehnen als bei der Gemeinde. 
Es kann eine ganz geregelte Stufenleiter gebildet werden, von ber faft Nichts 
durch Steuern dedenden Gemeinde bis zu dem faft Alles vurd 
Steuern dedenden Staat. 

e) Drittens fragt es fih, ob Ausgaben, welche der ganze Staat nur für 
beftimmte Gegenden zu maden fcheint, au von den Bewohnern der andern Landes⸗ 
theile mitgetragen werben müſſen? 

Die Frage ift befonders wichtig in Staaten, welde die naturgemäß mehr 
lolal zu befriedigenden öffentlichen Bebürfniffe dennoh durch den ganzen Staat 
befriedigen wollen, in ftarf centralifirten Staaten, in Staaten, welche eine wenig 
ausgebildete Gemeinde⸗, Bezirk⸗, Kreis- und Provinzialwirthfhaft haben, und 
welhe überhaupt der öffentlihen Wirthſchaft eine Menge von Aufgaben 
zuweiſen, welche befier ver Privatwirthſchaft überlaffen bleiben. Wo dieſe 
beiden Borausfegungen fehlen, ift die Frage von bedeutend geringerem Gewicht. 
Anftalten, welche fpeciell einer Gegend zugewenbet werben, ohne daß die andern 
ähnlihe Anftalten erhalten, find faft immer mehr privatwirthſchaftlicher Natur, denn 
die Sicherheit nah Innen und Außen fowie die Bildung im weiteften Sinn wird 
meift allen Gegenden gleihmäßig zugewenbet, ober ift überall eine der Lolalaufgaben. 
63 dreht ſich alfo vorzugsweife um privatwirthfchaftlihe Anlagen, welde ein großes 
Kapital erfordern, die Errihtung von Rommunifationsanftalten, von Eindeihungen, 
ven Entwäflerungen und dgl. Würben diefe alle ver Privatinduftrie überlaffen, dann 
würde die Erftellung einfach davon abhängen, ob ein Einzelner oder eine Gefell- 
Ihaft den Glauben an die Rentabilität eines ſolchen Unternehmens hat, einerlei ob 
fpäter diefer Glaube als falfch oder als wahr fi herausftellt. Aud wenn bie 
Errihtung folder Anlagen die Sahe von mehr oder minder lofalen und zwar 
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autonomen Verbänden iſt, kann von einer Ueberlaſtung nicht die Rede ſein. Jede 
Gemeinde oder jeder Gemeindeverband, ober jede größere Staatsunterabtheilung 
forgt für ſich, es kommt nur darauf an für beſtimmte Zwecke die lokalen Verbände 
weder zu groß noch zu klein zu machen. 

Ueberhaupt wenn die Ausgaben wirklich von der Geſammtheit, von 
ver Volksvertretung beſchloſſen werben, liegt ein Zwang nur ſoweit vor, 
als immer die Minorität ver Majorität fi) unterorbnen muß. Anders in mehr 
oder minder abfolut regierten Staaten, wo das Bolf gar nicht darnach gefragt 
wird, ob e8 einem Lantestheile eine Vergünftigung vor den anderen zuweiſen 
wolle, fondern wo dem einen Landestheil die nüglichen oder angenehmen An- 
ftalten, allen aber die Koften zubelretirt werden. Wie weit darin bie Regierung 
gehen barf, ift principiell ſchwer zu entfheiden, denn zwei Argumente, das eine für, 
das andere gegen die Zuwendung eines Lokalvortheils auf gemeinfame Koften 
halten einander die Stange: Dagegen ſpricht der Gedanke, daß wenn ein 
ärmerer Landestheil einen Staat für ſich bildete, wie ja Sclefien oder Pofen 
a fo gut ein Staat für fich fein könnte ald das Königreih Sachſen, bieler 

andestheil für alle feine Anftalten auf fich felbft angemwiefen wäre. Dafür fprict 
die Zufammengehörigfeit ver Yandestheile zu einem Ganzen, mweldes nit atomiſtiſch 
getrennt werben barf, und fpricht vor Allem der Umftand, daß die Hebung, welder 
ein Landestheil durch gewiſſe Anftalten theilhaftig wird, auch wieder den näher 
liegenden Gegenven und ver Gefammtheit nützt. Zwiſchen dieſen beiden Schwierig: 
feiten im einzeln Fall richtig durchzulaviren ift nicht leicht. Die Regierung wird 
der Entfheidung überhoben, wenn das Bolt felbft über ſolche Ausgaben zu ent 
fheivden hat, oder wenn bie Autonomie der Gemeinden und der größeren Landes⸗ 
theile eine bedeutende iſt, alfo bei großer Decentralifation, welche freilih dem 
Abfolutismus fehr ſtark entgegenläuft. Intereffant ift übrigens, wis dieſe Bevor⸗ 
zugung eines Landestheiles nicht immer bie des Ärmeren vor dem reidheren, fonbern 
oft gerade umgekehrt des reicheren gegenüber dem ärmeren ift. Ich erinnere nur an 
die Steuerlaft, welche auf ganz Frankreich ruht, um Paris zu verfhönern und bie 
napoleonifhe Dynaftie durch befeftigte Kafernen, weldye gerade Straßen beberrfchen, 


zu ſchützen. 
2. Steuerveranlagung. Steuerfyftem. 


Mit Unerfennung der Genußmenge eines Jeden als des beften Befleuerungs- 
maßftabes ift keineswegs ausgefproden, daß auch direft das Genußquantum eines 
Jeden mit einer einzigen procentalen Steuer zu belegen ſei. Einmal könnte bie 
felbe ganz unmöglih oder fie könnte fo ſchwierig fein, daß eine andere Be 
fteuerung leichter zu demfelben Endrefultate führte, 

Daß es für alle Zeiten und für alle Völler eine abfolute Unmöglichkeit 
bleiben werbe, das Oenußyuantum eines Jeden in unferem obigen Sinne bireft 
zu ermitteln, will ich freilich nicht behaupten, aber doch für unfere Zeit; vielleicht 
daß fie möglih wird, wenn Regierung und Vollk größerer nationalöfonomifder 
Bildung fi rühmen können als jegt und wenn überhaupt vie Wiffenfchaft der 
Nationalöfonomie und Statiftif weiter vorgefchritten iſt. ine direkte Schägung 
der Genußmenge durd die Steuerbehörbe wäre felbft bei der größten national: 
öfonomifhen Bildung und dem audgebildetften Syſtem ver Haus: und Gefchäfte- 
fpionage faum möglid. Jeden einzelnen Genußalt befteuern zu wollen, um daraus 
bie Gefammtheit zu finden, wäre nicht minder unmöglid, wenn man nicht jedem 
Menfhen einen zweiten als Steuerfontroleur zur Begleitung auf Schritt und 
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Tritt beigeben wollte. Jedes Gut, welches einen Genuß gewährt, nicht im Kon- 
fumtionsaft, fondern im Probuftionsaft, zu befteuern, ginge bei manden Gütern, 
aber nit bei allen, ſollte es felbft bei allen greifbaren Gegenftänden thunlich 
fein, wie wäre e8 bei allen immateriellen Produkten, welche meift in dem Augenblid 
der Produktion auch fonfumirt werden? Un alle diefe Methoden fann nicht gedacht 
werben, ich habe fie nur als Unmöglichkeiten aufgeführt. Das einzig Denkbare wäre eine 
Selbſtſchätzuug des Genießenden, etwa fontrolirt durch die Steuerbehörbe, Ob viefe 
Selbſtſchätzung nicht allezeit an dem guten Willen fcheitern wird, fann erft ber 
Erfolg lehren, fo lange aber die Regierungen ſich nicht ſcheuen gegen den Willen 
des Volfes Unnützes oder gar Schäpliches zu probuciren, und die Wiſſenſchaft 
auch die guten Staatsprobultionen als ein nothwendiges Uebel barzuftellen ſich 
bemüht, ift der Wille, feine Steuerkraft richtig anzugeben, jedenfalls ſchon aus 
diefen beiden Gründen fehr zw bezweifeln. Bisher und wohl noch auf lange 
fheitert eine richtige Schägung aber aud an dem Mangel allgemeiner umd 
fpeciel nationalölonomifher Bildung, um nicht zufagen faft Aller, 
doch der überwiegenden Mehrheit. Es liegt das nit etwa an unferem Befteue- 
rungsmaßftab des Genußquantums, jeder anbere Maßftab, 3. B. das f. g. reine 
Einfommen ver alten Schule oder das Einkommen, wie es Schmoller faßt, wäre 
der Mehrzahl im Volk bei dem jegigen Stande der nationalöfenomifhen Bildung 
ebenfo wenig zum deutlichen Bewußtfein zu bringen. Es find bei der Genußbe— 
fenerung biefelben Hinberniffe wie bei der allgemeinen einzigen Einfommensfteuer 
mit eigner Einfhägung oder Einſchätzung durch die Steuerbehörven, ober boppelter 
Einfhägung. (Bgl. Urt. Einfommenfteuer.) 

Das Einfommen oder die Genußmenge find beide nicht durch eine einzige 
Steuer, fondern nur durch eine Kombination verfchiedener Steuern, burd ein 
Stenerfyftem zu treffen. Die Aufftelung eines gemeinfamen Befteuerungsmaß- 
Rabes ift dadurch nicht etwa unnütz gemadt, fonbern bleibt gerade fo nothwendig. 

Wir müſſen die verfchiedenen Quellen aufjuden, aus benen die einzelnen 
Genüſſe entfpringen, ehe fie fi zu dem ununterfheidbaren Genufguantum oder 
um bei dem Bilde zu bleiben, zu dem Strom von Genüffen vereinigen. 

Die Menge der Genüffe, welche Jemand in einem beftimmten Zeitraum, 3. B. 
in einem Jahr fidy zu verfhaffen vermag, fann nur aus Biererlei herrühren: 

1) Aus der Summe aller Erträge, welde ihm jährlid feine Arbeitsfraft 
und feine Kapitale ohne Schmälerung ihres Beftandes gewähren oter gewähren 
fönnen, fo weit er dieſes Einlommen im felben Jahr aufbraudt und nicht als 
Kapital oder Genußgut für fpätere Zeiten auffpart. 

2) Aus den Genüffen, welde ihm fein nicht als Kapital verwendetes Ber- 
mögen, alfo feine ftehenden Genußgüter ohne Schmälerung ihres Beſtandes, d. b. 
nah Abzug der Koften für ihre völlige Inftanphaltung gewähren oder ge— 
währen fönnen. 

3) Aus den Genüffen, welche ihm durch Ummandlung von ftehendem Kapital 
und ftehenden Genußgütern in umlaufende Genußgüter zufließen. Zu diefem Letzteren 
gehört au, was er, ftatt hiemit feine Arbeitstraft, fein ftehendes Kapital und 
feine ftehenden Genufßgüter in ungefhmälertem Beftand zu erhalten, verbraucht, 
burg welchen Verbrauch der Werth von Kapital und Genufgütern allmählich 
verringert wird. 

4) Aus Gebraud oder Berbrauh von Geſchenken. 

Iſt es möglich jede viefer vier Arten von Genüſſen mit einer procentalen 
Steuer zu treffen, fo ift die Befteuerung nach unferem Beſteuerungsmaßſtab möglich, 
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hierauf alſo muß das Steuerſyſtem gerichtet fein. Betrachten wir die Möglichkeit 
einer folhen Befteuerung, und zwar in umgelehrter Ordnung, beginnend mit Nr. 4. 

ad 4. Auf vie Gefchente ift, wie aud ſchon oben einmal angedeutet, 
nicht weiter Nüdficht zu nehmen, ſie werben ruhig beim Schenfer weiter befteuert, 
bis derfelbe die Uebertragung dieſes Steuergegenftandes auf ven Beſchenkten ver 
Steuerbehörde mittheilt. Bei allen Erbfchaften macht fih das naturgemäß noch 
viel einfacher, indem vie Steuerperfönlichkeit des Sterbenden aufhört, und den Suc- 
cefforen pro rata des Erbtheils, des Yegates ꝛc. zumädhst. 

ad 3. Am leichteften find die Genüſſe der dritten Art, wenn auch nicht fogleich im 
Moment des Genuffes, fo doch, und zwar ohne Schaden der Steuerkaſſe, in einem 
fpäteren Zeitpunft zu befteuern. Cie entftehen, wie angegeben, ſämmtlich durch 
Aufbrauden von Vermögen, bad man bisher nur gebraudte. Die Steuerbehörbe 
bat ſich felbftändig gar nicht um dieſe Veränderungen zu befümmern, fie befteuert 
fo lange in der alten Weife fort, bis ver Befteuerte, um nit das ſchon Ver— 
brauchte noch ferner zu beftenern, die Veränderung der Steuerbehörde felbft anzeigt. 
Erft dann wird der Verbrauch als Genuß befteuert und was bisher der Staat 
an Steuern bezogen hat, ift gleich tem Zinfenverluft, den der Staat durch zu 
fpäte Verftenerung des Genuffes erlitten hatte, 

Wurde z. B. biöher ein Gelpfapital von 10,000 Rthlr., welches 5 9/, Zinfen, 
alfo 500 Athir. trug, oder mit andern Worten ein Einfommen von 500 Rthlr. 
mit 109/, befteuert, fo wird troß des Verbrauches Jahr aus Jahr ein 50 Rthir. 
an Steuern weiter erhoben. Wirb endlich 3. B. 10 Jahre nah dem Verbrauch 
der Berbraud befannt, fo wird jetzt 109/, ber ganzen Summe erhoben und bie 
Zinfen, welche dem Staat in ven 10 Jahren feit dem Verbrauch entgangen find, 
werden genau durch die bisher weiter bezahlte Steuer von 50 Thaler ausge— 
glichen. 

Statt des gewählten Beifpieles eines verbrauchten Kapitals könnte gerade 
fo gut ein aufgebrauchtes ftehendes Genußgut genommen werben. Späteſtens wird 
beim Todesfall ſich ergeben, daß die noch immer befteuerten ftebenven Genußgegen- 
ftänte oder Kapitale längft in umlaufende Genußgüter verwandelt und verzehrt 
waren, und wird nun der Verbrauch qua Genuß nachträglich befteuert. Selbſt ber 
Verbrauch, welden die vernadläffigte Inftandhaltung von ftehendem Kapital und 
ftehenden Genußgütern repräfentirt, könnte auf dieſe Art nadhträglid noch die dem 
Genuß entfpredende Steuer tragen. 

Nur wenn der Betreffende nah einem folhen Verbrauche auswanderte, ent- 
ginge dem Gtaate ein Theil der ihm gebührenden Steuer. 

ad 2. Nicht ebenfo leicht als die ad 3 genannten Genüffe find die ad 2 
aufgeführten zu ermitteln und zu befteuern, nämlich ver Gebrauchsgenuß von 
ftehenden Gütern, welche dem Cigenthümer Genuß gewähren oder gewähren fönnen. 
Was darunter fällt, ift nad) unferen obigen Begriffsbeftimmungen theoretifdy frei 
lid unſchwer zu entjheiden. Nur vie Theile des Einkommens, welche in der Be 
fteuerung biefes fpeciel erimirt wurden, als nur allmählich in Geftalt von ſtehenden 
Gütern zum Berbraud kommend, find zu biefer Befteuerung heranzuziehen. 

Dennod dürfte e8 in der Braris am Einfachſten fein, vie ſtehenden Genuß— 
güter, welde aus Ginfommen gebildet werden, mit ber fehr bebeutenden Aus— 
nahme aller Immobilien, bei der Eintommensbefteuerung lieber nicht zu erimiren, 
ſondern fogleih als Einfommen zu befteuern. Die fchnelle Aufuutzbarkeit, die 
häufige Neuanfchaffung verfelben und die ohne ausgebildete Steuerfpionage ſchwierige 
Stenererbebung führen zleihmäßig dazu. 
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Hingegen die Immobilien müffen fhon darum direlt ala Genußgüter be 
ftenert werben, weil biefelben felten aus dem Einkommen, fonderm meiften® aus 
Kapital erworben werben, d. b. weil nur eine der oben befprodhenen Umwand⸗ 
lungen von Steuerobjelten Statt findet. Auf keinen Fall dürfen einige Immobilien 
beim Genuß derfelben befteuert werben und andere aus dem Grunde, baf fie fhon 
als Einfommen befteuert worben find, von der Steuer frei bleiben. Der Grund 
folder Befreiung vergißt fi bei Gütern von eiwiger Dauer, wie 3. B., ver Grund 
und Boden ift, fo leicht, daß entweder die befteuerten Güter fpäter von der Steuer 
entlaftet werben ober daß man bie fcheinbar unbeftenerten noch einmal befteuerr. 

ad 1. Das Schwierigfte ift offenbar das Einfommen eines Jeden nach Ab- 
jug alles beffen, was nicht umlaufendes Genufigut ober unferer letzten Bemerkung 
zu Folge auch deſſen, was nicht ftehendes Mobiliarzenußgut ift, mit einer gleichen 
Steuer zu treffen. Daß das Gefammteintommen fo wenig als der Gefammtgenuf 
eines Jeden mit einer einzigen allgemeinen Steuer getroffen werben fann, zeigten 
wir im Anfang dieſes Abſchnittes, e8 bedarf vielmehr eines ganzen Steuerſyſtems, 
um die einzelnen Einfommensquellen oder Einfommensarten zu beftenern. 

Wenn ih von einer Beſteuerung der einzelnen Einfommensquellen und Ein- 
lommensarten rede, dann verftehe ich darunter bie einzelnen Komplexe von werth- 
Ihaffenden Thätigfeiten des Menſchen oder die einzelnen Gewerbe, vermittelft deren 
er unter Beihülfe der Natur mit feinem Kapital probucirt, nicht aber die ibeellen 
Elemente, auf welche jede Produktion ſich zurüdführen läßt, Arbeit, Kapitalnutzung 
und befondere Bevorzugungen burd die Natur, ober deren Preis, Lohn, Zins 
und Rente. 

Ich weiche darin von den meiften Finanzfchriftftellern ab, welche je mit einer 
Steuer diefe iveellen Einkommensquellen, d. b. die verſchiedenen durch die Theorie 
gefundenen Produktionsfaktoren, den Arbeitslohn, den Kapitalzins, bie Rente 
treffen wollen. 

Es ift dies ein Hineintragen einer wiſſenſchaftlichen Eintheilung in das viel- 
geftaltige ſtets wechſelnde Leben, wo fie vollftändig unmöglich ift, ähnlich der ver- 
ſuchten Eintheilung der Bolkswirthichaftepolitit nah Maßregeln, welche bie Pro- 
dultion, die Gütervertheilung und die Konfumtion betreffen, wo bann entweder 
um der Eintheilung willen der Sache Zwang angethan ober zufammengehörige 
Gegenftände auseinander geriffen werten. So wird bei Rau die Politit des doch 
bis zu einem gewiffen Grad auch von ihm für probuftiv und für eine Probuftion erklärten 
Handels in die Beförderung der Gütervertheilung gefet, zufammen mit 
dem größten Theil des Armenweſens, während der Reft des Armenweſens davon 
lotgeriſſen und mit der Luruspolitif als Mafregeln zur Beförberung der Ber- 
zehrung zufammengefchraubt wird. 

die mehr als in ver Boltswirthfhaft wird in der Finanz oder Staat®- 
wirtbfhaftspolitit durch die aufgedrängte Eintheilung nach den ibeellen ober 
theoretifichen Einlommensarten, welhe jeder nad) feinem nationalöfonomifchen 
Syſtem anders macht, künſtlich ein Zwieſpalt zwiſchen Prarid und Theorie ge» 
ſchaffen, der von Natur nicht eriftirt. 

Welch’ verfchiedene Probuftionselemente oder Eintommensquellen und darnach 
Eintommensarten jeder Schriftfteller in denfelben Steuern zu- treffen meint, zeigt 
ala Beiſpiel ſchon eine Gegenüberftellung von nur zwei Eintheilungen, der Rau'ſchen 
und der von Umpfenbach. 
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Hau. $ 300. Umpfenbach. (Inhaltsverzeihniß.) 
1) Die Grundrente kann belegt 1) Die Befhagungder Orundrente. 
werben: a) Die Grunpftener. 
a) bei den Gigenthümern in der 
Örunpfteuer. 


(Aderbau und Waldbau.) 

b) bei benjenigen, welche vermöge 
eines Realrechtes einen Theil 
davon beziehen, durch die Ge— 


fällfteuer. 

2) Die Grundrente verbunden mit 2) DieBeſchatzung desKapitalzinſes. 
einer Zinsrente zeigt ſich in b) Die Waldſteuer. 
der Hausrente, und bildet den c) Die Gebäudeſteuer. 
Gegenſtand der Hausſteuer. d) Die Darlehnſteuer. 

3) Die Kapitalrente findet ſich: 3) Die Beſchatzung des Arbeits— 

a) in Verbindung mit Gewerbs— lohns. 
verdienſt in dem Einkommen ber e) Die Arbeitsſteuer. 
Gewerbsunternehmer, weldyes der f) Die Gewerbfteuer. 


Gewerbefteuer unterliegt. 

b) abgefondert im Zinfe ausgeliehener 
‘ Kapitale, für welche bie Zins- oder 

Kapitalfteuer beftimmt ift. 

4) Der Arbeitslohn ohne Berbin- 

dung mit andern Einnahmen wirb 

durch eine befondere Tohnfteuer ge 

troffen. 

Nahdem die Finanztheoretiker, von denen ich nur zwei aufgeführt habe, 
folde oder ähnlihe Eintheilungen gemacht, räumen fie bei ber Behandlung ber 
einzelnen Steuern vielfach freilich ausdrücklich oder ſtillſchweigend ein, daß Die Ein 
theilungen nicht ganz zutreffen, daß außer der Ginfommensquelle, welche nad 
ihrer Meinung die Steuer treffen folte, auch nod andere mit getroffen werben, 
es ift das aber aud nod weit mehr ver Fall als fie zugeben, es ift fo weit 
der Fall, daß faft in jeder der angeführten Steuer Zins, Lohn und Rente (nur 
nicht gerade Grund rente) getroffen werben follen oder doch getroffen werben. 

Auch die Eintheilung der Steuern bei L. Stein in Kapital» oder Probul- 
tions”, in Arbeits oder Konfumtions- und in Einfommensfteuern ift feine mejent- 
lich andere als die von Befteuerung bes Kapitals, der Arbeit und der Rente (nicht 
blos der Grundrente, fondern Rente ungefähr im Sinne Schäffle'8 oder v. Man- 
goldt's, Produftionsüberfhuß im Gegenſatz zur Produftionseinbuße); der Haupt: 
unterfchied gegen die Steuerfyfteme Rau's, Umpfenbach's ꝛc. befteht nur in dem 
ganz richtigen Gebanten, die f. g. indireften Steuern, richtiger die Aufſchläge, mit 
in das eine Steuerſyſtem zu ziehen und nicht ein zweites Gyftem ber 
Konfumtionsfteuer neben das der Produftionsfteuer zu ftellen. 

Faſt die gefammte neuere Finanzlitteratur geht von einem ähnlichen Gedanken 
bei der Steuerveranlagung aus. 

So lange in der Nationalöfonomie noch fo wenig Ginigfeit über die Ein- 
theilung und Begrenzung der ideellen Eintommensquellen oder der Produktions: 
elemente berrfcht, und diefe Einigfeit wird fehlen, fo lange es eine Wiffenfhaft der 
Nationalöfonomie gibt, fann man hiernach die Steuern nicht eintheilen, 
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Für die Beftenerung müſſen dieſe Theorien ala gar nicht eriftent gelten, es 
genügt, daß das Gefhäft einen Ertrag gibt, ver unter die Theilhaber als Ein- 
lommen ſich vertheilt. Man treffe das Mefultat diefer Produktion möglichſt glei; 
mäßig mit der Steuer. 

Die Staaten haben fih früher bei ihren Steuern um folde Theorien nicht 
gefümmert, fie thun e8 zum Glück auch jest felten; wo e8 verfucht wird, gewinnt bie 
Befteuerung gewiß nit. Man fehe ſich jede beliebige Grundftener eines Staates an 
und frage, ob fie mit dem Rau’fhen Sat harmonirt: „Die Grundftener ift be- 
fimmt, einen Theil der Grundrente, d. i. des reinen Ertrag, welche das Grund⸗ 
eigenthum gewährt, für die Staatslaffe in Anfpruch zu nehmen.” Die Grund— 
ſteuer kann gar nicht nur die Grundrente treffen und will e8 and nicht. 

Charakteriftiich für den gefumden Sinn der Finanzpraxis ift, daß unter ben 
menigen Schriftftellern, welche fich die vergeblihe Mühe, vie einzelnen Einlommens- 
quellen in beftimmten Steuern treffen zu wollen, nicht geben, obenan der Finanz- 
praftiler v. Hod fteht in feinen „Deffentlihen Abgaben und Schulden." Stuttgart. 
1863. Er fagt: „Um die Schwierigfeit der Ermittlung des Einkommens in feinen 
verjhiedenen Stabien als rohes, reines und freies Cigenthum (? fol wohl heißen 
Einlommen) zu umgehen, hält man fih an die einzelnen materiellen 
Quellen des Einlommens, das Gruntfiüd, das Gebäude, 
das Gelplapital oder vie Rente, das Gewerbe, das Amt ober ben 
Dienft, — hierdurch belömmt man die Ertragsfteuer, bie Örumde, 
Haus», Kapital. oder Renten, Gewerbe», Befolpungsfteuer.“ 
(Seite 83.) 

An dieſe äußerlich unterfheidbaren Erwerbszweige ber Menfhen muß bie 
Steuerbehörde fih halten. 

Das Einfommen eines jeden Menfchen läßt fih nit mar theoretiſch, 
innerlid, für den Beftenerungszwef unbraudbar, auf Einkommen aus 
feiner Arbeit und ans feinem Kapital zurüdführen,, ſondern es läßt fih aud 
praftifh, Außerlih, für den VBefteuerungszwed, brauchbar nachweiſen als 
aus den manigfahften Gefhäften oder aus den verfchievenen Produktionsarten 
fließend, im welchen ein Jeder mit Arbeit und Kapital betheiligt ift. Ebenfo wie 
sun das Einfommen eine Menſchen fo äuferlih betrachtet aus ver- 
ſchiedenen Einfommensquellen kommt, fo vertbeilt fih au der Ertrag 
eins Gefhäftes auf verſchiedene Menſchen, weldhe daran mit Arbeit und 
Kapital betheiligt find. 

Der einzelne Steuerpflichtige ift nicht immer im Stande nachzuweiſen, welches 
ver Ertrag aller der Gefhäfte iſt, aus melden er einen Theil feines Ein- 
fommens bezieht, er ift aber im Stande anzugeben, welder Theil feines Ein» 
fommen® aus jebem ber verſchiedenen Geſchäfte flieht, im mie vielen Ge- 
ſchäften er ſich betheiligt umd wie groß fein Gefammteintommen if. Beſonders 
nur für den Theil feines Einkommens ift die Angabe zumal für den Ungebilveten 
fäwer, welchen er aus fremden Geſchäften nicht in Geld, fondern in natura er- 
hält, und welchen er aus feiner eigenen Unternehmung in natura bezieht. Als 
Beifplel für das Erfte nenne ih Wohnung, Belöftigung, auch Kleidung u. dgl. 
von fädtifchen und ländlichen Dienftboten, Geſellen, Lehrlingen, für das Zweite 
die Güter, welche der Landmann fich felbft erzeugt und in natura verbraudt, bie 
Hauptnahrungsmittel und wohl auch gewiffe Bekleidungs- und Feuerungsſtoffe. 
In beiden Fällen ift die Schätung des eigenen Einkommens dur den Steuer 
plihtigen, wie oben bemerkt, fo ſchwer. Dazu kommt die gleichfalls berührte Un- 
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huſt, fein Einfommen ber Steuerbehörde richtig anzugeben. Auch für die Steuer- 
behörve ift das ganze Einfommen des Einzelnen oder feine verſchiedenen Theile 
direft zu ſchätzen unmöglich. 

Beide Uebelftände können gehoben werben, wenn die Gteuerbehörbe im Stande 
ift, den Ertrag der einzelnen äußerlich fichtbaren Geſchäfte und die Vertheilung 
dieſes Ertrages auf alle, welde in dem Geſchäft mit Arbeit und Kapital ſich be- 
theiligen, zu ermitteln. 

Dann fann die Steuerbehörbe die Unluft und das Unvermögen ber richtigen 
Eintommensangabe durch den Steuerpflidtigen Fontroliren und ergänzen. Der 
Steuerpflidtige hat eine Berfonalfhägung feines Einlommens 
und die Stenerbehörde eine Realſchätzung aller Erträge und 
ihrer Bertheilung vorzunehmen. Gewiſſermaßen eine doppelte Buchführung in ver 
Befteuerung, die fireng genommen im Enbrefultat, in ber Steuerfähigfeit eines 
Jeden ſich deden muß. 

Wie die Steuerbehörde in al’ den verſchiedenen Gefhäften die Realſchätzung 
ber Erträge und ihrer Vertheilung vornehmen fol, ift hier nicht ver Raum auszu- 
führen. Darüber find die Artifel Grund» und Hausfteuer, Oewerbefteuer, Ein- 
tommen- und Kapitalfteuer zu vergleihen, Die theoretifchen Punkte find, wenn man 
fidy einmal über das Befteuerungsprincip und das Steuerfyftem geeinigt hat, Leicht, 
für die fchwierige Ausführung laffen fih menig allgemeine Rathſchläge ertheilen. 
Sie find für jeden Fall aus den allgemeinen Orundfägen der Befteuerung zu 
entnehmen. Der Steuerbehörbe liegt vor Allem ob, den Rohertrag eines jeden 
Geſchäftes oder eines jeden Komplexes wirthſchaftlicher Thätigkeiten zu ermitteln, 
d. h. die Menge von Produften, welche in einer beftimmten Produltionsperiode, 
welche damit zugleich die Steuerperiode ift, gefhaffen worben, und den Geldwerth 
zu berechnen, den diefe Produfte repräfentiren. Davon gebt, um die aus dem Ge: 
ſchäft überhaupt fließende Genußmenge zu ermitteln, Alles ab, was für 
keinen Menſchen genußbringend zur Probultion aufgewendet wird. Der Reft ift dann 
die aus dem ganzen Geſchäft hervorgehende fteuerfähige und fteuerpflichtige Genuß- 
menge oder der Neimertrag des ganzen Gefhäftes für alle daran Betheiligtem. 
Diefen ganzen Reinertrag haben ver eine oder bie mehreren Unternehmer jedes 
Geſchäfles ald Genußmenge zu verfteuern mit Abzug alles deſſen, was fie als 
an andere in dem Gefchäft mit Arbeit und Kapital Betheiligte abgehend nach- 
weiſen. Dieje Abzüge dienen der Steuerbehörde ale Kontrole für alle Angaben, 
welche bie einzelnen Steuerpflidtigen über die verfchiedenen Theile ihres Ein- 
fommens maden, und bienen umgekehrt diefe Angaben über das Einkommen als 
Kontrole für die Richtigkeit der vom Unternehmer gemachten Abzüge. Was nad 
diefen Abzügen bei einem Gefhäft noch übrig bleibt, das ift Reinertrag nicht des 
ganzen Gejchäftes, jondern ver Reinertrag für den einen oder die mehreren Unternehmer, 
von denen die andern ihr aus dem NReinertrag des ganzen Gefhäfts fließenves 
Einkommen ausgezahlt erhalten. Als ein folhes in feinen Nohertrag und feinem Rein- 
ertrag zu ſchätzendes Geſchäft muß aber aud der Erwerb, ver nit auf Verkauf 
feiner BProndufte, fondern auf Verkauf der Nutzung von Produkten und auf 
Berlauf von Arbeit gerichtet ift, angefehen werben, 

Dei diefer Befteuerung der verfchievenen Erwerbszweige ift als principales 
Steuerfubjeft in der Landwirthſchaft nicht der Eigenthümer, fonbern der Wirth: 
ſchafter, ſei er Pächter oder ſelbſtwirthſchaftender Eigenthümer, anzufehen, und ver 
verpadhtende Eigenthümer nur als unthätiger Kapitalifl. Ebenſo iſt pringipales 
Steuerſubjelt jeder mit fremdem Kapital wirtbfchaftende Unternehmer, welde Art 
von Geſchäft er betreiben mag. 
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Landbau auf einem gepachteten Grundſtück, Gaſtwirthſchaft in einem ge 
pachteten Hotel unterſcheidet fih nicht wefentlid von jever andern Wirthſchaft, 
welhe mit fremdbem Kapital betrieben wird; Grund und Boden ift eben aud nur 
eines ber vielen verſchiedenen Kapitale, die man felbft fruchttragend machen oder 
einem Andern dazu überlafien fann. Die Befteuerung ift leichter durchzuführen 
ald bei principaler Befteuerung der Kapitaliften und principaler. Befteuerung ber 
mit fremdem Kapitale Wirthſchaftenden. 

Ohne bie angegebene gegenfeitige Kontrole der Realſchätzung des Ertrages 
und der Perfonalfhägung des Einfommens machen vor allen Dingen bie Erwerbs- 
zweige oder die Geſchäfte Schwierigkeiten, welde nur wenige äußerlich fichtbare 
Apparate erfordern: 

1) Das Bermiethen von SKapitalien oder Berfaufen ver Kapitalnugung 
(bei nicht fungiblen Sachen auch Berkauf der Kapitalabnugung), zumal in ber ge- 
bräuglichften Form des Gelvausleihens und 2) das Bermiethen der eigenen Per: 
jon oder das Berfaufen von Dienften und Arbeit. 

1) Bas das Ausleihen, das Vermiethen, das Verpachten von Gütern 
angeht, fo würde vasfelbe in ber Form von Geldausleihen fehr leicht der Be— 
ſteuerung als Eintommensquelle entſchlüpfen fünnen, wenn nicht das ganze Be- 
ſteuerungsſyſtem in der oben angegebenen Art darauf berechnet wäre, die Epiftenz 
von ausgeliehenen Geldkapitalien in der Befteuerung ver Geſchäfte, in welde fie 
verwendet werben, nachzuweiſen. Es liegt im Intereffe jebes Befteuerten, bie 
Steuer von geliehenen Kapitalien durch Nennung des Eigenthümers von ſich 
direlt abzuwälzen. 

Wollte der Darlehngeber kontraltlich den Darlehnempfänger binden, bei der 
Beſteuerung das geliehene Kapital als ſein eigenes anzugeben und wäre ein ſolcher 
Kontralt gültig, fo würde indirelt durch Steuerüberwälzung die Steuer auf ven 
Kapitaliſten fallen, indem die einfache Folge ein etwas niebrigerer Zins für ein 
ſolches Darlehn wäre, welches ein ftenerfreies Einfommen gewährt, während fonft 
das Einkommen aus verlaufter Kapitalnugung der Beftenerung unterliegt. Diefelbe 
Erjheinung würde nad) längerer Zeit fih auch zeigen, wenn alle Kapitale, 
welche man nicht felbft benugt, nicht vom Eigenthümer, fondern von dem Benutzer 
als Einlommensquelle verfteuert werden müßten. Bermiethete Kapitale brauchte der 
Eigenthümer nicht zu verfteuern, ber Preis der Kapitalnugung ober der Zins 
müßte alfo fallen. 

Die Steuer von Kapitalien, melde im felben Lande ausgeliehen wer- 
ven, kann dem Staat auf feine Weife entgehen. Nur diejenigen Geldkapi— 
talin, welche in das Ausland verliehen werben, entziehen fih der Steuer- 
tontrole, da der Darlehenempfänger nicht derſelben oberften Steuerbehörbe 
unterworfen ift, wie ber Darlehengeber, fondern der Steuerbehörbe eines ganz 
andern Staates, Einzig durdy Konventionen der Staaten untereinander fönnte 
ein Staat für den andern die Steuer von allen in fein Zerrain ausge 
liehenen Kapitalien erheben, bei dem Einkommen aus fremden Staatöpapieren wäre 
das ſogar fehr leicht, bei den an Privaten gelichenen Summen ſchon ſchwerer, 
jedoch jelbft da ift es micht unausführbar. Bon vergleihen Konventionen find wir 
freilich noch weit entfernt. 

Dis es dahin kommt, exiftirt für diefe Beſteuerung nur die freilih oft un- 
genügende eigene Angabe der Kapitaliften. Das Ungenügenve liegt zum Glüd nur 
darin, daß mancher den Betrag dieſes Einfommens nicht angeben mag, während 
vie Größe eines ſolchen Einkommens leichter zu berechnen ift als die faft aller andern 
Einfommensarten. 
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Biel weniger Schwierigkeiten macht, felbft mern die Kontrole durd bie Käufer 
ver Kapitalnugung megfält, das Ausleihen von allen andern Gütern als gerade 
von Geld. Solde Güter entziehen fih nicht fo leiht den Bliden ver Steuer: 
behörde, alfo Grunpftüde aller Art, Pferde, Kutſchen, Mobilien, Kleider, 3. B. 
Mastengarberoben, Büdyer, Mufifalien ꝛc. ꝛc. 

2) Noch ſchwerer zu bewerkftelligen ift bie Beſteuerung aller Arbeit, 
welche der Arbeiter nicht im eigenen Geſchäft benugt, fondern melde er verfauft. 
Ein äußerer Anhalt ift ver Steuerbehörde faft nirgends gegeben. Für direkte Er- 
mittlung bleibt faft nur bie Angabe des Lohnempfängers felbft, wobei nit allein 
zu fürdten ift, daß der Arbeiter fein Einkommen nicht genau angeben mag, fon- 
dern auch daß er als oft des Schreibens und Rechnens unfundig aus all feinen 
fleinen Ginnahmepoften fein Geſammteinkommen nicht ermitteln kann. 

Höchſtens fünnte man auf indbireftem Wege das Arbeitseintommen ermitteln, 
welches aus dem Ertrage gewiffer Provduftionen als Lohn gezahlt wird, d. 5. 
welches für den Arbeitgeber einen Theil der Produftionstoften bildet. Der Rein— 
ertrag eines Geſchäftes vertbeilt ſich ja mefentlih auf Wrbeitsiohn. Bon 
jedem Producenten ift demnach zu erfahren, an wen er Yohn zahlt und wie 
viel. Dennoch ift e8 in den meiften Fällen nidt thunlih, daraus in Ber- 
bindung mit eigner Steuerangabe ver Lohnempfangenden, das Einkommen 
eines Jeden, der in erfter Linie vom Verkauf feiner Arbeit lebt, zu ermitteln. 
Nur bei dem Lohn derjenigen, welde ausfchlieglih Bei einem Arbeil— 
geber lange Zeit hindurch in Arbeit ftehen, kann dieſe indirefte Ermittlung zu 
einem genügenden Refultat führen, nicht aber, wenn ein Arbeiter zufällig 
bald bei diefem bald bei jenem arbeitet, oder gar, wenn bie Ürbeit ver Art ift, 
daß jetes Gefhäft nothbwenpigermeife nur ab und au folde Arbeit in 
geringen Mengen erforbert. 

Allerdings vom rein tehnifhen Stanppunft aus wäre auch bier in 
vielen Fällen vie Ermittlung zu bewerfftelligen, indem bie Summe alles deſſen, 
was alle verfhiebenen Arbeitgeber einem Arbeiter an Lohn zahlen, das gefammte 
Urbeitseinfonmen des Arbeiterd bildet, allein vom wirthſchaftlichen Standpunkt 
wäre tiefe Ermittlung meiftens unmöglihd. Die Koften eines folden für jeden 
Arbeiter nöthigen Steuerkatafters würden bei ver Oeringfügigkeit der in der unterften 
Klaffe zu zahlenden Steuer viel zu hoch fein im Verhältniß zu diefer Steuer, bie 
Stenererhebung fünnte unter Umftänden mehr koften als die Steuer einbringt, 
oder menigftens einen zu großen Theil der Steuer wegnehmen, 

Und nun gar alle Arbeit, welche ber Arbeitgeber nicht kauft, um fle in feiner 
Produktion zu verwenten, fonvern melde er unmittelbar fonfumiren 
will! over alle Arbeit, welche er zwar zur Produktion fauft, aber zur Produktion 
von Waaren, weldye er nicht in den Verkehr bringt, fondern welche er felbft ge: 
niegen will! Auch bier fann nur felten, nämlid bei langbauernder Dienftmiethe 
ver fog. Dienftboten der direften Angabe durch die Lohnempfänger, die indirekte 
durd die Lohngeber nachhelfen, leider aud nicht ohne Schwierigkeiten, da gerade 
die Dienftboten vielfah in Naturalien, in Wohnung, Eſſen, Zrinten zc. ausge: 
a werben, und der Geldlohn einen Heinen Bruchtheil des ganzen Lohne 

bet. 

Nur bei den Arbeitern, welche vom Staat ober deſſen Unterabtheilungen 
gemiethet find, bei ten Staats- und Öcmeinteangeftellten aller Art, ift tem Staat 
die Größe ihres Einfommens, wenigftens fo meit dieſe Leute ausjchließlich im 
Staats- und Oemeindedienft ftehen, offenbar. Die Beftenrung Diefer nad dem 
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Einfommen oder nad dem zum unmittelbaren Genuß verwendeten Einlommen tft 
die leichtefte von Allen. Es ift eim Abzug beftimmter Procente von ihrem Gehalt. 
Diefer Abzug follte wo möglich nicht einmal fogleich bei der Zahlung des Gehaltes ge- 
macht, ſondern wie jede andere Steuer erhoben werben, jebenfalls ift e8, wenn 
auch theoretiſch ganz richtig, praftiih volltommen verkehrt den Gehalt von Anfang 
an um fo viel Procent, als die Steuer beträgt niedriger zu machen und bafür 
die Befoldung fteuerfrei zu laffen. Um nur den triftigften Grund zu nennen, fo 
ift das der Uebelftand, daß alle vom Staat Befolveten vor den nicht vom Staat 
Belolveten, namentlih wenn fie ven Staatsämtern ähnliche Stellen belleiden, 
ſcheinbar bevorzugt find. Der Grund der ſcheinbaren Steuerbefreiung, der um ben 
Steuerbetrag gemachte Gehaltsabzug wird ſchnell vergefien, die jheinbare 
Steuerbefreiumg als eine wirkliche Bevorzugung aufgefaßt, und leicht hinweg⸗ 
geräumt ohne Entfhävigungen oder wenigftens gegen eine ungenägende. Wirb ber 
Gehalt niemals um ven Steuerbetrag gekürzt, die Steuer alfo. immer bezahlt, fo 
lann diefer Uebelftand nicht eintreten. Auch für die foctale Stellung der Beamten 
aller Art ift es wichtig, daß fie Steuer zahlen wie die Anden, damit fie weber 
ſich ſelbſt als eine befondere Bevorzugung verdienende Kaſte betrachten, noch von 
den Andern als eine Bevorzugung genießende betrachtet werben. 

Die Schwierigkeiten, die Stenerfähigkeit beſonders ber unterm f. g. arbei- 
tenden Klaſſen bireft oder indireft zu ermitteln und alfo tirelt das Arbeitsein- 
lommen mit einer Steuer zu belegen, haben auf Bemühungen geführt, das Arbeits- 
einfommen indireft zu befteuern. Das ift der vernünftige Sinn einer in bas 
Syftem der Einktommensbeftenerung eingefügten indirelten Beftenerung ober ber 
Auffhläge, Konfumtionsftenern auf gemiffe unentbehrlihe Güter. Es ift das eine 
ganz andere Auffafjung als vie gewöhnliche Eintheilung. Diefe fegt ein eigenes 
Syftem der Konfumtionsfteuer oder der Aufſchläge, welche die Genüfle ver 
Menfhen treffen follen, neben das Syſtem der Probuftionsfteuer over ber 
Schagungen, welche das Einkommen zu befteuern beftimmt find. Der Verſuch, vie 
|. g. indireften Steuern in das einzige Steuerfuften, das der Einfommenabeftenerung, 
einzufügen, ift zuerft von 2°. Stein geinadt. Das Unrichtige ſcheint bei ihm nur 
noch zu fein, daß er meint, alle wirklich zufällig beftehenden Arten ver Befteuerung 
von Genußgegenftänden in das Steuerfoften einfügen zu können. Die meiften 
derſelben paflen aber nicht für eine Beftenerung der Arbeit, ift doch aud vie 
Unzahl der verfchledenften Eingangs- und Ausgangszölle, innere Zölle, Acciſſen, 
Auffhläge zc. ganz ſyſtemlos, je nach dem augenblidtihen Bedürfniß aufgelegt, 
erhöht, erniedrigt worden. Nur gewiffe Waaren eignen ſich dazu, mit einem Auf— 
ſchlag belegt das Einfommen aus den untern Stufen der Arbeit zu treffen. Es 
find umentbehrlihe Güter, und unter diefen find die umlaufenden Genuf- 
güter am ſich die beften. Brod oder Kartoffeln, Salz und bis auf einen gewifjen 
Grad Fleifh kann in ven meiften Europäiſchen Staaten Niemand entbehren. Einer 
Steuer, welche als ein Zuſchlag zum Preiſe erhoben wird, fann Keiner aus dem 
Wege gehen. Die Befteuerung einiger biefer Artifel kann gerade fo body gemacht 
werden, daß nad dem durchſchnittlichen Konfum die niebrigften Einkommensklaſſen 
der Handarbeiter ohne Bermögen gerade fo viel an Steuern zahlen, dag von 
ibrer Genußmenge gleihe Procente genommen werden ald von der Genußmenge 
aller höhern Klaſſen durch die oben genannten Produktionsſteuern. Dann verfteht 
fih von felbft, daß bei ver Produftionsfteuer das Unterhaltsmininum, d. h. fo viel 
als fhon durch die Beſteuerung der erwähnten Lebensmittel getroffen wird, abge- 
jegen werden muß. Mit diefer Konfumtionsftener wird das Unterhaltsminimum 
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getroffen, mit den Produltionsſteuern, was darüber hinausgeht, Darum fagten wir 
bei der Lehre vom Befteuerungsprincip, daß in einem Steuerfyftem unter gewiffen 
Umftänden das f. g. Eriftenzminimum von den Steuern befreit werden müßte, wie 
jest fich ergibt, nit um die untern Klaſſen von ver Steuer ganz zu befreien, 
fondern um bie procentale Beftenerung aller Genüſſe burdzuführen. 

Je mehr Genußgegenftände man mit folgen Auffhlägen belegt, um fo höhere 
Einlommensklaſſen werben ſchon durch diefe Auffchläge genug befteuert, für um fo 
weniger Eintommenstlaffen bleibt alfo der umftändlihe Weg der Produftionsbe- 
fteuerung. Leider aber eignen fih nur wenige Genußgegenſtände für ſolche Auf- 
ſchläge, wenn man nicht vie Probuftion ſehr behindern oder gar in bie. Fefleln 
des Staatsmonopols ſchlagen will. Bequem mit Aufichlägen zu belegen find außer 
ben monopoliftifh vom Staat probucirten Waaren nur diejenigen, welde bie 
Landesgrenze oder innerhalb des Landes bie Grenze der Hauptlonfumticnsftätten, 
d. h. die Stadtmauer paffiren, und einige wenige Waaren, welche in einer jehr 
geringen Zahl von fehr großen Etabliffements fabricirt werben, Alle andern würben 
zu große Erhebungstoften verurfchen. Aber auch fchon bei den angegebenen Waaren- 
arten ſpricht Vieles gegen vie Auffchläge, vor Allem vie Bermögensberau- 
bungen, welde im ber erften Zeit nad gemachten Aufſchlag Alle, melde jolde 
Waare probueiren, erleiven. Davon reden wir fogleich bei der Steuerüberwälzung. 

Auch ſchon die oben bezeichneten Wanren wie Getreide, Brod, Kartoffeln, 
Salz, Fleiſch fallen nicht einmal alle unter die, welde bequem mit Auffchlägen 
belegt werden Können. Sie werben mit Ausnahme des Salzes an taufenden von 
Drten und zwar zum überwiegenden Theil im. Land felbft probucirt. Nur was 
von diefen Waaren in bie Städte gebradt wird, kann fontrolirt werben, (Schlacht⸗ 
und Mahlſteuer), alfo nur die ftäntifche Ürbeiterbevölferung fann man hiermit 
intireft beſteuern, das ganze platte and nit. Dadurch verliert vie Einfügung 
diefer Konfumtionsftenern in die Produftionsfteuern fehr an Gewicht. 

Bon allen Waaren bleibt nur das Salz als Gegenftand der in die Pro- 
buftionsftenern eingefügten Ronfumtionsfteuern übrig. Diefes eignet fi aber auch 
vorzüglid dazu, zumal wenn die Salzgewinnung ober ber Salzhandel Monopol 
des Staates ift. Unter ber Bedingung, in biefer Art pie Salzbeftene 
rung zu benußen, kann man fi fogar mit den im Ürtifel Staatsmonopole 
geſchilderten Uebelſtänden ver Monopolifirung ausföhnen. 

Des Genuſſes von Salz kann fih Niemand enthalten, fo wenig, daß im 
felben Lande jeder Menſch ziemlich die gleiche Menge verbraudt, das Exiſtenzminimum 
wird in der Genußmenge eines Jeden getroffen. Die Salzftener muß fo body 
angefegt werben, daß gerabe die, welde nur das Unterhaltsminimum, die Steuer 
inbegriffen, haben, fo viel Procente abtreten als allen andern Klaffen durd Salz 
fteuer und Produftionsfteuern zufammen genommen entzogen wird. 

Die bequeme Steuererhebung, auch bei freiheit der Salzproduktion, haben 
wir oben im Xrtilel Staatsmonopole betont, es bleibt nur der Uebelftand, ber 
allen Konfumtionsftenern anhängt, daß bis in ven Waaren die Preiserhöhun- 
um den Betrag der Etener fid) vollzogen bat, die Probucenten von ber Steuer 
in einem ungerechten Berhältnif getroffen werben. Jede Erhöhung ver Salz: 
fteuer wirft im Kleinen gerade jo und eine Erniedrigung umgekehrt: Wenn beim 
Monopol der Staat, die Gefammtheit, diefer Producent ift, dann fällt die Un— 
gerechtigfeit ganz fort. Darum meinte ic, könnte man fh unter gemwiffen 
Bedingungen felbft mit vem Salzmonopol ausfühnen. 

Ohne irgend welde Mißſtände kann die Salzſteuer genau ber Höhe aller 
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Probuftionsfteuern fih anpaffen, vie untern Klaffen merten, daß fie im Salz be> 
feuert werben, was fie auch merlen follen, und zahlen doch diefe Steuer auf 
die allerbequemfte Art. 

Auf die unterften Stände bleibt dann allerdings die Supplirung ber Pro- 
duftionsfteuern durch eine Konfumtionsfteuer beſchränkt. Auch wird daburd für bie 
Stände, welde den unterften am nächſten ſtehen, vie Erhebung der Produktions» 
feuer ſehr koftfpielig, indem die Erhebungstoften bei dem Heinen Eintommen fehr groß, 
und die Steuern, welche von dem oft geringfügigen Ueberſchuß über das Eriftenzminimum 
erhoben werden, fehr gering find. Die direft durch Ertrags- und imbireft durch 
Einfommensfhägung zu ermittelnde Genußmenge und ihre Belegung mit einer 
Produktionsftener bleibt alfo doch das zu erftrebende Ziel. 

Ih babe mid mit diefen wenigen Andeutungen über die Möglichkeit, vie 
Öenußmenge eines Jeden durch ein Syſtem von Probuftions-, Konfumtions- und 
Beſitzſteuern zu treffen, begnügt, da bier nicht Vorfchläge gemacht werben follen, 
die Gteuergefeßgebung umzuändern. Nad einem Princip gleihmäßig jeven Genuf 
mit einer felbft nur annähernd gleichen Steuer zu belegen, ift unenblid ſchwer. 
Jede Regierung muß fi freuen, wenn fie wenigftens ohne zu fchreiende Unge- 
tehhtigleiten die Staatsangehörigen befteuert. Das was im Princip erfirebt wird, 
lann in Wirklichkeit volllommen nie erreicht werben, 

Dennoch ift es wihtig, das Principder Genufbefleuerung 
auf das Schärffte zu betomen, zumal wir fogleih ſehen werben, daß jebe Be— 
ſteuerung am Ende ven Preis aller Genüffe erhöht, indem bie Steuer, unmittelbar 
auf einen Genuß gelegt, darauf hängen bleibt, eine Steuer auf den Preducenten 
aber unmittelbar durch bie f. g. Steuerüberwälzung als eine Vermehrung ber 
nothwendigen Probuftionstoften den Preis aller Genußgüter erhöht und fo auf 
den Genießenden fält. Damit man alle Genüfje mit gleichen Procenten ihres Werthes 
beftenert, müſſen natürlid aud) die Produktionen gleihmäßig getroffen werben. 
Die volkswirthſchaftlichen Gejege gleichen nur allmählich vie Ungleichheit aus, welche 
jelbft die befte Beftenerung in ihrer erften Wirkung immer hervorrufen muß. 


3. Stenuerübermwälzung. 


Mit dem im vorigen Abſchnitt geſchilderten Steuerſyſtem ſtimmen nun aber, 
wie ſchon ein Blick auf die Artikel Grund: und Gebäudeftener, Gewerbfteuer, Ein- 
fommenfteuer, Konfumtionsfteuer, Gefälle, Zölle zeigt, die Steuern unferer civili- 
firten europäifchen Yänder nicht, und ebenfo wenig mit dem Befteuerungsprincip, zum 
Minveften ftimmen fie nicht in der Intention damit. Mit allen andern, außer unferem 
Stenerprincip flimmen fie weber de jure noch de facto überein, fie ftimmen nicht 
mit dem Princip der Hermann-Schmoller’ihen Eintommenbefteuerung, fie flimmen 
aicht mit der lanbläufigen Befteuerung des f. g. reinen Einkommens, wohl aber 
kimmen fie, wenn fie lange genug in Wirkfamfeit find, uno nicht innerhalb einer 
einzelnen Steuerart einzelne Individuen zu hoch getroffen werben, de facto mit 
unjerem Berlangen ver Genußbefteuerung, wenn auch nit genau fo, daß jeder 
Genuß glei) body befteuert ift, aber do fo, daß kein Genuß unbefteuert bleibt, 
und fo daß nur ber Genuß und nicht das Einkommen, weldes dem Genuß ent- 
jogen und erfpart wird, befteuerr ift. Mit andern Worten: die Wirkung ber 
Steuern in jenem Lande kommt der Befteuerung nah dem Genuß überall am 
nähften, und ein Steuerſyſtem fann fo eingerichtet werden, daß es in der Enb- 
wirtung alle Genüſſe gleihmäßig befteuert, nicht aber fo,. daß es das Ein- 
Iommen gleihmäßig trifft. 
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Es handelt ſich bei der Endwirkung der Steuer nämlich darum, ob derjenige, 
welcher eine Steuer zahlt, audy wirklich die Entkehrung fühlt, ob feine Zahlungs» 
fähigfeit dadurch um den gezahlten Steuerbetrag fih vermindert, oder, wie ber 
technifche Ausdruck ift, ob der, weldyer die Steuer zahlt, fie auch wirklich trägt, 
oder ob er fie auf andere übermälzt. 

Darüber gehen die Meinungen fehr auseinander, indem bie Einen allen, bie 
Andern nur gewiffen Steuern die Fähigkeit auf Andere abgewälzt werben zu fünnen, 
zufchreiben. Diefen Punft haben wir bier noch zu befprehen. Wir gehen von 
folgendem Sage aus: 

Jede Steuer und überhaupt jede erzmungene Abgabe, 
auch die Strafe, iftfürden, welder vieSteuer zahlen muß, 
eineBerminderung feinerZahlungsfähigfeit,wenn man 
ibn als Konfumenten betradtet, und eine Bermebrung 
ber Produftionstoften, wenn man ihn als Producenten 
betradtet, einerleiobpdie Steuerauf gewiffe Produkte, 
auf gewiffe Bropduftionsafte oder auf gemiffe Produ— 
centen gelegt ift. Die Frage nah der Steuerüberwälzung ift bei jever Steuer 
einfach die, ob die Steuer zu denjenigen Produktionskoſten gehört, weldhe von dem Pro» 
ducenten auf den Preis ihrer Produkte gefchlagen werben fünnen. Wenn das ber 
Fall ift, überwälzt ver fteuerzahlende Producent die Steuer auf die Konfumenten, 
wenn nit, fo bleibt fie auf ihm hängen. Umgelehrt ift jede Aufhebung oder Er- 
mäßigung einer Steuer gleich einer Verminderung der Probuftionstoften. 

Diefen Gedanken zuerft konfequent für alle Steuern ausgefprohen zu haben, 
ift eines der größten Verdienſte von L. Stein um die Finanzwifſenſchaft. (LXehr- 
buch der Finanzwiſſenſchaft. S. 191 ff) 

Viele, welche einmal an ben Gedanfen gewöhnt find, daß die Steuern etmas 
fo ganz Abnormes in ver Volkswirthſchaft feien, fügen fih nur ſchwer tarein, 
daß aud vie Finanzwiſſenſchaft in diefer Beziehung nichts Befonderes barbiete und 
die Steuern in Nichts von den Produftionsfoften verfchieden fein. Am meiften 
leuchtet die Aehnlichkeit ein, wenn man ſich vorftellt, daß der Staat viele Ber- 
rihtungen, welche e3 bisher vornahm, und deren Koften er mit Steuern bedte, 
wieder den Privaten überläßt, 3. B. den Schuß der Arbeit und des Eigenthums, 
dann muß der Private auf andere Weife, 3. B. durch gemiethete Wächter fich 
biefen Schug verfhaffen. Was er dafür ausgiebt, gehört doch unftreitig zu den 
Produftionstoften. Ebenfo wenn der Staat den für die Gefhäftserlernung nöthigen 
Unterriht ten Privaten wieder überließe. Umgekehrt wenn der Staat Dienfte zu 
leiften überninmt, welde bisher der Private ſich kaufen mußte, fo nimmt er dem: 
felben die Produktionskoſten ab, die Roften, weldye dieſe Erweiterung feiner Thätig- 
feit verurfacht,, deckt er durch neue Steuern, die er von denen verlangt, welchen 
er bie Dienfte leifte. Sind die Steuern alfo etwas Anderes als eim Theil 
der Produftionstoften ? Gewiß nicht! Die Frage nad) Ueberwälzung der Steuern 
auf die Konfumenten in dem Preis der Produkte ift feine andere, als vie nad 
Ueberwälzung aller Produktionsfoften auf die Konfumenten im Preis der Pro: 
dufte. Die Theorie der Preife, die mwichtigfte Partie der ganzen Nationalöfo- 
nomie, auch nur nad) der Seite der Produftionstoften bier zu entwideln, gebt 
natürlich nicht an, e8 müſſen ein paar Andeutungen genügen, welchen Arten ver 
Produftionstoften die einzelnen Steuerarten entſprechen, und mie biefe auf tie 
Preife einzuwirken fireben. Am Einfachften macht ſich das bei den Steuern, melde 
auf beftimmte Waaren gelegt werben, bei ven Konfumtionsftenern, namentlich bei 
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ben bireft erhobenen, d. 5. denen, welche nicht ber Konfument unmittelbar an den 
Staat zahlen muß, fondern welde in irgend einem Stabium der Probultion von 
den Producenten erhoben werben. Bei diefen wird bie Ueberwälzung auf die Kon- 
fumenten faft allgemein angenommen, biefelbe ift aud geradezu beabfichtigt. Der 
Fehler ift bei den meiften Nationalölonomen nur der, daß fie zu leichthin an- 
nehmen, die Ueberwälzung mache faft gar feine Schwierigkeiten. Sie meinen nur 
zu oft, der Producent könne ohne Weiteres den Preis feiner Waaren um den 
Steuerbetrag erhöhen. So bequem gebt die Sache aber doch nit. Ohne Ber- 
ringerung im Angebot oder ohne Bermehrung ber Nadfrage kann ihr Preis nicht 
fteigen, der Producent leidet vielmehr lange Zeit hindurch entweber durd einen 
geringen Abfag zu dem um bie Steuer erhöhten Preife, oder bei gleichem Abſatz 
durch den Steuerbetrag, den er aus feiner Taſche zahlt. Wie fhnell die Steuer 
auf die Konfumenten übergewälzt wird, hängt von fehr verſchiedenen Umſtänden 
ab. Am ſchnellſten wälzt der Steuerzahler die Steuer von fi ab, wenn er ohne 
Berluft feine Produktion ſchnell beengen, und fchnell ohne große Koften eine 
andere Probuftion ergreifen kann. Das ift am leichteften möglih, wenn er mit 
einem fehr geringen ftehenden Kapital arbeitet oder mit einem ftehenden Kapital, 
das ohne Berluft in andern Produktionen verwendet werben fann. Am ficherften 
wälzt alfo der Kaufmann die Steuer ab, melde ihm auf einige von den vielen 
Artileln, mit denen er handelt, gelegt if. Der Preis der Waaren wird durch 
das fo verringerte Angebot in die Höhe getrieben und baburd die Steuer 
auf die Konfumenten übertragen ober die Steuer geht, bis diefe Preiserhöhung 
eintritt, auf einen andern Probucenten über, nämlih auf ven, welder vie 
Waare verfertigt und an den befteuerten Kaufmann verkauft. Diefem Berfertiger 
beſchränlt fi, feine Einnahme entweder durch Abnahme des Abſatzes, oder durch 
Abnahme des Preifes, wenn er biefelbe Menge wie zuvor abjegen will, Die 
Steuer wird alfo auf einen andern Probucenten zurüdgewälzt. Wurde die Steuer 
als Eingangszoll auf fremde Waare von dem importirenden Kaufmann bezahlt, 
fo ift für das Land, weldes die Steuer erhebt, der erfte unmittelbar auf dem 
Producenten hängen bleibende Schaden gering, er wird zum größten Theil denen, 
welde in andern ändern die Waare verfertigen, aufgebürdet. Der, welder vie 
Waare verfertigt, kann nicht fo jchnell fein Angebot ohne Verluſt vermindern, 
denn er arbeitet mit ungleich mehr ftehendem Kapital, das nur mit Berluft auf- 
gegeben oder in andere Produktionen übertragen werben fann. Auf folden Pro— 
ducenten bleibt die Steuer ungemein lange hängen. Durdläuft eine Waare eine 
Wenge von Berarbeitungsftufen, fo leivet der Producent derjenigen Stufe am 
längften, der am meiften langbauerndes, ftehendes, nur gerade zu biefer beftimmten 
Produktion tangliches Kapital benust. 

Ohne Beränderung zwifchen Angebot und Nachfrage ift eine Preisänderung 
nicht möglih, das Angebot fann nit ohne großen Berluft eingefchräntt werben, 
es können alſo die gebrüdten Preife nur durch Steigung des Begehrs wieder ge- 
boben werden. Diefe Steigerung tritt ein bei zunehmenber Bevölferung und wach⸗ 
ſendem Reichthum. Es werden nämlih in die gebrüdten Produftionszweige fo 
lange feine neue Producenten fid) wenden, bis dur das alsdann unvermeidlidhe 
Migverhältnig zwifhen Angebot und Begehr die Preife wieder fteigen. 

So geht die Steuer auf die Waaren aud über, wenn die Steuer nicht auf 
den Kaufmann, fondern unmittelbar auf den Berfertiger gelegt war. 

Die eine oder die mehreren Producentenflaffen tragen an einer Konfumtione- 
feuer, melde auf ihr Prodult gelegt wird, länger als vie Finanztheoretifer 
meiftens annehmen, 
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Nicht viel anders geftaltet ſich ferner die Steuerüberwälzung, wenn bie Kon— 
ſumtionsſteuer direkt auf die Konſumenten gelegt wird, was befanntlih nur bei 
Immobilien und von Mobilien bei ftehenden Genußgütern nicht zu Furzer Dauer 
engeht, als bei Kutfhen, Pferden, Hunden, Hausgeräthen, Kunftfhägen u. dgl. 
Wer freilich bei ver Einführung einer folhen direkten Steuer bie genannten Güter 
gerade beſitzt, kann fih der Steuer nicht entziehen, aber in Folge der Steuer 
fann der Konfum allmählid ſich einfchränten. Das wirft natürlid vorliber- 
gehend wieder auf die Producenten fo lange zurüd, bis auch hier bei gleich blei— 
bendem Angebot allmählih der durch zunehmenden Reihthum und wachſende 
Bevölterung vie alte Höhe wieder erflimmende Begehr die Steuer dauernd auf 
die Konfumenten überwälzt. 

Borübergehend leiden durch die Befteuerung gewiſſer Waaren nicht nur bie 
Producenten gerade der befteuerten Waaren, fondern oft die, welche ganz andere 
Waaren verfertigen. Bon dem Augenblid an, da ber Preis ver befteuerten Waare 
zu-fteigen beginnt, können die Konfumenten nicht mehr die gleiche Menge von Waaren 
mit ihrem bisherigen Einfommen kaufen. Der Ronfum muß auf irgend einem 
Punkte eingefhränft werben, entweber an den befteuerten Gütern oder an anderen. 
Sind die befteuerten Güter 3. B. folde, deren Konfumtion der Konſument nicht 
einfhränfen will oder, weil fie zu ben unentbehrlichen Gütern gehören, nidt ein- 
jhränfen fann, fo muß der Konſum irgend welder anderer Waaren eingefhräntt 
werten. Die Beftenerung von Waaren, deren Konfum man nicht ändert, trifft 
alfo den Abfag irgend welcher anderer Waaren, Die Wirkung ift die gleihe, ats 
cb fie felbft mit einer niedrigen Steuer belegt wären, es leiden eine Zeit Tang 
die Producenten diefer Waaren, bis aud bier auf dem oben geſchilderten Wege 
der Begehr über das Angebot hinauswächst und Jo lange bie Preife fleigert, bis 
die Gewerbe wieder fo gut rentiren als früher. 

Sind die Eteuern zu guten Zmeden verwentet, fo wird durch die gute 
Wirkung derfelben auch die Zahlungsfähigfeit mieder die frühere werden unb Alles 
auf den alten Stand zurüdtehren, anders aber, wenn die Steuern zu unnügen ober 
zu ſchlechten Zweden oder zur Heilung eines unvermeiblichen Schadens verwendet 
wurben. Dann bleibt ver hieraus entfpringende Rüdgang der Zahlungsfähigkeit dauern, 

Endlich kann nod auf einem antern Wege die Steuer nit nur auf viele 
andere, fondern auf alle Gegenftände tes Genuffes ſich vertheilen, nämlih wenn 
bei Zunahme ter Steuern nidt der Konfum beichränft wird, fonbern bie 
Grfparniffe abnehmen. Das wird den Zinsfuß erhöhen, auf die Produktion aller 
Güter erfchwerend wirken, und alle Preife fteigern. Die Steuer vertheilt ſich alfo 
auch fo auf die Gegenftände des Genuffes und zwar auf alle. Es ift eine allge- 
meine Produftionserfhwerung, wie eine aus andern Grünten berrührende Er» 
höhung des Zinsfußes auch die Probuftion erfchwert und alle Güter im Preiſe 
fteigert. Ebenfo, wenn weder der Konfum um den ganzen Steuerbetrag eingeengt 
wird, noch die Erfparnig um denfelben abnimmt, fontern wenn Beides theilmeife 
gefhieht. Auf die allermannigfachfte Art wirb die Beſteuerung eines Artikels 
zu einer Befteuerung vieler oder gar aller Genüffe. Am Ende erhöht jede auf 
beftimmte Waaren gelegte Steuer die Preife aller Waaren zufammen um ven 
Detrag derfelben, es wird, wie wir verlangten, der Genuß befteuert, nur nicht 
ganz gleihmäßig, außer wenn alle Genufgüter beftenert werden unb zwar bem 
Werth proportional. Je größer die Menge der fo befteuerten Waaren tft, um fo 
gleihmäßiger wird am Ende die Steuer auf alle Genäffe fallen, und unferem 
Berlangen der dem Genuß proportionalen Befteuerung fi nähern. 
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Gehen wir nun einen Schritt weiter: Statt eine beſtimmte Waare mit 
einer Konfumtionsfteuer, mit einem Aufſchlag zu belegen, kann man 
au fämmtlihe Broducenten diefer Waare mit einer Broduftion 
teuer, mit einer Schatzumg trefien, ausgehend von dem aud im Ganzen 
richtigen Gedanken, daf der Rohertrag eines Geſchäftes einigermaßen dem äußeren Um- 
fang desfelben entfpreche. Wird 3. B. die im Verhältniß des Gefhäftsumfangs vor- 
genommene Befteuerung aller Branntweinproducenten eine andere Wirkung aud- 
üben können, als eine Konfumtionäftener der oben gefchilderten Art? Nein. Wird 
nicht auch bier die Produftion andern Produktionen gegenäber ungünftiger, und 
von denen, welche fich ihren Beruf wählen, darum weniger gefucht fein und zwar 
jo lange, bis durch Eteigen der Branntweinpreife die Produktion wieder fo glinftig 
wird als die andere ? Ja. Ein Unterſchied ift nicht aufzufinden. 

Jede neue, Allen, melde das gleiche Geſchäft betreiben, aufgelegte Steuer 
trifft diefe zuerft im ganzen Umfang ihres Gefhäftes, bis fie die Steuer fo weit 
auf alle Konfumenten überwälzen, daß fie durch die Steuer nur noch mitgetroffen 
werden, fo weit fie felbft dieſe Waare konfumiren. Die Ueberwälzung auf bie 
Ronfumenten geht aber genau auf demſelben Weg vor ſich wie oben, entweder 
durch Berringerung des Angebots oder durch Bermehrung bes Begehrs. Auch bie 
vorübergehende Ueberwälzung der Steuer auf ganz andere Producentenllaffen in 
Folge der eingefchränften Konfumtionsfraft aller Konfumenten, fowie der Einfluß 
der abnehmenden Ueberfparung trifft natürlih die Schagung fo gut als die Aufs 
Ihläge. Nirgends findet fih ein Grund zum Unterfchied. 

An der Stenerüberwälzung, fann es weiter aud Nichts ändern, daß ſtatt 
eines Probuftionszweiges mehrere mit einer Schatzung beftenert werden, es ift 
vasfelbe, wie wenn ftatt einer Waare, mehrere mit einer Konfumtionsfteuer ges 
troffen werben. 

Eine folde Neubeftenerung ganzer Erwerböflaffen bat in vielen Staaten 
Pag gehabt, als bei dem immer wichtiger werdenden Großbetriebe und bei immer 
weiter greifender Loslöfung der Hausinduftrie zur felbftändigen Induftrie neben 
der Grundftener die Gewerbfteuer, die Induftriefteuer, Fabrikſteuer u. dgl. einge- 
führt wurde. (Bol. Artikel Gewerbfteuer.) Es war eine zeitweilige Ueberlaſtung 
der Induftrie, welche, obgleich bis dahin wenig oder gar nicht befteuert, dennoch 
vor der Landwirthſchaft einen wirklichen Vorfprung nicht befaß, da in der Land— 
wirthihaft die feit lange beftehenden Orundfteuern die Preife längſt fo gehoben 
hatten, daß die Steuer nicht mehr auf dem Lanpbebauer, fondern längft auf dem 
Kenfumenten lag. Almählih hat jegt aud die Induftrie die neu aufgelegte Steuer 
auf die Konfumenten gewälzt, indem eine Zeit lang in dem Zuftrömen bes Kapi- 
tald und der Arbeit zur Inpuftrie ein Stillftand ober ein langfamerer Fort- 
ſchritt, als er ohne Befteuerung gewefen wäre, eintrat, und bei Wahl des Berufes 
tem Aderbau der Vorzug gegeben wurde. 

Auch jede zur vermeintlihen Wusgleihung vorgenommene Erhöhung 
einzelner Steuern wirkt, wenn die Steuern ſchon lange in der vermeintlichen Un— 
gleihheit beftanden hatten, nicht ausgleihend,, ſondern erfhwert vorübergehend 
einzelne Produktionen, bis auch dieſe neue Ueberlaftung allmälich übergewälzt wird, 
Diefe Umftände müſſen fehr beherzigt werben bei Aenderungen im Steuerfuftem. 
Gine im Stenerwefen einmal begangene Ungerechtigkeit fann fpäter nicht wieder 
gut gemacht werben. Liegt ein auch nur Heiner Zwiſchenraum zwifhen Einführung 
einer Steuer und ihrer Wieberaufhebung ober Abänderung, fo erleichtert die Auf- 
hebung ganz andere Leute, als melde die Einführung beſchwert hatte, 


“ 
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Wenn die Einführung einer neuen Steuer auf die Dauer die Konſumtion 
erſchwert, aber vorübergehend eine Vermögensberaubung derer iſt, welche die 
Steuer zahlen müſſen, ſo wird die Aufhebung einer alten Steuer mit der Zeit 
freilich auch die allgemeine Konſumtion erleichtern, vorübergehend aber eine 
Schenkung an die Producenten ſein, welchen eine Steuer erlaſſen wird, die ihnen 
bereits im Preis ihrer Produkte erſetzt wurde. Darum ſagte ih, die Aufhebung 
einer Steuer ift eine Verminderung ver Probuftionsfoften und hat vie gleiche 
Wirkung, jede Verringerung ver Probuftionstoften aber, welche ein ganzer mehr 
oder minder ausgebehnter Induſtriezweig erlebt, nüst, fo lange feine Veränderung 
zwifhen Angebot und Nachfrage eintritt, denen, welche bei Verringerung der Pro: 
duktionskoſten das betreffende Gewerbe gerade betreiben. Das Angebot wird aber 
fehnell vermehrt werten, indem namentlich bei zunehmendem Reichthum und 
wachſender Bevölkerung Arbeit und Kapital fehleunigft in dieſe Inbuftrie, ent- 
weder durch Errichtung neuer Anlagen oder auch ſchon durd bloße Erweiterung 
ber bereits beftehenven, fi wenden und bie Preife auf die Dauer um ten Be 
trag der Probuftionstoftenverringerung drüden. Es fieht fi leicht ein, daß biefer 
Ertragewinn der Producenten aus verminderten Probuftionskeften viel ſchneller 
ſchwindet und viel ſchneller Gemeingut aller Konfumenten wird, als der Ertra- 
verluft aus vermehrten Produftionstoften von einer Yaft der Probucenten zu einer 
Gemeinlaft wird. 

Wie nun aber, wenn auf alle Producenten in ſämmtlichen Produktionen eine 
der Produftion proportionale Steuer gelegt würde ? Wird dann die Steuer, wie 
in ben vorhin aufgeftellten Beifpielen, auf ven Preis der Produkte gefchlagen 
werben können ? Die Antwort lautet wieder dahin: Ja, wenn das aud bei einer 
andern Vermehrung der Produktionskoſten, welde alle Producenten gleich hart 
trifft, der Hal ift; Nein, wenn das nicht der Fall ift. Die Wirkung einer folden 
Erhöhung der Produftionskoften ift natürlid nicht leicht zu berechnen, da fie in 
Wirklichkeit nicht vorkommen kann. Wenn fie vorfüme, alfo 3. B. gerade in 
dem einzigen benfbaren Fall ter gleichen Beſteuerung, fo glaube id, müßte man 
fagen, es bleibt die Steuer auf jevem Probucenten hängen, benn wer um ber 
aufgelegten Steuer willen feinen Erwerbszweig verlaffen wollte, fände keinen, 
welcher weniger mit Abgaben belaftet wäre, als ver bisher von ihm betriebene. 
Auch die mit wachſender Bevölkerung binzutretenden neuen Produftionsluftigen 
finden weder durch Steuern befonders benadytheiligte, noch beſonders bevorzugte 
Produftionszweige, fie werden ſich alfo nicht mit Vorliebe auf beftimmte werfen, 
fondern ſich gleihmäßig, wie wenn alle Produktionen unbeftenert wären, über alle 
vertheilen. Im Berhältniß von Angebot und Nachfrage ändert fi Nichts, wie 
fönnte fih alfo der Preis der Produkte ändern ! 

Uebrigens lohnt e8 ih auch kaum der Mühe, fi bei diefer Frage lange 
aufzuhalten, denn eine jo gleihmäßige Befteuerung der verfchiedenen Erwerbsarten 
ift faum durchzuführen. Eines oder mehrere Gewerbe werben doch mehr beſchwert 
fein als andere, die Ueberwälzung der Steuern vollzieht ſich alfo wenigftens theil- 
weife, nämlich fo weit fie ungleich ift, in der Art wie oben gefchildert wurke. 
Selbft aber [omweit die Befteuerung eine ganz gleichmäßige ift, d. b. nach Aus- 

leihung der eben erwähnten Ungleichheiten, ſoweit fie alfo nit auf die Kon- 
—— gewälzt werden könnte, ſondern auf den Producenten hängen bliebe, 
würde doch die Steuer zuerſt außer dem allgemeinen Drud noch einen be 
ſonderen auf einige Produklionsarten ausüben. Die nothwendige Beſchränkung 
des Konſums wird auch in dieſem Fall nicht an allen Waaren gleichmäßig auf 


Staatswirthfchaft, 145 


treten, ſondern an einigen, 3. B. den unentbehrlichen, gar nicht, an andern wenig, 
und an noch anderen viel. Diefer Drud wird erft allmähli ſich ausgleichen. Nimmt 
nit der Konfum ab, fo zeigen fi die üblen Folgen der Beſteuerung wieder in 
Abnahme der Kapitalanfammlung und im Steigen des Zinsfußes. 

Auch in noh andern Beziehungen behauptet die Gleichheit der Steuer mit 
allen andern Arten der Protuftionskoften ihren Plag, nämlid wenn nidt ein 
ganzer Induftriezweig eine höhere Steuer zu tragen hat als andere, fondern wenn 
einzelne Invididuen, einzelne PBroducenten höher befteuert find, als andere Indi- 
viduen, andere Producenten bes gleihen Faches, alfo wenn innerhalb einer Steuer 
die Individuen ungleich eingefhägt find. Eine ſolche Befteuerung wäre einer nur 
einige Producenten treffenden Vermehrung der Probuftionstoften gleich, es fragt 
ih alfo wie ſolche Vermehrung der Produftionsfoften die Preife beeinflußt. 
Einfah gar nicht, indem jeder Producent, deffen Produftionsfoften aus irgend einem 
Grunde plöglich wachfen, ohne daß es die ver andern auch thun, in feinem Gefchäft eine 
Einbuße erleidet. Gehörte er fhon vordem zu den Producenten, welche unter 
ungünftigen Bedingungen arbeiteten, deren Geſchäft nur eben über Waffer fich 
bielt, fo fann eine ſolche Erhöhung feiner individuellen Produftionskoften ihn 
ruiniren, arbeitete er aber unter günftigen Verbältniffen, fo wird diefe Gunft, 
diefer Borfprung vor Andern und die daraus fließenden Rente geſchmälert. Will 
er, um dieſem Nachtheil der invividuel hohen Produftionsfoften zu entgehen, fein 
Geſchäft mit einem andern vertaufchen, fo wird er immer etwas einbüßen in dieſer 
Geihäftsänderung, er wird e8 nur thun, wenn ber Machtheil der Geſchäftsände— 
rung geringer iſt als der der hohen Produktionskoſten. Alles iſt ganz ebenſo, wenn 
vie zu hohen Produktionskoſten in einer zu hohen Steuer beftehen. Bon dem 
mildernden Einfluß der Zeit hat der zu hoh Beftenerte feine Beflerung feiner 
Produftionslage zu erwarten, denn für alle feine Konkurrenten ift der In— 
duftriegweig, in welchem er arbeitet, nicht ungünſtiger als alle übrigen Erwerbs- 
jweige, es werben alfo nicht weniger Arbeits- und Kapitalfräfte ſich hieher als 
in andere Geſchäfte wenden. Die zu hohe Steuer bleibt auf ihm haften. Zu 
ſolchen individuellen Erhöhungen der Produftionstoften gehören alle Zahlungen, welche 
der Staat nur von Einzelnen erzwingt, alfo aud die Strafgelver, nur daß hier 
bei nnpartelifcher Juſtiz und Polizei das beftrafte Individuum nicht über Unge- 
rechtigleit Magen Tann, wie das zu body befteuerte. Es ift eine felbitverfchuldete 
Erhöhung der Produktionskoſten, wie fie auch fonft im Geſchäft eines Jeden durch 
Leichtſinn, Dummheit, Eigenfinn vorfommen Tann. Eine beftimmte Art von Strafe, 
nämlid die auf Steuerbefraudation, namentlich gr Schmuggel gelegte Strafe 
konn fürmlih zu einem Theil der regelmäßigen im Preife der Waaren erfegten 
Produftionstoften des durch Schmuggel zollfreien Handeld werben, es ift gewifler- 
maßen der Preis, den der Schmuggler ab und zu für die Befreiung vom Zoll 
bezahlt. Nur wer beim Schmuggeln öfters als die andern ertappt wird, kann diefe 
über dem Durchſchnitt ftehende Strafe nicht ganz auf feine Waaren fchlagen. 

Endlich läßt fi die Gleichheit der Steuer mit den andern Produktionskoſten 
daran erproben, daß fie auch bei den von uns ausführlid behandelten Natural- 
leiſtungen, als Militärbienft und vergleihen Stich hält. Auch bier zeigt ſich fein 
Unterfhied: Wollte man plöglih eine beftimmte Producentenklafje länger zum 
Militärdienft heranziehen als andere, z. B. Ingenieure für den Pionirdienft, Erd— 
arbeiter für den Feftungsbau, Schiffer für den Marinebienft, fo würde viefe Ueber- 
laftung zuerft die Ingenieure, Ervarbeiter, Schiffer hart drücken, mit der Zeit 
aber würden eben wegen dieſer Laft folhe Erwerbszweige andauernd weniger er- 
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griffen werben, bis diejenigen, welche doch dabei bleiben, in ven höhern Preifen 
ihrer Produkte die höhere Steuer, hier vie längere Zeitverfäumniß, wieder erſetzt 
erhalten. Diefe Zeitverfäumniß ift feine andere, al® tie bei gewiſſen Gewerben 
aud aus natürlichen Gründen durch Krankheiten entfteht, welche in gewiffen Ge- 
ſchäften nicht vermieden werben fünnen. Auch in dieſen Erwerbszweigen muß ber 
Berdienft im ber gefunden Zeit fo groß fein, daß er auf die Zeit der Krankheit 
den Unterhalt mit gewährt. 

Aehnlich ift es, wenn der Militärdienft zwar der Zeit nad abfolut gleich lang 
ift, wenn aber in einigen Erwerbsarten die Unterbrehung nachtheiliger wirkt als in 
andern, weil entweder gerade die Lehrjahre unterbrochen werben, ober weil die 
Finger die zum Gewerb nöthige Geſchwindigkeit und Biegſamkeit verlieren u. ſ. w. 
Um ein Beifpiel zu nennen: im Großhandel wird durh den Militärbienft der 
längere Aufenthalt im Ausland befonders in überfeeifhen Ländern nicht unmefent- 
lich erjhwert. Eine Landwehrübung unterbridt denſelben jedenfalls viel empfind- 
licher als mandes andere Gewerbe, ja macht die Benugung dieſes Bildungsmittels 
oft unmöglih. Dadurch können ganze Länder hinter andern zurüdftehen, wie z. V. 
die preußiſchen Seeftäbte Stettin und Danzig unftreitig hinter den Hanfaftäbten 
zurädftehen,. Solde durch den Militärdienft überbürbete Erwerbszweige werben fo 
lange vernadhläffigt, bis die Probufte diefer Induftrie im Preis fteigen, und ber 
Berdienft in denfelben auf das landesühlihe Niveau wieder fteigt. 

Eine plöglid eintretende Erleichterung im Militärdienft gewiffer Klaffen wirft 
natürlich wieder umgekehrt. 

Das Gefammtrefultat der Steuerüberwälzungslehre iſt: 

In allen Beziehungen wirken die Steuern wie Produktionskoſten. Wo ber 
Producent die Probuftionskoften auf den Preis feiner Produkte fhlagen fann, da 
wälzt er fie auf ven Käufer über, wo er es nicht kann, leidet fein Geſchäft. 
Ebenfo wirken bie Steuern aller Art. Ob tas eine oder das andere ftatt findet, 
entſcheiden die Preisgefege. Eine das Individuum zu hoch treffende Steuer fann 
nicht überwälzt werben, eine zu hohe Befteuerung ganzer Probuftionsflafen trifit 
namentlih bei ſchnell ſich entwidelnder VBollswirtyfhaft nur vorübergehend bie 
Producenten, auf die Dauer wird fie in dem Preis der Produkte übergewälzt auf 
die, melde die Produkte genießen. Die Steuer füälltam Ende aufpie 
Genüffe Wenn nun aud befonders durch die auf beflinımte Waaren gelegte 
Steuer die Genüfje nicht alle glei hoch beftenert werben, fo ſieht ſich doch leicht 
ein, daß jedenfalls auf die Dauer die Menfhen in ihren Genüffen und nicht in 
ihrem Eintommen getroffen werben. Darum fagten wir oben, vaß pie Genuß 
menge eines Jeden, niht fein Einkommen, bergeredtefte 
Maaßſtabder Befteuerung wäre, 


Anhang. 

Im Folgenden geben wir für eines ber letzten Jahre, nämlich für 1862 
die Hauptausgaben und Einnahmen der wichtigſten europätfhen Staaten nach den 
Zufammenftellungen, welche v. Gzörnig gemacht bat in feinem Werk: „Das 
öfterreichifche Budget für 1862 in Bergleihung mit jenem der vorzüglidyften andern 
europäiihen Staaten. 2 Bände. 1862." 


Stantswirthfcaft. 147 


I. Ausgaben. 


— Milton Gulven in öfterreihiicher 9 
el 







Ausgaben. 


Niederlande 
Portugal, 
Spanien 


Frankreich 
— 

Deſter reich 
Baiern. 






Großbritannien. 

























Deffentliche Schuld 257,1 155.4 23,3143,7 10.0 137 262 |11,3 |43,9 
Ciwilliſte 74 106) 54| 61) 23,6 14168 | 1,3 | 55 
Repräfentativförper 21! 37! 04] 05| 006| 02|02 |02 | 0,3 
Gentralbehörben 07| 72| 05| 52| 01 | 0102 |04 | 2 
Auswärtiges 64| 48| 14) 24[| 04 | 05j 04 | 0,3 | 1,8 
Inneres 351 55| 232] 185[| 16 | 08] 13 | 11 | 74 
Human itätsanflalten 32! 13] 03] 12| 04 | 04) 02 |0,07 | 1, 
Polizei 11,3| 15 35) 66] 1 0,9| 0,4 — J83 
Yuftiz 159| 13,5) 17,9| 144| 31 | 1,5] 13 ]|0,7 | 42 
Strafanflalten 78 63| 32| 25/10 1,5 | 0.9 |0,09 1,9 
Finanzen 623 98,4| 766 113 18.9 131 6,5 | 3,8 |57,2 
Kultus ı | 1936| 24| 69) 14 | %1| 21 | 04 121,8 
Unterricht, Kunſt 14,1| 10,7| 36] 54| 1.7 10 | 16 | 2.9 
Landesfultur, Bergwefen | — 5 34| 01] 0,3 0,5| 0,07 | 0,2 | 0,02 
Gewerbe, Handel 51| 30,4 1,6 64| 0,6 0,9| 97 | 0,5 9,9 
Deffentliche Bauten 3,72| 31,2| 10,2| 13,7| 37 | 31) 29 |05 |192 
Kolonien 44| 18,4) - - | — — / 0,5 | 0.1 0,06 
Ag. Auslagen 45| 19| 07| 186| 09 | 0.05] 1,4 | 0,06) 0,3 
Militär 165,1 | 171,8| 60,5| 103,1) 9 | 123,9) 10,7 | 6,5 | 46,9 
Korte 131, | 5511| 32]| 6 | — 05| 6,9 | 21 124,9 
Yufammen: ı 707,4 | 665.4 | 220,31 457,2 | 57,7 1 56,21 74 31,2 |251,3 
Brocente der Öefammtausgaben. 
& F 
= ho ; 8 s 51 
Ausgaben. 55 EIEI|IS|E|FE 3 
& | 5 I|2 I!5!' 21|8|55 
*51815 | ® 
ö 






















Deffentliche Schuld 36.36 | 23,35] 10,8 31.42 | 18,94 | 24,47] 35,49 36,2 | 17,17] 
Civilliſte 1,04] 1,59) 244 | 1,34| 4,46| 2,42) 1,03) 408 2,18] 
Repräfentativförper 0,29| 0,56| 0,16 | B,11| 0,11) 0,42] 0,28] 0,68) 1,1 
Gentralbebörden 0,11| 1,08| 1.2 1,15) 0,21 | 0,25) 0,27| 1 0,81 
Auswärtiges 0,91 | 0,72| 0,62 | 0,51 | 0,69| 0.84 058| 1,04] 0,71] 
Inneres 049| 0,83| 1,02| 4,04| 2,84| 1,34) 171] 3,51j 2,96 
Humanitätsanftalten 0,45| 0,19| 0,15 | 0,36 | 0,69 | 0,68j 0,32) 0,22] 0,46j 
Polizei 1,6 226| 1,59 | 1,46| 1,79) 1,62) 0,61} — — 
—8 224| 202| 809 36 276] 1,8] 2,111 1,08] 
Straranftalten 1,1 1,1 1,46 | 0.55 | 1,66 | 2,65) 1,24) 0,271 0,7 
Finanzen 8,81 | 14,78 | 34,78 | 24,71 | 32.82 | 23,24| 8,83] 122 | 22,8 
Kultus 0,13| 294) 1.11) 1,51| 23,51 | 3.7 | 2,79 13 8.68 
Unterricht, Kunft 1,46 | 1,63 | 1,19| 2,93 | 3,49) 1,33| 5121 1,15 
Lundestultur, Bergwefen | — | 0,75| 1,56) 0,03| 0,52| 0.84| 0,1_| 0,55] 001 
Bewerbe, Handel 0,71| 457| 0,75| 1,40| 1,02] 1,61| 13,17] 1,7 | 394] 
Deffentlie Bauten 0,52| 4,69| 4,64| 2,96| 6,35 | 5,591 3,94 1,78] 7,64 
Rolonien 0852| 25 — — — — 07 | 0,33} 0,02 
Allg. Auslagen 0,83) 0,28] 0,31 | 0,36 | 1,54| 0,09] 1,92]| 02 | 0,12 
Militär 23,35 | 25,82 | 27,46 | 22,54 | 15,53 | 23,02] 145 | 20,83] 18,65 
Klotte 1846| 828] 1,43] 1,31 — 0,97| 9,39| 6,84] 9,92 
Zufammen: | 1 100 | i 1 100 | 1 1 1 100 
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- £ = | € = 
Ausgaben, E E & | E £ & 
u “ 
| 2 * | A a 
5 

Deffentliche Schuld | 8,76] 4,23 131 | 3,99| 236 | 294) 
Givitlifte 0.25] 0,29 0,3 | 0,17| 0,55| 0,29 
Repräfentativförper 0,07 | 0,4 0,02, 0,01 | 0.02| 0,05 
| Gentralbebörden 0,03| 0,2 0,02 0,14| 0,03 | 0,03, 

Auswärtiges 022| 0,13 0,08| 0,07| 0,09| 0,1 
Inneres 0,12) 0,15 043 0,51 | 0,36| 0,16 
Humanitätsanftalten 0.11| 0,03| 0,02! 0,03| 009; 0,08 
Polizei 039| 0,41| 02 | 0,18| 0,22| 0,2 | 
Fuftt 054) 037) 1 | 04 | 0.67] 0,33 
Strafanftalten 0,27 | 0,17 | 0,18| 0,07 | 0,21) 0,32 
inanzen 2131 2,67 | 4,32| 3.14| 4,12| 2,79 
ultus 0,03) 0,53| 014 | 0,19) 0,31 | 0,44) 
Unterricht, Kunſt 0,48| 0.20 02 015 037 0,43 
JLandeekultur, Bergwefen | — 0143 0,19, 0,01 | 0,06| 0,1 | 
| Gewerbe, Handel 0,17| 0,83| 0,09, 0,18| 0,13| 0,19 
Deffentliche Bauten 0,13| 0,85 | 0,58| 0,38| 0,78| 0,68 

Kolonien 15| 0,5 — — — — 
Allg. Auslagen 0,15| 0,05| 0,04) 0,05 | 0,19| 0,1 
Militär 5,63| 4,67 | 341 | 286) 1,94| 2,77 
Flotte 45 | 15 | 0418| doar — | 012 

Aufammen: | 24,13 | 18,1 |12,41 |12,7 | 125 


Nieverlanve. 
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Diefes find nur die Ausgaben, welde der Staat ald Gefammtheit 
vornimmt, wir geben darum nod für vier der fünf Großmächte vie Ausgaben des 


Staates plus den Ausgaben, welche zu denfelben Zweden von den 


und andern Unterabtheilungen des Staates gemacht werben. 


emeinben 
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Staatd: und Landesausgaben. 













Deſterreich. 
Vreußen. 
Deſterreich 


Arten der Ausgaben. 


Großbritannien. 
Grofbritannien. 


Auf den Kopf. 

















































Schuld . 257,1 155.4 23,3] 143,6 8,77! 4,23| 1,31 
Cwilliſte — 7,6 10,6) 54 611 0226 0,29 0,30 
Aeptaſenabivtörper . . 2,3) 371 04 1,2] 0,08 0,14: 0,02 
Gentrafbehörden , 0,7! 72 05 52] 0.02] 0,19! 0,03 
Huswärtiges . 641 481 1.4 2,4l 0,22] 0,13) 0,08 
Inne. >... . 5.4| 811 22) 19,5] 0,19 023| 0,13 
Sumanitätsanflalten . 73.| 6. 0,81 45] 2,48) 0,16 0,04 
TE ER 22. | 16. 381 74] 0,75) 0,45| 0,22 
ai. A 23,3; 14,1! 17,8) 14,4] 0,80| 0,39 1,01 
Stratanflalten 19,11 63) 32 28] 0,65) 0,081 0,18 
anzen \'. F 63,4 988,4 77,6 113. ] 216 2,60 4,37 
BE ia. 6. | 19,71 241 69 0,20 0,55! 0,14 
Unterricht, Kunſt. Wiflenfchaft 14,3| 13. 6, 5,5] 0,49 0,36) 0,33 
Bewerbe, Handel, Schifffahrt 15,7| 165) 1,61 6,4] 0,53] 0,44) 0,09 
Deffentliche Bauten . 40,2| 64,8) 10,3) 14,6] 1,37) 1,76) 0,58 
Sandeöfultur, Bergweſen — | 67) 37) 23606 — | 0,19| 021 
Kelonien"’.. . » . 2 2. 45 184 — | — FE 016 0,98 — 
sr u verfh, Ausgaben, . 45 19 07 2.1 0,16, 0,06) 0,04 
Rare. 2.2.2... 165,1) 171,5) 61,3] 105,4] 5.63| 4,66] 3,46 
Rote N 2 2. 191,8 551 32 6. 4501 1,49) 0,18 
‚7, 490,6] 29,42) 18,90) 12,72] 13, 





II. Einnahmen. 


Die Moheinnahmen verfelben Staaten vertheilen ſich in abfolute Zahlen 
und in 9/, aller Einnahmen wie folgt: 











'  Robeinnahmen in Millionen Gulden öſterr. Währung. 








Arten ber i | | | 













g $ u — er 
E “ 2 2 

Roheinnahme. | 8 | & 8 &ı &ı8|$ F & E 
| 423 3|8!6|8|5 
5 R 














Direlte Steuern 135,5 
Intirefte Abgaben 545,6/434,9,112,2/19,5 
Staatseigentfum 3,1! 26,6, 50,5129,8 
Berfhiedenese 21,8 72. | 10,6 _0,3 


Summa: 705,9668,9|217,3|57,8 


| 
14,1117,7 6,5) 51. 1107,5.110,8 
31,733. |19,2.126,9 323,5 232,4 
12,9) 9,2] 1. | 37,6, 24,9| 41,1 
_2,2114,1| 1,6 18,9, 18,4) 14, 


60,9j73,9|28,3 234,4' 466 |398,7 


135,4. 43,8 8,2 
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aller Einnahmen. 








Betrag jeber Einnahme in Procenten 


















Staatselgenthum 0, 4 
Berfhiedenese | 3,2110,9| 4,8 


Summa: |100 [100 | 100° 


Für die fünf Großmächte vertheilen ſich die indirekten 
der Staatsmonopole und Regalien wie folgt: 








Betrag jeder indirekten Abgabe in Ju 
Rilton Sutren öfter. Bährung. 


Arten der Abgaben. 


Fran kreich. 
Preußen 
Rußland 

Deſterreich. 





| 





Sroübritannien. 


g | 

Arten der 2 8 elglg eis |E = 8 

Roheinnahme. | Z I e)sıi®=leı8|5 | E 

[2,5 8812055805 

—————— FIRE EC IRRE. BER el zen 
Direfte Steuern | 19,2) 20,3 | 20,5 142 2| 23,1/23,9|23. | 21,7 | 21. | 27,8 
Indirefte Abgaben) 77,2) 64,9 | 51,5 ‚33, 7| 52,5144,6167,5| 54,1 | 69,5 | 58,2 

39 23,2 51,6 21,1l12,4| 3,5| 16. 


0,5 3,0119, 5,0 8,17 4. 3,8 


100 | 100 | 100| 100] 100 


Abgaben einfhließlid 


Betrag jeder indereften 
b gabe in Procenten alle 
RESTE Abgaben, 


Frankreich 
Rudlarır 
Driterrei®. 








FRE TEE: RZ RT BET VE 
| 
| 30. 236.8 | 45.6 | 19,4 51 d 106] 43 433 17 15,9] 7,1 

ME: 0 ne ra 188,7 [116,8 21.5212,1) 54,3 1 34,6126,9)21,8| 65.6123 

Stempel . . ! 9 23 | 6,2] 9,4 13,2 45 6 5,3] 5,6! 2,9. 52 
&ebübren von Nechtegefchäften | “1185| 14, 2 7,71 215) 272112 6| 2.41% 

Mäuthe u. vi le aa 3,8 I 1,4| 3.3 0.9! 3,4 0,4) 14 
Pergwerldabgaben . . | | * I 0,9 | 1,6: u,4 
Voſigefäale 2.0000.) 35,1 | 25,1 17,2, 12,2 122] 6,4 5,815,3| 3,7 5.3 
Salz. EEE 11,6) 15,4) 39,5 10,4) 4,8/17,0 
Cotto . Bars 135/158 +2 68 
Tabaf 89,7| | 46) 54,7 20,8; 1,4123,5 
Merfchiedened 123 04 93) 04 28| 0,3| 29] 0% 


Summa: | 545,6 | 434,9|112,2|323,5|232 ne 


Die ſ.g 





00 } 100] 100, 100] 100 


. direften Abgaben laſſen ſich viel weniger als die indirelten in Kater 


gorien, — allen Staaten gemeinſam ſind, bringen, wir geben darum einzeln 
für jede der fünf Großmächte den abſoluten Betrag einer jeden ſolchen direlten 
Steuer und die Procente, welche dieſelben von allen direlten Steuern ausmachen. 


Direkte Steuern. 


1) — Mit. fl. öfter. Währ. 9%, 


aller direften Steuern. 


Örundfteuer ; V 11,6 
Hausſteurrr 85 6,3 
Einfommenfteuer . 2 103,9 76,7 
Varia . 0 . . . . * D 1 1,5 8,5 
Summe : 135,5 100. 
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2) Frankreich. Mid. fl. öfter. Währ. 9%, aller direlten Steuern. 
Srundtur . . . 2 2020 67,4 49,8 
Perfonal- und Wohnungsfteuer . 18,7 13,8 
Thür: und Fenfterfteuer 13,7 10,1 
PBatentftiuerr . . 2... 21,8 16,1 
Tare für die Steuerroll 0,4 0,3 
Bergwerfsabgaben 0,5 0,4 
Licenzzebühr . F 12,9 9,5 

Summa: 135,4 100. 

3) Preußen. Mill. fl. öfter. Währ. 9/, aller direlten Steuern. 
Örundfteuer . : 15,3 j 35. 
Einfommenfteuer . 5,7 12,9 
Kaffenfteuer . 17. 38,9 
Gewerbefteuer 4,9 11,3 
Eifenbahnabgaben 0,8 1,8 
Berfhiedene . 0,03 0,1 

Summa: 43,8 100. 

4) Rußland. Mill. fl. öfter. Währ. 9/, aller direkten Steuern. 
Kopffteuer und Obrof . . . 9, ‚5 
Abgabe vom Berg: und Hüttenwefen 5,4 5,2 
Patentfteuer der Kaufleute. . . 8,4 8,1 
Steuer aufBerfiherungsgefellichaft. 0,2 0,2 
Licenzgebühr in ven weftl. Provinzen 2,1 2. 

Sunmma: 105,7 100. 

5) Defterreich. Mil. fl. öfter. Währ. 9/, aller direkten Steuern 
Örundftener . 62,6 56,5 
Gebäudefteuer 19. 17,1 
Erwerbfteuer 5,8 5,3 
Berfonalerwerbfteuer 5,4 4,9 
Eintommenfteuer 15,6 14. 
Bergwerffteuer . 0,2 0,1 
Berfhievene . f 2,2 2,2 

Summa: 110,8 100. 


Litteratur. 


Als jelbftändige Werke über die gefammte Staatswirth- 


haft find außer den Lehrbüchern ver Nationalölonomie, in melden die Finanz- 
wifjenfhaft einen weniger felbftändigen Theil bildet, zu nennen: Stofar v. Neu- 
forn, Handbuch der Finanzwiffenfchaft, 1807. v. Jacob, Die Staatsfinanzwiffen- 
haft, 1821. Behr, Die Lehre von der Wirthſchaft des Staates, 1822. Fulda, 
Handbuh der Finanzwiffenihaft, 1826. v. Malchus, Handbuh ver Finanz⸗ 
wiſſenſchaft, 1830, Cancrin, Die Delonomie der menfhlihen Gefellihaft und 
das Finanzweſen, 1845. Umpfenbach, Lehrbudh der Finanzwiffenfhaft, 1859, 
1860. Stein, Lehrbud der Finanzwiſſenſchaft, 1860. Huhn, Finanzwiffenfhaft, 
1864. Rau, Orundfäge der Finanzwiffenfhaft. 5. Auflage, 1864, 1865. Bei 
den andern Nationen find geichloffene Werke über die Finanzwiſſenſchaft fehr 
ielten, zu erwähnen ift etwa Garnier, El&ments des finances, 1858 unb 
Trait6 des finances, 1862. 


Ueber das Gefammtwefen ter Etaatswirtbfchaft in den einzelnen Etanten 
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vergleiche die Litteraturnachweiſe bei Rau, Finanzwiſſenſchaft. $. 23. Ebenſo iſt 
bei Rau, a. a. O. oder bei den einzelnen Artikeln des Staatswörterbuchs die 
Litteratur über die einzelnen Einnahmen und Ausgaben und Anleihen nachzuſehen, 
nur über das Steuerweſen, dem ber ſelbſtändige Platz im Staatswörterbuch ent: 
zogen ift, nenne ich ein paar Dauptwerfe: Mac Culloch, A treatise on the 
principles and practical influence of taxation and tbe funding system, 1845. 
de Parieu, Trait6 des impote. 4 Bände. 1862, 1863 u. ff. Hoffmann, 
Die Lehre von den Steuern, 1860. v. Hod, Die öffentlihen Abgaben und Schulven, 
1862. Schmoller in der Zeitfhrift für die gefammten Staatswiffenfhaften, 
1863. Ueber ältere Werke und über das Gefammtfteuerwefen der einzelnen Staaten 
fiehe bei Rau a, a. O. 8. 247. €. Laopeyres. 


Staatswiſſenſchaft. 


Unter Staatswiſſenſchaft im eigentlichen Sinne verſtehen wir, wie ſchon 
das Wort zeigt, die Wiffenfhaft vom Staat, d. h. deren Gegenſtand ber 
Staat ift. 

Daraus folgt, daß mancherlei Wiſſenſchaften, welche man zuweilen auch zu 
den Staatswifjenfhaften rechnet, nicht zu ben eigentlichen Staatswifjenfchaften ge- 
hören, in&befondere: 

a) nit die Lehre von ber Gefellfhaft, infofern nit als das gefell- 
ſchaftliche Leben fih audh außerhalb des Staats bewegt, 3. B. in ver wifjen- 
ſchaftlichen und Kulturgemeinſchaft; 

b) nicht die Nationalökonomie, inſofern auch fie ſich vielfältig mit 
Dingen beſchäftigt, welche den Staat entweder gar nicht oder nur wie andere 
Perſonen angehen, z. B. Verhältniß von Waare und Preis, Kapital und Arbeit; 

ce) nicht die Geſchichte einer Nation oder eines Volkes, inſofern auch fie 
die Entwidlung von Berhältniffen und das Leben von Perfonen barftellt, welche 
feineswegs im Staate aufgehen; 

d) ſelbſt nit die Statiftit, ſoweit diefelbe die Zuſtände einzelner 
Klaffen ver Gejellfhaft oder beftimmter nicht ftaatliher Richtungen feftftellt und 
vormerft. 

Indefien alle die genannten Lehren haben wieder einen nahen Bezug zu ber 
Erkenntniß des Staates, und find daher entweder Hülfsmwiffenfhaften aud 
für die Staatslehre, oder infofern fie grunpfäglih auf den Staat be- 
ſchränkt werten, können fie bo die Natur von Staatswiffenfhaften annehmen. 

So wird a) die Geſellſchaftslehre, wenn die Gefellfehaft — voraus als natio- 
nale Gemeinfhaft — nicht für fih, fondern als Grundlage ber Bolls- und 
Staatenbiltung oder Umgeftaltung des Staats betrachtet wird, offenbar zu einem 
Theile der Politik. 

b) Die Nationalölonomie fließt, infofern man fie entweder als die Oeko— 
nomie des Staates felbft auffaßt, Finanzmwiffenfhaft, over ald wirthſchaftliche 
Sorge des Staates, bezüglich der gemeinen öffentlichen Wohlfahrt, als Boltswirth- 
Ihaftspflege betrachtet, zwei Staatswiffenfhaften in fid. 

c) Die Staatengeſchichte, die fih auf die Gefchichte eines beſtimmten 
Staates als folhen befhränft, oder melde die allgemeine ftaatlihe Entwid- 
lung überhaupt unterfudht (3. B. Geſchichte des europäiſchen Staatenfyftens), 
ift ebenfo eine Staatöwiffenfchaft, wie 

d) die Statiſtik es ift, fofern fie die gemeinfamen Zuftände für bie 
Staatszwede prüft und barftellt. 
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Immerhin wird es daher für bie politifche Bildung förderlich fein, wenn aud) 
diefe Wiffenfchaften auf den Univerfitäten mit ven Staatswiffenfhaften verbunden find 
und tafür fei es eine bejondere ftaatswiffenfhaftlihe Fakultät eingerichtet, 
fi es eine eigenthümliche Gruppe der Rechts- und "Staatswiflenfchaften gebildet 
wird. Dagegen entbehrt die Einrichtung, wie fie auf den bayerifchen Univerfitäten 
befteht, wornach die Nationalöfonomie zum Kern einer befondern (ſt aats wirt h— 
ſchaftlichen) Fakultät gemacht wird, an ben ſich die übrigen Wiffenfchaften vom 
Staate anſchließen follen, ver logifhen Begründung, und ift au deßhalb nicht 
zwedmäßig, weil Negierungs- und Berwaltungsmänner, nicht bloße Binanzmänner 
gebildet werben follen. 

YAuh wenn man die eigentliden Staatöwiffenfchaften beftimmen will, 
wie das wiederholt vorzäglihd in enkyklopädiſchen Werken gefchehen ift, fo hat 
immer noch die perfönliche Auffafjung oder die mehr oder weniger an bie gefchicht- 
lichen Borgänge ſich anſchließende Betrachtung eine‘ freie Wahl, das Einzelne fo 
oder anders zu orbnen, und ſchwerlich werden fi die Staatögelehrten hierüber 
jemals völlig einigen. Der Logik gebührt freilih dabei die vornehmfte Stimme, 
aber die gefchichtliche Fortbildung der Wiffenfhaften, die nicht immer logifch korrekt 
verfährt, Darf auch nicht einfach ignorirt werden. 

Nah dem heutigen Stande unfrer Wiffenfhaft find hauptſächlich folgende 
eigentlihe Staatswiffenfhaften zu unterfcheiden : 

A. Ullgemeine Staatslehre. Wiederholt ift ver Borfchlag gemacht 
worden (auch von Robert v. Mohl und Bülau), die Lehre vom Staat als 
Ganzem, in Begriff, Entftehung, Unterzang, Arten, welche allen andern Staats- 
wiffenfhaften zu Grunde liegt, als eine beſondere Grundwiſſenſchaft auszuſcheiden. 
Die logifhe Begründung ift felbftverftändlih, und würde man daran fefthalten, ° 
jo wäre der praftifhe Gewinn erreicht, daß nicht mehr Jeder, der irgend eine 
einzelne Seite der Staatsordnung ober des Staatslebens behandelt, damit beginnen 
wärbe, eine neue „allgemeine Staatslehre” als Einleitung vorauszufhiden. Man 
!innte und würde vielleicht fih kürzer faffen. Der thatſächliche Zuftand unferer 
Wiſſenſchaſt ift aber no anders; und gemeiniglih wird bie allgemeine Staats- 
lehre balo mit dem Staatsreht, bald mit der Politit in Berbindung gebracht, 
sder gar den befonderen Monographien über einzelne Theile vorangeftelt. 

Der Staat fann ſodann in feinen einzelnen Seiten und Beziehungen 
entweder B. in feiner unterläglichen Seite, d. 5. in feinem Beftand, als that- 
ſächliche oder rehtlihe Ordnung betrachtet werben, ober C. in feiner eigen- 
ſchaftlichen Seite, d. h. in feiner Bewegung, feiner Entwidlung, feinem 
Leben. Daraus entftehen folgende Disciplinen: 

B. Unterläglihe Staatswiffenfchaften: 

I. Staatsgeſchichte, d. h. die Darftelung der erfahrungsmäßigen 
Entwidiung des Staates aus der Bergangenheit in die Gegenwart. 

I. Staatlide Statiftif, d. b. die Lehre von den thatſächlichen 
Zuftänden im Staate und für ven Staat. 

II. Staatsreht, d. 5. die Lehre von der öffentlich-rechtlichen Ord— 
nung innerhalb des Staates, aus welchem fi aud a) das Berfaf- 
fungs-, b) das Bermwaltungsredt als befondere Dischplinen abzweigen. 

IV. Böllerredt, d. 5. die Lehre von der äffentlich-rechtlihen Ordnung 
ver Staatengemeinfhaft der Welt. 

C. Eigenfhaftlide Staatswiffenfhaften: 

V. Politit im eigentlihen Sinn, d. 5 die Wiffenfhaft vom Staats» 
leben (ver Staatsentwidlung zur Zulunft) im Großen und Ganzen. 
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VI. Berwaltungswiffenfhaft, d. h. die Lehre von der Löſung ber 
Staatsaufgaben im Kleinen und Einzelnen, aus ber hinmieber 
a) Binanzwiffenfhaft, b) Volfswirtbfchaftspflege, c) Polizei: 
wiffenfhaft, d) die Kriegswiffenfhaften als befondere Dieciplinen 
berausgehoben und eigens bearbeitet werben. 

Damit ift wohl die Gruppe der heutigen Staatswiffenfhaften vollftändig ber 
zeichnet. Alle diefe Lehren können hinwieder bald mehr im Einne der gefdidt: 
lihen Methode, bald nah philofophifher Betradhtungsweife bearbeitet werben. 
Aber ich halte es nicht für zwedmäßig und noch weniger für logiſch nothwendig, 
daß das in einfeitig-ausfchlieglicher Weife gefchehe und taraus wieder neue Die 
ciplinen gemadt werben, wie ed Mohl in der Enchflepäbie vorſchlägt. Im Gegen: 
theil, die Berbinbung ber beiden Methoven, ber hiftorifchen, welche vorerft bie 
äußere Erſcheinung und Erfahrung beachtet, und von diefer Mannigfaltigteit aus 
Schlüſſe macht auf ven Geift, ver fich geoffenbart hat, und ter philofophifchen, 
welche vorerft die Idee anſchaut, und von ihrer Einheit aus logifche Entwidlungen 
zieht, die au die Aufgabe der Zukunft in Verwirklichung der Idee beleuchten, 
fihert am meiften die Erfenntniß der Wahrheit. Die größten Förderer der Willen: 
Ihaft haben denn aud von jeher beide Methoden abwechſelnd benugt, zu wechſel⸗ 
feitiger Prüfung, Verbefferung und Förderung. 

Robert v. Mohl hat als eine neue Staatswifjenfchaft noch zwifchen Staatd- 
recht und Bolitif die Staatsfittenlehre in Vorſchlag gebradt, deren Aufgabe 
es wäre, „bie aus der fittlihen Aufgabe des Menſchen im Staate fi entwideln- 
ben Regeln zu begründen und barzuftellen”. Jede Betradhtung bes Staates und 
des Staatslebens von einem eigenthümlihen Standpunkte aus hat ohne Zweifel 
ihre Berechtigung und ihr Intereffe. Es ift anzuerkennen, daß aud eine bejondere 
Staatsmoral mande vernadhläffigte Fragen präcifer ftelen und ſchärfer beant- 
worten fann. Aber ic vermag doch darin nichts Anderes zu fehen, als ein abge: 
zweigtes Kapitel der Gittenlehre überhaupt, nur eine Anwendung biefer auf ben 
Staat und das Staateleben. In derfelben Weife lafjen ſich auch vie Pfychologie, 
die Mathematik, die Phyſik anwenden, und doch wird Niemand von einer befon- 
dern Staatspfychologie, Staatsmathematif, Staatsphyſik reten wollen; und nad- 
bem man eine Zeit lang von einer befondern Staatsrehenktunft geſprochen hatte, 
hat man das wieder aufgegeben. Der Grund ift, daß biefe Wiljenfhaften ihre 
Principien volftändig abgefehen vom Staat begründen und entwideln; während 
die Staatswiffenfhaften ſich dadurch von andern unterfheiden, daß fie durch bie 
eigenthümliche Natur des Staates beftimmt werben. Das Staatsreht ift nicht ein 
bloße8 Kapitel der Rechtswiſſenſchaft überhaupt, fondern erhält feinen Inhalt aus 
der Betrachtung des Staates, und ebenfo ift die Politif nit eine bloße Anwen: 
dung der Yebensweisheit, fondern entnimmt ihre Säge der Erwägung des Staates 
und feiner Aufgaben. Bluntfäli. 


Stadion, |. Oeſterreich. 


Stadt, Stadtbürgerrecht, Stadtverordnete, ſ. Rand- und Stadt: 
gemeinde, 


Friedrich Zulius Stahl. 


Friedrich Julius Stahl, der geiftreihe Vertreter der theologifirenden Rechts— 
und Staatslehre in neuerer Zeit, wurde zu München geboren den 16. Januar 
1802. Er ftammte aus einer jübifhen Familie und wurbe von dem Vater in 
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frenggläubiger Richtung erzogen. Die Abkunft und Erziehung haben einen un: 
verfennbar großen Antheil an feiner wiflenfhaftlihen und politifchen Thätigfeit. 
Obwohl er ſchon als Jüngling zum Chriſtenthum übertrat — er lie fi im 
November 1819 in der Iutherifchen Kirche taufen —, fo geht doch durd feine 
ganze Auffafjung des Chriftentbums wie dur feine Gruntanfiht vom Gtaate 
ein altteftamentliher Zug der Theofratie hindurch, ber nur dem oberflädlichen 
Blide durch Hriftlich-dogmatifhe und modern-philofephifhe Umhüllung verdedt wird. 

©. ergriff frühzeitig den afademifhen Beruf, für welden ihn ein ernftes 
Streben nach principieller Erfenntniß, ein ungewöhnliches dialektiſches Talent und 
eine ſeltene Gewandtheit des rhetorifhen Ausdrucks befähigten. Er ftubirte an den 
Univerfitäten Würzburg, Heidelberg und Erlangen, und habilitirte ſich zuerft als 
Privatdocent zu Münden 1827. Ju Jahr 1830 erſchien der erfte Band feiner 
„Bhilofophie des Rechts nach gefchichtlicher Anſicht“ (Heidelberg 1830), worin er 
vie bisherige Lehre des Naturrechts bis auf Hegel einer ſcharfen Kritit unterwarf 
und in ihren rationellen Grundlagen entſchieden befämpfte. Erft fpäter verſuchte 
es, feine eigene „riftlihe Staatslehre” zu begründen. Dabei ließ er ſich theil- 
weile durch die Anfichten der hiftorifchen Juriſtenſchule beftimmen. Für die hiſtoriſche 
Kritif freilich Hatte er kein Talent und aud feine Freude an geſchichtlichen For— 
lungen, aber er bemerkte wohl vie fpefulativen Mängel und die philofophifche 
Armuth diefer Rehtsjhule, und unternahm es nun, diefe Lücke zu ergänzen. In 
der Offenbarungsphilofophie von Schelling, die ihn lebhaft anzog,-fand er einen 
Anhalt für feine philofophifhen Studien und ein Vorbild. für feine Darftellung. 
Mit Unreht wird aber fein Werk als „Neufchellingianismus" bezeichnet. Das- 
felbe ift das Erzeugniß des ihm eigenen Geiftes. 

Diefem Werte zunähft verdankte ©. die Berufung zuerft nah Würzburg 
1832, dann in bemfelben Jahre noch nah Erlangen, zulegt an bie Univerfität 
Berlin, wo ihm 1840 eine orventliche Profeffur für Rechtsphilofophie, Staats: 
reht und Kirchenrecht übertragen ward. Seine Staatslehre entſprach den religiög- 
tomantifhen Neigungen des Königs Frievrih Wilhelm IV., ver ihm feine Gunft 
zuwandte, und befjen Wünfchen er fi anzufchmiegen verftand, Mit nachhaltiger 
Zäbigfeit in feinen Grundanſichten verband er eine große Gewandheit, vie For— 
mein zu finden, welche ven wechfelnden Tendenzen des Königs und der am Hofe 
und in der preußiihen Beamtenordnung einflußreichen Adelspartei zufagten und 
einen Anſchein von wifjenfhaftlicher Begründung und idealer Berechtigung gaben. 
Er war äußerſt geſchickt, die Blößen ver Gegner aufzufinden und auszubeuten, 
fühn im Angriff und entſchloſſen in der Vertheidigung, ein Dialektifer von bien» 
dendem Scharffinn, und wenn nicht ein großer, doch ein fehr begabter Rebner. 
Es konnte nicht fehlen, daß ihm bald auch eine der erften parlamentarifhen Rollen 
in Berlin zufiel. In dem vereinigten Landtage von 1847 hatte er noch feine 
Stimme, und die bemofratifche Revolution des Jahres 1848 überfluthete vorerft auch 
kine Stellung. Aber ſchon im Jahr 1849 ward er von dem König zum lebensläng- 
lichen Mitglieve der erften Kammer des fpätern Herrenhaufes ernannt und ward 
in kurzem bier der Nebner und bis auf einen gewiffen Grad aud der geiftige 
dührer der fogenannten Konfervativen, ober richtiger der ritterfchaftlichen Barteı, 
melde ſich als Vertreter des göttlichen Rechts und des chriftlihen Princips im 
Staat befannte und zugleich ernftlich bemüht war, ihre herfömmliche Bevorzugung 
in den Aemtern des Hofs, der Diplomatie, des Heeres und der höhern Civil 
Rellen und damit die thatſächliche Oberleitung des Staates zu behaupten, als 
ob diefe Vorzüge eine göttliche Begründung und einen riftlicden Charakter hätten, 
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©. hatte fi) von Anfang an diefer Partei angefchloffen und ift ihr, wie fie 
ihm fortwährend treu geblieben. Obwohl beide auf ganz verſchiedenem Boden ge- 
wachſen waren und die beiberfeitigen Raſſen einander eher abftiegen als anzogen, 
fo wurben beide doc nicht blos durch äußere Intereffen geeinigt. Es beftand unter 
ihnen eine innere Wahlverwanpfchaft. Mit Ueberzeugung vertheibigte ©. die Sache 
der Ritter wie die des Königthums von Gottes Gnaden, weil er damit die Sache 
der gefhichtlihen Autorität wider den Nationalismus der neuen Zeit, die Herr- 
ſchaft des Glaubens gegen die Mritifche Wifjenfchaft, die Legitimität wider die Re 
volution, die Herrfhaft Gottes wider die menfchliche Freibeit oder mie er «es 
nannte wider die Empörung gegen Gottes Ordnung zu vertheidigen glaubte. Auf 
dem ftaatlihen und auf dem kirchlichen Gebiete fümpfte er beharrlich auf der Seite 
ver gefhihtlih überlieferten Autorität. Er haßte im Grunde feiner Seele 
die ganze menfchlich-freie Geiftesbildung der Neuzeit. Dennoch war er fein hitziger 
Fanatiker, überhaupt kein leivenfhaftliher Gemüthsmenſch. Ueberall hielt ein Falt- 
berechnender Berftand auch vie Zügel feines Olaubenseiferd in Sckranken; er 
wußte Ziele und Mittel Hug zu ſchätzen. Untadelhaft in feinen Sitten und un- 
eigennügig in hohem Grade genoß er auch bei den Gegnern perfönliche Achtung. 
Wohl verbarg er in der verfchloffenen Bruft einen glühenden Ehrgeiz von Jugend 
an, aber dieſer Ehrgeiz war vollftändig befriedigt mit der angefehenen, obwohl 
im Grunde nur dienenden Stellung, welche er ald Wortführer einer einflußreichen 
Partei erbielt- Ein Staatsmann im vollen Sinne des Worts war er ſchon deß— 
halb nicht, weil er fi eher von religiöfen als von politifchen Motiven beftimmen 
ließ und ihm die rechte Freiheit des männlichen Geiftes fehlte. Aber er war ein 
großes parlamentarifches Talent und ein glüdlicher Anwalt der Partei, bie ihn 
als ihren Führer ehrte. 

Sein Einfluß auf die Stimmung und die Richtung bes -Geiftesiebens ins- 
befonbere in den höheren Kreijen ver preufifhen Gefellihaft war fehr groß und 
nahhaltig, aber im Ganzen einer gefunden Entwidlung des preußifhen Staates 
eher ſchädlich als förderlich. Er vor Allen bat ven dogmatifhen Glaubenseifer 
au in die politifche Parteivoktrin übergetragen und ben politifhen Ketzerhaß 
großgezogen, der ebenfo verwerflich ift als der religiöfe. Auch anderwärts begegnen 
wir doftrinären Parteien, aber der Berliner Doftrinarismus übertrifft fie 
alle an flarrer Formgeredhtigkeit, und nirgends iſt derſelbe glänzenver vertreten, 
als in den Schriften S.'s. Bei diefer Gefinnung kommt es nicht vor Allem bar- 
auf an, das für ven Staat Zwedmäßige zu thun und das Recht der Geſellſchaft 
möglihft zu fihern, fondern vielmehr darauf, ob das politifdye Syſtem und das 
Parteiprincip folgerichtig zur Anwendung fomme oder nidt. ©. fämpft für feine 
Anfiht wie der Jude für die Gebote Jehovahs, wie der gläubige Mufelmann 
für den Koran. Die politifhen Parteien find ihm Glaubensparteien. 

Er hat ferner zuaft — und fhon 1850 — das Stichwort aufgebracht, 
daß ber politifhe Hauptfampf in Deutfchland und in Preußen ber fei, ob könig— 
liche oder parlamentariſche Negierung, und bat daburd den unfeligen Zwie: 
fpalt zwifhen dem Königthum und der Volksvertretung wenn nidyt hervorgerufen, 
doch dialektiſch gefchärft und fo viel an ihm lag geradezu unverſöhnlich gemacht, 
ganz im Widerfprud mit den wahren Bebürfniffen eines gebildeten Volkes, welches 
weder auf die Kontrole der Regierung nod auf die Mitwirkung bei der Geſetz- 
gebung verzichten fann, und mit der Natur des modernen Staates, welder vie 
Einheit und Kraft des Regiments auf der Grundlage der Einigkeit mit dem Voll 
entſchiedener ausbildet als die frühere lirchlich oder ariſtokratiſch gebundene Herr 
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der-Souveränetät fie befeflen hatte. Wenn fobann in dem preußifhen Staat neben 
dem feinblih gewordenen Gegenfage zwifchen Regierung und Landesvertretung bas 
Herrenhaus, anftatt eine vermittelnde Thätigkeit zu üben, ſich bemüht, die Wider- 
ſprüche ſchroffer zu machen, wenn es allen zeitwibrigen Neaftionsgelüften zum Sam- 
mel- und Qummelplage dient, fo ift auch die Zufammenfegung gerade biefes 
Herrenhaufes, vorzüglih auf der Baſis eines gering begüterten Ritteradels, und 
die Erfüllung diefer Adelspartei mit fünftlihen Theorien einer feltfamen Staats» 
—— ohne innere Wahrheit aber voll hoher Anſprüche, zu großem Theile das 
erl S.'s. 

Endlich iſt S. theils im feiner Eigenſchaft als Mitglied des Oberfirchen- 
tathes (1852 — 1858), theils durch feine Schriften und Neben auch für das ortho- 
dere Lutherthum als Vorkämpfer in die Schranfen getreten und hat auch die Be- 
wegung des religiöfen Lebens bei jever Gelegenheit rückwärts zu drängen geſucht. 
Die Folge davon war, daß die gebildete Welt ſich größtentheils ver. Kirhe ganz 
entfrembete, und je die engherzigften und furzfictigften Eiferer in der Laienwelt 
wie in der Geiftlichkeit fih ber Kirche wie einer Domäne bemädtigten. An ber 
Bedrohung der Union durch Erneuerung dogmatifcher Differenzen trägt er eine 
Mitſchuld, und wenn die Berfafjungsbeftimmung, welde eine felbftändige Geftal- 
tung der proteftantifhen Kirche neben der katholiſchen vorſchreibt, noch nicht zur 
und gelangt ift, fo war auch er ein Haupthinderniß viefer nothwenbigen 
Reform. 


In den legten Jahren feines Lebens erfuhr er noch mande Niederlagen der 
von ihm vertretenen Partei der „Umkehr“. In kirchlicher Beziehung war doch der 
romantiſch gefinnte König Friedrich Wilhelm IV. nicht in den engen Schranken 
des Shen Dogmatik feftzuhalten, und ein anderer Freund des Königs, Bunfen, 
begann mit ihm einen ernften literarifhen Strauß. Bunfen gab in feinen „Zeichen 
der Zeit“ (1856) den erwachten Bebürfniffen des Geiftes nad) freier Regung 
iinen Ausdruck, und griff die reaftionäre Haltung ©.’8 lebhaft an. ©. verthei- 
igte in feiner Gegenſchrift „wider Bunſen“ die ftrengere und engere Anſicht mit 
formellem Geſchick, aber ohne die Zeit zu verftehen. Als dann am Hofe felbft in 
dolge der Erhebung des Prinz-Regenten ein politifcher Umſchwung eintrat, da 
btach auch die She Herrfchaft im Oberkirchenrath haltlos zufammen, unt ©. 
trat aus dieſer Behörbe aus. Noch feste er als Mitglied des Herrenhaufes den 
politiſchen Kampf fort und drohte, „das Haus werde in feinem Widerſtand gegen 
die neue liberale Richtung der Regierung vielleicht breden, aber nicht biegen". 
In ihm war allerdings mehr zähe Energie als in der Regierung, welde nad) 
ſchwachen Verſuchen, die Ideen der Zeit ſich anzueignen, bald wieder umſchlug und 
dann in dem Herrenhaufe eine Stüge ſuchte. Diefen Rüchſchlag erlebte aber ©. 
aiht. Er ftarb am 19. Auguft 1861, nachdem er nod in der Befreiung Italiens 
einen Sieg der neuen Zeit über die Reftauration erlebt hatte. 

Die Grundlage der Shen Rechtsphiloſophie und Staatslehre, 
melde in drei Auflagen und Bearbeitungen erſchienen ift (zuerft 1830—1833, 
wiegt 1854— 1856) iſt eher theologifd; als philoſophiſch. Seine Wiſſenſchaft ift 
durch den Glauben gebunden, fein Recht von der Religion abhängig. Er fteht im 
Grunde noch auf der femitifhen Weltanficht, fein Ideal ift die Theofratie. 
Der Staat ift ihm das fittlihe Rei, und diefer wird durch das göttliche Gebot 
beretigt. Gerade das, wodurch ſich der arifche Staatsgeift auszeichnet in der 
— die ſelbſtbewußte menſchliche Geiſtesfreiheit, kommt ihm wie ein 
Afall vor von Gott, wie eine Aufiehnung gegen Gott, als ſchwere Sünde. 
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Ueberall bringt er auf Anerkennung „einer über ven Menſchen ſchlechthin erhabenen 
Autorität”. Das ift für ibn „Legitimität“, alles andere „Revolution“, 

Deßhalb verlangt er „Umfehr der Wiſſenſchaft“ und Demüthigung 
ber ftolzen Vernunft. In dem verhaßten Fortſchritt der Wiffenfchaft fieht er nur 
die Auflöfung von Gottes Ordnung. Freilich Tegt er ſich feine eigene Dogmatit 
nad) feinen Tendenzen mit feiner Vernunft zurecht, und ift nichts weniger ale 
firhlich korrekt. Auch er fteht unter dem Einfluß der modernen Wiffenfchaft und 
hüllt feine Theologie in vie philofophifche Toga. Aber die Autorität der Bibel 
fteht ihm höher als alle wiffenihaftlide Erkenntniß, und feine Kritit, welche bie 
neuere Philofophie mit rüdfichtslofer Energie angreift, ift völlig refignirt und 
zaghaft, wenn ber kirchliche Glaube in Frage fteht. Obwohl er ein Gegner bes 
Katholicismus und ein eifriger Lutheraner ift, fo ift ihm der eigentliche Geift bes 
Proteftantismus ebenfo fremd wie der arifhe Staatögeift. 

Als Zweck des Staates bezeichnet er „die Verwirklichung des fittlihen Reiches“, 
insbefondere und vornehmlich das Recht und die Gerechtigkeit, aber nicht dieſe 
äußere Orbnung allein, ſondern aud Förderung des Menſchen und der Nation, 
Handhabung der Gebote Gottes. Er ift der „Erhalter ver zehn Gebote, ver Hüter 
beider Tafeln". ©. gefteht zu, daß fi der Staat nicht auf Gottes unmittel- 
bare That gründe, aber behauptet trogdem, daß nicht bloß der Staat überhaupt 
Gottes Gebot fei, fondern „daß überall die beſtimmte Berfaffung und bie 
beftimmten Perfonen der Obrigkeit Gottes Sanktion haben". Er ver- 
wechſelt auch hier tie religiöſe Neigung, in ber Gefhihte voraus eine 
„göttlihe Fügung“ zu verehren, mit dem politifhen Gedanken, der vor- 
aus die menfhlihe That erkennt, und meint das Zeugniß der Weltgefchichte 
mit der Berufung auf den Apoftel Baulus zu entfräften, deſſen politifche Ideen 
die feiner Nation, d. i. theofratifhe waren, und der als Apoſtel der Religion, 
nit als Geſetzgeber des Staates fchrieb. \ 

Die gefährlihe Mifchung von göttliher Autorität und menfchliher Hebung 
berfelben zeigt fi vorzüglih in den Abfchnitten über das Königthum und das 
monarhifhe Princip. Im entfchiedenften Widerſpruch gegen Friedrich ben 
Großen, der das Königthum als Amt erklärt, identificirt ©. den Staat und ben 
Fürften in dem Sinne, daß das Recht des Staates vollftändig zum Medt des 
Fürften wird. „Im Fürften wird der Staat perfönlid, ohne den Fürften ift er 
feine Perſon.“ Allerdings will auch S. nicht die Patrimonialherrfhaft des Mittel⸗ 
alter8 erneuern, er betrachtet das Recht des Königs nicht als Privatrecht, ſondern 
als öffentliches Recht, aber er ibealifirt doch nur das dynaſtiſche Princip mit feiner 
Grundlage zum Staatsprincip. Der durch das Erbrecht bezeichnete König gilt ihm 
daher mehr als König, ald der Stifter der Monardie, der geborne mehr ala 
der gelorne, weil nad dem Sprichwort Gott den Erben macht unb nicht der 
Menſch, zu der Erhebung eines Fürſten aber durch Wahl aud die Unterthanen 
mitwirken. Er tabelt das Streben der heutigen Welt, gegen die Mängel und Ge 
fahren der Erbmonarchie Garantieen zu ſuchen, und meint, die VBölfer müffen das 
Unglüd eines unfähigen und unwürdigen Regenten mit Geduld und Demuth er- 
tragen, „weil das der Fluch des zeitlichen Dafeins im Gegenfage zum emigen jet, 
daß die Menſchheit nicht in Gott ift und von ihm felbft beherrfcht wird.” Es ift 
diefelbe Meinung, welde vie Bligableiter, die Feuerſpritzen und BVerficherungs- 
anftalten verwirft, weil fie in die göttliche Fügung frevelnd eingreifen. 

Es ift eine logifche Folge feiner ganzen — * daß ©. den ur- 
ſprünglichen religiöfen Ausdruck der Demuth, das „von Gottes Gnaden“ 
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zum Rechtsprincip des göttlihen Rechts und der Legitimität umbildet. 
„Jenes bedeutet, daß bie Autorität, kraft der der König herrſcht, diefe, daß feine 
Throngelangung von Gott if. Sie find das Kriftlide Princip des 
Staates. Als folhe find fie weltgefhichtlih dem Princip der Revolution, der 
Bollsfonveränetät gegenüber getreten. Sie geben der Staatäherrfhaft jene über- 
irdiſche Weibe, wie fie fih nur in der Monarchie findet. Diefes Princip ftellt 
fih aber in feiner Wahrheit und Reinheit erft dann heraus, wenn ber patrimo- 
niale Charakter überwunden ift, wenn der Fürſt die Gewalt nicht mehr als fein 
menſchliches Eigenthum und darum nad Willkür, fondern als feine göttlihe Mif- 
fion und darum nah der Nothwenbdigkeit des Staates befigt und vererbt.“ 

Indefien folgert ©. doch nicht aus der göttlihen Vollmacht des Königthums 
vefien Unumſchränktheit. Er behauptet nur, daß der Befig der Föniglichen 
Gewalt fich auf göttliche Fügung gründe, nit, daß der König der Stellvertreter 
Gottes fei; er folgert nur daraus, daß dieſe Gewalt ihm nicht vom Volle ge- 
nommen werben fönne, noch nad) dem Willen des Volles gebraucht werben müſſe, 
niht aber, daß fie feine Schranfe habe. Er gibt zu, daß das Geſetz dem König 
nicht blos eine Gewiſſensſchranle, fondern eine äußere ſtaatsrechtliche Schranke 
ſei. Aber innerhalb des Geſetzes muß ſeine Herrſchaft frei bleiben. „Wo nicht mehr 
das Geſetz gebietet, ſondern nur Menſchen mit ihrem perſönlichen Urtheil entſchei— 
den können, da hat der König zu gebieten, nicht andere Menſchen (Miniſter, 
Stände), Die Beamten, die ihm hierbei zur Ausführung feiner Befehle dienen, 
dürfen nicht dafür verantwortlih fein.” Er legt alfo alle, aud die thatfächliche 
Gewalt in die Hand des Königs; der Beirath der Minifter, die Meinung ber 
Bollsvertretung erfcheinen hier nur unmwefentlih und völlig untergeordnet, die gött- 
liche Beleuchtung und Erleuchtung ift nur dem König zugewenbet. Der Abglanz 
ven oben ruht auf ihm und nah S.'s Meinung nur auf ihm. Sm bie tiefen, 
vunfeln Niederungen des Bolfes bringt der göttliche Strahl nicht, er erglüht nur 
auf den Spigen der Berge. Was für verberblihe Wirkungen diefe fpecififche 
Bergötterung des Königthums in der Einbildung hochmüthiger oder befchränfter 
dürften, in der Ausbeutung ſchlauer Höflinge und Priefter und bald iu der nechti- 
ſchen Demuth der Untergebenen, bald in dem empörten Widerfpruch der freier ge— 
finnten oder aufgeregten Boltstlafjen habe, wird von ©. nicht beachtet, obwohl 
das göttlich-menſchliche Gericht der Weltgefhichte dieſelben feit zwei Jahrhunderten 
als furchtbare Warnungen und Mahnungen den Fürſten und Böllern einge- 
prägt hat. 

Die Monardie, für welde S. kämpfte, ift nicht die feubale noch die ftändifch- 
patrimoniale des Mittelalters, für welde Haller einfteht, aber aud nicht vie 
modern-tonftitutionelle und noch weniger die englifh-parlamentarifche. Sie ift nichts 
ale eine ermäßigte Abfolutie, wie fie der Reftaurationsepodhe als Ideal 
verſchwebte. Die abfolute Monarchie erfcheint daher ©. nicht als eine civilifirter 
und edler Bölfer unmwürbige, ſondern als eine „rehtsbegründete, jeder andern 
Staatsform ebenbürtige" Verfaſſung und faft bedauert er, daß fie nur für Defter- 
reich unentbehrlich, für Preußen nicht mehr haltbar geworben ſei. Mit entfchiebe- 
wer Ungunft behandelt er die Republif und die Demokratie nennt er „bie ſchwächſte 
Sürgfchaftlofefte unter allen Berfafjungen.“ 

Auf denfelben Grundanfihten ruht die ganze S.'ſche Barteienlehre, melde 
nad feinem Tode (Berlin 1863) veröffentlicht worden ift. Während es ein Grund» 
princip alles menſchlichen Rechtes ift, Gute und Böfe gleihmäßig zu fügen, 
und erft dann hemmend und ftrafend einzufchreiten, wenn die äußere fichtbare 


160 Sriedrich Julius Stahl. 


Rechtsordnung nachweisbar verletzt iſt, wobei wieder die goldene Juriſtenregel 
beachtet wird: „Quivis presumitur bonus“; fo geht S. nach Art der Geiſtlichen 
umgefehrt von dem Sate aus: „Das Dichten des menſchlichen Herzens ift böfe 
von Jugend an. Der Menſch ift nicht blos ſchwach und unvollfommen, er ift im 
Innerften von Gott abgewentet und der Sünde und Selbſucht verfallen.“ Folge 
reht müßte er dann zu der allgemeinen Regel kommen: „Quivis presumitur 
malus“; allein diefe Folgerung erfcheint ihm nur anwendbar auf die gemeinen 
Bürger und Bauern und die großen regierten Bolfsklaffen, aber nit anwendbar 
auf die „von Gott gefegte Obrigfeit”. Die Sünphaftigfeit und Verderbniß ber 
Bölker fteht ihm feft, vie der Fürften und des Adels paſſen nicht zu dem Syſtem 
der‘ Autorität gegen die Majorität und werden möglichſt ignerirt. Er ereifert fid 
fogar zu der abſcheulichen, aller Gewichte Hohn fprehenden Behauptung: „Der 
Unterfgied ift der, die Sünten der Fürften find in der Regel menſchlicher, vage: 
gen die Sünden der herrfchenden Volksmaſſe meift teuflifher Art“ und fährt 
dann fort: „Wer nur der vollfonmenen Regierung gehordhen will, fann auf Erben 
feiner geboren und ift darum von Herz aus Anarchiſt“, (d. h. das Streben 
nad Schugwehren gegen die Mißgriffe und Fehler der Machthaber ift fträflice 
Empörung). „Das gerate ift Gottes Gebot, das uns gefeßt ift gegen die natür- 
liche Neigung: in der Unheiligkeit des menfchlihen Organs doch nur bie 
Heiligkeit des göttlihen Amts zu erbliden” (d. h. die katholiſche Lehre 
von der Heiligkeit des Priefteramts, welches die Unheiligkeit des Priefters birgt, 
wird zu einem politifhen Dogma umgemovdelt, das vieleicht für eine ftumpffinnige 
Barbarennation, aber nicht für heutige Europäer geniefbar iſt). Ja, S. erflärt 
es als eine Sünde der Zeit, d.i. „eine Sünde der Niedrigen“ (mwört 
lichl), „daß fle unfchwer vie Auszeihnung an Befig, Ehre und Rang ertrage, 
wenn diefe blos zu eigener Befriedigung und Genuß gebraudt werden und nidt 
als Mittel im Dienfte des Gemeinwefens, wenn fie blos als Eigenthum 
und nidt als Amt und Beruf betrachtet werden” (S. 393), d. h. die fittliden 
Anforderungen an die gejbichtlich überlieferte Ariftofratie find ſündlich, infofern 
fie von denen gemacht werben, welche in den Bolfsflaffen geboren find. Gegenüber 
folhem Fuſel, ven er der Gelbftgefälligfeit der Ariftofratie darbringt, hilft die er 
nüdternde Wahrheit nur wenig, bie er warnend beifügt, daß „das Junkerthum, 
in dem die Liebe zur Annehmlichfeit und Ueberhebung ftärfer fei, als das Gefühl 
der Pflicht, ein Uebel, die ächte Ariftofratie aber kein Uebel fei". 

Der civilifirte Repräfentativftaat der Gegenwart beruht auf einem Zufam. 
menwirfen ber Regierung und ber Bolfsvertretung, er fest überall die Verftän- 
digung voraus und eben deßhalb auch die Ermäßigung einfeitiger Wünfche und 
Meinungen. Eine ſtaats-doktrinäre Principienreiterei und Rechthaberei ift damit 
eben jo unverträglih, wie eine Ueberfpannung irgend einer einzelnen Machtbefug 
niß. Die konftitutionelle Monarchie, wie fie in den beutfchen Verfafjungen näher 
bargeftellt ift, will allen verſchiedenen Beftandtheilen des Einen Volkes und Bater- 
landes dadurch gerecht werden, daß fie den Fürften, den ariftofratifhen Elemen- 
ten und den green Bolfsklaffen, der Beamtung und den Bürgern die ihnen ge 
bührende Einwirfung auf die Orbnung und Bewegung der Gemeinſchaft ſichert, 
und indem fie dieſe vielfeitigen Kräfte zu einem lebendigen Körper einigt, will fie 
zugleih die Energie des ganzen Staates aufs höchfte entwideln und die allgemeine 
Wohlfahrt am ficherften fördern. Im fhroffen Gegenfage zu biefem Grunddaraf- 
ter bes modernen Staats zerreißt die S.'ſche Parteienlehre die Einheit durch eine 
unverföhnlihe Zwietracht und jegt an die Stelle der nothwenbigen Verftändigung 
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ben fortgefegten Streit und einen dogmatifhen Meinungsfanatismus und an bie 
Stelle wechſelſeitiger Zugeftänpniffe zur Wohlfahrt des Ganzen die zwingende 
Unterwerfung ber Einen dur die Andern. 

S. will alle Parteiunterfhiede auf den einen Gegenfag der Tegitimität 
und der Revolution zurüdführen; er ſcheidet fie in ein Heer des Lichts und in 
ein Heer ber Finfternig, die Schaaren Gottes und die Schaaren des Teufels. 
Dabei verfteht er die Schlagwörter Fegitimität und Revolution durdaus nicht in 
dem Sinne, den bie Sprache ihnen beilegt, noch wie ter gefunde Volksverſtand fie 
verftebt, fondern macht daraus künſtliche Begriffe, aber benugt zugleich die gemöhn- 
lie Auffaffung, um bie verhaßte Partei der Liberalen und des Fortſchritts in den 
Augen der Machthaber und der Philifter als „Revolutionäre“ zu brandmarken. 

Unter den Parteien der Legitimität verfteht er „alle diejenigen, welche 
eine gottgefegte Ordnung anerkennen über dem Bolfswillen und über ven 
Zweden der Menſchen“ (©. 3), die Anhänger des „göttlihen Rechts“; d. h. 
trog feines Proteftes gegen diefe Bezeihnung die Verehrer der Theofratie. 
Bir verftehen e8, wenn ver religiöfe Sinn, wie überhaupt alles Gute und 
Würdige und Herrliche, fo insbefondere auch die Erhebung der Obrigkeit und bie 
Shidfale der Völker, in Zufammenhang bringt mit der göttlichen Weltleitung und 
das Walten Gottes in der Gefchichte verehrt. Aber es ift uns unverſtändlich, wie 
man daraus ein politifhes Princip maden fann, da die Plane Gottes in ber 
Beltgefchihte und feine Leitung des Schidfals für unfer Wiffen, zumal in der 
Gegenwart, völlig dunkel find. Was foll e8 heißen, wenn ©. fagt: „Es ift 
Gottes Fügung, daß das Haus Habsburg auf dem ungarifchen Throne fit, nicht 
das Haus Koſſuth“? (S. 262). Ift e8 denn etwa weniger Gottes Fügung, wenn 
das Haus Napoleon auf dem Throne von Franfreih figt, und nit mehr das 
Haus Bourbon? Dver der König Viktor Emanuel von Italien in Florenz reſidirt, 
und nicht mehr die Habsburger? Mit der Berufung auf die „göttlide Fügung“ 
läßt fih daher auch die Regitimität nicht behaupten, denn Gott fann Fürften und 
Bölfer erheben oder ftürzen, Ufurpationen und Revolutionen zulaflen. Was ift das 
für eine erbärmlihe und Meinlihe Vorſtellung von göttliher Weltleitung, auf 
welde ſich die Partei der Legitimität ftügt! Der große Gang der Weltgefchichte 
ſchreitet fort und fort ernft und kalt über fie hinweg und läßt fi nicht aufhal- 
ten durch jene kindiſchen und abergläubifchen Beſchwörungen derer, melde ſich ein- 
bilden, Gott werde die Weltgefchichte gerade fo kurzfichtig und engherzig leiten, wie 
fie es gewohnt find, dieſelbe aufzufaffen. 

Diefe ganze Berufung auf „Gottes Ordnung“ hat alfo feine praftifche An- 
wendung auf die menſchliche Poltti. Damit wird für die Frage ber drei- ober 
zweijährigen Dienftzeit, ober ber preußiſchen Flottengründung, oder der Regelung 
der fhleswig-holftein’ihen Zuftände fein leitender Grundſatz und fein neues Licht 
gewonnen. Aber diefe Berufung bat, wenn fie zur Parteifahne erhoben wird, eine 
böhft verderbliche Folge auf die Geelenftimmung und die Gefinnung derer, welde 
fh nun dem Wahne hingeben, fie feten in ganz bejenderer und ausermwählter 
Beife die Streiter für Gottes Ordnung. Ale Karbinalfünden einer pfäffi- 
den Bolitit, hochmüthige Selbftüberfhägung und fanatifher Eifer, Heuchelet und 
Verdammungsfudt ſchleichen fih in die Seele ein, nehmen ven Maren, für bie 
Bolitit unenibehrlichen Berftand gefangen und erftiden den Sinn für Nationalität 
und Humanität. 

Als die „natürlihen Träger" dieſes gefpenftiihen Legitimitätsprincips bezeid- 
at S. vor allem die Fürften, ohne auf die Warnung der Geſchichte zu hören, 

Olunef@lium Brater, Deutiges Gtaats-Wörterbuß. X. 11 
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welche Safob II. von England, Karl X. von Frankreich, Franz Il. von Neapel 
u. f. f. gerabe deshalb verworfen hat, weil fie fi lediglich als Träger dieſer 
Legitimität benommen haben, und ohne die Mahnung tiefer Geſchichte zu beachten, 
welche gerade denjenigen Fürften Macht verliehen hat, welche, wie Wilhelm IIL 
von England, Friedricd der Große von Preußen, die Napoleone und Viktor Ema- 
nuel die menſchliche Politik menfhlih verftanden und geübt haben. Außer ben 
Fürften rechnet er zu den natürlihen Trägern ver Legitimität den Adel, bie 
Armee und die Geiſtlichkeit (S. 297), d. h. die Elemente der hergebrachten 
Autorität und die Werkzeuge der Gewalt. 

Diefer Legitimitätspartei gegenüber ftellt S. nun die Partei ver Revo— 
Iution, bie felbftverftänplih von jener beherrfht werden muß; und als bie 
„natürliden Träger“ des Nevolutionsprincips erflärt er einerfeits das gebil- 
dete Bürgerthum, aus weldhem ver Liberalismus berborgehe, und anderer: 
feits die großen Bolfsmaffen, welde die Demofratie verlangen. 

Man fieht, der ganze Staat wird fo parteimäßig gefpalten. Die Regie- 
renden find bie Gtreiter Gottes, die Regierten find fammt und fonbers 
verbädhtig, Gottes Ordnung anzufeinden, von Natur zur Revolution geneigt, bie 
Kinder der Sünde und pie Schule des Satans. Ganz befonders verhaft ift ihm 
der gottlofe Fiberalismus des Bürgerthums. Darüber jagt er wörtlich: „Wie jener 
Raubritter des Mittelalters (alfo tech!) auf feinem Schilde vie Devife führte: 
Vami de dieu, l’ennemi de tous les hommes, fo der Liberalismus umge 
febtt: l’ennemi de dieu, l’ami de tous les hommes.“ (©. 109). Als wäre nicht 
biefer Gegenfag ein innerer Widerfprud, Vergeblich entgegnet man ihm: Das 
gebildete Bürgerthum fei zwar liberal, aber nichts weniger als revolutionär gefinnt, 
vielmehr ein natürlicher Gegner aller gewaltfamen Ummwälzung. Wie der Patriarch 
in Leſſing's Nathan erwibert er beharrlich: „Ihut nichts, der Jude wird verbrannt." 
Das Bürgertfum und, der Liberalismus find und bleiben nah ©. der Revolution 
verfallen, denn nicht darauf fommt es an, daß man die menfhlihe Rechtsordnung 
und bie verfaffungsmäßige Staatsorbnung achte und beachte, fondern „darauf, daß 
man in der Obrigfeit Gottes Gebot verehre, das über aller menfd- 
lichen —— und über allem Staate herrſcht.“ Man kann nach ©. die Ber 
faflung eines Landes gewaltfam breden und eine vollftändige Ummälgung der 
ganzen Regierungsform hervorrufen, alles im Dienfte der göttlichen Legitimität; 
und ebenjo kann man in befter Form Rechtens durch freied Zuſammenſtimmen 
und Zufammenmwirfen aller Faktoren der Geſetzgebung eine gefegliche Ordnung 
begründen und eben dadurch einer „Revolution“ ſchuldig werden. „Die Empörun 
gen, an welden die Geſchichte fo reich ift, die Vertreibung der Dynaftien — find 
darum doch nicht Revolution, und umgefehrt kann die Revolution ohne Schwert- 
ftreich in friedlich legaler Weife und mit Belaffung der Dynaftie, ja von Fürſten 
jelbft eingeführt werben.” (S. 2). Die Entiheidung dreht fi einzig um bie Frage: 
„wer ber Herr der fittlihen Welt fei, die Ordnung Gottes oder der Wille bes 
Menſchen.“ (S. 6). „Darauf ruht die Grundftellung der Revolution, daß fle zur 
Duelle und Maß des Rechts den Willen des Menfchen macht und nicht bie 
Weltorbnung Gottes.“ (S. 192). Die gefammte Gefeggebung und Politik 
Friedrich's des Großen ift nah S. Revolution, denn Friedrich ber 
Große war der entfchiedenfte Verächter und Feind jenes göttlihen Rechts, das ©. 
zum Princip der Legitimität macht, und ber erffärtefte Freund des vernünftig- 
menfhlihen Rechts, worin ©. das Princip der Revolution ſieht. 

Die großen Volksmaſſen, welche befanntlich nicht blos die Gäfaren Noms, 


Standesherren. 163 


fondern die großen Monarden aller Zeiten als vie fiherfte Stüge ver Monardie 
und als die wichtigfte Sorge aller Regierungstunft betrachtet haben, die großen 
Vollsmaſſen vollends erfcheinen ©. als die höchſte Revolutionsgefahr, indem fie 
immer bereit feien, im Gefühl der Majorität die obrigfeitlihe Autorität abzumer- 
fen und ſich an ihre Stelle zu fegen. Die Maffen, deren Leben der Arbeit gewid— 
met ift für das tägliche VBrod, oder die, um einen legitimen S.'ſchen Ausdruck 
zu gebrauden, von dem „Fluch der Arbeit" (S. 262) belaftet find, wifien 
überall fehr gut, daß fie außer Stande find, felber zu regieren, und find von 
Haufe aus geneigt, einer wohlmwollenden und fräftigen Regierung zu vertrauen, 
zu folgen und dieſelbe zu unterftügen. Aber diefe Maffen haben ein Recht darauf, 
gut regiert zu werben, unb wenn ihnen ver heutige Staat in der Volfövertretung, 
in der Gerichtöverfaffung, in der Gemeindeortnung und in ber bürgerlichen Frei- 
heit Überhaupt Garantien dafür gefhaffen hat, fo Kat derſelbe unferes Erachtens 
nicht tie Kräfte „der Revolution” verftärft, fondern die Revolution durch zeitge 
mäße Reform verhindert. 

Die S.'ſche Parteienlehre reizt Regierung und Regierte im Princip wider 
einander, erwedt das Mißtrauen und den Haß ver einen wider bie andern. Gie 
if nicht blos um ihres theofratifhen Charakters willen im Widerſpruch mit der 
beutigen Eivilifation, fle ift in ihren Wirkungen, wo man irgend ihr ernftlic 
nachlebt, ftantsgefährlih. Indem fie die Fürften mit den Bölfern entzweit, vers 
jhüttet fie die Quellen der Fürftenmadht und verhindert die einheitliche und frieb- 
lide Entfaltung der Staatswohlfahrtt. Es ift faum glaublich und dennod nicht 
zu läugnen, daß biefe Lehre in dem hochgebilveten Berlin einen mächtigen Anhang 
gewonnen und einen großen Einfluß auf die ©eifter geübt hat. 

Eine Biographie Stable (von Gneiſt?) in der Zeitfchr. Unfere Zeit. 
B. VI. ©. 419 f. Bluntſchli, Gefchihte der Staatswifienfhaft, ©. 630. 
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Standesherren (Stammgüter). 


Unter dem Ausdrucke: Deutſche Standesherren!) verſteht man zunächſt bie 
ſeit dem Jahre 1806 der Souveränetät eines deutſchen Bundes— 
fürſten unterworfenen ehemals reichsſtändiſchen fürſtlichen und gräf— 
lichen Häuſer, welche auf den Genuß aller durch die deutſche Bundesakte vom 
Jahre 1815 (Artikel XIV) denſelben eingeräumten Rechte Anſpruch haben. Sodann 
aber gehören zu dem beutfhen Stanvesherren aub alle diejenigen abeligen 
Samilien, welhen, obwohl fie nicht zu den bis zum Jahre 1806 reichsſtändiſch 
gewefenen Geſchlechtern gehört hatten, aus befonderen, auf ihrer Stanbeäftel- 
lung zur Neichäzeit beruhenden, Gründen durch fpätere Bundesbeſchlüfſſe 
die im genannten Artikel der deutfchen Bundesakte enthaltenen per- 


1% Dad Wort Standeäherren findet fih fehon feit dem 14. Jahrhunderte in Schlefien und 
in der Laufig als Bezeichnung derjenigen Neichöftände, welche mediatifirt oder egimirt d. h. der 
Sandesboheit eined anderen Neicheftandes unterworfen wurden, — und es foll andeuten, daß 
Ihnen ter bisherige Geburtäftand verblieb, Man febe Zöpfl’s Grundfäge des allg. und deut: 
ſchen Staatsrechts. 4. Ausg. I. S. 182,11 S. 278 u. ff. Die ſtatt Standesherren beſonders früber 

wöhnlih zen Ausdrüde: „Mediatifirte” oder „Mittelbar gewordene Für— 

en und Grafen“ find, wie oben im Texte angedeutet werben fol, eigentlich unrichtig gewählt. 
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fünliden und Familienrehte beigelegt worden find2), und bie wohl aud 
als „ftandesherrlihe Perſonaliſten“ bezeichnet werben. 2 ®) 

Diefe veutfhen ftandesherrlihen Familien 3) nun find — um uns der Worte 
des erften öfterreihifhen Buntespräfidialgefandten zu bedienen — „die unglüd- 
lihen Opfer einer vergangenen Zeit”, nämlid der Zeit der Auflöfung des deut— 
ſchen Neihes. Die Erörterung ihrer Stellung (alö Lantesherren) zur Reichszeit 
liegt außerhalb der Aufgabe viefes Artikels; das Wefentlihfte darüber ift ſchon 
enthalten in dem Artikel: „Landeshoheit“ (oben Bv. VI ©. 213 ff.). Wir haben 
es hier nur mit dem gegenwärtigen Rechtszuſtande derfelben zu thun. Da man 
aber die Gegenwart immer nur dann wirflid begreift, wenn man fi wenigftens 
der jüngften Vergangenheit Har bewußt ift, fo dürfte es zum befjeren Verſtänd— 
niffe der jegigen rechtlichen Stellung ter deutſchen Standesherren nöthig fein, 
einen kurzen Blid auf die Umftände und Creigniffe zu werfen, aus benen ber 
gegenwärtige Zuftand verfelben hervorgegangen ift. 

1. Gefchichtliches über die Standeöherren. 

Beim Ausbruche der großen franzöfifhen Revolution am Ende des vorigen Jahr- 
hunderts waren die Verfaffungszuftände des „Heiligen Römifhen Reiches Deutfcher 
Nation“ die allerfläglichften von ver Welt. An ver Spige vesfelben fah man einen — 
wenn aud nicht rechtlich fo doch thatfählih — geradezu ohnmächtigen Kaifer mit einem 
Eintommen von 13,884 fl. 32 fr. Unter deſſen ſcheinbarer Oberhoheit aber tbeil- 
ten fi in die Regierung des Reiches nicht weniger als 72 geiftlihe und 143 
weltlihe Yandesherren nebft 51 freien Reichsſtädten, fo daß alfo das Reich in 
266 Zerritorien mit Reich sſtandſchaft und voller Yandeshoheit d. h. in 
266 thatfählih, je nah den Mactverhältniffen, ganz oder halbjouveräne Staa— 
ten und Zwergftaaten mit theils erblichen theil® gewählten Häuptern, Monarchen 
und Republikpräſidenten, zerfiel %. Dazu kam endlich nody die „unmittelbare freie 
Neiheritterfhaft in Franken, Schwaben und am Rhein”, welde, aus mehr als 
350 Familien beftehend, gleichfalls im Beſitze einer der vollen Landeshoheit fehr 
nahe ftehenden gutsherrlichen Gewalt über ihre zahlreihen — im Ganzen 1600 
Meilen mit über 400,000 Seelen umfafienden — Heinen Gebiete ſich befand, 
wenn ihr aud die Theilnahme auf dem Reichstage verfagt war. 

Wie hätte ein fo verfaßtes Reid dem gewaltigen Anftürmen einer von neuen 
Ideen über Staat und Kirche erfüllten und davon bis zur Raſerei beberrfchten 


2) Ein folder Bundesbeſchluß bedarf aber felbftverftändlich (?) zu feiner Gültigkeit der Stimmen» 
einbelligkeit. Der Bundesbeihluß vom 12. Juni 1845 bezüglich des Haufes Bentinf 
wurde jedod nur durh Stimmenmehrheit zu Stande gebracht! Man jebe Zöpfla. a. O. 
$ 307. Es gibt gegenwärtig im Ganzen 50 fürftlihe und 53 gräflibe Familien. Man febe die 
Aufzäblung derfelben in v. Kaltenborn’s Ginleitung in das Fonftitutionelle Berfaffungeredht 
(1863) S. 361 -363. — Gin von dem Vereine der deutſchen Standeöberren verfahte® Ver— 
zeichniß vom Jabre 1865 entbält aber nur 48 Kürften und 45 Grafen. 

2a) Man pflegt auch Solche, welche ibre Etandesberrichaft veräußert baben, flandesberrliche 
Perfonaliften zu nennen. 

3) Jene adeligen Familien, welche ſtandesberrliche Namen und Nette nur durch Verleihung 
von Seite eined deutſchen Souveränd haben, find nicht zu den deutjchen Stantesberren zu 
rechnen. Es kann alſo neben deutſchen Standesberren auch baverifche, öfterreichifche u. f. w. 
Standeöberren geben, 

) Dan fehe Die Aufzäblung in v. Lancizolle'é Weberficht der deutſchen Neihaflant: 
ſchafte⸗ und Territorialverbälinifje (1830) S. 1—12, und vergleiche über das Ganze die Artikel 
„Deuiſcher König” (Bd. 11. S. 747 u ff.), „Randesbobeit“, „Römiſches Reich deuticher Nation“ 
(Bd, VIII. S. 702 u. ff.), „Kaiſerthum“ (Bd. V. S. 452 u. ff.). 
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Nation nachhaltigen Wirerftand leiſten follen, felbft wenn bie Einigkeit und Liebe 
zum Ganzen unter den Gliedern desſelben viel größer und bie rechtlichen wie 
foctalen Zuſtände des deutſchen Volkes weit befriedigender geweſen mären als es 
befanntlich der Fall war! So aber feufzten die unterften Klaſſen der Bevölkerung 
unter bem ſchweren Drude ber Feſſeln der Veibeigenfhaft und Hörigfeit; ver 
Mittelftand hatte feine Betheiligung am politifchen Leben fo ziemlih eingebüßt, 
und der Herrenftand fuchte nicht felten ven franzöfifhen Abfolutiemus mit und ohne 
Berftand zu kopiren. Je intenfiver fih die Staatsgewalt in den Territorien ent» 
widelt hatte, deſto loderer waren die Bande geworben, welhe den Reichskörper 
zufammenjchließen follten. Hatten fih doch zwei Reichsfürſten, Defterreihs und 
Preußens Beherrfcher, unter tie Zahl der europälfhen Großmächte emporgearbei- 
tet und jenen unbeilvollen Dualismus ins Reich hineingetragen, an weldem 
Deutfchland heute noch krankt. Daneben waren auch einige andere Neichsfürften fo 
erftarft, daß fie gleich diefen beiden auf den frummen und fchlüpfrigen Pfaben 
einer felbftändigen, unter einander keineswegs harmonirenden und am wenigften 
mit den Intereffen des Neichsganzen zufammenfallenden Politit zu wandeln ver- 
mochten. Und ganz felbftverftändlich ift e8 endlich, daß in den Herzen ber leider 
gleichfalls zu den ventfchen Reihsftänden gehörigen Könige von Schweben, Däne- 
mark und England das Wohl und Wehe des deutfhen Reiches nicht ben erften 
Pla einnahm. 

Kein Wunder alfo, daß biefes morfche Gebäude fhon beim erften Anprall 
der revolutionären Gewalten in Trümmer ſank, um nad einer zwar kurzen aber 
unendlih ſchmachvollen Leidensperiode einer neuen Ordnung ber ftaatlihen Ver— 
bältniffe Pla zu machen. Beim Einfturze des Reiches aber dachte faft jeber 
Reiheftand: sauve qui peut und fuchte fih mit dem franzöfifchen Imperator 
abzufinden, um mit veffen Hülfe und Gnade fih auf Koften der minder mäch— 
tigen Reichsftände und Reichsangehörigen zu bereichern und zu vergrößern. Die 
Einzelnheiten bei Seite Iaffend gedenken wir bier nur jener Abmachungen, welche 
mit der Gefchichte der Stanvesherren aufs Innigfte verknüpft find. Da iſt zunächft 
von höchſter Bedeutung jener berüchtigte Artikel VII des Lüneviller Friedens 
vom 9. Febr. 1801, wornad die erblihen Fürften Deutſchlands für ihre durch 
Abtretung des ganzen linten Rheinufers an Frankreich — eines Gebietes von 
über 1150 (Meilen mit faft vierthbalb Millionen Menfhen — erlittenen Ber- 
Infte im Schooße des Neiches („dans le sein du dit Empire“) alfo auf Koften 
Ihrer Genoſſen entſchädigt werben follten. Und in ver That wurben gemäß ben 
Beftimmungen des den Vollzug jenes Artitels „mehr nah Gunft als Recht“ und 
in einem förmlihen Konfursverfahren regelnden Reihedeputationshaupt- 
Ihluffes vom 25. Febr. 1803, ja theilmeife ſchon vorher, faft fämmtliche geift- 
lihen Reihsftände (mit Ausnahme des Kurfürften von Mainz, deſſen Stuhl auf 
Regensburg übertragen wurde, dann des Hoch- und Deutſchmeiſters und bes 
Johannitermeiftere) mebtatifirt und deren Gebiete fähnlarifirt, ſowie auch bie 
fämmtlichen Reichsdörfer und bie Reichsſtädte (mit Ausnahme der 3 Hanfeftäpte, 
ferner Frankfurts, Nürnbergs und Augsburgs) als Entſchädigungsmaterial ver- 
wendet wurden, und zwar aud zu Ounften folcher Fürften, welche gar keine Ber- 
Infte auf dem linfen Rheinufer erlitten hatten. 

Diefer allen Rechtsgrundes entbehrende, wenn auch in fcheinbare Nechteformen 
eingefleivete Gewaltftreih war indeß nur der erfte Alt des großen von oben in 
Scene gefegten Dramas der franzöfiichen Revolution auf deutſchem Boden. Denn 
man blieb, wie fcharffichtige Beobachter damals ſchon vorherfagten, nicht dabei 
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ftehen, blos bie geiftlihen Staaten und bie Republiken zu fubjtciren, — bald 
fam die Reihe audy am weltliche erbliche Landesherren. Obwohl in dem genannten 
Reichsdeputationhauptſchluſſe die Umverlegbarfeit der Reichsritterfchaft in ihrem 
reihsgefeglih anerfannten Beftande feierlich von Kaifer und Reid ausgefproden 
und den durch ihre Verlufte auf dem linken Rheinufer nicht minder ſchwer befchä- 
digten Reichsrittern eine Entfhärigung an Renten zugefihert worden war; fo 
erfolgten nichtspeftoweniger — von der Nichterfüllung der legtern Zufage ganz 
zu gefhweigen — nod in demfelben Jahre die ärgften Bebrängniffe derſelben 
von Seite benadbarter Fürften (Bayern, Sadhjen-Meiningen, Hefien, Naflan) 
und Dynaften (Ifenburg, Xeiningen, Hohenlohe, Salm-Reiferf&eid), denen ber 
Kaifer vergeblich zu fteuern verfuchte Und im Preßburger Frieden vom 
26. Dec. 1805 wurden wieder zwei Drittel der auf dem rechten Rheinufer gele- 
genen Reiheritterfihaft an Bayern, Würtemberg, Baden und Würzburg vertheilt, 
welch erftere trei Staaten überbem die Souveränetät und Bayern und Würtem- 
berg dazu auch noch den Königstitel erwarben. Die legte Stunde hatte dem beut- 
ihen Reihe gefchlagen, es wurde auch im genannten Frieden nur noch mit dem 
Ausdrude „confederation germanique" bezeichnet. 

Bisher waren bie fleineren erblihen weltlihen Reichsſtände verfhont geblie- 
ben, ja einige berfelben hatten fi fogar an der Mediatiſirung der Reichsritter— 
haft betheiligt. Aber auch fie famen an die Reihe, — die Urrondirungs- und 
Bergrößerungspolitif hatte ihr lettes Ziel noch nicht erreicht. Am 12. Juli 1806 
ſchloſſen zu Paris 16 deutſche Fürſten den fogenannten Rheinbund unter dem 
Preteltorate des Kaifers Napoleon ab, und kraft der Rheinbundalte wurben 
ohne jeglihen Schein von Recht das bisher verfchont gebliebene legte Drittel ber 
Neichsritterfchaft, ferner ber veutfche und ver Johanniter-Orden, die Reichsſtädte 
Nürnberg und Frankfurt (Augsburg war fhon im Preßburger Frieden an Bayern 
gefommen) fowie nicht weniger ald 72 reihsftänpifhe Fürften und Gra- 
fen („princes ou comtes actuellement régnans“) mit ihren Gebieten der 
erſt vor Kurzem oder eben erlangten Souveränetät der Rheinbunp- 
fürften unterworfen, — jebod in verfchiedenem Umfange Man machte näm- 
lich einen Unterfhied zwiſchen folhen Territorien, welche von ven dem hoben 
weltlichen Adel angehörigen Neichsftänden mit voller Landeshoheit, ſodann folchen, 
welde von den Reihsrittern mit befchränfter Yandeshoheit befeffen worden waren, 
und allen anderen Gebieten und theilte bie erfteren den Nheinbundfürften zu nur 
„en souveraineté“ (Souveränetät ohne Beſitz), die zweiten „en toute souverainete&“ 
(Souveränetät mit Befig), die legteren dagegen „en toute propridtd et souve- 
rainete” (Souveränetät mit Eigenthum), d. h. mit anderen Worten: Man beraubte 
die beiden geiftlihen Nitterorden und die Neihsftänte al’ ihrer politifhen und 
Eigenthumsrechte und inforporirte deren Gebiete in ausgebehntefter Weife 5); ver 
Nitterfhaft nahm man alle politifhen Rechte unter Belafjung ihres Privateigen- 
thums 6); die erblihen Neichsftänte aber entlleivete man nicht aller ftantlichen 
Befugnijfe und inforporirte deren Gebiete nicht in vollftem Sinne des Wortes 7), 


$) »S. M. le Roi de Baviere r&unira ä ses dtals et possödera en toute 
propridte et souverainete la ville et le territoire de Nuremberg et les Comman- 
deries de Rohr et de Waldstetten de l’ordre Teutonique« (Art. 17 Rh.B.A.). 

6) »Chacun des Rois et Princes confederes possödera en tuute souverainete 
les terres Equesires enclavees dans ses possessions« (Art. 25). 

7) »Leurs M. les Rois de Baviere et de Wurtemberg exerceront tous les 
droits de souverainet& savoir: S. M. le Roi de Baviöre sur la principaute de 
Schwarzenberg, le comté de Castella etc. (Art, 24). 
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fondern beließ ihnen gewiſſe Hoheitsrechte 8) und anerkannte den Fortbeſtand ihrer 
Befigungen als „Fürſtenthümer, Graffhaften und Herrfchaften” 9. Wir haben es 
bier nur mit biefen leßtgenannten zu thun. 

Man pflegt nun biefe fubjicirten erblichen Neihsftände (die Fürften und 
Grafen) ſchlechthin die „Mediatifirten“ d. h. die ihrer Reichsunmittelbarkeit 
Beraubten, die mittelbar Gewordenen zu nennen. Allein dieſe Bezeichnung iſt eine 
unrichtige, denn fie ſteht im Widerſpruche mit den thatfächlichen Verhältniſſen. 
Sie wäre nur dann zutreffend, wenn zur Zeit der Subjektion jener Reichsſtände 
dad deutſche Reih wirklich noch eriftirt hätte. Aber die faktifh ohnehin fchon 
längft bewirkte Auflöfung des Reiches hielt auch in rechtlicher Hinficht gleichen 
Schritt mit der gewaltfamen Unterwerfung fo vieler Reihsftände unter bie Rhein- 
bundfürften. Die Rheinbundakte fiherte nämlich den verbündeten Fürften bie volle 
Souveränetät zu und nahm fomit die Auflöfung des deutſchen Meiches aufs Be— 
fimmtefte in Ausficht, jo daß alfo ven NRheinbundfürften ver Gedanke, ihre bis» 
berigen Mitftände bios mittelbar zu machen, ganz fern lag. Und in der That 
fagten fich die Rheinbundfürften bereits am 1. Auguſt 1806 feierlih vom Reiche 
los, und am gleichen Tage erflärte auch Napoleons Gefandter auf dem Regend- 
burger Reichsſstage, daß fein Herr das beutfche Reich nit mehr anerfenne. Als 
nun noch ber legte deutſche Kaiſer, Franz II, am 6. Auguſt 1806 die taufend- 
jährige, ihrer Macht und ihres Glanzes längft beraubte, Krone Karls des Großen 
vom Haupte nahm und alle Reihsangehörigen ihrer Pflichten gegen das Reich 
entband: ba war ber traurigen Thatſache, daß das „heilige römiſche Reich deut⸗ 
ſcher Nation" in eine größere Anzahl von einander unabhängiger, fouveräner 
Staaten zerfallen war, aud die formell rechtlihe Sanktion ertheilt, und es hätte 
demnach von „Mebiatifirten* feine Rebe mehr fein follen. Gleihwohl wurde dies 
fer Ausdruck in officielen Attenftüden jener Zeit fortwährend angewendet felbft 
von Seiten der Rheinbundfürften, weldhe gar nicht bedachten, daß darin ein fort- 
währender Hinweis auf bie Eriftenz des Reiches, ein fortgefegter Proteft gegen 
die Auflöfung desfelben enthalten war. 

Uebrigens hat biefes Wort unter einem anderen Gefidhtspunfte immerhin 
einen guten Sinn, dann nämlidh, wenn man bie redhtliche Stellung ins Auge 
faßt, welche den fubjicirten erblichen ehemaligen Reihsftänden durch die Rheinbund- 
alte verliehen wurde, Diefe Stellung war nämlich mit jener vergleihbar, in welde 
die zu Reichszeiten der Landeshoheit eines Mitftandes unterworfenen Reichsſtände 
(die im eigentlihen Sinne Meviatifirten) gebracht wurden. Wie diefen legteren in 
ver Regel ein Theil ihrer früheren Landeshoheit, eine fogenannte untergeorbnete 
Landeshoheit, belaffen wurde; fo hielten e8 auch, wie es ſcheint, die Urheber ber 
Rheinbundalte doch noch für eine unabmweisbare Pflicht, den von ihnen unterwore 
fenen bisherigen erblichen Mitftänden, welde wir fortan bie Standesherren nennen 
werben, eine fehr bevorzugte Stellung unter ihren Unterthanen, eine Art unter 
georbneter Randeshoheit ım Sinne der Neichszeit, einzuräumen. Nur 
was zur Souveränetät ihrem vermeintlichen Begriffe nach wefentlih gehörte — 


8) »Les princes ou comtes actuellement regnans conserveront chacun comme 
propriété patrimoniale et privde tous les domaines... ainsi que tous 
les droits seigneuriaux et f&odaux non essentiellement inherens ä la souver- 
ainele et notamment les droits«... (Art. 27). 

9) »Chaque Zune dee comte ou ln passant sous la souverainets 
de Fun des etats conföderds«... (Art, 30). 
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und dag war nah Art. 26 ver Rheinbundakte das Recht ver Geſetzgebung, ber 
oberften Gerichtsbarkeit, der hohen Polizei, der Truppenaushebung und der Be 
ftenerung —, wurde den Standesherren völlig entzogen und ben Rheinbundfürften 
zugefprochen; dagegen wurde ihmen Alles belaſſen, was unbefhadet biefer Souve⸗ 
ränetätsrechte Unterlandesherren mochte zugeftanden werben fünnen. Dazu rechnete 
man nun ausdrüdlih als „Patrimoniale und Privateigenthbum“ : die Domänen, 
pie niedere und mittlere bürgerliche und peinliche Gerichtsbarkeit, die Forſtgerichts- 
barkeit und Forftpolizei, Jagd, Fiſcherei, Berg- und Hüttenwerfe, Zehnten und 
Feudalgefälle, Patronatsrehte und ähnliche Rechte nebſt den Einfünften aus dieſen 
Rechten und Domänen. Die Domänen und Güter follten rüdfihtlih der Befteue 
rung jenen der Prinzen des regierenden Haufes und eventuell jenen der priviles 
girteften Klafje gleihftehen,; jedoch follten fie an feinen nicht zu den fonföberir- 
ten Souveränen gehörigen Fürften veräußert werben dürfen, außer fie wären 
vorher dem fubjicirenden Souverän angeboten worden (Art. 27), — In Krimi: 
nalfahen wurde den Standesherren ein Pairsgerichtshof zugefichert, den man 
fälſchlich als „Austrägalinſtanz“ 10) bezeichnete, und es follte auch feine Vermö— 
gensfonfisfation gegen fie, ſondern nur eine Sequeftration ihrer Einkünfte wäh. 
rend der Lebenszeit der Verurtheilten verhängt werden dürfen (Art. 28). Es wurde 
ihnen ferner das Recht gewährt, ihren Aufenthaltsort in einem ver Rheinbund« 
ftaaten beliebig zu wählen, ohne deshalb von ihren Einkünften oder Kapitalien 
irgend einer Auflage oder einem Abzuge unterworfen zu fein (Art. 31). Die auf 
den ftandesherrlihen Territorien haftenden Kreisfhulden wurden ganz von ben 
Souveränen übernommen, vie eigenen Schulden der Standesherren follten nad 
Berhältnig der den Souveränen zufallenden und jenen verbleibenden Einkünfte 
theild von den Souveränen theild von den Standesherren getragen werben (Art. 29 
und 30). Enplid wurde beftimmt, daß den Beamten der Standesherren, welche 
als Ausüber der übergehenven Hoheitsrechte mit diefen an bie Souveräne über: 
gehen follten, für ven Fall ihrer Entlaffuny eine PBenfion wie den Staatsdienern 
gleihen Ranges der Scuveräne gewährt werden folle (Art. 32) 11), 

Wie man hieraus erfieht, jollten tie Stanbesherren jedenfalls eine ſehr 
bevorzugte Unterthanenklaffe in den Staaten, zu welden fie fortan gehörten, bil: 
den. Allein e8 fehlte jehr viel daran, daß biefe in ber Rheinbundakte gewährten 
und den Standesherren überdem bei Befigergreifung ihrer Territorien fpeciell 
wiederholten Rechtszuſicherungen aud gehalten worden wären. Ins Detail einzu- 
gehen würde uns bier zu weit führen; aber ein paar Beilpiele werven zeigen, 
wie wenig man fih felbft an vie Beftimmungen ber Rheinbundafte hielt, und 
zugleih einen Sclüffel liefern zum Verftändniffe mander Feſtſetzungen des Arti- 
feld XIV der teutihen Bundesafte, welche ohne Kenntniß des vorausgegangenen 
Zuftandes jehr auffallend eriheinen müßten. Wir greifen zu diefem Behufe zmei 
Rheinbundftaaten heraus, von denen der eine, Bayern, die Standesherren fo 
ziemlih am beften, der andere, Württemberg, wohl am fchlechteften behandelt hat. 

Es kann feinem Zweifel unterliegen, daß die Rheinbundafte ven Standes- 
herren das Recht des hohen Adels und der Ebenbürtigfeit mit ben fouverän 
geworvenen Familien ſtillſchweigend belaffen hat. Die bayerifhe Deklaration 


10) Man febe oben Br. I. ©. 533 ff. bei. ©. 546 im Artikel „Austräge”. 

11), Gewiß nicht obne Sintergedanfen wurden übrigens die im Art. 27 enthaltenen Rechte 
nur den »princes ou comtes actuellement régnanss zugefichert, während in den Art. 28 und 
31 neben diefen auch deren Erben erwähnt find! 
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vom 19. März 1807 ficherte ihnen aber nur alle perfönlihen Rechte und Vorzüge 
der erften Klaſſe des Adels im Königreiche zu, und in Würtemberg ftellte man 
im 3. 1807 die gräflihen Familienchefs in die 6te Klaffe der Rangorbnung und 
ven Nichtchef8 gewährte man gar keinen Rang, e8 ſei denn, baf fie einen foldyen 
durch Bekleidung einer Stelle erhielten. Ja, das Recht der Ebenbürtigfeit wurbe 
ihnen durch das König. würtembergiihe Hausgefeg von 1808 geradezu entzogen, 
indem dadurch „als fiandesmäßige und ebenbürtige Ehen“ nur ſolche mit Prinzen 
und Brinzeffinnen aus ſouveränen Häufern anerfannt wurden. — Die Rheinbund- 
alte verfegte die Standesherren in die Stellung von untergeordneten Randesherren, 
welhe zu Reichszeiten bie mebiatifirten Herren einzunehmen pflegten, indem ihnen 
ver Befig ihrer Fürſtenthümer, Graffhaften und Herrſchaften ausprüdlich belaffen 
und ben fouveränen Subjicienten nur die Ausübung der wefentlichften Nechte ber 
Souveränetät darüber beigelegt wurbe, Dagegen verbot man in Bayern ben 
Standesherren nicht blos die Führung von Titeln und Prädikaten, welhe an ihre 
ehemalige Stellung im Reiche erinnern ober fie als regierende Herren erſchei— 
nen laſſen fonnten (3. B. ven Titel Reihsfürft oder Reichsgraf und das Prä- 
dilat „von Gottes Gnaden“ :c.), fondern nahm ihnen aud, vorbehaltlich ber 
perfönlichen Huldigung, das fchriftlihe Berfprehen ab, dem Könige als dem 
Befiger (!) ihrer Territorien getreue und gehorfame Unterthanen fein zu wollen. 
Doh durften vie Standesherren zur Verwaltung ihrer Rechte und Einfünfte 
Beamte mit geeigneten Titeln und Uniformen fomohl einzeln als auch in Kolle- 
gien anftellen (fie burften Juftiz- und Domänenfanzleien mit Direktoren, Räthen, 
Sekretären u. f. w. bilden), weldye neben dem Dienfteive an den König aud 
einen folhen den Standesherren leiften follten und in deren Namen Berlaffen- 
ſchaftsverhandlungen über Familtenmitgliever vornehmen durften. Noch welter ging 
man aber in Beichräntung der Standesherren in Würtemberg. Da wurde ihnen 
jede Uniformirung ver Beamten verboten ; ihre Beamtenkollegien follten nur „Oberäm- 
ter* heißen aber ohne allen öffentlichen Charakter; die Beamten (fo lange e8 deren über- 
haupt gab) durften nur vom Könige in Eid und Pflicht genommen werben; die Vor- 
nahme der Berlaffenfhaftsverhandlungen wurde ausfchlieglic den königlichen Behörden 
zugetheilt. — Während ferner die Rheinbundakte ven Standesherren minbeftens eine 
ehr privifegirte Stellung hinfichtlich der Befteuerung einräumte, hob man in Bayern 
durch die Konftitution vom 1. Mai 1808 und pas Adelsedikt vom 28. Juli 1808 alle 
Privilegien und Steuerfreiheiten des Adels — und fomit au der Standeöherren — 
auf; ebenfo au in Würtemberg im J. 1809 12), — Obwohl ferner den Standes- 
berren in der Rheinbundakte die mittlere und niedere Gerichtöbarkeit zugefichert 
war, fo wurde ihnen diefelbe durch eine bayeriſche Verordnung vom 25. Dec. 
1807 doch nur in den gejchloffenen Diftriften und Orten völlig gelaffen; dagegen in 
gemifhten Orten d. h. folhen, worin aud unmittelbare Unterthanen des Königs 
anfäßig waren, wurde bie peinliche Gerichtsbarkeit über die mebiaten und imme— 
taten Untertbanen ven königlichen Landgerichten ausſchließlich zugewieſen, und 
durch eine weitere königliche Verordnung vom 18, Febr. 1809 wurde bie ben 
Standesherren zuftändige peinliche Gerichtsbarkeit auf das Recht ber Borunter- 


17) In beiden Staaten war ſchon vorher durch die Hausgeſetze feftgefeßt worden, daß fein 
Prinz des Haufes feine Apanage in liegenden Gütern folle erhalten können. Somit fonnte von 
einer Grundfteuerbefreiung der Prinzen und folglich nach tem, was oben im Texte ſchon bemerft 
it, auch von einer folchen der Standeöherren aus diefem Grunde feine Mede fein. — Man fieht, 
wie leicht eö war, den Buchſtaben der Rheinbundakte nicht zu verlegen. 
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ſuchung befhränft, dagegen das Recht der Entſcheidung ven Königlichen Behörden 
zugewiefen. In Würtemberg aber hob ein königliches Generalreftript vom I. 1809 
alle Kriminal-, Civil, Forft- und Polizeigerichtöbarkeit der Standesherren gänzlid 
auf und erklärte fogar die ftandesherrlihen Kanzleigebäube für Staatseigenthum! 

In Bayern mußten ferner die Familienverträge und eingeführten Succef- 
fionsorbnungen der Standesherren dem Könige nur zur Beftätigung vorgelegt 
werben; eine würtembergifhe Berorbnung vom J. 1808 aber hob alle Familien- 
verträge und Succeffionsorbnungen in den ftandesherrlihen Familien gänzlid auf 
und feste das würtembergifhe bürgerliche Inteftaterbreht an deren Stelle. Um 
aber die Standesherren das Glüd feiner Sultansregierung recht gründlih fühlen 
laffen zu können, verbot der König von Würtemberg, gegen ven Maren Wortlaut 
der Rheinbundalte, ven Standesherren im I. 1806, ihren Wohnfig außerhalb des 
Königreihs zu nehmen, im I. 1807 jede Annahme und Beibehaltung auswärtiger 
Dienfte felbft bei Mitgliedern des Rheinbundes; und fpäter (1810) wurde ihnen ſogar 
befohlen, jährlich 3 Donate lang in Stuttgart zu leben, widrigenfalls der vierte Theil 
der fämmtlichen Jahresrevenüen für die königliche Staatskaſſa unfehlbar eingezogen 
würde, da „es vor allen königlichen Unterthanen den Fürften und Grafen zieme, 
Seiner Königlihen Majeftät ihre Devotion felbft perfönlich zu bezeugen” !! Ja, fo 
oft ein adeliger Gutäbefiger feinen gewöhnlichen Wohnfig verließ, mußte er beim 
öniglihen Landvogteiamte Anzeige machen, „vamit man ihn nah Umftänden 
wiederum zu finden wiffe.‘ 

Endlich fei noch ein Punkt hervorgehoben, welder von beinahe fämmtlichen 
Rheinbundftaaten gleihmäßig gewaltthätig geregelt wurde. Die Lehensherrlidykeit 
über die Reichslehen ruhte bei Kaifer und Reich. In Folge der Abpifation des 
Kaiferd hätten nun, da diefer feine und des Neiches Rechte auf keine anderen 
Fürften übertrug, die fämmtlihen Reichslehen in den Händen der Reichsvafallen 
zu freiem Eigenthum erwachjen follen, und dies war aud der Fall bezüglid ver 
von den Rheinbundfürſten befeffenen Reichslehen. Allein die Standesherren follten 
nad dem Willen jener nicht fo günftig geftellt werden. Man ftellte vemnadh ven 
Say auf, die Tehensherrlichfeit des Kaiſers fei von felbft auf bie Souveräne 
bevolvirt worden, und machte den Standesherren zur Pflicht, ihre von Kaifer und 
Reich herrührenden Lehen binnen der gewöhnlichen Frift (von Jahr und Tag) beim 
betreffenden Rheinbundfürften zu muthen 13). 

Wenn fhon die Protegirten fih an bie Rheinbundakte fo wenig hielten, fo 
war zu erwarten, daß aud) der gewaltthätige Proteftor diefelbe nur für ein eitles 
Blatt Papier halten werde. Und fo gefhah es aud. Mit einem Federſtriche wur- 
den im I. 1810 mehrere Rheinbundftaaten ganz oder theilweife, fowie mehrere 
ftandesherrlihe Befigungen nebft den 3 Hanfeftädten — im Ganzen ein Gebiet 
von 605 [Meilen mit 1,200,000 Einwohnern — einfah dem franzöfifchen 
Reihe einverleibt und deren Souveräne und Herren zu fimplen franzöfifchen 
Unterthanen gemacht! 

As nun der Rheinbund gegen Ende bes Jahres 1813 aufgelöst warb, und 
nad Abfchüttelung der franzöfiihen Knechtfchaft auf dem Wiener Kongrefie, wo» 
felbft fih auch die Standesherren zur Wahrung ihrer Intereffen theils in Perfon 
theils durch Vertreter zahlreich eingefunden hatten, eine neue Organifation” der 


13, Eine recht gute Ausführung über die von den Rheinbundſtaaten aufgeflellte verwerfliche 
Theorie febe man bei Kohler, Die ftaatörehtlichen Berbältniffe des mittelbar gewordenen vor: 
mals reichöftändifchen Adels in Deutfhland (1844) ©. 273 u. ff. 
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deutfhen Staaten gefchaffen werben follte; da meinten die Stanbesherren, es habe 
mit dem Wegfalle des Rheinbundes aud ihre Subjeltion ihr Ende erreiht, und 
fie hofften, ihre verlorenen Rechte und Befigungen in dem Umfange vor dem 
Jahr 1806 wieder zu erlangen. In ihren verfchiedenen mitunter ungemein berben 
Vorftellungen, Bitten und Proteften motivirten fie ihr Verlangen nad Wieber- 
einfegung in den vorigen Stand einerjeitd damit, daß fie von je her an Kaifer 
und Reich befonders uneigennügig und unerſchütterlich anhänglich geweſen unb 
Ales für des VBaterlandes und ihrer Untertanen Wohl gethan hätten (?) und in 
Zukunft thun würden; ambrerfeits durch den Hinweis darauf, daß ja gar viele 
ifrer ehemaligen Mitftände im Reiche, die doh an Macht und Anſehen viel 
unbebentenber geweſen feien als fehr viele aus ihnen, nicht fubjicirt worben feien, 
woraus gefolgert wurde, daß auch ihre Subjeftion nicht nothwendig gewefen und 
jein lönne 14). Allein, obwohl mehrere Souveräne (darunter aud der Kaifer von 
Drfterreih), Minifter und fonftige Staatsmänner ſich den Forderungen ber Stan- 
deoherren wenigftens theilmeife ſehr gemeigt zeigten, fo dachte doch ſchließlich, 
befonders in Folge des Widerftrebens der fünmeftveutfhen Staaten gegen biefelben, 
kin maßgebendes Kongreßmitglied mehr daran, die Standesherren in ihre einft- 
malige Stellung vor dem Jahr 1806 zurüdzuverfegen. Bielmehr wurden durch Art. 51 
und 52 der Wiener Kongrefalte den bereits Subjicirten noch zwei neue 
Reihöfürften, nämlid bie Sürften von Ifenburg und von der Leyen, „wegen 
ihrer vorzüglihen Anhänglichfeit an Bonaparte” Hinzugefügt. Nur darüber 
war man faft ohne Ausnahme einverftanden, daß bie Lage der Standesherren 
verbeffjert werben folle. Und zwar wollte man ihnen von einer Geite (Kur- 
hefien) mindeftens die durch bie Rheinbundafte gewährten Rechte verichaffen, 
während Defterreich erflärte, „daß man die Lage der Standesherren nur fo weit 
verbefiern könne, als es die bermaligen Umftände geftatteten." Die Borfchläge des 
die Standeöherren betreffenden Artikels 11 des legten, von Defterreih und 
Preußen abgefaßten und ver allgemeinen Beratung am 23. Mai 1815 unter- 
breiteten Entwurfes zum deutſchen Staatenbunde, — wornad sub litera a ben 
Standesherren ein Antheil an den Berathungen der Bundesverfammlung durch 
Kuriatftiimmen im Pleno 15) und sub litera e 1—4 eine Reihe von Rechten 
(„alles — was nit zu den höheren Regierungsrechten gehört und aus dem 
Cigenthum herrührt“) gewährt werben follte — bezeichnete der kurheſſiſche Ge- 
fandte ald „nicht ganz genügen” und beantragte, da mit den höchſten Regie- 
tungsrehten wohl ein mehreres verträglich fei ald darnach eingeräumt werben 
jole, und da außer den höchſten Regierungsrechten und deren unmittelbaren Aus- 
füffen die Standesherren felbft nach ber Rheinbundakte nichts hätten verlieren 
jollen, die fofortige genaue Bezeihnung veflen, was zu ben unmittelbaren 
Ausfläffen der hoͤchſten Regierungsredhte gehöre. „Sollte es aber dazu am Zeit 
gebrehen, jo dürften fie als eines ver erften Geſchäfte ver Bundesverfammlung 
vorzubehalten und einftweilen nur feftzufegen fein, daß ben mebiatifirten Ständen 
logleih alle die Rechte wieder eingeräumt würden, welde gegen ben Maren 
und ausbrüdlihen Inhalt der Rheinbundsakte ihnen bier und da 


—. 





„„ 1) „Benn“ — heißt e8 in einer flandesberrfichen Denkichrift vom 15. März 1815 — 
„überhaupt die Fonftitutionelle Selbftändigkeit mindermächtiger Stände und fo wie fonft die 
Grifteng der Reichaflädte für vereinbarlich (mit dem Veftande des deutfchen Baterlandes) gehalten 
wird, warum foll ed denn die Exiſtenz anderer Reichäftände gleicher Kategorie allein nicht fein ?“ 

15) Auch die früheren Entwürfe vom 16. Dft. 1814, 13. Sept. 1814, Febr. 1815, Mai 
1815 enthielten fhon darauf bezügliche Beflimmungen. 
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wieder entzogen worden ſeien.“ Mllein gegen die auch noch von Hannover, 
Puremburg und Sachſen-Koburg befürmortete Gewährung von Kurtatflimmen in 
der fünftigen Bundesverfanmlung erklärten fih — und zwar wie uns fheint mit 
Net, nachdem man einmal ausgeſprochen hatte, daß die Wiederherftellung ber 
Stantesherren unthunlich fei — Würtemberg, Heffen-Darmftadt und Bayern auf 
das Entfchiedenfte, indem fie hervorhoben, daß, da ber deutſche Bund ein völler« 
rechtlicher Kongreß fein folle, fonfequenterweife nur Sonveräne daran theilnehmen 
und die Stanvesherren nicht einerfeit8 in den Bundeslanden mittelbar und auf 
der Bundesverfammlung unmittelbar fein könnten. Diefe Brotefte hatten zur Folge, 
daß dieſer Punkt zwar nicht ganz fallen gelaffen, aber ftatt der beantragten 
fofortigen Gewährung von Kuriatftimmen in die deutſche Bunbesalte vom 3. 1815 
als Zufag zu Artikel VI nur die Beftimmung aufgenommen wurde: „Ob ben 
mediatifirten vormaligen Reihsftänden aud einige Kuriatftimmen 
im Pleno zugeftanden werden follen, wird die Bundesverfammlung 
bei der Berathbung der organifhen Bundesgefege in Erwägung 
nehmen.“ Bekanntlich ift es aber in der Bundesverfammlung niemals zur Be- 
rathung der organifhen Bundesgeſetze, welche doch nach Artifel X der beutjchen 
Bunbesafte „das erfte Gefhäft nah ihrer Gröffnung“ hätte fein follen, und 
fomit auch nicht zur „Erwägung“ jener Frage gelommen, obwohl die Standes- 
berren wiederholt Vorftellungen und Bitten in diefer Richtung an die Bundes— 
verfammlung gerichtet haben. Ja e8 wurde die Einräumung von Kuriatſtimmen 
an die Stanbesherren durch den Artikel 6 der Wiener Schlußafte von 1820: 
„Der Bund ift nad) feiner urſprünglichen Beftimmung auf bie gegenwärtig daran 
Theil nehmenden Staaten befhränft. Die Aufnahme eines neuen Mitgliedes kann 
nur Statt haben, wenn die Gefammtheit der Bundesglieder folhe mit den beſteh— 
enden Berhältniffen vereinbar und dem Vortheile des Ganzen angemeffen findet” — 
ad Calendas Grecas verfhoben, da an Stimmeneinhelligfeit in dieſer Frage nicht 
gedacht werben darf, wie die jüngften Vorgänge bemeifen. Es ift nämlich ber legte 
öfterreichifebe „Entwurf einer Neformalte des deutſchen Bundes“ (vom J. 1863), 
welcher im Artikel 23 den Vorſchlag enthielt: „Zwei Vertretern der deutſchen 
Standesherren wird in der Fürftenverfammlung ein Antheil an einer Kuriatflimme 
(anftatt des erlofhenen Antheils ver beiden Hohenzollern) zugeftanten” — wieder 
auf den faft in Bergeffenheit gerathenen Artikel VI der deutſchen Bundesakte zu 
rüdgefommen, aber befanntlid wurde dieſer Vorſchlag von den Fürften abgelehnt 19. 

Ferner legte Bayern einen ebenfo entfchiedenen Widerſpruch wie gegen bie 
Gewährung von Kuriatftimmen auch gegen die von Kurheſſen eventuell beantragte 
Bermeifung der Orenzbeftimmung der höheren Regierungsredhte an die Bundes— 
verfammlung ein und beantragte, „da e& bereit? am 19. März 1807 den Me 
biatifirten dur ein eigenes Geſetz ebenfoviel und wohl mehr eingeräumt 
habe als jegt für fie begehrt werde," die Nieverfegung einer Kommiſſion 
zur Prüfung dieſes Gefeges und zu daranf gegründeten Vorſchlägen, wie bie 
Rechte ter Meviatifirten fchon jet in der Bundesakte feftzufegen feien. Diefer 





16) Eine reelle politiihe Bedeutung würde übrigens die Einräumung von etlichen Kuriat- 
ſtimmen für die Standeöberren faum zur Folge baben; nur wegen des Rechte den hoben 
Adels und der Ebenbürttgfeit mit den fouveränen fürftlichen Häufern wäre ein Sitz⸗ und 
Stimmrecht in der Bundesverfammlung für diefeiben wünſchenswerth. So lange aber der deutſche 
Bund ein Verein founeräner Staaten ift, wäre die bejabende Beantwortung dea Aıtitela VI 
der D. B. A. immerhin eine flaatsrechtliche Abnormität, welche fi durd den Hinweis auf 
ähnliche Berhältniffe im ehemaligen deutfchen Reiche wohl erklären, aber nicht rechtfertigen ließe. 
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Antrag wurde auch genehmigt, und die demnach niebergefeßte Kommiffion von 
5 Mitgliedern (den Grafen von Rechberg und von Münfter, ven Freiherren 
von Gagern, von Pleffen und von Türkheim) legte alsbald eine neue Redaktion 
des Artikels 11 vor mit dem Bemerken, daß fie das bayerifhe Geſetz allerdings 
ald ven Rechten der Meviatifirten in vielen Punkten günftig gefunden habe und 
auh der Kommiffion Namens der Mebiatifirten zu erkennen gegeben worden fei, 
nie biefe wünſchten, daß jenes Gefeg zur Grundlage bei Beftimmung ihrer Rechte 
angenommen werben möge 17). Der neu rebigirte Artikel fand die Zuftimmung der 
Konferenz und bilvet jegt — abgefehen von einigen Nebaktionsänderungen — den 
Artifel XIV der deutfhen Buntesafte. Durch ihn ift nun allerdings, wie fid) aus 
dem zweiten Theile diefer Darftelung ergeben wird, die Stellung ver deutjchen 
Standesherren eine viel befjere geworden als die war, worin fie ſich zu Zeiten des 
Rheinbundes befunden hatten, freilich nidt in dem Sinne, als ob ihnen mehr 
oder eben fo viel gewährt worden wäre ald durch die Rheinbundalte, wohl aber 
darum, weil an die Stelle der launenhaften Willkür der Rheinbundſouveräne ein 
vertragsmäßig geficherter, durch den Bund garantirter Rechtsboden gefegt wurde. 

Nihtsdeftoweniger blieben diefe Zuficherungen weit hinter der von den 
Standesherren gehofften und geforderten Wieverherftellung ihres früheren Zuftan: 
des zurüd, und fie legten taher fofort nad dem Belanntwerden der beutfchen 
Bundesafte eine Nehtsverwahrung ein, worin fe fih, für jet durch die Gewalt 
der Umftände fid) zu fügen genöthigt, ven Umfang ihrer Rechte und Befugniffe, 
wie der Befigftand des Jahres 1805 viefelben bezeichnete, für ewige Zeiten vor- 
behielten. Allein diefer — durch die fpätere fügfame Haltung der Standesherren 
gegenüber den neuen Berfaffungen der Bundesſtaaten jedenfalls als ſtillſchweigend 
wrädgenommen zu betradytende — Proteft wurde wie die früheren Protefte ein- 
fach ad acta gelegt, benn jene Mächte, welde den Standesherren gerne mehr 
gewährt hätten, fahen fi dazu außer Stande, da angefidhts der von Frankreich 
neuerdings drohenden Gefahren alles Gewicht auf die Einigkeit unter den beut- 
Ihen Fürften gelegt werden mußte 18). Und fo mag man wohl theilweife Bollgra ff 
beiftimmen, wenn er ©. 500 fagt: Wie die Standesherren früher von Napoleon und 
finen Genofjen vernichtet worden find, um eine Berfchanzung gegen Oſtdeutſch- 
land zu errichten, fo find biefelben vom Wiener Kongrefje als Stein und Kalt 
zur Vormauer gegen den Feind benugt worben. 

Nach diefer Hiftorifhen Einleitung gehen wir nun über zur 


— — —— 


17) Dieſe angebliche Zuſtimmung der Mediatifirten beruhte indeß doch wohl nur auf einer 

ittthümlichen Auffaſſung einer Erklärung, welche der ſtandesherrliche Bevollmächtigte von Gärtner 
abgegeben hatte. Aber der von dieſem wie von dem ſtandesherrlichen Komite Dagegen ſofort er: 
bebene Proteft fand keine Verüdfihtigung, da die Kommiffion annahm, es obmwalte kein Irr⸗ 
um, fondern Herr von @ärtner fei nur nachträglicd anders inftruirt worden. 
39) In dem erften Bortrage des k. k. Präfidialgefandten vom 11. Nov. 1816 ift dies mit 
olgenden Worten ausgefproden: „Die Beftimmungen des Lüneviller Friedens, der hierauf er— 
Yolgte Reichs: Deputationd:Hauptfchluß, ſelbſt die Rheinbundatte find daber noh bleibend in man« 
den ihrer Folgen, deren gängliche Befeitigung Europa nicht entwirret, fondern 
terwirtet haben würde. Es gehört zum großen Zoos der Menſchheit, daß 
die Gegenwart auch fhuldlos die Härte der — Tee empfinden. 
Die deutſchen Gejantten beim Wiener Kongrefje erfannten diefe große Wahrheit; zugleich aber 
mit Gerechtigkeit und Milde, fowie ed deutſchen Regenten-Sinnes würdig ift, hoben fie aus ten 
Öffenttichen Berhältniffen fowie aus den Staateurfunden jener Zeit dasjenige namentlich aus, 
werüber ihnen, nad Eröffnung des Bundestages, weitere Berathungen und Beftimmungen ans 
iemefien ſchienen. Hierhin gehören 1) der Artikel 14” u, f. w. 
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1L. Darftellung der Nechtöverhältnifie der Standeöherren auf 
Grund des deutfchen Bundesrechts. 


Die ſchon öfters erwähnt, bildet ver Artifel XIV der deutſchen Bundes: 
afte die Hauptquelle für die bier in Betracht kommenden Rechtsnormen, aber 
niht die einzige; denn gegen den Schluß desſelben wird auf vie gleichfalls 
fhon mieberholt angezogene gl. bayerifhe Deklaration vom 19. März 1807 
verwiefen, welche „bei der näheren Beftimmung ter (im Ürtifel XIV) ange 
führten Befugniffe fowohl wie überhaupt und in allen übrigen Punkten 
zur weiteren Begründung und Feſtſtellung eines in allen deutſchen Bundes— 
ftaaten übereinftimmenvden Rechtszuſtandes“ „als Bafis und Norm“ unter 
gelegt werben follte. Da aber in diefer Deklaration hin und wieder auf bie 
Rheinbundafte Bezug genommen wird, fo ift aud dieſe noch, wenigftens in ein 
paar Punften, als Rechtsquelle zu betrachten. Uebrigens verfteht fi von felbft, 
daß im Falle von Widerfprücen 19) zwifhen dem Artifel XIV und der bayer. De 
klaration (refp. der Rheinbundafte) der erftere den Vorzug hat vor der legteren, 
da biefer nur fubfiviäre Gültigkeit im DVerhältniffe zu jenem beigelegt ift. Und als 
leitender Grundſatz für die Auslegung diefer Rechtsquellen muß gelten, daß im 
Zweifel immer zu Gunften der Standesherren entſchieden werben muß *), weil bie 
Gefhichte der Berhandlungen auf dem Wiener Kongreffe fowie die Auspruds- 
weife der Bundesakte felbft feinen Zweifel darüber beftehen läßt, daß es bie Ab- 
ficht ver Vertragſchließenden geweſen ift, den Stanvesherren nit fowohl neue 
Rechte zu verleihen als vielmehr ihnen gewiffe Beftandtheile ihres früheren Redts- 
zuftandes zur Zeit des Reiches vorzubehalten 20,) 

Man pflegt nun die Rechte, welche den Standesherren durch die eben ge- 
nannten Bertragsbeftimmungen eingeräumt wurben und beziehungsweije werben 
follten, nad) ihrer inneren Natur und mit Nüdficht auf ihre Geltung zur Reichd- 
zeit in zwei Klaffen einzutheilen, nämlih in perſönliche und dingliche Redte, 
und begreift unter den erfteren jene Rechte, welche an die Perfon des Standes: 
herrn als foldhe gefnüpft, mit feinem Standesverhältniffe gegeben find und daher 
in ganz Deutſchland d. h. überall da, wo die Stanvesherren wohnen und fid 
aufhalten, geltend gemacht werben dürfen. Unter den legteren dagegen verfteht 
man jene Rechte, welche an den Befig einer Standesherrfhaft d. h. eines ehe: 
mals reihsftändifhen Gebietes gefnüpft find und darum nur in jenen Gtaaten 
geltend gemacht werben fünnen, zu welden bie Standesherrfchaften gehören. Man 
fann aus bem angegebenen Grunde bie perſönlichen Rechte auch als die allgemei- 
nen und bie binglihen als die befonderen Rechte ber Stanbesherren bezeichnen 


19) Solcher Widerfprüche finden fich allerdings mehrere, z. B. zwiſchen Art. 14 Nr. 2 und 
lit. A 12 der bavr. Deklaration; Art. 14 lit. a und Deflaration A 1 u. f. w. 

*) Anm. d. Ned. Es fol biemit felbftverftändfih nicht gefagt fein, daß durch bie zu 
Gunſten einer einzelnen Klafje aufgeftelten Sapungen die Kortbildung der politifchen —* 
tutionen für ale Zeit gehemmt werden dürfte. Privilegien, die mit dem Geiſte des heutigen 
Staatsrechtes nicht mehr verträglich find, müſſen ibm weichen. Dafür zu forgen ift die Auf 
gabe der Landesgeiepgebungen. Vgl. den leiten Abfchnitt diefes Artikels. 

20) Es deuten darauf entfchieden bin die abwechielnd gebraudten Worte: „fortan“, 
„verbleiben“, „bleiben“, „berrübren“, „aufrecht erhalten“, denen gegenüber 
der allerdings auch vorkommende Ausdrud: „einen Rehtezuftand zu verfhaffen“ nur ben 
Sinn bat, daf die Winfür der Rheinbundézeit ein Ende baben follte. Man vergl. darüber be 
fonderd die überzeugende Ausführung von H. A. Bahariä im: Rechtsgutachten, die flaat 
rechtlichen Verhältniſſe des gräflichen Hauſes und der Graffchaft Stolberg Wernigerode zur preußl 
fen Krone betreffend (Göttingen 1862) ©. 108 ff. 
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und die Sache au fo ausdrücken: Für die binglichen Nechte läßt fi eine Aus- 
übung ohne ftanvesherrlihe Befigungen nicht benfen, wohl aber für die perfün- 
lihen. — Es herrſcht jedoch im Einzelnen barüber eine ziemlich weit verbreitete 
Meinungsverfchiedenheit, ob dieſes oder jenes Recht (z. B. die Landſtandſchaft) 
zu den dinglichen oder perfönlihen Rechten gerechnet werben müſſe, zu welcher 
Meinungspifferenz die das Gepräge ber Eilfertigkeit und Unflarheft auf allen 
Punkten an ſich tragende Abfafjung des Artikels XIV allerdings leicht Anlaß geben 
fonnte 21), Wir werben darauf öfters zurüdlommen müſſen und bemerken bier nur 
no ergänzend, daß einige von ben glei näher zu erörternden Rechten nur ben 
Häuptern ber ftanbesherrlihen Yamilien zufommen, andere dagegen allen 
Familienmitgliedern. 

Betrachten wir num im Einzelnen die Rechte der Standesherren, und zwar 

A. Die perfönlihen oder allgemeinen Rechte, fo gehören von ben 
I. allen Familiengliedern zuftändigen Rechten folgende hieher : 

1) Das Recht des hohen Adels und der Ebenbürtigfeit mit den fous 
veränen Familien Deutſchlands: „daß diefe fürftlihen und gräflichen Häufer fortan 
„nichts deftoweniger zu dem hoben Übel in Deutfchland gerechnet werben, und 
„Ihnen das Recht der Ebenbürtigkeit in dem bisher damit verbundenen Begriff 
„derbleibt” (Bundesalte Art. XIV lit. a.). — Die Frage, welche Berfonen zum hohen 
Adel gehören, war ſchon zu Reichszeiten eine der beftrittenften, und eine Löſung 
berfelben wäre bei biefer Gelegenheit fehr erwünſcht gewefen; fie ift aber, wie 
man fieht, bier nicht entſchieden. Kein Wunder alfo, daß der Gtreit fortdauerte 
md insbefondere darüber alsbald eine lebhaft ventilirte Streitfrage entbrannte, 
ob die deutſchen Souveräne mit ihren Familien nod zum hoben Adel zu rechnen 
feien oder nit. Zum hoben Übel gehörten zu Reichszeiten — nad ber richtigen 
Theorie 22), denn eine reihsgefeglihe Begriffsbeſtimmung eriftirte nicht — nur 


21, Die Verfchledenheit der Anfihten bat folgenden Grund: Der Art. XIV faßt unter lit. a, 
b und c die Mechte der Standesherren in drei allgemeinen Süßen —— und zwar ſo, daß 
unter lit, a ihr Standesverhältniß, unter lit. b ibr politiſches Verhältniß in dem 
Sıaate, au dem fie gehören, und unter Bit. c ihr privatrehtlidhes Verhältniß be 
ſtimmt old. Dann fährt der Artikel fort: „Unter vorerwähnten Rechten find inäbefondere 
und namentlich begriffen” und zählt unter Nr. 1—4 eine Reihe von einzelnen Befugniffen auf. 
Da haben nun viele Pubticiften geglaubt, das Wort „vorerwähnt“ beziehe fich nur auf lit. c, 
und daraus gefolgert, es feien die von Nr. 1—4 aufgeführten Rechte foldye. melde nur in jenen 
Staaten geltend gemacht werden fönnten, zu denen die Standeöberren mit ibren Befipungen 
gehörten, weil auch unter lit. c nur ſolche Rechte begriffen jeien, welche den Standesherren nur 
mit Rüdficht auf ihre Vefipungen, alfo für beflimmte Staaten, eingeräumt worden feien. Siebt 
man jedoch auf die Entftebungsgefchichte des Art. XIV, jo erweist fidh dieſe Meinung als eine 
puma Im Entwurfe des Art XIV fand fi) nad lit. e der Ausdruck: „Inebefondere 
ollen fie haben” u. f. w. Da nun diefed Wort fo ausfab, als feien die sub 1—4 aufgeführten 
Mehte nur eine Specialifirung der unter lit. ce im Allgemeinen aufgeführten Rechte und Bors 
füge, fo wurde fatt jener Worte der Ausdruck gewählt: Inter vorerwäbnten Rechten u. f. w., 
„um — wie ed im betreffenden Protofolle beift — dadurch anzuzeigen, daß das, was 
folgt, nicht blos auf lit. c, fondern aud auf die vorbergebenden Vorſchläge 
re Bergl. die lichwolle Auseinanderfegung von Zahariä im erwähnten Rechtägutachten 
. 105 ff. Die Frage, zu welcher Art von Rechten, dinglichen oder perfönlichen, ein beflimmtes 
Reht des Art. XIV geböre, muß demnach aus feiner Natur und den früheren Rechteverbältnifien 
eriklofien werden, wie ſchon v. Drefch in feinen „Abbandlungen über Gegenſtände des öffent: 
lichen Rechts‘ (1838) ©. 147 n. x richtig bemerkt bat. — Daß dabei noch immer Meinungs 
verfdiedenbeiten und Irrthümer möglich find, beweist eben diefer Autor, indem er z. B. das 
Recht des Aufenthalts nicht zu den eg Nechten zählt, was doch offenbar falſch iſt. 
=) Vergl. Zahariä, Deutihes Staats und Bundesrecht, 111. Aufl. (1865) $. 93 umd 
oben den Artikel „Adel“, Bd. 1. ©. 29 u. ff., insbe. ©. 46 u. ff. 
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die reichsſtändiſchen d. h. die mit Reicheunmittelbarfeit, Landeshoheit und mit 
Sit und Stimmredt auf dem Reichstage verfehenen Perfonen und deren Fami— 
lien im Gegenſatze zum Kaifer, welcher ala über allem Adel ſtehend betrachtet 
wurde. Da nun der Begriff des Avels als einer bevorzugten Klaffe von Unter: 
thbanen — und das waren ja bie Fürften, Grafen und Herren des Reiches im 
Berhältniffe zum Katfer und Neid troß ihrer thatfählih beinahe fouveränen Stel: 
lung — den Beftand einer höheren (Staats-) Gewalt vorausfegt; fo hätte mit 
Auflöfung des Reiches firenge genommen allerdings ber ganze Begriff des beut- 
hen hohen Adels ceffiren ſollen. Denn der eine, Hleinere Theil desfelben ſchwang 
fih zur vollen Souveränetät empor, konnte alfo begriffli nicht mehr zum Adels: 
ftande gerechnet werben ; der andere, größere, Theil aber wurde der Souveränetät 
der einzelnen deutſchen Staaten unterworfen, konnte alfo eigentlih nur die höchſte 
Klaffe des Landesadels bilden. Für einen veutfhen hohen Adel fehlte es ſeitdem 
an jeder ftaatsrechtlihen Baſis, der ganze Begriff ſchwebte in der Luft, da ber 
deutfhe Bund als völferrehtliher Staatenverein keine Staatsgewalt bat, mithin 
aud feine Untertbanen haben kann. 

Allein die Kontrahenten der deutſchen Bundesalte haben „nichts deſtoweniger“ 
den Begriff des hohen Adels und der Ebenbürtigfeit feftgehalten, fie haben alfo 
aus dem früheren, ftaatsrehtlih nicht mehr fonftruirbaren, Inftitute ein völker— 
rehtlihes Inftitut gefhaffen, und fo bleibt der Theorie nichts übrig als von 
diefem Gefihtspunfte aus die richtige Definition des Begriffes des hohen Mpels 
zu erforfhen. Dabei muß fie ſich hüten, den Geſetzgeber zu forrigiren und einen 
engeren Begriff des hohen Adels aufzuftellen als er felbft gewollt hat 2? a). Die Worte: 
„daß diefe fürftlihen und gräflichen Häufer fortan nichtsdeſtoweniger zu 
dem hohen Adel in Deutjhland gerechnet werden” — können nun, wenn 
fie überhaupt einen vernünftigen Sinn haben follen, nicht anders interpretirt 
werben, als tahin, daß man, obwohl es jegt an den Vorausfegungen des hoben 
Adels (Reichsunmittelbarkeit, Landeshoheit und Reichsſtandſchaft) gebrach und alfo 
eigentlich, d. h. im ſtaatsrechtlichen Sinne, von einem hohen Adel in Deutſch— 
fand nicht mehr die Rebe fein konnte, dennoch den alten Begriff aufrecht erhalten 
und die ehemaligen Stanvesgenofjen im Reihe auch jegt noch als Standesgenoffen 
betrachten wollte, trotzdem daß ein bedeutender ſtaatsrechtlicher Unterfchied zwi— 
fben ihnen eingetreten war. Die Souveräne mit ihren Yamilien, das vom beut- 
[hen Kaifertbrone herabgeftiegene Haus Defterreih mit eingerechnet, wollten fid 
offenbar vom hohen Adel nit ausfchließen, fondern fie betrachteten ſich vielmehr 
vorzugsweiſe als die Mitglieder vesfelben, jonft hätten fie nicht fagen können, bie 
Standesherren follen dazu gerehnet werben und ihnen das Recht der Eben- 
bürtigfeit in dem bisher damit verbundenen Begriff verbleiben. Ale 
Zweifel an der Richtigkeit der hier angenommenen Auslegung muß aber ſchwinden, 
wenn man bie amtliche franzöfijche Ueberfegung des Wortes Ebenbürtigkeit in der 
Bundesalte („le droit de naissance égale avec les maisons souveraines‘“) 
und den Bundeébeſchluß vom 19. Yug. 1825 („daß den... reichsſtändiſchen 
Familien ein ihrer Ebenbürtigfeit mit den fouveränen Häufern angemeffener 
Rang und Titel gewährt werde”) ins Auge faßt. Der frühere ftaatsrechtlice 
Begriff des hohen Adels hat fich eben in einen völferrechtlihen verwandelt, und 
man fann demnach unter dem beutfhen hohen Adel nichts Anderes verftehen als 


22 a) Dieß tbut neueftens wieder v. Gerber in feinen Grundzügen eines Syſtems des 
deutfchen Staateredhis (1865) $. 27 n 2. 
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ben höchſten Geburtsftand, der in Deutſchland befteht, und müffen darunter 
die fonveränen Familien eben fewohl wie bie ftandesherrlichen begriffen werben. 
Dabei mag man immerhin zwifchen einem fouveränen und mebiatifirten hohen 
Abel unterfheiden, dem erfteren einen gewiffen Vorrang vor dem leteren vindi: 
ciren und zugeben, daß die Souveräne felbft aus ftantsrehtlihen Gründen 
über allem Übel erhaben feien: Aber die Nichtigkeit des eben entwidelten Begrif- 
fed des hohen Adels um der allerdings nidt zu läugnenden inneren (finatsrecht- 
lichen) Widerſprüche halber in Abrede zu ftellen, ift vem Maren Wortlaute der 
Bundesafte gegenüber unftatthaft. — Noch weniger aber darf man ven Begriff 
des hohen Adels verengern wollen, wenn man auf die Motive der Beftimmung 
der Bundesafte merkt. Offenbar wollte man den Stanbesherren durch dieſe Ein» 
räumung einige Linderung bes über fie verhängten Loofes der Gubjeltion unter 
die Staatsgewalt von nod vor Kurzem mit ihnen gleihberehtigten Reichsgenoſſen 
gewähren und für die Zukunft verhindern, daß biefelben gerade in dem ihnen 
werthvollſten Familienrechte auf fo Meinlihe Weife verlegt würden, wie es 5. B. 
von Würtemberg zur Rheinbundszeit gefhehen war. 

Auf die Richtigkeit unferer Definition vom Hohen Abel weist endlich auch 
noch der Umftand hin, daß man, wie oben bereits angeführt wurde, ben Standes- 
berren auch ſogar Kuriatftimmen in der Bundesverfammlung gewähren wollte, wel- 
ber Borfchlag von Bayern, Würtemberg u. ſ. w. nit etwa aus Rüdficht auf 
angeblihe Stanvesverfchievenheit, fondern aus wohlbegründeten ftaatsrechtlidyen 
Erwägungen befämpft wurde. — Es wäre bemnad eine offenbare Berlegung ber 
Bundesafte, wenn, wie zur Rheinbundszeit gefhah, durch ein Yamilienftatut oder 
ein Berfafjungsgefeg in irgend einem beurfhen Lande die Ehen der Mitglieder 
des fouveränen Haufes mit denen der ftandesherrlichen Familien für unerlaubt er- 
Märt würden. Um folhe Ehen übrigens dennoch zu verhindern, ohne die Bundes- 
gefege direkt zu verlegen, hat die bayeriſche Berfaffungsurfunde durch die Beftimmung , 
des, einen integrirenden Beſtandtheil verfelben bildenden, königl. Familienftatuts 
it. II. $ 1: „Kein bayerifcher Prinz und feine bayeriſche Prinzeffin darf eine 
cheliche Verbindung eingehen, ohne dazu vorher die Einwilligung des Könige 
erhalten zu haben” — den Weg gezeigt. 

Ueber die Bedeutung der Ebenbürtigkeit vergleihe man Übrigens oben ven 
Artitel „Ebenbürtigfeit" Bd. III. ©. 187 u. ff. u. beſ. 197—99. 

Als eine Konfequenz des Rechts des hohen Adels und der Ebenbürtigfeit 


nt 

2) „Die unbefhränkte Freiheit (der Standesherren), ihren Aufent» 
balt in jedem zu dem Bunde gehörenden oder mit demfelben in Frie— 
den lebenden Staat zu nehmen“ (Urt. XIV Nr. 1), fowie das Redt, in 
fremde Dienfte zu treten, beides unter der Borausfegung, daß fie fi nicht 
ſchen in Dienften eines Staates befinden oder aus Staatskaſſen eine Penfion 
beſiehen (bayeriſche Dellaration lit. A. 8). 

Diefe Rechtszubilligung erflärt fi zunächft daraus, daß man die von eini- 
gen Rheinbundſtaaten gegen die Subjicirten erlafjenen veratorifchen Beftimmungen 
binfichtlich ihres Aufenthaltes befeitigen wollte. Sie enthält aber auch eine pofitive 
Begünftigung. Denn die Bundesgefeggekung kennt fein allgemeines, allen Deut- 
ſchen zuftändiges Recht, fi nad Belieben in jevem deutſchen Bundesftaate auf- 
mbalten, fondern das Aufenthaltsrecht einer nicht ftandesherrlihen Perfon in einem 
fremden Bundesftaate hängt von dem — übrigens allgemein zuläffigen — Er- 
werbe und Befige von Grundeigenthum in bemfelben ab (Bundesalte Art. XVII a.), 

Dluntfgli und Brater, Deutfes Staate ⸗Wörterbuch. X, 12 
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außerdem aber von ber fpeciellen Erlaubniß des fremden Staates. Es bürfte num 
beifpielsweife ven Standesherren nicht verboten werben, auf fremden Univerfitäten 
zu fludiren, wenn auch allen übrigen Untertbanen ver Landesuniverfitätzwang 
auferlegt wäre. 

Ein weiterer Auefluß des Rechts des hohen Adels ift 

3) das Recht des privilegirten Gerihtsftandes (Art. XIV Nr. 3), 
und zwar nad) Anleitung der f. bayer. Dell. lit. A 9 in erfter Inftanz bei einem 
lanvesherrlichen Mittelgerichte, in zweiter und legter Inftanz beim oberften Landes- 
—— gleich wie in ſtreitigen Rechtsſachen ſo auch bezüglich der freiwilligen 

erichtsbarkeit. — Ferner 

4) Befreiung von aller Militärpflichtigkeit (Art. XIV Nr. 3); und 

5) das Recht der Autonomie, welches in folgendem Sage ber Bunbes- 
afte enthalten ift: „Werden nad den Grunbfägen ver frühern deutſchen Ber- 
faffung die noch beſtehenden Samilienverträge aufreht erhalten, und 
ihnen die Befugniß zugefihert, über ihre Güter und Familienverhältniffe 
verbindliche Verfügungen zu treffen, welche jedoch dem Souverän vorgelegt 
und bei den höchſten Lanvesftellen zur allgemeinen Kenntnig und Nachachtung 
gebradht werden müſſen. Alle bisher dagegen erlaffenen Berorbnungen follen für 
fünftige Fälle nicht weiter anwendbar fein” (Art. XIV Nr. 2). Man fehe darüber 
zunähft den Artikel „Autonomie oben Bd. I. ©. 605 u. ff. bef. ©. 611—613, 
Zur Ergänzung des dort Gefagten fei bier noch Folgendes bemerkt. Das Recht 
der Autonomie ift im eminenten Sinne ein Ausfluß des Nechts des hohen Adels, 
und e8 hätte eigentlih, nachdem dieſes leßtere den Stanvesherren ſchon in lit. a 
zuerfannt war, eimer befonteren Feftfegung desſelben nicht bedurft, wenn nicht 
dur das oben fhon erwähnte Berfahren mehrerer Rheinbundftaaten, insbejondere 
MWürtembergs, dringende Beranlaffung dazu vorhanden gemefen wäre. Das Auto- 
nomiereht der Standesherren war im Jahr 1815 faft allenthalben fehr beein- 
trächtigt, wenn nit gar vernichtet; es ausbrädlich wieder herzuftellen und für 
die Zukunſt zu garantiren war, da man benn doch den hohen Übel nicht aus ver 
Geſchichte ftreihen wollte, eine unabweisbare Pfliht der fouveränen beutfchen 
Fürften, und fie haben ſich dieſer aud nicht entjchlagen. 

Es war ihr Wille unzweifelhaft, das an den Standesherren begangene Un- 
recht fo viel als möglich wieder gut zu machen; aber fie haben fih auch bier 
wieder einer Ausdrucksweiſe bevient, welhe zu einer lebhaften Gontroverfe und zu 
abweichender partitulargefegliher Feſtſtellung Beranlaffung gegeben Hat. Die 
Einen (3. B. Pernice, Klüber) bezogen nämlih vie Worte: „Alle bisher 
dagegen erlaffenen Berorbnungen“ u. f. w. blos auf die unmittelbar vorher erwähnte 
Befugniß zur Errihtung neuer Yamilienftatute, und fanden alfo, daß der Sinn 
des ganzen Zugeftänbniffes fein anderer fei ald der: Wenn in einem Staate die 
Familienverträge ver Standesherren während ber Rheinbundzeit von den Souveränen 
nit aufgehoben worben find, fo follen fie aud in Zukunft aufrecht erhalten 
werben; wenn fie aber aufgehoben find, dann bleibt es dabei, und es follen bie 
Standesherren nur das Recht haben, neue Statuten für die Zukunft zu erlaſſen. 
Andere (4. B. Heffter, Kohler) dagegen befchränften den Schlußfag des Nr. 2 
niht auf ben unmittelbar vorhergehenden Paffus, fondern bezogen ihn auch auf 
bie Aufrehthaltung der älteren Familienverträge und fanden demnah in bem 
ganzen Sate des Nr. 2 bie Abfiht der Bundesakte, die älteren Familienverträge 
auch in jenen Staaten, in welchen fie durch Verordunngen der Rheinbundfürften 
aufgehoben worden waren, wieder berzuftellen, mit der felbfiverftändligen und 
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dur die Worte „für künftige File nicht weiter anwendbar“ hinlänglich ange- 
beuteten Beihränfung, daß diefe Wieberherftellung feine rückwirkende Kraft babe, 
um nit etwaige in ber Zmifchenzeit wohlerworbene Rechte dritter Perfonen zu 
känfen. — Daß biefe letztere Meinung allein die richtige ift, hat neueſtens 
Zahariä in feinem beutfchen Staats und Bundesrehte 3 98 Note 4 über- 
zeugend nachgewieſen, und vie meiften partifularrechtlihen Geſetze und Berein- 
rn. haben ihr von Anfang an gehulbigt 23). 

er Familienautonomie verbanfen nun insbefondere bie zwei Rechtsinſtitute 
des adeligen Stammguts und Familienfideilommiffes ihr Dafein. 
Sie find die Grundlagen der adeligen Familien feit Jahrhunderten gewefen, und 
von ihrem geordneten Beftande hängt zweifellos das Anfehen und die Bedeutung 
des Adels zu allen Zeiten wefentlih mit ab. Sie bildeten darum auch ſtets den 
wihtigften Theil des dem hohen Adel eigenthümlihen fogenannten Privatfürften- 
rechts, wovon bereits oben Bd. IV, ©. 13 u. ff. ausführlich die Rede war. Da 
jedoeh dort nur die regierenden Häufer und demzufolge die mehr ftaatsrechtlichen 
Theile des Privatfürſtenrechts ins Auge gefaßt wurben, die Standesherren aber 
an den Grundfägen des Privatfürftenrehts gleichfalls, wenn auch feit dem Ber- 
Infte ihrer Reichsſtandſchaft und Landeshoheit faft nur mehr nad) der privatredt- 
lichen Seite hin, Antheil haben; fo ſcheint e8 hier geboten zu fein, auf diefen 
Theil des Privatfürftenrehts einen längeren Blid zu werfen 24), 

Die adeligen Stammgüter und Familienfideikommiſſe, früher irrthümlicher 
Beife meift für identiſch gehalten, find im einzelnen Beziehungen unzweifelhaft 
von einander verfchieven. Sie beruhen jedoch auf dem gleihen Grundgedanten, 
verfolgen einen gleihen Zwed und find infoferne nur Arten des Örund- 
begriffes: „Erbgüter“ oder „Stammgüter im weitern Sinne", 
ven welchen bereits oben (Bd. III. ©. 398 u. ff.) eine meifterhafte Darftellung 
geliefert wurde 25), Verfteht man nun aber unter biefen legteren (den Stammgütern 
im weiteren Sinne) folhe Güter, welde bie VBeftimmung haben, dauernd in 
einer Familie zu verbleiben als die Grundlage ihrer rechtlichen, politiſchen und 
fecialen Stellung; und erinnert mar fih, daß viele Jahrhunderte lang das ge- 
ſammte deutſche Volksleben auf dem fogenannten Stammgutsfyftem baſirt war: 
fe fann man unfere heutigen Stamm- und Fideikommißgüter mit Rüdfiht darauf, 
daß fie einerfeits feinen anderen als den eben bezeichneten Zwed haben, andrer- 
feits aber faft nur mehr in den adelizen Familien fid finden, ald Ueberrefte 
des alten Stammgutsſyſtems bezeichnen. Vergleicht man dagegen bie Prin- 
cipien, von welchen biefe modernen Nechtsinftitute beherrſcht werden, und bie 





9) Sind alfo während der Mbeinbundzeit z. B. alte Stammgüter oder nn: 
tommißgüter in Befolgung der landeöherrlichen Verordnungen vertheilt oder veräußert worden, 
fo ſtellt ſich ihre frühere Eigenfchaft nicht von felbft wieder ber und fünnen auch die betreffenden 
dandlungen nicht als nichtig angefochten werden; ſowie umgekehrt in dem Falle, wenn trotz 
Imdesberrliher Verbote die Stammguis⸗ und Familienfidelkommiß⸗Cigenſchaft ſolcher Güter bis 
mm Jahr 1815 faktiſch aufrecht erhalten wurde, die bei einer Verthellung Intereſſirten die Auf⸗ 
bebuna jener Elaenſchaft nicht mehr fordern können. Vergl. Zöpfl StR. $ 316. 

3%) Wohl finden ſich die Kamilienfideilommiffe und Stammgüter auch unter dem niederen 
deutſchen Adel, der Meicheritterfchaft, und erftere auch beim bohen und niederen Zandesadel, ja 
gemeinrechtfich felbft beim Bürgerſtande; allein geſchichtlich und thatſächlich hängen beide Mechter 
inftttute doch fo weſentlich mit dem hoben Adel zufammen, daß eine gefonderte Darftellung 
derſelben in dDiefem Werke füglic umgangen werden fonnte. 

25) Nachträglich ſei bier noch erwähnt die treffliche Schrift von Dr. Ludwig Zimmerle: 
Das deutfhe Stammgutsfoftem nad feinem Urfprunge und feinem Verlaufe. Tübingen 1857, 

12* 
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Durdführung verfelben mit dem früheren Rechte, jo wirb es erlaubt fein, unfere 
heutigen Stammgüter mobificirte Stammgüter des alten Rechts oder befler ſchlecht⸗ 
bin Stammgüter des neueren Rechts, — und unfere Fideikommißgüter 
felbft wieder mopdificirte Stammgüter des neueren Rechts ober 
ſchlechthin Familienftiftungen zu nennen 6). Denn bei näherer Betrachtung der 
Entwidlungsgefhichte unferer jegigen Rechtsinſtitute zeigt fh, daß die abeligen 
Stammgüter den alten Stamm- oder Erbgütern viel näher ftehen als vie Fibel- 
fommißgüter, daß fie gewiffermaßen organifh aus ihnen herausgewadfen find; 
während unfere Fideikommißgüter ein Gemifh von deutſchen und römifchen Redts- 
fägen, ein Gebilde der mit dem deutſchen Rechte wenig vertrauten romaniftifchen 
Doktrin und Praris feit dem Ende des 16. Jahrhunderts find, was jest kurz 
dargethan werben foll. 

Es ift oben im Artikel „Erbgüter“ ſchon hinlänglich dargelegt worden, wie 
vas alte, ganz Deutfchland in der erften Hälfte des Mittelalters beherrſchende, 
Stammgutsfyftem den veränderten ftaatsrehtlihen und wirthſchaftlichen Zuftänden 
gegenüber ſich nicht mehr allgemein zu erhalten vermochte. Zugleih aber ift da- 
felbft angedeutet, daß für ven deutſchen hohen Übel, die NReichsritterfhaft und den 
landfäßigen Adel zwei zufammenwirfende Momente, ein politifches und ein wirth- 
Ihaftlihes, zur Entftehung der adeligen Stammgüter und Familienfideikommiſſe 
bingeführt haben. Unfere Aufgabe ift e8 nun, jene Anbeutung bier etwas weiter 
auszuführen. 

Man hat bis auf die neuefte Zeit herauf die Entftehung der genannten 
Rechtsinſtitute auf eine durch den deutſchen Adel geübte Oppofition gegen das ein- 
dringende römische Recht zurüdgeführt, allein nicht ganz mit Grund, Denn fchon 
lange vor ber vollen Reception des römischen Rechts, fpäteftend im 14. Jahrhundtert, 
hatte fih in Deutfhland — im Gegenfage zum Landrechte des früheren Mittel- 
alters, welches das von den Vorfahren ererbte unbeweglihe Gut für ein unver- 
äußerlihes, in der Familie zu erhaltendes Vermögen betrachtete und hierin den 
Söhnen vor den Töchtern, den Brüdern vor den Schweftern einen beftimmten 
Borzug im Erbrechte einräumte — unter - verfchiedenen Einflüffen die auf eine 
naturrechtlihe Betrachtungsweife hindeutende Rechtsanſchauung entwidelt, daß ber 
jeweilige Eigenthümer aud über feine Liegenfchaften folle frei verfügen können, 
und jedenfalls die Töchter den Söhnen im Erbrechte gleihzuftellen feien. Aud das 
deutſche Le henrecht, welches die Weiber für lehensunfähig erflärte und fogar bie 
männlichen Seitenverwandten tes Beſitzers von dem Lehenerbrechte ausſchloß, ſowie 
unter mehreren Söhnen nur Einen zur Nachfolge berief, neigte fih almählih ven 
milderen Erbrechtögrundfägen, wie fie im Landrechte zur Geltung famen, zu. Uebri- 
gend kann es feinem Zweifel unterliegen, daß biefer zuerft durch bie beutfchen 
Stadtrechte angebahnten neueren Richtung die Grundſätze des feit dem Ende bes 
13. Jahrhunderts wenigftens unter den gebilveteren Kreifen des beutfchen Volkes 
immer befannter werdenden römifhen Rechts und des Iongobarbifchen Tehenrehte — 
von denen erfteres von einer Gebundenheit des Grumdbefiges durch die Rüdficht 
auf die Familienangehörigen und von einem Vorzuge der Söhne vor den Tätern 
im Erbrechte abfolut nichts weiß, letzteres die Lehensfähigkeit auf die Weiber 
ausdehnt, die vom erften Grmerber des Lehens abftammenven GSeitenver- 
wandten zur Lehensfolge beruft und mehrere zugleih zur Succeffion Berufene 


: 26) Do darf man damit eine andere Art von Familienftiftungen, die juriftifte Perſonen 
(„Stiftungen“) find, z. B, Etipendienftiftungen für Familienglieder x. nicht verwechfeln ! 
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gleihheitlich erben läßt — fehr förberlih waren. Und fo finden wir benn ſchon 
am Ende des 13. und Anfangs des 14. Jahrhunderts vie Gleichftellung der 
Töchter mit den Söhnen im Erbrechte als allgemeines Landrecht ausgefprochen 
nicht blos in den Rechtsquellen Süddeutſchlands (Schwabenfpiegel und Rechtsbuch 
Ruprechts von Freifing) und in Franken (Kleines Kaiſerrecht), fondern aud) in 
benen von Norddeutſchland (Schlefifches Landrecht und vermehrter Sachſenſpiegel). 
Auch im Adelſtande hatte dieſe Neuerung ſchon Wurzeln gefchlagen, obwohl für 
ihn die das alte Stammgutsſyſtem beberrfchenden politifhen und wirthſchaftlichen 
Gründe nad wie vor maßgebend blieben und die Betradhtung, daß bie neueren 
Principien zum völligen Ruine feiner politifhen und focialen Stellung’ ausfchlagen 
mußten, benfelben von einem Abſchütteln des alten Rechts hätte zurüdichreden 
follen. Aber erft durch Schaden wurbe man Flug. 

Wie weit biefe neuere larere Rechtsanſchauung um die Mitte des 13. Jahr- 
hunverts bereits Play gegriffen, das beweifen am beften die Vorgänge in ein- 
jelmen dentfhen Fürſtenhäuſern. Das Streben des Herrenftandes nad Erblichkeit 
ver Reihsämter mit den dazu gehörigen Reichslehengütern war gegen Ende bes 
12. Jahrhunderts bereit zu einem für ihn befriedigenden Abſchluſſe gekommen. 
Bald konnte man einen Schritt weiter gehen. Bis zur Mitte des 13. Jahrhun- 
derts blieb zwar nicht nur das weibliche Geſchlecht von ber Nachfolge in bie 
Regierung von Land und Leuten ausgefchloffen, fondern auch unter ben 
Söhnen felbft Hatte das Princip der Individualfucceffion, entfprehend dem 
früheren Amtsharafter der Fürſtenthümer, feine Geltung behauptet. Da auf 
einmal, zuerft im Jahre 1255 in Bayern, fiengen bie beutfchen Würften- 
föhne an, den gefammten Nachlaß ihrer Väter, Allodial- und Lehengüter ſowie 
die Herrfhaft über Land und Leute, unter ſich gleichheitlich zu theilen, als ob 
Hürftenamt und Neihslehengüter keinen anderen Charakter gehabt hätten, als vie 
Alodialgäter. — Auch finden ſich vereinzelt in Deutſchland bereits Umwandlungen 
der Reihemannlehen in Reihsmweiberlehen, um auch ben Töchtern, wentgftene 
für den Fall des Mangels an Söhnen, die Nachfolge ins Fürftenthum zu fichern, 
3 8. 1156 für Defterreih, 1235 für Braunſchweig-Lüneburg: gewiß fprechende 
Beweife dafür, daß die alte deutſche Rechtsanfhauung einer neuen, romaniftifch- 
privatrehtlihen Denkungsart gewichen war! Und was erft ein blos thatjächlicher 
oder vereinzelter rechtlicher Vorgang war, das wurde vom Fürſtenſtande bald all- 
gemein als eine Forderung des Rechts auch bezüglich der Reichslehen dem beutfchen 
Könige gegenüber geltend gemadt, und im Inftitute der Gefammtbelehnung 
fand man die Rechtsform, um den gleihen Anfprud fämmtliher Söhne auf bie 
vom Bater befefjenen Lehen zum rechtlichen Ausdrucke zu bringen. Uebrigend war 
tiefe auf der Idee der Einheit fümmtliher Söhne beruhende Gefammtbelehnung 
eine fehr unbequeme Neuerung, denn fie bedingte für die Gefammtbelehnten ein 
gemeinſchaftliches Zufammenleben und Zufammenregieren. Eine Theilung des Lehens 
war zwar den Gefammtbelehnten geftattet, aber fie hob aud vie Einheit ber 
Theilhaber auf und war vom größten Nachtheile für fie, weil nach dem ftrengen 
deutſchen Lehenrechte die Seitenverwandten von der Erbfolge ausgefchlofien waren, 
folglich die Theilung des Lehens ohne Einwilligung des Lehensherrn das Erbredt 
unter den abgetheilten Linien zerftörte. Das Auskunftsmittel, auf welches man 
zuerft verfiel, nämlich die fogenannten Derterungen oder Mutſchierungen, d. 5. die 
Theilung der Nugungen aus den ungetheilten Hauptrechten des Fürftenthums, be« 
friedigte diefe Herren nicht lange. Jeder Sohn wollte völlig frei einen beftimmten 
Erbtheil für fih Haben, aber freilich aud das Erbrecht auf die übrigen Theile 
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nit einbüßen. Auch das erreichte man noch. Einige Fürftenhäufer erlangten vom 
Könige die Konftituirung eines Erblehens d. h. die Ausdehnung des Lehenerbrechts 
auf die gefammte (fucceffionsfähige) Descendenz des erften Ermerbers, 3. B. Defter- 
reih und Braunfdweig-Tüneburg; andere wußten das longobardiſche, alle Des- 
cenbenten bes erften Ermwerbers zur Succeffion berufende, Lehenrecht bei ſich durch 
Gewohnheit einzubürgern, und beide fonnten darnach ohne Beeinträdtigung des 
Erbredts beliebig theilen. Dritte endlich hielten zwar am deutſchen Lehenrechte feft, 
wußten aber allmählich vom beutfhen Könige bei ver Gefammtbelehnung das Zus 
geſtändniß zu erlangen, daß feine Theilung dem Erbrechte der verſchiedenen Linien 
haben folle (Gefammtbelehnung des neueren Rechts). 

Nun konnten auch diefe Häufer unbeirrt durch erbredtliche Nachtheile zu beliebig 
vielen Theilungen fhreiten, — und fie thaten es auch. Ebenfo ungebunden benahm 
man fi dann aber auch bei Veräußerungen von Yand und Leuten burd) Rechtsgeſchäfte 
unter Lebenden und von Todes wegen. Daß daraus die größten Nachtheile für Fürften 
und Unterthanen erwadfen find, ift männiglid befannt. Die Gefchichte faft faämmt- 
licher Fürftenhäufer weiß genug zu e:zählen von den aus den Theilungen und Ber- 
äußerungen der Territorien entftandenen Yamilienzwiftigkeiten der ärgerlichſten Art 
und ben blutigften Bruderkriegen. Uber das Ziel des fürftlihen Strebens, Yand und 
Leute wie den Privatbefig behandeln zu dürfen, war erreicht, und die Unter- 
thanen mußten fih, wenn auch ſchwer feufzend, dem Joche der neuen Rechtsan— 
Ihauung beugen, 

Es liegt aber auf der Hand, daß diefe Theilungen und Beräußerungen voa 
Land und Leuten bie größten Mifftände für das Unfehen und die Madtftellung 
der Fürftenhäufer ſelbſt mit fi brachten, und fo konnte es denn nicht fehlen, 
daß, nachdem ber erfte Taumel ver Freude Über die neue Errungenfhaft fih ge- 
legt Hatte, eine fräftige Reaktion vagegen ſich erhob. Der erfte große Schritt 27) 
in biefer gefunden Reaktion wurde gethan im Intereffe der Kurfürftenthümer durch 
die goldene Bulle des Kaiſers Karl IV. vom Jahr 1356, welhe wiederum bie 
allein vernünftigen ftaatsrechtlihen Principien der Unveräußerlichkeit und 
Untheilbarfeit des Landes und des Primogeniturredhts in der ag: 
natifh-linealifhen Erbfolge zur unverbrüdlihen Norm erhob. Die nach— 
geborenen Prinzen follten mit Paragien oder Appanagen abgefunden werben, vie 
Hauptmaffe der Güter, Allod und Lehen, nebft der Fürftenwürde dagegen in ber 
Hand des erftgeborenen Sohnes je der älteften Linie beifammen bleiben. Es ver- 
ftand fi von da ab wieder von felbft, daß das Familienerbgut auch unveräußer- 
ih in der Familie verbleiben folte, und nur das war als etwas Neues hinzu— 
gefommen, daß auch ins Allodialgut nicht mehr nach gleihen Theilen fuccedirt 
werben konnte. — Die Bortheile diefer neuen Rechtsordnung waren aber zu auf- 
fällig, als daß fie von den übrigen hochadeligen Häufern, in welden das neuere 
Recht der Gleihberechtigung der Töchter mit den Söhnen und dieſer untereinander 
noch leiter Eingang gefunden hatte ald in den größeren Yürftenhäufern, auf vie 
Daner hätten überfehen werben fünnen. 

Denn wenn bie Meineren Fürften, Grafen und Herren des Reiches der immer 


27, Aid vereinzelte Vorläufer erfcheinen die Untbeilbarkeitsverordnungen Bertbolds 
von Henneberg 1310, Dito’8 von Heſſen 1331, Wilbelms von Kapenellenbogen 1331, Ludwigs 
von Bayern 1338 und der würtembergifche Haudvertrag von 1321. Vergl. die „Hausgeſetze der 
deutſchen Fürftenbäufer” von 9. Schulze in DO, Stobbe’s Geſchichte der deutfchen Rechts— 
quellen, 2. Abthellung (1864) ©. 498 u. ff. 
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flärter fih entfaltenden Landeshoheit der mächtigeren Ranbesherren nicht zur Beute 
werben und felbft noch eine Bedeutung im Reiche behaupten wollten, fo mußten 
fie mit und wider Willen auf den Zufammenhalt ihrer Yamiliengüter bedacht fein 
und das, was für die Kurfürftenthümer ein Neichögefeg zu Stande gebracht, auf 
anderen Wegen auch für fich zu erreichen fuchen. Zunähft fam es nun darauf an, 
dem Principe der Gleihberehtigung der Töchter mit den Söhnen entgegenzumwirfen, 
Das zu dieſem Behufe ergriffene Mittel war ſehr einfach. Man ließ die Töchter 
immer häufiger gegen eine angemefjene Ausfteuer bei ihrer Verheirathung einen 
Erbverzicht ausftellen, bald nur zu Ounften ihrer Brüder und deren männ- 
lihen Nachlommen, bald überhaupt zu Gunſten der Nachkommen im väterlichen 
Haufe, und zwar in größerem oder geringerem Umfange, indem ber Berziht bald 
nur auf bie väterlihe, bald aud auf die mütterliche und brüderliche Erbſchaft 
fih bezog. Allmählich wurben aber diefe Berzichte zur bloßen Form, denn fehr bald 
befeftigte ſich die Nechtsüberzeugung wieder dahin, daß bie Töchter beim Vor— 
bandenfein von Söhnen oder auch entfernteren Agnaten entweder überhaupt fein 
Erbrecht hätten oder doch Feines in Bezug auf die unbemweglihen Familiengüter 
und was dazu als Pertinenz gerechnet wurde. Endlich fiel aud die Form bes 
Erbverzichts hinweg, indem man unter Berufung auf das Intereffe der Erhaltung 
des Familienglanzes, oder auf die Grunpfäge des früheren deutſchen Lehenrechts 
u. j. w. in Hausgefegen und Familienverträgen ben Töchtern entweder 
ſchlechthin oder do für den Hall des Vorhandenſeins von Agnaten das Erbredt 
in die Familiengüter abjprah und fo den vorbem freiwilligen Ausfhluß ber 
Töchter vom Immobiliarnadhlaffe des Vaters zur objektiven Rechtsnorm erhob 38). 

Nicht fo frühe und bei weitem nicht jo allgemein wie ber durch obfervanz- 
mäßige Erbverzichte, Hausgefege und Yamilienverträge beim hohen Adel oder durch 
Gewohnheit und Landesgefege beim niedern Adel begründete Ausſchluß der Töchter 
von der Erbfolge gelangten die Principien der Unveräußerlichkeit, Untheilbarfeit 
und Inbividualfucceffion innerhalb des Mannesftammes zur Geltung. Es blieb 
vielmehr, abgefehen von einigen offenbar durch die goldene Bulle hervorgerufenen 
Untheilbarfeitsverorbnungen, die aber immer wieder durch das Einzelinterefje durch⸗ 
drohen wurden, nod lange der Grundfag herrfchend, daß unter mehreren Söhnen, 
denen das Stammgut vom Bater binterlaffen werden mußte ??), gleihheitlich getheilt 
werten follte. In Ermangelung von Söhnen aber hatte der Stammgutsbefiger an 
und für ſich die volle Freiheit ver Verfügung fowohl unter Lebenden als auch 
von Todes wegen, wenn nicht ein befonderes Hindernig im Wege fand, mas 
freilich immer mehr die Regel wurde, Um nämlich unter den verſchiedenen abge- 
tbeilten Linien den Yamiltenzufammenhang zu bewahren und die Zerfplitterung des 
damiliengutes zu verhindern, ſchloß man gegenfeitige Erbverträge (Erbeinigungen) 
und beftimmte auf autonomen (und beziehungsweife gefeßgeberiihem) Wege, daß 
feiner ter Theilhaber befugt fein folle, feinen Antheil an dritte, nicht zur Familie 
gehörige, Perfonen — den Fall der echten Noth, wozu ver Konkurs gehörte, 
allein ausgenommen — irgendwie zu veräußern außer mit Zuftimmung 





28) Aus ähnlichen Gründen wie der reichsunmittelbare Adel wandte fi endlich auch der 
landfäßige niedere Adel den gleichen Grundfägen zu, und was bei Diefem die Kamis 
llenobſervanz nicht vermochte, das wurde durch die landesherrlicdhe Gefepgebung 
Mm Stande gebracht. 


7, Widrigenfals durften fie das veräußerte Gut an fich ziehen (Mevofationd oder Vindi— 
fationdrecht). 
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fämmtlider AgnatenW). Geſchähe es dennoch, ohne dieſe erholt zu haben, 
fo follten viefe die Befugniß haben, binnen einer gemiffen frift das Gut dem 
Ermerber gegen Bezahlung tes dafür entrihteten Preifes wieder zu entziehen, was 
man jett Rüdfaufs: oder Retraftrecdht nennt. 

So war denn aus der Verbindung des ſchon dem alten Stammgutsfyfteme zu 
Grunde liegenden Princips der Beſchränkung der Veräuferungsbefugniß des Eigen» 
thümers mit dem neu eingeführten Principe det Ausfchluffes der Weiber im Erb- 
rechte zum Vortheile des Mannsſtammes ein neues Nechtsinftitut, das adelige 
Stammgut oter Stammgut des neueren Rechts, ermadjfen. 

Diefe Stammgüter (bona stemmatica, avita, hereditas aviatica) fin b 
demnach jene Güter des hohen (und niederen) Adels, weldhe ver- 
möge alten Herkommens oder Gefeges nur auf die Agnaten d.h. 
auf die turh Männer mit einander verwandten männlihen Perfonen (auf die 
mittelalterlihen „Schwertmagen") vererbt werben. Sie hängen mit den alten 
Erbgütern noch durch das beiden gemeinfame Princip der Veräußerungsbefchrän- 
fung turd eine Klaffe ter nächften Erben zufammen und unterſcheiden ſich von 
denfelben dur tie ausſchließliche Succeffionsfühigkeit des Mannsftanımes. Das 
abelige Stammgut fteht im Eigenthume des jeweiligen, d. h. des nach der gewöhnlichen 
oder bejenderen, im betreffenden Haufe eingeführten, Succeffionsorbnung beftimm- 
ten, Erben und Befigers, welher fein Recht unmittelbar von feinem Vorgänger 
ableitet und in ber Berfügung über die Eubftanz des Gutes nur durd die Nüd- 
fiht auf feine nädften (männlichen) Erben, die Anwärter, beſchränkt if. Mit 
Einwilligung der Agnaten fann das Stammgut feines Charalters entfleivet umb 
beliebig veräußert werden, ja in Fällen der echten Noth, wohin der Konkurs des 
Innehabers entſchieden gerechnet wirt, bevarf e# zur Gutsveräußerung (im weite: 
ften Sinne des Wortes) auch nicht einmal der Zuftimmung ber Agnaten. 

Der Abſchluß ter Entwidelung des bisher geſchilderten Adelsrechts fiel nun 
ziemlich genau zufammen mit ver Vollendung ver Reception des römischen Rechts 
in Deutfchland. Je intenfiver aber diefes in Fleifh und Blut der deutfchen Nation 
eindrang, deſto mehr fuchte fih der Adel dur autonome Beftimmungen dagegen 
zu Shügen. Immer Häufiger wurden jett bie in teftamentarifhen Diepofitionen 
oder in Verträgen zwiſchen ben verfchiebenen Mitgliedern einer Familie ausge- 
Iprodhenen Verbote aller Beräußerungen bei Androhung der Nichtigkeit; immer 
häufiger die Erbverträge und Untheilbarfeitsanorbnungen; und fo fanben bie 
romaniftifch gebildeten Juriften jener Zeit die adeligen Stammgüter durch ganz 
Deutſchland in volfter Blüthe verbreitet und waren darum glüdliher Weile aufer 
Stande, dieſes Rechtsinftitut, melches zu den Grundfägen tes Corpus Juris im 
ſchneidendſten Gegenfage ftand, zu zerftören. Do gelang es ihnen, erft viele 
Verwirrung aud in dieſem Zweige des deutſchen Rechtslebens anzuftiften und 
dann ein neues Rechtsinftitut, das der fogenannten Familienfideifommiffe, 
aus bemfelben heranszuentwideln und ins Leben einzuführen 31), 

Die zwei den adeligen Stammgütern zu Grunde liegenden Principien der 
BVeräußerungsbefchränfung und der Erbfolge im Mannsftamme fowie als Grund 


20) Man ſchloß aber auf die Zuftimmung, wenn die Agnaten von dem BVorkaufsrechte, wozu 
fie der Reibe nad) aufgefordert werten mußten, keinen Gebrouch machten. 
9) Man vergleiche darüber die Jnougural: Abhandlung: Entwicklungsgeſchichte der deutſchen 
re von Dominitus Coſta, Münden 1864, welder der Verfaffer Diefes 
rtikels zumeiſt gefolgt ift. 
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bavon der aus zahlreichen Yamilienverträgen, Statuten und Obfervanzen Mar er 
fichtliche Wille, die Güter in der Familie zu erhalten, fprangen jenen Juriſten 
natürlich fofort in die Augen. Und wenn fie fi, „gewohnt” — um mit Baron 
von Kreittmayr zu reden — „alles, was ihnen unter die Hand kam, ſchlechter— 
dings über den römischen Rechtsleift zu fchlagen”, nun fragten, nad welden 
Rechtsſätzen bes Corpus Juris die Eriftenz biefer Stammgüter fi rechtfertigen 
laſſe, fo fanden fle nach vergeblihen anderen Erklärungsverſuchen 32) endlich einen 
Anhalt in der Lehre vom fucceffiven Vermächtniſſe und zwar befonder® vom Fa⸗ 
milienfideitommiffe des römifhen Rechts. Denn wie dieſem legteren ein beftimmter, 
mehrere Generationen bindender letter Wille eines Erblaſſers als Entftehungs- 
grund unterliegt, fo war es nad ihrer Anficht aud bei den adeligen Stamm- 
gätern ver Fall. Auh dem römifhen Yamilienfiveitommiffe fcheint die Sorgfalt 
des Erblaffers für mehrere Generationen zu Grunde zu liegen; auch in ihm liegt 
ein Beräußerungsverbot, das fogar noch ftärfer wirkt als das deutfche Retraft- 
reht, und der Erblaſſer kann envlih auch beim römifhen Familienfideikommiſſe 
die Succeffion in den Genuß bes hinterlaffenen Gutes abweichend von der gefek- 
lichen Ordnung beliebig beftimmen, — lauter Dinge, melde mit dem adeligen 
Stammgute vortrefflih zufammenzuftimmen ſchienen. 

Somit war der Schluß bald gemadt, die adeligen Stammgüter, als be- 
ruhend auf einer Willenspispofition, feien eben nichts Anderes als 
römiſchrechtliche Familienfideilommiſſe, und mas von biefen im Corpus Juris ge 
färieben ftehe, das müſſe felbftverftändlich auch für jene gelten. Freilich wollte im 
Einzelnen Bieles nit paffen. Um nur ein paar Punkte hervorzuheben, fo ſetzt 
das römifche Familienfideilommiß einen Erben voraus, durch deſſen Hand hin- 
dur es erft dem Bedachten zufommt, während bie deutſchen Stammgüter biefe 
Borausfegung nicht kennen. Zur Entftehung des römiſchrechtlichen Yamilienfivei- 
tommifjes ift regelmäßig bie Form des Teftamentes ober der Kobicille erforderlich, 
die deutfhen Stammgüter dagegen leiteten ihr Dafein ab von Geſetzen, Gewohn- 
beiten und Privattispofitionen der mannigfachſten Art, befonters von Erbverträgen, 
die das römiſche Recht befanntlich perhorrescirt. Das römifhe Familienfiveifommiß 
fell in der Hand des vierten Inhabers von felbft erlöihen und deſſen freies 
Eigenthum werben, wogegen das beutfhe Stammgut feiner Idee nad immer: 
während bis zum Ausgange des Stammes und Namens in der Familie erhalten 
bleiben follte und nur unter Einwilligung fämmtliher Agnaten aufgehoben werben 
durfte. Der Stifter des römifhen Familienfiveitommiffes muß das Pflichttheilsrecht 
der nächſten Blutsverwandten berüdfichtigen und darf nur Über den nah Abzug 
der verfchiebenen Pflichttheile verbleibenden Neft feines Vermögens fideikommiſſariſch 
verfügen, — dagegen das deutſche Stammgut nimmt, wenn Individualfucceffion 
damit verbunden ift, wenig Nüdfiht auf die nicht zum Genuſſe berechtigten 
Agnaten und ſchließt jedenfalls eine ganze Klaſſe von Pflichttheilsberehtigten, die 
Töchter, principiell vom Antheile an den Familiengätern aus. — Uber über alle 
diefe und andere Schwierigkeiten und Bedenken wußten die Romaniften des 
17. Jahrhunderts 3, hinwegzufommen, indem fie mit ungemeiner Gefchmeidigfeit 


22) So erflärt der Ältefle Echrififteller über diefe Materie, Betfius, in feinem traclatus 
de statutis. Argent, 1611 die adeligen Stammgüter ale Ausflüffe der in der Landeshoheit deö 
beben Adels liegenden gefepachenden Gewalt, de fog. jus condendi statuta, 

») So — Knipſchildt in feinem berühmten Bude: »de fideicommissis fami- 
liarum nobilium sive de bonis, qua pro familiarum nobilium conservations constiluuntar 
(ven Etammgütern) Iractalus« 1626, 
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und mitunter barbarifcher Auslegungstunft den Begriff des römifchen Bamilten- 
fiveifonmiffes fo auszubehnen wußten, daß das deutſche Rechtsinftitut darunter Pla fand. 
So nahmen fie e8 vor Allem mit der Art der Willenspispofition nit genan und 
anerkannten neben ven Teftamenten, deren oft äußerſt mangelhafte Form mit 
Rüdfiht auf die dem hohen Adel zuftändige und angeblih von allen Rechtsformen 
befreiende jurisdietio nicht beanftandet wurde, auch bie Erbverträge, freilich unter 
vielen ehe und Drehungen, als ausdrückliche Erridtungsformen ber 
Stammgüter. Tagen ſolche nicht ver, fo ließen fie wohl die auf Statuten, Ge 
wohnheiten, Töchterverzichte und BVeräußerungsverbote zu Gunften Familienange- 
bhöriger gegründeten Stammgäüter als ftillfhweigend errichtete Familienfidei- 
fommiffe gelten, wobei es jedoch Kontroverfen aller Art abjegte, woburd viele 
Stammgüter in ihrer Fortexiſtenz bebroht wurden. Die Beſchränkung des Fa— 
milienfiveitommiffes auf 4 Generationen befeitigte man einfach durch ven Hinweis 
auf bie entgegenftehenve Hare Abficht des mit Landeshoheit ausgeftatteten Reiche: 
abels, die Familiengüter zur Erhaltung des Olanzes und Wohlftandes der Familie 
bis zum Ausgange des Stammes und Namens zufammenzubalten. 

Der römiſchrechtliche Anfpruh auf den Pflichttheil konnte nah der vom 
Reichskammergerichte, nach vielem Streite darüber, adoptirten Auffaffung durch eine 
geziemende Ausfteuer der Töchter und anftändige Appanagirung ber nachgeborenen 
Söhne volllommen befriedigt werden; und gegen die Beſchwerde wegen Schmäle- 
rung bes Pflihttheils, welche ver erfte Fideilommißbeſitzer felbft dadurch erlitt, daß 
er das ganze ererbte Gut wieder feinen Erben ungejhmälert binterlaffen mußte, 
fiherte die befannte Socinifhe Kautel, wornah ihm nur die Wahl blieb, ent- 
* das Stammgut ohne Abzug ſeines Pflichttheils oder dieſen ohne jenes zu 
nehmen. 

Bei der Frage nach den Subjekten und Objekten bes Familienfibei- 
fommifjes führte die Hereinziefung des römifchen Rechts zu einer Erweiterung bes 
Kreifes, welder nad der Rechtsentwicklung des beutfhen Volles die Stammgüter 
umzog. Waren biefe allmählich fubjettiv auf den Adelsſtand und objektiv auf die 
ererbten Liegenfhaften (im Gegenfage zu ben neuerworbenen Gütern) mit ven 
daran gelnüpften öffentlihen und Privatrechten befhränft; jo dehnten unjere Ro- 
maniften einerfeits bie aktive und paffive Yamilienfiveilommißfähigkeit auf alle 
vispofitions- und beziehungsweife erwerbfähigen Perfonen und andrerjeits auf alle 
Arten von Vermögensobjelten von irgend dauerhafterem Charalter, fogar auf wiele 
Ürten von Lehen, aus %), 

Bezüglich des Erbfolgerehts griffen die Juriften auf den Grunbfag ber 
successio ex pacto et providentia majorum, welcher von ben Auslegern des 
longobardiſchen Lehenrechts aus diefem heraus gefunden mworben war und barin 
befteht, daß ver jeweilige Erbe fein Recht nicht von feinem unmittelbaren Bor- 
gänger, fondern von dem erften Erwerber des Lehens ableite. Diefes Hereinziehen 
des Lehenrechts lag aber um fo näher, als die Aehnlichkeit zwifdgen der Lehens— 
und Stammgutserrihtung in der That fehr groß war und man fchon feit langer 
Zeit auf eine Bermifhung der Lehen mit den Allovialgütern hingearbeitet hatte, 
ein Beftreben, weldes durch gleichheitlihes Erbrecht in beiden Bermögensmaffen 
zum Abfhluffe kommen mußte. Wer vom Stifter genannt ift, fagte man, bat ein 


3%) Go ift denn gemeinrechtlich das Inflitut der Kamilienfideifommiffe nit auf den Adele: 
ftand befchränft; nur partikularrechilih, 4. B. jept in Bayern, findet fih die Befchränfung auf 
den Adel, wenigſtens was die paffive Fähigkeit betrifft. 
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Erbrecht. Demnach erklärte man alle Agnaten des Stifter beziehungsweiſe bes 
erften Erwerbers eines von einer familienfremden Perſon errichteten Fideilommiſſes 
für fucceffionsberedhtigt mit Ausſchluß der Kognaten (d. h. der Weiber und deren 
Nachkommen), der Aooptirten und Legitimirten, ber Geiftlihen und der aus 
nicht ftandesmäßiger Ehe entfproffenen Agnaten, aber ohne Unterfchied zwifchen 
volbärtigen und halbbürtigen, da es nur auf die Abftammung durd, Männer 
anfüme. 

Das ferner die Erbfolgeorbnung anlangt, fo unterfhied man, ob der 
Stifter darüber eine Anordnung getroffen Habe oder nit. Im legteren Falle 
brachte man die Orundfäge bed gewöhnlihen Civil-Inteftaterbredhts zur Anwen» 
dung und berief zunächft die Descendenten des letten Befigers mit Zulafjung bes 
Repräfentationsrehts für die Enkel, in deren Ermanglung aber die dem Stifter 
dem Grade nad nädften Descendenten. — Hatte fih aber der Stifter über bie 
Erbfolgeorbnung geäußert — und meiftens war, wenigftens im hohen Übel, 
Indivivualfucceffion angeorbnet worden —, fo handelte es fi ſowohl um bie 
theoretifche Rechtfertigung einer ſolchen Abweichung vom römifchen Rechte ald auch 
um die oft fchwierige Yöfung der Frage, welche Perfon denn vom Stifter be 
rufen fei. Zur Begründung der Indivivualfucceffion wurden alle möglihen Argu- 
mente aus dem Naturrechte, der Bibel, der Geltung bei allen deutſchen Völkern, 
den Beftimmungen ver goldenen Bulle und aus dem altdeutſchen Lehenrechte her- 
beigefuht; auch wurde wohl zur Rechtsbeftändigkeit folder Succeffionsorbnungen, 
wenigftens für ten niebern Adel, die kaiſerliche Beftätigung verlangt. Bei der 
Beantwortung ber Frage nad dem Succeſſionsrechte in concreto fam man aber, 
veranlaßt durch die oft fehr unklaren und vieldeutigen Ausdrücke in den Stif—- 
tungsbriefen und ben zu Hülfe gerufenen Lehenrechtsbüchern allmählig zu ben nach— 
fehenden Arten der Succeffion, wobei im Einzelnen verfhiedene, bier nicht näher 
auszuführende, Anfichten obwalteten. So wird nad dem „Seniorat" unter 
allen fucceffionsfähigen Agnaten der den Jahren nad Weltefte zur Erbfolge ge- 
rufen; beim „Majorate” fuccebirt der dem legten Inhaber dem Grade nad 
Nähfte und unter gleih Nahen der Ueltefte; bei der im hohen Adel gewöhnlich 
fih findenden und früher aud wohl Majorat geheißenen „Brimogenitur“ 
Iuccebirt je der Erftgeborene in ver älteften Linie; beim „Minorate“ fuccebirt 
bald im Gegenfage zum Majorate unter glei nahen Agnaten der jüngfte, bald 
im Gegenfage zum Seniorate das jüngfte Familienglied. Findet fi in einer Fa— 
milie neben dem für die erfte Linie beftimmten Fiveilommiffe ein zweites, eine 
»„Selundogenitur”, fo fuccebirt in diefes die zweite Linie ebenfalls nad dem 
Principe der Primogenitur. 

Bei ver Frage nad den Rechten und Pflihten des Familienfiveitommiß- 
inhaber8 und der Anmärter gingen bie Meinungen wieder auseinander. Die Einen 
betradhteten den jeweiligen Inhaber des Familienfiveifommiffes als bloßen Nuß- 
nießer und legten das Eigenthum daran ven nächſten Anmwärtern bei. Andere 
ſchrieben der Familie ein Obereigenthum zu und dem Inhaber ein bloßes Nugungs- 
recht oder Nugeigenthum. Dritte endlich hielten den Inhaber für ven Eigenthümer, 
der jedoch beſchraͤnkt fei durch die Reſtitutionspflicht: Er habe mit dem Wegfalle 
des Vorgängers ipso jure als Eigenthümer alle Rechte an der Sache, aber auch 
die Pflicht, alle Laften (3. B. Steuern) zu tragen und dieſelbe in gutem Zuftande 
zu erhalten; eine Veräußerung des Gutes wurde ihm dem Zwecke des Familien⸗ 
fideilommiſſes gemäß in der Regel unterfagt, nur ausnahmsweiſe galt er dazu 
als befugt, nämlich zur Zahlung von Schulden bes Erblaſſers, zur Auszahlung 
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von Ausftenern und Appanagen, zur Beftreitung von Alimenten, Uuslöfung von 
Gefangenen oder bei fonft ermweislichem dringendem Nothſtande, — immer unter 
ter Vorausfegung, daß fein freies Vermögen zu biefen Zweden vorhanden 3), 
Kür die Schulden feines Vorgängers follte aber der Inhaber nur inſoweit zu 
baften haben, als fie auf der Subftanz des Gutes rubten d. h. wenn fie wegen 
notbwendiger oder doch nüglicher Verwendungen für das Gut gemacht worden feien. 
Den Anwärtern räumte man zur Sicherung ihres eventuellen Nachfolgerechts vie 
Befugniß ein, die Errichtung eines Inventard und die Beflellung einer cautio de 
re conservanda et restituenda zu verlangen; — ferner Einfprade zu erheben 
gegen unbefugte Handlungen des Bamilienfiveitommiß-Inhabers, insbefondere gegen 
Beräußerungen. 

Endlich wurde — außer ben aus der Natur der Sache fi ergebenden 
Aufbebungsgründen (z.B. Untergang des Objekts, Subjefts, Eintritt einer 
Refolutivbedingung u. f. w.) von Einigen im Anſchluſſe an das römifche Recht 
audy der Konſens aller lebenden Agnaten als Aufhebungsgrund des Familienfidei- 
fommifjes anerfannt, während Andere das Gegentheil behaupteten unter Berufung 
auf den Umftand, daß die Nachkommen ein unentziehbared jus proprium et 
qussitum hätten, ba fie ihr Recht nicht von ihren Eltern, fonvern von dem 
Stifter ableiteten. 

Diefe hier kurz angebeutete Theorie wurde nun durch bie Praris der in ber 
Schule der Romaniften aufgewachfenen Richter zum gemeinen Rechte in Deutſch— 
land. Die Borfiht gebot, die Errichtung folcher Nechtsgefhäfte fortan den doc- 
toribus juris romani zu überlaffen 3%), und viefe haben es, wie die vorhandenen 
Dokumente, in denen übrigens der Name Familienfideilommiß noch lange nit 
erfheint, beweifen, an gefhmadlofer Breite des Stils und willfürliher Spig 
findigfeit der juriftifhen Konftruftion wahrlid nicht fehlen laſſen. Auf ben regel 
mäßig an tie Spige geftellten Sag, daß dieſe Dispofition zur Erhaltung bes 
Bamilienglanzes und zum Wohle ver Unterthanen getroffen werde, folgen alle 
möglihen Beftimmungen über Unveräußerlichfeit des Beſitzthums, Ebenbürtigfeit, 
Ehe, Bormuntfhaft, Erbfolge, Erbverzihte, Pflichttheil u. f. w. Regierungsſachen 
werben barin ebenſowohl geregelt wie die Yamilienangelegenheiten, da ja bie 
Landeshoheit als ein reines Privateigentyum ver Yamilie betrachtet wurde; und 
aus politiihen Gründen mwurben oft aud die Stände bes Landes bei Errichtung 
folder Dispofitionen betheiligt. 

Dis tief ins 18. Jahr&undert hinein behandelte man auf biefe Weife tie 
ſtaatsrechtlichen Berhältniffe wie die Familienbeziehungen nad rein privatrechtlichen 
Orundfägen. Erſt als die von Conring um die Mitte des 17. Jahrhunderts 
begonnene neue, dem römifchen Rechte abgewanbte, biftorifh-philofophifhe und bie 
von Ich. Jakob Mofer im 18. Jahrhunderte begründete pofitive Behandlung bes 
deutſchen Staatsrehts tiefere Wurzeln geichlagen hatte, fing man an, bie privat- 
rechtlichen und ftaatsrechtlihen Verhältniffe der veutfhen Lanvesherren und ihrer 
Bamilien von einander zu ſcheiden. Man beftrebte ſich demzufolge, das Staatsgut 
von ben Privatglitern ver fürftlihen Familie zu trennen und für jenes die Prin- 
cipien der Untheilbarkeit und Unveräußerlichkeit unt als nothwendige Konfequenz 
davon die Inbividualfucceffion und zwar in der Form der Primogenitur als ftant- 
lich nothwendige zu ftatuiren; für diefe aber ließ man bie in den Hausgefegen, 


35) Ungerechtfertigter Weiſe veräußerte Sachen durfte der Nuchfolger revociren. 
3%) Wohl die melften Stammgüter find deßhalb in Fidellommißgüter verwandelt worden ! 
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Hausverträgen und Obfervanzen enthaltenen Beftimmungen als maßgebend gelten. 
Dabei erfannte die damals emporkeimende Wiffenfhaft des deutſchen Privatrechts 
iehr bald den von den Romaniften gepflegten Irrthum, als könnten die Stamm- 
guteſtiftungen aus dem römifhen Rechte, welches ja von einem paftirten Fidei- 
fommiffe nichts wife, erflärt und gerechtfertigt werden. I. H. Böhmer in feinen 
Exereitationes ad pandectas zeigte der fpäteren Theorie den richtigen Weg, in- 
dem er deranf binmwies, daß bie den fogenannten Familienfideikommiſſen zu Grunde 
liegenden Priucipien: Giltigfeit der Erbverträge, Unveräußerlichfeit der ererbten 
Güter und Ausſchluß ver Töchter von der Erbfolge — nur der deutſchen 
Rebtsbildung angehörten, weßhalb auch das ganze Redtsinftitut des Yamilien- 
fieifommiffes mit Abmwerfung des römijchen Rechts nur aus dem beutjchen Rechte 
zu entwideln fei. Andere Rechtsgelehrte dagegen (3. B. Baron v. Kreittmapr) 
gaben zu, daß man bie feit zwei Jahrhunderten in biefem Redhtsinftitute heimiſch 
gewordenen Einwirkungen bes römifhen Rechts nicht völlig ignoriren bürfe, 

Es war alfo die Aufgabe der Jurisprubenz, Klarheit in die Sache zu bringen, 
die deutfchen Grundlagen feftzuhalten und darauf fortzubauen unter Hereinziehung 
des römischen Rechts in mehr untergeorbneten Punkten. Und fo hat denn bie ger 
waniftifhe Theorie und die Gefeggebung unferes Jahrhunderts das Inftitut des 
Familienfideilommiſſes aus feiner eigenen Natur heraus und an der Hand ber 
Geſchichte in den mwefentlihen Punkten übereinftimmend kurz folgendermaßen feft- 
geftellt ; 37) 

Die Fideikommißgüter find folhe Güter, welhe vermöge aus- 
vrädliher Anorbnung unveräußerlih auf alle Gefchlechtsfolger des 
Stifters beziehungsweiſe eines Dritten, zu deſſen Gunften die Stiftung gemadt 
it, bis zum Ausgange des Stammes und Namens zur Erhaltung bes 
Familienglanzes übergehen follen. 

In dieſer Begriffsbeftimmung find die weſentlichen Unterſchiede vom 
früher gefchilderten adeligen Stammgute enthalten. Während nämlich dieſes 
nah der richtigen Theorie auf altem Herfommen oder Geſetz beruht, bebarf 
dad Familienfiveifommiß. zu feiner Entftehung einer befonderen, ausbrüd- 
lien Berfügung, eines in einem Teftamente oder Erbvertrage oder in einer 
Ionftigen Stiftungsurfunde ausgefprodhenen Willens des Konftituenten 88). — 
Während ferner das bloße Stammgut nit ſchlechthin unveräußerlich ift, fondern 
nur einer, je nad Herfommen und Gefet größeren oder geringeren, Beräußerungs- 
beſchränkung zu Gunſten der Söhne und höchſtens der zur Zeit ver Veräuße- 
tung vorhandenen entfernteren Agnaten unterliegt und zweifellos Gegenftand des 
Konkurfes iſt; ift dagegen das Familienfiveifommiß gänzlich unveräußerlich. 39) Es 





27) Man vergleiche darüber die Lehrbücher des deutſchen Privatrechts, befonderd das von 
Gihborn $. 368-3715 Bluntſchli $. 68 u. 2055 Gerber $. 83 u. 84, 274 u. 275. 
Gine jehr ausführliche Darftelung der bayerifchen Familtenfideitommiffe gibt Pözt in feinem 
Lehrbuche des baveriſchen Verfaſſungsrechts 8. 47—59. 

38) Dur Obiervanz fann alfo wohl ein Etammgut, aber fein Ramilienfideitommiß erric- 
it werden. — Partikularrechte fordern mit. gutem Grunde, daß die Stiftung auch gerichtlich 
eder gar landesberriih beftätigt, in die öffentlihen Bücher eingetragen und ver» 
öffentlicht werde, welches leßtere fich eigentlich von felbft verficht, wenn dad Veräußerung: 
verbot gegen dritte Perfonen wirkfam fein I, weßbalb es auch für die ftandesherrlichen Fa⸗ 
milienfideitommifje dur Art, XIV Nr. 2 erfordert wurde. 

39) Darin liegt der Hauptunterfhied vom Stammgute. Sobald alfo haus 

ſeßlich die Stammgüter für ſchlechthin unveräußerlih erklärt wurden, waren fie aus foldhen 
eifommißgüter geworden. 
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fann daher auch nicht mit Schulden belaftet, nicht dem Konkurfe unterworfen, 
nit durch den Willen der ſämmtlichen Agnaten, ſondern nur dur den legten, 
aller Nahkommen entfchieden darbenden, Befiger aufgehoben werben 40), Jede Ber: 
äußerung bes Familienfideilommiſſes ift nichtig, und es kann das veräufßerte Gut 
von den zur Nachfolge berufenen Anmwärtern vinbicitt werden. — Endlich vererbt 
fih das Stammgut nur im Mannsftamme und in ver Regel nah den Principien 
bes gemeinen Rechts; jeder Erbe leitet dabei als Univerfalfucceffor fein Recht von feinem 
unmittelbaren Borgänger ab,-und es gelten demnach nur biejenigen Perfonen als 
(mögliche) Erben, welche erbfähige Agnaten des legten Stammgutsbefigers find. 
Dagegen in das Familienfiveilommiß wird nad den oben ſchon erwähnten Prin- 
cipien der successio ex pacto et providentia majorum fuccedirt #1), und es 
fönnen daher auch ſolche Perfonen Erben werden, welche ihr Blut nit unmittel- 
bar vom legten Befiger ableiten, wenn fie nur vom Stifter zur Erbfolge berufen 
find, 3. B. die Descendenten von Töchtern des Stifters nad) dem Abgange des 
Mannsftammes #2), Der nad der eingeführten — gewöhnlich befonderen — Suc- 
ceffionsorbnung berufene Fideifommiß-Folger ift in Folge jenes Principe blos 
ESingularfuccefior und braudt daher feine Handlungen des vorigen Befiger8 an- 
zuertennen, welche fein Recht aus ver Fideilommißerrichtung ſchmälern. Nur die vom 
Stifter ſelbſt auferlegten Verpflichtungen, 3. B. Wusftenerungen, Appanagen, 
Alimente u. f. w. verbinden jeden fideifommißbefiger; dagegen Schulden, 
welche fein Vorgänger ohne feinen Konfens auf das Fideikommiß gemacht hat, 
braudt er als folder 2) nicht anzuerkennen, ausgenommen die Nadftiftungen, 
d. h. folde Schulden, zu deren Kontrahirung jeder Inhaber mit Wirkung für 
feine Nachfolger berechtigt ift, wozu aber nur diejenigen zu rechnen find, melde 
zur Erhaltung oder Wiederherftellung des Familienfidellommiſſes im Ganzen oder 
in feinen Theilen nothwendig gemacht werden mußten und bie Grenzen der ge- 
wöhnlichen Erhaltungspfliht des Bamilienfiveifommiß-Inhabers überſchritten. 

Bon Demjenigen, welder ein Familienfiveifommiß neu errichten oder ver- 
mehren will, fordert man jet allerdings Berückſichtigung bes Notherbenrechts 44), 
Der Gegenftand desfelben muß in Orunbftüden 35) (oder Kapitalien) als dem 


40) Intonfequenter aber billiger Welfe laſſen einige Partikulargeſetze (und Echriftfteller) eine 
Auflöfung durch Willendeiniqung aller vorhandenen Agnaten und eines fog. curator nasciturorum 
unter Mitwirfung der Gerichte zu. 

1) Eine Enterbung, welche nicht vom Stifter, fondern vom legten Befiper ausgegangen ifl, 
bat daher feine Kraft. Anders ift es beim Stammgute. 

42) Daß die Mdoptirten, Unebelichen , die Legitimirten, die aus einer Mißheirath oder Ehe 
ur linfen Hand Erzeugten beim hohen Adel von der Erbfolge ausgefchloffen find, ift ein unzmweifel: 
Bafter Sap des Privatfürftenrechts. Doc läßt der niedere Adel die durch nachfolgende Ehe Legis 
timirten zur Erbfolge gelangen, wenn nicht die Stiftungsurfunde dagegen ift. 

43) Anders verhält es fi, wenn er zugleich Erbe des Allodialvermögens ift. 

+4) Nur die Standesherren brauchen es nicht zu berüdfichtigen, da ihnen ein völlig unbe, 
fhränftes Autonomierecht , ganz wie die ſouveränen Famillen es geniehen, beigelegt worden tft. 
Denn nach Art. XIV Nr. 2 bedürfen ihre „Verfügungen“ feiner Beftätigung durch bie 
Landeöberren, fondern nur einer Borlage bei diefen zur Prüfung, ob fie nicht etwas mit der 
Derfaffung des Staates Unvereinbarlihes entbalten. Vergl. darüber Zöpfl StR. $. 315. 

36) Partifularrechte beftimmen regelmäßig ein Minimum des Erirages; — für die Feſt— 
fegung eines Maximums [prähen aber die gewichtigften volitiſchen Gründe. 
Wird diefe in rubigen Zeiten unterlaffen, dann ift zu fürchten, daß in den Tagen leidenfchaft: 
licher Erregtbeit die Forderung nad völliger Befeitigung diefes Nechtsinftitutes, wie fie ſchon im 
8. 38 der Frankfurter „Grundrechte“ auögefprochen ward, mit größerem Erfolge als bisher geftend 
gemacht wird, zumal es an zahlreichen Gegnern des Inftitutes nicht mangelt! 
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Grumbftode beftehen, woran fih dann verſchiedene Sahen, 3. B. Bibliotheken, 
Gemäldefammlungen u. ſ. w. als Zubehör anſchließen fünnen. — Daß der Inhaber des 
Fideitommifjes wahrer Eigentümer vesfelben fei, gilt jegt in der Theorie für aus— 
gemacht; nur iſt fein Recht befchränft durch die Rüdficht, welche er auf die durch 
den Willen des Stifters zur eventuellen Erbfolge berufenen Berfonen, die foge- 
nannten Anwärter, zu nehmen bat, alfo durch die Pfliht, das Yamiliengut in 
feiner Integrität zu erhalten. Hieraus ergibt fi, daß der Inhaber des Familien⸗ 
fideilommiſſes alle im Eigenthum enthaltenen oder daran gefnüpften Befugniffe, 
öffentlich-rechtliche und privatrechtliche, auszuüben habe, 3. B. das Standſchafts⸗ 
recht, Gerichtsbarkeit und Polizei, Patronatsrehte u. ſ. w. Er hat die das Fidei— 
tommiß betreffenden Procefie zu führen und das Gut nad eigenem Ermefien zu 
bewirthſchaften; die erzielten Früchte werden fein uubefhränktes Eigentbum, und 
nur an dieſe können ſich feine Gläubiger halten, nicht aber an die Subftanz des 
Fideilommiſſes. Den Anwärtern fieht nur das Recht der Intervention in bie 
Rehtöftreitigkeiten und die Befugniß zu, ihr künftiges Vindikationsrecht hinfichtlich 
veräußerter Fideilommjßgüter durch Protefte zu wahren 46), 

Kehren wir nun nach diefem Abriffe ver Gefhichte und Theorie der Stamm: 
und Familienfideitommißgüter wieder zu unferem Ausgangspunkte zurüd. 

Wir haben oben bereits einer dur die nicht Mar genug gegebene Wortfafjung 
des Art. XIV Nr. 2 der deutihen Bundesafte veranlaßten Kontroverfe Erwähnung 
zeihan. Ein anderes Bedenken könnte dem Umftande entnommen werben, daß bie 
Bundesakte im erften Sage nur von Familien-Berträgen, nicht aber aud von ein- 
feitigen Dispofitionen und vom Herlommen fpridt. Da nämlid, wie wir gefehen 
haben, bie abeligen Stammgüter auf Herfommen, bie fogenannten Fideikommiſſe aber 
auf allen Arten von Willensvispofitionen,, insbefondere auh auf ZTeftamenten, 
beruhen; fo würbe eine am Buchftaben haftende Interpretation zu dem Refultate 
führen, daß bie eigentlihen Stammgüter gar nicht und von ben Fideikommiſſen 
eine große Zahl, nämlih alle auf einfeitigen Dispofitionen beruhenden, nicht 
wieberhergeftellt werben wollten. Es unterliegt jedoch — um mit Zöpfl (Staats- 
recht $. 314) zu reden — feinem Zweifel, daß damit (nämlich mit dem Worte 
Familienverträge) alle Arten von Hausftatuten, Yamilienverträgen, Zeftamenten 
u. dergl. begriffen werben wollten, welche die Grundlagen der Hausverfafjung der 
Randesherrlihen Familien bis zu ihrer Mebiatifirung gebilpet hatten, und daß 
ah das Familienherfommen, welches ſich in verjelben ohne Einkleidung in ur- 
kundliche fchriftlihe Form vor ihrer Mediatifirung erweislich gebildet hatte, eben- 
falls die gleihe Gewährleiſtung fernerer Gültigkeit finden fol. 

Die praktifche Bedeutung der hier in Rede ſtehenden Beftimmung ber Bundes» 
alte Liegt alſo vornämlicd darin, daß den Etanbesherren nicht blos für die Zu- 
kuınft das Recht zur Erridtung von fogenannten Familienfiveifommiffen mit ven 
damit regelmäßig in Berbindung ftehenden Anorbnungen zu Gunſten ber nicht 
zum Genuffe fommenven übrigen Yamilienglieder garantirt ift, fondern daß auch all’ 
ihre aus ber Reichszeit ftammenden Stammgüter und Familienfideilommiffe, ſoweit 
es ohne Kränkung der während ver Rheinbundszeit wohlerworbenen Rechte geichehen 
fonnte, wieder hergeftellt wurden. 


6) Partikularrechtlich find die Rechte der Anwärter oft bedeutend erweitert So können fie 
4. B. nad bayerifchen Rechte (VII. Beilage zur Berfafiungsurkunde 8. 71) bei fchlechter Bewirtbe 
\haftung durch den Inhaber gerichtliche Verwaltung des Fideitommiffes, Abnahme beweglicher 
Jugebörungen und Uebergabe zur Verwahrung an ein Familienglied oder and Gericht fordern, 
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Wir fahren nun in der Aufzählung und Erläuterung der den Standesherren 
eingeräumten perfönlihen oder allgemeinen Rechte fort. Es follen 

6) die ftandesherrlichen Familien in dem Staate, zu dem fie gehören, die 
privilegirtefte Klaffe bilden, insbefondere in Anjehung der Be: 
fteuerung. (Art. XIV lit. b.) ö 

Auch diefer Say hat zu einer Kontroverfe Anlaß gegeben. Es fragt fid 
nämlich, ob, wenn ein Staat verfafjungsmäßig überhaupt feine privilegirten Unter- 
thanenklaſſen hat, tie Standeöherren über Berlegung ihrer bundesmäßig garan- 
tirten Rechte ſich befehweren können, wenn aud ihnen feine Privilegien, insbefonvere 
binfichtlidy der Befteuerung, eingeräumt werben ? 

Die Einen verneinen dieſe Frage, die Anderen bejahen fie, und die Yanbes- 
gefeßgebungen haben theil® eine (geringe) Begünſtigung gemährt, theils ſolche ganz 
verweigert. Wir glauben, daß eine unbefangene Auslegung diefer Beftimmung ber 
Bundesafte zur Bejahung der geftellten Frage gelangen muß, mag man fid nun 
an den Wortlaut oder an ben Geiſt berfeiben halten Denn die Worte: „fie 
bilden die privilegirtefte Klaffe” deuten boh gewiß an, daß man ben 
Stanvesherren einen Vorzug habe gewähren wollen, ſchon nad der römiſchen 
Rechtsregel: „privilegia ita intelligenda, ut aliquid tribuant ultra jus commune.* 
Es heißt aud nit: die Standesherren gehören zur privilegirteften Klaſſe, fon- 
dern fie bilden die privilegirtefte Klaſſe. Sie follten alfo, — das ift der offen- 
bare Sinn unferer Stelle —, wenn [don privilegirte Klaffen vorhanden wären, 
noch mehr als diefe privilegirt fein, wenn aber feine ſolche beftänden, doch wenig- 
ftens bie privilegirten Unterthanen bilden. Nach ver gegentheiligen, fein Recht auf 
Privilegien im gegebenen Falle annehmenden, Auslegung würde unfere Beftimmung 
offenbar als eine nuglofe und finnlofe erfcheinen, welche Interpretation aber den be 
fannteften Auslegungsregeln zumiderläuft. Aus dieſen Gründen "hat denn auch bie 
Bundesverfammlung im Jahre 1819 die Beſchwerde des Fürften von Thurn und 
Zaris gegen die kgl. würtembergifhe Regierung, melde den Mediatifirten feine 
Steuerbegünftigung gewährt hatte, für begründet erachtet und — unter Abweifung 
ber vom Orafen von Waldef Namens der Mehrzahl der Meviatifirten geftellten, 
aber nah ihrer Anfiht in der Bundesafte nicht begründeten, Forderung ber 
Steuerfreiheit — die Gewährung einer Steuererleihterung als durd bie 
Bundesakte geboten erklärt 97), 

Bezüglih des Maaßes der zu gewährenden Steuerbegünftigung ift beim 
Stillfhweigen der Bunvesafte nah dem ſchon früher Gefagten auf die bayeriſche 
Deklaration von 1807 zu verweifen, welde unter lit. H. 12 und 13 den Standes 
herren Zollbefreiung von allen zu ihren eigenen Hausbebürfniffen erforberlichen 
Konfumtibilien und Befreiung von ver Entrihtung der Chauffeegelver innerhalb 
des mebiatifirten Gebietes gewährte, welde Begünftigungen vielfach, z. B. durch bie 
IV. Beilage zur bayerifchen Berfaffungsurkunde von 1818 8. 53—56 unter ausdrüch⸗ 
licher Bezugnahme auf das im obigen Sage der deutſchen Bundesafte „ihnen zuge 
dachte Vorrecht“ nod viel weiter ausgebehnt wurden. 

7) Envlid haben die ftandesherrlihen Familien laut der bayerifhen Dekla- 
ration (lit. A 6) das Ehrenrecht zu beanfprucen, daß in den ſtandesherrlichen 
Drten das Kirhengebet nad dem Souverän aud für fie verrichtet und ein 
Trauergeläute abgehalten werde. Partikulargefege haben dieſe Ehrenrechte mit- 


— —— — — 


47) Vergl. Vollgraff a. a. O. Beilage XVII ©. VI u. ff. 
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unter nod weiter ausgebehnt, z. B. auf das Recht, fi eine Ehrenwade in den 
Schlöfſern ihres Wohnfiges zu halten 48), 

I. Die den ftandesherrliden Familienhäuptern insbefondere 
zuſtehenden Rechte find folgende: 

1) Den Fürften gebührt nad einem Bundesbefchluffe vom 18. Auguft 1825 
das Prätifat: Durdlaudt und den Grafen nah einem Bundesbefchluffe vom 
13. Februar 1829 das Prädikat: Erlaudt. " 

2) Nach der bayerifhen Deklaration (lit. A 11) follen die ſtandesherrlichen 
Familtenhäupter in peinlihen Fällen durch ein Gericht von Ebenbürtigen 
gerichtet werben 9). 

3) Laut berfelben Rechtsquelle (lit. A 13) genießen die in Rede ſtehenden 
Berfonen ferner das Recht, über Familienglieder Bormundfhaften und 
Kuratelen zu beftellen, vie jebod der Beſtätigung durch die Iandeöherrlichen 
Mittelgerichte bedürfen 59). 

4) Diefelben haben das Recht, unftreitige Berlaffenfhaftsverhand- 
lungen über Mitglieder der Familie durch ihre Kanzleien vornehmen 
und erledigen zu Iaffen (bayerifhe Deklaration lit. A 10). 

Betrachten wir nun 

B. die dinglichen oder befonvderen Rechte der Standesherren im 
oben angegebenen Sinne, fo ift hleher zunächſt zu zählen: 
| a) das Redt der Landflandfhaft, welches den Häuptern 51) ver 
ftandesherrlihen Familien in dem Bundesflante eingeräumt ift, zu dem fie ge- 
hören: „Sind die Häupter diefer Häufer die erften Standesherren in dem Staate, 
zu dem fie gehören“. (Bundesalte Art. XIV lit. b.) 

Die Einreihung dieſes Rechts unter die dinglichen, d. h. den Beflg einer 
Standesherrihaft vorausfegenden, Rechte der Stunbesherren ift übrigens meniger 
dur den eine Saat von Kontroverfen in ſich bergenden Wortlaut der Bundes 
alte gerechtfertigt, als durch den Geift derfelben und bie meiften damit harmoni- 
renden Bartikulargefeugebungen. Es ift nämlih in der Bundesakte wortdeutlich 
gar nicht gefagt, daß das Standſchaftsrecht den Befig einer Standesherrfchaft in 
dem Staate, in welchem ed beanfprudt werden möchte, vorausfege, fondern es 
wird dasfelbe nur an die Bedingung der Zugehörigkeit zu einem Staate gefmüpft. 
Nun Tann man aber — was Niemand beftreiten wird — zu einem Staate ge 
hören, ohne Grundbeflg tarin zu haben, unb umgefehrt in einem Staate mit 
Grundbeſitz angefeflen fein, ohne demfelben perſönlich als Unterthan anzugehören. 
Dieß angewandt auf die Standesherren ließe fih wohl die Frage aufwerfen, ob 
ein Stanbesherr, deſſen Stanbesherrfhaft z. B. in Bayern gelegen iſt, ber aber, 
von feinem oben erwähnten Rechte des freien Aufenthaltes in allen Bundesſtaaten 





#) — Bayern 8. 13 der IV. Derfaffungäbeilage. Preußen $. 11 der Inftruftion vom 30. Mat 


uf. w. 

w) Die Zufanmmenfegung dieſes Gerichts und fein Proceßgang tft dafelbft überhaupt und 
dann im &. 8 der IV. Beilage zur baverifhen Verfaſſungsurkunde näher regulirt. Diefes Gerichts 
flandevrivileglum ift jept in Bayern befeitigt, worüber weiter unten dad Nähere. In Preußen 
un — vom 12. November 1855 wieder hergeſtellt Rönne, 1. Bd. Ji. Abthlg. 

o u ff. 

5) Nach * 10 der IV. Beilage gebt das Recht hiezu, wenn die Häupter ſelbſt betheiligt 
find, auf die oberen Juftigbehörden des Staates über und iſt dem Juſtizminiſterlum die „Ober: 
aufficht· über Randesherrlihe Vormundſchaften vorbehalten. 

#9) Die Frage, wer ald Haupt der ftanbeöherrlichen Familie anzufehen fei, muß aus den 
jeweiligen Familienftatuten oder Obfervangen beantwortet werden. 
Diuntf@li nun Brater, Deutſches Staate ⸗Woͤrterbuch. X, 13 
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fowie dem Rechte, in fremde Dienfte zu treten, Gebrauch machend, fein Domicil 
in Wien aufgefchlagen ober im öfterreihifhen Staatsbienfte fi befindet, das 
Standihaftsreht in Bayern oder in Defterreich oder, ſoweit es thatfächlich mög— 
lich ift, in beiden Staaten zugleich in Anfprud nehmen könne? Der nadte Wort: 
laut der Bunbesafte würde offenbar zur Bejahung ver legteren Witernative 
binführen, denn der fraglihe Standesherr „gehört“ in der That ſowohl Bayern 
als Defterreih an, dem erfteren jedenfalls ald fogenannter Staatsforenfe, dem 
legteren als perfönlicher Unterthan; mehr aber als die Zugehörigkeit zu einem 
Staate wird in der Bundesalte ſcheinbar nicht gefordert. Wäre nun das, mie 
einige Publiciften annehmen, die richtige Erklärung unferer Gefegesftelle, dann 
müßte man das Recht ver Landſtandſchaft unter die allgemeinen oder perfünlichen 
Rechte der Standesherren ftellen und fonfequenter Weife aub zugeben, daß dasſelbe 
durch die Beräußerung ber Standesherrſchaft nicht verloren werben könne, wie benn 
in der That in Preußen 14 Standesherren verfaffungsmäßig zur Mitgliedſchaft 
im Herrenhaufe fhon darum als berechtigt gelten, weil fie perfünlih dem preufl- 
fhen Staatsverbande angehören, aud ohne die Vorausfegung bes Beſitzes einer 
in Preußen gelegenen Standesherrſchaft 5%. — Allein wir halten diefe Auslegung 
ber Bunbesafte für eine irrige, weil fie dem Willen der Verfaſſer derſelben offen- 
bar zumiber if. 

Man hatte ja bei Abfaffung der Bundesafte, was im Hinblide auf die oben 
fhon hervorgehobenen Ausdrücke verfelben Jedermann zugeftehen muß, immer bie 
Berhältniffe im Auge, wie fie zur Zeit des beutfchen Reiches maßgebend waren; 
man wollte bavon erhalten, was fih den Umſtänden nad eben erhalten lief. 
Darnach aber kann es gar feinem Zweifel: unterliegen, daß das vormalige Reihe. 
ftandfchaftsrecht der jegigen Stanbesherren ein fogenanntes politifches Immobiliar⸗ 
recht gewefen ift, daß es ihnen nur als Befigern von unmittelbaren, mit Yandes- 
hoheit verfehenen und zu Sig und Stimme auf dem Reichdtage berehtigenden 
Gebieten des Reiches zuftand, was ſich zur Evidenz daraus ergibt, daß ein Reiche 
ftand fo viele Stimmen auf dem Reichstage zu führen berechtigt war, als er reidhe- 
ftändifche Territorien befaß. — Das den Standesherren gewährte Recht der Land- 
ſtandſchaft follte nun aber offenbar ein Erjag fein für die dur die Auflöfung 
bes Reiches zu Verluſt gegangene Reichsſtandſchaft. Die Bafis diefes Rechts, der 
Territorialbefig, ift aber viefelbe geblieben, wenn aud der Umfang feines Wir 
fungsfreifes ſich verengert hat, da an bie Stelle des Reiches die einzelnen Bundes: 
ftaaten getreten find. Es ift fonach nicht einzufehen, wie aus dem früheren ding— 
lihen Rechte auf einmal ein rein perſönliches Vorrecht geworden fein ſoll. 
Mit Recht haben darum auch die der Zeit ver Bundesakte zunächſt ftehenven Ber: 
faffungsurfunden das in der Bundesalte mit Worten, welchen aud hier wiederum 
der Stempel der Eilfertigfeit des ganzen Machwerks aufgeprägt ift, gewährleiftete 
Recht ver Landftandfhaft ausprüdlih an die Bedingung des erblidhen Beſitzes 
einer Stanbesherrfhaft geknüpft. „Die Kammer ver Reihsräthe" — heit es im 
8. 1 Titel IV der bayerifhen Berfaffungsurfunde — „ift zufammengelest 
————— 4). den Häuptern der ehemals reichsſtändiſchen, fürſtlichen und gräflichen 
Familien, als erblichen Neihsräthen, fo lange fie im Befige ihrer vor⸗ 
maligen reihsftändifhen, im Königreihe gelegenen Herrſchaf— 
ten bleibend3)." Damit ift denn auch für diefe Staaten Mar beftimmt, daß durch 


52) Bergl. Rönne, Staalsrecht der preußlihen Monarchie I. Bd. 11. Abthlg. S. 250 n. 6. 
53) Uebereinſtimmend theild wörtlich, thells dem Einne nah iſt $. 28 der badifden, 
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bie Beräußerung der Standesherrichaft das Recht der Landſtandſchaft für die be 
treffende Familie verloren geht 5%), wie aud das Reichsſtandſchaftsrecht durch den 
Berluft der reichsftändifchen Territorien eingebüßt wurde, nicht aber, wie aud) 
fhen behanptet worben ift, auf jeden neuen Erwerber ohne Weiteres über- 
gegangen iſt. 

Steht fo nun feft, daß das Recht der Landftandfhaft von den Häuptern ber 
fandesherrlihen Familien nur unter der Vorausjegung bes Beſitzes einer nad 
den Grundbfägen des fogenannten Privatfürftenrehts erworbenen Standesherrſchaft 
in Anſpruch genommen werben fann; fo fragt ſich noch weiter, ob ein Standes» 
berr, deſſen Befigungen in mehreren Staaten des deutfhen Bundes gelegen find, 
—— derſelben zur Mitgliedſchaft in der Ständekammer berechtigt ſei oder nur 

em ? 

Die Kontrahenten der Bundesalte ſcheinen der Meinung gewefen zu fein, 
daß die fandesherrlihen Häufer durd die Vorgänge am Anfange unferes Jahr- 
hundert8 je einem beftimmten Staate mit voller Unterthanenfhaft unterworfen 
und daher auch nur in Einem Staate zur Landſtandſchaft berechtigt fein follten, 
denn es heißt in der angezogenen Stelle der Bunbesafte: „in dem Staate, zu 
dem fie gehören”; während, wenn man von der Idee ausgegangen wäre, daß 
die Standeaherren mehrerer Staaten Unterthänen und Landſtände zu gleicher Zeit 
jolten fein fünnen, man fi wohl eines andern Ausprudes bevient haben würde. 
Die Natur der Sache ſcheint auch zu fordern, daß ein Stanvesherr nur Einem 
Staate volllommen d. h. mit Perfon und Gut unterthan fei, denn eine mehr- 





$. 52 der heffendarmftädtifchen, 8 129 der würtembergifihen, 8. 32 Ziff. 2 und 
41 Bf. 3 der kurhefſiſchen Derfaffungdurfunde (von 1831 und 1852), 8 94 Ziff. 2 und 
. 85 Ziff. 2 der bannoverifchen Verfaffungsurfunde (von 1833 und 1840), $. 2 des naf> 
auiſchen Patents (von 1814), 88. 63 und 64 der fähfifchen Berfafjungsurfunde. 

64) Die in unferen Tagen in Würtemberg aufgerauchte Etreitirage, ob ein Gtandeäherr, 
welder feine Standeöberrfchaft veräußert, fpäter aber wieder durch Kauf an ſich gebracht bat, 
die dur jene Veräußerung verlorene Landſtandſchaft durch diefen Rückerwerb wieder erworben 
babe, wurde durch einen den flrengen Recktegrundſätzen unferes Erachtens vollkommen entfpres 
enden Majoritätsbefchluß der dortigen erften Kammer, entgegen den Gutachten von Rob. von 
Mobl und Prof. Zöpfl, verneinend entfchieden. Bergl. die „Verhandlungen der würtem- 
bergiichen Kammer der Standeöberren”, 2Bfte Sigung vom 16. Februar 1865 und den dazu ges 
börigen „Bericht der flaatärechtlichen Kommiffion über den von dem Grafen zu Erbach-Erbäch 
erhobenen Antpruch auf Anerkennung feines Standihaftsrechtes im Königreihe” vom 14. Januar 
1865 , nebft dem Votum ded Korreferenten Fürſten von Waldburg-Wolfegg:Waldfee. — lieber 
den Einfluß, welchen die Veräußerung der flandesberrlihen Befigungen auf 
den Redhtözuftand der Gtandesberren überhaupt ausübt, find indeß die Meinungen ſehr getbeilt. 
Die Einen meinen, mit der Veräußerung aller ehemals reicheftändifchen Befigungen erlöfchten 
nit blos alle rein dinglichen, fondern auch jene perfönlichen Vorrechte von felbft, welche nur 
antet Borausfegung der dinglihen und mit Rüdficht auf diefe zugeftanden worden felen, wie 
dab Recht der Ebenbürtigkeit und der hobe Adel (4. B. Mauren — Grundzũge des 
—5* deutichen Staatörehts $. 134, Pözl, Lehrb. des bayer. Verfafjungsrechtes II. Aufl. 
8.193). Die Anderen dagegen behaupten. es gingen mit jener Veräußerung wohl die dinglichen, 
nitt aber die perfönlichen echte der ee verloren (Zaharlä St. u. BR. 1. 476, 
Zönft IE. 325. Held Verf. R. U. ©. 630 R. 2). Diefe leptere Anficht ſcheint uns die richtige 
vu fein. Uebrigens befteht für die Standesherren unzweifelhaft nach der bayer. Deklaration lit. H. 
14 noch die Pflicht, vor der Veräußerung ihrer Standesherrſchaften der betreffenden Regierung 
Anpeige zu machen, damit diefe von dem Vorkaufsrechte- Gebrauch machen könne. — Die Krane, 
ob die ſtandesherrlichen Vorrechte auf den Käufer der Standesberrſchaft übergeben, iſt wohl 
dahin zu beantworten, daß bie-perfönlichen Rechte gar nicht, und von den dinglichen jene nicht 
über welche, wie 3.8. bie Standfchaft, einen höheren Charakter an fi tragen, ald die ein 
füßen gutäherrlichen Mechte, wie 5. 3. die Gerihtöbarfeit in erſter Inftanz. 
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fache volle Unterthanenfhaft kann unter Umſtänden ſowohl für das Individuum 
als den Staat unleivlihe und unlösbare Schwierigkeiten mit fi Bringen, was 
insbefontere bei einem Mitglieve ver Kammern verfchiedener Staaten feines Be- 
weifes bedarf, da basfelbe die Interefien jedes Staates nad beftem Wiffen und 
Gewiffen vertreten fol, aber „Niemand zweier Herren Diener fein kann.“ Nur 
jo viel läßt fi principiell rechtfertigen, daß Jemand dem einen Staate vollftändig, 
dem andern dagegen nur mit Grund unt Boden unterthänig fei; und fo möchten denn 
die deutſchen Standesherren je nad ter örtlichen Yage ihrer Beſitzungen, unbe 
ſchadet ihrer vollen Unterthanenfhaft in Bezug auf jenen Staat, in welchem ihre 
Hauptbefigungen gelegen find, immerhin nod zu anderen Staaten im Berhältnifie 
von bloßen Staatsforenfen ftehen. Diefen principiell allein zu vechtfertigenden und 
mit dem Wortlaute der Bundesafte im Einklange ftehenten Standpunft verſuchte 
denn auch die würtembergifhe Negierung gleih anfangs einzunehmen, indem fie 
in ihrem Üelöftatute beftimmte, daß ein Meviatifirter nur Einem Staate als 
Stanvesherr angehören könne, und dann gegen die von dem Yürften von Thum 
und Taris deßhalb bei ver Bundesverfammlung erhobene Beſchwerde bemerkte: e# 
fei ihr von dem Fürften angefodhtener Grundſatz fo fehr in ver Natur der ftaatd- 
rechtlihen Verhältniffe und ver politifhen Rechte und Pflichten eines Landſtands 
gegründet, daß er als Regel nicht aufgegeben werben könne. Die zur Prüfung ber 
Taris'ſchen Beſchwerde vom Bunde niebergefegte Kommiſſion dagegen bejahte unfere 
Trage im Sinne des Fürften von Taxis aus Gründen, deren Wivderlegung uns 
bier zu weit führen würde 59), Und fo ift ed denn Staatenpraris geworben, bie 
Standesherren, deren Stanvesherrfhaften in verſchiedenen Staaten gelegen find, 
in all’ diefen zur Landſtandſchaft zuzulaffen und zwar überall, wo das Zwei— 
fammerfyftem befteht, in der erften Kammer 56), 

Endlid gehören zu den dinglichen Rechten der Standesherren noch 

b) eine Reihe von gutsherrlihen Befugniffen, von denen zwar 
die einen wahre Privatrehte find und aus dem Eigenthum an Grund und Boden 
abgeleitet werben fönnen, die anderen aber ihrem Wefen und Urfprung nad rein 
ftaatsrehtliher Natur find, was die Bunvesafte keineswegs verkennt. Sie ftellt 
nämlich unter lit. ec das Princip auf: „Es follen ihnen (den Standesherren) überhaupt, 
in Rüdfiht ihrer (Perfonen, Familien und) Befigungen, alle viejenigen Rechte 
und Vorzüge zugefichert werden, ober bleiben, welde aus ihrem Eigenthum 
und deſſen ungeftörtem Genuß herrühren und nidt zu ber 
Staatögewalt und den höhern Regierungsrehten gehören", 
und rechnet „insbefondere und namentlih"” dazu unter Nr. 4: „Die Aus— 
übung der bürgerlihen und peinlihen Gerechtigkeitspflege in 
erfter, und wo die Befigung groß genug ift, im zweiter Inftanz, der Forſt— 
gerihtsbarfeit, Ortspolizei und Auffiht in Kirden- und Shulfaden, 
aud über milde Stiftungen, jevoh nah Vorſchrift ver Randesgejege, 
melden fle, ſowie der Militärverfaffung und ver Oberaufficht der Regierungen über 
jene Zuftändigfeiten, unterworfen bleiben“. 

Zur Erläuterung biefer vielfah mißverftandenen Beftimmungen bemer- 
fen wie kurz Folgendes: Auf den erften Blick erfennt man zwar eine 
große Aehnlichkeit zwifhen ihnen und ben oben befprodhenen Artikeln 26 


56, Vergl. die Beilage Nr. XVII bei Bollgraff a. a. ©, 
56) Genügen aber auch bloße Parcellen eines reichsſtändiſchen Gutes, um In dem Staale, 
im deſſen Gebiet fie binelnreichen, Landſtandſchaft ausüben zu dürfen?! 
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und 27 ber Rheinbundakte, aber auch bie Unterfchleve zwiſchen beiden fprin- 
gen in bie Augen. In den beiden Verträgen wurden ben Stanbesherren bie 
höheren oder wefentlihen Rechte der Souveränetät in Konfequenz ihrer Subjeltion 
unter die Staatögewalt der deutſchen Bunbesfürften für immer entzogen, dagegen 
ihnen zablreihe Befugniffe gelaffen, welche fie noch immer als eine Klaffe von 
ganz befonders bevorredteten Unterthanen erfheinen ließen. Wenn aber mande 
Shriftfteller meinen, daß die Kontrahenten der Bundesakten von 1806 und 1815 
vie Standesherren zu einer Art von untergeorbneten Landesherren haben machen 
wollen, und fih zum Beweife dafür auf die venfelben eingeräumten Rechte ber 
Gerichtsbarkeit u. w. und beſonders auch darauf berufen, daß in beiden Alten bie 
Rebe fei von den „Beflgungen“ (possessions) der Standesherren, worunter man 
nah bem ganzen Zufammenhange nichts Anderes verftehen könne als die Terri— 
torien, über welche fie vor der Subjeltion als volle Yandesherren geherrfcht hätten; 
jo verfennen fie den Unterſchied der beiden Berträge. Es bat damit feine Richtig- 
fit, wenn man blos bie Rheinbundalte im Auge behält, wie wir oben ſchon bes 
Beiteren bargethan haben; anders dagegen verhält es fih, wenn man bie Be- 
fimmungen der deutſchen Bundesakte unbefangen einer Prüfung unterftelt. Da 
fällt doch vor Allem auf, daß, während in der Rheinbundafte die den Standes- 
herren entzogenen Rechte der Souveränetät namentlih aufgezählt wurden, man 
dieß in der deutſchen Bundesalte unterließ, und dagegen ganz allgemein von Rechten 
der „Staatögewalt und den höheren Regierungsrechten“ ſprach, welche den Stanbes- 
herren nicht zuftändig fein follten. Das geſchah aber doch offenbar in der Abficht, 
fih nicht voreilig den Standesherren gegenüber bie Hände zu binden und nicht 
Rechte aus der Hand zu geben, weldhe man fpäter, nad befferer Einfiht in das 
Beien der Staatsfouveränetät, ald Souveränetätsrechte nicht miffen wollte. Be- 
weist num ſchon diefer Umftand, daß man die Standesherren in eine größere 
Unterordnung unter die Einzelftaaten bringen wollte, als es durch die Rheinbund- 
alte geſchehen war; fo wird dieſe Tendenz noch viel augenfcheinliher, wenn man 
erwägt, in welder Art die Rechte, welhe man den Standesherren beließ, in beiven 
Alten zuerkannt wurden. In der Rheinbundalte werben den Stanbesherren -bie 
Domänen, alle Herrichaftd- und Feudalrechte, die nicht weientlic zur Souveränetät 
gehören (Gerichtsbarkeit, Polizei, Jagd, Fiſcherei u. f. w.), „als Patrimonial- 
und Privateigenthbum“ („comme propridt6 patrimoniale et privée“) belafien: 
Dagegen in ver deutfhen Bundesalte ift zwar auch gefagt, daß ihnen alle „aus 
ihrem Eigenthum und deſſen ungeftörtem Genuß” herrührenden Rechte zugefichert 
werden, aber die Gerichtsbarkeit, Polizei, Aufficht in Kirhen- und Schulſachen, 
auch Über milde Stiftungen felbft wird nit mehr als ihr Patrimonial- und 
Privateigenthum bezeichnet! Nur die „Ausübung“ dieſer Rechte gilt als Ausflug 
Ihres Eigenthums, die Rechte felbft aber find damit fehr deutlich als ver 
Staatsgewalt zuftändig erflärt. Und um gar keinen Zweifel darüber beftehen zu 
laſſen, iſt ſogleich Hinzugefügt, daß auch vie Ausübung biefer Rechte „nad Bor- 
\ärift der Landesgefete" zu geichehen habe 57). Es läßt ſich daher wohl behaup- 





sr) Zöpfl, StR. II. Thl., verkennt offenbar diefen principiellen Unterſchied re der 
Rheinbundakte und der deutſchen Bundesakte, indem er S. 314 fagt: „Es find diefe Beftim- 
mungen der deutfchen Bundesafte unverkennbar der Nbeinbundafte vom 12. Juli 1806, Art. 97 
na ‚„ und haben keinen andern Zweck (?) ala die dafelbft ſchon aufgeftellten Grundſätze 
iu und zum gemeinen Bundesrechte zu erheben”, — und S. 315 weiter bemerft: 
„Durh die Mediatifirung follten die Standesherren in ihren @ebieten nach der ausdrüdlichen 
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ten, daß die Standesherren nah ber Rheinbundsakte noch eine Art von 
untergeorbneten Landesherren bildeten, weil ihnen varnad Rechte, die wir ganz 
entfchieven als Staatsrechte betradyten müffen, als eigentbümlich zuftändige 
belafjen wurden; dagegen gemäß den Beftimmungen der deutſchen Bundesafte 
fönnen viefelben keineswegs mehr als ſolche Landesherren, ſondern nur als eine 
höhere Klaffe von Gutsherren betradtet werden, weil darin bie Rechte ber 
Gerichtsbarkeit, Polizei u. f. m. deutlich genug als der Staatsgewalt zu: 
ftändig betradhtet und nur bezüglich ver Ausübung den Standesherren über 
laffen find 58), ganz fo, wie auch vie fonftige gutsherrlihe Patrimonialgerihtsbar- 
feit mit ven dazu gehörigen Nechten der Polizei, Aufjiht auf Kirchen ꝛc. zc. aus 
einem gewöhnlichen Privatrehte, mas fie früher allerdings gewefen, almälig zu 
einem öffentlichen Rechte, zu einem mittelbaren Staatsamte gemacht worden war. 
Sp ftellte 3. B. das kgl. bayerifche organiſche Edilt vom 16. Auguft 1812, welches 
aud die Gerichtsbarkeitsverhältniffe der Metiatifirten umfaßte, den Grundfag an 
die Spige: „Die gutsherrlihe Gerichtöbarkeit Tann nur von der Duelle aller 
Gerichtsbarkeit im Neihe, dem Souverän, ausgehen, und wird aus deffen 
befonderer Ermädtigung ausgeübt", — weldes Princip in der Ber: 
faffungsurfunde von 1818, Titel VIII 8. 1 mieberfehrt. 

Die Tendenz der in Rede ftehenden Sätze der deutſchen Bundesafte ging 
alfo dahin, den Standesherren jene Rechte zuzufihern, welhe aus ihrer 
Gigenfhaft als Gutsherren einer höheren Ordnung 
gefolgert werben fünnen. An Vollſtändigkeit der Aufzählung dachte man aber nidt, 
ſondern hob nur jene Rechte heraus, welche einen entſchieden öffentlich-redhtlichen 
Charakter an fih tragen, um feinen Zweifel über die Art ihrer ferneren Zuftän- 
bigfeit beftehen zu laffen. 

Aber felbft dieſes Verzeichniß ift nicht vollftändig, und e8 muß dazu aus ber 
ſubſidiär maßgebenven kgl. bayerifchen Deklaration von 1807 nod ‚aufgenommen 
werben: Die Forſt- und Jagppolizei (E. 12); das Recht, neue Unter- 
thanen jeder Glaubenstonfeffion, alfo au Juden, anzunehmen (E. 3); das 
Recht der Nachſteuer jedoh nur gegen auswärtige Staaten, mit denen feine 
Vreizügigkeitsverträge geſchloſſen find (H. 6); das Recht, alle Konceffions- 
gelder zu erheben, wo fie die Koncelfionen "zu ertheilen haben (H. 7); das 
Recht, Reglements und Verfügungen über Oegenftände zu erlaffen, welde 
die Verwaltung ihrer Patrimonial- und Eigenthumsrechte betreffen (C. 2); das 
Recht, Beamte mit entfprehenden Titeln und Uniformen zur Verwaltung ihrer 
Rechte anzuftellen und fih von ihnen einen förmlihen Dienfteid ſchwören zu 
faffen (L. 1 und 7); das Redt, eigene Konfiftorien zu Haben, fowie bas 
Patronatsredt (F. 2 und 7). 


Erflärung der Rheinbundsakte Art. 26 nur die Rechte verlieren, welde zu der Souveränetät 
gehören, und dieß, iſt es, was die deutſche Bundesalte Art. XIV. c unter der Bezeichnung 
„Staatögewalt und höbere Regierungsrechte* begreift, und wobei offenbar an bie 
in der Rbeinbundsakte Art. 26 gegebene Aufzäblung der Souveränetätdrechte angefpielt wird“ (9). 

58) Diejer Punft ift der entjcheidende, Nicht das, wenn auch erblich zuftändige, Auss 
übungsredht von Staatsrechten, fondern die Zuftändigkeit folder zu eigenem Rechte 
macht Jemanden zum Landesberren. Daß die Standesberren Gerichte II. Inſtanz halten, daß 
ihnen die Untertbanen einen Huldigungseid leiften, daß fie fib eine Ehrenwache ns dürfen, 
al’ das hebt die Standesherren wohl über die übrigen Gutäherren empor, macht fie aber gewiß 
nicht, wie Zöpfla. a. O. S. 318 meint, zu fubordinirten Landesherren. Seine durchaus Irrige 
Auffaffung führte ihm konſequent dazu, den Standesherren (S. 317) noch die jura fisch zu 
vindiciren, wovon abfolut feine Mede fein kann. 
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Die Befigungen eines Gutsherrn ftehen aber felbft wieder entweber im volleh 
Eigentbum desſelben, und es find daher den Standesherrn infoferne bundesrechtlich 
garantirt alle aus ihrem Eigenthumsrechte herrührenden Einkünfte, 
Nupungen und Befugniffe, fo imsbefondere ihre Berg- und Hüttenwerle, 
Forften, Flößereien, Jagden, Fifchereien und Weidegerechtigkeiten 59); oder dieſelben 
ftehen im fogenannten getheilten Eigenthum, fo daß den Standesherren in biejem 
Falle alle Rechte des Nutz- und Obereigenthums, die fogenannten vaflal- 
litiſchen, grund» und lehenherrlichen Rechte, zugefichert find, alfo 3.8. das Recht, 
Paffiv- und Aftivlehen zu haben, erftere jjedoh nur vom Lanvesherren, und bei 
letzteren follte in Streitigkeiten die Appellation an das oberfte Yandesgericht gehen, 
und Nitterdienfte Tonnten „nur für den Souverän" verlangt werben (bayerifche 
Deflaration M. 1 und 2); ferner das Recht auf Abgaben an Gelb oder Na- 
turalien, auf Befigveränderungsabgaben, Mortuarium, Naturalfrohndienfte u. ſ. w. 
Meift find aber mit der Gutsherrlichkeit auch gewiffe nugbare Negalien, 3. B. 
Jagd: und FFifchereireht auf fremdem Grund und Boben, Forft- und Bergredt 
u. f. w. verbunden. Auch diefe find den Standes herren belaffen, dagegen alle übrigen 
nußbaren Regalien, welche ven Standesherren vormals in ihrer Eigenfhaft als Yandes- 
herren zuftanden, 3. B. Münzen, Zölle, Chauffeen, Brüdengelver u. vergl. wurden ihnen 
wie die eigentlichen Steuern, Stempeltaren, Judenfhagungen, Acciſen und Umgelver 
u. dergl. entzogen (vergl. bayerifche Deklaration H. 1—4), was ein ſchlagender 
Beweis bafür ift, daß von „untergeorbneten Landesherren“ feine Rede mehr 
fein laun ®), 

1II. Der gegenwärtige Zuftand. 

Wir haben im Borftehenden ein ziemlich vollftändiges Bild bes Rechtözu- 
Randes der ftandesherrlihen Familien, wie er nah dem Wortlaute und Geifte 
der Bundesverträge fein follte, entworfen. Diefer Zuftand follte ein „gleich— 
förmig bleibender“ und ein „in allen veutfchen Bunbesftanten übereinftims 
mender“ fein, fo wollten es vie Kontrahenten ber Bundesalte im I. 1815. 
Anders aber dachte und handelte man in einzelnen Bundesftanten. Schon bald 
rad dem Erlaffe der Bundesafte und dem Zufammentritte des Bundestages in 
dranffurt liefen mannigfadhe Klagen und Beſchwerden von Seite der Stanbes- 
herren bei der Bundesverfammlung ein. Die einen waren gegen die Nichtsaus- 
führung des Art. XIV der deutſchen Bundesakte, die anderen gegen willfürliche 
Aenderungen desſelben gerichtet. Die Bundesverträge waren nämlich als folde 
noch feine Gefege für die einzelnen Bunvesftaaten, fondern fie mußten dazu erft 
gemacht werben durch Verkündigung von Geite der Kontrahenten in den betref- 
fenden Bunbesftaaten 61) Uber nur wenige Souveräne (Preußen, Bayern und 


— 


9 Die Partitularrechte begünftigen die Standesherren oft auch bezüglich der Steuerpflicht 
don Grund und Boden. So find nah bayeriſchem Rechte ihre Schlopgebäude frei von der 
dautſteuer und in der Regel auch von der Einquarrierungdlaft. Sonft müffen fle zwar die Grund» 
md Hausfteuer bezahlen, erhalten aber ein Drittel derfelben wieder zurüderfept, (IV. Verfafiungs: 
beilage &. 12 umd 53.) Preußen find ihre Domänen von ordentlichen Grundfteuern gänzlich 
frei (Rönne a. a. ©. ©. 210-211). 

Die bayerifhe Deflaration H. 2 fagt denn auch ausdrüdlih: „Kein BPatrimontal: 
berr darf hienach fü 3 von feinen Untertsanen eine Ronfumtionsabgabe, unter welchem 
Rımen es gefchehe, erheben”, woraus ſich ergibt, baf der Ausdruf „Untertanen“ nicht immer 
auf den Gegenſatz „Landesherr“ fchließen Täßt. 

64) Arfprümgfich dachte man im Schooße der Bundesverfammlung freilidh daran, eine „nähere 

9° der im Art, XIV enthaltenen Befugniffe von Bundes wegen aufzuftellen; es follte bei 
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Kurhefſen) braten aus freiem Antriebe den Artikel XIV der Bunbesafte zur be- 
friebigenden Ausführung, die übrigen mußten erft dur ven Bund auf Anbringen 
der Standesherren dazu veranlaßt werben 62, Und da zeigte es fi alsbald, daß 
ber eine Zwed ber Bunbesalte, vie Gleihförmigkeit und Uebereinfiimmung 
- des Rechtözuftandes der Standesherren, oft nit einmal innerhalb Eines Landes 
geſchweige denn in allen Staaten zu erreihen war. Mehrere Staaten betraten 
gleih anfangs oder fpäter den Weg ber Unterhandlungen mit den einzelnen ihrer 
Hoheit unterworfenen Standesherren 8), und der Bund billigte es durch wieber- 
holte Kuntgebungen, befonders durch Beihluß vom 24. Mai 1819, daß über 
folhe Punkte und ftreitige Bragen, welde durch die Bunbesalte und die baye- 
rifhe Deflaration nicht erledigt wurden und worüber eine verfchievene Anwen— 
dung nad der eigenthümlichen Befchaffenheit der Bunbesftaaten gewünfcht werde, 
auf dem Wege ber Unterhanblung mit ben. Stanbesherren ein freiwilliges 
Uebereintommen verfucht werde. Käme aber ein ſolches nicht zu Stande, dann 
follten die Verhandlungen dem Bunde vorgelegt und nad der von bemfelben 
im Sinne ber Bundesalte abzugebenvden Erklärung die noch ftreitigen und unerle- 
digten Punkte zum endlichen Abſchluſſe gebradht werden. — Der Bund wollte 
alfo die Regelung ber ftandesherrlichen Rechtsverhältniſſe zunähft ven Territorial⸗ 
fürften überlaffen, aber immer fo, daß auf Beſchwerden der Stanbeöherren er 
felbft ald Vermittler aufzutreten und zu bewirken habe, daß den Stanbesherren 
bie durch die Bunbesverträge gewährleifteten Rechte auch mirklih eingeräumt 
werben. 

Hat nun fo der Bund, den thatfählichen Berhältniffen Rechnung tragend, 
das Princip der Gleihförmigkeit felbft aufgegeben, fo hielt er doch an dem Grunb- 
fate des bleibenden, d. h. durch die Landesgefeßgebung nicht einfeitig zu 
veränbernben ober gar entziehbaren, Rechtszuftandes feft, im Widerſpruche mit ein» 
zelnen Bundesſtaaten, mo eine entgegengefegte er ig Are bereits in ber erften 
Zeit des Bundes manifeftirt hatte. So war z. B. in Würtemberg durch Verorb- 
nung vom Jahre 1817 die Ablösbarkeit grundherrliher Rechte und Einkünfte 
und bie Aufhebung des Erb- und Falllehenverbandes verfügt worden. Hiegegen 
erhob der Fürft Taris Befchwerde beim Bunde und verlangte, der Bund folle 
bewirken, daß jene Verordnung außer Wirkfamfeit gefegt werde. Der würtember- 
giſche Geſandte gab nun bagegen folgende höchſt bemerfenswerthe Erklärung ab, 





den bloßen Grundzügen und Andeutungen des Art. XIV nicht verbleiben, fondern eine „prag- 
matifhe Sanktſon“ aufgeftellt werden. Vergl. den erflen Bundıöpräfidialvertrag vom 
11. November 1816 bei Dollgraff ©. 713 u. fr Bald aber fam man von diefem Gedanken 
ab und überließ die Durchführung des Art. XIV ganz den GEinzelftaaten. 

62) Es gehören hieher die enge vom 17, November 1817 und befonders vom 
1. Oktober 1818, durch welch' Iegteren eine Kommiffion zur Begutahtung der Be: 
ſchwerden der Standeöherren und alles desjenigen, was zur Erfüllung des Aıt. XIV der 
Bundesalte erforderlich ſel, niedergefeßt wurde, 

63, Go erklärte zuerfi Naffau am 29. Januar 1818 beim Bunde, man habe den Weg 
der gütlihen Beilegung und Auselnanderfegung mit den einzelnen Standesherren eingefchlagen, 
da dic Derhältmiffe derfelben böchft verfebieden feien und mittelft Erlaffung allgemeiner 
Vorſchriften dem Art. XIV der Bundesafte nit nachzukommen fei, indem 
manche der dort zugeflandenen Rechte denfelben von gar feinem Wertbe, andere nicht zugeſtandene 
dagegen von Werth feien. — Eine ähnliche Erklärung gab Hannover am 20. April 1818 ab; 
deögleihen BWürtemberg am 31. Januar 1822 und Baden, melde beiden letzteren vorber 
durch allgemeine Verordnungen den Art. XIV zur Ausführung zu bringen verfucht hatten, aber 
durch vielfache Befchwerden der Standeöherren dagegen zur Betretung des anderen Weges vers 
anlaßt wurden. S. Bollgraff ©. 578 u. ff. 
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welde bier um fo mehr eine Stelle verbient als Viele meinen, es gehörten ähn- 
liche Tendenzen erft dem Jahre 1848 an: Es fei eine Kapitulation ber Privi- 
legirten mit dem Zeitgeifte nothwenbig; bie zeitgemäße Umbildung ber perfönli- 
den und Eigenthumsverhältniffe ganzer Klafien von Staatsangehörigen, welde 
mit dem Wohle des Ganzen im Wiverfpruche ftehen, fei nicht blos ein in ber 
Staatsgewalt begründetes Recht, fondern vielmehr eine Pflicht, welche zu allen 
Zeiten ausgeübt worden und werben müſſe. Nur darin, daß. jenes Recht und 
diefe Pflicht zur rechten Zeit erfannt und in dem rechten Maße geübt würben, 
liege das durchgreifende Mittel, den großen Erſchütterungen vorzubeugen, welche 
bie Bernadhläffigung einer fo dringend gebotenen VBorfiht zu allen Bellen und 
unter allen Umftänden zur Folge gehabt hatte. Es fei der Gegenſtand je- 
nes Edikts lediglich ein Gegenftand der inneren Berwaltung und 
Gefeggebung, der fhon als folder der Kompetenz der Bunbesver- 
fammlung nit unterliegen könne. — Diefer Erklärung ſchloß fich der groß. 
beifiiche Gefandte am 28. Juni 1819 an, indem er fagte, er müffe der Mei- 
nung, als feien die Stanvesherren in allen und jeden Rechtsverhältniſſen unab- 
hängig von jeder künftigen Geſetzgebung, entgegentreten und behaupten, daß aüch 
die ſämmtlichen Nehtsverhältniffe der Standesherren tem Nedte 
ver Öefeßgebung keineswegs entzogen werben könnten, benn ſchon vie 
Rheinbundakte hätte die ſtandesherrlichen Befugniffe für Privateigentbum, mithin 
dem Rechte der Gefeggebung unterworfen erklärt, und vie deutſche Bundesakte 
wieberhole dies, indem fie im Art. XIV Nr. 4 gerabe bie ftandesherrlichen Regie- 
rungsrechte der Vorſchrift der Landesgefege unterorbne. Auch fei der Landesherr 
verpflichtet, für die Unterthanen in ftandesherrlihen Bezirken dieſelben Berhält- 
uiffe herbeizuführen wie in andern Bezirken. Ueberdies würden ja bie beutjchen 
Staaten duch jenen Grunbfag in der völligen Aufhebung der Leibeigenſchaft, 
Ablöfung der Frohnden, Verwandlung der Naturalzehnten, Veränderung der Bann- 
tete, „mithin gerade in ben mwohlthätigften und vom Geifte der Zeit am meiften 
geforderten Berbefferungen der Gefeggebung” gehemmt 63 a), 

Es machte ſich alfo bereits im Jahre 1819 die Meinung geltend — und 
wie man zugeben muß ftanben ihr fehr beherzigenswerthe Argumente zur Seite —, 
ald fei eine Aenderung des Art. XIV der deutfhen Bundesalte durch die Territo— 
rialgeſetzgebung wohl zuläffig. Allein die Bundesverfammlung trat den Ausfüh— 
tungen ihrer Kommiffion vom 24. Mat 1819 64) bei, worin jene Meinung aus» 
führlih widerlegt und mit aller Entſchiedenheit die Kompetenz des Bundes in ber 
Beſchwerdeſache des Fürften Taris gewahrt wurde. Wir heben daraus nur ben 
einen gegen die Debuftion des heſſiſchen Geſandten gerichteten und das wichtigfte 
Gegenargument aus ver Bunbesafte felbft enthaltenden Sat hervor: „Der Art. XIV 
hat auch leineswegs alle feine Beftimmungen an bie Bedingungen der verſchiede— 
nen Landesgeſetze geknüpft, fondern er fagt ausdrücklich dieſes nur von der Aus- 
Übung der unter Nr. 4 nambaft gemachten einzelnen Rechte, Gerichtöbarkeit, 
Ortöpolizel u. f. w. und morunter auch wohl foldhe allgemeine Gefege gemeint 
kin fönnen, bie von der eigentlichen Verfaffung der Länder ausgehen und an 
welchen die Standesherren dann künftig Theil zu nehmen haben.” 

Getreu dem bisher eingehaltenen Standpunkte wurde dann im Jahre 1820 
in das zweite Grundgeſetz des deutſchen Bundes, die fog. Wiener Schluß: 





68) Vergl. Vollgraff ©. 587 u. 621 ff. 
di) Siehe Die Beilagen Nr. XVII und XIX bei Bollgraff a. a. O. 
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alte, eine im Artikel 63 enthaltene Beftimmung aufgenommen, welche ven 
Standesherren eine beruhigende Ausfiht auf Abhülfe ihrer immer wieder erhobe- 
nen Beſchwerden wegen Porenthaltung und Verlegung ber ihnen durch Art. XIV 
der deutfhen Bundesakte gewährleifteten Rechte zu eröffnen beftimmt war. Es 
wird darin vor Allem vie Bundesverfammlung als Wächterin über den genauen 
Bollzug des Artikels XIV der deutfhen Bundesalte beftelt: „Es liegt der Bun- 
dbesverfammlung ob, auf die genaue und vollftändige Erfüllung 
derjenigen Beftimmungen zu achten, welde ber XIV. Artikel der Bun- 
desakte in Betreff der mittelbar gewordenen ehemaligen Reihsftände 
und des ehemaligen unmittelbaren Reichsadels enthält.“ Den betref- 
fenden einzelnen Regierungen wird fodann die unverrüdte Aufrechthaltung des 
durch ihn begründeten Nechtszuftandes als Pflicht auferlegt: „Diejenigen 
Bundesglieder, deren Ländern die Befigungen berjelben einver- 
lfeibt worden, bleiben gegen den Bund zur unverrüdten Aufredt- 
haltung der durch jene Beftimmungen begründeten ſtaatsrechtlichen 
Berhältniffe verpflichtet.“ 

Es wird endlich den Stanbesherren ver Schutz bed Bundes gegen Verlegun- 
gen ber ihnen garantirten Rechte fowohl von Seite ver Behörden der Bundes- 
ftaaten ald aud ter gefeggebenden Gemalten felbft in Ausſicht geftellt, aber fo, 
daß die Bundesverfammlung nicht aus eigenem Antriebe einſchreitet, fondern nur 
auf Anrufen der betheiligten Standesherren: „Und wenn glei die, über bie An- 
wendung ber in Gemäßheit des XIV. Artikels der Bundesakte erlaffenen Berorb- 
nungen ober abgefchloffenen Verträge entftehenden Streitigkeiten in einzelnen Fällen 
an die kompetenten Behörden des Bundesftaates, in welhem die Befigungen ber 
mittelbar gewordenen Fürften, Grafen und Herren gelegen find, zur Entſcheidung 
gebracht werben müſſen, fo bleibt denfelben doch, im Yalle der verwei- 
gerten gefeglihen und verfaffungsmäßigen Rechtshülfe oder einer 
einfeitigen zu ihrem Nachtheil erfolgten Tlegislativen Erflärung 
der durch die Bundesafte ihnen zugefiherten Rechte, ber Relurs an 
die Bundesverfammlung vorbehalten, und diefe ift in einem folden Falle 
verpflichtet, wenn fie die Beſchwerde begründet findet, eine genügende Abhülfe zu 
bewirken,‘ ; 

Uebrigens darf man nicht meinen, als fei bie Bunbesverfammlung gemwillt 
geweien, das im Artitel XIV Befhloffene unter allen Umftänden und für alle Zeit 
aufrecht zu erhalten. So jehr fie auch darauf hielt, daß anf dem Wege der Lan- 
desgefeßgebung feine Beränterung zum Nachtheile der Standesherren eintrete, fo 
fonnte ſie ſich doch nicht ber Ueberzeugung verſchließen, daß im Einzelftaatsleben 
Berhältniffe eintreten fönnen, welche eine Aenderung des Artikels XIV als dringend 
geboten erſcheinen liegen. Nur follte in folhen Fällen der Bund ſelbſt die Ab— 
hülfe bewirken. Es klingt das in unverfennbarer Weife ſchon aus dem früher 
erwähnten Rommiffionsbericht vom Jahre 1819 (24. Mai) durch, wo es, nachdem 
betont ift, daß das Staatswohl (Würtembergs) fein hinreichender Grund zur ein- 
feitigen Aufhebung oder wefentlihen Wbänberung der Haren Beftinmungen ber 
Bundesgeſetze geweſen fei, wörtlich heißt: "Bielmebr ſcheint e8, daß nur ber 
gefammte Bund in einem vermeintlichen Kolifionsfalle eine Modifika— 
tion bes Örundvertrages befhließen fünne, und wenn ausbrädlich 
darin garantirte und für die Eriftenz der Stanbesherren fo weſentliche Rechte 
befhränkt oder ganz aufgehoben werben follen, fo müßte doch wohl zuvor mit 
Evidenz nachgewieſen worben fein, daß der Fortbeftand biefer Rechte für das Wohl 
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ber Unterthanen verderblih und für die Ruhe des Staates und fomit aud bes 
Bundes gefährlih wäre, um biebei ein jus eminens eintreten zu laffen.“ 

Obwohl nun vie Bundesverfammlung zahlreihe Beſchwerden „in einem 
den Mediatifirten keineswegs ungünftigen Sinne“ erlevigte oder einer gerichtlichen 
Entiheidung entgegenzuführen fuchte 65), fo ſcheinen bie Stundesherren dennoch 
beforgt zu haben, daß viefelbe in Fritifchen Fällen mehr geneigt fein möchte, „ein 
jas eminens eintreten zu lafien”, als fih an den Wortlaut der Bundesverträge 
zu halten; gewiß ift, daß von ihrer Seite wiederholt um Einfegung einer richt er⸗ 
liden Inftanz zur Entſcheidung über ihre Beſchwerden gebeten wurde 66), Diefer 
Bitte wurde endlih von Seite des Bundes durch Befhluß vom 16. Sept. 1842 
einigermaßen Gehör gegeben, indem befchloffen wurbe, daß bei Rellamationen „gegen 
die zur Bollziehung des Artikels XIV der Bundesverfaffung erlaffenen Verordnungen, 
infoferne dieſe nicht auf Bertrag beruhen over ohne dagegen erhobene Beſchwerde 
in unbeftrittener Wirkfamfeit beftehen, — jedesmal, und bei Rellamationen gegen 
fpätere einfeitige legislative Erklärungen der durch die Bundesafte ihnen zuge 
ſicherten Rechte, jo oft das Bedürfniß ſich dazu zeigt, dem in anderweiten 
Rechtsſachen der Rellamanten zuftändigen Yandesgerichte zweiter Inftanz von der Bun- 
desverfammlung durch die betreffende Landesregierung der nicht abzulehnende Auf- 
trag ertheilt werben fol, ven Streitfall in feinem ganzen Umfange für eine befi- 
nitive Entfheidung nah ber von dem Gerichtshofe überhaupt beobachteten Par- 
tikular oder gemeinrechtlichen Proceßordnung, innerhalb der kürzeft möglichen 
Friſt, zu inſtruiren.“ „Die definitive Entſcheidung — heißt e8 weiter — ift hie 
nächft nach ven Umftänden von der Bundesverfammlung oder, auf einen durch 
Stimmenmehrheit zu faffenden Beſchluß, von einer richterlihen Inftanz, ſoweit 
verfelben der Streitfall von der Bundesverfammlung zugemwiefen wirb, in beren 
Auftrag und Namen zu erlaffen." „Diefe richterlihe Inftanz wird für jeben ein- 
zelnen Ball dadurch gebilvet werben, daß bie Bundesverfammlung durch Stimmen» 
mehrheit vier Mitglieder für viefelbe aus der Lifte ber Spruhmänner für das 
Bun desſchledogericht erwählt, und in Abgangs- oder Sterbefällen erſetzt, ſowie 
daß von diefen erwählten vier Mitgliedern, oder, bei Stimmengleichheit unter ihnen, 
von der Bundesverfammlung ein fünftes Mitglied als Obmann aus berfelben - 
fe gewählt wird”, 

Diefe Inftanz foll jevesmal aud zugleich über den Koftenpunft des richter- 
lihen Berfahrens zu erkennen haben, im Uebrigen aber ſollten alle Beftimmungen 
bes Bundesbeihluffes vom 30, Dit. 1834 über das Bundesſchiedsgericht auch 
bei diefer ridhterlihen Inftanz und ihren Ausfprüchen eintreten 67). 

Trog all’ diefer bundesrehtlichen Normen und Oarantieen wurden bie Rechte 
der Standesherren dennoch durch die Partikulargefeßgebungen mannigfady mobifi- 
cirt, und fo fehen wir befonbers in Folge der Gefeßgebungen des Jahres 1848 
u. ff. zur Zeit den Rechtszuſtand der Standesherren in manden Staaten fo ver- 
ändert und biefelben anderen privilegirten Unterthanenflaffen fo angenäbert, daß 
nur wenige hervorftehende Unterſchiede zwifchen benfelben zu erkennen find. 





65) Bergl. Zaharlä St.R. ı S. 473. 

66) Vergl. jept über ihre Bemühungen in diefer Richtung bei den Wiener Minifterfonferen: 
gen von 1834 die intereffanten Mittheilungen von Friedrih von Weech in defien „Korrefpon- 
— a zur Geſchichte der Miniftertonferenzen von Karlsbad und Wien”, Leipzig 


” . u. II 
67, Vergl. darüber oben Bd. IH. ©. 38 ff. 
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So ift, um blos Bayern ind Auge zu faflen, ihr privilegirter Gerichte- 
ftand in Civil- und Kriminalſachen befeitigt; die Grundherrlichfeit iſt durch 
die Ablöfungsgefege aufgehoben, wobei viele grunbherrlide Rechte fogar ohne 
alle Entſchädigung befeitigt wurden; ihre Aftiviehen können gegen eine ziemlich 
geringe Entſchädigung von ven Bafallen allobificirt werden; ihre Gerichtsbarkeit 
und Polizeigewalt mit Allem was dazu gehört ift wie alle patrimoniale Gerichts- 
barkeit und Polizei ohne eigentliche Entfhäbigung aufgehoben und auf den Staat 
übertragen worden u. f. w. 

Daß durch diefe Geſetzgebung des Jahres 1848 das oben entwidelte Bun- 
de srecht vielfach 68) verlegt wurde, läßt fich gewiß nicht läugnen. Gleihwohl müß- 
ten wir die Frage, ob bie bayerifchen Standesherren deshalb berechtigt feien, auf 
Grund des Artikels 63 der Wiener Schlußakte ven Schuß bes Bundes in An— 
fprud zu nehmen, entfchieven verneinen. Diejenigen von den Stanbesherren näm«- 
lich, welde jener Gefeggebung von 1848 als Mitglieder ver erften Kammer ihre 
Zuftimmung ertheilten, haben eben dadurch auf ihre Borrechte verzichtet, und 
es ift eine befannte Rechtsregel, daß „ad renunciata non datur regressus !* 
Daß aber unter Zuftimmung der Standesherren der Artikel XIV ber beutfchen 
Bundesafte beliebig geändert werben fünne, bat die Bunbesverfammlung von An- 
fang an anerlannt, wie oben gezeigt worben ift; fie müßte alfo folde Rekla— 
manten unbebingt abweifen. Aber auch biejenigen bayerifhen Standesherren, welche 
etwa gegen jene Geſetze außer ober in ber Kammer proteftirt haben, müßten als 
Rellamanten von ber Bunbesverfammlung abgewiefen werben, venn fie haben jeben- 
falls alle ohne Ausnahme die bayerifche Berfafiung anerkannt und fogar bei ihrem 
Eintritte in die Kammer noch eigens beſchworen. Diefe Verfaſſung aber beftimmmt, 
wie feinem berfelben unbelannt fein darf, in $. 7 Titel X, daß zu Abänberungen 
ihres Inhalt — und dazu gehört doch auch die IV. Beilage „bie ſtaatsrechtlichen 
Berhältniffe der vormals reiheftändifchen Fürften, Grafen und Herren betreffend — 
ohne alle Ausnahme außer der Initiative des Königs nur die Zuftimmung von 
zwei Drittheilen der Stimmen bei Gegenwart von drei Viertheilen der Mitglieder 
in jeder Kammer erforberlic fei. Sind nun vie einfchlägigen Gefege von 1848 
unter Einhaltung dieſer Beftimmungen zu Stande gelommen, fo find aud bie 
damals biffentirenden bayerifhen Standesherren zu beren unverbrüdliher Uner- 
fennung und Aufrehthaltung infolange verbunden, als fie nicht auf landesver⸗ 


—m — — 


68) Aber nicht alle Geſetze enthalten eine ſolche Verlegung, denn daß die Territorialgeſetz⸗ 
nebung fogar nah dem Wortlaute der Bundesakte einen großen Spielraum bat, fonnte nur 
zeitweilig vom Bunde felbft verfunnt werden. „Indbefondere” — fagt Zahartä Et. u. BR. I 
S. 478 — „läßt fi nicht behaupten, daß durch Art. 14 Hit. c ter Bundesakte, worin ihnen 
(den Standesherren) alle Rechte zugeſprochen werden, melche „aus ihrem Gigentbum und deſſen 
ungeflörtem Genuffe berrübren”, dieſes Eigenthum den auf allgemeinen Gejepen berubenden Ber 
ſchränkungen des Privateigenthums, neuen Zwangs⸗, Ablöjungd:, Erpropriationd, Gemeinheitd- 
aufhebungs:, Pfand⸗ und Hypotheken⸗Geſetzen entzogen oder deren @ültigfeit von der Einwilligung 
der Standeäherren abhängig gemacht ſei“. Und S. 477 n. 5. bemerkt diefelbe Autorität im 
deutſchen Staatsrechte: „Das Recht der Landftandfchaft fichert ihnen den gehührenten Einfluß 
auf die Geſetzgebung; ein barüber binausgebendes Veto gegen alle das Eigen: 
ıhbum — Geſetze ihnen beizulegen, iſt etwas ın einem organifirten 
Staat rechtlich Unmögliches, und es iſt geradezu undenkbar, daß man bei der 
Aufftellung des Art. 14 die Staatögewalt felbft den negirenden Privats 
Intereffe einzelner Privilegirter babe unterordnen wollen”. Vergl. damit auch die 
Ausführung in Held’s Syſtem des Verfaſſungsrechts, II. Thl. S. 632—633. 


Statuten · Aolliſton. 206 


feffungsmäßigem Wege wieder geändert werben 69), und ein Anrufen des Bundes- 
ſchutzes dagegen käme einem Angriffe auf die bayerifche Verfaffung gleih. — Was 
bier bezüglich Bayerns bemerkt ift, findet feine Anwendung natürlih aud auf alle 
die Staaten, wo Ähnliche Verhältniſſe vorliegen. AU’ ven reflamirenden Stanbes- 
herren folder Staaten müßte man die Worte bed den Stanbesherren nichts 
weniger ald abgeneigten Verfaſſers bes oft citirten Buches über „Die teutfhen 
Etanbesherrn, Bollgraffe entgegenhalten, melde (S. 733) alfo lauten: 
„Einen großen Fehler haben meiner Meinung nah bie Stanbesherren - in 
Bayern, Würtemberg, Baden, Heffen und Naffau dadurch begangen, daß fie die 
ihnen angebotene Tand- over Reihsftandfhaft angenommen haben, denn fie haben 
ſich dadurch den Berfaffungen biefer Staaten unterworfen, während fie hievon 
wmabhängig waren“. — Ja, felbft wenn man unfer Argument wegbemonftriren 
fönnte, dürfte weder die Bundesverfammlung felhft noch aud ein etwa von ihr 
beſtelltes Schiedsgericht aus zwingenden politifhen Gründen ſich in ver Lage be 
finden, am Wortlaute des Artitels XIV der Bundesafte feftzuhalten und Wieber- 
berftellung des früheren Rechtszuftandes der Stanbesherren zu verlangen, fondern 
weit eher ift anzunehmen, daß fie, von der Unmöglichkeit der Wiedereinführung 
al’ jener Rechte überzeugt, ein „jus eminens eintreten laſſen“ würden. 
Uebrigens halten wir uns nicht für berufen, den Standesherren irgend welche 
Ratbichläge in Bezug auf ihre gegenwärtige und zukünftige politifhe Lage in 
Deutihland ertheilen zu wollen: unſere Yufgabe war es, sine ira et studio bie 
Rechteverhältniſſe derſelben im Allgemeinen überſichtlich darzulegen. Berchtold, 


Standrecht, ſ. Belagerungsftanv. | 
Statiftif, f. den Nachtrag am Schluffe des Budftaben ©. 
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Unter biefem der älteren Theorie entnommenen, aber ungenauen Titel wird 
gewöhnlih die ganze Lehre des internationalen Rechts abgehandelt und 
die ſchwierige Frage erörtert, welches von zwei an fih möglihen Redten 
zur Anwendung fomme. Gäbe es nur Ein gemeinfames Recht in der Welt, fo 
würbe jene Frage gar nicht aufgeworfen werden. Nur weil biefelben Verhältniffe 
in verfhiedenen Staaten und fogar an verfchiedenen Orten desfelben Staates ver- 
ſchieden geordnet und beftimmt werben, erhebt ſich leicht der Zweifel, welches von 
diefen Rechten im einzelnen Fall zu handhaben fei. Würben immer nur Orts» 
genofien oder Staatsgenofjen beifammen leben an dem Drte, und in dem Staate, 
dem fie zugehören, fo wäre aud ba bie frage ziemlih müßig. Jede öffentliche 
Autorität würde unbedenklih ihr eigenes Recht fhügen und anwenden unb käme 
gar nicht in die Page, ein anderes Recht zu berüdfichtigen. Aber die Mifhung 
der Ginheimifhen mit fremden an Einem Ort, und der wechlelfeitige Verkehr 
wien beiden unter ſich machen es nothwendig, aud auf die verfhiebenen 
Rechtſordnungen Rüdfiht zu nehmen, mit welden viefe Perfonen fi ver- 
bunden fühlen. Daraus ergeben ſich vie weitern Fragen: 





, Im Großherzogtbum Heffen find die Rechte der Standerherren, unter Abänderung der 
Meiege von 1848 u. ff. wieder hergeftellt durch Gefeg vom 18. Juli 1858. Schon früher, näm« 
lich dutch eg de 10. Juni 1854 und die darauf gegründete Berorbnung vom 12, Rovember 
1855, ift das Gleiche gefhehen in Breußen (Rönne a. a. O. 1. Bd. U. Abtbi. ©. 193 u. ffi 
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1. Inwiefern ift ein Staat berechtigt, beziehungsweife verpflichtet, feine Rechts: 
herrſchaft und feinen Rechtsſchutz auch auf feine Staatsgenoſſen auszubehnen, 
wenn dieſelben im Ausland leben? 

2. Inwiefern iſt die Rechtéherrſchaft und die Rechtspflege eines Staates gegen- 
über von Ausländern, die im Inland leben, dadurch zu mobificiren, daß 
er ihr fremdes Recht beachtet ? | 

In den zufammengefegten Staaten wieberholt fih der ©egenfag der Ein- 
beimifchen und Fremden nochmals, indem es eine engere Genoſſenſchaft ber 
Ginzelftaaten und hinwieder eine weitere Genofjenfhaft des Gefammtftaates gibt. 
Die fih als Ungenofien im Verhältniß zu einem Einzelftant gegenüberftehen (In 
ber Schweiz Kantonsfremde) find hinwieder ald Genoſſen des Gefammtftaats 
(Schweizerbürger) verbunden, und werben ſämmtlich ben eigentlichen Fremden (Aus- 
ändern im vollen Sinn) gegenüber geftellt. Daher haben wir hier eine dreifache 
Adftufung: Ginzelftantsgenoflen (3. B. Bayern, Badener), Oefammiftaatsgenoffen 
(3. B. Deutſche), Ausländer (Nicht-Deutfche). Iene Frage, welches Recht zur Gel: 
tung komme, kann aber gerade deßhalb eine verfhiedene Antwort erhalten, je nad- 
dem fie auf die verſchiedenen Kreife angewenbet wird. 

Im Großen ftehen fih nun in der Beantwortung diefer Fragen zwei Haupt 
grundbfäge gegenüber, die mit einander no im Kampfe liegen. Das eine können 
wir das Perfonalprincip nennen, das andere das Territorialprincip. 
Das erftere geht von der einzelnen Perfon aus, deren Rechtsverhältniß in 
Trage ift, und ift geneigt, Jedermann nad dem Rechte zu bemeffen, welches er 
in Folge feines perfönlihen Verbandes mit einer beftimmten Rechtsgemeinſchaft 
(Staate) in Anfprud nimmt und welches kraft diefes Verbandes über ihn Macht 
bat. Das andere Princip dagegen geht von dem Staate aus, deffen Macht und 
Autorität zunächſt auf ein beftimmtes Gebiet (Land) begrenzt ift, innerhalb 
diefes Gebiets aber auh ausſchließlich die Rechtsordnung beherrfht und be 
ftimmt. Die Konfequenzen des Perfonalprincips führen dahin, je nad der Natio— 
nalität der Perfonen verfhiedene Rechte in demfelben Lande anzuwenden, bie bes 
Territorialprincip8 aber dahin, immer nur dem Einen Landesrecht innerhalb bes 
eigenen Landes Geltung zu verfchaffen. 

Im Allgemeinen folgte nun die Entwidlung aus dem Mittelalter her im bie 
neue Zeit dem Zuge von dem Perfonal- zu dem Territorialprincip. Die alten 
Germanen legten den höchſten Werth auf ven perfönlich-genoffenfhaftlihen, ftän- 
difchen und Volksverband. Jeder trug fein Bollsreht und fein Standesrecht mit 
fih, wohin er fam. Der Romane lebte nah römiſchem, der Franke nad fränfi- 
fhem, der Sachſe nah ſächſiſchem Rechte u. f. f., aud wenn fie alle neben und 
unter einander wohnten. Ebenfo machten ber Klerifer, der Adliche, der Bürger Ihr 
Standesrecht anfangs fo gut ald möglich geltend, auch wenn fie fi in Einer Stabt 
zufammenfanden. Die Ausbildung einer innigeren Lebens⸗ und Rechtsgemeinſchaft 
zunächſt in dem Bereich einer Stadt, dann innerhalb eines Landes, ſowie die 
neuen Ideen der Staatseinheit, der Staatshoheit und ber Rechté— 
gleichheit zerflörten eine Menge herfömmlicher Verſchiedenheiten dieſer Art und 
waren der Ausbreitung des Territorialprincips günftig. 

In dem heutigen Recht der civilifirten Völker gilt überall das Territorial- 
princip als die Regel, und es bedarf befonderer Gründe, um eine Abweichung 
davon zu rechtfertigen. 

Eine ausführliche Darlegung der ganzen au in der Litteratur reichlich ber 
dachten Lehre liegt nicht im Plane dieſes Werkes, Uber einige der wichtigeren An⸗ 
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wenbungen und Beſchränkungen biefes Princips müſſen doch hervorgehoben und in 
Kürze beleuchtet werden. Die meiften Were der Litteratur, aud das neuefte und 
gründlihe Wert von Dr. Bar (Das internationale Privat- und Strafredt, 
Hannover 1862) behandeln nur, ober faft nur bie privatredhtlihen oder ftrafredht- 
lihen Seiten der Trage. Indeſſen erheben fih ganz ähnliche Zweifel auch inner- 
halb des Staats» beziehungsweife des Berwaltungsrehts, und find bier 
nit minder wichtig. 

A. Staats» und Berwaltungsredt. 

1. Das Recht der Staatsgenoffjenfhaft felbft (Indigenat und Staats- 
bürgerrecht im engern Sinn) wirb nod immer burd den perfönliden Verband 
des Einzelnen (Individuum ,. Hamilienhaupt) mit einem beflimmten Staate feftge- 
halten. Auch wenn der Einheimifche im Ausland reist, oder fogar im Aus- 
lande wohnt, bleibt er trogvem in dem Volksverband, dem er urfprünglich ange- 
hörte, und wirb in dem ihm fremben Staate als ein Fremder betrachtet. Er 
bleibt e8 fo lange, als er nicht das perfünlihe Band felber löst, das ihm ein 
Baterland verfhafft hat, ober als er nicht von feinem Heimatlande ausgeftoßen 
und des Bürgerrechts verluftig erklärt wird. Als Einheimifher im Auslande hat 
er einen Anſpruch auf völferrehtliden Schuß feines Heimatöftantes gegen 
völlerrechtswidrige Behanblung in dem fremden Staate, und ein Necht auf Rück⸗ 
lehr in fein Heimatland, 

Hinwieber ift aud der Staat beredtigt, feine Angehörigen aus dem 
remben Lande weg- und zurüdzurnfen, freilih nit aus Laune oder 

illlür, wohl aber aus öffentlich-rechtlichem Grunde, infofern die Anwefen- 

beit im Heimatlande zur Erfüllung einer öffentlichen Pflicht nothwendig ift, 3. B. 
kraft der Militärhoheit zum Zwede der Landesvertheidigung. Der fremde Staat muß 
das gefchehen laffen, weil er das Rechtsband bes Fremden mit deſſen Heimatsſtaate 
anerfennt; aber man kann dem fremden Staate nicht zumuthen, daß er dem ab» 
berufenden Staat in der Ausübung feiner Autorität unterftüge; und es hängt 
ganz von bem eigenen Ermefjen des Aufenthaltsftaates ab, ob er in folge ber 
Abberufung der Fremden durch ihren Heimatsftaat biefelben aus feinem Gebiete 
megweifen oder länger darin ſchützen wolle. 

2. Befteurungsredht und Steuerpflidt. Ift ber Heimatäftant ber 
rehtigt, feine Angehörigen au im Ausland zu beftenern? Iſt der Aufenthalts- 
ſtaat berechtigt, die Fremden im Inland zu befteuern ? 2 

Ein Konflilt zweier Steuergefeßgebungen befteht bier eigentlich nicht, denn es 
it fein logifches Hinderniß vorhanden, welches eine zwiefahe Steuer eines Pflich- 

tigen nach zwei Seiten hin unmöglich macht. Aber thatfählih und aus national- 
wirthſchaftlichen Gründen ift eine Doppelfteuer doch bedenklich; die Belaftung wird 
für den Einzelnen zu groß und die Doppelfteuer wird unverhältnigmäßig, wenn 
fie mit den Vortheilen verglichen wird, welde in der Hauptfadhe dem Stenerpflidy- 
tigen nur von Einer Geite zu Gute kommen. 

Schon frühe ift daher die ermäßigende Regel aufgelommen, daß die Grund— 
ud die Wohnfteuer nur zu Gunften bes Staates beziehungsweife ber Ge- 
meinde erhoben wird, in deren Gebiet das Grundſtück oder die Wohnung liegt. 
Ferner die Regel, daß Reifende und folde Perfenen, die nur einen vorüber- 
gehenden Aufenthalt in einem fremden Lande nehmen, der regelmäßigen 
Steuerpflicht des fremden Landes nicht unterworfen, fondern höchſtens mit einer 
befonderen Gebühr belaftet werben, und daß ber Staat, dem fie durch ihren Wohn- 
ort angehören, die Steuer von. ihnen fordert, obwohl fie zur Zeit fi nicht in 
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feinem Gebiete aufhalten. Freilich wird ſich aud bier der fremde Staat nit um 
den Bezug der Steuer des Heimatsftaates kümmern, indem er nicht verpflichtet 
ift, für denfelben die Gefchäfte eines Steuerbezügers zu beforgen. 

Endlich zeigt vie moderne Gefeßgebung die Tendenz, alle Steuerpflidt mit 
dem Wohnorte zu verbinden, an welchen fi die ganze Leitung ber Delonomie 
anſchließt. Wo diefer Grundſatz durchgeführt wird, da werben dann Einheimifche 
und Fremde gleihmäßig befteuert, infofern fie innerhalb des Steuer forbernven 
Staates wohnen, und die Einheimifchen nicht befteuert, wenn fie im Auslande 
dauernd wohnen. Es entſcheidet alfo dann nicht mehr ver perfönlihe Staatsver-- 
band, fondern leviglih der Wohnort. 

Am eheften hat ſich noch der ältere Grundſatz, daß die Staatsgenoffen auch 
im Ausland von ihrem Heimatsftaat oder ihrer Heimatsgemeinde beftenert werben, 
im Zufammenhang mit dem Armenweſen erhalten, indem die fortdauernde 
Pflicht der Armenunterftügung und daher auch das Recht auf Armenftener nod 
mit dem Heimatsrecht verbunden bleibt. 

3. Militärpflicht. Hier kann eher auch ein logifher Konflikt zweier Ge— 
feßgebungen vorfommen, indem Niemand gleichzeitig in zwei Staaten feine Mili- 
tärpflicht erfüllen fann, und die Stellung eines Erfagmannes nicht Überall ge— 
ftattet if. Die thatſächlichen Echwierigkeiten und das Unbillige eines zwiefachen 
Zwanges zum Militärdienft ift überdem noch auffälliger als bezüglih ber 
Steuerpflicht. 

Da die Pflicht, ſeine Perſon für die Vertheidigung und für die Wohlfahrt 
des Staates einzuſetzen, ihrer Natur nach höchſt perſönlich iſt und weſentlich auf 
dem Staatsverbande beruht, ſo rechtfertigt es ſich, wenn die Militärpflicht nur von 
den Staatsgenoſſen und nicht von den Fremden gefordert wird; von den 
erſteren, mindeſtens in Nothfällen, auch dann, wenn fie im Ausland wohnen. In- 
deſſen erfordert vie billige Rüdfiht auf die Privatintereffen der auswärts woh- 
nenden Staatsgenoſſen, daß fie nicht leichthin zu diefem Zwecke aus ber Fremde 
zurüdgerufen werden. Die Vortheile ihrer perfünlihen Verwendung zum Militär 
dienft find durchweg von geringerer Bedeutung als bie Nachtheile, die daraus für 
ihre Defonomie und ihre Familien entfpringen. Deßhalb wird die Strenge bes 
Grundſatzes in der Anwendung meiftens ermäßigt. 

Der Staat aber, wo ber fremde fi aufhält, ift ſchon deßhalb weniger in 
der Tage, von bemfelben Kriegsvienft zu forbern, weil derſelbe fich jeberzeit biefer 
Pfliht dadurch zu entziehen berechtigt wäre, daß er ein Staatsgebiet verließe, in 
welhem ihm verartige Zumuthungen gemacht würden. Uebervem Tann er mit 
Grund den völkerrechtlichen Schutz feines Heimatsſtaates anfprehen, wenn gegen 
ihn ein ungehöriger Zwang gelibt würde. 

Wenn aber das Bebürfnig der militärifhen Hülfe einen lokalen Charalter 
annimmt, wie in&befondere zum Schutz der Sicherheit von Perfonen und Eigen- 
thum in einer von Räubern oder von aufftänbifhen Truppen bebrohten Stadt, 
dann können füglih alle Einwohner, ohne Rüdfiht auf Staatsgenoſſenſchaft, 
aufgeboten werden, zuſammenzuwirken, um bie Orbnung und Sicherheit zu be 
wahren. Es wird dann alfo der Wohnort entſcheidend. 

4. Das Stimmrecht und die Wählbarkeit find fo entſchieden fiaat$- 
bürgerliche Rechte und Pflichten, daß hier lediglich die Staatsgenoſſenſchaft 
entfheidet, und Fremde nicht dazu zugelaffen werben. Inbeffen können aud bier 
die Rüdfihten auf örtliche Intereflen dahin führen, daß das Stimmredt ben ba- 
jelbft Nievergelafienen, ohne Rüdficht auf den Staatsverband gewährt wird: und. 
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in zufammengefegten Staaten fann das Bewußtfein der wefentlihen Gemeinſchaft 
und Gleichberechtigung der Angehörigen des Gejammtftantes die Folge hervorrufen, 
daß biefelben au in ‚den Einzelftaaten je nah ihrem Wohnorte zur Ausübung 
des einzelftantlihen Stimmrehts zugelaffen werden, wie das z. B. zu Gunften der 
Shweizerbürger in den verſchiedenen Kantonen der Schweiz nun eingeführt if. 

B. Internationales PBrivatredt. 

1. Form der Rechts geſchäfte. Sehr frühe ſchon ift die bekannte Regel 
anerlannt worden: Locus regit actum, d. 5. die Rechtsgültigteit der Ge— 
(Häftsform wird zunächſt durch das Recht des Orts bedingt, wo das Gefchäft 
vorgenommen wird. Möglih daß dieſe Regel anfangs fih auf gerichtliche 
Nehtsgeichäfte bezog, wobei es denn freilich natürlich genug war, daß ein Gericht 
nur wenig geneigt war, verſchiedene Geſchäfts- oder verſchiedene Proceßformen anzu— 
wenden und ſich leicht beſtimmen ließ, die vor andern Gerichten abgejchloffenen Ge— 
ſchäfte dann formell anzuerkennen, wenn fie von biefem Gerichte gutgeheißen waren, 
wie es für fich wieder biefelbe Anerkennung erwartete. Indeſſen hat auch abgejehen 
davon die Meinung einen natürlihen Grund, daß gerade die Form von dem 
Ortsrechte beftimmt wird, wo das Gefhäft entfteht, weil diefelbe von der Sitte 
und Sprache des Verkehrslebens geftaltet und von der Leichtigkeit, dajelbft vie er- 
forberlihe Beihülfe zu erhalten und von der Schwierigkeit, einen Rath oder Bei- 
bülfe im Sinne eines fremden Rechts zu erwarten, unterftügt wird. 

Indeſſen fließt diefe Regel niht aus, daß nicht ein Staat aud für feine 
Angehörigen im Auslande eine befondere von dem dortigen Ortsgebrauh ab- 
weihende Form (3. B. bei Eingehung der Ehe), als nothwendig fordere, damit 
er feinerfeits das Rechtsverhältniß anerfenne, noch daß er im Intereffe der Gül- 
tigfeit von Rechtsgefhäften neben jener Form des Geſchäftsorts auch eine andere 
Form, 3. B. die des Wohnorts oder der Heimat für ebenfo wirkſam erkläre. 

2. Berfonenredt. In diefem Rechtsgebiete ift no immer das Berfonal« 
princip überwiegend über das Territorialprincip, jedoch nicht unbeſchränkt und nicht 
in allen Fällen. So wird z. B. eine juriftifhe Perfon auh im Auslande als 
folhe anerfannt, wenn fie es in ihrer Heimat nad dießſeitigem Rechte if. Aber 
zewiſſe Aktiengefellichaften, wie 3. B. Verficherungs- und Krebitgefellihaften, bevürfen 
doh nach manden Rehten einer befondern Autorifation, um ihren Geſchäftskreis 
auf ein fremdes Land auszubehnen, und ein Staat, ber feine Sklaverei zuläßt, 
oder feinen Adel kennt, wird auch fremde Herrihaft über Sklaven und die Pri— 
vilegien, die ein fremder Adlicher anſpricht, in feinem Gebiete nicht gelten laffen. 
Ber in feiner Heimat hanblungsfähig geworden ift, 3. B. nad vielen Gefegen 
der Bolljährige, der das 21fte Jahr zurüdgelegt hat, hört nit auf hanblungs- 
fähig zu fein, wenn er in einem Lande ein Rechtsgeſchäft abſchließt, wo die Boll. 
Jährigfeit erft mit 24 oder 25 Jahren beginnt. Aber das Intereffe der Berkehrs- 
fiherheit Hat doch hinwieder viele Staaten beftimmt, in dem umgelehrten Fall bie 
Handlungsfähigkeit des Fremden vorauszufegen, der nah dem einheimifhen Recht 
volljährig wäre, während er es nad feinem Heimatsrechte noch nicht iſt. 

3. Unbevenflid dagegen wird das Territorialprincip im Sache nrecht fo 
angewendet, daß die Rechte an Sachen nad dem örtlihen Rechte der gelegenen 
Sache (rei site) beurtheilt werden. Bei Rechten an Liegenfhaften gilt das 
unbeftritten, au in dem Sinne, daß bie Regel locus regit actum im Widerſpruch 
damit nicht wirft. Wo z. B. die Fertigung im Grundbuch al® nothwendig be 
trahtet wird zu der Uebertragung des Grundeigenthums oder zu der Beftellung 
von Dienftbarkeiten oder Pfandrechten von Grundſtücken, da können im Auslande 

Bluntfgii und Drater, Deutſchet Staate Worterbuch. X, 14 
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verartige Rechte an inländiſchen Liegenfchaften nicht gültig ohne dieſe Fertigung 
begründet werben, wenn gleih tas Syſtem der Grundbücher in dem auswärtigen 
Staate nit gilt. 

Nicht ebenfo einftimmig wird das Recht an bewegliden Sachen von 
bem Ort, wo die Sade fich befindet, abhängig gemadt. Schon deßhalb lafien 
fi eher verfchievdene Meinungen denken, weil die örtliche Lage diefer Sachen leicht 
geändert wird. Indeſſen wird die Rechtsverfolgung doch gewöhnlich durch die Lage 
der Sache bedingt, und dann wieder das dortige Landesrecht zunächſt den Richter 
als Regel beftimmen. 

4. Dbligationenredt. Da das obligatorifhe Band zwei Perfonen ver: 
binvet, die vielleicht in verfchievenen Ländern wohnen, und der Ort der Entftehung 
der Dbligatio oft ein anderer ift, als der Erfüllung oder als ber, wo bie Klage 
anbängig gemacht wirt, fo können hier eine ganze Reihe von möglihen Ortsrechten 
in Frage fein, Die Erörterung, welchem Rechte der Vorzug gebühre, wirb daher 
bier vorzugsmeife fomplicirt. In jehr vielen Fällen wird die richtige Entſcheidung 
nur durch die Interpretation des wirklichen Willens der Kontrahenten beftimmt 
werben, überall da nämlich, wo es denfelben freifteht, das Ortsrecht zu bezeichnen, 
nad dem fie ihre Verträge bemeſſen, und eine Willensbeftimmung varüber Kar 
gemacht werben kann. Iſt das nicht erfihtlih, fo wird bei Bertragsobligationen 
im Zweifel das Recht des Wohnorts des Schuldners als felbftverftändlid 
anzunehmen fein, ber überdem in der Regel mit dem Erfüllungsort wie mit bem 
Proceßort zufammentreffen wird, zumal die Bindung des ein für alle Mal be 
bafteten Schuldners in höherem Grade den Charakter der Obligatio beflimmt, als 
das Recht der eher wechjelnden Gläubiger. Die Deliktsobligationen werben 
dagegen in der Regel nad dem Drtsrechte beftimmt, welches durd das Delift ver- 
legt worden ift. 

5. Das Familienreht wird regelmäßig durch das örtliche Recht bes 
Domicils beftimmt, und biefes wirb wieder in der Negel durd ven Wohnort 
des Tamilienhauptes, Ehemanns, Vaters beftimmt. Es gilt das fowohl von ven 
perfönlihen Rechtsverhältniſſen, z. B. Bedingungen ver Ehe, Eheſcheidung, Bor: 
munbfchaft des Ehemanns oder des Vaters ald von dem Güterrehte der Ehe 
gatten oder den Rechten des Vaters an dem Vermögen der Kinder. Im Einzelnen 
fommen aber aud hier wieder Abweihungen vor, fo z. B. mit Nüdfiht auf Ehen 
von Staatsgenoſſen im Ausland, indem denſelben vorgefchrieben wird, bie heimat⸗ 
lichen Gefege über die Ehefhliefung aud dann zu beachten, wenn fie anderwärts 
wohnen; over bezüglich der obrigfeitlihen Vormundſchaft, bei welcher nad Um- 
ftänden die Behörden des Bürgerrechtsortes mit denen des Wohnorts des Mündels 
fonfurriren. 

6. Das Erbredt richtet fich regelmäßig nah dem legten Wohnorte 
des Erblaffers. Indeſſen begründet die beſondere Erbfolge in beftimmte Güter, wie 
Lehen: und Stammgüter, Fideilommiffe, das Ortsrecht ver res sita. Wo daher das 
ganze Erbrecht noch den Charakter des fingulären Anfalls der Erbgüter hat, wird 
das letztere Ortsrecht beftimmend wirken. 

7. Civilprocegredt. Die Organifation und das Verfahren der bürger- 
lichen Rechtspflege ift weſentlich öffentlicherechtlih und wirb daher von dem Staate 
geordnet, weldem die Nechtspflege zufteht. Dabei ift es felbftverftändlih, daß jeder 
Staat nur durch die Organe und in den Formen eine Autorität übt und Zwang 
anwendet, welche er felber geſchaffen oder gefeglich für nothwendig erfannt hat. 
Die Staatöhoheit entjcheidet daher aud über dieſe Seite des Proceßrechts, foweit 
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ihr Gebiet reicht, in der Regel nicht darüber hinaus. Die andere Seite des 
Proceßrechts, welde im Privatrecht felbft Aenderungen bewirkt (Aftionenrecht) fann 
eher zu Zweifeln veranlaffen. Unbedenklich wird die gerichtliche Beglaubigung aud) 
anderwärts refpeftirt, und fo eine wechjelfeitige publica fides anerfannt. Aber 
darüber wird geftritten, in wiefern das rechtskräftige Urtheil eines Eivilgerichts 
auch außerhalb des betreffenden Staats als Recht bildend anzuerkennen fei. Unter 
ver Borausfegung ber Kompetenz und infofern nicht Ausnahmsgründe hemmend 
entgegenwirken, erforbert ſchon das Bedürfniß der wechfelfeitigen Rechtöficherheit 
die regelmäßige Anerfennung der Urtheile. 

C. Strafredt. 

Daß jeder Staat berechtigt fei, die innerhalb feines Gebietes verübten, von 
dem Gefege mit Strafe bedrohten Berlegungen feiner Rechtsordnung zu beftrafen, 
obne Unterſchied, ob Einheimifche oder Fremde fie verfchuldet haben, ift in der 
cioilifirten Welt allgemein anerkannt. Ausnahmen davon find fehr felten, freilich 
nicht unmöglih. Aber ob ver Staat and nod andere außerhalb feines Gebietes 
verübte Vergehen und Verbrechen an feine Strafgerihtsbarfeit ziehen dürfe, iſt 
vielfah Bbeftritten. Am ebeften wird noch das Recht des Staates anerkannt, 
feine Staatsangehörigen zur Beachtung feiner Strafgefege auch im Auslande 
anzuhalten, und demgemäß feine Strafgewalt aud auf die von feinen Unterthanen 
im Ausland begangenen Berbrehen auszudehnen, jo daß das Zerritorialprincip 
infofern eine Ergänzung durd das Berfonalprincip erhält. Manche Gefepgebungen 
gehen noch weiter und geftatten die Verfolgung aud dann, wenn gegen den Staat 
felbt oder gegen beffen Bürger im Ausland von Fremden Vergehen verübt worben 
find. Indeſſen ftehen einer ſolchen Ausdehnang doch ernfte Bedenken entgegen ; 
und der Staat überfchreitet bier die Grenzen feiner Rechtsmacht. Da er in feiner 
Beife berechtigt ift, für Fremde außerhalb feines Gebietes Strafgefege zu erlaffen, 
fo ift er auch nicht berechtigt, dieſelben dafür bloß aus dem Grunde zur Strafe 
zu ziehen, daß fie fpäter in den Bereich feiner Gewalt kommen. 

Bon dem Strafproceßrecht gilt mefentlich dasſelbe, was vom Civil- 
procehreht. Das Zerritorialprincip ift entſcheidend. Vgl. überdem die Art. Aus— 
lieferung und Aſyl. 

Die Litteratur iſt in dem oben erwähnten Werke von Bar ſorgfältig ange— 
geben und benutzt. Bluntſchli. 


Stein. 


Das Leben Steins iſt ſo eng verflochten mit der Geſchichte der preußiſchen 
Verfaſſung und Verwaltung auf der einen, der deutſchen und europäiſchen Politik 
auf der andern Seite, daß ein einigermaßen richtiges Bild davon fih nur in fehr 
ausführlicher Darftellung geben läßt. Raum und Zwed des Staatswörterbuchs 
geftatten nur eine gebrängte Ueberfict. 

Heinrich Friedrich Karl Freiherr vom und zum Stein wurde den 26, Oktober 
1757 zu Naſſau an ver Lahn „von fehr achtungswerthen Eltern geboren und — 
io erzählt er ſelbſt — unter dem Einfluffe ihres religiöfen, ächt deutſch ritterlichen 
Belfpiels auf dem Lande erzogen; die Ideen von Frömmigkeit, Vaterlandsliebe, 
Standes» und Familienehre, Pflicht das Leben zu gemeinnügigen Zmweden zu ver- 
wenden und die hiezu erforderliche Tüchtigkeit durch Fleiß und Anftrengung zu 
erwerben, wurden burch ihr Beifpiel und Lehre tief meinem jungen Gemüthe ein- 
geprägt“. Er lernte, nach ariftofratifher Weife, fi der Gewalt des Haufes zu 
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beugen; ein Beſchluß der Eltern beftimmte ihn, den jängften Sohn, zum alleinigen 
Erben und Stammbalter- des uralten, reichäfreien Geſchlechts. Die Welt des 
Schönen ergriff ihn weniger mächtig als die meiften Söhne feines Jahrhunderts, 
Sein thatkräftiger, auf das Wirklihe gerichteter Geift verfenkte fi früh im die 
biftorifchen Dinge. Er ſah in ver Geſchichte nicht blos eine Fundgrube politifcher 
Erkenntniß, fondern vornehmlih eine Schule des firtlihen Ernftes und jener 
ftrengen, tief religiöfen Frömmigkeit, die er fich in den Tagen ber Aufflärung 
unwanbelbar bewahrte. Als vie fittlihen Vorbilder feines Lebens nennt er felbft 
feine Mutter (eine Langwerth von Simmern) und den Minifter v. Heynig. Er 
befuchte Göttingen, Wetzlar, Regeneburg, Wien, um fih, nad dem Wunſche der 
Eltern, auf eine Laufbahn an den Reichsgerichten vorzubereiten. Mit Vorliebe 
trieb er während biefen akademiſchen Jahren das Stubium ber englifchen Geſchichte 
und Politif; Adam Smith's Werke wurben beftimmend für feine politifhe Bil- 
bung. In Brandes und Rehberg fand er gleichgefinnte Freunde, Männer ergriffen 
von ben Ideen des philofophifhen Jahrhunderts, doch zugleih auf das hiſtoriſch 
Gewordene mit einer andächtigen Ehrfurcht fchauend, welde den meiften Zeitge- 
noffen abging. Der fittlihe Ernft, der kräftige realiftifche Sinn des jungen 
Mannes fand feine Freude an dem unwahren, -verrotteten Treiben der Reiche- 
gerihte. Ein Bewunderer Friedrichs des Großen und eifriger Proteftant, entſchloß 
er fih im Jahre 1780, weit abweihend von den Gewohnheiten des Reihsadels 
und feines eigenen Haufes, in preußifche Dienfte zu treten. 

Er fand zunächſt Anftellung im Bergdepartement unter dem Minifter v. Hey: 
nig, dem Schöpfer des preußifchen Staatsbergweſens. „Verließ ich es gleich im 
Jahre 1793, berichtet er, fo hatte doch das eben in einem auf die Natur und 
den Menſchen fi beziehenden, vie körperlichen Kräfte zugleich entwidelnden Ge— 
fhäfte den Nugen, den Körper zu ftählen, ven praktiſchen Geſchäftsſinn zu bes 
leben und das Nichtige des todten Buchftabens und der Papierthätigkeit kennen 
zu lehren". Er ehrte die harte Zucht, die angeftrengte Arbeitfamfeit des alt- 
preußifhen Beamtentbums, aber er erkannte ſchon jetzt die unfeligen Folgen 
bureaufratifher Benormundung. In folder Anficht begegnete er fih mit ven 
Ideen einer foeben auflommenden jüngeren Schule innerhalb des preußiſchen Be- 
amtenthbums, mit Männern wie Kraus und v. Schrötter, welde nah Englands 
Borbild von dem freien Spiele ver foctalen Kräfte die Stärke ves Staats erwar- 
teten. Wider Willen ward er einmal aus der Berwaltungsthätigkeit herausgeriffen, 
als er (1785) den Auftrag erhielt, ven Churfürften von Mainz für den Fürften- 
bund Friedrichs des Großen zu gewinnen. Er vollzog die Sendung mit Glück 
und erbat raſch feine Zurüdberufung; das Gewirr Taiferlicher und preußifcher, 
frauzöfifher und ruffifher Intriguen an dem geiftlihen Hofe hatte ihm jenen 
tiefen Widerwillen gegen die Diplomatie eingeflößt, den er zeitlebens nicht über— 
winten konnte. Zurüdgefehrt von einer längeren technologiſchen Reife durch Enz- 
land, begann er im Jahr 1787 fein fiebzehnjähriges großartiges Wirken in ber 
wetphälifchenieberrheinifhen Verwaltung, zuerft ald Kammerbireftor und Kammer- 
präfident in Cleve und Hamm, feit 1796 als Oberpräfident in Hamm, fpäter 
in dem nenerworbenen Münfter. Das Land dankte ihm die Anfänge moderner 
Verkehrsmittel, er ließ die Ruhr ſchiffbar mahen und die Straßenverbindung 
zwifchen Rhein und Wefer vollenden. Troß feiner herriſch durchgreifenden, raftlos 
anfeuernden Weile verftand er die Selbftthätigkeit des Volkes zu förbern in biefem 
Lande, das von allen Provinzen Preußens ſich allein eine freie Gemeindeverfaſſung 
bewahrt Hatte, Mit Zuziehung der Stände führte er ein verbeſſertes Steuerwefen 
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und vollftändige Gewerbfreiheit auf dem flachen Lande ein und bereitete die Auf- 
hebung der Feuballaften vör. Die Bewohner lohnten ihm durch Verehrung und 
Anhänglichkeit, fie grüßten ihn als den Wohlthäter des Landes, einen andern 
Arclf von Böhmen. Er felbft lernte Weftphalen als feine zweite Heimat lieben 
und erfüllte fi mit dem Stolze eines preußifhen Patricten, daher er aud) eine 
Minifterftelle in Hannover von der Hand wies. 

Die aufftrebenden Köpfe in ben einflußreihen Kreifen Preußens ſchauten 
fängft auf den ſtolzen Reichsfreiheren als auf eine Säule des Staats. Im nidt- 
preußifhen Deutfhland warb fein Name zum erften Male im Jahre 1804 ge- 
nannt. Er hatte die Revolutionsfriege am Rhein in der Nähe beobachtet, ver 
Einnahme Frankfurts dur die Heſſen und Preußen felber beigewohnt und bie 
Ueberzeugung gewonnen, bie er fpäter der Kalferin von Rußland vor verfammel- 
tem Hofe ausſprach, daß nit die Nation, fondern vie Nichtigkeit ihrer Führer 
das ungeheure Unglüd verfhuldete. Nun follten die Folgen des Reihsteputations- 
bauptfchluffes fein eigenes Haus treffen. Der Herzog von Naffau unterwarf bie 
Güter des Stein’shen Haufes eigenmädhtig feiner Landeshoheit. St. verwahrte fein 
Recht in einem Briefe vom 10. Januar 1804 und verkündete darin die Ideen 
einer hochſinnigen Baterlandsliebe, die von den Zeitgenoffen faum begriffen warb. 
„Deutfhlants Unabhängigkeit und Selbftändigkeit wird durch bie Konfolidation 
der wenigen reichöritterfchaftlihen Beflgungen mit denen fie umgebenden Fleinen 
Territorien wenig gewinnen; follen biefe für die Nation fo wohlthätigen großen 
Zwede erreiht werben, fo müſſen diefe Heinen Staaten mit den beiden großen 
Monarhien, von deren Eriftenz die Fortdauer des deutſchen Namens abhängt, 
vereinigt werden, und bie Borfehung gebe, daß ich diefes glüdliche Ereigniß er- 
iebe.... Es ift no härter, alle diefe Opfer nicht irgend einem großen, edlen, 
das Wohl des Ganzen förbernden Zwed zu bringen, Een um ber geſetzloſen 
Uebermacht zu entgehen, um — doch es gibt ein ricdhtendes Gewiffen und eine 
firafende Gottheit”. 

In demfelben Jahre ernannte ihn der König zum Minifter für das Departe- 
ment der inbireften Abgaben. Ein Fahminifter, ohne Einfluß auf die große Politik, 
fonnte St. den unfeligen Gang der Haugmwig’fhen Staatskunſt nicht hindern. In 
feinem Reffort bewirkte er die Aufhebung ver Binnen- und Provinzialzölle, er 
vereinfachte den Gefhäftsgang, ließ zum erften Male ftatiftifche Tabellen für ven 
ganzen Staat zufammenftellen, berief Niebuhr zur Neorganifation der preußifchen 
Banl. Er befchaffte die Gelpmittel, womit der Krieg von 1806 geführt wurde, 
flellte dringend vor, daß der Kredit des Staats fi nur durch eine kraftvolle 
auswärtige Politik aufrehthalten laffe, und beſchwor den König, im Berein mit 
mehreren Prinzen und Generälen, das geheime Kabinet und den Minifter Haug- 
wig zu entlaffen. Die Anmaßung warb hart gerligt, vie Kataftrophe von Jena 
folgte. St. rettete die Staatsgelder nad Königsberg und bewog ben Hof zur Fort: 
ſetung des Kriege. Jetzt endlich entſchloß fi der König, einige feiner Räthe zu 
entlafien. St. aber verlangte aud die Entfernung des Kabinetsraths Beyme, be 
dor er fich entſchließen könne, die Leitung ber Gefchäfte zu übernehmen. Darauf 
empfing er den berufenen „unbegreiflihen Brief"; der König nannte ihn „einen 
ercentrifchen und genialiihen Mann, ver nur durch Gapricen geleitet, aus Leiden- 
ſchaft und aus perfünlidem Haß und Erbitterung handelt”. Sofort nahm St. 
feinen Abſchied (März 1807) und kehrte nah Naffau zurüd. Inzwifhen wurde 
der Friede von Tilſit gefchloffen, Napoleon beftand auf Harbenbergs Entfernung 
und ſchlug St. als einen homme d’esprit dem Könige vor, um mit feiner Hülfe 
den Neubau des zertrümmerten Staats zu beginnen, 
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.. St. erhielt die Aufforderung zur Rücklehr auf dem Krankenlager. Er nahm 
an, das Fieber verließ ihn, nad wenigen Tagen reiste er nad Memel ab (Sept. 
1807). Der König empfing ihn tiefgebeugt und legte vertrauen®voll die Yeitung 
des gefammten Staatöwefens in die Hände des Minifters, deſſen Wirken nidt 
mehr durch vie Ränke eines geheimen Kabinets durchkreuzt wurde. Man ging, jagt 
St., von der Hauptitee auf, einen fittlihen, religiöfen, vaterländifihen Geift in 
der Nation zu heben, ihr wieder Muth, Selbftvertrauen, Bereitwilligfeit zu jedem 
Opfer für Unabhängigkeit von Fremden und für Nationalehre einzuflößen und bie 
erfte günftige Gelegenheit zu ergreifen, den blutigen wagnißvollen Kampf für 
Beides zu beginnen“. Die Urfahen des tiefen Hals und die Mittel ver Wieder— 
erhebung ſchildert eine Denkſchrift St.s vom Oktober 1807, die man als das 
Programm des neuen Regimentes betrachten fann, alfo: „Das zubringlice Ein— 
greifen der GStaatäbehörten in Privat- und Gemeindeangelegenheiten muß auf: 
hören, und beffen Stelle nimmt vie Thätigfeit des Bürgers ein, der nicht in 
Formen und Papier lebt, fondern kräftig handelt, weil ihn feine Verhältniſſe in 
das wirkliche Leben hinrufen und zur Theilnahme an tem Gewirre der menſch— 
lihen Ungelegenbeiten nöthigen.... Hat eine Nation fi über den Zuftand ber 
Sinnlichkeit erhoben, bat fie fi eine bedeutende Maſſe von Kenntniffen erworben, 
genießt fie einen mäßigen Grad von Denffreiheit, fo richtet fie ihre Aufmerkſam— 
feit auf ihre eigenen National» und Kommunalangelegenhriten. Räumt man ihr 
nun eine Theilnahme daran ein, fo zeigen ſich vie wohlthätigften Aeußerungen 
der Baterlanvsliebe und des Gemeingeiftes; verweigert man ihr alles Mitwirken, 
fo enifteht Mißmuth und Unmille, der entweber auf mannigfaltige ſchädliche Art 
ausbricht oder durch gewaltfame den Geift lähmende Mafregeln unterbrücdt werben 
muß. Die arbeitenden und bie mittleren Stände ber bürgerlichen Geſellſchaft 
werben alsdann verunebelt, indem ihre Thätigkeit ausfchliegend auf Erwerb unt 
Genuß geleitet wird, bie oberen Stände finfen in ber öffentlihen Achtung burd 
Genußliebe und Müßiggang oder wirken nachtheilig durch wilden unverftändigen 
Tadel der Regierung. Die fpefulativen Wiffenfhaften erhalten einen ufurpirten 
Werth, das Gemeinnügige wird vernadhläfigt und das Sonderbare, Unverftänt- 
liche zieht die Aufmerkfamfeit des menſchlichen Geiftes an ſich, der fich einem 
müßigen Hinbrüten überläft, ftatt zu einem fräftigen Handeln zu fchreiten”. 

Diefe Gedanken ftehen in fchneidendem Widerſpruche zu dem Geiſte allfür- 
forgenver Staatsgewalt, ter in dem Gtaate Friedrichs des Großen vorherrſchte, 
fie wollen allerdings die Revolution mit ihren eigenen Waffen befämpfen, doch 
fie enthalten in fi nur. den Fleinften, den probehaltigen Theil der fogenannten 
Ideen von 89. Niemand hat den rabifalen Bruch mit der Geſchichte, den vie 
Revolution vollzogen hatte, leidenſchaftlicher bekämpft als St. „Eine Berfaflung 
bilden, fchrieb er fpäter an den Großherzog ven Baden, heißt in einem alten 
Volke, wie das beutfche, nit fie aus Nichts erfhaffen, fondern ven vorhandenen 
Zuftand unterfuhen, um eine Regel aufzufinden, die ihn ordnet; und allein da— 
dur, daß man das Oegenwärtige aus dem Vergangenen entwidelt, fann man ihm 
eine Dauer für die Zukunft fihern". Niemand durchſchaute fhärfer vie Leerheit 
jener politifchen Yormen, worin das neue Franfreih das Weſen ver Freiheit 
fudte: „In Franfreih ift die Nation nur zum Schein zur Theilnahme an ven 
Öffentlihen Angelegenheiten zugelaffen, ihr gefeßgebender Körper ift nur eine ber 
regiftrirenden Verwaltungsbehörben, das Mafchinenwefen ihrer Bureaufratie ift 
zufammengefegt, koſtbar, in Alles eingreifend und wird von dem ungebundenen 
rüdfihtslofen Willen eines Einzelnen geleitet”. Er wollte den Neubau des Staats 
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bon unten beginnen, der freie Staat jollte getragen werben von ber freien Thätigs 
feit des Bürgers. Mit Stolz dürfen wir diefe konſervativ-liberale Politik als eine 
nationale der nivellirenden Staatskunſt der Romanen gegenüberftellen. Zur Durch— 
führung diefer Reformen fand St. trefflihe Gehülfen in Schön, Scrötter, Nie 
buhr, Binde, Stägemann, während er gleichzeitig alle Mittel aufbot, die Kontri- 
butionen an Franfreih abzuzahlen. 

Zunähft vollzog der Minifter in den anſpruchsloſeſten Formen eine tiefs 
greifende fociale Revolution. Ein uraltes Leiden unfers Nordens, die Unfreiheit 
des Landmanns, ward befeitigt, die Emancipation des vierten Standes bewirkt 
durh das Edikt vom 9. Dftober 1807 über „ven erleichterten Beſitz und den 
freien Gebrauch des Grundeigenthums fowie die perfönlichen Berhältniffe ber 
Landbevölkerung“, weldes die Gebundenheit der bäuerlichen Grundſtücke größten- 
tbeils befeitigte und vor Allem Jedem ohne Unterfchied des Standes den Erwerb 
aller Art von Grundeigenthum freiftellte. Die perfönlihe Leibeigenſchaft und ber 
Geſindezwang ward aufgehoben. Der Edelmann follte fortan das Necht haben, 
ein Bauer zu werben und bürgerliche Gewerbe zu treiben — ein Recht, das zu— 
gleich als Erfag galt für die bisherige Bevorzugung des Adels im Heere. Der: 
geftalt war die ſcharfe Scheidung der Stände, melde eine der Grundlagen bes 
frivericianifhen Staates bildete, mit einem Schlage zerftört; denn, Uriftofrat von 
Grund aus und ernftlicd gewillt, dem lebensfähigen Theile ver Ariftofratie eine 
einflußreiche Stellung im Staate nah engliſchem Mufter zu fichern, veradhtete St. 
die Begehrlichkeit und die faftenmäßige Abiperrung des niebern Adels. „Der Adel 
in Preußen, ſchrieb er damals, ift der Nation läftig, weil er zahlreich, größten- 
theild arm und anfprudsvoll auf Gehälter, Aemter, Privilegien und Vorzüge jeder 
Art iſt“. Die Kühnheit des Edikts vom 9. Dftober erhellt am klarſten aus dem 
Widerſpruche Gneifenau’s, der von dem Gefege die fehwerfte Beeinträchtigung bes 
großen Grundbeſitzes erwartete. Es folgten die Evifte vom 28. Oftober 1807 und 
vom 27. Juli 1808, welche die Erbunterthänigfeit auf den Domänen aufhoben 
und den Domänenbauern in Altpreußen das freie Eigenthbum ihrer Höfe gaben. 
Die großen rundbefiger wurden erleichtert durch ein General-Indult — eine 
höchſt gewagte Mafiregel, die, mit Schonung und Umſicht gehanvhabt, in ber 
Berrängniß jener Zeit ſich vortrefflid bewährte. Ein Edikt vom 24. Oktober 1808 
gab den Verkehr mit Tebensmitteln frei, hob den Zunftzwang für Bäder, Schläd: 
ter und Höfer auf. Diefe Gefege bildeten den Ausgangspunkt für die neue Agrar- 
gefepgebung in Preußen, obwohl St. felbft fih fehr hart und mißbilligend änßerte 
über die verwegene Fortbildung, melde feine Werke durch Hardenberg erlit- 
ten, Sie beruhten auf der felbftändigen, eigenthümlichen Anwendung von Grund: 
ia weldhe in Frankreich und deſſen Bofallenflaaten fi) bereit verwirklicht 
atten. 


Eine durchaus fchöpferifche That, ohme jedes Borbilo in Europa, war dagegen 
die Städteordnung vom 19. November 1808, die ihrem Urheber den ſchönen 
Nachtuf verdiente, er fei mit befferem Rechte als König Heinrid der Städte— 
gränder der Deutfhen zu nennen. In den Städten von Gleve und Mark hatte 
St. die Ueberrefte alter Kommunalfreiheit achten gelernt. Das neue Gefeß gab 
den Städten die Verwaltung der finanzen und ver Polizei, den Bürgern die 
Wahl der Magiftrate und Stadtverorpneten. Es wurde die Örundlage alles deſſen, 
was feitdem in Deutfchland für eine Selbftverwaltung im deutſchen Sinne ge- 
ſchehen; ſelbſt in England iſt es, mit wenig Glück, nachgebildet worden. Ja, wenn 
wir den unreifen, zweifelhaften Zuſtand unſrer parlamentariſchen Inſtitutionen be— 
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trachten, fo erfcheint leider die Behauptung gerechtfertigt, daß bie an St.'s Ideen 
anfnüpfenden Gemeinvegefege bis zur Stunde den bewährteſten, beftgefiherten Theil 
deutſcher Volksfreiheit bilden. Dies Gefeg war ein erfter entfheivender Schlag 
gegen die Bureaufratie, deren Alleinherrfchaft St. bis an fein Ende mit umver- 
fühnlichem Haffe befämpfte. „Unfer Unglüd ift, fchreibt er im Alter, daß wir von 
befolveten, buchgelehrten, intereffelofen, eigentbumslofen Buraliften regiert werben. 
Das geht fo lange es geht. Diefe vier orte: befolvet, buchgelehrt, intereſſelos, 
eigenthumslos — enthalten den Geift unfrer geiftlofen Regierungsmafdine. Es 
regne ober feine die Sonne, die Abgaben fteigen oder fallen, man zerftöre alte her⸗ 
gebrachte Rechte oder laffe fie beftehen, man theoretifire alle Bauern zu Tage 
löhnern und fubftituire an die Stelle der Hörigkeit an den Gutsherrn die Hörig- 
feit an ben Juden und Wucherer — Alles das kümmert fie nicht. Sie erheben 
ihren Gehalt aus der Staatskaſſe und ſchreiben, ſchreiben, ſchreiben im ftillen mit 
wohlverfhloffenen Thüren verfehenen Bureau und ziehen ihre Kinder wieder zu 
gleich brauchbaren Schreibmaſchinen an”. 

Des Minifters Abfiht ging auf eine umfaffende Neugeftaltung des Gtaats, 
und das von Schön verfaßte Rundfchreiben vom 24. November 1808, befannt 
unter tem Ramen „St.'s politifhes Teſtament“, fowie die niemals vollzogene, 
von bemfelben Tage datirte Verordnung „über bie veränderte Berfaffung ber 
oberften Berwaltungsbehörben" zeigen beutlih, in weldem großen Ginne bie 
Reform gemeint war. Das Nebeneinander von Yadminifterien und Provinzial- 
bepartements war erträglich gemefen, fo lange Fürften von fo riefiger Arbeitskraft 
wie Friedrich Wilhelm I. und Friedrich II. dem lebendigen Mittelpuntt des Staates 
bildeten. An der Berwaltungsorganifation des erften Konfuls lernte St. die Noth- 
wendigkeit einer überfichtlichen Eintheilung der Stantsgefhäfte, wie er aus ben 
Debatten der Nationalverfammlung lernte, daß ber moderne Staat eine Haupt» 
ftaatsfaffe als den Mittelpunkt des Kaflenwefens erheifhe. Ein Kabinet von fünf 
Bahminiftern follte fortan an ber Spite der Verwaltung ftehen, in Sachen ber 
Sefeggebung aber nur eine Abtheilung ber höchſten monarhifhen Behörde, des 
Staatsraths bilden, der alle hervorragenden Kräfte des Staatsdienſtes in ſich zu 
vereinigen hätte. Der Plan war nichts Anderes ala eine Rückkehr zu den alten 
Traditionen der preußifhen und jeder andern großen Monardie des Welttheils. 
Die alte Dienftorbnung, welche dem Berwaltungsbeamten das Recht der Unabfet- 
barkeit, den Regierungstollegien die Stellung von Gerichtshöfen für das öffentliche 
Recht gab, war unhaltbar, feit die Städte Selbftändigfeit erlangt hatten; St. ver- 
langte Abjegbarteit der Verwaltungsbeamten. Eine allgemeine Eintommens- und 
Bermögensfteuer, ohne Anfehen des Standes, follte diefer kraftvollen Regierung 
reihe Mittel zur Verfügung ftellen. Alle Regierung und Gerichtsbarkeit follte von 
ber höchſten Gewalt ausgehen, daher Abfhaffung der Gutspolizei und der Patri— 
monialgerichte, das will fagen: eine neue Gemeindeordnung für das flahe Land. 
Das Edikt vom 9. Dftober, von feinem Urheber die Habeas-corpus-Alte Preu- 
Bens genannt, muß gefichert werden durd die Abſchaffung der Frohnden und eine 
neue Gefindeorbnung. Reform des Adels, vergeftalt daß er ſich nad englifcher 
Weiſe durch die tüchtigften Elemente aus dem Volke immer neu ergänze. Kräfti- 
gung bes religiöfen Lebens und tes Bollsunterrichts (eben jetzt geſchehen bie erften 
Einleitungen für die Gründung der Berliner Hochſchule). Neform des Heerweſens 
in dem Geifte, der die neue Militärreorgantjations-Kommiffioen (Scharnhorft, 
Oneifenau, Grolmann) befeelte und aus Blüchers militärifhem Glaubensbelennt- 
niffe ſprach: „es ift vor einer Nationalarmee zu forgen, Niemand in ber Welt 
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muß erimirt fein.” Neben den Provinzialbehörben Landſtände. Zulegt nah Vollen⸗ 
dung dieſes Unterbaus Reichsſtände, zwar wmefentlih auf dem Grundbeſitze 
rubend, aber mit dem Rechte der Steuerbewilligung und der Mitwirkung bei ber 
Grfeßgebung, „denn auf diefem Wege allein kann der Nationalgeift pofitio erwedt 
und belebt werden." 

Ein Gewaltftreih Napoleons machte diefen Plänen ein Ende, welde, voll 
fländig verwirklicht, unferem Vaterlande ein Menfchenalter taftender politifcher Ber- 
fuhe erfparen konnten. Mitten in der Arbeit der inneren Reform ging alles 
Dihten und Tradten des Minifters auf die Abfchüttelung des fremden Jochs, 
und wenn bie neuen Agrargefege die Anhänger v. d. Marwitz's unter dem bran- 
venburgifchen Landadel erbitterten und einen Mord zu Flüchen wider das Watter- 
gezücht der preußifhen Jakobiner hinriß, fo erregte St.'s Entfhluß, den Kampf 
mit dem Eroberer zu wagen, Entfegen unter der franzöfifhen Partei am Hofe, 
den Ralfreuth und Voß, und bei ver Maffe der Schwachen und Trägen. St. galt 
in biefen Kreifen, wie Oneifenau berichtet, „al® ein Berzweifelter, der fi mit 
dem König auf eine Pulvertonne fegen wollte, um fich in die Luft zu fprengen“. 
Bereits rüftete Defterreich. St. hoffte auf eine gleichzeitige Erhebung Preußens, 
er gedachte die franzöfifhen Satrapenländer im Norben zum Aufſtande zu reizen 
und zählte auf die Kraft der Bauern und des Mittelftandes, während er Nichts 
hoffte von der „Weichlichleit der oberen Stände und dem Miethlingsgeifte der 
öffentlihen Beamten”. Allerdings modte St. damals die hohe Leidenſchaft, bie 
feinen Feuergeiſt verzehrte, allzukühn in die Herzen der müden Maffe übertragen. 
Schwerlid war der Haß gegen die fremden bereits tief genug in das Volk ge— 
drungen, um jet ſchon einen Berzweiflungsfampf zu wagen. Noch meniger ließ 
fi erwarten, daß Kaffer Franz den Krieg in jenem großen beutjchen Sinne, ven 
St. verlangte, beginnen und feine Truppen unter fhmwarzweißgelbem Bunbesbanner 
— mit ben Namen „der Befreier der Nation”, Hermann und Wilhelm von 
Dranien, auf den Fahnen — in das Feld fhiden werde. Ein Brief St.'s, der 
ten Fürften Wittgenftein ermahnte, dic Unzufriedenheit im Königreih Weftphalen 
zu ſchüren, fiel den Spähern Napoleons in die Hände und erfhien am 8. Sep- 
tember 1808 im Moniteur. Der Kongreß von Erfurt befeitigte jede Hoffnung auf 
Rußlands Beiftand, und St. fah fi gezwungen, feinen Abſchied zu fordern. Er 
nahm mit fi) das Lob feines Königs, durch die Wirkfamkeit eines Jahres „den 
erften Grund, die erften Impulfe zu einer ernenerten, befjeren und kräftigeren 
Drganifation des in Trümmern liegenden Staatsgebäudes gelegt zu haben“. Am 
16. Dezember unterzeichnete Napoleon das Dekret, welches le nomme Stein als 
einen Feind Frankreichs und des Rheinbunds ächtete und feine Güter einzog. „Sie 
gehören nun der Gefchichte an“, rief Gneifenau dem Gelchteten zu. Die Nation 
mußte jett, wen unter ben Deutſchen der Kaifer am Bitterften haßte. In taufend 
Herzen prägte ſich jest das Bild des Reichsfreiherrn ein — die gebrungene Ge- 
Ralt mit dem breiten Naden, jäh und edig in jeder Bewegung, die funkelnden 
braunen Augen und die Eulennafe über den feft gejchloffenen Lippen — ein Geift 
von beutfcher Tiefe und Gründlichkeit, hochgebildet und dennoch fchliht und fern- 
daft, ver feine ſchwerwiegenden Gedanken oft in ungelenfen Formen, doch mit 
übergeugenver Kraft und volfsthümlicher Derbheit ausſprach — ein Mann ohne 
Menſchenfurcht, vornehm und herriſch und doch milden Sinnes um die Leiden 
der fleinen Leute beforgt — voll Feuers und heiligen Zornes, aber ein demüthiger 
Chriſt und Mug befonnen inmitten der Aufregung, unerfhütterlih im Glauben 
an tie Zukunft feines Volls und an das Walten der Vorfehung — ber ganze 
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Mann eine wunderbare Verbindung von Naturfraft und Bildung, Thatkraft und 
Billigkeit, von glühender Leivenfhaft und nüchterner Erwägung. 

St.'s Nachfolger ward nicht Schön, den er vorgefchlagen, fondern Aitenftein, 
unter deſſen Berwaltung der Staat, in tiefe Schwäde verfunfen, den Geächteten 
nicht zu befhügen wagte. In Brünn, Troppau, Prag verlebte St. die nächſt en 
Jahre, doch felbft unter dem Minifterium Stadion konnte man zu Wien fi) nidt 
entfchließen, diefe gewaltige Kraft zum Kampfe gegen Napoleon zu verwerthen. 
St. durfte dann und wann den öſterreichiſchen Staatsmännern einen Rath er: 
theilen, er verſuchte auh, als im Jahre 1810 Hardenberg fein Minifterium 
bildete, wieder auf Preußens Geſchicke einzuwirken, auf die innere Verwaltung wie 
auf die Vorbereitung eines BVolfsfrieges nad dem Mufter Spaniens und ver 
Bentee, Im Ganzen blieb er ohne Einfluß. Es war die Zeit, da Gneiſenau vie 
entjeglihen Worte ſchrieb: „wir dürfen es uns nicht verhehlen, die Nation ift fo 
ſchlecht als ihr Regiment.“ 

Auch St., der foeben die Erhebung Defterreihs vom Jahr 1809 mit Be- 
wunderung betrachtet, verlebte jetzt Augenblide, da er an dem preußifhen Gtaate 
und an dem unverbefjerlihen „Phlegma der nörblihen Deutfchen“ verzweifelte. 
Endlich bei dem Herannahen des ruffifhen Feldzugs fchien ihm die Stunde ge 
fommen für einen großen Befreiungeverfuh. Er hatte ſchon im Jahre 1808 den 
Czaren Alerander zu einer felbftändigen Politit ermahnt und bot ihm jegt feine 
Dienfte an. Faſt gleichzeitig (Mai 1812) ereilte ihn die Einladung des Czaren. 
Er blieb ohne amtlihe Stellung, als ein felbftändiger Rath, eine Macht durch fih 
felber, an Alexanders Eeite, und ſoweit die nun folgenden Greigniffe von dem 
Willen einzelner Sterblier abhingen, hat St. an der Befreiung Europa’s ein 
größeres Verdienſt als irgend ein Menſch. Er war es, der ven Kaifer zu dem 
Entſchluſſe bewog, den Krieg bis nad) Sibirien hinein fortzufegen, er erfüllte ven 
ſchwachen evelfinnigen Monarchen mit einem Hauche feiner eigenen Leidenſchaft, er 
beftimmte ihn, nad dem Stege, den Wünfchen des Heeres zum Trog, den Niemen 
zu überfchreiten. Je näher die Gefahr fih heranwälzte, um fo freudiger und zu: 
verfichtlicher hob ſich alles Schneivige und Heldenhafte feines Wefens. Er verachtete 
die Oberflächlichfeit der meiften gebildeten Ruſſen, doch er freute fih an der reli» 
giöfen Begeifterung, dem Opfermuthe des Volks, und aud unter den höheren 
Ständen fand er treffliche Helfer, fo die Grafen Kotfhubey und Lieven. Er ſah 
in dem ruffifchen Kriege nur ein Mittel für feinen theuerften Zwed, die Befreiung 
Deutfhlands. St. ftand an der Spige des deutſchen Komites in Petersburg, lieh 
Aufrufe unter den Aheinbundstruppen verbreiten, um fie zur Fahnenflucht zu ver: 
leiten, und durch die Schriften feines treuen E. M. Arndt auf die Herzen der 
Deutfhen wirken, er bildete — mit geringem Erfolg — die deutfhe Legion als 
den Kern des künftigen deutſchen Heeres, er drang auf Verbindung mit England 
und zeigte der Neglerung die Mittel, welche ihr nachher ermöglichten, 40 Millionen 
Rubel ruffiihen Papiergelds in Deutfhland umzufegen und alfo den Krieg fort: 
zuführen. Während er alfo jeven Hebel in Bewegung fegte zur Bekämpfung Na: 
poleone, fand er doch Worte der Billigkeit für jene preußifchen Officiere, welde, 
dem Fahneneide treu, im Heere des Imperators fodhten. 

Die Pläne, welche er in jenem Petersburger Winter für Deuſchlands Umge— 
ftaltung entwarf, find das Idealſte und Verwegenſte, was jemals über deutſche 
Politik gedacht worden. Und vies bilvet, nächft feiner Theilnahme an der Umge: 
ftaltung Preußens und der Befreiung Europa’s, das dritte welthiftorifche Verdienſt 
des Mannes: er hat früher und jhärfer als irgend ein Staatsmann die Einheit 
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Deutſchlands, ohne Phrafen und Vorbehalte, als das höchſte Ziel deutſcher Politif 
aufgeftellt, er war der Erfte unter unfern Staatsmännern, der in jedem Wechjel- 
falle unwandelbar und mit hellem Bewußtfein nur das Wohl des ganzen Bater- 
landes ind Auge fahte. „Ich habe nur ein Vaterland, das heikt Deutſchland — 
Ihrieb er an Münfter, der ihn des einfeitigen Preußenthums befhuldigte — und 
da ih nah alter Berfafjung nur ihm und feinem befonberen Theile desjelben 
angehörte, jo bin ih auch nur ihm und nicht einem Theile desjelben von ganzem 
Herzen ergeben.“ Wer ihm von Schonung der althergebradhten Zerjplitterung 
redete, dem ermwiderte er: „einen ſolchen Zuſtand mwiederherftellen, ift gerade fo, 
ald wollte man darauf beftehen, daß ein todter Mann auf feinen Beinen ftehen 
jolle, weil er es thun konnte, fo lange er noch lebte.“ Jede Rüdfiht auf die 
Dynaftien verwarf er: „als ob es ‘in Deutfchland darauf ankäme, ob ein Medlen- 
burg ꝛc. eriftirt, und nicht ob ein ftarfes, feftes, fampffähiges deutſches Volk ruhm—⸗ 
vol im Krieg und Frieden daſtehe!“ Sein Ziel war die „Einheit, und ift fie nicht 
möglich, ein Auskunftsmittel, ein Uebergang“. In jenem Augenblide, da der ge— 
jammte Bundesbeftand Europa’s im Wanken war, fehien ihm felbft das Höchfte 
ereihbar: eine große Monarchie von der Weichjel bis zur Maas und ten Bogefen, 
eenfo Italien zu einer geſchloſſenen Maſſe verbunden — ganz Mitteleuropa in 
jenem Zuftante „der Kraft und Widerſtandsfähigkeit“, den er in feiner Lieb» 
Iingszeit, „unter den großen Kaifern vom zehnten bis zum breizehnten Jahrhundert‘ 
ju finden glaubte. Sei dies nicht möglich, fo folle man Deutfhland nad dem Laufe 
des Mains zwiſchen Defterreih und Preußen theilen, die Rheinbundsfürften als 
„betitelte Sklaven und Untervögte” des Eroberer behandeln und aud die von 
Napoleon verjagten Fürften nicht als Bundesgenoffen gelten lafjen. Könne man 
auch dies nicht erreichen, fo bleibe als legter Ausweg, daß man jedem ber beiden 
„berfaffungsmäßigen Königreiche” Defterreih und Preußen einige Kleinftaaten als 
Bafallen unterorbne, etwa Baiern, Würtemberg, Baden mit gefchmälertem Gebiete 
der füblihen, Hannover, Hefien, Divenburg, Braunſchweig der nörblihen Madıt. 
Man wird in viefen Plänen den hochherzigen Patriotisnus eben fo wenig ver- 
fennen wie die leirenfchaftlihd unklare Erregung der Zeit und ven Stolz des 
Meviatifirten, der nicht begriff, warum „man mit diefen Zaunkönigen fo viel Um- 
Rände made”. 

Als das Keer die deutſche Grenze überfchritten hatte, nahm er die Leitung 
der oftpreußifchen Angelegenheiten in die Hand, z0g ſich jedoch befonnen zurüd, da 
a Vord und Schön und die Männer des preußifchen Yanbtags voll Eifers für 
die große Sache, aber aud voll Sorge wegen ber ruffiihen Eroberungsluft ſah. 
Am 25. Februar 1813 erſchien er mit Anftett in Breslau und beredete ben zau« 
dernden König, Scharnhorft in das ruffifhe Hauptquartier zu ſchicken — eine Sen- 
tung, weldye den Abfchluß des preußtfcheruffifchen Bündniffes zur Folge hatte. Er 
folgte nunmehr dem Hauptquartier der Monarchen, raftlos anfpornend und er- 
mutbigend, ein Todfeind aller halben Mafregeln und „ververblihen Waffenftill- 
Ränte*, der fefte Bundesgenoffe des Blücherſchen Hauptquartiers. Zugleich leitete 
a den Verwaltungsrath, der die eroberten Länder, zunächſt Sachſen, zu verwalten 
hatte, und feine fühne, ſchroffe Weife ftieß hart zufammen mit ber Unentjchlofjen- 
beit „diefer weihen fähfifshen Wortkrämerei“. Er betrieb eifrig den Abſchluß der 
Alianz mit England. Nah dem Waffenftillftande trat der lähmende Einfluß Defter- 
reihe auf die große Allianz hervor. Die kühnen Gedanken jenes Peteröburger 
Binters erwiefen fid) ald unausführbar. St.'s Zweifel an der Lebenskraft Preußens 
waren längfi verftummt Angefichts der großen Erhebung, er fühlte fih unter dem 
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begeifterten Volfe Norddeutſchlande „mie in einem unbefannten Lande”. Undrerfeite 
ſah er mit Trauer, daß in tem Defterreih Metternich ter Geift von 1809 
gänzlich verfhmwunden war, daß die Bevölkerung der Kleinftaaten den Dynaflien 
noch eine fehr ftarfe Anhänglichfeit entgegen brachte und England in den Reihen 
bacher Verträgen fi für Hannover bereutende Gebietserweiterungen ausbebang. 
Sonach war felbft der beſcheidenſte jener drei Petersburger Pläne unmöglich, und 
St. hielt jest die Herftellung der Kaifermürte, des Reichetages und der Reiche: 
gerichte für nothwendig, damit eine monarchiſche Gewalt die Meinen Dynaftien in 
Zudt halte und das halb-deutſche Defterreih durch vie Pflichten des Kaiferthums 
an Deutfchland geleitet werde. Bergeblih verfuchte er, in Böhmen während bes 
Stillftandes der Kriegsoperationen nah der Schlacht von Kulm, diefen Plan bei 
den Monarchen burchzufegen. Metternich erflärte feine Abſicht, vie deutſchen Staaten 
nur durch ein Syſtem von Verträgen zu verbinden, bald tarauf ſchloß Defterreih 
die Verträge von Ried und Fulda und erfannte die Souveränetät der rheinbäns 
diſchen Könige an. Seitdem war jede Ausfiht auf eine geficherte Berfaffung Deutid- 
lands verfperrt, und wenn fortan tie Anfichten St.’8 über die Zukunft des Bater- 
landes in jähen Sprüngen wechſelten, fo war bies nur die Folge der Unmöglid- 
feit, auf Grund der gegebenen Sachlage einen dauernden Rechtszuſtand zu ſchaffen. 

Nah der Schlaht von Leipzig ward fehr fühlbar, daß St., befhäftigt mit 
der Organifation Sahfens und der definitiven Einrichtung der Centralverwaltung, 
dem Hauptquartier nicht gefolgt war. Erft nad feiner Rückkehr faßte man ben 
Entfhluß, den Krieg über den Rhein zu tragen. St. entfaltete eine ungeheme 
Thätigkeit bei der Feitung des Lazarethweſens und der proviforifhen Einrichtung 
ber eroberten Länder. Die Gentralverwaltung war beſonders bedeutſam für bie 
öffentlihe Meinung, weil fie der Welt wieder das Schauſpiel einer Behörbe für 
gefammtdeutfche Angelegenheiten gab. Im Feldzuge von 1814 wiederholte ſich das 
alte Spiel: St. und die Helden des fchlefifhen Heeres drängten vorwärts, wäh 
rend das öfterreichifche Hauptquartier zauderte. Der Aufenthalt in Paris erfüllte 
St. mit tiefem Mißmuth, man fah ihn ſtachliger und heftiger denn je. Sein Ein- 
fluß auf den Sparen begann zu finfen, umfonft forderte er bei den Friedenever- 
bantlungen gefidyerte Grenzen für Deutfhland, umfonft verlangte er, daß Preußen 
die gute Stunte zur Befriedigung feiner gerechten Anfprühe benute. Die Wieber- 
einfegung der Bourbonen war ihm milllommen, als ein „Ruhepunkt“ für vie 
ermüdete Nation, obwohl er den Doftrinen der Fegitimiften nicht huldigte. 

Bon dem Wiener Kongreffe fagte er früh voraus, daß „das Ganze auf eine 
Nahe und übertünchte Weife endigen werde", er fah „vie Zeit der Kleinheiten, 
der mittelmäßigen Menſchen“ gelommen. In den Hänveln über bie Zerritorial- 
fragen ragte er hervor als Vertheidiger der Einverleibung Sachſens, er warf Tal 
leyrand und deſſen Genoffen die treffende Beſchuldigung zu, daß fie es felen, 
welche die Zertheilung der Völker verlangten. Sein Vorſchlag, das eroberte Land 
durd einen trefflihden Statthalter, den Prinzen Wilhelm, zu gewinnen, fand keine 
Erfüllung. Wie ihn einft Napoleons Bulletins als einen Demagogen gefchilvert 
hatten, fo ward er jegt in ber Preffe als ein Boruffomane und ein Spießgefell 
ber brutalen Gewalt angefeindet. Er aber hielt noch im hohen Alter mit voller 
Ueberzeugung feine wohlbegründete Meinung feft. Dagegen erkannte er die Unmög- 
lichkeit, ein unabhängiges FKonftitutionelles Polen mit Rußland auf die Dauer 
frieblih zu verbinden. Für die deutfche Verfaffung hatte er während bes fran: 
zöftfhen Feldzugs in Chaumont einen neuen Plan entworfen, wonad. die beiden 
Großmächte mit Baiern und Hannover als Direktoren die erefutive Gewalt befigen 
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und den Bundestag leiten follten. Im Sommer barauf flug er wiederum ein 
Direktorium der vier mädhtigften Staaten und eine Kreißverfaffung vor, welde 
fo tief in die inneren Landesangelegenheiten eingreifen follte, daß die Großmädhte 
fih ihr nit völlig unterwerfen könnten; daher verfiel er auf den Ausweg, daß 
Preußen nur mit den Ländern links der Eibe, Defterreih gleichfalls nur mit feinen 
weſtlichſten Provinzen beitreten folle.. Wenn St.'s Meinungen über vie Leitung 
Deutſchlands nicht minder unfiher wechſelten, wie die Anfichten der übrigen Zeit- 
genofjen, fo bieten feine Pläne doch ſämmtlich eine glänzende Geite, bie ben 
geben Staatsmann bekundet; fie enthalten alle jehr beftimmte Garantien für bie 
olfsfreiheit: — Grundrechte für alle Deutfhen und ausgedehnte, von Bundes- 
wegen garantirte, durch ein Bundesgericht geſicherte Befugniffe für die Landftände. 
Desgleihen verlangt er in allen feinen Entwürfen unbebingte Einheit der Gefeg- 
gebung für den Berfehr im meiteften Sinne. Er wünſchte, daß vie beiden Groß- 
mädhte und Hannover die Vorberathung der deutſchen Berfaffung auf dem Kon- 
grefie allein in die Hand nähmen. Als ftatt deſſen das Yünferfomite gebildet warb 
und das Werk ſchon im Beginn an dem Widerftande Baierns und Württembergs 
zu fheitern drohte, rief er den Czaren und den Berein ver Heinen Fürſten zu 
Hülfe, Im Laufe des Winters kehrte er nochmals zu feinem Kaiferplane zurüd. 
As auch diefer verworfen warb, verſuchte er nur noch, abermals umfonft, dem 
titel 13 der Bundesafte einen Inhalt zu geben, den Landſtänden der Einzel: 
ſtaaten beftimmte Rechte von Bundeswegen zu gewährleiften. Das vollendete Wert 
etſchien ihm gänzlich hoffnungslos. Er ftand allein auf dem Kongreffe, ohne Boll- 
macht, ohne Stimmrecht, und fein perfönlier Einfluß war im Sinten, je mehr 
die Erinnerung an die großen Tage des Krieges verblaßte. 

Nah Napoleons Nüdkehr brauste St.'s alter Haß wieder anf, ein Haß, 
deſſen Gluth fih doch fehr wohl vertrug mit jharffihtiger Würdigung des 
Feindes — wie denn St. unter den Erften den Zug der Gemeinheit in dem 
Veſen des Imperators durchſchaute. St. zuerft erfann den Gedanken, Napoleon 
u ächten. Bei den Verhandlungen über den zweiten Parifer Frieden betrieb er 
täftig die Rüdführung der geraubten Kunftfhäge, doch umfonft verlangte er, dieß— 
mal im Bunde mit den Staatsmännern Preußens und der Heinen deutſchen 
Staaten, Elfaß und Lothringen für Deutſchland zurüd. Nachdem alfo faft alle 
Pläne, welche er an die Befreiung der Welt angelnüpft, gefcheitert waren, zog er 
fh in das Privatleben zurüd. Den Boften eines öfterreichifchen und eines preufßi- 
den Bundestagsgefandten Iehnte er ab, ven einen, weil er fein Preußen nicht 
verlafien, den andern, weil er nicht unter Harbenberg dienen modte und von ber 
Franffurter Berfanmlung fein Heil erwartete. 

Er verlebte ein reiches Alter auf feinen Gütern Kappenberg und Naffau, in 
lebhaftem brieflichem und perfönlihem Verkehr mit beventenden Männern. Die 
yerfönlihen Erfahrungen diefer legten Jahre verftärkten nod feine Liebe zu Preu- 
fen, da er in Naffau den Heinen Krieg der Bureaufratie wider die Mebiatifirten 
ertragen mußte, während er in Kappenberg als Landtagsmarſchall der Provinz 
Veſtphalen eine hochangeſehene Stellung einnahm. Der Tod feiner Gattin, vie 
eft in fpäterer Zeit feinem Herzen nahe getreten war, gab feinem Geifte eine 
freng veligiöfe Richtung. Im Eifer feiner Rechtgläubigkeit wünfchte er wohl, ber 
Staat möge „ein Dugend Nationaliften extra statum nocendi verfegen“. Sein 
Sande war ächt und ohne Prunk, und obwohl er, nad der Weife diefer roman» 
tühen Tage, dem Katholicismus näher trat, fo blieb er doch allen ultramontanen 
deſtrebungen feind: St. wünſchte, wie fein Freund Erzbiſchof Spiegel, nationale 
Schftändigkeit unfrer fatholifhen Kirche. 
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Die neuen politifhen Zuftände boten ihm wenig Anlaß zur Freude. Er fah 
auf der einen Seite die Bureaufratie mit ihrer „Wuth zu generalifiren“ und über: 
häufte dieſe Klaffe mit ſchweren Borwärfen, deren Härte fein alter Freund Kunth 
dem Xriftofraten oftmals verwies. Der Adel andrerfeits fchien ihm „in Selbſt— 
ſucht, Einfeitigfeit, Yeerheit, Unbeholfenheit, Egoismus verfunfen”. St fuchte mit 
Montesquieu das Urbild freier Berfaffung in England und „den deutſchen Wäl- 
dern“ und verwarf die durch neufranzöfifche Ideen befruchtete Richtung des füd— 
veutihen Yiberslismus als „ſeichten, rechtlofen Neologiem". Die neue demokratiſche 
Strömung ferien ihm darauf hinauszulaufen „das Ganze in ein Aggregat von 
Gefindel, Juden, neuen Reihen, phantaftifchen Gelehrten zu verwandeln”. Die 
rheiniſche Geſetzgebung befümpfte er mit dem ganzen Hafle tes Franzofenfeindes. 
Während er fo alle vorherrfhenvden Richtungen im Staatsleben der Einzelftanten 
befämpfte, fand er tie gefammtdeutfhe Politik noch unglücklicher beftellt. Den 
Bunvestag veradhtete er als eine „vom Philiftergeift durchdrungene politifche Ma- 
ſchine“, und fein Zorn wallte auf, als die Mainzer Centralunterfuhungstommiffion 
ihn felber als einen Haupturheber der demagogiihen Umtriebe befhuldigte. Ebenſo 
wenig wollte er Theil haben an dem neuen Teutonentbum, „diefen unbärtigen 
fragenhaften E tuventen”. Die Oppofition am Bundestage galt ihm als eine neue 
Form ver alten Rheinbunds:Beftrebungen; er verdammte ſchönungslos jeden Bund 
im Bunde und das gefammte Treiben der „Afterbündler“, 

Dem Kundigen fällt nicht fchwer, in viefer Fülle des Tadels, die ver Alternde 
nah allen Seiten bin ausjpendete, einige große pofitive Gedanken zu erfennen, 
welche zeigen, daß St. noch immer auf der Höhe der Zeit ftand, während er zu 
Wien als ein Haupt der militärifchen Jafobiner, unter den Alltagsliberalen ale 
ein Iunfer verrufen war. Zunächſt verlangte er immer auf's Neue Erfüllung ver 
dem Bolfe gegebenen Verheißungen; denn „den durch die lautere Milch des 
Jeſuitismus noch nicht getrübten Menfchenverftand“ werde man nicht überzeugen, 
daß es von dem Willen der Fürften abhänge, ob und wie fie ihr Wort halten 
wollten. Die unheilvollen Folgen ver Ausſchließung der Nation von der Leitung 
ihrer eignen Angelegenheiten, die er fhon in jenem Programme vom Jahre 1807 
vorausgefagt (ſ. oben), gingen Wort für Wort in Erfüllung. Jetzt wie damals 
wollte er den Grundbefig in ben Reihsftänden überwiegend vertreten fehen, aber 
der Reichstag ſollte wirkſame Rechte haben: „berathende Stänte find eine inerte 
Maſſe oder ein turbulenter Haufe, der in's Blaue bineinfhmwägt, ohne Würke, 
ohne Achtung“. Wie fchroff und herriſch der Marfhall oftmals die Liberalen 
Nebner des weſtphäliſchen Landtags anlieg — auf dem Berlangen nah Reicht 
ftänden beftand der gemilienhafte Mann unverbrühlid, auch nachdem die Juli— 
revolution alle Tonfervativen Neigungen feiner Natur mächtig aufgeregt hatte. 
Ueber alle Berftimmungen und Beſchwerden des Tages rettete er fih feine An- 
bänglichfeit an das Haus Hohenzollern und feinen Glauben an Preußen als ben 
Hort unfrer Zufunft. Er nannte Berlin felbft in jenen ftillen Jahren, da das 
öffentlihe Leben faft erftorben war, „den intereflanteften Ort Deutſchlands“ und 
fah mit Stolz auf das preußiſche Heer; friegeerfahrene Officiere waren dem ftreit- 
baren Manne die willfommenften Säfte. Unberührt von ven Modefrankheiten bes 
neuen Fiberalismus, hielt er den Blid feft auf die Größe des ganzen Baterlandes 
gerichtet. Auch da die Heinen Staaten des Südens ald die beneidenswerthen 
Stätten der freiheit gepriefen wurden, fchaute er mit unwandelbarer, grenzenlofer 
Beratung auf die unheilbaren Mängel des Heinftaatlichen Lebens. Er mußte, die 
Zeit fei noch nicht gefommen, die Staatsbildungen Napoleond vom deutſchen 
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Boden hinwegzufegen, und begrüßte mit Freuden jeden Anfang praftifher Eini- 
gung ber Nation, fo den werbenden preußiſch-deutſchen Zollverein. Auf vie un- 
verwäftlihe Gefunpheit unfers Volkes baute er felfenfeft; nur „das Land ver 
Phäalen“, Defterreih, jchloß er in ver Regel von feinem Lobe aus. Mit unver: 
geglihen Worten rief er den Demagogenverfolgern zu, ein treues, fittliche® , ge- 
bildetes Bolt, das foeben einen glorreihen Krieg beftanden, verdiene Vertrauen 
und wieder Bertrauen. In folhem hoben patriotifhen Sinne hat er auch das 
wiffenfchaftliche Unternehmen der Monumenta Germanise begründet und ihm einen 
guten Theil feines Alters — Radikale Blätter des Rheinlandes witterten 
in dieſer Sammlung der Geſchichtsquellen unfrer Vorzeit feudale Beſtrebungen. 
Der inſtinktive Widerwille aller Menſchen ohne Vaterland, vornehmlich der libe— 
ralen Partikulariſten, bildet den ſicherſten Maßſtab für St.'s Größe. Wer einzelne 
Ausbrüche der hypochondriſchen Laune und der Tadelſucht des Staatdmanns außer 
Dienft auszufheiden weiß, findet in den Briefen feines Alters eine unvergleichliche 
Duelle der Belehrung über die Zeitgeſchichte und über die widhtigften Probleme 
ver Bolitit, dazu in der ausdrudsvollen Gewalt der edigen, wuchtigen Sprade 
mit ihrer Fülle ſich drängender Beiwörter ein getreues Charafterbilb. 

St. ftarb, und mit ihm fein Gefhledht, am 29. Juni 1831. Sein Teftament 
fhließt mit der Mahnung an feine Erben, fi des göttlihen Segens würdig zu 
erhalten... „vornehmlich durch treue und zu jeder Aufopferung bereite Liebe zum 
Vaterland”. Auf der Infchrift ſeines Grabes wird er genannt: „demüthig vor 
Gott, hochherzig gegen Menſchen, ver Lüge und des Unrehts Feind, hechbegabt 
in Pflicht uud Treue, unerſchütterlich in Acht und Bann, des gebeugten Bater- 
landes ungebeugter Sohn, in Kampf und Sieg Deutſchlands Mitbefreier". — 
Die arge Berbildung unferer Zuftände fpiegelte fid wieder in der Theilnahmlofig- 
fit, womit die Nation die Kunde von St.'s Abſcheiden aufnahm. Erſt zwanzig 
Jahre nach feinem Tode ift St.'s Bild dem Bolfe wieder näher getreten. Der 
größte Staatsmann der Deutfchen dieſes Jahrhunderts war ein ftolger Preuße und 
ein Unitarier *). 

Pitteratur. Perg, Das Leben des Minifters v. Stein. 6 Bde., Berlin 
1849 ff. Arndt, Meine Wanderungen und Wanvelungen mit dem Frhrn. v. Stein. 
Berlin 1857. Steins Briefe an Hans v. Gagern (im 4. Bande von Gagern’s 
Mein Antheil an der Politif). Dentihriften des Frhru. v. Stein, herausgegeben 
von Berg. Berlin 1848, Dazu bie Litteratur zur Geſchichte der Freiheitskriege, 
vornehbmiih Perg, Das Leben Oneifenau’s, Bodelfhwingh, Das Leben Binde’s 
und die Denkwürbigfeiten von v. d. Mazwitz. 5. v. Treitfähte. 


Stempel, S. Gefälle. 


Steuerbewilligungsrecht. 


Das Recht ver Staatsangehörigen, durch ihre Landesvertretung an der Auf- 
lage von Steuern und Abgaben aller Art einen mitbeftimmenden Antheil zu 
nehmen und nur zur Aufbringung der aljo bewilligten Beihülfe zu dem Staats- 
vermögen verpflichtet zu fein, ift nicht blos der eigentliche Ausgangspunkt der 
landftändifchen und fonftitutionellen Staatsbildungen gewefen, fondern nody bis in 
die neuefte Zeit einer der Tragpfeiler ver Repräfentativverfafjung geblieben. Die 


— — 


+) Anm. d. Red. Stein bat, wie die obige Darſtellung beſtätigt, immer diejenige Form 
der Einheit exjtrebt, die igm nach den Zeimerbältntjjen möglich erſchien. 
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Entwidlung des Steuerbewilligungsrehts in den altfländifchen deutſchen Territorial- 
verfaffungen zur Zeit des Neihs bat ſchon an einer andern Stelle eine dem 
Zwed dieſes Wertes entjprehende Darftellung gefunten (vgl. den Artifel Land: 
fände) unt ob für das heutige Tonftitutionelle Staatsrecht aud in Deutfchland 
die Eigenthümlichleiten des Älteren Steuerverfaflungsrehts noch in irgend erheb- 
licher Weife maßgebend fein können, wird fpäter zu unterfuchen fein. Zunächſt gilt 
es den Antheil zu fohildern, welchen eine Volfsvertretung im modernen Repräjen- 
tativftaat nad Weſen und Begriff desfelben auch an der financiellen Seite des 
Staatslebens zu nehmen hat, und wie ihn die Verfafjungen, die jene Staatsart 
zum reinen Ausprud bringen, in grundſätzlicher Uebereinſtimmung fefthalten. 

Wenn in den lehnsrehtlihen Staatsanfängen des Mittelalter die erſten 
Steuern und Feiftungen — bei denen nicht ausſchließlich an Geld zu denken ift — 
als Entgelt für geliehenes Grundeigenthum erfdeinen, fo daß der Steuernde nicht 
von feinem Eigenthum, fondern eigentlih von dem Ertrage eines VBermögensftüdes 
zahlt, weldes den Individuum oder der Korporation, an bie geleiftet wirb, zu 
Eigen ift, nimmt die moderne Steuer durchaus ten Charakter der Enteignung an. 
Die ftaatlihe Geſetzgebung auf den Übrigen Gebieten, welche fie zu orbnen be 
rufen ift, legt dem Einzelnen vielfahe Beſchränkungen feines geſellſchaftlichen Da- 
feins auf; in der Befteuerung greift fie geradezu in die Eigenthumsfphäre, in das 
nothwendigfte, für die menſchliche Entwidlung beveutungsvollfte materielle Ent- 
faltungsgebiet der Perfönlickeit ein. Aus dieſer Thatſache folgt keineswegs, daß 
die Gewährung der für den Staat nothwendigen Teiftungen aus dem Vermögen 
der Staatsangehörigen eine Sache des beliebigen guten oder böfen Willens fei, 
der Staat ift nicht das reine Probuft fouverainer Einzelwillen, fondern in ihm 
und mit ihm find die Einzelbürger, wohl aber ergiebt fich daraus, daß eine Siche— 
rung der Einzelnen gegen ftaatlihe Wilfür, eine fefte Orbnung diefer weitgrei- 
fenden Funktionen der Staatsgewalt — mag fie in monardifdher ober republi- 
fanifcher Form auftreten — eine der erften Forderungen des Rechts ſowohl als 
der Politik ift. Wenn diefer Schug der Stantsangehörigen auf den übrigen Ge— 
bieten der Geſetzgebung nur durch Theilnahme des Volkes an ven legislativen 
Erlaffen erreihbar fhien, mußte diefe Gewähr auf vem Gebiete der Beſteuerung 
um fo mehr in einer folhen Mitwirkung gefucht werben, wo die Neigungen und 
Berfuhungen die Madıhaber in verftärkter Weife zu Unflugbeiten und Unge- 
rechtigleiten führen konnten. Die gefeggebende Thätigkeit mochte in einem Staat 
Jahre lang ruhen und — gut oter ſchlecht — die Orbnungen der Bergangenheit 
befolgt werden, die Staatebepürfniffe waren tagtägliche und fo aud tie Noth- 
wenbigkeit, aus dem vorhandenen Staatevermögen oder wenn dies, wie fat 
überall, nur zum Hleinften Theile den öffentlihen Aufwand beftreiten konnte, aus 
dem Verinögen der Staatsbürger die Mittel zur Führung des Staatshaushaltes 
berbeizufchaffen. Der abfolutiftiihe Staat, in welchem vie Feſtſetzung der öffent- 
lihen Bedürfniffe fowie die Verwendung tes Privateigentyums ver Unterthanen 
zu ihrer Befriedigung von dem Willen der Regierung allein abhängt, bat that— 
fählih wie rehtlih das Eigenthum zu einem bloßen precarium gemadt; in 
manden Staaten hat dieſe Ausbeutung des Nutionalvermögens durch fürftliche 
und Oünftlingsmwilltür zulegt das äußerſte Mittel der Völker heraufbefchworen, 
und wenn dies nicht überall gefhab, lag der Grund einzig und allein darin, daß 
der äußerſte Gebrauch auch der unumfcränfteften Gewalt an gewiffe natürliche 
Bedingungen gefnüpft ift, welde oftmals fehlen. 

Müffen wir daher in jedem, auch dem beftregierten Staate, eine Mitwirkung 
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ber Steuerzahlenden bei der Ordnung bes Staatshaushaltes — denn biefen wei- 
teren Sinn hat das Steuerbewilligungsredht, wenn e8 zur vollen Entfaltung feines 
Inhalts fommt — als eine Forderung des Rechts und der Politik erkennen, fo 
hat dagegen vie biftorifhe Entwidlung ihren Ausgangspunkt theilweife von anderen 
Anläffen genommen, In Deutfhland z. B. war der Hauptgefichtspunft ber, daß 
die Regierung Sache des Fürften fei, wie denn vielfach die eigene Grundherrſchaft 
den Kern des Territoriums bildete, daß eine Beihülfe zu den Koften des Regi- 
ments, einer ihnen ganz fremden Angelegenheit, nur freier Wille und gute Gabe 
derjenigen Landesangehörigen fei, welche nicht als Hinterfaßen des Landesherrn 
jelber erfdyeinen. Oft verftand man fich freiwillig zu geringeren Leiftungen, um 
nicht zu größeren durch die augenblidlihe Uebermadt gezwungen zu werben, ber 
Gewalt des Landesherrn ftellte fih anderswo die vereinigte Kraft der Stände, 
welde vie gemeinfame Gefahr zufammengeführt hatte, entgegen, aber indem man 
allmählich zu Verträgen und Einigungen auch zwifhen Fürft und Ständen gelangte, 
drang doch endlich ver Begriff ver auch ohne Bertrag begründeten öffentlichen 
Rechte und Pflichten durch Der Staat und feine Bepürfniffe wurden als die An» 
gelegenheit Aller angefehen und bie Steuerpflicht des Staatebürgers ward in ihrer 
wahren Natur begriffen. Aber mit dem Zerfall der ftändifchen Ordnungen gehen 
auch die Schugwehren verloren, welde die Erfüllung diefer Pflicht zu einer That 
des freien Gehorfams im Staate machten; an die Stelle des frühern fälſchlich als 
Privatwillfür betrachteten Rechts ber Verweigerung trat die ebenfo verkehrte und 
den Unterthan rechtlos machende Auffafjung des Steuerforberungsrechts als einer 
abfoluten Privatbefugniß des Fürften, un? nur in einem Staat ift es gelungen, 
die mittelalterlihe Form der Steuerbewilligung ohne eigentlihen Brud mit der 
Vergangenheit in das ber richtigen Auffaffung des Staats und der Stantögenofjen- 
[haft entſprechende Steuerbewilligungsrecht des heutigen Repräfentativftaats hinüber 
zu leiten. 

England — wie es das Vorbild aller vollfonftitutionellen Staatöverfaf- 
Jungen der neueren Zeit gewefen ift, bietet auch namentlich in dieſem Haupttheile 
der politifchen Theorie und Prazis jene Grundregeln praftifcher Weisheit dar, 
welhe das äffentlihe Recht von England fo gut zur raison &erite erhoben haben, 
wie das römifhe Privatrecht für alle Zeiten Mufter und Maafftab für neue 
Schöpfungen auf feinem Gebiete bleiben wird. Aber aud hier wie in allem 
hiſtoriſch Gewordenen ift zwifhen ver bloßen zufälligen Form und vemjenigen 
Formalen zu unterfcheiden, in welchem ſich die wefentlihen Seiten einer Inftitu- 
tion felber ausprägen; die Grundzüge des englifhen Steuerbewilligungsredhts find 
jedoch durch die Prüfungszeit von Jahrhunderten fo fehr bewährt, die höchſte poli- 
tiſche Intelligenz eines ftaatsverftändigen Volkes hat mit fo großer Sorgfalt fid 
an ihnen thätig erwiefen, daß man biefes Kapitel des öffentlichen Rechtes getroft 
für abgeſchloſſen erklären fann. 

Die Bollövertretung, für die Maffe des erwerbenden und befigenden und 
von Erwerb und Eigenthum ftenerzahlungspflichtigen Bolfes, hat nad dieſem 
engliihen und von da aus verallgemeinerten fonftitutionellen Staatsrecht eine 
entiheidende Mitwirfung bei der Anlage des äffentlihen Haushalts, bei der Feft- 
ſtellung der Staatsbebihfniffe und der dafür erforderlichen Dedungsmittel anzu- 
Iprehen, mögen diefe in der Veräußerung von Staatseigenthum, in der Aufnahme 
von Anleihen oder enblih in ver regelmäßigen und "fortlaufenden Urt der Be- 
dedung, in der Auflage und Fortbewilligung von Steuern beftehen. Alles dieß 
mit feinen vielfahen Incidenzpunften begreift das Steuerbewilligungsret. Im alt» 
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ſtändiſchen Staat war es die blos fubfivtäre Pflicht der Unterthanen, melde bei 
ber Forderung von Steuern einen Nachweis ihrer Unentbehrlickeit, ſomit eine 
Einfiht in die primären Staatsmittel und ihre Verwendung zur nothwendigen 
Borausfegung hatte; im heutigen Nepräfentativftaat ift nicht mehr die Aufbrin- 
gung der Mittel zur felbftherrlihen, vom Willen der Bevölkerung unabhängigen 
Negierungsführung zunähft Sache des Fürften, fondern von Anfang an ift die 
Regierungsthätigfeit Sache ver Nation felber, der diefe mit Rechten und Pflichten 
zugewandt ift, und gerabe weil auch das Finanzweſen des Staats die eigenfte 
Sache der Nation felber ift, welcher diefe nöthigenfalls vie weitgehenpften Opfer, 
3. B. in Kriegsfällen zu bringen hat, gebührt der Bolfsvertretung der mächtigfte 
Antheil bei diefer wichtigen Funktion des Staates. 

Uber der Charakter einer jeden großen Berfammlung bringt doch eine Be- 
ſchränkung mit fi, welche dieſen Antheil naturgemäß auf gewilfe Gebiete zurüd- 
führt. Die Aominiftration kann niemals Sache eines zahlreihen, mannigfadhen 
Wechſeln unterworfenen parlamentarifhen Körpers fein, und die Verwaltung ver 
Staatseinnahmen und Ausgaben mit ihren täglihen hundertfachen Gefchäften 
eignet ſich vielleiht am allerwenigften dazu, ein Attribut einer Kammer oder 
Landesverfammlung zu fein. Was früher deutſche landſtändiſche Ausſchüſſe und 
Schapfollegien in den Heinlihen Berhältniffen unferer Duodezfürftenthümer ge- 
feiftet haben, kann weder zur Nahahmung reizen, noch würde es in großen 
lebensfähigen Monardien auch nur möglich fein. Mit jener laufenden Berwaltung 
des Staatshaushalts hängt aber die Kenntniß und das Urtheil über bie nächſten 
Staatsbedürfnifje in ihren Einzelheiten auf das Genauefte zufammen, und fo 
finden wir als eine durchgehende Schranke der Bollövertretungen in Bezug auf 
die Finanzorbnung, daß der Antrag auf Steuerauflagen und An: 
leihen fowie die Aufftellung eines Einnahme- und Ausgabe— 
entwurfs von der Regierung auszugehen hat. Die Krone bitter nicht 
mehr um Beihülfe zu ihrer Regierung; wohl aber ift zwiſchen ven Regierungs- 
behörden und den Bollsvertretern eine ſachgemäße Arbeitstheilung eingetreten; an 
beiden Stellen ift e8 der eine Staat, für den gehandelt wird und Minifter mie 
Abgeordnete find gleihmäßig in Erfüllung einer öffentlihen Pflicht thätig. Die 
Regierung, welde die Angelegenheiten des Staates zu leiten bat, muß willen, 
welche Mittel fie zur Erfüllung der ihr aufliegenden Pflichten vorausſichtlich 
nöthig hat; ihr ein Mehr entgegenzutragen würde ein Mißtrauen in ihre Ein- 
ſicht verrathen, die fiherlih durch die Nachtheile eines ausbrechenden Deficits noch 
gefhärft wird. Daher der konftitutionele Grundfag, daß von einzelnen Mit- 
gliedern des fteuerbewilligenden Körpers Anträge auf Erhöhung 
der Staatsausgaben nicht geftellt werden fönnen, und in ber eng- 
liſchen parlamentarifhen Praris die Regel, daß aud das Unterhaus als folches 
nur in ber beſchränkteſten Weife durch Aufforderung an die Krone ben erften 
Schritt zu einer außerorventlihen, im Budget nicht vorgefehenen Ausgabe thut. 

Was aber gegen eine Erhöhung der angefchlagenen Staatsausgaben über 
den Antrag der Regierung hinaus fpricht, gilt keineswegs für eine Abfegung von 
den geforderten Summen, fowie für eine Abweifung der einzelnen zur Dedung 
verftellten Bebürfniffe; und fo wird das Recht der Yanbesvertretung, an den Bor- 
anfchlägen der Regierung Streihungen vorzunehmen, nirgendwo in Zweifel ge- 
zogen. Für die Regierung Hegt die Berfuhung fehr nahe, durch allzureihlih aus- 
geftattete Poſitionen fich gegen einen Minverausfall mehr als ſicher zu ftellen, 
während die Volksvertreter die Intereffen aller Steuerzahlenden darin wahrzuneh- 
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men haben, daß weder für Unnützes öffentliche, d. 5. Gelder ber Staatsange- 
hörigen verwendet, noch für die nothwendigen Staatsausgaben mehr als der zur 
Zeit nothiwendige Beitrag aus dem zur Vermehrung des Nationalmohlftandes oder 
zur bloßen Dedung ver laufenden Bebürfniffe des Volkes beftimmten Privatver- 
mögen der Untertbanen entnommen werde. Hier bat fi die Thätigfeit ver Re- 
gierung und bie in dem Regierungsbienfte erworbene Einfiht und anbererfeits das 
in der Lanbesrepräfentation vorhandene Wollen und Wiffen des Staatsbürger- 
thums zu ergänzen, wie vieß bei der parlamentarifhen Regierungsweife in vollendeter 
Art geſchieht. 

In dem Budget oder Finanzgefegentwurf tritt die Regierung als die Ge- 
Ihäftsführerin des Staats mit den Anforderungen auf, welde fie an bie finan- 
ciellen Kräfte ihres Gemeinweſens für eine beftimmte Zeit glaubt ftellen zu follen. 
In größeren Staaten hat man ohne weitere Zweifel als Zeitraum einer fogenannten 
Budgetperiobe ein Jahr genommen, bald fo, daß man das Kalenderjahr zu 
Grunde legt oder das ftaatlihe Rehnungsjahr nad andern Geſichtspunkten, 3. B. 
berfömmlicher Berfammlungszeit des Parlaments abgrenzt. Man kann die Budgeti- 
rung der Staatöfinanzen für die Dauer eines Jahres wohl die natürliche Ein- 
rihtung nennen, indem in allen fonftigen Rechnungsverhältniffen regelmäßig 
Jahresanſchlag und Jahresabſchluß feftgehalten werden, und vie Gtaatöfinanzen 
vielfah auf Gang und Gewöhnung des wirthichaftlichen Lebens der eignen und 
fremden Nationen angewiefen find. In den heutigen Großftaaten wechfelt im Lauf 
eines Jahres nicht blos fo Vieles, daß die Volfsvertretung zur Uebung ihrer fon- 
figen Funktionen, z. B. der Geſetzgebung alljährlich zufammentreten muß, fondern auch 
namentlich die finanzielle Seite wird von den neuen und wechſelnden Ereigniffen 
des nationalen wie internationalen Lebens ſchon in kurzer Frift auf das Mannig- 
jaltigfte berührt. Die Unbequemlichkeit, welche alljährlihe Seffionen für die Mit- 
glieder ber Bolfsvertretung bat, wird theils in einem politiihmündigen und mit 
einer genügenden Anzahl dem freien unbezahlten Staatsvienft im Parlament fi 
widmender Bürger ausgerüfteten Volk als eigentliche Laſt nicht empfunten, theils 
aufgewogen durch das viele Gute, welches eine wenig unterbrochene Wechſelwirlung 
zwiſchen Regierung und Bolkövertretung, und den Mitgliedern der Bolfsvertretung 
unter ſich erfahrungsmäßig im Gefolge hat. Der Einwand, daß fo kurze Binanz- 
perioden Unftätigfeit und Unficherheit im Staatshaushalt nad ſich ziehen, daß 
dadurch einem Erperimentiren mit den Finanzen Vorſchub geleiftet wird, weist 
auf eine mißtrauifche Gefinnung gegen Bolfövertretungen überhaupt zurüd, welche 
in den Zeiten des abfoluten Fürften- und Beamtenftaats mehr am Plage war, 
als in unfern Tagen. 

Anders als in den großen Staatsweſen, welche vom Weltgang der Politif 
und des Handels unmittelbar berührt werben, ftellt fih Möglichkeit und Bepürf- 
niß jo kurzer Finanzperioden bei denjenigen politiihen Gemeinweſen, welche zum 
Theil kaum die Grenzen einer großen Gemeinde überfchreiten, aber auch in ihren 
größten Beifpielen ohne jeden unmittelbaren Bezug zum großartigen, wirbelnden 
Treiben der Weltpolitit ftehen. Sehr häufig findet man ſolche Halbftaaten als 
untergeorbnnete Beſtandtheile eines größeren Ganzen, unter deſſen Schug fie ein 
verbältnigmäßiges Stillleben führen. Hier mag es fih allervings empfehlen, in 
größeren Zwifhenräumen den Staatshaushalt zu ordnen, deſſen DBerlauf, frei von 
den Wechſelfällen mächtigerer Reihe, auf längere Zeit mit Wahrſcheinlichleit vor- 
ausgefehen werben kann, und der Landesvertretung gehäufte Zufammenfünfte zu 
eriparen, wo ihre Thätigkeit doch vorwiegend nur Noutine fein würde. Allein 
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immer muß feftgehalten werben, daß viefe geringere Beläftigung des bie Steuer: 
zahler und Staatsfhuldenträger vertretenden Landtags, und mag fein bie größere 
Bequemlichkeit für das mit der Finanzverwaltung betraute Regierungsperfonal, durch 
eine geringere Sicherheit der financiellen Voranſchläge, fomit einen Hauptſchaden 
einer guten Staatshaushaltung erfauft werden muß. Die Erfahrung fo vieler 
Länder und Ländchen, im melden man auf längere Jahre hinaus Finanzkapitel 
und Finanzgefege zur ftändifchen Verabſchiedung brachte, hat diefer Warnung ber 
Theorie nur zu fehr Recht gegeben. Es ift kaum gewagt zu fagen, daß folde 
ftaatlihe Gemeinweien, für melde eine zwei- bis breijährige Finanzperiode zu 
viel Zeit- und Müheaufwand wäre, in denen felbft nach einer Paufe von zwei 
Jahren für die Landesvertretung nichts Nennenswerthes fonft zu thun fein 
würde, einen gegründeten Anfprud auf felbftäntige Forteriftenz ſchwerlich nadı- 
weiſen fünnten. 

Einer ähnlihen Tendenz als ter, melde zur Befürwortung möglihft langer 
Budgetperioden führte, Fernhalten des parlamentarifhen Einfluffes und möglichſte 
Ungebundenheit in den Voranſchlägen, verdankt aud die bie und ba verſuchte 
Einführung eines fogenannten Normalbudgets ihre Entftehung, wodurch fe 
zu fagen ein eifernes Finanzkapitel geſchaffen wird, deſſen alljährlicher Berathung 
und Bereinbarung e3 nicht bedarf, fontern das wie ein financielles Berfafjungs- 
gefeg bis zu feiner Aufhebung wirft. Nur die außerortentlihen Ausgaben unter- 
liegen alsdann einer Behandlung, wie fie fonft für das gefammte Budget nöthig 
wird. Wo die Abficht nicht offen darauf ging, die Einwirkung ter Volksvertretung 
auf den Staatshaushalt mäglichft zu befeitigen — in Preußen befonders hat es 
nicht an Verſuchen gefehlt, von diefem Standpunkte aus ein Normalbudget einzu- 
führen — fcheint eine unglüdlihe Nahahmnng der englifhen Grundfäge über den 
Consolidated Fund im Unterfchiede von den aljährlih im Einzelnen neu zu be 
willigenren Staateausgaben ftattgefunden zu haben. Diefer Unterſcheidung liegt 
die einfahe Thatfache zum Grunde, daß im Etaatshaushalt ebenfo gut fortlaufende 
Ausgabepoften vorkommen, als in jeder größeren Privatwirthſchaft. Die Berpflidy- 
tungen find ein für alle Mal übernommen worden, 3. B. Civillifte, Staats- 
jhulden, und ohne daß es dazu einer alljährlich wiederkehrenden Bewilligung der 
Bolfsvertreter bebarf, beftreitet die Megierung aus den laufenden Einnahmepoften 
die für jene Zwede nothwenvigen Zahlungen. Ueber die hiermit im Zufammenhang 
ftehende allgemeine und befondere Appropriation wird noch näher zu fpreden fein; 
zur Klarſtellung möge zunädjft der nachfolgente Auszug aus May’s Law and 
Practice of Parliament ftehen: „Außer den gedachten Zweigen des öffentlichen 
Dienftes, Armee, Flotte und den anderen Abtheilungen, welde im Detail alljährlich 
votirt werben, giebt es permanente Laften der öffentlichen Revenne, welde durch 
Parlamentsbeſchlüſſe gefihert find und von der Schaglammer (dem Finanzmini- 
fterium) kraft Gefeges bezahlt werden müflen. Zu dieſer Klaſſe gehören die Zinfen 
der Staatsfhuld, die Eivillifte der Königin, die Appanagen der königlichen Fa— 
milie, vie Gehalte der Oberrichter und gewiſſer anderer Beamten. Dieß find 
jährliche Laften des Consolidated Fund, d. h. des Gefanımtbetrags der Staatsein- 
nahmen (im Gegenfag zur frühern Sitte, für beftimmte Zwede beftimmte Steuern 
zu bewilligen), aber da die fpecifiihe Appropriation der einzelnen für die Bezah— 
(ung diefer Anforderungen nöthigen Summen durch Parlamentsftatute dauernd 
autorifirt wurte, ift fie von jährlihen Bewilligungen unabhängig." Wenn man von 
den Zinfen der Staatsfhuld abfleht, ift diefer Theil der engliihen Staatsansgaben 
ein jehr unbeträdtlier (im Jahre 1857 kei einer Oefammtausgabe von 79 
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Millionen keine 2 Millionen); wo man dagegen, wie in der mißgeborenen däni— 
fen Geſammtmonarchie traurigen Angevenfens (Gefeg vom 2. Oktober 1855 
$. 52) eine Trennung zwifchen Normalbudget und außerorbentlihem Budget ein- 
geführt hatte, betrug das außerorbentlihe, alle zwei Jahre im Einzelnen zu be: 
ftinmende Budget einen faum fo großen Theil der Gefammtausgaben. Mit ver 
aud vorkommenden Unterfheidung dee Budgets in ein ordentlihes und 
außerorbentlides, wo aber beide Abtheilungen in gleicher fpecialifirter Weife 
für jede Finanzperiode zu bewilligen find, hängt die Aufftellung eines Normals 
Budgets nicht weiter zufammen. 

Manche Berfaffungen haben mit Rüdfiht auf die Möglichkeit, daß vor dem 
Ablauf einer Budgetperiode das Yinanzgefeg für ven nächſtfolgenden Zeitraum 
nicht zu Stande gelommen ift, eine vorläufige Weitererfiredung der 
vereinbarten Finanzwirthſchaft bis zu einen beftimmten Termin ge- 
ftattet, nur in größeren Staaten, wo alle Jahre das Budget neu zu orbnen ift, 
tritt ein folder Fall nicht ein. Hier werden wohl während der Kammerjeffion der 
Regierung vorläufige Vollmachten als eine Art Vorfhupbewilligung gegeben. Ju 
England wenigſtens ift der am Schluß des vorigen Yinanzjahres vorhandene 
Kaflenreft ohne eine ſolche weitere Bewilligung für den Finanzminiſter unantaft: 
bar und zur ferneren Beftreitung ber laufenden Ausgaben, 3. B. für Staats: 
ſchuldzinſen dienen die fogenannte Exchequerbills, Wechſel auf die Staatslaſſe, zu 
deren Ausgabe der Finanzminifter ermächtigt wird. Das englifhe Finanzjahr geht 
befanntlih vom 1. April bis 30. März, der formelle Abſchluß ber Yinanzgefeg- 
gebung für das laufende Jahr tritt dagegen erft mit dem Schluß des Parlaments 
im Auguft ober früheftens Juli ein. 

So gewiß die einer Bolfsvertretung zugewiefene Berehtigung, an der Finanz- 
gefegebung einen mefentlihen Antheil zu nehmen, ebenfogut aud) eine öffentliche 
Pflicht ift, welche namentlih aud vie für ihre Kommittenten, das geſammte Bolf, 
zu übende Berpflihtung zur eventuellen Bewilligung von Steuern, zur Genehmi- 
gung von Staatsanleihen u. ſ. w. umfaßt, liegt doch in der Befugniß, durch ihre 
Zuftimmung die vorgeſchlagenen Ordnungen der Regierung zu allgemein verbind- 
lihen Gefegesnormen zu maden, zugleich aud das volle Reht und die Pflicht, Vor: 
ſchlägen, vie fie für verfehrt oder unheilvoll hält, ihre Zuftimmung zu weigern, 
eventuell mit Abänderungsvorſchlägen der Megierung entgegenzulommen. Ernſtlich 
it auch nie behauptet worden, daß das Steuerbewilligungsreht nit aud ein 
Reht der Steuerverweigerung enthalte und vaß die Befugniß der Abge— 
orbnetenfammer in Bezug auf die Regelung des ftaatlihen Finanzweſens nur in 
deu Rechte, Ja zu fagen, beftehe. Auf Ummegen hat man dagegen jchon öfter ein 
ſolches Refultat praftifh zu erzielen geſucht. Schon der Grundgedanke, von weldyem 
die Theilnahme von Bolksvertretern wie bei der Geſetzgebung im Allgemeinen fo 
aud bei der Finanzgeſetzgebung als eine rechtliche Forderung getragen wird, daß 
bei einem fo mädtigen Eingriff in die Sphäre des Individuums und bei fo 
wihtigen Borgängen des nationalen Gefanmtlebens der Einzelne durch ſtaats— 
hürgerliye Repräfentanten vor mehr als nöthiger Beſchränkung geſchützt werde, die 
Gefammtheit der Bürger durch ihre hervorragendſten Perſönlichkeiten — fo wenig- 
ftens ift das Ideal einer jeden Volfevertretung — einen mitbeftimmenden Einfluß 
erhalte, macht dieſe pofitive Mitwirtung zu einer nothwendigen Vorbedingung. 
Ehenfowenig als die BVBollsvertretung zur Einwilligung in einen ihr unpaffend 
erfheinenden efegentwurf gezwungen werben kann, ift dies bei Finanzgeſetzen 
der Fall. Das Recht, vie Suftimmung zu ertheilen und fi vorher von allen 
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Gründen und Oegengründen Rechenſchaft ablegen zu laſſen, umfaßt aud bas 
Recht, dieſe Zuftimmung nicht zu ertheilen und dadurch das Zuſtandekommen 
eines Befchluffes mit Gefegestraft zu hindern. Und eben fo gut die Bewilligung 
von Steuern als eine Pflicht angefehen werben kann, läßt fih unter Umftänden 
die Nihtbewilligung als eine öffentliche Pflicht der Abgeordneten erweifen. Hier 
ftehen Regierung und Bolfsvertretung auf gleihem Boden; beide haben in Be 
zug auf das Finanzwefen des Staats öffentlihe Rechte und Pflihten zu üben; 
dafür zu forgen, daß der öffentliche Gläubiger befriedigt werde, der Staatshaushalt 
nicht ins Stoden gerathe, liegt ihnen gleihmäßig ob. Pflihtmäßig muß die Re- 
gierung die Aufftelung der öffentlihen Ausgaben und ver dafür zu verlangenden 
Dedungsmittel aus dem Staats oder Nationalvermögen vornehmen, und ebenfo 
pflihtmäßig hat die Yandesvertretung bei der Ausübung ihres Rechtes der Ber 
tretung die Zuftimmung zu gewähren oter zu verfagen. Die Berfaffung legt 
ihnen die Pflicht auf, fi bei Zwiefpalt ver Meinungen zu vereinbaren und das 
fonftitutionelle Staatsreht kennt verfchievene Wege, viefe Uebereinftimmung ber 
Ueberzeugungen herbeizuführen; aber es traut beiden Yaltoren, der Regierung wie 
der Kammer, gleich ſehr ven ernftlichen Willen zu, für das Wohl des Staates zu 
arbeiten und deshalb auf dem einen oder andern Wege ven fonftitutionellen Ge 
meinwillen herbeizuführen. Grundfalſch ift vie Anfiht, daß bie Volksvertretung 
unter allen Umftänden verpflichtet fei, nad den Vorſchlägen der Regierung vie 
nöthigen Mittel wenigftens für vie laufenden Staatsausgaben zu bewilligen, und 
eine Berfafjung, welde eventuell diefen Sag ausfpridt, hat damit dem Steuer: 
bewilligungsreht bie Wurzel abgegraben. Für die höhere Staatsweishelt der Ne 
gierung fpricht ebenfowenig eine ftärfere Präfumtion als für die größere Vater: 
landsliebe derfelben, fo daß ber Zweifel und das Nein der gefammten Bolfsver- 
tretung wenigftens biefelbe Beachtung verbient, als die Pofltion eines Minifteriums. 
Das in der großen politifhen Debatte in Nordamerika über das Verhältniß des 
Steuerbewilligungsredhts des Kongrefies zu ten financielen Befugniffen der Einzel- 
ftaaten mit überzeugenver Kraft geltend gemadht wurde, läßt fih durchaus anf 
unfern Fall anwenden, 3. B.: „Was den befondern Gegenftand der Beftenerung 
anbelangt, ift gerade fo viel Grund vorhanden, anzunehmen, daß im Kongreß eine 
entiprehende Anfammlung von Erfahrung, Wiffen, Gefhidlichkeit und Klugheit 
und ebenfo gut Mittel, ven wahren Charakter der einzelnen Steuern zu erkennen, 
mag es fih um direkte ober indirekte Landwirthſchafts-, Handels- oder Yabrifa- 
tionsfteuern handeln, ſich finden werben, als für die Erfüllung der anderen dem Kon: 
greß übertragenen Funktionen, Etwas Anderes annehmen heißt bie Union für unaus- 
führbar oder verderblich anſehen“. (Nach dem Federalist bei Story Commentaries 
on tbe Constitution $. 944). Hier wie faft überall im öffentlichen Leben muß ber 
formale Zwiefpalt der Rechte durch das Gefühl ver politifchen Pflicht, welches vie 
Ausübung eines jeden politifhen Rechts zu beherrfhen hat, ausgeglichen werben, und 
die Erfahrung lehrt, daß da, wo diefes ausnahmsweife einmal nicht gelingt, die 
Urſache davon nicht darin liege, daß biefer Zwiefpalt der Meinungen ohne formalen 
gefeglihen Löfungsakt blieb, fondern in dem Vorhandenſein viel tieferer Riſſe im 
focialen und ftaatlihen Leben, die auch ohne jene untergeorbnete Divergenz ben 
Staat erfchüttert oder verändert hätten. 

Gewöhnlich hört man gegen diefe volle Anerkennung des Steuerverweigerungs- 
vehtes, wie man bie Negative der Abgeorbneten bei allen Finanzvorlagen Furz 
zu bezeichnen pflegt, den Einwurf, daß die Vollsvertretung dadurch beftimmte 
andere Zugeftänpniffe zur Bedingung ihrer Zuftimmung machen, ja wohl gar eine 
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Beränderung bes Minifteriums oder ber minifteriellen Politit erzwingen könne. 
Auch hier treffen wir wieder jene Geringſchätzung der fittlihen und rechtlichen 
Ueberzeugungen der parlamentarifhen Korporation, verbunden mit der entfpredhenden 
Berherrlihung der Umtsweisheit und des amtlichen Pflichtgefühls. Daß Etwas 
geihehen kann, ift noch kein Beweis, daß es je gefchehen wird, und im Staate- 
leben kann man nicht mehr als im alltäglichen des Privatverfehrs gegen Alles, 
was nit unmöglih ift, Vorkehr treffen wollen. Eine gefunde Politif, melde 
ihr Motiv nicht in der erhigten Phantafie von Eraltirten dieſer oder jener poli- 
tiihen Schule ſucht, noch ihre Lehren aus den vereinzelten Ausfchreitungen be- 
tbörter ober lang gelmechteter Völker zieht, hat zu den ftaatstüchtigen Elementen der 
heutigen Kulturvölker befferes Vertrauen und wirb ihnen fein nothwendiges dur 
feine Surrogate irgend welder Urt zu erfegendes Recht verfagen, weil der Miß- 
brauch desſelben nit außer allem Bereich der Möglichkeit Liegt. 

Uebrigens darf durchaus nicht zugegeben werden, daß eine Verwendung bes 
Steuerverwilligungsrechts in dem angegebenen Richtungen unter allen Umftänven 
als wirklicher Mißbrauch erfheinen müßte. Unfere Altvordern haben in den 
mangelhaften Berhältniffen ihres Staatsweſens mandes ſchätzbare, ja oft unfchäg- 
bare Volksrecht nur duch refolute Uebung ihres Steuerrecht errungen und be- 
wahrt, ‘und ohne die Waffe des Nichtbewilligungsrechtes, wo wären viele der ge- 
priefenen Freiheiten des Volkes von England, die heute noch zum großen Theil 
die Sehnfuht der kontinentalen Völker find? Ein Schritt wie die vollflänbige 
Berweigerung einer Regelung des Staatshaushalts wird bei den fih daran fnüs 
pfenven unfagbaren, faft einen Jeden im Volke ergreifenden Nachtheilen und Schäden 
kaum anders eintreten als in jenen ertremen Lebenslagen, wo das Bolt feine 
ewigen Rechte vom Himmel holt oder, wie es aud fein kann, in offener Gewalt 
dämonifch feine eigene Wohlfahrt zu Grunde richtet. Wer will aber fagen, daß 
es in erfterem Fall nicht ein glüdlihes Verhängniß ift, wenn es gelingen follte, 
durch einen frieblihen, mag fein ertremen Akt, durch die Ausnügung eines Rechts 
bis auf feinen äußerſten Inhalt noch im der zwölften Stunde Staat und Ber- 
faffung aufrecht zu halten? In der zweiten Eventualität würde eine ſolche allge- 
meine Stenerverweigerung nur eine unbedeutende Epifode in dem allgemeinen 
Chaos fein. In folden äufßerften Lagen des Staats, wofür allerdings Verfafjungs- 
paragraphen nicht geſchaffen find, behält als letztes Geſetz das Salus reipubli- 
cae suprema lex esto feine Geltung, eine herrliche Aufgabe für die wahren 
Männer des Staats, auf eigne Gefahr hin und wider den Buchſtaben des Rechts, 
in Vertrauen auf die Indemnität durch das gerettete Volt das römiſche Wort zur 
Bahrheit zu machen. Abgefehen von dieſen auferorbentlichen, der Orbnung durch 
das Recht ſich entrüdenden Nothlagen der Staaten und Völker haben wir einfach 
die Wahl, einer Bollsvertretung das Recht der Steuerbewilligung in feinem vollen 
Sinn und Umfang zu vindiciren mit der bloßen Möglichkeit eines vereinzelten 
Mißbrauchs, oder ihr faktiſch das Recht der Mitwirkung beim Staatshaushalte 
abzufprehen, mit der Gewißheit all’ des Nachtheild, melden eine unfontrollirte 
Finanzwirthſchaft erfahrungsmäßig im Gefolge hat. Die Wahl kann keine ſchwierige 
kein, und die wirklich freien Völker haben längft gewählt. So wahr ift das Wort: 
„Die Tyrannen würden ſich fein fchlüffigeres Argument wünſchen, als daß bie 
Gefahr eines Mißbrauchs Redtfertigung für die Berfagung eines Rechtes ft”. 

Wenn es ſich bei der Theilnahme der Volksvertretung an der Steuerauflage 
und übrigen Finanzverwaltung des Staats bloß darum handelte, ben Unterthan 
gegen unnöthige und drückende Eigenthumsentziehung zu fchügen, möchte man fid) 


32 HSteuerbewilligungsredt. 


an dem Fonftitutionellen Recht, vaß keine Steuern ohne Genehmigung des Parla- 
ments erhoben werden bürfen, genügen laffen. Das Maaß ver Leiftungen ber 
Staatsbürger für den Staat wäre dadurch gegeben und über Bedürfniß und Ber: 
wendung hätte man die Weisheit der Regierenden entſcheiden laffen können. 
Allein felbft fo angefehen, wäre doch ein Fahles Recht der Steuerbewilligung ober 
Verweigerung von fehr geringer Tragmeite, da die richtige oder unrichtige Ber: 
wentung einer Steuer von beftimmendem Einfluß auf die Nothwenbigfeit erneuerter 
Belaftung fein und fhon von Anfang an der Entfchluß eine Steuer zu ver- 
willigen oder nit, durch die Löhlichkeit oder Nothwentigkeit der damit zu bes 
ftreitenden Ausgaben beſtimmt werben müßte. Tritt noch hinzu, daß bie financielle 
Thätigkeit des flaatlihen Gemeinmwefens die Wohlfahrt nicht blos der gegenwär- 
tigen, fonbern aller fünftigen Benerationen beherrſcht, und daß die Wiſſenſchaft 
und Alugheitslehre dieſes Gebietes ihre Grundſätze und Erfahrungsregeln aus dem 
gefammten Leben ver Nation zu ziehen hat, fo begreift ſich leicht, weßhalb das 
Recht ver Steuerbewilligung faft nie nad der engen Bedeutung feines Wortfinnes 
geübt, fondern zu einer eingreifenden Mitwirfung beim ganzen 
Staatshaushalt wurde. 

Das Nächſtliegende war und iſt die Forderung, daß der Stand der öffent⸗ 
lichen Mittel am Schluß des verfloſſenen Rechnungsjahres oder zu irgend einer 
beftimmten Zeit als Wusgangspunft für die neue Regelung dargethan werbe. 
Heutzutage gefchieht dies im regelmäßigen Lauf ver Gefchäfte durch vie Rechnungs— 
ablage — wenn aud oft nur proviforifhe — für die legte Budgetperiode. If 
biefer rechnerifhe Ausgangspunkt gewonnen, fo wirb bie Unterfuhung bie Noth- 
wendigkeit ober befonvere Nüslichkeit der Boften zu ermeifen haben, für weldye das 
neue Budget Erigenzen enthält. Hat fid) das Parlament oder der gefeßgebende 
Körper von der Nothwendigfeit oder Grfprieklichkeit der Ausgabepoften überzeugt, 
fo ift ein boppeltes Syflem möglid. Diefer Nachweis und tiefe Ueberzeugung 
fönnen für die fteuerverwilligende Berfammlung Beweggrund fein, die zur Dedung 
der Ausgaben nöthigen Summen zu bewilligen; und in der älteren ftänbifchen 
Entwidlung fowie aud in den Anfängen der englifhen Konftitution blieb man 
oft dabei ftehen, und vertraute daß die Regierungen, die ihr aus ben ange- 
gebenen Beweggründen für die beftimmten Zwecke bewilligten Gelder aud in ber 
angegebenen beftimmten Weife verwenden würten. Allein diefes Bertrauensfyftem 
erhielt durch die harte Wirklichkeit zu häufige Widerlegung, als daß die Vertreter 
ber ſteuerzahlenden Bevölkerung und im ſtändiſchen Staat die Hauptfteuerbewilliger 
felber nicht auf Mittel der Abwehr gegen folde Treulofigkeit denken follten. 

In Deutfhland ward vielfah das Inftitut Ianpftänpifher Kaffen mit 
eigner Berwaltung beltebt, die ftänbifchen Ausſchüſſe gaben die zunächſt ihnen ein- 
zuzahlenten Steuern nur für die vereinbarten Zwede aus. Die an biefes Syftem 
ſich knüpfenden Mißbräuche, wie durch dasfelbe ein Staat im Staate geſchaffen, 
neben die fürftlihe eine Stänveabfolutie geftellt wurde, find Hier nicht weiter zu 
ſchildern; ähnliche Außerfte Maßregeln wie 3.3. die englifchen Conservatores regni und 
Lords Ordainers entſprechen aud) in ben mittelalterlihen Etaatsverhältniffen einer 
dauernden Ordnung des Negimentes nicht. Dagegen hat der in England zuerft 
eingefhlagene Weg, die Verwendung der bewilligten Staatsgeldber 
nur für die ausdrücklich gebilligten Zwede in bie Finanzgefege 
felbft aufzunehmen, fih im Laufe der Zeit auch in den andern Ländern 
bewährt, wo bie Fonftitutionelen Einrichtungen des Inſelreichs eine ehrliche Nach— 
bildung gefunden haben. Appropriation iſt der technifche Ausdruck des eng- 
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liſchen Staatsrechts für die gefeglihe Beftimmnng der Zwede für bie einzelnen 
Poften des Staatsaufwands. 

Das Urtheil Hallam's — noch immer der zuverläffigfte, weil unbefangenfte 
und freiblidendfte Gefchichtsichreiber des Staatsrehts von England — über dieſen 
Kardinalpunft Tautet wie folgt (Constitut. History chap. XV): „Diefes große 
Jundamentalprincip, als welches man es ſchon feit lange betrachtet hat, daß bie 
vom Parlament bewilligten Gelder approprlirt und nur für beftinnmte Zweige der 
Ausgaben verwenpbar find, wurde, wie angegeben, in ber Regierungszeit Karls II. 
eingeführt und regelmäßig, wenn auch nicht in jedem einzelnen Falle, von feinem 
Parlament befolgt. Das unwürdige Haus der Gemeinen von 1685, nicht zufrieden 
mit einer unnöthigen Vermehrung der Gelvbewiligungen, berühmte ſich vor dem 
König, daß es feine Subfidien nicht für beftimmte Zwecke beſchränkt bewilligt habe. 
Aber feit der Revolution von 1688 ift jenes die unwandelbare Regel gewejen. 
Eine in ber Appropriationsalte eines jeden Jahres wiederholte Klaufel unterjagt 
den Lords der Schagfammer (darunter ift der eigentliche Binanzminifter Chancellor 
of the Exchequer) bei ſchweren Strafen, durch ihre Ordres bie Verwendung 
irgend einer Summe aus dem Schate (der Staatölaffe), welche fo appropriirt ift, 
für irgend einen anderen Zweck zu veranlaffen, und bedroht ebenfo die Unterbeamten 
ver Staatölaffe, wenn fie einer ſolchen Ordre gehorchen follten. Dieß hat dem Haufe 
ver Gemeinen eine fo wirkſame Kontrolle über die Erekutive gegeben, ober um bie 
Bahrheit zu fagen, es fo fehr zum Theilnehmer an viefem Zweig der äffent- 
lichen Gewalt gemadt, daß fein Minifterium ohne feine Zuftimmung fi er- 
balten kann.“ 

Hallam aber fowohl ald May, der begabte Fortfeger ver „Berfafiungs- 
gefhichte” heben mit fchlagenben Gründen hervor, daß gerade dieſe Theilnahme des 
Volles von England an der Regelung feines Finanzhaushalts und die Sicherheit, 
vaß dem vereinbarten Finanzplan im Einzelnen nadhgelebt wird, vie Urfadhe ver 
großen Liberalität find, womit feitvem die englifchen Volksvertreter den Anforde 
rungen des Öffentlichen Dienftes entgegenfommen. „Die Subfivien, welde mit 
farger Borfiht von früheren Parlamenten Fürften bewilligt wurden, denen fie 
nit trauen konnten, find in breiter Fülle gefloffen, feitdem das Parlament über 
ihre Nothwendigleit entjcheiden und ihre Verwendung beftinmen fonnte.” (Hallam 
2. 0. D.) „Seit der Revolution beruhen die Geldbewilligungen des Hauſes ber 
Semeinen auf jährlihen Voranſchlägen, melde ihm von den verantwortlichen 
NMiniftern der Krone unterbreitet werden — und genau für den Dienft des Jahres 
einzeln zugewiefen (appropriated) find, Diefe fortwährende Kontrolle über bie 
Stantsausgaben hat mehr als irgend eine andere Urfache die größte Macht im 
Staate in die Hände des Unterhaufes gelegt, und dod find die Refultate davon 
für die Krone günftig gewefen. So lange die Gemeinen weder Auskunft über bie 
Bebürfniffe des Staats erhielten, noch Sicherheit für die gehörige Verwendung 
ihrer Bewilligungen hatten — haben fie oft dem Anſuchen des Könige um Sub» 
ſidien nicht entfprodhen oder ihre Freigebigkeit gegen feine Forderungen beſchränkt. 
Aber feit der Revolution find nicht ein einziges Mal die Forterungen der Krone 
für den äffentlihen Dienft verweigert worden. Was immer für Sunmen bie 
Minifter für alle wefentlihe Zweige des öffentlihen Dienftes als nothwendig ev- 
!ürt haben, find von den Gemeinen mit offener Hand bewilligt worden, Nicht 
in Soldat ift von ber Erigenz der Heeresftärke, nicht ein Matrofe oder ein 
Schiff von der Flotte je durch ein Botum des Unterhaufes geftrichen worden“ 
(May, Const. Hist. I. ©. 470). 
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Es begreift fih, daß ein Syſtem, weldes nad den zwei midhtigften Seiten, 
eines georbneten Staatshaushalts und einer fräftigen Gtaatsgewalt fo fegensreih 
wirkte, im Yauf der Jahre nur noch feftere Wurzeln fchlug. So finden wir, einigen 
vorübergehenden Unregelmäßigfeiten gegenüber, nod im Jahre 1849 folgende Re 
folution des Unterhaufes in Belräftigung eines Grlafjes ver Lords der Schap- 
fammer ausgefproden: „wenn eine beftimmte Summe für einen beftimmten Zweig 
es öffentlihen Dienftes vom Parlament feftgefegt ift, ift e8 die entſchiedene Pflicht 
des betreffenden Departements, dafür zu forgen, daß die Ausgabe den für jenen 
Zwed zu feiner Difpofition geftellten Betrag nicht Überfteigt." Eine einzige Ans: 
nahme verftärkt hier die allgemeine Regel. Durd eine ausprüdlihe Genehmigung 
in der jährlichen Appropriationsafte dürfen in den Armee- und Flotte- Departements 
Uebertragungen ftattfinden, d. h. innerhalb ber vom Parlament für das betreffende 
Jahr bewilligten Summe bürfen die Minifterien 3. B. weniger Mannſchaften 
unterhalten und für Kriegsbedürfniffe die Erfparung verwenden. Diefe Ermweite 
rung des minifteriellen Difpofitionsrehts ift ganz nothwendig in einer Welt: 
monarchie, wie England, wo Heine Kriege faft alltäglih find und die Bedürfniſſe 
in jenen Etats ebenfo raſch wechſeln. Dagegen befteht biefes Vorrecht aber auf 
nur für die Dienftzweige, wo feine Verweigerung mit den höchſten Staatsinterefien 
in Widerfprud gerathen würde. Es wäre ganz unzuläffig, etwa von dieſer Aus- 
nahme in einem Reihe wie England auf ihre Nothwendigkeit oder Nützlichkeit in 
einem Duodezftaat mit Friedensgarnifonen und Paradeſoldaten fliegen zu wollen. 

Das Princip der Appropriation, wie es unter Zufammenfaffung aller ben 
Consolidated Fund bildenden Ausgaben und Steuerbewilligungen in ber jährlid 
am Schluß der Parlamentsfeffion vom Unterhaus beichloffenen und den Lords und 
der Krone zur Zuftimmung unterbreiteten Consolidated Fund-Appropriationsbill 
verwirklicht wird, hat für England die weitere Folge, daß eine eingehende Kontrolle 
über den Verlauf der jedesmal vorjährigen Finanzverwaltung durch das Parlament 
unnöthig ift. Die Stelle der fonft vorkommenden dem Kreife der Vollksvertretung 
entnommenen Kontrollbehörden wird in England von einem allerdings fehr unab- 
hängig geftellten, mit vichterlicher Unabfegbarteit bekleiveten Beamten, dem Comptroller 
General, verfehen, welder bei allen Auszahlungen aus der von ber Ban von 
England geführten Staatsfaffe mitzuwirken und bie Uebereinftimmung ber einzelnen 
Ausgaben mit den deshalb erlaffenen Parlamentsaften, Uppropriationsaft n. ſ. w. 
zu überwachen hat. Das Nähere über viefen Poften findet fi bei Gneift, Eng: 
liſches Verfaffungs- und Berwaltungsreht ©. 345 ff. Einen Theil der Funktionen 
unferer Oberrehnungsfammern übt dort das Board of Audit, eine untergeorbnete 
Behörde aus, In anderen Staaten, wo das ftrenge Princip der fpeciellen An- 
weifungen nicht feftgehalten wird, oder man doch einen größeren Spielraum für bie 
Seldverwendung läßt, muß natürlich wenigftens durch eine fpätere Revifion das 
Einhalten der im Finanzgefege geftedten Grenzen und der Rechtfertigung etwaiger 
Veränderungen und Ueberfchreitungen gefichert werben. 

Am Entihievenften hält hier am englifhen Borbilde feft vie belgifde 
Konftitution unb das betreffende Gefeg über den Rechnungshof. Im Art. 116 
der Berfaffung und Urt. 5 des Geſetzes vom 29. Dftober 1846 wird demfelben als 
Pflicht unter Anderm zugemwiefen: Elle veille & ce qu’aucun article des depen- 
ses du budget ne soit depasse et qu’aucun transfert n’ait lieu. Somit find 
alle Uebertragungen als ungefeglih ausgeſchloſſen, ebenfogut wie bie Ueberfcrei- 
tungen der Anfäge. Einen gewiffen Spielraum für die Verwaltung gab jedoch 
ihon bie Luremburgifhe Verfafſung von 1848, welche ſich fonft vielfah 
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an bie belgiſche anſchließt. Im Art. 109 war beflimmt: Die Rechnungskammer 
wacht darüber, daß Fein Ausgabepoften des Budgets überfchritten werde. Nur 
kraft eines Gefeges darf ein Uebertrag aus einer Abtheilung des Budgets in eine 
andere bewerkftelligt werben. Jedoch ift e8 den Mitgliedern der Regierung ge- 
Rattet, in ihren Dienftzweigen Ueberfhüffe von einem Artikel auf den andern der 
nämlihen Wbtheilung zu übertragen vorbehältlid der Nedhtfertigung bei ber 
Kammer. (La chambre des Comptes veille à ce qu’aucun article de d&penses 
du budget ne soit depasse. Aucun transport d’une section du budget à l’autre 
ne peut &tre effectu6, qu’en vertu d’une loi. Gependant les membres du 
Gouvernement peuvent opérer, dans leur services des transferts d’exc&dants 
dun article à l’autre dans la même section & charge d’en justifier devant 
la Chambre.) Hier wird alfo das in England angenommene Ausnahmeverhältniß 
theils erweitert, theils befchränft. Letzteres infofern, als die Heberfhüffe nur inner: 
bald der einzelnen Budgetfeltionen zur Gutmahung von Ausfällen verwandt 
werden dürfen; eine Erweiterung liegt darin, daß ſich diefe Befugniß auf alle 
Zweige der Berwaltung erftredt, während für beide Fälle eine fpätere Rechtferti— 
gung vor den Kammern einzutreten bat. 

Diefer Ausweg, innerhalb gemiffer Grenzen Uebertragungen (virements) 
geieglih für zuläßig zu erklären, ift im fehr vielen Berfafjungen und Finanzgefegen 
iingefhlagen worden, Während einerfeits zugegeben werben muß, daß eine gewiſſe 
Beweglichkeit bei dem Wechfel der Ereigniffe nicht entbehrt werden fann, wenn 
man nicht verſchwenderiſch die allerhöähften Marimen der Bewilligungen zulaffen 
wil, ift doch auf der andern Seite die Gefahr zu vermeiden, das Appropriationg- 
reht um feinen wirklichen Inhalt zu bringen. Letzteres ift offenbar ver Fall, wenn 
wie in Frankreich nah der Berfaffung von 1852/53 der gefeggebende Körper 
die Budgetpofitionen nur nad ganzen Dinifterien zu bewilligen hatte, fo daß 
innerhalb feines Minifteriums der Chef nach Belieben mit den bewilligten Summen 
Idaltete und waltete; ja wo fogar eine Uebertragung von Geldfummen von einem 
Minifterium auf ein anderes dur einen bloßen Befehl des Stantsoberhauptes 
ltgalifirt werden fonnte. Hier waren Einfluß und Kontrolle der Steuerzahler 
über die Staatsfinanzen zur bloßen Form geworben, allerdings ganz im Einklang 
zit dem Grundcharakter der Napoleonifhen Berfaffung und jener allerdings für 
den englifch-franzöfiihen Hanvelsvertrag und feine Nachfolger glücklich benugten 
rorbitanten Befugniß des Kaiſers, dur Handelsverträge ohne die Zuftimmung 
der Nation Steuern in Geftalt der Zölle aufzulegen und abzuändern. Erſt durch 
das Dekret vom 24. November 1862 wurde eine Meine Abhülfe gewährt, indem 
dem geſetzgebenden Körper bie Befugniß gegeben wurde, das Budget nach einzelnen 
Abtheilungen zu bewilligen, wobei die Zuläßigfeit der virements auf die einzelnen 
Abtheilungen befhränft ward. Die Erfahrung, dag der öffentliche Kredit bei dem 
58 dahin beftandenen Spfteme untergraben wurde, hatte diefes Zugeftändniß an 
die öffentliche Meinung nothwendig gemacht. 

_ Ja ben deutfhen Staaten — um biefe Frage bier vorweg zu nehmen — 
if nicht blos überall das falſche Princip befolgt, Etatsüberfchreitungen vorbehalt- 
ii fpäterer Rechtfertigung für gefeglich zuläßig zu erklären, ſondern es fehlen 
and für die Begrenzung des Ueberfchreitungsrechts meift die nöthigen Maren Be— 
fimmungen. Die preußifche Finanzpraris hält fi dabei an Vorfehriften aus 
ven Zeiten des abfoluten Königthums, wobei nur der Gefihtspunft einer Regelung 
der Reffortverhältniffe innerhalb des Verwaltungsorganismus maßgebend iſi. 

bebürfen jegt nur folhe Mehrausgaben als nicht innerhalb der Ueber- 
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tragungsbefugniß der Beamten gelegen, einer nachträglichen Genehmigung durch 
bie Kammern, melde als Mehrausgaben bei denjenigen einzelnen Kapiteln reſp. 
Titeln bervortreten, bie in dem dur das Buhgetgefeg feftgeftellten und im bie 
Geſetzſammlung aufgenommenen Staatshaushalts-Etat ausgebracht werben (Rönne, 
Preuß. Staatöreht I. $. 66, II. $. 467). So heißt «8 auch in der Kabinets- 
orbre vom 29. Mai 1826, daß die Hauptabtheilungen oder Titel, welde ver 
Etat für einzelne Gegenftände enthält, innegehalten werben müſſen und daher tie 
Ausgaben eines Titels nicht zu denen eines andern verwendet werden bürfen. An 
einer gejeglihen Regelung dieſer ganzen Materie fehlt es in Preußen noch burd- 
aus. Um noch beifpielsweife einige der Heineren Berfajjungen zu berühren, in melden 
dieſer Gegenftand grundgefeglich geregelt ift, fo enthält die Braunfhweigifde 
Landfhaftsorbnung vom 12. Dftober 1832 im $. 185 Folgendes: „Den Ständen 
fteht das Recht zu, gemeinſchaftlich mit ver Landesregierung den Staatshaushalt- 
etat nach den einzelnen Abtheilungen feftzuftellen. Die Verwendung und Berthei- 
lung der für jede einzelne Abtheilung im Ganzen bewilligten Summen bleibt jedod 
ver Beftimmung der Landesregierung überlaflen, und es kann, wenn bie Berwen- 
dung nur für biefe Abtheilung und ohme Ueberfchreitung des feftftehenvden Spe- 
cialetat8 Statt findet, gegen eine von ven einzelnen Pofitionen berfelben eingetreten: 
Abweichung an fi eine Erinnerung von Seiten der Stände nicht gemacht, wohl 
aber eine Nadweifung der Zwerdmäßigfeit tiefer Abweihung verlangt werben.“ 
Nah rer Oldenburgiſchen Berfafjung $. 196 follen Landtag und Landtage 
ausſchuß aud darüber wachen, „daß Erfparniffe in einer Ausgaberubrit nicht für 
eine andere verwandt werden”. Die Theorie, daß alle Erfparnifje einer Budget: 
periode dem Fürften zur vollen freien Verfügung ftehen, ift befanntlih nur ein- 
mal in Bayern vertreten worden. Im Fürſtenthum Walded dagegen ift in ber 
Berfoffung $. 87 ganz abfolut ausgefpreden, daß „jede Bewilligung nur für 
ben befonveren Zwed gilt, für welden fie beftimmt worden ift“. Somit war hier 
die fonftitutionele Theorie in ihrer Reinheit feftgehalten. 

Alein unter allen Umftänden kann es gejchehen, daß Landeskalamitäten und 
fonftige unvorherfehbare Ereigniſſe, wie plöglihe Kriege, einen Mehraufwand 
über die Grenzen des vereinbarten Budgets nothwendig maden. Solche 
qualitative Etatsüberfchreitungen, wie man fie genannt hat, müſſen in bemjenigen 
Staaten, wo eine rechtliche Befugniß an fi zu den ihre — — 
Maßregeln nicht ausgeſprochen iſt, auf die Verantwortlichkeit der Miniſter vor: 
genommen werben, wenn es nicht möglich fein ſollte, das Parlament zur recht⸗ 
zeitigen nadträglichen Bewilligung folder Zufäge zum Finanzgeſetz einzuberufen. 
In anderen Staaten ift diefer Ball durd die Berfaffung vorgefehen und ift ein 
allgemeiner Refervefonds vorhanden, auf die Verwendung der Ueberſchüſſe für 
ſolche Nothfälle bingemwiefen oder den Minijtern das Recht gegeben, auf andere 
Weife mit Beiziehung der Staatsfchuldentilgungstommiffion, des Schatrathes oder 
wie die landftändifhen Kontrollbeamten fonft heißen, die nöthigen Mittel beizu- 
Ihaffen. In England hat man aud wohl Angefichts ſolcher kritiſchen Verhältniſſe 
dem DMinifterium ohne Appropriation Gelder bewilligt. Natürlid muß aber in 
allen diefen Fällen ebenfogut wie über das urſprüngliche Zinanzgefeg eine Verein: 
barung zwifhen Regierung und BVolfsvertretung herkei geführt werben; bis dieſe 
Bereinbarung in Gefegesform vorliegt, iſt jede im Budget nicht bewilligte Aus- 
— eine bloße Thatſache, für welche die Miniſter eventuell mit ihrem eigenen 

er einzuftehen haben. 
ir haben bisher nur von dem Verhältniß ver einen Bolfsvertretung zu 
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dem Rechte der Steuerbewilligung und feinem Inhalt geſprochen; aber in mandyen 
Staaten und gerade in folhen, wo fonftitutionelles Leben zur vollen Wahrheit 
geworben Äft, befteht das Parlament, der Yandtag oder wie der neben ten Fürſten 
tretenbe oder in Republiten das Volk repräfentirende Körper heißen mag, aus 
zwei Abtheilungen. Es ift daher nod zu ſchildern, wie beim Zweilammer- 
fyſtem tie Interefien ter Geſammtheit in Steuer: und überhaupt Finanzſachen 
wahrgenommen werben. Eines weiteren Eingehens auf die Eigenthümlichkeiten ver 
altftändifchen Kurienverfafiung bedarf es hier nicht, es genügt an den Grundſatz 
ju erinnern, daß dabei nidt für das Volk, als eine Geſammtheit, fondern für 
jten Stand aus eigenem Rechte die Abgaben bewilligt und die darauf weſentlich 
beſchränkte Mitwirkung beim Stantshaushalt geübt wurde. In der noch beftehenden 
reichsſtändiſchen Verfaſſung Schwerens mit vier Kurien haben alle Stände bei 
Finanzfragen zunähft gleihe Rechte und nur unter allerlei Mopifitationen ent» 
ſcheidet die Majorität über die biffentirende Kurie. Die Beurtheilung der Frage 
für das moderne Zweikammerſyſtem wird fih nad zwei Richtungen erftreden mäffen: 
ch es nützlich oder thunlich ifi, die volle Berathung und Beſchlußfaſſung über 
ten Finanzetat in zwei parlamentarifhen Kreiſen vornchmen zu lafien, und 
wenn nicht, welchem der Häufer oder welcher Kammer nah ihrer Zufammen- 
fegung der größere Anſpruch auf tie Ausübung tiefes wichtigen öffentlichen Rechtes 
zulommt. 

Ehe wir die Nützlichkeit einer doppelten Berathung in extenso über dieſen 
Gegenſtand ins Auge faſſen, iſt jedoch der Fall vorwegzunehmen, wo nach der 
ganzen Anlage eines Staatéweſens die volle Gleichheit der beiden Kollegien in 
diefer Beziehung eine Nothwendigkeit iſt. Dies tritt ein bei einem Bundes— 
ſtaate, beffen erfte Kammer, Senat, Ständerath die Interefien ver halbfouveränen 
Ginzelftianten im Bundesftaat wahrnehmen fol. Hier alles Wefentlihe von der zwei- 
tem, eigentlichen Boltsrepräfentation abhängig machen, hieße gerade auf einem 
Gebiete, wo die relative Selbftändigfeit der Einzelftaaten zu ſchützen ift, mit dem 
Grundbegriff des Bundesſtaats in Wirerfpruc treten. Wenn wir deshalb finden, 
daß die norbamerifanifche Unionsverfaſſung, die Verfaſſung der ſchweizeriſchen Eid— 
genoffenfchaft vem Senat und Haus der Repräfentanten, Ständerath und National- 
rath bezüglich des Finanzweſens gleihe Rechte einräumen, fo folgt daraus Nichts 
für die Beantwortung ber Frage in einem einheitlih organifirten Etaate. Die 
deutſche Reichöverfaffung, welche bier dem Volkshauſe fogar noch weitergehende 
Vorrehte gab, ald fie fonft ter Eonftitutionelle Gebraud gebilligt, hat bekanntlich 
die Probe der Erfahrung noch nicht beftanden. Uebrigens ift eine doppelte ein- 
gehende Prüfung des Finanzweiens in beiden Kongreßabtheilungen eines Bundes- 
Raates um fo eher möglih, als das Budget eines Bundesftaats ſich auf wenige 
dauptpuntte zu befchränfen pflegt und das ftaatliche Wirthſchaftsleben weſentlich 
fh in den Einzelftaaten vollzieht. Auch bier wird die nächfte Zeit für die Ber- 
inigten Staaten von Norbamerifa durch die gewaltige Schuldenlaſt ver Union 
and die für ihre Berzinfung und Ablöfung nöthigen dauernten Unionsfteuern eine 
nicht leichte Aufgabe bringen. 

Abgefehen von Bundesftaaten ift es unzweifelhaft, daß die genaue Prüfung 
des Finanzjahres für ein großes Reich innerhalb der fhon durd die Zeit und 
jenftige beftimmenve Berhältniffe gegebenen Grenzen, nicht gut von zwei verfchie- 
tenen politifhen Körperfhaften vorgenommen werben fanı. Das Nefultat wäre 
dorausſichtlich ftatt einer gründlichen zwei oberflächliche Prüfungen, und der weitere 
Mifftand, dag wenn fi die Regierung mit einer Körperfhaft über ale Einzel» 
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heiten des Budget geeinigt hätte, durch jeden abweichenden Beſchluß der anderen 
Kammer Alles wieder in Frage geſtellt würde. Und die Hauptſache, daß neben der 
Regierungsbehörde Vertreter der Bevölkerung ſelber das mitentſcheidende Wort in 
den Fragen des Staatshaushalts ſprechen, wird durch eine einmalige Berathung 
und Beſchlußfaſſung völlig geſichert. Dieſe Gründe würden ſelbſt da entſcheidend 
ſein müſſen, wo die zwei Kammern auf einer weſentlich gleichen Baſis, nämlich 
der des Wahlrechts ſtehen, z. B. beim belgiſchen und holländiſchen Senat, ob— 
gleich auch hier durch den größeren Cenſus die erſte Kammer einen Anflug von 
Klaſſenvertretung erhält oder doch wenigſtens die Anſchauungen der höheren Ge— 
ſellſchaftsſchichten vorwiegend zum Ausdruck bringen wird. Aber wo immer zwei 
Kammern ſich hiſtoriſch entwidelt haben oder aus dem bewußten Willen des 
Volkes hervorgegangen find, ift dod der eigentliche Ausgangspunkt die Wahrung 
verfhiedener nicht ſowohl ſtändiſcher als ftaatlicher Intereſſen durch eine ver 
jhiedene, doppelte VBerfammlung gewefen, und überall macht fi der Unterfchied 
geltend, daß vie eine Verfammlung in unmittelbarer Weife mit der Bafis bes 
Staats, der Staatsbürgerfhaft im Ganzen, mag diefe durch das Wahlreht nun 
enger oder weiter beftimmt fein, im Zufammenhange fteht. Neben viefem Zweige 
der Legislatur hat die erfte Kammer, mag fie aus Wahlen mit höherem Genfus, 
aus der Provinzialvertretung hervorgehen oder in Monarhien dem fürftlicyen 
Ernennungsrecht auf Lebenszeit oder mit erbliher Verleihung ihre Entftehung 
verbanfen, vorwiegend die Aufgabe einer Kontrolle und eines Gegengewichts. 
Darüber nun, daß bei der Wahl zwijchen zwei Kammern der Bollövertretung im 
engeren Sinne — denn in der wahren Yuffafjung fol eine erfte Kammer ebenfalls 
den Bolksinterefjen und nicht ſtändiſchen VBortheilen zum. Ausprud dienen — die Mit- 
regelung des Finanzhaushalts vor der ariftofratifhen oder wie immer fonft aus- 
gezeichneten erften Kammer gebührt, kann fein Zweifel fein. Hinter der zweiten 
Kammer fteht das fteuerzahlende Volk in feiner Dlaffe, Wünſche und Befürdtungen 
gerade in Bezug auf die Finanzverwaltung werben aus der Bevölkerung durch 
ihre Vertreter in dem großen Spredfaal der Nation am Beften zur Deffentlichkeit 
gebracht. Bon einer vorwiegenden Zuweifung der Finanzregelung eines Staats an 
die erfte Kammer fann natürlih da feine Rede fein, wo dieſe aus fteuerfreien 
Perfonen oder auch nur aus den Höchftprivilegirten in Bezug auf Befteuerung 
befteht; aber dasſelbe muß für Berfammlungen gelten, wo tie königliche Ernennung 
ganz oder doch zu einem beträchtlichen Theile die Zufammenfegung bes Haufes be- 
ftimmt, wie 3. B. in England. 

Auf dem Kontinente hat man öfter das Beifpiel des ſoeben genannten 
Landes ohne Weiteres nahgeahmt, aber die Gründe, welche die Einwirkung ber 
englifhen Lords auf das Steuerbewilligungsreht beſchränken, find doch weſentlich 
andere, als die, welde anderswo in erfter Reihe für die gleihe Einrichtung 
ſprechen. Bekanntlich haben anfänglich die verfhiedenen Stände: Prälaten, welt- 
lihe Lords, Städte und Grafſchaften über ihre Steuern felbftändig mit der Krone 
verhandelt, und aud als ſchon das Parlament zu einer großen Körperfchaft in 
zwei Häufern zufammengewadfen war, fommen nod Spuren der alten ftändifchen 
Trennung vor; allein jehr früh hat dann das Haus der Gemeinen von England 
das Steuerbewilligungsreht und die Mitwirkung beim gefammten Staatshaushalt 
als feine eigentlihe Domäne beanfprudt. Der Hauptgrund war, daß bei dem 
Zurüdtreten der Orundfteuern für den Staatsaufwand, in den Städten und ben 
Flecken ver Öraffhaften der Hauptfig des die Steuern tragenden Einfommens war. 
Das beweglihe Vermögen wurde die eigentliche Unterlage des engliſchen Steuer- 
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weſens und felbft foweit der Grunpbefig in Mitleivenfhaft gezogen wurde, war 
er unter den Rittern der Grafihaft ganz anders vertreten, als durch bie wenig 
jahlreihen weltlihen Mitglieder des Oberhauſes. Es wäre nämlih völlig 
irrig anzunehmen, daß im Mittelalter zur Zeit der organifirten Parlaments- 
verfaffung tie Bebeutung des Oberhaufes in demfelben Berhältniß zum Unter 
hauſe geftanden wäre, ale heutzutage. Gegenwärtig ift das um faum 200 Mitglie- 
ver dem Unterhauſe an Zahl nachſtehende Oberhaus mit Ausnahme der wenigen 
Bifhöfe, eine Berfammlung von einer Steuerfraft, die alle Beachtung verdient 
und deren Befchränfung auf eine allgemeine Begutachtung des jährlihen Yinanz- 
etats fid nur ans den oben anmgeteuteten praftiihen Gründen und durch bie 
Wahrnehmung rechtfertigen läßt, daß aud im Unterhaufe die begüterte Gentry 
und das große Kapital durch die Natur der Verhältniffe zu einer genügenden Ber: 
tretung gelangt. Aber vor vier und drei Jahrhunderten war das Oberhaus eine 
Körperfhaft von wenigen großen Feudalherrn, welde durch Kriegsdienſt fteuerten, 
und jpäter von Höflingen und Emporfömmlingen, welche mit am Mark des Landes 
zehrten. Schon fo früh ala 1407 finden wir das ausbrüdliche Anerfenntniß, daß 
vie Subſidien — abgefehen von der Befteuerung, welche fi) die Geiftlichkeit noch 
lingere Zeit ſelbſtändig auflegte, fei es im Zufammenhang mit dem Parlament 
oder als geiftliches Parlament, Konvofation — von den Commons bewilligt werben 
und bie Lords nur ihre Zuftimmung dazu geben und daß demgemäß die Mit- 
theilungen über die bewilligten Steuern an die Krone durch den Sprecher des Unter- 
baufes gejchehen. Diefer Grundſatz, daß bie eigentliche Regelung des Staatshaus- 
halts Sache ver Gemeinen fei, ift von dem Oberhaufe an fi nicht beftritten 
worden, wohl aber hat es heiße Kämpfe um bie Grenze gegeben, welche für vie 
beſchränkte Theilnahme ver Lorbs an dieſem öffentlichen Rechte beftehen folle. 
Die vielfah citirte Meußerung Lord Chathams: „Befteurung ift fein Theil ber 
Regierungd- oder Gefeggebungsgewalt, Steuern find eine freiwillige Gabe und 
Sehen! ver Gemeinen allein. Bei der Geſetzgebung find die drei Estates bed 
Reihe (Hier König, Oberhaus und Unterhaus) gleichſehr betheiligt, aber die Zu- 
fimmung der Pairs und der Krone zu einer Steuer ift nur nöthig, um biefelbe 
mit der Form eines Gefeges zu befleiven. Die Gabe und Berleihung kommt 
allein von den Gemeinen“, fpriht nur die vorwiegende Anfhauung aus, ohne 
doch den Kern der Sache zu treffen. Praftifhe Gründe haben aber dahin geführt, 
daß fih das Recht der Lords darauf befchränft, Finanzbilld des Unterhaufes ent- 
weder anzumehmen ober abzulehnen. Dagegen fteht ihnen nicht die Befugniß zu, 
Amendements zu folden Gefegentwürfen zu befhließen. Uber auch das Recht der 
puren Ablehnung von Steuerbewilligungen ift von den Lords nur mit der größten 
Zurädhaltung geübt worden und wir lernen aus der Geſchichte des Parlaments, 
daß ala 1763 eine namentlihe Abftimmung über die Wein- und Giver-Tare vor- 
genommen wurde, dies nad den Alten das erſte Mal war, wo eine Abftimmung, 
welhe nicht reine Zuftimmung war, über eine Geldbill ftattfand. Im Jahr 1860 
tum dieſe Frage, ob wirflid das Oberhaus einen materiellen Einfluß auf vie 
Sinanzfragen noch üben folle und könne, bei Gelegenheit der Aufhebung ver 
Papierfteuer zur ernften Crwägung. Das Unterhaus hatte im Zufammenhang mit 
dem ganzen Finanzplane Gladftones tie Aufhebung der Papierfteuer befchloffen ; 
das Oberhaus verwarf diefe Aufhebungsbill mit einer Majorität von 81 Stimmen, 
dazu ohne Zweifel dur die geringe Majorität (9 Stimmen) ermuthigt, womit 
die BIN im Haufe der Oemeinen durchgegangen war. In der fehr gründlichen 
Unterfugung und Diskuffion diefes praktiſch neuen Ereigniffes ftand auf der einen 
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Seite das früher von den Gemeinen ſelbſt anerfannte Recht des Oberhaufes, 
Steuerbills zu verwerfen, auf der anderen vie Erwägung, ob dies fih aud auf 
Steuerabfchaffungen beziehe, und der nicht zu leugnende Mißftend, daß durch die 
Geltendmachung jenes Beto die ganze Finanzwirthſchaft eines Jahres, wovon eine 
einzelne Bewilligung oder Steueraufhebung ein integrirender Theil ift, in Frage 
geflellt wird. Das Refultat aller Erwägungen ftellt fi wohl dahin, daß nur für 
den Fall, wo der gefammte Finanzplan eines Jahres dem Oberhaus verberblid 
erfcheint, ein Eingriff in das faktiſche Monopol des Unterhaufes, den Finanzplan 
zu vegeln, theoretifch zuläßig wäre. Dabei ift jedoch nicht zu vergeflen, daß nach ber 
parlamentarifhen Regierungsweife Uebereinftimmung zwifhen Regierung und Unter- 
haus vorausgefegt wird, das Oberhaus fi alfo ſowohl mit der Krone als der eigent- 
lichen Bollsvertretung in Widerſpruch fegen würde. Der Streit um die Papierfteuer 
wurbe durch Lord Palmerſtons Takt fo beigelegt, daß das Unterhaus, unter 
feierliher Verwahrung feines Rechts, den Staatshaushalt zu regeln, den Gegen- 
ftand bis zum nächften Jahre liegen ließ, wo dann die Aufhebung der Papier- 
ftener mit anderen neuen Steuerauflagen in eine Bill vereinigt wurde, welche das 
Oberhaus ohne Widerfprud paffirte. Diefem ganzen Verhältnig entjpricht es, daß 
fi die Krone in ihren Thronreden bezüglich der Finanzvorſchläge ausſchließlich 
an die Gemeinen wendet, und ebenfo bei Prorogationen dem Unterhaufe allein für 
die bewilligten Steuern dankt. Dahin gehört der Grundſatz, daß jede eine Finanz: 
maßregel betreffende Bil zuerft im Unterhaufe zur Verhandlung gebradyt werben 
muß und daß ſchon auf den bloßen Beſchluß des Unterhaufes hin bei Gteuer- 
und Zollänterungen die neuen GSteuerfäge erhoben werden und die Staatslaſſe 
ermächtigt wird, durch Schatzbills alle Poften zu beftreiten, wofür das Unterhaus 
die Bewilligung ausgefprodhen hat. Und fo wirb denn dem abftraften Recht ber 
Lords gegenüber in Zukunft es bei der Praris verbleiben, wie fie das Unterhaus 
anı 3. Juli 1678 in folgender Refolution als fein Recht anfprah: „Daß alle 
Steuern, Subfidien und Bewilligungen für Seine Majeftät im Parlament vie 
alleinige Gabe der Gemeinen find, und daß alle Bills für die Bewilligung folder 
Hülfsgelder und Subfivien im Haufe der Gemeinen zu beginnen haben, und baf 
es das unbezweifelte und alleinige Recht der Gemeinen ift, anzuorbnen, zu be 
jhränfen und beftinmen in folden Bill die Zwede, Abfihten, Erwägungen, Be- 
dingungen, Vorausfegungen und Uualififationen folder Bewilligungen, welde nicht 
von dem Haufe der Lords verändert oder alterirt werben bürfen.“ 

Auf Grund diefer englifchen Beftimmungen bat die fonftitutionelle Theorie 
und Praris des Kontinents fehr häufig da, wo zwei Kammern vorhanden find, 
der zweiten Kammer als ber eigentlichen Volksvertretung die fpeciele Mitwirkung 
bei Feſtſtellung des Staatshaushalts gegeben und dem Oberhauſe oder der erften 
Kammer nur die Befugniß ertheilt, das Budget im Ganzen anzunehmen ober zu 
verwerfen. Eine weſentliche Verſchiedenheit zwifchen dem englifhen Vorbilde und 
den fontinentalen Nachbildungen liegt aber gleich darin, daß in England kein all 
gemeines, das gefammte Budget umfafendes Finanzgefeg erlaffen wird, jondern 
außer der formellen Appropriationsbill die Orbnung in einzelnen Parlamentsaften 
enthalten if. Daß man in Ungland die Verwerfung des ganzen Finanzgefeges 
durch das Oberhaus als einen Staatöftreih anfehen würde, ver alle konftitutionelle 
Ordnung durhbräde, kann keinen Wugenblid zweifelhaft fein. In der Kolonie 
Viktoria, welche wie die übrigen jest felbftäntiges parlamentarifches Regiment be- 
figenden Kolonien Englands nah dem Mufter des Mutterlandes das Steuer: 
bewilligungsmefen georpnet hat, ift gerade jett diefer äußerſte Fall eingetreten, 
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indem das Legislative Council — die erfte Kammer — die Appropriationsbill ver- 
worfen bat. Da fein Einverftänpniß zwifchen den beiden Vertretungen zu erzielen 
war, hilft fih die Megierung mit geborgtem Gelve. Die vom Unterhaufe be» 
willigten, aber noch nit durch die Appropriationsbil mit Geſetzeskraft beflei- 
veten Steuern und Abgaben werden nicht erhoben. Nah ven nenejten Nach— 
rihten ſuchte man dur eine Parlamentsauflöfung eine Fonftitutionelle Löſung 
des Zwieſpalts. In einigen beutfchen Kieinftaaten, welche fonft im Ganzen 
auch das Vorrecht der zweiten Kammer bei Finanzfragen anerkennen, ift bes 
del, daß eine folde Berwerfung des Budgets durch die erſte Kammer 
Play greift, ernftlih vorgefehen, indem alsdann beide Kammern zu einer Ber: 
fammlung zufammentreten müſſen, deren Majorität entfcheivet. Der Hinter 
gedanfe Dabei ift zweifeldohne der, daß vie weit zahlreichere zweite Kammer darin 
doch den Ausſchlag geben wird. Während diefer Ausweg für ven Fall der Mei- 
nungsverfhiebenheit in Würtemberg, Baden und Heffen vorgefchrieben ift, 
muß in Naſſau für folhe Maßregeln von vorneherein der Zufammentritt beider 
Kammern zu einer allgemeinen Stänveverfammlung erfolgen (vergl. ven Artikel 
„Landtag in der deutſchen Staaten"). Uedrigens tft zu bemerken, daß man bie 
Veſchränkung einer erften Kammer auf eine blos allgemeine Mitwirkung bei der 
Budgetberathung und Beichliegung oft als das überall Vorkommende Hinftellt, 
was feimeswegs der Fall ift; man hat das Sachgemäße und in Enyland Her: 
fimmliche ohne Weiteres aud als wirkliche Regel aufgefaßt. In den neueren Ber: 
faffungsreformen, welche vom ädhttonftitutionellen Seife getragen waren, hat man 
allerdings mit allem Rechte eine den engliſchen Verhältniſſen ähnliche Arbeitsthei- 
Img zwifchen den beiden Kammern vorgenommen. 

Faſſen wir die im Borftehenden entwidelte Theorie vom Stenerbewilligungs- 
recht nach allgemeinem Tonftitutionelem Staatsreht zufammen, fo bat die Krone, 
welhe den Staatsbedarf in feinen Einzelheiten durch ihre Beamten und veren 
Geihäftsführung kennen muß, die Borjhläge und Forderungen zu maden, bie 
—— zu den Ausgaben und das Bewilligen der dazu nöthigen Mittel iſt 
Sache der Volksvertretung, bei zwei Kammern dergeſtalt, daß bie erſte Kammer 
nur ein allgemeines Mitwirkungsreht entweder ausdrücklich hat oder fi barauf 
faktisch beſchränkt. Wie jedes andere Geſetz, fommt auch ein Finanz oder Steuer: 
zeſetz nur durch Webereinftimmung aller Geſetzgebungsfaltoren zu Stande, melde, 
abgeſehen von jener Beſchränkung ver erften Kammer, in der freien Uebung dieſes 
Rechts nur dem eigenen Pflichtgefühl verantwortlich find. Es ift felbftverftändlich, 
daß nichtbewilligte Steuern nicht erhoben werben fünnen, wenn nicht die Ber- 
ſaſſung ausdrücklich von biefer Regel vorübergehende Ausnahmen zuläßt, und daß 
ver einzelne Staatsangehörige in feinem vollften Rechte ift, wenn er wie John 
Hamppden die Zahlung einer nicht vom Parlament bewilligten, ungefeglichen 
Auflage verweigert. In dem zur vollen Entwidlung gelommenen Repräfentativftaat 
bildet das Steuerbewilligungsreht nicht blos die Hauptftüge der Volksfreiheit, 
fondern zugleih auch das Fräftigfte Band zwifchen den verfchievenen Elementen 
der Staatögewalt, während es in dem halbfertigen Tonftitutionellen Syftem aller: 
dings die Schwierigkeit aller Schwierigkeiten und der ficherfte Beweis ift, daß von 
dieſer gemifchten Regierungsart entweder vorwärts oder rildwärts geſchritten 
werden muß. 

Wendet fi der Blid von jenen Staaten, welde mit England an der Spige 
die Mepräfentativverfaffung zur vollen Wahrheit gemaht haben, auf die in 
Deutſchland fi zeigenden rechtlichen und thatſächlichen Verhältniſſe der Steuer- 
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bewilligung, fo ift zunächft zu fagen, daß die altftänpifhen Inftitutionen 
und Grundſätze, wie fie zur Neichszeit galten, gegenwärtig in feiner Weife mehr 
in Betrabt fommen. VBereinzelt mögen Bruchſtücke ver alten Formen fih in unfere 
Gegenwart hineingerettet haben — die ganze Grundlage der Landesvertretung if 
feit Auflöfung des Reichs und nad den nenerlaflenen Berfaffungen eine andere 
geworden. In diefer Beziehung muß man Gerber (Orundzüge eines Syſtems des 
deutſchen Staatsrechts, 1865, S. 119) durchaus beiftimmen, wenn erfagt: „Die älteren 
beutfhen Zerritorialftände können nur in Verbindung mit den allgemeinen ftaate- 
rechtlichen Verhältniſſen ihrer Zeit begriffen werden, mit deren Untergang fie als 
eine ihr angehörende Geſtaltung verſchwunden find; vie Stände der Gegenwart find 
al8 ein neues Inftitut aus dem Boden eines völlig veränderten Staatsrechté 
hervorgewachſen“. Dies gilt aud durchaus von dem älteren und neueren Steuer: 
bewilligungsredt. Der moderne Staat ift auch in Deutfhland zum Durchbruch 
gelommen und weder erfcheint die ganze Regierung des Fürſten als feine perfön- 
lihe Angelegenheit, noch beſchränkt fid, die Theilnahme der fteuerzahlenden Unter: 
thanen auf freiwillig geipenvete Hülfe und Beeden. Bon allgemeinen Redtsgrund- 
fügen über das Steuerbewilligungsreht, welche für ganz Deutſchland etwa noch 
geltend wären, fann, foweit fie aus dem älteren Herfommen oder dem Reichérechte 
entnommen werben follen, nicht geredet werben. . 

Ebenfowenig aber läßt ſich behaupten, daß aus den neuen feit 1815 er- 
laffenen Berfaffungsurfunden und jonftigen Grundgeſetzen eine allgemeine 
deutfhe Lehre vom Steuerbewilligungsreht ſich ausgebildet hat, daß 
etwa eine Vergleihung der verfchiedenen Beftimmungen in den Einzelftaaten einen 
Redtsfag von überall bindender Kraft, alfo ein gemetnrechtliches Princip, an'e 
Licht ftelen fünne. Die Grundverſchiedenheit der einzelnen Verfaſſungen, wie wir 
fie im bunten Wechfel über die deutfhe Scholle hin gelten fehen, verbietet von 
vornherein eine ſolche Konftrultion und ebenfowenig hat die Beweisführung aus 
der „ureigenen Schöpfung des nationalen Geiftes“ bier ftatt, da befanntlid alle diefe 
Verfaffungsgefege mehr oder weniger genaue Nachbildungen fremdländiſcher Sn» 
Ritutionen find. Es fann daher nur von den pofitiven Gefegesbeftimmungen der 
einzelnen deutſchen Berfaffungen über das Steuerbewilligungsrecht in dem einzelnen 
Lande gerebet werden, und bei dem Schweigen ver Gefege wird es nur geftattet 
fein, aus dem ganzen Charakter ber einzelnen Verfaſſung und eventuell ihres 
Vorbildes den fehlenden Oefegesausfprud zu ergänzen, wenn es ſich um eine nicht 
im Wege der Gefepgebung felber auszufüllende Yüde handelt. Die bie und da 
wohl verfuhte Einſchiebung eines angeblich gemeinrechtlichen Grundſatzes für alle 
beutfhen Berfafjungsftaaten ift ebenfo unjuriſtiſch als politifch gefährlih. Gemiffe 
gemeinjhaftlide Grundzüge beruhen nicht ſowohl tarauf, daß wir e4 mit beut- 
hen, als mit VBerfaffungsftaaten zu thun haben. Ein gewifjer Antheil der Yand- 
ftände bei der Stenerauflage und der Aufftellung des Budgets fehlt in feinem 
deutſchen Berfaffungsftaat, aber das Maß viefer Rechte und die Art ihrer Hebung 
ift doch fehr verſchieden beftimmt. 

Nah der preußifhen Verfaſſung — in Defterreich ift gegenwärtig das 
ſtaatsrechtliche Chaos vorhanden — ift chne Zweifel die volle fonftitutionelle 
Mitwirkung den Kammern zugedacht, allein hier iſt die Singularität eingetreten, 
daß nad Art. 109 der Berfafjung die einmal beftehenden Steuern forterhoben 
werben. Diefer Gruntjag fand dd auch in der oftroyirten Berfafjung vom 
5. November 1848, aber mit feinem andern Sinne, als daß bis zur Feftftelung 
des erften Budgets nah der Vorſchrift der Verfaffung, die beftehenden Steuern 
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eingezablt und natärlih auch verwendet werben follten. Bei der Reviſion ber 
Berfafjung ift e8 aber ver Reaktion geglüdt, jenen Ausnahmenrtifel mit der Be- 
deutung beizubehalten, daß alle einmal gefeglich beichlofienen Steuern, wenn fle 
nicht für eime beftimmte Zeit eingeführt find, fortwährend weiter erhoben werben 
fönnen. Da aber ein jährliches Finanzgeſetz durch die Verfaſſung Art. 99 gefordert 
wird, weldes nur mit Zuftimmung der Kammern erlafjen werben fann, eine Ber: 
wendung der eingezogenen Steuern aber nur fraft des Finanzgeſetzes eintreten 
fann, beſchränkt fi das Recht ver preußifhen Kammern auf die Bewilligung und 
eventuelle Nichtbewilligung neuer Steuern und die Nichtbewilligung oder Bewilli- 
gung der Verwendung ver beftehenden Steuern. Um viefen Punkt dreht ſich aber 
bei der befannten Xüdentheorie der preußifhen Regierung eine der wichtigften 
Seiten des großen Berfaffungstampfes in Preußen, veffen Anfang in dem Artikel 
„Preußen“ berührt ift. Im Herbft 1862 hat das Herrenhaus das Budget, wie 
et aus der Berathung des Haufes der Abgeordneten hervorgegangen, abgelehnt, 
wozu 28 nach dem Wortlaut der Berfafjung berechtigt ift. Indem es aber zugleich 
das Budget in der von ber Regierung urſprünglich vorgefchlagenen Geftalt an- 
nahm, hat e8 eine offene Berfafjungswitrigkeit begangen. Seitdem ift fein Finanz- 
geleg zw Stande gelommen, fo daß feit 1861 ein rechtlicher Abſchluß des preußi— 
Ihen Finanzweiens nicht ftattgefunden hat. 

In Bayern find den beiden Kammern in Bezug auf das Finanzweſen 
gleihe Rechte eingeräumt, nur müſſen die Anträge über die Staatsauflagen zuerft 
an die Kammer der Abgeordneten und durch diefe an bie Kammer ber Reichsräthe 
gebradyt werden. Der Regierung gegenüber hat der Landtag die Zuftimmung ber 
Gtände zur Erhebung aller direlten Steuern fowie zur Erhebung neuer Inbirelter 
Auflagen oder zu der Erhöhung ober Beränverung der beftehenden, Ebenfo ift ihm 
die Mitwirkung bei Staatsanleihen, dem Staatsjhuldenwefen und der Finanz- 
fontrolle gefihert. Der ſchwere Mißftand, daß nad der Berfaffung nur G6jährige 
Sinanzperioden ftatt hatten, alfo alle Nachtheile, wie fie oben kurz geſchildert wurden, 
fih hier gefteigert zeigten, ift durch die foeben (1865) erfolgte Umwandlung in 
jährige Budgetperioden befeitigt worden. Auch des in Bayern gemachten Ber- 
ſuchs, die Erübrigungen, welche bei Hochſchraubung der Ausgabepoften und mög- 
lihftem Niederhalten der Einnahmepofitionen des Budgets im Laufe von 6 Jahren 
oft viele Millionen betrugen, als reinen Profit ver Krone zu behandeln, ift ſchon 
gebadht worden. Das jogenannte Berfallungsverftändnig von 1843, wonad alle 
ſolche Ueberſchüſſe in der nädften Finanzperiode zur Cinmahme geftellt werben 
müflen, hat diejer bodenloſen Praris und noch bodenloferen Theorie ein Ende ge» 
macht. Eine Abweihung von der reinen konftitutionellen Theorie des Gteuer- 
bewilligungsrechts liegt nach bayerifhem Verfaſſungsrechte nur infomeit vor, als 
die beftehenden indirelten Steuern einer erneuten ausbrüdlihen Bewilligung in 
jeder Budgetperiode nicht bepürfen. j 

Weſentlich davon verſchieden find die zur Zeit im Königreid Sacdfen über 
das ſtändiſche Steuerbewilligungsreht geltenden Beftimmungen. Der Art. 97 ver 
Berfaffung vom 4. September 1831 fpricht zwar im Allgemeinen nicht fowohl 
von einem Rechte als einer Berpflihtung der Stände, für Aufbringung bed orbent- 
lien und amßerordentlihen Staatsbedarfs zu forgen, allein richtig verftanden ift 
dies nur ein anderer Ausprud für diefelbe Sahe, wie auch die Negierung von 
ihren Rechten nur einen pflihtgemäßen Gebrauch mahen darf, und fo gewährt 
auch der angezogene Artikel in feinem Fortgang den Ständen das Steuerbewilli- 
gungsrecht im vollen Umfang. Allein ſowohl die Verfaſſung felber, als das fie 
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in dem Steuerrecht weſentlich modificirende Verfaffungsgefeg vom 5. Mai 1851, 
eine der bitterften Früchte der politifchen Nüdbildung in Deutſchland, bat diele 
Befugniß auf fehr geringe Dimenfionen beſchränkt. Zunächſt verlangt die Ber: 
faffung für Abſtriche der Stände viefelbe volle Entwidlung der Gründe, wie fie 
die Staatsregierung für ihre volle Forderung beizubringen hat. Eine Yorberung 
gilt aber nur dann für abgelehnt, wenn fi In einer der Kammern eine Majorität 
bon wenigftens zwei Drittheilen gegen vie Bewilligung in dem von der Regierung 
verlangten Maße ausgejprochen hat. Iſt legteres der Fall, fo kann der König 
dennoh für ein Jahr auf dem Berorbnungswege die Auflagen für den Gtaate- 
bedarf, infofern fie nicht ausprüdlih für einen vorübergehenden bereits erreichten 
Zweck beftimmt find, ausſchreiben und erheben laffen. Alsvann muß eine außer 
orbentlihe Ständeverfammlung einberufen werben, aber kein Berfaffungsparagraph 
fteht dem entgegen, daß nach der Nichtbewilligung durch die neue Landesvertretung 
ber Kreislauf ber Befteuerung im Verordnungswege wieder beginnt. Die Ber: 
waltung des Staatsſchuldenweſens ift den Ständen zugewiefen, eine jener alt- 
ftändifhen Neminifcenzen, welde dem modernen Staatsprincip widerfpricht und 
doch eine wahre Berftärfung des ftändifhen Einfluffes nicht enthält. Bei aufeı- 
ordentlichen Greigniffen können Staatsanleihen aud ohne vorläufige Genehmigung 
der Stände aufgenommen werben. Die ebenfalls 1851 neu formulirte Beftimmung 
des Art. 102 der Berfafjung, wonad die ftänbifche Bewilligung von Abgaben nicht 
an Bedingungen gelnüpft werben fann, welche nit das Üefen oder die Ber: 
wendung derfelben unmittelbar betreffen, fann an fi als ein Berftoß gegen das 
fonftitutionelle Staatsrecht nicht betrachtet werben. Ueber den Art. 1 des Geſetzes 
vom 5. Mai 1851, welder fih auf das Berhältniß der Bundespfliten zum 
ſtändiſchen Steuerbewilligungsreht bezieht, wirb noch unten bei der Darftellung 
des Einfluffes zu reden fein, melden bas Bundesverhältniß auf das GStener- 
bewilligungsreht in ven Bundesſtaaten übt. 

Die würtembergifhe Berfaffung, welche wie bie ſächſiſche preijährige 
Budgetperioden vorfchreibt, fpricht ohne irgend welche Beihränfung außer der an- 
gemeffenen, daß Steuerbewilligungen nicht an anderweitige Bedingungen gefnäpft 
werben dürfen (Art. 113), das reine Eonftitutionelle Princip aus, daß ohne Ber- 
willigung der Stände weder in Krieg: noch Friedenszeiten eine direfte oder imbirelte 
Steuer ausgefchrieben und erhoben werden fann (Urt. 109). Die erfte Kammer 
bat das von ber zweiten angenommene Budget, nachdem vorher vertrauliche Be: 
rathungen zwifchen den beiden Abtheilungen des Landtags gepflogen worden, im 
Ganzen entweber anzunehmen ober zu verwerfen. In legterem Fall findet ein 
Durdyählen aller Stimmen in beiden Kammern ftatt, wobei für den eintretenden 
Fall der Stimmengleihheit ver Präfident der zweiten Kammer ven Ausſchlag gibt. 
Daß Mohl in feinem berühmten Werke: „Das Staatsredht des Königreihs Wür- 
temberg" ©. 624 dem ftändifhen Steuerrechte einen zu engen Sinn gibt, unter- 
ltegt heute wohl feinem Zweifel, wie ſchon früher die abweichende Anſicht von 
Paul Pfizer in feiner Schrift: Ueber das Steuerverwilligungsredt u. |. w. ausführlid 
begründet wurbe. Die Berfaffungsbeftimmung, daß nothwendige Ausgaben nicht zu 
verweigern find, läßt bie Entſcheidung über vie Nothwendigfeit immer noch in ben 
Händen der Bolfövertretung und unter der Berantwortlichkeit ihres eigenen Pflicht⸗ 
gefühls (fiehe oben). 

In keinem der deutfhen Königreihe hat das ſtändiſche Steuerbewilligungs- 
recht folhe Wandlungen erfahren, als in Hannover. Dem von König Ernſt 
Auguft einfeitig aufgehobenen Staatsgrundgefeg von 1833 folgte zunächſt eine 
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Reaktivirung der Verfafſung von 1819, dieſer bie mit den Ständen vereinbarte 
Berfoffung vom 5. September 1840; flatt legterer wurde die repidirte Verfaffung 
vom 5. September 1848 geltend, welde unter Beihülfe der beutjchen Bundes» 
verfammlung in ihren weſentlichen Bunften 1855 durch Königliche Oftroyirung ver: 
ändert wurde. Nachdem zunächſt die Beftimmungen über das Finanzweſen — wie 
in allen Kleinftaaten bilvete das Steuerbewilligungsredt und das Staatsvermögen 
auch hier das-Hauptmotiv der Zwiftigfeiten — aus der Berfafjung von 1840 
wieder in Wirkfamkeit gefegt waren, fam am 24. März 1857 ein neues Geſetz 
über das Yinanzfapitel zu Stande, welches in feinem von den fonftitutionellen 
Grundprincipien weitabliegenden Inhalt feine Urheber und die Zeit, in welder es 
entftand, nicht verleugnet. Daß nach biefem Gefege „die Bewilligung bes Budgets 
durch ben König und die allgemeine Ständeverfammlung gemeinfam geſchieht“, 
ft mar eine etwas auffällige Formulirung des richtigen Grundfages, daß bie 
Stenerbewilligung formell durch ein Geſetz gejhieht, aber namentlich in Betreff 
der Uebertragungen ift dem Ermeſſen der Megierung der weitefte Spielraum 
gelaffen. Ä 

Es wird nicht nöthig fein, die in den einzelnen deutſchen Berfaffungen über 
das Steuerverwilligungsrecht enthaltenen Beftimmungen noch weiter hervorzuheben; 
3 bat fi genügend aus den angegebenen Beifpielen gezeigt, daß von einer 
materiellen Uebereinſtimmung feine Rebe ift, einerlet, welche vechtlihe Bedeutung 
man einer folchen Oteihmähigteit, wenn fie vorhanden wäre, beizulegen geneigt 
fin mödte. Es gibt — wir wiederholen biefen Sag — abgefehen von ben 
bundesrechtlichen Anordnungen in biefer Materie, kein allgemeines deutſches Steuer: 
bewilliguugsrecht, feine diefen Gegenftand beherrfchenden Rechtsnormen, weldhe außer: 
halb des Kreifes des pofitiven Verfaffungsrechts eines jeden Einzelftantes liegen. 

Dagegen bat allerdings — und diefe Seite des Stenerverwilligungsrehts in 
Deutſchland ift fchlieglih noch ins Auge zu faffen — das deutſche Bundes 
recht dem ftändifhen Einfluffe auf die Staatsfinanzwirthichaft gewiffe Grenzen 
gelegt. In der Bundesakte felbft ift diefem Gegenftande noch feine Beachtung ger 
widmet, fowie fie ja das ganze Berfaffungsweien in den einzelnen Bundesftaaten 
mit dem lakoniſchen Art. 13 abgefunden hat. Mittlerweile wurden im füdweftlichen 
Deutſchland mehrere Berfafjungen eingeführt, und unter den darin verliehenen 
Rechten nahm das ftändifche Steuerbewilligungsreht neben der Zuftimmung zu 
ienftigen Gefegen die erfte Stelle ein. Daß viefes landſtändiſche Steuerbewilli- 
gungsreht gegenüber den bunbesmäßigen Verpflichtungen der Fürften zu einem 
dinderniß faktifh werben konnte, war nicht zu läugnen, da zu dem Pflichten ber 
Bundesglieder auch Leiftungen von Geld unmittelbar oder folhe gehören, welche 
chne Gelpmittel, die der Bermilligung der Bolfövertretungen unterliegen, nicht 
gemaht werben können; allein als blos völferredhtlicher Verein — und fo nennt 
fh der deutſche Bund noch in feinem zweiten „Grundgeſetze“ ausdrücklich — 
Reht bier der Bund nicht anders als jede andere auf Staatsvertrag beruhende 
Verbindung mit übernommenen Verpflichtungen ber einzelnen Kontrahenten gegen das 
Ganze. Sehr zurüchaltend fpricht fich über viefes Verhältnig noch die Wiener Schluß- 
alte aus: „Die im Bunde vereinten fouveränen Fürften dürfen durch feine Iandftän- 
diſche Berfafjung in der Erfüllung ihrer bundesmäßigen Verpflichtungen gehindert oder 
beſchränkt werden” (Urt. 58). —* dieſen Grundſatz kann die verfaſſungsmäßige 
Nitwirfung der Stände für die Feſiſtellung des Staatshaushalts keineswegs über- 
Mffig gemacht werden, und in biefem Sinne hätte kein veutfcher Fürſt, welcher 
vor Abfaffung der Wiener Schlußakte feiner Yandesvertretung ein Recht folder 
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Mitwirkung eingeräumt batte, feine Zuftimmung zu dieſem Princip geben bürfen. 
Allerdings ift diefe Seite der Frage auch ſchon auf den Minifteriallonferenzen, 
welche zur Abfaffung der Wiener Schlußakte führten, berührt worden, indem nad 
dem Vorſchlag des 5. Ausfhuffes an ven oben citirten Sag fi Folgendes ſchließen 
follte: „Da, wo landftändifhe Verfaffungen ven Ständen die Bewilligung ber 
Staateabgaben einräumen, fteht diefer Befugniß die Verbindlichkeit der Landftände 
gegenüber, die zur Bollziehung der Bundesbeſchlüſſe erforberliden Summen zu be 
willigen”. Davon, daf ohne Bewilligung der Stände in ſolchem Fall einfach Fraft 
Bundesbefchluffes oder einfeitig vom Fürſten die nöthigen Steuern ausgefchrieben 
werden könnten, ift nicht vie Rebe. Es folgt nur daraus, daß von den Landftänden 
die Nothwendigkeit folder Auflagen anerfannt werden muß, welche zur Erfüllung 
von bundesgrundgefeglic zuläßigen Yundeeverpflihtungen des Einzelftaates erfor- 
derlih find. Weßhalb jener Zufag nit in die Wiener Schlußakte aufgenommen 
wurde, erfahren wir aus den Protofollen ebenfalls. Theild wurde geltend gemadht, 
daß fih der Zufag nur als Erweiterung oder eigentlich Folgerung aus dem al- 
gemeinen Orunbfage darftelle und deshalb mwegbleiben könne. Der naffauifhe Ber- 
treter verlangte dagegen, wenn ber Zufag beibehalten würde, die weitere Be: 
ftimmung, daß die Lanpftände namentlih verpflichtet würden, auch die Leiſtungen 
zur Erfüllung der für die inneren Berwaltungsgegenftände beftehenden Geſetze nicht 
zu verweigern. „Der Herr Baron von Marſchall motivirte feinen Antrag dahin, 
dag aus einer ausdrüdlihen Erwähnung der in der Bundespflicht gegründeten 
und gleichzeitigen Nicht-Erwähnung ver die Yandesverwaltung angehenden Leiftungen 
in einigen Bunbesftaaten die irrige Folgerung gezogen werden könnte, als hätten 
nur die erften vom Bunde befonders fanftionirt und gleihfam privilegirt werben 
ſollen“. Im Lichte des fpäter Geſchehenen find die Gegenbemerkungen, welche bas 
Protofol der Konferenz vom 16. December 1819 auf dieſen Vorſchlag enthält, 
von nicht geringem Intereffe. „Diefen Antrag ward von mehreren Seiten ent 
gegengefegt, daß der vorgefchlagene Zufag den eigentlihen Standpunkt verrüden 
möchte, von welchem man in biefer frage ausgegangen ſei, und welchem gemäß 
der Bund die nähere Einrichtung der ſtändiſchen Verfaſſungen unter allgemeiner 
Reftriktion der Aufrehthaltung des monardifchen Principe und der Bunbdeseinheit, 
als innere LTandesangelegenheit betrachten und den einzelnen Regierungen über- 
laffen follte”. In der Konferenz vom 24. December 1819 wurde befchloffen, ben 
ſechſten Sag (jenen Zuſatz über das ftändifche Steuerbewilligungsreht) wegzulaffen 
und fo blieb es bei der Beltimmuug des Art. 58 der Schlußalte. Der nicht 
wegzuläugnende Gegenſatz zwiſchen einem völlig freien Steuerbewilligungsrecdht umd 
biefer Bundesrechtsnorm hat zu einer Literatur Anlaß gegeben, deren mähere 
Würdigung bei Mohl, Geſchichte und Enchklopädie der Staatsmifjenfhaften LI. 
©. 270 zu finden ift. 

Die Unnatur des deutfhen Bundes wird dem unbefangenen Lefer gerade in 
diefer Materie befonders deutlich, wo jede der einander entgegenftehenden Auſichten 
für ſich betrachtet richtig ift, dagegen aber eine höhere Entſcheidungsnorm zum 
Ausgleidy der völferrehtlihen Verpflichtungen und ſtaatsrechtlichen Befugniffe nicht 
vorhanden war. Befonvers lebhaft wurde viefer Streit, dem in den deutſchen 
Ständefammern eine ebenfo lebhafte politiſche Campagne zwiſchen Regierungen 
und Bollsrepräfentation entſprach, als im Jahre 1832 der Bundestag durd den 
vielgenannten Bunbesbefhluß vom 28. Juni 1832 gerade Dasjenige fanl- 
tionirte, was noch auf der Wiener Minifteriallonferenz als außerhalb der Bunbed- 
fompetenz liegend angefehen worden war, Die Abſätze II und III jenes Bundes- 
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befhluffes lauten: „Da gleichfalls nach dem Geifte des eben angeführten Art. 57 
ver Schtußakte und ver hieraus hervorgeheuden Folgerung, welde der Art. 58 
ausipriht, feinem deutſchen Souveräne durch die Landftände die zur Füh— 
rung einer den Buntespfliten und der Landesverfaſſung entfprechenden 
Regierung erforberlihen Mittel verweigert werben dürfen, fo werben Fälle, in 
welchen ftändifche Berfammlungen die Bewilligung der zur Führung der Regierung 
erferderlihen Steuern auf eine mittelbare oder unmittelbare Weife durch die Durch- 
führung anderweiter Wünfhe und Anträge bedingen wollten, unter diejenigen 
Halle zu zählen fein, auf welde der Art. 25 und 26 ver Schlufafte in Anmwen- 
dung gebracht werden müßte (fie handeln von Aufftänden und Widerſetzlichkeiten 
gegen bie Obrigkeit und bie dagegen zu ergreifende Bundeshülfe). Die innere 
Geſetzgebung der deutſchen Bunbesftaaten darf weder dem Zweck des Bundes, wie 
ſolcher in dem Art. 2 der Bunvesafte und in dem Art. 1 der Schlußakte aus: 
geſprochen ift, irgend einen Eintrag thun, noch darf diefelbe der Erfüllung fonftiger 
bundesverfafjungsmäßiger BVerbinvlichleiten gegen ven Bund und namentlich ber 
dahin gehörigen Leiftung von Gelvbeiträgen Hinderlich fein”. Ueber vie rechtliche 
Natur diefer Anordnungen des Bundestags erhob fi gleih Anfangs Streit, der 
auch jegt noch nicht gefchlichtet ift, indem man einerfeits behauptet, daß durch fie 
nicht blos einfache Konfequenzen aus den bisherigen Bundesgrundgefegen gezogen 
worden, ſondern mejentlihd neue Grundprincipien aufgeftellt feien, welche nicht in 
der Form eines einfadhen im engeren Rath gefaßten Bunbesbefchluffes, fondern 
nur per unanimia eingeführt werben fonnten; aber auch die entgegengefegte Mei- 
nung glei ihre Vertretung fand und nod findet. Begreiflich ift auf jeden Fall, 
dak eine Anzahl bentfcher Regierungen tiefen Bundesbefchluß nur unter Vorbehalt 
der verfaffungsmäßigen Landesrechte publicirten, fo z. B. Bayern, Sachſen, Wür- 
temberg, Großherzogthum Heflen und Sacjen-Meiningen. 

Jene Meinungsverſchiedenheit ift auch heutzutage noch nicht ohne Wichtigkeit 
in den Grenzen, in welden überhaupt noch das deutſche Bundesrecht ein Gegen- 
fand von Widhtigfeit genannt werben fann, infofern als der wiedererſtandene 
Bundestag die angeführten Artikel des Beichluffes vom 28. Juni 1832 zu den 
1848 aufgehobenen Ausnahmegefegen nicht rechnet, wie denn namentlich bei dem 
lurheſſiſchen Berfafiungsumfturz von jenen Beftimmungen ver ausgiebigfte Gebraud 
gemadht worden ift. Soviel fann nicht beftritten werben, daß durch jenen Bundes- 
beſchluß eine wirkfame Hebung des ftändifchen Steuerbewilligungsredhts fo gut wie 
unmöglich gemacht worden if. Wenn die Stände ohne Weiteres Alles verwilligen 
mäflen, was zur Landesregierung den Fürſten nöthig fcheint und ihre Weigerung 
mit dem offenen Aufruhr auf eine Stufe geftellt und mit Bundeserelution heim: 
geſucht wird, ift von einer wirklichen Theilnahme der Stände an ber Steuer- und 
Finanzregulirung nur noch der Schatten übrig geblieben. 

Die politifhe Gefinnung, aus welder jener Bundesbefhluß hervorgegangen 
ft, hat fih auf den Wiener Minifteriallonferenzen nur noch beutlider 
gezeigt. Wir wiffen zwar, daß man nicht den offenen Muth hatte, die auf das 
Stenerbewilligumgsrecht ſich beziehenden Abmahungen dieſer Minifterverfhmwörung 
als Bundesbefhlüffe zu publiciren, aber in verfchievenen veutfhen Staaten haben 
die Regierungen ihrem Verſprechen getreu jene Vereinbarungen zu verwirklichen 
unternommen. Nad Art. 18 des Schlußprotofolls fol die Auflöfung einer bie 
Steuern nah ver Aufjaffung des Bundesbeſchluſſes vom 28. Juni 1832 ver- 
weigernden Stänbeverfammlung bie militärifhe Einmiſchung des Bundes nad 
Art, 25 bis Art. 27 der Schlußalte zur Folge haben. Nach Art. 20 des Proto- 
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kolls „iſt das Recht der Steuerbemilligung nicht gleichbedeutend mit dem Rechte, das 
Staatsausgabenburget zu regeln, melden Unterfchied die Regierungen genau im 
Auge behalten werben”. „Aus tiefem Unterſchiede folgt, daß Ständen (worunter 
in jenen Staaten, beren Stände in zwei Kammern getbeilt find, immer beide 
Kammern verftanden werden) Tas Recht, einzelne innerhalb bes Betrages der im 
Allgemeinen beftimmten Etatsfummen vorfommende Ausgabepoften feftzufeßen oder 
zu ftreichen, nicht zufteht, infoferne ihre Zuftimmung dazu nicht ausdrücklich durd Ver 
faffungen oder Geſetze vorbehalten iſt“. In der Erwähnung der beiven Kammern 
ftedt die fpäter offen befannte Theorie, daß zu einer Verminderung ober Bermei- 
gerung eines Poftens beide Kammern einftimmig fein müßten! Es liegt auf ver 
Hand, wie fehr die Einwirkung der Stände auf den Etantshaushalt durch folde 
Normen befhränft wirt. Im Urt. 21 ift der Regierung das Recht gegeben, bei 
Differenzen über das Fünftige Budget einfeitig die Steuern im früher bewilligten 
Betrag audzufchreiben und zu erheben, wenn fie fih nur zur Anrufung des be- 
anntlid einfeitig von den Regierungen ernannten Schievsmännerfollegiums bereit 
erffärt bat. Wenn aud biefe Grundſätze nad ver Berabrevdung ber Regierungen 
nicht als Bundesbeſchlüſſe publicitt, jondern geheim gehalten werben follten, fc 
haben ſich dennoch vie Regierungen gegenfeitig völferrechtlih verpflichtet (Art. 60), 
fie ihren Stänbeverfammilungen gegenüber zur Anwendung zu bringen und nod 
heutzutage hat jeder deutſche Fürft feinen Mitverbiindeten gegenüber das Red, 
die Befolgung jener Grundfäge zu verlangen. 

So fteht e8 im deutſchen Bunde mit der ftändifhen Mitwirkung bei Steuer- 
gefegen. Nimmt man mit den Schriftftellern der einen Richtung an, daß ber 
Bunbesbefhluß vom 28. Juni 1832 nur den Inhalt der Wiener Schlußalte näher 
beftimmte und als bunvesrehtlih zu Stande gelommen auch jegt noch geltendes 
Recht ift, fo wirb kaum zu bezweifeln fein, daß auch bie Verabredungen von 
1834 „dem Geifte der Bunbesgrundfäge” entfprechen und eine ihnen fonforme 
Praris auf den Schuß der Bundesverſammlung zu rechnen bat. Iſt jene Auf- 
faffung unrichtig und ſchon der Bundesbeſchluß von 1832 feiner Entftchung und 
feinem Inhalt nad den Grundgeſetzen des Bundes zumwiberlaufend, fo ftehen wir 
vor der Thatfahe, daß faft alle veutfchen Negierungen zu Grundſätzen ſich befannt 
und mande folche befolgt haben, melde irgend eine Rechtsbafis nicht befigen. 
Wenn einzelne VBerfaffungen, wie die braunſchweigiſche, tie ausprüdlihe Beftim- 
mung enthalten, daß in Bezug auf die Bundesverpflihtungen das ſtändiſche Be— 
willigungsreht ceffirt und ſolche Ausgaben nur binfichtlich der Art und Weife ver 
Aufbringung an die verfaffungsmäßige ſtändiſche Mitwirfung gebunden find (Berf. 
Art. 180), fo ift doch auch bier die Möglichkeit gegeben, daß über bie Art und 
Weife der Aufbringung eine verfaffungsmäßige Einigung nicht erzielt wird und 
fomit tem infhreiten der Bundesgewalt der Weg geöffnet. Ebenfo lautet der 
Art. 1 des königl. ſächſ. Gefeges vom 5. Mai 1851. 

Der Einblid in den Zuftand des Steuerbewilligungsrehts in Deutſchland ift 
fein erfreulicer. Die Zmwitternatur des beutf—hen Bundes, welcher im Lauf ver 
Zeit zwar foweit es bie begründeten Rechte und Intereffen der Nation betrifft, 
ein völferrechtlicher Verein geblieben, dagegen im Intereffe der fürftlihen Madt- 
vollfommenheit und zur Niederhaltung des fonftitutionellen Princips mit flaats- 
rechtlichen Gewalten befleivet worden ift, bildet auch hier die Wurzel alles Uchele. 
Eine Reform an Haupt und Gliedern, welche in einem deutſchen Bundesſtaat 
das fonftitutionelle Steuerbewilligungsreht zur Geltung bringt, und bie Ausübung 
berfelben Befugniß in den Gliederſtaaten zunächft ver Ausgleihung durch die volle 
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Bahrheit des Tonftitutionellen Syftenns überläßt, und für Aufterfte Fälle durch den 
Sprud eines unabhängigen höchſten Reichsgerichtes fihert, kann auch hier einzig 
und allein Abhülfe bringen. Wenn aufrichtige Patrioten früher in der vollftän- 
digen Zurüdführung des Bundes auf das rein völferrechtliche Verhältniß das Heil 
für die politifche Freiheit in Deutſchland fahen, wiffen wir Nachlebenden jett nur 
zu gut, daß das Fonftitutionelle Leben in den einzelnen Staaten nur in einer frei- 
heitlich und kräftig georbneten parlamentarifhen Gentralgewalt die Garantie feines 
Beftehens hat, und auf diefen Weg bunvesftaatlicher Einigung, heraus aus den 
Fwitterverhältniffen des Stantenbundes, nicht aber zurüd in bie troftlofe Zer- 
riffenheit einer ungeorbneten Summe von Groß-, Mittel: und Kleinftaaten meist 
au bei unferem Gegenftande der eiferne Finger ber Rothwendigken, 
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Die Stoiker. 


Der Stoicismus tritt in Griechenland in einer Zeit auf, in welcher die 
naturgemäße Entwicklung der helleniſchen Geiſteskultur ihren Höhepunkt bereits 
ãberſchritten hatte und allmälig jener Verfall der Philoſophie hereinbrach, welcher 
ſchließlich zu einem Rückgange des ſpekulativen Intereſſes in die religiöſe Unmittel⸗ 
barleit des Glaubens führte. Die Zeit ver Diadochen, d. h. die Zeit des gänz- 
lichen politifhen Berfalles der Griechen, ift aud die Zeit der fogenannten Selten⸗ 
Philofophie, in welcher es fid nicht mehr um die ſyſtematiſche Durchführung einer 
theoretiihen Auffaffung des Seienden, fondern um das praftifhe Ideal des 
„Weifen”, d. 5. um Lebensmarimen handelte. Diefe „praftiich gewordene" Philo- 
fophie aber entfrembet fich nicht blos von dem wiffenfchaftlihen und philoſophiſchen 
Erlennen des Gegenftänblihen, fondern verfährt auch in fi felbft unkritiſch 
dogmatifirend, indem fie von irgend einer vorgefaßten Weltanfhauung aus nur 
der fubjeftiven Praris zu Liebe ausmalt, was fie für das Sein-Sollenve hält. 
So wird diefe Philofophie zur Sache der individuellen Liebhaberei, d. h. des 
Dilettantismus, und indem fie für die je einzelne Seften-Ueberzengung Propaganda 
macht, wird ſie intolerant. Soweit aber bei ſolcher Alleinſeligmacherei in der un« 
abläßigen Parteipolemit fih allmälig die fchrofferen Kanten abftumpften, blieb nur 
ein gänzlih unphiloſophiſcher Eklelticismus übrig, welder feine natürliche Folge 
im theoretifchen Skepticismus haben mußte. Aber fomohl von dieſem als auch von 
ver Wahrfcheinlichkeitslehre aus war dann die Brüde gegeben zur gläubigen An» 
nahme unmittelbar targebotener Anfhauungen. 

Wenn aber in folder Weife die Seften-Philofophie überhaupt ein ganz 
meientliches Element für jenen Kulturgang ift, welder von dem antiken Geiftes- 
leben in das nad-antite hinüberleitet, fo nimmt unter den mehreren Philofophen- 
Echten vie der Stoiker entſchieden eine hervorragende Stelle ein, und zwar nicht 
Mes inhaltlich bezüglich einzelner Lehren und Anfichten, welche fehr leicht in chrift- 
liche Anfhauungswelfen umgefegt werden Tonnten, fondern vor Allem der Form 
nah, indem der Stoicismus für den gefammten Schulbetrieb des fpäteren Alter- 
thums zum entſcheidenden pätagogifhen Macht mwurbe, und aller Unterricht in 
Grammatit, Rhetorit und Dialektik fich in den ftoifhen Schablonen bewegte. Diefer 
legtere Umftand iſt es auch, welder gerade in Bezug auf Rechtsphilofophie vem 
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Stoicismus einen gefhichtlihen Einfluß fiherte; denn nachdem die Römer einmal 
begonnen hatten, ſich durch Ueberjegungen mit griehiiher Bildung zu übertänden, 
und fortan ſtoiſche Echuldoftrin in lateinifher Form auch bis in vie legten Jahr 
hunderte der römischen Periode hinein als Bildungsmittel wirkte, fonnte fih auch 
der juriftifche Unterricht einem ſolchen Einfluffe nit völlig entziehen, und von 
bier aus wucherte mancher verfprengte Keim noch in den chriſtlichen Schulen 
fort, welde ja im Zrivium und Quadrivium nur an den antiten Schulbetrieb 
anfnüpften. 

Was den äußeren Beftand ver ftoifhen Philofophie und die litterarifch her- 
borragenden Vertreter verfelben betrifft, fo war der Gründer der Schule Zeno 
von Cypern (geb. um 340, geft. um 260), welcher in Athen in der von Poly: 
gnotos ausgemalten Säulenhalle (— „Stoa“ —) als Lehrer auftrat. Ihm folgte 
auf vem Lehrftuhle ver ziemlich bornirte Kleanthes. Der Schüler aber und 
Nachfolger des Legteren, Chryfippos aus Soli in Kilikien (geb. 280, geft. 
212), bat ven Ruhm, vie ftoifche Lehre erft vollftändig ausgebildet zu haben, und 
in üblihem Auktoritätsglauben fagten feine danfbaren Jünger: „Wenn Chryfippos 
niht wäre, fo mwäre bie Stoa nit”, — ein Ruhm, welchen der gefchmwägige 
Meifter wohl bauptfählich feiner ungeheuren Schreibfeligfeit verdankte. Schon nad 
drei Generationen aber beginnt mit Banätius von Rhodus (geb. 185) eine 
Reihe eklektiſcher Stoiler, welde in dem Beftreben nah praftifher Popularifirung 
mande Lehrfäge anderer Sekten (befonders der Akademiker) aufnahmen. Diefe 
Form aber des Stoicismus war es au, welche bei ven Römern Eingang fand; 
und fowie Panätius in befreundetem Umgange mit Scipio Africanus und Lältus 
flaud, jo war fein Schüler Boftponius (geb. 135) der Lehrer Eicero's, 
welcher überhaupt dem oberflädhlichften Eklekticismus fröhnte, aber in der pralti- 
ſchen Philoſophie ſich mehr zu einem abgeſchwächten Stoicismus hinneigte, wäh 
rend ihm bezüglih des theoretifhen Gebietes mehr die alademifche Stepfis behagte. 
Une fowie fhon zur Zeit Eicero’8 die Mehrzahl der gebilneten Römer den ftoifchen 
Moralisnus als philofophiihes Hausmittel gebrauchte, fo erfreute ſich dieſe 
Seften-Ueberzeugung aud noch in der Kaiferzeit einer weiten Verbreitung. Seneca 
und Mufonius Rufus unter Nero, Epiktetus und fein Schüler Flavine 
AUrrianus unter Domitianus, und ver Kaifer Marcus Aurelius Anto> 
ninus (geft. 180) find vie beveutenderen Stoiker jener fpäteren Periode. 

Der Stoicisnus ift feinem innerften Wefen nah nur eine praftifhe Tendenz 
pbilofophie, im welcher daher die übliche Dreitheilung in Logik, Phyſik, Ethik in 
dem Sinne verftanden mwurbe, daß vie erfteren beiden lediglih Mittel für bie 
höchſte vritte find. Nur um dem Ideale des „ſtoiſchen Weiſen“ zu dienen, legt 
fih die Stoa auch eine phufifalifhe Weltanfhauung yureht. Ein ſelbſtſüchtiger 
Eudaimonismus bildet bier ebenfo wie bei den Epilureern den Grunbton; nur 
die Mittel zur Befriedigung ver Selbftfuht werben verfchiedentlih angefhaut. 
Erhält aber Alles eben nur einen ethifchen Anftrih, und wird Alles in jeme 
„Zugend“ beigezogen, in welche ſich einzuhlillen dem ftoifchen Weifen genügte, fc 
fann jener felbftänpige Gehalt und Werth, welchen die verfhiedenen Lebensver⸗ 
bältniffe für fih beanipruhen müſſen, unmöglid gewürdigt oder überhaupt nur 
erfaßt werden, und Staat und Recht müjjen fih im Stoicismus gefallen laffen, 
höchſtens in ſubſidiärer Stellung irgendwo im Ethicismus beigeftedt zu werben. 
Ueberhaupt ja fann, fowie im ganzen Altertyume, fo aud bei den Stoilern nur 
von einer Gerechtigkeitsphilojophie, nie aber von einer Rechtsphiloſophie die Rebe 
fein. Allerdings ergab fi hieraus das ſchlimmſte philoſophiſche Kauderwelſch, 
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fobald bie unjuriſtiſch gedachte Ethil der Stoa im Sprachgewande römiſcher 
Juriſten auftrat; und der froſtige Hauch, welcher in jeder Beziehung vom Stoicis—- 
mus aus über bie philoſophiſchen Anfhauungen der Folgezeit wehte, hat auch 
bierin feine Früchte getragen. 

Die ftoifhe Weltanfhauung überhaupt kann als ein fubjeltiv-ethifcher Pan- 
theismus bezeichnet werden, wornach der höchſte Zwed des Lebens in der Zu- 
fammengehörigkeit mit dem göttlihen Weltganzen liegt. Und indem hiedurch das 
pantheiftifch verftandene Ich den Ausgangspunkt und den Grundton bildet, lautet 
das Schiboleth der ftoifhen Lebensweisheit: „Im Einklange mit der Natur leben 
(convenienter natur® vivere)", und zwar in bem Sinne, daß biefür als völlig 
gleihgeltend aud gefagt werben fann: „Im Einklange mit fi leben (vita sibi 
eoncors)". In Bezug auf die Einheit und nothwendige Geſetzmäßigkeit des Welt- 
zufammenbanges find den Stoifern die Begriffe „Natur, Gott, Vernunft, Geſetz, 
Schichſal“ fämmtlid nur ſynonhme Ausdrücke des pantheiftifh gedachten Univer- 
fums, und eben hierauf beruht es, wenn in lediglich fpelulativem (nicht aber 
juriftifchem) Sinne gefagt wird, das „Geſetz“ fei der „gemeinfame Bernunftgrund”, 
ober es fei „der König aller göttlichen und menſchlichen Verhältnifie als Borfteher 
bes Trefflihen und des Verwerflihen und als gebietende und verbietende Megel 
des Gerechten und des Ungerechten”,, ober es ſei „Erfindung und Gefchent ver 
Götter und Ueberzeugung der vernunftbegabten Menſchen“ (Ausſprüche, welde 
merfwürbiger Weife — ſ. unten — uns gerade in Panbeltenftellen, L. 3 Dig. 
de legg., wörtlid überliefert find). 

Fatürlie aber ift es nur der ftoifche Weife, welcher in Wahrheit durch fein 
Leben dieſes Weltgefeg im ſich repräfentirt und ſich fo als pantheiftifches Ich zu 
verwirklichen verfteht. Während ihn eine unüberfteiglihe Kluft von den Thoren 
(d. h. allen Nicht⸗Stoikern) ſcheidet, ift er felbft Alles in Allem, felbft dem Zeus 
an Erhabenheit nicht nachſtehend (Jeder denkt an ben befannten Vers des Hora- 
tins); Alles, was er thut, ift wohlgethan, weil er ein Meifter ift, und auch für 
Dinge, welde von den gewöhnlichen Menfhen oder von den pofitiven Gefegen 
als unzuläßig betrachtet werben, befigt er allein ven richtigen Maßftab in fich 
ſelbſt; die richtige „Geſinnung“ ja verleiht ihm einen Freibrief, auch gegen bas 
fittliche Gefühl ver Menge verftoßen zu dürfen. 

Sollten aber fo eigentlich alle Menfhen von Gott und Rechtswegen Stoiter 
fin — denn erft dann ja wären fie volllommene Menfhen —, fo ift es jeden» 
falls die Gemeinfamkeit der Vernunft, d. h. jener gemeinfame VBernunftgrund, 
welcher die Menfchen unter fich einheitlich verfnüpft und fie zugleih in Harmonie 
mit dem vernünftigen Weltganzen bringt. Und fo gibt es eine auf die Gemein- 
ſchaft bezüglihe Tugend; dieſe ift die „Gerechtigkeit“, welche ſonach weder ven 
unvernänftigen Thieren gegenüber noch aud beim Einzeln-Individuum als einem 
einzelnen („man fann nicht ſich felbft Unrecht thun“) eine Stelle findet. Wohl 
bingegen gehören audy die Götter zu jenem gemeinfamen Leben des Univerfums, 
und fomit gibt es auch eine „©erechtigkeit gegen vie Götter”, welche die 
„Frömmigkeit“ iſt (legterer Begriff gebt fo durch Auguſtin in den chriftlichen 
Throfratismus über). 

Während nun allerdings in firenger olgerichtigkeit von einigen Stoifern 
diefe Gewmeinfchaft nur auf vie ftoifhen Weifen felbft befchränft wurde (daher ber 

eſchmackloſe Ausfpruh: „Wenn Ein Weifer den Finger bewegt, nützt es allen 
elfen ber ganzen Welt“, Plutarch., comm not. 22), fo bildeten anbrerfeits 
namentlich die fpäteren Stoiler den Begriff des Kosmopolitismus aus, weldem 
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wir fogar in ben ganz präcifen Ausbrüden begegnen, daß „alle Menfhen Brüder 
find", over daß tie Geiammtheit der Menſchen „eine unter gemeinſamem Geſetze 
zufanımen weidende Herte“ bilde (Epict. I, 3; Plut., d. virt. Alex. I, 6). Hiebei 
ift ficher anzuerkennen, daß im Bergleiche mit dem früheren engherzigen und Hein- 
ſtädtiſchen Politiemus der griechifchen Philofophie (den Ariftoteleg nicht ausgenom- 
men) im Rosmopolitismus ein Fortfchritt liege, wenn auch derfelbe in einem realen 
Zufammenhange mit ven gefchichtliden Zuftänden liegt, wornach in Griechenland 
das felbftändige Leben ver einzelnen Staaten gebroden war und das römiſche 
Imperium die Menfchheiten yar vieler Zungen und ehemaliger Staatengebilde um: 
faßte. Aber die Wahrheit, weldhe dem Rosmopolitismus einwohnt, liegt nur darin, 
daß im Gegenfage gegen Ariftoteles, welcher noch geglaubt hatte, gerade im beften 
Staate müſſe Bürgertugend und Menfchentugend Ein und bie nämliche fein, nun 
an dem Menfchen Etwas anerkannt wird, was nod immer übrig bleibt, wenn 
auch von feinen Eigenfchaften als Bürger abgefehen wird, kurz daß ber „allge: 
meine Menſch“ zur Geltung kommt. Darum darf einerfeits gerade bie Rechte: 
philofophie, melde den Menfhen in dem durch Rechtsbewußtſein und ftaatliche 
Geftaltung bedingten Verbande zu betrachten hat, den Kosmopolitismus nicht über- 
ſchätzen N); und anbrerfelts ift zu bedenken, daß insbeſondere der ſtoiſche Kosmo— 
politismus in eine etwas bedenklihe Nachbarſchaft mit religtöfen Auſchauungen 
gerieth, welhe zwar von den „himmliſch Geſinnten“ — mie fie Auguftinus 
nennt —, fehr wohl ausgebeutet werden konnte, aber eben Ein für alle Mal mit 
juriftifchen Denken und fomit aud mit Redhtsphilofophie Nichts zu ſchaffen hat. 

Nämlich die Stoiker fprehen häufig von zwei Staaten, deren Einer ber 
„wahre und große Staat“ fei, welcher als der höchſte Götter und Menſchen um- 
foffe, während der andere, weldem wir durch „bie zufällige Bedingung der Ge— 
burt“ als Bürger eingefchrieben find, fi zu jenem etwa nur mie ein einzelnes 
Hans verhalte (Seneca, d. ot. sap. 31, M. Aurel. III, 11, Stob. Serm. 40,9, 
Cie. d. legg. I, 12 u. II, 4), fo daß bereits bier der mittelalterliche Theofratis- 
mus mit al’ feiner Geringfhägung des realen ftaatlihen und rechtlichen Lebens 
vorengebeutet, ja birelt ausgefprohen vorliegt. Und während bie fonfequenten 
Stoiker mehrfah fagten, ver Weife müſſe ih vom politifchen Leben zurüdziehen, 
er werde überhaupt feine zu feiner Erhabenheit pafjende Staatsform finden, Ber: 
bannung fei daher für ihn kein Uebel u. dal. (Sen. a. a. D. 32, Stob. a. a. O., 
— die analogen Weußerungen der Kirchenväter find hinreihend zahlreich —), 
fonnten nur mit einiger Halbheit Andere darauf hinmweifen, daß im Staate dennoch 
eine Gemeinfamfeit der Vernunft mwalte und daher der Weife in demfelben eine 
Befriedigung finden könne (bef. Cie. d. legg. u. d. rep.). 


1) Ich weiß nicht, ob ed Jemandem gelingen konnte oder fann, fidh bei dem Worte „Welt: 
bürger‘‘ überhaupt Etwas zu denken. Der Begriff „Bürger“ ift und bleibt ein ftaatörechtlicher, 
die „Welt“ aber ift fein „Staat“; und wenn z. B. Kraufe zuletzt auch „die Menfchbeit der 
übrigen Meltförper” in feinen großen Menichbeitabund beiziehen mil, fo kann der Juriſt diefen 
Schwung der Pbantafie ruhig belächeln. Verſteht man aber unter „Weltbürger“ den „Menſchen 
überbaupt”, ». b. im Sinne der Anthropologie das „Annlichevernünftige Erdenweſen“ und in 
juriftiichem und rechtophiloſophiſchem Einne den Menfchen als „Perſon“, jo wird man befjer 
tkun, Re: fachgemäßen Begriffe zu gebrauten und jene phantaftifche Metapher fallen zu faflen. 

Zufap der Red. Sr gang undenfbar erfcheint e@ uns doch nit, daß der Begriff ders 
Bürgertbume. anfänglib als ſtädtiſcher Beariff enıftanden und zum Gemeindebürgerrecht ermwei- 
tert, dann ald Staatsbürgerrbum ſtaatsrechtlich ausgebildet, in der Zukunft ald Weltbürgertbum 
zu völkerrechtlicher Bedeutung und Anerkennung gelangen werde, 
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Die einzige principielle Funktion ja aud, welche bei den Stoilern dem irdi— 
ſchen Staate übrig bleibt, ift die des bloßen Nechtöftantes oder besjenigen, was 
Fichte und Hegel als „Nothſtaat“ bezeichneten. Schon Kleanthes definirte ben 
Staat als „Herftellung eines Gerichtshofes (!), in welden wir unfere Zuflucht 
nehmen, um Recht zu finden und zu geben” (Stob. II, 208). Und bei ven müßigen 
theoretiſchen Erörterungen, welche Staatsform die befte fei, konnte die Etoa mit 
rubigem Gewiſſen fih dahin entſcheiden, daß ein Staat, welcher aus ben brei 
„guten” Verfaffungsformen des Ariftoteles gemiſcht wäre, wohl füglid ver befte 
fein dürfte (Diog. Leert. VII, 131). 

Eine ganz eigenthümliche Erſcheinung aber liegt in der Art und Weife, in 
welcher dieſe ſtoiſchen Grundſätze auf dem rechtsphilofophifhen Gebiete bei den 
jariftifch denfenden Römern auftreten. Es beginnt nämlich eine wahrhaft heil- 
loſe Sprachverwirrung dadurch, daß die lediglich fpefulativen und ubftraften Be— 
griffe der Stoa nun in Worte verlegt werben, welche in ihrer ganzen Entftehung 
und Konception fireng juriftifh. gedvaht waren. Denn was hat 3. B. der ächt⸗ 
tömifhe Begriff „lex“ (lex est, quod populus iussit) mit dem ftoifchen „Welt 
ge zu ſchaffen, oder ſelbſt wie fann man vie fittlihe Stimmung des gerechten 

annes, bie „iustitia“, mit „ius“ verwechſeln? Man follte doch eigentlich glauben, 
daß das von je Her und unabläßig juriftiich gejhulte Denken der Römer gegen 
ſolche Verwirrung ſich geftemmt hätte, und nur durch einen in der That über- 
mächtigen Einfluß ſtoiſcher Schulbildung läßt fih die Entftehung all’ jener Mon 
Airofitäten erklären, welde wir an einzelnen Stellen von Cicero an bis in die 
Panvelten und die juftinianeifchen Inftitutionen hinein leſen. 

Wenn Cicero fagt: „A lege ducendum iuris exordium“, fo find wir mit 
viefem Begriffe „lex“ weitab von einem redhtsphilofophifchen Principe gefommen 
und mittelbar durch die Stoa hindurch bis zur ariftotelifhen Auffaffung des Ge- 
ſetzes zurüdgeworfen. Wenn als bie tria precepta „iuris“ ſtets bie drei Vor— 
Ihriften „honeste vivere, neminem lzdere, suum cuique tribuere* aufgezählt 
werden, fo ift nicht blos vie erfte ſchlechthin umjuriftifhe Forderung des ehrbaren 
Lebens lediglich eine Kundgebung ftoifcher Moral, fondern aud die anderen beiden 
haben urfprünglic nur einen ethiſcheu, nicht aber einen juriftifchen Charakter. Die 
\üppifhe Definition ber iurisprudentia, welche wir bei Ulpianus leſen, mwornad) 
diefelbe „scientia divinarum atque humanarum rerum* fein fol, ift nur aus ber 
oben angeführten ftoifchen Definition des „Geſetzes“ gemacht. 

Das hauptſächlichſte aber und einflugreichfte Erzeugniß ftoiiher Schulmweisheit 
ft jene Eintheilung des ius in ius naturale, ius gentium, ius eivile, welde 
wir, — was fehr zu beachten ift —, bereits bei Gellius (Noct. att. VII, 3) und 
bieranf ftets wiederholt in den Inftitutionen des Gajus und des Juftinianus und 
in den Digeften treffen. Das ius naturale, welches ausdrücklich auch „divinum“ 
genannt wird, d. h. jenes, welches „allen lebenden Wefen“ (au den Thieren) 
einwohnt, iſt das unjuriftifchfte von Allem, denn es tft nur die ſtoiſche Gefeg- 
mäßigfeit des Univerfums überhaupt. Das ius gentium ift bei Leibe nicht das— 
jenige, was der römifche Juriſt fih unter diefen Worten denkt, ſondern es iſt das 
Reht, welches alle Menſchen als zufammenweidende Mitglieder jener oben er- 
wähnten Herbe umfaßt. Das ius civile allein als das in einem beftimmten Staate 
geltende objektive Recht hat wirklich juriftiihen Sinn. Weld’ inhaltsreiche Folgen 
aber gerade jene erften beiden Begriffe, welche eines juriftifchen Denkens entbehren, 
dennoch für die fpätere Entwidlung der Rechtsphiloſophie mit ſich bradten, kann 
hier unmöglich näher dargelegt werben. Nur fo viel fei bemerkt, daß jenes „ins 
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naturale* fi bald in ben neuteftamentlihen Gebraud des Wortes „Gefeg" und 
hiedurch mittelbar in das theokratiſche Princip umfegte, während jenes „ius gentium“ 
der eigentliche Kern desjenigen ift, was fpäter mittelft des Hugo Grotius ſich zum 
„Naturrecht“ entfaltete. 

Wenn aber auf dieſe Weife ein fehr fühlbarer Einfluß befteht, welchen bie 
ftotfche Philofophte auf römifche Fitteraturerzeugniffe und felbft auf die juriſtiſchen 
Sammelwerfe der fpäteren Römerzeit ausübte und hiedurch auch auf weit fpätere 
Jahrhunderte fortfegte, fo ift Hingegen vie Frage, ob der Stoicismus auf das 
römische Recht einen Einfluß geäußert habe, ebenfo entſchieden zu verneinen, wenn 
auch die gelehrte Marotte des Cujacius, welcher zuerft (Observatt. XXVI, 40) 
eine folhe Einwirkung behauptete, fih bis in Mühlenbruhs Pandektenlehrbuch 
bineinzog. Die Sache verhält fi einfach folgendermaßen: Alles, was bei Gajus 
und in den juftinianeifhen Inftitutionen fowie in den Digeften (bef. De legibus) 
auf Schulmweisheit und Unterrihtsmanier beruht, ift ſämmtlich ftoifch ; die römlſche 
Birtrung aber der Rechtsverhältniſſe bis in alles Detail hinein ift zu juriftifc, 
um ftoifch zu fein. 

Litteratur: Ed. Zeller, Die Philoſ. der Griehen (1. Aufl.), 3. Vd., 
©. 122 ff., 171 ff., 374 fi. 8. Hildenbrand, Geſch. u. Syſt. d. Rechts⸗ 
u. Staatsphilof., 1. Bd., ©. 507 ff., 540 ff., 593 ff. Ratjen in Sel’s Jahrb. 
f. bift. u. dogm. Bearb. d. röm. Rechts, 1844, Bd. 3, S. 66 fi. Mor. 
Boigt, Die Lehre v. ius natur., ius gentium u. ius civile. Leipzig. 1858. 
(Bgl. aud meine Schrift: Die gefhichtl. VBorftufen d. neueren Rechtsphil. Münden 
1858). Pranti. 
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Im allgemeinften Sinne würden alle Borrihtungen, weldhe zur Anwenbung 
eines beftimmten, gefeglich vorgefchriebenen Strafmitteld nothwendig oder bienlid 
fein können, als Strafanftalten bezeichnet werden dürfen. Ein längft anerkannter 
Sprachgebrauch verfteht indeſſen unter Strafanftalten nur die zur Verbüßung 
der Freiheitfirafen gefhaffenen Gebäude und deren Zubehör. Strafanftalten find 
alfo gleihbevdeutend mit Gefängniffen ohne Rüdficht auf die befonderen Zwede 
und Inhaltsbeftimmungen, welche das Geſetz den einzelnen in ihnen zu voll 
ftredenden Arten ver Freiheitftrafe beilegt. Dagegen verfteht es ſich von felbft, daß 
die Borunterfuhungsgefängniffe zu den Strafanftalten nicht gerechnet werden können, 
obgleih die äußere und innere Einrihtung aller Gefängniffe, felbft ver Schuld 
gefängniffe, vielfahe Analogien und Aehnlichkeiten darbietet, und der Unterſchied 
zwiſchen gewiflen Strafanftalten und den Borunterfuhungsgefängniflen mehr redt- 
licher, als thatfähliher Natur iſt. Faft alle neueren Gefeßgebungen fchreiben and 
prüdlich vor, was fi eigentlich von felbft verfteht, daß Unterfuhungs- und Schuld» 
gefangene von Strafgefangenen durchaus getrennt werben follen. Sehr häufig dient 
indefien aus Außerliden Gründen noch heutzutage dasfelbe Gebäude ſowohl dem 
Zwede. der Strafvollfiredung als aud) der Sicherung gegen das Entweichen von 
Unterfuhungsgefangenen. Die Strafanftalt fann alfo aud ein Theil eines 
Gefängnifies fein, ohne daß eine baulihe Trennung vorhanden wäre. 

Das Strafanftaltsweien ift eine Schöpfung der neueren Gtrafredhtsentwidiung 
und fteht im engften Zufammenhang mit der Gefhichte der Strafgefeggebungen 
und der neueren geſellſchaftlichen Entwidelung. Dem orientalifhen Staat und bem 
Haffifhen Alterthum liegt die Auffaffung, welche wir an die Freiheitftrafen knüpfen, 
völlig fern. Die römiſche Jurisprudenz ſah in ihrer Blüthezeit im ven Kerlern 
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grunbfäglic nichts anderes, als Anftalten der Bewahrung für Verdächtige oder 
die zu Leibes- und Lebensftrafen Berurtheilten. Ulpian erflärt ausdrücklich, daß 
Gefängniffe nicht zur Beftrafung, fondern nur zur Bewahung von Menſchen 
vienen. Hinreihend erklärt ift diefe Rechtsanficht mit dem Hinweis auf den Eha- 
volter des römifchen Strafenfpftems, auf das Vorwiegen ber Lebensftrafen und 
Berftämmelungen, auf die befonderen Eigenthümlichkeiten der alten Freiheitſtrafen, 
als Berbannung, Deportation und Zwangsarbeit in den Bergmwerken 1). Abgeſehen 
von den äÄlteften Anfängen ver germanifhen Rerhtsentwidelung und dem Geld— 
bußenfpftem ver Bollsrechte, zeigt fih auch im Mittelalter diefelbe Grund⸗ 
anſchauung über den wefentlih der Bernichtung der Schuldigen, dem äußerlichen 
Schadenerfag durch Geldzahlung oder der Sicherftellung der Rechtsordnung durch 
Ansftogung des Verbrechers zugewandten Begriff der Strafe. Einzelne Stellen ver 
Rapitularien fränfifcher Könige, longobardiſcher Gefege oder päpftliher Dekretalen, 
in denen von ber Gefängnißftrafe die Rebe ift, erfcheinen neben diefer Geftaltung 
der Dinge gleihfam als Anachronismen ohne Bedeutung. Am nächften fam vielleicht 
der fpäteren Auffafjung die im Mittelalter öfters zur Strafe verhängte Einfperrung 
in eim Klofter: eine Erfheinung, die während jener an Widerfprüchen reichen 
Epoche in Gegenfag tritt zu der allgemein anerfannten Verdienſtlichkeit des Klofter- 
lebens und nur theilweiſe ihrer Auffälligkeit entkleivet wird, wenn man baran 
erinnert, da in jener Höfterlihen Strafhaft vielleicht die erften und unbewußten 
Keime einer durch Strafe vermittelten Beflerung der Schuldigen lagen. 

Der geihichtlihe Zufammenhang zwifchen Kiöftern und Strafanftalten trat 
in ver Folgezeit, wenn auch durch äußere Umftände vermittelt, lebendiger und 
deutlicher hervor. Nachdem vie Reformation in Deutfhland, Holland, Eng: 
land und Scandinavien den geiftlihen Befig zum großen Theil fähularifirt 
md das Klofterwefen aufgehoben, fand eine nicht geringe Anzahl ledig geworbener 
Kloftergebäube eine Berwendung als Befferungsanftalten und Zudt- 
häufer. Hierin lag gleihfam die Erbſchaft der Berbienftlichfeit guter Werte, welche 
der moberne Staat von ber mittelalterlihen Kirche übernahm. Eigentliche Straf- 
anftalten im heutigen Einne fannte auch das Zeitalter der Reformatoren noch 
nicht. Nicht nur nad mittelalterlihem Rechte, fondern aud nad) der peinlichen 

erichtsorbnung Karls V. (1532) wurden bie meiften ſchweren Verbrechen an 
eib und Leben gebüßt. Unter den Freiheitftrafen ftand die fandesverweifung 
in erfter Linie, bis man in ihr gegen die Mitte des 18. Jahrhunderts die 
Quelle zahlreicher Mifftände und eine Gefahr für die öffentliche Orbnung 
erlannte. 


Die älteſte Art eigentlicher Strafanſtalten, der Ausgangspunkt weiterer Fort⸗ 
bildungen, waren, wie bereits bemerlt, die Zuchthäuſer, deren urſprüngliche 
Anlage: ihrer heutigen Beſtimmung geradezu entgegengeſetzt iſt. Ehemals, wie ber 
Name hinreichend andeutet, auf Erziehung und Beſſerung, insbefondere der Bettler, 
Landſtreicher und Proftitwirten berechnet, unt jedenfalls dem landespolizeilichen 
Intereffe vienftbar, bildeten fi die Zuchthäufer nad und nad zu tem herans, 
was fie heute find: zu Strafanftalten für die ſchwerſten, mit Zwangsarbeit zu 
ahndenden Berbrehen. Es würde uns hier zu weit führen, bie Gründe dieſer Um- 
bildung weiter zu verfolgen; wir bemerken daher nur, daß die älteften Zuchthäufer 


— 
6 4 —* meine Schrift: Die Deportationöftrafe im römiſchen Alterthum. Leipzig 1859, 
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in Amfterban (1595), in vonder (1618) 2) und in Rübed (1613) er 
öffnet wurden. Die Grundzüge in der Verwaltung waren faft überall dieſelben: 
als wichtigfter Gefichtspunft der beffernden Zucht erfhien tie Gewöhnung an Ar 
beit, demnächſt die Stärfung des Glaubens dur befonders berufene Geiftlichkeit; 
in Deutfchland außerdem auch frühzeitig die Ertheilung von Unterridt. Dem 
wefentlich polizellihen Sicherheitsinterefie entſprach es dabei volfommen, daß bie 
Einiperrung in das Zuchthaus nicht durch richterlihes Erkenntniß zu beftinmten 
Friſten, ſondern auf lanvespolizeilihe Anordnung für einen nad der eingetretenen 
Beſſerung zu bemeffenden Zeitraum verfügt wurde. Nah und nah, insbeſondere 
fett der Einftelung der Landesverweifung, die in Preußen 1744 ausgefprocden 
wurde, gewannen die Zuchthäufer ven Charakter eigentliher Strafanftalten,, eine 
Entwidelung, die dadurch begünftigt wurde, daß Deutihland für ſchwere Kriminal- 
ftrafen weder wie England über transatlantifhe Kolonien zur Transportation, 
noch wie Frankreich über eine Kriegsmarine als Grundlage der Galeerenftrafe zu 
verfügen hatte. Je mehr die alten Leibes- und Lebensftrafen durch wachſende 
Humanität befeitigt wurben und vie Freiheitſtrafen in ven Geſetzgebungen Geltung 
erlangten, deſto höher ftieg auch die Bedeutung ber Strafanftalten, deren geſchicht⸗ 
liches Fundament in den alten Zuchthäuſern lag 3). Ein allgemeineres Intereffe 
wendete fi übrigens jenen Anftalten erft feit dem Ende des vorigen Jahrhun: 
derts zu, als man begonnen hatte, dem Princip der Strafe nachzuforſchen und bie 
Abſchaffung der Todesftrafe mit dem Hinweis auf die beffernden und fichernden 
Erfolge der Gefängniffe zu motiviren. Im Großen und Ganzen darf man indeſſen 
gegenwärtig anerkennen, daß die Strafrechtswiſſenſchaft fih um die Strafanftalten 
in Deutfhland bis in die neuefte Zeit fehr wenig befümmerte, und daß auch bie 
Strafgefeggebungen ber Natur der Sache nad bei der Orbnung ihres 
Strafiyftems vielmehr von der gegebenen Entwidlungsftufe der Strafanftalten 
abhängig waren, als daß fie verſucht hätten, ihrerfeits in die Geftaltung des vor- 
banbenen Apparats umändernd einzugreifen. Daher kommt es, daß bie Geſchichte 
der Freiheitſtrafen bedingt war dur die Geſchichte der zur Vollftredung ber 
Hreiheitftrafen vorhandenen Mittel. Die Reformen ter Strafgefeßgebung waren 
auf dieſem Gebiete nur nachträgliche Anerkennung der dur die Verwaltung bes 
Strafanftaltswefens bereit8 vorbereiteten oder thatfählih durchgeführten Ber- 
befferungen. 

Während Philofophte und Strafrehtswiffenihaft, um die Welt der That 
ſachen wenig befümmert, ven Rechtsgrundlagen der Strafe eine abftrafte Begrün- 
dung zu geben fuchten, und eine Theorie über das Princip der Strafe in ſchnellem 
Wechſel die andere ablöste, hatte die Berwaltungspraris und die Gefellfchaft längſt 
den Widerfpruch bemerkt, welcher zwifchen ven Zwecken der Strafanftaltsleitungen 
und den mwirflih erreichten Refultaten der Freiheitsentziehung bervorgetreten war. 
Man begann daher an der Verbefferung der Strafanftalten zu arbeiten, zunächſt 
vermittelft einer Sonterung nad Kategorien fchwererer und minber ſchwerer Ber- 
breden, fo daß man abgejehen von ver häufig vorfommenden Feftungs-, Ketten: 


2) Die ältefte Ordnung des Hamburger Zudtbaufes datirt vom Jahre 1622, fie wurbe 
von Rath und Yürgerichaft ald Gejep beichloffen. Kür die Gefchichte des Verwaltungsrechtes iſt 
es Intereffant bervorgubeben, daft die Reitung des Zuchtbaufes dem jüngften Bürgermeifter, zwei 
Rathöberren und 10 Bürgern als „Proviſoren“ übertragen wurde. Die Zuchthausordnung jelbft 
bat eine fireng ſyſtematiſche Neibenfolge des Stoffes in 4 Ibeilen. 

3) Bal. 77 Hiſtotiſche Nachrichten und Kritiken über die merkwürdigſten Zuchthäuſer 
in Deutſchland. Halle 1791. 
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und Karrenftrafe als dem fchwerften Uebel, die Zuchthäuſer als regelmäßig 
durch Arbeitszwang und Ehrenfchmälerung bezeichnete Gattung, die Forreltions- 
anftalten, ala minder fchwere Klaffe und endlich die Arbeitshäufer, als eine 
vorzugsweife Ianvespolizeilihe und ben ehemaligen, älteften Zuchthäufern ent⸗ 
ſprechende Klafje der Strafanftalten unterfchiev. Nachdem begann man wenigftens 
bei Neubauten der Gefängniffe beftimmte, der Erfahrung entnommene Zwed⸗ 
mäßigfeitsrädfihten für die Behandlung der Sträflinge ins Auge zu faflen. Ein- 
zeine Oefängnißbauten, wie biejenigen von Gent (1773), von Bilvorde (1776), 
von Mailand (1776) erlangten eine europätfhe Berühmtheit. In ihnen lagen 
vie Anfänge einer rationellen Behandlung nah humanen und ethiſchen Gefichts- 
punkten, das Beftreben, minbeftens der gegenfeitigen Verſchlechterung und dem 
phyſiſchen Verderben der Gefangenen entgegenzutreten. Diefem Streben entftammte 
bie in jenen neuen Anftalten getroffene Einrichtung, der zu Folge eine Trennung 
der Gefangenen mindeſtens bei Nachtzeit durchgeführt werben konnte. 

Den flärfften und nachhaltigſten Anftoß zur Verbeſſerung der Strafanftalten 
empfing nicht nur Deutſchland, fondern ganz Europa durch zwei Ereigniffe, deren 
Wirkungen noch die Gegenwart bewegen, durch das Auftreten Howards in Eng— 
land und durch die Schöpfung der amerifanifhen Einzelhaftanftalten. 
Howard erwedte durch feine Schilderungen ber engliſchen und Eontinentalen 
Strafanftalten zuerft das Gewiſſen der damaligen Zeit, indem er den fehreienden 
Widerſpruch zwifchen einer in Litteratur, Philofophie, in ven Kirchen und auf den 
Thronen prahlenden Aufklärung, zwifchen einer überall zur Schau geftellten Huma- 
nität, und dem völlig verwahrlosten, Leib und Seele verberbenden Zuftand ber 
meiften enropäifchen Strafanftalten enthüllte. William Howard veröffentlichte, nad: 
dem er ſich durch den Augenfchein und Iebensgefährliche Gefängnigbefuhe Einficht 
in die damaligen Berhältnifje verfhafft, außerdem aber ein Bermögen von 
30,000 2. für Gefängnißzwede, insbefondere für die Befreiung von Schuldge- 
fangenen aufgeopfert, 1777 feine erfte Schrift: The state of prisons in England 
and Wales with preliminary observations and an account of some foreign 
prisons , weldye 1780 zuerft von Köfter ins Deutfche überfegt ward und in un- 
Hbligen Eremplaren Verbreitung fand. Zwei Iahre vor feinem 1791 zu Cherfon 
auf einer Reife dur Rußland erfolgten Tode erfchien die legte Schrift Howards: 
An account of the Principal Lazzarettos in Europe, welde zunächſt 
ver Berbefjerung der Krankenanftalten dienen follte, aber gleichfalls im inneren 
Zufammenhange mit den Gefängnißreformbeftrebungen gehalten mar. 

As allgemein vorhandene Mifftände der zeitgenöſſiſchen Gefängnißverwaltung 
rägt Howard: die unterfcheidungslofe Zufammenfperrung der verſchiedenſten Ber- 
brecherllaſſen, ſogar ohne Rüdfihtnahme auf Gefchleht, Alter und Jugend, Unzu« 
langlichteit des Raumes, mangelhafte Ernährung, verpeftete Luft und deswegen die 
fat nimmer auszurottende Epivemie des Kerlerficbers, eine Feuchtigkeit im Innern 
ver Gefängnißzelle, welche felbft Eichenholz ſchnell in Fäulniß ſetzte und Howards 
Kleider nach Gefängnißbeſuchen fo durchnäͤßte, daß ſtundenlanges Trocknen an der 
Sonne erforderlich ward, Mangel an Licht, an freier Bewegung in Hofräumen, 
Rarrender Schmutz, Unflitlichkeit jeglicher Art unter ven Gefangenen, Verabreichung 
Iplrituofe Getränte, Beranftaltung von Ausfpielungen, Karten und Würfelſpiele 
u. ſ. w. Sogar Freigefprochene konnten, wenn fie arm und unvermögend waren, 
die Gefängnißkoften der Kerfermeifter zu entrichten, lebenslänglich in England ver 
Freiheit beraubt werben, 

Obſchon Howard hervorhob, dag die Tontinentalen Strafanftalten wefent- 

Bluntf@ri un Drater, Deutfdes Gtants-MBörterbuß. X. 17 
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lich beſſer eingerichtet waren, als engliſche Gefängniffe, fo binterließen feine Schil- 
derungen dennoch aud außerhalb England, wie zahlreiche Weberfegungen beweifen, 
den tiefften Eindruck. Mindeſtens trafen die Schilderungen grober Eittenlofigteit 
und Berwahrlofung der Gefangenen faft überall zu. Howard's Meformoorfchläge 
zielten theil® auf Befeitigung jener Verderbniß ab, theild auf eine pofitive Be 
förderung des Beflerungszwedes. Zu diefem Ende begehrte er Einführung der 
BZellenhaft für ſchwere Verbrecher: „weil Einſamkeit und Stille dem 
Nachdenken günftig feien und vielleicht Reue bewirken lönnten"; 
Einrichtung von Arbeitsjälen für minder ſchwere Berbrecher, unter allen Umſtänden 
aber Trennung der Gefangenen während der Nachtzeit. Als Abſchluß viefer Be: 
mühung Howards erfcheint ein die Gefänanigreform bezwedendes Geſetz Georgs IN. 
(19 Georg IM. c. 74). Dasfelbe gelangte indeffen nicht zur Ausführung, weil 
der urfprünglih vorhandene Anlaß, an Stelle der amerifanifchen, durch bie Un- 
abhängigfeitserflärung der Kolonien unausführbar gewordenen Transportationen 
eine einheimifche Freiheitftrafe treten zu laffen, mit dem Beginne der auftralifchen 
Transportationen (1788) in Wegfall gekommen war %). 

Jene Unregungen Homwards waren die nothwendige Vorbereitung ber 
öffentlichen Meinung für alle fpäteren Verbeſſerungen, ein Berbienft, welches in 
der Geſchichte menfhlicher Kultur nicht hoch genug veranfhlagt werden fann. Seit 
Howard hat es niemals an Männern gefehlt, welde ihre Stimme zu Gunften 
verurtheilter Verbrecher und der ihnen zuſtehenden Menfchenrechte erhoben. 

Während Europa mit den Ereigniffen der franzöſiſchen Revolution beſchäftigt 
war, leitete man auf dem ver Freiheit nem erworbenen Boden Amerila’s eine 
Reform der Öefängnifie ein. Aus den puritanifhen Borftellungen von Reue und 
Buße, aus einer theologifch gefärbten Rechtsanſchauung des Duäterftantes Benn- 
ſylvanien entfprang ein ſcharf formulirtes Princip der Gefängnigbehandlung, 
vas 1791 zuerft in ver „Bußanftalt“ (Penitentiary) zu Philadelphia amge- 
wendet wurde und in der firengften, durch keinerlei Beichäftigung des Sträflings 
geftörten Bereinfamung beftand. Beſſerung war das nunmehr angeftrebte Ziel, 
welches durch religiöfe Umkehr angebahnt werten follte. Ein preteftantiiches Staate- 
weſen eigmete fih fomit den Grundgedanfen ver äghptiſchen Anadoreten an, und 
ſah im Berbrechen gegen vie Rechtsordnung nichts anderes, als die Sünde gegen 
Gott. Jene dreißig Zellen in ver Bußanftalt zu Philadelphia, denen das fogemannte 
pennſylvaniſche Syitem feine Benennung verdanfte, waren urfprünglih fogar 
ohne Licht, damit Dunkelheit das Gemüth und Gewiffen vefto tiefer ergrif. La 
Rohefaucould-Liancourt war der erfte, welder 1794 vie neue Entvedung 
in Europa vertündete. Als diefer erfte Berichterftatter den tugenphaften Zuſtand ver 
amerifanifchen Gefängnißkonvertiten rühmte, brach Bentham ironisch in die Worte 
aus: Oh vertu, oü vas-tu te eacher! 

In Amerika blieb man vorläufig bei dem erften Anlauf ftehen, nach einiger 
Zeit riß ſogar Unordnung aller Art in der Anftalt zu Philadelphia: ein. Beinahe 
dreißig Jahre vergiengen, bevor man auf den Örundgebanfen des pennſylvaniſchen 
Syſtems wieder zurüdgieng. Es entſtanden im Zeitraum von 1826 bis 1829 vie 
beiden als Muftergefängniffe gepriefenen Anftalten von Pittsburg (Western Peni- 
tentiary) und von Philadelphia auf Cherry Hill (Eastern Penitentiary), In 


4) ine genauere Darftellung diefer Verbältniffe gab ih in meiner Schrift: Die Devortation 
ale Strafmittel und die Berbrechertofosien der Engländer und Franzoſen (Leipzig 1859) ©. 182 ff. 
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beiden herrſchte der Grundgebanfe völliger Trennung der Gefangenen von ein« 
ander; body war man im Berlaufe der Zeit von dem urſprünglichen alten Plane 
darin abgewidhen, daß man zur Milderung der Einzelhaft die Beihäftigung ber 
Gefangenen durch Arbeit zulieh. | 

Auch der Staat Nem-Mork betrat die Bahn ver Gefängnißverbefferung etwa 
um biefelbe Zeit mit der Begründung einer neuen Anftalt zu Auburn. Nachdem 
man feit 3816 den Bau beichlofien und verfchienene, gänzlich verkehrte Verſuche 
der Gefängnißbehandlung angeftellt, entſchloß man ſich vafelbft 1823 zu einem 
gemifhten Syſteme, beftehenb in der Trennung der Oefangenen bei Nachtzeit und 
gemeinfhaftliher, dem Gefege unbedingten Schweigens unterworfener Arbeit 
bei Tage. Auch in die große, 1825 entſtandene, gleichfalls dem Staate New-VYork 
angehörige Strafanftalt von Sing- Ging wurde basjelbe Syftem eingeführt, meldhes 
unter dem Namen des Auburn’fschen eine große Berühmtheit erlangte, obwohl ein 
weſentlich meuer Plan keineswegs im demfelben vorlag, das Schweiggebot vielmehr 
ſchon fünfzig Jahre früher in dem Gefängniß zu Gent eingeführt worden war. 

Die beiven amerkkanifchen Shfteme, das pennfplvanifhe und das Au- 
burn’fhe, fanden jedes für fich beſonders eifrige Vertheidiger fowohl in ver 
neuen Welt, mie in Europa. Bon England, Frankreih, Preußen wurben Ge- 
fängnißkundige zum Zwecke der Berichterftattung abgefenvet, deren Mittheilungen 
die öffentliche Aufmerkfamkeit in Europa lebhaft beſchäftigten. Eine weite Verbrei- 
tung erlangte namentlich das Werk der beiden franzöfifchen Berichterftatter: G. de 
Beaumont et A. de Tocqueville, du systöme p£nitentiaire et de son 
application en France, suivi d’un appendice sur les Colonies p@nales, Paris 
1833, welches von Julius ins Deutſche überfegt warb. Derfelbe Dr. Inlius ging 
ſpäter im Auftrage der preußifchen Regierung nad Amerika und hatte ſchon früher 
in Deutſchland durch feine 1828 zu Berlin herausgegebenen Borlefungen 
über Gefängnißfunde oder über die Verbefferung der Gefäng- 
niffe für Reformen gewirkt. Unterftügt wurde dieſe Wirkſamkeit durch die all- 
mählidy veränderten Anfichten über den Strafzwed, insbefonvere durch die aud von 
den Geſetzgebungen Deutſchlands angenommene Auffaffung von der Berwerflichkeit 
des Abſchreckungszweckes. 

Beide Syſteme, ſowohl das Auburn'ſche wie das pennſhlvaniſche, fanden ſehr 
bald Nachahmung in europäiſchen Gefängnißbauten. Das erſtere namentlich in 
Genf (1825), in Lauſanne (1826), in St. Gallen (1839)5), in Frank— 
teih, Preußen, Belgien, Norwegen. Als Mufteranftalten für vie Einzel» 
haft erlangten dagegen Berühmtheit: die Anftalt von Pentonoflle in einer Dor- 
Rabt Londons, welde nad den Plänen von Crawford und Ruffel dur Sir 
Joshua Iebb, den fpäteren 1863 verftorbenen Generaldirektor der englifhen Ge- 
fängniffe erbant und 1842 vollendet ward 6), das Zellengefängniß von Bruchſal, 
deſſen 1845 befchloffene Erbauung 1848 zum Abſchluß gelangte), und die bei 
Berlin gelegene, fir ſchwere Verbrecher zur Verbüßung der Zuhthausftrafe be- 
Rimmte Anftalt von Moabit, welde dem Mufter von PBentonville nachgebilvet 





5) Die Herftelung des Baues mit 108 Schlafzellen koſtete 200,000 Francd, 

6) Die Einzelheiten der Einrihtungen von Pentonville ſ. Report of Ihe Surveyor general 
of Prisons on the consiructive, ventilatia and details of Pentonville Prison. London 1844, 
Die Herſſellung einer Zelle foflete 161 8. 17 Sh. 2°, d. — c. 1000 Rihlr. Gold. 

7) ©. darüber Zueßlin, die Einzelhaft (Heidelberg 1855) S. 65 ff. 
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und 1849 eröffnet wurde 8). Allen diefen Neubauten, auf deren Einzelheiten wir 
nicht näher eingehen wollen, lag der fhon 1794 von Bentham entwidelte Plan 
des Panoptifons zu Grunde, dem zu Folge die einzelnen freuz: oder ftrahlenförmig 
auslaufenten Flügel im Inneren von einer Gentralhalle aus überfehen und über- 
wacht werden fünnen. Außerhalb Deutihland waren es, abgeſehen von Pentonville, 
namentlih die Zellengefängnifje von Amſterdam und fpäterhin von Löwen, 
welche die Aufmerffamfeit auf fi zogen. Seitdem die "internationalen Wohlthätig- 
feitstongreffe von Brüffel und Franffurt (1846, 1847, 1857) die Gefängnißfrage 
zum Öegenfland ver Beſprechung gemacht und fih für vie allgemeinfte Durd- 
führung der Jfolirung in allen Strafanftalten und in ven Vorunterfuhungsge- 
fängnijfen erklärt hatten, wendete fid vie öffentlibe Meinung der gebildeten 
Schichten mehr und mehr der Cinzelhaft zu; ein Erfolg, zu dem namentlid bie 
litterarifhe Thätigfeit der Anhänger der Iſolirung beitrug. Zwar fehlte es nicht 
an folhen, welde der länger andauernden Ginzelhaft den Vorwurf ber Gefunt- 
heitögefährlichkeit, der Begünftigung ober Herbeiführung von Wahnfinn und Gelbft- 
morden unter ven Gefangenen machten. Nichts deſto weniger konnte man fid ber 
Wahrnehmung nicht verſchließen, daß die Anhänger der Gemeinfhaftshaft mehr 
und mehr Boden verloren, während gleichzeitig thatſächlich wie rechtlich das An- 
wenbungsgebiet der Einzelhaft immer mweiter ausgedehnt wurde. Auf dem legten 
der Gefängnißfongreffe, welher 1857 zu Frankfurt ftattfand, blieben die Verthei— 
diger der Gemeinfhaftshaft in der entſchiedenſten Minderheit. Nur die financiellen 
Schwierigkeiten, welche eine plöglide und ohnehin Foftfpielige Umgeftaltung oder 
gar Neufhöpfung der Strafanftalten unmöglih machten, ſchienen die Erfüllung der 
von den Einzelhaftfreunden gehegten Erwartungen zu verfchieben. 

Inzwifhen war, wovon man auf dem Oefängnißlongreß zu Frankfurt im 
Jahre 1857 noch feine Kenntniß erlangt hatte, in Irland feit 1854 ein völlig 
neues, forgfältig durchdachtes und mit großer Einfiht durchgeführtes Behandlungs» 
princip zur Anwendung gelangt, welches fi an die äußerlich beftehenden Anftalten 
des engliſch-iriſchen Strafvollzuges anlehnte, Bis zum Jahre 1853 war nämlich 
wenigftens dem Namen nah die Transportation nad Auftralien die krimi— 
nelle Freiheitftrafe des engliihen Rechts gewefen, eine Strafe, die aus mannig- 
fahen, hier nicht näher auszuführenden Gründen adminiftrativer und folonial- 
politifher Art in verfhiedene, auf einander folgende Bollzugsftadien 
zerlegt worden war, namentlid aber feit 1843 in ein Vorbereitungsftabium ver 
Einzelhaft zu Pentonville, ein zweites Stadium der gemeinfhaftlihen Zwangs- 
arbeit in offener Luft, ein drittes der Wegfendung und ein viertes der widerruf- 
lichen Entlaffung unter der Bedingung guten Verhaltens nad der Ankunft in ven 
Kolonien zertheilt wurde. Auch die Geſetzgebung von 1856, durd welche eine neue 
Kriminalftrafe der „Strafknechtſchaft“ (penal servitude) an Stelle ver 
Transportationgftrafe gejegt worden war, änderte an biefer Einrichtung 
thatſächlich nichts. Schon vorher waren irifhe Verbreder von der Wegjen- 
dung wegen des gerade gegen fie gerichteten Widerſpruchs oder Vorurtheils eng 


8, Vgl. über Moabit: Mittbeilungen aus den amtlichen Berichten über die zum Mini- 
fterium des Innern gebörenden Fünigl. preußiichen Straf: und Gefängnißanftalten (Berlin, 1861) 
S. 271 ff. — Die wirkliche Durchführung des firengen Iſolirſyſtems begann erft mit der Be 
rufung von Dr. Wichern im Jahre 1856. — Einen Vergleich zwifchen Moabit und Bruchſal 
enthält die Allg. d. Strafrechte 3. 1861, S. 43 Ferner: Schüd, Die Einzelbaft und ihre Bol 
ſtrecung in Bruchfal und Moabit. Leipzig 1862. 
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liſcher Koloniften ausgenommen worben, fo baß für die in Irland felbft entlaffenen 
Verbrecher Schwierigkeiten entftanden, die in England zum großen Theil durch 
Entfernung der Transportirten befeitigt waren. Dies führte Sir Walter Erof- 
ton, weldher zum Direktor des iriihen Strafanftaltswefens ernannt worden war, 
zur Entwerfung eines neuen Planes, deſſen Princip in dem Gedanken einer ftufen- 
meifen Fortbildung der Gefangenen zum vernünftigen Gebraud feiner Freiheit, 
vermittelft eines dem guten Verhalten entfprechend gemilderten Strafzwanges ge- 
funden werden muß. Demgemäß zerfällt das irifhe Syftem in folgende, jenen 
Orundgedanten repräfentirende Stufen: 1. Einzelhaft von neun Monaten, melde 
dur gutes Verhalten um einen Monat abgekürzt werben kann, als ein vom 
Sträfling dem angenommenen Plan gemäß beſonders ſchwer zu empfindendes An- 
fangsſtadium. 2. Gemeinfame Arbeit, geregelt durch Klaſſifikation, welche dem 
guten Verhalten entfprehend die Gefangenen progreſſiv durch fünf Klaffen 
bindurdhleitet, umd jeder höheren Klaffe entſprechende Bortheile gewährt und zur 
Kenntlihmahung verfelben für den Sträfling fi der Ertheilung von Marten 
bedient. Die Dauer des zweiten Stabiums ift abhängig von der Dauer der vom 
Richter erfannten Kriminalftrafe; deswegen für den Aufenthalt in den einzelnen 
Kaffen nah Durdfchnittsfägen normirt, melde wiederum um einen Bruchtheil 
wegen guten Verhaltens abgekürzt werben können. 3. Die Zwifhenanftalten 
(intermediate prisons), theils auf induftrieller, theils auf ländlicher Arbeit be- 
rubend, follen als drittes Stadium den Uebergang zur freiheit vermitteln. Keinerlei 
Dischplinarftrafe wird in ihnen vollftredt, jede Zumiderhandlung mit Zurüdver- 
fegung im die früheren Stadien geahndet, eine größere Freiheit der Bewegung ge- 
fattet, eine Belebung und Uebung der Willensfräfte und damit eine Erpro- 
bung der vorausfihtlichen Beſſerung verfucht, deren Reſultate nad Ablauf ver 
teftgefegten Frift das Vorurtheil der Arbeitgeber gegen vie Beſchäftigung entlaffener 
Verbrecher überwinden follen. 4. Bedingungsweiſe Freilaffung gegen Urlaubſchein 
unter der Bedingung, daß fittenlofes, müffiges und verbädhtiges Berbalten fofort 
Bievereinziehung und nachträgliche Verbüßung des erlaffenen Strafreftes zur Folge 
haben fol. Der beringungsmweife wegen guten Verhaltens zu erlaffende Bruchtheil 
der rihterlih erkannten Strafe fhwanft, mit dem längeren Strafmaß fteigend, 
wilhen minbeftens 1/, und höchſtens 1/,. Zur Ueberwachung der Entlaffenen und 
Erzwingung der geftellten Beringungen befteht eine wohlwollend gehanbhabte 
PBolizelaufficht, durch welche der Entlafjene weder an der Auswanderung noch an 
der freien Berwerthung feiner Arbeitskräfte gehindert wird. 

Nachdem das irifhe Syſtem eine Zeit lang von der oberften englifhen Ge— 
fängnißbehörbe entfchteven verfannt worden war, erzwang das Urtheil einer 1862 
eingefegten, mit der Prüfung ver Gefängnißfrage beauffichtigten Kommiſſion der 
Königin, in Verbindung mit der öffentlichen Meinung die Annahme der irifchen 
Principien in England. Mit Ausnahme der Zwifchenanftalten, welhe man 
durch die jetzt aufgegebenen Transportationen nad Weftauftralien entbehrlich zu 
machen hoffte, hat vie Parlamentsafte vom 28. Juli 1864 dag iriſche Syftem auch 
in England naturalifirt 9). 





9 Die erfte Nachricht über die irifchen Fmifchenanftalten gab Mittermater in feiner 
1858 erſchlenenen Schrift über Befängnißverbeflerung. — Ausführliche, den ganzen Zufamnter: 
dang des iriichen Gefängnißſyſtems gebende Darftellungen verſuchte ich in meinen diefem Gegen: 

beionders gewidmeten Schriften: 1. Das trifche Gefängnißſyſtem, insbefondere die Zwi— 
ſhenanſtalten vor der Entlaffung der Sträflinge. 2. Bemerkungen und Beobachtungen über den 
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In diefer flüchtigen Skizze der Gefängnißreform liegen die Materialien zur 
Kenntniß und Beurtheilung ver Strafanftalten in ver Gegenwart. Diefelben 
unterſcheiden fih nämlih im allgemeinen nad folgenden Geſichtspunkten: 

1) Mit Rückſicht auf beftimmte Perfonenklaffen, fo daß beifpielsweile 
Anftalten für Greife und Invalide, für Frauen, und ganz befonders für jugendliche 
Verbrecher örtlich gefondert und nad verſchiedenen Grundſätzen in der Verwaltung 
geleitet werden. Während es keinem Zweifel unterliegt, daß weibliche Gefangene 
von männlihen zu trennen find, ift es eine Zweckmäßigkeitsfrage, ob dieſe Tren— 
nung gerade in örtlich gefonderten Anftalten oder in befonderen Abtheilungen 
eines und besfelben Gebäudes erfolgen fol 1%). Dagegen erfennt man immer all 
gemeiner an, daß jugendliche Verbrecher nach befonderen Grundfägen beſſernder 
Erziehung zu behandeln, ver ftrafrehtlihe Charakter dieſer Behandlung zurüd- 
zuftellen und die Beihäftigung mit ländlichen Arbeiten entſchieden vor anderen 
Dingen ſchon aus Rüdfiht für die Lörperlide Entwidlung zu bevorzugen fe. 
England hat durch ein befonderes Gefeg 1854 für die Unterbringung jugent- 
liher Verbrecher unter 16 Jahren in ftaatlih unterftügte Beſſerungsſchulen 
(reformators scools) Sorge getragen 1!) und befigt in Parkhurft auf der Imfel 
Wight eine befondre, große für jugendliche Berbredher beftimmte Staatsftrafanftalt. 
Schon vorher hatte in Frankreich das Gefeg vom 5. Auguft 1850 die unbedingte 
Ausfonderung jugendlicher Perfonen von älteren Gefangenen vorgefhrieben und die 
Unterbringung ber auf rund bes Artikels 66 des Code p6nal wegen mangeln- 
den Unterfheidungsvermögens freigefprohenen, aber befferungs- und erzie: 
hungsbedürftigen Kinder in befondern Colonies p£nitentiaires zum Zwede 
landwirthſchaftlicher Arbeiten angeorbnet 12). Hinfichtlich der deutſchen Gejeggebungen 
darf im Allgemeinen behauptet werben, daß ben jugendlichen (verurtheilten oder freige- 
ſprochenen) Angeklagten eine viel zu geringe Aufmerffamfeit zugewendet wird und daß 
man den Zufälligkeiten der Privatwohlthätigkeit in zu hohem Maße vertraut. Be 
fondere von Staatewegen eingerichtete, oder doch überwachte und unterftügte Bel- 
ferungsftrafanftalten find um fo nothwendiger, je häufiger Verwahrlofung in ver 
Jugend zur Duelle von Berörechen wirb. 

2) MitRüdfiht auf die Strafdauer, oder die gejeglid noth— 
wendbige Durdführung der Zwangsarbeit. Faſt überall fällt in 
Deutihland und anderen wefleuropälfhen Staaten die längere Zeitdauer ber 
Strafe, mit dem Arbeitszwange und den ehrenmindernden Wirkungen zufammen. 
Daher die übliche Trennung der Zudthäufer, Arbeitshäufer und einfachen Gefäng: 
nißanftalten. Selbft ohne die kriminalpolitiſche Nüdfiht, welche eine Trennung der 
wegen entehrender Handlungen verurtheilten Verbrecher von andern Kategorien 


gegenwärtigen Zuftand der irifchen @efängnißeinrichtungen (ein Beifebericht), Leipzig 1862. 
3. Aritifche Unterfuchungen über die Grundfäge und Ergebniffe des irifhen Strafvollzuges, Berlin 
1865. Außerdem: 4. Van der Brugghen Etudes sur le systöme penitentiaire Irlandals, 
Berlin 1864, und über Zwifchenanftalten: Mittermaier, Gefängnißverbefferung (Erlangen, 
1861), ©. 138. Don der rein polemiſchen Litteratur für und wider das iriſche Syſtem feben wir 
bier ab, indem wir uns auf die quellenmäßigen Berichterftattungen beichränfen. 

20) Repteres iſt beifpielsweife der Fall in dem neuen Zellengefängnig zu Amflerdam. 

11) Einen Bericht darüber gab ich in der d. Strafrehts:3 1861. ©. 212. 

18) Ueber Belgien f. die muftergültigen Arbeiten von Ducpétiaux: 1. Expose de la silua- 
tion des 6coles de rdforme de Ruyselede etc. Bruxelles 1861. 2. Rapport sur les colonies 
agricoles, les öcoles rurales et les &coles de reforme pour les indigents, les mendianis 
ct les vagabonds et specialement pour les enfants le deux sexes en Suisse, en Allemagne, 
en France, en Angleterre, dans les Pays bas ot en Belgique, 1851. 
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gebietet, fällt bei dieſer Unterfcheibung ber Strafanftalten mit Beziehung auf bie 
zeitlichen Abſtufungen der Strafe ins Gewicht, daß bei langen FFreiheitäftrafen 
die Beichäftigung und die Arbeitsleiftungen ver Gefangenen nah ganz andern 
Regeln einzurichten find, als bei furzzeitigen VBerurtheilungen. Auf bie- 
ſem Gefihtöpuntte beruht die Trennung der Strafanftalten in Holland und theil« 
weile in Preußen. 

3) Mit Rückicht auf die verwaltungsredtlide Stellung der 
Strafanftalten, wornach diefelben hinfichtlih ihrer Unterhaltung und Ord— 
nung entweder zunächſt dem Staate oder ben Gemeinden und Gemeindeverbänden 
jufallen. In Frankreich und England unterfheidet man daher prisons departe- 
mentales und County gaols auf der einen Seite, und maisons centrales und 
wench prisons auf der andern Seite. Mit diefer Sonderung trifft dabei die an- 
dere, vorerwähnte zufammen, daß die fchmwerften Freiheitsſtrafen faft regelmäßig 
in Staatsanftalten verbüßt werden. In deutfhen Staaten find den kommunalen 
Bolizeiverwaltungen auch die Pflichten zur ordnungsmäßigen Unterhaltung ver 
Gefängniffe für Polizeiftraf- und Zuchthausgefangene auferlegt, dagegen meiften- 
theils die Rechte der Antheilnahme an der Berwaltung durch das Ueberwuchern 
der ſtaatlichen Amtsherrlichkeit beſchränkt. 

4) Mit Rüädfiht auf die Haftform, Unter allen Unterfcheidungen 
fteht dieſe legtere unzweifelhaft für die Gegenwart an Bedeutung obenan; denn in 
ihr liegt nicht nur die Berührung mit den Principien ber Suefteeegzebuns ſon⸗ 
dern auch ber Kern unendlich zahlreicher Zweckmäßigkeitsfragen, die Vorfrage für 
Erbauung und Einrichtung neuer Strafanſtalten. Die wichtigſten Probleme ver 
Gefängnigreform, die zahlreichften Rontroverfen treffen in diefem Punkte zufammen. 
Auf der anbern Geite ift freilid davor zu warnen, taß man in den firafredt- 
li nothwendigen Reaktionen ver Gerechtigkeit gegen das Berbreden, in bem 

chzeitig zu erftrebenden Beflerungsproceß derjenigen, bei melden ber innere 

genfag des Willens zur allgemeinen Rechtsordnung geftändlih geworben ift, 
nit die mehanifhen Wirkungen eines rein äußeren Gtrafanftaltsapparats 
über[häge auf Koften der lebendigen, in einer guten Verwaltung liegenden Kräfte 
und einer richtigen pädagogiſchen Strafbehandlung. Hinſichtlich der Haftform, 
welche anzuwenden ift, wird an tasjenige anzuknüpfen fein, was bereits über ven 
allgemeinen Gang ver Gefängnißreformen gejagt wurde. In der Kürze wird es 
möglich fein, drei Hauptgattungen von Strafanftalten zu unterſcheiden: 

A. Gemeinfhaftsanftalten, in denen etwa vorhandene Zellen ledig- 
ih den Zweden ver bdisciplinaren Beftrafung oder der ausnahmsmweife zu 
bewirfenden Iſolirung gewidmet find. Unter diefer Klaſſe werben fernere Unter- 
ſcheidungen eintreten a) je nachdem die Gefangenen bei Nachtzeit getrennt werben 
oder nicht; b) je nahdem das Schweiggebot die Bedeutung einer unbebingt (wie 
nad dem Auburn’shen Syftem) zwingenden Disciplin erlangt; c) je nachdem nur 
induftrielle, oder ländliche Arbeit nebenher oder allein Anwendung findet. Als all: 
gemein anerkannten Erfahrungsfag der heutigen Zeit darf man die Unmöglichkeit 
einer firiften Durchführung des Schweigverbots anfehen und damit die Verwerf- 
lihteit des Auburn’ihen Syſtems behaupten. Im Gegenſatze zu den Duäfern von 
PBennfylvanien enthält dieſes Syllem allerdings den richtigen Gedanken, daß die 
Strafarbeit eine felbftändige Bedeutung als eine Steigerung des Zwanges und als 
Omwöhnung zur Ordnung und zu anftrengenvem Fleiße haben muß, während das 
pennſhlvaniſche Syſtem die Beſchäftigung der Gefangenen lediglich ala Gegen- 
gewicht gegen etwa nachtheilige und das Gemüthsleben bebrohende Einflüffe ver 
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Einzelhaft betrachtete. Eine gleihfalle nothwendige Einfchränfung hat bie 
Gemeinfhaftshaft zu erfahren durch Trennung ver Gefangenen bei Nachtzeit, we 
eine genügende Ueberwahung neben der Gefahr zahlreicher Unfittlichkeiten un 
möglih ift. 

UUngerecht würde es fein, zu leugnen, vaß bei befonders tüchtiger Leitung, bei 
einer geringern Anzahl von Verbrechern, die einer vorzugswetfe länblihen Bevöllerung 
von einfahen Sitten angehören, auch in Gemeinfhaftsanftalten Tüchtiges geleiftet 
und der Rechtszweck der Strafe erfüllt werben kann. Selbft erfahrene Anhänger 
der Einzelhaft, wie Mittermaier, erfennen dies an. Insbefondere erfreut fi 
die Strafanftalt zu St. Gallen feit der Leitung Moofers und diejenige von Bal- 
fucia unter dem Oberften Montefinos eines weit verbreiteten günftigen Rufes. 

B. Einzelhaftanftalten. Ohne auf die baulichen Verſchiedenheiten dies 
fer Alaffe näher einzugehen, begnügen wir uns auf die Hauptabweihungen Hinzu 
mweifen, melde bisher hervorgetreten find. Gleihgültig und unerheblich ift zunächſt 
der Umftand, daß fih in faft allen Zellengefängnifien auch Gemeinfchaftsfäle vor: 
finden, um ausnahmsweiſe für folhe Fälle, in denen vie Einzelhaft außer An- 
wendung zu laflen ift, VBorforge treffen zu können. Die Zellengefängniffe zerfallen 
in foldhe, welche die Trennung ver Gefangenen abfolut durchführen, (f. g. reine 
Einzelhaft) und in foldhe, weldhe die Trennung während des Unterrichts, des Got: 
tespienftes und der Bewegung im Freien nicht berüdfichtigen. In Bruchſal und 
Moabit wird ſowohl durch Kirdhenftühle (stalls) als durch Zwifchenwänte 
in den Schulzimmern, außerbem aber durch eigene Spazierhöfhen und die An- 
wendung bes Mastentragens, d. b. durch eine Kopfbevedung, deren herunterge⸗ 
flappter Schirm das Gefiht des Sträflings bis zur Nafenfpige bebedt, dahin 
geftrebt, jede Berührung und Erkennung der Gefangenen unter einander zu hin 
dern. Viele hervorragende Vertreter der Einzelhaft erachten dieſe Vorrichtungen 
für höchſt wefentlih und völlig unerläßlich, beifpielawelfe Ducpetiaur, Surin 
gar, Füeßlin, Barrentrapp, und mit Ausnahme der Schilpmügen auch 
Mittermaier; Andere wie Hoyer und Grevelink legen darauf fein Gewicht. 
In England und Irland bat man fogar die Anfangs mit großen Koften gefdaf- 
fenen Unftalten viefer Art hinterher wieder befeitigt, weil man ſich von ihrer 
Nuglofigkeit oder Schädlichkeit überzeugt hielt. Um über dieſe Meinungsverfdie 
denheit zu einem feften Urtheil zu gelangen, wird man erwägen müffen: ob bie 
flüchtigen Berührungen während des Gottespienftes, des Unterrichtes, der Bewe⸗ 
gung, wirflic fo gefahrooll find, daß man, unter BVerzichtleiftung auf innere Ge 
genwirfungen, koſtſpielige Abfperrungsanftalten ſchaffen fol? ob foldhe Abfperrun- 
gen die Kommunilationen unter Gefangenen in einer wirflih erheblichen Weile 
erſchweren? und ob nicht vielmehr ſolche Anftalten gerade wegen bes barin aud- 
gebrüdten Mißtrauens ‚gegen den Erfolg einer beffernden Gefängnißzucht zu Mit: 
theilungen unter den Gefangenen anreizen? Uns felbft ift es trog vielfadher Beob- 
achtungen nicht gelungen, uns von ber Nüslichkeit diefer Vorrichtungen zu über: 
zeugen. Im Gegentheil glauben wir, in Uebereinftimmung mit ven Anfichten von 
Grevelink und Hoyer, fowie auf Grund eigener Nahforfhungen, behaupten zu 
bilrfen, daß man ven Werth dieſer mechanifchen Anftalten vielfah überfhägt. Das 
Wefentliche bleibt immer, bie Gefangenen während der Naht und der Arbeit fo 
lange zu ifoliren, bi8 man fie zur Reue und Einfiht in ihr Unrecht gebracht, bis 
man gute Vorfäge angeregt und befeftigt hat. 

C. Gemiſchte Strafanftalten, in denen fowohl die Einzelhaft, als die 
Gemeinſchaftshaft grundfäglic (d. h. nicht im Verhältniß von Regel und Aus 
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nahme) Anwendung finden fann, und zwar entweber fo, daß nad Ablauf eines 
gefeglih vorgefchriebenen Termins die Gemeinfchaft an Stelle ver Einzelbaft tritt, 
oder bergeftalt, daß die Gemeinfhaft als eine leichtere Form des Strafvollzuges 
bei gutem und bewährtem Verhalten in ber Einzelhaft als fpäterhin eintretendes 
nad dem Geſichtspunkte progreifiver Zucht gehanphabtes Stadium Anwendung 
findet. Kleinere Staaten werden der Natur der Sache nad durch ihre bejchränftern 
Mittel faft immer auf die Einrichtung gemifchter Anftalten hingewieſen fein. Aber 
auch grundfäglic läßt fih vom Standpunkte des grabuirten und progreffiv 
abgeftuften Strafzwanges die Kombination verfchiedener Haftformen in demfelben 
Gefängniffe rechtfertigen. Die Anftalten zu Vechta in Divenburg, an deren Spige 
Hoyer ftand und zu Lenzburg im Aargau, welche im Herbfte 1864 eröffnet 
wurde, entfpredhen dieſem ndgebanfen, auf welchem aud das irifche Syſtem 
beruht. Im Allgemeinen wird man anerkennen müffen, daß diejenigen Gefängniffe 
am meiften leiften, welche über die mannigfaltigften Mittel verfügen, um das 
Grundprincip des beffernden Strafvollzuges, die Individualifirung der Ge— 
fangenen durchführen zu können. Zu diefen Mitteln gehört aber auch die minde- 
ſtens befhränfte Zulafjung der ländlichen Arbeit im Freien, welche in gemijchten 
Strafanftalten ermöglicht, durch das abftrafte und boltrinäre Fefthalten an ber 
Aleinberechtigung des Zellenfyftems aber völlig ausgefchloffen wird. 

Hinfihtlih der Auswahl der Haftform und folgeweife der Einrichtung der 
Strafanftalten ift es übrigens ungemein ſchwer, aus dem bunten Gewirre ber 
Meinungen und ver thatfächlih vorhandenen Zuftände zu allgemein anerkannten 
und feften Refultaten zu gelangen. Beranlaft ift diefe Schwierigkeit zunächſt durch 
mannigfadhe Unklarheiten über das Weſen ver Treiheitsftrafen, fowie durd die 
Schullontroverſen über das Berhältnig der Befferung der Gefangenen und 
gerechter Bergeltung des Berbrehens. Bor allen Dingen muß man fidh 
daher verftändigen, wie die Aufgabe der Strafvollftredung zu begrenzen iſt. Wäh- 
rend man vorläufig in Deutfchland (unferer Anfiht nach glüdlicherweife) ſehr weit 
davom entfernt ift, die Befferung der Verbredher als ausſchließlichen Zweck 
der Strafe oder, was basfelbe ift, die thatſächlich dargelegte Verworfenheit ver 
Gefinnung als Princip der Strafandrohung anzuerkennen, darf, me den 
verfhiebenartigen Yormulirungen der Strafrehtstheorie, auf dem Boden der Pra- 
is wenigftens in dem Punfte UWebereinftiimmung angenommen werben, baß bie 
ſtrafende Gerechtigkeit des Staates verpflichtet if, Entfittlihung der Ge— 
fangenen in den Strafanftalten unbedingt abzuwehren, außerbem 
aber alle diejenigen Einflüffe auf den Gefangenen wirken zu 
laffen, melde ver moralifhen Fortbildung dienlih find, ohne den Zwangs— 
Garalter der Strafe zu beeinträchtigen. Diefes Anerkenntniß, weldes mit 
der Geredhtigkeitstheorie volllommen übereinftimmt, wird übrigens geſchichtlich dar— 
gelegt in demfelben Augenblide, wo der Staat für -Unterriht und religiöfe Er- 
bauung von Gefangenen Sorge trägt. Zwijchen mehreren, ver Gerechtigkeit an und 
für fih gemüggnden Haftformen, wird daher in zweifelhaften Fällen immer 
darauf zurädzufommen fein, daß man vor einer zu treffenzen Auswahl prüft: 
welhe von ihnen die geringften Nachtheile für ven Gefangenen dur ihre Boll- 
ſtrecung mit fi bringt und welche durch pofitive fittliche, intellektuelle, inbuftrielle 
oder techniſche Ausbildung die größten Bürgfhaften für ein gefegmäßiges Verhal- 
ten nad) ber einftigen Entlaffung barbiete? Auf dieſe höchſt verwidelten Fragen 
lann nun nicht durch individuelle Beobachtungen einzelner Gefängnißdirektoren, 
fondern nur durch eine planmäßig und forgfältig angelegte, alle Berhältniffe ein- 
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gehend beobachtende Gefängnifftatiftif genügende Auskunft gewährt werben. An 
einer folhen hat es aber bisher gefehlt. 

Den einzigen Mafftab ver Bergleihung beſaß man bisher an der Rüd- 
fallsftatiftil, teren Werth von zahlreihen Vorberingungen abhängt, zunächſt 
nänlih von der gleihmäßigen Beftimmung veifen, was als Nüdfal gelten und 
innerhalb welcher Zeitfriften nad der Entlaffung eines Verbrehers Rüdfälligkeit 
angenommen werben foll. Sodann werden bei der Berehnung der Rüdfälle bie 
beftehenden Kriminalpolizei» und Strafprocekeinrihtungen in fofern gewürbigt wer⸗ 
ten müſſen, als die größere oder geringere Wahrfcheinlichfeit der Entvedung und 
Ermittelung ins Gewicht füllt. Wenn daher entlaffene Verbrecher für eine ber 
Wahricheinlichleit des Rückfalls entſprechende Zeitperiode nad der Entlaffung unter 
eine zur pofitiven Berichterftattung über das Verhalten verpflichtete Aufſicht 
der Polizei oder der Schugvereine geftellt werden, mie dies für Irland um 
neuerdings für England ver Fall ift, darf man hoffen, zu annähernd zuverläf» 
figen Refultaten ver Beobachtung zu gelangen. Aber felbft dann noch muß man 
die Bedingungen des Vergleiches zwifchen verſchiedenen Haftformen thunlichſt aus- 
gleihen durch Gegenüberftellung verwandter Verbrecherfategorien. Gewiſſe ftart 
einwirkende und ven Erfolg aller Gefängnißzucht mitbeftimmende Faktoren können 
durch Zahlen überhaupt nicht dargeftellt werten. Dahin gehören: die perſön— 
lihe Tüchtigkeit ver Strafanftaltsbeamten und das wohlwol- 
lende oder mißgünftige Berhalten ver Gefellfhaft gegen entlaffene 
Verbrecher, insbefondere die Schwierigfeit des Arbeitsmarktes. 

Diefe Andeutungen werden genügen, um vie auffallenven Abweihungen zu 
erklären, melde fih bei einem und demfelben Haftfyftem im verſchiedenen 
Lindern ergeben. Nach den franzöfifhen Erhebungen ver legten Jahre betrug in den 
Gemeinfhaftsanftalten, welche meiftentheils nah dem Auburn’fhen Syſtem 
verwaltet werden, die Anzahl ver Rüdfäligen beinahe 350%/, ver Entlaffenen,; wo- 
bei eine zunehmende Steigerung der Rüdfälligen neben einer Abnahme ber Ber- 
bredyensziffer überhaupt in dem Zeitraume von 1850—1860 bemerkbar wurde. 
Bon 28,548 Rüdfälligen, welche 1851 vor ven franzöfifhen Strafgerichten unter 
den Angeflagten ermittelt wurden, bob ſich die Ziffer auf 45,932 im Jahre 1861 1, 
Im Gegenfag dazu führen wir auf, daß Moofer in ver gleihfalle nah Au- 
burn’fhem Syftem geleiteten Strafanftalt zu St. Jakob bei St. Gallen nur 
13,16 9/, Rüdfällige berechnete 1%). Zur Erklärung diefer großen Differenz dient 
der Umftand, daß in Franfreich der Mücdtritt entlaffener Verbrecher in vie Gejell- 
haft auf das äußerſte erfchwert ift, während in St. Gallen ein vortrefflih ein» 
gerichteter Schugverein die Fürforge und Auffiht Entlaffener übernimmt. Aehnlichen 
Abmweihungen begegnet man bei den in Zellengefängniffen regiftrirten Erfolgen ; 
insbefondre waltet zwifchen den beiden Ländern, im denen das Syſtem ber Ifoli- 
rung am weiteften durchgeführt wurde, Tosfana und Belgien, ein weiter Ub- 
ftand in ver Nüdfäligfeitsftatiftit. Bemerkenswerth erſcheinen die Mittheilungen, 
weiche ein englifher Gefängnigbeamter auf dem ſocialwiſſenſchaftlichen Kongreß 
zu Bradford 15) über die Wirtung verfhiedener Haftfofteme im einer 
und verfelben Strafanftalt von Wakefield machte. Darnach zählt er unter 


13) Bonneville: de l’amelioralion de la loi penale (1864) p. 30 

14) Die neuefte 1863 betreffente Perichterftattung von Direftor Kühne führt in derfelben 
E trafanftalt 37,, 9, Nüdfälige auf. 

15) Transactions of Ihe nat. Ass. for Ihe Pronchs of Social Science 1560 p. 472. 
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dem Syſtem ber alten Gemeinſchaft (1830—1833) 36%/, Rüdfälle, nad dem 
Schweigſyſtem (1834— 1847) 280%/,, nah dem Einzelhaftſyſtem feit 1848 ba- 
gegen 26%/,. Zu ganz fihern Schlüffen berechtigen aber auch diefe Ziffern nidt, 
jobald man die fortfchreitende, feit 1830 weſentüch entwidelte Humanität der Ge— 
jelfhaft gegenüber entlaffenen Berbrechern und die Mehrung von Hülfsanftalten 
beachtet. Hinfichtlich ver gemiſchten Syſteme von England und Irland bemerken 
wir, daß die leßte vergleichende Aufnahme vom 11. {Februar 1864 im erfteren 
Lande 24,3 9/, im letteren 11,00 9/, Nüdjällige berechnet 16). Wir könnten an 
zahlreichen ftatiftiichen Ziffern und Tabellen erweifen, vaß bisher auf dieſem Wege 
feine ſichere Grundlage zu Vergleichungen und Schlußfolgerungen erreichbar wurde. 
Kein einziges Haftſyſtem als ſolches kann gegenwärtig in Ermangelung einer Ber- 
einbarung über den Beweiswerth ftatiftifcher Aufnahmen, einen entſcheidenden, 
Anerkennung erzwingenden Vorzug in Zahlen ermweifen. Unter viefen Umſtänden 
verdienen die Vorſchläge über eine gleihmäßige Behandlung ber gig 
ftatiftit eine ganz befondre Beachtung. Außerdem wird es aber immer von Wid- 
tigleit fein, das innere Princip der Strafbehandlung zum Gegenftand der Unter- 
ſuchung zu machen und hiebei von den großen focialen Gefammturfachen ver ver- 
brecherifchen Erſcheinungen und pfychologifchen Erfahrungen auszugehen. Je nachdem 
mangelnder Unterricht, fehlerhafte Charakterbilvung, Gewöhnung an Müßiggang, 
wirthſchaftliche Bernadhläffigung als bildende Mächte des Verbrechens auftreten, 
wird ſich auch die Richtung der Gefängnißzucht mannigfad) verändern müfjen. Solche 
Staaten, welche über entlegene und wenig entwidelte, aber kulturfähige Territorien 
verfügen, haben vemgemäß die Aufgabe, zur Vermeidung der Schwierigkeiten, mit 
denen entlafjene Verbrecher zu fämpfen haben, die Neigung zu freiwilliger Aus- 
wanderung anzuregen und den Beflerungsprocek der ftrafenden Gerechtigkeit durch 
vortheilhafte Berpflanzung von Arbeitöfräften zu ergänzen. 

Die wichtigſten Streitfragen der Gegenwart befchäftigen ſich mit. ven Bor- 
zügen, Mängeln und Begrenzungen der Einzelhaft, deren Zulaffung als ein Ele 
ment des Gtrafvollzuges im Allgemeinen anerkannt ift. Streitig ift vor allen 
Dingen die Zeitfrift, bis zu welcher vie Einzelhaft angewendet werden foll; ſtrei⸗ 
tig find die Perſonenklaſſen, in Beziehung auf welche deren Anwendung zunächſt 
gefordert werden muß. Im Allgemeinen waltet indeſſen darin Uebereinftimmung, 
daß die für kürzere Freiheitsſtrafen beftimmten Strafanftalten diefer Haftform 
ganz befonders entiprehen. Bon einer Ausrottung verbrecherifcher Neigungen ver» 
mittelt des Strafzwanges kann in kurzen Zeitfriften um fo weniger die Rebe fein, 
ald von pofitiven Einwirkungen gewerblicher Erziehung, ober geiftig bilvenven 
Unterrichts, Abſtand zu nehmen ift, den verſchlechternden und verberbenden Ten- 
dengen der Gemeinfchaftshaft alfo in feiner erfolgreichen Weife begegnet werben 
lann. Es ift außerdem hierbei zu erwägen, daß die Zufügung wenig fühlbarer 
und ſchwach reagirender Strafübel den Sicherheitsinterefien des Staates geradezu 
nahtheilig ift und zu neuen Gefegesverlegungen anlodt. Da nun vie überwie- 
gende Mehrzahl aller Gefängnißkundigen die auch pfychologifch nachweisbare That: 
ſache bezeugt, daß Einzelhaft in ihrem Anfangsftadium weit härter empfunden 
wird, ala gemeinfhaftlihe Haft, wilrde hier Zwedmäßigfeit und Gerechtigkeit im 
der Forderung der Einzelhaft zufammentreffen. 


16) Die näheren Anbaltöpunfte des Vergleiches find in meiner Schrift: Kritifche Unter— 
—— über die Grundſätze und Ergebniſſe des iriſchen Syſtems (Berlin 1865) S. 79 ff. 
ührt. 


268 Strafanftalten. 


Hinſichtlich der längeren Zuchthausſtrafen gehen bie Meinungen viel weiter 
aus einander. Während von einer Seite deren völlige Verbüßung in Einzelhaft 
aus principiellen Gründen und mit Rüdfiht auf die immer mögliche gegenfei- 
tige Verſchlechterung der Gefangenen vertheibigt wird, waltet bei ſehr vielen Fach 
fennern die Beforgniß, daß längere Einzelhaft geiftige und leiblihe Abftumpfung 
der Gefangenen zur Folge haben werde. Wiederum andere betonen, daß bie Ein- 
zelhaft bei langdauernden Freiheitsſtrafen, abgefehen von jenen Beforgniffen, mit 
Vortheil nur als ein Anfangsftadium zur Einleitung des. Befjerungsprocefies und 
eine Stufe zur Vorbereitung fpäterer Gemeinfhaft angewendet werben könne. 
Biele europätfche Gefepgebungen find gerade den entgegengefegten Weg von dem 
durch Erfahrung und Theorie vorgezeichneten gegangen. Ste begannen damit, Zel— 
lengefängniffe für die gänzlidhe oder theilweiſe Berbüßung der ſchweren Freiheits⸗ 
ſtrafen zu erbauen und ben alten, unbedingt ſchädlichen Zuſtand der Strafanftal: 
ten niederer Ordnung aufrecht zu erhalten. Den Grund dieſer Erſcheinung ent- 
deckt man ohne Schwierigkeit in den financielien Rüdfihten auf den Koftenpunt, 
welcher bei einer Meform der weniger zahlreich befetten Zuchthäuſer zu geringe 
ren Opfern nöthigte, als bei der großen Anzahl ver für Berbäßung Kurzzeitiger 
Strafen erforderlichen Gefängnißbauten. Ein flüchtiger Blid auf den gegemmärti- 
gen Zuftand der auf Einzelhaft bezüglihen Gefeßgebungen wird erkennen laſſen, 
wie weit die Gefängnißreformen vorgefhritten find, und melde Berfchiedenbeiten 
in diefer Beziehung beftehen. Völlig im Rüdftande geblieben find die ofteuropäl: 
ſchen Länder, insbefondere Rußland und Defterreih 17). In Preußen bat bie 
Regierung damit begonnen, im Berwaltungsmwege Einzelhaft auf Zuchthaus: 
gefangene ohne zeitliche Beſchränkung in einzelnen Anftalten anzuwenden, obwohl 
die Beftimmungen über Dauer der Freiheitsftrafen während der Berathung bet 
feit dem 1. Juli 1851 gültigen Strafgefegbuches auf Gemeinſchaftshaft berechnet 
waren 18), Frankreich hat fich, nachdem vie Julimonarchie Jahrzehnte hindurch 
mit neuen Oefeßgebungsprojeften zur Einführung der Einzelhaft fi abgemüht, bie 
Bagnos durch überfeeifche Fortſchaffung der Verbrecher erfegt, im übrigen ven 
alten Zuftand der Dinge in den maisons centrales für die Kriminalftrafe ber 
r&elusion beftehen laſſen und durch feinen höchſten Verwaltungschef im Jahr 1853 
erflärt, von einer Einführung des Einzelhaftfyftens Abftand nehmen zu wollen. 
In England findet fih in faft allen Graffhaftsgefängniffen neuere 
Konftruftion die Einführung der Ifolirung; für die Kriminalftrafe der penal ser- 
vitude bildet die Einzelhaft, wie bereit8 bemerkt ift, ein Bollzugsftadium von 
9 Monaten; doc kann bei ſchlechtem Verhalten des Sträflings Zurückverſetzung 
eintreten. Bon den irifhen Einridtungen war bereits oben tie Rebe, 

Aehnlich verhält es fi mit der Schweiz, wo theild das Auburm'ſche, 
theil8 das grabuirte Syftem in der Mehrzahl der Kantone Anwendung findet, bie 
reine Einzelhaft dagegen nirgends durchgeführt ift Von ven außerdeutſchen Staa— 
ten gefchah verhältnigmäßig am meiften für vie Oefängnigreform in Belgien, 
Holland und Toskana. 

Was zunähft Belgien betrifft, fo wurden unter der Leitung von Ducpe: 
tiaur, deffen Schriften zu Gunften der Einzelhaft (des Conditions d’application 


17) Die legten Nahrichten über den Zuftand der öfterreichiichen &efängniffe gibt Wabl: 
berg in der Ally. d. Strafrehts-3. 1864, S. 91 ff. 225 ff. 

18) Außerdem geftattet das Gefeg vom 11. April 1854 die Beihäftigung der Gefangenen 
außerhalb der Gefängnifräume mit Feld: und Handarbeiten. 
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du systöme de l’emprisonnement separe, 1857, und la colonisation penale et 
!’emprisonnement cellulaire, 1860) von großem Einfluß waren, für Durchfüh— 
tung des Zellenfyftems große Aufwendungen für Neubauten gemadht. Man zählte 
am Schlufje des Jahres 1860 im Ganzen 2790 Zellen, etwa die Hälfte verjeni- 
gen Anzahl, welche bei völliger Durchführung des Syſtems erforberli fein wür- 
den. Angewendet wird die Einzelhaft zunächſt auf Vorunterſuchungsgefangene und 
ad Anfangsftabium für Kriminalftrafen, vorbehaltlich einer Beftimmung über 
Reduktion der in Ifolirung verbüßten Strafdauer im Verhältniß zur Gemeinfdafts- 
haft. Eine endgültige, gefegliche Ordnung diefer Berhältnifje ift erft im Zufammen- 
bange mit der beabfihtigten Einführung eines neuen Strafgefegbuhes zu erwar- 
ten 19), Aehnlich find die Zuftände in Holland, wo das ftrenge Einzelhaftiyftem 
durch Suringar, ein gemifchtes, ven irifhen Principien entſprechendes Syſtem durd) 
ven Generaldirektor der Gefängniffe, Grevelink, vertheidigt wird. Nach einem Ge— 
ke von 1854 findet die Einzelhaft Anwendung bis zu 2 Jahren bei forreftionell 
Verurtheilten, denen die in der Zelle zugebrachte Zeit doppelt gerechnet wird. Ende 
1863 zählte man daſelbſt 790 benugbare Zellen, von denen inveffen nur 95 für 
Sträflinge, der verbleibende Theil für Sicherheits- und Arreftgefangene beftimmt 
war, In Toskana waren e8 der Marcheſe Torigiani und der Oeneralpireftor 
Peri, die für die allgemeinfte Durchführung ver Zellenhaft wirkten. In Ermang- 
(ung Be Neubauten mußte man fi indefjen mit der Umwandlung alter, 
zum Theil höchſt ungefund gelegener Anftalten oder Klöfter fehr zum Nachtheil 
ver Geſundheitspflege behelfen. Nad einem Gefeg von 1860 wird die Jfolirung 
nah Ablauf von 10 Jahren durch gemeinfchaftliche Arbeiten erfegt. In den übrigen 
Theilen des Königreichs Italien, insbefondere in Neapel und im Kirchenſtaate hat: 
tn vor der Bereinigung mit Sardinien die Strafanftalten eine traurige, Entjegen 
erregenbe Berühmtheit erlangt 22). Cavour erklärte fpäterhin feine Abficht, das 
wilde, gemifchte Syftem einzuführen, für welches fih auch Girolami ausiprad. 
Fine zu Anfang des Jahrs 1862 von ber 4 eingejegte Kommiſſion er- 
llätte fih im einem von ihr ausgearbeiteten Gejegentwurfe für die allgemeine 
Durchführung der Einzelhaft, unter Reduktion der in ihr verbüßten Strafdauer 
und unter Annahme der bedingten Freilaffung für gutes Verhalten. 

In den ſtandinaviſchen Ländern blieb die befannte vom Kronprinzen 
Osfer verfaßte Schrift über Strafe und Strafanftalten (1840) nit ohne Nady- 
wirkung. Schweden befaß 1862 24 Zellengefängniffe für Unterfuhungshaft und 
5 andre ſ. g. Krongellengefängnifie. Für längere Freiheitsſtrafen beftand noch 
türzlich die Gemeinfhaftshaft. Gleihartig liegen die Verhältniſſe in Dänemarf, 
© David im Sinne der Einzelhaft wirkte, und deren Durdführung bis zu 
nem Termin von 7 Jahren projektirt ward. Norwegen befigt ein Bußgefänz- 
a zu Chriftiania nad dem Plane modificirter Einzelhaft ohne Kirhen- und 
Schulzellen. Beftimmungsgemäß dient dieſe Anftalt für ſchwere Freiheitsſtrafen 
did zu einer Marimalgrenze von vier Jahren, unter Berechnung einer doppelten 
Schwere der Einzelhaft im Verhältniß zur Gefammthaft. In Mitten einer inbn- 
fiel wenig entwidelten, vorzugsweiſe Aderbau treibenden Bevölkerung, ſah man 
fd) indeffen genöthigt, ven Lebensgewohnheiten der Sträflinge Rechnung zu tragen 
und, dem firengen Einzelhaftfyftem zuwider, die Befhäftigung im Freien auszudehnen. 


—ñ — — 


—* Mittermater: Der neueſte belgiſche Geſetzentwurf über die Art der Vollziehung 
der Kreibeitficafen, insbejondere über Einzelbaft. Allg. d. Strafrechts⸗g. 1861. ©. 107. 
20) Vgl. neuerdings: Charles Paya, les cachots du pape, Paris 1864. 
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Daß Deutfhland im Strafanftaltsimefen eine bunte Mannigfaltigfeit darbie 
tet, fann Niemand überrafhen. Die politifhen Zuſtände erflären dies hinlänglich. 
Aber auch der boftrinäre Gegenſatz der Strafredhtstheorien, der literarifche Kampf 
um die Vorzüge der verſchiedenen Gefängnißſyſteme, das im Vergleich zu andern 
wefteuropäifchen Yändern geringere Interefie des Publikums an der Strafredts 
pflege wirkten hemmend und verzögernd ein. Wir begnügen uns daher mit einigen 
wenigen Andeutungen, indem wir auf eine Schilderung der noch nicht zum Ab⸗ 
ſchluß gebraten Reformpläne an dieſer Stelle verzichten. 

Medlendburg befigt an Dreibergen eine gemifchte Anftalt, in der Sträf- 
linge bei ihrem Gintritt bis zu einem Jahre durchſchnittlich und außerdem vor 
ihrer Entlaffung einige Wochen der Einzelhaft unterworfen werben. Auch die zu 
(ebenslänglihem Zuchthaus begnadigten Mörver und Perſonen höheren Standes 
werben ifolirt, legtere aus fhomenver Rüdfiht. Daß in Oldenburg ein gemild- 
tes, grabuirtes Syſtem mit einer ländlichen Uebergangsanftalt eingeführt wurbe umd 
fih unter Hoyers Leitung bewährte, ift bereit$ erwähnt worden. Auch auf Bre- 
men wirkte dies Beijpiel, |ald ver Senat am 1}. November 1859 der Bürger: 
haft einen Gefegentwurf, betreffend die Ordnung des Vollzugs der Freiheitäftra- 
fen vorlegte. Darnach follte unter Berzichtleiftung auf die als Künftelei bezeichneten 
Kirchen- und Schulzellen die Einzelhaft Anwendung finden bei Gefängnißftrafen 
bis zu vier Wochen, bei Zudhthausftrafe bis zu 3 Jahren, mit der neu zu erbauen- 
den Strafanftalt aber ein umſchloſſenes Grunpftüd zum Landbaubetrieb verbunden 
werben. In Heffen-Darmftadt, Würtemberg, Hannover, Weimar ift die Gefäng- 
nißreform nicht über das Stadium der Kammerverhandlungen hinausgelangt. In 
Sachſen führte eine küniglihe Verordnung die bedingte Freilaffung im Unfchtuf 
an bie bisher gehandhabte Gemeinfhaftshaft mit dem Erfolge ein, daß ſchon jetzt 
die Erfahrungen ausreihen, um jenen Schritt als einen außerordentlih gelungenen 
zu bezeichnen. Batiern ordnete durch ein Gefeg vom 10. November 1861 bie 
Ginzelhaft an für Gefängnißftrafen von zwei Monaten bis zu 5 Jahren. Nah 
einjährigem guten Verhalten in der Zelle kann zum Lohne Verfegung in Gemein- 
haft eintreten; auch foll Zellenhaft (ausgenommen während des erften halben 
Sahres) eine Verkürzung der richterlih erfannten Freiheitsſtrafen um 1/, bemirken. 
In Frankfurt follen nad einem im DOftober 1856 gefaßten Beſchluß, den 
Dr. Barrentrapp dur einen häufig genannten Bericht vorbereitete, alle Gefäng- 
nißneubauten auf dem Grundſatze der Einzelhaft beruhen. Berhältnigmäßig am 
meiften gefhah für die Verbeflerung der Gefängniffe in Baden, deſſen Muſter— 
anftalt zu Bruchſal bereits erwähnt iſt. Das Gefeg vom 6. März 1845 orb- 
nete den Vollzug der Zuhthausftrafe im neuen Zuchthaufe zu Brudfal, in wel 
ches feit dem Herbft 1863 auch männlide Arbeitshausgefangene untergebracht werben 
follen. Nah Ablauf von 6 Jahren entjcheidet über das weitere Verbletben ver 
Züchtlinge in der Zelle teren eigener Wunſch. Ohne Wirerfprud zu beforgen darf 
man behaupten, daß fein Beifpiel in Europa fo große und wirffame Propaganda 
für die Einzelhaft gemacht hat, wie Brucfal. Auf der großen Heerftraße zwiſchen 
Nord» und Nordwefteuropa einerfeits und der Schweiz und Italien anbrerfeits ge- 
legen, bildete es eine Beſuchſtation für gebildete und fachkundige Gefängnißreform⸗ 
freunde. Eine höchſt intelligente, gut gewählte und mit wirffamen Garantien gegen 
den Amtsmißbrauch umgebene Verwaltung zerftreute nah und nah die Borur- 
theile, weldye der Einzelhaft unbegründete Vorwürfe gemacht hatten. Dazu kam, 
das mehrere Oefangene, die dur ihre Betheiligung an dem Aufruhr vom Jahre 
1849 dem Zuchthaus verfallen waren, insbefondere Hägele, Schlatter und Eorvin, 
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nach ihrer Entlaffung in viel gelefenen Schriften die Vorzüge der Einzelhaft aner- 
fannten. Wis Berichterftattumgen über Bruchſal müſſen daher an dieſer Stelle ge— 
namnt werden: k. Füeßlin, die Einzelhaft nad fremden und fehsjährigen eige- 
nen Erfahrungen im neuen Männerzudtbhaufe in Bruchfal (Heidelberg 1855), ein 
Bud, welches vom Standpunkt der abfoluten und reinen Einzelhaft aus gefchrie- 
ben if. 2. U. Bauer, der Gewerbsbetrieb in den Strafanftalten mit befonderer 
Beziehung auf das Zellengefängniß in Bruchſal. (Karlsruhe 1861.) 3. Der amt- 
Ihe von dem gegenwärtigen Direftor Ekert und ven höheren Strafanftaltsbeam- 
tm für 1865 erfiattete, in dem zweiten Heft der Blätter für Gefängnißkunde ab- 
gedruclten Bericht. 

Aus der von und gegebenen Skizze der heutigen europälfchen Strafanftalts- 
mitände ergeben ſich folgende Gejammtrefultate: 1. Nirgends ift bisher die Ein- 
yelbaft als alleinige, die Strafdauer volltommen erfhöpfende Haftform rechtlich 
anerfannt oder thatfählih durchgeführt. 2. Sie ift überall im ihrer Anwendung 
beihrämkt entweder durch Ausnahmebeftimmungen für gewiſſe Perfonenklaffen (ju - 
gendliche Berbrecher, Greife u. f. w.), durch Rüdfiht auf den eigenen Wunſch 
ver Holieten, oder durch Bezeihnung gemiffer Zeitgrenzen, über welche hinaus 
Jolirung nicht ftattfinden fol. 3. Im Beziehung auf die Zeitfriften, bis zu denm 
vie Einzelhaft ausgedehnt werben fann, waltet nicht die mindefte Uebereinjtim- 
mung, fondern eine durch nichts zu vermittelnde Meinungsverfchievenheit, 4. Die 
Ginzelhaft ift eine von der Gemeinjhaftshaft weſentlich verſchiedene, intenfiv ftär- 
ter wirfende, und darum gefeglic (und nit im Berwaltungswege, wie in Preußen) 
änzufühgtende, die Art der Freiheitsſtrafe nothwendig harakterifirende Haftform 21), 
Ghe das Strafgeſetz ven thatſächlich vollendeten Zuftand ber Ifolivanftalten vor- 
ndet und. danach das Strafmaß regulirt, alfo während ver Mebergangsperiove, - 
in der ein Theil der Gefängniffe auf Gemeinfdaftshaft, eim anderer Theil auf 
Einzelhaft eingerichtet ift, fann zur Vermeidung von Ungerechtigfeiten mur darin 
Abhülft gefunden werben, daß bie in Einzelhaft verbüßten Freiheitsftrafen in ihrer 
Dauer verhältnigmäßig um einen Bruchtheil verkürzt werden. Unerheblich ift dabei, 
ob die Einzelhaft im einzelnen Fällen und bei einzelnen Verbrechern individuell 
leiter zu tragen ift, als Gemeinfchaftshaft. Der objeftive Mafftab, daß währenn 
äiner beftimmten Zeitfrift die Einzelhaft für den Gerechtigkeits- und Beflerungs- 
med ducrhfchmittlich mehr leiftet, ala Gemeinihaftshaft, muß bei jener noth— 
wendigen Redultion als entſcheidend erachtet werben. 5. Die Beforgnik, daß lange 
Zeit hindurch fortgefegte Einzelhaft zwar nicht Wahnfinn oder Krankheit in we— 
ſeutlich erhöhtem Maße bervorrufe, wohl aber vie phyſiſchen Kräfte vermindere 
und die Willensthätigleit erheblich abſchwäche, gewinnt durch neuere Beobady- 
tungen mehr umb mehr Boden und findet Anerfennung in den kürzeren Zeitfriften, 
für welche neuere deuiſche Geſetzvorſchläge die Einzelhaft berechnen. Für die flarfe 
Abſchwächung der gefammten phyſiſchen und fittlihen Kräfte der Perföntichkeit 
darch langzeitige Einzelhaft fprehen namentlich die Zeugnifle des englijchen Ge— 
Ningnißgeiftlichen Elay, der zu den eifrigften Anhängern ver Ifolirung zählt (vgl. 
!ke prison chaplain ©. 365), des Generaldirektors der englifchen Strafanftalten 
Sit Joshua Jebb, des ehemaligen Borftands von Portland Kapitain Whitty. 
Die Erfahrungen viefer legteren find darum von befonderm Werth, weil fie an 
denfelben Berfonen fuccejfive verfchievene Haftformen, ſowohl Ginzelhaft als 





2), Mäper ausgeführt iſt dies im meiner Schrift: Geſetz oder Bermwaltungämazime, 
Berlin 1661. 
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auch Gemeinfhaftshaft beobachten konnten. Ie größer daher die Anforderungen 
find, welche gewiſſe Berufsarten, wie beifpielöweife anftrengende Landarbeiten, an 
die Körperkräfte des Gefangenen ftellen, defto mehr würde die Zufunft der Ent- 
laſſenen durch jene Einwirkungen der langen Einzelhaft gefährdet fein. Diefe Be 
forgniffe find auch durch die überaus günftigen Ergebniffe von Bruchſal nit 
widerlegt, denn nah dem legten amtlihen Bericht befanden fih am 1. Januar 
1863 in berfelben überhaupt nur 250/, Öefangene, welhe über 4 Jahre am 
weſend waren. Jene Ergebniffe beziehen ſich daher auf Freiheitſtrafen, welche nad 
dem gegenwärtigen Zuftand der deutſchen Kriminalgefegbüher auf minder ſchwere 
Verbrechensfälle Anwendung finden dürfen. Der Direktor von Bruchfal bezeugt, 
daß ſich die dortigen, in unferen Augen befonders zutrauenswürbigen Erfahrungen 
feit dem fechszehnjährigen Beftehen der Anftalt überhaupt nur auf 47 Oefangene 
beziehen, weldye länger als 6 Jahre in Einzelhaft zugebracht; ferner „daß in Brud« 
fal Gefangene nad einigen Jahren Haft, felbft wenn fie nod fräftig 
find, die Unftrengungen mander Hauspdienfte nicht mehr ertragen 
können“ (Blätter für Gefängnißfunvde III. Heft S. 16). Vom Standpunkte der 
gegenwärtig günftigften Erfahrungen aus, bleiben daher für die Oefeggebungs- 
politit unferer Anfiht nach nur zwei Wege offen: 

1) Entweder auch die längften Freiheitsſtrafen der abfoluten Eingelhaft zu 
unterwerfen und bie Zeitvauer der Einfperrung, das Strafmaß, auf diejenige Frift 
zu reduciren, innerhalb welcher erweislich vie Ifolirung ohne eigenthümliche Nach- 
theile für die leibliche und geiftige Geſundheit vollftredt werben kann. Diefe erfte 
Alternative ordnet alfo die Nechtszwede ganz und gar der Haftform unter und 
verkehrt das natürliche Verhältniß wieder in das Gegentheil. Nur wer das Prim 
cip und den Zwed der Etrafe lediglich in die Beſſerung des Verbrechers fett, 
fünnte dies verlangen 22), j 

2) Oder der Organismus der Strafanftalten wird fo eingerichtet, daß bie 
Einzelhaft foweit Anwendung findet, als fie bei länger dauernder Freiheits- 
firafe nüglich erfcheint, um den Gefangenen vorzubereiten auf eine Gemeinſchaft, 
die er wejentlih als Folge guten Verhaltens zu betrachten hat und durch jeden 
Verſuch nachtheiliger Einwirtung auf feine Mitgefangenen verfcherzt. Ueberhaupt 
aber ift grundfäglic daran feftzuhalten, daß inzelhaft nur da nothwendig iſt, 
wo entweder in ber Natur des Berbrehens die (präfumtive) Beſſerung oder in 
dem Charakter der Beftraften die gegenfeitige Verſchlechterung in der Gemeinfhafte- 
haft angezeigt ift. 

Völlig verwerflih und gänzlich haltlos verfahren diejenigen Gefeggebungen, 
welche einen Dualismus der Strafvollftredung ſchaffend, nah Ablauf einer be 
ſtimmten Zeitfrift an Stelle ber als nachtheilig befürdhteten Einzelhaft gleichſam 
als Nothbehelf und um das richterlih erfannte Strafmaß auszufüllen, eine meche- 
niſch angefügte Gemeinfchaftshaft eintreten lafjen. Zwifchen der extremen Forde⸗ 
rung der abfoluten und reinen Einzelhaft, welde keine Gefeggebung vom Stand» 
punfte heutiger Erfenntniß erfüllen kann, ohne entweder das Prineip des Straf: 
rechts umzuftärzen oder für einen höchft zweifelhaften, Beſorgniß erregenden Zwed 
erhebliche Geldmittel zu opfern, und dem alten Zuftande der Strafanftalten, wel⸗ 
cher der Geſellſchaft eine durch Beftrafung höher gefhulte Berbrecherklaffe zuräd- 
gab, finden wir feine Vermittlung, als die Annahme des gemifchten, den Straf: 


22) Diele —— vertritt nawentlih Röder in feinen beiden Schriften: Strafvollzug 
Im Geiſte des Rechts (1863) und: Beilerungsftrafe und Befjerungsftrafanftalten (1884). 
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mang graduirenden Syſtems für die langzeitigen Freiheitsſtrafen, und der. Einzels 
haft als Regel für die kurzen Gefängnißftrafen, deren Marimalgrenze zwei Jahr 
nicht überfteigen follte und unferer Anfiht nach mit einem Jahre. fogar genügend 
bezeichnet: fein würde, Auf eine nähere Motivirung verzichten wir hier, indem wir 
außer andern Gründen ung mit der Erfahrung begnügen, daß in der Regel burd- 
ſchnittlich nad zwei Jahren, Häufig fogar früher jene Gewöhnung an die 
Zelle eintritt, welche ſoviel bedeutet, daß die Perfönlicheit des Gefangenen auf- 
hört gegen die fein Geſelligkeitsbedürfniß anfangs mächtig ergreifende Ifolirung 
zu zeagiren: die Grenzfrift, nach der jene merkliche Abnahme phyſiſcher Kräfte 
eintritt, weldhe fowohl in Bruchſal, wie in England bezeugt wird. 

Bon diefen allgemeinen Erörterungen über die Einrichtungen des Strafan« 
Raltswefens wenden wir und zu den wichtigſten Seiten ver Strafanftaltsverwal« 
tung und zwar zunächft 

l. Zur GStrafanftaltsleitung und dem Beamtenperfonal, 
Dir können dabei von vornherein von der häufig beſprochenen Streitfrage, ob ver 
Borftand der Strafanftalten ein Arzt oder ein Jurift fein folle, som abfehen. 
Jedenfalls liegt e8 auf der Hand, daß von der richtigen Auswahl der Gefängniß- 
beamten außerorventlich viel abhängt. Die Erfahrung hat hinlänglich gezeigt, daß 
tügtige Perfonen und einfichtige Gefängnißdireftoren mit verhältnißmäßig unzu- 
langlichen Mitteln außerorbentliches leiften fönnen. Die Schwierigkeiten, ein ge- 
eignetes Gefängnißbeamtenthum zu befchaffen, und Männer zu finden, die fi 
bereitwillig dem fchwierigften Berufe, ver Gefangenenbehandlung hingeben, hat die 
Stantsregierungen zuweilen veranlaßt, religiöfe Körperfhaften und Orden in bie 
Strafanftaltsverwaltung zu berufen. Belfpiele hierfür liefert Defterreih und Bel— 
gien, theilweife auch —— wo wenigſtens die Verwaltung von Moabit der 
Vrüderſchaft des Rauhen Haufes, einem proteſtantiſchen Orden, übergeben iſt. Im 
Agemeinen hat die Erfahrung gelehrt, daß die Wirkſamkeit kirchlicher Korpora⸗ 
tionen in den Strafanftalten manderlei Gefahren und Uebelftände mit ſich bringt: 
die Ausbeutung des Stantsbienftes für kirchliche Zwede, die Proſelytenmacherei 
oder Begünftigung der Heuchelei, die Lähmung der ftaatlihen Aufſicht durch jene 
Rüdfihten, welde ver Kirche häufig erwiefen werben, und die Intereffengemein- 
Idaft von Amtslorporationen, die fi gegen Einwirkungen ftaatliher Behörden 
ablehnend verhalten. Endlich lehrt die Geſchichte, daß die Zugehörigkeit zu kirch⸗ 
lichen Korporationen häufig zu einer großen Einfeitigleit ver Lebensauffaſſung führt 
und keineswegs Bürgſchaften darbietet für das Vorhandenſein der höchften fittlid- 
teligiöjen Motive des Handelns. Daher erfärt es fi, daß nicht nur bie Bffentliche 
Meinung in Deutſchland, fondern, von einigen nichts bedeutenden Ausnahmen 
abgefehen, die Stimme aller ſachkundigen Schriftfteller über Gefängnißweſen mit 
ſellenet Webereinftimmung die Verwendung religiöfer Orden im Strafanftaltsvienft 
mißbilligt 2). In Defterreich ift deren Entfernung im Reichsrath mehrmals bean- 
tagt, im Preußen die vom Staate an das Strafhaus vertragsmäßig für Aus- 
bildung von Auffehern zu zahlende Summe durch das Abgeordnetenhaus 1862 
und 1864 abgelehnt worden. Unbedingt vom Uebel erſcheint die Wirkfamfeit reli- 
giöfer Orden oder Brüderſchaften in fonfeffionel gemifchten Staatswefen. Das 
Rhtige für die Beſetzung ber Auffeherftelen ift: von allen formaliftifhen Duali- 





23) Außer Mittermaler, Gover, Wablberg, VBarrentrapp, Röder erwähnen 
wir Füehlin: Die Brüderauffeber von Moabit und die Gefängnißreform in Preußen. Gin 
Öutadhten. Allg. d. Strairehts. 1862. ©. 33, 

Bluntfpli um Brater, Deutjes Staats-Wörterbuß, X. 18 
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fifationen Abſtand zu nehmen, den Kreis ver Bewerber thunlihft zu erweitern, 
für praftifhe Ausbildung und Erprobung vor der endgültigen Anftelung Sorge 
zu tragen, die Zukunft der Beamten vurh Gewährung von Penſionen ficher zu 
ftellen. Ebenfowenig als die Berwendung geiftliher Korporationen Billigung ver 
dient, fann man nämlid damit einverftanden fein, daß den civildienftberechtigten, 
ausgedienten Militärperfonen, wie vielfach geſchieht, ein befonderes Vorrecht bei 
Anftellungen im Strafanftaltsvienfte eingeräumt werde. Ueber das Zahlenverhältniß 
zwifchen Aufſichtsbeamten und Sträflingszahl läßt fi etwas Allgemeingültiges 
nicht fagen; vielfach ift man davon ausgegangen, die Proportion 1 : 20 für bie 
untern Wuffichtsftellen al® normale zu betradten. In St. Gallen finden 
wir 11 Auffichtsbeamte auf einen Durbfchnittsftand von 101,3 Gefangenen im 
Jahre 1863, 

II. Gewerbebetrieb. Daß die Beihäftigungsarten der Sträflinge wejent- 
lid) bedingt werden durch die Haftform und die Zeitdauer der Freiheitſtrafe, leuchtet 
von vernherein ein. Mit Arbeitszwang pflegen ohnehin nur bie ſchwerſten 
Kriminalftrafen und die Arbeitshausftrafe verbunden zu fein; bei Gefängnißftrafen 
erfcheint die Beihäftigung Detinirter vorwiegend aus dem Oefihtspunfte, daß den 
Gefahren des Müßigganges zu begegnen if. Da landwirthſchaftliche Arbeit trag 
ihrer Vorzüge für die körperliche Gefundheit in Deutfhland aus Flimatifchen 
Gründen nicht während des ganzen Jahres durchgeführt werden fann, tritt bie 
induftrielle Befhäftigung mit Handwerksarbeiten überall entfchieven in den Borber- 
grund. Drganifirt kann diefelbe in doppelter Weiſe fein: entweder durch Ueber 
laffung der Arbeitskräfte an Unternehmer, welde dafür eine Entfhävigung im Geld 
oder Naturalien vereinbaren, oder durch Uebernahme des Gewerbes auf Koften der 
Strafanftaltsverwaltung. Jedes diefer Syſteme, fowohl dasjenige der Megie, wie 
dasjenige des eigenen Gefchäftsbetriebes hat eigenthümliche Borzüige und Nachrheile. 
Fremde Arbeitsunternehmer greifen häufig ftörend in die Einheit der Leitung und 
die redhtlichen Zwecke der Strafvollftredung ein und bilden, zunächſt ihren eigenen 
Gewinn fuhend, ein fremdartiges Element in dem Organismus der Strafanftalten, 
vermögen aber die Kräfte der Gefangenen höher auszunugen und bieten ven 
Staatskaſſen durhichnittlih größere Vortheile. Der Betrieb auf eigene Gefahr 
nöthigt den Staat, die Konkurrenzverhältniſſe der freien Arbeit zu berückſichtigen, 
verbietet die felbftändigen Gewerbe Meinerer Unternehmer durch Mafjenproduttion 
der Strafanftalten von Staatswegen zu unterbrüden, fordert eine forgfältige, fauf- 
männiſch gehandhabte Technik, belaftet die Staatsfaffe mit den ungünftigen KRou- 
junfturen der Robftoffpreife und den Schwierigkeiten des Abſatzes. Währeny man 
in Frankreich mit der Regie der Wrbeitsunternehmer ungünftige Erfahrungen 
machte, bleibt man in Preußen theilmeife dabei ftehen, ohne daß Klagen darüber 
gehört werben, Vom ſtrafrechtlichen Gefihtspunfte aus verdient unferer Anficht 
nah das Syſtem des eigenen Gewerbebetriebs den Vorzug, weil die Intereffen 
fremder Ürbeitsunternehmer denjenigen einer inbivlvualifirenden Behandblungsweife 
häufig zumiderlaufen. Nah den Erfahrungen von Kühme, welder gegenwärtig 
die Strafanftalt zu St. Gallen leitet, eignen fi zum Betriebe in dem Straf- 
anftalten Befhäftigungsarten, melde feine zu lange Lehrzeit fordern, mäßig 
anftrengen (denn bei ſchmaler Gefangenentoft vermöchte der Sträfling bie gröbften, 
fchwerften Arbeiten auf die Dauer nit mit Erfolg auszuführen), fih an bie 
Landesinduftrie -anfhließen, intelligent find („damit fhöne Formen unter ber 
Hand des Gefangenen wachſen“); einen zum Leben hinlänglichen Ertrag in Aus— 
ſicht ftellen für den Gall der Entlaffung, fein beſonders foftfpieliges und ein foldes 
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Material erheifchen, deffen Verbrauch Leicht zu kontroliren ift („vamit ver Bosheit 
nicht Gelegenheit werde, die Anftalt zu ſchädigen oder die Lehrzeit davon zu viel auf 
Koften des Staates abforbirt”), der Gefunpheit nit nachtheilig find (wie das 
Zupfen von Pferbehaar), die Meinlichkeit und die Hauspolizei, insbefondere vie 
Ruhe nicht zu fehr beeinträchtigen. 

Man fieht hieraus, daß mannigfache Gefihtspunfte bei der Auswahl der 
paſſenden Beihäftigungsart in Betracht fommen. Es fann hier weber dem finan- 
ciellen Imterefie des Staate® und dem Wunfche, die denkbar hödften Erträge 
zu erzielen, noch der rein idealiſtiſchen Auffaffung, die einfeitig dem Wohlbefinden 
und der problematifhen Beflerung der Gefangenen ungemeflene Geldſummen bes 
Gemeinwefens aufopfern möchte, eine felbftändige Berechtigung zuerkannt werden. 
Unbebingt verwerflich erſcheinen die in England noch häufig angewendeten, werth- 
(ofen und inhaltsleeren, lebiglih auf Erfhöpfung der Arbeitsfräfte berechneten 
Formen-von Zwangsleiftungen, als da find: Tretmühle und Kurbeldrehungen an 
einer Mafchine, welhe die Zahl der Schwingungen Tontrolirt, mit einem Worte 
der von den Engländern fogenannte crank. Das Hauptgewicht ift darauf zu legen, 
daß die Arbeiten der Gefangenen unter thunlichſter Rüdfiht auf die financiellen 
Bortheile der Staatsverwaltung den Zweden der Gewöhnung an Ordnung und 
Thätigteit, der Eharakterbildung und der fpäteren Borforge für Entlaffene unter- 
geordnet werden. Es ift fomit der pädagogiſche und foctal präventive Zwed, welder 
vorwiegen follte. Wenn man dies anertennt, kann das Refultat des Gewerbe: 
betriebes und die jährlich verrechnete Gewinnfumme, der erzielte Meingewinn, fit 
fh allein nicht zum Vortheile der einen Strafanftalt im Verhältniß zu einer 
andern erfcheinen. In St. Gallen betrug der durchſchnittliche Tagesverbienft eines 
Sefangenen 81,1, Rappen; in Bruchfal 25,4, Kreuzer, doch wurden in legterer 
Anſtalt die Arbeitstage der Lehrlinge nur als halbe in Rechnung gebracht, ſo daß 
in Wirklichkeit die vorhandene Differenz fi verringern würde. Als einzelne In- 
duftriegweige beireibt Brucdfal: Weberei, Spulen, Schneiderei, Schufterei, Schrei- 
nerei, Küferei, Schlofferei, Salbandflechterei, Stroh- und Weidenflechterei, Buch⸗ 
binderei. Die Iahrestoften, welche für den Unterhalt eiries Sträflings aufzuwenden 
find, betrugen 285 fl. 28 fr., vom denen nad Abzug der Arbeitserträge noch 
104 fl. 54 fr. durch Staatözufhuß zu decken waren. Aus die drei einträglichften 
Gewerbözweige der badischen Strafanftalt ergeben fi: Leinengewerbe (48,17 fr. 
auf den Urbeitstag), Küferel (AT ,14 fr.), Schneiderei (44,29). 

II. Sefunphettspflege. Daß die freiheitsberaubumg ohne Rüchſicht auf 
eine befondere Haftform der Gefundheit nachtheilig tft, erflärt fi aus den Ent- 
behrungen, bie jede Gefangenfchaft mit ſich bringt, aus dem befonderen Gemüthe- 
zuſtande, den Berbrehen und Berurtheilung zur Folge haben, aus der leiblichen 
Berwahrlofung und den vielfahen Ausfhweifungen, durch welche die Laufbahn der 
Verbrecher hindurchführt. Unzweifelhaft übernimmt ver Staat bei ver Bollftredung 
ver Freiheitftrafen die Berpflitung, dafür zu forgen, daß die vermeidlidhen 
Nachtheile für die Geſundheit durch ärztliche Pflege wirklich vermieden werden. 
Borläufig darf ſowohl die Mortalitäts- wie die Morbilitätsftatiftit ver Straf- 
anfalten als eine fehr unſichere bezeichnet werben. Als eine die Anforderungen ber 
Statiftit auf diefem Gebiete genau beftimmende Arbeit verweilen wir auf den 
Aufiag von Dr. Engel: „Die Frequenz der Strafanftalten. für Zudthausfträflinge 
in der preußfihen Monarchie während ver Jahre 1858 bis 1863" (in der Beit- 
ſchrift des königl. preußiſchen ftatiftifhen Bureau’s 1864 Nr. 11, 12). Darnad) 
ergibt fi für Preußen: „daß ungeachtet aller Pflege und Sorgfalt, die in den 
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Strafanftalten ven Kranfen gewiomet wird, die Gefangenfhaft der Gefunbheit doch 
faft doppelt fo nachtheilig ift, als einer ver gefundheitsgefährlichften Berufe (näm- 
lih der Bergbau) und faft dreimal todtbringender als derſelbe.“ Die Umftände, 
welche im Allgemeinen auf die Gefunpheitsverhältniffe der Strafanftalten Einfluß 
äußern, find: a) die äußere Yage der Strafanftalt, tie Befchaffenheit ihrer Um- 
gebung, die Mimatifchen Einflüffe. Daraus erklären ſich namentlih die ungeheuren 
Sterblichfeitsziffern, melde einzelne franzöſiſche und italienifhe Strafanftalten auf 
weifen. b) Die baulihen Vorrichtungen für Bentilation, Heizung und Reinigung, 
durch welche im Falle der Mangelhaftigteit die fehr häufigen Gefängnißfranfheiten 
des Rheumatismus und der Zuberfulofe hervorgerufen oder begünftigt werben, 
c) Die Art der Beihäftigung, in Beziehung auf welde außer allem Zweifel länd- 
liche Arbeit im Freien der Geſundheit am förberlichften ift. Wegen der Nachtbeile, 
mit denen ein plöglicher Wechſel ver Tebensverhältniffe immer verbunden ift, leiden 
aud die Angehörigen der Aderbau treibenden Klaffe durh ben Zwang zu intra 
muranen Arbeiten am meiften. Kühne bemerkt (Die Strafanftalt St. Jakob bei 
St. Gallen ©. 66): „Es ift unglaublid, wie bald Individuen, welde Jahre lang, 
vielleicht von der Zeit der erften Arbeitsfähigleit an, auf freiem Felde befchäftigt 
waren, inner der hohen Mauer eine erdfahle Gefihtsfarbe annehmen. Könnte man 
ſolche die Arbeit im Freien fortfegen laffen, fo fielen Hunderte von Kranfentagen 
weg”. d) Die längere oder fürzere Dauer ber Haft und e) die Ernährung ber 
Gefangenen. In dieſer legteren Hinfiht hat Sparfamfeit der Staatsbehörden vieles 
verfhuldet, weil man den neueren phyſiologiſchen Beobachtungen über die Bedin— 
gungen menſchlicher Ernährung zu geringe Beachtung fhenkte. In Preußen wir 
nah dem geltenden Vorſchriften Sträflingen nur einmal im Jahre Fleiſchloſt 
verabreicht, während die glaubwärbigften Unterfuhungen bei langzeitig verurtheil 
ten Öefangenen minbeftens mehrmaligen Fleifhgenuß in der Woche als unerläßlic 
für die Geſundheit betrachten. Magenkrankheiten, Stropheln, Anämie, die ganze 
Klafie der Diffolutionstrantheiten, die man als Grundübel der Gefängniffe be 
zeichnen fann, rühren zum großen Theil aus der Verkürzung der Fleiſchkoſt Her. 
Auch diejenigen Geſetzgebungen, welche die richterlichen Strafſchärfungen - beibe- 
halten, und regelmäßige Entzieyung der nothwendigen Nahrung geftatten, verftoßen 
damit gegen bie Geſundheltspflege. —F 

Vergleicht man die beiden Gemeinſchaft und Iſolirung am beſten repräfen- 
tirenden Strafanftalten von St. Gallen und Brudfal, deren Berichte am 
volftändigften vorliegen, fo finden wir dort einen Krantenftand, welcher im Ver⸗ 
hältnig zu den fämmtlichen Verpflegungstagen des Jahres 1863: 5,7: 9/, beträgt, 
bier 8,05 %o; der Procentfag der Todesfälle dort 1,99 %/,, bier 1,35 9/, der G®e- 
fangenen. In beiden Anftalten war in den legten Jahren weder ein Selbftmord, 
noch ein Fall von Geiftesfranfheit vorgefommen. Man fieht aus diefen Gegen- 
überftellungen, daß die Refultate fehr wenig von einander abweichen. Im Großen 
und Ganzen zeigt die Statiftif allerdings, daß Selbſtmorde und Geiſteskrankheiten 
unter Gefangenen häufiger find, als in der freien Bevölkerung; aud wird von 
unparteilfhen Beobachtern fogar zugegeben, daß bie mit der Jfolirung verbundene 
Herabfiimmung des Gemüthslebens während der erften Zeit ver Zellenhaft bie 
Entftehung oder Entwidelung von Geiſteskrankheiten begünftige. Selbft der An- 
ftaltsarzt von Brucfal, Dr. Gutfch, theilt viefe Anſicht. Jedenfalls kann aus 
ihr allein keinerlei tunchgreifende Einmwendung gegen die Einzelhaft hergenommen 
werben; denn es iſt dargetban, daß Wufmerffamteit und Pflege eines tüchtigen 
Arztes jenen Gefahren genügend entgegenwirken fann. Nicht die Einzelhaft an und 
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für fi, fondern die Art ihrer Anwendung entfcheivet. Die preußifchen Straf- 
anftalten, welche fi größtentbeil® in mangelhaften Zuftande befinden, bleiben 
ſowohl hinter der Gemeinfhaftshaft in St. Gallen, als Hinter ver Einzelhaft in 
Bruchſal mit ihren ftatiftifchen Ergebniffen zurüd. Der Durdfchnitt ver Mortalität 
betrug im den ſechs Jahren von 1858 Eis 1863 von 1000 Gefangenen 31; ber 
Durchſchnitt der Selbftmorbfälle auf 100,000 Gefangene 56 jährlih, wogegen 
biejenige freie Bevöllerungsklaſſe, in welcher erfahrungsgemäß der Selbſtmord am 
häufigften ift, das Militär, einen entfpredhenden Durchfchnitt von 47 Selbſtinördern 
aufweist. Eine völlig unzuläffige und durchaus unwiſſenſchaftliche Methode ver 
Vergleichung findet ſich bei einigen Schriftftellern über Gefängnißweſen, infofern 
ala man die Refultate neu erbauter, zwedmäßig angelegter und gut geleiteter @in- 
zelhaftgefängniffe denjenigen alter, ungefunder und in jever Beziehung mangel- 
hafter Gemeinfhaftsanftalten gegemüberftellt. Bei einem folden Verfahren läßt fi 
mit Leichtigkeit fogar darthun, daß Geiftesftörungen in (fchlechten) Gemeinſchafts- 
anftalten häufiger find, als in (gut geleiteten) Zellengefängniffen. 

IV. Unterridt, Bildung, Disciplin der Gefangenen. Welches 
Maß gewerblichen, elementaren, religiöfen oder höheren Unterrichts in den Straf- 
anftalten, und in welchem Berhältniß zu ber Aufgabe beffernder Behandlung er er« 
theilt werben kann, ift gleihfalls von zahlreichen Umftänden, in erfter Linie von 
der Dauer der Strafzeit abhängig. Gewerblicher, elementarer und religiöfer Unter 
riht treten bei der Zuchthausſtrafe meiftentheils gieichberecdhtigt neben einander. 
Die Aufgabe der Gefängnißverwaltung ift indeſſen nothwenbig eine höchſt ver 
ſchiedene, je nad ben Bildungsverhältniffen der unteren Bollsfchichten, aus denen 
bie weitaus überwiegende Mehrzahl der Verbrecher hervorgeht. 

Ohne alle Elementarkenntniffe waren in St. Gallen 4,,, %,, in Bruchſal 
2,12 %o der eingelieferten Züchtlinge; ohne Profeffion in St. Gallen 56,95 %,, 
in Bruchſal faft ebenfoviel bei Arbeitshausgefangenen, dagegen 50,5, %/, ber 
Zuhthausgefangenen, Auch hier Liegen die Berhältniffe faft analog. Einem weiteren 
Abftande begegnen wir dagegen in Irland, wo 96,, 9/, aller Gefangenen ohne 
jeglihen Unterriht war. Nichtsveftoweniger konnte man in ven bortigen Gefäng- 
niffen unbeſchadet des Glementarunterrichtes, auf ber legten Stufe ber Zwiſchen⸗ 
anftalten zu der befonders bewährten Form der für erwachfene Gefangene höchſt 
werthvollen und vienlihen Borlefungen fortfchreiten, von welcher ih in meiner 
Schrift Über das iriſche Gefängnißfyftem ein. Verzeichniß mitgetheilt habe. 

Als Hülfsmittel des Unterrichts ift eine den Bildungsverhältniffen der Ge- 
fangenen angemeffene, dem Bedürfniß der gewerblichen, intelleftuellen, fittlihden und 
religiöfen Fortbildung vienlihe Bibliothek ver Anftalt unerläßlih. In allen 
neueren Gefängniffen fieht man dies ein, nur wirft bier und da häufig ein ein- 
fäitige8 theologifches Erbanungsinterefje auf die Auswahl der Bücher ein, 

Ueber die Dischplin der Gefängniffe läßt ſich innerhalb der uns gezogenen 
Schranken nur wenig fagen. Arbeit und Unterricht lönnen nämlih auch aus dieſem 
Gefihtspunfte gewürdigt werden. Außerdem ift zu bemerfen, daß Begünftigungen 
der Gefangenen für gutes Verhalten, insbefondere die Ausfiht anf bedingte Freis 
laffung wegen guten Verhaltens, die Gewährung eines Arbeitsantheils für ben 
Befangenen, wenn möglich in fteigenden Süßen, und anbere dem Berhalten ent« 
ſprechende Bortheile, abgefehen von der grundfäglihen Benutzung derartiger Hebel 
für die Kräftigung guter Motive, eine faft unerläßlihe Borausfegung guter Die- 
ciplin Bilden. Die zwedmäßigften Disciplinarftrafen beftehen in ver Entziehung 
diefer Vergünſtigungen; ohne viefelben gebricht e8 faft ganz und gar an geeigneten 
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Mitteln der Beftrafung für Uebertretung der Hausordnung. Nur dur die allger 
meinere Gewährung von PVergünftigungen und die damit gejchaffene Möglichkeit, 
diefelben zu entziehen, wurde es thunlich, die Shredlihen Hansftrafen der älteren 
Zeit, als kalte Douchen, Lattenkammer und Beitfche abzuſchaffen; doch findet Prügel 
nod in der Mehrzahl der Strafanftalten. Anmentung, obgleidy die Strafgeſetz 
gebungen diefelben für ven Richter befeitigt und die Mehrzahl der höher gebildeten 
Strafanftaltspireftoren auch ohne förperlide Züchtigung die Rechte der Disciplin 
wahrt.” Außer der Entziehung etwaiger Bergünftigungen finden fih in Deutid- 
land als Hausftrafen, deren Anwendung zu billigen ift: Dunfelarreft, Entziehung 
der warmen Koft, Dungerloft, Entziehung des Bettes; für die Außerften Fälle 
Zwangsſtuhl. 

Für die Kriminalpolitik hat eine ſorgfältige Statiſtik der Disciplinarftrafen 
in den Gefängniffen hohen Werth. Je häufiger Uebertretungen der Hausorbnung 
zu ahnden find, je zahlreihere Zwangsmittel gewaltfamer Art zur Aufrechterhal- 
tung der Dieciplin nothwendig werben, defto geringer find unzweifelhaft die 
befiernden Erfolge der Gefängnißzudt. Es gehört zu den untrüglichften Zeichen 
einer fehlerhaften und verkehrten Praris, wenn zur Vollſtreckung der gerechten 
Strafe neue Strafen ins unendliche gehäuft werden, damit der Widerſtand ber 
Gefangenen befiegt werde. Das Auburn'ſche Schweigfyftem ift gerichtet durch den 
ungeheuren Aufwand von Disciplinarftrafen, den es zur nothbürftigen und unvoll 
fommenen Behauptung feiner Vorfchriften vergebens madhen muß. Je mehr die 
Strafanftaltsverwaltung das Gute und Rechte durch den freien und vernünftigen 
Willen der Gefangenen felbft zu realifiren vermag, deſto größer ift der Triumph 
ver ftaatlihen Geredhtigfeit über das Schulpbewußtfein und die Willlür des Ber- 
brechers. Brucfal verzeichnet für 1863 nur 67 Dieciplinarftrafen für 49 Ge: 
fangene; der Bericht für St. Gallen meldet, daß 75,95 9/, aller Züchtlinge nie- 
mals beftraft wurden. Auch bier nähern fi die Ergebniffe verfchiedener Haft- 
formen einander. 

V. Berwaltungsredtlide Stellung der Strafanftalten im 
Drganismus der Behörden. Obwohl nad deutfhem Rechte das Bollzugsr 
verfahren fomohl in Civil- als in Kriminalfahen einen Beftandtheil des richter- 
lichen Amtsberufs ausmacht, fo ift es dennoch aus praktifchen Gründen unthunlich, 
die Gerichte mit der umfangreihen Verwaltung der Strafanftalten zu betrauen. 
Die Stellung der Gefängnißdireftoren muß nothwendigerweife, unbejchadet einer 
vollen Berantwortlickeit, mofern es fih nit um Borunterfuchungsgefängnifie 
handelt, fo viel Selbftändigkeit der Handlung, fo viel {Freiheit der Bewegung er: 
halten, al8 zur Erledigung der zahlreichen in der Gefängnißverwaltung vorfommen- 
den Zweckmäßigkeitsfragen erfordert wird. Einer bloßen Wilfür der Berwaltungs- 
behörben fol vamit feineswegs das Wort geredet werden. Ueberall wo das per- 
fünlihe Ermefjen, vie eigene Erfahrung, der fihere Takt, das geübte Urtheil in 
der Strafvollſtreckung konkrete Thatfragen würdigen und entfcheiden muß, würbe 
jede Einmifhung von Uebel fein. Nur in negativer Richtung, zur Abwehr von 
Uebergriffen der Strafanftaltsordnung dürfen Vorkehrungen getroffen werden, nicht 
aber zur Herbeiführung eines Inftanzenzuges, durch weldhen das in der Straf: 
anftaltsverwaltuug nothwendige Vertrauen auf die perſönlichen Cigenfhaften ver 
Beamten, ober die den Oefangenen gegenüber ſtark zu betonende Autorität ber 
Staatsgewalt abgeſchwächt werben könnte. Das Gegengewicht gegen Willlär der 
Strafanftaltöbeamten ift zu fuchen 1. in ven rechtlich vorausbeftimmten Wir- 
kungen ber Strafe, von denen Abweichungen nur durch die Begnabigung erwirft 
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werben bürfen; 2. in dem Erlaß zwedmäßiger Bollzugsverorbnungen der voll- 
ziehenden Gewalt, deren Befeitigung in einzelnen Fällen durch die Strafanftalts- 
verwaltung zu geftatten ift unter VBorausfegung genügender Motivirung und 
Rechenſchaftslegung; 3. in einem wirkſamen Oberaufſichtsrecht über die Strafanftalts- 
verwaltung, gelibt durch eine mit techniſchen Kenntniffen ausgerüftete Centralbehörde, 
wie folche in England, Holland, Belgien, Italien eigens für das Gefängnigwefen 
gefhaffen wurde. Es kann dabei an biefer Stelle dahin geftellt bleiben, ob vie 
Strafanftalten ven Juftigminifterien (wie in. Baden und Holland) oder den Mini« 
ferien des Innern (wie in Preußen binfichtlih der Mehrzahl ver Zuchthäufer, 
England und Frankreih) am zwedmäßigften untergeben werben. Daneben kann bie 
Aufſicht über pie Strafanftalten, foweit rechtlihe Interefjen zu prüfen find, ben 
Obergerichten oder Dberftaatsanwaltfchaften übertragen werben. Hierher gehört 
4; die Einrichtung Lofaler Auffihtelommiffionen für die Zwede financieller Kontrole 
zum Beften 234 oder ber Gemeindekörper, vorzugsweiſe indeſſen zur Wah- 
rung des den Sträflingen überall zuſtehenden Beſchwerderechts gegen nachtheilige 
ober verletzende Verfügungen der Strafanſtaltsverwaltung. Solche Auffichtsräthe 
beſtehen theils in einer durch Rechtsvorſchrift aus Beamten, theils in einer durch 
Wahl gebildeten, theils in einer durch landesherrliche Ernennung bewirkten Zuſammen⸗ 
ſetzung für Bruchſal, für Genf, für Amſterdam und andere Gefängniſſe. Da in 
der Gemeinſchaftshaft im allgemeinen ungleichmäßige Behandlung, Bevorzugung 
ober Zurückſetzung Einzelner durch größere Publicität verhindert wird, erjcheinen 
die Auffihbtsräthe von befonderem Werth für Einzelbaftgefängniffe, deren 
Zellen der Berwaltung unter Berufung auf Individualiſirung einen größeren 
Spielranın zu Eingriffen in die perfönliche Rechtsſphäre der Gefangenen darbieten. 
In den Anffichtsräthen vereinigt und berührt fi die Aufgabe der ftaatlichen 
Organe mit den zur Selbftverwaltung und zum Seldftihuge mündig gewordenen 
Kräften der Geſellſchaft. Jeder Sadhlundige weiß, daß die fo häufig geforberte 
Beflerung des Verbrechers nur zum Theil, und jedenfalls niemals ausſchließlich 
durch die Strafvollftredung des Staates erreicht werben kann. Die beften Bor: 
füge, die ernftgemeinte Reue über vergangene Berbrehen fcheitern, wenn Entlaffene 
durch Borurtheile, Mißgunft und Abneigung der freien Gefellihaft zurüdgeftoßen 
werden. Die Humanitätsbeftrebungen zur Unterflügung beftrafter Perfonen find 
daher auf jede Weife zu fördern; vor allen Dingen darf man nicht vergeffen, daß 
Öffentliche  umd regelmäßige Berichterftattungen über den Zuftand der Gefängniffe 
nit nur eine nothwendige Ergänzung öffentlicher Rechtspflege find, ſondern auch, 
wie das Beiſpiel politifch vorgefchrittener Staaten darthut, zur Belebung des Ge- 
meinfinns, zur Erwedung ſchlummernder Kräfte, zur Antheilnahme an den Auf- 
gaben der Strafrechtspflege Bieles beitragen. Es ift ein ſchönes Zeichen fort- 
Ihreitender Kultur, daß das Bewußtfein der Gegenwart darauf befteht, dem 
Verbrecher in der Strafanftalt nicht nur gemißbraudte Rechte zu entziehen, 
ſendern aud das Mecht der Perfönlichkeit gegen Willlür zu bewahren; daß 
wir bemüht find, Entlaffenen, indem wir Bergangene® durch Berzeihung per⸗ 
ſchleiern, neue Hoffnungen für eine Zukunft darzubieten, die fie vielleicht jelbft ver- 
ſcherzt glaubten. v. Holgendorfl. 
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Strafe ift die nothwendige Rechtsfolge des Verbrechens, die Bethätigung und 
Herflellung des allgemeinen ftaatlid; gewährleifteten Willens gegen ven fchulbhaften 
Viderſpruch der Willkür, Für den Schuldigen ift die Strafe in ihrer äußeren 
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Erſcheinung ein Uebel, denn es liegt in ihrem Wefen, daß fie Zwang fei, folglich 
fih in einer ihn in feiner Perfon oder feinem Nechtsfreife afficirenden Reaktion 
äußere. Auch wird fie in ihrer konkreten Geftalt regelmäßig ein Uebel für bas 
Individuum fein, ſchon darum, weil fie Folge feiner Schuld ift. In ihrer tieferen 
Bedeutung, die freilih für die Anwendung nit unmittelbar hervortritt, iſt fie 
nicht für die Gefellfhaft allein, fondern ſelbſt für den Schuldigen Bortheil und 
Wohlthat, indem fie ihn als rechtlich behandelt, ihm ©elegenheit und Mittel ift, 
bie Gerechtigkeit zu fühnen und ihr Genugthuung zu geben”. (Abegg, Lehrbud 
der Strafrechtswiſſenſchaft $. 114, 115; f. außerdem Köftlin Syftem I, ©. 390.) 
Nur die mißverftändlihe Auffaffung oder jene einfeitige Betrachtung, welche bie 
Strafe letiglih nah dem Zmwede der „Befferung“ beftimmt, vermag zu leugnen, 
daß die Strafe ein Uebel ift. Jeder thatfihlih wirkende und gegen bie menſchliche 
Perfon angemwenvete Zwang ift ein Uebel, infofern er Handlungen oder linter- 
laffungen durchſetzt, welche durch die Freiheit verwirklicht werden follen ober 
fönnen. Für die Feftfegung deffen, was eine Strafart fein fann, ift e8 daher von 
höchſter Wichtigkeit, an dem ftaatlihen Zwangscharalter feftzubalten. Nur das jenige 
fann Strafe fein, was dem Rechtsbewußtſein als eine durch die Macht bes 
Staates getragene Geftaltung des Zwanges gegen die menfchliche Perſon erfcheint, 
und durch die äußeren Organe des Staates vollzogen werben fol. Ob eine be 
ftimmte Strafe in jedem einzelnen Fall von dem Verbrecher wirflih ald Zwang 
empfunden wird, ift unerheblih. Daraus folgt zweierlei: 1. Selbft wenn jemand 
ein Berbreden zu dem beftimmten Zwecke begienge, ſich das ihm erwünſcht er- 
ſcheinende Strafübel zuzuziehen, fo würde darum keineswegs die gefeglih ange- 
drohte Strafe unanmwentbar werben, und 2. wenn jemand ein geſetzlich beftehenbes 
Strafübel nah der Begehung eines Verbrechens an fi felbft vollziehen wollte, 
fo würbe damit ber Strafvollzug durch den Staat feineswegs befeitigt. An dieſen 
Grundſätzen feflzuhalten, hat weniger Bedeutung für das gegenwärtige Berflänpniß 
des Strafrechts, als für die Erfenntniß des Gegenfages heutiger Wiffenfhaft gegen 
bie Rechtsgefchichte. Als man davon ausgieng, daß die Strafe für den Berbredyer 
ein ſinnlich wirfendes Uebel fein folle und ven Abfhredungszwed in ben 
Vordergrund ftellte, war es begreiflih, daß man, wie {Feuerbach anempfahl und 
das preußifche Landrecht von 1794 verordnete, denjenigen nicht mit dem Tode 
beftrafte, melcher ein todeswürdiges Berbrehen zu dem Zwecke begieng, hinge⸗ 
richtet zu werben, Noch heute werden in großen Städten von arbeitsfheuem Ge— 
findel in feineswegs ganz feltenen Fällen Meine Vergehen begangen, um. der Ber- 
pflegung in Arbeitshäufern theilhaftig zu werben. Nad tem bereits Gefagten kann 
ed auf die individuelle Wirkung der Strafe nit ankommen, wenn es fih darum 
handelt, ven Willen des Geſetzgebers durdzuführen. Bom Standpunkt der Sittlid- 
feit ausgehend, ift fogar zu fordern, daß der beftrafte Verbrecher das ihm zuge- 
fügte Zwangsübel als ein geredhtes und wohlverdientes in feinem Bewußtfein 
en und fi fomit in der Strafe die allgemeine Rechtsordnung wieder 
aneigne. 

Indem wir die Selbftzufügung eines Uebels als eine Strafe im rechtlichen 
Sinne nicht anerkennen, deuten wir bie Verfchiedenheit des ftaatlihen und bes 
firchlihen Lebens an. Nah den Anfhauungen einzelner Selten galt Geißelung 
und Entbehrung als freiwillige Beftrafung der Sünpigfeit, ale Sühne. Buße 
ale Kernpunft des kirchlich mittelalterlihen Strafrechtes ift der Gegenſatz gegen 
den Zwang des ftaatlihen Strafrehtes. Beide verhalten fi zu einander wie 
bie Begriffe der Sünde zu demjenigen des riminellen Unrechtes, wie Wille in feiner 
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seinen Innerlichkeit zu dem in eine Handlung ausgeprägten und ſinnlich dargelegten 
Entſchluß. Reuige Buße auch im Verbrecher zu ermöglichen ift zwar ein Ziel, 
welhes auch der Strafvollzug zu achten und zu erfireben hat, aber niemals durch 
das ihm eigenthümliche Wefen des Zwanges, fondern durch freie, neben dem 
Zwange zuzulafiende Einwirkung auf die Gefinnung. 

Welche Mittel im Allgemeinen zur Darftellung des Strafzwanges verwendet 
werben Können, läßt ſich in abfoluter Weife nicht beftimmen. Die Geſchichte des 
Strafrechtes zeigt ums eine unendliche Mannigfaltigfeit von Strafmitteln und 
Strafarten. Es ift denkbar, daß ein Zwangsmittel, weldes vor hundert Jahren 
den Dienft der ‚Gerechtigkeit verfah, in der Gegenwart unbraudbar wird. Die 
Transportation nad) Auftralien war 1788 ein mit allen Schreden umgebenes 
Strafmittel, während fie nady ver Entvedung der Goldfelder in Neu-Süd-Wales 
die Phantafie zu Uebelthaten anreizte, und in ben Borftellungen ver unteren 
Bolloſchichten Englands einen gänzlich veränderten Charakter angenommen hatte. 
As ein die fortſchreitende Kultur begleitender Entwidlungsgefeg in der Geſchichte 
der Strafarten erfcheint das allmähliche Zurüdtreten der auf die Sinnlichkeit ſchmerz⸗ 
erregend einwirkenden Strafarten hinter diejenigen, welche fi gegen bie fittlichen 
Güter des menſchlichen Lebens richten. Bon dem furdtbaren Scharffinn, welcher 
ehemald die ausgefuchteften Foltern und Qualen des menfchlichen Leibes ftrafge- 
ſetzlich heiligte, weiß bie Gegenwart nichts mehr. 

Der pofitive Rehtsgrund ber zuläffigen Strafarten ift fein anderer als 
berjenige des Verbrechens und des Strafrechts überhaupt. Nur durch Gefeg er- 

beftimmte, als Strafartem bezeichnete Hebel, rechtliche Zuläffigkeit. Kein 
Uebel’ darf im Namen des Stantes zugefügt werben, welches nicht im Boraus auf 
genau bezeichnete Handlungen angebroht war. Nach dieſer Seite hin ift das Er- 
meflen des Strafrichters auf das äußerfte eingefchränft. Die auspehnende Gefeges- 
anslegung und die Analogie mag über bie urfprünglihe Sprachweiſe bes 
Geſetzgebers hinausgreifend, gewiſſe nicht genau befchriebene Handlungen für ver- 
brecheriſch im Sinne des Gejeges erflären; allein fie ift völlig unberechtigt, an 
Stelle eines gefeglihen Strafübels ein anderes, ähnliches treten zu laflen. Ueber 
—— der Strafarten zum richterlichen Ermeſſen wird weiter unten die 

Zunächſt erſcheint es nothwendig, die Strafarten zu klaſſificiren und nad) 
ihren weſentlichen Merkmalen zu betrachten. Es bedarf nämlich keiner Auseinander⸗ 
ſetung darüber, daß jede Geſetzgebung über eine Mehrheit von Strafarten ver- 
fügen muß. Der verfchiedene (objektive) Werth ver verbrederifch verlegten Rechte, 
md bie Abftufungen der (jubjeltiven) Verſchuldung des Thäters bevingen überall 
eine Mehrheit. ver Strafübel. Diefer Gefihtspunft führt 1. zur Eintheilung ber 
Strafarten in ſchwerere umd leichtere, um ber größeren ober geringeren Erheb- 
lichleit ver Berbrehen einen entſprechenden Ausdruck zu geben. Darauf beruht vie 
Sonderung des römiſchen Rechts Hinfihtlih der kapitalen, minbeftens mit 
Berluft des Bürgerrechts verbundenen und der nicht Fapitalen Strafen. Aehnliche 
Gefihtspunfte waren im älteren germanifchen und kanoniſchen Rechte wirlſam. Die 
peinlihe Halsgerihtsordnung Karls V. unterſchied peinlihe und bürgerliche 
Strafen. Nah dem Zeugniffe von Tittmann (Handbuch der Strafrehtswifien- 
ſhaft 8. 75) rechnete man zu den legteren Einfperrung unter vier Wochen und 
Geldbußen unter 10 Thalern. Die Bedeutung diefer Unterfheivung lag lediglich 
in ihrer Beziehung zur Gerichtsverfaffung und in der Trennung der Givil- und 
Kiminaljurispittion, welche legtere ausfchlieglich zur Berhängung peinlicher Strafen 
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befugt fein folte. Auf der gleichen Grundlage beruht die in Deutfchland mehrfach 
nahgeahmte Eintheilung des franzöfifhen Nechtes, der zu Folge Kriminalftrafen 
(peines afflictives et infamantes), Befferungszudtftrafen (peines correctionelles) 
und Polizeiftrafen von einander getrennt werden. Diefen drei Kategorien ift 
nämlich die Eintheilung der Verbrechen, Vergehen und Polizeiübertretungen zum 
Zwede der Zuftänpigkeitsbeftimmung angepaßt, fo daß die ſchwerſte Gtrafe, 
welche eine Gefegesverlegung treffen fann, über die Bezeichnung berfelben als 
Berbrehen, Vergeben u. f. w. entſcheidet und damit bie Verweiſung vor eime be- 
ſtimmte Klaffe von Gerihtshöfen (Schwurgerichte, Zuchtpotizeigerichte und eimfade 
Polizeigerichte) zur Folge hat. Es bedarf nicht längerer Ueberlegung, um zu er 
fennen, daß diefe Eintheilung ver Strafarten auf rein äufßerlihen, dem Weſen 
ber einzelnen Strafen fremden Geſichtspunkten beruht. Was eine ſchwere Strafe 
zum Unterfchiede von einer leichteren bedeutet, fann nur aus dem pofitiven Geſetz, 
nicht aber aus der Anleitung der Wiſſenſchaft erfannt werben. Auch in Preußen 
und Bayern hat man in Nachahmung des franzöfifchen Rechtes die Dreitheilung 
der Verbrechen und Strafen aufgenommen. Diefelben Einwenoungen, welche ſich 
gegen biefe Klaffififation richten, treffen auch 2. die Unterjcheidung in orbent- 
lie und außerordentliche Strafen und 3. in gefeglihe und willkürliche. 
Unter außerorbentlihen Strafen verftand man entweder folche, bei denen der Richter 
über die Grenzen des gewöhnlihen, orbentlihen Strafmaßes ftrafmildernd oder 
ftrafihärfend hinausgegangen war oder foldhe, die in Ermangelung eines nad) ber 
objektiven Beweistheorie zu führenden vollftändigen Beweiſes wegen ftarten Ber 
dachtes ausgefprodhen werden durften. Dagegen hängt der Unterſchied von gejeg 
lichen und willfürlihen Strafen (pens legitim® und arbitrarie) mit den @igen- 
Ihaften des Geſetzes zufammen, denen zu Folge das Strafübel entweher gemau 
beftimmt oder dem richterlihen Ermefjen ganz und gar überlaffen ift (f. dem Art. 
Strafredt). 4. Eine fernere Eintheilung in gemeine und befondere Strafen 
(pen® communes und proprise) geht von den perſönlichen Verſchiedenheiten ver 
Beftraften aus. Gemeine Strafen find diejenigen, melde alle Perfonen treffen 
fünnen; beſondere dagegen folde, die nur gewiſſen Ständen oder Perſonenklaſſen 
eigenthümlich find. Im diefem Sinne fann man das Erſchießen als eine Militär- 
firafe, die Dienftentfegung als ein nur bei Beamten anwendbares Strafübel be 
zeichnen. 5. Haupt- und Nebenftrafen, von benen die legteren als fill 
ſchweigend durch das Geſetz verknüpfte, oder burd den Richter ausdrücklich ver- 
hängte Zufäge zu einer anderen, meiftentheils ſchwereren Strafe zu betradyten finb 
und felbftändig für fich allein nicht ausgefproden werden dürfen. Ihre eigentlich 
durchgreifende Gharakteriftit empfangen die Strafarten erft durch das Rechtsobjelt, 
gegen welches fie ſich richten. Daher 6. die Eintheilung ver Strafarten und Gtraf- 
mittel in: Lebensftrafen, Leibesftrafen, Freihbeitftrafen, Ehrenftrafen 
und Bermögensftrafen. In dieſer Reihenfolge werden wir die wichtigften Straf 
mittel der Gegenwart näher betrachten; aber auch alle andern Gtrafmittel, von 
denen die Geſchichte weiß, fallen unter dieſelben Hanptgefichtspunfte. Das Ber 
bältniß, in welches die einzelnen Strafmittel zu einanber gefegt find, zeigt uns, 
wofern dabei überhaupt planmäßig verfahren worden ift, das Strafenfyftem. 
Jede Geſetzgebung geht bei der Auswahl ver Strafarten von gewifien Grund: 
anfhauungen aus, die theild in dem Verhältniß der einzelnen Verbrechen zu ein 
ander aufgefunden werben, theils in den Erwartungen liegen, welde an bie 
Wirkſamkeit ver Strafarten ſich knüpfen. Nicht nur der Richter, fondern ſchon 
vor ihm der Gefegeber, hat die einzelnen Verbrechen zu vergleihen am.bem Mof- 
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flabe des ibeellen Schadens, den fie für die allgemeine Rechtsordnung barbieten 
und mit Rückſicht darauf bie verfhievenen zu feiner Verfügung ftehenden Straf- 
arten als Repräfentation der Gerechtigkeit zu verwenden. Die Öeregtigleit der 
Strofarten im ihrer Verwendung erfennen wir nämlich vorzugsweife an ihrer 
Broportionalität, d. h. daran, daß das für die Rechtsordnung leichtere Ver— 
gehen nicht ebenfo beftraft werde, wie ber fehwerere Rechtsbruch. Alle neueren Ge— 
jegebungen gehen davon aus, daß Verbrechen gegen das Leben und die Gefund- 
beit härter zu ahnden find, als Eingriff in fremdes Eigentum. Schon baraus 
folgt die Nothwenbigkeit, eine beftimmte Anordnung über die Abſtufung ber ein- 
zelnen Strafarten in ihrem gegenfeitigen Berhältniß zu treffen. 

Nächſt der Gerechtigkeit, vie niemals außer Acht gelaflen werben barf, und 
bei der Bertheitung -der Strafarten auf die Summe erfahrungsgemäß vor- 
Iommenber Verbrechen garten vorzugsweife negativ in Betracht kommt, find es 
Rüdfihten auf die Wirkungen des Strafvollzuges, von denen bie Auswahl ber 
Strafarten abhängt. Kein Gefegbuh der Gegenwart kann die Frage umgeben: 
mas ergibt fih aus der Strafvollfiredung für die Perfon des Verbrechers und 
außerdem für deren Verhältniß zur Gefelfhaft? Die abftrafte Gerechtigkeit be- 
fählgt uns nicht, zu erkennen, welche befondere Strafart für ein beftimmtes Ber- 
brechen durch die Geſetzgebung angebroht werden fol, vielmehr vermögen wir aus 
ver reinen Rechtsidee nichts anderes abzuleiten, als die Proportionalität ber 
Strafe, welche man unrichtiger Weile ald Bergeltung einer beflimmten Miffethat 
betrachtete, und jenes allgemeine Erforberniß, daß die Strafe ihrem Weſen 
nah den phyſiſch wirkenden Zwang barftelle. Um die Wirfung der einzelnen 
Strafarten auf die Perfon des beftraften Verbrechers und auf bie Gefell- 
ſellſchaft zu würdigen, ift insbefondere die Strafftatiftif ins Auge zu faflen. 
Sie iſt die Grundlage aller kriminalpolitiſchen Betrachtungsweiſe, die wiſſenſchaft 
liche Hochſchule ver Strafgeſetzgebungen. Gerade in dieſer Beziehung haben indeſſen 
bie neueren deutſchen Strafgeſetzgebungen weniger Vorbereitung in der Theorie ger 
funden, al® da, wo es auf eine logiſch und foftematifch richtige Behandlung des 
verbrecheriſchen Thatbeftandes ankam. Seitdem fi nämlich, abweichend von der im 
vorigen Jahrhundert vorherrſchenden Richtung, das allgemeine Staats: und Rechts⸗ 
bewußtſein zu den fogenannten abfoluten Geredhtigkeitstheorien hinwendete, ver» 
ga man faft gänziich, die praftifhen und politifhen Eigenfchaften der Strafmittel 
ya erforſchen. Es kann unferer Anficht nad keinem Zweifel unterliegen, daß bas 
Strafenfyftem der gegenwärtigen deutſchen Strafgefegbüdger ein fehr mangel- 
haftes und auf längere Zeit ‘geradezu unhaltbares if. Um die Wirkungen ber 
einzelnen Strafarten zu erfennen und darnach eine zwedmäßige Auswahl zu 
treffen, find die mannigfahften Umftände in Erwägung zu ziehen, die Methoden 
der menſchlichen Erkenntniß forgfältig zu prüfen. Pfychologie und Arzneikunde 
haben die Einflüffe zu meffen, welche ein beflimmtes Strafübel auf die menſchliche 
Perfon auszuüben pflegt, die Berwaltungspolitif und die Staatswirth- 
Ihaftslehre feftzuftellen, melde fociale Eindrücke die Beſtrafung des Verbrechers 
auf andere Perfonen außer ihm bervorbringt, die Finanzwiſſenſchaft zu prüfen, 
ia wiefern mit den nothwendigen Aufgaben ter Gerechtigkeitspflege die Schonung 
der Staatsmittel verbunden werben kann. Weil die Koften des Strafvollzuges er» 
fahrungsgemäß immer die Staatskaſſe belaften und fomit gejagt werben fan, daß 
abgefehen von Geldbußen jeve Strafe gleichzeitig einen financiellen Nachtheil des 
Öfientlihen Vermögens bedingt, muß unterſucht werben, wie biefe Aufwenbungen 
nugbringend aud in materieller Beziehung geftaltet werben können, Wenn wir 


284 Strafarten. 


alfo auch vollfommen die Gerechtigkeit als Bafis aller Strafgefeßgebung aner- 
fennen, fo tft damit feineswegs ausgeſchloſſen, daß nicht auch bie der Zukunft dee 
Berbrehers und den Sicherheitsintereffen der Gejellichaft dienlichen Inhaltsbeſtim 
mungen eines Strafübels von entfcheidender Bedeutung bei der Anorbnung bes 
Strafenfyftems fein müßten. Zu bevauern ift im ©egentheil, daß man, von abfe- 
Iuten und formaliftifhen Kategorien ver vergeltenden Gerechtigkeit beherrſcht, in 
Deutfhland bei der abftraften Betrachtungsweiſe ter Strafarten ftehen blieb, ohne 
den Anregungen zu folgen, vie namentlih von England und Frankreich ausge 
geben wurden. Bentham verfuchte vorzugsweife in feiner Theorie des peines 
et des recompenses (Paris 1825. 3. Aufl.) den politifhen Werth der Straf: 
mittel genauer zu beftimmen, als dies jemal® vor ihm gefhehen war. Seinem 
Beifpiele folgte man zunädft, ald man verfuchte, beftimmte Kennzeihen aufju 
ftellen, an denen bie Zwedmäßigfeit und Gerechtigkeit eines Strafmitteld erfennbar 
fein follen. 

Als wünfhenswerthe Eigenfhaften, auf deren Vorhandenſein bei der geſetz 
geberifhen Auswahl und Anorbnung der Strafmittel Rüdfiht genommen werben 
muß, find folgende zu betraditen : 

1. Die Strafe muß fiherftellenn fein gegen eine Wiederholung bes. Ber: 
brechens durch den Thäter und eine Begehung durch Andere. Sie iſt erempla: 
rifh, indem fie nothwendigerweife im Zufammenhang erjheint mit dem Ber: 
breden, ſchnell und fiher, ohne große Vorbereitungen und äußere Veranftaltungen 
allgemein durchgeführt werben kann. Bon diefer Seite her betrachtet, wärben 
daher Gelpftrafen, deren Höhe die Vermögensverhältniffe der ärmeren Klaſſen 
entweber überfteigt oder nicht erreicht, vollfommen zwedwidrig fein. Jedes 
Strafübel, das in feiner Anwendung zahlreiche Ausnahmen bedingt, würbe auf: 
hören eremplarifch zu fein. Uebrigens liegt e8 auf ver Hand, daß nicht nur die 
Art der Strafübel felbft, fontern aud die Einrichtungen ver Strafrechtspflege, die 
Kriminalpolizei und andere Beranftaltungen dem Zwecke ber gefellfchaftliden 
Sicherſtellung zum Theil mehr nügen können, als die fpecififhe Beſonderheit dee 
Strafmittels. 

2. Im Zufammenhang damit fteht auch die Forderung, daß die Strafe ein 
empfindliches Uebel darftelle. Ste varf feine Rechte entziehen, deren Werth ber 
Bevölkerung noch nicht zum allgemeinen Bemußifein gekommen ift. Es wäre bei- 
fpielsweife ungeeignet, Diebftahl mit dem Berluft des politifchen Wahlrechts zu 
firafen. Die Entziehung politifcher Ehrenrechte bat als Strafart ihre Bedeutung 
in der politifchen Reife und Durchbildung eines Volkes; unmöglid aber dort, we 
in den unteren Schichten des Volles die Wahlftatiftit jene außerorbentlich geringe 
Betheiligung am öffentlichen Leben ertennen läßt, welche wir in einzelnen beut- 
ſchen Staaten bemerken. Der allgemeinen Borftellung muß daher foweit ge 
nügt werben, daß keine Strafart Verwendung finde, bie feine auf das Ueber: 
legungsvermögen wirkenden Motive der Unterlaffung ftrafbarer Handlungen bar- 
bietet. Je allgemeiner ein Strafübel als ein empfindliches erfcheint, deſto zwed- 
mäßiger wirb basfelbe fein; allein damit ift nicht ausgefchloffen, daß nicht mit 
Rüdfiche auf die perfönlichen Eigenſchaften gewiffer Verbrecherklaſſen Strafübel 
verhängt werben, vie gerade auf die Urfprungsverhältnifje der befonderen Verbrechen 
abmehrend und hindernd einwirken können, E8 verlegt daher keineswegs bie geſetz 
geberifhe Klugheit oder Gerechtigkeit, wenn für politifche Verbrechen befondere Straf: 
arten Anwendung finden oder wenn gewinnfüctige Handlungen durch hohe 
Geldbußen bedroht werben. 
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Das Erforberniß der Empfindlichkeit ift übrigens Häufig mißverſtanden worben . 
Bon einigen Seiten madte man darauf aufmerffam, daß Berbreder in jeber. 
Beziehung. ed fchlehter haben müflen, als umbeftrafte Perfonen und daß mit ber 
Strafe eine leibliche Peinigung verbunden fein folle. Eine unverftändige Kurz: 
ſichtigleit tabelte beifpielsweife die Fürſorge für Reinlichleit, Körperpflege, Ge— 
fundheit und ausreichende Ernährung ver Oefangenen, weil damit den Yermeren 
ein Anreiz zu Verbrechen geboten werben könnte. In dieſer Auffaffung ift das 
tihtige Verſtändniß der Sache günzlid abhanden gefommen, Der Staat hat die- 
jenigen Nachtheile von der Perfon eines Gefangenen abzuwenden, welche jeber 
freie Bürger felbft vermeiden, der Gefangene in feinem Zuſtande aber nicht ver- 
hindern kann. Daß die Strafe empfindlid fei und dadurch abjchredend wire, hat 
mit der Borftellung phyſiſcher und geiftiger Peinigung gar nichts gemein, fon- 
dern bedeutet nur, baß durch die Strafe Rechte entzogen werben oder bejchränft 
find,. deren Genuß und Gebrauch nad allgemeiner Vorftelung von höherem 
Werthe ift, als die Befriedigung verbrecheriſcher Anreize. Schon ten batte 
dies in feiner pfychologifhen Zwangstheorie ganz richtig. hervorgehoben und nur 
tur eimfeitige, ausjchliegliche Betonung ins Fehlerhafte und Ungerechte ver- 
lehtt. Dagegen ift e8 in dem von uns angegebenen Sinn durdaus erlaubt, in 
ver Empfinblifeit des Strafübels jenes Moment der Abſchreckung anzuerkennen, 
das die Bergangenheit in roheſter finnlicher Auffaffung als das Wefen der Strafe 
ſelbſt irrthümlich anfah, die neuere Humanität dagegen gleihfals mit Unrecht 
gänzlid mwegzuläugnen fi bemüht. Indem wir früher darauf aufmerffam machten, 
daß die Strafe begriffsmäßig ein Zwang fei, hoben wir mittelbar ſchon das Er- 
forderniß der Empfindlichkeit hervor; es kommt weiterhin nur darauf an, biefe 
Empfindlichkeit dem Grade nach in Beziehung zu fegen zu den einzelnen Ber- 
brechensarten. 

3. Das Straſübel muß die Beſſerung ermöglichen und unter allen Um— 
finden die Berfchlechterung bes Verbrechers durch die Beftrafung verhindern. Auf: 
diefer Erlenutniß beruht insbeſondere die Einrihtung der neueren. Gefängniffe 
ſ. ben Artikel: Strafanftalten). Im Einzelnen herrſcht freilich mannigfacdhe Un- 
llarheit über die Bedeutung und Begrenzung der Beflerung vermittelt der Strafe. 
Jede Strafe ift im gewiſſen Sinne befjernd dadurch, daß fie als Berhätigung der 
allgemeinen Rechtsorbnung gegen den Zuwiderhandelnden das fittlihe Bewußtſein 
des Berbrechers herftellt oder von Widerfprüchen reiniget, fie -förbert die Erlennt⸗ 
miß des ſittlich Nothwendigen und befjert, weil fie belehrt. Etwas anderes ift da— 
gegen die Befferung im religiöfen, focialen und bürgerlihen Sinne, wenn das 

en feinen Grund nicht in vereinzelt auftauchenden Gelegenheiten oder 
Motiven des Verbrechens hatte, fondern in jenem Zuftande bes Thäters, welcher 
die Rechtöforderungen des Staates ſich gegenüber gar nicht anerkannte oder ganz 
lgemein (nicht blos im einzelnen Fall) verläugnet, In der Gewohnheitsmäßigfeit, 
Grmwerbsmäßigkeit und Rüdfälligkeit treten jene Erſcheinungen hervor, welche nicht 
elauben, die einzelne That in ihrem Gefchehenfein zum Maßftab der Strafe zu 
machen, fondern vielmehr die beftändig gewollte Bedrohung der Rechtsordnung 
über den einzelnen Fall hervortreten laffen und den Gefeggeber auffordern, bie 
Beiferung des Verbrechers mittelft der Strafe foweit zu erftreben, als bie 
Sigerftellung der Rechtsordnung dies fordert. Die Erfahrung zeigt, daß unter 
allen Mitteln der Prävention und Sicerftellung gegen Wiederholung des Ver— 
brechens, Beſſerung im größten Umfange erreicht werden fann, und darum in be= 
jonterem Maße erfirebt werben darf. Völlig verkehrt würde es indeſſen fein, 
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mittelft der Strafe die rein innerlihe Ummanblung des Thäters zur Religiofität 
und Tugendhaftigkeit in allen Tebensbeziehungen bewirken zu wollen; nur infofern 
als Irrthum, Unkenntniß und Bosheit Quellen des Verbrechens mwurben, kommen 
fie für die Auswahl der Strafübel in Betracht; auch ift davon auszugehen, daß 
die Befferung des Verbrechers, vd. b. feine Befähigung zu eimem geſeh— 
mäßigen Verhalten nad Berbüßung der Strafe, niemals aus einer Pflicht des 
Staates, fih mit dem fittlihen Wohlverhalten einzelner Bürger unmittelbar zu 
befhäftigen, fonvern vielmehr aus dem Intereffe, die Rehtsorbnung gegen 
angezeigte Störungen und Gefährdungen zu fhüßen, hergeleitet 
werden muß. Wäre die Strafe nur ein Heilmittel „fittlih Kranker”, fe 
wäre damit die allgemeine Rechtsordnung dem Intereffe und Bebürfnif ber Ein- 
zelnen untergeorbnet, während umgefehrt die Strafe die Beugung des Einzelnen 
unter den allgemein bindenden Willen der Gefammtheit darftellen fol. Hinſichtlich 
der beffernden Eigenſchaften ver Strafe ift es nun vor allen Dingen von Wichtig: 
feit, diejenigen Berbrehen fennbar zu machen, welde außer ihrer unmittel- 
baren Erjheinung als Rechtöverlegung, gleichzeitig als mittelbar fortwirfende und 
vorausfichtlich fortzufegende Gefährpungen der Staatsorbnung erfcheinen, und bie 
verbreherifhe Gefinnung von dem vereinzelten gleichfam fporadifch auftreten- 
den Falle des rechtswidrigen Willens zu trennen, um demgemäß die Arten ber 
Strafe mit Rüdfiht auf das Hervortreten des Beſſerungszweckes beftimmen zu 
fönnen. Außerdem iſt aber daran feftzubalten, daß es im Allgemeinen viel weniger 
die Art der Strafe in ihrer geſetzgeberiſchen Definition, als vielmehr die Anwen 
dumg und die Modalitäten des Bollzuges find, von benen ber beſſernde Erfol; 
abhängt. Es darf daher bier auf einen Punkt aufmerffam gemacht werben, ben 
die meiften Kriminaliften noch heute überfehen: Die Empfindlichkeit der Strafe 
ift praktiſch betrachtet vorwiegend eine Rüdfiht der Strafandrobung, bie 
BDefferungsfähigfeit ver Strafe vorwiegend eine Aufgabe des Strafpollznget; 
beide verhalten fih ungefähr wie Geſetzgebung und Verwaltung. 

4. Das Strafübel muß in feiner Bollftredung gleich mäßig 
wirken. Gleichheit in diefer Beziehung gehört zu den Merkmalen der Gerechtig 
keit. Aus dieſem Gefichtspunkte fuchte man die Unzuläffigfeit der Landesverweiſung 
darzutäun, indem man darauf aufmerffam machte, wie fie ven Berbeiratheten von 
feiner Familie trenne, den Unverheiratheten hingegen weniger hart treffe. Im Wl- 
gemeinen iſt nicht zu vergeffen, daß jebes Strafübel in der menſchllchen Indivi⸗ 
dualität verfchieden reagirt und von einer mechanifch gleichartigen Wirkung wohl 
nirgends die Rede fein kann. Nichts deſto weniger entfpricht es ber Kriminal- 
politif, entjchieven ungleich wirkende Strafarten, von denen wir einige weiterhin 
bemerfbar mahen werben, zu vermeiden und zur Ausgleihung natürlicher Ber- 
fhtedenheiten in der Perſon der Bernrtheilten vie Indivipualifirung des Straf- 
vollzuges als eine VBerwaltungsmarime anzuerkennen. 

5. Die Strafe darf nicht pritte Perſonen im ihrer Rechtsſphäre kränken: ein 
Erforderniß, weldes bei ver Bermögenstonfisfation verlett war, unbebingt indeſſen 
auch gegenwärtig nicht burchgefegt werben kann, infofern als beifpielämweife alle 
Freiheitftrafen gegen einen Familienvater die Ernährung und Erziehung der zurüd- 
gelaffenen Familie nothwendig beeinträchtigen. 

6. Das Strafübel muß moraliſch fein, db. h. es darf der allgemeinen 
Sittlichfeit nicht zumiderlaufen — was vom heutigen Stanbpunft ans bei zahl. 
reichen Strafarten des Mittelalters unzweifelhaft der Fall ift. Wie der Wider 
ſpruch der Geſetzgebung geyen das fittliche Gefühl unzweidentig erfannt werben 


Streajarten. 287 


fol, ift eine Frage des ethiſchen VBemußtfeins in der Geſchichte der menfhlichen 
Kultur, eine Frage außerdem ber Parteien, die den Kampf des Alten und des 
Werdenden auf dem Gebiete des Strafrecht? auszufechten ſuchen. Unzweifelhaft darf 
behauptet werden, daß öffentliche Strafen, welche die Rüdfihten des geſchlechtlichen 
Anflandes verlegen (Auspeitfhungen von Frauen) oder ein allgemein wiederfehrendes 
Zeugniß des Mitleidens mit den Beftraften herbeiführen, als unbebingt un- 
fittliche bezeichnet werben bürfen. 

7. Die Strafe muß durd ſich felbft erzwingbar fein, fie darf nicht weſent ⸗ 
(ih von der Nacıgiebigkeit und dem freien Willen der Thäter abhängen, wie das 
bei den alten Landesverweifungen der Fall war und in dem Abſchwören des Reiches 
fih offenbarte. Aus dem gleichen Grande verwirft die neuere Kriminalpolitit die 
Strafen der Abbitte, des Widerrufes und der Ehrenerflärung; Strafarien, die fich 
noh gegenwärtig in Hannover finden. 

8. Die Strafe fol theilbar fein, damit fie den verfchievenen Abftufungen 
ver Schuld entſpreche. Abſolute, keiner Gliederung fähige Strafmittel, welche 
the Quantitãtsbeſtimmungen zulafien, vereiteln ven höchſten Zwed der Gerechtig · 
kit, wenn nicht mindeftend alternativ die Auswahl eines minder fchweren, 
anderen Strafübels daneben geftattet wird. Schon aus diefem Grunde mußte bie 
abſolute Anprohung untheilbarer Strafarten (Todesſtrafe, lebenslängliche Zuchthaus⸗ 
firafe), wie geſchehen, von dem dritten deutſchen Juriſtentag zu Wien als ungu- 
laſſig und verwerflich bezeichnet werben. 

9, Die Strafe muß widerruflich fein im Falle nachträglich erfannter 
Jerthümer des Richters. Einige Kriminaliſten (Ortolan, Berner) fordern außerdem, 
daß fie auch im Wege einer vom Staate zu leiftenden Entſchädigung wieber gut 

werben fünne. Dob wird auf dies Erforderniß weniger Gewicht zu legen 
fein, weil bei theilweiſe vollfiredter Strafe der status quo ante niemals vollftändig 
wieder hergeftellt werden kann, fofern 28 fi nicht um Nüdgewährung eingezogener 
Geldbußen handelt. 

#t ven aufgeführten neun Merkmalen find die widhtigften Kennzeichen einer 
mwelmäßigen umd gerechten Strafart erfchöpft; je zahlreicher viefelben in einem 
beftimmiten Strafübel vereinigt find, deſto mehr Gründe hat die Gefepgebung, ſich 
für deſſen Anwendung zu entſcheiden. An viefen Mapftab ver kritiſchen Beurthei⸗ 
Img uns anlehnend, verfuchen wir nunmehr die einzelnen Strafgattungen und 
Steafarten in ihren Grundzügen darzuftellen. 

I. Lebensftrafen. Da bie Gefammtheit aller leiblichen und geiftigen Güter 
im Leben die Möglichkeit ihrer Eriftenz für den Dienfchen finvet, fo ift — was 
man auch immer von der größeren Härte lebenslänglidher Einfperrung jagen möge, 
bie Bernichtung der menſchlichen Perföntichleit unzweifelhaft die ſchwerſte Strafe. 
Das Leben ift der Güter höchſtes nicht, wenn es ſich darum handelt, für die er- 
habenften, über die einzelne Perſon hinausreihenden Ziele der. Sittlichkeit, für vie 
Familie, den Staat, vie Wiſſenſchaft, die Religion das Opfer des eigenen Unter+ 
zanges barzubringen, und freiwillig hinzugeben, was für die eigene Berfon 
das werthvollſte if. Zwangsmweife Entziehung des Lebens, als Sühne des 
Verbrechens, iſt unzweifelhaft das ſchwerſte der Strafübel. 

In der unendlichen Mannigfaltigkeit der Rebensftrafen, welche die Strafrechts- 

te verzeichnet, iſt zu unterfcheiden zwiſchen gejhärften (qualificirten) 

öftrafen, bei denen die Zuflügung von Schmerzen oder Nachtheilen, außer der 
Totung oder mittelft der Tödtung beabfichtigt wird, und einfachen Lebensftrafen, 
dei denen die Entziehung des Lebens allein als Zwed der Strafprohung erfcheint, 
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Die römische Kaiferzeit, die orientalifchen Gefepgebungen, das ganze chriſtlich⸗ 
germanifche Mittelalter bedienten fih mit einer verſchwenderiſchen Grauſamleit 
ſchmerzhafter und graufamer Tödtungen, theild um einer Symbolif der äußerlichen 
Bergeltung zu genügen, theils, weil das Verbrechen ſelbſt als ſinnlich angeregt: 
und darum finnlid zu unterbrüdende Frevelthat erſchien. Es gehört zu den auf- 
fälligften Thatſachen der Sittengeſchichte, daß einerfeits die republikaniſche 
Periode Roms, von einem vereinzelten alle abgefehen, gefchärften Todesftrafen 
entjagte, anderntheils feit der Reformation und dem Wiedererwachen klaffiſcher 
Studien Jahrhunderte vergingen, ehe man bie Unfittlicheit qualvoller Hinrichtungen 
begriff. Wenn auch feltener geworben, kamen doch noch zu Anfang des 19. Jahr: 
bunderts Fälle vor, in denen die gemeinrechtlich von der peinlichen Halsgeridts- 
ordnung (1532) gebrohten Strafen des Berbrennens und Räderns vol. 
zogen wurben. Hinfichtlic des Räderns laffen fi fogar Beiſpiele bis in das vierte 
Jahrzehnt diefes Jahrhunderts nachweiſen. Es bedurfte der ganzen Wudt ber 
wiffenfchaftlihen Erkenntnig, ehe man fi entſchloß, dasjenige aus ven Geſehz 
gebungen zu ſtreichen, was die fittlihe Empörung ganzer Generationen gegen ſich 
herausgefordert hatte. Die unbebingte Unfittlichleit der qualificirtten Todesſtrafen 
ift heute außer Zweifel; Niemand bat dies energiſcher ausgefprochen, ala Roffi 
in feinem Trait& de droit p@nal (III, 164): Le gouvernement, qui se permet 
encore l'usage de ces moyens, se deshonore, et il manque le but de la 
justice sociale. Par l’atrocit€ de ces exemples, il retient son peuple dans la 
barbarie, et en exeitant un sentiment de cruaut€ et d’horribles senaations, il 
repand & pleines mains les germes de ces mêmes crimes, contre lesquels il 
sevit. C'est bien assez, que l’'homme puisse supporter avec une impressiop 
morale, le spectacle du dernier supplice: si l’on y ajoute des formes repous- 
santes, des souffrances aiguäs, des tortures, les spectateurs finiront par ab- 
horrer la loi ou par l’imiter: il n’y a pas de milieu“. 

Wennzleih die Gegenwart auf die Zufügung körperlicher Schmerzen bexeit- 
willigft verzichtet, find dennoch nicht ſämmtliche Schärfungen der Todesftrafe 
weggefallen. Der code pénal, der 518 zum Jahre 1832 den Verwanbtenmörbern 
(parrieides) die rechte Hand vor der Hinrihtung abhaden ließ, verordnet noch 
heute, daß der Schuldige im Hemde, ſchwarz verfchleiert das Blutgerüſt befteige; 
Hannover ſchärfte bis 1859 die Todesſtrafe in ben ſchwerſten Fällen durch 
Hinausfchleppen des Delinquenten auf einer Kuhhaut, Preußen duch Entziehung 
der bürgerlihen Ehrenrechte. 

Unter den Mitteln, dur deren Anwendung die einfache Todegsſtrafe voll- 
zogen werben fann, verbienen unzweifelhaft diejenigen den Vorzug, welche am 
ſchnellſten und fidherften die Vernichtung des Lebens bewirken. Mit Ausnahme non 
Oeſterreich, weldyes vie ehemals ehrmürbige Inftitution des Galgens beibehalten 
bat und im dieſem Punkte eine Mebereinftimmung mit England aufweist, ift bie 
Enthbauptung zur allgemeinen Regel in Deutfchland geworben. Diefelbe follte 
nad) gemeinem Rechte mit dem Schwerte vollzogen werben, mit einem Werkzeuge, 
das in der Öffentlihen Meinung als ein ehrenhaftes im Gegenfage zum Strid 
galt, wird indeſſen heutzutage theild dur das Beil (Preußen und einige thü- 
ringifhe Staaten) theils durch jene Mafchine vollzogen, welcher der Doktor Guillotin 
ihren Namen gab. Was man gegen den Gebraud derartiger Mafchinen (Fallbeil 
und Fallſchwert) gefagt hat: daß mämlich die Bibel die Tödtung durch Menfchen- 
band vorausfege und außerdem auch bie Erinnerungen der franzöſiſchen Revolution 
die Anwendung unterfagen, darf theils als oberflählihe Betrachtung, theils 
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gerabezu als lächerliches Gerede bezeichnet werden. Schon häufig ift das Wider 
finnige hervorgehoben, weldes darin liegt, ein Hinrichtungsinftrument verantwortlich 
zu mahen für den Mißbrauch, welcher damit getrieben wurde. Ohnehin find 
alle Werkzeuge ver ftaatlih gebotenen Tödtung auch gleichzeitig Werkzeuge des 
Mordes. Soll überhaupt die Todesftrafe vollftredt werben, fo iſt zu wünſchen, 
daß man, allen Borurtheilen entfage und dasjenige Mittel wähle, das ſchnell und 
fiher töbtet. Die Mehrzahl der deutihen Staaten hat daher aud das Legiti— 
mitätöprincip und den Abſcheu vor der franzöflihen Revolution bei der An- 
eignung der von unferen Nachbarn erfundenen Mafchine bei Seite gelaſſen. Uebri- 
gend haben neuere Erfahrungen in Genf dargethan, daß auch Hinrihtungen 
mittel des Fallbeils mißlinzen können, und es mag dahin geftellt bleiben, ob fich 
ver Lieblingswunſch einiger Älterer Krininaliften, ein noch befferes Hinrichtungs- 
inftrument erfunden zu fehen, erfüllen wird oder nidt. 

Außer dem Hängen und der Enthauptung in ihren verſchiedenen Methoven, 
verorbnen die Milttärftrafgefeggebungen das Erfhießen als Stanbesftrafe, die 
indeſſen auch an andern Perſonen bürgerlihen Standes nad Berhängung bes Be- 
lgerungszuftandes theild durch Kriegsgerichte vollftredt, theils im Wege ver „Be- 
gnadigung zu Pulver und Blei“ verhängt werben kann. j 

Auch über die Äußeren Formen der Hinrihtung find einige wenige Worte 
zu jagen. Die Erfenntniß, daß die öffentlide Schauftellung des Henteramtes ent- 
Ihieden unfittlihe Einwirkungen auf anweſende Zufhauer ausübt umd für ven 
Abſchrelungszweck durchaus gar nichts bewirkt, führte namentlih in Deutſchland 
ur Nachahmung des in Amerika gegebenen Beifpiel® der fouenannten Intra- 
muranhinrichtung innerhalb eines gefchloffenen Raumes. Wer feldft einmal 
einer Öffentlichen Hinrichtung beigemohnt oder die nur zu wahrheitsgetreuet und 
fets wiederholten Schilderungen englifcher und franzöfifher Schriftfteller über die 
Rohheiten des ven Erekutionen beimohnenden Bublitums mit YAufmerkfamteit ge- 
(den hat, muß die Bedenken volllommen theilen, die zur Befeitigung jener den Pöbel 
anegenden „Boltsbeluftigungen“ geführt haben. Die Gegner der Todes- 
frafe mögen bedauern, daß bie Intramuranhinrihtungen der Anwendung ber 
Topeöftrafe unzweifelhaft eine längere Frift erwirkt haben, als dies fonft der Fall 
fein könnte. Bom Standpunkt des pofltiven Rechtes und der Erfahrung muß 
wenigſtens das zugegeben werben, daß die Entfernung Schauluftiger, die durch 
ven Aublick gewaltfamer Tödtungen nur abgehärtet werden könnten, manche ſchwer 
miegenden Borwürfe gegen die Tovesftrafe befeitigt hat und die äußere Würbe 
jenes traurigſten Altes menfchlicher Gerechtigkeit einiges gewonnen hat. Unrichtig 
it es freilich, die Intramuranhinrichtung als eine heimliche Veranftaltung im 
Gegenſatz zur Deffentlichkeit zu betrachten und mit der Praris venetianifcher Ere- 
Iutionen zu vergleichen. Ueberall, wo nämlich die unbedingte Deffentlichteit aus⸗ 
geihloffen .ift, wird für die Zuziehung von Urkundsperfonen, für die Gegenwart 
mehrerer Beamten und die glaubhafte Konftatirung des Herganges Sorge getragen. 
Inden die Publieität der Hinrichtungen befchränft wurde, vollzog ſich fomit gleich 
jan eine Gegenüberftellung des heutigen Rechtes zu dem alten Ingquifltionsprocek, 
der das gefammte Verfahren gegen einen Beſchuldigten in den tiefften Schleier ver 
Heimtichkeit hüllte und hinterher feine dem Volke unverſtändlichen Urtheilsſprüche 
an dem Delinguenten in der pomphaften Weife des hochnothpeinlihen Halsgerichtes 
vollfireden ließ. 

Allein aud vie neuerbings vielfah angenommene Hinrichtungswelſe mit be- 
Näränkter Deffentlichteit hat feineswegs dazu beigetragen, den Streit wegen bet 
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Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit der Todesftrafe im Allgemeinen zu beruhigen. 
Im Augenblide vielleicht zurüdgedrängt und beſchwichtigt, taucht immer und immer 
wieder die Forderung auf, die Todesſtrafe aus der Reihe ver zuläffigen Straf- 
arten zu entfernen. Unter Verzichtleiftung auf alle Einzelheiten einer faft unab- 
jehbar gewordenen Litteratur für und gegen bie Zobesftrafe, unterziehen wir 
uns der Aufgabe, den Staubpunft anzudeuten, von weldhem man bisher ausging. 

Schon im Altertfum und noch mehr in ven Uranfängen des Chriftenthums 
ließen ſich vereinzelte Stimmen gegen die Todesftrafe vernehmen. Einzelne hervor: 
ragende Schriftfteller der alten Kirche bezweifeln das Recht des Staates, ben Ber- 
brecher zu töbten und erbliden in der Vernichtung des menſchlichen Lebens einen 
Eingriff in die göttliche Gerechtigkeit. Nichts deſto weniger ift gewiß, daß bie zum 
Abflug gekommene Kirchenlehre des Mittelalters die Todesſtrafe nicht ver- 
wirft und fogar trog des Gates: ecclesia non sitit sanguinem gegen Ketzer 
felbft anwendet. Auch die proteftantifche Dogmatik erkennt in den erften Jahr- 
hunderten nad der Reformation, abgefehen von den Meinungen einiger Selten 
(wie der Socinianer, Duäfer), vie Rechtmäßigkeit der Todesſtrafe entſchieden an 
und fordert dazu auf: das Schwert ver Obrigkeit pflihtmäßig zu brauchen. Noch 
in der heutigen Zeit ift die Stimme der Kirche durchaus getheilt; während bie 
eine Partei aus vereinzelten, theils bilvlich gebrauchten, theils zweifelhaften nament- 
(ich altteftamentlihen Stellen die abfolute Nothwendigkeit der Todesſtrafe bar- 
zuthun unternimmt, verfucdhen andere, den Widerſpruch zwiſchen ber Todesſtrafe 
und den Geboten des Chriftenthums zu erweilen. An und für fi hätten wir 
wenig Beranlaffung, an diefer Stelle überhaupt des theologifchen Standpunftes zu 
gedenfen, wenn nicht die Stantelehre von Stahl und ben ihm verwandten ultra 
montanen Publiciften auch eine ftrafrehtlihe Dffenbarungsiehre aufgeftellt 
hätte, in der bie Todesſtrafe eine wichtige Rolle fpielt. Unferer eigenen Anſicht 
nad iſt aus dem neuen Teftament ein Marer Beweis für die Rechtmäßigkeit ber 
Todesftrafe nit zu erbringen und keineswegs nachzuweiſen, daß das Chriſtenthum 
fi gegen dies Strafübel grumbfäglicy aubers verhalten hätte, als gegen bie 
anderen gefchichtlic aufgegebenen Inftitutionen der alten Welt. 

Erft feit der Periode der naturrehtlichen Aufklärung begann ein ernflerer, 
bie größere Maffe der Gebildeten ergreifender und zur Theilnahme aufforbernder 
Kampf gegen die Todesſtrafe. Als Anfangspunft diefer immer allgemeiner gemor- 
denen Bewegung ber Geifter darf das Bud von Beccaria über Verbrechen und 
Strafen bezeichnet werben, das im Jahre 1764 erfchien und nad und mad in 
22 Sprachen überging. Insbefondere waren es die Franzofen und Italiener, welche 
von der Sprachweiſe Beccaria's ergriffen, die Abſchaffung ver Todesſtrafe ver- 
langten, aber auch die Fürften, welchen wie Leopold von Toscana, Joſeph II. und 
Katharina von Rußland der Ruhm milder und philofophifcher Denfweife erftre 
bungswäürbig erfhien, wurden von Beccaria’s Ausführungen bingerifien. Die Todes⸗ 
firafe warb 1786 in Toscana, 1787 in Oeſterreich befeitigt; Robespierre und 
fogar Marat fchrieben gegen fie; felbft die franzöſiſche Revolution hielt in bem- 
felben Augenblide, wo fie ihre Gegner maffenhaft vernichtete, gleichſam theoretiſch 
an der Unrehtmäßigkeit der Tobesftrafe feft und verorbnete ihre Aufhebung von 
dem Tage an, wo ver allgemeine Friede verkündet fein würbe. Dies Ideal ward 
ver Wirklichkeit indeffen mehr und mehr entrüdt, Der Rückſchlag ber franzöſiſchen 
Mevolution bewirkte nicht nur die Wiebereinführung der Todesſtrafe in Toscana 
und Defterreich, fondern aud eine Ernüchterung in den Vorftellungen der. höheren 
Gefjelfhaftstreife, denen die Humanität von jegt an als Gegenſatz gegen. die 
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Machtintereſſen der Regierenden erſchien. Im dem Geſetzbuch Napoleons (1810), 
das in allen romaniſchen Staaten zu hohem Anſehen gelangte, war von der Todes⸗ 
ftrafe der reihlihfte Gebrauch gemacht und fogar ein Rüdichritt gefchehen zu ven 
qualifichrten Tobesftrafen, welche die franzöfifche Revolutionsepoche ausdrücklich be— 
feitigt hatte. Als außerdem noch die Theorie des Bürgervertrages, von 
welder Beccaria ausgegangen war, aus dem Zeitbewußtfein ſchwand, galt e8 ben 
Kampf gegen die Todesſtrafe mit neuen Waffen zu beginnen. Vorerſt wurde nur 
das erreicht, daß fowohl in England wie aud in Frankreich die Reihe der tobes- 
würdigen Berbreden nah und nad immer mehr vermindert ward. Louis Philipp, 
welcher fi 1830 auf bie an ihn gerichteten Anträge auf Abſchaffung der Todes⸗ 
frafe im Sinne der Bittfteller ausſprach, ließ es dennoch beim Alten bewenden, 
obwohl es feit 1832 in die Hände der Gefhwornen gelegt ward, durd Annahme 
mildernder Umftände die Todesftrafe außer Anwendung zu laffen. Ein weiterer 
Anſtoß lag in den Greigniffen des Jahres 1848, während deſſen die proviſoriſche 
Regierung von Frankreich und die republifanifche Verfaffung dieſes Staates die 
Todesſtrafe für politifhe Verbrechen befeitigte. Biel weiter ging man in Deutfdh- 
ı land, Die Grundrechte hoben die Todesſtrafe, vorbehältlih ber Fälle des 
Kriegsrechtes und der Meuterei zur See gänzlich auf. Wie zu erwarten, trat in» 
deſſen auch in Deutfchland die Rüdfchrittsbewegung diefer Errungenfhaft fehr bald 
entgegen; nur wenige von benjenigen Staaten, welche vie Grundrechte verkündet 
hatten, blieben nach der Befeitigung derfelben, bei der Aufhebung der Todesſtrafe 
Reben (Naffau, Oldenburg, Bremen, Anhalt-Bernburg); in der Mehrzahl griff man 
wieder zu einem Strafmittel, deſſen man nicht entrathen zu können vermeinte. Auch 
in außerbeutfchen Landen wurbe bie alte Streitfrage mit zunehmendem Eifer ver- 
handelt. Neuenburg und Freiburg fagten ſich von der Zobesftrafe los, ebenfo 
Toscana (1859), das fortwährend zwiſchen den Negungen der Freiheit und ven 
Reftaurationsgelüften einer von Defterreich beherrſchten Bolitit ſchwankte. Auf 
ameritanifhem Boden waren es die Staaten von Rhode Island, Wifconfin und 
Michigan, vie gleichfalls auf die Anwendung der Todesftrafe verzichteten. Das- 
ſelbe geſchah in einigen ſüdamerilaniſchen Republiten. 

Als man 1861 in England zu einer Revifton der Strafgefege ſchritt, behielt 
man nur zwei als todeswürdig eradhtete Verbrechen bei: vollendeten Morb und 
Hochverrath ; während man zu Anfang des Jahrhunderts deren 150 gezählt hatte, 
In feinem Rande Europa’8 fehlt es gegenwärtig an Gegnern der Todesſtrafe; es 
gibt feine gefeßgebende Berfammlung, in welcher deren Abfhaffung nicht von Zeit 
zu Zeit befprodhen würde. In Belgien und England verfechten befondere durch bie 
Ingesprefje wirkende Vereine die Grundſätze der Humanität gegen vie geltenden 

fimmungen der Strafgefeßgebung. Italien befigt fogar eine eigens für bie Ab» 
ſchaffung ver Todesftrafe wirkende Zeitfchrift. Ein Rüdblid auf das im Verlauf der 
sten Jahrhunderte erreichte Refultat zeigt uns eine fortfchreitende Beſchränkung in 
der Anwendung der Todesſtrafe, freilih aud einen Zufammenhang zwiſchen den 
begüglichen Gefeggebungsakten und allgemeinen politifhen Bewegungen. Selbft die 
wiffenfhaftlihen Vertheidiger der Tobesftrafe verlangen, daß nur bei den 
en Morbfällen die Vernichtung des Schulvigen eintrete und mißbilligen 
diejenigen Gefeggebungen, welche außer vdiefen Fällen von der Androhung ber 
Todesftrafe Gebraud machen. Unverkennbar haben ſich in der Strafriedhts- 
wiffenfhaft die Gegner der Todesftrafe vermehrt, deren Beibehaltung ober. 
ng eine Frage von allgemeinftem Interefje geworben ift; ebenfo wenig 

laßt fi aber läugnen, daß man in den Stantsregierungen geneigt ift, die Kon 
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troverfe als eine politiſche Machtfrage zu betrachten und daß in ben gefeg- 
gebenden Körperfhaften die Parteiprincipien in die Behandlung biefer An— 
gelegenheit eingetrangen find. 

Was zur Necdtfertigung der Todesftrafe heutzutage vorgebradt wird, läßt 
fih theils auf den Geſichtspunkt ver Staatsmacht, theils auf wiſſenſchaftlich 
ftrafrehtlihe Theorie, theilds auf Erwägungen praftiiher Zweckmäßigkeit zurüd- 
führen. 

Im Hinblid auf die Autorität der Staatsgewalt und ihr Berhältnig zu den 
Unterthanen fcheint es mandem bevenflih, das Bewußtſein von der unbebing- 
ten Ueberorbnung des Oefammtwillens über die Einzelrechte zu erfchättern, indem 
man die Verfügungsbefugnig des Staates-über das Leben des Verbrechers unbe- 
dingt verneint. Savigeny beforgte, als der Entwurf des preußifhen Strafgefeg- 
buches vorbereitet wurde, von der angeregten Abſchaffung der Todesftrafe eine 
bedenkliche Abſchwächunz des Rechtsbewußtſeins im Volke, glaubte aber nichts deſto 
weniger, daß bei allgemeinerer Verbreitung eines höheren fittliden Bildungsgrades 
der Zeitpunft der Abſchaffung bereinft eintreten könne. Damit übereinftimmend 
wirkt bei der großen Mehrzahl der Fürften, bewußt oder unbewußt die Vorftellung, : 
taß das „Recht über Leben und Tod“, felbft wenn ed auch nur in der bedingten 
Form der Begnadigung geübt wird, zu dem wefentlichen Attributen der höchften 
monarchiſchen Autorität gehöre und deswegen nicht vergeben werben dürfe. 

Vom Stantpunft der gerechten Bergeltun, aus behaupten dagegen die wiſſen- 
ſchaftlichen Vertheidiger der Tovesftrafe, unter denen Abezg, Wädter, Geib 
und Hülfchener in der heutigen Zeit hervortreten, daß die Tobesftrafe als ein 
Hequivalent der ſchwerſten Verbrechensfälle beibehalten werben müffe, weil nament- 
(ih zwifhen Mord und den ſchwerſten Freiheititrafen fein richtiges Berhältnig 
beftehen könne. Auch wird daran erinnert, daß das Volksrechtsbewußtſein der 
Gegenwart an ber Nothwenpigfeit und Gerechtigkeit der Todesftrafe fefthalte. Diefe 
Gründe werben inbeffen dadurch entfräftet, daß erfahrungsmäßig die beſſeren und 
gebildeten Schichten der Gefellfhaft zum Theil eine ftarfe Abneigung gegen die 
Tovesftrafe an den Tag legen, daß die Gefhmwornen, von diefer Abneigung mit- 
beftimmt, theils zu ungerechtfertigten Freifprehungen getrieben worden, theils, wie 
in Frankreich, durch Annahme mildernder Umftänvde felbft in vielen fehr ſchweren 
Mordfällen die Anwendung der als ungerecht gefundenen Todesftrafe ausfchließen. 
Wäre die Vollftredung der Todesftrafe in den Fällen eines rechtsfräftigen Todes» 
urtheils wirflih eine nothwendige Forderung des Rechts, als melde fie vom 
Standpunkt der abfoluten Strafrehistheorie aus behauptet werben muß, fo lange 
fie überhaupt befteht, fo würde diefe Theorie im grellften Widerſpruche ftehen zu 
ver faft allgemein in Europa geltenden Praris, wonad die überwiegende Zahl ver 
Tobesurtheile im Wege der Gnade umgeändert wird. Die Gerechtigkeits— 
theorie vermag in ihrer Abftraftion nur die relativ firengere Beftrafung des 
Mordes im Berhältniß zu anderen Verbrechen darzuthun, ift aber unferer Anficht 
nach außer Stande, nachzuweiſen, daß pas fehwerfte aller Strafübel nothwendiger- 
weife die Todesftrafe fein müſſe. Sol die Todesitrafe abgefhafft werben, jo wird 
allerdings eine gleichzeitige proportionale Herabfegung der Straffäge für alle nicht 
todeswürbigen Verbrechen vorzunehmen fein. 

Endlich berufen fih die Mriminalpolitifhen Vertheidizer der Todesſtrafe auf 
ihre beſondere abfchredende Wirkung und in Folge deſſen auf die erhöhte Sicher- 
heit des menfhlihen Lebens gegen mörberifche Angriffe. Aus der Furcht, melde 
verurtheilte Verbrecher meiftentheils vor dem Alte der Hinrichtung verrathen, aus 
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ifrer Freude Über eine Begnabigung zu lebenslänglichem Gefängniß fließt man, 
wie und fheint unerlaubter Weife, auf die abfhredenden Wirkungen der Todes— 
ftrafandrohung in demjenigen Stadium, wo ber Verbrecher über die Ausführung 
eined Verbrechens mit fich berathfchlagt und theils durch die befondere Stärke ber 
treibenden Motive gegen die rubize Ueberlegung ver Verbrechensfolgen blind ge— 
macht wird, theils in Borausfiht des möglichen Lebensverluftes die Durchführung 
feiner Abſicht im tieferes Geheimniß und eine forgfältigere Vorbereitung einhällt. 
Alles, was ſich gegen den Glauben an Abfchredung im Allgemeinen fagen läßt, 
richtet fi auch gegen diefe Auffaffung. Eine kriminalſtatiſtiſch beurkundete Erfah: 
rung belehrt uns vielmehr, daß der Tobesftrafe eine fpecififch abſchreckende Kraft 
um fo weniger beiwohnt, al& die wirkliche Vollſtreckung wegen ver Schwierigkeit, 
gerade den Morbbeweis (zum Unterfchieve von Todtſchlag) au führen, durch das 
größere Berhältnig der Freifprehun,en auf Grund oft geringfügiger Beweismängel 
und dur die überwiegende Ziffer der Begnadigungen in weitere Ferne gerüdt 
wird, als die Zufügung irgend eines anderen gefeglihen Strafübels, Je mehr fi 
das öffentliche Mitleiden bei Hinrichtungen äußert, je häufiger die Stimme hervor- 
razender Männer die Todesftrafe mißbilligt und der Zweifel an deren Rechtmäßig- 
kit au in den dem Verbrecher näher ftehenven Kreifen gehört wird, defto mehr 
muß bie etwa vorhandene Abfchredung an Kraft verlieren. Allein auch vie Beob- 
achtung der Thatfachen Iehrt, daß in Ländern, wie Enzland, die allmähliche Ab- 
Ihaffung der Todesſtrafe keine Vermehrunz der früher todeswürbigen Verbrechen 
zur Folge hatte. Lehrreih find namentlich aud die Erfahrungen in Toscana, 
Sie beweifen, daß im der Periode von 1852 bis 1854, als die Tobesftrafe be- 
Rand, 27 Kapitalverbrechen begangen murden, in der Zeit von 1859 bis 1864 
nah Abſchaffung derfelben nur 22; diefelbe Erfahrung war ſchon früher in dem— 
jelben Lande durch einen Bergleih von 1846 (14 Morbe unter Herrſchaft ver 
Tobesftrafe) und 1847 und 1848 (5 und beziehungsweife 6 Morpfälle nah Auf- 
hebung der Todesftrafe) gemacht worden: eine Erſcheinung, die zur Beweiskraft ver 
fräteren Ermittelungen beiträgt. Auch in dem Kanton Freiburg, in Rhode⸗Jsland, 
Bisconfin, Michigan, Sadhfen-Weimar, Anhalt haben amtliche Erhebungen zu 
gleihen Ergebniffen geführt. Zwar wollte man in Würtemberg nad der Aufhebun 

der Todesſtrafe eine Vermehrung ſchwerer Verbrechensfälle beobachtet haben; doch 1 

ſchon äfters bemerft worden, daß aus beftimmten Gründen ein Kaufalzufam- 
menhang in diefem Falle äußerft unmahrfcheinlich gemacht wird. Wir betrachten 
es vielmehr unfererfeits als eine ausgemachte Wahrheit, daß die allgemeine 
Rechtsordnung auch ohne Todesftrafe in hinreichender Sicherheit beftehen Tann 
und halten es nur für eine nach Ort-, Zeit-, Bildungs- und Staatsverhältniffen 
su prüfende Thatfrage, ob unter gegebenen BVerhältniffen dieſer Erfolg als ein 
wahrfheinlicher angenommen werden darf. Die für die Todesſtrafe in der Gegen- 
wart beigebrachten Gründe find jedenfalls nicht der Art, um eine Berechtigung 
tiefer Strafart bedingungslos varzuthun und als einen Glaubensartitel ber 
Menfhheit zu behaupten. 

Auf der andern Seite ift es ebenfo gewiß, daß ſich Heute verhältnißmäßig 
menige von der abfoluten Rechtswidrigkeit der Todesftrafe überzeugen laffen werden. 
Bern wirklich dargethan werben könnte, daß die Todesftrafe für die ftaatliche Ord— 
nung unerläßlid und unerfeglih und durch das allgemeine Rehtsbewußtfein eines 
beſtimmten Staates unzweidentig gefordert wäre, fo würden wir ben abftraften, 
vom fpefulativen Standpunkt der Philofophie hergeleiteten Bedenken zwar die Be- 
rechtigung einer nach Geltung ringenden Idee, aber keine unmittelbare Bedeutung 
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für die Geftaltung des pofitiven Rechtes zuerkennen. Bom kriminalpolitiſchen Ge- 
biete aus laſſen ſich freilich heutzutage, wo ber Staat über ein forgfältig einge: 
richtetes Strafanftaltsmefen verfügt, jene Behauptungen widerlegen, denen zu Folge 
ber Staat der Todesſtrafe zu feiner eigenen Sicherheit nothwendig bedarf. Eine 
rein phyſiſche Vernichtung entſpricht den Anforderungen an die fittlidhe Reaktions: 
fraft der Strafe fehr wenig; Zodesftrafen wirken außerdem auferorbentlich un- 
glei) auf die davon betroffenen Perfonen. Daß fie die Möglichkeit der Beſſe— 
rung geradezu ausſchließen, liegt außerdem auf der Hand, fobald man ſich von 
tem Irrthum losfagt, daß jene Angefichts des Schaffots dargelegte Reuigkeit und 
Bußfertigkeit volllommen identiſch ift mit der Befferung, die fi im Leben und in 
Werten bethätigt. Ebenfo falſch iſt es, wie ug gethan haben, von ber angeb- 
lihen Unverbefierlichleit des Mörders aus die Nothwendigkeit feiner Vernichtung 
zu behaupten. Zahlreihe Beifpiele lehren, daß der Morb viel häufiger das Er- 
zeugniß vorübergehenver Leidenfchaften und Berirrungen, als einer zuftändlich im 
Willen liegenden Bosheit ift. 

Gegen die Todesftrafe fällt außerdem die Möglichkeit richterliher Irrthümer 
ſehn ſchwer ins Gewicht. Eine keineswegs feltene Erfcheinung ift es, daß die Un- 
ſchuld folder, die vechtösfräftig zum Tode verurtheilt wurden, fpäterhin nachgewieſen 
werben fonnte, Der lette dieſer Fälle ereignete fi zu Anfang diefes Jahres (1865), 
als ein Italiener, Namens Pelizzioni, von einer englifhen, nah beftimmten Be- 
weisregeln urtheilenden Jury unter Billigung des vorfigenden Richters einftim: 
mig zum Tode verurtheilt wurde. Seine Rettung von dem Stride des Henters 
war nicht ein Werk amtlicher Thätigkeit, fondern lediglich den Bemühungen eines 
Privatmannes zu danken. Wir felbft fennen aus dem Derlauf ber legten 12 Jahre 
nicht weniger ald 25 nachweisbar irrige Todesurtheile, abgefehen von ven- 
jenigen, bie zu fehr erheblichen Zweifeln Anlaß bieten. Gegen dieſe furdtbare Ge: 
fahr des Juftizmorbes gibt es feine Garantien; felbft die beften und zuverläffigften 
Beweismittel trügen. 

Denn man daran erinnert, daß auch bei anderen Strafen ein ungeredhtes 
und irriges Urtheil gefällt werden könne und fomit die Scheu vor der Berurtbei- 
lung Unſchuldiger die Unzuläffigkeit jeder Strafrehtspflege überhaupt beweiſen 
würde, jo überfieht man einen fehr wichtigen Unterfchied. Alle Strafen mit Aus- 
nahme der Todesftrafe und der längft verworfenen Leibesftrafen, geftatten eine 
fpätere Nüdgängigmahung nach erfanntem Jrrthum des Richters, oder wenn fie 
verbüßt find, Entſchädigung und eine das Rechtsgefühl verfühnende Genugthuung 
durch den Staat. Eine Gleichſtellung der Freiheit: und Gelpftrafen mit der Tobes- 
ftrafe ift alfo in diefem Punkte der Widerruflichkeit unmöglih. Wenn daher über: 
haupt die Möglichkeit befteht, aud bei todeswürbigen Berbrehen anderweitig 
den Intereffen der Sicherheit zu genügen, fo würbe unferer Anficht nad die furdt- 
bare Berantwortlichkeit eines Juftizmordes den Staat davor warnen, ſich felbfi 
im Boraus die Gelegenheit zu entziehen, daß ein fpäterhin erfannter Irrthum ver: 
beffert werde. Gerade bei der jegt geltenden Regel öffentlicher Rechtspflege, bei 
dem alle lefenden Kreife durchdringenden Antheil an ſchweren Verbrechensfällen, 
betheiligt fi die prüfende und ſichtende Kritif der öffentlihen Meinung mehr venn 
je an Zobesurtheilen. Alle Umftände für und wider werben erörtert, die ſchwer 
zu ziehenden Grenzlinien zwifchen überlegtem Mord und nicht überlegtem Vorfag 
hierhin und dorthin verrüdt, Zweifel ausgeftreut an der Richtigkeit der juridifchen 
Auffaffung, die Chancen der Begnadigung befproden und das innerfte Gewiffen 
ber Zeitgenoffen erfhüttert oder verwirrt. Geſchieht es enbli gar, daß wie im 
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freieren Staaten, namentlich in England und Amerika, die Begnabigung eines zum 
Tode Berurtheilten zu einer Angelegenheit petitionirender Maffen in faft allen 
Fällen gemacht wird, fo ift ficherlih der Augenblid gelommen, wo bie fernere 
Beibehaltung ver Todesſtrafe ben höheren politifhen Interefjen des Staatslebens 
geradezu machtheilig werben muß. Es kommt daher, wie wir überzeugt find, gar 
nicht daranf an, einen zwingenden Beweis zu führen, daß das allgemeine Rechts- 
bewußtfein im Volle die Aufhebung ber Tovesftrafe einftimmig oder mit Majorität 
fordere. Es genügt und muß als entſcheidend für die Strafgefeggebung betrachtet 
werden, wenn der aus fittlichen Yundamenten hervorgegangene Widerfprud gegen 
bie Todesftrafe über die gelchrte Abftraftion hinaus in bie gebildeten Schichten 
bes Volles eingedrungen ift und die Kraft aufrichtiger menſchlicher Ueberzeugung ger 
wonnen bat. Eine Strafe, deren Durdführung jebesmal das Rechtsgefühl eines 
erlennbaren Bruchtheils tief verlegt, ift nad allen Grundſätzen vernünftiger Be- 
trachtung zu verwerfen. Es wäre unnatärlih und traurig, den Standpunft ber 
Majoritäten in der Auswahl der Strafübel feftzuhalten. Was die Anficht deutſcher 
Juriften betrifft, jo bat fich der vierte deutſche Juriftentag zu Mainz (1863) in 
jeiner Mehrheit für vie Abfhaffung der Tobesftrafe erflärt und feine Zuftimmung 
zu den in den beutfhen Grundrechten vorbehaltenen Ausnahmen bes Kriegsrechts 
und der Meuterei ausgefprohen. Solche Ausnahmen find nicht von ber Hand zu 
weiſen; es können flaatliche Nothftände eintreten, in benen die Rückſicht ber 
Selbfterhaltung und ver Nothwehr an die Stelle ver fireng objektiv er- 
wögenden, einen georbneten Friedenszuſtand und bie Herrfchaft des Geſetzes vor⸗ 
ausſetzenden Strafrechtöpflege treten; Uebergangszuftände, in denen bie Gejellichaft 
wiſchen anarchiſcher Auflöfung und Neugeftaltung einer feften Ordnung kämpft, 
eine Gefammtgefahr, welhe nur durch die Diktatur der Gewalt entfräftet werben 
kann, Auf dieſe Möglichkeit bin braucht man aber dem Frieden fein Recht nicht 
ju verfümmern, indem man die Furcht vor unberechenbaren Schidjalsfhlägen ala 
einen Maßſtab des Thuns und Laſſens anerkennt. Wir beſchließen dieſe Ausfüh- 
ungen durch den Hinweis auf eine Schrift des bedeutendſten deutſchen Gegners 
der Todesſtrafe, eine Schrift, welche das gefammte Material für und wider bie 
Tedesſtrafe in erſchöpfender Weife darlegt: Mittermater, Die Todesftrafe nad) 
ven Ergehniſſen ver wiſſenſchaftlichen Gerfäungen, der Fortfchritte der Geſetz⸗ 
gebumg ber Erfahrungen (Erlangen 1862). Bon ben Gegnern der Tobesftrafe 
nennen wir nur diejenigen, welche unter den neweren kriminalrechtlichen Schrift 
ſtellern hervorgetreten find, ohne darum den Verdienſten der Werzte und Philo⸗ 
fophen zu nahe treten zu wollen. In Deutihland: Berner, Berger, Geyer, 
Safer, Götting, Köftlin, Zöpfl, Wahlberg; in Italien: Ellero, 
Beffina, Bifanelli, Pieruntoni, Boletti, Panattoni. In Schweden 
’Dlivecrona, in Belgien: Haus, Nyples, Thouiffen, Bifhers, 
Ducpetianr; in Franfreih: Drtolan, Berenger. Es find dies glänzende 
Namen, deren bloße Anführung diejenigen befhämt, welche ehemals bie Leicht- 
jertige Behauptung mwagten: die Aufbebung der Tobesftrafe jei zumelft von den⸗ 
jenigen gefordert worben, welche fie felbft verdient! Wenn eine derartige Anmaßung 
denjenigen nachgefehen werben konnte, vie dabei ehemals an Marat und Robes- 
pierre dachten, fo würbe heutzutage ein Zweifel an bie ebelften Beweggründe bet 
den Gegnern der Todesftrafe, ein Zeichen rohefter Parteileidenſchaft fein. 

II. Zeibesftrafen. Wie vie Lebensſtrafen in gefchärfte und einfache unter» 
ſchieden wurden, ebenfo verhält es ſich auch mit den Leibeöftrafen, welche gegen 
bie Integrität des menfchlihen Körpers gerichtet find und darum in innerer 
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wanbtichaft mit jenen ftehen. Faſt überall findet man in ber Strafrechtsg eſchichte 
graufame Tovesftrafen als Begleiterinnen ſchmerzhafter Körperftrafen. Die ge: 
ſchärften Leibesftrafen oder Berftümmelungen wurden zwar am Schluſſe der römi— 
Shen Rehtsentwidlung durch Juftinian auf das Abhauen ver Hand beſchränkt, im 
deutſchen Mittelalter hingegen außerorbentlid vermehrt und auch burd bie pein- 
lihe Halsgerichtsordnung in fchredliher Mannigfaltigfeit zugelafien. Es ift fein 
Grund, ſich deſſen zu verwuntern, fobald man den Zufammenhang beachtet, in 
welchem verftümmelnve Leibesfirafen dem Gedanken nad mit der Einrichtung der 
Folter ftehen. In demſelben Augenblid, wo man die Bermerflichkeit ver Tortur 
einzufehen begann, mußte man aub an der Beredtigung des Staates in Beziehung 
auf Verftümmelungen irre werben. Ohne auf die Fortfchritte der —— zu 
warten, ſetzte denn auch der gemeinrechtliche Gerichtsgebrauch gegen die Mitte des 
vorigen Jahrhunderts die geſchärften Leibesſtrafen außer Kraft. Keine einzige 
deutſche Geſetzgebung iſt nach dieſer Seite hin rückfällig geworden; dagegen finben 
ſich außer Deutſchland auf dem europäiſchen Kulturgebiete allerdings noch Reſte 
einer ſchwer begreiflichen Barbarei. Einzelne ſüdliche Staaten der nordamerikaniſchen 
Union haben in ihren Strafgeſetzbüchern noch Verſtümmelungen, und ebenſo benutzt 
England die Brandmarkung, um Deſerteure kenntlich zu machen. 

Anders verhält es ſich mit den einfachen Leibesſtrafen, die in Geſtalt der 
körperlichen Züchtigung oder Prügel auch noch in Deutſchland Anwendung finden. 
Bis zum Ende des vorigen Jahrhunderts hielt man ganz allgemein an der Zwed- 
mäßigkeit und Angemeffenheit tiefer Strafart feft; abelige Kadetten und Fähnriche 
wurden damals in Preußen noch geprügelt; nur allmählich lehnte ſich das feinere 
Gefühl der höher gebilteten Stände gegen eine als befhimpfend erfannte Behand: 
lung auf. In die unterften Schichten der Bevölferung zurüdgebrängt, gerteth bie 
förperlihe Züchtigung endlih In Widerſpruch mit dem Grundfage der allgemeinen 
Nechtsgleichheit. Sie wurde, fobald man fih gegen Standesſtrafen für be 
fonvere Bevölkerungsklaſſen erklärte, unhaltbar und deswegen von dem beutfchen 
Grundrechten abgejchafft. Schon vor 1848 war die Stimme der Wiffenfchaft ent- 
ſchieden gegen bie Prügelftrafe erhoben und deren Abſchaffung in Naffan, 
Braunfhweig, Baden und Heffen durchzeſetzt worden; er nad 1848 
entftand bei einigen beutfhen Kammermitgliedern der Verdacht, die Prügelftrafe 
fünne, weil fie von den Grundrechten (Art. 9) befeitigt worben, wohl zu den ge 
heiligten ZTrabitionen gehören, deren Berläugnung die Autorität des Staates zu 
fchädigen geeignet wäre. Wie die Todesſtrafe, ebenfo wurde aud die Prügelftrafe 
zu einer politifhen Barteifrage hier und ta erhoben, die Gegnerfhaft gegen bie. 
felbe als ein ftaatsgefährlicher Idealismus oder weichliche Sentimentalität ange 
jehen. PVorzugsmeife aus folden Erwägungen ift bie Wiedereinführung ber 
Prügelftrafe in einzelnen deutſchen Staaten zu erflären. Diefelbe befteht gegen 
wärtig no zu Redt in Sadhfen, wo das Marimum der Hiebe 60 beträgt, in 
Defterreih, Hannover, Würtemberg, Altenburg, Medlenburg, 
Holftein, Hamburg. Die Mehrzahl diefer Staaten trifft wegen der Wieber- 
einführung der Prügel unzweifelhaft ein ſchwerer Borwurf; denn, wenn irgend 
jemand daran zweifeln fonnte, ob der Augenblid zur Abfhaffung der Prügelftrafe 
1848 gefommen mar, fo fcheint e8 doch unmöglih, die Wiedereinführung ber- 
jelben genügend zu motiviren. An die Tobesftrafe nüpften fih, als man fid 
gegen bie Grundrechte auflehnte, wirkliche oder vermeintliche Machtintereſſen ver 
Regierung; einen pofitiven Werth ver körperlihen Züchtigung konnte Niemand be 
baupten. Nur in einem gegenwärtig verwerflihen Einne fann man eine politifde 
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Seite an der Prügelftrafe nachweiſen: wenn es darauf antommt, eine Grenzſcheide 
zu ziehen zwiſchen höheren Ständen, bei denen die Züdtigung nicht angewendet 
werben fol, und gefellihaftlih abhängigen Klaffen, wie Dienftboten, Tagelöhnern 
und Landſtreichern, denen fie zugefügt werben darf. Eine derartige Trennung ber 
Bevölkerung in eine prügelfähige und nicht prügelfähige Klaffe entfpricht allerdings 
ver kurzſichtigen Auffafjung derjenigen, welche in beftimmten Privilegien ver höheren 
Stände die Grundlage des focialen Einfluffes ſehen. Nur aus ſolchen Auffafjungen 
läßt es ſich erflären, daß das preußifche Herrenhaus ſich für die Wiedereinführung 
ver Prügelftrafe ausſprach und die mecklenburgiſche Ritterfhaft ſich im Widerſpruch 
mit der öffentlihen Meinung Deutſchlands durch ein vielfach beſprochenes Prügel- 
geiles (vom 16. April 1864) ermächtigen ließ, gutsobrigkeitlich patrimonial bie 
„Dienftvergehen” des Gefindes mit Stodprügeln zu ahnden. Abgefehen ven folden, 
heutzutage dem Rechtsſtaat zumiberlaufenden Anfichten, gibt es Feine Rechtfertigung 
für die Prügelftrafe, die rechtlich und kriminalpolitifch betrachtet, allen vernünftigen 
Anforderungen an die Zwedmäßigkeit der Strafe Hohn ſpricht. Selbft diejenigen, 
welche wie Wächter und Geib vie Beibehaltung ber Todesftrafe rechtfertigen, 
ſprechen fi) unbebingt verdammend gegen bie förperlihe Züchtigung aus. Auf dem 
Juriftentag zu Wien, der Hauptftabt eines Staates, in dem bie Brügeiftrafe ge 
jeglih befteht, fand fich Feine Stimme, welche gegen die ala nothwendig be 
zeichnete Abſchaffung Widerfprud erhob. Ä 

Dennodh find wir durch das gegenwärtige Beftehen der einfachen Leibesftrafe 
in mehreren veutfchen Staaten gendthigt, die Gründe anzuveuten, welche das Ur— 
theil der Wiffenfchaft und der öffentlichen Meinung beftimmen. Zunächſt if darauf 
aufmerffam zu machen, daß die körperliche Züchtigung in verſchiedener Weife zur 
Anwendung kommen Tann: 1. als richterlih oder polizeilih zu erfennende Strafe 
für jugendlihe VBerbreher und Bagabunden (Hannover, Sahfen, Würtemberg), 
für Rädfälige oder ala Stellvertretung bei Dienftboten, Gefellen, Lehr- 
jungen und foldhen Perſonen, die ihren Unterhalt mit Tag: und Wodenlohn er: 
werben, alfo durch vie Einfperrung einen Lohnverluft erleiden würden. Nach dem 
gemeinrechtlichen älteren Gerichtsgebrauch, mie nad römiſchem Recht pflegte man 
überhaupt die Prügel als ein Surrogat für den Unvermögensfall zur Zahlung 
einer Geldbuße zu behandeln. 2. Als richterlich zu verhängende Strafſchär— 
fung neben einer freiheitftrafe; 3. als Orbnungs- und Ungehorfamsftrafe in ber 
Unterfuhung wegen hartnädigen Fäugnens, verweigerter Antwort oder Simulation 
förperlicher, die Vernehmung hindernder Gebrehen, wie Tanbheit, Wahnſinn 
u ; 4. als Mittel der äußeren Disciplin und Zucht in den Straf- 

ten - 


Zur Rechtfertigung der Prügelftrafe hat man einige ganz hinfällige und werth- 
leſe Gründe angeführt, nämlich: die Billigkeit, die dem Staat an Gefängnifein- 
richtungen zu fparen erlaube, vie mwohlthätige Wirkung im BVerhältniß zu länger 
dauernden, die Arbeitöverhältniffe ftörenden Einfperrungen, die Unzulänglichkeit ber 
Frelheitſtrafen für fittlich ftumpfe Verbrecher, wie Bettler und Vagabunden , bie 
e des Boltes, welche fi häufig dahin vernehmen laffe, daß dieſer oder 
jener Berbrecher „Prügel verdiene“. Der Unwerth dieſer Anführungen liegt 
auf der Hand. Wenn Billigkeit den Mafftab ver Gerechtigkeit bezeichnet, jo würde 
ein guter Strid für alle Vergehen das befte Strafmittel, der Galgen die financiell 
vortbeilhaftefte Stanteeinrichtung fein. Was man als Volt und Bolfesftimme 
m diefem Falle bezeichnet, ift micht verfchieven vom Pöbel, ver an allen Robheiten 
Gefallen findet. Hört man einmal im Munde gebilveter Männer die Aeußerung, 
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baß jemand Prügel verdient habe, fo fann damit offenbar nichts anderes gemeint 
fein, als die Außerfte Geringſchätzung für eine beftimmte Handlungsweiſe, beren 
Berächtlichkeit damit ausgebrüdt werben fol, daß man Prügel als paſſende Ber: 
geltung bezeichnete. Mancher mag fogar eine moralifhe Genugthuung empfinden, 
wenn einem Manne, ver fich die allgemeine Beratung zuzog, ohne daß ihn dat 
Geſetz zu erreichen vermöchte, von Privatperfonen eine ſchimpfliche Behandlung 
widerfährt, aud wird es Fälle geben, in denen eine Mißhandlung durch Schläge 
uns vom Standpunkte des Betroffenen als wohlverdient erfcheint. Damit ift aber 
keineswegs das Ziel bezeichnet, das die Geſetzgebung in ihrer Allgemeinheit 
anerkennen fol. Eine Mißhandlung für unmürbiges Betragen mag zumeilen bas 
moralifhe Gefühl oder bie Leidenfchaft befriedigen; fie bleibt aber immer ein ge 
feglich nicht zu buldendes Unrecht, welches gar nicht verglichen werben kann mit 
dem Rechtsakte der Etrafe, die nad objeltiven Gründen und im allgemeinen In: 
tereffe zu verhängen ift. Thatfache ift für die Gegenwart, daß in der öffentlichen 
Meinung die Prügelftrafe als eine entehrende Beihimpfung anerfannt wird, und 
daß biefe Auffaffung nicht mehr auf die höheren Geſellſchaftskreiſe beſchränkt, fon- 
bern in die Maffen eingedrungen iſt. Darauf aber ift der Hauptnachdruck zu 
legen. Es wäre unzweifelhaft einer ber größten fehler, wenn man von Amtswegen 
bie höhere Feinheit des Ehrgefühle mißachten oder einfach für unberechtigt erklären 
wollte. Statt die Maſſen des Volkes fittlib zu heben, würde man dazu beitragen, 
fie von dem Streben nah höheren Zielen künftlih fernzuhalten. Nur die Be: 
(hränktheit vermag zu beflagen, daß feit dem Ende des vorigen Jahrhunders bat 
Gefühl menfchliher Würde einen höheren Auffhwung genommen und das Ehr: 
gefühl, als Hebel fittlicher Handlungsweiſe, eine größere Verbreitung gewann. In 
diefem Sinne ift daher die allgemeine Mißbilligung der Prügelftrafe ein Anzeichen 
höherer Kultur, welches feineswegs zufammenfällt mit einem größeren Maße poli: 
tiſcher Freiheit. Einzelne Schweizerfantone und fogar England bedienen fih noch 
heute der Prügelftrafe in größerem Umfange; allein gerabe dieſe Erſcheinung erklärt 
fi aus der naiven Unbefangenheit einer wenig verfeinerten Denkweiſe bei jenen, 
und aus der berüchtigten Nohheit der Bolksmaflen in England, wo bie Boll 
erziehung zur Ausrottung allgemein verbreiteter Pafter weniger thun konnte, als 
in Deutfhland. In dem Bildungsprocefie, den die deutſche Nation feit der Refor- 
mation nad; und nad durchlief, verſchwand jene Verwilderung, bie in England, 
in dem Maffenproletariat der großen Städte fo augenfcheinlih hervortritt, jene 
Schroffheit der gefelfhaftlihen Bildungsftufen. Daraus erflärt fih zur Genüge, 
warum bei uns in dem Kern des Volkes die Prügelftrafe als ein geradezu un: 
fittlihes Strafübel erfannt wurde, Wenn überhaupt das Volksrechtsbewußtſein 
Anfprud tarauf hat, in der Strafgefeßgebung beachtet zu werben, fo wirb das 
im höchſten Maße geſchehen müſſen bet den Borftellungen, welche ſich über bie 
Ehrenhaftigkeit oder Unchrenhaftigkeit gewiffer Handlungen ausbilden. Gerade fie 
haben die Macht einer nit wegzufhaffenden Thatſache. Sobald die öffentliche 
Meinung ber Rechtsgelehrten und Gebildeten vereinigt die Prügelftrafe mißbilligt 
und als eine Entwürdigung betrachtet, darf denn aud von jenem Wohlthätigkeits- 
finne nicht mehr die Rede fein, welcher vie Prügelftrafe auf jugendlihe Berbreder 
oder andere Perfonenklaffen zur Vermeidung anderer Gtrafübel anwenden will. 
Darin läge der Widerſpruch, daß das Gefeg eine entehrende Behandlung für 
milder erklären würbe, als eine einfache Gefängniß- oder Freiheitftrafe, und fomit 
in f&hreienden Widerfprud mit feinem eigenen Strafiyftem geriethe, dem zu folge 
ehrenrührige Folgen nur an die allerjdhwerften Berurtheilungen geknüpft werben. 
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Auf die mit der Prügelftrafe im Sinne des Geſetzes bevörzugten und bevormun⸗ 
teten Klaſſen werben jene Einwirkungen ber allgemeinen Meinung verbitternd und 
im jhlimmften Falle das Ehrgefühl abftumpfend zurückwirken. Die angeblih ab- 
jhredende Wirkung der Prügelftrafe würde, wenn fie erreihbar wäre, nur auf 
Koften höherer fittliher Güter erfauft werben können. Gegen die Prügelftrafe 
Iprechen aber außerdem noch zahlreiche andere kriminalpolitiſche Gründe, die wir 
in der Kürze hervorheben, obwohl bie bereits angeführten Momente der Unfittlid- 
kit und Ehrenwidrigkeit allein ausreichend erfcheinen, um die Anwendung der 
Prügelftrafe als verwerflic zu erkennen. 

1. Die Gefunpheitsgefährlichleit diefer rein phyſiſchen, die thierifche 
Natur der Menſchen treffenden Strafe. Aus den genauen Borfchriften über vie 
Körpertheile, welhe ald auserwählte zur Empfangnahme der Prügel deſignirt 
wurden, aus der mathematifhen Zählung ver Streihe und Mefjung ber Prügel- 
inftrumente, aus der häufig verorbneten Begutachtung ärztliher Sachverſtändiger 
ergab fih fchon im vergangenen Jahrhundert die Beforgniß, daß bie körperliche 
Züchtigung über die Zufügung phyſiſcher Schmerzen hinaus Gefunpheitönachtheile 
jur Folge haben möchte. Je weniger es gegenwärtig möglich erfcheint, das Pſychiſche 
vom rein Körperlihen im Delinquenten zu trennen, deſto unficherer werben aud) 
berartige Borfihtsmaßregeln. Unter allen Umftänven find von jeher mit Rüdficht 
auf die leibliche Beſchaffenheit der Delinquenten zahlreihe Ausnahmen bei ber 
Bolftredung der Strafe zugelafien worben: ein Uebelſtand, der gleihfals nicht 
gering veranſchlagt werben darf, weil er dazu beiträgt, das Anſehen ftrafrichter- 
licher Urtheile herabzufegen. Wir ſchweigen davon, daß die Ärztliche Begutachtung 
darüber, ob jemand, ohne Nachtheile zu beforgen, geſchlagen werben kann, von ber 
Dentweife des Arztes, von feiner größeren Härte oder Milde erheblich beeinflußt 
wird und im Ermangelung vorangegangener Berfuche jeder genügenden Begrün- 
dung dann enntbehren muß, wenn es ſich nicht um ganz augenfällige Körpergebredyen 
bantelt. Vergleicht man die mebicinifche Litteratur über die Bortheile oder Nachtheile 
der Körperftrafen, fo empfängt man den Eindrud größter Unfidherheit des Ur- 
theils; erfahrene Aerzte geben zu, daß mit Beftimmtheit a priori niemals geurtheilt 
werden könne, welche Folgen die VBollftredung einer Prügelftrafe auf den menſch— 
lichen Organismus ausüben werbe. 

2. Die große Ungleichheit in ver Wirkung ver körperlichen Züchtigung. 
Dem ſtarken Delinquenten nur momentan empfindlich, ift diefelbe einer ſchwächeren 
Rörperbefchaffenheit eine kaum erträglihe und lange fehmerzende Peinigung. Noch 
viel größere Ungleichheiten ergeben ſich aber aus der verſchiedenen Gemüthöbe- 
Ihaffenheit ver Delinquenten, Alles ift hier individuell: Gleihgültigkeit, Zartgefühl, 
ſogar die Phantafie, welhe aufregt oder die Hartnädigkeit, welde mit Energie 
bie Zeichen des Schmerzes unterbrüdt und ein Heroenthum körperlicher Wider 
Ranpsfähigteit heuchelt. Das Gefeg will dem gegenüber nichts anderes, als die 
dervorrufung phyſiſcher Schmerzen, und vertraut vielleicht darauf, daß die voll- 
ziehende Hand dee Gerichtäbieners die Empfinvlichleit des Schlages nad den 
Umftänden fteigern oder mäßi;en fünne. Die Beforgniß, daß die meufhlihe Hand 
in der Erfüllung ihrer Pfliht von der Bahn des gleihmäßig handelnden Amtes 
abirren möchte, veranlaßte Bentham dazu, eine Prügelmafhine zu ervenfen und 
ſemit für vie Leibesftrafen dem Fallbeil eine Genoffin zu fchaffen. Daß damit 
nur ein geringer Theil der Beforgniffe gemildert werden kann und alle jene 
Ungleichhelten beftehen bleiben, die in der Perfönlichkeit der Delinguenten ſelbſt 
ihren Grund haben, liegt auf ver Hand, 
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Ob nach dem Geſagten der körperlichen Zuchtigung nachgeſagt werben Tann, 
daß fie unter allen Umſtänden und zu allen Zeiten abſolut rechtswidrig ſei, 
braucht nicht näher unterfucht zu werben und bat ftaatswiffenfchaftlich ein geringes 
Intereffe. Jedenfalls aber ift fle unter allen Strafmitteln das unvollkommenſte, 
weil rein finnlih, für die Gegenwart das unfiherfte und gefährlichfte, ungletäf 
und deßhalb ungerechtefte. Nur einen einzigen Vortheil könnte man barin fehen, 
daß faft alle Menfhen die Zufügung phyſiſcher Schmerzen fürdten; allein ſelbſt 
Dagegen fpriht die Erfahrung, daß einmal ertheilte Prügel dem Erfolge mad 
keineswegs den Sicherheiteintereffen dienen und zahlreihe Rüdfälle zur Folge haben; 
Rückfälle, die dadurd erleichtert werben, daß der Verbrecher fehr wohl weiß, mie 
die Prügelftrafe regelmäßig eine Steigerung über das einmal ausgeftandene, 
mit der Geſundheit als verträglich erachtete Maß nicht zuläßt. In einem Buntt 
wird allerdings den Bertbeidigern der Prügelftrafe Recht zu geben fein: vaf 
nämlich auf einzelne Verbrecherklaſſen, wie Arbeitsſcheue, Landftreiher und Bettler 
die beftehenden Freiheitftrafmittel, Arbeitshaus und Gefängniß, insbefonvere in 
kürzeren Zeitfriften, faft gar keinen Einfluß ausüben, häufig als ein erwünſchtes 
Unterlommen gegen Kälte und Hunger aus träger Bequemlichkeit aufgefucht werben 
und den Staat mit Koften belaften, die man als vergeudet bezeichnen kann. Keine 
Kaffe von Berbrehern zeigt fo viel Nüdfällige wie viefe. Befferung und A: 
fhredung erweifen fich meiftentheil® als gleich unwirkfam. Allein aus diefem Zu- 
geſtändniß folgt keineswegs, daß die Prügelftvafe darum wünſchenswerth ober ge 
recht fei, fondern vielmehr nur, daß an Stelle mangelhafter Einrichtungen ander 
wirffamere zu fegen find, Es ift insbefondere unrichtig, tie Bälle gewerbsmäßiger 
Bettelei und Ürbeitefchene lediglich nach ſtrafrechtlichen Geſichtspunkten zu mefien 
und wegen ihrer geringen objektiven Schwere ale Vergehen mit kurzen Freiheit: 
ftrafen zu bebrohen. In den Vorbergrund tritt bier vielmehr der polizeilih prä 
ventive Zwed der Sicherftellung gegen zuftändliche Auflehnung, der nicht fowohl 
ftrafend, als vielmehr polizeilih abwehrend entgegenzutreten iſt. Die im folden 
Fällen anzuwendenden Mittel müffen im jeder Beziehung zunächſt nad ihrem 
Sicherheitswerthe für die Geſellſchaft bemeffen werben. 

Was wir gegen die Prügelftrafe gefagt Haben, gilt unferer Anficht nad ganz 
allgemein ohne Rüdfiht darauf, ob es fih um eine richterliche Hauptftrafe oder 
eine Schärfung handelt. Noch viel weniger als die Rechtsordnung in ihrer Allge 
meinheit, bedarf aber tie Unterfuhungsführung im Strafproceß der phyſiſchen 
Zwangsmittel. Das neuere Recht erkennt an, daß der Angeſchuldigte nicht gehalten 
ift, fih felbft zu beſchuldigen. Er hat das Recht, jede Auslaffung zu verweigern, 
jelbft feine Lügen und Widerfprüche fünnen nur den Nachtheil haben, daß er da 
durd die Anzeigen feiner Schuld vermehrt. - Nach der Abſchaffung der Folter 
wurben die Prügel ale ein verjhämtes Mittel der Wahrheitserforihung beibehal- 
ten. Die Praris glaubte ihrer bis zur Reform ver Strafproceorbnungen im Jahre 
1848 ziemlih allgemein zu bebürfen, weil durch die objektive Beweistheorie die 
Ueberführung des Schuldigen meiftentheils ohne Zuthun desfelben, ohne Geftänd- 
niß und Nachgiebigkeit gegen den Unterfuhungsrichter nicht durchzuſetzen war. Mit 
dem Wegfall ver objektiven Beweistheorie und deren Erfegung durd die frei ur- 
theilende Ueberzeugung bes Richters fällt felbft jener Mäglihe Grund für die Un- 
ehorfamftrafe des Angefhulbigten fort. Neuere Strafgefegbliher drohen fogar dem 

nterfuhungsrichter Strafen für den Fall, daß Zwangsmittel zur Erlangung eines 
Geſtändniſſes angewendet werben. 
Etwas anders ſcheint die Sache bei Oefangenen in den Strafanftalten zu 
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liegen, Bedarf man bei ihnen nicht energifcher Hausftrafen, um bie Unterwerfung 
unter die vorgefchriebene Dischplin zu bewirken? Und find bie verfügbaren Mittel 
ter Strafe nicht bereit8 mit der Einfperrung felbft erfhöpft, jo daß die körperliche 
Züdtigung eine Nothwendigkeit wird? Darauf iſt zweierlei zu antworten. Erftens, 
daß es eim micht zu duldender Widerſpruch fein würde, ein Strafmittel in ber 
Sefekgebung zu befeitigen und der richterlihen Gewalt zu entziehen, dann aber 
hinterher eben dieſes Strafübel dem Ermeffen der Gefängnißbireftoren zu form» 
Iofer, durdy feinen Proceß gefiherten Verfügung zu ftellen. Sodann ift aber auch 
bie Prägelftrafe in den Strafanftalten entbehrlich, fobald ein raticnell durchgeführ— 
tes Syſtem der Behandlung befteht. Es gibt zahlreihe andere Mittel visciplinarer 
Beftrafung, die den Vorzug verdienen und die Mehrzahl einfihtiger Strafanftalts- 
iretoren exflärt, daß auch ohne Prügelftrafe die Hausorbnung aufrecht erhalten 
werden kann. Bei weitem die meiften Staaten geftatten gegenwärtig, jelbft wenn 
die Prügelftrafe als richterli zu verhängendes Strafübel befeitigt wurbe, deren 
Zufügung in den Oefängniffen. Es verdient jevoh Erwähnung und wie wir 
giauben, "auch Billigung, daß das neue bayerifhe Strafgefegbud (Art. 25) bie 
ſörperliche Züchtigung ganz allgemein auch für die Strafanftalten verbietet. Nur 
in den Befferungsanftalten für jugenblihe Verbrecher könnte davon bie 
Rede fein, daß eine Züchtigung, nicht als Strafe im ftantlihen Sinne, fondern 
als ein Mittel der Zucht, nicht als eine Erregung phyſiſcher Schmerzen, ſondern 
als Belebung eines ſchwankenden Ehrgefühls nah Analogie der elterlihen Er— 
ehungsrechte gehandhabt würde. Auch die Elementarfhulen und niederen Erziehungs- 
anftalten haben das Recht der Zühtigung, weil man bavon ausgeht, daß ver 
Beruf der Erziehung dies erforbere, In wie weit bie körperliche Züchtigung im 
biefer Beziehung nothwendig und nützlich ift, mag von ven Pädagogen unterſucht 
werden, Jedenfalls ift dies feine politifhe und ftantswiffenfhaftlihe Frage. Die 
Geſetzgebung hat feinen Beruf, Eltern und Erziehern die Mittel zu entziehen, 
welhe für die Erziehung bisher als nothwendig eradhtet wurden. Zwiſchen Er- 
jiehung unfelbftändiger und Beftrafung rechtlich verantwortliher Menfchen ift aber 
ein großer Unterſchied. Die heutige Geſellſchaft fühlt fich beleidigt in der Vor⸗ 
felung, daß der Staat dur ein rein ſinnlich wirkendes Strafübel den zured- 
nungsfähigen Menſchen gleichftelle mit dem Thiere, das durch die Peitſche ange- 
trieben wird, daß er fomit das Bild der menſchlichen Gattung herabwürdige, welches 
ad dur die verworfenfte Handlung in der Perfon des Verbrechers nicht aus- 
gelöfcht werden fann. . 

UL. Freiheitſtrafen. Unter allen Strafmitteln treten gegenwärtig überall 
die Freiheitftrafen in den Vordergrund, ihre Geftaltung ift durchaus neueren Ur— 
rungse und hängt mit ven jet herrſchend geworbenen Vorftellungen über ven 
frafenden Beruf zufammen. frei von ben Einwendungen, welche ſich gegen bie 
Lehens- und Leibesftrafen richten, unangefohten in ihrem allgemeinen Charatter, 
entfpricht die Freiheitſtrafe allen Anforderungen der Gerechtigkeit und Zwedmäßig- 
kit; fe genügt fänmtlihen Merkmalen einer guten Strafart; fie ift theilbar in 
yitliher Beziehung und wirkt am gleihmäßigften, weil Entziehung ber Frei⸗ 
beit nichts individuell verfchiedenes, fondern etwas allgemein ftantsbürgerliches be- 
deutet: die allgemeine Unmöglichkeit, rechtlich nah Belieben zu handeln. Unter 
den zahlreichen Arten der Freiheitſtrafe unterfcheivet man: lebenslängliche und zeit- 
übe, von denen jene durch vereinzelte Stimmen als ungerechtes Strafübel vom 
Standpunkt der verhinderten Beſſerung betrachtet werden, entehrende und nicht 
entehrende, (vorwiegend) hindernde oder (vorwiegend) zwingende, 
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Im Einzelnen treten unter den Freiheltftrafen folgende befonders hervor: 

1. Die Berbannung als ältefte und einfachfte Art der Freiheitftrafe, Aus- 
ftoßung aus der ftaatlihen Semeinfhaft; um fo empfindlicher, je mehr ber matio 
nale Gegenfag die Staaten trennt und der einzelne in der Fremde als „lender“ 
erfcheint. Die neuere Zeit erkennt in der Verbannung gemeiner Verbrecher nicht 
nur eim ungeeignetes Strafübel, fondern aud ein internationales Unrecht. Nur 
als Ausweifung ausländiſcher Verbreder, die in einigen Grenzſtaaten wie 
Baden einen großen Procentfag ausmachen, findet die Verbannung gemeiner Ber- 
brecher eine Rechtfertigung. Sehr mit Unrecht hat man, wie uns fcheint, die Ber- 
bannung bei der Bedrohung politifher Verbrechen in den neueren deutſchen 
Strafgefegbühern außer Acht gelaffen. Dem Sicherheits- und Gerechtigkeitsintereſſe 
des Staates wird vollflommen genügt durch Entfernung foldyer, welche über bie 
Grenzen erlaubter politifcher Thätigkeit hinausgehen, es kommt nur barauf an, 
daß die Entfernung eine genügend große fei, um die weitere Einwirkung bes Ber- 
urtheilten auf ven ehemaligen Schauplag feiner Wirkſamkeit zu hindern. Im dieſer 
Beziehung würde die Verbannung nad überfeeifhen Ländern, insbeſondere 
nad Amerifa eine befondere Beachtung verbienen, weil einerfeits häufigere Präce 
denzfälle vorliegen, in denen der Begnabigung politifher Verbrecher die Bebin- 
gung der Auswanderung nad) Amerika hinzugefügt wurde, andererfeits bie häufigen 
Rüdwanderungen VBerbannter oder Rechtsflüchtiger nach ertheilter Amneſtie deutlich 
befunden, daß die weite Entfernung aus der Heimat als ein Uebel gerabe von 
gebilveten Männern lebhaft empfunden wird. Für die Verbannung politifcher Ber: 
brecher fpricht aber auch der Umftand, daß fowohl die Todesftrafe, als aud die 
(entehrende) Zuhthausftrafe nad) den heutigen Rechtsanſchauungen für ſchwere 
politifhe Berbrehen durchaus ungeeignet erſcheinen und nur durch die roheften 
u ki einer dem politiſchen Leben feindlichen Defpotie erflärt werben 
Önnen. 

2. Die Berweifung an einen beftimmten Ort zum Aufenthalt, bervor- 
gegangen aus der Unfiherheit der alten Verbannungsftrafen und dem Bedürfniß 
einer ftaatlihen Auffiht über das Verhalten Verwieſener. Auch die Strafe ber 
Einfhließung in einer Feftung, welde in Preußen für Duellanten und ausnahms- 
weife bei einigen, weniger ſchweren Staatsverbrechen gebroht ift, läßt dem Be 
firaften innerhalb der Feftung eine freiere Lebensweife und darf als eine Art ver 
Berweifung betradhtet werben. In Ermangelung ber Verbannung empfiehlt fi bie 
Einfhliegung für alle diejenigen Verbrechen und Vergehen, die trog ihres Wiber- 
fpruches gegen die öffentlihe Orbnung doch aus einer ehrenhaften Gefinnung ber- 
vorzugehen pflegen. 

3. Die Interdiftion beftimmter Handlungen, deren Verbot gleichfalls 
als eine Beſchränkung ver perfönlicden Freiheit angefehen werden muß: Entziehung 
gewerblicher Konceffionen, das in den Schweizer Strafgefegen vorkommende Berbot 
des Wirthshausbeſuches, die Unterfagung der ärztlihen Praris und anderes. Soweit 
bei gewifien Thätigfeiten der Moment ver Unbeſcholtenheit in focialer Hinfidt 
als Borausfegung gedacht wird, können die Interbiftionen aud unter den Geſichts⸗ 
punft der Ehrenftrafen fallen. 

4. Die als Nebenftrafe vortommende, durd den code pénal befonbers aus 
gebildete Stellung unter Polizetaufficht, durch welche vermeintlich ge 
fährlihe Verbrecher nad Ablauf der Freiheitshauptftrafen eine Beſchränkung in 
der freien Wahl des Aufenthaltes erleiden und durch die Sicherheitspeligei über- 
wacht werben, Alle neueren Erfahrungen flimmen darin überein, daß diefe Strafe 
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im frangöfifchen Sinne durchaus unzwedmäßig und dem Beſſerungszweck geradezu 
feindlich iſt, das Ehrgefühl der Beftraften verlegt und darum zu befeitigen wäre. 
Berſchieden von ber Nebenftrafe der Polizeiaufſicht ift die vom Geſetz zugelafjene 
oder angeorbnete Schutza ufſicht über Entlaffene, welche theils durch Privat- 
vereine, theils durch die Polizei gebt werben kann. 

5. Die Deportation oder Transportation (Berbringung): zwangs- 
weife Bertihaffung des Verbrechers an einen entlegenen Strafort zum zeitlich be- 
grenzten oder dauernden Aufenthalt. Im römifhen Recht und nad den in Franf- 
reich bis 1854 geltenden Gefegesbeftimmungen war vie Deportation eine zunächſt 
für politifche Berbrecher beftimmte, lebenslänglihe, mit Arbeitszwang nidt- 
verbundene, ſchwere Freiheitftraf. Schon aus ven Deportationsarten 
ergab fi der Geſichtspunkt, ftaatsgefährliche Perfonen unſchädlich zu maden. Aus 
diefem Grunde wählte man im Alterthum ſchwer zugängliche, vom Verlkehr abge- 
jenittene Infeln im mitteländifhen Meer, in Frankreich feit 1850 die Infeln 
der Marquefas-Gruppe in der Südſee. Auch die ruffiihen Deportationen politi- 
ſcher Berbreher nah Sibirien beruhen auf demfelben Grundgedanken. Anders 
verhält es ſich mit den englifhen Transportationen, vie in der Gedichte 
ber Überfeeifchen Unternehmungen eine fo einflußreihe Rolle fpielen. Die- 
jelben waren von Haufe für gemeime Berbreder beftimmt, mit Arbeitszwang 
verbunden, theils lebenslänglich, theils zeitlich für beftimmte Friften anwendbar, 
und dienten nicht nur zur Sicherung gegen folche, für melde ver Galgen zu hart 
und das Anfache Gefängniß zu milde erfchlen, fondern aud zur Berforgung der 
überfeeiichen Kolonien mit Arbeitskräften. In einer Periode, wo vie freiwillige 
Auswanderung aus Europa nur verhältnigmäßig geringe Kräfte zog, war bie 
Fortſchaffung der Berbreher über See von allergrößter Bedeutung. Nicht nur 
Amerifa wurbe feit den unter Jakob I. begonnenen Transpprtationen mit kolo⸗ 
nialen Vortheilen jeder Art ansgeftattet, ſondern auch Auftralien feit 1788 
im Wege einer derartigen Zwangstolonifation für England in friedlichſter Weife 
erobert, 

Kein Strafmittel iſt indeffen jo ſehr von focialen, wirthſchaftlichen und poli« 
then Berhältniffen abhängig, wie bie Tolonifatorifche Transportation. Die Ge- 
ſchichte der engliihen Verbrecherlolonien erweist dies auf's deutlichſte. Für den 
Siherheitsawed hat die Wegfhaffung nämlih nur dann einen fpecififchen 
Bert, wenn die Orte der Transportation fo entlegen find, daß die Rückehr in 
die Heimat thatſächlich auf das Aeußerſte erfchwert wird und eine Nöthigung zum 
Berbleiben am Transportationsorte mindeftens durch die Umftände wahrfcheinlich 
gemacht wird. Vergleicht man mit Beziehung auf Auftralien die Zuftände von 
1788, als die erfte Expedition englifher Verbrecher an einer bden und menfchen- 
keren Stelle der Oftfüfte (Sidney -Botany Bay) landete, mit dem gewaltigen durch 
Dampfſchiffe and Schnellfegler vermittelten Verkehr der Gegenwart, fo fieht man 
ein, daß die Bedingungen nad und nad dur die Umgeftaltung der Kommuni- 
latiens · Intereſſen und Mittel völlig verändert wurden, und eine Rückkehr von 
Luftralien nach England als eine ausnahmsweife zu überwindende Schwierigkeit 
nit mehr angefehen werden lann. Aber au bie folonialpolitifche Bedeu- 
tung ver Zwangsfolonifation ift im Verlauf der Zeit feit 1788 eine ganz andere 
geworden. Im allgemeinen darf man fagen: je vollfommener und umfangreicher 
der loloniſatoriſche Zwed der Transportation erfüllt wird, deſto eher wirb ber 
andportirende Staat genöthigt ober veranlaßt fein, von weiteren unb bauernden 
Transportationen Abftand zu nehmen. England wurde durch den Wierftand der 
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Koloniften in Neu-Süp-Wales, VBandiemensland und Viktoria genöthigt, die Weg. 
fendung der Berbredher nach der Entdeckung ber Golpfelver einzuftellen, ſchaffte die 
Transportationsftrafe 1857 gänzlih ab und war feitbem darauf befhränft, in 
abminiftrativer Weife des Strafvollzuges jährlich eine beftimmte Anzahl von 
Sträflingen nah Weftauftralien zu fenden, deſſen Einwohnerſchaft freier Arbeits- 
fräfte nicht habhaft werden konnte. Aber auch bier vollzog fib ein natürliches 
Geſetz; der Wiverftand der Koloniften regte fich und bie Regierung Englands er- 
flärte 1864 im Parlament, daß die Transportationen fernerhin gänzlich eingeftellt 
werden follten. Die politifhen Erfahrungen, welche bie auftralifhe Geſchichte dar: 
bietet, find folgende: 

1. Sobald die Transportationen eine Klaffe von freien Anfleblern geſchaffen 
haben, die theild aus entlaffenen Verbrechern, theils aus deren Nachkommen befteht, 
beginnt das Beftreben der Koloniften, auf die Verwaltung der kolonialen Ange 
legenheiten einen beftimmenden Einfluß zu gewinnen. 2. Daran fließt fi eine 
Periode des Kampfes zwifhen den politifhen Interefjien des transportirenden 
Mutterlandes und denjenigen der nach größerer Unabhängigkeit ſtrebenden Kolo— 
nien, deren Macht in demſelben Maße fteigt, als die koloniſatoriſchen Zwede 
des Mutterftaates ſich erfüllen. 3. Das Streben, alle wirthſchaftlich aufblühenden 
Kolonien, die nicht bloße Handelsemporien find, fondern eine Fräftige Klaſſe ader- 
bautreibender Bevölkerung aufweifen, geht auf politifhe Selbftändigfeit vom 
Mutterlande und Selbftverwaltung. 4. Die Transportation wird demnächſt aus 
einer Intereffenfrage des Mutterlandes lediglih zu einer politifhen und wirth— 
ſchaftlichen Intereffenfrage der Kolonien; und 5. freie Einwanderung findet auf 
dem Arbeitsmarkte ver Kolonien immer den Vorzug vor Berbredern. In demſelben 
Augenblide alfo, wo eine VBerbrecherfolonie ein begehrtes Ziel freier Wanderungen 
wird, vermindert fi durch Transportationen gleihmäßig der Vortheil freier Ein- 
wanberer, welche bie Konkurrenz der Arbeitsfräfte befämpfen und die Neigung ber 
grundbefigenden Klaffen, ihre focialen und ſittlichen Interefien dem zweifelhaft 
gewordenen Nugen der Zwangsarbeit von Verbrechern unterzuorbnen. Eudlich 
fommt es bei gefteigertem Seldftgefühl der Kolonien dahin, daß die Zujendung 
von Verbrehern aus dem Mutterlande als eine Beleidigung und ein Schimpf 
empfunden, zulegt auch die Abihaffung der Transportationen durchgeſetzt wird. 
Dies ift das Schidfal der koloniſatoriſch glüdlihen Transportationen, wie es 
die Gefhichte der norbamerifanifhen und auftralifhen Kolonien uns gleihmäßip 
erſchließt. Keine Strafe leiftet fo viel für den Beflerungszwed der vorlommenden 
Berbrederklaffen, wie die Transportation, die ven Verbrecher aus feiner gefammten 
Umgebung entfernt, von den gewohnheitsmäßig wirkenden Anreizen zu Miſſethaten 
loslöst, zu einer ihm fruchtbringenden Landarbeit in wenig bevöllerten Land: 
ftrihen zwingt, die Berführungen des Lebensgenuffes in einer wilden und urfpräng: 
lihen Natur unmöglih macht, die wirtbfchaftlihen Quellen der Noth und bei 
Verbrechens verftopft und endlich durch Landverleihungen oder billig zu 
faufenden Grunpbefig dem Diebe die Perfpektive eröffnet, der Ahnherr einer Land- 
ariftofratie zu werben. Allein es ift Mar, daß gerade darum die mannigfachſten 
Faktoren auf den Verlauf des Strafvollzuges einwirken müffen. Für die weſt⸗ 
europäiſchen Staaten befteht, wenn man fi nicht zur Gründung einer neuen Ber- 
brederfolonie aus weſentlich politifhen Zweden mit großen Opfern entſchließen 
will — und England fohredte davor zurück, nur bie Möglichkeit: ven Kultur: 
und Beflerungszwed, -ver ehemals durch Transportationen erreicht werben konnte, 
Buch Beförderung der Auswanderung unter den zur Befferung ernſtlich ent- 


Strafarten. 305 


Ihlofienen, mit ihrer Betgangenheit brechenden Berbrechern zu befördern, Dies einer 
der Orundzüge im iriſchen Gefängnißſyſtem. 

Im Gegenfag zu England hat Frankreich mit feinen 1854 geregelten Trans- 
portationen nach überfeeifhen ‚Ländern bisher nur Fehlfchläge gehabt. Weber das 
Klima von Cayenne oder Nordafrika, noch die Charaktereigenfhaften der franzöfi- 
ſchen Berbreher, denen jener angloſächſiſche unzerftörbare Trieb nach wirthſchaft⸗ 
liher Unabhängigkeit und pelitifcher Selbftverwaltung fehlte, geftatten bie Hoff- 
nung, daß die folonialen Reſultate der Franzofen auch nur im entfernteften den- 
jenigen der Engländer verglichen werden könnten. Man erkennt aus einer Gegen- 
überftellung der franzöſiſchen und der englifhen Transportationen, daß fi bie 
politifhen Tugenden und Fehler, die nationalen Eigenfhaften und fulturgejchicht- 
lihen Tendenzen der Bölfer fogar in den Berbrechern fortpflanzen und abfpiegelu 
Bl. v. Holgendorff, die Deportation als Strafmittel in alter und neuerer 
Zeit und die Berbrecherfolonien der Engländer und Franzofen in ihrer geſchicht 
lichen Entwidelung und friminalpolitiihen Bebeutung. Leipzig 1859). 

Bon der Deportation, die in keinem einzigen deutſchen Staate befteht, wenven 
wir und 

6. zur einfahen Gefängnißftrafe, welche in den deutſchen Geſetzgebungen 
ald mildefte Freiheitſtrafe für leichtere Bergehensfälle oder Polizeiübertretungen 
verhängt zu werben pflegt, im der Einfperrung in gefchloffenen Räumen befteht, 
als einfache Freiheitsentziehung erfcheint und regelmäßig o hne Arbeitszwang aus- 
geführt wird. Langzeitig verurtheilte Gefangene können zwar gleichfalls, um ven 
verberblihen Wirkungen des Müßigganges zu wehren, mit Arbeiten bejchäftigt 
werben; doch bleibt nichts defto weniger der Unterſchied beftehen, daß ein eigent- 
liher, von dem Ermeſſen ver Verwaltung unabhängiger Arbeitszwang nidt 
Rattfindet. Die fürzefte Dauer der Gefängnißftrafe beträgt faft überall einen 
Tag, die längfte ift in Preußen auf 5 Jahre beftimmt. 

Politiſch ift es nicht zwedmäßig, die Gefängnißftrafe auf längere Friften 
zu erfireden, auf welche bei unferen relativen Strafgefegen die Richter felten er- 
innen, weil ein richtiger Gewerbebetrieb, der äußerlich von bemjenigen der Zucht— 
häufer verfchieden wäre, doch nidyt angewendet werden kann. Das Marimum der 
Gefängnißftrafe würde am paſſendſten aufhören, wo das Minimum der Zucht— 
hausftrafe anfängt. | 

7, Die Arbeitshausftrafe, welde in der Mehrzahl der neueren deutſchen 
Strafgefegbücher vorlommt (Sachſen, Würtemberg, Braunfhweig, Hannover, Darm: 
Radt, Baden, Defterreih u. a.), in Preußen dagegen fehlt, unterſcheidet fi von 
dem einfadhen Gefängnig (das in Bayern den Titel Urreft führt) dadurch, daß 
ein Arbeitszwang für den Beftraften eintritt, Ehrenfolgen dagegen, vie bei ber 
Zuhthausftrafe verhängt werden, den Verurtheilten nicht treffen. 

8. Die Zuchthausſtrafe als regelmäßig ſchwerſtes Freiheitſtrafübel ift 
außer der Unterwerfung unter einen gefeglic nothwendigen Arbeitszwang allgemein 
mit entehrenden ober Ehren mindernden Folgen verbunden, von denen im Zu- 
ſanmenhang mit den Ehrenftrafen noch die Rebe fein wird. Lebenslänglich wie 
xitlich angedroht, zeigt die Zuchthausftrafe in den beutfchen Strafgefegbüchern eine 
tunte Mufterkarte verfchievenartigfter Inhaltsbeftiimmungen. Morimum und Minis 
num find auf das willfürlichfte geregelt. 

9. Die Kettenftrafe, welde ausnahmsweife in Hannover und Braun- 
\weig noch über die Zuchthausſtrafe hinausgeht, ohne ganz Leftimmte, nicht blos 
witlih im der Dauer bervortretende Unterfcheidungszeichen darzubieten. Nur das 
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Tragen ber Ketten wird als ein rein phyſiſches und nebenſächliches Moment von 
einiger Bedeutung. 

Mit vdiefen Namen haben wir unfere Aufzählung der Freiheitſtrafarten zu 
befhließen und verweifen im übrigen auf den Artilel „Strafanftalten“, va 
die Movdalitäten des Strafvollzuges befpridt. Die Strafgefegbücher ſelbſt enthalten 
nämlich außer ganz oberflädlihen und wenig bedeutenden Schilderungen 
vefien, was der Name einer beſtimmten Freiheitſtrafe befagen fol, fehr wenig über 
die Inhaltsmomente des Strafvollzuges. Abgefehen von den Hauptfreiheitftrafen: 
Gefängniß (Arreft), Arbeitshaus, Zuchthaus, Einſchließung (Feftung) finden ſich 
freilich bier und da noch Unterabtheilungen nad fogenannten „Graben“ gezogen, 
deren Wejen in ver Borausbeftinmung gewiffer Schärfungen befteht. Eine Aritil 
ver in Deutfchland beftehenden Freiheitftrafen würbe uns bier von dem Zwed einer 
ganz fummarifhen Beiprehung zu weit abführen. Zweierlei mag indefjen bemerft 
werden, hinfihtlih der Zahl ver Freiheitftrafarten und ver Zeitdauer be 
ſchweren Freiheitftrafen. 

Unläugbar ift für die große Mannigfaltigkeit ver Freiheitftrafarten in Deutſch— 
land nit der mindefte Grund vorhanden. Die hervorgeſuchten Merkmale ber 
Unterſcheidung erfhweren meiftentheild nicht nur die Verwaltung, fondern find 
au, weil fie dem Bolfe unverftänplicd bleiben, ohne kriminalpolitiſchen Nutzen. 
Für die Außerlihen Verwaltungsintereffen ift es angemeffen, bie fürzeren und 
längeren Freiheitftrafen im Vollzuge zu fondern; dagegen bat für das Boll 
in feiner Gefammtheit nur der Unterfchied zwifhen entehrenden und nicht ent: 
ehrenden Berbtehen eine nicht wegzuläugnende, nach einem pofitiven Ausdtud 
verlangende Bebeutung. Weil nun in der Gegenwart faft überall nur die Zudt- 
bansftrafe dem verwaltungsrechtlichen Geſichtspunkt ver langen Zeitdauer ent: 
fprigt und ohnehin die lange Dauer ein wichtiges Moment der Strafbarkeit bar 
ftelt, fo ergibt fi die höchſt unnatürliche Folgerung, daß viele objektiv ſchwere 
Berbrehen wie Todtſchlag, ſchwere Körperverlegung, Kindesmorb mit Zuchthaus 
bedroht werden und die Berurtheilten im Widerſpruch mit der geltenden Bolls- 
anſicht von Ehrenfolgen betroffen werben. Zudthaus, Zwangsarbeit, Ehrverluft 
find im Laufe der Zeit zufammenhängende Vorftellungen geworden, deren Mad 
der politifchen Beflerung der Verbrecher nad der Entlafjung entſchieden hinderlich 
wirb und darum mit den Begriffsmertmalen einer zwedmäßigen Strafe unvereinbar 
erſcheint. Außerdem ift wohl gegenwärtig ziemlich allgemein zugegeben, daß wenn 
man die entehrenden Folgen der Zuchthausſtrafe als verwerflid anerkennt, für 
eine Unterfheidung von Arbeitshaus und Zuchthaus fein genügender Grund mebr 
vorhanden ift, dem den Arbeitszwang haben beite gemeinfam. 

Angefichts dtefer rechtlich unhaltbaren und praftifch faft niemals ftreng durd- 
geführten Unterfheidungen in ven Freiheitftrafarten ift man neuerdings zumeilen 
zu ber Forderung gelangt, alle Berfchievdenheiten aufzuheben und eine einzige, dem 
Namen nah gleiche, in der Bollziehung dagegen invivibualifirende Freiheitſtrafe 
einzuführen. Insbefondere haben die Anhänger der abjoluten Einzelhaft ver Geſetz 
gebung einen derartigen Schritt angerathen. Allein felbft wenn eine bauliche Uni- 
formität durch ein allgemein durchgeführtes Haftſyſtem wirklich erreicht werden 
fünnte, bliebe do immer das gewichtige Bedenken beftehen, ob es gerecht und 
weife wäre, auf eine Darftellung der in den Verbrechen liegenden Unterſchiede 
vermittelft der Strafe gänzlich zu verzichten, und alle Berbrecherfiafien ohne Rüd- 
fiht auf die inneren Momente der Verworfenheit, Schändlichkeit oder Ehrenhaftig: 
feit gleichzuſtellen. Wo fih im Volksrechtobewußtſein die Abſcheulichleit gewiſſer 
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Handlungen beſonders lebhaft äußert, da darf unſerer Anfiht nad die Gejeg- 
ebungspolitif biefen Auffaſſungen nicht fünftlih entgegenwirken. Auf der anderen 

te ift e8 aber eine ebenfo wichtige Sade, nicht einem Schematismus zu Liebe, 
vie zwar objektiv ſchweren aber fubjektiv nicht ehrlofen Handlungen dem Bolts- 
rehtöbemußtfein zuwider mit dem entehrenden Verbredhersftrafen zu belegen. Vom 
Standpunkte der heutigen Kultur und Rechtszuſtände erfcheint e8 und daher immer 
noch angemeflen, drei Arten der Freiheitftrafen beizubehalten, nämlich erftens: bie 
derbannung oder Einfhließung für politiihe Verbrechen, Zweilampf und Tödtungen 
im gerechten Affelt, zweitens: die Furzzeitige Arreft: oder Gefängnißftrafe für bie 
minder ſchweren Bergehensfälle, eine Strafe, die weder Ehrenfolgen nad fich zieht, 
nd auch mit Arbeitszwang verbunden fein darf, und endlich brittens bie 
Zuhthausftrafe, mit Arbeitszwang und möglichen Ehrenfolgen. Dem Richter 
wäre indeffen zu überlaſſen, aud langzeitige Gefängnißftrafen für gewiffe Fälle 
vem Zuchthaus zu fubftituiren oder den Wegfall des Arbeitszwanges bei 
ſolchen Verbrechern anzuorbnen, bei denen zwar längere Freiheitsberaubung noth- 
wendig, Gleichſtellung mit den Züchtlingen aber ungerecht erfcheinen würde. Die 
angerathene Abftufung der Freiheitſtrafe lediglich mit Rückſicht auf die Zeitdauer 
würde nur dann paſſend erfheinen, wenn man entweber ven Arbeitözwang für 
alle Arten der Straffälle generalifiren oder gänzlich fallen laffen wollte, Dem 
biogen Ermeſſen der Strafvollzugsbehörden kann es unmöglich überlaffen werben, 
über die Nothwendigkeit oder Entbehrlichkeit des Arbeitszwanges in jedem einzelnen 
Galle zu eutſcheiden. 

Bas die Zeitdauer der ſchweren Freiheitftrafen anlangt, fo erheben ſich 
gleihfalls ernftlihe Bedenken gegen das gegenwärtig geltende Straffuftem. Wäh- 
und wir bie lebenslänglide Zudthausftrafe unbedingt für nothwendig halten 
wärden, wenn bie Zobesftrafe aufgegeben werben fol, halten wir die außerorpent- 
ih langen Zeitfriften, von 25 und 20 Jahren, bis zu denen bie fehwerften Frei- 
beitfirafen geſetzgeberiſch angedroht werben, für nachtheilig und ungerecht; für 
nahtheilig aus dem Grunde, weil die vielfach eintretende Gewöhnung an das 
Gefängnigleben allmählich zum Gebrauch der Freiheit unfähig macht und die Unge- 
wigheit, ven Termin der Freilaffung überhaupt zu erleben, die Keime der Hoff- 
mung auf die Zukunft und damit die Motive der Beflerung erftidt; für unge» 
recht aus dem runde, weil bei zehn- bis zwanzigjährigen Freiheitftrafen unter 
einer verfehrten Bezeichnung eine Leibes- und Gefunpheitsftrafe vollzogen wird, 
Nicht alle nachtheiligen Einflüffe ver Freiheitftrafe auf das Körperbefinden laſſen 
fih abſchneiden; wo aber die Zeitgrenze gefommen ift, über welche der Menſch 
nur ausnahmsweiſe die. Bedingungen der körperlihen und geiftigen Unverfehrtheit 
hinaus rettet, muß auch der Begriff der Freiheitſtrafen begrenzt werben, fobalb 
nit wie bei lebenslängliher Einfperrung, die Ausftoßung aus der freien bürger- 
lihen Geſellſchaft und die Unzuläffigfeit ver Rückkehr beabfichtigt wird. Alle neueren 
Beobadtungen ftimmen überein in dem Anerfenniniß, daß die langen freiheit 
Arafen in jeder Beziehung nachtheilig wirken; fie beſſern nicht; denn fie zerftören 
die Zuverficht auf die Zukunft nach der Entlafjung und entwertben die Ausficht 
auf Freiheit; fie fchreden nit ab und fihern nicht; weil einestheild das Ber 
brechen vergeſſen ift, wenn jemand nad) vieleicht zwanzigjähriger Einfperrung in 
eine für ihm abgeftorbene Welt zurüdkehrt, und andererfeits Abftumpfung. gleich 
gültig gemacht hat gegen die Erinnerungen eines nicht mehr fühlbaren Leidens. 
Die zu lange dauernde Freiheitſtrafe zerftört fomit das Objelt, auf weldes fie 
wirken will, indem fie das Freiheitögefühl und das Freiheitsbedürfniß der menjd- 
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lichen Perſönlichkeit hinfterben läßt. Es wäre angemeffen, vie zeitige Frelheitſtrafe 
auf eine Marimalgrenze von höchſtens zehn Jahren zu beſchränken. 

IV. Ehrenftrafen. Die ftrafende Gerechtigkeit kann fi entweder gegen 
das Bewußtſein des eigenen Werthes, das Ehrgefühl, oder gegen die Beredti- 
gungen wenden, welche in ver bürgerlihen Geſellſchaft aus der Borausfegung ber 
perfönlihen Ehrenhaftigkeit fi ergeben. Die allgemeine Meinung über tie 
Ahtungswärbigkeit eines Menſchen kann durch die Geſetzgebung niemals geftaltet 
oder geforınt werben; denn es ift eine Unmöglichkeit, über die Empfindungen und 
die Denfweife zwingend zu disponiren. Nur gegen die perfönliche Duelle und gegen 
die finnlich wahrnehmbaren, objektiv vorliegenden Wirkungen der Ehre kann bas 
Strafgefeg einfchreiten. Demgemäß zerfallen die Ehrenftrafen In bejchimpfende 
oder befhämende und Rechte mindernde, 

Die befhimpfenden Ehrenftrafen, welde durch Prangerftellung , öffentliche 
Auspeitfhung, Brandmarkung das Ehrgefühl im Beftraften vernichten, find ebenjo 
barbarifh wie qualificirte Tovesftrafen; noch verwerfliher fogar als dieſe, eine 
Berftümmelung der fittlichen Lebensorgane. Niemand wagt es, diefe Strafarten 
zu vertheidigen; fie find aus ben heutigen Gefeggebungen Deutſchlands ver 
fhwunden. Auch der Werth ver beſchämenden Ehrenftrafen ift eim äußerft 
zweifelhafter. Man rechnet zu ihnen die Ehrenerflärung an den Berleumbdeten, 
Abbitte und Widerruf. Dagegen theilen wir die Meinung berjenigen nicht, welde 
auch den gerichtlihen Verweis als ein ungeeignetes Strafmittel betrachten. Zu- 
nächſt ift daran zu erinnern, daß ein richterlich verfündeter Tavel keineswegs für 
das Ehrgefühl nachtheilige Bolge hat. Wenn man außerdem erinnert, baß ber 
Berweis eine wirkungslofe und zu milde Strafe fei, fo bezieht ſich dieler 
Borwurf auf das alte Inguifitionsverfahren. Gegenwärtig vermag in einer öffent 
lichen Rechtspflege der Verweis ganz andere Dienfte zu thun als damals, wo er 
einfach zu den Alten regiftrirt wurde. Im vielen Fällen außerordentlich geringer 
Verſchuldung, insbefondere bei leichtfertigen oder fahrläffigen VBergehenshandlungen 
entfpricht, wie bie englifche Praris zeist, der Verweis dem öffentlihen Genug: 
1huungszwede volltommen. Er hat den Vorzug, den Aermeren bei leichten Polizei: 
übertretungen zu ſchonen, wo ihn eine verhältnigmäßig unbedeutende Geldbuße 
ſchwer vrüden könnte, den Reicheren empfindlich zu treffen, wo ihn die gefeglih 
angebrohte Einziehung einer Geldſumme vollfommen gleichgültig laſſen würde. Der 
gerihtlihe Verweis erfheint uns daher als ein werthvoller Beftanbtheil einer 
volfsthämlichen Strafrechtspflege. 

Die rehtmindernden Ehrenftrafen treten in den neueren Strafgefegbüdern 
entf&hieden in den Bordergrund; fie find entweder dauernde oder zeitige 
Dauernde, von Rechtswegen eintretende Ehrenfolgen find regelmäßig mit der Ber- 
urtheilung zu Ketten- oder Zuchthausftrafe verbunden, zeitige Ehrenftrafen wmeiften- 
theils in das richterliche Ermefien geftellt, feltener dur das Geſetz im Boraus 
gedroht. Zu den fchwierigften Aufgaben der Kriminalpolitit gehört vie richtige 
Beftimmung deſſen, was durch die Ehrenftrafen gegenftändlih entzogen werben 
fol und in welden Fällen die Natur ver That eine Verminderung der Ehren 
rechte rechtfertigt. 

Objektiv betrachtet, laffen fi nämlich fünf Klaffen von Berechtigungen unter 
ſcheiden, in welche die Strafgefeßgebung eingreifen fann. 1. Privatredte, vie 
mit ber Zutrauenswärbigfeit bes Dereihtigten im Zufammenhang ftehen: die Aus- 
übung der väterliden Gewalt, die Verwaltung fremden Vermögens, die Ueber 
nahme von Bormundfhaften und Kuratelen. Dagegen fteht vie Ausübung eigener 


Strafarten. 309 


Bermögensrechte offenbar außer Beziehung zu dem ſocialen Element der Ehren- 
haftigfeit. Nur infoweit als die Rechte der Familienangehörigen gegenüber einem 
Verſchwender Anerkennung fordern, folle hier von Beſchränkungen die Rebe fein. 
Es verdient daher unferer Anfiht nad feine Billigung, wenn einzelne Strafgefeg- 
gebungen (wie Preußen) den zur Zuchthausftrafe VBerurtheilten eine Vormundſchaft 
zur Verwaltung ihres Vermögens fegen. Der Staat fann und darf e8 hindern, 
daß der Verbrecher während feiner Strafzeit nicht Genüffe aus feinem Vermögen 
ziehe, die den Strafvollzug durchkreuzen; aber es bedarf, um ben Bezug der Re— 
venden zu hindern, offenbar keiner VBormundfhaft. Die alte Strafe des bürger- 
lihen Todes, welche aud die Privatrehtsfähigkeit des Verbrechers vernichtete, if 
In Deutfhland gegenwärtig allgemein aufgegeben. 2. Die Ausübung von ftaats- 
bürgerlichen oder bürgerlichen Ehrenrechten, melde ein befonderes Vertrauen im 
Publilum fordern: die Ablegung eines Zeugnifjes vor Gericht, das Tragen von 
Baffen, die Beurkundung von notariellen Alten. Auch in dieſer Richtung gehen 
vie meiften deutfhen Strafgefeßgebungen viel zu weit; allgemeinen Tadel findet 
namentlich das preufifche Recht, welches jedem zur Zuchthausſtrafe verurtheilten 
Verbrecher ohne Unterſchied (alfo auch politiihen Verbrechern oder Todtſchlägern) 
das Recht eines eidlichen Zeugniſſes entzieht und dadurch die Intereſſen der pro- 
ceſſualiſchen Beweisführung durch Zeugen dem Staate oder Privatperfonen erheb- 
ih verkürzt. 3. Die allgemein politifhen Ehrenrechte, welde zumal bie 
Qualität eines Inländers vorausfegen und nur den Perfonen männlichen Geſchlechts 
juftehen: die aktive und paffive Wählbarfeit zu Staats: oder Kommunalämtern, 
vie Schwurgerichtsbienfte, der Eintritt in das Heer. 4. Die befonderen durch 
ven Staat verliehenen Auszeihnungen und Würden: Orden, Ehrenzeichen, Aemter 
und Penfionen. 5. Die ftanpesgenofjenfhaftlide Geltung in ftaatlid 
anerfannten Korporationen: Innungen, Gilden, faufmännifhen Genoffenfchaften, 
Abel, Offizierkorps, Kirche. Unmittelbar bat unferer Anſicht nad der Rechtsſtaat 
der Gegenwart kein Recht, in die ftandesgenoffenfhaftlihe Zuſammengehörigkeit mit 
einem Urtheil über die Ehrenhaftigfeit eines Mitgliedes einzugreifen; es genügt 
vielmehr vollfommen, anzuerkennen, daß die Berurtheilung wegen gewifler Ver— 
brechen die Ausſchließ ung eines Genofjen aus dem forporativen Berbande zur 
Folge haben Tann. Wo ver Abel überhaupt als politifch berechtigte Korporaticn ' 
im Staatsleben nicht mehr eriftirt, würde freilich auch von der flandesgenofjen- 
Ihaftlichen Ausftoßung keine Rede mehr fein können. Ob die Verurtheilung zu 
äiner ſtaatlich entehrenden Strafe den Berluft des Adels von Rechtswegen zur 
dolge haben foll, bilvete bei den Berathungen über die neueren Strafgeſetzbücher 
einen Gegenftand ausgedehnter Streitigkeiten und ift aud in den geltenben Ge- 
gen verſchiedenartig beantwortet. Bürgerliches Selbftgefühl fträubte fih dagegen, 
in dem Berluft des Adels gleihfam eine Degradation zum Bürgerftande anzuer- 
Innen, Bedeutet der Adel nichts anderes, als ein fennbares Abſtammungsverhältniß 
alter Familien, fo hat der Staat, wie wir glauben, allerdings Fein Recht, einen 
bloßen Namen gewaltfam zu ändern und auf dieſe Weife die Erinnerung an ein 
berbrechen durch Geſchlechter fortzupflangen; knüpfen ſich dagegen an den Mel 
beſtimmte politifche Ehrenrechte und Auszeihnungen, fo würden die Entziehung 
tiefer im der Perfon des jevesmaligen Inhabers ficherlich bei entehrenden Ber- 
reden gebilligt werben müffen. Aus dem gleihen Grunde erfheint e8 aud un⸗ 
angemeſſen, die von den Univerfitäten ertheilte Doltorwürde, ſoweit viefelbe nur 
ein Anerkenntniß wiffenfhaftlider Leiftungen enthält, zum Gegenftanve einer 
Chrenftrafe zu machen. Geeignet zur Entziehung durch die Strafrehtspflege find 
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eigentlich nur bie in der dritten und vierten Klaffe von uns aufgezäblten, ver 
yerfönlihen Ehrenhaftigkeit entftammenven Rechte, in denen das Sffentlide 
publiciftifche Element hervortritt. Es mag ſchwer fein, in jedem einzelnen Yale zu 
entſcheiden, ob gewiſſe Berechtigungen als privatredtlihe, ftaatlihe oder genoffen- 
Ihaftlihe anerfannt werben follen. Allein das hindert nit, gegen bie deutſchen 
Strafgefepgebungen den Vorwurf großer Berworrenheit zu erheben und auf Ab— 
hülfe zu bringen. 

Als größter Fehlgriff in der gefeßgeberifhen Behandlung der Ehrenftrafen 
darf die abfolut und dauernd entehrende Qualität ver Zuchthausftrafe bezeichnet 
werden. Wird in dem Beftraften der Gedanke gepflegt, daß er troß aller An— 
ftrengung und Befferung die Grinnerung an ein Berbrehen niemals tilgen könne, 
fo bietet bier das Gefet nur neue Motive zum Beharren auf der verbrecherifchen 
Yaufbahn. Dauernde Ehrenftrafen find nichts anderes, als eine moralifhe Brand: 
marfung, und erfheinen völlig unvereinbar mit dem Bellerungszwed. Sie dienen 
vielmehr dazu, verfchlechternd zu wirken und ben guten Erfolg der Freiheitſtrafen 
zu vereiteln. Dazu kommt no der Widerſpruch, daß dasjenige, was feiner Ber 
ftimmung nah nur eine Nebenfolge der Strafurtheife fein follte, bei der Ber: 
hängung einer kürzeren Zuchthausftrafe praftiih zum Hauptinhalt der Beftrafung 
emporwähst. Das oldenburgiſche Strafgefegbudh (1857) war das erfte, und ifl 
gegenwärtig noch das einzige, welches, den Ueberlieferungen einer kurzfichtigen 
Kriminalpolitif entfagend, die Ehrenfolgen der Zudthausftrafe auf einen Zeitraum 
von 5 Jahren nah der Entlaffung befchräntte. 

Auch der dritte deutſche Juriftentag faßte die von uns gerügten Uebelftänve 
ins Auge und erflärte, daß die dauernden Ehrenftrafen als Folge einer Berur- 
theilung zu Verbrechensſtrafen unbedingt verwerflih feien, daß die Entziehung 
politifcher Ehrenrechte fi regelmäßig nur auf die Dauer der Frelheitſtrafen er- 
ftreden folle, ausnahmsmeife aber für ven Fall, daß das Verbrechen aus befonders 
verächtlicher Gefinnung hervorgegangen, durch den Richter auf einen Zeitraum von 
höchſtens zehn Jahren nad der Verbüßung ver Freiheitſtrafe erftredt werben könne. 
Es wurde ferner anerkannt, daß auch bei einer Vernrtheilung zur Zuchthausſtrafe 
die Ehrenrechte vorzubehalten feien, wenn in einzelnen Fällen die damit bedrohten 
Verbrechen aus chrenhaften Motiven begangen wurben. Schon vor langen Jahren 
ſah man die Nothwendigfeit ein, im bdiefer, vom Juriftentag bezeichneten Weife 
bie Ehrenfolgen mit Rüdfiht auf die verbreherifhen Motive zu individnaliſiren 
und Friedrich der Große beftimmte, ebenfo wie die constitutio criminalis There- 
siana (1758), daß der Richter auch bei einer Berurtheilung zur Zuchthausſtrafe 
„famam bes Verbrechers referviren” könne. Wiürtemberg und Baden führten eine 
„Surrogatftrafe" ein für diejenigen Fälle, in denen bie entehrende Qualität 
ber Zudhthausftrafe nad der Natur der verbrederifhen Handlung unzutreffend 
erjheint. Um fo mehr darf man erftaunt fein, daß das preußiſche Strafgefegbud 
von 1851 einen das Jahrhundert durchmeſſenden Rüdfchritt binfichtli der Ehren» 
ftrafen machte. Es ift feinem Zweifel unterworfen, daß der von Herrn von 
Stöffer veranlaßte Ausfprud des Wiener Juriftentages nit nur die ſchwer wie 
gende Ueberzeugung ber Rechtöverftändigen in Deutfhland, fonvern aud die Er- 
fahrungen aller einfichtigen Gefängniftireftoren und die öffentlibe Meinung der 
Gebildeten Europa’s darftellt (f. Wahlberg, bie Ehrenfolgen der ftrafgerichtlichen 
Berurtheilung. Ein Beitrag zur Reform des Strafenfpfteme). 

Zu erwägen bliebe freilich noch, ob nicht bei zunehmender Stärke tes poli- 
tiſchen Lebens, die einfache Entziehung befonverer politifher Rechte, wie z. B. des 
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altiven Wahlrechtes für einen beftimmten Zeitraum, ein angemeffenes Repreffiv- 
mittel für den Mißbraud gerade der ftantsbürgerlichen Freiheit darbieten könnte. 
68 wärbe darin feine Schmälerung der bürgerlichen Ehre liegen, fondern nur eine 
immerhin wünſchenswerthe, plaſtiſch ausgedrückte Beziehung der Strafe zu der be- 
fonderen Natur des Bergehens. Einen ähnlichen Gedanken finden wir in ber 
Belimmung des preußifchen Strafgeſetzbuches, dem zu Folge ($. 25) eine 
jeitige Unfähigfeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter auf die Dauer von einem 
Jahre bis zu 5 Jahren erkannt werden kann und bei gewiffen Amtsverbrechen 
gedroht wird. 

V. Die Bermögensftrafen zerfallen in Einziehungen (Konfisfationen) 
und Gelvbußen. Erftere beziehen fich entweder auf das gefammte Vermögen oder 
auf beftimmte Bermögensquoten oder auf einzelne Sahen. Das Recht der römi- 
ſchen Raifergeit verband den Vermögensverluft als felbftverftändliche Folge mit jeder 
Berurtheilung zu einer Kapitalftrafe und aud das deutſche Mittelalter zeichnete 
ſich durch Bermögenseinziehungen im größten Mafftabe aus. Für das Lehens- 
weſen fam der befondere Umftand Hinzu, daß dur Felonie des Bafallen das 
Lehen verwirft wurde. Zwar verfuchte die peinliche Halsgerichtsordnung dem Miß- 
brauch der Bermögenstonfisfationen mäßigen entgegenzumwirlen, doch bauerte es 
lange Zeit, bevor man das völlig DVerwerfliche derfelben einſah. Es liegt auf ber 
Hand, daß der Bermögensverluft als eine Folge ſchwerer Verbrechen, weniger ben 
Miffethäter, als die Familie desfelben trifft und ſchon die römifchen Juriſten heben 
den Widerſpruch hervor, ver darin liegt, daß man einem legtwillig Verfügenden 
einerfeits die Befugniß entzieht, die Notherben zu übergehen ober zu verkürzen, 
andererfeits dem Verbrechen eine Wirkung anhafte, die nicht einmal durch Rechts⸗ 
alt herbeigeführt werden könne. Zu der Ungerechtigkeit gefellte ſich überdies bie 
Gefahr, daß die Vermögenseinziehung bei ſchweren politiſchen Verbrechen fehr leicht - 
den Parteien Motive zur Berfolgung ihrer Gegner varbieten könne. Es ift über» 
Hüffig, über viefe Andeutungen hinausgehend, die Rechtsgründe gegen bie Ber: 
mögenstonfisfation, für die in Deutfhland Niemand feine Stimme erhebt, noch 
weiter zu verfolgen. Unter den meueren beutfchen Strafgeſetzbüchern findet ſich 
feines, in weldem fich diefe Strafart erhalten hätte. Einige Berfaffungsurfunden 
halten e8 fogar für angemefien, ein ausprüdliches Berbot der Wiedereinführun, 
entgegenzufegen. 

Was von der Einziehung des ganzen Vermögens gilt, greift auch gegen bie 
Ronfistatton größerer Vermögensquoten Plag. Dagegen ift von einigen Geiten, 
namentlih von Bentham, die Berehnung der Geldbußen nad Vermögensquoten 
vorgefhlagen worden, um die Proportion zwiſchen Armuth und Wohlhabenheit im 
Iuterefje der Gerechtigkeit aufrecht zu erhalten und dadurch zu verhindern, daß 
niht eine beftimmt firirte Geldſumme ven einen härter treffe ald den anderen. 
Objektiv ift diefer Gedanke richtig; allein das Princip verliert feinen Werth, ſobald 
man die Ausführung verfuht. Der Strafrichter ift nit im Stande, genaue 
Einfiht in die Vermögensverhältniffe zu gewinnen, Es würde zwedwidrig fein, 
kei geringen, mit einfacher Geldbuße bedrohten Uebertretungen, ein langwieriges 
Grmittelungsverfahren von Aktiven und paffiven Vermögensmaffen vorzunehmen. 
Nögliherweife wäre aber eine Beftimmung in den Strafgefeggebungen zweckmäßig, 
welche für gewiſſe Vergehensfäle den Verluſt einzelner Einfommenfteuer- 
guoten androbt. Man hätte damit eine Uebergangsftufe zwiſchen den einfachen 
Geldbußen und den Freiheitftrafen, mit denen unferer Anficht nach die neueren 
Geſetzgebungen viel zu freigebig find. 
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Von den Konfisfationen bleiben gegenwärtig nur diejenigen übrig, melde 
einzelne Sahen aus dem Vermögen des Schuldigen entziehen, und zwar regelmäßig 
ſolche, welche ſich als verbrecherifcher Gewinn (3. B die zum Zwecke der Beftehung 
empfangene Summe) oder als Mittel der Verbrechensausführung darftellen. Die 
Ginziehung geſchieht theild zum Vortheil des Fiskus, theils zur Vernichtung ob» 
jeftio werthlofer oder durch ihr Vorhandenſein ſchädlicher Gegenftände (ftrafbare 
Preferzeugniffe, unzüchtige Darftellungen). 

Unter allen Bermögensftrafen fteben gegenwärtig die Geldbußen an Be 
deutung obenan. Diefelben find entweder Nebenftrafen, als Zufag zu einer 
Freiheitſtrafe, in welcher Anwendung namentlid der code pénal einen außerorbent- 
lich häufigen Gebrauch von ihnen macht, oder Hauptitrafen für geringere Bergehen 
und das weite Gebiet der Bolizeiftraffälle. Ohne jeden Zweifel find Geld 
bußen im Allgemeinen als leichteftes Strafübel anzufehen; die Geſetzgebung 
bat aber dafür zu forgen, daß maßlofe Geldbußen nicht dem Erfolge nad zu einer 
Ginziehung des Vermögens ſich fteigern. Deßhalb ift es von Wichtigkeit, ein böd- 
ftes und geringftes Maß zu beftimmen. An eine Uebereinftimmung der deutſchen 
Geſetzgebungen in dieſem Punfte ift gegenwärtig nicht zu denken. Während ber 
code pénal für Contraventions das: höchſte Maß für Polizeibußen auf 15 Francs 
normirte, bat das ihm fo häufig folgende Strafgefegbuh von Preußen einen 
Marimalfag von 50 Thalern angenommen. Als höchſtes Maß für Vergehen ober 
Verbrehen finden fi in demfelben Gefegbud 2000 Thaler. Ins Ungeheure wachſen 
dagegen die Gelpftrafen nach neueren Zoll- und Steuerftrafgefegen, die außer dem 
Berluft der Steuerobjefte, Bußen nad dem vierfadhen oder gar fünfundzwangig: 
fahen des Betrages der dem Staate entzogenen Summen ausfprehen und baburd 
möglicherweife zum wirthſchaftlichen Ruin der Delinquenten Anlaß bieten. 

Mas das Minimum betrifft, fo fheint uns, ala ob die neueren Gefegbüder 
ten BVerhältnifien einer armen Bevölkerung zu wenig Beachtung ſchenkten im 
Intereffe des rein fisfalifhen Gefihtspunftes, daß die Beitreibung geringfügiger Be: 
träge, mit einem unverhältnigmäßigen Aufwande von Arbeitskräften, vwermieben 
werde. Daher kommt es, daß Polizeiftrafen, deren Höhe ben LTohnverhältnifien 
der arbeitenden Klaffe nicht entfpricht, im nicht jeltenen Fällen Berarmung, Nah: 
rungslofigkeit und in weiterer Folge Eigenthumsverbrechen herbeiführen, befonders 
dann, wenn im fisfalifchen Interefje nothwendiges Hausgeräth eines Zahlungs: 
pflihtigen zu veräußern ift. Hierin liegt eine wohl zu beachtende Mahnung. 

Für alle leichten Bergehens- und Uebertretungsfälle ift die Geldbuße das 
zweckmäßigſte Strafmittel und geradezu unentbehrlid. Der größte Uebelftanv ift 
aber ter, daß bei ver großen Berfchiedenheit der Befigverhältniffe die Wirkung 
nothmwendigerweife eine fehr ungleiche fein muß. Wenn aud die Gefeggebung hie 
und da (Würtemberg, Baden) ausprüdlih vorfchreibt, daß bei Abmefjung der 
Geldbußen die Bermögensverhältniffe des Straffälligen berüdjichtigt werben follen, 
fo wird damit dod nicht allen Bedenken begegnet. In einem großen Staate finden 
ſich ſehr zahlreiche Abftufungen zwifhen den Erwerböverhältniffen und Lohnfägen; 
vie Preife der nothwendigſten Yebensbebürfniffe ſchwanken; es gibt Zeiten ver 
Profperttät und der Noth; mannigfahe Umftände, die bei einem guten Gelbbußen- 
ſyſtem Beahtung fordern. Dem Richter muß daher eine größere Freiheit gegeben 
werben, als bei der Verhängung anderer Strafübel, in denen die Schattirungen 
der Schuld nur die Perfönligkeit und den Charakter der Angeflagten zur Grund: 
lage haben. Es gilt, die frafende Gerechtigkeit in Einklang zu fegen mit ber 
foctalen Verſchiedenheit der mannigfach gegliederten Bevölkerungsſchichten. 
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Als ein ſchwieriges Problem bleibt namentlich die Erwägung, ob es nidt 
eine Ungerechtigkeit fei, ven Armen, ber eine Geldbuße verwirkt hat, im Unver- 
mögensfalle mit Gefängnißftrafe zu belegen. Iſt es nicht eine tief greifende 
Ungleichheit vor dem Geſetze, wenn dieſelbe vom Staat verbotene Handlung 
tbatfählich für ven Wohlhabenven eine vielleicht wenig empfindliche Geldbuße, 
für den Aermeren eine Entziehung der freiheit zur Folge hat? Und doch begreift 
jeber wiederum, daß dem Befiglofen ein Privilegium ver Straflofigkeit gegeben 
würde, wenn man es einfach bei dem fruchtlofen Berfuhe, die Bermögensftrafe 
einzuziehen, bewenden lafjen wollte oder etwa darauf wartet, bis ſich feine äußere 
Lage in ungewiffer Zukunft gebeffert haben wird. An Stelle der uneinziehbaren 
Geldbuße tritt ganz allgemein, fomweit die Prügelftrafe abgeſchafft iſt, eine nad 
ver Höhe der Gelpfumme zu bemefjende Gefängnißftrafe. 

Es ſcheint uns, als ob die neueren Geſetzgebungen und die Rehtswiffenfchaft 
vie fjociale Bedeutung der Geldbußen viel zu wenig berüdfihtigt haben. Man 
berubigte fich einfach dabei, daß es füglich ein Mittel geben müfle, um ben Un» 
vermögenden zu ftrafen und griff in dieſer Vorftellung zu dem nädft höheren 
Strafübel: der Freiheitftrafe, obwohl zwifchen Freiheit und Vermögen eine quali- 
tative Verſchiedenheit obwaltet, deren Natur das Grundwefen des Strafrehts felbft 
beftimmt. VBermögensbeftändtheile find verzichtbar, die Freiheit nicht. In den Gelb- 
bußen berührt fih das Strafredht mit dem Civilrecht, deſſen Anwendung 
gleichfalls die Berhängung von Vermögensnachtheilen auf Grund einer verſprochenen 
(Ronventional-) Strafe oder wegen fhabenserfaßpflichtiger Handlungen nothwenbig 
macht. Der äußerliche und verzichtbare Nachtheil ohne Rüdfiht auf feine ſittliche 
Bedeutung für die Perfönlichfeit tritt bei den Geldſtrafen entſchieden in ben 
Borbergrund;; bei der Freiheitftrafe ift bie äußere und innere — ————— 
dem civilen und kriminellen Unrecht wahrnehmbar für Alle vollzogen. Deßwegen 
ſollten unſerer Anſicht nach zwiſchen der geſetzlich angedrohten, aber uneinziehbaren 
Geldbuße und der im Unvermögensfall ſubſtituirten Freiheitſtrafe noch einige 
die Rechtsgleichheit verſöhnende Uebergangsftufen eingefügt werben. Als ſolche 
betrachten wir 1. die Beftimmung, daß bie Geldbuße niemals den Werth be- 
fimmter, ortsüblich abzufhägender Tagewerke überfhreiten darf, mofern ber 
Berurtheilte zur Klaffe der Unvermögenden gehört. 2. Die Ermächtigung, daß ber 
Strafrihter zur Schonung bes Vermögensſtandes ſowohl bie Sehlungefeit ben 
Berhältniffen anpaffen, als aud Theilzaplungen bewilligen darf. 3. Die Aner- 
lennung des Grunbfages, daß Unvermögende mit demjenigen zahlen dürfen, worüber 
fie verfügen, nämlich ihren Arbeitskräften und daß beftimmte Leiftungen zum 
Nugen der Gemeinden over Kreife die Geldbuße fompenfiren. Ehe die gegenwärtige 
Geldwirthſchaft die ökonemifhe Grundform wurde und fo lange die mittel- 
alterlihe Naturalwirtbfhaft beſtand, verorpneten Polizeigefege „ Arbeits- 
leiftungen“, bie durdaus nichts gemeinfam haben mit der heutigen Zwangs- 
arbeit. Dabei muß man auch heute ftehen bleiben, wo ber Beſitz feinen anderen 
Ausdrud findet, als in Arbeitsfräften. Hier und pa finden ſich fogar vereinzelte 
Anfänge deffen, was mir als nothwendig betrachtet und verallgemeinert ſehen 
möchten. Das preußifche Holzviebftahlgefeg vom 2. Juni 1851 (68. 13, 41) und 
ver franzöfifhe code forestier vom 18. Juni 1859 (Art. 210) geftatten, daß bie 
für Holgfrevel verhängten Geldbußen von den Pflichtigen im Unvermögensfalle 
bei Gelegenheit von Rodungen, Holzkulturarbeiten u. ſ. w. in den Forſten frei- 
willig abgearbeitet werden dürfen. 

Nah diefem Grundfage würde alfo die für den Unvermögensfall ber Gelb» 
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buße fubftituirte Gefängnißftrafe erfi dann eintreten, wenn jemand von der ihm 
dargebotenen Möglichkeit, feine Freiheit zu bewahren, feinen Gebrauch madıt. Als 
BVortheile einer derartigen Cinrihtung würden fi ergeben: 1. Die Erfparniß der 
Strafvollftredungstoften, die bei kurzzeitigen Einfperrungen in Polizeigefängnifien 
durch Gefangenarbeiten nit einmal theilmeife erfegt werben fünnen. 2. Die Aut 
gleihung der Befigunterfchiebe für die Anwendung der ftrafrehtlich nothwendigen 
Geldbußen. 3. Die Bermeitung mwirtbfhaftliher Nachtheile für die durch Ein 
ſperrung geſchädigten Familien der arbeitenden Klaffen und 4. die fittliche Hebung 
der unteren Boltsfhichten turh das Bemußtfein, taß die Freiheit ihnen unter 
ähnlihen Bedingungen, wie für tie reiheren Schichten gewährleiftet bleibt, bie 
perfünliche Freiheit, deren intenfiver Werth damit gefteigert würde für bie 
jenigen Klaffen, aus denen die Mehrzahl der Verbrecher hervorgeht. 

Für den gegenwärtig beftehenden Zuftand der Dinge läßt fih nur eine Art 
der Rechtfertigung beibringen, wenn man fagt: ter Mermere erleide in ver Ge 
fängnißftrafe für den Unvermögensfal nur ein Zwangäverfahren zur Zahlung 
nah den für Schuldgefangene geltenden Grundfägen. Ob viefe Bergleihung paſſend 
ift, um jene Rechtsungleichheit zwiſchen Aermeren und Reicheren zu verbeden, be» 
zweifeln wir. Sollte aber, was fo vielfach erftrebt wird, die Schuld haft als ein 
Mittel des Zwangsverfahrens im bürgerlichen Rechte abgefhafft werden, fo würden 
alle jene Erwägungen unterftügt wersen, die wir anführten, um barzuthun, daß 
das jest geltende Syſtem der Gelpftrafen vom Standpunkte der Gerechtigkeit und 
des gemeinen Nugens einer Abhülfe bedarf. v. Hoigendorfl. 
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I. Zu den älteften und früheften Offenbarungen des Staatsgedanfens in ver 
Geſchichte gehört die ſtrafende Gerechtigkeit. Wo immer ein Volk auf der Bahn 
der geſellſchaftlichen Entwidlung durch tie Propyläen vorftaatliher Drganismen 
hindurchgeſchritten ift, mwaltet die Vorſtellung, daß gewiſſe Beringungen des Zu- 
fammenlebens fichergeftellt werden müfjen gegen die Auflehnung des Einzelmillens. 
Die Zufügung von Nachtheilen für den Bruch ver Gefellſchaftsordnung beftcht 
lange als ein At des Selbfterhaltungstriebes, che das deutliche Bewußtſein ftaat- 
licher Aufgaben erwacht und eine Mare Scheidung ver Einzelrehte und ber gejel- 
fhaftlihen Geſammtrechte bewirkt. Zwiſchen Strafe und Staat befteht fomit ge: 
ſchichtlich und rechtlich der engfte Zufammenhang; eine unlösliche Verbindung, bie 
fih fogar in den Staatstheorien nachweiſen läßt. In den patriarchalifchen und 
theofratifhen Staatsweſen erwächst, die Strafe aus ter Erbſchaft ber in ber Fa 
milie wirkenden Zucht, over als ein Ausfluß des Glaubens an göttliche Offen: 
barung; in den durch Eroberung gegründeten Gemeinmwefen aus ver Fortpflanzung 
der in den rohften Formen des Heerweiens liegenden Unterorbnung, welche in 
Mitten äußerer Kämpfe und gewaltfamer Ummälzungen vie Gemeinfhaft de 
Intereffen als Friede im Innern im Gegenſatz zum Kampfberuf nad Außen 
auffaßt. Die Strafe treibt empor aus Wurzeln, die ſich theild in den dunklen 
Boden religiöfer VBorftellungen ſenken, theils in vie menschlicher Arbeit zugäng- 
lihe Erdſchicht äußerer Bortheile und Zwedmäßigkeiten hinabfteigen, und bier 
diejenigen Bildungskräfte an ſich zu ziehen, welche den Fortfchritt zu höheren Ge⸗ 
fittungsftufen nähren. Mit Nothwendigfeit und Nützlichkeit gleich verfchwiftert, 
bietet die Strafrechtsentwidlung ben lodendften Einblid in vie allmähliche Entfal- 
tung ftaatliher Bildung. Kein Theil der Rechtsgeſchichte gewährt fo beutliche Per- 
fpeftiven in bie Geſchichte ver Gefammtlultur wie diejenige des Strafrechts- Die 
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Möglichkeit, daß der Staat firafe, bedingt in ben Anfängen einer engeren gefell- 
ſchaftlichen Berbindung überhaupt die Ausbildung wahrer Rechtsbeziehungen der 
Einzelnen zu einander. Indem die Strafe des Staates zuerft in die Selbſtſucht 
und Rache der Stärferen eingreift, an die Stelle der phyſiſchen Ueberlegenheit ber 
Einzelnen im Berhältniß zu Schwäderen das Bewußtfein der Gefammtrechte der 
Geſellſchaft herausbilvet, wirb fie das Fundament für bie Entwidlung des Eivil- 
und Staatsrechtes, die Garantie für den geordneten Umlauf der höchſten fittlichen 
und rechtlichen Wertbzeihen, Abwehr und Schuß gegen bie gröbften Frevel der 
Rohheit und gemwaltthätigen Selbſtſucht, welche fih ven höchſten Orbnungen feind- 
lich gegenüberftellen. 

Kaum find indeffen die höchſten Güter des menfhlichen Lebens, Unverfehrt- 
beit des Körpers, Gefundheit, Freiheit, Ehe, Eigenthum und Ehre gegen Ber- 
legungen ſtrafrechtlich gewährleiftet; kaum ift damit in feierlicher Weife die Stif- 
tungsurfunde des Staates vollzogen, fo beginnt die Färbung des nationalen Lebens 
ver Böker fih in die Borftellungen des Strafbaren einzumifchen. Während bie 
ülteften Anfänge des Strafrechts bei allen Nationen eine auffallende Aehnlichkeit 
in den Orunbauffaffungen erkennen laffen, tritt in dem fpäteren Berlauf ber 
Redtsentwidlung bunte Mannigfaltigkeit hervor. Die Formen und Mittel ver 
Strafe, die ſchwerere oder leichtere Würdigung ber Verbrechen in ihrer Mang- 
ordnung, weichen fehr bald bei verſchiedenen Nationalcharakteren von einander ab, 
insbefondere tritt die Strafgefeggebung, von ber ebenen Bahı der Gewohnheit 
und Sitte ablentend, fehr bald in engfte Beziehung zu den politifhen Bebürfniffen 
des öffentlihen Lebens, um deſſen Schwankungen und Wechſelfälle zu theilen. Da 
die Strafe die ftärkfte Potenz ift, mit welcher der Staat in ben —* des 
einzelnen Menſchen zwingend eingreift, ſo geräth die höchſte Staatsgewalt 
häufig in Verſuchung, ihren Willen und ihre Intereffen- hinter den feſten Mauern 
der Strafgefege unangreifbar zu machen; e8 mehren fi die Beftimmungen, weldye 
die Unterorbnung des Einzelnen unter den höchſten Etaatswillen durchjegen follen. 
Zu der ftrafredhtlichen Magna Charta, die bei allen Kulturvölfern die Grundrechte 
des einzelnen Menſchen gegen Zerftörung ſchützt, gefellen fid) die zahllofen Er- 
ſcheinungen ber den polizeilihen Nüglichleitszweden und ver Herrſchſucht dienenden, 
turh Strafprohungen gepanzerten Geſetzgebungsalte. Willtür und Tyrannei fuchen 
fh mittelft der Verfügung über den Strafzwang unverleglid zu maden. Was 
nad der Borftellung der alten Zeit ver höchſten Berhätigung der Geredhtigfeit, 
ter Sicherſtellung heiligfter Rechte dienen follte, wird durch eine unverantwortlic 
Ihaltende, ſchrankenlos gebietende Staatsgewalt zu einem Werkzeug der Laune er 
niebrigt; ala Mittel der Einſchüchterung verwerthet. Statt die berechtigte Freiheit 
menfhlier Bewegung und Thätigkeit in ihren Gruntfeften zu. fchirmen, macht 
fd dann das Strafgefeg fühlbar als ein vie Gerechtigkeitsliebe des Staatsbürgers 
bedrohender Zwang. Auch die Periode des deutſchen fürftlihen Abfolutismus blieb 
nicht frei von der Verfuhung, die Strafgefeggebung für die eigennügigen Zwecke 
dee Herrfchfuht auszunugen; eine Berfuhung, deren Verirrungen in zahlreichen, 
von dem Standpunkt der heutigen Erkenntniß aus verdammungswürdigen, politi» 
ſchen Strafgefegen vor ung liegen. 

.. Daß die Strafgefege die wirffamfte Form des Rechtsſchutzes auf die ber 
öffentlichen und allgemeinen Staatögarantie bebürftigen Rechte erftreden, ift ein 
hohes foctales Intereſſe; daß fie nicht ohne Noth die zufälligen, zeitlich ſchwan ⸗ 
men, nur formalen Willensäußerungen einer Staatsregierung in die Kategorie 
der ſittlichen Berechtigungen aufnehmen, ein ebenfo hohes politiſches Intereffe. Das 
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Strafreht darf alfo weder zu wenig noch zu viel verbieten und anorbnen. Cs 
darf weder die berechtigte freiheit des Einzelnen noch bie Gefammtorbnung des 
Staates beeinträchtigen. Eine unterlaffene Berpönung des ſchlechthin Rechtswidrigen 
verlegt die Anforderungen ver Gefellfhaft an den Staat, eine pnnöthige Bebrohung 
mit Strafe den fiheren Gebraud der Freiheitärechte. Wird der innere Zufammen- 
bang zwifchen ven ſich gegenfeitig tragenven Begriffen des Verbrechens und ver 
Strafe geftört, fo bedeutet dies ebenfoviel wie eine Gefährbung der höchſten fitt- 
lihen und politifhen Intereſſen. 

II. Der Mifbraud der Strafgewalt und Etrafgefeggebung ift burd bie 
neueren gefchriebenen Berfaffungsurkunden vorgefehen. Weil das Strafbare feiner 
wahren Bedeutung gemäß im Gefammtrechtsbewußtfein geſucht und nicht auf dem 
Wege der bloßen juriftifhen Verſtändigleit erfannt werden fann, barf weder ben 
Gerichten noch der höchſten vollziehenden Gewalt die Beftimmung besfelben über: 
laffen werden. Die Feftfegung deffen, was den Inhalt eines dem 
Staate zuftehenden Strafrehts nad den beiden Seiten der als 
verbrederifh zu erahtenden That und der darauf zu brobenben 
Strafe fein foll, fann nur im Wege der Geſetzgebung erfolgen. 
Wo überhaupt die Gefeßgebung unter der, wenn auch beſchränkten und gegen- 
ftändlich verkürzten Mitwirfung der Bollsvertretungen geübt wird, gehören Straf- 
gefege zu denjenigen, bei denen eine einfeitige Verfügung der Staatsregierung 
durch das Verordnungsrecht ausgeſchloſſen iſt. Schen die Ältere Strafrechtswifien- 
haft hat den Grundſatz anerkannt, daß ohne Strafgefeg ein Verbrechen niemals 
als vorhanden angenommen werben fann (nullum crimen sine lege poenali). 
Diefe Lehre bedeutete aber nur, mas vom Staribpunfte der Gerechtigkeit niemals 
bezweifelt werben konnte: daß es unzuläffig fei, jemand wegen einer Handlung zu 
beftrafen, die nicht im Voraus als eine verbotene durch die Geſetzgebung mit 
Strafe bedroht worden war. Gegenwärtig hat berfelbe Sag: fein Verbrechen ohne 
Strafe feine höhere ftaatsrechtlihe Bebentung in dem Berbote, Strafen im 
Berordnungswege anzubroben. 

Nur das Gefeg im engeren Sinne ift hentzutage eine Duelle für bas Straf: 
recht; ausgefhloffen ſowohl die einfeitige Verfügung der höchften vollziehenden Ge— 
walt, als and vie Gewohnheit und die bier und da als pofitives Redt er- 
zeugend angefehene, der Gefeßgebung gleichgeftellte, von uns aber in dieſer Eigen- 
haft nit anerkannte Wiſſenſchaft. Wo die Verfaffungen der neueren Zeit es 
einmal beftimmt ausfpredhen, daß Strafen nur in Gemäßheit des Geſetzes ange: 
droht werden können, verfteht fi dies fo fehr von felbit, daß wir auf eine 
wiffenfhaftlihe Begründung diefes auch ohme eine beftehende Berfaffungsbeftimmung 
zu billigenden Satzes hier verzichten können. Nicht alle Bedeutung ift damit der 
Gewohnheit abgeiproden. Sie ift für uns eine weife Schranke gegen bie nad) 
erweiternder Auslegung bes Strafgeſetzes auf vie lange Zeit hindurch ftraflos 
gelaffenen Fälle ſtrebende Berfolgungsfucht, gegen ven kurzfichtigen, das Rechts: 
leben verwirrenden Eifer der Anklagebehörden; fie ift eine Mahnung gegen Ueber: 
treibung, eine Wegweiferin in der gleichmäßigen Beftimmung des Strafmaßes 
durch die Gerichte, in äußerften Notbfällen fogar, wie ehemals in Deutfchland 
und nod heute in England, eine lebendige Macht, weiche Wiederbelebungsverſuche 
an abgeftorbenen oder abfterbenden Strafgefegen verhindert und fo bie fehler 
unterlaffener rechtzeitiger Gefegesaufhebung vor der Nichtigkeitsinftany des allge: 
meinen Rechtswillens heilt. Dem Bedürfniß der Nechtsficherheit entfpricht es un- 
bedingt, nur ber feierlihen, Öffentliden und ausprüdliden Er- 
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HMärung die Macht zuzuerfennen, bie thatſächlichen Borausfegungen ber Strafe 
vorzuſchreiben; die Grenzen zwifchen dem Verbrecheriſchen und dem Erlaubten zu 
zeichnen. Nur was im allgemeinen Bewußtfein der Zeit ald ſtrafbar erfannt ift, 
darf ald verbrech eriſch hingeftellt werden. VBoltsthümlichkeit ift eines der Grunb- 
erforderniffe für die Strafgefeggebungen, deren Ungerechtigkeiten und Härten das 
fütlihe Gefühl mehr verlegen, als irgend ein Fehler auf anderen Gebieten ver 
Geſetzgebung. Schlimmer aber, ald ungerechte Härte der Strafprohung, ift bie 
Aweidentigfeit und Ungewißheit, welche den Thatbeftand verbredherifcher Thaten 
vor dem Auge des Laien verhällt und den kunftvollen Auslegungen der juriftifchen 
Technik überliefert. 

Es ift Mar, daß jener Grundgedanke neuerer Berfaffungsurfunden, welche 
einen Schuß gegen willfürlihe Strafdrohungen verleihen wollen, vereitelt werben 
lann, wenn die Gerichte im Wege der Gefegesauslegung ven Kreis der ſtraf⸗ 
baren Handlungen über ven allgemein verftänblihen Ausdruck des Geſetzes hinaus 
erweitern. Die Berfuhung dazu liegt um fo näher, als wenigftens in Deutſchlands 
größeren Staaten ber höhere Richterftand dem Bildungsdurdfchnitt der Vollsmaſſen 
ziemlich entfernt fteht, als es ungemein ſchwer hält, die Grenzen des verbrecheriſchen 
Unrehts von denjenigen des Unfittlichen fcharf zu trennen. Die Neigung, etwaigen 
Unterlaffungen des Geſetzgebers im Wege der Anwendung des Gtrafgefeges 
Abhülfe zu verfchaffen, wenn es fi um das Vorkommen neuer Thatſachen han- 
delt, deren Unvereinbarkeit mit der öffentlichen Rechtsordnung ber Geſetzgeber nicht 
vorherfehen konnte, ift, wie uns ſcheint, in ver Rechtſprechung ver höchſten Ge— 
rihtshöfe ſehr häufig dargelegt und wird verſchuldet durch die vorwiegend roma» 
niſtiſch privatrechtlihe Ausbildung des. deutfchen Richterſtandes, welder die er⸗ 
gänzenbe pri ri durch die Wiffenfhaft begriffswidrig in das Strafrecht 
überträgt, ohne die Verſchiedenheit der kriminalrechtlichen und civiliſtiſchen Rechts⸗ 
beziehungen genügend zu würdigen, ohne zu beachten, daß es zu den allerwichtig- 
ften, aus dem Princip der perfönlichen Freiheit und der Rechtsficherheit fließenden 
dolgerungen gehört, daß niemand beftraft werde, dem in einem gegebenen Falle 
der Wille des Geſetzgebers nad dem Inhalte des individuellen Bewußtfeins nicht 
etlennbar war. Die Borausfegungen, von denen vie Auslegung ber Strafgefege 
geleitet wird, find verfchieden im Vergleich zu den Regeln des Civilrehts, ſobald 
es darauf ankommt, die rechtliche Bedeutung menſchlicher Willensäußerungen zu 
ermitteln, 

Die Gefahr, daß die Auslegung der Strafgefege der Rechtsſicherheit 
ud Freiheit nachtheilig werben fünnte, ift insbeſondere von ven Juriften des 
vorigen Jahrhunderts, von Beccaria, Filangieri, Montesquieu und 
Bentham häufig hervorgehoben worden. Ste gelangten Angeſichts derjelben zum 
Schluſſe, daß Strafgefege nur im befhräntenden Sinne ausgelegt werden follen. 
Andere ſuchten eine Abhülfe in dem Vorfchlage, daß die wictigften Strafverbote 
in den Vollksſchulen erläutert werden follten und glaubten damit den Widerfpruch 
wiſchen den Forderungen des Staates, wie folhe im Strafgefeg ausgebrüdt find 
und den nicht immer bamit übereinftimmenden Auffafjungen ver unteren Bolfs- 
\dihten Heben zu können. Allen viefen Beftrehungen lag mindeftens das richtige 
Gefühl zu Grunde, daß der Lehrfag, welcher Rechtsirrtfum und Gefegesunfenntniß 
bei firafrechtlich bedrohten Handlungen einfach unbeachtet laflen will, gegenüber 
einer unentwidelten, binter den Anforderungen des Gejeggebers zurüdgebliebenen 
Bevölferung zu den größten Ungeredhtigkeiten führen muß. 

Seitdem in neuerer Zeit Strafgefege -forgfältig berathen und unter Mit« 


318 Strafreht und Strafgefebgebung. 


wirfung der BVolfsvertretungen beſchloſſen werben, nachdem eine öffentlide 
Strafrehtspflege das Verftäntniß ver Gefege mehr und mehr zu erweitern begann, 
bat fich jene Kluft zwifchen Gefegesanwendung und Auslegung auf der einen Seite 
und dem Auffaffungsvermögen verjenigen Schichten, in denen Berbrehen erfah— 
rungsmäßig am häufigften vorlommen, verengert. Aber fie ift auch heute nod 
keineswegs geichloffen. Die Grundſätze der Auslegung richtig zu beftimmen, iſt 
daher immer noch von Wichtigkeit. 

Die Mehrzahl der neueren Rechtslehrer und der jegt geltenden Gefeßgebungen 
geftatten allerdings die ausdehnende Erklärung, und außer ihr fogar bie 
analoge Anwendung auf thatfächlid nicht erwähnte, aber begrifflich identiſche Er- 
Iheinungsformen eines verbreherifhen Thatbeſtandes. Soweit es alfo darauf an 
fommt, den Willen des Gefeggebers aus den von ihm gebraudten Ausbrüden 
feftzuftellen, gelten tie von der Rechtswiſſenſchaft an die Hand gegebenen Lehren. 
Alein mit der richtigen Erkenntniß dieſer geſetzgeberiſchen Willensäußerungen ift 
immer nur ein Theil der ftrafriterlihen Aufgaben gelöst und es ift feineswegs 
gefagt, daß eine ven Drohungen des Strafgefeges (äußerlich) entſprechende Hant- 
lung in einem gegebenen Falle nothwendiger Weife mit Strafe zu belegen if; 
denn es bleibt ferner zu ermitteln, ob das Strafgefeg feinem Inhalte nach in dem 
Bewußtfein eines Angeflagten rvepräfentirt und dadurd das Erforderniß einer 
fubjektiven Berfhuldung vorhanden war. 

Auf die Lehren von dem Rechtsirrthum hier einzugehen, verbietet der Plan 
unferer Darftellung. Daß aber jene Beforgniß, dem Individuum fünnte in feiner 
Perfönlickeit durch die Technik der ftrafgefeglichen Auslegung gleihfam eine Auf 
nöthigung gelehrter Kriminalvoltrinen widerfahren, in der Gegenwart lebenbiger 
empfunden wird, zeigt fi vorzugsweife in ber neueren Entwidlung bes Straf 
procefjes. Das Schmwurgeriht ift dazu beftimmt, der latenhaften Auffafjung 
des Strafgefeges zu feinem Rechte zu verhelfen und darüber zu machen, baf 
Niemand einer Strafe verfalle, wo die Rechtswidrigkeit feines Thuns nicht begreif- 
bar war oder unter den obwaltenden Berhältniffen nicht, eingefehen werben konnte, 
Eine volfsthümlihe Elemente begreifende, unabhängige Richter fihernde Straf- 
gerichtöverfaffung, eine Beſchränkung der Rechtsmittel im Strafverfahren in Fällen 
gerichtlicher Freifprehung, vor allen Dingen aber die folgeridhtige Durchfährung 
des Schwurgerichtsgedankens durch die Behandlung aller Verbrechens— 
und Vergehensékategorien ohne Ausnahme find allerdings wirffamere Garantien 
gegen den Mißbraud ver Strafgewalt, als jener heutzutage aufgegebene Verſuch, 
für die Erklärung ber Strafgefege eigenthümliche und abfonderlide Auslegung 
regeln vorzufhreiben. (Bl. Krug, vie Grundſätze der Gefegesauslegung in ihrer 
Anwendung auf bie neueren deutf—hen Strafgefegbücher. Leipzig 1848.) Deunod 
follte der Richterftand deſſen eingebent fein, daß vom Standpunkte der Geſetz 
gebungspolitif und Gerechtigkeit aus es eine Erweiterung des beftehenden pofitiven 
Rehts im Falle ver Unzulänglichfeit desfelben durch die ausbrüdlihe Erklärung 
ber Geſetzgebung, einer Abhilfe durch die ausdehnende Interpretation des Richters 
bei Weitem vorzuziehen ift, und in allen wirklich zweifelhaften Fällen Straflofig- 
feit (in dubio mitius) der Gerechtigkeit angemefjener ift als Nachgiebigkeit des 
Richters gegen die Nützlichleitsforderungen des gefellfhaftlihen Wohlbefindens. 

III. Wir haben bisher den Gedanken ins Auge gefaßt, daß der oberfle 
Orundfag des neueren Verfaffungsrehtes, wonah Strafen nur in Gemäßheit 
des Geſetzes angebroht oder verhängt werben dürfen, im Wege ver Rechtſprechung 
umgangen werben und der Richter in einfeitiger Auffafjung feiner ftrafrechtligen 
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Aufgabe vergeffen Fönnte, daß er die Perfon des Staatsbürgers gegen zu weit- 
gehende Anklagen zu ſchützen hat. Im Anfhluß an dieſe Andeutungen bleibt einer 
Ausnahme zu gedenken, welche jener Grundfag erleidet. Hinfichtlih der Polizei— 
ſtrafen zur Aufrechterhaltung der öffentlihen Ordnung ift (im Gegenfage zur 
Geſetzgebung) tbeild dem Verordnungsrechte der Stantsbehörben, theil® ver 
Autonomie der fommunalen Polizeiverwaltung ein Spielraum gegeben, ber es ges 
flattet, dem wechſelnden Bedürfniſſe gemäß, neue Strafen innerhalb eines gewifjen 
Maßes anzuprohen. Nur ein geringer Theil ver polizeilih ftrafbaren Handlungen 
pflegt nämlich in befonderen Gefegen, oder in eigenen Bolizeiftrafgefegbüchern 
niebergelegt zu fein. Die überwiegende Maffe der polizeilichen Strafbrohungen ift 
lolaler Art und nicht fopificirt. 

Dei näherer Betrachtung findet man, daß diefe Ausnahme von dem Grund- 
ja nulla poena sine lege nur eine ſcheinbare ift; denn zuvörderſt beruht vie 
polizeiliche Strafgewalt auf einer gejeglihen Ermächtigung der Verwaltung, inner: 
halb beftimmter Grenzen für Zuwivderhandlungen Strafe zu drohen. Außerdem 
aber hält die neuere Wiffenfhaft daran feft, vaß das Polizeiftrafrecht aus dem 
Kriminalreht oder Strafredht ausgefondert werden muß. Unzweifelhaft fteht 
die polizeilihe Strafgewalt dem Berwaltungsredhte viel näher; fie erſcheint als ein 
Mittel, dem Willen der Obrigkeit oder Gemeinden, als folhem, ohne Rüdfidyt auf 
feinen rechtlichen Inhalt — wofern er nur nicht wiberrechtlich ift, gegenüber dem 
Einzelnen Geltung. zu verfchaffen, als ein erelutorifches Zwangsmittel, ohne welches 
ein Theil der Regierungsthätigkeit nicht ausgeäbt werden könnte. Das eigentliche 
Strafgeje im obigen Sinne ift feiner Natur nad) territorial, die polizeiliche Strafver- 
ordnung lofal. Zwifchen beiden liegt zwar ein Grenzgebiet, in weldem ſich das 
derbrecheriſche Element mit dem einfach polizeiwibrigen Handeln im Thatbeftand 
allgemein verpönter Ausfchreitungen vermifht (fogenannte Vergehen gegen bie 
öffentlihe Ordnung). Auch find die Polizeiftrafmittel qualitativ identiſch 
mit einem Theil der Strafübel, welche für Berbrehenshandlungen im obigen Sinne 
gedroht werben (Geldbuße und kurze Freibeitftrafen). Der innere, begrifismäßige 
Unterſchied zwifchen Polizei- und Kriminalſtrafrecht tritt indeſſen deutlich hervor, 
wenn man bie Verſchiedenheit in der Qualität des Unrechts vergleicht, um das es 
fh bei ven Funktionen der Polizei handelt. 

Nah dem Borgange Hegels unterfcheivet man drei Gattungen des Un— 
rechtes: 1. Das civile Unrecht, deſſen Gegenftand die individuellen, der Privat- 
willtär unterworfenen Nechtsbeziehfungen find. Das Wefen der Verlegung liegt in 
der unberechtigten Gegenüberftellung des Willens gegen die Berfügung einzelner 
Berfonen, denen es unbenommen bleibt, dieſe ihre —8* der Zerſtörung 
Preis zu geben (Köſtlin, Syſtem des deutſchen Strafrechts $. 2. Hülſchner, 
Syſtem des preußiſchen Strafrechts II. 8. 1). Andere (Hegel, Berner) faflen das 
civile Unrecht auf als das „unbefangene“, bei welchem jede von den ftreitenden 
Parteien wirklich Recht zu haben glaube bis zur Entfcheidung des Richters, und 
finden in dem bewußten Gegenfag gegen einen vorhandenen Privatredhtsanfprud 
eine Mittelftufe an der fogenannten „Chicane“. 2. Das friminelle Unrecht, 
deſſen Gegenftand die Rechte der Gefammtheit, die allgemeinen Forderungen ber 
Geſellſchafisordnung find, deffen Inhalt das an und für fi) mit dem organifchen 
Beftande des dauernden Zufammenlebens Unvereinbare und Unfittliche darſtellt. 
Das Weſen des Verbrechens wird daher aud nicht durch das pofitive Gefeg er- 
zeugt, ſondern nur Hinfichlic feiner äußeren Erſcheinungsformen für die Zwede 
ter Rehtfprehung und Rechtsanwendung abgegrenzt und befchrieben. Zwar gibt 


320 Strafrecht und Strafgefebgebung. 


e8 Verbrechen, in denen die Verlegung des Einzelwillens (Diebftahl, Berläum- 
bung u, f. w.), der Eingriff in die Verfügungsrechte der Privatperfonen zum That- 
beftande unerläßlih gehören; aber immer ift das rechtlich Entſcheidende darin zu 
finden, daß im der Verlegung gegebener Einzelrechte zugleih die Inftitution 
(Eigenthum, Familie) in ihrem allgemein ftaatlihen Werthe und hinſichtlich ihrer 
geſellſchaftlichen Beziehung, in der Totalität angegriffen und geftört wird. Nicht 
die Entziehung einer einzelnen Sache aus fremdem Gewahrfam, und bie bamit 
vehtswidrig bewirkte Verringerung eines fremden Vermögens um einen Beftanb- 
tbeil, noch auch der äußerlich zugefügte Schave, fondern vielmehr die VBerläugnung 
des für die ftaatliche Ordnung als wefentlih erkannten Eigenthumprincipé 
in einem ihm unterworfenen Gegenftande erhebt den Diebftahl zu einem Ber- 
brechen. In der Strafrechtsgeſchichte erkennen wir denn auch an dem Verhältniſſe 
des civilen zu dem kriminellen Redhtsfhuge, wie weit das ſtaatliche Bewußtſein 
den Rechtskreis der Einzelnen mit feiner Macht erfüllt, wie weit es denſelben ſich 
gleihfam felbft überläßt. Bon hohem Interefje ift insbefonvdere eine Vergleichung 
des römiſchen Rechtes, das in feiner Blütheperiove den Diebſtahl als einen 
Bruch der allgemeinen Rechtsordnung nicht anerfannte und durh Privatftraf- 
lagen verfolgen ließ, mit ver heutigen Redhtsentwidlung, die den kriminellen 
Charakter ver Eigenthumsverlegungen mehr und mehr erweitert. Wo daher auf 
dem Boden der Bermögensintereffen die pofitive Gejeggebung das nur civile Un- 
recht von dem friminellen fondern fol, gehört unzweifelhaft noch heutzutage zu 
den fchwierigften Fragen. Nad den von uns gegebenen Andeutungen kann ferner 
ein kriminelles Unreht in ver ſchuldhaften Verlegung der Religion und ber 
Sittlichkeit an und für fi riemald gefunden werben. Wenn Religion und Eitt- 
lichleit aud (wie Hlfehner meint) „ein objektiv dafeiendes und zur Aneignung 
bargebotenes,, find, fo haben dieſelben doch keine äußere Eriftenz als Rechtsobjelte, 
feine Greifbarkeit für finnlih wirkende Angriffe. Religion und Sittlichkeit beftehen 
nur in dem Bewußtſein, das fie aufgenommen und find darum unverletzlich. Nur 
in ihrer Beziehung zu gefellichaftlichen over ftaatlihen Organismen, deren Schöpfung 
den religiöfen oder fittlichen Motiven menſchlicher Thätigkeit entjprang und ben 
Aeußerungen des fittlich-religiöfen Lebens dienen fol, kann von Berlegungen 
bie Rebe fein. Wenn der Staat daher Gottesläfterung beftraft, fo kann vie 
nicht gefchehen, weil damit die Religion verlegt wäre, fondern weil der gejell- 
ſchaftliche Friede innerhalb der äußeren Kirchengemeinjhaft geftört ift, deren freies 
Balten der Staat, als höchſte Garantie der gefellfhaftlihen Geſammtbedürfniſſe, 
zu verbürgen hat. Dasjelbe gilt von der geſchlechtlichen Unſittlichkeit, vie abgefehen 
von polizeilihen Gefihtspunften der Nüglichkeit und Wohlfahrt, nur infomweit ber 
firafenden Gewalt tes Staates verfallen kann, als fi eine Verlegung der ſtaat⸗ 
lich zu fihernden Inftitutionen der Ehe oder Familie darin nachweiſen läßt. In 
der Kategorie der fogenannten Religions und Sittlichkeitsverbrechen bemerkt man 
denn auch bie entgegengefegte Bewegung in ben Strafgefeßgebungen ber neueren 
Zeit im Berhältniß zu Eigenthumsverlegungen. Es ift unläugbar, daß feit Jahr 
hunderten nicht nur ein beifpiellofer Fortfchritt der Milde bei Gottesläfterung und 
Ehebruch, gleihfam eine Degradation in der Rangorbnung ber Verbrechen ftatt- 
fand, fonbern auch zahlreiche ehemalige Verbrehenshandlungen aus den Gefet- 
gebungen ausgeſchieden und als rechtlich gleichgültige in das Gehlet der ftraflofen 
Unfittlicgleiten verwiefen wurden. Je lebendiger ſich das fittlihe und religiöſe Ele 
ment als ein freie® von dem Nehtsgebtete des Staates getrennt weiß, deſto 
mehr wird man anerkennen, daß Religion und Sittlichfeit fein Gegenftand ſtraf⸗ 
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rehtliher Sagungen fein können. 3. Das polizeiliche Unrecht befteht über- 
haupt erft durch die Willenserflärung der gefeßgebenden ober verorbnenden Ge— 
malt; es verlegt. feine vor dem Geſetz als vorhanden und bereits gegeben anzu— 
erfennenden Rechte; die erft firafbar gemachte Handlung der Polizeiübertretung 
ft an ſich weder rechtswidrig noch unſittlich, ſondern nur dem Erfolge nach mög— 
licherweiſe nachtheilig, dem Rechtögebrauche anderer hinverlih und darum verbie- 
tungswärbig für die flaatlihen Organe zur Wahrung der Wohlfahrt. Der Gegen« 
fag Hegt hier alfo nicht in der Verlegung von Einzelrechten, wie beim Eivilrecht, 
oder in der Störung der Öefammtredhte, wie beim kriminellen Unrecht, fon- 
dern in der äußeren Wiverfeglichkeit gegen eine höhere Macht, deren Aufgabe 
die nöthigenfalls zwangsweife zu bewirkende Unterorbnung ber einzelnen Staats- 
bürger fordert, und fi zur Durdfegung ihres Willens der Strafe bevient. Wäh- 
tend die konkrete Erfcheinung des civilen und kriminellen Unrechts begriffsmäßig 
immer eine Verlegung am rechtlich gefchligten Gegenftänven varftellt, fann das 
poligeiliche Unrecht in gegebenen Fällen den Borausfegungen des Geſetzes entgegen 
als eine durchaus nicht nachtheilige oder gar als eine in gewiffen Beziehungen 
näglie erfcheinen, ohne ihren Charakter einzubüßen. 

Zu dem Ausgangspunkte unferer Erörterungen zurüdtehrend, bemerken wir, 
daß die wiffenfhaftlic gefonderten Begriffe des civilen, kriminellen und polizei« 
lichen Unrehts in der Durdführung des Ginzelnen auf die größten Schwieriz- 
teiten ftoßen müſſen. Unmöglich kann es dem Richter überlaffen werden, auf Grund 
böhft dehnbarer Gedankenoperationen zwifchen vem civilen Schadenserfag, 
der Kriminalftrafe und Polizeibuße zu wählen, wenn es fih um bie 
Beurtheilung eines einzelnen Falles handelt. Wir finden fomit auch bier eine 
Rehtfertigung des oberften Sates, von welhem wir auszingen: feine Strafe 
ohne Geſetz, durch weldes der ftrafbare Thatbeftand genau 
befimmt wird. 

IV. Selbft die Strafgefeßgebung ift in, der Regel nicht im Stande, aus ber 
mendlihen Fülle und Mannigfaltigkeit metthlicher Fandlungen den Aggregat- 
juftand des Verbrechens, frei von allen Berbinvungen berzuftellen und ber 
wiſſenſchaftlichen Analyfe bis zu dem Punkte zu folgen, wo biefe wegen Unzu- 
länglichleit ihrer Kräfte zur Arbeitseinftelung gezwungen ift. Bei dem Unternehmen 
des Geſetzgebers, eine beftimmte Kiaffe von Handlungen als gefammtrehtswibrig 
zu kriminaliſiren und gegen ähnliche Fälle des Eivilunrechts abzugrenzen, entſcheidet 
daher fehr Häufig die Rüdfiht auf Nützlichkeit, die Summe jener Regeln, 
welhe die Kriminalpolitif zufammenfaßt. Die erfahrungsmäßige Unwirkfam- 
leit des Strafgeſetzes und die Schwierigkeiten der Anwendung dürfen dazu ver- 
anlofien, bei der Grenzregulirung das Gebiet des Strafrechts zum Vortheil des 
allgemeinen Nutens zu verringern. Wenm von notorifc häufig vorkommenden, 
dürh das Geſetz verpänten Handlungen, taufende ftraflos bleiben, ehe es gelingt, 
eine einzige procefinalifch foweit feftzuftellen, daß eine Beſtrafung eintritt, fo ift das 
ein binreihender Grund, den rein juriftifhen Konftruftionen des Thatbeftandes den 
Aichien zu ertheilen. Wenn fi alfo beifpielsweife die kriminelle Strafbarkeit des 
Buders von allgemeinen Rehtsanfhauungen aus erweiſen ließe, würde im ber 
Gegenwart die erfahrungsmäßige Unficherheit der Verfolgung, die faft an Unmög- 
lichteit grenzende Aurgabe, neben der Aufhebung der lex Anastasiana, und neben 
der allgemeinen Wechſelfähigkleit wucheriſche Scheingefhäfte von ernft gemeinten 
Rechtsaften durch Beweisaufnahmen zu fondern, bie Aufhebung der Wuderftraf- 
gejege zu einer wohl begründeten Forderung erheben. Aehnliche Erfahrungen 

Bluntfhli uns Brater, Deutſches Stans Wörterbuß. X, 21 


322 Strafrecht und Strafgefebgebung. . 
fünnen den Gtrafgefeßgeber zu einer, der abftralten, von ber mitroſlopiſchen 
Wiſſenſchaft gezogenen Konfequenz entgegenlaufenden Beſchränkung Heiner Prellereien 
im Hanbelöverfehr veranlaffen. Denn Zwedwidrigfeit und Unwirkſamkeit beſtehender 
Derbote wirken nothwendigerweiſe auf die Gefammtheit des Rechtszuftandes benad- 
theiligend zurüd. Nützlichkeitsgründe find es auch, welche dem firengen Begriff 
zuwider bei gemiffen Verbrechen (Ehebruch, Nothzucht, Diebftahl der Descenden- 
ten, Ehrverlegungen u. f. w.) ven Staatözwang erft auf ausdrückliches Verlangen 
der verlegten Privatperfon eintreten laffen, obwohl es fih um die Störung allge- 
meiner Rechte handelte. 

V. Der Grundſatz: „keine Strafe ohne Geſetz“ bezieht ſich ſeinem 
Wortlaut nach nur auf das Erforderniß, daß ein geſchriebenes Geſetz die Grundlagen 
für die Ausübung der Strafgewalt biete. Es wäre alſo genügend, wenn in einer 
Reihe zeitlich verſchiedener Geſetze die Summe der ſtrafrechtlichen Normen ſich 
niedergelegt fände. Ein inneres und unabweisbares Bedürfniß hat indeſſen die 
große Mehrzahl der weſteuropäiſchen Staaten zu einer Kodifikation ber Straf⸗ 
gefege und zum Erlaß umfafiender Strafgefegbücher veranlaßt. Nur England macht 
eine bemerfenswerthe, von den hervorragenpften Juriften jenes Landes inbefjen 
häufig angefochtene Ausnahme, wonach theild Gewohnheit (common law), theils 
Parlamentsftatuten aus fehr verfhiedenen Zeitperiovden die Straffagungen enthalten. 
Ueber die außerordentlihen Borzüge ftrafretliher Kobififation kann heutzutage 
faum nod ein Zweifel beftehen. Zunähft darf nämlich nicht außer Acht gelafien 
werben, daß Heberfichtlichleit und Klarheit des gefammten geltenden Strafrechts im 
hohen Maße den politiichen Intereffen der Staatsregierungen und Staatsbürger ent- 
ſpricht. Sobann dient e8 dem Bedürfniß der in ver Schwurgerichtöpflege nollathüu- 
lich eingerichteten Gefeßesanwendung, die Verſtändlichkeit der einzelnen Strafbeftim- 
mungen durch Nebeneinanderftellung zu heben. Bor allen anderen Dingen ift aber 
daran feftzuhalten, daß Strafgefege im Allgemeinen, ven geſellſchaftlichen Entwid- 
(ungen und Rectsüberzeugungen folgend, einem verhältnigmäßig ſchnelleren Wechiel 
unterworfen find, als das bürgerliche Recht, und gleichzeitig in ihrer Harmonie 
durch Veränderungen einzelner Beftimmungen leicht geftört werben können. Die 
geſchichtliche Oleicyzeitigkeit in den einzelnen Beftimmungen des Strafrehts iſt eine 
wefentlihe Stüge ver jo wünſchenswerthen Uebereinftimmung zwiſchen dem allge- 
meinen Boltsrechtsbemwußtfein und den Strafdrohungen, die ſich richtig nur bemeflen 
laſſen durch eine forgfältige Bergleihung aller für vie verſchiedenen Berbreddens- 
arten berechneten Mafftäbe. Die Wichtigkeit homogener Strafprohungen begreifenv, 
bat man fogar in Frankreich feit längerer Zeit, und ebenfo in Preußen, bei Ab- 
änderungen einzelner Gejegesparagraphen das Berfahren beobadtet, alle ſpäteren 
Neuerungen . fofort unter Bejeitigung des alten Textes in der Nummernfolge des 
Geſetzbuches einzureihen. Es wird dadurch nicht nur das Nachſchlagen von Nad- 
tragögefegen überflüffig gemadt, fondern aud gleihfam durch Berjüngung bes 
Alten, oder Abſchneiden verborrter Zweige am Stamme des Geſetzbuches eine größere 
Langlebigkeit erreicht, deren Bedeutung für das Aufehen eines Kober nit ganz 
gleichgültig ift. Auf der anderen Seite werden dadurch Reviſionen bes im 
Zufammenhange keineswegs gehindert. 

Das Strafreht der neueren Zeit unterfheidet man feinem Inhalte nad in 
materielles und formelles Strafreht. Das legtere (Strafproceh, Strafverfahren) 
jheidet aus unferer Betrachtung hier aus, obwohl von einigen wenigen Juriſten 
noch heutzutage Strafrecht fchriftftellerifch im weiteren Sinne gebraucht wird, 
und fräherhin ganz allgemein der Strafproceh als ein Theil des Strafrechts ſo⸗ 
wohl in Lehrbüchern, wie in Geſetzbüchern, ungefondert behandelt wurde, 
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VI. In Deutſchland war das Bedürfniß zufammenhängender Kobifilation auf 
bem Gebiete ber Gtrafgefeßgebungen früher erfannt worden, ald auderswo. Es 
it hier der Bla, an die gefchichtlihe Entwidlung des deutſchen Strafredts 
eine lurze Erinnerung anzulmüpfen. Bis zu Anfang des 16. Jahrhunderts waren auf 
biefem Gebiete diefelben Gährungs- und Zerjegungselemente thätig, wie im bürger- 
lihen Rechte. Auf die altgermanifhen Grundlagen hatte ſich theils das lirchliche 
Recht des Mittelalters, theils das höchſt verworrene, im feinen Beftimmungen viel- 
fach barbariſche römifhe Strafrecht feftgefegt. Es war fomit auf die Rohheit, Un- 
wifienheit und Granfamleit der Strafrehtsgewohnheiten des fpäteren Mittelalters, 
ein der firafrechtlihen Willfür entnommenes Meis aufgepfropft worden. Mit dem 
Verfall der alten Gerichtsverfafjung war zu Anfang des 16. Iahrhunderts dem 
deutſchen Bolfe eine Krimimaljurisprudenz aufgendthigt, welche fih mit allen Schred- 
niffen eines zum äußerften verunftalteten Folterverfahrens umgab. Unter folchen 
Umfländen war ed ein ganz befonberes Glüd, daß dem ſchreiendſten Mißbräuchen 
durch ein für bie bamalige Bildung. hervorragendes, Strafreht und Gtrafproceh 
umfaflendes, von dem Freiherrn von Schwarzenberg vorbereitete Geſetzbuch des 
Kaiferd Karls V., die kurzweg fogenannte Carolina 1532 abgeholfen werben 
lennte. Im Bergleich zu ben damaligen Zuſtänden in Frankreich, Belgien, Eng» 
ab‘ und Italien konnte man jagen, daß Dentfchland mit dieſem Geſetzbuche einen 
gewaltigen Aufihwung zum Beflern genommen hatte (vgl. Malblane, Ge— 
[dichte der peinlichen Gerichtsordnung). Gleichſam erfchäpft von fo ungewöhnlicher 
Anftrengung, blieb die Reichögefeßgebung freilich bei diefen Anfängen ftehen, ohne 
auf deren weitere, dem Fortſchritt der Zeit folgenbe Entwidlung Bedacht zu neh— 
men. Ueber zwei und eim halbes Jahrhundert blieb man im Wefentlichen bei ber 
peinlichen Halegerichtsordnung ftehen; obwohl man unter dem Einfluß ber natur- 
rechtlichen Betrachtungsweiſe das Harte zahlreicher Beſtimmungen ſchon gegen bie 
Mitte dea norigen Iahrhunderts eingefehen hatte und eim faft willlürlicher Gerichts- 
gebrauch fih nah und nah über die Strafbeftimmungen hinwegſetzte, bie dem 
Rehrsbewußtfein ver Zeit zumiberliefen. Endlich, nachdem Philoſophle und Kriminal« 
politif am bem alter Werke ihre zerftörende Kraft bis zum Aeußerſten bethätigt 
hatten, erwachte bie Erkenntniß, daß eine neue Geſetzgebung unerläßlid geworben 
ſei, aud anf den Thronen, zuerft in dem erleuchteten Kopfe Friedrich II. Gerade 
die höchſten Geſellſchaftaſchichten, vie fonft Neuerungen am meiften abgeneigt zu 
fein pflegen, waren damals zuerft von ber Nothwendigleit durchgreifender Reformen 
exfüllt und rebeten ber Reform das Wort. Folter, Landesverweiſung, Berftünme- 
Ing, gunkvolle Todesftrafen wurden in ihrer Verwerflichleit erfannt, Humanität 
bie Loſung der Zeit, zumeiſt in ben großen Staaten des öſtlichen Europa, 
Preußen, Defterreich und Rußland. Man glaubte allgemein, daß es zunächſt darauf 
anlemme, Verbrechen durch gute Bolizeianftalten und Bollsaufllärung zu hindern, 
daß Borbeugungsmittel beſſer feien als Strafen. Erft die franzöſiſche Revolntion 
bewirkte auf den Thronen eine fehr ſchnelle Mblühlung des von ber Philoſophie 
angefahten Idealismus, eine Rüdkehr zu den alten Grundſätzen ber Abſchreckung. 
Ran ſah ein, daß poſitive, das Richteramt bindende Normen dur philofophi- 
[des Raifonnement nicht entbehrlich wurden. 

Dennod tragen bie erften deutſchen Strafgejeßgebungen aus ben legten Jahr⸗ 
zehnten des vorigen Jahrhunderts, das allgemeine preußiſche Laudrecht (1794) und 
vor allen Dingen das Joſephiniſche Geſetzbuch von 1787 den Stempel der voran- 
gegangenen Epoche vielfad au fi. Die früher fo hart beftrafte Klaſſe derjenigen 
derbrechen, in denen bie kirchlichen Wuffofjungen ſich wirkfam erwieſen hatten, 
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wurde aus dem Gefihtspunfte ftaatlich-polizeilicher Interefien gewürdigt. Wie fie 
in ihrer Strafbarteit ſanken, ebenfo hoben ſich politifche Vergehen. Ein neues 
Strafenfyftem bildete fi heraus, indem die Freiheitſtrafen entſchieden in dem 
Vordergrund rüdten. Das dfterreichifche Geſetzbuch ſchaffte fogar die Todesſtrafe 
ab, welche erft 1796 wieder eingeführt ward. 

Seit dem Anfang des gegenwärtigen Jahrhunderts veränderte ſich ‚die Nid- 
tung der Gefeßgebung wefentlih unter dem Einfluß der hiſtoriſchen Betrachtungs- 
weife der Rechtswiſſenſchaft und der nationalen Intereffen, die die franzöſiſche 
Revolution angeregt hatte. Bon einer gemeinfamen Strafgefeggebung fonnte feit 
der Auflöfung des Meiches Feine Rede mehr fein, es blieb daher nichts übrig, als 
auf dem Wege der partifularen Legislation in den einzelnen, fouverän gemor- 
denen Staaten eine Abhülfe des allgemein ald mangelhaft erkannten Strafreätd- 
zuftandes zu fuchen. 

Eine neue Epoche bezeichnet das erfte unter den neueren Gtrafgefegbüdern, 
welches 1813 in Bayern verfündet ward. Unter dem unmittelbarften Einflufle 
Feuerbachs und feiner Theorien entftanden, gelangte e8 wegen ber firengen Konfe- 
quenz feiner feft zufammengefügten Beftimmungen zu hohem Anſehen und zur 
Aufnahme in einem räumlich weit getrennten Staate (Oldenburg 1814). Democh 
erreichte dasfelbe, da feine mannigfaden Härten fchnell empfunden wurben, feine 
jehr große Lebensdauer. Nah langen Berathungen wurde 1861 ein neues Straf- 
gefegbud in Bayern verfündet, nachdem ſchon vorher Divenburg ſich von ber 
Herrſchaft der Feuerbach'ſchen Gefeßgebungsarbeit losgefagt (1859). 

Nah längerem Zwiſchenraume fand das 1813 gegebene Beifpiel Bayerns 
auch bei anderen Staaten Nahahmung. Ohne bier auf die Geſchichte ver einzelnen 
Tandeögefeggebungen in Deutſchland einzugehen, führen wir der Reihe nad) die 
einzelnen Strafgefetzbliher der neueren Zeit auf: 1. Sachſen: Kriminalgefegbuh 
vom Jahre 1838, wejentlih umgeftaltet im Jahre 1855 (vgl. Wächter, Sädfi- 
ſches und thüringiſches Strafredt. — Kommentar von Otto Krug) 2. Alten— 
burg 1841, im Wefentlichen iventifch mit dem vorigen. 3. Würtemberg, Straf- 
gefegbuh vom Jahre 1839; ergänzt durch zahlreiche, zum Theil tief eingreifende 
Nahtragsgefege (Kommentar von Hufeland). 4. Braunfhweig, Kriminal- 
gefegbuh vom Jahre 1840, weldes feit 1853 auch in Tippe-Detmold einge 
führt ift und unter ber fpäteren Gruppe durch feine PBräcifion und Kürze zu hohem 
Anfehen gelangte, daher audy vielfach benugt ward. 5, Hannover, Rriminalgefep- 
bud von 1840. Sieben Jahre fpäter trat dazu ein Bolizeiftrafgefeg, im Jahre 
1857 eine Anzahl von Abänderungen durch das Geſetz vom 20. April (Kommentar 
von Leonhardt). 6. Heffen-Darmftapt, Strafgefegbuh vom Jahre 1841 
(Kommentar von Breidenbadh), ergänzt durch Geſetz vom 23. Februar 1849 
und das Volizeiftvafgefegbuh von 1855. 7. Baden, Strafgefegbuh vom Jahre 
1845, in Gültigkeit feit dem Jahre 1851, entftanden unter fehr erheblicher Mit- 
wirkung von Mittermater, deſſen Einfluß aud auf die übrigen deutſchen Straf 
gefeßgebungen unläugbar ein fehr großer war. 

Eine neue Wendung der Dinge trat mit dem Jahre 1848 ein; große Um- 
wälzungen erfuhr zunächſt ganz allgemein das Procekrecht durch Einführung des 
Schwurgerichts und ber öffentlih-mündlihen Berhandlungsform. Außerdem zeid- 
nete die Reichsgeſetzgebung den Bundesgeſetzgebungen eine Anzahl von gemein 
famen Orundbebingungen vor, die, wenn ſie auch fpäterhin durch den Gang ber 
Ereigniffe ihrer verbindlichen Kraft beraubt wurben, body nicht ohne Nachwirkungen 
im Bollsrehtsbewußtfein blieben. Der 8. 64 ber Frankfurter Reichsverfaſſung vom 
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28. März 1849 beftimmte: Der Reichégewalt liegt e8 ob, durch die Erlaffung 
allgemeiner Geſetzbücher über bürgerliches Recht, Hanbeld- und Wechſelrecht, Straf- 
recht und gerichtliches Verfahren die Nechtseinheit im deutſchen Volle zu begründen. 
In unferer Außgählung geltender Strafgefegbücher fortfahrend, erwähnen wir: 
8. Naſſau, defien Gefegbuh aus dem Jahre 1849 datirt, aber größtentheils nur 
eine Wiederholung der im Großherzogthum Heffen geltenden Beftimmungen ent« 
hält. 9. Thüringen. Das Strafgefegbudy aus dem Jahre 1850 gilt mit gering» 
fügigen Abweihungen in Weimar, Schwarzburg-Ruvolftabt, Schwarzburg-Gonbers- 
haufen, Koburg, Gotha, Meiningen, Reuß j. L., Anhalt, und ift dem lgl. fäd- 
ſiſchen Strafgefegbud) aus dem Jahre 1838 wahlverwandt. 10. Das preußiſche 
Strafgefegbuh vom 14. April 1851, deſſen Berathung ein Bierteljahrhundert in 
Auſpruch genommen hatte und das franzöftfche Recht vom Linfen Rheinufer des 
preußifhen Staates verbrängte. 11. Das öfterreihifche Strafgefegbud vom 27. Mai 
1852, eine Revifion des Strafgefeßbuhes vom Jahre 1808, das an bie Stelle ver 
Iofephinifchen Gefeggebung getreten war. 12. Walded mit vem 1855 eingeführten 
preußifhen Strafgejegbuh. 13. Oldenburg. Das Strafgefegbuh vom Jahre 
1858 iſt dem preußifhen im Großen und Ganzen nachgebildet, enthält aber einige 
weſentliche Berbefjerungen. 14. Lübeck. Strafgefegbuh vom Jahre 1863. 

VII. Ueberblidt man biefe Reihe von Gefeßgebungen, fo ift zuvörderſt Mar, 
daß das alte gemeine Recht der Carolina auf einem verhältnigmäßig geringen 
Territorium noch Gültigkeit behalten hat. Die Partikulargefeßgebung überwiegt 
entjchieven. Angefichts dieſer Thatfache ift denn auch bie frage, ob es noch 
ein gemeimes beutfches Strafreht in ber Gegenwart gebe, mit Leichtigkeit 
za beantworten, obwohl es and bier an Kontroverfen nicht fehlt. Bon einem 
formell gemeinen, auch in den mit befonderen Strafgefegbüchern ausgeftatte- 
ten Territorien anwendbaren Strafredt kann unferes Erachtens Heine Rebe 
fein. Begründete Zweifel find nur möglich, wenn es darauf ankommt, feflzuftellen, 
ob ein materiell gemeines deutſches Strafredht vorhanden tft oder nit. Die 
Mehrzahl der neueren Kriminaliften nimmt ein materiell gemeines Recht in dem 
boppelten Sinne an, daß basfelbe den in den einzelnen Geſetzbüchern vorhandenen 
und welter entwidelten Kern des alten Rechts, außerdem aber den Gegenfag zu 
außerdeutſchen Strafgefegbüüchern bezeichne. Aber auch in biefer Beziehung fcheint 
es uns, ala ob man das Gemeinſame anf Koften des Befonderen in ben deutſchen 
Strafgefegbüchern vielfach überfhäge. Nothwendig iſt allerbinge, daß bie Wiflen- 
haft an dem gemeinfamen geſchichtlichen Fundament fefthalte, ohne weldes ein 
Berſtändniß der Partifulargefepgebungen gar nicht denkbar fein würde. An biefem 
Mafftabe des alten gemeinen Rechts ift nämlich zu prüfen, wie weit vie Abwei- 
Hungen und Befonberheiten der einzelnen Geſetzbücher ala berechtigter Fortſchritt 
auf der Bafis ehemaliger Rechtszuftände, oder als rein partitulariftifche Willkür 
anzufehen find. VBbn dem Ergebniß diefer Prüfung wird demnächſt bei einer Nüd- 
lehr zur Ginheit in der Strafgefepgebung fpäterhin Nugen zu ziehen fein. Bor 
der Hand muß man fi) damit begnügen, daß die Einheit der Doltrin, welche 
an dem gemeinen deutfhen Strafrechte auf den Univerfitäten fefthält, wenigftens 
im der wiſſenſchaftlichen Erkenntniß und in der Anwendung ber partikularen 

egbücher einen Zuſammenhalt ſchafft. 
wei Wege führen zu viefem Ziel: entweder bie Darftellung bes gemeinen 
Rechts der Älteren Zeit unter organiſchem Anſchluß der wefentlihen Abweichungen 
bes partilularen Rechts — und diefen Weg gehen bie meiften der neueren Lehr⸗ 
bücher (Feuerbach, herausgegeben von Mittermaier 1847, Heffter, 6. Aufl, 
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1857. Marezoll, 3. Aufl. 1856. Köftlin, Syſtem 1855. Berner, Lehrbuch 
2. Aufl, 1863) oder vie Darftellung eines partitularen Rechts unter Herleitung 
feines Grundweſens aus dem gemeinen Recht (Hälfchner, Syſtem des preufi- 
ſchen Strafrehts 1858. Wächter, Lehrbudh des fächfifhen und thüringiſchen 
Strafrehts 1857 u. 4.) 

Ueber die wiffenfhaftlihe Bereutung und Berehtigung des gemeinen Redit 
hinaus wäre es Gelbfttäufhung, zu verfennen, daß in den Eingelbeftimmiungen ber 
heutigen Strafgefegbücer das Befondere und Willfürliche bei Weitem überwiegt. 
Es ſcheint zuweilen, als ob auf dieſem Gebiete die Gefeßgebungen ein gemiljet 
Sondervergnügen darin geſucht hätten, von dem anderwärts bereit Vorhandenen 
ohne Noth abzumweihen und einer felbftgefälligen Eitelkeit durch Erfinden Genüge 
zu thun. Eine weitgehende Zerfplitterung ift nicht in Abrede zu ftellen. Im A- 
gemteinen muß man fogar zugeben, daß die Gegenüberftellung des deutſchen ge 
meinen Rechts gegen das aualändiſche Strafrecht feine große Bedeutung mehr hat, 
ſeitdem der franzöfifche code penal vom Jahre 1810 einen außerorbentlid weit- 
gehenden Einfluß auf die neueren Gefepgebungsarbeiten erlangt hat. Insbeſondere 
feit der Einführung der Schwurgerichte lag es nahe, Franzbſiſches zu Eopiren, wo 
politifche Intereffien dem franzöfifhen Geſchmack entgegentamen. 

In der Gegenwart fann man daher das pofitive Strafrecht ber einzelnen 
bentfhen Staaten in drei wefentlid, verfchiedene Gruppen fonvern. 1. Das alle 
noch heute formell gültige (gemeine) Strafredht, welches durch Gerichtsgebrauch 
feiner ehemaligen Strafprohungen faft gänzlih beraubt und durch Specialgeſete 
oder analoge Anwendung binfichtlich feiner Thatbeſtandsbeſtimmungen mannigfah 
erweitert if. 2. Die Partifulargefeßgebungen, welche fih in ihren Grundan⸗ 
ſchauungen dem älteren gemeinen Recht enger anfchließen. Dahin gehören alle vor 
bem Jahre 1848 entftandenen Strafgeſetzbücher. Envli 3. die Gefetzbücher, welde 
fih in ihren Grumbanfchanungen dem älteren gemeinen Recht entfremben, um fid 
dein franzöfifhen Mufter zuzuwenden. In biefer dritten Klaffe machen fig Preußen 
und Bayern vorzugsmweife bemerkbar. Beide hatten nämlich das politifche Intereſſe, 
die Rechtseinheit durchzuführen umter VBefeitigung der franzöfifhen Strafgeſetz 
gebung, welche am linken Mheinufer beider Staaten galt, und machten deßwegen 
aus Äußeren Gründen Zugeftänpniffe an die Gewöhnungen eines Theiles ihrer 
Bewohner. Obwohl nämlich in Frankreich felbft die Härten und Ungerechtigteiten 
des alten code p6nal nit nur von allen Einfihtigen längft erfannt, ſondern 
nuch im Jahre 1832 durch ein Specialgefeg über mildernde Umſtände weſenilich 
vnſchädlich gemacht worben waren, hatten ſich doc bie deutſchen Rheinländer in 
ihrer überwiegenden Mehrzahl feit langer Zeit eingeredet, daß auch bie napo⸗ 
leontfhe Strafgefeßgebung im Vergleich zu dem dentſchen Rechte vortrefflich jei. 

Der franzöſiſche Einfluß, dem das preußiſche Strafgefegbuh in erhöhtem 
Maße unterlag, zeigt ſich namentlich in folgenden Punkten: 1. In der Klaffifitation 
der ftrafbaren Handlungen, nad dem Grundfage der Dreitheilung in Ber 
brechen (crimes), Vergehen (delits) und Polizetübertretungen (contraventions) zu 
dem Zwede, den drei Gattungen von Strafgerichten erfter Inſtanz fofort einen 
entfprethenden, die Zuftänpigkeit fachlich regelnden Ausdruck auf dem Gebiete bei 
materiellen Strafrehts zu gewähren. Diefe Dreitheilung, die ſelbſt in Franlreich 
vielfach getadelt wird, fand in Deutfchland manche Bertheidigung, und es ift nicht 
unfere Äbſicht, an diefer Stelle ein Wort für ober wider fallen zu laſſen. Nur 
baran barf erinnert werben, daß biefer Eintheilungsmobns dem deutſchen Recht 
und Herkommen entſchieden zuwiderlief und vie bereits beſtehenden Verſchiedenheiten 


Strafrecht und Steafgefehgebung. 397 


in einem wichtigen Punkte vermehrte. 2. In ber dem Abfchredungszwede huldi⸗ 
genden Behaudlungsweiſe der politiichen Berbrehen und Bergehen, denen ein 
ganz außerordentlich unbeftimmter und dehnbarer Thatbeftand zu Grunde gelegt 
ward. 3. In der dem bemtfchen Rechte gänzlich wiberfprechenvnen Behandlung bes 
„verbredperifchen Verſuchs“ und ver „ZTheilnahme”. 4. In dem Syſtem ver mil- 
bernden Umftände, welches es dem richterlihen Ermeſſen anbeimftellt, ohne 
jpecielle Angabe voraus bezeichneter Thatſachen in geeignet erjcheinenden Fällen 
von dem orbentlihen Strafmaß abzugeben. Es ift dies Syſtem in Preußen fogar 
gleichſam verunftaltet und verkrüppelt, indem bei einzelnen Berbredhensarten (poli- 
tiſchen Berbrediensfällen, Geſchlechtsverbrechen, Wucher u. a.) die Zulaffung mil- 
dernber Umftände von vornherein ausgeſchloſſen blieb, obwohl bei jedem Verbrechen 
milbere Erfeheinungsformen vorkommen. 

Auf der anderen Seite kann nicht geläugnet werben, daß das Beifptel ber 
franzöfifchen: Geſetzgebung mande nützliche Anregung gewährte und namentlich zu 
genauerer Beftimmung bes Thatbeftandes einzelner Verbrechen beitrug. Als ein 
Fortſchritt namentlich der preußifchen Gefeßgebung darf auch hervorgehoben werben, 
daß man das Ermefjen des Richters bei ber Strafausmefjung erweiterte und ber 
Biffenfchaft ihre Rechte wahrte, indem man auf eine Erklärung allgemeiner Be- 
geiffe Berzicht Leiftete und damit ver Praris freie Hand ließ, der Weiterentwidlung 
der Lehre zu folgen. Eine richtige Beſtimmung des Berhältniffes der Straf. 
geſetzgebung zum Nichteramte und zur Wiffenfchaft ift von fo ‚großer Wichtigkeit, 
daß wir uns der Aufgabe einer kurzen Erläuterung zu unterziehen haben. 

VIII Faſſen wir zunächſt vie Anwendung des GStrafgefeges durch ben 
Richter ins Auge, fo tritt uns eine Verſchiedenheit der Auffaffungen entgegen in 
ber Rlaffififation der Strafgefege mit Rüdfiht auf den Charakter der Straf- 
brehungen. Darnach unterfcheidet man nämlih: 1. abfolut beftimmte, 2. abjolut 
unheſtimmte unb 3. relativ beſtimmte Strafgefete. 

Das abfolut beftimmte Strafgefeg bevroht das Verbrechen, die Mannig- 
faltigkeit feiner Erſcheinungen mißachtend, mit einem feften unb umabänderlichen 
Strafübel, unterfagt jede Abftufung, vertennt vie qualitativen und quantitativen 
Beflimmungen der Schuld und bejchränft den Richter auf die Weftftellung bes 
Thatbeftandes, deſſen Folgen auf das genanefte im Voraus beftimmt find. In 
toben und unficheren Zeiten, bei dem Mangel tüdhtiger perfönlicher Kräfte zur 
Ausübung des richterlihen Amtes mag fi Einiges zur Entſchuldigung abfolut 
beftimmter Strafdrohungen anführen laffen. Der Gegenwart entſprechen viefelben 
ſo wenig, daß die Ungerechtigkeit eines derartigen Berfahrens allgemein anerkannt 
iſt. Der Iuriftentag zu Wien erflärte fi einftimmig dahin, daß abfolute Straf- 
drohungen grundfäglih zu verwerfen feien. Nichtsdeftoweniger ftehen viele Be— 
fimmungen deutſcher Strafgeſetzbücher mit dieſer Auffaffung no in Wiverfprud; 
das preußiſche Strafgeſetzbuch droht beifpielsweife die Todesftrafe in faft allen 

wo fie zur Anwendung kommen kann, ganz unterjcheidungslos und zwingt 
damit den Richter, ungerechte Ausſprüche zu fällen. Muß nicht das Rechtsbewußt- 
fein erheblich verlegt werden, wenn bie Tödtung ernſtlich Einwilligender mit dem 
graufamften Meuchelmorde auf eine und viefelbe Stufe geftellt wird? Es gibt fein 
Berbrechen, bei weldem nicht innere Abftufungen ver Verſchuldung vorkommen ; 
mechaniſch angelegt find diejenigen Gefege, welche das verfennen. 

Ebenfowenig entjpricht das abfolnt unbeftimmte Strafgefeg den praftifchen 
Zielen ver Aechtöpflege, Es begnügt fi damit, das Gtrafübel ganz und gar ber 
Verfügung des Richters anheimzugeben, und verleitet deßwegen zu großen Ungleich» 
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heiten und Willfürlichfeiten. Zwar erlaubt e8 ber lebendigen Ueberzeugung einen 
Ausprud in der Auswahl eines von den geſetzlich zuläffigen Strafmitteln und ift 
bewegen den abfolut beftimmten Strafgefegen nod vorzuziehen. Allein ſchon bie 
Beſorgniß, daß der Richter den günſtigen oder ungünftigen Einfläffen äußerer 
Umftände unterliegend, entweder eine übergroße Milde oder eine maßlofe Härte 
walten laffe, drängt dazu, nad einer Begrenzung feines Ermeflend zu ſuchen. 
Sowohl das Intereffe ver Staatsordnung wie des Angellagten warnen vor einer 
völlig unbefhränften Verfügung, die den Richter zum Range des Gefeßgebers er 
heben würde. Nur in kleineren, einfach geglieverten Gemeinwefen, wie bie Hanfe- 
ftäbte oder einzelne Schweizerfantone, in Zuftänden, welche fefte Nechtägewohn: 
heiten unangefodhten beftehen laffen, würde Herfommen und Sitte jenen Beforg 
niffen und Gefahren entgegenwirken. Große monardifhe Staaten könnten dagegen 
in der fhranfenlofen Strafgewalt nur eine Quelle der Unficherheit und Verwirrung 
finden. Das alte gemeine Reht war am Schluſſe feines Zerfegungsprocefjes all- 
mählih zu arbiträren Strafen gelangt und zeigt dieſe Eigenthümlichkeit nod 
heute überall, wo e8 unmittelbar angewendet wird. 

In der Mitte zwifchen mechanifcher Unbeweglichkeit und unorganifher Willkür 
liegt das relativ beftimmte Strafgefeß, deſſen Angemefjenheit die Mehrzahl ber 
neueren Geſetzgebungen auch vollkommen anerkennt und ald Regel hanbhabt. Ein 
Marimum beftimmt im Voraus die Grenzen, über welde ber Richter niemals 
binausgreifen darf; ein Minimum bewahrt davor, daß nicht Mitleid dazu verleite, 
an Stelle des Rechtes Gnade zu üben. Innerhalb viefes „Strafrahmens” kann 
das richterliche Ermeflen der verbrederifhen That das Recht zumeflen, weldes 
fowohl den Borausfegungen des Gefeges entfpricht, ald auch der individuellen Ber- 
fhuldung des Verbrechers angemeffen erfcheint. “ 

IX. Obwohl vie Vorzüge des relativ beftimmten Strafgeſetzes Heutzutage 
allgemein anerfannt find, gebriht es dennoch nicht an Streitfragen über bie Aus- 
dehnung, welde dem richterlihen Ermeſſen im Allgemeinen zugeftanden werben 
fol. Namentlich find es drei für die Gefeggebung höchſt wichtige Fragen, hinſicht 
ih welder große Meinungsverfchtevenheiten noch jet beftehen. 1. Ob die Gründe 
der Zumeffung im einzelnen im Boraus als eine den Richter bindende Norm 
aufgeftellt werben follen over nit? Die überwiegende Mehrzahl der deutſchen 
Strafgefegbüiher verzeichnet mit ängftlider Sorgfalt, welche Umſtände der Richter 
bei ber Zumefjung berüdfichtigen fol. Preußen, Oldenburg und Bayern 
nehmen davon Abftend unter der Borausfegung, daß die Wirklichkeit des Lebens 
bei Aufzählungsverfuchen nicht erfchöpft werden fann und bie allgemeinen Grund- 
fäge der Zurehnung vollkommen ausreihend find, um den Richter bei der Straf— 
ausmefjung zu leiten. 

2. Ob au die Gründe der Strafmilderung und Strafſchärfung unbeftimmt 
zu laffen find oder niht? Von vornherein ift allgemein zugegeben, daß auch 
das relativ beftimmte Strafgefeg nur dem Durchſchnittsbilde eines verbrede- 
riſchen Thatbeftandes genügt und daß erfahrungsgemäß Umſtände eintreten, 
welhe ausnahmsweife das Marimum zu niedrig, das Minimum zu hoch er- 
ſcheinen laffen und darum, weil fie vorausgefehen werben fünnen, aud eine Be 
rüdfihtigung verlangen. Koncentrifchen Kreifen vergleihbar, find bie Peripherien 
bed ordentlihen Strafmaßes mit einem Radius gezogen, der den größeren Flächen⸗ 
raum barftellt, während vie Peripherie der Strafmilderung mit Heinftem Radius 
um bas Centrum gezogen, ihn wenig verringert, die Peripherie der Straffchärfung 
über ihn hinausgeht und um ein gewiffes Maß ver Fläche vergrößert. Soll nun 
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ver Nichter, ehe er aus dem mittleren Rayon nach ber einen ober anderen Seite 
heranstreten darf, einen gefeglichen Bidimationsvormerk auf feinem Paſſe nachweiſen ? 
Hinfihtlih der Strafihärfung ift man darin einverftanden, daß Grenzüberſchrei⸗ 
tungen dur Borausbezeihnung der motivirenden Umſtände begründet werden 
mäflen. Dafür fpricht, daß die größere Strafe Über das Marimum hinaus ber 
öffentlichen Rechtsordnung weniger erheblich ift, als den Rechten des Angeklagten 
bevrohlih. Haben aber beftimmte Erfcyeinungsformen der Verbrechensart erfah- 
rungsmäßig eine höhere Gefahr, fo tft es vorzuziehen, fie als eine Special- 
form (Qualifikation) befonders zu befchreiben und burd eine härtere Drohung 
—— Dieſer Grundſatz beherrſcht auch in Wirklichkeit die deutſchen Geſetz⸗ 
ungen. 

Anders verhält es ſich mit den Strafmilderungen, bei denen unter das 
Minimum herabzugehen iſt. Auch hier läßt ſich zunächſt denken, daß bei ein- 
zelnen Verbrechensarten (z. B. Körperverletzungen, Todtſchlag) regelmäßig vor- 
lemmende Erſcheinungsformen milderer Art (z. B. eine vorangeganzene Reizung) 
als Specialfälle beſonders bedroht werden. Dabei kann man indeſſen, wenn ben 
wirllichen Bedürfniſſen des Lebens genügt werben ſoll, in ber Strafgeſetzgebung 
ſtehen bleiben. Einmal gibt es nämlich Milderungsgründe, welche ganz allge 
mein, und nicht blos in Beziehung zu einzelnen Verbrechensarten, vorlommen 
(. ®. unmändiges Alter, verbunteltes Bewußtſein der Schuld); andrerfeits gibt 
c Umſtände, bie in der inbivinmellen, gar nicht zu ſchildernden Eigenthüm ⸗ 
lichleit der verbrecheriſchen Perfönlichkett in ihrem Verhältniß zur That liegen. 
Bei diefer legten Klafje waltet die Unmöglichkeit der Vorausbeftimmung ob. Jeder 
Verfuch dazu muß mißlingen. Hier entfteht num die ſchwierige Witernative, ent⸗ 
weber daß bei unterlaffenen Beftimmungen, wenn das Geſetz auf feine Führer 
ſchaft verzichtet, der Richter feinem Gefühle folgend, das Minimum der Gtraf- 
maße überfchreite und in Wirklichkeit weniger Hecht fpredhe, als Gnade übe; oder 
daß bei wirklich. vorhandener, dem einzelnen Fall tyranniſch aufgendthigter Härte 
ein Unreht durch das Geſetz felbft veranlaßt wird, zw deſſen Vermeidung nur 
vie Gnade machträglih das Ihrige thun kann. Die fehr ſchwierige Löfung biefer 
Öragen wird nicht ſowohl durch die Debuftionen der Wiffenfhaft als durch krimi⸗ 
nalpolitifche Erwägungen auf Grund thatfächlicher Beobachtung zu erreichen feim. 
Gewig if, daß das Strafuefeg dafür Sorge tragen muß, bie Rechtſprechung mit 
den Befugniffen auszurüften, welche zur Verhinderung ungerechter Richterſprüche 
nöthig oder dienlich find. Im Hinblid auf möglichen Mißbrauch der Befujnifle ift 
dann weiter zu prüfen: ift vie unterlaffene Begnabigung im alle ungerechter 

a harter) Berurtheilung ein größerer Nachtheil für das Mechtsleben, als bie im 
ege zu großer Milde bewirkte Beeinträchtigung bes Begnabigumgsredhtes? Uns 
ſcheint dieſe letztere Gefahr bie geringere; wenn wirklich der Richter dann. und 
van Gnade übt und unbewußt dem Triebe feines Rehtsgefühls mehr ge 
horcht, als der logiſchen Strenge, fo ift das Ergebniß immer noch dem Rechts⸗ 
ben günftiger, als wenn die Begnabigungsinftanz, die jeder Außeren Einwirkung 
entzogen iſt und nad unberehenbaren Beweggründen handelt, bie Rüdgängig- 
mahung einer zu harten Strafe unterläßt. Außerdem ift zu erwägen, daß nichts 
den Richter hindert, aud bei genauer Formulirung der Strafmilderungsgründe 
durh amaloge Anwendung zu demfelben Refultate zu gelangen, wie bei unbe 
Rimmten Strafinilderungsgränden. Im Allgemeinen läßt fi nicht verfennen, daß 
bei der gefeggeberifchen Behanblung der hier einfhlagenden Fragen: von Seiten 
der Stantöregierungen eine unverlennbare Eiferfucht auf eine angebliche Integrität 
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bes Begnabigingsrechtes an den Tag gelegt worden ifl. Der richtige Gefidte- 
punkt, dem zu Folge die Begnadigung nicht ein perfönliches Ehrenrecht, wie ber 
Majeftätstitel, fondern ein im Gejammtinterefle des Staatslebens zur Ergänzung 
ftrafgefeglicher Mängel oder richterliher Mißgriffe zu übendes politiſches Hobeits- 
recht ift, wurde nach und nad von einigen Schriftftelleen und Staatsmännen 
gerabezu verfehrt, als ob es darauf ankomme, bei der Fortbildung des Rechtes 
vor den möglichen Eingriffen in bie formale Kompetenz der Begnabigung ängſtlich 
til zu fliehen. Mit Ausnahme der preußiſchen Strafgefeßgebung und der ihr ver 
wandten Segtslationen ift man in Deutſchland bei dem Syſtem der beftimmten, 
geſetzlich wormirten Milderumgsgründe ftehen geblieben. Bon hohen Intereffe waren 
insbefondere tie Berhandlungen der bayerifhen Kammern über das richterlide 
Strafmilderungsreht, deſſen engere Begrenzung der Gtaatöregierung ald eine 
Principienfrage für das Zuftandelommen des neuen Strafgeſetzbuches erfchien. Was 
die Theorie betrifft, jo ift aud in ihr keinerlei Uebereinftimmung zu finden; felbft 
die anf dieſen Punkt bezüglichen Juriftentagsverhandlungen blieben ohne Refultat. 
Im Zufammenhang mit ben politifchen Bedenken gegen ein ausgedehntes Straf- 
milderungsvecht ftehen nämlich auch noch procefjualifhe Schwierigkeiten ver Aus- 
übung. Jusbeſondere ift bie Befugniß der Gefhwornen, mildernde Umftänve theile 
aus eigener Initiative (wie in Frankreich) anzunehmen, theild auf Befragen fel- 
juftellen, gerade in meuerer Zeit, als einer ficher wirkenden Strafrechtspflege nad: 
theitig, vielfach getabelt worden. Aehnlich verhält es fid mit ber Frage 

3. ob überhaupt Strafminima beibehalten werden follen und nidt viel 
mehr das relativ beftimmte Strafgefeg fih damit begnügen kann, ein Straf- 
marimmm ald Grenze bed richterlichen Ermeflens anzuorbnen. Zur Beſeitigung 
vorhandener Zweifel genügt es nit, auf abftrafte Geſichtspunkte zu verweilen; 
wir find daher an diefer Stelle jedenfalls nicht befähigt, die Erledigung ber ob: 
waltenden Streitfragen in Angriff zu nehmen. Es ift beſſer anzuerkennen, daß 
binfitli der gefetsgeberifchen Behandlung des Strafmaßes eine nicht wegzuläng: 
nende Lüde in ver heutigen Strafrechtswiſſenſchaft befteht; eine Lücke, vie fih 
wahrſcheinlich erſt dann fehlieken wird, wenn eine forgfältig angelegte Inftigftatiftil 
zuverläffige Anhaltpunfte ver Forſchung bietet. Wenn wir überhaupt erkennen, daß 
es Fälle gibt, in denen jebe VBerbrechensart ausnahmsweiſe nur äußerlich in 
Widerfpruch tritt mit den Straffagungen, und zu dem benfbar geringften Grade 
der Strafbarkeit berabfinten kann, fo wird es immer eine orberung ber Gr- 
rechtigkeit bleiben, au die überhaupt gerinzften Strafen burd dem. Richter 
anwenden zu laffen, und erft hinterher zu unterfuhen, wie man die Beſorgniß 
ber Willlür etwa auf procefiualifchem Gebiet abwehren kann. Unferer eigenen 
Anſicht nach leidet das Gerechtigkeitsintereffe des Staates weniger durch geringe 
Strafen und duch zu große Milde des Richters, als durch die Schädigung ber 
öffentlihen Moral, melde dur zu harte Urtheilsfprüche im Namen des Gefeges 
verlegt wird. Der beutlih erkennbare Grundzug im der gefammten Strafrechts 
entwicklung feit 200 Jahren ift die fortfchreitende Milde in ver Strafbarfeit ber 
Berbrechen. Diefer Erſcheinung liegt keineswegs ein auf Koften ver Rechtsorbnung 
hervortretendes Humanitätsgefühl, fondern vielmehr das Wachsthum der ftantlichen 
Idee, die Bermehrung der zur Hinderung des Verbrechens. dienlichen Sichetheits⸗ 
anftalten und bie dadurch angeregte Kräftigung des geſellſchaftlichen Bewußtſeins 
zum runde. Je unficherer die Rechtszuftände, je ſchwankender die Staatsgewalt, 
je ſchwieriger bie Entvedung und Beftrafung begangener Verbrechen: deſto ſchwererer 
Strofmittel bedarf die öffentlidye Sicherheit; harte Strafmittel find ein Kennzeichen 
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ber Rohheit in ven Maſſen des Volkes ober der allgemein gefährbeten unb ge 
loderten Ordnung. Geſchichtlicher Betrachtungsweife kann es nicht entgehen, daß 
jene Unficherheit, die ein maffenhaft auftretendes Gauner: und Räuberweien früherer 
Jahrhunderte bereitete, zu graufamen Strafdrohungen reizte; daß nad bemfelben 
Geſetze die heute unzweifelhaft vorhandene Sicherheit des Rechtsfhuges und bie 
nachweisbare Berminderung ber ſchweren Verbrechen zu einer. Herabfegung bet 
Strafdrohungen führen mußte. Mildere Strafen find nichts anderes als 
Höherſchätzung ver perſönlichen Rechte, welde der Staat dem Berbrecher ent- 
ziehen will, ber fleigende Rechtswerth der menſchlichen Perfon neben der vermin- 
berten. Gefahr der verbrecheriſchen Angriffe. Das höchſte praftifhe Interefie der 
Strafrechtspflege ift in der Gegenwart die Sicherheit und Schnelligkeit, nicht das 
hohe Maß der Beftrafung. In ver Mehrzahl deutſcher Staaten wird über die zw. 
hohen Minima der Strafdrohungen geflagt, welde beifpielawelfe noch in den 
beiden neueften größeren Geſetzgebungswerken Preußens 2 Jahre, und Bayerns 
4 Jahre bei der Zucthausftrafe betragen, ohne daß es dem Richter regelmäßig 
gefattet wäre, eine andere als dieſe entehrenbe Strafe: bei den bamit allgemein 
bedrohten Berbrehensfällen auszuſprechen. 

Im Anſchluß an dieſes den Richter in der Anwendung einengende Verhältniß 
des Strafmaßes haben wir ferner die Geltung der Strafgeſetze nach Zeit, Raum 
und Perſonen zu beſprechen, ſoweit dabei eigenthümliche Grundfäge zu be 

nd 


X. Rüdfihtlih der zeitlihen Herrfchaft ver Strafgefege ift baram zu er 
Innern, daß die Publifation den Anfangstermin derfelben, die Aufhebung den Enb- 
punkt der Geltung bezeichnet. Die Nichtrückwirkung frafrechtliher Normen auf 
früher. begangene Alte gehört zu den fundamentalen Princtpien des materiellen 
Straftechtes, obwohl die franzöſiſche Geſetzgebung noch neuerbings mittelft: ber 
Trausportationsdelrete gegen bie politiſchen Verbrecher des Juniaufftandes und bes 
Devemberftantöftreiches dagegen verftieh. Weßwegen Strafprocefgejege rüdwirkend 
angewendet werben können, ift bier nicht näher zu begränben; wohl aber muß 
einer wichtigen Einſchränlung gedacht werben, welde ver Grundſatz ber: Nichtrüchk- 
wirfung baburd erleidet, daß mildere ober firafaufbebende Gefege ſpä⸗ 
teren Urfpeungs auf bie unter der Herrfhaft eines ülterem ober 
Rrengeren Gejeges begangenen Handlungen zurüdbezogen werben. 
Vollte man hier das bereitö veränderte oder aufgehobene Gefeg anwenden — was 
wäre dies anders, als ein Selbftwiberfprudy des Staates, eine VBerläugnung ber 
Gerecht ig keit, welde die ehemaligen, gefeglich gewejenen Folgen beiner 
menfhlihen Handlungen als umgerechte exrlannte? Der Staat laun nichts: unge 
techtes thun, weil ein früherer Gejegeber das Unrecht in bie, Formen des Ge— 
ges hüllte, oder das veränderte Verhältnig des Stantes zu der Geſellſchaft eine 
inzwiſchen pofitives Recht gewordene Umgeftaltung erlitt. Zweifelhaft ift, ob auch 
eine vorübergehend bewirkte Suöpenfion eines Strafgefetes, wie dies hinſichtlich 
ver Wucherftrafgefege während der Handelstrifis des Jahres 1857 in Preußen 
ich, gleichfalls den vor der Suspenfion begangenen Uebertretungen zu Gute 
tommt, Abweichend von unferer eigenen Rechtsanſicht hat das Dbertribimal zu 
Berlin fi für Berneinung entfchieven. (Das Nähere über die ganze Lehre ſ. bei 
Seeger, Ueber die rüdwirtende Kraft neuer Strafgefege. Tübingen, 1862.) 

XI. Größere Schwierigkeiten als die zeitliche Begrenzung der Sirafgeſetze bietet 
bie Beftimmung ber örtlichen Anwendbarkeit ver Strafgefege. Bon vornherein 
M acher Zweiſel, daß jedes Strafgeſetz inmerhalb. des Staats territoriums 
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unbedingt wirffam wirb, für welches dasſelbe mit verbindlicher Kraft verkündet ifl. 
Es kann dabei feinen Unterfhied machen, ob Einheimiſche oder Fremde gegem bie 
Anordnungen des Geſetzgebers verftoßen; höchſtens dürfte bei der Strafausmelfung 
eine Abftufung zu Gunften oder Ungunften Fremder tenfbar fein. Höchſt unfiher 
und ftreitig ift inbeffen vie Lehre hinfichtli der fm Auslande begangenen Be- 
brechen. Aönnen auch dieſe von einem inländiſchen Richter zur Beftrafung gezogen 
werden? Bon einem einfeitig kriminalrechtlichen Standpunkt aus kann diefe Frage 
heutzutage nicht mehr gelöst werben; denn völferrechtlihe Rücdfichten greifen hier 
ein. Der vorhanvene, die ganze Lehre erſchwerende Konflit liegt in der Gegen 
überftellung des allgemein völferrehtlihen Interefjes, die allen Nationen materiell 
gemeinfame Lebensordnung genen Berlegungen Einzelner zu fügen, die Beftrafung 
der Verbrechen als eine Angelegenheit der Rechtskultur zu behandeln und dem 
ſtrafrechtlichen Grundfage nulla peena 'sine lege. Auf der einen Seite iſt es un⸗ 
bedingt nothwendig, fobald die Staaten als ſolche ſich zur gegenfeitigen Achtung 
in der Völkerrechtsgemeinſchaft verpflichtet halten und für Berlegungen Genug: 
thuung gewähren, aud den Unterthanen die ftrafrechtlich geſchützte Ordnung aus 
wärtiger Staaten nicht willkürlich preiszugeben. Auf der anderen Seite entfleht bie 
Frage, welche Bedeutung die Berfündung eines Gefeges überhaupt noch bat, wenn 
fie auf Perfonen wirken foll, die den pofitiven Willen des Geſetzgebers von vorm 
berein gar nicht anzuerkennen brauchen. 

Hinfihtlich der Beftrafung der im Auslande begangenen Verbrechen iſt zumädft 
vom Standpunkte der Geſetzgebung und Wiffenfhaft zwifchen Inländern und Aus 
ländern zu unterſcheiden. 

Betrachten wir zunächſt die Fälle, in denen Inländer auf Reifen oder wäh 
rend ihres vorübergehenden Aufenthaltes anferhalb ihres Baterlandes Verbrechen 
begehen, fo begegnen wir zwei verfchiedenen Theorien: dem Zerritortalttäts- 
princip, welches die Strafgewalt des Staates an den Landesgrenzen aufhören 
läßt, und dem Berfonalitätsprincip, das den Unterthanen perfönlich ohne 
Rüdfiht auf feinen Aufenthaltsort den Strafgefegen feines eigenen Staates unter- 
wirft. Das Territorialitätsprincip entfpriht dem alten Recht ver Vergangenheit 
und dem feinbfelig abyefdhloffenen, von Eigennug getragenen Berhalten der Staaten 
gegen einander; das Perfonalitätsprincip den Bedürfniſſen des modernen: Ber- 
kehrs umd dem Interefie erhöhter Rechtsſicherheit; jenes gefährdet in feinen Fol 
gerungen das Völkerrecht, dieſes vie Borausfegungen bes ftreng pofitiven Straf 
rechtes. Bei näherer Betrachtung findet man unzweifelhaft, daß feines dieſer Prin: 
eipten in ber Gegenwart unbebingte Geltung beanfprucden fann und daß jeden 
falls bei der Anwendung berfelben fehr beveutende Ausnahmen zuzulaffen find. 
Die richtige Frageftellung dürfte darin gefunden werden: ft bei ven Berbredien 
im Anslande, welche von dem eigenen Staat des Uebertreters umterfucht werben, 
von dem völkerrechtlichen Intereffe auszugehen und demgemäß eine Schrante zu 
fuchen dagegen, daß bei einem Konflikte der firafrehtlihen Normen das terri» 
toriale Recht tes Inlandes die Grenze bilde? Oder iſt von dem territorialen 
Princip auszugehen und dieſes foweit zu erweitern, al8 eine völferrechtliche Noth 
wendigkeit obwaltet? Was entfpricht den Rechtszwecken der heutigen Staaten 
mehr: die Erweiterung des territorialen Principe oder die Einſchränkung ber 
völferrechtlihen Intereffen durch bie Nüdfiht auf die Macht des pofitiven 
Strafrechtes ? 

Das Territorialitätsprincip, welches Abegg, Köſtlin und Hälfchner 
vertreten und bie Oefepgebungen Englands und Norvanıerila’s befolgen, iſt überall 
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ansgebehnt auf hodverrätherifche Unternehmungen ber. Unterthanen im Aus⸗ 
lande, außerdem nach neuerem engliihen Recht auf Tödtung und Bigamie Es 
if Mar, daß die Entfernung ind Ausland niemals ein Mittel werben darf, bie 
eigene Staatsorbnung von der fremde aus zu ſchädigen. Auf der anderen Geite 
if es völlig undenkbar, bei einzelnen Berbrehen aus Nüglichkeitsgründen den Heim- 
fehrenden zu ftrafen, bei anderen Berbrechen feine Thätigkeit zu überſehen. Mit 
dem Völlerrecht kann das Zerritorialitätsprincip nur dann vereinbart werben, 
wenn der. Staat. feine im Auslande frevelnden Untertanen nad ihrer Flucht 
vem unmittelbar verlegten Staate ausliefert. Unhaltbar iſt dagegen die Filtion, 
wonach der Staat die im Auslande begangenen Verbrechen zwar nad dem Terri-' 
terialitätsprinctp ftraflos laſſen müfje, aber auf Grund einer „ſtellvertretenden 
Strafgewalt“ im Namen des Auslanves verfolgen nme (Köftlin, Hälfchner). Da 
zum augenblicklich die eigenen Untertbanen nad der Praris des europäifchen Bölter- 
rechtes nicht ans Ausland ausgeliefert werden, bleibt hier ein unlösbarer Wiber- 
ſpruch der Theorie. 

Das Perfonalitätsprincip, welches die Unterthanen ohne Rückſicht auf 
veren Aufenthaltsort den Strafgefegen der Heimat unterwirft und ihnen gleichſam, 
nah dem Ausdruck eines Engländers, auch im der Fremde den Strid um ben 
als legt, findet eine Vertretung in der franzöfiihen Geſetzgebung, deren Ten- 
veny zu Zeiten Napoleons darin lag, zahlreihen Emigrirten mit Rontumacial- 
erfenntniffen zu Leibe zu geben. In Deuiſchland hat namentlich Berner das 
Perfonalitätsprincip zu vertheibigen gefucht. Allein. vasfelbe führt zu ganz unhalt- 
baren Folgerungen. Soll ver Unterthan wegen einer nah feinem heimatlichen: 
Rechte verbrecheriichen, am auslämdifchen Orte der That aber ftraflofen Handlung: 
ohne rechtsverletzende Beziehung zur Heimat, beftraft werben? Wir glauben dies 
bedingt verneinen zu müflen (Berner, Lehrbuch ©. 215), R 

Ein drittes von Mohl vertretenes, ſogenanntes Weltrechtsprincip, fordert 
von jedem Staate, daß er jedes irgendwo begangene Verbrechen an jedem beſtrafe, 
ohne Rüdficht auf die Unterthanenqualität Auf dieſem kosmopolitiſchen Standpunkt 
verzigt mar, daß in jeder pofitiven Strafgefeggebung neben allgemeinen Grund⸗ 
jügen, denen zu folge gewiffe Handlungen überall einen verbrecheriſchen Charakter 
annehmen, ſehr ſtarke nationale Elemente hervortreten, Beftimmangen gegeben: 
werden, ‚die der politiihen Zwedmäßigkelt entftammen und vor allen Dingen hin- 
ſihtlich der Strafmittel und des Strafmaßes zwifchen verſchiedenen Staaten faft 
nirgends Mebereinftimmung zu finden ift. Für die Strafrechtöpflege kommt es aber 
nicht bios daramf an, zu wiſſen, ob geftraft werben foll, fondern aud wie und- 
womit ‚geftraft werben fol. Durch die losmopolitiſche Aufgabe würde eine Ber- 
wirrung .zwifchen Strafrecht und Sittlichfeitsforberungen begünſtigt, eine Ent-' 
wertfung ber .pofitiven Strafgefeggebung nothiwendig werben (Mohl, Lehre vom’ 
Ayt, 1853, Bar, Internationales Privar- und Gtrafreht S. 514). Auf eine 
Entwirrung .diefer Verwicklung Verzicht leiftend, bemerken wir, daß unferer Anficht 
nad ein theoretifher Abſchluß vorläufig faum zu hoffen iſt, fo lange man ein-⸗ 
ſeitig von ſtrafrechtlichen Abftraktionen oder von rein politiſch völterrehtlichen Ge⸗ 
jommtintereffen ausgeht. Erft aus einer Verbindung verſchiedener Geſichtspunkte 
lommt man der Pöfung diefer ebenfo ſchwierigen als wichtigen Frage näher. Wie 
weit hat der Staat die Aufgabe, die. Rechtsordnung der mit ihm in Böllerrechte- 
gemeinfchaft verbundenen Staaten ftrafrechtlich zu fhügen? Offenbar nur in dem 
Maße, als viefelbe durchaus ver feinigen Homogen if. Wo dagegen mationale 
Elemente des Strafrechts theils im beftimmten Berbredhensgattungen  (politifche 
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Verhrechen), theils in beſonders harten Strafbrohungen hervertreten, ift es Sache 
jeder Stantsgemalt, fih felbft Schug gegen Berlegungen zu verfchaffen, nicht 
aber bie Unterorbnung ausländifcher Rechtsüberzeugungen zu forbern für bie eigenen 
Nützlichleits zwecke. 

Die (formale) politiſche Ordnung eines Staates bat zunächſt nur eine ge 
ſchichtliche, pofitive und territoriale Geltung. Es ift undenkbar, daß ein Demticher 
daheim beftraft werde, nachdem er im Frankreich ſich eines Prefwergehens nad 
den Anfhauungen des zweiten Kaiferreiches oder einer Schmähung franzöfifder 
Stantseinrihtungen fchuldig gemacht. Ebenſo wenig wie ein Franzoſe megen poli- 
tiſcher Verbrechen nad den Grundſätzen des Bölkerrechtes ausgeliefert werden 
wärbe ober follte, darf an einem Inländer das in Frankreich begangene, nur bie 
pofitiven Drbnungen Frankreichs verlegende Verbrechen won einem deutſchen 
Staate verfolgt werden. Damit ift nicht gefagt, daß wir in Deutſchland der Ber: 
pflihtung überhoben wären, den Beftand einer auswärtigen Regierung gegen feind⸗ 
jelige Unternehmungen von unferem Gebiete aus ſtrafrechtlich zu ſchützen. Die 
allgemeinen Schlußfolgerungen, zu denen wir aus dem gegebenen Andeutungen ge 
langen, beftehen nunmehr im folgenden: 1. Daß pofitive Strafrecht muß bie 
Berbrechen des Inländers, die im Auslande begangen werben, für firafbar er- 
Hären, wenn biefelben ſowohl nad dem Rechte des ausländifhen Berbrecdhensortes, 
wie nach demjenigen des verfolgenden Staates firafbar erfheinen. 2. Es Kann keine 
Strafe an Inlänbern verhängt werben, wenn die infriminirte Handlung aur 
nab ausländifchem ober nur nach inländifhen Recht firafbar ifl. 3. Eine Ein- 
ſchränkung tritt eim bei allen denjenigen Handlungen des Inländers, durch welde 
vom Auslande aus die Rechtsordnung bes Heimaiſtaates zum Gegenftande ver 
brecheriſcher Thätigkeit gemacht wird, wie bei Gtaatd- oder Münzverbrechen. In 
biefen Fällen fann unbedingt geftraft werben. 4. Die Beftrafung der im Auslande 
begangenen Berbrechen fällt, joweit das Ausland zunächſt baburd verlegt wird, 
weſentlich unter nen Geſichtspunkt ber gegenfeitigen Verpflichtung der Staaten auf 
Grundlage des Vollkerrechts, vie Pflicht zur Berfolguug von Amtswegen tritt 
daher zurück hinter den Willen des Berlegten; ven Antrag ber fremden Regierung 
vor Einleitung einer Unterfuhung abzuwarten, ift daher zmedmäßig. 5. Ueberhaupt 
tonn ber Staat biejenigen Angriffe gegen fremde Staaten verbieten, deren Dul- 
dung den internationalen Anſpruch auf Achtung verlegen over zur Leitung von 
Genugthuung au fremde. Staaten verpflichten würde. Aus biefem Grunde Findet 
ſich auch in den neueſten beutfchen Strafgefegbädern eine Klafie vom Verbrechen 
unter bem Zitel: „feindliche Handlungen gegen befreunbete Staaten“ bedroht. 

Iu den von uns aufgeftellten Grundſätzen, beren Weſen darin befteht, daß 
nit ſowohl wegen einer allgemein vorhandenen fittlihen Ueb ereinftimmung 
in der Berwerflicgleit verbreiherifcher Handlungen, als wegen der Verpflichtung ber 
Staaten zur gegenfeltigen Anerdennung ihrer ſtrafrechtlich zu [hügenden Rechte 
orbnung das pofitive Strafrecht auch die nad ausländiſchem Recht ftrafbaren und 
gegen Ras Ausland gerichteten Handlungen zu verbieten habe, nähern wir und 
aud ber Röfung der weiteren Frage: Ob au die im Auslande von einem 
Ausländer begangenen Berbreden beftraft werben können? Wenn mir 
biefe Trage vermeinen, fo gehen wir davon aus, daß bei jeder Uebung der Straf- 
gewolt winbeftens im Augenblide, mo der Schulvige ergriffen wird und wo er frevelt, 
ein Unterwerfungsverhältnig desſelben begründet fein muß. Außerdem ift für dieſe 
Fälle das interngtiounle Recht der Auslieferungen ein ausreichenbes Austunftd 
mittel, wenn nicht Der Praxis, doch minveftens der Idee nad. Weihe Redis- 
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heziehungen ermächtigen Defterreich, einen Franzoſen wegen eines In: der Fchweiz 
begangemen Berbrechens zu beftrafen? Nur von jenem idealen Standpunlte aus, 
ver die Bedeutung bes pofitiven Strafrechts in fittlihe Weltinterefien auflöst, 
finnte man darauf anders antworten als: keine! Weber Zerritorialität noch Per: 
jenalität des Strafgefeges ift hier denkbar, Weil es num aber veufbar if, daß 
durch Verbrechen nes Ausländers im Auslande unfere Staatsintereffen ger 
fährhet werden lönnten, nehmen einige Kriminaliften (mie Bermer, Lehrbuch S. 
215) ihre Zuflucht zur Behauptung eines fogenannten natürlichen Strafrechtes 
ohne pofitiv rechtliche Grundlage. Wir halten das fowohl für unzuläffig als für 
bebenflih gegenüber dem Sage nulla pona sine lege penali; das angemeffene 
und vernänftige wäre in folden Fällen, mo preußifhe Behörden einen Belgier 
megen eines in Belgien gegen Preußen begangenen Verbrechens ergreifen, deu 
Delinquenten an das fompetente Gericht des Auslandes zur Beftrafung überweifen. 
Ein Konflitt wird freilich dann vorliegen, wenn die und nadtheilige Handlung 
des Augländers im Auslande am Orte der That firaflos if. Dies bevüdfichtigenb 
wog man erwägen, ob denn ber verlegte Staat fih im Wege ber Selbfhülfe 
gen Privatperſonen eine Genugthuung nehmen darf und fol. Doch iſt es uns 
wäljig, in biefer Seibfihülfe durch Zufügung eines Uebels einen Alt der ſtra⸗ 
jenen Gewalt zu ſehen. Trotz diefer, mie ung ſcheint allein richtigen Auffaffung 
ver Sachlage, trafen alle deutichen Partitulargefeggebungen gewiſſe von Ausläns 
dern Im Auslande begangene Berbrechen. Richtiger ſollte man aber jagen: es wird 
in ihgen eine Selbſthülfe gegen Ausländer im Boraus normirt, und bafür ber 
unpafiegbe Name der Strafe gewählt. | 

Im Mebrigen verzichten wir auf eine Darftellung der in ven deutſchen Straf- 
jeiegküchern mievengelegten Beftimmungen, bei benen eine Harrionie überall fehlt, 
obmohl es nicht geläugnet werben Tann, daß muler den: europäifchen Staaten 
Dautſchland am meiſten Mugen ziehen muß aus einer fehlen Geſetzesregel in Bes 
jichumg auf autzländiſche Verbrechen, fe lange jeder Bundesſtaat fih dem andern 
zegenüher ala Ausland betradtet. Die Unmöglichkeit, an die Stelle des ehemals 
jemeinen Strnfrchts in Deutſchland nunmehr die eptluſiv tereitorinle Anwen⸗ 
dung der einzelnen Partikulargeſetzgebungen treten zu laſſen ober einige dreißig 
Jalandegebiete“ ‚gegen deutſches „Ausland“ in der Strafgefeggebung zu iſoliren, 
bat unbewußt zu jenen maßlofen Ausvehnungen und Äusſchweifungen geführt, 
von deuen man zurüdfommen würde, jobald wir eime einheitliche Strafgeſetzgebung 
wiedererlangt hätten. 

Durch die gegenwärtige Sachlage hinfichtlih der im Auslaude Begangenen 

entſtehen zahlreiche Schwierigkeiten untergeorbneter Urt. Streitig iſt 
beifplelsipeife das Verhältniß des inländiſchen Richters zu dem im Auslande er« 
gangenen Beftrafungen und Begnobiguugen, zu ber nad ausländiſchem Recht be- 
tits abgelaufenen fürzeren Berjährungsfrift. Ein wäheres Eingehen auf viefe 
Cinzelpeiten ift hier unthunlid. 

ZH. Nachdem wir die zeitlichen und örtlichen Grenzen der Anwenbbarteit 
von Strafgeſetzen berührt haben, bleiben uns noch einige Worte zu fagen über 
die Berfonen, auf weldde unter den bereits beſprochenen allgemeinen Bedingungen 
die Strafgeſetze Anwendung finden. Die Ausnahmen, nad denen bie Perfon der 

marhen auf Grund der Sonveränetät oder andere Perfonen nad den (völker⸗ 
thtlichen) Regeln der Exterritorialität der Herrſchaft ver Strafgeſetze entzogen 
ſind, bedürfen keiner Rechtfertigung an diefer Stelle. Unter den. Berfonen, welde 
dem Strafgefege unterworfen find, gibt es keine anderweitigen Unterſchiede, als 
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diejenigen, welde bie Verſchuldung vorzeidnet. Daß Standesunterfdiede auf 
die Anwendung des GStrafgefeges ohne Einfluß bleiben müſſen, ergibt fid aus 
ben neueren Örundfägen des Verfaſſungsrechtes. Dagegen find allerdings gewiffe 
Bevölkerungsklaſſen (abgefehen von den allgemeinen Strafbeftimmungen) be 
jonderen und fpeciellen aus ihrer Stellung zur Staatsgewalt herzuleitenben Straf. 
gefegen unterworfen. Die Klaffe ver Amtsverbredhen, deren fi Staatsbiener 
im Civilfahe ſchuldig machen können, pflegt mit den allgemeinen Strafgefegen 
regelmäßig verbunden zu werden. Für Heer und Flotte beftehen inveflen in 
allen europäifchen Staaten, foweit die thatfählihen Bedingungen einer Armee zu 
Lande oder zur See vorhanden find, eigens erlaffene Strafgefege, die theils in 
Militärftrafgefegbüchern kodificirt, theils in fogenannten Kriegsartifeln nieder— 
gelegt find. 

An der Nothwendigkeit derartiger Specialgefege kann nicht füglich gezweifelt 
werben; Sade ber Politik ift e8 aber, darüber zu waden, daß die perfänlice 
Freiheit nicht anders ala im Intereffe der Sache eingefhränft werde. Wie von 
den eigentlihen Militärftraffällen, die zur gerichtlichen Kognition gehören, die 
reinen Disciplinarftraffälle zu fontern find, läßt fich nicht leicht beftimmen. Auch 
die Disciplin der Civilftaatsdiener wird durch befondere Strafdrohungen aufreht 
erhalten, deren Borausfegungen ganz verſchieden find von den auf eigentlide 
Amtsverbrechen bezügliden Gefegesbeftimmungen. Zwiſchen dem Disciplinarftraf- 
recht und dem allgemeinen Strafrecht, zu welchem auch Amtsverbredhen gehören, 
befteht der Unterſchied, daß jenes auf konventioneller Baſis der Anftellung beruht 
und nur bie Äußerlihe Seite des Amtes, als eines Mittels für die Aufredt- 
erhaltung der allgemeinen Rehtsorbnung zum Gegenftande bat. Zwiſchen dem 
Disciplinarftrafreht und dem Polizeiſtrafrecht befteht alfo die Aehnlichkeit, daß es 
ih nicht um an und für ſich rehtsverlegende, fondern um möglicherweife die Wohl 
fahrt ſchädigende, oder erfahrungsgemäß gefährliche Thätigkeiten handelt (vgl. außer 
dem den Artilel: Amtöverbrehen und Amtsvergehen im I. Bande ©. 219). 

XI. Es bleibt uns fhlieglih das Verhältnig der Strafgefeßgebumgen zur 
Wiffenfchaft zu betradten. Weder in der Kodififation des Givilrechts, mod in der 
Verfaſſung gebenden Thätigkeit des Staates hat die Theorie und bie Doltrin 
einen jo großen Einfluß geübt, wie auf die Umgeftaltung des alten Strafrechts. 
Als man zu kodificiren begann, fah man überall ein, daß man ſich über das 
Orundprincip der Strafe Rechenſchaft ablegen müſſe, ehe man Ins Einzelne 
gehen könne. Zwar find aud die Staatstheorien nicht ohne Einfluß geblieben 
auf den Geift ver Berfaffungsurfunden neuerer Zeit; doch trat das reale Intereffe 
der geſellſchaftlichen Geftaltungen -ftets in feiner wirklichen Macht fehr fehnell her- 
vor, um fi von bloßen Doftrinen der Schule loszulöfen. Dagegen hat die wiflen- 
ſchaftliche Erlenntniß der richtigen Strafrechtstheorie nod heute eine große praf- 
tifhe Wichtigkeit für die Geſetzgebung. 

Wir übergehen bie rein theoretifchen Streitfragen über tas Princip und ben 
Zweck der Strafe, die Kontroverfen, welche feit der Mitte des vorigen Iahrhun- 
derts in allen weftenropäifhen Staaten befprochen worden find. Alle philoſophiſchen 
Spfteme haben, feitbem man überhaupt das Recht zum Gegenftande der Gpehula 
tion machte, feit Grotius und Leibnig daran gearbeitet, eine erfhöpfende Antwort 
zu finden auf die Frage, welches der Nehtsgrund und der Zwed der 
Strafe fei? Schon im Eingang diefes Aufjages machten wir auf einen Punft 
aufmerlſam, ven man bisher überfah, daß zwilchen ben Staatstbeoriem und ben 
Strafrehtstheorien ver engfte Zufammenhang befteht. Wie den Staat, jo lief 
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man auch die Strafe rechtlich hervorgehen: aus einem Verträge ber des vorftaat- 
lien Zuftandes überbrüffig gewordenen Geſellſchaft durch göttlihe Offenbarung, 
durch allgemeine Nützlichkeitszwecke, durch das Bepürfni der Bertheidigung gegen 
Angriffe anf menſchliche Güter, durch ein unmittelbar zwingendes, abfolutes Rechts- 
geleg der Vergeltung. Dem Rechtsſtaate ftellte fi nah und nad gleichfam bie 
Rehtsftrafe zur Seite. Wie man aber heutzutage mit dem Begriffe des Rechts— 
ſtaates die Borftellung faatlicher Borforge für alle die Gefammtmwohlfahrt be- 
treffenden. Angelegenheiten verbindet, und ven ehemals behaupteten Widerſpruch 
wilden Rüglichkeit und Rechtmäßigkeit befeitigt, gerade fo verhält es fich mit ber 
Etrafe. Daß diefe der Gerechtigkeit entftammt, jchließt keineswegs aus, auch die 
praftifge Nüglichkeit der Strafrechtspflege für die Sicherung der Gefellichaft 
ine Auge zu faflen. Staat, Recht und Strafe find völlig untrennbar von ein- 
ander in dem Sinne, daß alle drei derſelben geſchichtlichen Wurzel, demfelben 
ebiihen Bebürfnig der menfhlihen Natur entfpringen. Der Grund der Strafe 
liegt im Berbrehen. Wenn biefes eine Form des Unrechtes ift, fo ift jene eine 
Form des Nechtes. Beide Begriffe, derjenige des Verbrechens und derjenige ber 
Strafe durchdringen fich fo fehr, daß einer den andern vorausfegt und erklärt. 
Bom Standpunkte der Gegenwart aus unterfcheidet man drei große Klaffen 
vn Strafrechtötheorien: | 
1, Die relativen Theorien, welche die Strafe auf Nützlichkeltszwecde bes 
Staates: beziehen. Verhinderung umd Berhätung des Gemeinſchädlichen ift die 
Zwedbeftimmung der Strafe, welche tbeild durch Abſchreckung (Feuerbad), 
teils duch Warnung (Bauer), theild durch Prävention gegen verbrederifche 
Billensneigungen (Grolman), theils durch Nothwehr gegen zulünftige Ge— 
hhren (Beccaria), theils durch Beſſerung vermittelt werben fol. Zwiſchen diefen 
verſchiedenartigen Auffafjungen, zu denen außerdem noch mannigfaltige Formuli— 
tungen mit dem Anfpruh auf Originalität hinzntreten, beftehen jehr große Wiver- 
frühe. Weder vie Abfchredung noch die Beflerung bieten einen erſchöpfenden 
Grund für die Strafe, deren Berhängung nur dann gerechtfertigt fein würde, 
wenn Im einzelnen Verbrechensfalle die Grreihbarkeit des allgemeinen Zwedes 
datgethan werden könnte. Bom Standpunkte der Erfahrung aus find aber Ab— 
Wredung und Beſſerung theils mögliche, theils wahrfcheinliche, keineswegs aber 
nthwendige Wirkungen der Strafe. Die Abfchredung in dem Sinne, daß bie 
Borftellung finnlicher Leiden vermittelft der Strafrechtöpflege zur Herrfäaft über 
den menſchlichen Willen erhoben werde, ift als eine Berirrung früherer Zeiten 
lingft erfannt und darch die Strafftatiftit erwiefen. Nur inſofern, als das ge- 
rebte Strafübel, der Zwang gegen die Perfönlichteit des Thäters ale Ber- 
brechensfolge, das kriminelle Unrecht in das Bewußtſein der Menſchen einpflanzt, 
Im von einer Zurüdhaltung von Verbrechen vie Rebe fein; in biefem Einne 
ff die Furcht vor der Strafe bei edleren Naturen als Motiv des Handelns wirf- 
hm. Aber much die Beflerung des Berbrechers hat feine abfolute oder allgemeine 
Berechtigung. Es Tarın nicht anerkannt werben, da die in gewiſſen Handlungen 
dargelegte Berwerflichkeit der Gefinnung den Grund gefeßgeberifcher Strafbrohungen, 
und Beflerungsbebürftigkeit das Ziei der Strafbehanplung beyeichne. Nur bei Ge- 
wohnheits- oder Gewerbmäßigkeits-VBerbredhen kann die Befferung zur Angelegen- 
beit des Strafvollzuges erhoben werden. Im Gegenſatz dazu müfjen Oelegen- 
beitsverbrechen, wie Kindesmord und Zweilampf, nad ganz anderen Gefihtspunften 
behandelt werben. Befferung und Abſchredung haben das mit einander gemeinfam, 
daß fie das Strafrecht in das Gebiei des Maflofen und Ungerechten hineintreiben, 
Bluntfgliun Brater, Deutſches Staute-Wörterlud, X. 22 
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Ueber die eingetretene Beflerung eines beftraften Verbrechers vermag niemand zu 
urtheilen; die Meinung eines Gefängnißdireltors würde darüber entjcheiben, ob 
ein Widerfpenftiger Zeitlebens gefangen bleiben ſoll, ver vielleicht ein geringes 
Bergehen begieng. Die objektiv ſchwerſten Verbrechen find bie jeltemften, bebürfen 
einer geringeren Abjchretung und lafjen erfahrungsgemäß am leichteften Vefierung 
boffen, würten alfo am leidhteften zu beftrafen fein. 

2. Die abfoluten Theorien betrachten das Strafrecht des Staates als. «int 
nothwendige und felbftändig in fi ruhende Forderung der Gerechtigkeit, ald un 
erläßliche Pflicht des Staates in der Handhabung fittliher Weltorbnang. Die 
dialeftifhe Begründung dieſer Theorien ift feit Rant auf verfchievenen Wegen 
unternommen worden, theils fo, daß man die objektive Aufhebung bes verbrede- 
riſchen Unrechts durch vergeltende Zufügung eines Uebels in den Vordergrund Rellte, 
tbeils fo, daß man gleichzeitig oder fogar vorwiegend die Aufhebung der Schuld 
im Willen des Berbrehers und die dadurd bewirkte Sühne betonte. (ine fo 
abftrafte Auffaffung war jedenfalls ungeeignet, das hiftorifhe und nationale Ele 
ment des Strafrechts zu erklären, einen Mafjftab zu liefern für die verſchiedenen 
Shattirungen des Uurehts, Auffhluß zu geben über Maß und Art der ange 
wendenden Strafmittel. Bon einer rein äußerlihen Vergeltung durch die Gtrafe 
fonnte ohnehin nicht die Rede fein. Wäre vie Strafe etwas abſolut morkwendiges, 
fo könnte von Begnadigungen, Amneſtien, Strafanträgen des unmittelbar Ber- 
legten feine Rede fein. Nur fo viel war an bdiefen Theorien richtig, daß di 
Strafe, eben jo wenig wie der Staat, mur auf politifhem, ſondern auch auf 
ethiſchen Grunde nah dem Bemwußtfein der Gegenwart ruhen 

3. Gemiſchte Theorien (eflektifhe, ſynkretiſtiſche, Bereinigungsihkee 
rien). Nüglichfeitszwede und Gerechtigkeit follen gleichzeitig Grund und Zwed 
der Strafe beftimmen. Die einzelnen feit Abegg unternommenen Begründungen. 
beruhen im wefentlichen. auf drei verfchiedenen Grundlagen, entweder 1. auf der 
Darlegung der Identität von Geredtigkeit und Wohlfahrt, denen. die Straſe 
gleihmäßig entjpricht, oder 2. auf der Anerkennung, daß Gerechtigkeit: der legte 
Grund der Strafe fei, aber im der äußeren Geltung für dem Staat, durch den 
gefelfhaftlihen Nugen bejhränft werde, oder 3. auf der Auerkennung, daß her 
Staat von Nüglihkeitszweden ausgehen müffe, diefe aber wicht weiter verfolgen 
dürfe, als die Gerechtigkeit geftatte. In dieſen Bereinigungstbegrien liegt bie pral« 
tifhe Ausgleihung der Schulmeinungen. Für die Gefepgebung macht, eg leinen 
großen Unterfchied, ob man fagt: es muß geftraft werden um der Gerechtigkeit 
willen, foweit ald es die Nüglichkeit geftattet, oder es fann geftraft werben aus 
höchſten Nüglichkeitszweden, fomweit es vie Gerechtigkeit duldet. Es iſt für eine 
Verftändigung viel gewonnen, fobald man ſich darüber vereinigt, daß meber bad 
dem Staate dem Erfolg nad Nachtheilige, noch au das dem Rechtsbewußtſein 
Zuwiberlaufende, weder das Zwedwidrige, noch das Ungerechte im Strafrechte zur 
Geltung kommen darf. Was nun als zwedwidrig oder umgeredht erachtet werben 
fol, kann allerdings nicht auf dem Wege der bloßen Abftraftion gefunden werben. 
Jenes erkennen wir vorzugsweife durd die Forfdungen der Kriminalpolitil, 
weldye auf Grundlage der Strafftatiftif die äußeren Erfolge der Strafrechtspflege 
fonftatirt, diefes an der Hand der geſchichtlichen Entwidiungsgefege und an jenen 
Zeihen der Zeit, welche eine öffentliche Rechtspflege offenbart. Unbeftreitbar be 
zeichnet der Augenblid, wo man über die bloße Thatſache der Beſtrafung hinaus- 
gehend, nah dem legten Grunde und höchſten Endzwede ver Strafe ernftli zu 
ſforſchen begann, eine höhere Stufe der allgemein menfchlichen Kultur, die Ge⸗ 
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burtöftunde der heutigen Strafrechtswiſſenſchaft. Warum der Staat ftrafen darf, 
und wie er ftrafen foll: das iſt eine der kiefſten Gewiffensfragen ber neueren 
Geſellſchaft, vie ſich weder bei einem blinden Dogma, noch bei der Berufung auf 
die niemals unterbrochenen Präcedenzfälle der Jahrtaufende beruhigen läßt. Daß 
gerade die wiſſenſchaftlichen Beftrebungen auf diefem Gebiete unfere moralifchen 
Beſitzthümer gemehrt haben und ver Willkür oder Grauſamkeit mande Schranke 
jegten, wer vermag es zu beftreiten? Noch vermögen wir nicht zu fagen, daß 
alles geſchehen wäre, was zu leiften ift. Bieles bleibt noch zu thun, um die Straf: 
rechtötheorien zu einem endgültigen Abſchluß zu bringen, das BVerhältniß des 
befjernden Strafvollguges zu der objektiven Gereitigtet fhärfer zu beftimmen, 
die pfychologifchen und ſocialen Elemente des Verbrechens beffer zu ergründen und 
mit den Formen der Strafe zu verfnüpfen. Es fehlt unferer Anſicht nad) am der 
vollen Harmonie zwifchen den drei Stadien ber Strafantrohung durch das 
Gefeß, der Strafverhängung durch den Richter und des Strafvollzuges 
durch die vollftredenden Behörden. Zahlreiche Beftimmungen umferer bentfchen 
Strafgefegbücder verläugnen die Princhpien des Nechte®, um ber Abfchredung zur 
huldigen, wo es der Gerechtigkeit zu folgen gilt. Insbefonvere Bieten die politifchen 
Berbrechen des Anomalen maucherlei. Trotz aller Unvolllommenheiten ımd Wider⸗ 
ſprüche in der Theorie und der Geſetzgebung, muß aber doch zugegeben werben, 
daß in den wichtigen Dingen das Beftreben hervortritt, den Streit um ımter- 
geordnete Fragen nit als Hinderniß gemeinfamer Einrichtungen in Dentfchland 
anfzufaffen. Der erfte veutfche Iuriftentag bezeichnete 1860 eine einheitliche deutſche 
Strafgefeggebumg als eim dringendes Bedürfniß. In Wahrheit kann es für bie 
geiſtige und fittlihe Zufammengehörigkeit der deutſchen Nation feine größere Be- 
leidigung geben, als die Willfür ver Partifulargefeggebung, welche bier eine Hand- 
Img als entehrend, am einer anderen Stelle als mit der Ehrenhaftigfeit verträg- 
lich bezeichnet und damit die Einheit der ethifchen Anſchauungen zerreißt. Ob aber 
Deutfchland ein einheitlihes Strafgefegbud erlangen kann, ehe die politiſchen 
Machtverhältmifie der Einzelftanten eine Einfchränfung erleiden, darf bezmeifelt 
werben. Es ift keineswegs nur das Bedürfniß der Humanttät, welches zu neuen 
Steafgefeggebumgen in Deutſchland hindrängte. Auch politifhe Intereffen ver 
Staaten fuchten darin Befriedigung; noch heute dient die Strafrechtspflege nicht 
nur Rechtszweden, fondern auch Macht zwecken gegen politife Gegner. Darin 
liegt das Hinderniß einer gemeinfamen deutſchen Strafgefeßgebung und mar fann 
ſich unmöglich darüber täufchen, daß ein einheitliches deutſches Strafgeſetzbuch im 
Sinme des Bartitularismis größere Opfer erheifcht, ala eine gemeinfame Wechfel- 
ordnung ober eim deutſches Handelsgeſetzbuch. Ein bedeutungsvolles Zeichen ift es 
indeſſen, daß Borarbeiten für eim gemeinfames deutſches Strafgefegbud von zwei 
Prattitern unternommen wurden: Dito Krug, Ideen zu einer gemeinfamen 
Strafgefesgebung für Deutfchland (Erlangen 1857) und d. Krämel, Entwurf 
nebft Gründen zu dem allgemeinen Theile eines für ganz Deutſchland geltenden 
Strafgefegbuhes (Halle 1862), v. Holgendorff. 
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Strafrechtspflege. 
h Geſchichtliche Entwidi ng. I. Geltenpes Recht. 
1. Altdeutſches Verfahren. Vi. Allgemeine Charakter iſtik. 
N. Das Verfahren vom 15. Jabrhuntert bis VII. Die Strafjufisorgane. 
Karpzow. VIII. Das Verfahren. 

Il. Das Verfahren von Karpzow bis zum 3. 1449. IX. Die Urtbeilsanfehtung. 

IV, Die Reform des Jahres 1BAR. X. Das Ungeborfamsverfahren. 

V. Fortſetzung. XI. Sorge für Berminverung ver Verbrechen. 


1. Geſchichtliche Entwicklung. 


I. Altdeutſches Berfahren. Die Strafrechtspflege ift derjenige Zweig 
ber Rechtspflege, welder die pflihtmäßige Reaktion des Staates gegen das frimi- 
nelle Unrecht (Berbrechen) zu bethätigen hat, während die Givilrehtspflege 
überall nur damit befhäftigt ift, den Streit über privatrechtliche Verhältniſſe auf 
Anrufen einer beteiligten Privatperfon nah den Grundſätzen des Privatredtes 
zu entſcheiden. Der Ausdruck Strafrechtöpflege im weiteren Sinne genommen um 
faßt ſowohl die Antwort auf die Frage, was als friminelles Unrecht zu betrachten 
und wie mit welden Mitteln, Strafen) tagegen zu reagiren, als aud die Be 
antwortung ber Frage, auf welchem Wege und nad melden Grundſätzen zu ver 
fahren fei (procedere), damit fein Verbrecher der verdienten Strafe entgehe. Die 
erfte frage bildet den Oegenftand des fogenannten materiellen Strafredts, 
mit der zweiten bat es das Strafprocehredht zu thun. Da das materielle Straf. 
recht in diefem Wörterbudhe unter den befonveren Titeln Strafreht, Strafarten, 
Strafanftalten ꝛe. behandelt wird, fo bat ſich die folgende Erärterung auf das 
Strafprocefreht zu beſchränken. Daß dieſem Rechtszweige hier eine befon- 
dere Erörterung gewidmet ift, bedarf wohl im Hinblid auf die außerordentliche 
Wichtigkeit des Gegenftandes keiner eigenen Rechtfertigung. 

Indem wir und der Betrahtung der Grundfäge des Strafproceßrechts zu⸗ 
wenten, machen wir vor Allem die Wahrnehmung, daß diefe Grundbfäge feines 
wegs zu allen Zeiten und bei allen Völkern viefelben geweſen. Die Geſchichte des 
Strafproceßrehtes fteht im genaueften Zufammenhange nicht nur mit der Geſchichte 
bes materiellen Strafrechtes, fondern auch mit der ganzen Kulturgefchichte. Wenn 
wir uns aud bier der Beftimmung viefes Werkes und dem uns - vergännten 
Raume gemäß nur mit dem Strafprocefrehte in Deutſchland, und feiner Ge 
Ihichte befaffen, fo werden wir dieſen Zuſammenhang doch in feiner Periode ver» 
miſſen. Insbefondere werben wir finden, daß die Geftalt des Strafverfahrens in 
Deutfhland wie auch anderwärts (namentlich im alten Rom, in England und 
Frankreich) vorzugsweife von zwei Dingen abhängig iſt: erſtens von ber Anſicht 
über das Wefen des Verbrechens und der Strafe und zweitens von dem Berhält- 
niffe der bürgerlichen Freiheit zu der Regierungsgemwalt oder von der Stellung des 
Individuums zum Staate und zur Geſellſchaft. 

Was die allerältefte unferer Gefchichtsforfhung noch irgend erreichbare 
Zeit betrifft 1), fo findet man befanntlih nirgends in Deutſchland ganz ftaatlofe 


!) Vergl jept namentlih Geib „Lehrbuch des deutfhen Strafrechts”, I. Bd. (Geſchichte). 
Leipzig 1861, ©. 151 ff., — mwofelbft auch eine forgfältige Angabe der einfchlägigen Litteratu 
zu finden. — @benio 9. 4. Zahariä „Handbuch des deutihen Strafproceffes”, I. Bd. 
wWöttingen 1860, ©. 117 ff. — Bon älterer Litteratur find bejonders Biener’s „Beiträge 
—35* Geſchichte des Inquifitlonsproceſſes und der Geſchwornengetichte““, Leipzig 1827, bervor- 
aubzben, 
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ober rechtsordnungloſe Zuftände; ſchon Tacitus berichtet von Fürften, Obrigkeiten, 
Gemeinteverfammlungen, Gerichten und ftrafrechtlihen Einrichtungen. Ebenjowenig 
it ung befannt, daß der Staat oder die Gemeinde zu irgenb einer Zeit fi gegen 
Berlegungen ber Rechtsordnung völlig inbifferent verhalten hätte. Auch abgefehen 
von ſolchen Rechtsverletzungen, wodurch die ganze Gemeinde felbft unmittelbar ge- 
troffen wird, zeigt ſich die Erfenntniß, daß and die Rechtsverletzungen, melde 
zunächſt nur gegen einzelne Gemeindeangehörige gerichtet find, eine die Gemeinde 
ſelbſt imtereffirente, alfo öffentlihe Angelegenheit feien. Dieſe Erkenntniß offenbart 
fd darin, daß der Mifjethäter außer: der dem Berlegten zu leiftenden Genug» 
tuung (Rompofition) aud der Gemeinde oder dem Staate für den in feiner That 
liegenden Friedensbruch eine zunähft in Geld beftehende Sühme (daS fredum, 
Sriedensgeld, Wette) erlegen muß, falls feine That nicht etwa gar zu den 
mfühnbaren gehört und umbebingt gänzlihe Friedloſigkeit (Vogelfreiheit) des 
Thäter® zur Folge hat. 

Allerdings ift in den altſkandinaviſchen Rechtsquellen 2) (Schwedens, 
Norwegens, Dänemarks und Islands), aus denen bekanntlich der Ältefte germanifche 
Rehtszuftand zu entnehmen, — neben der Selbfthülfe gegen droh endes Unredht 
auch die eigenmächtige Reaktion gegen erlittenes Unrecht, d. i. die Rache ver 
verlegten Privatperfon nch in fehr weitem Umfange ald rechtmäßig anerkannt, 
Allein aud in. diefen Quellen bat die Rache ſchon ihre beftimmten Bedingungen 
and Grenzen, die nicht ungeftraft überfchritten werden dürfen, und auch bier 
finden fh ſchon mehrfache gerichtliche Einrichtungen, in denen die Auffaffung auch 
ver Privatrehtsverlegungen ald Gemeindeangelegenheit unverkennbar ift. Auch er⸗ 
wähnt ſchon Tacitus öffentliche Strafen (Hängen und Ertränken). Mit der fort: 
ſchreitenden Staats- und Rechtsentwicklung tritt das Streben der Gefeßgebung 
immer entf&hiebener hervor, die Privatrache fo viel wie möglich zu befchränfen und 
bie verlegte Privatperfon fowie den Miffethäter zur friedlichgerichtlichen 
Ausgleihung des Hanteld auf dem Wege ver Bußezahlung zc. zu nöthigen. 

Indeffen fehlt freilich in der älteften Zeit noch viel in der Behandlung von 
Berbreben, um von einer unferen heutigen Begriffen entſprechenden Strafrechts- 
pflege reden zu können. Insbeſondere entfpriht das Berfahren vor Geridt 
ſelbſt noch keineswegs der Auffaflung des Verbrechens als einer Angelegenheit bes 
öffentlichen Intereſſe's. Es zeigt ſich hier noch Feine gehörige Einficht in den Unter- 
Ihiebd zwifhen Hriminellem und Civilunredht; die Form des Verfahrens ift bei 
beiden chne Unterfhied eine und biefelbe. In der Regel wird der Miffethäter 
nicht von Staates wegen verfolgt, fondern das Gericht wartet die Klage des Be— 
leidigten ab, und es gilt bei Verbrechen wie bei ftreitigen Privatbefugnifien ber 
Sag: wo fein Kläger, da ift auch Fein Richter. Nur ausnahmsmeife findet in 
dem altveutfchen Procefje eine Verfolgung ohne Privatflage („Annehmen von 
Amts wegen”, Einfchreiten ex officio) ftatt, und erft fpäter tritt am die Stelle 
der klägeriſchen Ladung des Mifjethäters die richteramtlihe (an die Stelle ver 
admallatio, adrhamitio oder mannitio die bannitio). 

Das durchaus mündliche und unter freiem Himmel öffentlich vor fich gehende 
Berfahren fleht ganz und gar unter der Herrfhaft ver fogenannten Ber- 
handlungs- oder Dispofitionsmarime, d. 5. auch abgefehen davon, 
vaß zur Berfolgung eine Privatflage erforderlich ift, enthält fi der Richter jeder 
ſelbſtändigen inquifitorifhen Thätigkeit zur Erforfhung des wahren Sachverhalts, 


N) ©. Darüber namentlich Wilda, Strafrecht der Germanen, Halle 1842. 
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überfchreitet bei feinem Urtheil nicht die Klagsforderung des Verletzten und läßt 
überall der Verzichtsbefugniß des Klägers den weiteften Spielraum, 

Das Bemweidredht war durchaus formaliftifcher Natur, d. h. es war ohne 
weitere Rückſicht auf die richterliche Ucberzeugung, wie der Beweis für Schuld und 
Nichtſchuld in qualitativer und juantitativer Hinfiht befaffen fein müſſe. Der 
rihterlien Ueberzeugung war bezüglic der Beweisfrage feine felbftäntige Geltung 
eingeräumt. Man muß wohl annehmen, daß die damals üblichen Bemeismittel: 
Eid mit Eiphelfern, Oottesurtheil (glähendes Eiſen, Waflerprobe, Keflelfang, 
Kreuzesprobe, geweihter Biſſen und namentlich Zweikampf) für unfere Vorfahren 
im Allgemeinen überzeugende Kraft beſaßen, indem anderenfalls ihre Geltung alt 
BDemeismittel abjolut unerflärlid wäre, Inſoweit fann nun wohl auch im Ale 
meinen angenommen werben, daß die Urtheile der damaligen Zeit der richterlichen 
Ueberzeugung entſprachen. So wenig dies in abstracto zu läugnen ift, fo gewiß 
ift aber auch, daß die richterliche Ueberzeugung im fonfreten Falle nicht noch eime 
befondere Beringung für die bejahenne oder verneinende Beantwortung der Be: 
weisfrage bilvete. Die Erfüllung ber Bedingungen bes Beweisrechts war für bie 
Feſtſtellung der relevanten Thatſachen unbedingt entfcheidend. Außer den genanaten 
Bemweismitteln fennt der altveutfche Proceß nod das Gemeindezeugniß, Urkunden 
und das Geſtändniß. Unfer heutiger Zeugenbeweis, d. h. das auf eigener finn- 
licher Wahrnehmung beruhende Zeugniß einer einzelnen Privatperfon fpielt Im 
altveutichen Proceß keineswegs die Hauptrolle, wie im jeßigen Verfahren. Den 
Indizienbeweis fennt derfelbe gar nicht. 

Das Urtheil wird urgprünglid von der ganzen Gemeindeverfammlung ober 
Bollsgemeinde (d. i. ſämmtlichen Freien ver Mark: oter Gaugenoſſenſchaft), fpäter 
unter deren Kontrolle („des Umftandes") von gewöhnlich fieben beſonders hiezu 
ausgewählten Urtheilsfhöpfern (Schöffen, seabini) geſprochen. Durch das Urtheil 
wird über den Hägerifhen Anfprudy in zweifacher Richtung entſchieden: erftens ob 
berjelbe iiberhaupt in abstracto, d. bh. in den Gefegen, zweitens, ob berfelbe in 
eoncreto begründet fei, d. h. ob es dem Kläger gelungen fei, feine thatfächlichen 
Behauptungen nad den Regeln des Beweisrechtes zu bemahrheiten oder wicht. 
Eine befondere Entfcheivung der Beweisfrage war hienach gar nicht nothwendig. 
Die Sorge für die Beobahtung der Beweisregeln war Sache des vorfigenden 
(töniglien) Richterbeamten (des Grafen oder feines Stellvertreters), dem aud die 
ganze Leitung der gerichtlichen Berhandlungen im Allgemeinen, ſowie bie Hegung 
des Gerichts und vie VBollftredung ber Urtheile übertragen war. 

Das Verhältnig der Beweismittel zu einander, ſowie des Anklagebeweiſes 
zum Vertheidigungsbeweife war kurz folgendes: Das Geftänpniß des Ange 
Hagten machte jede weitere Verhandlung überflüffig und enthielt ſchon vie Ber- 
urtheilung felbft in ſich Ein Zwang zum Geſtändniß durch Folter findet ſich nur 
gegen Unfreie in den bereit? vom römifchen Rechte inficirten Volksrechten. Der 
läugnende Angeflagte hat zunähft das Recht, fals er unbeſcholten ift, ih 
durch feinen von Giveshelfern als glaubwürdig empfohlenen Eid von der Anklage 
zu reinigen, Diefer Eid kann aber nad einigen Rechten vom Kläger wit einer 
größeren Eivhelferzahl überboten und unwirkſam gemacht, fowie auch nad anderen 
Rechten durch Zeugenbeweis oder durch Erbieten des Klägers zu eimem otte: 
urtheil (namentlich Zweilampf) von vornherein befeitiget werben. Wollte aber der 
Angeklagte oder konnte er einen Eithelferbeweis nicht führen, jo mußte er feine 
Unſchuld durch ein Gottesurtheil beweifen. 

Im Sachſenſpiegel wird zwifchen der handhaften und ber übernägti- 
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gen That unterfchieden. Bei legterer gelten die gewöhnlichen Beweisregeln; bei 
erflerer tagegen, d. h. wenn. ber Angellagte auf der That oder Flucht ergriffen 
oder mit gewiſſen Ansrufungen verfolgt worden war und ber Kläger bie fihtbaren 
Zeihen der That (die entwendete Sache, das verwundete Glied oder bie Leiche) 
als „blidenden Schein" vor Gericht gebracht hatte, war legterer berechtiget, bie 
Shuld des Angellagten mit ſechs Eidhelfern (felbfiebent) zu beweifen („über- 
fiebnen“) 

IL Das Berfahren vom 15. Jahrhundert bis Karpzow. Das 
jo beſchaffene altdentſche Verfahren erhielt fich im Weſentlichen unverändert allent- 
halben bis ungefähr zum fünfzehnten Jahrhundert. Um viefe Zeit 
wurde der Widerfprucd, in welchem es mit den veränderten Begriffen von Staat 
und Berbrehen, fowie mit dem gefammten damaligen Kulturzuftande, namentlich 
in den Stäbten ſtand, zu bebeutendb, als daß eine weſentliche Umgeftaltung bes- 
jelben länger ausbleiben konnte. Zu den dringendſten Bebürfniffen gehörte ins- 
beſondere eine durchgreifende Einführung der amtlihen Berbredenverfol- 
gung (Offichalprincip), fowie eine Reform des formaliftiihen mit dieſem Prin- 
dp unverträglichen und zum Theil. amf Aberglauben (Gottesurtheil) oder Leicht 
glänbigteit (Giphelferwefen) beruhenden Bemweisrehtes. Hatte eimerfeits bie 
ſertſchteitende ftantlihe Enwicklung und Givilifation die Berfolgung der Ber: 
brehen immer Marer als eine öffentliche Angelegenheit des Staates erſcheinen 
offen, fo waren ambererfeit8 den Gottesurtheilen und dem Eiphelferbeweis ihre 
Örunplagen dutch bie zunehmende Aufklärung und durch den Berfall des engeren 
Familienverbandes abhanden gefonmen. 

Diefen Bepürfniffen begegnete um jene Zeit die namentlih durch die neu 
geftifteten Untverfitäten und durch die klerikalen Landeshernen vermittelte nähere 
Belanntfchaft mit bem römifch-fanonifhen, auf Erlangung materieller 
Bahrheit gerichteten inquifitorifhen Dffictalverfahren, deſſen Beweis— 
recht inſoferne auch rationell zu nennen iſt, als e8 der richterlichen Ueberzeugung 
bei der Entſcheldung ber That- oder Beweisfrage feine unnatürlichen Feſſeln an- 
[gt und: vas Geſtändnißß, Zeugniß, Urkunden und Indizien als Beweismittel 
anerkennt 3), 

Die Aufnahme viefes (von den italienifhen Juriften des 12., 13. und 
14. Jahrhunderts auf Grund des nenrömifchen und kanoniſchen Rechts ausgebit- 
deten und im weltlichen mie geiftlichen. Gerichten Italiens in Anwendung ſtehenden) 
Strafverfahrens mar von Seite ver deutſchen Gerichte dadurd bedeutend 
erleihtert, daß fich im Deutſchland ſchon vorher mehrfache Anfäge zur Ausbildung 
eines Dfficialverfahrens mit weniger formaliſtiſchem Beweisrechte entwidelt hatte. 
Die Anſicht, daß das Berbrechen und die Reaktion dagegen eine öffentliche Ange 
legenheit ſei, ſpricht fidy insbeſondere fehr deutlich in ber ſchon mehrfadh in den 
Rapitularien der fränkiſchen Könige, ſowie im Sacferifpiegel aufgeftellten An— 
Mage- und Nügepflicht aus. Hie und da findet fid die Aufftelung einer 
allgemeinen Rügepflicht fämmtlicher Gemeinvegliever ; ja es fommt vor, daß bei 
dem Auffinden einer Leiche die ganze Gemeinde vom Grafen ex offieio zur ge- 
tihtlichen Verantwortung gezogen und angehalten wird, zu beſchwören, daß fie die 


— 





3) 8 feblt bier der Raum, auf die Geſchichte des römiſchen und kanonifchen Strafverfahs 
rend einzugehen. ©. darüber namentlich die oben angeführten Werke von Diener, Zachariä 
und Geib, fowie für das römiſche Mecht insbeſondere des letzteren „Geſchichte des römiſchen 


ſtriminalproceſſes, Leipzig 1842. 
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That weder jelbft begangen noch den Thäter kenne. Einen der weſentlichſten Züge 
der Vehmgerichte, dem fie verzugsweife ihre große Macht zu banken hatten, 
bilvete die Anklagepflicht ihrer Freiſchöſſen, während das vehmgerichtliche Verfahren 
ſelbſt im Weſentlichen vom altveutfchen überhaupt nit verſchieden war. 

Hieher gehört aud) die meitverbreitete Einrichtung des Klagen von 
Amtswegen, d. i. der Aufftelung eines Klägers auf öffentlihe Koften (fpäter 
häufig Fiskal genannt) für den Hal der Grmanglung eines Privatklägers kei 
ſchweren Verbrechen. 

Sehr nahe kam aber dem römiſch-kanoniſchen Inquiſitionsproceſſe das foge 
nannte Riten auf böſen Leumund. Dieſe zwar nicht gemeinrechtliche, fon 
dern auf fpeciellen faiferlihen Privilegien berubende, aber doch meit verbreitete 
(namentlih in den Städten vorfommende) Einrichtung berechtigte die Schöffen, 
übel beleumundete, gefährliche Menſchen ohne Privatfiage und mit Außerachtlafſung 
ter Vorfhriften des regelmäßigen Beweisrechtes im Yale dringenten Verdachtes 
eines Verbrechens nad ihrer freien Ueberzeugung zu verurtbeilen und zu richten, 
Infoferne dieſes Richten auf böfen Leumund überhaupt deutfhen Urfprungs und 
nicht ſchon ein Ableger des fremven Inquifitionsproceffes ſelbſt ift, ſtellt es ih 
body jedenfalls als eine fahlih verwandte Einrihtung und bahnbrechende Borke 
veitung zur Reception dieſes Proceſſes dar, deſſen Hauptgrundfag eben in der 
amtlichen Verfolgung von Verbreden und in ver fpontanen Thätigfeit zur Er 
forfhung des wirklichen Sachverhalts befteht. 

Die Reception des römiſch-kanoniſchen Strafprocefies erfolgte allmälig auf 
dem Wege des Gerihtsgebraudes im Laufe des 15. Jahrhunderts, An 
Ende dieſes Jahrhunderts und am Anfange des folgenden findet er fich bereits 
in mehreren Bartitulargefeggebungen, 3. ®. In ver Wormfer Neformation 
von 1498 und in ver (von Freiherrn von Schwarzenberg und Hohenlandsbeiz 
verfaßten, die Hauptquelle der peinlihen Gerichtsordnung Kaifer Karls V. von 
1532 bildenden) Bamberger Halsgerihtsortnung von 1507. In dem 
Landfrieden von 1495 $. 5 ift verorbnet, daß die Übrigfeiten Friedbrecher 
von Amtswegen verfolgen und richten follen. Dazu kam, daß das fremde Recht 
aud für Ungelehrte und ter fremden Sprade Unfundige in befonderen deulſch 
geichriebenen Werken zugänglich gemadyt wurde, fo in den vermöge ihrer mehr- 
fachen Auflagen weit verbreiteten von Ulrich Tengler („Latenfpiegel” zuerſt 
1509) und Sebaftian Brant („richterliche Klagfpiegel" zuerft 1516). 

Zwar erfheint ver — freilich von dem altveutihen fehr verſchiedene — 
Anflageproceß noch bis tief ins 17. Jahrhundert hinein wenigſtens nominell 
als das ordentliche oder regelmäßige, der Imgnifitionsproceß als außerorbent- 
liches, fubfiviäres Verfahren (für den Fall eines mangeln’en Privatanklägere), 
fowte ſich auch nod längere Zeit hindurch in den Gerichten der fremden Rechte 
unfundige Schöffen erhielten. Allein tiefer Anklageproceß war felbft mit vielen 
inquifitorijden Elementen gemiſcht und gli weit mehr bem fremden 
Inquifitionsverfahren, als dem altdeutſchen Anklageproceß. Die Uebergangsperiobt 
des 15. und 16. Jahrhunderts war eben eine Zeit von Zwitterbildungen; der 
Anklageproceß erhielt inguifitorifche Zuthaten, der Inquifitionsproceß mußte fi 
affufatorifche Formen gefallen Laffen. 

Es fehlt hier der Raum, bei diefen Zwitterbildungen und Uebergangeftufen lange 
zu verweilen; es mögen daher folgende Bemerkungen genügen: In dem ber 
peinlihen Gerichtsordnung Karls V. nahfolgenden Jahrhun— 
derte gerieth die alte Schöffengerichtsverfaffung überall in Deutſchland in Bar 
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fal, und gelangte die Strafrehtöpflege allenthalben in die Hände von rehtd- 
gelehrien beſoldeten Rihterbeamten (refp. Juriftenfalultäten ald Sprud;- 
tollegien). An die Stelle der afkufatorifchen Procefformen trat durchgehends ein 
geheimes, [hriftlihes faft ganz vom Ermesfen bes Inquirenten 
abhängiges Verfahren, als deſſen Schwerpunft unbeventlih die Folter 
zur Erlangung eines Geſtäudniſſes bezeichnet werben kann. Die Unvereinbarfeit 
der Mündlichkeit: mit dem durch die Reception des fremden Rechts bedingten In- 
Ritute ‚der Altenverfenbung (des „Ratbfuchens“) leuchtet von felbft ein; die nun⸗ 
mehrigen Urtheilöfinder, welche weber ven Angeſchuldigten noch Zeugen jahen ober 
hörten, konnten natürlich nur auf die ihnen vom Unterfuchungsrichter vorgelegten 
Alten judiciren. 

Zwar findet ſich in dem ſogenannten „endlichen Rechttag“ ber Bam- 
bergensis und Carolina noch ein ſolennes mündliches Anklageverfahren in Gegen» 
wart des Angeklagten nach Art des alten Schöffengerichtsproceſſes. Allein dieſer 
endlihe Rechttag war in Wirklichkeit eine leere Komödie, indem das Urtheil ſchon 
vorher umabänderlich feftgeftelt: war, und neue Entſchuldigungsthatſachen babei 
unberädfihtigt blieben. 

Die zwedmäßigen Befhränfungen, welhen die Tortur in ber Caro- 
Ina noch unterworfen war, z. B. vie Beftimmung, daß die Tortur bei genügen- 
dem Zeugenbeweis ganz wegfallen, daß fie nur bei triftigen Verdachtsgründen und 
namentlih nur dann flattfinden folle, wenn die Eriftenz des Verbrechens (ber ob- 
jeltive Thatbeftand) erwieſen fei, — wurden von der nachfolgenden Praris und Gefep: 
gebung meiftend: mißachtet. Ohne bie fhrantenlofe Willkür ver abergläubtfchen 
Inguifitionsrichter in dem Gebraude ber Folter blieben die Herenproceffe ves 
16., 17., ja 18. Jahrhunderts ganz und gar unerflärlih. Hätte die Fauſt der 
Bolterfnechte nicht aus den verrenkten, gequetfchten und gebrannten Gliedern der 
anglädlihen Opfer finfterften Wberglaubens die fabelhafteften Geftänbniffe von 
verfönlichem Berfehre mit dem Teufel und. ähnlichem Aberwige herausgeprekt, fo 
hätte der ſcheußliche Wahnfinn nicht die Verbreitung finden können, vie ihm im 
jenen Zeiten allenthalben in Dentfchland zu Xhell geworben. 

Es würbe hier zu weit führen, auf die Albernheiten und Scheußlichkeiten ber 
derenproceffe mäher einzugehen. Eime ausführlihe Darftelung berjelben, ſowie des 
deutſchen Strafverfahrens im 17. Jahrhundert überhaupt findet fi) namentlich auch 
in des berühmten fächfifchen Iuriften und Borftandes des Leipziger Schöppenftuhles 
denedift Karpzow Werk: Practica nova Imperialis Saxonica rerum crimi- 
nalium, welches zuerft im Jahre 1635 erjchien und: vermöge feiner praftifchen 
Viauchbarkeit ein Jahrhundert lang in einem großen Theile von Deutfchland eine 
It von kriminaliftifhem Evangelium bildete. Es if im 17. und 18. Iahrhun- 
dert weder ein Geſetzbuch noch eine Privatarbeit erſchienen, welche für die deutſche 
Strafrechtsgeſchichte diefer Zeit gleich große Bedeutung erlangt hätte, wie das 
Karpzow’fche Wert. Dasfelbe enthält eine. hauptfählih an italieniſche Suriften 
(Julius Clarus + 1575 und Farinacius + 1613 find am meiften benügt) ſich 
anfhließende, getreue und ausführliche Darftelung des damals in Anwendung be» 
findlichen fogenannten gemeinen: deutſchen Kriminalrechts ohne reformatorifhe Neben- 
abfihten, wie ſolches auch bei dem Stillftande der Reichsgeſetzgebung in die Par« 
tiulargefeggebungen Defterreihs, Preußens, Bayerns, Sachſens ꝛc. überging. 

Auch bei Karpzow erjheint neben dem Inquifitionsprocefje nody ein Alfu: 
ationsproceß (mit Privatınklage). Allein der Erftere fteht nunmehr ſchon als 
Processus ordinarius und bei dem fchweren Verbrechen allein anwendbar ba, und 
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der Anklageproceß (tie accusatio) {ft nur bei geringeren Fällen zuläßig und ent. 
hält, wie dies auch ſchon früher der Fall war, fehr viele inquifitorifche Beftand: 
theile. Die inquisitio zerfällt bei Karpzow, wie bei den Italienern, in zwei Ab 
ſchnitte: ing. generalis und epecialis. Erſtere ift ein fummarifhes Verfahren 
zur Erlangung möglihften Auffhluffes über vie Eriftenz eines Verbrechens und 
einiger Anhaltspunkte zur Beantwortung ber Frage, ob gegen eine beftimmte Per 
fon die peinlihe Auflage und Verfolgung erhoben werben fünne; ber Verdächtige 
fol hier no nicht verhört werden. Gegen die durch ein förmliches Interlolut zu 
eröffnende Specialunterfuhung fell der Inquifit eine defensio pro avertehda 
inquisitione speciali haben. Die Specialunterfuhung hatte die vollſtändige 
Aufklärung ter Sahe nad) allen objektiven und fubjeltiven Beziehungen zu liefern. 
Sie begann mit einem ausführlihen artifulirten Verhöre des Inquifiten, und im 
weiteren Verlaufe wurden nad Ermeflen des Inquirenten alle zwechdienlich er 
Iheinenden Mittel zur Grforfhung des wahren oder vom Jnquirenten für wahr 
gehaltenen rejp. vorzufpiegelnten Sachverhaltes — darunter vor Allem die Tortur 
als das wirkſamſte und figerfte, um mit ber regina probationum triumphiren zu 
können, in Anmentung gebradt. 

II. Das Verfahren von Karpzomw bis zum Jahre 1848. Auf 
der Stufe, auf welcher ſich der Strafproceh in Deutſchland bei Karpzow be 
fand, erhielt ſich verfelbe im Wefentlihen unverändert bis zum Anfange bes 
19. Jahrhunderts. Abgefehen etwa von dem allmäligen Berjchwinden ber 
Herenproceffe und abgefehen davon, daß gegen Ende des vorigen Jahrhunderts in 
einigen deutſchen Territorien die Folter abgeſchafft wurde, ift in dem deutſchen 
Strafproceßrehte kaum ein bedeutender Fortichritt zur Humanität und Ächtung 
ber Menſchenwürde zu bemerlen, und zwar ebenfowenig in der Litteratus wie in 
der Geſetzgebung. Ia während ſich dort doch wenigſtens ein Streben nad beit 
Beſſeren zu regen beginnt, findet man im einigen Geſetzgebungen biejer Periode 
fogar eher Rückſchritte als Fortſchritte, im Vergleihe mit Karpzow und felbil 
mit der zwei Jahrhunderte älteren Carolina. 

Als cin Beifpiel des traurigen Zuftandes des deutſchen Strafprocefies jener 
Zeit möge hier der zweite Theil des für das ganze damalige Bayern publieirten 
Codex juris bavarici criminalis vom Jahr 1751 dienen. Diefe Steof- 
proceßorbnung handelt in 11 Kapiteln: 1. von den peinlichen Gerichten und der 
Gerichtsbarkeit; 2. von der peinlihen Auklag, Denunciation und Inguifition; 
3. von Erfindung der Uibelthat, zu Yatein: corpore delicti; 4. von denen An— 
zeigungen, zu Latein: indiciis delieti; 5. von dem Beweis der Mißethat; 6. von 
der Inhaftirung, Kaution, fiheren Geleit und Freiung (Aſyl); 7. von dem güt⸗ 
lihen examine ober eonstituto des llibelthäters; 8. von dem peinlihen examine 
fowohl der Delinguenten ald der Gezeugsperfonen (Folter); 9. von der: Konfron- 
tation und dem Purgationseid; 10, von dem peinlichen Urtgeil, dann deſſen Bub- 
lifation und Bollziehung ; 11. von Aufhebung des peinlichen Proceß, dann denen 
bierunter auflaufenden Köften. 

Was den Charakter dieſer und ähnlicher Strafproceforbnungen. betrifft, fo 
ift e8 nur zu wahr, wenn Feuerbach Y von ihnen fagt, daß fie dem Imqui- 
venten alle Mittel geben, den Angeklagten ſchuldig zu finden, während dieſer bw 
gegen aud nicht ein einziges Schugmittel habe. Einſam und verlaflen von be 
Welt — fagt Feuerbach — fteht der Angeflagte vor feinem Inquiſitor und 
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defien Schreiber ; Meine Gerichtszeugen können die Glaubwürbigfeit des Prototolls 
betunden; fein Bertheidiger fteht ihm zur Seite, kein Rechtsmittel gegen: bie Folter, 
keine Verteidigung nach geenbigter Unterfudung, fein Rechtsmittel irgend einer 
Art gegen das Enburtheil über Leben und Tod fteht ihm. zu Gebot: — und bei 
diefen Gefegen aud noch die Tortur! Diefe gänzliche Rückſichtsloſigkeit auf bie 
moͤgliche Unſchuld des Angeklagten war um fo weniger zu rechtfertigen, als ber 
Angeflagte, auch wenn die Folter ihm wicht zu eimem Geftänpniffe gebracht hatte, 
dennoch Iebenslänglicd oder doch auf viele Jahre ind Arbeitähaus geſperrt werden 
konnte. Mit Recht fragt Feuerbach: „Was man gemäß, biefer Beftimmung 
ah nad Überftandener Folter thun kann, warum gefchieht es micht ſchon vor 
Anwendung verjelben? Wenn die Folter nad dem eigenen Geftänpnifje biefes 
Geſetzes ein fo unſicheres Mittel if, daß fie oft gegen ſolche Berbrecher, deren 
Geftänduig am wichtigften (Diebe und Räuber), dennoch ohne Wirkung bleibt, 
und dieſe MWirkungslofigfeit und Unficherheit ven Geſetzgeber zu einem. zweiten 
Nothmittel führt, wodurch er dem Staat auch gegen den hartnädig läugnenden 
Berbrecher Sicherheit gewährt; warum verbindet er mit biefer zwar ſtrengen, doch 
poliliſch nothwendigen und jedenfalls zureichenden Maßregel auch noch vorläufig 
jene in ihrem Erfolg immer unſicheren Martern, die eben durch dieſe Unficherheit 
ud Zwedlofigteit die erfte aller Grauſamkeiten find?" Und ſolche Geſetzgebungen 
Baımen aus dem Zeitalter eines Montesquieu, Boltaire, Beccaria 5) und der 
Eucpklopädiften, aus dem Zeitalter Friedrichs des Großen, eines Thomafius und 
eines Leſſing, und ihre gejeglihe Bültigkeit ragt — wenn auch mit Mopififationen 
— bis in unfer Jahrhundert herein! 

In Frankreich, wo die Geſchichte des Kriminalprocefjes einen ähnlichen 
Entwidlungsaang 6) genommen, wie in Deutſchland, trat die Wendung zum 
Veſſern im Gefolge ver großen politifhen Umwälzung ein, nachdem ber Reform 
vorher durch Montesquieu, Boltaire und die Enchklopäbiften ver Weg gebahnt 
worden war. 

In Deutfhland waren es fowohl die großen politifchen Ereigniffe, als 
auch die epochemachenden Litteraturerfheinungen am Ende des vorigen Jahrhun—⸗ 
derts, weldde den Yortbeftand des damaligen deutfhen Strafprocekrechtes unmög- 
id und eine Beflerung nothwendig machten. Unter dem wohlthätigen Einflufie 
der gedachten Weltereigniffe und geiltigen Schöpfungen erwuchs denn auch feit 
vem Anfange dieſes Jahrhunderts eine von rühmlichen Beftrebungen erfüllte, nad 
eruſtem Fortſchritte ringende Strafpreceklitteratur und durch fie getragen in meh» 
teren deutjchen Ländern eine in jeder Hinfiht — formell wie materiell — ger 
lnterte Gefeggebung; fo z B. in Defterreih im Jahr 1803, in Preußen 1805, 
in Bayern 1813 u. f. f. Imsbefondere war es das von Feuerbach verfaßte 
bayeriſche Strafgefegbuh, welches auf die nachfolgende Legislation in Deutſch— 
land den beventenpften Einfluß erlangte. 

Von einem eigentlihen gemeimen beutfchen Strafproceßrechte lann freilich 
keit der Auflöfung des bentfchen Reiches (1806) in juriſtiſchem Sinne nicht mehr 
die Rede fein und zwar weder in ftaatärechtlichem noch in völlerrechtlichem. Weber- 





5) Ueber Beccaria find neuerlich zwei bemerkenswerthe Schriften erfchienen, die eine von 
Leſate Gantu unter dem Titel: Beccaria e il diritto penale, Florenz 1862, die andere von 
A. v. Rinaldini, eine biograpbiſche Skizze nach dem Werke von Gantu, Wien 1865. | 

6) Die Litteratur über die Gefchichte des franzöfifchen Strafverfahrens iſt in dem Artifel 
Staattanwalt* angegeben. Ä 
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dies aber weichen die von 1803 bis 1848 erſchienenen deutſchen Strafprocekorb- 
nungen aud inhaltlich vielfady von einander ab. Da fie aber fämmtlid dei 
nur mehr oder weniger verbeflerte Redaktionen des neueren fogenannten gemeinen 
deutfhen Strafproceßrechtes waren, fo ſtimmten fie fowohl in ihren Hauptgrumt- 
fügen, als auch vielfah im Detail mit einanver überein. 

As Hauptgrundzüge viefes bis zum Jahre 1848 in Geltung gewefenen 
gemeinen und partifularen deutſchen Strafproceßrechtes laſſen fi die folgenben 
hervorheben: 1. Die Gerihtsorganifation beruht awar faft überall auf 
dem Orundfage ber Trennung der Unterfuhungsfimftion von der Urtheilsfunftion; 
allein mit der Unterfuhungsfunttion ift die Anklagefunktion und größtentheils bie 
Bertheidigungsfunktion verbunden. 2. Die Unterfheidung einer General- und 
Eperialunterfuhung wurte in der Karpzow'ſchen Weife beibehalten. Das Ber: 
fahren war in beiden Procefftabien geheim, fchriftlih und durchaus inquifite- 
rifcheoffichal ohne irgend welche alluſatoriſche Formen. Die Anzeige einer Privat: 
perfon bildete überall nur einen Beranlaffungsgrund zur Einleitung einer Unter- 
fuhung, auf deren weiteren Verlauf der Privatperfon keinerlei Einwirkung geftatte 
war. Für die verfchlevenen Unterfuhungshandlungen, fowie für die ganze Unter: 
juhungsführung enthielten die Gefegbücher fehr genau betaillirte Beſtimmungen, 
insbefondere über Berhaftung, Kaution, Verhöre, Hausfuhung, Konfrontation x. 
3. Die Beweismittel waren Geftänpniß, Zeugniß, Augenfhein, Urkunden und 
Indicien. Seit Abſchaffung der Tortur konnte allenthalben auf Indicien hin ein 
Strafurtheil, nach einigen Geſetzgebungen aber, z. B. der bayerifchen, Fein ZTobet- 
urtheil gefällt werben. Ueber die zu einer Verurtheilung erforberlihe Befchaffenheit 
und Quantität von Beweis gab es mehr oder weniger ausführliche bindende Ge— 
ſetze (bindende Beweistheorien); insbefondere für den Indicienbeweis. 
Eine fürmlihe Bertheidigung mwurbe meift erft am Schluffe der ganzen Unter: 
ſuchung zugelaffen. Dem Inguirenten war bie fogenannte materielle Bertheibigung 
aufgebürbet, d. h. die Berpflihtung, auch den Unſchuldsbeweis zu berüdfichtigen. 
4. Die Aburtheilung erfolgte faft allenthalben durch Obergerichte (aus 5 bis 
7 xefp. 9 rechtögelehrten befolveten Richterbeamten beftehend), fomeit nicht bie 
Strafrehtöpflege Verwaltungsbehörden überlaffen blieb, was in ren geringfügigen 
Saden (Polizeiübertretungen) überall der Kal war. Die Nichter fchöpften ihre 
Erfenntnißgründe Teviglih aus dem Vortrage eines ihrer Kollegen (Referenten), 
welcher die Unterfuchungsaften zum Zwede der Berichterftattung vorher flubirt 
und aus benfelben fein fchriftliches Referat gefertiget hatte. Dem Urtheile murben 
die befonders mit Rückſicht auf die gefeglihen Beweisvorſchriften abzufafjenden 
Entfheidungsgründe (über That- und Rechtsfragen) beigegeben. Es gab 
breierlei Urtheile: Freiſprechung, Berurtheilung und Entbindung von ber 
Inſtanz (absolutio ab instantia), d. i. eine Art von Berbädhtigerflärung bei un 
genügendem Beweiſe. In den Beftimmungen über die Anfehtbarkeit war 
wenig Webereinftinmung. Für ein näheres Eingehen fehlt bier der Raum. 

IV. Die Reform des Jahres 1848. Eine neue Epoche beginnt 
mit dem Jahre 1848. Im viefem Jahre hat das Strafverfahren faft überall in 
Deutschland eine Umgeftaltung erfahren, vie ebeufo beventend erfcheint, wie ber 
im 15. Jahrhundert erfolgte Uebergang vom altdeutſchen zum römiſch-kanoniſchen 
Inquifitionsprocefie. Eine radikale Umgeftaltung des deutſchen Kriminalproceſſes 
war aber and ein bringendes und ſchon in den erften Jahrzehnten des Laufenden 
Iahrhumderts lebhaft empfundenes Bedürfniß. 

Zunähft war e8 die in der Schriftlichkeit und Heimlichkeit dei 
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Berfahrens Tiegenbe Unnatur, an welcher fi die erwachende öffentliche Meinung 
ebenfo flogen mußte, wie der kritiſche Blid der neueren Rechtswiſſenſchaft. Wenn 
man auh in den Zwanziger und Dreißiger Jahren das englifhe Strafverfahren 
noch wenig kannte, und wenn auch das franzöfifche nicht frei von Mängeln er- 
ſchien, fo konnte man doch immerhin behaupten, daß diefe Proceduren ſchon ver- 
möge ihrer Deffentlichteit und Mündlichkeit der deutſchen bei Weitem vorzuziehen 
fein. So weit vermochte es nicht einmal der Starrfinn der blinbeften Berehrer 
des damaligen Strafverfahrene zu bringen, daß fie es hätten natärlih finden 
lünnen, wenn der Strafridhter anftatt den Angeflagten und bie Zeugen felbft zu 
jehen und zu bören, ſich über deren Ausfagen von einem Anderen Bericht erftatten 
ließ, der feinerfeits felbft wiederum feine Kunde nit aus eigenem unmittelbaren 
Hören und Sehen der. Deponenten, fondern lediglich aus todten Prötofollen ge- 
wonnen hatte, melde ein. Dritter (der Unterfuchungsrichter) dem Schreiber in die 
Feder zu diktiren für gut befunden. Wer bürgte für die volle Aechtheit des In- 
halte der Protofole? Der beeidigte Altuar? Die Unterſchrift der vernommenen 
Perfon ? Die Faflungsgabe und die Ehrenhaftigteit des Inquirenten? Wer bürgte 
für die Richtigkeit, Genauigkeit und Vollſtändigkeit des Referates? Gott Lob! Es 
find dies Fragen, bei deren Beantwortung man ſich nachgerade nicht mehr lange 
auſſuhalten braudt. Die Frage, ob Münplichkelt (oder Unmittelbarfeit) des Ber- 
fahtens der Schriftlichkeit (oder Altenmäßigkeit) vorzuziehen fei, ift jegt ein über- 
mundener Standpunkt, und man kann ſich heute nur noch wundern, wie es mög- 
lid war, das Unnatürliche und Gefährliche der früheren Einrichtungen fo lange 
zu ertragen, als es geſchehen ift. 

Auch hat man e8 längft erfannt, daß der Werth der Schriftlichleit als Stüge 
der Appellation (oder Revifion) ein ſehr trügerifcher ſei, indem eben biefe Appellation 
felb unter der Borausfegung gewiſſer anderweitiger Einrichtungen eime höchſt 
entbehrliche und zweifelhafte Garantie bildet. 

Durh die Schriftlickeit war natürlich die Heimlichkeit bedingt, zugleich 
aber durch die Heimlichleit der Haß und der Argwohn gegen das ganze Verfahren, 
Konnte das Berfahren gut und Bertrauen -verdienend fein, wenn Alles bei ver- 
ſchloſſenen Thüren vor fi ging und unter dem Siegel einer verdächtigen Pflicht 
der Amtsverfchwiegenheit lag? So mußte wohl jever unbefangene Tale fragen, und 
die Antwort eines wahrheitsliebenden Richters hätte wohl faum beruhigend lauten’ 
!iunen. Es war wirklich gut, daß Deffentlichkeit auch infoweit verſagt gebiteben, 
als fie hätte gewährt werben: können. Denn was man erblidt und vernommen 
hätte, wäre wenig erbaulich gewefen ! ! 

Die Lage des Inquiſiten war im diefem geheimen fchriftlichen Straf: 
verfahren auch noch nad Abſchaffung der Folter eine fehr gefährliche und bes 
Nagenswerthe. Die Inquirenten begannen nicht felten aus verſchledenen Gründen 
Unterfugungen ohne genügenden Anlaß und ohne zu wiffen, auf welches Verbrechen 
die Unterfuchung zu richten ſei. Nicht felten behandelte ver Unterfuchungsrichter 
eine Perſon als Verbrecher, ohne nur die Gattung des vermeintlichen Verbrechens 
diefer Berfon angeben zu können; er hoffte am Ende doch zur Herftellung irgend 
einer Schuld zu gelangen. Im folden Fällen war es fehr begreiflih, daß den 
Angeſchuldigten bei dem Beginne der Unterfuhung deren Gegenftand nicht fund 
gegeben wurde; kannte ja bod der Inquirent dieſen felbft noch nicht. 

Aber man blieb hiebei nicht ftehen; dem Angeſchuldigten follte der gegen ihm 
vorhandene Verdacht am Beginne der Unterfuhung auch in ben Fällen nicht mit- 
getheilt werben, wo dies mögli, d. h. wo die Unterfuhung auf ein beftinmtes. 
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Verbrechen gerichtet war. Man fürdtete durch ſolche frühzeitige Mittheikung dem 
Angeſchuldigten die Möglicykeit zu erleichtern, den Ingwiventem irre zu führen. 
Häufig blieb der Angeflagte bis zum Ende der Unterfuchung im Dunkeln darüber, 
worin denn eigentlich des Näheren und Gbenaueren die gegen ihn vorllegende Br- 
ſchuldigung beftehe, welche Beweiſe gegen ihn aufgebracht worden und melde Ber: 
ſonen die einzelnen gravirenden Ansjagen gemacht haben. Unmöglih kann ein 
ſolches Berfahren ala ein ehrliches, rechtliches und gerechtes bezeicmet werben; (8 
war Hinterliftig, räntevoll und für die Bertheidigung höchſt gefährlih. Was halfen 
dagegen die Berbote faptiöfer und fuggeftiver Fragen? War nicht das ganze Ber- 
hörsſyſtem eim Faptiöfes, auf Ueberliftung und Berftridung des Inquifiten am 
gelegtes ? 

Dazu kamen dann die oft entjeglih lange Dauer und zahlreiche Wieder 
holung ver Berhöre, in Folge davon die häufig mehrere Jahre binduuch fortges 
jegten Unterfuhungen, während welchen der Angefdhuldigte in den ungejundeſien 
Gefängniſſen zu ſchmachten hatte; es famen dazu endlih nod die fogenannten 
Ungehorfamsftrafen, weldye in engem Gefänguifje, quälendem Hunger und 
körperlicher Züchtigung beftanden und namentlih auch im Falle der Antworte 
verweigerung verhängt wurden. Nach Art. 190 Thl. 11 des bayeriſchen Gtrafgejeg- 
budes von 1813 3. B. kann der Ungehorfam aud durch Verweigerung der Anwort 
auf eine einzelne Frage verwirkt werden, und nad) Art. 188 fol ver fogemannte Un⸗ 
gehorfame zuerft bei Waſſer und Brod 3 Tage im engem Gefängniffe gehalten, 
jodann bei fortbauerndem Ungehorfame mit 5 bis 20 Streichen beftraft, auch vide 
Strafe nöthigenfalls von 3 zu 3 Tagen, jevod nicht mehr als dreimal: wiener 
holt werben. War dies erfolglos geblieben und fonnte nach Lage der Akten wegen 
ungenügenden Beweifes kein Strafurtheil gefällt werden, fo folte der Inguiflt 
jo lange in Gefangenſchaft gehalten werden, bis er fi zur Antwort 
bereit erklären würde! Iſt das nicht die leibhaftige Folter des Möittelaltens im 
Gewande des 19. Jahrhunderts ? 

Wenn dann in den Art. 191 und 192 verorbnet wird, daß ber Nquiſit 
während des Vollzuges der Ungehorfamsftrafe nicht examinirt und daß es beiehrt 
werden jolle, wie die Strafe ihn nicht deßhalb treffe, um von ihm ein Geſtändni zu 
erprefien, — fo fann dies wohl felbft auf den Reichtzläubigften und. Bertraume- 
feligften nur ben widerlihen Eindruck einer Heuchelei machen; es ift nichts: Anderes, 
als eine protestatio facto contraria. | 

Allerdings ergibt ſich aus dem Wehen des Staates und des: Verbrechens niät 
blos die Verpflichtung des Staates zur unaufgeforverten Berfolgung. ver Verbrechen 
(Officialmagime), fondern aud das Recht und die Pflicht des Stantes‘, felbft- 
thätig nad dem wahren Sachverhalte zu forfhen, und die Geſeth⸗ 
gebung wird and: nicht umhin Können, auf das Geftändniß des Schuldigen immer 
außerordentlich Hohen Werth zu legen. 

Allein andererfeits ift es eine Forderung der ©eredjtigfeit, daß ter Staat 
bad Recht der Perfönlichleit im Ungellagten ebenfo achte, wie das feiner 
übrigen Angehörigen und fein eigenes Recht. Der Staat hat zwar das Recht, jede 
Perfon, welche ber Verübung eines Berbredens verbächtig ift, zur Verantwortung 
zu ziehen und bei genügendem Verdachte förmlich ftrafrehtlic zu verfolgen. Mit 
dieſem Rechte ift aber eine doppelte Pflicht verbunden, erftens bie Pflicht, den 
vollen Beweis der Schuld der angeflagten Berfon ohne allen Zwang zur 
Selbftüberführung zu liefern und im Falle des mißlungenen Beweifes freis 
zuſprechen, — ſodann zweitens die Pflicht, diefer Berfon von Anfang bis zu Ende 
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veh Proceſſeg das Recht der Vertheidigung in unverlümmerter Freiheit zu 
gewähren. Es muß derſelben geftuttet werden, ihr Recht felbft geltend zu machen 
and die gegen fie gerichteten Angriffe felbft zu widerlegen. Ste darf weber zum 
jelbft- und rechtloſen Objelte der Unterfuhung, wie etwa das corpus delieti, 
herabgeſetzt, noch als Beweismittel, wie Zeugen oder Urkunden behandelt, fondern 
muß ale berechtigtes — und zwar, fo weit dies mit dem Zwede des Gtrafper- 
ſahtens verträglich ift, als. dem Ankläger gleichberedhtigtes — Subjekt (als 
„Derfon”) geachtet und im ber ihr rechtlich gebührenden Stellung einer Bartei 
anerfannt werben. Die dem Rechtsſtaate entfprechende Form des Stuafverfahrens 
if die eines Rechtsſtreites (eines Gtreites über das Recht des. Staates im kon⸗ 
heten Falle zu ‚firafen) zwifchen zwei principiell gleichberechtigten Rechtöfubjelten, 
Wenn auch hiedurch jene Zwangsmaßregeln gegen den Berbächtigen. nicht. ausge⸗ 
ſchleſſen find, die. zur Unterwerfung desſelben unter bie Strafgerichtobarkeit des 
Staates: nothwendig erfcheinen, fo ift doch ber Strafproceß — felbfi nad 
Stahl”) — „ein Kampf zweier Mächte, der Macht des Staates und. ber von 
ihr ſelh geſchützten Perfönlichkeit des einzelnen Menfchen, nah Maß und Bes 
kimmung des ihnen Oemeinfamen, bes Geſetzes“. 

V. Sortfegung. Eine Ahnung von der Unnatürlichkeit und Gefährlichkeit 
dieſes ganzen : geheimen fchriftlichen Unterfuchungsprocefies. fiheinen die Geſetzgeber 
dech ſelbſt gehabt zu haben, Sie fpricht ſich in den fogenannten bindenden Beweis- 
theorien aus, welche fich als eine Art von Gegengift — freilich ein durchaus un- 
mlönglihes — gegen jene Procebur darftellen. Mit diefen Bewelstheorien follten 
die wohl nicht zu veufennen gewefenen Gefahren. ungerechter Berurtheitungen ab⸗ 
gewendet werden. Daß biefer Zweck auch großentheils: wirklich erreicht wurde, laßt 
Ri nicht läugnen; ja man muß fogar zugeben, daß vermöge biefer Bewelsvegeln 
auch gar mancher Schuldige für nicht: ſchuldig erklärt: oder menigftens nicht für 
quldig ertlärt (von der Inftanz entbunden) werben: mußte. Allein wenn man auch 
ten Satz gelten läßt, daß es befier fei,: wenn. zehn Schulbige ber verdienten: Strafe 
entgehen, als wenn Gin Unſchuldiger beftraft werde, und wenn man. auch zu« 
zeben muß, daß es bei feiner Procefart möglich ift, immer richtige Urtheile zw 
abhalten und feinen Schulvigen firaflos ausgehen zu lafien, — fo haben ſich eben 
dech jene Beweisregeln weder als Palliativ gegen ungerechte Berurtheilungen noch 
zegen ungerechtfertigte Yreifprechungen in dem Maße bewährt, daß fie auch nur 
halbwegs; mit. den beſchriebenen unnatürlichen stud. .gefahrvollen Unterſuchungen 
anszufähnen: vermocht hätten. 

Es kann wohl nidt in Abrede ‚geftellt werben, baß bie fraglichen Beweis- 
wgeln größtemtheila jehr vernünftig und durch die Erfahrung erprobt waren, Als 
beiehrende Anweifungen md Ratbgeber bei ber Aufnahme und Prü- 
fung der Beweiſe würden fie ebenfo wohlthätig gewirkt: haben, wie die Regeln des 
engliihen Jaw of evidence, welche bie Freiheit der richtexlichen Weberzeugung nicht 
ungebährlich beſchränlen. Infoferme fie aber als: bindende Regeln bie Ueber— 
Kugung; des Richters in mehr ober. weniger enge Scranfen zwängten, und in 
größerem oder Meinerem Umfange voraus beftimmten, unter welchen Bedingungen 
der Beweis der Schuld als geliefert. anzunehmen ſei, mußten fie natürlich mit der 
Birklicpkeit häufig in Widerſpruch gerathen. Bei der unendlichen Mannigfaltigfeit 
des Lebens iſt es eben unmöglich, in allgemeinen Sägen für alle Fälle richtig 
voraus zu. beftimmen, wann eine Beſchuldigung bewieſen ſei und wann nicht, Jede 


1) Rechtophiloſophle Ih, 2 ©. 441. 
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bindende Beweistheorie, die negative ebenfo wie die pofitive, berubt auf 
Präfumtionen und Filtionen der Schuld oder Unfhuld. Die pofitiven Beweis 
theorien, wie 3. B. die des bayerifchen Strafgefegbuches von 1813, enthalten 
fogar eine doppelte Präfuntion, eine pofltive und eine negative. Die pofltive 
Präfumtion befteht darin, daß ein für alle Mal vom Gefeßgeber im Boraus an- 
genommen wird, die Schuld fei vorhanden, fobald die von ihm beliebte Ouantität 
und Dualität von Beweis vorliege. Die negative Präfumtion befteht darin, daß 
die Schuld als nicht vorhanden angenommen wird, wenn das fragliche Quantum 
und Quale nicht vorliegen. 

Die negativen Beweistheorien dagegen, es mag ihr zur Bernrtheilung 
nothwendiges Beweisquantum (Beweisminimum) noch fo fehr rebucirt fein, ent 
halten body immer bie negative Präfumtion, daß die Schuld nit vorhanden fel, 
wenn das fraglihe Beweisyuantum nicht vorliegt. Auch mit einer negativen Be 
weistheorte wirft fid) der Gefetgeber zum Richter auf, wenn auch nicht im bem- 
jelben Maße, wie mit einer pofitiven; denn auch bier hat er mit feinen Probibl- 
tioregeln im Boraus alle diejenigen Fälle entfhieden, in welden das von ihm 
beliebte Maß tes Beweiſes nicht voll werben ſollte. 

Ueberbies ftehen vie bindenden Bemeistheorien auh im Widerfprude 
mit dem Unterfuhungsprincipe. Infoferne nämlich das Unterfuchungs- 
princip den Sinn bat, daß dem urtheilenden Richter der fonkrete Fall feinem 
wahren Sachverhalte nah in allen feinen Einzelnheiten und Eigenthümlichleiten 
vor Augen geftellt werden folle, um ihm feiner Individualität gemäß würdigen zu 
fönnen, — fo wird jenem Principe offenbar die Spige abgebrodhen und feine 
wichtigſte praftifche Bedeutung entzogen, wenn an die Stelle der fontreten Indi- 
viduellen Würbigung des Falles die Entfcheivung nah einer allgemeinen von 
anderen Fällen abftrahirten Regel gefegt wird. Was nützt es, daß ber konkrtete 
Ball auf's Allerumftändlichfte unterfuht wird, wenn vie hieraus zu geminnende 
Ueberzeugung nicht die Entſcheidung geben darf? 

Endlich läßt fi zwar, wie ſchon oben bemerft wurde, nicht Täugnen, daß 
eine negative Beweistheorie der Unfhuld Schuß gegen ungerechte Verurtheilungen 
zu bieten vermag, daher aud die Beweistheorien ſtets zu den ſchöneren Partien 
des früheren Strafprocefrehts gehören. Allein für's Erſte war diefer Schuß keines⸗ 
wegs ausreidhend, und für's Zweite diente er in demfelben Maße aud der Schuld, 
wie der Unfhuld, fo daß ſich die bürgerliche Geſellſchaft fchlecht genug dabel be 
fand, und die Gefeßgebung zu fo verwerflichen Hülfsmitteln wie die absolutio ab 
instantia und die Verdachtöftrafen (auferorbentlihe Strafen) ihre Zuflucht nehmen 
zu müſſen glaubte. In einer gehörig geregelten mündlichen Verhandlung vor einem 
qualitativ und quantitativ tüchtig beſetzten Gerichte findet die Unſchuld  umftreitig 
mehr Schuß, als in jenen Beweisregeln bei der librigen Beſchaffenheit des früheren 
Proceßrechts, ohne daß fie dieſen Schug mit der Schuld zu theilen hätte. 

Bu den Forderungen der Deffentlichkeit, Mündlichleit und Achtung der Rechte 
des Angellagten fam alfo nod die ber Anerkennung des Princips der freien 
rihterliden Heberzeugung für die That» oder Beweisftage, mie es fid 
denn überhaupt bei allen bedeutenderen friminakprocefjualen Veränderungen immer 
auch namentlih um eine Reform des Beweisrechtes handelt. Betrafen vie früheren 
Reformen zunächft vie Beweismittel oder deren Werthbeftimmung, fo galt es num 
der Beweisfrageentſcheidung felbft und deren Befreiung von unnatärlihen Gejegen. 

Diefe Reform des Beweisrechtes war aber um fo beveutenvder, als fie zum 
Aufwerfen ver Juryfrage führen fonnte und dazu aud wirklich gerade bei 
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äußerft ſcharfſinnigen und gründlichen Vertretern der Reformbeftrebungen 8) geführt 
hat. Man verlangte nämlid — (wie wir ſchon in einem anderen Artikel dieſes 
BWörterbuches zu bemerken hatten) — für die Richtigkeit der Thatfrageentfheidung 
— (anftatt der preisgegebenen bindenden Beweisregeln) — eine anderweitige äußere 
Bärgihaft, und glaubte viefelbe in der übereinftimmenden Ueberzeugung einer 
größeren Anzahl unbeſcholtener, unparteilicher, erfahrener und unabhängiger Männer 
finden zu müſſen. Bei rechtögelehrten Richterkollegien — abgejehen von ben poli- 
tiſchen Verbrechen — vermißte man nicht jo faft die nöthige Unabhängigkeit und 
Unparteilichleit, als vielmehr die zu einem ausgedehnten Relufationsrechte erfor- 
verliche Anzahl von Richtern. 

Dazu kamen aber endlich aud noch die allenthalben zu größter Erbitterung 
ver Gemüther führenden Erfahrungen ver Beamtenjuftiz in politifhen Pro- 
eehfen, fowie der immer mehr an Umfang und Lebhaftigkeit zunehmende Wunſch 
nach volksthümlichen Einrihtungen und erweiterter unmittelbarer 
Nitwirfung des Volkes bei den wihtigeren Staatsfunftionen 
überhaupt, — ein Wunſch, ber natürlih um fo mehr Berechtigung erlangte, je 
weniger die ausſchließlich bureaufratifhe Führung der Staatsgefhäfte — und vor 
Allem der Strafrehtspflege — in. den kritiſchen Momenten fi den demoralifirenden 
und forrumpärenden Einflüſſen von Oben gegenüber als widerftandsfähig erwiefen. 

Der Wunſch nah einem öffentlich-⸗ mündlichen Strafverfahren mit Gefhwornen 
fand in Deutihland die ftärkfte Nahrung im der lebhaften Begeifterung, welche 
die im Befige viefer Einrichtungen befindlihen Bewohner der Rheinlande 
allenthalben hierüber laut werben ließen. Dieſe Begeifterung befeitigte zugleich 
auch den Einwand, daß die allerbings nicht auf deutſchem Boden erwachſene Jury 
zu einer Berpflanzung auf diefen Boden nicht geeignet fe. Die Aftlimatifirungs- 
probe war im den Rheinlanden unlängbar geliefert, und damit bie weitere Ber- 
breitung nach Oſten mwefentlich erleichtert. 

Ueberdies war aber aud in jenen rheiniſch-franzbſiſchen Einrich— 
tungen eim fertiges unfchwer nachzuahmendes Borbild vor Augen geftellt und 
biemit abermals für deren Einführung eine große Erleichterung gefhaffen. Das 
Berlangen nah Reform erhielt auf diefe Art eine fehr beftimmte Nichtung und 
einen ganz konkreten Inhalt; feine Befriedigung war techniſch ohne große Schwierig» 
kiten; es war nur ein auf politifchen Bedenken beruhender und auf möglichfte 
Ronfervirung bes Beſtehenden gerichteter Wiverftand zu überwinden. Diefer Wider- 
Rand mußte aber immer mehr an Haltbarkeit verlieren, je länger man das Be 
fehende mit dem Begehrten verglih, — und eben diefer Vergleich ließ aud 
verberhband eine genauere Kenntniß der englifhen Einrichtungen und eine 
Ihärfere kritiſche Betrachtung der rheinifhen nicht als Bedürfniß erfheinen. Mag 
das rheiniſch⸗franzöſiſche Strafverfahren aud an no fo vielen Gebrechen leiden 
und mag auch das englifche noch fo viele Vorzlige vor dem franzöftfchen befigen, 
— wenn man bas lettere mit dem fogenannten gemeinen und partilularen deut⸗ 
ſchen Strafprocefje in Deutfhland verglih, fo konnte die Wahl für den Unbe- 
fangenen nicht zweifelhaft fein, — und eben weil das franzöſiſche fo viel beſſer 
ald das frühere deutfhe war, fo war es vielleicht auch ein Glüd, daß man das 
noch beffere englifche zur kritiſchen Zeit mod nicht genau genug kannte, um zu 
jener Wahl auch noch die zwifchen englifhen und franzöftfhen Einrichtungen hin— 
zuzufügen. Le mieux est le plus grand ennemi du bien. Sicherlich würde 


8) Den Nachweis ſ. in dem Artikel „Schwurgericht.“ 
Bluntfhliund Brater, Deutfches Staaté ⸗Wörterhuch. X. 23 
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diefe weitere Wahl und die damit verbundene nähere Kritik des rheiniich-framäf- 
ſchen Rechts die Fortdauer des alten ſchlechten befördert haben. 

Indeſſen waren alle die bezeichneten Momente nicht hinreichend zur wirllichen 
Durchführung der fraglichen Reform. Mochte das Verlangen daunach auch ned ſo 
lebhaft vorhanden nnd noch fo berechtigt fein, mochten dazu auch noch fo viele 
techniſche Vorftudien und Vorbereitungen gemacht fein 9), und mochte enbli auf 
die Art der Reform bis in's Detatl lebendig und greifbar vor Augen ftehen, — 
fo hieng die Realifirung des Wunfches doc fo innig mit gewiffen politifchen 
Berhältnifien zufammen, daß derſelbe ohne einen bedeutenden Umſchwung biefer 
Verhältniſſe im freiheitliher Richtung feine Erfüllung nicht finden konnte, Es zeigte 
fih eben auch hier die in der Geſchichte der Strafrehtäpflege immer wiederleh⸗ 
rende Erſcheinung, daß die riminalrechtlihen Inftitutionen im Allgemeinen und 
die Strafgerichtöverfaffung insbefondere im innigften Zufammenbange mit 
den politifhen Zuſtänden überhaupt ftehe, und daß jede bebeutenbe Wende: 
rung in jenen Inftitutionen immer von mehr oder minder tief greifenden politi- 
hen Veränderungen begleitet fei. Es bedurfte zur Einführung des rheiniid- 
franzöfifhen Strafproceßrechts in dem diesſeits des Rheins gelegenen Deutſchland 
der großen politiihen Bewegung des Jahres 1848. 

Freilich fehlte es auch jest trog der vielen Vorzeichen, Borbebingungen, 
Borftudien und Vorbereitungen für die Veränderungen noch keineswegs an folden, 
die fih dadurch in nicht geringem Stade überraſcht fanden, und zu biefem gehörten 
nicht blos Laien im Tempel der Themis, fondern gewiß im großer Anzahl Männer 
vom Fade, Theoretifer wie Praktiker, Ihre Ueberrafhung mochte Aehnlichkeit haben 
mit dem Erftaunen des Heilfänftlers, deſſen Patient es gewagt hatte, gegen die 
Diagnofe und ohne Berfhulden der Fakultät gefund zu werden. 

Mag nun aud das dermalige Strafverfahren noch mancherlei zu wünſchen 
übrig laffen, fo hat es dod den Anſchein, als ob wir in Deutſchland mit dem 
dermaligen Strafprocefrechte auf feftem Boden angelangt wären, und als ob 
deſſen jegiger Beftand — wenn auch mit Meineren Modifilationen — von längerer 
Dauer fein follte. 


II. Geltendes Mecht. 


VI Allgemeine Charakteriftif, Indem wir uns nun zur Betrachtung 
unferes jegigen deutfchen Strafproceßrechtes 10) wenden, muß vorerft bemerkt werben, 
vaß hier natürlich feine ausführlihe oder gar bis ins Detail erfhöpfende Dar- 
ftelung zu erwarten fei. Wir müffen uns bier auf eine allgemeine Sfizzirung 
und Charafterifirung befehränfen, und verweifen, fomweit die® nothwendig und mög: 
(ih ift, auf andere Artikel in diefem Wörterbude, — namentlih auf die Artitel 
„Schwurgericht“ und „Staatsanwaltihaft”. 

Was vorerft ven Grundcharakter des neuen franzöfifch-veutfhen Straf 
verfahrens im Ganzen betrifft, jo wird noch immer darüber geftritten, ob dasſelbe 


9) Zu dieſen Vorbereitungen gehören Insbefondere auch die leglolativen Reformverfuhe Im 
Baden, Würtemberg und Preußen (in den vierziger Jahren), welde auf Einführung 
eines öffentlichemündlichen Schlußverfahrene mit Staatdanwaltichaft ijedoch ohne jury) gerichtet 
waren. Bezüglich der übrigen Reformbeftsebungen j. den Artitel „Schwurgericht“. 

10) In Bezug auf das Detail des geltenden deutihen Strafprocehrechts kann bier auf deſſen 
fritifche Beleuchtung in der neuen inbaltreichen Schrift von Mittermaier vermwiefen werden: 
„Erfahrungen über die Wirffamfeit der Schwurgerichte in Europa und Anerita” noch nid! 
vollendet), Erlangen 1864 und 1865. 
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ein Alluſations⸗ ober ————— ſei, — ohne daß man überall 
gehörig bedacht hatte, wie unmöglich eine Verſtändigung hierüber ſei, wenn man 
nicht genau ausſpricht, welchen Sinn man mit jenen Ausdrücken verbinde. Hätte 
man ſich vorher hierüber genau Rechenſchaft gegeben, jo würde wohl mancher un- 
näge Wortfireit erfpart worden jein. 

Benn nämlich die Einen behaupten, das neue Strafperfohren fei ein An- 
llageproceß (oder berube auf dem Anklageprincip) ober es müſſe diefes PBrincip 


noch entſchiedener durchgeführt werben, fo kann damit unmöglich gemeint fein, als - 


feien die beiven Grundſätze der amtlihen Verbrehensperfolgung und 
des Strebend nah materieller Wahrheit, oder mit Einem Worte vie 
„Dffieislmarime" aufzugeben ober aufgegeben worben, und als feien an 
beren Stelle nie Principien der bloßen Privatliage, der formellen ober Parteien⸗ 
wahrheit, fowie überhaupt der privgtrerhtlichen Dispofitions- (oder VBerhandlungs-) 
Marime zu fegen ober bexeits gejegt morben. 

Ebenſowenig darf man aber der gegentheiligen Behanptung, daß unfer jegiger 
Strafproeeß auf dem Unterfuchungsprincip beruhe und ein Unterfuhungsproceß ſei 
und bleiben mäfle, — eine feindliche Tendenz gegen bie. Anerklennung ber Rechte 
ded Angellagteu over au nur gegen die oben bezeichnete, durch dieſe Mechte 
bedingte Form des Verfahrens unterlegen. Sind auch dieſe Rechte und Formen 
im franzoͤſiſch⸗ deutſchen Verfahren noch mehrfach den Rechten des Staates gegen« 
über nicht in dem gehörigen Umfange anerfannt, fo ift doch bie gleichzeitige und 
geihmäßige volle Anerkennung der beiberfeitigen Rechte jehr wohl möglich. 

Wollen nun aber. beide Parteien die Anerkennung aller diefer Rechte — wenn 
auch noch im verſchiedenem Umfange —, jo ftellt ſich der Streit geman betrachtet 
als leerer Wortftreit und bloßes Mißverſtändniß dar, welches won beipen Seiten 
durch Mangel an Präcifion des Gprachgebraudes verſchuldet mprben. Die Ber- 
ſechter deqg Unterſuchungsprincipa verftanden unter biefem Ausdrucke bald ben 
Erundſatz der amtlichen Verfolgung, bald ben bes Strebens na materieller Wahr- 
beit, Bald endlich den der Verfolgung im äffentlichen Interefie überhaupt. Die 
bertheidiger des Anklageprincips dagegen unterlaflen es häufig, ſich darüber aus- 
zuſprechen, ob fie unter diefem Ausdrucke den Grundſatz der Gleihberehtigung 
bed Angeflagten mit dem Ankläger in Bezug auf die Deweisführung oder hie aus 
dieſem Grundſatze herporgehende Form bes Verfahrens verftehen, — mährend fie 
gewähnlih den Unterfuchungsprocek mit dem früheren römiſch-kauoniſch-deutſchen 

tionsproceß ibentifieiren. Der Behauptung, daß durch hie Geſetzgebung des 
Jahres 1848 an die Stelle des Unterfuhungsverfahrens ein Atkufationsprocek 
gelegt worden, liegt der Irrtihum zu Grunde, als ob das Auftreten eines bejon- 
deren Organes für hie Anklogefunktion und die Aufſtellung formulirter Anklagen 
jur Aunghme eines eigenen Principe und einer eigenen, Proeeßart bererhtige. 

Der Ausdrud „Anklageproceß“ iſt aus zwei ‚Gründen unpafleud. 
Erfteng gibt es überhaupt gar feinen Sriminalproceß ohne (materielle) Anklage, 
und au die förmliche Anklage durch ein befonders hiefür beftelltes Anflageorgan 
ft mit jeder auch der allerdespotifcheften Procekart verträglih. Es liegt alfo in dem 
fraglichen Ausdrucke feine Andeutung des für unfer Berfahren mwefentlihen Grund— 
ſatzes der Gleichberechtigung des Angellagten mit dem Ankläger. Zweitens enthält er 
aber auch keine Andeutung ber Örundfäge der amtlichen Berfolgung (Official- 
marime) und des Strebens nad materieller Wahrheit (Unterfuhungsmarime). Ex 
iR alfo ebenfo ungenügend und unzutreffend, wie der Ausdruck „Unterfuhungs- 
proceß", welder feine Andentung tes Orundjages ber Gleihberchtigung enthält 
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und auf die verfchiebenartigften Procefie anwendbar ift, wie 3. B. aud auf den 
früheren gemeinen beutjchen, 

Richtig und erfhöpfend bezeichnet ift unfer jegiges Strafverfahren (in feiner 
gehörigen Ausbildung) ein Unterfuhungsproceh mit akkuſatoriſchen 
Formen oder noch genauer — da biefe Formen nicht nothwendig den Grunbjag 
der Gleichberechtigung, wohl aber umgelehrt diefer Grundſatz jene Formen bedingt, 
da in dem Ausprude DOfficialmarime fowohl die Verfolgung von Amtswegen, als 
auch das Streben nad materieller Wahrheit begriffen werben fann — ein Dffi- 
cialproceß nah dem Principe der Öleihberedhtigung. 

VO. Die Strafjuftizorgane Was fodann die Strafgerichts— 
organtfation betrifft, fo hat man nad unferem Dafürhalten fehr wohl ge 
than, daß man fi im Allgemeinen dem franzöſiſchen Borbilde angefchlofien N). 
Die Strafgerichtsverfafjung ift die Glanzſeite des heutigen franzöſiſchen Straf 
rechts. Der Zundamentalfag aller Gerichtsverfaffung, wie überhaupt aller Organi- 
fation, daß für jede Hauptfunftion ein befonderes der Natur der Funktion ent: 
ſprechendes Organ herzuftellen fei, findet fi im frangöfifhen Rechte in befrievi- 
gender Weife durchgeführt. Die franzöfifhe Strafrechtspflege befigt nad dem in 
richtig getroffenem Maße durchgeführten Principe der Arbeitstheilung oder Rollen 
trennung befondere Organe für die Anflagefunftion und die Unterfuhungsfwaltion, 
für die Funktion der Entfcheidung über vie Statthaftigfeit einer förmlichen An 
age oder Strafverfolgung gegen eine beftimmte Perfon, für vie Funktion ber 
Bertheidigung und für die Funktion der Urtheilsfällung. Es find endlich vie ge 
eigneten Organe vorhanden, welhe auf die gegen richterlide Berfügungen und 
Entfheidungen erhobenen Beſchwerden diefe Juftizafte einer entfprehenden Prüfung 
unterwerfen. 

Was vorerft das Anklageorgan betrifft, fo kann hier im Allgemeinen 
auf den Artikel „Staatsanwalt“ verwiefen werden. Die Nothwendigkeit eines br 
fonderen Organs für die Anflagefunftion, und zwar als einer eigenen ftänbigen 
vom Richterperſonale getrennten Behörde, ift allenthalben in Deutſchland mit kaum 
nennenswerthen Ausnahmen anerfannt. Es finden fih auch folde Drgane bei 
ſämmtlichen Strafgerihten in allen Inftanzen. Der Streit über die Staatsanwalt 
haft bezieht fi in der Strafrehtöpflege auch nur auf deren Stellung gegenüber 
der Staatöregierung, Insbefondere dem Juftizminifter, gegenüber dem Angeklagten 
und den Gerichten, ſowie auf das fogenannte Ankiagemonopol und die Frage, ob 
ver Staatsanwalt aus Dpportunitätsrädfihten eine Anklage zu unterlaffen bered- 
tigt fein folle 12), . 

Berwirft man das Unflagemonopol und anerkennt man das Recht einer fub- 
fiviären Privatanklage, d. h. für ven Fall einer vom Staatsanwalte ver- 
weigerten Anklage, fo mag ed ohne große Gefahr fein, dem ſtaatsanwaltſchaftlichen 
Ermefjen die Unterlaffung einer Anklage aus Opportunitätsrädfidhten an 
beimzuftellen. Allein auch ohne das Anklagemonopol will ed uns nicht gefallen, 


1) Wer die englifhe @erichtöverfafjung fennt, wird im Ernfte nicht behaupten, daß die 
jelbe in Deutſchland nahzuahmen fei, — wiewohl nicht geläugnet werden fol, daß außer der 
Jury vielleicht noch die eine oder andere einzelne Einrichtung nachahmenswerih fei. 

12) Weber dieje Fragen baben fich inobeſondere die Juriftentage zu wiederholten Malen aut 
nelaffen und neuerlih F. v. Holgendorff in einer febr intereffanten Brofchüre: „Die Reform 
ver Staaisanwaltichaft”, Berlin 1864, — fowie Schwarze in einem fehr_bemerkendwertben 
Auffage Unter demfelben Titel (mit befonderer Beröckfichtigung der Holtzendorff'ſchen Schrift) Im 
Gerichtefaal, XVI. Jahrg. €. 401 ff. 
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- ein berartiges ftaatsanwaltfchaftliches Dispofitionsrecht über die Anklage zu flatuiren, 

indem basjelbe effeftiv ein Begnadigungsrecht ift, welches durch die Privatanflage- 
befugniß wahrſcheinlich nur eine fehr geringe Beſchränkung erleiden würde. Legalität 
muß in der Rechtöpflege herrſchen, nicht Opportunität, und die unpartetifche Uebung 
wahrhafter Gerechtigkeit nach den Beftimmungen einer weifen, geläuterten Gefeg- 
gebung wird dem Staate niemals Schaden, fonbern immer nur Nuten bringen. 
Fiat justitia, florebit mundus! 

Die Frage, ob die Ausdehnung des fubfiviären Privatanflageredhts über ven 
Kreis der Betheiligten hinaus rathfam ſei, darf wohl unbedenklich bejaht werben, 
wenn man erwägt, daß über bie Statthaftigkeit der Anklage vor der Verhandlung 
von einem Gerichte entſchieden wird. 

Ebenfo ift wohl die Frage zu bejahen, ob ben Staatdanwälten in Bezug 
auf ihre Befoldungsverhältnifie die Rechte zu verleihen feien, welche in der Regel den 
Richtern verliehen find, — und es kann wohl aud nur für die Stellung und 
Birffamfeit der Staatsanwälte vortheilhaft fein, wenn fie von der Staatsregierung 
und dem Juftigminifter möglichft unabhängig gemacht werben. Insbefondere ift es 
abfolut unzuläffig, dem Iuftizminifter das Recht einzuräumen, dem Stantsanwalte 
vie Erhebung einer Anklage zu verbieten oder zu gebieten. 

As ein durchaus verwerflicher Reformborſchlag 13) muß die gänzliche oder 
tbeilweife Ueberlaffung der Borunterfuhung an den Staatsanwalt (oder einen 
ſtaatsanwaltſchaftlichen Nebenbeamten) bezeichnet werben. Wenn auch dem Stants- 
anwalte das Recht einzuräumen ift, gewifle Amtshandlungen zu dem Zwede vor- 
muehmen, um fi von der Grundhaftigleit eines Antrages auf Einleitung einer 
Unterfuchung zu überzeugen, — fo ift doch vie Führung der Borunterfuchung eine 
ſelbſtändige äußerſt wichtige Funktion, die nicht ohne Gefahr für den Angeſchul⸗ 
digten und die Rechtöpflege dem Anklageorgan oder einem biefem untergeorbneten 
Nebenbeamten übertragen werden fann. Die Einwirkung des Staatsanwaltes auf 
den Gang der VBorunterfuchung muß auf das Recht, hievon Einficht zu nehmen, 
danach Anträge zu ftellen und allenfalls Beſchwerde zu erheben, bejchränft bleiben, 
und es ift eine jett kaum mehr befirittene Meformforberung, daß dem Angeklagten 
ein mit denfelben Rechten ausgerüfteter rechtslundiger Bertheidiger aud ſchon 
für die Borunterfuchung beigegeben werde 14), Jegliche Unterordnung des Unter: 
luhungsrichter8 unter den Staatsanwalt muß verworfen werben. 

Ebenfo umentbehrlih wie ein befonderer Unterfuhungsrichter ift — abgeſehen 
von ben unter dem Namen von Uebertretungen, Polizelübertretungen, Frevel u. f. f. 
belannten geringfügigen Straffahen, in denen gar keine fürmliche Borunterfuhung 
Rattfindet — ein befondered Organ für die Entſcheidung der Frage, cb nad dem 
Refultate der Borunterfuhung gegen die fragliche Berfon eine förmliche und welche 
frmlihe Anklage zu erheben fei, — d. i. ein befonveres Anklagegericht (Ber- 
weifungsbehörde). Diefe Funktion fann ihrer außerorventlihen Wichtigkeit wegen 
em Staatsanwalt ebenfowenig übertragen werben, wie bie VBorunterfuhung. Gie 
darf aber auch nicht dem Unterfuchungsrichter anheiingegeben fein, weil mit ber 
fraglichen Funktion aud eine Kritik der Unterfuhungsführung zu verbinden iſt. 


13) Einen foldhen enthielt die Schrift: „Die Reform des Strafverfahren in Bayern“. 
Münden 1860. 


W) Die iehung eines Vertheidigers während der Borunterfuhung geftattet jetzt ſogar 
der neue einer Strafprocehordnung für Rußland. ©. Darüber tr in 


Holpendorff?s Aug. deutfcher Strafrechtögeitung, 1864, Heft 9, ©. 454. 
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Dagegen mag es unbeanftandet bleiben, wenn der Unterfuhrtgsrichter ſelbſt ale 
Mitglied zu dem für diefe Funktion zu beftellenden Richterkolleglum Heramgeyopen 
wird. Wenn er in diefem Falle dem Kollegium den Bericht zu erftatten bat, ſo 
verfteht es fih von felbft, daß ein anderes Mitglied die entſprechende Kontrolle 
übernimmt. 

Am zweckmäßigſten ift es, die Funktion des Anflagegerichts in allen Fullen, 
mit Ausnahme jener geringfügigen, wo überhaupt niemals eine Vorunterſuchung 
ftattfindet, eimer etwa aus 3 Richtern beftehenven Abtheilung desjenigen Gerichts 
zu übertragen, bei welhem die Borunterfuhung geführt worben if). 
Es wäre eine bedeutende Erfparung von Zeit und Koften, wenn die Entfdeidang 
über die Statthaftigkeit einer Anklage in ven ſchwurgerichtlichen Straffachen ebenſo 
einer jolchen Gerihtsabtheilung (chambre de conseil, Rathstanımer, Bermelfungt- 
fammer) überlaffen würde, wie in ben bezirks- oder zuchtpolizeigerichtlichen (förrel: 
tionellen), — und es ift nicht einzufehen, warum dies bedenklich fein follte, da 
doch eine ebenfalls nur aus 3 Nichtern desfelben Gerichts beftehenve Wbtheflung 
in einer großen Zahl von Straffällen (Vergehen, delits) über Schuld und Strafe 
entſcheidet und fehr bedeutende TFreiheitsftrafen (4 bis 5 Jahre) ern barf. 
Iſt das franzöfifhe Gefeß vom 17. Juli 1856 zu mißbilligen, welches für 
die Vergehensfälle das Anflagegericht ganz abgefhafft und deſſen Funktlon dem 
Unterfuhungdrichter Übertragen hat, fo muß andererſeits auch das in der deutſchen 
Geſetzgebung faft überall recipirte Shftem des zweifachen Anklagegerichts ale ein 
unnöthiger Aufwand von Zeit und Koften bezeichnet werben. . Die Heranziehung 
der Appellationsgerichte zu der fraglichen Funktion (in den ſchwargerichtlichen 
Fällen, crimes), — mit andern Worten die fogenannten Anflagelammern (&bambre 
de mise en accusation) fönnten füglich erfpart werden. 

Bezüglich der Frage, ob die Einführung einer Anflagejury wünſchens⸗ 
werth fei, wird biemit auf den Artikel Schwurgertcht 16) verwleſen. Ebenfo bezüg- 
ih der Frage, welche Organe für die Funktion der Urtheilsfällung fi er 
ftellen feien. Zur Bervollftändigung ift hier nur noch anf die empfehlenswerthe 
Einrichtung der Zuziehung von Schöffen zur Aburtheilung der geringfügigen 
Uebertretungen aufmerkſam zu machen. 

Die neuerlih auch anfgeworfene Frage, ob nicht ein aus rechtögelehrten 
Richterbeamten und Raten zufammengefegtes Gericht, dem man ven Namen Schöffen: 
gericht beilegen will, dem Gefhwornengerichte vorzuziehen fei, hat zur Zeit für 
biejenigen Yänder, in denen das Letztere bereits befteht, keine praftifche Bedeutung. 
Wenn auch das Inftitut der Jury feine ſchwachen Seiten bat, fo wird doch gets 
bie Gefeßgebung überall Anftand nehmen, das glänzend bewährte und das vollſit 


15) Mähered über die verfchiedenen Spfteme der Geſetzgebungen ſ. Im meinem Artifel im 
Gerichtoſaal, Jabra. 1857, 11. Bd. ©. 200 ff. 

16) Seit dem Jahr 1863, in welchem obiger Artikel geſchrieben worden, bat die Jurd: 
fitteratur in folgenden (zunächft wohl durch die öfterreichifihe und ſächſiſche Jarbirage 
veranlaßten) Schriften bemerfenäweriben Zuwachs erfahren: | 

v. Hye-Glunek — „Weber das Schwurgeriht”. Sieben Vorträge zc. Wien 1864 gegen 
das Geihmwornengericht). 3. Glaſer — „Zur Jurpfrage”. Wien 1864 (für das Geſchwornen⸗ 
gericht). Schwarze — Geſchwornengericht und Echöffenaericht” (für letzteres). Leipzig 1864. 
Derfelbe — im Gerichteſaal 1865. XVII. Jahrg. S. 129 ff. Fanke — „Ueber das Schuldig 
im Schwurgericht“ in Schwarze's allg. ®erichtözeitung, IX. ©. 33 ff. Heinge — „Ein 
deutſches Geſchwornengericht“ 2. Ausg. Leipzig 1865. Derfelbe — „Paratieten zwiſchen 
der englifchen Jury und dem franzöfiſch-deutſchen Geſchwornengericht“. Erlangen 1864. & v. Bar 
— „Recht und Beweis im Geſchwornengericht“. Hannodet 1865. 
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Bertramen des Volles geniehende Inftitut abzufhaffen und das gewagte Experi- 
ment zu machen, am feine Stelle eine Einrichtung zu fegen, bie noch nirgendwo 
ihre Tüchtigleit erprobt hat. Die Schwächen bes Geſchwornengerichts kennt man 
jest und fann fi danach einrichten; mit dem fogenannten Schöffengerichte müßten 
wir erft wieder neues Lehrgeld bezahlen und würden fie wahrſcheinlich am Ende 
boch wieder abfchaffen. Jedes Menfchenwerk bat feine ſchwachen Seiten; bie ber 
Jury werben von den Gegnern gewöhnlich fehr übertrieben bargeftellt. Ihre Vor— 
theile überwiegen weitans die Schattenfeiten. 

VIE. Das Verfahren. Das Berfahren jelbft kann natürlih nit in 
allen Fällen und bei allen Gerichten dasſelbe fein. Wo die Aburtheilung lediglich 
durch beſoldete rechtsgelehrte Richterbeamte erfolgt, fällt alles dasjenige weg, was 
in ben fchwereren Fällen dur bie Mitwirkung von Geſchwornen bebingt ift, und 
in den ganz geringfügigen Strafſachen (Uebertretungen, kann das Berfahren noch 
einfacher und fummariicher fein, als in den Straffadden ver mittleren Gattung 
(Vergeben). Während z. B. in ven ſchwereren ſchwurgerichtlichen Fällen überall 
eine Borunterfuhung abſolut vorgejchrieben ift, kann in den Vergehensfällen 
davon Umgang genommen werben, und iſt biefelbe in ven Lebertretungsfällen 
gänzlih ausgefchloffen. Ia in biefen Fällen ift es, namentlih wo bloß geringe 
Geldſtrafen gedroht find, unter Umftänden zwedmäßig und den Interefjen des An- 
xeſchuldigten entiprechend, ſogar au die Hauptverhanplung ausfallen zu 
laſſen und fofort auf die Beſcheinigung der Anſchuldigung, 3. B. wegen Ueber⸗ 
tretung der Hundeorbnung, vorbehaltlich des Einſpruchrechtes eine Strafe auszu- 


en. 

Aehnlich verhält es fi mit der Aufftellung eines rechtskundigen Verthei- 
bigers, die nur für bie fchwereren Fälle ald nothwendig anerkannt wird und 
nöthigenfall8 von Amtswegen erfolgt. 

Eine weitere Verſchiedenheit des Verfahrens ergibt fih, je nahbem der An- 
geſchuldigte gegenwärtig oder ungeherfam abweſend if. Endlich erheifcht die 
eigenthämliche Unfgabe des Raffationshofes aud befondere von bem Ber- 
fahren vor anderen Gerichten abweichende procefjuale Beftimmungen. 

Bas nım vorerſt das gewöhnliche ſchwurgerichtliche Berfahren be- 
teifft, fo iſt die Hauptverhandlung vor der Affife in dem Artikel Schwur- 
gericht wohl ausführlid genug befprodhen worden, um es bier bei einer bloßen 
Berweifung auf biefen Artikel bewenden laſſen zu Können. Die Borunter- 
fuhung ift hier nicht bloß im Intereſſe des Angefchuldigten unumgänglich noth? 
wendig, ſondern aud wegen der Koftfpieligkeit des Schwurgerichtsprocefles. Durch 
die Borumterfuhung foll verhütet werben, daß feine grundlofen Anklagen erhoben 
werben; der Angeklagte fol dadurch Gelegenheit erhalten, feine Vertheidigung in 
der Hauptverhanblung fo gut wie möglich vorzubereiten; es foll endlich dadurch 
die Hauptverhandlung fomeit vorbereitet werben, daß fie ohne Unterbrehung und 
Vertagung in mündlicher Form zu Ende geführt werben fünne. So wenig daher 
die Borunterfuhung foweit auszudehnen ift, daß die Hauptverhandlung zur bloß 
wiederholten Beweisaufnahme würbe, ebenfowenig barf fie in den entgegengefegten 
Fehler wer Oberflächlichleit umb Leichtfertigkeit verfallen. Sie foll in möglichft 
hurzer Zeit das nöthige Material zur Beantwortung der Fragen zufammenbringen, 
ob rein Verbrechen geſchehen ſei und welches, — fowie ob wegen besfelben gegen 
eine beftimmte Perfon eine fürmlihe Anklage erhoben werben fünne und vor 
welhem Gerichte. Es gemügt aber in allen dieſen Beziehungen die Herftellung von 
Bahrikeintichleit (Wahrſcheinlichleit des Erfolges einer Anklage); es bedarf Feiner 
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Gewißheit, obwohl natürlich auch für die Vorunterſuchung ber Grundſatz bes 
Strebens nad materieller Wahrheit gilt. 

Was endlih die Formen der Borumterfuhung betrifft, fo kann bier von 
einer öffentlich mündlichen Tontrabiktorifhen Verhandlung nicht die Rebe fein. Die 
Deffentlichkeit der Hauptverhandlung bürgt für die Unparteilichkeit und Gewiſſen⸗ 
baftigfeit der Borunterfuhung und macht deren Deffentlichkeit überfläffig, — we 
mit jedoch keineswegs dem Angellagten das Recht der Beſchwerde gegen ven 
Unterfuhungsricter, nod das der Kenntnißnahme von allen Vorgängen während 
der Unterfuhung durch feinen Vertheidiger in Abrede geftellt werben will. Dem 
Angellagten und feinem Vertheidiger gegenüber ift keine Heimlichkeit geredt- 
fertigt; ihnen gegenüber ift durch die Vertheidigungsintereſſen volle Deffentlichteit 

eboten. 

Schriftliche Aufzeichnungen der Ausſagen bes Angeklagten, ber 
Zeugen und Sachverſtändigen fowie ber nern des Unterfuhungsrictere 
bei Bornahme eines Augenfheins, bei einer Hausfuhung u. f. w. können nicht 
entbehrt werden; fie find nit nur für das Unklagegeriht und den Staatsanwalt 
nothwendig, fondern auch für ven Bertheidiger und den ber Hanptverhanblung 
vorfigenden Richter. 

Was die Unterfuhungshbandlungen und Mafregeln zur Er 
reihung der Zwede der Strafrechtspflege im Einzelnen betrifft, fo kann darauf 
bier natärlih auch nit einmal kurforifh eingegangen werben, Es mag bie Be 
merfung genügen, daß bei der Vornahme aller Unterfuhungshandlungen mit bem 
Beftreben, den Intereffen des Staats und der Geſellſchaft zu dienen, mögliche 
Schonung der in Unterfuhung gezogenen Perſon fehr wohl vereinbar ift. Ind 
befondere fol von ver Verhaftung nur der allernotywendigfte Gebrauch gemadt 
und babei überall mit der Außerften Schonung verfahren werben. 

Daß bei der Urtheilsfällung das Princip ver freien richterlicen 
Meberzeugung für die Entfheidung der Beweisfrage zur Herrſchaft gelangt ift, 
wurde fhon oben hervorgehoben. Das englifche Beweisreht (law of evidence) 
beweist aber, daß durch dieſes Princip die Aufftelung von anweiſenden Regeln 
zur Würdigung der Beweiſe nicht ausgefchloffen fei. Bei uns könnte die Ausbil: 
bung eines foldyen law of evidence auf dem Wege ver richterlichen Belehrung 
bei dem Schlußvortrage (resume) erfolgen. 

Der Inhalt des Urtheiles des Gerichtshofes (jugement) wird natürlich 
durch den Wahrſpruch beftimmt. Lautet diefer gänzlich verneinend, jo kann nur bie 
vollftändige und nicht weiter abzuändernde freifprehung von der Anklage (aequit- 
tement) erfolgen. Im Falle eines bejahenden Wahrſpruches bewirkt ein Straf- 
aufhebungsgrund (3. B. Verjährung) Freifprehung von der Strafe (absolution). 
In Ermanglung eines Strafaufhebungsgrundes wird durch das Urtheil die Strafe 
ausgeſprochen. Ein Fallenlafjen der Anklage (ohne fürmliches Endurtheil) ift ebenſo 
unftatthaft, wie eine Berbädtigerflärung bei ungenügendem Beweiſe (absolutio 
ab instantia). 

Dei der Mitwirkung des Gerichtähofes zur Urtheilsbildung darf enpli die 
Kontrolle nicht überfehen werben, welche demſelben über den Wahrſpruch ein- 
geräumt ift. Wir vermwelfen bezüglich des fogenannten Berichtigungsverfahrens und ber 
Urtheilsausfegung (bei Irrthümern der ®efchwornen zum Nachtheile des Ange 
MHMagten) auf den Artikel Schwurgeridt. 

Abgefehen von den durch die Zuziehung von Gefchwornen bedingten Beftim- 
mungen iſt der BergehensproceR vor den Korreftionalgerichten (Bezirke: 
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gerichten) dem ſchwurgerichtlichen durchaus ähnlich. Auch bier gelten die Principten 
ver Deffentlichkeit und Mündlichkeit; aud bier funktionirt der Staatsanwalt als 
befonderes Anklageorgan; aud hier wird die Berhanblung durch einen mit bisfre- 
tionärer Gewalt ausgerüfteten Präfidenten geleitet und von bemfelben bie Berhöre 
des Angellagten, der Zeugen und Sachverſtändigen vorgenommen; auch bier wirb 
vie Beweisfrage nad freier aus dem foeben gepflogenen Berhanblungen gefhöpfter 
Uebergeugung ohne gefegliche Beweisregeln entſchieden. 

Abweichend vom Schwurgerichtsproceſſe hat aber das über Schuld und Strafe 
zugleich eutſcheidende Gericht auch für die Beweisfrageentſcheidung feine Entſchei⸗ 
dungsgründe anzugeben, nicht bloß für die juriftiichen Beſtandtheile des Urtheils 

Die Urtheilsform der Freifprehung von der Anklage fällt hier weg; 
einfache Freifprehung erfolgt ebenfo im Falle des mangelnden Beweiſes wie im 
Falle eines Schuld over Strafaufhebungsgrundes. Das während der Verhandlung 
aufzunehmende Sitzungsprotokoll hat hier wegen ber (mittelft ver Appella- 
tion zu bewerfftelligenden) Anfechtbarleit der Beweisfrageentfheidung (und wider: 
holten Berhandlung in II. Inftanz) eine höhere Bedeutung, als im Schwurgerichts- 
procefie. Während in diefem mur ber Äußere formelle Gang des Berfahrens zu 
beſchreiben und alle wichtigeren Borgänge dabei zu Tonftatiren find, werben im 
torreftionalgerichtlihen Bergehensprocefje überdies auch alle wichtigeren, in ben 
Borunterfuhungsalten noch nicht konftatirten Beweife zum Behufe des Borlefens 
in II. Inftanz aufgezeichnet. 

Das Berfahren in den Uebertretungsfadhen richtet fi im Allge— 
meinen nach dem Bergehensprocefje. Einige wichtigere Abweichungen wurden bereits 
oben vermerft. 

IX. Die Urtheilsanfehtung!”). Da die Alte ver Juftizorgane 
and Irrthum oder mit Abficht fehlerhaft fein können, fo hat die Geſetzgebung 
dafür zu forgen, daß diefe Akte wegen folder Fehler angefochten und verbefjert 
werben können. Die zu diefem Behufe geftatteten Beſchwerden nennt man Recht s⸗ 
mittel, deren Zwed mithin Aenderung und Berbefferung ber 
fehlerhaften Juſtizakte if. 

Natürlich hängt aber die Erreihung dieſes Zwedes von gewiffen Boraus» 
legungen ab, über welde ver Geſetzgeber nicht hinwegfehen kann, ohne zu 
Einrihtungen zu gelangen, die nicht miteinander im gehörigen Einklange ftehen, — 
wie wir dies in den Beftimmungen des franzöfifhen Rechts über bie 
Appellation finden. Bor Allem muß, da die Anfechtung eine Aenderung des an- 
gefochtenen Juftizaftes bezwedt, der Fehler, worauf fi bie Anfechtung fügt, der 
artig fein, daß ohne venfelben der Inhalt des Juftizaftes ein anderer geworben 
wäre. Wo nicht einmal die Möglichkeit befteht, daß ber fragliche Fehler einen 
alterirenden Einfluß auf ven Inhalt der angefochtenen Verfügung oder Entfchei- 
dung gehabt habe, mit andern Worten, wo ſich diefer Fehler als gänzlich irre» 
levant darſtellt, da kann aud die Anfechtung keinen Erfolg haben und erfcheint 
daher ein Rechtsmittel unftatthaft. Es muß aber nicht blos die Möglichkeit eines 
ſolchen Einfluffes des fraglichen Fehlers beftehen, fondern es darf aud, ba bie 


17) Bezüglich dieſes und des folgenden Abfchnittes vermweifen wir des Näberen auf unfere 
Ronsgrapbie über „Die Rechtsmittel im Strafverfahren”. 2 Abtbeilurigen. München 1853 und 
1855. — Was bier zunähft nur von den Endurtbeilen geſagt, gilt größtentheild auch von 
anderen gerichtlichen Verfügungen und Entfheidungen, namentlich auch von den Entfcheidungen 
der Anklagegerichte, 
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Öffentlichen Yuftizakte die Bermuthung der Richtigkeit für ſich haben, 
dom Beichwerbeführer überall geforbert werben, daß er feine Beſchwerde nit vem 
Rahmeife diefer Möglichkeit motivire. Eine gänzlich unmotivirte Beſchwerde, 
d. i. der einfache Widerſpruch, ift mit der Würde der Staatsorgane und der Ber 
muthung der Richtigkeit aller gerichtlihen Handlungen unverträglid. 

Eine weitere Schranfe findet aber die Urtheildanfechtung an der Natur 
der verfhiedenen Beftanptheile, welche das Gefammturtheil bilden. 
Unter der Borausfegung der Herrſchaft bes Princips der freien richterlichen Leber- 
zeugung für bie Entſcheidung der That oder Beweisfrage befteht nämlich das 
Gefammturtheil aus zwei wejentlich von einander verfchiedenen Elementen: aus 
juriftifhen und nicht juriftifhen Entſcheidungen. Der juriſtiſche 
Charakter einer Entſcheidung liegt im der Subfumtion von beflimmten Thatſachen 
unter einen Rechtsbegriff (oder ein Geſetz), es mag nun dieſer Rechtsbegriff ein 
ſpecifiſch juriftifcher fein, wie z. B. Nothwehr, Diebftahl, Mord, oder ein folder, 
—* Jurisprudenz mit anderen Wiſſenſchaften gemein hat, z. B. Zurechnungs⸗ 
f t. 

Eine folhe Subjumtion oder Dualifilstion von Thatfahen kommt. num aber 
unter ber oben erwähnten Borausfegung bei ver Beweisfrageentidei- 
dung nicht vor. Denn wenn auch diefe Enticheivungen nicht ohne Subfumtion 
von Thatfahen umter eine allgemeine Regel erfolgen, jo hat doch viefe Regel 
eg? juriſtiſchen Charakter, fondern gehört lediglich der allgemeinen Exfahnung 
und Logik an. 

Der Prüfung einer juriftifgen Entfheibung fteht num nichts im 
Wege, falle der mit der Beſchwerde anzugehende Richter (judex ad quem) aufer 
der Subfemtion auch noch die zn fubjumtirenden ober fubfumirten Thatſachen 
fennt. Da aber mit der Behauptung einer fehlerhaften Gubfumtion bem judexr & 
quo ein Borwurf gemacht wird, jo fann die Prüfung ber Beſchwerde nicht diehſem 
Richter Überlaffen werden. Sie muß einem anderen Richter übertragen werben, 
welhem eben deßhalb, weil er über die Entſcheidung bes judex a quo zu urtheilen 
bat, die Bermuthung einer höheren juriftiihen Imtelligenz beigulegen iſt, d. h. 
einer befferen Rechtsfenntnig und größeren Uebung in der Rechtsanwendung. Wie 
jchon das ältere Recht in ven fogenannten Oberhöfen eine reinere befjere Quelle 
des Rechts erblicte, fo liegt aud der Herftellung unferer Obergerichte der Ge⸗ 
danke zu Grunde, daß fie eine höhere juriſtiſche Intelligenz befigen. Denn ohne 
biefen Gedanten wäre ber ben obergerichtlichen Entſcheidungen vor den untergeridt- 
lichen eimgeräumte Borzug nicht zu erflären, 

Ganz anders verhält es fih mit den Beweisfrageentfheipungen. 
Hier ift zu unterfheiden zwiſchen dem Falle, wo die Unrichtigkeit dieſer Entjäei- 
dung mit neuen bisher noch nicht gewürbigten, well dem Gerichte unbekannten 
Beweismittelm ober etwa auf Grund neuer relevanter Thai: 
ſach en dargethan werben lann, und jenen Fällen, wo bie fragliche Unrichtigleit 
bei unveränderter Anklage behauptet wird. 

Erſten Falles wäre es ungerecht, die Abänderung ber unrichtigen Dhatfrage 
entfheidung zu verweigern, falls nur das behauptete novum wirklich neu, d. h. 
dem Gerichte bisher unbelannt gewefen und insbefondere auch bie etwaige 
neue Thatfache Überdies für den fraglichen Verbrechensbegriff relevamt iſt. Da aber 
fm diefem Falle mit dem Vorbringen eines novum dem Richter gar fein Vorwurf 
gemadt wird, fo fann aud biefem unbedenklich die Prüfung der Beſchwerde und 

die wiederholte Urtheilsfällung überlaffen werben. 
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Im Falle der unveränderten Altenlage dagegen iſt unter ber 
oben erwähnten Vorausſetzung eine eigentliche Prüfung der angefochtenen Beweis- 
frageentſcheidung nicht möglich, und zwar deßhalb nicht, weil es für diefe Prüfung 
keinen Maßſtab gibt, und ohne einen folden keine Prüfung denkbar iſt. Der Be- 
jhhwerbeführer Tann in biefem Falle wohl behaupten — und vielleiht auch mit 
Recht behaupten — daß die That- oder Bewelsfrageentſcheldung umrichtig ſei, d. h. 
mit der Wirklichkeit nicht übereinftimme, aber nach weiſen kann er dies nidt; 
er lann nicht zeigen, worin der Richter gefehlt habe; er kann feinen Grund an— 
führen, warum ber Richter fi mit die ausgefpracdhene Ueberzengung, ſondern 
eine andere hätte bilden ſollen. Ein anderer Richter kann aud anf Grund des 
fraglichen Bewelsmaterials zu der entgegengefegten Weberzeugung kommen; aber 
vied iſt keine Prüfung ver angefochtenen Eutfheidung, feine Operation, melde dem 
ver Herftelung von Obergerichten zu Grande liegenden Gedanken entſpricht. Die 
obergerichtliche abündernde Beweisfrageentiheidung hat al® ſolche an und für ſich 
gar feinen Borzug vor der untergerichtlichen. Denn bei der nicht juriftiihen Natur 
dieſer Entfheivang ſtehen ſich Obergeriht und Untergericht in Bezug auf die zu 
dieſer Entſcheidvung erforderlichen Geifteseigenfchaften im Allgemeinen völlig glei. 
Nur bei gänzlicher Verkennung der zur Zeit mohl allenthalben in Deutſchland 
etwaltenden Berbältniffe könnte man behaupten over die Vermuthung aufftellen, 
dej die Untergerichte vie zu ver fraglichen Funktion erforderliche Lebenserfahrung 
nicht im dem genügenden Maße befigen, wie bie Obergeridhte. Die Bermuthung 
eines befferen Menjchenverftändes ver Dbergerichte kann wohl nicht im Ernfte auf- 
geftellt werben. 

Ja man barf fogar der untergerichtlichen Beweisfrageentichelbung den Bor: 
zug vor der obergerichtlichen zuerfennen, wenn man erwägt, daß die Zuperläffig- 
keit der Zeugenausfagen u. f. w. mit ber Entfernung von der Zeit der That ab» 
nimmt und daß bie pofitiven Rechte bei dem Verfahren in zweiter Inſtanz von 
einer konjequenten Durchführung des Principe der Mündlichkeit Umgang genom+ 
men, ja dasfelbe jo hintamgefegt haben, daß bie unmittelbare Borführang ver 
Beweife geradezu nur ausnahmsweiſe erfolgt, während in ber Megel bie 
Zeugenandfagen aus den Bormnterfuchungdprotofollen und aus dem in erftinftanz- 
licher Hauptverhandlung aufgenommenen Sigungsprotofolle vorgelefen werben.- Die 
Berufung an das Obergericht wegen unrichtiger Thatfrageentſcheidung bei unver: 
änderter Altenlage ift daher eine appellatio a judice melius informato ad judicem 
male informätum. 

Die Unmöglichkeit einer Prüfung ber untergerichtlihen Beweisfrageentſcheidung 
erhellt emblih aud Aus der Unmöglichkeit der vollftänpig ge- 
treuen Reproduftion bes Beweismaterials, wie basfelbe dem 
Untergerichte vorgeführt worden war. Wollte auch das Princip der Mündlichteit 
in zweiter Imftanz ebenfo konfeguent durchgeführt werben, wie in erfter und wollte 
auch eine vollftäridige Reproduktion des erftinftanzlicen Beweismateriald bewerk⸗ 
felligt werben, fo Fönnte doch durch die wiederholte Berhamblung ſchwerlich jemals 
genau basjelbe Refultat geliefert werden, während dies doch offenbar bie noth- 
wendige Boransfegung für die Prüfung der Richtigkeit der angefochtenen Catſchei⸗ 

wäte. 


Ergibt fih hienach aus der Natur der Thatfrageentfheidung die Unftatt- 
baftigteit ihrer Anfehtung bei unveräuderter Akten— 
lage (ohne nowa), fo geht ans vorſtehender Erörterung zugleih die Roth- 
wendigleitvonzweiverfhiedenen Rehtsmitteln hervor, eines 
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zur Anfechtung juriftifcher Entſcheidungen (oder wegen Fehler in der Rechtsanwen⸗ 
dung, e8 fei num wegen eines Berftoßes gegen die Beftimmungen des jogenannten 
materiellen Strafrehts oder des Strafprocehrehtes), — das andere zur Anfed- 
tung der Thatfrageentſcheidung ex capite novorum. Das erfte fann man Nich— 
tigleitsbefhwerde, dasandere Nevifion (Wiederaufnahme der Unter- 
ſuchung oder des Strafverfahren) nennen. 

Diefen aus ter Natur der Beftandtheile des Urtheils ſich ergebenden Sätzen 
entfprehen aber das franzöfifhe Recht und bie ihm folgenden deut— 
hen Gefeggebungen keineswegs in dem erforderlichen Maße. Da das 
englifhe Recht in Bezug auf die Rechtsmittel nicht nachahmungswürdig ift, fe 
ſuchte die franzöfifche ai bei der Einführung des neuen Verfahrens in 
ver fraglihen Materie fo viel wie möglih aus dem früheren franzöfifchen Rechte 
zu erhalten, ohne zu bedenken, daß biefes auf ganz anderen Principien berubte, 
als das neue Berfahren und daß die Beftimmungen über die Urtheilsanfechtung 
mit dem übrigen Proceßrechte doch in Harmonie ftehen müſſen. 

Das franzöſiſche Recht und die ihm folgende deutfche Gefeggebung be- 
gnügen ſich nicht mit den oben dharakterifirten zwei Rechtsmitteln, fondern 
zwei verfhiedene Rehtsmittelfyfteme auf: eines für bie ſchwur— 
gerichtlichen und eines für bie forreftionalgerichtlihen Fälle. Wegen fehler- 
bafter Öefegesanwendung (Proceß und materielles Recht) wurde für 
ven Shwurgerihtsprocef die Nichtigkeitsbeſchwerde an einen Kaffe- 
tions hof gegeben, d. h. an das Gentrallandesgericht, welches ſich blos mit ber 
Prüfung der Rehtsanwendung zu befaffen und nah Befund die Beſchwerde zu 
verwerfen oder das angefochtene Urtheil zu kaſſiren und die Sache zur wieder 
holten (gänzlichen oder theilweifen) Verhandlung und Aburtheilung an den juder 
a quo ober ein demſelben foorbinirtes Gericht zu verweilen hat. 

Eine Urtheilsanfehtung wegen unridhtiger Beweis- oder That— 
frageentſcheidung ift in den Schwurgerichtsfadhen nur äußerſt befchränft 
in einigen wenigen Ausnahmsfällen zugelaffen; dem Erforberniffe einer Reviſion 
ex capite novorum von entſprechendem Spielraume ift nicht entfernt Genüge ge 
leitet. Abgeſehen von jenen wenigen Ausnahmsfällen ift eine direkte Anfechtung 
des Wahrfpruces der Gefhwornen ausgefhloffen. Nur indirelt kann bie Bernid- 
tung eines Wahrfpruches mittelft der Nichtigfeitsbefchwerbe wegen eines wor ober 
beider Bildung des Wahrfpruches vorgelommenen proceffualen Fehlers erreicht werben. 

Hat die Gefeßgebung hierin zu wenig gethan, fo gab fie umgelehrt der An- 
fehtung der Thatfrageentfheidung in ven Korreftionalgerihtsfaden 
einen zu weiten Spielraum, indem fie unter dem Namen Appellation (Ber 
rufung) für diefe Straffahen ein befonderes Rechtsmittel ſchuf, welches nicht bled 
wegen fehlerhafter Rechtsanwendung (juriftifcher Fehler), fondern aud wegen un: 
richtiger Thatfrageentſcheidung bei unveränderter Aftenlage wie ex capite novorum 
ohne alle Beſchraͤnkung zuläffig ift, und in allen Fällen ohne Unterfchieb bei dem 
nächſten Obergerichte anyebradht werben muß. 

Für die Urtheile der zweiten Inftanz (der Appellationsgerichte) ift wieber bie 
Nichtigkeitsbeſchwerde wegen juriftifcher Fehler in derfelben Weife gegeben wie für 
die ſchwurgerichtlichen Erkenntniffe. Eine wiederholte Anfechtung ver Thatfrage- 
entſcheidung ift nicht eingeräumt, ausgenommen es läge einer jener fälle vor, in 
denen auch gegen ein fehmwurgerichtliches unt ein korrektionalgerichtliches Urtheil 
erfter — ein Geſuch um Wiederaufnahme des Strafverfahrens eingelegt 
werben kann, 
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Es fehlt hier der Raum, mäher auf die Beſtimmungen ber pofitiven Rechte 
über die Urtheilsanfechtung einzugehen. Nur die Bemerkung möge bier nod ger 
ftattet fein, daß wenn wir uns für das Aufgeben des Rechtsmittels ber Appella- 
tion erflären, wir babei von drei höchſt wichtigen Borausfegungen aus 
gehen: erftend daß die quantitative und qualitative Bejegung der Untergerichte 
Anfpruh auf Vertrauen in Ihre Urtheile gebe; zweitens daß bei dem Berfahren 
vor biefen Gerichten fowie bei den etwaigen Borunterfuhungen die Interefjen des 
Angefhuldigten fo viel wie möglich berüdfichtigt ſeien; drittens daß das Rechts— 
mittel. der Revifion (ex: capite novorum) in dem erforderlichen Umfange aner- 
famnt ſei. 

Auch iſt dabei nicht zu vergefien, daß es ſich bei diefer Reformfrage überall 
nur um bie Anfechtung der That» oder Beweisfrageentſcheidung (bei unveränderter 
Altenlage), nicht um eine Anfechtung des Urtheils wegen fehlerhafter Redytsanmen- 
dung, — alfo nur um die Befeitigung eines fleinen Bruchtheiles der 
fogenannten Appellation, teineswegs des ganzen Inhaltes derfelden Handelt, und 
daß an die Stelle einer (dur eine Präffufiofrift) zeitlich fehr beſchränkten An- 
fehtung der Thatfrageentfheivung bei unveränderter Altenlage nad unferen Bor- 
ſchlägen eine zeitlih unbeſchränkte Anfechtung ex capite novorum treten würde. 

Freilich darf dabei auch die Wichtigkeit der Rechtskraft ver Urtheile 
niht außer Acht gelaffen werben. Allein wenn es auch ſchwierig ift, die gehörigen 
Shranten des Rechtsmittels der Revifton zu finden und dasfelbe mit der Rüdficht 
auf die Rechtskraft der Urtheile in Harmonie zu dringen, fo iſt dies doch keines⸗ 
wege unmöglich. 

X. Das Ungehorfamsverfahren. Zu den unzwedmäßigften Be- 
fimmungen des franzdfijhen und neueren deutſchen Strafproceßrechts 
gehören die über das Verfahren gegen foldhe, welche der gerichtlichen Ladung nicht 
Folge leiften oder ſich ver ſtrafrechtlichen Verfolgung durch die Flucht entzogen 
haben — das fogenannte Ungehorfamsverfahren oder der Kontumacialproceß. 

Das rdBmifhe und frühere gemeine deutſche Recht giengen 
hiebei von der ganz richtigen Anſicht aus, daß die Beweiſe in Kriminalfachen 
heller fein follen, ald das Mittagslicht (probationes in causis criminalibus luce 
meridiana elariores esse debent) und gelangten folgerihtig zu dem Grunbfage, 
daß gegen Abweſende kein Strafurtheil zu erlaffen fei (Divi Severi et Antonini 
Magni reseriptum est, ne quis absens puniatur ; et hoc jure utimur, ne ab- 
sentes dammentur: neque enim inaudita causa quemquam damnari »quitatis 
ratio: patitur). 

Das verbindende Mittelglied zwiſchen dieſem Grundfag und jener Anſicht ift 
bie Erwägung, daß die Aufſchlüſſe, welche ver Thäter zu geben vermag, für bie 
Herftellung des wahren Sachverhaltes in der Regel fo wichtig find, daß man an 
der Erreichung diefes Zieles in Abwefenheit des Thäters zu zweifeln berechtigt if. 
Der Gefeßgeber follte fih dadurch veranlaßt fehen, zwar den wahren Sachverhalt 
foweit es in Abwefenheit des Thäters möglich ift, zu fonftatiren und das zu Ge— 
bote ftehende Beweismaterial zu fammeln, aber von der (Tontrabiftorifhen) Ver⸗ 
handlung und Entfcheidung über die Anklage bis zur Rücklehr des Angeklagten 
Umgang zu nehmen. Er follte ſich hiezu um fo mehr veranlaßt finden, ala — 
etwa abgefehen von den nur für leichtere Fälle gedrohten Gelpftrafen — bie 
Kontumactalurtheile (Freiheitäftrafen) an dem Abweſenden doch nit vollftredt 
werden Können und die Yällung eines unvollziehbaren Strafurtheild gewöhnlich 
den Anſtrich einer dem Anfehen ver Strafjuftiz ſchädlichen Lächerlichkeit hat, 
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Die Unzwedmäßigkeit der Rontumacialurtheile und bie Entbehrlichkeit einer 
befonderen Koninmnchaipreceherbuung (Rontumacialverhandlung) ergibt ſich evibent 
daraus, daß fi der Geſetzgeber — wenigftens in ben fchwereren Fällen — ger 
nöthiget flieht, dem vor Gericht erfchienenen Angeklagten jederzeit (ohne eine 
Präktufivfrift) auf deſſen Verlangen eine neue vollftändige Berhandlung (in ordi- 
nario) und Urtheilsfällung zu gewähren. Der Kontumacialprocek erjcheint daher 
in ber Megel als eine bloße Zeit- und Koftenverfhwendung. j 

Nur bei geringeren Vergehen und Uebertretungen if 
zwedmäßig, in Wbwefenheit des Beihuldigten über die Anfhulbigung verhanden 
und aburtheilen zu laffen. Der wirklich ſchuldige Verurtheilte wird fich im ber 
Regel gerne dem auf eine Geloftrafe oder geringe Freiheitsſtrafe lautenden Kon- 
tumaciglerfenntniß unterwerfen. Ift dies nicht der Fall, fo mag er basfelbe inner 
halb einer beftimmten Frift entweder fofort mit den im gewöhnlichen Berfahren 
gegebenen Rechtsmitteln aufechten, oder durch das befondere Kontumacialrechts 
mittel des Einſpruches eine wiederholte Verhandlung und Aburtheilung im feine 
Gegenwart peranlaffen. 

Wenn aber auch die Kontumacialurtheilsfälung in der Regel etwas Umgwed: 
mäßiges ift, jo folgt daraus body Feinesmegs, daß die Strafjuftiz fi im folk 
des Ungehorfams blos auf Sammlung und Sicyerung der Beweiſe zu beſchraͤnlen 
und aller Mafregeln zu enthalten habe, um den Ungehorfamen vor Gericht zu 
bringen. Es ift vielmehr eine allgemeine Bürgerpfliht, fi ber rechtmäßigen Aut 
übung ber Gerichtsbarkeit durd den zuftändigen Richter zu untermerfen un 
namentlich deſſen Ladungen Folge zu leiften. Die Verlegung diefer Pflicht Serhr 
tiget nit nur ben Staat zu Zwangsmaßregeln, fondern bilvet auch für ſich allein 
ein Delitt (Unterlaffungsverbrehen). Als ſolches befondere Delikt kann der Unze 
horſam während feiner Dauer mit einer Gelpftrafe, ſoweit ſolche pollziebbar If, 
und im Falle der Rürfehr des Kontumar auch mit verhältnißmäßiger Freiheits 
ftrafe geahndet werden. 

Was die Zwangsmaßregeln zur Siftirung des Ungegorfamen betrifft, fo 
tommen bier zunächft die direkten Fahndungsmittei (Borführung, Verhaftung, Rat 
eile, Stedbriefe, Eviktalladung, Streife) in Betracht. Wo fi aber biefe als ver⸗ 
Dre darftellen, da iſt durch das Weſen des Ungehorfams für deſſen Dauer bie 

ntziehung der bürgerlichen Rechte angezeigt, indem der Genuß diefer Rechte dir 
Grfülung der bürgerlihen Pflichten überhaupt und insbefondere der gaben, bezeich 
neten Pflicht vorausfegt, Da der Staat bie phyſiſche Perfon nit erreichen Tann, 
fo hält er fih an deren Rechtsfähigkeit, legt — foweit dies ohne Gchäpigung 
dritter ſchuldloſer Perfonen geſchehen kann — auf ihr Bermögen Beſchlag und 
entzieht ihr dadurch wo möglich zugleich die Mittel zur Fortfetzung des Unger 
borfams, 

Bon diefen im Wefentlihen im römiſchen nnd früheren gemeinen beutjchen 
Rechte anerkannten Grundfägen hat ſich ſchon die deuiſche Bartilnlar- 
geſetzgebung vor dem Jahre 1848 bedeutend entfernt. Das öfter reibi- 
Ihe Geſetzbuch von 1803 und die preußifde Kriminelorbuung won 1805 
ftellen zwar noch vie Regel auf, daß bei fehwereren Verbrechen der abweſende 
Angeſchuldigte nit zu verurtheilen fei, und geftatten eine Verurtheilung nur be, 
wo die Strafe (gegen den Abweſenden) auch wirklich ganz oder theilweife vollſtredt 
werben kaun (aljo namentlich bei Vergehen, vie mit Gelpftrafe bedroht Mad). 
Allein fie machen von jemer Regel mehrfah durchaus millfärlihe Ausnahmen, 
3. ®. bei Duellanten. Im ſchneidendſten Widerſpruche ftehen aber mit obigen 
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Grmpfägen bie Beftimmungen des baynerifhen Strafgeſetzbuches von 1813, 
Nach diefen ift ein Kontumacialurtheil bei Verbrechen zuläffig, bei Vergehen un- 


zulaſſig. 

Die deutſchen Strafproceßordnungen nach dem Jahr 1848 haben ſich mit 
wenigen Ausnahmen dem franzöſiſchen Rechte angeſchloſſen und in allen Fällen 
eine Berhandlung und Aburtheilung in Abwefenheit des Angeſchuldigten zugelafien. . 
Das Berfahren ift aber verſchieden, je nahbem ed ih um einen ſchwurgericht- 
lichen (Verbrechen) oder korreltionalgerichtlichen Fall (Vergehen) handelt. 

Benn in einem Verbrechtnsfalle alle Mittel, den Berbächtigen vor Gericht 
za ſtellen, erfolglos geblieben find, fo wirb mit dem Beihluß auf Berweifung 
vor 8 Schwurgericht zugleich die Epiftallavdung verfügt. Zu der Rontumacialver- 
handlung über die Anklage werden keine Geſchwornen zugezogen. Nach kurzer Ber 
zeichnung der Beweismittel zur Durchführung der Anklage werben die Thatbeſtands- 
und Zeugenvernehmungsprotofolle aus den Borunterfuhungsalten vorgelefen, — 
eine Abweichung vom Princip der Mündlichkeit, welche an und für ſich als Koften- 
erſ wegen der zweifelhaften Gültigkeit des Urtheils allerdings gerechtfertiget 
erſcheint, aber bei der Unzweckmäßigkeit dieſes Urtheils doch nur eine Halbheit iſt. 
Entweder — oder; entweder iſt die Kontumacialverhandlung zweckmäßig, dann 
jollte fie aber au volllommen vom Streben nad materieher Wahrheit beherrſcht 
kin und ſollten die Richter die Zeugen felbft hören und fehen; — oder fie ift 
unzwedmäßig, dann ift auch Fein Richter da, bem bie Zeugenansfagen vorgelefen 
zu werben brauchen. Erfcheint ver VBerurtheilte fpäter vor Gericht, fo laun er ein 
neues orbentliches Berfahren verlangen. Der in feiner Abweſenheit Freigeſprochene 
lann wegen derſelben That nicht noch einmal angellagt werben. 

Aehulich ift das Kontumacialverfahren erfter und zweiter Inftanz in ben 
Bergehen fällen (das fogenannte Defantuerfahren). Nur finbet hier keine 
Ediltalladung ſtatt, und iſt das Rechtsmittel des Einfprudes bier an eine Friſt 
(meift von 8 Tagen) gebunden, wach beren unbenütztem Yblaufe das Kontumacial⸗ 
urtheil in Rechtäfraft übergeht. 

XL Sorge für Berminderung der Berbrehen No 
viel wichtiger und nothwendiger als vie befte Strafproceßorbnung ift aber bie 
Sorge für Berminderung ber Berbrehen, — eine Sorge, die jedoch weit 
mehr die Aufgabe ver Schule, Kirche und Staatsverwaltung, als der Strafrehts- 
wege if. Die Strafe foll umd darf zwar ohne Zweifel die Eigenfchaft der Ab- 
ſchredung befigen, wenn auch die Abjchredung nit zum Hauptzmed ber Strafe 
gemacht werben kann. Allein es ift biebei nicht zu vergeflen, daß vie abfchredenbe 
Birfung der Strafe jhon jegt vorhanden it; und wenn aud) eine weitere Stei« 
gerung der Abjchredungsfähigkeit der Strafen in hohem Grade wünſchenswerth 
erſcheint, fo darf dieſe Steigerung doch nimmermehr anf Koften der Humanität 
durch Steigerung des Strafleidens, fondern nur durd Steigerung der moralifhen 
Empfindungsfähigkeit der Sträflinge, d. i. dur Steigerung des Ehrgefühles, her- 
beigeführt werben. 

Dies liegt num aber wieder gänzlich außerhalb des Machtgebietes her Straf- 
rechtspflege. Höchſtens kann von diefer Seite auf die einzelne in einer Strafanftalt 
befindliche Perfon in der fraglichen Richtung durch Befferungsbemühungen gewirkt 
werden. Im Uebrigen iſt es Sache der Schule und Kirche, eine allmälige Steigerung 
der Moralität und des Ehrgefühles anzuftreben, und es ift wohl weder gegen bie 
Staatsregierungen noch gegen die Kirche ein ungegründeter Vorwurf, wenn be- 
hauptet wirb, daß im diefer Beziehung ihr Eifer und ihre Thätigleit noch fehr 
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viel zu wünſchen übrig laſſen. Insbefonvdere dürfte e8 nicht unerſprießüch fein, 
wenn die Geiftlichfeit in ihrem Lehramte dem ungebildeten Volle gegenüber hie 
und da vielleicht etwas weniger im Fache des Glaubens und etwas mehr in dem 
bes fittlihen Handelns verlangen würde. 

Der Staat aber fann nicht nur durch Verbefferung des Schulwefens nod 
ſehr viel für Berminderung ver Verbrechen leiften, fondern aud durch Hebung 
und Förderung des allgemeinen Wohlftandes. Ein gewiffes Maß von Gütern zur 
Befriedigung der leiblihen Bedürfniſſe ift conditio sine qua non für ein geieg 
mäßiges Verhalten. Armuth ift überall und jeberzeit die Hamptquelle des Ber- 
bredens; für den Obdachloſen und Nahrungslofen haben Staat und Geſetz keinen 
Werth und kein Kompelle. Der Werth von Staat und Gefeg fteigen mit der Zu— 
nahme des Befiges; mit jenem Werthe fteigen natürlih auch die Achtung vor 
dem Gefege und die Scheu vor Verbrechen. Eine gute Armenpflege, gute Gefund: 
heitspolizei, eine richtige Handels- und Gewerbegeſetzgebung, fowie überhaupt eine 
rationelle nationalötonomifche Praris find Gebiete, auf denen eine weiſe Staats 
verwaltung noch ſtündlich ſehr Bedeutendes für Verminderung der Verbrechen zu 
leiften vermag. 

In unferen dermaligen focialen Zuftänden liegt in der That ſehr Vieles, was 
Bettina dv. Arnim's Wort (in ihrem Königsbuche) zu rechtfertigen vermag: „Der 
Verbrecher ift des Staates eigenftes Verbrechen.‘ 

Bon einer befonderen Ueberſicht über die einfhlägige Litteratur und Geſetz 
gebung fann hier wohl Umgang genommen werden. Was die Litteratur be 
trifft, fo fann auf die beiden Artikel „Schwurgericht“ und „Staatsanwalt” ver 
wiefen werden; — und was die Geſetzgebung angeht, fo bietet die Auf- 
zählung der neuen deutſchen Strafproceforbnungen in der That weder für ben 
Geift noch für das Gemüth irgend eine Anregung oder Erquidung. Wer nidt 
allen deutſchen Sinnes und Gefühles entbehrt, der fann gewiß nur mit Beträben 
wahrnehmen, wie üppig fortwährend das Unfraut des Partikularismus auf dem 
Gebiete der Strafproceßgefeßgebung wuchert Freilich lehrt die Erfahrung, daß auf 
dem fterilen Boden der bejtehenden deutſchen Bundesverfafjung faft alle Be 
mähungen zur gemeinfamen Rechtskultur vergeblih find, und es ift auch nicht 
unfere Meinung, den Vorſchlag zu machen, den Kommiffionen für Civilredt, 
Civilproceß und Nachdruck noch eine vierte für Strafproceß beizugefellen. ber 
enthalten fünnen wir uns nicht, angeſichts dieſer Verhältniſſe wiederholt auf 
die Nothwendigkeit einer baldigen Wiedergeburt Deutſchlands aufmerkfam zu 
mahen. Wer da etwa glaubt, es bringe feinen Schaden, wenn jedes Landchen 
von mehr ald 100,000 Seelen feine eigene Geſetzgebung hat, der vergißt, dah 
die Jurisprudenz, wenn fie nicht elend verfümmern foll, ihre Nahrung aus ber 
Wiffenfhaft empfangen muß, daß es aber unmöglich ift, eine herzoglich alten- 
burgifhe oder meiningen’fche Rechtswiſſenſchaft zu fchaffen. Die Impotenz unferes 
Bundestages in der gemeinfamen Geſetzgebung ift eben ein ſchlagender Beweit, 
daß auch bie fogenannten materiellen Interefjen von der politifchen Reform ab- 
hängig find. Walther. 


Strandrecht. 


So nennt man das Net, das fi früher die Ufer- und Küftenftaaten auf 
die geftrandeten Schiffe und Schiffsgüter zufhrieben. 

Schon Antonin verordnete in ver L. 1. Cod. de naufragiis, daß ber kaiſer⸗ 
liche Fiskus ſich bei Schiffbrüchen nicht einmifchen, fondern die geftrandeten Sachen 
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ihren Eigenthämern überlaffen folle. In Deutſchland finden wir unter Heinrich VL, 
im Jahre 1190, und bald darauf unter Heinrih VII. eine Rüge des Gebrauches 
des Strandrechts. 1255 erging Wilhelmi R. sententia de bonis naufragantium 
(Perg, Monum.. 4, 371), in ver die alte räuberiſche Gewohnheit als verderblich 
und verabjheuenswürbig bezeichnet und ihre fernere Anwendung gänzlid unterfagt 
wird. Auch Karl IV. fuchte das Strandrecht im Deutfhland abzufhaffen. Daß 
indeß al’ diefe Bemühungen ber deutſchen Kaifer ohne Erfolg geblieben find, er- 
jehen wir aus dem Artitel 218 der Carolina, wo das Strandreht noch unter den 
allgemeinen böfen Gewohnheiten aufgezählt wird. Es galt nicht blos an ben 
Meeresufern, fondern aud an ven Ufern vieler Flüffe (3. B. an der Donau, am 
Rain, an der Mofel und am Rhein) und hieß dann Grundruhrrecht oder Laga- 
num. Mitunter, befonders an den Küften des baltiihen Meeres, wurbe es mit 
dämonifher Graufamkeit umd NRaubluft gebt. Man brachte durch allerlei böfe 
Künfte die Schiffe abſichtlich zur Strandung, lodte fie in ftürmifchen Nächten durch 
irreleitendbe Küftenfeuer, die für Leuchtthürme gehalten werben follten, auf Klippen, 
und vertilgte dann die ganze Mannſchaft, damit kein Zeuge der verruchten That 
übrig bleibe. Kreß und Böhmer berichten in ihren Kommentaren zur Carolina, 
daß man an manchen Küften auch die Menſchen des fhiffbrühigen Fahrzeuges 
Ionfischrt Habe und daß die ganze Mannfchaft dem Herm des Küftenlandes als 
Sltlaven verfallen fei. So viel iſt gewiß, daß feine Nation fi währen bes 
Mittelalters von der Ausübung des ſchandhaften Strandrechts rein erhalten hat. 
Man betrachtete die geflrandeten Sachen wie gefundene Schäge, die zwiſchen dem 
Laondesherrn und dem Finder getheilt werden müßten. Eine fpätere mildere Praris 
—— Eigenthümer oder ſeinen Erben ein Drittel, das zweite Drittel dem 
esherrn, das dritte dem Finder. Das heutige Recht kennt nur noch einen 
Anſpruch für Rettung und Aufbewahrung der Sachen (Bergelohn) und kann 
vie Ausübung des Strandrechtes nur als Unterfchlagung oder gar (nach Befchaffen- 
beit der Umftänve) ald Diebftahl oder Raub behandeln. Berner, 


Suarez, |. Mariana und Suarez. 

&ucceffion, j. Erbredt, Thronfolge. 

Südamerikaniſche Freiftanten, f. den Nachtrag am Schluſſe 
des Wertes, 


Die Südfeeinfeln und Neuſeeland. 


Bom Feftlande Auftraliens haben wir unter diefem Artikel geſprochen. 
Die Infeln des. auftralifchen Archipels, aud die Süpfeeinfeln oder die Infeln 
des ſtillen Dceans ‘genannt, find von fo untergeorbneter Bedeutung, daß wir uns 
auf eine kurze Ueberſicht befchränken können, indem wir nur eine der Infeln, 
Neufeeland, welde durch die ausgedehntere Kolonifation, den Krieg der Eng- 
länder mit der einheimiſchen Bevölkerung der Maoris und bie Entvedung ver 
Goldlager daſelbſt, im meuefter Zeit ein allgemeines Interefje erregt hat, etwas 
ausführlicher beſprechen. 

Der ftille Deean enthält eine Menge von Infelgruppen, und zwar in feinen 
weſtlichen und ſüdlichen Theilen die meiften und größten, in den nörblihen und 
Öftlichen vie wenigften und Heineren. Man unterfcpeivet die hohen, aus Ur- und 
Uebergangsgeſteinen gebilveten vullaniſchen Infeln und bie Heinen, niebrigen 
Roralleninfeln. Was bie Flora betrifft, fo zeigt fi. von W. nah D. eine deut- 
liche Abnahme derſelben. Während es der Meertbiere viele und ſchöne gibt, neh⸗ 
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me die Landtbiere von W. nah D. ebenfalls an Zahl der Arten, wie an Menge 
der Individuen ab, und Vögel und Vierfüßer nähern ſich denen Auftraliens. Zwei 
Menſchenraſſen bevölfern die Inſeln. Die eine faft fhwarz, häßlich, auf einer 
niedern Stufe ftehend, wild und beinahe uncivilifirbar, bewohnt den Südweſten 
man nennt fie die melanefijhe Raffe oder Bapuas. Gie find dem Urein 
wohnern von Auftralien und den Auftralnegern am nächſten verwandt. Bon lid: 
terer Hautfarbe und ſchönem, regelmäßigem Körperbau ift bie zweite Raſſe, die 
auf einer weit höheren Stufe fteht; fie zeichnet fich durch Vorliebe für tie Ser 
aus, nimmt beſonders die Meinen Infelgruppen ein und ift mit der malatijd- 
polynefifhen Raſſe des oſtindiſchen Archipels zunähft verwandt. Man ımter: 
ſcheidet zwei Gruppen verjelben, die Mikroneſier auf den Heinen Infeln im 
Weſten, von bunfler Farbe und mit verſchiedenen Sprachen, in Sitten und Ge 
bräuchen der malaiiſchen Raffe näher verwandt, und die Bolynefter im engem 
Sinne. Der kaukaſiſchen Raſſe ihren Gefihtszügen und ihrer geiftigen Begabung 
nad näher ftehend, nehmen dieſe leicht europäifhe Sitten und Einrichtungen an. 
Troß der großen Entfernung der einzelnen Stämme von einander find ihr 
Spraden doch nur dialektiſch verſchieden. Alle haben benfelben Schöpfungemythut 
und bie merkwürdige Sitte, gewiffe Berfonen und Saden für heilig und unan- 
taftbar zu erflären. | 

Man theilt dieſe Infeln in die ſüdweſtlichen, vie ſüdöſtlichen und bie nord 
öftlihen; die norbweftlihen (die Diariannen und Karolinen) werden paffender zum 
oftindifhen Archipel gerechnet und daher hier Übergangen. 

I. Bon den ſüdweſtlichen Infeln, die man auf 16—17,000 [M. 
Fläche ſchätzt, iſt Neu-Guinea, mit einem Umfang von 11,000 [IM. die 


größte Infel der Erbe. Sie gehört zugleih zu den reidhften, aber auch umbelamte 


ften Theilen der Erbe; nirgends find bis jegt die Europäer bis in das Inner 
vorgebrumgen, felbft die Küfte ift nur am wenigen Stellen genau Man Da 
Süden fcheint eben, von großen Flüffen durchſchnitten ımb mit dichten Urwäüldern 
bevedt. Im Innern erheben fih von W, nach O. Berge, die Schnee : tragen 
folen; der Boden liefert ſchätzbare Handelsartifel, die Muskatnüſſe, eine Art 
Cinnamomum (Mafjoy), Sago u. a. Auch an Thieren und befonders an pradt- 
vollen Vögeln ift die Infel reich, aber alle diefe Schätze werben noch wenig auf 
gebeutet. Die Bewohner find rohe Auftralneger, nur im Weften und auf ben 
Papuainjeln treiben die Bewohner der Molulfen ſchon feit Jahrhunderten einen 
lebhaften Handel, haben da Kolonien angelegt, ſich mit den Auftralnegern gemijät 
und zum Theil ihre Bildung, an einigen Orten felbft ven Islam eingeführt. In 
Folge deſſen machten molukliſche Fürſten Herrfcheranfprüche auf vie Weſtküſte, 
welche, ſeitdem diefe Fürften unter die Oberhoheit der Holländer gekommen find, 
auf legtere üÜbergingen. Eine Kolonie, welche vie Holländer an der Lobobai 1828 
anlegten, wurde der Nuglofigkeit und Koftfpieligteit wegen. ſchon 1836 wieder 
aufgegeben. 

Wenn unter dieſen Verhältniffen Neu-Guinea trog ſeiner Größe vom feiner 
politiihen und volfswirthihaftlihen Bedeutung ift, fo find. es die Ubeigen Inſeln 
diefer Gruppe nod weniger und werben daher nur der Bolftänbigfeit wegen auf- 
geführt. Es find die Anmiralitätsinfeln, vie foufiapen mit 12,000 Fuß 
hohen Bergen im Weften, der Urhipel Nen-Britannien; zwei große Iufeln 
durch den Georgskanal getrennt, mit vielen kleineren, zuſammen von 500 [IM. 
Fläche und 2—6000 Fuß Hohen Bergen, die Salomonsinfeln, vie Sruppe 
Santa Eruz, der Arhipel der Neuen Hebriden, Nen-Galevonien mit 
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25000 Fuß Hohen Bergen. Bon ver legten großen Infel Reufeeland werben 
wir beſonders handeln. | 

1. Auch die fündftligen Infelm Haben mehr nur ein geographifches 
und ethnographiſches Imtereffe, als ein politifches, wir erwähnen auch fie daher 
ur frz. Es find 1. die Gruppe Bitt oder bie Fidſchiinſeln, dur Korallen- 
riffe unzugänglich und daher nur wenig befannt. Man hielt die ſchwarzen Ein- 
wohner für Auſtralneger, die Unterfuhung der Sprache bat aber ihre Berwandt- 
fhaft mit der hellfarbigen Raffe gezeigt, mit welcher fie fich gemifcht haben. Die 
Infeln follen an 200,000 Einwohner haben. Diefe find ftreitbar, wild und grau⸗ 
ſame Menſchenfreſſer; dennoch haben einige proteſtantiſche Miſſionäre (Wesleyaner) 
ſich hinein gewagt, um das Chriſtenthum dort zu verbreiten. 2. Die Gruppe 
Tonga ober die freundlichen Infeln, mit einem 5000 Fuß hohen Berge 
aud Amem thätigen Vullan, haben nur 25,000 hellfarbige Einwohner. Durch 
proteftantifche Mifftonäre (Wesleyaner) wurde bier bie heidniſche Religion ver- 
drängt; die Einwohner von Barao im Norden find mit ihrem Fürſten alle Pro- 
teſtauten, die kleineren Fürſten im Süden zum Theil katholifh. 3. Die Gruppe 
Samoa, zum Theil mit mehr als 10,000 Fuß hohen Bergen, Toll an 60,000 
hellfarbige Einwohner haben. Auch hier haben proteftantifhe und fpäter auch 
latholiſche Meiffionäre fi neuerdings ausgebreitet. 4. Die Hervehgruppe, 
7 Infeln zwifchen ven Tonga- und Soctetätsinfen mit 12—16,000 Einwohnern, 
lamen Früher mit ven Tabitiern im ihren religibſen Borftellungen Überein, find 
ber jegt durch proteftantifhe Miffionäre alle zum Chriſtenthume befehrt. 5. Die 
Sorietätetnfeln, von Quiros 1606 entdeckt, von Cook 1769 zuerft gründ⸗ 
lich erforſcht umd zu Ehren der englifhen Societät der Wiflenfhaften benanut, 
1l.an der Zahl, werben durch eine breitere Straße in vie Windward- und Lee 
datd⸗ Iuſeln getrennt. Sie find won großen Niffen umgeben, Hoch und bergig. Der 
Drobena auf Tahiti (Otaheiti), der größten dieſer Infelm, erhebt ih bis zu 
7 ser 8000 Fuß. Das Klima ift milde, der Boden fruchtbar, der Charakter ber 
Eingebornen freundlich und gutmüthig. Ihre Zahl If umter dem Einfluffe 
der emropäifchen Kultur auf 20,000 herunter gelommen. Hier ließen fi bie erften 
proteſtantiſchen Mifftondee im Ocean nieder, wotteten aber da® Heidenthum :erft 
nad langen Anftrengungen aus. Eiferfüchtig drangen dann auch franzöftfche Mif- 
fonäre ein, erhielten franzöflfgen Schutz und ver Staat Tahiti, der die Wind» 
Darbinfeln umfaßt, fteht jegt unter franzöfifchem Proteltorate, und enthält Katho— 
Men und Proteftanten, während auf ven Leewardeinſeln wie proteftantifche Kirche 
allein beſteht. Der Gig der Königin von Tahiti und des franzdfifchen. Statthal- 
ters ift Papeete. 6. Die Berleninfeln, im D. der vorigen, erſtrecken fi Über 
20 Längengrade. Man lennt deren 80. Früher unbewohnt, Haben fie jetzt eine 
proteftantifche Bevbllerung, die aus einer Berhitfhung von englifchen Seeleuten 
und Tabitiern hervorgegangen iſt. Die Zahl aller Einwohner des Aocipels ſoll 
Kbod "kaum - 5000 . betragen. 7. Die Mendana⸗Gruppe, nörvlih von den 
vorigen, befieht aus den 5 Marqueſas⸗Inſeln im Süden und ven 6 Waf- 
bingtong-Infeln tm Norden. Unter diefen M Nutahiva die wichtigſte. Die 
Yufelız Haben: 3000 Fuß hohe Berge, zum Shell wullanifher Natur. Die 25,000 
Emwohner , hellfarbigen Stammes, zeichnen ſich durch Körperktaft und Schönheit 
aus, aber in den vielem Thälern gänzlig von einander getrennt lebend, wurden 
fie in beſtändige Kriege verwidelt und verwilderten bis zur Meuſcheufreſſerei. Bom 
den Europkiern nahnien fie nut das Feuergewehr an. Die Miſſion Hatte wenig 
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oder gar feinen Erfolg; doch veranlaßten die katholiſchen Miffionäre Frankreich, 
die Injeln in Beſitz zu nehmen. 

II. Die nordöſtlichen Infeln beftehen nur aus den 8 Sandwich-In— 
feln oder Hawaii, welde Cool 1768 entvedte. Alle find fehr hoch, mit Bergen 
vulkaniſcher Natur. Die öftlihfte Infel Hawali bildet im Inneren eine Hochebene 
von 3-—4000 Fuß, mit dichten Wäldern, auf welcher fih vulkaniſche Gipfel über 
12,000 Fuß body erheben. Die Infel Dahu, die bis 3—4000 Fuß fi erhebt, 
bat den einzigen Hafen in der ganzen Gruppe Honolulu (219 19° Br. 201° 
58° 8), Die Einwohner, vom helfarbigen Stamme, find bildungsfähig und kunft- 
fertig, haben aber frühzeitig aud europäiſche Lafter angenommen, da bie günftige 
Lage dieſer Infeln auf dem Seewege zwifhen Amerila und China fie in häufigen 
Verkehr mit europäiſchen Schiffen brachte. Miffionäre aus Norbamerita befehrten 
die Infulaner zur proteftantifhen Kirche; aber katholiſche Miffionäre drängten fi 
unter dem Schutze franzöfifher Kriegsichiffe auh bier ein und wandten einen 
Theil ver Bevölkerung ihrer Kirche zu. Nur bie —— Eiferſucht der See- 
mächte hat bisher den Inſeln ihre Unabhängigkeit erhalten. Man rechnet 120,000 
Einwohner, nach anderen Angaben nur 70,000 mit Einſchluß von 2700 Fremden. 
Honolulu, die Reſidenz des Königs und der erſte Handelsplatz der Inſeln, ſoll 
10,000 Einwohner haben. 

Neu⸗Seeland. 

Dieſe Inſelgruppe, 1642 von dem Holländer Tasmann entdeckt, aber erſt 
von Eoof 1769 aufgenommen, erhebt fih einfam und ifolirter als irgend ein 
anderes Land von gleihem Umfang, inmitten ber größten Waflermafle der Erde. 
Zwei Meeresarme, die Eooköftraße im N. (410 Br.) und die Foveaurſtraße im 
©. (46° 40' Br.) trennen Neufeeland in brei ber Größe nad verſchiedene Theile: 
bie Norbinfel, die Südinfel und die Heine Stewartinfel, deren Geſammtareal nad 
Sydow 4905 beutfhe IM. bebedt. 

Eine große Gebirgslette durchzieht fie der Länge nach, nı durch die beiden 
erwähnten Straßen durchbrochen. Die großartigfte Entwidlung erreiht das Ge— 
birge auf der Süpinfel, wo die Südalpen im Mount Cook, deſſen Gipfel mit 
ewigem Eis bebedt ift, faft bis zu Montblanc's Höhe auffteigen; nad W. fällt 
das Alpengebirge fteil ab und fein Hafen gewährt dem Seefahrer Schug. Anders 
im DO. Hier findet man 3—9000 Fuß hohe trachytiſche Kegelberge, mit ausge 
dehuten Ebenen und Alluvialfläcden dazwiſchen. Auf der Nordinſel areihen Die 
Derge nur 5—6000 Fuß. Auch bier find vulfanifche Bilvungen und es fehlt 
nit an kochenden Quellen, dampfenden Fumarolen, Solfataren und brodelnden 
Schlammtefjeln. Die vullaniſchen Kräfte der Tiefe, die es ſchon jest nit mehr 
zum Erguffe feurig-flüffiger Lava bringen, ſcheinen im Erlöfchen begriffen. zu fein; 
doch muß man nah den Beobachtungen der legten 22 Jahre auf ein heftiges 
Erbbeben alle 6—7 Jahre gefaßt fein. 

Die Flora Neu-Seelands iſt befonders reih an Kryptogamen; von dem 
Phanerogamen find mehr als 2/, Neu-Geeland eigenthümlih und. nur 1/; Hat es 
gemein, bejonderd mit dem außertropiſchen Auftralten, dann mit Süp-Amerita, 
aud mit Europa, Es bildet daher die Flora eine eigenthümlidhe botanifhe Pro- 
vinz von einer gänzlich frembartigen Vegetation mit einer Ueberfülle von Harren- 
fräutern nud buſchartigen Gewächſen, mit einer Armuth an Wiefen und Gräfern 
und einjährigen Blüthenpflanzen, daher an Blumen, Auch ver Wald zeigt vor« 
waltend Warren; bie ebenfalls zahlreihen Nabelhölzer weichen in Gehalt und 
Habitus gänzlih von denen der nördlichen Hemifphäre ab. Die Palmen erinnern 
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an tropiſchen Wald. Biele Waldbäume liefern ausgezeichnetes Nugholz; unter ven 
Baferpflangen iſt der nenfeeländifche Ylachs (Phormium tenax) vor allem hervor- 
zuheben. Er dient den Eingebornen zu dem mannigfaltigften Gebrauche und Millio- 
nen Acres find damit bebedt. Er gebeiht bis 5500 Fuß hoch, am üppigften in 
ver Nähe von Sümpfen und Flüffen, auf feuchten Alluvialboven. Da werben 
die Blätter 10—12 Fuß lang, die Blüthenfhäfte 16—20 Fuß hoch bei zwei 
md drei Zoll Dide. Die Stärke der neuſeeländiſchen Flahsfafern ift nad Lindley 
23, während die des europäifchen Flachſes nur 16, die tes europätfchen Hanfes 
nur 11 beträgt. Die Ausfuhr diefes wichtigen Artikels war bis in bie neuefte 
Zeit unbedeutend, weil die Erfindung einer Mafchine zur reinen Darftellung ber 
Flachsfaſer in großen Onantitäten für die Ausfuhr, trotz der von der englifchen 
Regierung ausgefegten Prämie, erft im Jahr 1860 geglüdt if. 

Die Fauna zeigte urfprünglih einen faft gänzlihen Mangel an Land— 
längethieren, nämlich nur die Fledermaus, eine Meine einheimifche Ratte, die von 
der enropäifchen bereits verdrängt zu fein fcheint, und den eingebornen Hund. Bon 
den Europäern find indeß unfere Haustbiere: das Pferd, der Efel, das Nind, 
das Schaf, das Schwein, der Hund und die Kate eingeführt. Rinder und Schweine 
find an mehreren Stellen vermwildert. Die Wilpfhweine fanden in den Yarren« 
wurzeln eine veichliche, vortrefflihe Nahrung und haben fi enorm vermehrt. An 
Fiſchen find die Buchten und Küften fehr reih, die Süßwaffer-Seen und Flüffe 
aber arm am Arten. Unter ven Bögeln waren einige firanßartige Miefenvögel, die 
bereits dem Ausfterben nahe find, dieſem Land eigenthümlich. 

Erft feit kurzem ift der Goldreichthum Neu-Seelands entvedt, nachdem 
man dur die Auffindung der Schäge in dem benachbarten Auftralien auch hier 
aufmerfam geworben war. Unbedeutend ift bis jest die Ausbeute, die auf der 
Norbinfel gewonnen wurde. Auf den Sübinſeln machte man die erften Verſuche 
1856 in Biggs-Gully, 18 Meilen von der Stadt Nelfon. 1857 entbedte man 
auch Gold im WorereDiftrift und im Mai waren fhon 1000 Golbgräber dort 
beihäftigt. Die ganze weftliche Abdachung der HaupirisKette vom Clarke⸗Fluß im 
S. bis zum Parapara im N. auf 40 engl. DM. Fläche ift ein Goldfeld. 
Hodftetter meinte, das noch zu erzielende Gefammterträgniß desſelben auf 221/, 
Nilionen 2, berechnen zu können, und wenn es auch nicht den auftralifhen und 
laliforniſchen Reichthum verſprach, ſchien es ihm tod einer umfaffenden Ausbeu— 
tung werth. Auch hatten fih im Sommer 1860 bereits zahlreiche Geſellſchaften 
gebildet. Noch bedeutender waren die Entbedungen in der Provinz Dtago. Hier 
woren Ende Juli in Gabriels-Gully am obern Tuapefa bereit? gegen 2000 Gold» 
gräber befhäftigt; daneben wurde Munroes-Gully entdedt. Im September hatten 
auf dem a 4000 Gräber (mit Frauen und Kindern 12—16,000 Ber: 
jenen) einen Ertrag von 10,000 Unzen wöchentlih. Da die Goldfelder Auftra- 
liens ſchon etwas überfegt waren, fo firdmten aud) von da Goldgräber herbei, vie 
ihre Erfahrungen und Kenntniffe mitbrachten. Die Entdedungen erweiterten ſich 
noch und -jetst bildet das obere Quellengebiet des Tuapela, Waitahuna und Wai- 
vort ein Goldfeld von 400 engl. DM. Fläche, das Raum hat für 50,000 Gold⸗ 
gräber, Im Januar 1862 betrug die Gefammtausbente 250,000 Unzen, etwa 
1 Million 2, im Werthe. 

Die Kohlenfrage ift durch die Goldfrage verbrängt; aber die Kohlenfelder 
Neu⸗Seelands werden feine Goldfelder lange überdauern. Schon jest iſt das 
Kohlenbedürfniß auf der ſüdlichen Hemifphäre ein koloſſales. Das auftralifhe New- 
Caſtle, 60 See-M. nördlich von Sidney in New-Gouth-Wales, beſchäftigte ſchon 
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900 Bergleute, die 1860 350,000 Tonnen gewannen. Seit vielen Jahren wußte 
man, daß aud die Norb- und Süd-Inſel Neu:-Geelands Kohlenablagerungen ent» 
halten, worüber Hochftetter Näheres berichtet; dod flieht die Ausbeutung erft 
noch bevor. 

Die einheimifhe Bevöllerung, die Maori’s Neu-Seelands, gehören zu 
der hellen Raffe. Sie hatten eine eigene Schöpfungs-Sage, an bie ſich Emdeckunge⸗ 
und Einwandberungs-Sagen anſchloſſen; fie wollten von Hawaii, im Oſten ober 
Norboften von Neu-Seeland, ausgegangen fein, nad Einigen 1300 n. Ehr., nad 
Andern 1300 v. Ehr., aber Schirren !) hat gezeigt, daß dieſe Wander-Sagen ebenfo 
mythiſcher Natur find als die Schöpfungs-Sagen und daß Hawaili nicht eime geo- 
graphifche, fondern eine mythiſche Bedeutung bat und bie Unterwelt beveutet, von 
wo die Ahnen herftammen und wohin die Seelen der Abgeſchiedenen zurüdehren. 
Der Mauimpythos erftredt fid) Über die ganze polynefifhe Inſelwelt und er, wie 
die gemeinfhaftlihe Sprache, zeigt die urfprünglihe Einheit der Polynefter. Die 
Süd⸗Inſel fheint erft von der Nord-Inſel aus bevölkert worden zu fein. Die ein 
geborene Bevölferung ift im fichtlicher Abnahme begriffen. Zu Cooks Zeit vechnete 
man noch 100,000 Geelen, 1859 nur nod 53,000 auf ver Norb- und 2283 
auf der Süd-Infel. 1838 war eine Anzahl durd einen europälfhen Schiffskapitän 
nad) den Chatams-Infeln übergeführt worden, mo fie die Urbewohner zu Sklaven 
madten; man rechnete ba 1859: 500 Maoris. Auch die Maoris fterben aus und 
das engliſche Blaubud urtheilt wohl viel zu günftig, wenn es erſt um das Jahı 
2000 ihr Ausfterben annimmt, die europälfhe Bevöllerung aber daun ven 
84,000 Seelen im Jahr 1860 auf eine halbe Million angewachſen fein läßt. 

Als die Europäer Neu-Seeland entvedten, lebten die Maris in: Dörfern in 
geräumigen Hütten aus Holz und Schilfflechtwerk, mit funftvollen Holzfchnigerelen 
verziert, bie nur mit fteinernen Meißeln und Werten ausgeführt wurden. Die 
Dörfer waren durch Gräben und Palifaden gefhägt. Die Maoris bauten fäße 
Kartoffeln, Taro und Melonen; Fiſchfang und Jagd gewährten den übrigen 
Vebensunterhalt. Aus den Faſern des neuſeeländiſchen Flachſes Flechten und webten 
fie Matten und Mäntel, färbten fie mit verfchiedenen Arten Baumrinden und 
Wurzeln, und putzten fi mit den Federn der See und Landvögel. Ihre Reli 
gien war ein Polytheismus, doch ohne Gögenbilder und Tempel; das Bolt in 
viele einzelne Stämme getheilt, unter Häuptlings- Familien, die in Polygamie Ich 
ten. Es gab 6 Rangklaſſen, der Boden war Gemeingut des ganzen Stammes; 
die Jugend wurde in fpartanifcher Zucht erzogen. Die fortwährenden gegenfeitigen 
Fehden, in melden bie einzelnen Stämme mit einamder lebten, machten fie friege- 
riſch, verwilderten fie aber auch; die Menfchenfrefferei, in Folge von Machedurſi 
und Haß, vielleiht audy urfprünglic aus Noth entftanden, war zur Zeit der Ent- 
dedung auf den Kulminationspunft gelangt. Die Einführung ber Schweine, ber 
europäifchen Kartoffeln und Getreidearten durch die Seefahrer zu Ende des vori⸗ 
gen Jahrhunderts hat der Noth gewehrt, und bie wohlthätigen Ginflüffe des 
Chriſtenthums haben die wilden Gitten gemildert; 1843 fol ber legte wirkliche 
Tall ven Kannibalismus vorgelommen fein. Die Hälfte der Einwohner ift von 
Miffionären der englifhen Hochlirche befehrt; die andere Hälfte von Wesleyanern 
und römiſch-katholiſchen Mifftonären. Durd die Miffions- und Vollsſchulen ge 
bildet, können die meiften lefen und fchreiben, und haben Kenntniffe vom Geogra: 





— Fe Schirren: Die Wander⸗Sagen der NewEreländer und der Matntihos. Age 
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phie umb Geſchichte. Ihre Hauptbefihäftigung iſt Aderbau und Viehzucht, doch 
treiben fie auch Gewerbe und Handel; vie Küftenfchifffahrt ift meiftens im den 
Händen der Eingebornen. Aber die Früchte ver europäifchen Kultur gereichen ven- 
felben nicht zum Bortheil. Früher arbeiteten 20 und 30 auf einem Acker, jest 
geht da der Pflug und vie 20 oder 30 figen um den Acker, lachen und fcherzen, 
effen und rauchen und meinen, ber Europäer habe alle folhe Dinge nur erfunden, 
um nicht arbeiten zu müffen. Früher fertigten ihre Frauen Mäntel aus neufee- 
ländiſchem Flache, vie bei großer Dauerhaftigkeit gegen Regen und Kälte ſchützten; 
jegt find. die englifhen Wollenveden, die nur unvollſtändigen Schug gewähren, 
vie Urfache ber vielen Brufttranfheiten und xheumatifchen Uebel, Auch der zuneh- 
mende Kartoffelgenuß, ſtatt der nahrhafteren früheren Koft, hat zur pbufifchen 
Entartung der Raſſe beigetragen. Zu ſtolz ober zu faul, um bei Europäern Dienfte 
— lungern viele in den Straßen und Wirthshäuſern herum und ver- 


Die Maoris ſagen ſelbſt: „mie der Kiee das Farrenkraut tübtete, der euro- 
pälfhe Hund den Maori-Hund, die Maori-Ratte von der Paleha-Natte vernichtet 
wurbe, ebenfo wird aud unfer Boll von den Europäern verbrängt und. vernichtet 
werben.“ Sie haben im der legten Zeit noch einmal ſich gegen bie Engländer. auf- 
gerafft und am bie Gründung eines Maori-Stantes gedacht. Im Mittelpunfte ver 
Infel entwarfen die mädtigen Waikatos-Stämme ven Plan, einen Maori⸗König 
zu wählen, ver englifchen Regierung fein Laub mehr zu verlaufen und baburd 
der weiteren Ausbreitung europäiſcher Kolonien auf Neu-Seeland Einhalt zu thun. 
Da kein Santenwechjel und auch feine regelmäßige Düngung bei den Eingebornen 
ſtatifindet, fo erſchöpft fich der Boden nah 3—4 Erndten und fie bebürfen daher 
viel Band zum Anbau; man rechnete auf jeden Kopf einen Aere. Das Land ift 
Gemeingut, wie Luft und Waller, aber nur fo lange, als ein Stamm es ollupirt. 
Shen vor der Einwanderung der Europäer führte dies zu enblofen Streitigkeiten 
und blutigen Kriegen. Diefe mehrten ſich noch nach der Kolonifation. Anfangs 
gaben die Häuptlinge oft ganze Graffchaften gegen ein paar Pfund Tabat oder 
einige Werkzeuge hin. Rach dem Bertrage zu Waitangi zahlte die englifche Regie- 
tung den Eingebornen buschjchnittlid 1 Sh. für einen Acre. Sie meinten aber 
jett, es ftehe nirgends in ber Bibel gefehrieben, daß fie einen Acre um einen 
Shilling verkaufen müßten. Die Regierung aber brauchte Land für bie täglich 
anlommenden Einwanderer. Bon den 80 Millionen Acres hätte fie genug für 
ihren Vebarf erwerben und babei zugleich die Lage ver kleinen Zahl von Einge⸗ 
bornen verbeffern können, went fie durch einen neuen Vertrag biefen das nöthige 
Land in reichiichen Maß als unveräußerlihes, erbliches Eigenthum der einzelnen 
Familien zugewiefen und garantirt hätte; die Regierung verjäumte aber ven rich⸗ 
ligen Zeitpunft, 

Dem erften im Jahr 41857 gewählten Maori-Rönig Potatao folgte fein 
Sohn gleihen Namens. Nun gab eim Landverlauf in der Provinz Taranali an 
ber GSühwefttüfte der Norb-Infel Anlaß zu Feindſeligkeiten, woran ſich aber ver 
König noch nicht betheiligte. Ein Eingeborner hatte der Regierung 600 Aeres ver- 
fauft ; ein Taranali⸗Häuptling widerſetzte fich dem, weil jener fein Recht habe, ohne 
ſeine Einwilligung Land zu verlaufen, und hinberte die von ber Megierung ausge 
ſchidten Feldmeſſer; als dieſe aber unter dem Schuge englifher Truppen Mitte 
März 1860 die Vermeſſung dennoch ausführten, nahm er Nachts das Grundſtüd 
in Befig und befefligte es durch Erdwerke und Palliſaden. Mehrere Angriffe der 
Engländer mißiangen. Die Englänber hatten eine Streitmacht von 2500 Mann, 


376 Südfeeinfeln. 


waren mit allem Kriegsbedarf ansgerüftet, erhielten aber doch Schläge. Die Ein 
gebornen waren durch ihre Spione immer von den Stellungen bes Feindes unter- 
vichtet, während es ihnen ſchwer wurde, Über die Bewegungen der Maoris fidere 
Nachrichten zu erhalten. Nicht auf offenem Felde, in Reihe und Glied, traten dieſe 
den Pinientruppen entgegen, fondern Hinter Erbwerfen verftedt oder durch das 
Dickicht des Waldes gefhügt, erwarteten fie den Feind, bis die gefchloffenen Linien 
der Mothröde nahe genug waren, um ein mörberifches euer auf fle zu eröffnen. 
Gleich darauf verfhwanden die Maoris fpurlos im Buſch und Wald. Anfangs 
befhränften fi vie Weindfeligkeiten auf die Provinz Taranafi, dehnten ſich aber 
fpäter weiter aus, zumal bie Miffionäre und Richter den Eingebornen nicht Un- 
reht gaben. So begann Mitte September 1860 der Kampf blutiger als zuvor. 
Auftralien hatte ſchon im September Schiffe und 1500 Mann gefandt und Eng 
land fandte von Indien aus Hülfstruppen. Aber auch die Maori’s fammelten 
immer neue Scharen und bedrohten felbft die Stadt Plymouth mit 400 Mann, 

Im März 1861 trat eine Waffenruhe ein, aber bald ermenerte jid der 
Kampf und mwährte fort bis 1864. Am 25. Juli 1864 unterwarfen fid bie 
meiften der eingeborenen Häuptlinge, verpflichteten fi zur Untertbanentreue und 
überließen dem Gouverneure ihr Land zur Berfügung. Eine Proflamation des 
Gouverneurs Grey vom 6. Auguft erflärte: jeder folle möglichſt im einer ſelbſt 
gewählten Gegend für fi) und feine Finder Land angewiejen erhalten, über ven 
Reſt folle fpäter verfügt werben, doch follten jedenfalls drei Viertheile ihres Ge- 
biete ihnen bleiben, und wegen ihrer anerfennungswerthen Kriegführung, bei der 
fie die Gefangenen und Verwundeten weber ermordet, noch mißhandelt hätten, 
ſollten ihnen felbft Saatlartoffeln und Mittel zu ihrem Unterhalte gewährt wer, 
den. Ein dauernder Friede ift jedoch auch mit dieſer Uebereinkunft nicht hergeftellt 
worden. 

Neu-Seeland ift gegen bie raſche und glänzende Entwidlung anderer eng 
liſcher Kolonien weit zurüdgeblieben. Cook hatte das Bertrauen der Maoris ge 
wonnen, fie hielten die weißen Menfchen für höhere Wefen; aber die rohe Bru- 
talttät des franzöſiſchen Kapitän de Surville 1769 gegen bie Eingebornen zerftörte 
diefen Glauben bald; der Kapitän Marion, der 1772 die Infelbay befuchte, wurde 
mit 15 feiner Leute heimtückiſch überfallen, ermordet und anfgegeffen. Die grau: 
fame Züchtigung diefer Gräuelthat erregte einen unauslöfchlihen Haß der Einge 
bornen gegen die Franzoſen und bie erften Decennien nah Cook waren nur eine 
Reihe blutiger Konflikte zwiſchen ten wilden Kannibalen und den ruchloſen Re 
präfentanten der europäiſchen Civilifation. Neu-Seeland galt daher in Europa 
lange nur für ein Land blutbürftiger Menſchenfreſſer. Rohe Walfifchfahrer, ent: 
laufene Sträflinge aus den benachbarten Straflolonten, Abenteurer, Glüdsritter 
und Schwinbler aller Art führten hier mit Maori-Weibern ein fcheußliches Leben, 
ohne Geſetz, Recht und Religion. Eingeborne wurden erſchlagen, um ihre Schäbel 
für europälfhe Sammlungen nah Sidney zu bringen. Jedes Haus war ein 
Branntweinfhanf. Erft mit Samuel Marsden, dem Apoftel der Süpfee, begann 
1814 eine neue Aera durch die Gründung ver Miffion. Die Mifflonäre wurten 
die Pioniere einer frieblihen Kolonifation, aber ihre Wirkſamkeit wurbe nad 7 
Jahren durch den Häuptling Hongi unterbroden. Die Miffionäre meinten ihn 
befehrt zu haben und brachten ihn 1820 nad London, wo er der Löwe des Tages 
war und König Georg IV. ihm eine vollftändige Nitterrüftung ſchenkte. Allein 
beimgefehrt, feste Hongi alles was er befah, in Sioney gegen Waffen und 
Schießbedarf um, brachte ein Heer von 3000 Mann zufammen, bas er mit 
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Feuergewehren verfah und wollte fi zum König von Neu⸗Seeland machen. Jedem 
Stege folgten die ſcheußlichſten Kannibalenfefte. Im Jahr 1828 ftarb Hongt, von 
einer Kugel getroffen. Die feinbfeligen Stämme waren jest geſchwächt und bie 
Miffien nahm nun einen neuen, höheren Auffhwung. Schulen wurben gegründet, 
die Eingebornen lernten leſen und jchreiben und machten ſich befonders mit ber 
biblischen Geſchichte und Geographie bekannt; der Kannibalismus hörte auf; Ader- 
dan, Viehzucht und nügliche Gewerbe wurben betrieben. 1835 erlangten vie Mif- 
flonäre die Anerkennung Neu-Seelande als einer Konföveration der vereinigten 
Maori⸗Stämme; die enropäifhe Bevölkerung war damals noch nicht über 1200 
Seelen ſtarl. Da gründete 1836 €. ©. Wakefield in London die New-Zealand⸗ 
Afociation mit großartigen Kolonifationsplänen und der Baron Earl v. Thierry 
ſuchte fih 1838 zum König von Nufahira aufzumwerfen. Beiden widerſetzten ſich 
die Miffionäre, mit Hülfe der „Land-Haien“ aus Auftralien, die um wollene 
Deden und Tabak von ven Eingebornen ganze Grafſchaften kauften. Dod wurde 
von der Neu-Seelands-Rompagnie 1839 vie erfte Anflevlung Wellington gegründet. 
Mit Hülfe der Miffionäre ſchloſſen die Engländer 1840 zu Waltangi mit den 
Eingebornen einen Bertrag und Neu-Geeland wurde num eine felbfländige Kolonte 
ver brittifchen Krone umd Kapitän Hobfon in der Hauptftabt Aucland der erfte 
Gouverneur. Aber ein Artilel des Bertrages führte zu Rechtöftreitigkeiten mit ben 
Eingebornen, zu Mord und Krieg; dazu famen Zerwürfnifie zwiſchen der Koloni- 
ſetionsgeſellſchaft und ver Regierung, Streitigkeiten zwifchen viefer und den Mifr 
fionären, gegenſeitige Anfeindungen der verfchlebenen Miffionen unter fi und eine 
ſchlechte g, bis Sir George Grey als Gouverneur (1847 1863) 
befiere Zeiten berbeiführte* und zulegt noch die Konftitution für Neu ⸗Seeland 
verkündete. So war bie europälfche Bevölkerung 1861 auf 83,919 Geelen ge 
Riegen,. Den Gouverneur ernennt die Krone. Er hat ein verantwortlices Mini- 
Rerium und ernennt die Mitgliever des Oberhaufes (gegenwärtig 20) auf Lebens- 
zeit; das Unterhaus (jegt 40 Mitglieber) wird alle 5 Jahre gewählt. Nach dem 
ſelben Schema hat jede Provinz ihren eigenen Provinzial-Gouvernenr und ihr 
Provinzial-Barlament, beive auf 4 Jahre von den Koloniften gewählt. Solcher 
Provinzen waren urfprünglih 6 und find jest ſchon 9. Jeder Diftrift, der wenig- 
ſtens 500,000 Ader Land mit 1000 Einwohnern und einen Zollhafen umfaßt, 
hat das Recht, fi von der allgemeinen Berfammlung zu einer felbfländigen Pros 
vinz erheben zu laſſen. 

Bon Werfen über Neu-Seeland nennen wir nur: Dr. €. Dieffenbad 
Travels in New-Zealand, London 1843. 2 Bde. Neu-Seeland von Dr. Ferd. 
v. Hodftetter, Stuttgart 1863. C. Ritter, Die Kolonifation von Neu-See- 
land. 1842. Dr. Plaiy. 


Sully, f. Heinrich IV. 


Suworow. 


Unter den Heerführern des ruſſiſchen Czarenreiches befindet fi Einer — 
und nur biefer Eine — welcher zu den Feldherrn erften Ranges gerechnet werben 
darf: Alexej Waſſiljewitſch Sumsrom. 

Die Familie S. ftammt aus Schweden, von wo fie im Anfange des fieben- 
zehnten Jahrhunderts nad) Rußland üÜberfiedelte. Obwohl dem niederen Adel an- 
gebörend, waren mehrere Glieder der Familie mit anfehnlihen Würden im rufft- 
ſchen Staatsdienfte bekleidet, wie denn aud der Vater des berühmten Heerführers 
Öeneral en chef und Senator war. 
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Alexej Wafflljewitfh wurde am 13. November 1729 zu Moslan geboren 
und ſchon 1742, obmohl er ein ſchwächlicher Knabe war, auf feinen eigenen Wunſch 
in den Liften des Semenoff'ſchen Garderegiments eingefhrieben. Erſt im feinem 
25. Jahre erhielt er die Lieutenant-Epanletten, doch jhon 5 Jahre fpäter nahm 
er als Oberftlieutenant an dem Siege bei Kunnersdorf rühmlih Theil. Außer 
der Beförderung zum Oberften brachte ihm die perfönliche Betheiligung am fieben- 
jährigen Kriege aud ned die richtige Erkenntniß, daß man den Krieg fo nicht 
führen bürfe, wie ihn die Generale Daun und Fermor, Saltylow und Buturlin 
gegen Friedrich IT. geführt hatten. 

Borläufig konnte er in der ihm zugemwiefenen unteren Stellung, als Kom 
mandant beö in Neu⸗-Ladoga garnifonirenden Susdaliſchen Infanteriere 
nicht anders wirfen, als daß er basfelbe während des nun folgenden fechajährigen 
Friedens auf die möglihft hohe Stufe militärifcher Ausbildung hob. Erſt im pol 
niſchen Konföderationstriege, 1768 bis 1772, ward ihm Gelegenheit, vie Kriege 
tüchtigleit feines Negunents fewie feine eigene Befähigung als Zruppenführer auch 
praftiih zu beweifen. In wiederholten biutigen Gefechten ſchlug er vie tüchtigſten 
ber pomijchen Anführer, die beiven Pulawsky, Oginsti, Dumourier. Das Geheim- 
nig feiner Erfolge ruhte in der Schnelligkeit feiner Bewegungen und in vem Nad- 
deude, mit bem er ftets am enticheidenden Punkte angriff. Ohne daß man mut 
feine umd feiner Truppen Nähe ahnte, erſchien er plöglich an einem Punkte, zer- 
firente und vernichtete mit ungeſtümem Anprall ven Feind, um dann, laum ven 
ber energifchen Berfolgung zurüdgefehrt, in Eilmärſchen nad) einem weit entfernten 
Punkte zu fliegen, und bort den Feind ebenfo unerwartet zu zermalmen, 

Wohl fhüttelten die Taltiler ber alten Schule äber folde Freibeuterzüge 
unwillig ihre gelehrten Häupter und fpracdhen von dem Berlufte an Leuten, dem 
den Gefahren im Rüden und Flanke, denen man fich bei ſolcher Kriegführumg 
ausſetze mn. f. w. Doch bie Soldaten, welde, wenn fie ©. führte, wiemals ge 
ſchlagen wurben, auch feine „ftrategiihen Rückzüge“ machen mußten, jubelten laut 
auf, wenn fie den um ihr Wohlergehen ängftlich beforgten Heinen Oberſten er- 
blidten, und fühlten fi unter feinen Befehlen unüberwindlich. Auch die große 
Katharina nahm fi des energiihen Mannes an, und flug eine Unterſuchung 
nieber, in welde ©., nach Beendigung des Felvzuges, wegen fubordinationowidrigen 
Benehmens gegen den beſchränkten DObergeneral Weimarn verwidelt worden. war. 
Durch ihre Gnade zum Generalmajor befördert, konnte ©. noch vor Abſchluß dei 
zweiten Theilungstraftates durch die Wegnahme des Schloſſes von Arakam feinen 
biöherigem Waffenerfolgen einen neuen anreihen. 

Nach kurzem Aufenthalte in Finnland wurde S. im Mai 1773 anf fein 
Anfuchen zu dem Heere verjegt, das Feldmarſchall Rumänzow, zur Erzwingung 
eines vortheilhaften Friedens, gegen die hohe Pforte führen folte. Die dem feld: 
marfchall von der Kaiferin geftellte Aufgabe, in Mitte ver türkiſchen Feſtungen 
Ruſtſchuk, Siliſtria, Widdin, Varna, Schumla u. a. den Uebergang über bie 
Donau zu forciren, fund jedoch in keinem Verhältniſſe zu der Stärke des mur 
aus 30,000 Mann beitehenden Heeres. Diefer Umftand mag lähmend auf ben 
fonft tüchtigen Rumänzow gewirft haben, denn ſchon auf die Nachricht vom Herar- 
nahen eines türkiſchen Heeres z0g der Feldmarſchall feine Armee eilig wieber auf 
das linfe Donauufer zurüd. Die einzigen rühmliden Thaten, weldhe in dieſem 
Frühjahrsfeldzuge von 1773 durd die Ruffen ausgeführt wurden, waren ber An- 
griff des, hiebei leider getöbteten, tapferen Generals Weißmann auf Siliſtria, und 
die zweimalige Wegnahme von Turturfai durch S. Auch dieſes Mal ſollte ©. 


wegen eigenmächtiger Erſtürmung biefes Platzes vor ein Kriegögericht geſtellt 
werben. Aber andy biefes Dial ſchlug die Czarin bie Unterfuhung nieber mit den 
Borten: deu Sieger foll man nicht richten. Im Herbſtfeldzug von 1773 geſchah 
ebenfalls nichts mehr von Bedeutung, troß der Bemühungen Rumänzow's, der 
für den eben erhaltenen Beinamen Sabunaistij, d. i. Donanüberfchreiter, doch 
noch Einiges leiften zu müſſen glaubte. Und erft im Jahre 1774, nad dem Tode 
des unbengfamen Padiſchah Muftapha, vermochte Numänzow, hauptſächlich in Folge 
ber von ©. abermals gegem bie erhaltenen Befehle gelieferten. fiegreihen Schlacht 
bei Kosludſchi am 22. Juni, die hohe Pforte zum Abſchluß des für Rußland. fo 
u dens von Kutſchuk-Kainardſchi vom 21. Juli zu nöthigen. 

iederholte Tyieberanfälle und Berwundungen hatten die Geſundheit bes, 
imiichen zum ®enerallientesant beförberten, ©. jo geſchwächt, daß ex ſich noch 
vor Abfchluß des Friedens zu feiner Erholung nad Buchareft zurädziehen mußte, 
Über [hen Anfangs Auguft desfelben Iahres finden wir den Unermädlichen wieder 
anf dem Wege von Moskau nach Niſchnjt⸗Nowgorod, wohin ihm ver Befehl 
Katharina's zur Beendigung des gefährlichen Kofadenaufftandes unter Pugatſchew 
bessbert Hatte, Zwar dies Mai war ein anderer Tapferer ©. ſchon zuvorgelommen; 
Oberſt Micelfon hatte Pugatſchew's Macht: vernichtet, und diefer Mar von feinen 
Unhängern jelbſt ausgeliefert worden. ©. übernahm nunmehr die Verwaltung biefes 
Gouvernements und den Oberbefehl über die um Gimbirsk vereinigten Truppen. 
Durch Unges Benehmen tilgte er in wenigen Jahren die traurigen: Folgen des 
Aufftaudes, der während feiner zweijährigen Dauer über Hunberttaufend Menfchen 
dad Leben  gekoftet, ungeheure Länverftreden in eine Einöde verwandelt : hatte. 
Milde anwendend, wo der Ueberredung Raum warb, durchgreifende Strenge, wo 
jme nichts half, löste ©. die feines Herzens wie feines Geiftes würbige Aufgabe 
auf das Befriedigendſte. | 

Die folgenden Friedensjahre bis 1787 brachten ©. mit kurzen Ausnahmen 
ng werig Ruhe; bald riefen ihm die räuberifhen Einfälle der kaukaſiſchen Berg- 
hewohner nad) dem Kuban, bald machten wieder Streitigleiten. mit: der Pforte 
feine Auweſenheit in der Krimm nothwendig. Einmal im Poltawa, dann im Aſtra⸗ 
den, dann wieder im Kaukaſus oder in Aſow, Mostan, Wladimir; überall und’ 
in den verfchievenften Funktionen fah er ſich verwendet und immer zeigte er ſich 
als der gleich. Thätige, gleih Scharfſichtige, gleich Energifche. 

In Herbfte 1786 wurde ©, zum General en chef ernannt und nad Kiew 
beſohlen, um in Begleitung der Kaiſerin die Reife mitzumachen, welde dieſe zur 
Befihtigung der nenerworbenen fühlichen Provinzen zu unternehmen beſchloffen 
hatte. Der erſte Anſtoß hiezu war von der altruffifchen hohen Ariſtokratie in ber 
Abficht gegeben worten, dadurch den allvermögenden und durch feinen rückſichts⸗ 
loſen Hochannth ihr verhaßten Emporlömmling Potemtin aus der Gunft ber Kaiſerin 
m berbrängen. Über Fürft Potemkin war nicht der Mann, der in ver Wahl: der 
Mittel zanderte, wenn es galt, ſich den Fertbeftand feines Cinfluſſes und feiner 
Machtſtellung zu fichern. Daß ſich freilich diefe Reife der Ezarin in einen beir 
Ipiellofen Triumph des Günftlings verwandeln follte, wie dies in der That ge 
hab, wagten jelbft deſſen enthufiaſtiſchſte Verehrer nicht zu hoffen. 

Indeß, das fhließliche Ergebniß der Reife war ein neuer Krieg. Die Pforte, 
welche im verfelben eine Berhöhnung, in ihrer Zuſammenkunft mit Joſeph eine 
Drohung erblidte, ftellte, von ber öffentlichen Stimmung in Konftantinopel ge 
drängt und durch falfche Vorfpiegelungen der englifhen und preußifchen Diplo 
maten aufgeftachelt, ein Ultimatum an Rußland, woburd das Selbſtgefühl ver 
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Kaiſerin Katharina aufs Empfindlichſte beleidigt werden mußte. Daun, ohne eine 
Antwort abzuwarten, warf der Großherr den ruffifchen Gefandten zu Konflan- 
tinopel, Herrn von Bulgafow, in vie fieben Thürme und erklärte Mitte Auguft 
1787 an Rußland den Krieg. 

©. war es vergönnt, in demfelben den erften Schiag zu führen, fowie er 
fpäter auch den entſcheidenden thun follte. Kaum hatte er, in Potemklins fpeciellem 
Auftrage, die nothwendigften Anorbnungen zur Verſtärkung der Befeftigungen von 
Cherfon und Kinburn, fowie tes Hafens von Gloubokoije getroffen, als die tür: 
tiſche Flotte im ſchwarzen Meere am 30. Auguft die Feindfeligkeit begann. Ihr 
erfter Angriff war auf die, ter damals noch türfifchen Feftung Otſchakow gegen: 
überliegende Landzunge von Kinburn gerichtet; nad mehreren Heinen Gefechten 
landeten auf derſelben am 12. Dftober Bormittage 5000 Janitfcharen, und rüd- 
ten, von franzöfifhen Officieren geführt, gegen Kinburn zum Sturm vor. Ebenfo 
viele Leute mochte S. in und um ber Feſtung verfammelt haben, Ein wüthender, 
von beiden Seiten mit beifpiellofer Hartnädigkeit geführter Kampf entfpann fid 
nun auf dem fchmalen Erddamme und artete zuletzt in ein derartig verwirrtes 
Handgemenge aus, daß ſowohl die Kanonen auf den Feftungsmällen, als die Ge 
ſchütze der türfifhen Schiffe ihre Theilnahme am Gefechte einzuftellen gemöthigt 
waren. ©. mitten im ärgften Getümmel zu Fuße fechtend, warb zweimal verwundet 
und zu Boden geworfen; ſchon begannen die Ruffen zu weichen. Da, am fpäten 
Abend, gerade noch zur rechten Zeit, trafen 500 Mann frifchen rufftfchen Fuß 
volfes auf dem Kampfplage ein. Ihr Erſcheinen gab die Eutfcheidung: bie Türken 
wurben unaufbaltfam ins Meer gebrängt; wer von ihmen nicht unter den Streichen 
der erbitterten Feinde fiel, wurde von den Fluthen verſchlungen. Nur 700 ent- 
famen von den 5000, die am Morgen gelandet. Mit diefer verunglädten Unter: 
nehmung enbigten für viefes Jahr die Teindfeligfeiten, und die Osmaniſche Ylotte 
fehrte beim Eintritt der rauhen Jahreszeit nah Konftantinopel zurüd. 

Mit Beginn des Jahres 1788 trat ein neuer Verbündeter Katharina's gegen 
bie Pforte auf den Kriegsfhauplag: der deutfche Kaifer. Bon furdtbarer Stätte 
waren bie Heero, welche Rußland und Defterreih dies Mal aufftellten. Niemand 
konnte Angefihts der enormen Anftrengungen ver beiden Kaiferreiche zweifeln, daß 
ber ausbrehende Krieg mit der vollftändigen Beſiegung der Pforte, vielleicht mit 
ber Zurüdwerfung der Mufelmänner von Europa nad ihrem Heimatslande Aften 
enben werte. Defterreih allein ftellte 200,000 Mann auf, die nad dem Kriegs. 
plan des faktiſchen Oberbefehlshabers 1), Feldmarfhall Lascy, in ſechs Armeelorpẽ 
getheilt wurde, von denen je eines in Kroatien, in Slavonien, vor Belgrad, im 
Banat, in Siebenbürgen und in der Bulowina operiren follte. Diefes Tegtere, 
18,000 Dann ftart und vom Prinzen Joflas von Sahfen-Koburg befehligt, follte 
in die Moldau vorrüden und zugleid die Verbindung mit dem rechten Flügel des 
ruffifhen Heeres erhalten. Bon diefen waren 57,000 M. unter Feldmarſchall 
Rumaänzow beftimmt, zwifchen dem Bug und Pruth gemeinfam mit dem öfter- 
reihifhen linken Flügel der Art zu operiren, daß das türfifche Hauptheer an 
einem Verſuche, die Feſtung Otſchakow zu entfegen, gehindert werde, deren Er— 
oberung fi der Oberfeldherr Fürſt Potemlin an der Spige der ruſſiſchen Haupf- 
armee von 80,000 M. zur Aufgabe geftellt hatte. Am linken Flügel ber Auflen, 
gegen Kaufafus und Auban, ftand ein detadhirtes Korps von 30,000 M. unter 
General Töfely. 


1) Nominell fommandirte Kaiſer Joſeph perjönlich die öfterreichifche Armee, 
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Auch die Osmanen hatten ihrerfeits ungewöhnliche Anftrengungen gemacht; 
eine Armee von über 200,000 M. ftand diesſelts des Ballans, wovon freilich 
mehr als die Hälfte für die Befagungen der zahlreichen Grenzfeftungen verfhlungen 
wurde. Aber trog den von beiden Geiten aufgeftellten Heermaſſen geſchah in 
biefem Feldzuge wieder Nichts von Bedeutung; die Verbündeten, anftatt auf beiven 
Flügeln über die Donau und den Balfan vorzudringen und fi in ver Ebene 
von Adrianopel zur entfheidenden Schlacht zu vereinigen, verloren ihre Zeit mit 
der Eroberung von Feitungen. 

Je thatenlofer aber der Krieg don Seite der Auftro-Anffen geführt wurde, 
vefto mehr büßten fie an Leuten ein durch Krankheiten, Mangel an Lebensmitteln 
und ſchlinmme Witterung. Welhen Werth hatte die menfhenfreundliche Entrüftung 
ver gelehrten Syſtematiker und Hoffriegsräthe gegen bie Kriegführung S.'s, weil 
er in einem nächtlichen Sturm, ver vielleiht den ganzen Feldzug entfchieb, Ein- 
taufend ‚feiner Leute opferte? Im Folge ihrer Schen vor dem Blutvergießen 
giengen ihnen im Laufe diefes Sommers Zehntaufende, ohne irgend einen Erfolg 
errungen zu haben, an Fieber und Entbehrung elend zu Grunde 2). So unmenſch⸗ 
ih ift übelverfiannene Menſchlichkeit! 

©., der fich bei dem Belagerungsheere von Otſchakow befand, war über bie 
Unthätigleit feines Oberfeldherrn derart außer fih, daß er am 7. Auguſt, ohne 
einen Befehl Potemlins zu erholen, im Berein mit dem die ruffifche Flotte fom- 
mandirenden Prinzen von Naſſau⸗Siegen, auf eigene Fauſt einen Sturm auf die 
Feſtung unternahm. Da der eitle und hochmüthige Günftling, über die Eigen- 
wächtigkeit feines Untergenerald auf's Höchfte ergrimmt, dem bereits bis an bie 
Hauptummwallung vorgebrungenen ©. jede Unterftügung verweigerte, mußte deſſen 
Angriff ſcheitern. Außer einer töptlihen Verwundung trug ©. aus dieſem fühnen 
Unternehmen noch die vollſte Ungunft und den grimmigften Haß des allmädhtigen 
Minifters davon. Um ſich deſſen erften Folgen zu entziehen, begab fih S. zur 
Heilung feiner Wunden nad Krementſchugg, während fein Kampfgenoffe Prinz 
von Naſſau den Befehl über eine Plottenabtheilung in der Oftfee erhielt 3. 

Beim Beginn des Feldzuges von 1789 wurde ©. mit dem Befehle ver 
3, Divifion der ukrainiſchen Armee betraut, welche unter Fürſt Repnin’s Ober- 
lomando beftimmt war, einestheils die Verbindung mit dem linken Flügel des 
Öfterreichifchen Heeres unter dem Prinzen Joflas von Sachſen⸗Koburg aufrecht zu 
erhalten, andererſeits das Hauptheer der Osmanen an einem Vorgehen gegen ben 
Driefter zu verhindern, da Fürft Potemkin die an deſſen Ufer gelegenen, nod im 
türfiichen Beſitze befindlichen feften Pläge in aller Gemächlichkeit zu erobern be- 
ſchlofſen hatte. Ungeachtet der ſchmählichen Refultatlofigkeit des vorigen Jahres war 
alfo auch für diefen Feldzug defenfive Unthätigfeit das Programm der gegen vie 
Pforte verbündeten Großmädhte. ur 

Zu feinem eigenen Unglücke ergriff der Divan die Offenfive, und zwar an 
einem Punkte des Kriegstheaters, in deſſen Nähe ſich S. mit feiner Divifion be- 
fand. Diefem war dadurch die mit Freuden ergriffene Gelegenheit geboten, zwei 


2) Die Defterreicher follen im Sommer 1788 auf diefe Weife 70,000 M. verloren baben. 
bemerfenswerth, wie felbft die unparteiifcften und ehrlichſten ruffifchen Schrift. 
‚wie 3. B. Smitt, der Geſchichtsſchreiber des polniſchen Aufftandes von 1830 und 1831, 
ihren Urtheilen über Potemtin befangen find, der eben doch nicht mehr und nicht weniger 
ald ein geiftreicher Abenteurer, ohne flaatemännifhe Befäblgung und ohne politifche und firti 
reg Bergf. darüber Snitts: Suwarow und Polens Untergang Bd. I. p. 240 bis 
und folgende, 
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derartige Siege zu erringen, daß fortan fein ruffifcher Heerführer mehr mit ihm 
im die Schranfe treten fonnte. Mai und Juni waren ohne ein erwähnenswerlhes 
kriegerifches Ereigniß verfloffen, da beichloffen die Türken, der Unthätigkeit ver 
feindlichen Feldherrn Haddik und Potemfin überbrüffig, einen eutſcheidenden Sälag 
zu führen. Unter Derwiih Paſcha fammelte fih Anfangs Juli in Braila ein 
Korps von 30,000 M. auserlefener Truppen und fette ſich gegen ven gmifdhen 
Seretb und Pruth ftehenden linken Flügel der Defterreicher in Bewegung. Auf 
Anfuhen des dort fommandirenden, Prinzen von Koburg, warb ©. vom Fürſten 
Repnin beauftragt, mit feiner Divifion denſelben zu unterftügen. Mit 7000 M. 
brah er am 27. Juli von Berlad auf und traf — ben gerabeften Weg Aber 
Berg und Thal marfchirend — am 28. Abends in der Nähe des öſterreichiſchen 
Lagers bei Adſchud ein, indem er anf dieſe Weiſe 24 Weg- in 36° Zeitftanden 
zurädgelegt hatte. Einer Unterredung mit bem ihm perſbnlich unbekannten Prinzen 
Jofias gefliffentlich ausweichend, erließ S. am 29. für feine und bie öſterreichiſchen 
Truppen bie Dispofttionen zum Angriff für die folgenden Tage. Der Prinz von 
KRoburg, ein ritterlicher, nur an die Sache, nicht an feine Perfon denkender Mann, 
orbnete fih, obwohl älterer General, den Unorbnungen des erfahrenern ©, 
willig unter. 

Am 30. früh brach man in zwei Kolonnen, die Defterreicher rechts, bie 
Ruſſen linls, aus dem Lager auf, feste in der Naht vom 31. Juli auf 1. Augufl 
über die Putna und rüdte am Morgen mit Bataillons-Biereden, ſchachbrettförmi 
in zwei Treffen, auf die.türkifche Stellung bei Yolfhani los. Bald fahen fi u 
ber rechte, dann ber linke Flügel von maflenhaften Reiterfchwärmen (es waren 
über 10,000 türkiſche leichte Retter) auf's Heftigfte angegriffen; aber ſewohl 
Defterreicher wie Ruſſen wiefen alle Angriffe ftanphaft und kaltblätig zurück. Bor 
der türkiſchen, theitweife verfhanzten Stellumg angelangt, ließ ©. ſofort ie Im 
fanterie zum Sturm vorgehen, der dann auch, vorbereitet durch die beifpkeliek 
Tapferkeit des öfterreihiichen Oberften Karatihai von Barko⸗Huſaren, wit bem 
vollften Erfolge gekrönt wurde. Nah hartnädigem neunftündigem Ra war ei 
nollftändiger Sieg Über die Türken erfohten. Nach Beendigung bes tes 4) 
trafen ſich S. und Prinz Iofias; fie ſahen fich zum erften Male, aber von dieſen 
Tage an verband Beide die feftefte Freundſchaft für immer. Nach wenig Tagen 
fhieben die Beiden wieder; Prinz von Sachjen-Koburg blieb bei Foffhant ftehen, 
während S. wieder nad Berlad zurüdtehrte, wo er am 7. Auguſt eimtraf®). 

Aber. ſchon nad wenigen Wochen mußte S. abermals zur Unterfkligung der 
Defterreiher nad Folſchani zurädkchren, indem num ver Großvezier felbſi mit 
einem an 100000 M. ſtarken Heere fi gegen das Korps des Prinzen Yoflas 
in Bewegung fegte. In der Natht vom 19. auf 20. Gepteuiber brach S. vom 
Puzzani auf, und am frühen Morgen des 21. hatte er fi mit den Oeſterrelchern 
bei Folſchani vereinigt. Wieder waren es nur 7000 Ruſſen und 18,000 Defter- 
veiher, die am 22. September einer vierfachen feindlichen Macht gegenliberftanden. 
Auf die Einzelheiten viefer ruhmvollen Schlacht bann Hier nicht eingegangen werben. 
Um vier Uhr Nachmittags war die feindliche Stellung auf allen Punkten erftürmt, 


Mit Mecht bemerkt Laverne in feiner histoire de Souworow, daß mur deffen Gegen 
wart, nicht die von ihm berbeigeführte Verftärfung, den Sieg entſchieden habe, denn ohne feine 
perfönlige Anwefenbeit hätten Die Verbündeten nicht angepriffen. | 

6) Alle Daten find im Texie nach dem neuen Stpl gegeben, der bekanntlich von ‘dem ruffl 
ſchen oder alten Styl um 12 Tage differirt. 
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der Sleg entſchieden. Die Osmanen flohen nad ihrem eine Meile emtfermten 
Hauptlager, deſſen Zeltgaffen mit Schreden und Verwirrung erflillend; ber Groß⸗ 
dezier, welcher an einem Zehrfieber barnieberlag, warf fich deſſenungeachtet zu 
Pferde, bie Seinigen zum Stehen zu bringen; doch alle feine Bemühungen waren 
vergebens, Unmufhaltfam floh ter wirre Knäuel, Spahis und Janitſcharen, Gepät- 
wagen und Geſchütze, Manlthiere und Weiber bunt durchemander gemifcht, bis 
nad Braila und Schumla, an wel’ letzterem Drte der Großvezier nach wenigen 
Tagen ftarb, Ueberaus greß war die Beute, melde die Verbündeten in dem tür 
Niden Lager und namentlich in jemem des Großveziers marhten; ganze Heerden 
von Schaafen, Büffeln, Rameelen, mehrere Tauſend Wagen voll Vorräthe nnd 
Boffen, 100 Fahnen, 80 Kanonen u. f. w. fielen in ihre Hände; ungehener war 
ver Berluft an Leuten, den die Osmauen in der Schlacht erlitten; er betrug Über 
20,000 DM. an Todten, VBerwundeten und Zerfprengten, beinahe jo viel als bie 
geſammte fiegreiche Armee Köpfe zählte. Der Berluft der Verbündeten wird, wohl 
zu gering, in den officiellen Berichten zu 196 Todten und 433 Verwundeten an- 
gegeben. Gefangene wurden wohl von feiner Seite gemacht, da man von keiner 
Seite Pardon gab. 

VPotemlins faule Unentſchloſſenheit trägt die Schuld, daß diefer entſcheidende 
Sleg nicht auch für den Berlauf des Feldzuges von Entfcheibung wurbe. In fein 
politifches Syſtem, das mur auf ſchlaues Meberliften der Gegner und auf biplo- 
matiiche Pfiffigkeit baftıt war, paßte es nicht, einen erften entfchiedenen (8 
durch —* kräftiges Handeln zum erwünſchten Ende zu führen. Wohl mag ei 
einer kleinlichen Natur auch die Eiferfucht auf die Borbeeren, welche einer feiner 
Untergemerale mit fühner Hand gepfliidt hatte, läͤhmend mitgewirft haben. Aber 
mindeftens war er dießmal miht im Stande, die Auszeichnungen zu verhindern, 
welhe nunmehr auf den Sieger von Foffichani und Rymmif%) gehäuft wurden. 

S. wurde von Jofeph II. zum Grafen des deutſchen, von Katharma zum 
Orafen des ſchen Reiches mit dem Beinamen Aynınilaly ernannt, und erhiet 
außerdem von feiner Kaiferin die erfte Klaffe des Set. Geurg-Orbend, eine Be- 
lohnung, die ihm vie meifte Freude machte, da diefelbe nad dem in Rußland be- 
ſtehenden Herkommen mr für eine große gewonnene Schlacht ertheift wird. 

Die Erfolge, welihe die verbüinveten Heere auf den übrigen Schauplützen 
dieſee uges errangen, beſchränlten ſich auf die Wegnahme von Belgrab, Ge- 
mendria, arovitz, und Kladowa durch die Deſterreicher und Benders durch 
Votenilin; S. ſelbſt nahm am ben Operationen dieſes Jahres Teinen weiteren Ahr: 
theilz wenige Tage nah dem Siege von Rymnik war er nach Berlad zurückge 
Iehet, wo er bis zum Wiederausbruch der Feindfeliglelten mit der Pforte im Fruh 
jahre 1790 verweilte. — 
Und abermals erhielt er den Befehl, mit feiner Divifion dem Prinzen von 
Koburg zu Hülfe zu eilen, gegen deſſen bei Bufareft ſtehendes Korp® ſich ber neire 
Sroßvejier Said Haſſan Paſcha mit dem Hauptheere in Bewegung fette. Schon 
hatie S. den Plan zur Schlacht entworfen, als die Nachricht von bem Verträge 
zu Reichenbach, ben Leopold II. mit Friedrich Wilhelm II. am 27. Jull abge: 
ſchloſſen/ den Weirisfeligteften zwiſchen Defterreich und der Pforte ein unerwarteies 
Ende wie; Si zen ſich an dem Seretb zurüdk. “ap, 00 BR 
Die bald darauf beginmenden öſterreichiſch⸗ türliſchen Friedensverhandlungen zn 


Die Oeſterreicher nennen die Schlacht am Rymuik die Schlacht bel Martlne i, alid 
wie Die Preußen die Schlacht von Waterloo Schlacht dei Belle⸗Alliange heißen. * * * 
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Schiſtova ließen Rußland ohne Bundesgenoſſen gegen die Osmanen auf dem 
Kampfplatze zurüd. Dagegen geftattete der inzwiſchen in Werelä mit Schweden 
abgeſchloſſene Friedensvertrag vom 14. Auguft der Ezarin, ihrerfeits eine beträdt- 
lichere Land» und Seemacht gegen die Pforte aufzuftellen, welde ſich, auf die von 
England und Preußen verfprochene bewaffnete Hülfe pochend, fehr übermäthig 
gebehrbete und alle Bergleihsvorfchläge zur Anbahnung eines dauerhaften Friedens 
von kurzer Hand zurüdwies. 

Einem von ©. vorgelegten Plane folgend, bemächtigten fid General Gube- 
witſch der Feftung Kiliad am 29. Dftober, nahm Admiral Ribas nad Vertreibung 
ber türkifchen Flotte am 18. November das fefte Schloß von Tultſcha und am 
24. November die Burg von Sfaltfha weg. Und nun fonnte man, ohne eime 
ernfthafte Störung befürchten zu müffen, zur Belagerung des wichtigen und flarl 
befeftigten Ismail fhreiten, mit deſſen Wegnahme ©. zu beauftragen, Potemfin 
den richtigen Taft hatte. Am 13. December früh Morgens jagten zwei Reiter 
auf Kofadenpferden in das ruffifhe Lager vor Ismail; ed war S. und eim 
Kofadenordonanz, die in einem fauftgroßen Bündel des Generals Gepäd hklt. 
Seine Ankunft genügte, um die Nievergefhlagenheit zu verſcheuchen, vie ſich be 
reits des Belagerungsheeres während einer vierwöchentlichen Unthätigkeit vor ben 
Mauern der Feftung und unter ven Einflüffen ver ſchlechten Jahreszeit bemädhtigt 
hatte, Indefien die Schwierigkeiten, welde man zu überwinden hatte, waren auf 
nicht geringe: 36,000 M. auserlefene Truppen mit 200 Gefhügen, von dem in 
Ehren ergrauten, tapferen Aidos-Mechmed-Paſcha befehligt, mit Munition und 
Proviant auf Monate reichlich verforgt, ftanden hinter hohen Steinwällen, in deren 
Dertheidigung von jeher die Stärke der Mufelmänner gelegen, und waren fe 
entfchlofien, ven Beflg der Feftung nur mit Berluft ihres Lebens aufzugeben. Das 
Belagerungäheer dagegen, aus nur 31,000 M. beftehend, wovon die Hälfte mit 
Piden bewaffnete Kofaden waren, litt Mangel an ſchwerem Geſchütz, an Kriege 
und Mundbedarf, Und dennoch zweifelte weder S. noch der geringfte Mann feinet 
Heeres, daß Ismail in wenigen Wochen genommen fein werde. Nach einer kurzen 
Beihiegung ſchritt S. am Morgen des 22. December zum Sturm, den ſecht 
Kolonnen von der Land», brei von der Waflerfeite glüdlih, wenn aud unter 
fürchterlichen Berluften ausführten. Nach Erfteigung der Wälle begann der Kampf 
in ven Straßen ver Stadt, in den einzelnen Häufern. Die Türken wehrten fid 
wie Berzweifelte. Nach einem entfeglihen zehnftündigen Gemegel war der Kampf 
beendigt. Die Ruſſen hatten in vemfelben 400 Dfficiere und 10,000 M. getöbtel 
und verwundet; von den Mufelmännern waren 26,000 mit dem Säbel im ber 
Fauſt umgelommen, die 10,000 übrigen in die ruſſiſche Gefangenſchaft gefallen. 
Durch Zufall entlam auf der Wafferfeite ein vereinzelter Mann und ‚meldete den 
Val der Feftung dem Großvezier, welder dieſe Eroberung Jsmails mit feinem 
Kopfe bezahlen mußte. 

Eine Woche nachher ritt S. auf feinem Klepper wieder nach Galatz zuräd, 
aus ber über zwei Millionen Silberrubel an Kriegsbeute liefernden Stadt Nichts 
mit fih nehmend, als fein fauftgroßes Bündel, das fein Gepäd enthielt. 

Die Ernennung zum Oberftlientenant im Preobraſchenslky' ſchen Garberegiment 
war bie einzige Belohnung, die ©. für die Waffenthat zu Theil wurde, deren 
unmittelbare Folge die eneigtheit der Pforte zum Abſchluß eines befimitiven 
Friedens war. Am 31. Juli 1791 wurde er abgefhloffen. Die Nachricht hievon 
erhielt S. in Finnland, wohin er gefandt worden war, um die Orenzbefeftigungen 
gegen Schweden zu infpiciren. Hier erfuhr er aud den im Oktober besfelben 
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Jahres erfolgten Tod bes Fürften Potemlin, des einzigen Mannes, vor deſſen 
Allmacht ſich S., manchmal felbft mit Berläugnung feiner Manneswürbe, ge- 

" demüthigt hatte, umd der defien ungeachtet bis zum legten Athemzuge fein bitter- 
fier und unverföhnlichfter Gegner geblieben war. Potemfin’s Einfluß allein hatte 
die Ernennung S.'s zum Feldmarfhall Hintertrieben, die ſowohl er als die Armee 
für die Eroberung Jsmails erwartet hatten; feine Intriguen hatten deſſen Ber- 
bannung an die ſchwediſche Grenze hervorgerufen, während ſich der aufgeblafene 
Günftling durch die Kaiferin und den ruffifhen Adel als Befleger der Dsmanen 
felern und mit Titeln und Würden beſchenken ließ. 

Das Jahr 1792 führte S. als Gouverneur von Jaroslaw und Taurien 
nad Cherſon, nicht nad Polen, wohin er fich bei Wiederausbrud; des Krieges. fo 
ſehnlichft gewünſcht hatte. Erſt der Auguft 1794 brachte ihn wieder zu Eriegeri« 
[her Thätigkeit, indem er zum Oberbefehlshaber der gegen die aufgeftanvenen 
Polen beftimmten Armee ernannt wurde. Nach Kosciuslo's Befiegung bei Macie 
witſche durch General Ferfen, führte ©. die Hauptmacht feines, Heeres in Eil- 
mörfhen gegen Warfhau, mit richtigem Blick erfennend, daß mit der Eroberung 
der Hanptftabt der polnifche Aufftand fein Ende nehmen müſſe. Am 24. Oftober 
gif er in fieben Kolonnen die Ummallung Praga’s an und fhon um. 9 Uhr 
waren die Ruſſen im Befig diefer Borftabt, freilich nad einem grauenvollen Ge— 
megel; 13,000 Polen waren in der Bertheidigung gefallen, 2000 in den Fluthen 
der Weichfel ertrunken; 204 Gefüge fielen den Siegern in die Hand. An eine 
Verteidigung Warſchau's war nunmehr nad der Wegnahme von Praga nicht 
mehr zu denken, am 29. Dftober zog ©. mit feinen Truppen in der eroberten‘ 
Hauptftadt ein. 

Die Eroberung von Ismail und Praga mit Sturm und bie damit unver- 
meidlib verbundenen ftarfen Berlufte haben ©. von mander Seite den Vorwurf 
der Grauſamkeit und einer rüdfichtslofen VBerfhmwendung von Menfchenleben zuge- 
jegen. Diefer volllommen ungerechtfertigte Vorwurf ftügte fih auf den befannten, 
theoretifch recht hübſch klingenden Grundfag, daß man zu einem große Opfer 
toftenden Sturme nicht vorſchreiten dürfe, falls der Erfolg durch ruhiges Abwarten 
eben fo ficher, wenn auch etwas fpäter erzielt werben fünne. Abgeſehen vom friegs- 
wiſſenſchaftlichen Standpunkte, läßt fi) das Irrthümliche dieſes Sages ſelbſt in 
philantropifcher Beziehung durch die eine, mit zahllofen Beifpielen aus ber Kriegs- 
geihichte belegte, Erfahrung beweifen, daß eime nod jo blutige Schladht, melde 
eine Entſcheidung in einem Feldzuge herbeiführt, niemals jo viel Menſchenleben 
loſtel, als eine fogenannte fyftematifche, d. h. jeve Entſcheidung vermeidenbe oder 
hinausſchiebende Kriegfährung, ja felbft als eine fogenannte bewaffnete Neutralität 
in der Regel verurfadht 7). Daf wir hierdurch den, ohne Zwed und nur aus über- 
mũthiger Raufluft gefchlagenen, Schlachten nicht das Wort reden wollen, brauchen 
wir wohl nicht eigens zu erwähnen, 

Für diefes Mal blieb die Belohnung S.'s durch die Kaiſerin nicht hinter 
tefien Erwartung ‚zurüd; er wurbe für die legte und vollftändige Unterwerfung 
der Polen zum Feldmarſchall ernannt und erhielt eine reiche Dotation in Lände— 
rein im Großfürftentbum Nowgorod. 





7), Wir‘ verweifen in diefer Hinficht nur auf die 70,000 M., welde die Defterreicher unter 
dem gelehrten Etrategen Lascy im Feldzug von 1788 an iebern und Entbehrung verloren, wie 
fton weiter oben erwähnt wurde. Um aber auch ein Beifpiel aus der neueften Zeit anzuführen, 
erinnern wir an die Zaufende von öfterreichifchen Soldaten, welche während ded Feltzuges von 
1854-56 in Galizien und der Bukowina ihr Grab fanden, 
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Schon das Frühjahr 1796 ſchien dem Feldmarſchall einen ſeiner neuen Würde 
entſprechenden Wirkungskreis eröffnen zu wollen, indem Katharina, von dem um 
erwartet rajchen und fiegreihen Umfichgreifen der revolutionären Ideen in Guropa 
beunruhigt, im Bereine mit Defterreih und England befchloffen Hatte, denſelben 
mit Gewalt zu begegnen. Schon hatte ©. die unter feinen Dberbefehl geftellten 
80,000 Ruſſen am Dniefter vereinigt und mar bereit, die galizifche Grenze zu 
überfchreiten, als die Siege Buonopartes in Oberitalien die erft im Entftehen be 
griffene Koalition wieder zerfprengten. Ein Befehl der Ezarin, Winterquartiere zu . 
beziehen, traf bei ©. ein, der dadurch tief betrübt wurde, denn mit all’ jeinen 
Sympathien und Anfhaunngen auf Seite der Prinzen, der Emigrirten, ver 
Bendeer ftehend, brannte er vor Begierde, mit den revolutionären Neufranfen und 
ihrem glüdlihen Feldherrn fein Schwert meſſen zu dürfen. Aber bald traf bei ©. 
noch eine andere, weit betrübendere Nachricht ein: Die von dem am 6, November 
erfolgten Tode der Kaiferin Katharina, einer Frau, welcher ©. trog mander er 
littener Zurüdfegung mit beinahe abgöttifcher Verehrung zugethan war. Wie zahl: 
reich und mannigfaltig auch die Fehler Katharina’s geweſen fein mögen, wie oft 
fie au, ihrer maßlofen Sinnlichkeit folgend, ganz unwürdige und werthlofe Sub: 
jefte aus niedriger Stellung zu den höchſten Stellen erhob, — das Berbienit 
fann ihr nicht beftritten werben, wirklich verbienftvolle und tüchtige Männer nad 
Gebühr gewürdigt, ohne Rückſicht auf Geburt und Borurtheile, auf den rechten 
Plag im Staatsorganismus gebracht und die Gefchide ihres Landes mit einem 
Herrſchertalente und einer Feftigkeit gelenkt zu haben, wie fie in der Weltgeſchichte 
nur don einer Meinen Anzahl Männer und mit Ausnahme der Elifabeth von 
England niemals von einer Frau bewiefen wurden. 

Den Tod feiner hohen Beihügerin und Mutter — wie S. vie Kaiſeria 
mit diplomatifher Schmeicheltunft gewöhnlich anredete — follte diefer um fo bälder 
bitter zu koften befommen, als der wunderlihe Querkopf Baul mit feinen unglüd- 
lihen Heerreformen bei dem alten Feldmarſchall auf entſchiedenen Widerfprud un 
Tadel ftieß. Wenn ©. auch mit Leib und Seele nichts ald ein Solvat war, ſo 
war er doch vor Allem ruffifher Soldat, und dieſem mußten die Newerungen 
Pauls nad preußifher Schablone in tieffter Seele widerftehen. Bei feiner berben 
und durch Beimifchung von oft beißenden Wigen nicht gemilvderten Ausprudsweilt 
mag ©. den ſehr empfinvlihen Paul nicht felten verlegt haben. Diefer Umſtand 
ſcheint dem durch feine feilen Günftlinge übel berathenen und fpäter aud ver 
vathenen Autofraten genügt zu haben, ©. feine volle Ungnade empfinden zu lafen. 
Der Tagsbefehl vom 6. Huch 1797 entließ den Feldmarſchall aus dem aktiven 
Dienft der ruffifhen Armee. 

Mit TIhränen in den Augen verabſchiedete fih S. von feinen Truppen un 
zoge ſich nah Moskau zurüd, wofelbft er ein Meines Hans befaß, in welchem et 
feine Tage zu beſchließen gedachte; er war damals 68 Jahre alt. Aber aud in 
Moslau ſchien S. der großen Zahl feiner Neiver nod in zu gefährlicher Näbe 
bes kaiſerlichen Hoflagers, um fo mehr, als demnächſt die herkömmliche Krönung 
des Gzaren dort begangen werben follte. Ein Polizeitommifjär erſchien eines Tages 
bei ihm mit dem Auftrage, ihn nad feinem väterlihen Erbgute Koſchniloje im 
Oouvernement Nowgorod zu geleiten; nad einer Stunde war er auf dem Wege 
dahin. Dort angekommen, beſchäftigte S. ſich während der Zeit feiner Verbannung 
mit der Funktion eines Kirchendieners, indem er regelmäßig vor Beginn tet 
Gottesdienſtes die Kirchenglode läutete, der Gemeinde die Gebete vorlas u. |. I; 
in den Nachmittagſtunden betheiligte er fi wohl auch an den Kinderfpielen de 


Suwoͤrow 887 


Jugend feines Heimatborfes, ohme jedoch darüber die Weltbegebenheiten und nament- 
lid Bonapartes Siege aus dem Auge zu verlieren, deſſen beifpiellofe Helvenlauf- 
bahn ihn lebhaft beunruhigte. 

In viefen frienlihen Beihäftigungen überrafhte ihn in den erſten Wochen 
des Jahres 1799 ein Laiferliher Befehl, fofort nah Petersburg zu kommen, um 
von da zur Uebernahme des Oberbefehles über das verbündete öfterreichifch-ruffifche 
Heer in Oberitalien abzugeben. Aber nicht die Einficht des Czaren und feiner 
Umgebung hatte ihn für dieſe Verwendung auserjehen; feine Berufung an bie 
Spige des Konlitionsheeres ſüdlich der Alpen erfolgte erft auf fpeciellen Wunſch 
des deutſchen Kaifers, ohne deſſen Eingreifen S.'s Leben geräufhlos in den 
Mauern des Klofters zu Nowgorod erlojhen wäre, wohin ſich zurüdziehen zu 
bürfen der lebensüberbräffige Greis kurz vorher die Bitte geftellt hatte. Selbft- 
verftändlih traten nun S.'s Kloftergedanken für immer in den Hintergrund, und 
ſchon Anfangs Februar fuhr er, von dem Zujauchzen des Volles und namentlich 
der Solpaten begrüßt, im Peteröburg ein, um vom Garen feine Beftallung zu 
empfangen. Selbft der durch Schrullen und abenteuerliche Pläne halbverrüdte Baul 
vermochte fich bei der exften Begegnung dem Eindrucke von S.'s geiftiger Ueber- 
legenheit nicht zu entziehen, Mit Auszeichnungen überhänft und mit beinahe un— 
beſchränlten Vollmachten verſehen, reiste S. nad dem Kriegstheater ab. Am 
15, März traf er in Wien ein, wo er von den Bewohnern mit unermeßlichem 
Jubel empfangen wurbe. Nachdem er, vom Kaiſer zum öſterreichiſchen Feldmarſchall 
ernannt, mit Thugut und ben Perrüden des Hoffriegsrathes den Plan für ben 
bevorftehenden Feldzug im Allgemeinen feftgeftellt, und feine Freunde Koburg und 
de Ligne umarımt hatte, machte er fi auf ven Weg nad) Verona, wo er, Tag 
und Nacht fahrend, am 14. April anlangte. Am folgenden Tage übernahm er zu 
Baleggio dem Dberbefehl Über die 60,000 M, ftarke öſterreichiſche Armee, welde 
am 3, April unter des tapfern Kray Führung bei Magnano den Angriff ber 
Franzoſen auf die Etſchlinie zurüdgewiefen hatte und ſich nun im Vormarſch gegen 
ven Ehiefe befand, Nicht eben fhmeichelhft für die Armee der Bundesgenoffen war 
der Tagsbefehl, durch welchen ©. vie Uebernahme des Kommando's anzeigte und 
zugleih ver öfterreihifhen Infanterie befahl, fih von ruffifchen Dfficieren das 
Marfchiren und den Bajonnetangriff lehren zu lafjen. Aber mit ver ſyſtematiſchen 
Bedachtigleit, die bei den Defterreichern endlic das Hauptprincip in der Krieg: 
führung geworben war, hatte ſich bei ihnen nad und nad alle kecke Thatenluft, 
alle Friſche des Angriffs, ale Luft zum Handeln überhaupt verloren, fo daß bie 
Lektion, welche der rohe Naturfohn den gelehrten Pedanten bei diefer Gelegenheit 
extheilte, wohl geredhtfertigt erjcheint, 

Gleichzeitig mit S. war in Baleggio bie erfte ruſſiſche Divifion unter Gengral 
Graf Rofemberg eingetroffen, wodurch die verbündete Armee eine Stärke von nahezu 
80,000 M. erreichte, Mit diefen begann S. am 19. die Offenfive, rüdte über 
ben Ehiefe, warf am 27. April in der Schlacht von Gafjano die franzöfifche, von 
Moreau befehligte Armee über die Adda zurüd und zog am 29. in dem eroberten 
Mailand ein. 

Hätte S. feinem eigenen Plane folgen können, fo würde er fi nun mit 
jeiner ganzen Macht auf Morenu geworfen, ver Riviera bemächtigt und dadurch 
die gänzliche Bernihtung des aus Süditalien herbeiziehenden Korps von Mac- 
donald unzweifelhaft -erzielt haben. Über direkte Befehle des Kaifers Franz, von 
Thuguts perfider Politik und der Befchränktheit des Hoffriegsraths hervorgerufen, 
Wangen S., in Mitten feines Siegeszuges inne zu halten und fein Heer in 
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mehrere Abtheilungen zur Belagerung von Mantua, Pizzighetone, der Citadellen 
von Tortona, Mailand, Aleffantria, Turin, Ferrara und Ravenna zu zerfplittern). 
©. felbft ftand mit dem Hauptforps bei Turin, von wo er Anfangs Juni auf 
brach, um den bis Parma vorgerüdten Macdonald an feiner Vereinigung mit 
Moreau zu hindern. Am 17., 18. und 19. fam es an ver Trebia zu ber be— 
rühmten breitägigen Schlacht, in welder Macdonalds Truppen phyſiſch und more: 
liſch erfhöpft zum Nüdzuge gezwungen wurden. ©., der Macdonald vom Schlacht 
felve aus auf's Energifchfte verfolgt hatte, überließ dies am 23. Juni dem General 
Dit, und wandte fid) wieder gegen Moreau, der, S.'s Abmefenheit benägent, 
aus der Riviera über den Apennin in die Po-Ebene vorgebrungen war. Si 
unerwartet rafche Wiederkehr trieb ihm jedoch ebenfo eilig wieder über den Apennin 
zurüd, hinter deffen ſchützendem Gebirgswalle er fid Anfangs Iuli mit den Reften 
von Macdonald Armee vereinigte. 

Ein Plan S.'s, welchem gemäß er unmittelbar nach der Schlacht. an ber 
Trebia Moreau über den Apennin gefolgt, und ihn von Genua weg gegen Niya 
getrieben hätte, erhielt in Wien abermals die Genehmigung nicht, und ſo ſah fid 
der Thatendurftige zwei Monate zur vollen Unthätigfeit verdammt, währen 
welcher Zeit das franzöfifche Heer in der Riviera bedeutende Berftärkungen, an 
dem Innern Frankreihs kommend, an fih zog. Mit diefem und dem neuen, nod 
nicht 30jährigen Obergeneral Joubert waren aud die gemefjenften Befehle der 
Direftoriums eingetroffen, wieder die Offenfive zu ergreifen. Um 13. Auguſt jet 
fih die nun 50,000 M. ſtarke Armee der Republifaner gegen ©, in Bewegung, 
und am 15. fam es bei Novi zur Schladht, welche mit einem vollftändigen Siege 
ber Verbündeten endete; auch ohne Berfolgung war der Berluft ver Franzoſen 
unverhältnigmäßig betentend 9). 

©., für feine italieniihen Siege von Kaifer Paul zum Fürften Italiieky 
ernannt, blieb nun bis 11. September bei Afti ftehen, an welchem Tage er mit 
feinen Ruffen nach der Schweiz abmarſchirte. Dorthin hatten ihn nämlich die Im 
triguen Thuguts zur Uebernahme des Oberbefehle, ftatt des nad) bem Mittelrhein 
beorderten Erzherzogs Karl, "binzufchieben gewußt. Es ift hier nicht der Ort, um 
die Gefchichte des zweiten Koalitionsfrieges zu erzählen, oder felbft nur in allge 
meinen Zügen ven Berlauf der kriegeriſchen Greigniffe von 1799 zu ſchildern. 
Aber der nun beginnende Heerzug S.'s und feiner Nuffen im der Schweiz iſt ſo 
denfwürdig, und fteht ſe einzig in der Gefhichte da, daß hierdurch eine ansführ: 
lichere Darftellung vesfelben felbft in einem Werke, welchem das Detail kriegeriſcher 
Borgänge fern Itegt, gerechtfertigt, ja geboten erfcheint. Ä 

©. wählte zum Marfche in die Schweiz, wo er fid) mit den Ruſſen umte 
Koglatow und den Defterreihern unter Hoge vereinigen follte, ven Weg auf der 
Gofthardtäftraße, welchen er nad) den Verſicherungen des öſterreichtſchen General- 
ftabes fir den nächften und fiherften hielt, um durch das Thal ver Reuß, über 
Flüelen, Brunnen und Schwyz nad dem Zürcherfee, und fomit in die Mitte vei 


8) Clauſewitz, defien Urtheile über Ariegsoperationen, fowobl durch Sachkenntniß alt 
Unpartetlichkeit volle Autorität verdienen, fjcheint gleihwohl in jeinem bewunderungemürdigen 
Werke über den Feldzug von 1799 die Schwierigkeiten nicht zu ihrer ganzen Größe angefhlagen 
zu baben, welche dem Keldmarfhal S. von Bien aus in den Weg gemorfen wurden. — ul 
dieſe unvergleichliche DarfteAung des Feltzugs vermeijen wir die Leſer, die fi) über die oben 
nur in Kürze erzäblten Thaten S.'s in Jtalien und der Schweiz näher zu unterrichten wünſchen. 

9, Die Krangoien follen in diefer Schlacht 1%, bis %/, ihrer ganzen Stärke verloren baben; 
Obergemeral Joubert wurde gleich im Anfange erjchoffen. J 
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eigentlichen Kriegstheaters im der Schweiz zu. gelangen. Am 24: September traf 
feine eiwa 20,000 M. ſtarke Armee 19, am Fuße bes Gotthardts vor Airolo eim; 
mo bie Vorhut des Generals Lechurbe unter Gudin Stellung gertommen hatte; 
nad einem bartnädigen Widerftande wurde dieſe bis über das Hofpiz hinausge» 
drängt, jevoch unter empfindlichem Berluft für die Ruſſen. „Bei diefer erften Be— 
rührung mit dem Alpenkriege" — fagt Claufewig in feinem 6. Bande pag. 152 — 
ſcheinen die ruffifchen Truppen eine Art von Schauder empfunden zu haben. Sie 
lamen ans den reihen und Heiteren Ebenen Italiens und traten nun in bie ges 
ſchloſſenen Reihen ſchneebedeckter Alpen. Der ſchmale Weg, das enge Thal, die 
jerriſſenen Felſenwände, das fortvawernde Anfteigen zu jeuer Trüntmerftätte ver» 
gangener Erb⸗ und Himmelsrevofutionen machten einen bangenden Eindruck auf 
Me Phantafie bes Erſten wie des Legten. Der Feind felbft, im Befige dieſer 
bimmelhohen Maſſen, vertraut mit dieſen Schluchten, wie einheimiſch auf dieſem 
Boten, mußte etwas Gigantifches in ihren Auge befommen. Sie murrten und 
wollten nicht mehr vorwärts. Nur die Stimme ihres Feldherrn, der ihnen ſelbſt 
wie eine Oigantennatur erſchien, überwand biefen Eindruck, und das Gefecht zog 
fh langſam und blutig durch bie enge Schlucht des Tremolathales zum St. Gott: 
hardt Hinanf. "Nachmittags um 4 Uhr fam ©. beim Hofpitium an und konnte 
mm ohne weitere Schwierigfeiten nach Hofpenthal hinabfteigen. So war der erfte 
Kuote der vielverfchlungenen Aufgabe geldst". | . 

Am 25. früh. fegten die Ruffen ihren Weg durch's Reußthal fort, und ge— 
langten nach heftigem Gefechte an der abgebrohenen Teufelsbrüde am 26. Mittags 
nah Altorf. „Schon iſt S.'s Heer", wie Glaufewis treffend fagt, „von ber zer 
Rörenden Gewalt der Märfhe, Gefechte und Entbehrungen angegriffen und in 
feinem dichten Gefüge, wie Metall vom Scheidewafler, zerfreſſen. Seit ſechs Tagen 
Jeht es über Felfentrünimer bergauf, bergab; feit brei Tagen ſchlägt es ſich um 
Felſenpfade und Brlidenftege, durchwatet die Reuß, erklimmt die ſteilen Ufer, 
gleitet über ſchmale Stege und Balken Hin; ein ſtrömender Regen ergießt ſich aus 
den ſchweren Wolken, die an den Berglehnen hängen, ſchwellt Bäche und Flüſſe 
an, und erſchwert jeden Fußtritt. Die auf den Laſtthieren mitgenommenen Lebens⸗ 
mittel haben nicht ſo ſchnell folgen können, und die ermüdeten Truppen ſind auf 
das Wenige beſchrünkt, was ſie bei den Einwohnern gefunden oder den Franzoſen 
abgejagt haben. So zehren Anſtrengungen und Entbehrungen mit doppelter Ge— 
walt an ihren Kräften und. ſchon bildet der Zug des Heeres von Alrolo bis 
Altorf eine unımterbrochene gemifchte Reihe von Laftthieren und Nadyzüglern". 

Und welche neue unerhörte Anftrengungen ftanden dieſer bereitd der Auf» 
fung entgegengehenven Armee noch bevor. In Altorf angelommen, mußte S. mit 
dem öfterreichifchen Generalftabe erft erfahren, daß bie Gottharbtöftraße in: dem 
Bellen des Vierwaldftätterſee's ein Ende nehme; kein einziges Fahrzeug war auf- 
treiben; wenn S. nicht umkehren und in die Po-Ebene zurüsfgehen wollte, blieb 
ihm kein anderer Ausweg, als ein Fußfteig, wie ihn, vielleicht‘ fo lange. Krieg ge» 
führt wird,’ niemals eine Armee betreten hat. Bon S. war ein Umlehren nicht 
u erwarten und fo feste er fih am 27. Morgens das Schähenthal aufwärts in 
Bewegung und ſtieg Über den.6800 Fuß hohen: Kinzigkulm in das Muottathal, 
Der Zug des ganzen Heeres dauerte in unnnterbrohener Folge vom 27. More 
gens bis 29. Abends; alfo volle 60 Stunden. „In. allen Klüften zerftreut lagen 





3.000) Dur vos Hinauftohen von Auffenberg's Divifion erreichte fie am 26. eine Stärke von 
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Abtheilungen, um Athen zu ſchöpfen, erkraulte und erſchöpfte Menſchen, ermüete 
und erlahmte Laſtthiere. Wie viele hier dem Tode ein Opfer geworden find, meil 
ver letzte Funke der Lebenskraft ausging, ehe fie das Ziel erreichten, ober weil 
ein falfcher Tritt fie zerfehmetternd in den Abgrund ftürzte, fagt uns kein Bericht. 
Aber noch zu diefer Stunde gedenkt das Pandvolf jener Thäler dieſes beifpieliofen 
Zuges mit Thellnahme und Bewunderung“. 

Zwar wurde S. während dieſes Ueberganges fowohl im Schächenthale Im 
Rüden, wie im Muottathal von Vorne angegriffen, jedoch ohne bie fonftige Energie 
ver franzöfifhen Generale; am 1. Dftober wurde fogar ein von General Maſſena 
mit 10,000 M. im Muottatbale unternommener Angriff von den Ruffen unter 
General Graf Rofenberg bis Schwyz zurückgeworfen. Dahin hatte Anfangs aud 
©. zu ziehen beabfihtigt, felbft dann noch, als bereits fichere Nachrichten über 
Korſakows Niederlage bei Zürich und bie verunglüdten Unternehmungen von Hoße, 
Jellachich und Linken in den Tagen vom 25. bis 29. September bei ihm einge 
troffen waren. Seinem ftolyen Sinne wiberftrebte es, einen Rüdzug anzutreten, 
der ihm gleihbeveutend mit einer Niederlage zu fein ſchien. 

Endlich fiegre die allgemeine Stimme über S.'s Gefühl, murrend fügte er 
fih der Noth der Umflände und z0g mit feinen Ruſſen über den Pragel nad 
Glarus im Linththale. Auch hier Fonnte bei der rüdgängigen Bewegung, melde 
bie Defterreiher auf der ganzen Aufftellungslinie in den leuten Tagen vollzogen 
hatten, feines Bleibens nicht fein. Am 5. Oktober brach S., nachdem er noch 
General Rofenberg aus dem Muottathal an ſich gerogen hatte, von Glarus auf, 
marſchirte das Sernfthal aufwärts und über Elm, Wichlerbad und den 7000 Fuß 
hohen Panirerpaß nach Ilanz im Rheinthale, wo ber Reſt feiner Truppen am 
10. Oktober anlangte. Es war biefe Baflage nicht fo fchwierig und gefahrbre- 
hend, wie jene über den Kinzigkulm, aber ein frifher 2 Fuß tiefer Schnee wurde 
. für die bereits auf's Höchfte erfhöpften Ruſſen fehr verberblich, fe zwar, daß ©. 
am 12. Dftober in Feldkirch mit etwa 16,000 M. anlangte von 25,000, bie er 
Ende September unter feinem Befehl gezählt hatte. 

Erſcheint, ſowohl in Bezug auf Berfehlung bes beabfichtigten Zwedes als 
auf Größe der Berlufte, S.'s und feiner Ruffen Zug aus Oberitalien in bie 
Schweiz als ein völlig verumglüdtes Unternehmen, fo darf berfelbe dennoch, nad 
bein Rubme, ven ſich Feldherr wie Soldaten hiebel errungen haben, einem glän- 
senden Siege wiürbig an bie Seite geftellt werden. Das Mißlingen war durch 
Berhältniffe bedingt, deren Beherrſchung auferhalb ver Macht des Feldmarfhalls 
lag. Die Art und Weife aber, wie fi dieſer aus den benfbar ungünftiaften Ber- 
bältniffen, zwar mit empfindlichen Berluften, doch ohne den mindeften Madel auf 
feiner Waffenehre, herauszuziehen vermochte, bleibt S.'s alleiniges Berbienft. 

Sich diefe Anfhauung anzueignen, vermodte freilib S. damals nicht; ihm 
waren vor Allem nur die Politit des Wiener Hofes, die ihn rückſichtslos der Ber- 
nichtung ausgefest hatte, die Unverläſſigkeit ber öfterreihifhen Waffeubruderſchaft 
in Erinnerung geblieben. Mit kochendem Herzen Tangte er am Bodenſee an; es 
bedurfte nur nod eines legten Tropfens, um das bis an ben Rand gefüllte Gr 
fäß feines Zornes überlaufen zu mahen. Der Mangel an Rüdficht, deſſen fih 
Erzherzog Rarl gerade in jenen Tagen gegen bem gereisten Helven ſchuldig machte, 
führte die Kataftrophe herbei. Ende. Oktober verließ ©., von beit aufs Höchſte 
über feinen Verbündeten entrüfteten Czaren Paul zurüdgerufen, mit feiner Armee 
das Kriegstheater. In Prag trennte er fih, phyſiſch und moraliſch tief gebeugt 
unb ohne die Lebensfrifche, welche ihn nod vor wenig Wochen ausgezeichnet hatte, 
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von ‚ feinen Truppen, und feßte bie Reife nad Rußland allein fort. In Krakau 
erkrankte ex und Iangte fterbend in Peteröburg an, wo er am 6. Mai 1800 
verſchied. | 

©. war ein nicht gewöhnliher Menſch. Bon mittlerer Statur, ſchmächtig und 
mager, dabei von Jugend auf kränklich, hatte er dennod durch große Abhärtung, 
befonder& durch kaltes Baden, eine jehr fefte Gefunpheit erlangt. Die im höchſten 
Grade mäßige Lebensweife, welche er bis zu feinem Ende beibehielt, bewahrte ihm 
diefelbe bis in’s Greifenalter, obwohl er fi nirgend und niemals fhonte, im 
Gegentheile, allen Strapazen und Entbehrungen gleich dem geringften Manne 
ausſetzte. 

Bei der Einfachheit feiner Sitten und allen Bedürfniſſen fremd, verachtete 
er den Aufwand; eigener Pferde oder Equipage bediente er fi höchſt ſelten; ver 
nähfte Kofadengaul, ein gewöhnlicher Poftlarren genügten ihm in allen Fällen. 
Die grobe Koft des ruffifchen Bauern war feine tägliche und bevorzugte Nah: 
tung, ein Heu⸗ oder Strohbündel fein Nachtlager. Als Kleidung bediente er ſich 
mit Vorliebe der Oberftenuniform feines Regiments; ein warmer Ueberrod ober 
gar ein Pelz war feinem Körper unerträglid. * : 

Arußerlih durch fein nachläffiges Weſen auffallend — in der Schlacht an 
ver. Trebig kommandirte er die brei Tage über nur mit Hemd und Hofe bekleidet, 
und einen Kantfhu in der Hand haltend — war er auch nicht ohne fonberbare, 
oft barofe Manieren in Wort, Schrift und Handlungen. Nicht felten waren feine 
Berichte oder. Befehle in ſchlechten Knittelverfen abgefaßt. Viele Anekvoten erzählte 
man von feinen Geltfamteiten, doch war dieſes Weſen ein angenommenes, Indem 
ver ſchlaue Slave richtig berechnete, daß an dem Hofe Katharina’s oder Pauls 
unter ber Masfe eines Sonderlings Mandyes eher durchzuſetzen wäre, ald auf ge 
wöhnlihem Wege, Hinter diefer Maske barg fi aber eine unerſchütterliche Zähig- 
feit des Willens und eine eilerne Unbeugfamleit des Charakters. Boll Jugend- 
feuer und Phantafie bis an fein Lebensende beſaß er eine feltene Kaltblütigkeit 
und Gemüthsruhe im Momente des Handelns, und eine Herrfhaft über ſich felbft, 
die ihn nux felten, in den Augenbliden höchſten Zorns, verließ. Sich ſelbſt un- 
bevenflich jeder Gefahr ausfegend, tapfer und verwegen bis zum Aeußerſten, ver- 
(angte er das Gleihe von feinen Soldaten, die er human und berablaffend faft 
ald feines Gleichen behandelte, und für deren Wohl er väterlih forgte. Dafür 
wurde er aber auch von ihnen im eigentlichen Sinne ded Wortes angebetet, als 
ein Weſen höherer Art verehrt. Nicht fo von der Mehrzahl der Generale und 
Officiere, die ihn fürchteten und felbft haften wegen der rüdfichtslofen und oft 
toben Weife, die er läffiger Pflihterfüllung oder Unwiffenheit gegenüber an ben 
Tag legte. Gegen die damals wie auch heute noch nicht feltene Beſtechlichkeit und 
Käuflileit in ber Heeresverwaltung fteigerte ſich feine Härte öfters bis zur Grau⸗ 
ſamleit; auch in viefer Beziehung hat die makelloſe Uneigennügigfeit dieſes Mannes 
wenigftens für einige Zeit gute Früchte getragen. 

Kleinlihes Detail und Pevanterie waren ihm verhaßt, feine Taktik war: 
Vorwärts und Schlagen; wir haben oben gefehen, wie geringfhägend die 
Taltiler aus. der Schule des fiebenjährigen und bayerifchen Succeffionstrieges über 
den rohen Naturalismus feiner Kriegführung urtheilten, Eines aber mußten ihm 
Alle, wenn auch widerwillig, zugeftehen: daß er in feinen Operationen „immenfes 
Glüd“ Hefähe. Daß diefes Glüd, wie bei allen großen Männern, in der Ueber- 
legenheit feines Geiftes, die für jede Vorkommenheit fogleih das rechte Mittel 
erfannte, und in ber Energie des Charakters, welche mit Ueberwindung alles 
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Widerſtandes diefe Mittel in's Werk zu fegen wußte, begründet war, wollten bie 
gefehrten Herrn freilich nicht begreifen, oder doch nicht einräumen. Glüdlicherweiſe 
beftimmen ſolche Anfhauungen nicht das Urtheil ver Nachwelt und diefe hat S.s 
Bereutfamfeit als Feldherr unbeftritten anerfannt. Dem ruffifhen Volke aber ift 
er bis zum heutigen Tage ber Typus des Achten Nationalhelden, und mod immer 
pilgern Taufende zu feinem Grabe im Alexander-Newsky-Kloſter, das nad dem 
MWillen des Berftorbenen die einfache Infhrift trägt: Hier liegt Sumörom. 
Litteratur Zu vorftehendem Aufſatze wurden vorzugsweiſe benütt: 
Smitt, Suwsrow und Polens Untergang, Leipzig und Heidelberg 1858, zwei 
Bände; Claufewig, Ban V. u. VI., Feldzug von 1799 in Deutſchland und 
Italien; endlich Fuchs, Driginalforrefpondenz des Grafen Sumsrow, Glogan 
und Peipzig 1835, zwei Bände. Sonſt find noch zu erwähnen: Das von Chr. 
Schmidt überfette Gefhihtewert Miliuting; dann Anthing, Verſuch einer 
Geſchichte des Feldmarfhalls Sumsrow; Döring, Rußlands Helden; Polewoi, 
Geſchichte des Fürſten Italiisky; Beauchamp, histoire de la campagne de 
1799 en Italie. 2. Hörmane. 


Suzeränität. 


Die Seele des Lehnrechts war der Ritterdienft und die Fehnstrene. 
Beides lebt nicht mehr, das Lehnrecht ift daher ein Leichnam. 

Im Mittelalter treibt der Baum des Feudalismus feine Wurzeln durch alle 
Theile des öffentlihen Necht8 und raubt dem Staate bie zu feiner Koncentration 
und Entwidlung erforberlihen Kräfte. In ver neueren Zeit hat das Lehnrecht 
immer mehr feine mit der modernen Staatsidee unverträglihe Stellung halb im 
öffentlihen und halb im Privatrechte aufgeben und ſich ganz in das Privatrecht 
zurückziehen müſſen. Es fehlt aber in Europa aud nicht am vereinzelten Weber: 
bleibfeln des eingeftürzten alten großen Lehngebäudes auf dem Gebiete des öffent: 
lihen Rechts. Zu diefen gehört bie Suzeränität (Suzerainet£). 

Suzerän wird bald der Fehnsherr, bald ber Oberlehnsherr 
genannt. Eine Oberlehnsherrlichkeit bildet fi fo: Es wird vorausgeſetzt ein 
Ihon beftchendes Lehnsverhältniß zwiſchen einem Lehnsherrn (Seigneur) und einem 
Bafallen. Zu diefem Verhältniß kann durch weitere Verleihung nod eine britte 
Perfon hinzukommen. Berleiht der Vaſall fein Lehnrecht (fein Dominium utile), 
fo ift dies eine Subinfeudatio; verleiht der Lehnherr fein Lehnrecht (fein Domi- 
nium directum), fo ift bies eine Obinfeudatio. Hierturd entfteht nun ein lehn- 
rehtlihes Verhältnig der Unterorbnung und Abſtufung zwiſchen drei Perfonen, 
indem auf vie eine oder andere Weife zu den beiden fhon im Lehnsnexus fteben: 
den Perfonen eine dritte herantritt. Diejenige diefer Berfonen, welche ven oberften 
Play einnimmt, Heißt Oberfehnsherr oder Suzerän im engeren Sinne. 

Suzerän nennt man immer no den türfifhen Sultan in feinem Ber 
hältniß zu ben Beys von Tunis und Tripolis, zum Vicelönig von Egypten und 
zu den arabiihen Imans. Auch das Verhältniß desjelben zu den Donaufürften- 
thümern trägt noch in ven neueften Verträgen den Namen der Suzeränität. 
Hierüber beftimmt ter Parifer Vertrag vom 30. März 1856 im Art. 20, baf 
bie Fürftenthümer der Moldau und der Walachei fortfahren follen, unter ber 
Suzeränität der Pforte und unter der Garantie ber fontrahirenden Mächte ihrer 
bisherigen Privilegien und Immunitäten zu genießen. Von feiner der garantiren- 
den Mächte foll ein ausfchlieflihes Schutzrecht über die Fürftenthümer ansgeübt 
werben, Aud die Stellung Serbiens zur fuzeränen Macht wird geſichert. Die 
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durch diefen Vertrag bewirfte genaue Weftfegung bes Verhältniſſes ver Donau⸗ 
fürftentHümer zur fuzeränen Pforte hat der Suzeränität hier eine Präcifion ber 
Bebeutung gegeben, deren fie früher entbehrte, Berner. 


Synoden, f. Broteftantifhe Kirde. 


Graf Stephan S;zechenpi. 


Seit die Geſchicke Ungarns dur die Uebertragung der ungarifchen Krone 
auf das Gefhleht der Habsburg-Pothringer im Bunde mit andern Provinzen 
fih entwideln, hat fein Dann mit mehr Begeiflerung, vie an poetifche Inſpira⸗ 
tion ftreift, umd mehr nüchterner politifcher Einfiht, bie den erwägenden beredj= 
nenden Staatsmann Fennzeichnet, auf das Leben der ungarifchen Nation eingewirft, 
als Graf Stephan Szehenpi. 

Sein Bater war der verbienftoolle Patriot Franz Szehenyi, der dus un— 
gariſche Nationalmufeum begründet hatte. Stephan wurde am 23. September 
1791 zu Groß-Zinkendorf, in der Nähe des Neufieblerfee’8 geboren. Seine Er- 
Hebung war ftrenge und fehr religiös; er trat aber zeitig in’s Leben. Schon ale 
18jähriger Jüngling ftand er in den Reihen ver abeligen Infurreftion von 1809. 
Dann trat er in vie Armee und nahın Theil an den Schlachten gegen Napoleon, 
und am zweimaligen Einzug ber öfterreichifhen Armee in Paris. Auch an dem 
Biener Kongreß hatte er feinen Antheil, doch ſcheint der Freudenrauſch manches 
Diplomaten länger gedauert zu haben, als der unſers glänzenven Dfficteres.. In 


‘ feiner Bruft empfand er eine Leere, und aus feinem Vaterland flarrte ihm eine 
' Siflere Freudenlofigkeit entgegen. Seit 1819 verlegte er fi auf ernfte Stubien 


und ſammelte Erfahrungen auf feinen Reifen, befonder® in England, das er wohl 
fünfzehn Mal befuchte. „Seit mein Vater, fo ſchrieb er nachher, feit mein ver: 
dienftuoller Bater als „Ungar” hoffnungslos dahingeſchieden (1826), fteilte ich 
oft Bergleihe an zwifchen den Rebensäußerungen anderer Völker und bes Ungarn, 


‚ um zu erforfchen, ob für den legteren noch Hoffnung da fei oder nicht. Und ftets 


mußte ih die Erfahrung madhen, daß gerade die Blüthe des magharifchen Volkes, 
diefes orientalifhen Schwarmes, ſchon beinahe gänzlich verzweifle und mit Weh— 
muth und tiefer Melancholie fih nad etwas Unbekanntem fehne. Während andere 
Bölfer in ver Gegenwart zu leben ſcheinen und Zufriedenheit äußern, als Hätten 
fe ſchon alfes erreicht, was ihmen befchieden ift: hofft der Ungar, deſſen ganzes 
Dafein in ein dunkles Geheimniß gehüllt ift, entweder gar nichts mehr, und glaubt, 
daß fein Ruhm in der Vergangenheit begraben liegt; oder erwartet er von den 
großen Ereigniffen Balfam für feine geiftigen Wunden, ahnt aud zuweilen, doch 
nur als vorübergehenden Schimmer, in ferner Zufmft, den Glanz feiner Nation. 
... Laſſe die traurigen Saiten ver Nationafweifen erflingen, und ih muß, ver 
lunfen in vie Vergangenheit, unter fühen Qualen, mit Berzienyi meine Elegien 
!agend fingen, und nichts kann mid) dem Geranfen entrüden, daß die ungarifche 
Nation bereits geweſen fei. Wieder aber öffnet fi der Himmel vor mir, und 
mit paradiefifher Wonne vernehme ich eine leife Stimme, die vor meinem Geift 
vorüberzieht: Deine Trauertöne find Feine Leichenliever, dein Bram gilt nit den 
Dahingeſchiedenen; dir winft noch eine Zukunft, .... die ungarifhe Nation fol 
noh werden, Oh himmliſche Freude!" An einer andern Stelle ſchrieb S. Fol- 
gendes: „Bor Jahren dämmerte in mir die Hoffnung anf, daß die Regeneration 
umferer Nation nicht blos ein poetiſcher Wahn fet, fondern eine Möglichfeit, ja 
Bahrſcheinlichleit zeige. Ale Anzeichen verkünden unferer Nation einen zukünftigen 
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Glanz, und man braucht, um dieſes vorauszufagen, feine größere poetifche Gabe, 
als es berem bedarf, um zu propbezeien, daß aus ver Eichel mit der Zeit ein 
frudttragender Eichenbaum wachſen wird, nur foll Niemand den Sprößling zer: 
treten“..... „Und fo geſchah es, daß ih im Jahre 1825, nad großem mehr⸗ 
tägigem Kampfe, und nur nachdem ich eingefehen hatte, daß aufer mir Niemand 
von diefem, vielleicht etwas höhern Stantpunfte aus, die Stellung unferer Nation 
auffaßt, oder e8 zu thum wagt, — daß ich in einer folden Stunde das feierliche 
Gelübve that, Alles aufzubieten, und follte ih auch ganz ifolirt bleiben, ja felbft 
zu Grunde gehen müſſen, was mir die Seele eingeben werde zur Erreihung bes 
doppelten Zmwedes, ver Auferwedung und Entwidlung unferer Nation.... Und 
fo betrat ich das dornenvolle Feld des öffentlichen Lebens, mit dem ernften Ent- 
ſchluſſe, daß ih, wenn e8 fein anderer thut, den Grund zur einftigen Größe 
unferer Nation legen, oder wenigftens dieſem Zwede meine irbifche Laufbahn weihen 
werde . . . Das ungarische Bolt hat feinen geringern Beruf als den, in Europa, 
wo e8 ein fremder Sproffe ift, die in feiner aflatifhen Wiege verborgenen, bisher 
noch nirgends entwidelten, nod nirgends zur Reife gelangten Eigenthümlichkeiten 
zu entfalten. Der Menfchheit eine Nation zu erhalten, ihre Eigenthümlichkeit zu 
bewahren, ihre Kräfte und Tugenden zu vereveln und auf diefe Weife in ganz 
neuen noch unbefannten Formen ausgebildet zum Endzwecke, zur Verberrlidung 
bes Menſchengeſchlechtes heranzuziehen: das ift die Aufgabe!“ 

Nachdem Ungarn durch den Szatmarer Friedensſchluß vacificirt worden und 
das Vertrauen, welches die nunmehr aud in der weiblichen Linie erbliche Dynaſtie 
auf dasſelbe gefegt, durch den begeifterten Auffhwung zur Bertheidigung bes 
erften weiblihen Königes, Maria Therefia, glänzend vergolten hatte, ſchien 
es in einen gefährlihen Schlummer zu verfinken, der es dem Tode nahe bradte, 
als fehlten ihm alle die- Bedingungen, welche die bürgerliche Geſellſchaft und den 
Staat allein erhalten und ftärfen. Es hatte wohl eine reihe und glänzende Ari- 
ftofratie, einen wohldotirten fatholifchen Klerus: aber diefe beiden Faktoren waren 
für die Nationalentwidlung fowohl in materieller, als in intelleftueller Hinfidt 
größtentbeils fteril; und in demſelben Maße, in dem das üppige Wiener Leben 
fie feffelte, verſchuldete die Wriftofratie, und entfrembete fih der Nationalität, 
während der hohe Klerus feine Aufgabe zum Theil darin fand, die gefegwibrigen 
Pladereien gegen den Proteftantismus fortzufegen, wodurch die freie Entwidlung 
des Bürgerftandes nur gehemmt wurde. So fam e8, daß die Ariftofratie und ber 
hohe Klerus, fih an den damals am Hofe herrſchenden Geift anfhmiegend, wohl 
alle Rechte beanfprudten, aber auf feiner Seite einen wirflihen Fortfchritt be> 
fürderten. Aus dieſem Schlummerleben rüttelten die wohlgemeinten, aber gemalt- 
thätig durchgeführten Reformen Joſephs II. die Nation auf; aber nach dem Land: 
tage von 1791, welder gegen die wahrgenommenen Gefahren fo viele Dämme 
aufgeführt hatte, als es unter ben obwaltenden Umftänden möglich war, ſchien 
alles wieder in die vorige Stagnation zu verfinfen. In Wien fah man nur bie 
gewaltigen Ausfchweifungen ver franzöfifhen Revolution, hatte aber kein Ber 
ftändnig für die Mißbräuche, welche die Urſache der Revolution waren; man be 
fämpfte alfo biefe, und Napoleon I. unterhielt eben ſolche Mifibräuche, wenn aud 
in milderer Form, wie unter den Bourbonen in Franfreih. So lange man Gelb 
und Soldaten zu den Kriegen brauchte, wurden wohl häufig die ungarifchen Land— 
tage einberufen, aber ftets mit der Vertröftung entlaffen, daß man nad Beendi- 
gung des Krieges den nothwendigen Reformen im Lande Rehnung tragen werde 
Und als der Arieg beemdigt war und bie europäifche Reaktion zu wirken begann, 
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zw 
fah man aud bie nothwendigſte Reform nur als eine Ermunterung bes revolutio⸗ 
nären Geiftes an. Ä 

Jedoch nad den Gewaltsfcenen in ven Komitaten von 1823 mußte ber 
Landtag ausgefchrieben werben, der als ein heilfames Mittel zur Hebung aller 
Beſchwerden angefehen wurde. Wlein die Befeitiaung ber alten Beihwerben und 
Berlegungen der Konftitution war noch fein Fortſchriit, was S. vor allen 
Botrioten am fchärfften einfah. — Der Landtag von 1825 hatte aub die Auf⸗ 
gabe, die geiftigen Imterefien des Landes zu befördern; ein gutes Mittel dazu 
ſchien ſeit Langem bie Errichtung einer umgarifhen Afademie, nur konnte man bie 
Gelpmittel nicht auffinden. Da bielt der berühmte Paul Nagy, Landtagsdeputirter 
bes Debenburger Romitates, einen begeifterten Vortrag, welcher beweiſen follte, 
daß blos der Patriotismns der Ariftofratie die Akademie ftiften könne. Und ©. 
erhob fh mit der einfachen Erklärung, daß er zur Begründung berfelben bie Ein- 
Hiufte eines Jahres von feinen Gütern (60,000 Gulden Konventions-Münze) an« 
biete. Diefem Beifviel folgten Andere und die ungarifche Akademie hörte auf, 
blos ein frommer Wunfch au fein. Als fie 1830 ihre Wirken begann, wurde ©. 
ihr zweiter, Graf Joſeph Teleli ihr erfter Vräſident. 

Im Jahre 1827 trat, S. zuerſt ald Schriftfteller auf, indem er fein erftes 
Bert „Der Kredit“ publicirte. S. darf nicht als ein gelehrter und gefchulter 
Schriftſteller beurtheilt werben, er ift vor Allem ein Mann der That, der Ber 
geiftert von feinem Vorhaben, — die ungariſche Nation zu regeneriren — feine 
Gedanken auch ſchriftlich mittheilt. Sein Plan und feine Methode waren bie 
Iogifchften von ver Welt: feine Perioden in feinen Büchern haben nicht das Eben⸗ 
mah des Iſokrates; feine Sätze ‚zeigen manche: Sprünge, oft aud Lüden, aber fie 
entiprangen einem überfprubelnden Gemüthe, und wurden beffer von feinen Lauds⸗ 
leuten verftanden, als der regelrihtiafte Styl; Im „Kredit“ zeigte er fchonungs- 
108 alle Gchrechen des Landes, und fing an, bie Mittel anzugeben, mit denen bie 
Gebrechen zu heilen feien. „Ein freier gefiherter Grundbefig, ven bis jest bie 
Aoiticität zum todten Befigthum gemacht hatte, diefem vorangehenb gute Geſetze, 
biefen vorangehend geiftige Erörterung, endlich iſt es vor allem Anderen notb- 
wendig, den Aufenthalt in Dfen-Beft beliebt und angenehm zu machen“. ©. fonnte 
es nicht entgehen, welch’ gute. Folgen das Wohnen. der ariftofratifhen Familien 
in Peſt, die im Auslande oder in Wien ihr Leben verträumten und ihr Geld 
verausgabten, fomohl auf fie felbit, als anch auf das fociale Leben in Ungarn 
haben müßte. Daher war die Verſchönerung Peſts einer feiner Lieblingsgedanken. 
— Denjenigen, welche außerhalb der ererbten, Privilegien gewährenden Konſti— 
tution fein Heil für die Nation erblidten, und alles von der Wieverherftellung 
derſelben erwarteten, rief er Folgendes zu: „Laßt uns nicht alle Urfachen unferer 
Rüdihritte einzig und allein in ver Regierung fuchen, fondern flatt der ewigen 
Refriminationen und der unfruchtbaren Poftulate lat uns auch felber Hand an’s 
Bart legen. Wenn gleich das Feld uns nicht überall offen fteht, fo trachten wir 
wenigftens, uns intelleftmell und moralifch zu bilden, und unfern materiellen Wohl- 
fand dort und: fo zu heben, wo und wie e8 möglich if". Im Laufe bes Werkes 
zriff er unter. andern die Privilegien des Avels, vie Schuldengefete und bie 
Proceforbnung an; dann das Urbarialfyftem, die Frohnden, in Folge deren die 
meifte Arheitötraft vergeubet wird, die Art und Weife des Straßenbaues u, f. m. 

In demſelben Jahre verlegte er den Klub, den er während des Landtages in 
Freiburg gefiftet hatte, nah Peſt. Aus dieſem emtmidelte fi das National» 
laſino, das im Lande vielen ähnlichen Vereinen zum Muſter diente, in welden 
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das geſellige Leben veredelt werden ſollte. Aus dem Wettrennen-Verein, den er auch 
in Prefkburg geſtiftet hatte, entſtand der noch gegenwärtig blühende Landes-Agri⸗ 
kultur-Verein in Peſt. Auch fir die Donau-Dampfſchifffahrtsgeſellſchaft, die 1830 
zu Stande kam, agitirte S. mit Erfolg. 

Das Buch „Der Kredit“ hatte unterbeffen eine große Wirkung hervorgebracht. 
Nachdem Graf Joſeph Deſſewffhy eine Kritif desſelben, „Zeralieverung“ benannt, 
herausgegeben hatte, lieh ©. im Jahr 1830 das „Licht“ ericheinen, in welchem 
er die Ideen feines frühern Werkes mehr entwidelte, die Gegner und Anhänger 
des alten Schlendrians mitunter mit beihendem Spott geikelte, augleih aber auch 
neue Schritte anbahnte. So agitirte er für ven divlomatiſchen Gebrauch der un- 
garifhen Sprache; fo fegte er auseinander, daß im Wege von Vereinen alle 
folhe Reformen durchzuführen fein, welche von der Regierung nicht beanftanbet 
werben können, und fchlug zu dieſem Behufe eine Koncentrirung aller Beftre- 
bungen in Peft vor, von wo aus die Fäden der intelleftuellen Bewegung in bie 
verſchiedenen Theile des Pandes auslaufen follten. 

Im Beginne des Jahres 1832 ftiftete er den Brücken-Verein, deſſen Zwed 
e8 war, Dfen und Peſt mit einer ftabilen Brücke zu verbinden. Die frühere 
Schiffbrücke konnte weder dem Verfehr der beiden Stäbte, noch auch dem Hanbel 
des Landes genügen. Die Britde follte durch einen zu erhebenden Brückenzoll er: 
mögliht werben, der aber nur dur das Aufgeben des adeligen Privilegiums 
(das von allen Straßen und Brücdenzöllen befreite) eingeführt werben konnte. 
Die ftabile Brüde zwifhen Dfen und Peft hatte demnach eine hohe politiſche Be: 
deutung. Den Vorfhlag zu einem Gelee, das alle ohne Unterfhieb des Standes 
zur Gntrihtung des Brüdenzolles verpflichtete, ließ er auf dem Landtage von 
1833 maden, der ihn and annahm. 1835 nahm derfelbe Pandtag auch S.'s An- 
trag zu einer Adreſſe an den König an, in ber um die Requlirung ber Donau 
gebeten wurde. Bel biefer Gelegenheit beglüdwünfchte der Palatin, Erzherzog 
Joſeph, den Reformator, daß ihm bereits fo Manches zum Wohle des Landes 
gelungen fei. 

S. hatte feinem Streben eine boppelte Regel vorgezeihnet, nämlich, bie 
Intereffen fo fehr als möglih für das abftrafte Recht au ge» 
winnen, und fowelt es nur anaing, jeden Jufammenftoß mit der Re- 
gierung zu vermeiden, im Öegenthbeil, fie davon zu übergeugen, 
daß feine Reformen aud ihr Vortheil brädten. Im Sinne der erften 
Negel berief er fi niemals blos auf das Recht, ſondern er zeigte überall auf 
den Bortheil, den vie Neuerungen Schaffen würden. Der zweiten Regel gemäk 
machte er niemals feine reformatoriihen Blane von dem Entſcheide ſtaatsrechtlicher 
Tragen abhängig, bie er Lieber zu umgehen fuchte. Und eben dadurch bewies ©. 
feine tiefe politiſche Weisheit; er kannte genau alle Verhältniffe, und trug den 
Umftänden Rechnung, wie fie eben waren. 

Während des Pandtages von 1832—1836 und nach bemfelben ereignete ſich 
Manches, das die Gemüther aufregte. 1835 flarb Franz I. Die Regierung ergriff 
repreffive Maßregeln und leitete politiſche Proceffe ein. Ludwig Kofſuth hatte 
dte Landtagsverhandlungen in einer gefchriebenen Zeitung mit großem Gefbide 
befannt gemadt; nun wollte er ebenfo mit den Romitatsverbandlungen verfahren. 
Das Unternehmen wurde verboten, und als Koſſuth, geſtützt anf die Komitate 
beſchlüſſe, dem Verbot, das wohl eines geſetzlichen Grundes ermangelte, keine Folge 
ferftete, wurbe er verhaftet und in Folge eines gerichtlichen Urtheils au vierjähri⸗ 
gem Feftungsarreft verurtheilt. Allein während des Pandtages 1839/40 fühnte ſich 
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das Sand mit der Regierung aus, bie nun entfchieben die Fahne des. Fortfchritts 
ſelbſt vortragen wollte. Nach diefer glädlihen Wendung eradhtete ©. jede Agitation 
für überflüffig und ſchädlich. Aber feine Weisheit und Mäßigung theilten nicht 
andere, zumal die nicht, welche fi) und ihre Partei als politifche Märtyrer ber 
trachteten. Koſſuth, feiner Haft entlaffen, begann. im Anfang bes Jahres 1841 
die Redaktion der politifchen Zeitfchrift „Peſti Hirlap“. Gleich in den erften 
Nummern derjelben ſah ©. fo viel Gefährliches für bie ruhige Entwidlung ber 
im’ Zuge begriffenen Reformen, daß. er gegen Kofjuth und feine Zeitung mit 
einem leidenſchaftlich gejchriebenen Buch „Das. Bolt des Drients“ auftrat. Die 
Blätter des Hirlap ſchienen ven Meiften eine fo ſcharfe Rüge nicht zu verdienen, 
und da fih Koffuth in einem Bude ruhiger vertheibigte, fo bob fidy feine Wag- 
Ihale beventend vor ven Augen des mittleren Adels und ber Bürger. 

Aehnlich erging es S. mit feiner berühmten: afademifchen Rede am Schluſſe 
des Jahres 1842. Die: politiichen Reformen gingen in Ungarn mit ven Natior 
nalitätsbeftrebungen Hand in Hand. Es iſt in. Europa die Meinung verbreitet, 
daß durch den  übertviebenen Eifer für bie ungarifhe Nationalität die ſlaviſchen 
und panflavifchen, Beftrebungen hervorgerufen worden feien. Dem ift in der That 
nit fo. In Wien. war. man ſeit langer Zeit geneigt, gegen den unbeugfamen » 
angarifchen Adel bie fremden Nationalitäten,: zumal bie im 17. und 18. Jahr- 
hundert eingewanderten Razen, ober Gerbier, in Waffen treten zu laflen. Diefe 
batten ſchon in den legten Rähöczy'ſchen Wirren gute Dienfte geleiftet; auch gegen 
ven im Jahre 1790 in Dfen tagenden Landtag boten:fie ihre Dienfte an: und 
doch war damals noch feine. Rebe von dem, “was wir jegt Nationalität heißen. 
In dem erften Biertel dieſes Jahrhunderts wurde die Idee des Panflaviemus von 
Rußland aus wach gerufen, die alfo weit über Ungarn hinausreihte. Auch waren 
die von dem evang. ſlayiſchen Prebiger in Peſt, Johann Kollar, 1827 heraus- 
gegebene „Slawy Deera“ bereitd vor dem Auftreten S''s foncipirt. In dieſen 
Gedihten werden aber die Elbdeutſchen und die ungarifchen Deutfchen in größerer 
Menge zur Hölle verdammt, als die Magyaren. Und die Deputirten der flavoni- 
fhen Komitate, fowie bie Deputirten Kroatiens hatten bis 1836 im Betreff der 
ungarifhen Nationalität im Ganzen mit den Deputirten der ungarifhen Komitate 
übereingeftimmt. Nur 1836 trat der Illyrismus in Kroatien auf, nicht ohne von 
Dien aus beeinflußt. zu werden. ©. hatte alfo in feiner afademifhen Rede nicht 
volltommen Recht, wenn er bie gefammten flavifchen Beftrebungen als Erwiede— 
rung der magyariſchen Propaganda barftellte; und verfehlte vieleicht auch ben 
Drt zu einer ſolchen Ergiefung. Die Akademie ‚hatte von Anfang an weber das 
Geſchick noch die Mittel zur Berbreitung der ungariſchen Nationalität; ihre 
Schriften wurden wenig gelefen, und bie fie lafen, mußten nicht durch fie zum 
Magyarenthum befehrt werben, Diefe Rede ſchadete alfo einerfeits dem Einfluffe 
6.5, andererfeits aber lieferte fie den Gegnern ver politischen Regeneration 
Ungarns Waffen. : 

Mit der Intuition des politifhen Genie's hatte ©. von Anfang an alle 
Schwierigkeiten der ungarifhen Reformen erkannt, und weiter in bie Zukunft 
geblidt als alle feine Laudsleute. Daher fein mäßiges Auftreten gegen folde, 
welche die Reformen berühren konnten; baher aber auch feine Heftigfeit gegen bie, 
welche nad feiner Meinung durch Boreiligkeit ‚ven Reformen binterlid zu werben 
drehten und Miftrauen gegen fie ermeden fonnten. Auf dem Boden. des abftraften 
Rechtes mochte man ©. bekämpfen, aber auf dem Felde der konkreten Verhältniſſe 
war er ein Riefe, - | r 
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Bon nun an fhien fih S. vom politifhen Schauplat etwas ferne zu 
halten: deſto eifriger arbeitete er auf dem focialen Gebiete, Die Kettenbrüde 
zwifhen Ofen und Peft wurde gebaut; die Donau-Dampfihifffahrt blühte; auf 
jeine Anregung und unter feiner perjönlihen Leitung wurden zum ‘Theil bie 
Hinderniſſe befeitigt, weldhe bei Orſova die Schifffahrt auf der Donan erfchwerten, 
Nachdem er 1845 Präfident der KRommunifations-Kommijfion geworben, bejcäftigte 
ihn die Regulirung der Theiß und das Schienenneg, welches er für das Land 
projeftirte. Im Beginne des Jahres 1847 kam die Gefellfchaft zur Regulirung 
der Theiß zu Stande, und dem bevorftehenden Landtage wollte er fein Schienen 
neg vorlegen. 

Zu diefem Landtage wurben unterbefjen die größten Vorbereitungen gemacht. 
Die Regierung hatte feit 1844, ald Graf Georg Apponyi Kanzler geworben, 
ihre politiſche Partei geftärft und durch die Ernennung der Adminifiratoren in 
den Komitaten direkten Einfluß auf die Komitatsverhandlungen zu nehmen geſucht. 
Jedoch eben dieſe Apminiftratoren ſchadeten durch ihr Betragen der Megierung. 
Indem fie hie und da bie Liberalen mit Gewalt und durch den Komitatspöbel 
von der Theilnahme an den Komitatsbejhlüffen fern hielten, veranlaßten fie 
anderswo und im Allgemeinen das engere Zujfammenhalten berfelben. Un ber 
Spige ver liberalen Partei ftand Graf Ludwig Batthyänyi; ihr größter und 
glänzendfter Redner war Koffuth, der durd feine Agitation für den Induſtrie⸗ 
verein, dann für den Schugverein ber inländifhen Fabrikation und endlid für 
die Eifenbahn von Peſt nah Fiume eine ungeheure Popularität erworben hatte. 
©. ſchien außerhalb ver beiden Parteien zu ftehen. Beide gaben politifche Pre 
gramme heraus: ©. that es aud. Kaum hat ein Prophet des Alterthums die 
Zukunft ficherer vorausverfündet, ald S. in feinen „Bruchſtücken eines politifhen 
Programmes”. Er wendet fih unter anberm direlt an Kofjuth und beſchwört ihn, 
vom politifhen Schauplage abzutreten, weil er das Vaterland unfehlbar in den 
Abgrund ftürzen werde. „Und Sie, Kofjuth, was werden Gie empfinden, wenn 
die Schilderung meines Pinfels denn doch zutreffen follte? Was werden Gie 
empfinden, wenn Gie fid) endlih von Ihren ſüßen Illuſionen loswinden, wenn 
Sie erkennen, daß Sie, während Sie fi) voll Staatsweisheit vünften, blos mit 
Phantafie und GSelbftüberfhägung gefättigt waren; während Gie fic für einen 
Propheten hielten, nicht nur nichts vorausfahen, fondern auch die einfachften Er- 
eigniffe nicht im Stande waren Mar aufzufafjen; während Sie fi in ſchöpferiſchen 
Illuſionen ergingen, nie mehr waren, als ein Schwindler; .... während Sie fid 
für einen politifhen Meſſias hielten, fih niemals höher erheben konnten, als auf 
den Stanbpunft eines gutmüthigen Miferilorbianers, ver für jede Heine Wunte 
einen Balſam hat, nad) fehlerhafter Berehnung für die Armen Brod baden läßt, 
und indem er dadurch die Faulheit auf entjeglihe Weiſe befördert, höchftens fe 
viel Talent befigt, ein großes Nationalfpital zu errichten, aber nie im Stande 
fein wird, eine dem Untergange nahe Nation zu regeneriven; während Sie wäh 
ten, Völker zu beglüden, Sie bloß als ein Winkeladvokat zu unferm Unglüde ein 
Agitator waren; während Sie glaubten, die Inftitutionen des Landes zu ordnet, 
das Vaterland in eine vollftändige Verwirrung braten, und ftatt die freiheit, 
die Ihr Idol ift, zu verbreiten, dasſelbe in Sklaverei verfegten; .... während 
Sie glaubten, wenigftens Ihre Pflicht erfüllt zu haben, Sie fi aud darin 
täuſchten, .... weil die Ausführung von Ungereimtheiten nod keine Pflichterfül- 
lung ift!.... Wenn Sie einft vollftändig enttäufcht fein werben... dann, frage 
ih, werben Sie aud nur ein einziges tröftliches Gefühl in Ihrer Bruft empfin 
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den?.... Und darum beſchwöre ih Sie bei dem heiligen Namen des Vaterlandes, 
treten Sie ab von dem gefahrvollen Pfade der Agitation; ja ich wende mich an 
Ihr edles Gefühl und flehe Sie inftändig an: entfagen Sie durchaus ber politi- 
ſchen Führerfhaft. Wenn Sie aber den einmal begonnenen Beitstanz mit dem 
Orundfag „ohne Euch, ja gegen Euch“ zu Ende führen wollen: nun fo fahren 
Sie fort !* 

Nachdem Koffuth zum Landesbeputirten des Pefter Komitates gewählt worden, 
ließ fih ©., der feinen Sig au der Magnatentafel hatte, zum Landesdeputirten 
des Wiefelburger Romitates wählen, damit er an der Ständetafel jenem die Spige 
bieten könne. Der Landtag wurde am 7. November 1847 in Preßburg eröffnet. 
Die Wahl des Erzherzogs Stephan zum Palatin erfüllte das Sand mit Freude, 
Darauf begannen die Debatten namentlich über die Aominiftratoren, welde überall 
die Obergefpäne erfegten und ein willfähriges Werkzeug: ver Regierung waren. 
Keſſuth war der Hauptrepner an der Stänbetafel, feine Uebermacht al8 glänzender 
Redner und überaus glüdliher Improvifator mußte von allen anerfannt werden. 
Mein jhon begann man aud feinen Drudf zu empfinden, denn feine Eitelkeit 
war nit minder groß, und es fhien, daß S.'s Eifenbahnplan die Oberhaud 
haben werde, was Koſſuths Nimbus gebrochen hätte. Da erſcholl die Nachricht 
von der Parijer Februarrevolution. Koſſuth ergriff in geſchickter Weije vie Ge- 
legenheit und ftellte die Motion auf Erridtung einer verantworlihen Regierung. 
Während die Tafel der Magnaten darüber verhandelte, brach am 13. März die 
Revolution in Wien aus; Metternicd wurde geftürzt; Apponpi trat zurid. Als 
auf diefe Nachrichten Kofſuth eine Motion nady der andern ftellte, äußerte ſich 
©. alfo: „Biele freuen fih, Andere find betrübt über die Greigniffe, ich konnte 
mid noch nicht entfcheiden. Nach meiner Beurtheilung ift eben fo viel Möglichkeit 
da, daß Ungarn eine ſchöne Zukunft erhalte, als daß es mit ſich felbft kämpfend 
zu Grunde geht.... Mid macht ver Umftand beforgt, daß die Nahbarjchaft in 
Flammen gerathen, und daß wir Ungarn mit unjern ftrohernen Berhälmiffen fo 
nabe dem Teuer ftehen.... Reform oder Anarchie, zmwifchen beiden müflen wir 
mwählen.... Es höre nun jede Partei und jede Kafte auf; ich habe ja auch bisher 
nur die Art und Weife, nicht aber das Ziel getabelt.“ Diefe Aeußerung beweist, 
daß Koſſuth zur Zeit in der öffentlichen Meinung fhon allmädhtig war. Nun bing 
es allein von ihm ab, die Prophezeiang S.'s zu Schanden zu machen. Allein 
Koffuth überfah vie „ftrohernen Berhältniffe" Ungarns; er vermehrte nur die 
Schwierigkeiten und machte der Kamarilla ein leichtes Spiel. 

©. beurkundete dadurch am deutlichften feinen Patriotismus, daß er im 
Minifterium Batthyänyi neben Koffuth, dem Finanzminifter, als Minifter der 
Kommnnilationen eine Stelle einnahm. 

Im Herbfte des Jahres 1848, nachdem Batthyänyi dem Minifterium ent=_ 
fagt hatte, unter dem Toben des VBürgerfrieges, verbreitete fit in Peſt an einem 
unglüdlihen Tage die Kunde, daß ©., auf einem Dampfihiffe ſtromaufwärts 
fahrend, den Berſuch gemacht habe, den Tod in der Donau zu finden. Das 
Shidjal feines Landes hatte feinen Geift gebrohen. Bon da an lebte er in der 
Heilanftalt zu Döbling bei Wien. 

Im Jahre 1859 konnte man wieder feinen Namen nennen hören; e3 war 
Hoffnung zu feiner vollftändigen Genefung da. Aber fein Geift verhüllte ſich 
abermals, und am 8, April 1860 machte er feinem Leben ein Ende. Sein Top 
verfegte das Land in tiefe Trauer; denn es hatte längft eingefehen, daß ©. fein 
befter Führer war, Hunfalop, 
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Statiftif. 
Nachtrag zum Budftaben ©.) 
I. Die Kontroverjen über ben Gharafter und bie als Syftem von Maffenbeobadtungen fat 

Bedeutung ber Statifil. Anfang des 19, Jahrhunderts. 

It, Geſchichte ver Statiſtik. F. Die Streitfragen über die Einheit und bie 

A, Altertfum und Mittelalter. Trennung der Statiftit. 

B Neuere Zeit. (16.—18. Jahrhundert.) Il. Theorie ver Statifif. 

C. Die Gonring Achenwall - Schlöger'ie A. Das allgemeine Kaufalgefeg, vie fatifi- 
Richtung in ver Statifil oder vie deutſche [hen &efegmäßigkeiten und Geſehe ums 
Säule der Staatslunde und beren Ent- deren Bebeutung. 
widlung bie zur Gegenwart, B- Objekt, Aufgabe und Begriff der Statifif, 

D, Die Süßmilch-Quötelet'ſche Ridtung in C. Die Erfüllung uno Ausführung ver fati- 
der Statiſtik, over bie Schule ver eigent- ſtiſchen Aufgabe. 
lien Statiftif und ihre Entwidlung bis D. Urten und wifjenihaftlider Rang wer 
jur Gegenwart. Statiſtik. 


E. Die Entwichung der amtlichen Statiſtik 


I. Die Kontroverſen über den Charafter und die Bedeutung 
der Statiſtik. 


Die theoretiihen Statiftiter find über ven Begriff, ven Gegenftand und 
den Umfang, die Methode und die Aufgabe der Statiftit auch heute noch, troß 
aller Bemühungen und Eintgungsverfudhe von Fallati, Jonak, R. Mohl um 
Anderen, eben jo wenig, ja noch weniger in Uebereinftimmung, als zu Anfang 
dieſes Jahrhunderts, zur Zeit des Kampfes der Göttinger Schule und ver „Zabellen- 
knechte“. Lüder's Berzweiflung an der Idee der Siatiſtik felbft und an ben dw 
maligen Berfuchen zur praftiihen Berwirklihung diefer Idee läßt ſich auch jetzt 
nah fünfzig weiteren Jahren, in welden ſich die amtlide Statiftif eines unge 
ahnten, beifpiellofen Aufſchwungs zu erfreuen hatte, nod zur Genüge begreifen, 
um nicht zu fagen billigen, ſobald man nur einen Blid auf die theoretifch-ftatifti- 
Ihen Arbeiten wirft und tas vollftändige Auseinandergehen ber theoretifchen Auf- 
fafjungen gewahr wird. Auch nahdem R. Mohl eine eigene Meine Monographie 
über die den Begriff der Statiftit behandelnde Titteratur gefchrieben und mit ber 
gewichtigen Autorität feines Namens für eine Begriffsbeftimmung, welche ihm 
ebenfo einfach als unbeftreitbar erſcheint, aufgetreten ift, hat doch der Streit noch 
keineswegs aufgehört. Faft jeves neue ftatiftifch-theoretifche Wert, felbft viele 
praktiſch-ſtatiſtiſche Arbeiten und ftatiftiiche Specialjhriften liefern in beſonderen 
Ausführungen über Begriff und Aufgabe der Statiftil eine ganz oder theilmeile 
neue Definition oder verrathen doch eine abweichende Auffafjung, und zeigen ba 
dur immer wieder von Neuem, daß man von einer Gemeinſamkeit der Aufichten 
über Statiftit weiter als jemals entfernt if. Selbft die von Mohl fo ſcharf 
abgewiefene Meinung von Knies, nad welder die fogen. Wiſſenſchaft ber 
Statiſtik eigentlich aus zwei ganz verfchiedenen Difciplinen beftehe, hat, trog ber 
ihr allerdings zu Theil gewordenen vielfeitigen Bernrtheilung, ihre entfchiedenen 
Anhänger behalten und ift noch kürzlih von Rümelin in geiftvoller Weile 
wieder aufgenommen und fortgeführt worben. Ja gerade fie möchte ſogar, nach vielen 
Zeichen zu fchließen, in dieſer oder jener Weile mobificirt und erweitert, unter ber 
jüngeren Öeneration der Statiftifer ſchließlich zu allgemeinener Geltung kommen. 
Aber im Augenblide ift man doch noch nicht fo weit gelangt. Denn ganz ent 
gegengefegte Anfhauungen werden von hervorragenden Vertretern des Fachs aller 
Angriffe ungeachtet nody heute hochgehalten. 
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Man kann fi) deshalb auch nicht wie Fallati und befonder8 Jonak da— 
mit tröften, daß bie Anſichten nicht mehr fo weit als früher auseinander gehen 
md die Zahl und Bebeutung der Differenzpunkte abgenommen haben. Eine darauf 
bingehende „Entwidlung“ wird in die Geſchichte des Begriffs der Statiſtik mehr 
von Außen in der Abficht ter Einigung der Anfichten hinein getragen, als daß 
fie wirklich bei objektiver Unterfuhung darin gefunden werben könnte, — freilich 
kine feltene Erſcheinung in unferem „Zeitalter der litteratur- und dogmengefchicht- 
lien Behandlung”, das bie Kraft zu felbftändiger dogmatiſcher Entwidlung 
wenigftens auf dem Gebiete der philofophifhen und politiihen Wiſſenſchaften ein" 
gebüßt zu haben ſcheint. Ionaf namentlidy iſt, wie früher ſchon Yallati, nicht 
* eine ſehr gezwungene äußerliche Einigung heterogener Auffaſſungen hinaus- 
gelommen. 

Nicht nur über die Definition, ſondern ſelbſt über die Möglichkeit einer 
Definition der Statiſtik wird noch geſtritten. Noch v. Malchus und Schubert 
läugnen dieſe Möglichkeit und begnügen ſich ausdrücklich mit einer Defkription 1), 
Die Frage, ob bie Statiftif eine Wiſſenſchaft, fei, wird keineswegs einftimmig 
beantwortet. Manche fehen in der Statiftit überhaupt keine Wiffenfhaft, jondern 
nur eine Methode der Beobachtung und Bearbeitung des Stoffs, Andere vollends 
nur eine Materialienfammlung, aus der man die bebuftiv gewonnenen Gäße 
anderer Wiffenfchaften, 3. B. der Boltswirtbfchaftslehre, belegen oder erhärten 
inne. Selbft biejenigen, welde von der GStatiftif als Wiſſenſchaft fpredhen, find 
über das Wefen und die Bedeutung dieſer Wiſſenſchaft ganz verſchiedener Meinung. 
Den Einen, wie im Allgemeinen ver Achenwall'ſchen deutſchen Schule no ' 
heute, iſt die Statiftil eine rein beffriptive, den Andern, wie im Ganzen ben 
Ausländern, namentlid der Quételet'ſchen Schule, ift fie eine indultive Beob- 
abtungswiffenfchaft. In Betreff des Nangs der GStatiftif als Wiffenfchaft gehen 
die Anfihten, aud fonft Naheftehender, abermals auseinander. Diefe erbliden in 
der Statiftit eine ganz felbftändige, Jene eine bloße Hülfswiffenfhaft, während 
Dritte bald den einen, bald den anderen Ranz ihr zufcreiben. Nicht minder 
mweihen die Meinungen über die wiffenfhaftlihe Zugehörigkeit oder Verwandtſchaft 
der Statiftif mit anderen Wiffenfhaften von einander ab, bald wird fie zu ven 
biftorifchen, bald zu den Staatswifjenfchaften (deutſche Schule), bald zu ven 
Naturwiffenfchaften gezählt (Tendenz der franzöfifhen Schule.) 

Aehnliches Auseinanderzehen der Anfichten in Betreff des Objekts, Umfangs, 
der Aufgabe, Methode, Darftellungsmittel der Statiftit! Freilich beobachtet aud) 
bier jede unbefangene, nicht fofort von der naturgemäßen Einheit der Statiftif als 
Wiſſenſchaft ausgehende, nicht mit einer petitio principii beginnende Betrachtung, 
dag die fcheinbar in jedem kleinſten Punkte vorhandenen, unvereinbaren Gegenſätze 
ſich doch der Hauptſache nah auf zwei Hauptgegenfäge zurüdführen laffen. Den 
legteren begegnet man bei der Begriffsbeftimmung, bei der Auffaflung der Statiftif 
ale Wiffenfchaft und als Glied eines größeren Syftems von Wiffenfhaften nicht 
minder als bei den Anſichten über Objelt und Aufgabe der Statiftil. Auch die- 
jenigen Statiftifer, weldhe, wie Fallati, Jonak, R. Mohl, an der Einheit 
der ganzen Difciplin fefthalten, erfennen dies an und bemühen fi, die Heineren 
Gegenfäge unter höhere und abermals höhere zu fubjumiren. Ihr Fehler ſcheint 
uns darin zu liegen, daß fie die zulegt gefundenen Gegenfäge nicht als höchſte, 
bleibende auffaffen, fondern verleitet durch ben Erfolg ihres bisherigen Subfum» 





ij v. Maldus, ©. 1, 6, Schubert ©. 2, in den Anm, 2 genannten Werfen, 
Bluntfhliun Brater, Deutſches Staats⸗Wörterbuch. X. 26 
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tionsverfahrens, nun auch diefe Gegenfäge ſchließlich verſöhnen wollen. Diefer 
Berfuh ift auch nah unferem Ermeffen nicht geglüdt, und demgemäß muß vie 
zuerft von Knies formulirte, keineswegs von ihm gefchaffene Frage, ob nidt 
die fogenannte Statiſtik in zwei Difciplinen zu trennen fei, im Wefentlihen be 
jaht werden. Gefchaffen worben ift diefe Frage eben durch die Verſchiedenheit der 
Ausgangspunfte, der Aufgaben und der wifjenfchaftlihen Behandlung. 

Aber angefihts dieſes Zuftandes der wiſſenſchaftlichen Auffaffung der Statiftif 
iſt e8 zur näheren Begründung der eigenen Anfiht wohl unvermeidlich, wenigftens 
fo weit es vie Aufgabe des Staatswörterbuhs mit fidy bringt, orientirend auf 
die Geſchichte fowohl der praktiſch ftatiftifchen Leiſtungen als namentlidy auch 
ver felbftändigen ftatiftifchen Yitteratur einzugehen. Nur dadurch läßt fich allen 
Anfihten gerecht werden und objeftiv der Beweis führen, daß 

1. eine Einigung der verfchiedenen, über Begriff, Gegenftand, Aufgabe der 

Statiftif laut gewordenen Anſichten nicht zu erzielen ift, daß daher 

2. eine Trennung ber bisher fogenannten Statiftif in zwei gefonberte 
Difciplinen eine nothwendige wifjenfhaftliche Forderung ift; zugleich aber 
auch genau bezeichnen, 
. wo und in welcher Weife viefe Trennung vorzunehmen, 
. weldes das Gebiet, Objelt, die Aufgabe, der Begriff ver gefom 
berten Difeiplinen, ihr Berhältniß zu einander und zu anderen 
Wiſſenſchaften, fowie ihre allgemeine Bedeutung fei. 


II. Gejchichte der (ſogen.) Statiftif. 2) 

A. Alterthum und Mittelalter. Wenn man die dur Verwaltungs: 
organe für Verwaltungszwede gefammelten Notizen über Staatszuftände und das 
Beftreben von Staatsmännern und Schriftftelern, ſich über Staatszuftände zu 
unterrihten, mit dem Namen Statiftil und ftatiftifhes Beobadten 
bezeichnet, dann hat es allerdings wohl ſchon in den früheften Zeiten der Staaten 
bildung eine Statiftif gegeben. Stellt man aber audy beim Gebrauch dieſes Wortes 
ftrengere Forderungen auf in Betreff einer gewiffen, für den Zwed als nothwendig 
begriffenen Syftematit der Beobadhtungen, fo muß man zugeftehen,. daß einige 
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2) Schon die Rüdfiht auf den Raum macht im Kolgenden die möglichfte Beſchränkung in 
Betreff des Gitirens nothwendia, was ja aud der Sitte des Staatamb. entipricht. Im Alge- 
meinen find daher alle fpeciellen Citate unterblieben, welche man in jo befannten und verbreiteten 
Werfen wie denen von v. Maldhus, Schubert, Fallati, Heuſchling u. 9. findet. Ey 
verweiſe daher für die ſtatiſtiſche Litteraturgefchichte auf Meufel, Litterat. d. Statift , 2. A N., 
2 Bde., Lpz. 1806 u. 1807 (früber von mir gebraudy), aber bei der Ausarbeitung gegenmär 
tigen Artikels mir nicht vorliegend), v. Malchus, Etatift. u. Staatenfunde, Gtuttg. u, Tüb. 
1826, ©. 1—39, Schubert, Handb. d. allg. Gtaatsfunde, I. 1, Königsb. 1835, S. 1-76, 
Kallati, Einleit. in d. Wiſſenſch. d. Statih., Tüb. 1843 (vgl. auch $. 132 u. 133 u. An 
bang), R. v. Mobl, Geſch. u. Litterat. d. Staatswiffenfch., 3. Bd., Eri. 1858, „Die Exhriften 
über d. Begr. d. Statiſt.“ ©. 639 ff., namentlich aber auf Heuſchling's treffliche bibliogra: 
phiſche Vorarbeiten: Bibliogr, hist. de la statist, en Allemagne (Brux. 1845) und en France 
(Brux. 1851), denen ich befonders verpflichtet bin. Außerdem enthalten viel hierher @eböriget 
Lüder's von Dielen, auch von Mohl zu ungünftig beurtheilte Krit. der Statifl. u. Palit. 
(Bört. 1812) und krit. Gef. d. Gtatift. (Wört. 1817), und die Werke von Süßmild, 
Crome (über d. Kulturverh. d. europ. Staaten, Lpz. 1792), Niemann, Göß, Mone, 
Jona, Knies’ Statiſtit, Wappäus Bevölferungsftat., und befonders noch die Einleitung 
sur l’'bist. de l'application des nombres aux scien. mor, in Guerry's go Wert über 
die Stat, mor. de l’Anglet. etc. (Par. 1864). Vgl. auch Gerſtner, Berölkerungslehre, 
Bürzb. 1864 S. 17—44 (fehr apboriftiih). Unerwartet dürftig, nicht einmal Forreft ift Peſchl, 
Geſch. d. Erdkunde, Münden 1865, S. 685. 
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orientalifche, namentlich aber die klaſſiſchen Bölker des Alterthums, vor allem bie 
Römer umfaffende und dem Anſchein nah zum Theil vorzügliche Einrichtungen 
abminiftratin-ftatiftifcher Art, "freilich wohl lediglich für praktiſche Zwede, befaßen. 
Nennt man die Gefammtheit folder Einrichtungen und die mit Hilfe ber letzteren 
erfolgte Konftatirung oder Aufnahme der für die Verwaltung wichtigen Thatfachen, 
oder au die Summe diefer aufgenommenen Thatſachen felbft Statiftif, — dem 
Sprahgebrauh der früheren deutſchen Theoretifer entgegen —, bann haben 
jene Völler fo gut wie wir eine GStatiftit gehabt. Wenn man dagegen unter 
Statiftil eine Wiffenfhaft der Staatsfunde verfteht, alfo. wenigftens 
eine halbwegs wiſſenſchaftliche Zuſammenfaſſung der amtlichen Beobachtungen in der 
Üitteratur und eine Zweckbeziehung der Daten auf den Staat oder eine Benugung 
verfelben zur Gewinnung allgemeiner Gefihtspunfte, dann haben unferes Erachtens 
Meufel und Schlözer volltommen Recht darin, daß es vor ber Mitte. des 17. 
Sabrhunderts, bei weiter gehenden Anfprüchen faum vor der Mitte des 18. Jahr» 
hunderts eine Statiftit gegeben habe. Diefe Behauptung gilt für das gefammte 
Diffen, das man gemeinhin unter dem weiten Begriff ver Statiftit zufammen- 
gefaßt bat, oder genauer gefagt, fowohl für die Ahenwall-Schlözer’fde 
Staatslunde als für die Süßmilch-Quételet'ſche Statiftit, wie wir unter 
Ideiden werden. Die Vorgänger Ahenwalls und Süßmilchs im 17. Jahre 
hundert, Conring und Graunt, Petty, Halley u. ſ. w., werben Hierbei 
nicht unterfchägt. | 

Im orientalifchen. wie im klaſſiſchen Alterthum und wie im Mittelalter noch 
werben allerdings bei verſchiedenen Völkern einzelne befondere Staatsakte zur 
Konftatirung der einzelne Momente des Staatslebens (der Staatszuftände) 
betreffenden Thatfachen vorgenommen, jedod immer nur für einen ‚unmittel- 
dar praftiichen Zwei, ohne die Abſicht, die Staatszuftände um ber wiffen- 
Ihaftliden Erkennung und Behandlung willen kennen zu lernen, Die Idee einer 
Biffenfhaft der Staatsfunde fehlte. In den religiöfen, politifchen, juriftifchen, hiſto— 
riſchen, geographiſchen Schriften jener Perioden ift uns manche Kunde folder Stants- 
alte und ihrer Ergebniffe überfommen,. Wir können dieſe Mittheilungen jest als ftati« 
Rifhes Material benügen, daraus ein Bild des antifen Staatslebens zu entwerfen 
oder bie Erfcheinungen bes legteren nad) ihrem Kauſalverhältniß aufzufafjen fuchen, 
aber die Alten ſelbſt haben dies nicht gethan. Eben deshalb fagen wir, fie haben 
keine Statiftit im Sinne der Ahenwall’fhen Schule gehabt. Auch die Staats- 
männer, Philofophen und Gelehrten der Alten, welche uns in- ihren Schriften 
mande Notizem über Staatszuftände nad eigener Beobachtung und mitunter ein 
ewas abgerundeteres Bild der politifchen Berfaffung, ver wirthſchaftlichen und 
Rulturzuftände, der Vollksſitten zu entwerfen gefucht haben, möchten wir nicht 
er — weil ihnen das wiſſenſchaftliche Erkennen des Staats nicht als 

vorſchwebt. 

In der Praxis waren es ſchon frühzeitig jene beiden großen Momente des 
Staatslebens, das Binanzintereffe over vie Befteuerung und das Militär- 
weien, welche gewiffe Operationen der Verwaltung veranlaßten, um eine lieber 
fht über die Priegerifche Leiftungs- und über die Steuerfähigfeit der Bevölkerung 
ju gewinnen. Bon unferem älteften Kulturvolke, ben Chinefen, find uns in dem 
von Eonfucius gefammelten Buche Ehoufing Daten über den Zuftand bes 
Aderbaues, der Induftrie, der Kommunifationsmittel und ber Abgaben aus dem 
britten Jahrtaufend v. Chr. überliefert worden. Welche große Rolle das Volks— 
Yählungswefen, ftets im Dienfte militäriſcher und finanzieller Zwede, bei 

26 * 


404 Statiflik. 


ben Juden von Anbeginn ihrer Geſchichte an fpielt, ift aus der Bibel befannt. 
Ihre Zählungen und die darauf bezüglihen Einrihtungen verrathen ven ange 
bornen Zahlenfinn des Boll und find theilmeife muftergiltig auch durd ihre 
Specialität 3). Auf eine entfprehende Entwidlung der „Berwaltungsftatiftif* im 
perfifhen Reiche können wir aus den Mittheilungen Herodot’s über bie 
Drganifation der Provinzialverwaltung, das Abgaben- und Heerwefen, die Yand- 
vermeffungen und Kataftrirungen unter Darius und Kerres fchließen.. Au 
im alten. Aegypten fcheint es Volkszählungen, felbft fhon eine Art Eivilftende 
regifter, Grundkataſter u. f. w. gegeben zu haben. 

Das body entwidelte Staatsleben der Griechen fegt gemwiffe abminiftrativ: 
ftatiftifhe Einrichtungen mit Nothwendigkeit voraus. Anfänge von Statiſtilen ter 
Bevölkerung, des Territoriums, beſonders der grunbbefiglihen Verhältniſſe umd 
der Finanzen in Athen führen Böckh und Andere vor. Die fhriftftellerifchen 
Leiſtungen auf dem Gebiet ver Statiftif find im Verhältniß zur Bedeutung der griechi⸗ 
ſchen politifhen Schriften jedoch noch untergeorbneter als felbft die politifch-älonomi- 
Ihen. Plato und fogar Ariftoteles verrathen durchaus fein Verſtändniß ber 
Devölferungsprobleme. Ueber Staatsverfafjungen verbreiten ſich in ſchildernder 
Weiſe die großentheild verloren gegangenen Polititen des Ariftoteles, die 
Schriften von Zenophon, welder in feiner Defonomif und feiner Abhandlung 
über die Einkünfte von Attika aud andere ftatiftifche Gebiete berührte, dann von 
Heraflivdes Pontikus, Dikäarchos u. A. m. Im Ganzen erhalten wir in bie 
fen und in den Werfen ver Redner, Hiftoriter und Geographen eben nur verein- 
zeltes Material, aus welchem unfere Philologen und Geſchichtſchreiber erft mofai- 
fartig in ihren „Antiquitäten“ ein „ftatiftifches Gemälde" zufammenftellen müſſen, 
da es eben die Alten nicht gethan haben. 

Die Römer erweifen fih von dem Augenblid an, wo fie in die Gefdidte 
eintreten, in Unterftügung ihrer rüdfichtslofen Politik der Macht als eminente 
Adminiftratoren und praftifhe Staatsmänner. Als ſolchen fteht ihnen von Anfang 
an Gicero’8 Wort Mar vor Augen: est senatori necessarium, nosse rem- 
publicam. Die Römer haben daher frühzeitig ihr Augenmerk darauf gerichtet, 
für praftiihe Zwede Beobadhtungen über wichtige Berhältniffe des Staatslebens 
anzuftellen. Der erfte Cenſus und die erften Regifter über die Geborenen, mannbar 
Gewordenen und Geftorbenen — förmliche Civilftandsregifter — werben bis auf 
Servius Tullius zurüdgeführt. Der regelmäßige fünfjährige Cenfus war im ber 
republifanifhen Zeit eine Zählung ber redtlihen Bevölkerung, mit Angabe dei 
Namens, Geſchlechts, Alters, Wohnorts dur den Yamilienvater für feine Ange 
börigen, verbunden mit einer Dellarirung des Vermögens, er erftredte fi nur 
auf die Bürger. Später unter den Kalfern wurden aud die Sklaven gezählt umd 
Notizen über Nationalität, Beruf und Beihäftigung gefammelt. Steuer-, nament- 
lich Grundſteuerkataſter mit periodifchen Revifionen (?) ſchloſſen fih an. Der große 
Umfang ver Eenfusaufnahmen fegt eine Art Organifation der ftatiftifchen Behörden 
voraus. Ueber deren Einrichtung und die Zufammenftelung und Bearbeitung des 
erhobenen Materials liegen indeſſen nur wenig pofitive und deutliche Nachrichten 
vor, fo daf die Vermuthungen im Einzelnen, wohl auch die neueften von Hilde: 
brand, doch immer gewagt find 32). Zur Zeit feiner Weltherrſchaft dehnte Rom 


A 3) — Engel's Urtheil über die jüd. Volkszählung in d. Zeitſchr. des k. preuß. ſtatiſt. 
ureau, Febrt. 1862. 

3a) Vgl. den intereſſanten Auffap Hildebrands „Die amtl. Benöfkerungsftatift. im alt. 
Rom“ in deſſ. Jahrb. f. Nationalöfon. u, Statift. 1866 I, 82 ff. 
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eine Zählungen auf fein ganzes ungeheures Territorium aus und ließ biefelben 
immex vationeller und eingehender werben. Die Kaifer intereffiren ſich lebhaft dafür 
(Auguftus, Claudius). Kartenentwürfe, finanz- und militärftatiftiiche Ueberfichten 
fommen hinzu. Cicero legt auf die genaue Einfiht in bie Finanzlage, das Heer- 
weien und die Berhältniffe zu fremden Mächten viel Gewidt. Julius Cäfar 
und Tacitus entwerfen Bilder von den Zuftänden bes Staats und ber Gefell- 
(haft, wobei die bewußte Würbigung biefer Zuftände als ber bei den geſchicht⸗ 
lichen Borgängen mitwirkenden Potenzen nicht zu verkennen ift. Im byzantini- 
hen Reihe, dem Vorbilde unferer modernen Bureaufratieen, finden fi) Aemter⸗ 
liften, ähnlich unferen Staatshandbüchern, wie bie notitia itatum et admini- 
strationum etc. aus dem Anfang des 5. Jahrhunderts u. 9. m., in der Jufti- 
nianiſchen Geſetzſammlung. In Tacitus' Germania will man enblih (3. B. 
dallati) auch bereits eine eigentliche ig lg Statiftif, d. h. im Sinne 
ver Ahenwall’fhen Schule eine Staatd- rejp. Nationalbefhreibung erbliden. 
Auch bier fehlt indeſſen die leitende wiffenfhaftlihe Idee eines ſolchen Werks, bie 
frenge Syftematifirung bes Stoff und die konſequente Zwedbeziehung auf ven 
Staat. Man könnte obiges ciceronianifhe Wort als paſſendes Motto allen 
Shriften über Statiftit im Achenwall'ſchen Sinne vorfegen; aber obgleid es 
bie Römer bei ihrer für praftifche Zwede beftimmten Sammlung bes Beobadh- 
tungsftoff3 vor Augen hatten, find fie doch nicht zu einer wiſſenſchaftlichen, bewußt 
Inflematifchen Ausvehnung ihrer Beobachtungen oder zu einer Berwerthung der 
iegteren für die Zwede einer eigenen Wiſſenſchaft gelangt. 

Ungleih weniger als das Altertbum bietet: das europäifhe Mittel- 
alter, namentlich in feiner exften Hälfte Wemterverzeihniffe, Verwaltungs» 
ordnungen, KRirchenfprengelliften aus dem byzantiniſchen Reich find noch vorhanden, 
bürftige Notizen zur Staats-, Länder- und Völkerkunde finden fih, faft ohne 
jeden Berfuch einer zufammenfaffenden Behandlung, bei den byzantinifhen Hifto- 
rilern, in den Kirchenrechts- und den Gefegfammlungen der germanifhen Bölter- 
ſchaften. Ungleich bedeutendere Ausbeute auch in ftatiftifcher Hinſicht bietet bie 
geographiſche, Hiftoriihe und Reifelitteratur der Araber, worüber Wüften- 
feld, Sprenger u. U, intereffante Auffhlüffe gegeben haben. Aus dem frän- 
tiſchen Reiche enthalten vie königlichen Kapitularien vereinzeltes ftatiftifches 
Material. Unter Karl dem Großen treten Finanz und Militärzwede wieder 
deutlicher in ben Vordergrund. Tiften über bie dienftfähige Mannſchaft und bis 
ins Einzelnfte gehende Inventarien der Taiferlihen Kammergüter werben aufge 
nommen (breviarium rerum fiscalium). Mit dem 11. Jahrhundert fommen als 
eine Art privatftatiftifcher Arbeiten des Grundbeſitzes Grundbücher, Erbregifter, 
Ürbarien, zuerft bei ven Klöftern, bald auch bei ven Weltlichen auf. Faſt gleidh- 
zeitig entftehen ähnliche Staatsarbeiten, namentlich das berühmte Doomsdaybook 
(liber censualis) Wilhelm des Eroberer (1086), eine ausführliche Topographie 
und Kataftrirungsarbeit Englands. In den nächſten Jahrhunderten finden ſich 
verwandte Arbeiten, Verzeichniffe der Landeseinkünfte u. f. w. in Dänemark, GSici- 
lien (Friedrich II.), Brandenburg, den Deutſch-Ordensländern. 

Bon befonberem ftatiftifhem Intereffe find bie, wie es fcheint, ſchon im frühen 
Mittelalter von der chriſtlichen Geiftlichfeit angelegten Liſten über bie mit ber 
Bewegung der Bevölkerung in Berbindung ftehenden kirchlichen Alte, namentlich 
die Begräbniß- oder Todtenregifter (diptycha mortuorum). Diefe Liften ſchloſſen 
fih den Firdlichen Gebühren für die Affiftenz der Geiftlihen bei Taufen, Trauun⸗ 
gen und Begräbniſſen an. Schon im Anfang des 4. Jahrhunderts vorkommend 
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wurben biefe Gebühren zwar zuerft von ben Koncilien verboten, fpäter aber den⸗ 
noch gebuldet und feit dem 8. Jahrhundert gefeglih normirt. Die Liften find 
vermuthlic anfangs fehr unvollftändig gewefen, dennoch ift zu bevauern, daß wenig 
ober gar nichts von ihmen auf unfre Zeit gelangt ift. Sie bilden jedenfalls ven 
Ausgangspunkt ber feit dem 16. Jahrhundert regelmäßig eingeführten, tn ftatifti- 
ſcher Beziehung fo außerorbentlih wichtig geworvenen Kirchenbücher. 

B. Neuere Zeit (16.—18. Jahrhundert), Anfänge der Staatskunde 
und der amtlichen fyftematifhen Maffenbeobahtungen über Staat# 
zuftände. Gegen ven Schluß des Mittelalters tritt die Staatsidee als folde 
mehr in ben Vorbergrund, der bildende civilifatoriihe Einfluß des Welthandels 
macht fih in Italien, dann in Belgien und ven Niederlanden geltend. 
Marino Sanuto’8 und Marco Polo's Reifen fallen in ven Anfang vieler 
Zeit (13. u. 14. Jahrhundert). In den gebildeten Staatsmännern bes aufftrebenden 
Benedig erwacht zuerft das klar empfundene Bedürfniß einer genauen Kunde ver 
eigenen und mehr noch der fremden Staatözuftände und das richtige Verftänpniß, 
wie diefe Kumde zu erlangen fei. ‚Die Gouverneure der Provinzen und die Gr 
fandten und biplomatifchen Agenten müſſen ſchon feit dem 13. Jahrhundert (1268, 
1296) ‚vegelmäßig über alles für ihre Reglerung Merkwürdige Beobachtungen 
machen und Berichte einfenden. Diefe berühmten Relazioni werben. mit jedem Jahr⸗ 
bunvert ‚häufiger, regelmäßiger unb vollftänbiger, fie erſtrecken fi vorzugeweil: 
auf die Äußeren Machtmittel. der Staaten, ohne ſich indeſſen darauf zu befchränfen. 
Sie find befonders ſeit Leopold Ranke in ihrer Beveutung allgemein anerfımt. 
Auch Anfänge von Vollszählungen, Hansfataftern, handelsftatiftifchen Aufnahmen 
(Mocenigo’s Bericht von 1421) finden fih in Venedig wieder. . 

Das Wieveraufleben des Stubiums der Alten, bie Reformation, die Ent: 
bedung Amerita’s, ver Auf und Umſchwung des Welthandels, die finfende Macht 
des Feudalismus, die Einwirkung ber durch die amerikaniſchen Schäte bewirkten 
Gelventwerthung, das Auffommen der ftehenden Heere und andere Faktoren mehr, 
alle in engem Zuſammenhange mit einander, führten mit dem 16. Jahrhundert 
eine Beit ein, in welder die Grundlagen ver modernen Politit gelegt wurden. 
Aus dem Mareren Berftänpnif ver Bolitit und :ver Erkenntniß der im Staatsleben 
politiſch wichtigften Berhäftniffe ging bald das Beplirfnif nad einer etwas voll 
ftändigeren, fyftematifcheren Kunde der Staatszuſtände hervor. Die noch an ber 
Spige der geiftigen Bewegung ftehenden Italiener machten: ven Anfang mit-einer 
Art Stantsbefhreibungen: no im 15. Jahrhundert im fehr roher Weife Aen. 
Sylv. Piccolomini (Pins IL.) im feinem. geoaraphiich-ftatiftifhen Schriften 
(descriptio Asiae atque Europae, Germania .u. f. w.), ungleich volllommener, 
auch bier die neue Zeit einkeitenn, N. Mackhtavelit in feinen Ritratti ‚von 
Srankreih und Deutſchland. In der Mitte und ver 2. Hälfte des 16. Jahrhan 
berts legte. Fr. Sanfovino fhon im einem größeren Werke die Hilfsmittel und 
Kräfte von 22 Staaten (freilich inkl. Utopia!) dar, ©. Gontarini ſchrieb über 
Benedig, Fr. Guicciardini lieferte die berühmte umfaſſende Befchreibung ver 
Niederlande (1567), G. Botero behandelte in. feinen relazioni. universali bereits 
die ganze damals bekannte Welt und ſtellte in vergleichender Weiſe die politiſchen 
Verfaſſungen, die Religions-, die Territorial · und wirthſchaftlichen Verhältniſſe 
dar. Die Holländer, die Erben der: Italiener im Welthandel und ihre glädli- 
hen Nachfolger in: den politiſchen Wiffenfchaften, nahmen auch die Aufgabe poli: 
tifher Staatenbefhreibungen auf. I. de Laet, ver Herausaeber ber befannten 
Elze vir' ſchen Republiten (1624 ff.), hat ein bentliches Verſtändniß der Aufgabe 
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ver Staatskunde, wenn er als ſeine leitende Idee das nosse rempublicam be- 
trachtet: regnorum et principatuum conditionem probe noscere, quidque in 
iis validum, quid debile sit ad unguem seire, subditorum ingenia et mores, 
vires et facultates accurate pensitare, — vicinorum prineipum status ad 
eundem modum diligenter examinare. Eine gewiffe Zwedbeziehung der gefchil« 
derten Zuſtände auf den Staat wirb in ben befferen Elzevir’ihen Staatsbefchrei- 
bungen fonfequent im Auge behalten. Die Deutfhen haben aus dem 16. Jahr: 
hundert Kosmographieen, wie die befannte von Jal. Münfter (1540) aufzumweifen, 
biteben aber fonft ebenfo wie die Engländer noch ohne felbftänbige Arbeiten, 
während die Yranzofen in P. d'Avity's großem Wert (1614) einen erften 
Verſuch einer Staatsbeichreibung befigen. 

In allen viefen Werken herrſcht mehr ober weniger klar das Streben, bie 
politifh wichtigen Yaltoren in einem einheitlihen Bilde hervortreten zu laffen. 
Aber freilich werben nur fehr mäßige wiffenfhaftlihe Anſprüche befriedigt. Schon 
im Entwurf fehlt die Folgerichtigkeit, in ber Ausführung vollends Methode und 
Shftem; wüſtes Notizenweſen theologifcher, hiſtoriſchey, geographiſcher Natur, ohne 
hmeren Zuſammenhang meiftens ziemlih geſchmacklos vorgetragen, bilvet den 
Inhalt. Wichtig ift nur das Wuftreten eines Bebürfniffes nah ſolchen Werken, 
welche fpecteller als die gewöhnlichen Hiftorifhen und geographifhen Schriften 
fi) mit den Staatsverhältniffen in der Gegenwart befhäftigen. Der bebeu- 
tende literarifche Erfolg diefer Werke, welche in ver Regel eine Anzahl Auflagen, 
Neubearbeitungen und Ueberfegungen erlebten, beweist mehr für jenes Bedürfniß, 
ald für den inneren Werth der Schriften. Der Iettere berechtigt noch faum, bis 
zur Mitte des 17. Jahrhunderts von einer Wiffenfhaft der GStatiftit oder 
Staatskunde zu fprechen, höchſtens von Anfängen einer folhen Wiffenfhaft. 

Wichtiger waren die im Gefolge der kirchlichen und pelitifden Ummwälzungen 
des Neformationszeitalters entftehenden praktiſchen Beftrebungen der Regierungen, 
Kenntniß der Staatszuftände zu erlangen. Die Politit wurde zur Kunſt, ein Sy— 
ftem gegenfeitiger Beobachtungen entwidelte fih im Gefandtfhaftswefen. Die im 
16. Jahrhundert noch volllommener geworbenen venetianifchen Relazioni mwur- 
den bald von anderen italienifchen, dann von anderen europäifhen Staaten nadj- 
geahmt. Bor allen Dingen erlangte mit dem Verfall des Lehensftaats, dem Emyor- 
Iommen der uneingefchränkten fürftliden Macht, mit ben ſtehenden Heeren, mit 
dem Uebergang zur Geldwirthſchaft, mit der nach Gebietdarrondirung und Ber- 
größerung der Äußeren Staatsmacht firebenden Bolitif das Militär- und bas 
Steuerwefen wieder bie maßgebende Bedeutung. So treten feit dem Schluß 
des 16, Jahrhunderts die Finanzfragen in den Vordergrund, eim neues Jufliz- 
und Berwaltungsfyftem bricht fih Bahn, im Intereffe der Staats- und Fürften- 
macht erhält vie merkantiliſtiſche Handels politik, welche recht eigentlich ber ftati- 
Riihen Grundlagen zu ihrer Durchführung beburfte, eine entjcyeidende Stimme in 
politiiden Fragen. So führte denn das unmittelbare praktiſche Bedürfniß zu 
umfaflenderen und fuftematifcheren ftatiftifchen Operationen der Staatögemalt, d. . 
muähft zu Anfängen wirklich fyftematifher Maffenbeobadhtungen über 
Staatszuftände. Bor Allem bedurfte man für die Zmede der Politit Mann- 
IHaft-und Geld, daher wurben denn Unterfuhungen über die Größe der Be- 
völferung und die Steuerfähigkeit des Landes angeftellt, Bolfszählungen, 
Deobachtungen über die Bewegung ber Bevölkerung und über einzelne in 
finanzieller und politifcher Beziehung befonders wichtig erjheinende wirthſchaft— 
lie Berhältniffe eingeleitet. 
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Boltlszählungen ?) kommen ſchon im 16. Jahrhundert in einzelnen Stäb- 
ten und Heinen Gemeinwefen, z. B. im Kanton Züri (1567), regelmäßiger vor. 
Seit dem 17. Jahrhundert werben fie allgemeiner, periodifher. In größeren Län- 
bern befchränten fie ſich übrigens meiftens nod auf einzelne Landestheile und 
werben bann für das übrige Gebiet durch Schägungen nad Häufer-, Heerdzäh— 
lungen u. dgl. m. vervollftändigt. Dies gilt namentlih von ben franzdfifchen 
Zählungen feit Lubwig XIV. bis in die Zeit Napoleons I. (befannte Schägun- 
gen von Neder nad Geburtsziffern, von Laphace nod 1802 nad der Zählung 
in 30 Departements und ven Liften über die Bewegung. ver Bevöllerung für das 
ganze Reid). Englifhe Zählungen wurben 1701 eingerichtet, blieben aber bis 
1801 (in Irland bis 1821) ungenügend, von ba an batirt erft ber regelmäßige 
Genfus. In Preußen führte der große Churfürft im Jahr 1683 Zählungen ein, 
welche unter Friedrich Wilhelm I. (1733) verbeffert und regelmäßiger, unter Fried⸗ 
rich dem Großen feit 1748, mit kurzen Unterbredungen in Kriegszeiten , jährlid 
vorgenommen wurben. Die relativ über Erwarten große Berläßlichkeit biefer 
Zählungen wird u. U. durch Süßmilchs erfolgreihe Zurückweiſung der Angriffe 
bes Baron von Bielefeld gegen bie Berliner Zählungen bewiefen 5). Auch in 
anderen veutfhen Staaten, 5. B. in Churheffen kommen Mannfhafts-, Iuben-, 
ſchließlich auch ganze Bolfszählungen (1696) noch im 17. Jahrhundert vor, ebenfo 
in Schweizer Kantonen, neben Zürih 3. B. in Appenzell-Außerrhoben. Im ben 
meiften übrigen beutfhen und europäiſchen Staaten finden fih Bollszählungen erft 
in und nad) der. Mitte des 18. Jahrhunderts (Defterreih). In der Regel blieben 
bie guten Abfihten in Betreff der wirklichen Zählung der ganzen Bevölkerung 
im ganzen Sande, ber Periobicität der Zählungen u. f. w. aber noch unausge⸗ 
führt (Dänemark, Spanien, Batern, Würtemberg). Häufiger wurben für befonbere 
Steuer- oder Milttärzwede, wie zum Theil ſchon früher, 5. B. in Rußland, 
Zählungen gewiffer Klaffen ber Bevölkerung, namentlich der männlichen ober ber 
männlidhen erwachfenen, oder der Yamilien vorgenommen (ruſſiſche fogenannte 
Revifionen der kopfftenerpflihtigen männlihen Seelen bis in die menefte Zeit). 
Einer befonders guten Regelung aller auf Boltszählungen bezüglicden Einrictun- 
gen erfreute fi) am früheften Schweden, wo auf Anregung ber Akademie feit 
1749 das fogenannte Tabellenwerk, für das bald darauf (1756) eine eigene 
Zabellentommiffton errichtet warb, angeordnet wurde. Gute jährliche Zählungen 
nah Haushaltungsliften find feit 1748 vafelbft bis auf die Gegenwart vorgenom⸗ 
men worben, feit faft 130 Jahren, leider ein Unitum in Europa! Wirklide 
Bollsbefhreibungen, wie die heutigen, waren die Vollszählungen in früherer 
Zeit nur erft in fehr befhränktem Umfange. Aufer ver Unterfheidung bes Ge⸗ 
ſchlechts, mitunter de8 Standes und Berufes, findet fi) noch wenig Specialität. 
An die Boltszählungen ſchloſſen ſich ſchon im vorigen Jahrhundert gelegentlid 
einzelne andere ftatiftiihe Zufammenftellungen, 3. B. Schultabellen (Schul, 
Schüler- und Lehrerzahl), felbft einzelne Tabellen über Kriminal- und Eivilgerihtd- 
pflege an, Auszüge aus dem burenufratifchen Negifterwert. Mit ver Veröffent— 
lihung und vollends der regelmäßigen Beröffentlihung des gefammelten 
Materials war es meiftens noch ſchlecht beftellt. 


4) Die mitgetbeilten Daten ftammen großentheils aus den Berichten der amtlichen Statiſtiler 
auf den flatift. Kongrefien, befonders auf dem Brüffeler und Verliner. Auch bei Wappäuf 


Manches. 
5) Süßmilch, göttl. Ordn., 4. Aufl. (Berl. 1775) I, 262, 
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Der Zeit nach machte die Regelung der Liften über bie Bewegung ber 
Bevölterung (Geburten reſp. Taufen, Verheirathungen refp. Trauungen, Todes- 
fälle reſp. Begräbniffe) den Anfang. Seit dem Ende des 15. und befonbers feit 
dem 16. Jahrhundert fhreiben firhlihe und bald auch ſtaatliche Berorbnun- 
gen die Haltung eigentlicher Kirchenbücher über alle von Geiftlihen zu verrichtenden 
Handlungen vor und damit beginnen die Liften wenigftens theilmeife volftändiger 
zu werben. Geit dem Ende bes 16. Jahrhunderts werben die englifhen, feit 
ber Mitte des 17. Jahrhunderts die franzöfifchen, feit dem Schluß biefes 
Jahrhunderts die preußifhen Liften ziemlich vollftändig. Einzelne deutſche, 
ſchweizer und italienifhe Städte befigen Liften feit dem Anfang bes 16. Jahr- 
hunderts. In den proteftantifhen Ländern Deutſchlands erfolgt die Einfüh- 
rung ber Kirchenbücher in ber zweiten Hälfte des 16., 3. B. in Ehur-Branden- 
burg 1573, in den fatholifchen Läntern Deutjchlands und des übrigen Europa’s 
im 17, Jahrhundert. Gehörige Regelmäßigkeit wird aber überall erft geraume 
Zeit fpäter, namentlich auf dem platten Lande, erreicht. In manchen Ländern, wie 
in Spanien und Rußland, wo fhon Peter der Große für bie griechifchen 
Gemeinden Kichenbücher unter Auffiht des dirigirenden Synods einführte, ift 
genügende Vollſtändigkeit noch jegt nicht oder erft in den legten Jahren erlangt 
worden. Die erften periobifchen Beröffentlihungen beginnen feit ben legten Jah- 
ven des 16. Jahrhunderts in England, in London. — Diefe Kirchenliften bil- 
den bie Grundlage für die erften und wichtigſten eigentlich ftatiftifchen Arbeiten 
und verbienen deßhalb beſondere Beachtung ©). 

Zu den frübeften Einrichtungen auf dem Gebiete der Wirtbihafts-, 
dinanz-, Militär- und allgemeinen politifhen Statiſtik gehören bie 
Schöpfungen und Berwaltungsmaßregeln der großen franzöfifhen Minifter Hein- 
richs IV. Ludwigs XIII. und XIV., namentlih Sülly’s cabinet complet de 
politique et de finance, weldes alles auf Finanzen, Handel, Bergweſen, Münz- 
weien, Polizet, innere und äußere, firhlihe und Civilverwaltung, Kriegsweſen be- 
züglihe Material ſammelte. Auch Richelieu orbnete mande wirthſchafts- und 
fnanz-ftatiftifche Recherchen an. Tolbert ließ fi die Ausbildung der Handels- 
Ratiftif, beſonders der Ueberfichten über die Bewegung des auswärtigen Han- 
dels nach den Zollamtsliften, feinem Handelsſyſtem gemäß, ſehr angelegen fein 


6) Die Anordnung der Kirchenbücher erfolgte auf der Shunode zu Séez 1524, in Frank» 
reich dann von Seiten des Gtaats 1539, aber bis 1667, wo Golbert bie Haltung flaatlicher 
Cwilſtandsregiſter einführte, blieben fie fehr mangelhaft; vpl. Wappäus’ Vevöfterungsftat. 11, 
559. In England kommen Vorſchriften 1538, wiederholt 1558 und 1559 vor, doch werben 
fie erft fpäter genauer erfüllt. Die meiften engliichen Pfarreien befipen Regiſter feit den lepten 
Jahren Eliſabeihs, die größere Zahl feit 1570, einzelne, 3 B. Cheltenham, feit 1558. In London 
wurden 1592 in Veranlaffung einer Peft genauere GSterblicfeitstiften eingeführt. In der bald 
darauf erfolgenden Beröffentlihung der Londoner Liſten über die Bewegung der Bevölkerung 
traten anfangs Unterbrechungen ein, feit 1603 befigt London fortlaufende vollſtändige Liſten, feit 
1619 werden bereits meiftens die Todesurfachen, Krankheiten unterfchieden , jeit 1728. auch das 
Alter. Del. Sühmilh-Baumann 111. (2. Aufl. 1787) S. 22 und Guerry, stat. mor. 
de l’Anglet. p. X11. Don Augdburg gibt es Liften feit 1501, von Genf feit 1549, von Klo: 
u derfelben Zeit, von Breslau feit 1555, von Leipzig, Dresden, Freiberg, Danzig felt 
Anfang des 17. Jahrhunderts, Im preuß. Staat werden die Liften feit 1683, befonder# jelt 
1692 ——* fo in Berlin, wo ſeit 1721 auch Geſchlecht, Alter, Todesurſache der Geſtorbenen 
unterſchieden wird. Das Dorf Buch bei Berlin befipt volftändige Kirchenbücer, mit Meinen 
Unterbrechungen im 30jährigen Krieg, feit 1498. Vgl. die reichhaltigen Sammlungen von Süß» 
mild (f. auch Bd. 111, 23), Mallet, rech. sur la popul. de Geneve (Ann. d’hygiene 
publ. XVIII. 5), Statist, del Granduc, Toscana I, 


410 Statiſtik. 


und befahl auch ſonſt vielfache Stoffanſammlungen durch die Behörden. Louvois 
gründete in dem depöt de la guerre eine Art militär-ſtatiſtiſches Bureau (1688). 
Ludwig XIV. felbft verlangte, freilich noch ohne günftigen Erfolg, von ben 
Intendanten Provinzialbefhreibungen über das Militär-, Finanz, Juſtiz-, Kirchen: 
und Unterrihtswefen. Staatshandbücher kommen in Frankreich fett 1699 heraus 
(in Defterreich wirb ein foldes, mit ftatiftifhem Material verfehen, ſchon 1637 
erwähnt). Zur Errihtung einer Art ftatiftifhen Bureau’s, welches Duesnay’s 
Freund de Gournan im Jahr 1766 unter dem Namen eines bureau de 
renseignement vorſchlug, fam es unter Neder. Sein berühmter Finanzverwal⸗ 
tungsberiht (1784) ift aus dem Material diefes Bureau’s entftanden. Später in 
der Revolutionszeit wurbe leßteres nur für bie Handelsftatiftit benugt. In Eng» 
land entwidelte fih die Handelsſtatiſtik befonvers feit Wilhelm III, aus 
deſſen Regierungszeit bie heute noch bei der Berechnung der Handelsbewegung ge 
brauchten fogenannten „offictellen Werthe” herrühren. Seit der zweiten Revolution 
wurden die parlamentarifchen Enquéten und Kommifftonsberichte über wichtige 
politifche, geſellſchaftliche und wirthfdaftlihe Fragen immer häufiger. Das daburd 
angefammelte Material fam aud zum Theil ſchon in die Deffentlichkeit. Seit ber 
zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts werben die dann aud veröffentlichten Be- 
richte der Minifter an das Parlament über bie Lage des Landes üblih. Was in 
Großbritannien noch bis heute an planmäßiger Orbnung des ftatiftifchen Beob- 
achtungsſtoffs zu wünſchen übrig bleibt, das wird durch die große Spectalität und 
das am früheften umfaffend anerfannte Brincip der Deffentlichfeit gut gemacht. 
Auch in den deutſchen Staaten, befonders feit dem großen Churfürften und 
Friedrich Wilhelm I. in Preußen, bald au in Defterreid, Würtem— 
berg, Heffen, Baiern u. a. m. beginnen ſich bie Regierungen die Anfamm- 
lung ſtatiſtiſcher Beobachtungen über Staatszuftände angelegen fein zu laffen. Das 
Syſtem des aufgeflärten Defpotiemus mit feinem Streben, Alles zu regieren, — 
Alles für das Volk, nichts durch das Bolt — führte mit Nothwendigkeit zur Ane 
ordnung flatiftifcher Aufnahmen. Die merkantiliftifhe Handelspolitif, dann aber 
au das Streben nah geredhterer, allgemeiner und gleihmäßiger Bertheilung ver 
Steuern, beſonders der Grunpfteuern, die beginnende Einflußnahme der 
Regierungen auf die privatrechtlichen Grundlaften riefen ebenfalls eine Menge 
ftatiftifcher Recherchen hervor. Bei allen handelte es fi fhon darum, gewiſſe 
wirthſchaftliche und fociale Berhältniffe quantitativ, wo möglid in einem ge- 
nauen Zahlenausprud zu Eonftatiren, wenngleich die Verläßlichkeit der ziffer- 
mäßigen Ouantitätsbeftimmungen noh Manches zu wünſchen übrig ließ, So er 
ſcheinen benn Produftionsliften, beſonders Ernteüberfihten, fogenannte Hanbwerter-, 
fpäter auch Fabriftabellen u. a. m., wobei man freilich oft durch zu viele Fragen 
bie Befteuerungsabfihten mwitternde Bevölkerung ſcheu machte. Genaue Lanbver- 
meflungen begannen in einzelnen Fällen. Zum Zweck ver Grundfteuerregulirung 
fängt man mit genauen Sanbtarationen an, Defterreih führt mit dem berühmten 
censimento milanese (1718—1749) das wiſſenſchaftliche Katafteriwefen in bie 
Steuerpraxis ein?) und ftellt damit die Aufgabe, ein Problem zu löſen, mit 
welhem man aud in der Gegenwart noch lange nicht fertig geworden iſt. Die 
Berlinftigung, welche vie Statiftif unter Maria Therefia und Joſeph IT: in Defter- 
reih, unter Katharina II. in Rußland, unter bireftem und inbireftem Einfluß 
Schlözer's und feinen Schriften, fand, ift befannt und charalteriſtiſch namentlich 


?) Taf. 3. Gtatift. d. Steuerwef. im öftert. Kalferftaate, Wien 1858, S. XI ' 
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für Defterreich geblieben. Wie wenig freilich im Ganzen die gefammte officiell- 
ftatiftifche Thätigkeit der Regierungen bis zum Schluß des 18. Jahrhunderts fadh- 
li beveutet, geht am beften aus ver Betradhtung der geographiſchen und ftatiftt- 
fhen Privatarbeiten jener Zeit hervor. Ein Büſching muß noch davor warnen, 
ven Flächenraum der Staaten nicht nad) der Fänge ver Lanbftraßen, fondern nad 
guten Karten zu berechnen, ohne nur die Forderung allgemeiner Landesvermeflungen 
aufzuftellen 8). Damals hatten eben erft ganz vereinzelte Tandesvermeflungen ftatt- 
gefunden, obgleih La Condamine und Bouguer in Peru, Maupertuis 
und Clairaut in Lappland ihre Gradmeſſungen ſchon ausgeführt Hatten. 
Erome Hält es noch fpäter für nöthig, in Ermanglung genügenver Bolfszäh- 
fungen, über ben Unwerth von Schägungen der Volkszahl nach Kopfſteuern', Me- 
frutenaushebungen, Senftertaren, Häuferzahlen, Bamilienzahlen, Konfumtionsver- 
häftniffen zu fprechen. Für ihn, wie für andere Statiftifer, hatten die Kirchenliften 
bauptfählih ale Grundlage von Berechnungen ver Bollszahl Bedeutung ?). Die 
Zahlenangaben über die Bevölkerung ‚größerer Länder weichen nicht felten um 
50 9, und mehr von einander ab. Belannt tft ver von Price 1780 In Eng- 
fand angeregte lebhafte Streit über die vermeintliche Abnahme der englifchen Be- 
völferung im 18. Jahrhundert, welcher ebenfo ‘wenig als der frühere zwifchen 
Mirabeau pöre, Meffance u. a, geführte über eine ähnliche Behauptung in 
Betreff Frantreihs (1756) in Ermanglung genügender Daten beftimmt entfchleven 
werben konnte. Selbft ein Montesquien verftieg ſich zu fo unſinnigen Be— 
banptungen, wie bie, daß Gallien zuı Zeit Chfars 50 Mal fo ftarf als zu feiner 
Zeit bevölkert geweſen fei 1%, Wie ließen fich politifche Fragen bei ſolchem Mangel 
thatfächlider Unterlagen beurtkeilen! Und über Bevdlferungsverhältniffe. wurde 
wenigftens nicht jo Ängftlih Geheimniß gehütet, wie über andere Staatsverhält- 
niſſe. Das darüber etwa gefammelte Material vermoderte großentheil® in den 
Archiven. Die vom Staate ausgehenden fyftematifhen Maſſenbeobachtungen über 
Staatszuftände waren im Bergleih mit dem jegigen Zuftand der Dinge alfo noch 
außerordentlich bürftig, nur erft Anfänge folder Beobachtungen 11), 

C. Die Conring-Ahenwall-Schlözer’fhe Richtung in der 
Statiftil oder die deutfhe_ Schule der Staatslunde und beren 
Entwidlung bi8 zur Gegenwart. An jene oben erwähnten Anfänge ver 
Staatsbeſchreibung, welche von Italtenern und Holländern ausgingen, Inüpften 
in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts die Deutfhen an und erhoben mit 
ben ihnen eigenen Sinn fir Syftematif die Staatsbefhreibung zu einer Art ſyſte— 
matiſcher, deſtriptiver Wiffenfchaft. Wenn man in einem folden Falle, wo ſtets 
gleichzeitig Viele bewußt und unbewußt auf Ein Ziel hingearbeitet haben, einer 
beftimmten Perſönlichkeit ein maßgebendes Verbienft als Bahnbrecher ver neuen 
Richtung ober Gründer der neuen Disciplin zufchreiben will, fo kann dies bier 
wohl nur mit dem berühmten Helmftäpter Profeſſor H. Conring gefchehen. Diefer 
hat zuerft den Verſuch gemacht, eine fuftematifche Staatsbeſchreibung nach Prin- 
cipien des öffentlichen Lebens zu entwerfen, daraus eine neue Disciplin zu bilden 


_ 





8, Büſching, Vorbereit, u. f. w. z. Kenntniß d. europ. Meiche, 4. Aufl. Hamb. 1768, 8. 16, 

9, Erome, Kulturverb. d. enrop. Staaten, ®pz. 1792 S. 127 ff. N 

) Montesquieu, lettres persannes N. 100, esprit des lois, XXıll, 17—19. Na 
Napoleon III. (vie de Cesar II.) war Galliens Bevölkerung zur Zeit Cäſar'e blos 7—8 Mil. 

11) Bol. zu Obigem auch Mohl's Geſch. u. Litt. d. Bevölterungslebre in d. Geſch. d. 
Staatöwifl. 1I11. 411 ff., 3. Ciöment, hist, de la vie de Colbert, Paris 1R46, Hen: 
ſchling a. a, D,, die Berichte Der Delenirten auf ben flatiftifchen Kongreſſen. 
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und [egtere konfeqguent von Geographie, Gefhichte und Politif Loszulöfen, was 
ihm freilich ebenfo wenig als irgend einem fpäteren Statiftifer feiner Richtung 
vollftändig gelungen if. Conring hat fein Kompendium gefchrieben, fonbern bie 
Difeiplin nur in feinen VBorlefungen vorgetragen. Wir finden bei ihm die Anfänge 
jener bis heute üblich gebliebenen Syftematifirung der Staatskunde (Land und 
Leute, Regierungsform — Berfaffung — Verwaltung — Regierung —, Mittel 
der Berwaltung, Zweck und Mittel des Staates), Conring hält fi an bie 
gegenwärtigen Staatszuftände und behandelt jeven Staat — wie man 
e8 fpäter nannte, nad der ethnographifhen „Methode“ (sic) — für fih. Dem 
Weſen nah ift feine neue Wifjenfchaft eine politifhe Staatskunde ber 
Gegenwart, eine glei der damaligen Gefchichte rein defcriptive, fhildernde Die 
ciplin, melde aus der Geographie, der neueften Gefchichte und dem öffentlichen 
Recht die für die politifhe Einrichtung und Stellung des Staats befonders wid» 
tigen Momente hervorhob und fie durch Zwedbeziehung auf den Staat nad) einem 
einheitlihen Gedanken zu orbnen fuchte 12). 

Diefe der Geſchichte, Geographie und den Rechts- und Staatswiſſenſchaften 
entwachfende, aber ſtets fih mit ihnen nahe berührende Disciplin, deren Redts- 
anfprud auf den Namen einer felbftändigen, wenn nicht überhaupt einer Wiflen- 
ſchaft bis heute zweifelhaft ift, nannte Conring felbft Staatsfunde (notitia 
rerum publicarum). Sie wurde durch ihn zu einer ftehenden alademiſchen Bor- 
lefungspisciplin auf deutſchen Univerfitäten. Meiftens trug fie der Profeffor bes 
Staatörehts, der Politit oder der Gefchichte vor, wie in Halle, Frankfurt a. O., 
Wittenberg, Jena, Altvorf, Utrecht. Zahlreiche Kompendien der Staatskunde im 
Conring'ſchen Sinn erſchienen, meiftens unter dem Titel notitia rerum publicarum 
oder ähnlichen, im legten Drittel des 17. und erften des 18. Jahrhunderts. Unter 
den Univerfitätslehrern und Schriftftellern find zu nennen Sagitarius, Bofe, 
Schubart, Bedmann, F. Otto, Maibom, Gundling, Struve, Spener, 
Köhler, Shmaufß, Hofmann, Buder, Schmeigel u. a. m., wie man fieht, 
zum Theil namhafte Juriften, was auf bie Auffafjung und Entwidlung der Dis- 
ciplin nicht ohne Einfluß bleiben konnte. 

Für die neue „Wiffenfhaft" kam gegen Ende des 17. Jahrhunderts ber 
Name Statiftit auf. Ueber Urfprung und Etymologie dieſes Wortes ift befannt- 
lid viel geftritten worben. Die öfters vertheidigte unmittelbare Ableitung vom 
lateinifhen status oder von dem deutfhen Staat und die Analogie mit Heralbil 
u. f. m. ſcheint unrichtig zu fein. Richtig ift dagegen wohl bie Ableitung 
Adhenwalls, ver durch feinen Gebraud des Wortes, obgleih er es nicht auf 
dem Zitel feiner Schriften anwendet und in der Regel von „fogenannter“ Gtatiftil 
ſpricht, am Meiften zur allgemeinen Annahme des Ausdrucks beigetragen hat. Er 
leitet e8 vom italienifhen statista (Staatsmann) ab und verfteht darunter „ben 
jenigen Theil der praktiſchen Politik, weldyer in der Kenntniß der heutigen ganzen 
Staatsverfafjung unferer Reiche befteht”, oder fo viel wie Staatskunde 13), In 


12) Gonring’s Vorlefungen wurden von feinen Zuhörern Oldenburger und Pöpping 
wider feinen Willen berausgegeben (1675 u. 1668, von erfterem u. d. T. Thesaurus rer. publ. 
tot. orbis, Genf 1675) und nad feinem Tode mit feinem litterar. Nachlaß von Göbel, 1730, 
IV. Bd. — Bol. über Conring Göß, Begr. d. Statift. Ansb. 1804, S. 17 ff., 23 ff., und 
Wappäus, Bevölterungsftat. 11, 548, 556. 

13) Zuerſt nachgewiefen hat man das Wort statista und das Adjektiv slalisticus in einer 
Heinen Schrift von 1668; im Jahr 4672 fehrieb Helenus Politanus ein microscopium sis- 
tisticum, quo status imperli Rom. Germ, repräsentatur, Der Name collegium politioo- 
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biefem Sinn von Staatskunde wurde und wird das Wort Statiftif in der Achen- 
wall’ihen Schule gebraugt, wie u. U. Schlözer ausdrücklich hervorhebt, 
Indem er bebauert, daß Achenwall feinem wohlgeftalten Kinde, der Staats- 
tunde, ohne Noth einen fo unförmlihen Namen gegeben habe 14), Die Be- 
nennungsfrage iſt in der Geſchichte der Statiftit fein gleichgältiger Punkt: der 
einfache deutfche Ausdrud Staatskunde hätte niemals zu fo viel Streit Anlaß ge- 
geben, als die übrigens ſchon im vorigen Jahrhundert von allen gebildeten Böl- 
fern recipirte vox hybrida „Statiftif". Man würde nicht gewaltfam ganz ver» 
ſchiedene Unterfuhungen unter das Wort Stantskunde gezwängt haben, wie man 
fie unter den Namen Statiftif brachte, weldhen man demungeachtet ald Staatskunde 
glaubte auffaffen zu dürfen. Schon im vorigen Jahrhundert find ganz andere 
Ürbeiten, als die Conring-Achenwall'ſchen Staatsbefchreibungen, ebenfalls 
Ratiftifche genannt worden. Gegenwärtig braucht man baher, troß ber erwähnten 
Ableitung des Worte Statiftit und feiner Gleichbedeutung mit Staatöfunde bei 
den älteren Schriftftellern, keineswegs an der Identität der Ausdrüde Statiftit 
und Staatskunde feftzuhalten, wenn wirklih ein fachlicher Unterſchied zwiſchen 
Staatötunde und dem übrigen, mit dem Namen Statiftif bezeichneten Wiſſen be- 
Reben follte, wie e8 ver Fall if. Man kann dann eben paflend Staatskunde 
nennen, was Staatskunde ift und das nun einmal gebräuchliche Wort Statiftik 
für das nicht unter Staatskunde zu ſubſumirende ftatiftifche Wiſſen ausſchließlich 
deibehalten. 

Die oben ausgeſprochene Anſicht über die Bedeutung Conring's für die 
Entwicklung der fpäter Statiſtik genannten Staatsfunde kann ſich vor allem auf 
Adhenwall felbft als Gewährsmann berufen 15), Achenwall, fo oft ale Be- 
gründer der Statiftif genannt, vinbicirt dies Verdienſt nirgends für fih. Gleich— 
wohl muß eine Auffafiung, welde ihn als Begründer anſieht, doch wohl eine 
gewiffe Berechtigung haben, zumal fie ſchon zu einer Zeit verbreitet war, in 
welher Conring's Arbeiten noch ungleich mehr als in der Gegenwart, wo fie 
faft vergefien find, gefannt wurden. In der That haben nun aud beide Behaup- 
tungen eine Berechtigung, diejenige fowohl, nah welher Ahenwall ver Be- 
gründer der Statiftif ift, als auch diejenige, wonach die Dischplin vor ihm, be 
jonder8 durch Conring, im ihren Örundzügen gefchaffen worden. Achenwall 
bat, wie Wappäus mit Recht fagt, der (Conring'ſchen oder älteren) Statiſtik erft 
die volle Selbftändigkeit gegeben, indem er fie nad) Inhalt und Zwed ſchärfer be- 
- flimmte, fie unter einem eigenen, wenn aud gleichfalls nicht von ihm erfundenen 
Namen populärer machte, indem er ihr einen reicheren Inhalt gab und fie in 
Innigere Beziehung mit dem Leben brachte 1%). Achenwall ift dadurch von größerer 
Bereutung für die Statiftil geworden, als Conring; die Verfuche des legteren 
blieben nur innerhalb ver engften wiſſenſchaftlichen Kreife befannt; die Leiftungen 





slatisticum und slatisticum allein erfcheint für das flatift. Kolleg (de nolitia rer. public.) 
in Jenaer Lektiond katalogen der 1720er Jahre. Verdienſt um die Aufklärung der Bedeutung des 
Bortö Gtatiftit hat fi) befonderd Wappäus erworben, Bevölkerungéſtat. 11, 549 ff. l. 
ſernet Schubert a. a. O. ©. 2, 4, Knies, Statift. als ſelbſt. Wiſſenſch., Kaſſ. 1850, ©. 
9 . mit der fehr richtigen Bemerkung S. 10, Guerry, a. a. O. p. 1. — diefer 
Ableitung bei Guy, im Journ. of the stat, soc. of London. 1865. p. 480 ff. _ 

(SG älözger), Theor. d. Etatift, Gött. 1804. S. 2. 

16) Wappäus, Bevölterungsflat. II, 547, 555, 

16) (Ebendafelbft 547. 
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Achenwall's eroberten der neuen Discipfin die Welt. Es ift zwifchen dem letz⸗ 
teren und feinen Vorgängern ein ähnliches Berhältniß wie zwiſchen U. Smith 
und den feinigen. Wie die neuere hiftorifhe Unterfuhung, beſonders Rofcher's, 
gezeigt hat, daß mande als Smith’fche Gedanken und Entwicklungen betradhtete 
Auffaffungen älteren Uriprungs find, fo ift etwas Aehnliches durch bie neueren 
Forſchungen auch in Betreff ver Achenwall'ſchen Leiftungen nachgewieſen worden. 
Aber fo wenig als das großartige Berdienft A. Smith’s durch eine folde Ent- 
defung wirklich gefhmälert wird, was namentlih Rofcher felbft ſchön hervor: 
hebt 17), ebenfowenig gilt dies von dem Berbienfte Achenwall's. Durch die ber 
flimmte „feientivifhe Form“, um einen Schlözer’fhen Ausdruck zu wählen, welde 
U. Smith ver politifden Delonomie und Achen wall der Statiftif (Staatstunde) 
gegeben, haben fie eben beide ihre Epoche machende Bedeutung, Jeder fitr feine 
Disciplin, erlangt, während felbft ähnlihe Ausführungen in anderer Weife behan- 
delt verhältnigmäßig unbeachtet blieben 18), Die Leiftungen Smith's und Achen— 
wall’s fcheinen uns typiſch für die Leiftungen hervorragender Männer in ven 
Wiſſenſchaften zu fein: felbft die Gröften ftehen auf den Schultern ihrer vielleiät 
viel Meineren Vormänner. Nur eine Berfennung dieſes Entwidlungsganges ber 
Wiſſenſchaften verrät es, wenn man befhalb die Bedeutung der Keppter, 
Newton, Gauß in dem vielleidht höchften, der U. Smith, Achenwall, Duf- 
telet in unferem &ebiete von Wiffenfhaften verfennen wollte Mit dieſer Bevem 
tung der Männer hängt das Schule-machen zufammen. Bon einer Smith'ſchen, 
Ach enwall'ſchen, Quételet'ſchen Schule fann man fprechen, nicht aber von einer 
Schule aller der nationalötonomifhen vorſmith'ſchen Größen, mit denen uns 
Roſcher's Fleiß bekannt gemadht hat, ebenfomenig von einer Conring'ſchen 
noch von einer Graunt’ihen Schule, ſondern höchſtens von einer Gonring- 
Achenwall'ſchen u. f. w. 

Achenwall (1749) geht, fireng ſyſtematiſch, von dem freilich von ihm nicht 
tief erfaßten Begriff des Staats aus, unterfcheidet die allgemeine Betrachtung 
bes Staats überhaupt von der Inbetrahtnahme des wirklichen, einzelnen Staats 
und befhäftigt fih nur mit legterer. Er nennt merkwürdig diejenigen von ber 
Menge wirkliher Sahen im Stante, welche des letzteren Wohlfahrt in einem 
merkliheren Grabe angehen (hindern, befördern), bezeichnet den, Inbegriff folder 
wirkliden Merkwürdigkeiten eines Staats mit dem Namen Staatsverfaffung 
(i. w. ©.) und die Lehre von diefer Staatsverfafjung eines oder mehrerer Staaten 
mit dem Namen Statiſtik. Lestere ift ihm eine biftorifhe Staatslehre im 
Gegenfag zu der philofophifhen oder eigentlihen Staatswifjenfhaft (ähnlich 
dem allgemeinen Staatsreht und der Staatsklugheit). Der Zweck dieſer Statiftil 
ift die Erfenntnif des Staats. Vor Allem ift das, was die Wohlfahrt eines Staats 
in vorzüglich merflihem Grade angeht, hervorzuheben. Das Ziel der ‚Statiftif if 
die Schilverung der gegenwärtigen Staatsmerfmwürdigfeiten nad den zuverläffig- 
ften und neueften Berichten. Der Nuten der Statiſtik ift groß für die verſchie— 
benften PBerfonen, befonders aber für Rechtsgelehrte und Staatsleute. Die Staats ⸗ 


— — — 


17 Roſcher, z. Geſch. d. engl. Volkswirthſchaftolehre, Lyz. 1851, ©. 123. 

13) Shlözera.a.d. ©. 1. Obige —— —** Smith und Achenwall 
fol nicht im Entfernteften die abſohute wiſſenſchaftliche Bedeutung Achen wall's mit der eineh 
A. Smith gleichftellen. Dadurch würde der Mann, vor Allem aber die Disciplin, De deffriptive 
Staatöfunde, viel zu hoch rangirt. Hier handelt es fich vielmehr blos um die relative Bedew 
tung beider Schriftfteller für den Entwickiungsgang ihrer Disclplinen. Leber Achenwalls flaatt: 
wiftenfchaftliche Arbeiten |. Bluntſchli, Geſch. d. Staatsrechts, ©. 427. 
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mertwürbigleiten werben nad den Rubriten Rand und Leute vorgeführt. Vom 
Lande werden die geographifchen Elemente mit Rückſicht auf ihre politiiche Be— 
veutung behandelt, beſonders aber bei den Landesprodukten verweilt. Die Ein- 
wohner werden ald Menjhen nad ihrer Zahl, mit Berüdfichtigung der verſchiede⸗ 
nen Boltsvichtigfeit und ihrer Urſachen, nad) ihren Eigenfhaften, befonders aber 
als Bürger betrachtet. Hier find die Grundverfaffung, d. h. das Verhältniß 
zwiſchen Yandesheren und Unterthanen (Staatsrecht u. f. w.), fodann die Regie- 
rungsverfaffung, d. h. die nicht reichsgrundgefetlich feftgeftellten, die Würbe 
oder das Anfehen und die eigentliche Yanbesregierung betreffenden Einrichtungen, 
darzuſtellen. Den Behördenorganismus und feine Gliederung nad den einzelnen 
Zweigen der Staatöthätigleit, befonders das Kirchen-, Unterrichts, Iuftize, Finanz-, 
Kriegeweien, die Verwaltung und das, was wir volklswirthſchaftliche Fürſorge 
nennen, find vorzuführen. Unter letterer Rubrik, alfo nur als Objelt ver nad 
ver herrſchenden Bevormunbungspolitit unumgänglichen Staatsförderung, nit ale 
ſelbſtändiger Gegenftand erfcheint die Volkswirthſchaft in ver Statiftit. Am Schluß 
jollen dann mit Hülfe der Politit Regeln zur Förderung des Vollklswohls oder 
Staatsmarimen abgeleitet werden, deren Inbegriff Achenwall Staatsintereffe 
nennt. Die Statiftit wird hierdurch zur Bafis der praftifhen Politik gemaht und 
als ihr letzter Endzwech, durch Kenntniß der Staaten zur Staatöflugheit zu ge— 
langen, bezeichnet 9). 

Hiernach ift die Statiftif auch bei Achenwall Märlid das, was fie fchon 
bei feinen Borgängern fein follte: eine Befchreibung des gegenwärtigen 
Staats. Ganz folgerichtig nach einem politifchen over ftaatlihen, nicht z. B. nach 
dem geographifchen Gefihtspunfte, wird der Stoff gruppirt und das, was für ven: 
Staat als ſolchen befonders wichtig (merfwürdig) ift, vorzugsweiſe beachtet. Die 
Staatskunde ift Hier Kunde des gegenwärtigen Staatszuftandes. Bom Standpunfte 
der Staatskunde als einer rein deſtriptiven, ſyſtematiſch ſchildernden Wiſſenſchaft 
aus muß man, ſcheint uns, Achenwall's großes Verdienſt anerkennen, mit 
Schubert, Heuſchling, Wörl 20) u. A., muß die Sachgemäßheit ver Achen⸗ 
wall'ſchen Definition und Entwicklung zugeben und die Einwände gegen das 
Moment des Staatsmerkwürdigen als nicht zutreffend bezeichnen. Allerdings 
ift der Begriff der Staatsmerfwürdigkeit ein fehr allgemeiner, nicht zwei Statiſtiker 
ver Achenwall'ſchen Schule find darüber in völliger Uebereinftimmung. Die 
meiften Streitfragen nebenfädliher Bedeutung Mmüpfen ſich am viefen Begriff an. 
Man Hat gelegentlich Alles und Jedes in die Statiftit als ſtaatsmerkwürdig ge- 
bracht. Schlözer’s Eremplifitationen find dafür charakteriſtiſch 21), Man fprad, 
wie man oft biefer Statiftif vorwarf, de omnibus et quibusdam aliis, Aber die 
Einwände treffen nicht die Staatsmerfwürdigfeit als folhe, fondern die Anfgabe 
einer Stantsbefhreibung überhaupt, bei welcher man, wie Achenwall ridtig er- 
lannt hat, von gar nidyts Anderem, als von dem Staatsmerhwürbigen ausgehen 
lann. Das Wort „ſtaatsmerkwürdig“ ift freilich fehr vag, aber es bezeichnet doch 
tihtig generell das Moment, auf weldyes es bei einer Staatsbeſchreibung an- 


— un. — 


19) Bol. Achenwall's Staatöverfaff. u. f. w. (4. B. 4. Aufl. Gött. 1762), Einleitung 
$ 1-59. Guy (Anm, 13) benupt die 6. von Schlöger herausgegebene Auflage, die manches 
ziel Schlögerifche enthält. 

Schubert, a. a. O. S. 6. Wörl Erläut. z. Theor. d. Statift., Freib. 1841, ©. 22, 
HeaschHing bibi. stat. de l’Allem. 8, 36, 
21) Schlözgera. a. O. ©. 45 ff. 
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fommt. Einen genaueren Ausdruck kann man nidt wählen, weil es a priori 
und ein für allemal für alle Staaten gar nicht zu beftimmen ift, was fpeciell 
in die Staatsbefchreibung gehöre. Nothwendiger Weife wechfelt der Inhalt des 
Begriffs der Staatsmerfwürdigkeit nit nur mit der fortfchreitenden Erkenntniß 
und höheren Auffaffung des Staats, fondern aud mit den Zeitumftänden, nad 
welchen eben Verſchiedenes in verfchiedenem Grade für den Staat merfwürbig ifl. 
Für feine Zeit hat Achenwall das Staatsmerkwürdige ganz richtig hervorgehoben, 
bezeichnet aber immerhin ſchon einen Yortichritt gegen feine Vorgänger, wenn er 
nit mehr ausschließlich, aber doch noch weitaus hauptſächlich die eigentlich politifchen, 
die rein-ftaatlihen oder die formalen Momente des Staatslebens beachtet, wäh: 
rend das materielle Moment, das Wirthſchaftliche, die eigentlihen Staatskräfte 
noch zurädtreten. Diefe Behandlung entſprach aber durchaus den herrſchenden Auf: 
fafjungen in der Mitte des 18. Jahrhunderts, vollends im abgelebten beutfchen 
Reiche. Schon frühe Nachfolger, 3. B. Schlözer felbft, erfennen vie geringfügige 
Bedeutung der Titel, Wappen u. f. m. als Staatsmerkwürdigkeit. Der gewaltige 
Umfhwung, welhen die Erfindung der Mafhinen für wichtige Fabrikationszweige, 
die Einführung der Dampfkraft als Zugkraft beim Transportwefen, anberfeits das 
Aufblühen der politifhen Dekonomie feit A. Smith, der Fortſchritt der Staats⸗ 
wiffenfhaften, namentlih aber auf eigentlih politiſchem Boden die franzöſiſche 
Revolution in allen Gebieten des Staatslebens verurfadht haben, mußte nothwenbig 
dem Begriff der Staatsmerkwürdigkeit einen unendlich reicheren Inhalt geben. Die 
Enge und Kleinheit des Inhalts diefes Begriffs bei Ahenwall und feinen näd- 
ſten Nacfolgern und feine Weite und Großartigkeit bei den heutigen Bertretern 
der Staatskunde ift.fo wenig für legtere ein Verdienſt oder für erftere ein Makel, 
als das etwa der Umſtand ift, daß diefe auf Eifenbahnen, jene auf elenven Land⸗ 
ftraßen einher fuhren, Der ganze endloſe innerhalb der Staatskunde geführte 
Streit über den Begriff der Statiftit erfcheint demnach aud als völlig miälfig. 
Immer wurde in vergeblihem Suchen nad dem fpeciell Staatsmertwürbigen, ohne 
Verſtändniß dafür, daß des legteren Auffindung und Aufftellung ein für allemal 
wegen des Wechſels im Staatsleben ein Ding der Unmöglichkeit ift, nur einfeitig 
ein Moment hervorgehoben, das ten Begriff der Statiftit bilden follte, bie 
„Verfaſſung“, die „Staatskräfte" u. U. m. In Achenwall's Definition war 
Alles enthalten. Auch die Auffaffung der Statiftit als Wiſſenſchaft des allgemeinen 
Wohls oder als Zuftands- (Staatszuftands-) Wiffenfhaft fagt nichts Anderes, nicht 
mehr, auch nichts Specielleres als die Achenwall'ſche Begriffsbeftimmung, wie 
ſchon Schlözer mit Recht bemerkte 22). 

Für uns ift es bier befonders wichtig, daß die Achenwall'ſche Gtatifil 
wirffih auch nur eine Staatsbeſchreibung, eine rein befcriptive Wiſſenſchaft war. 
Bei Ahenwall feine Spur des Strebens, aus den einzelnen ftatiflifchen Daten 
ber fogenannten Statiftit allgemeine Regeln ober Gefege abzuleiten, etwa 


22) Auch die Pritifche Litteratur über die Gefchichte der Statiftit ſtellt die beſprochenen Berbält: 
niffe, ſcheint und, Feineswegs immer in das richtige Licht; Kallati, Jonak und ſelbſt Mobl 
air auf die unmichtigen Nüancen in den Definitionen der deutfchen Schule viel zu viel Ge 
wicht, Mohl namentlih dadurch, daß er nach diefen Nüancen die Definitionen Maffifieirt u 
die Austelet-Dufau’fche Auffaffung nur als eine andere Gruppe neben den übrigen Klaſſen 
betrachtet. Auch Knies brauchte, um feiner tiefer gehenden Polemik den Erfolg zu fichern, nicht 
fo viel Rüdficht auf das Auseinandergehen der Anfichten der Ache nwall'ſchen Schule zu neb 
men, weil diefe Kontroverfen doch für Die Hauptfrage der Trennung der fogenannten Gtatifil 
nicht entſcheldend find und überhaupt nicht ſehr tief eingreifen. 
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Entwidiungsgefege des Staats oder einzelner Funktionen des Staatslebens cder 
etwa der Wirthſchaft im Staate, Die Ableitung politifcher Klugheitsregeln, ohne- 
bin nur als Forderung an die Statiſtik aufgeftellt, aber nicht ausgeführt, iſt ganz 
etwas Anderes. Ueber die Bevölferungsprobleme geht Ahenwall mit wenig Wor- 
ten hinweg. Ziffermäßigkeit ver Daten ift noch fehr wenig vorhanden, die befon- 
ders beachteten formalen Momente des Etaatölebens ließen fih aud am Schwer: 
ften in Zahlen ausprüden. Es heißt zwar, man folle die Urſachen der Staats- 
merfwärbigkeiten darlegen, fonft ſchaue man ven Staat nur an, fehe ihn aber 
niht ein, Allein daraus hat ſich bei Ahenwall nicht einmal derjenige Grab 
pragmatifcher Behandlung entwidelt, deſſen fich ſelbſt die fpäteren Statiftifer be- 
fleißigten, von denen Lüder doch mit Recht fagt, fie wären felten genug vom 
Kigel geplagt, pragmatifch zu fein. Achenwall behanvelte Spanien, Portugal, 
Frankreich, Großbritannien, die Niederlande, Rußland, Dänemark, Schweden. Die 
Beſchränkung auf diefe Staaten, jelbft die Innehaltung derfelben Reihenfolge blieb 
längere Zeit in ven ftatiftifchen Kompenbien üblich. Es ift aud für vie theore- 
tifche Auffaffung beachtenswertb, daß weder Achenwall noch viele feiner nächſten 
Nachfolger Deutſchland, felbft nicht Defterreih und Preußen behandelten. Auch in 
den Kollegien wurde es ebenfo gehalten. Der Hauptgrund liegt wohl darin, daß 
die damalige Statiftil ja vorzugsweiſe das Staatsreht und Verwandtes dar: 
legte, allerdings nit vom juriftifchen Standpunkte aus, fondern als widhtigfte 
Staatsmerkwürdigkeit, als Thatſache. Ueber das deutſche Staatsreht wurde aber 
beſonders geleſen und geſchrieben, wozu alſo noch eine Behandlung Seitens des 
Slatiſtikers? Die Statiſtik wurde eine unvollkommene Art vergleichenden fremden 
Staatsrechts 23). 

Weil Achenwall die einzelnen Staaten nach einander darſtellte und ſo von 
jedem Staate ein abgerundetes Bild zu geben ſuchte, hat man ihn, dieſe Dar- 
fellungsweife zu einer befonderen Methode ftempelnd, auch als den Gründer ver 
ethnographiſchen Methode (veutfche Univerfitätsftatiftit) bezeichnet. Den Gegen- 
fag dazu foll die vergleihende oder Büſching'ſche Methode bilden. Büſching, 
der befannte Geograph, faßte die Statiftif im Sinne Achenwall's ald Staats- 
funde auf, vermwebte in feine großen geographifchen Werke und Zeitfchriften vielerlei 
fogenannte ftatiftifche Notizen und trat bald nah Achenwall (1758) mit einem 
Abriß der Staatstunde auf, in welhem er den Stoff nit nad den Staaten, 
jondern nach ven einzelnen Materien ordnete. Er befolgte im Uebrigen einen ziem- 
li ähnlichen Plan wie Ahenwall. Seine Behandlung brachte es jedoch mit fid, 
daß er nicht fo jehr auf die Schilderung eines Staats in feinem gegenwärtigen 
Zuftande, als auf die Darftellung der politifh und materiell wirklid wichtigen 
daftoren, der Staatsfräfte in ven Staaten, Gewicht legte. Die formalen politifchen 
Momente, welche fid in der Kürze weniger gut vergleihen ließen, traten zurüd, 
vie materiellen, in Zahlen ausdrüdbaren, die wirthfchaftliden hervor. Auch bie 
Bevölferungsverhältniffe werben berüdfichtigt. Es Ing bei diefer Art ver Stoff- 


23) al 3. B. die ähnliche Anſicht, welche Nemer andeutet, Lehrb. d. Staatöfunde, Braun» 
ſchweig 1786, Borrete, der aber gegen diefe Anficht polemifirt und Deutſchland zuerft mit ber 
handelt, jedoch der Auffaffung nicht ferne ftebt, ala ob die Statiſtik etwa fo viel wie ein ober: 
Hächliches Staaterecht wäre. Bezeichnend genug wird auf den öfterreichifchen Univerfitäten bie 
beute das Staatsrecht, für das es feine befonderen Lehrſtühle gibt, in die Statiftit hineingeſchach⸗ 
telt, und in diefer dann bald Abfolutismus, bald Dlioberdiplom, Februarpatent oder Septembers 
oftropirung — ald Thatſache, nicht ala Recht! — vorgetragen] 

Bluntf li un Brater, Deutfdes Gtants-Wörterbuß. X, 27 
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behandlung nahe, allgemeine Regeln aus dem hierfür ſchon zweckmäßiger gruppirten 
Stoffe zu ziehen. Das thut jedoch Büſching fo wenig als andere Statiftiler ver 
Ahenwall’fhen Richtung. Es follen eben aud bei ihm nur Staatsmerkwärtig 
feiten befchrieben, nit die Entwidiung der Staatszuftinde erforfcht merken. 
Büſching's beachtenswerther Verfud, der ben Keim zu einer bedeutfameren Eut- 
widlung in ſich barg, fand vielen Beifall, aber wenig Nachahmer viele Jahr: 
zehente hindurch. Man erficht auch daraus, wie anderfeitö aus der ifolirten Stellaug 
Süßmilch's, daß die Zeit für eine höhere Auffaffung der Aufgabe nod nicht 
gelommen war und die „Staatsfunden“ volles Genügen bewirkten. 

In Deutſchland blieb vie Achenwall'ſche Auffaffung lange Zeit bindurd 
herrfchend. Es bildete ſich eine zahlreihe Schule von Docenten und Rompenbien- 
verfaffern. In Kleinigkeiten mande Abweihung, in der Hauptſache völlige Gleich- 
heit der Behandlung mit Ahenwall, ob man nun dad Moment der Berfaflung, 
des Zuſtands, des gegenwärtigen Zuftands u. ſ. w. mehr oder weniger betonte. 
Toze (1767), Remer (1786), Meufel (1791), Sprengel (1793), deren Kom- 
pendien bie verbreitetften waren, weichen fadhlid wenig von einander ab. Ein 
ſachlicher Fortſchritt in der Theorie war höchſtens das Zugeftändniß, daß bie 
Staatsfunde nicht nothwendig, fondern nur aus praktiſchen Gründen die Gegen: 
wart des Staats ſchildere, es könne vielmehr auch alte Statiftifen für einen 
beftimmten Zeitpunkt geben (Lüder, Butte, ſchließlich auch Schlözer). Bervell- 
ftändigt wurden die Werke durch Aufnahme einer größeren Anzahl Staaten — 
Meufel behandelt im Jahr 1804 ſchon 17 — und durd reicheren Inhalt, mobei 
befonders Büſching's Magazin und Nahridten und Schlözer's Staatsanzeiger 
ausgebeutet wurden. Die Schriften über Staatöfunde wurben badurd freilich einer 
„politiichen Geographie”, diefem mixtum compositum alles mögliden Wifjent: 
würdigen, immer ähnlicher. 

Der reichlichere Zufluß bezüglicher Notizen und das ftärfere Hervortreten der 
wirthſchaftlichen Momente im Staatsleben führte dann aud zu einer größeren 
Berüdfihtigung der materiellen Faktoren. Diefe ließen fih am beften in Zahlen 
aysbrüden, man erhielt darüber allınalig mehr amtlihe Zahlendaten. So begann 
dann die Zahl eine größere Nolle in der Staatöfunde zu fpielen. Die Vorzüge 
ber Zahlendaten, ihre bequeme Vergleihbarfeit wurden bald hinlänglich gewürdigt. 
Man ftellte die Daten zur Ueberſicht tabellariſch zuſammen. Es entftand, nachdem 
der Däne Ancherſen fhon im Jahre 1741 einen noh ohne Nachfolge gebliebenen 
Berfuh gemacht hatte, Daten über die widtigften Verhältniſſe der cioilifirten 
Staaten in Tabellen zufammenzuftelen, im legten Bierfel des 18. Jahrhun- 
derts eine ganze Fitteratur tabellariſch-ſtatiſtiſcher Schriften: Gaspari (1778), 
v. Shmidiburg, Jakobi, Brunn, Randel, Nemer, Bötticher, Ockhardt, 
Haſſel, Ehrmann, Höd (1811) u. U. m. Man nannte diefe Schriftfteller 
Tabellenftatiftiter und Lineararithmetiter, foferne fie die Zahlendaten zu 
geometrifhen Darftellungen benugten, alſo die arithmetifhen in geometriſche Ber- 
hältniſſe umfegten, wie namentlih Crome (1782 und in anderen zahlreichen ſpä— 
teren Arbeiten), Ockhardt (1804), auch Ausländer wie Playfair, Donnant. 
Das Ziel diefer Statiftifer war ganz dasjelbe, wie das der Übrigen Staat 
funtigen: man wollte ebenfalls eine Staatsbefhreibung, ein Bild vom State, 
ein Zahlengemälde, wie es noch Neuere, 3. B. Horn, nennen, liefern, wobei 
allerdings die kolonnenweiſe Nebeneinanverftellung der Daten aus mehreren Län 
dern die unmittelbare Bergleihung erleichtern follte. Sicherlich find diefe Statiftifer 
nicht immer mit der nothwenbigen Kritit zu Werke gegangen, haben öfters ihre 


Statiſtik. | 419 


Daten durch gewagte Schägungen vervollftändigt, find namentlich bei den geo- 
metrifhen Darftellungen, 3. B. Erome in feiner Größenfarte von Europa, in 
Spielereien verfallen. Aber die befannten herben Angriffe der Göttinger Schule, 
eines Heeren, Brandes, Rehberg, Schlözer, dann Lüder's haben fie im 
Ganzen nicht verdient. Daß fie fi vorzugsweiſe an materielle Faktoren bes 
Staatslebens halten, ift wahr, aber diefe traten gerade am Schluß des vorigen 
Jahrhunderts immer bedeutfamer hervor und ließen ſich eben am Beften in Zahlen 
ausprüden. Es wurbe Übrigens von den ZTabellenftatiftifern gar nicht behanptet, 
daß mit ihren Darftellungen der Inhalt der Staatskunde erſchöpft fe. Einigen 
ertremen Anſichten, wie man fie mitunter bei Grome findet, fiehen ähnliche ent- 
gegengefegte Einfeitigfeiten ver Göttinger gegenüber. Die Bevorzugung der poli« 
tiih-formalen Momente war keine geringere Ginfeitigfeit. Wenn Lüder und 
Andere im patriotiſchen Zorne den „Tabellenknechten“ vorwerfen, daß ihre Theorie, 
die Staatskräfte nach dem materiellen Subftrat der Staaten abzufhäten und bie 
idealen Faktoren im Staatsleben nicht zu würdigen, in den Kriegen ber Revolu—⸗ 
tionszeit glänzend Fiasko gemacht habe, fo konnten diefe Statiftifer mit Redht 
repliciren, daß diefe Zeit vor Allem doch die völlige Nichtigkeit der politifd-for- 
malen Faktoren, der Berfaffungsverhältniffe m. f. w., mit deren Darftellung vie 
deutfchen Statiftifer und Staatsredhtslehrer ihre Staatskunden anfüllten, erwiefen 
habe. Die Göttinger nennen ihre Statiftit die höhere, diejenige ihrer Gegner 
die gemeine, die Nachwelt hat eher umgekehrt genrtheilt 24). 

Uebrigens ift e8 ein Itrthum, von welchem fih auch Anies nicht freigehalten 
hat, diefe Tabellenftatiftiter ſchlechtweg mit den politiihen Arithmetifern zuſammen⸗ 
zuwerfen. Allerdings find manche von ihnen, 3. B. Crome, auch ſolche politifdhe 
Arithmetiler in Süßmilch'ſcher Richtung. Allein ihre Thätigfeit ift dann eine 
verſchiedene. Ste ſowohl, mie die meiften übrigen Tabellenftatiftifer wollten als 
ſolche nichts anderes als die mit Worten beſchreibenden Statiftifer und gehören 
mit diefen zur Achenwall'ſchen Schule. Sie ftanden der eigentlidy ftatiftifchen 
Richtung Süßmilch's näher, aber gehören ihr Feineswegs an. 

Die Statiftit im Sinne von Staatskunde ift eine wefentlih deutſche Diſci— 
pin. Das Ausland Inüpfte mit ähnlichen Arbeiten unmittelbarer an die ältere 
italieniſch⸗ holländiſche Litteratur an und wurde erft am Schluß des vorigen Jahr» 
hunderts, aber nicht fo bedeutend, von der Entwidlung der deutfchen Staatskunde 
beeinflußt. Faft die Hauptſache blieb in letzterer Hinſicht die allgemeine Reception 
des Worts Statiftit in allen modernen Sprahen bis zum Schluß des Iahrhun- 
verts, 3. B. in England für present state, in Frankreich fir dtat présant, 
tableau u. ſ. w. In England führte Sinclair, der befannte Verfaſſer des 
statistical account of Scotland, das Wort ein. Salmon (1724) und Smollet 
(1768) brauchen no die älteren Ausprüde. Da man nidt von einer eigentlichen 
Fortbildung der Statiftit Achenwall's im Auslande reden farm, fo begreift man 
lit, daß der Ausdruck „Statiftit” bier nicht immer in demfelben Sinne ver- 
fanden wurde. Schon damals bildete fi bei Engländern und Pranzofen ver 
Sprachgebrauch aus, unter Statiftit ſchlechtweg „jede Überfihtlihe Zufammenftellung 
von beftimmten in Zahl und Maaß ausdrückbaren Zuftänden” (Wappäus) zu 





3%) Dal. befonders die Schriften von Schlözer, Fallati, Jonak, Knies, die Gött. 
Ber, —* von 1806 u, 1807, Lüder, Kritik der Statiſtik u. Politik, S. 8 ff. und krit. 
Geſch. d. St (beſ. S. 214 ff.), anderſeits namentlich Crome's Schriften (Produftenfarte 
v. Europa, Deſſ. 1782, Großenkarte u. ſ. w.). 
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verftehen 25). Außerhalb Deutſchlands beſchäftigte man fih aud mehr mit ten be 
völferungsftatiftiihen Problemen der politifhen Arithmetif, welde unter dem Namen 
Statiftif vorzugsweife mitbegriffen wurben. Soweit das Ausland eigentliche in das 
Gebiet ver Staatskunde einfhlagende Arbeiten lieferte, berüdfichtigte es barin ſchon 
früher mehr als die Deutfchen die materiellen Faltoren des Staatslebens, dann 
die Engländer befonders die wirthihaftligen, die Franzoſen die focialen Berbält- 
niffe überhaupt. Die Engländer, wie Sinclair, dem fid darin die Italiener, 
Cagnazzi, Gioja anfhließen, wollen durd ihre Unterfuchungen befonders tie 
Summe von Wohlfahrt im Lande zur Darftellung bringen und zugleich durch 
die Statiftil auf Mittel hinweiſen, viefe Wohlfahrt zu erhöhen. Alfo ein ähnliches 
Streben, wie e8 Achenwall bei der Schilderung des Staatäsintereſſe's ausipridt, 
aber nicht erfüllt. Politit und Statiftit werden bezeichnend auch hier von ben 
Engländern in engere Verbindung gebradt. Sinclair’s Tadel der Deuticden, 
daß dieſe faft nur die rein politiſchen Momente berüdfictigten, wird zwar von 
Schlözer heftig zurüdgewiefen, muß aber im Wefentlihen al® begründet zuge 
geben werben 26). In Frankreich nahm die amtlihe Statiftit vorübergehend unter 
dem Konfulat und Kaiferreih einen Aufſchwung. Es entfprah dem franzöſiſchen 
Geifte und der herrfchenden Auffaffung der Zeit, daß die franzöfifhen Schrift: 
fteller diefer Periode, wie Peuchet, Donnant, Ballois, Herbin (1799 bis 
1805), in den ftatiftifchen Schilderungen befonders das Moment der Staatskräfte, 
der Machtmittel der Staaten betonten, eine Auffaffung , welche dann wieder auf 
einzelne Italiener (Tamafjia, Badovani, Oraberg von Hemfö) und Deutſche 
(Mannert, Fifher u. U.) einwirkte. Ale dieſe Berfchiedenheiten bedingen aber 
feinen weſentlichen Unterfhieb von ver Achenwall'ſchen Auffaffung. Donnant 
3. B. definirt ausdrücklich nah Schlözer die Statiſtik als die Kunft, ein gemanes 
Inventar aller bemertenswerthen, wirflih vorhandenen Dinge in einem Staate 
aufzuftellen. Das Zurüdgehen auf die Urfahen der beobachteten Erfcheinungen 
wird aud von biefen franzöfiichen Gtatiftifern abgewiefen, fo z. B. von Ballois, 
man folle nur die Wirkungen darlegen 27), Es handelt ſich alfo auch hier noch um 
eine einfache deffriptive Disciplin. 

Dies war die Lage der neuen Wiflenfhaft ver Staatöfunde zu Anfang bes 
19. Jahrhunderts. Die vielen Heinen Scharmügel über nicht ſehr wichtige, aber 
damals und fo oft von den Hiftoriographen der Statiſtik aud heute nod für 
wichtig gehaltene Differenzen innerhalb der Ahenmwall’fchen Schule felbft, die 
beftigeren Gefechte zwifchen den mit Worten beichreibenden und den Tabellen- 
ftatiftifern, die gewaltigen Vorgänge in der praltifhen Politik, welche fo oft bie 
neueften Staatsgemälde in furzer Zeit wieder antiquirten, fcheinen um jene Zeit 
auch unter den eifrigften Pflegern der Staatskunde ein Gefühl großer Unbefrie 
digtheit bervorgerufen zu haben, Diefem Gefühl verbanft wohl ein eigener 
Zweig der ftatiftifhen Literatur, die eigentlihe Theorie der Statiſtik, ihre 
Entftehung. Bisher hatten fi die Statiftifer damit begnügt, wie Achenwall 


25, Stein: Wappäus, Handb. d. Geogr. u. Statift. I, 1 (er 1855) S. 177. Bal. 

Guy's (Anm. 13) Entwicklungsgeſchichte des Worts statistics in England: das Wort bat 

dort bald aufgehört, Staatentunde zu bedeuten, es bieß fo viel, wie Material, Stoff, That 

2 Ya das Wappen der Kondoner ftatift. Gefellfhaft ift eine Garbe von Aehren! 
48 
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. 3%) Schlözer a. a. D. ©. 16, Mohl, Litteraturgeſch. III, 661, Knies ©. 21, 27. 
37, Dal, namentiih Schlöger, ©. 18 ff., Heuschling, bibl. stat, de la France, 
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ſelbſt, einleitungsweife einen kurzen theoretifchen Abriß ihren Staatsbefhreibungen 
vorangehen zu laſſen. Jetzt entſtand das Bebürfniß, fhon der vielen Kontroverfen 
halber, die Theorie für fich eingehender zu behandeln. In kurzer Zeit nach ein- 
ander erſchienen die Schriften von Schlözer, Göß, Niemann, Butte, 
Zizins, Lüder wm. U. Der alte Beteran und berühmte Nachfolger Achen- 
walls anf dem Göttinger Lehrſtuhl, Schlözer, machte ven Anfang (1804). 
Er hatte feit langer Zeit durch feine zahlreichen einzelnen Schriften und Aufjäge, 
burh feine Zeitſchriften und beſonders feine Staatsanzeigen auch auf bie 
Staatslunde einen großen Einfluß ausgeübt, vielleicht einen um fo größeren, je 
mehr feine abfpringende, ſyſtemloſe, aber geiftreiche Weife von der üblichen Syſte— 
matit deutfcher Gelehrten abſtach 28). Die Heine Schrift über die Theorie der Sta- 
tiftit hat alle Borzüge und alle Mängel Schlözer'ſchen Weſens. Reih an ein- 
zelnen geiftreichen, oft aber audy nur geiftreic erfheinenden Sägen, war fie apho- 
riſtiſch und foftemlos, aber gerade dadurch und bei ihrem polemifhen Charafter 
fehr geeignet, als Ferment zu dienen. Sie fteht an Gehalt entfchieven ver Nie- 
mann' ſchen, der bei weitem beften ver übrigen Theorieen ver GStatiftit nad, 
bat aber dod einen viel größern Einfluß geübt. Schlözer lehnt fih eng an 
Achenwall an, recipirt deſſen Definition, weist das Nichtöfagende der meiften 
Angriffe gegen die Ahenmwall’ihen Begriffsbeftimmungen und ben geringen 
pofitiven Werth der neueren Verſuche von Definitionen mit Erfolg zurüd, und 
ſucht beſonders zu zeigen, daß unter den Begriff der Staatsmerkwürdigkeiten feines- 
wegs nur die politifhe Berfaffung, fondern Alles gehöre, was den Staat umt 
bie ganze Nation in jeder beveutenden Weife intereffire. Unvermerft macht er bier, 
wie in andern Punkten ſchon mwefentliche Zugeftändniffe gegen die ältere Achen— 
wall’fhe Behandlung. Er würbigt die materiellen, wirthſchaftlichen Faltoren 
mehr, verlangt, wo es gehe, möglichfte Zahleneraftheit der Daten, wenn man 
auh, wo es nur auf große Zahlen anfomme, nit mit einem goft de pr6- 
eisi€n Genauigkeit bis ins Kleinfte hinein verlangen folle, er gefteht die Mög- 
lihfeit älterer Statiftifen für einen gewiffen Zeitpunkt, an welchem man bie Ge-- 
ſchichte ſtill ftehen lafle, zu. Das Weſen jedes Staats werbe durch bie Formel vires 
unite agunt ausgevrüdt, — Kräfte des Staats oder Grundmacht, Art des Ber- 
eins der Kräfte oder Berfaffung, Anwendung ber Kräfte ober Einrichtung ber 
Regierung und Verwaltung —, alle Gegenftände der Statiftil könnten unge 
zwungen (?) unter diefe Formel gebracht werben. Eine Formel, welche in ihrer 
Algemeinheit noch wenig Hülfe leiften Tann. Befonders wichtig ift es, daß aud 
Schlözer, obgleih er ſonach die Ältere Auffaffung manchfach richtig erweitert 
und mit Niemann ven Uebergang zur neueren Behandlung bildet, doch aus- 
drüdlih — ganz folgerihtig — nichts Anderes als eine Staatékunde, eine 
rein deffriptive Wiſſenſchaft in der Statiſtik fieht. Er weist denn auch das Eingehen 
auf Ur ſachen und Folgen ab, höchſtens zum Zwed der Jluftration, damit der 
Bortrag nit zu troden werbe, könne der Gtatiftifer mitunter räjonnirender 
oder pragmatifcher Statiftifer werden! Die Statiftit fol immer nur lehren, wie 
die Staaten find, die Erklärung dafür, wie fie das geworben, hat die Staats- 
geſchichte zu geben, freilich mit welchen Mitteln und nad welden Methoben, 
bleibt unerörtert. Hierin, wie in dem befannten, geiftreich ſcheinenden, aber uns 
Maren und durchaus unmwahren Bonmot, daß die Geſchichte eine fortlaufende 


— 


28) Bol. Mohl's fhönes biographifchsitterarifches Porträt Schlöger’s, Litteraturgefh. 
d. Gtaatöwifl. II, 439, 
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Statiftit und die Statiſtik eine ftillftehende Geſchichte fei, fpricht ſich Schläzer's 
ſchiefe Auffaffung über das Verhältniß der Staatskunde zur Geſchichte aus 3). 
Geſchichte ift nicht, wie Schlözer will, das Ganze, Statiftit ein Theil berfelben, 
Die Statiftit, welhe er vor Augen bat, kann man mit der Gefhichte gar nicht 
fo zufammenftellen. Die Frage nah dem Kaufalnerus der geſchilderten Staats— 
zuſtäude wird bier immer nur ganz oberflählih berührt. Wenn Schlözer be 
merkt, daß die ftaunenswerthe Ordnung in den großen Zahlen 3. B. des Lebens 
und Sterbens des Menſchengeſchlechts, von ber Anthropologie, dem Naturrecht und 
ber Finanzwiffenfchaft aufgefuht werde, aber genau nur von der Statiſtik entbedt 
werben könne, fo weist er der leßteren, unter der er Staatskunde verfteht, bier 
eine nicht für fie beftimmte Aufgabe zu, vindicirt ihr aber aud bier nicht ven 
höheren Beruf der Erklärung jener Ordnung. Gegen die Zabellenftatiftifer 
und bie politifchen Aritymetifer macht Schlözer zwar mit den übrigen Göttin 
gern Front, verfällt indeffen nicht ganz in deren Einfeitigleit. Die Göttinger 
traten felbft gegen die Verwendung der Zahlen auf, weil fie nicht das Weſent⸗ 
lihe ausmachten, Schlözer erfennt die Bereutung der Zahl und Tabelle wohl. 

Die übrigen Theoretiter ftehen im Ganzen auf ähnlichem Standpunkte wie 
Schlözer, ziehen jedoh zum Theil andere ald die politifch-formalen Seiten dei 
Stantölebend noch mehr in das Gebiet der Staatäfunde hinein. In Betreff des 
wiſſenſchaftlichen Charafters der Difciplin und demgemäß aud der Aufgaben ber- 
felben weichen fie nicht viel von Schlözer ab. Niemann (1807), ber beveutenbfte, 
will zwiſchen GStatiftif und Staatsfunde in der Weiſe unterfcheinen, daß jene ge 
wiffermaßen der theoretiihe Theil, die reine, dieſe der praftifche Theil, vie ange 
wandte Statiftit fei 3%, Diefe Auffoffung, wonad Gtatiftit der Inbegriff ber 
Regeln für die Sammlung und Benugung des zur Staatskunde dienenden 
Stoffes wäre, ift nit unpaflend, hat fi jedoch nicht, fo wenig als ber fpätere 
ähnlihe Vorſchlag von Pölitz, einzubürgern vermodt. Ein weſentliches Ber- 
dienft Niemann’s ift es, daß er neben vie politifch-formalen Momente des 
Staatälebens der älteren bie materiellefocialen Momente der neueren Statiſtiler 
gleichberechtigt Hinftellt: die Staatsfunde folle ein mwohlgetroffenes Bild von Gewalt 
und Ordnung im Staate und vom bürgerlihen Leben und Thun unter demſelben 
entwerfen. Demgemäß will Niemann auch zwifchen eigentliher Staatenkunde 
und Nationaltunde unterfceiden. Tegtere bilpet den Hauptinhalt ver heutigen 
Staatöfunde Niemann hat dem materiel-wirthihaftlichen Leben mit Recht eine 
jelbftändige Bedeutung für die Staatskunde vinbicirt. Die Volkswirthſchaft bildet 
nit mehr blos als Objeft der Staatsthätigfeit, wie bei Ahenwall, den Gegen 
ftand der Staatskunde. Smith'ſche Einflüffe und die Reaktion gegen das Re- 
gime des. aufgeflärten Despotismus waren bei Niemann für dieſe Auffaffung 
maßgebend. Gie ift mit Recht die herrſchende geblieben. — Die eigentliche, ächt 
ftatiftiiche Ableitung von Gejegen und Regeln aus wiederholten Beobad- 
tungen, das Eingehen auf die Kaufalitätsverhältniffe, weist auh Niemann aus 
brüdlid) aus den Aufgaben der Statiftif ab und fchiebt es der auch von ibm mit 
etwas argwöhnifchen Augen betrachteten politiſchen Arithmetil zu. 

Sharakteriftifch für diefe Periove ift die Stellung. Lüder's. Diefer, früher 
felbft ein eifriger Statiftifer der Schule, wurde duch die Verwirrung in ben 


29) Bol. 2. Stein, Syſt. d. Staatswiſſ., Stuttg. u. Tüb. 1850, I, 83. 
20) Mohl a.a.D. ııı, 655, 650 würdigt Niemanu nicht gebührend und legt ihm nicht 
ganz richtige Anfichten unter. Göß ift außerordentlich viel unklarer und ſchwächer ala Niemann. 
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Meinungen, die Uebergriffe der Tabellenſtatiſtiler, vornehmlich aber durch die 
großen politiſchen Ereigniſſe jener Tage zur völligen Verwerfung der Statiſtik 
getrieben. Er vergleicht dieſe mit der Aſtrologie, nennt fie ein bloßes Traum- 
gebilde ohne Inhalt, Wirklichkeit und Wahrheit, bringt fie in Zufammenhang mit 
dem Alles regierenden Despotismus feiner Zeit, nennt fie mit der Politik eine 
der Hauptquellen des Unglücks jener Periode, Das Ideal der Statiftif fei uner- 
reichbar, es fei die größte Thorheit, wenn der Menſch fi zu des Himmels Buch— 
halter aufwerfen und Alles berechnen wolle Man habe denn aud) 'gar nichts er- 
reiht, ſei uneinig über Begriff, Theile, Aufgabe, Zwei, Nutzen, erforberliches 
Material der Statiſtik, und nur höchſt einig im Glauben an die Phantaſiegemälde. 
Lüder, felbft eine Zeitlang Profefior in Göttingen, überbietet die Göttinger noch 
in ber heftigen Polemil gegen vie ZLabellenftatiftiter, aufs fchärffte tadelt er die 
Bevorzugung ber materiellen Faktoren und die Vernachläſſigung ver geiftigen 
Botenzen Im Staatsleben und gießt die Lauge feines Spottes und patriotifchen 
Zorns gegen napoleonifche Parteigänger wie Crome aus, die es noch 1813 
für Raferei und die Idee erbärmlicher Dummköpfe erflärt hatten, gegen Napoleon 
die Waffen zu ergreifen, weil fi auf defien Seite das Uebergewicht an phyſiſcher 
Kraft befinde. Lüder ſchüttet indeſſen bier ftets das Kind mit dem Babe aus 
und kämpft gegen fchlechte Statiftiter und mangelhafte Methoden, ftatt fie zu ver- 
beflern. Wenn er fagt, daß es an einem Inftrumente zur Mefjung der Geiftes- 
fräfte, der Kultur, der Sitten, der Moralität, m. a. W. des wahren Werths ver 
Nationen fehle, fo war dies für feine Zeit richtig, ift e8 aber feit Quételet's 
und feiner Schule Epoche machenden Arbeiten im Wefentlichen jett nicht mehr. 
Bei Lüder zeigt fih, was für die wiffenihaftlibe Würdigung der Statiſtik fehr 
wichtig iſt, der große Einfluß der Erfheinungen des konkreten politiichen Lebens 
anf eine die Staatözuftände fhildernde Wiſſenſchaft. Mohl ift in feinem Tadel 
zu ſcharf, Lüder fleht ven Heeren, Brandes, Schlözer nicht fo ferne. Daß 
ihn die „Staatäfunde” mit ihren laren Methoden nicht ſehr befriedigte, ſpricht 
nicht gegen ihn 31), 

Die Staatskunde der neueften Zeit baut auf den von Schlözer und Nie— 
mann erweiterten Fundamenten bes alten Ahenwall’fhen Lehrgebäudes weiter. 
Die ſpecielle theoretiiche Behandlung verftummt eine Zeitlang wieder, was wohl 
beweist, daß man ſich von den oben beſprochenen Theorieen ziemlich befriebigt 
fühlte und durch die das Ziel überfhießenden Angriffe Lüder's nicht irre machen ließ. 
Charakteriftifch für die nach · ſchlözerſche Periode ift die immer eifrigere Berüdfich- 
tigung der materiellen Faktoren im Staatsleben, das größere Streben nach Ziffer 
mößigkeit der Daten, das Beliebtwerben ber Tabelle, das beginnende Hinüber- 
greifen über ven Staat auf das Gebiet der wirthſchaftlichen und focialen Interefien. 

näherte fich die engere Achenwall'ſche Schule mehr den Tabellenftati- 

‚ andbererfeits den Franzoſen, Engländern und Italienern, und in Etwas 
auch der mathematifch-ftatiftifchen Richtung des Auslandes (Quételet u. f. w.), 
woraus man freilih nicht mit Fallati und Jonak eine innere Ausgleihung ber 
Gegenſätze gerade zu dieſer Richtung ableiten darf. Einfluß auf dieſe Entwicklung 
der Staatsfunde hatten namentlich das wirthſchaftliche Emporblühen der Länder 
nach dem Schluß der franzöfifchen Kriege, die größere politifche Bedeutung ber 


— 


M) Lüder’s beide oben genannte Schriften find immerhin zur Orientirung über die das 
welige Rage der Etat beactenöwerth, ngl. in d. frit. Gefäh. bei. Dorrebe, ©. 3, 85, 445, 
u.a m. 
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vollswirthſchaftlichen Verhältniffe, die Verbreitung der Nationaldfonomil, das Auf- 
Yommen verfaffungsmäßiger Einrichtungen auf dem Kontinente, endlich befon- 
ders die praftifchen Leiftungen der in vielen Staaten gegründeten ftatiftifchen 
Bureaus und Vereine, Aber auch allgemeine Zeitftrömungen konnten auf biefe 
Richtung der Staatskunde nicht ohne Einfluß bleiben, wie das Auftauchen des 
Realismus in Philofophie, Staatsreht, Gefhichte, der Aufſchwung der Natur- 
wiffenfhaften, die fi) verbreitende mehaniftifhe Weltauffaffung. Der Trennungs- 
proceß, welcher in der Statiſtik feit dem Ende der 1830er Jahre fih zu voll- 
ziehen beginnt, hängt mit biefen allgemeinen Berbältniffen zuſammen. 

Schon die großen ftaatlihen Umgeftaltungen Europa's gaben nad dem Jahr 
1815 reiche Oelegenheit zu felbftändigen Werken über Staatskunde. Es find denm 
auch viele ältere und jüngere Kräfte thätig, ohne daß man den Werth ihrer Leis 
ftungen befonders hoch anſchlagen fünnte, (Lihtenftern, Crome, Mannert, 
Haffel, Milbiller, Andre u. A. m) Man arbeitet nad ver „ethnographi= 
fhen Methode” fort, fpricht fih in der Regel einleltungswelfe über die Theorie 
der Statiſtik aus, ohne irgend etwas Beachtenswerthes hervorzubringen. Die 
Theorie der Statiftif und Staatskunde war eben auch ziemlich erſchöpft. Was 
3. B. Lihtenftern, der fih an Butte, Mannert, der fih an Pendet, 
Daffelt, der ih an Achenwall und Schlözer anſchließt, beibringen, ift fehr 
unbedeutend 32), Bei Weitem der hervorragenfte in diefer Richtung ift Schubert, 
welder in feinem großen Werke der Staatsfunde Europa's (1835—1848) nicht 
nur fahlih am forgfältigften gearbeitet, fondern aud feinen Plan wiffenfchaftlich 
gut entwidelt hat. Schubert fteht auf dem Boden von Achenwall und Schlö— 
zer, er fieht in GStatiftif und Geſchichte die beiden hiſtoriſchen Grundbwiffen- 
ſchaften, ım erfterer eine gleichberechtigte Wiffenfhaft mit Politit und Geographie. 
Die Staatskunde foll von der gegenwärtigen Geſtaltung der Staaten unter ben 
politifh aebildeten Bölfern der Erbe in ihrem gefammten inneren und Äußeren 
Leben und in ihrem gegenfeitigen Zufammenmwirken handeln. Nur Befhreibung, 
Darftellung der faktifchen Verhältniffe des Staats ift Schuberts Abfiht. Daher, 
wie früher, auch bei ihm nirgends ein Eingehen auf Kaufalitätsverhältniffe. 
Im Gegentheil wird v. Malchus' Forderung, neben der Darftellung des Falti- 
hen eine Darftellung der Yolgen zu geben, welde fih aus ben bargeleaten 
Berhältniffen für den Staat entwideln, abgewiefen, weil fie ſchwer möglich fei und 
nit in die Wiffenfchaft ver Gegenwart gehöre. Schubert ſtellt feinen Stoff 
nad einem rationellen ,. ſehr gegliederten und durchgearbeiteten Syſtem bar, wel- 
ches im Ganzen für die jegige Staatöfunde zum leitenden Mufter geworben: ifl 
und nur etwa die Verfaffungsverhältniffe, das politifhe, das Machtmoment noch 
etwas mehr betont, als dies fhon damals und vollends jett üblich geworben ift ®), 

Die ethnographifche Methode brachte nothwendig von vorne herein eine engere 
Berbintung zwiſchen Staatskunde und Geographie zu Wege. Ueber bie Grenzen 
beider Fächer ift von jeher viel gefagt worden, das Beſte neuerdings von Wap- 
päus, ohne daß dieſe Orenzfrage deshalb praftifh gelöst, ja ohne daß fie uns 


32) Bot. 3. B. v. Lihtenftern, über d. Begriff der Statift., Wien 1817, Handb. d. 
* zu u. Staatenfunde, Lpz. 1819, I, 65 Haffel, Lehrb. d. Statift., Weimar 1822, 

2,6, 4. 

20) Schubert a. a. O. S. 1,7, 11 ff. Seine Eintheilung iſt —— 1. Grundmacht 
Länderbeſtand, Bevölkerung), 2. Kultur (phyfiſche, techniſche, Handel, geiſtlge K.), 3. Verfaſſung. 
4. Verwaltung, alle Rubriken mit zahlreichen Unterabtheilungen. Im Weſentlichen iſt die @lieder 
rung des Stoffs bis in die neueſte Zeit dieſelbe geblieben. 


Statiftik. 425 


überhaupt praftifch lösbar zu fein fcheint. In ihren Arbeiten haben Statiftifer und 
politifche Geographen thatfächlich niemals eine ſcharfe Grenzlinte innezuhalten ver- 
mocht. Schon früher, in den geographifchen Lericis von Hübner (1742), in den 
Schriften von Büſching wurde in die geographifchen Werke viel ftatiftiihes Ma— 
tertal aufgenommen, Ebeling’ Werk über Amerila (1793) gilt als ein Mufter 
Ratiftifch-geographifcher Beſchreibung. Die neueren Werke von Cannabid (feit 
1816), Stein (1808) und Hörfhelmann (1833) find ebenfalls — 
ſtatiſtiſche Wappäus hat in der großartigen Neubearbeitung des Stein'ſchen 
Werls eine trefflihe Auseinanberfegung über das Verhältniß von Geographie, 
namentlich politifcher Geographie und Statiſtik (Staatskunde) zu einander ge- 
geben, morin er entwidelt, daß trog ber Gleichheit des Stoffs in beiden Difci- 
plinen doch die Betrachtungsweiſe und der Stanbpunft verſchieden und baher eine 
tbeoretifhe Scheidung möglih fei und bei fireng wiſſenſchaftlicher Behandlung 
gefordert werben müfle 2). Man kann dies zugeben, wird aber hinzufügen bürfen, 
daß biefe Scheidung praftifch doch niemals fireng Innegehalten wird, wie auch 
von Wappäns (aus befondern Gründen, mie er meint) ſelbſt nit. Da ber 
Stoff und felbft die Aufgabe faft genau viefelben bleiben, fo wird man von ben 
verjhiedenen Ausgangspunften bei der Betrachtung der Wechſelwirkungen zwifchen 
dem Lande und dem Staate immer wieder zufammen treffen. Würbe das befondere 
Gemiſch, welches jet den Namen politifche Geographie führt, ganz geftrichen und 
flatt deffen nach den doch etwas ftrengeren Regeln der Staatsfunde eine Staats- 
befhreibung geliefert, fo würde eine foldhe wohl den mwifjenfchaftlichen Anforbe- 
rungen befjer entfprehen. Wappäus geht in feiner Theorie der Staatskunde tief 
auf die Wechfelmirkungen zwiſchen geographifchen Elementen und Staatsleben ein, 
nur fheint er und babet troß feines Proteftes fih mehr auf die Kaufalitätsbezie- 
bungen einzulaffen, als dies hinterher in der Staatsbeſchreibung praktiſch burdh- 
führbar if. Nah dem trefflihen Schema ver Staatsbefhreibung wird von ihm 
und feinen Mitarbeitern dann ber Stoff ver einzelnen Staaten gruppirt, mas 
wohl ein weiterer Beleg dafür ift, daß die Aufgaben der Staatsfunde und polt- 
tiſchen Geographie ziemlich genau zufammenfallen. 

Auh die Büſching'ſche fogenannte vergleichende ftatiftifche Richtung fand ihre 
Fortbildung. Nachdem fhon früher wieder die Defterreiher de Luca (1796) und 
Bifinger (1818) und der Franzofe Bignon (1814) Berfuhe einer verglet- 
Genden Darftellung der Staatskräfte verfchievener Länder entworfen hatten, trat 
der befannte ſtaatswiſſenſchaftliche Schriftfteller und frühere weſtphäliſche und 
wärtembergifche Minifter v. Malchus mit feinem wichtigen Werke der Statiftif 
und Staatsfunde hervor (1826). Unter vorzugsweifer Berüdfihtigung vollswirth- 
ſchaftlicher und realpolitifcher Fragen, mit dem befondern Streben nad) ziffer- 
mäßiger Genauigkeit ver Daten ſucht v. Malchus mit Konfequenz wirklihe Ver- 
gleihungen anzuftellen, wie er denn der vergleichenden Behandlung allein prafti- 
den Nugen beilegt. Es gelingt ihm im Ganzen gut, die flaatswirtbfchaftliche 
Bedeutung der geographifch-phyffhen Faktoren zu ſtizziren. Seine Behandlung 
führte nothwendig, zumal er vorzüglich diejenigen Gebiete des Staatslebens be- 
rüdfihtigte, deren Erjheinungen fi in Zahl und Maß ausprüden lichen, gelegent- 
ih zu den eigentlichen ftatiftifhen „Fragen“ hinüber, wobei vie Wufgabe ber 
Staatsbefchreibung zurüdtrat. Das reichhaltige Material, weldes v. Malchus 
bier wie in allen feinen Werfen vorführt, läßt übrigens in Betreff der Zuver- 





%) Stein: Bappäusd a. a. O. ı, 1, 170 ff., 179 ff. 
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läſſigleit noech Mandes zu wünfhen übrig. Die Weiterbildner dieſer Richtung, 
namentlich Defterreiher, haben v. Malchus nicht erreicht, und verrathen, wie 
befonder8 Schnabel, die gauze Unklarheit des Standpunftes derjenigen Statiftiter, 
welche zwifchen rer älteren Ahenwall-Schlözer’ichen Staatslunde und ber 
neueren eigentlihen Statiſtik vermitteln wollen. Schnabel fann gut als Repri- 
fentant ber Älteren Schule in feinen fo allgemein gehaltenen, entiegli platten 
Urtheilen über Nationaldarakter, Bolfsfittlichkeit u. |. w. dienen und läßt durd 
den Gegenſatz die eraftvergleihende Methode der Neueren, befonderd ber Moral. 
ftatiftifer, in das richtige Licht treten 35). Es gehören in diefe Richtung die Arbeiten 
Fränzl's (1838), die zahlreihen Schriften Balbi’s (1822 ff.), einige der Schriften 
von Reden’s aus den 1840er und 1850er Jahren, von ber neueften Literatur 
die Werle von Frank, Brachelli, einzelne Arbeiten des hochverdienten 
D. Hübner, Abſchnitte aus Kolb's ftatiftifhem Handbuch und befonbers die 
Statiftif Europa’s von Hausner (1865), ein in feinem Plane und feiner Anlage 
fehr lobenswürdiges Werk, welches in biefer Beziehung einen fehr bedeutenden 
Fortſchritt gegen die bisherige Behandlung der allgemeinen vergleichenden Staats 
funde bildet, leider aber an Zuverläffigkeit und wiſſenſchaftlicher Kritik des Stoffs 
ſehr viel zu wünſchen übrig läßt und dadurch partieenweife faft unbrauchbar wird. 

Die Berfuhe von Theorieen der Statiftif wurden von den Deutſchen in 
ben 20er Jahren wieder aufgenommen, ohne daß man fagen fönnte, es fei darin 
etwas Neues oder Beachtenswerthes geleiftet worden. Auf Schlözer und Niemann 
fortbauend, trägt man nun aud im ber Theorie den Entwidlungen in ben 
Schriften über Staatskunde Rechnung, indem man das Gebiet der Staatskunde 
mehr und mehr auf das „bürgerlihe Thun und Treiben" ausdehnt. Das Ver 
bhältniß der Staatskunde zu den eigentlich ftatiftifhen Unterfuhungen, insbeſondere 
zu den Fragen über die Ableitung von Gefegen und Regeln der beobachteten Er, 
fheinungen, 3. ®. der Bevölferungsbewegung, wird durch den auch hier nidt 
tiefen Pölig (1819), durch Klog (1821), durch Mone’s ſpitzfindige Erörte: 
rungen über das Moment des Zuftandes und feine Bedeutung für bie Sta— 
tiftit (1824, 1828, 1834) nicht zur Klarheit gebradt. Mone berührt die Kau— 
falitätöbeziehungen, indem er die Kräfte, die Wirkung verfelben und das von ihnen 
gewirkte Wert varftellen will. Aber bei ihm, wie auch felbft bei v. Maldus, 
gegen welden deshalb, wie fhon erwähnt, Schubert polemifict, befteht feine 
Klarheit über die Mittel und Methoden, nah welhen man allein mit Erfolg 
auf die Kaufalitätsbeziehungen eingehen fann. Denn aud fie wiffen vie Aufgabe 
ber bloßen Zuftandsfhilderung, wie fie nad ihrer eigenen Anſicht in der alt 
Staatskunde aufgefaßten Statiftit vorliegt, nicht ftreng und durchgreifend in einen 
principiellen Gegenfag zu der Aufgabe einer eigentlich ftatiftifhen Difciplin, vie 
bie Erſcheinungen in ihrem Kaufalverhältnig auffafien muß, zu bringen. Was 
vollends die Fifcher (1825), Holzgethan (1829), v. Kodh-Sternfeld (1826), 
v. Schlieben (1830, 1834) zur Theorie ber Statiftil beibringen, will noch 
weniger befagen. Es war für bie bamaligen Arbeiten präjudicirlih, daß die Be— 
völferungs- und fonftigen ftatiftifchen „Probleme, bei welchen es fi augenfhein- 
lid um die Entwidlung der Kaufalverhältniffe handelte, ven Statiftifern der Schule 
vor Augen ſchwebten, und fie meinten, fie müßten für biefelben nothwendig einen 
Plap in ihrer Wiffenfhaft der Staatskunde haben. Schubert ift hier folgerid- 


35) Schnabel, Generalftatift. d. europ. Staaten, 2 Bd., 2. Aufl. Prag 1833, S. 180 ff. 
die Bemerkungen über den körperlichen und geiftigen Zuftand |! 
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tiger, wenn er bie Aufgabe ver Staatskunde nicht erweitert fehen will. Fallati, 
obgleich feine Borgänger bedeutend überragend, verfällt doch in benfelben Fehler 
wie fie, indem er bie zu feiner Zeit ſchon vollends unvereinbar geworbenen Ric» 
tungen unter einen höheren Begriff zu vereinigen fucht. 

Bedeutender als die deutſchen Theoretiker, jevoh von ähnlicher Auffaffung 
und gleihfalls noch in demſelben Zwiefpalt find die Italiener Romagnofi und 
namentlih der verdiente Gioja. Beide faffen die Statiftif als Zuftands wiflen- 
fhaft auf, beachten aber vie Kaufalverhältniffe genauer, wobei fie zwifchen ber 
Schilderung und Beſchreibung einer- und der Unterfuhung der Kaufalverhältniffe 
andererfeit8 als zweien verfchievenen Aufgaben mur beffer zu unterſcheiden wiſſen. 

ioja fteht in feiner filosofia della statistica (1826) nad der einen Seite der 

uételet'ſchen Richtung ſchon recht nahe, er läßt fih von dem Nemwton’shen 
®ort: in hac philosophia leges deducuntur et redduntur generales per induc- 
tionem, in charakteriftiicher Wetfe leiten und acceptirt damit einen Sag, welden 
man ald Motto vor vie Difciplin der eigentlihen Statiftit fegen Fünnte, um den 
Unterfchied von der Staatskunde zu bezeihnen; er geht auf die Wechſelwirkungen 
zwiſchen geographiichen Elementen, Land, Bevölkerung, Sitten, Inbuftrie, Handel, 
Berfaffung und Berwaltung u. f. m. ein. Es wird alfo in der That neben 
der Zuſtandsſchilderung das Eingehen auf die Kaufalitätsbeziebungen als Haupt- 
aufgabe der Statiftit angefehen. Mohl, welcher die dadurch bewirkte Bermengung 
der Statiftit mit Geographie, Naturgefhichte, Nationalöfonomit u. f. w. tadelt, 
hätte richtiger wohl vie Beſchäftigung mit den SKaufalitätsverhältniffen in ber - 
Staatskunde abweifen follen. Schärfe ver Beweismethode und Schärfe in den allge 
meinen Begriffen fehlt übrigens bei allem Scharffinn im Einzelnen Gioja fehr. Be- 
achtenswerth ift e8, daß er und no mehr Romagnofi die Zuftandsfchilderung 
nit von vornherein auf den Staat befhränfen, zum Theil nicht einmal auf bie 
menſchliche Geſellſchaft, wodurch fie ih den Engländern nähern. Bei dieſen wirb 
in praktifchen Arbeiten, 3: B. in denen der Londoner ftatiftifchen Geſellſchaft, ver 
Staats: und Gefellichaftszuftand mit befonderer Berüdfihtigung der wirthſchaft-⸗ 
lihen und moralifhen Berhältniffe gefchilvert. Daneben tritt das bemußte Streben 
bervor, das Gebiet der Statiftil über den Staat, ja über ven Menfchen hinaus 
zu erweitern und reine Natnrverhältniffe mit in die Betrachtung zu ziehen. Am 
weiteften geht darin Portlod (1838), welcher alles thatſächliche Willen 
über Natur und Menſch als ftatiftiiches bezeichnen, die Statiſtik als foldhe auf 
das Sammeln und Anorbnen der Daten befhränfen, vie Berallgemeinerung ber 
jochatftatiftifchen Daten der politifchen Defonomie zufchreiben will. Ex hätte folge 
rihtig dazu gelangen müffen, in der Statiftit nur eine Darftellungsform zu fehen, 
bleibt fi aber darüber noch unklar 32), Eine ähnliche Anfjaffung, gegen welche 
jest Guy polemiftrt, findet fi) bei den Gründern der Londoner flatiftifchen 
Geſellſchaft. Bei Engländern und Franzofen kam die oben ſchon erwähnte Auf- 
faffung immer mehr zur Geltung, jede überfichtlihe Zufammenftellung von be 
ſtimmten, in Zahl und Maß ausprüdbaren Zuſtänden Statiſtik zu nennen. 

Sehr bezeichnend für vie Unflarheit der Standpunkte ift der lebhafte Streit, 
zu welhem J. B. Sah's, des befannten Nationalöfonomen, vermeintlich fehr de— 
ſpeltirliche Anfichten über Gtatiftit führten. Und dennoch iſt die von Gioja, 
Romagnofi, Mone, v. Malchus angegriffene Auffaffung der Statiſtik 
genau genommen bie ber älteren Schule, von welder fih Say's Gegner in biefem 





35a) Vgl. Journ. of the statist. soc. of London. 1865, p. 378 ff. 
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Punkte entfernt hatten. Say nennt die Statiftif mit anderen rein Haffificirenden 
Difciplinen, wie die Botanik, Naturgefchichte, eine rein deſkriptive Wiſſenſchaft, die 
politifhe Defonomie dagegen, wie Chemie, Phyſik, eine erperimentelle, welde das Band 
zwiſchen Urfahe und Wirkung kennen lehre. Urſachen und Folgen könne daher auch die 
Statiftif, melde blos die ind Leben tretenden Erfheinungen befchreibe, nicht er- 
Hären, deshalb fei fie der politifhen Defonomie durchaus untergeorbnet. Say 
ſcheint dabei, unferer Anfiht nah mit vollem Rechte, die ftatiftiichen Daten als 
BDeweismaterial a posteriori für die aus einem Principe (deduktiv) abgeleiteten 
Säge ber politifhen Delonomie zu betrachten; einfeitig ift dabei vielleicht nur, 
daß er dies zu ausſchließlich thut, da ftatiftifhe Daten auch auf dieſem Gebiete 
mitunter als Material für Induktionen dienen können (f. u. III. B). Berechtigt 
ft Say's Anfiht gegenüber den die Aufgabe der Befchreibung und Ableitung 
von Geſetzen unklar vermengenden Lehren feiner Gegner fiherlih. Als Thatſache 
ift die Polemit Say's fehr beachtenswerth, da er eigentlich die Anficht vertritt, 
von welder feine Gegner konſequent nicht hätten abweichen follen $). Zur Krifis 
follte e8 in der ftatiftiichen Willenfchaft erft etwas fpäter fommen, nachdem bie 
amtlihen ftatiftifhen Bureaus bereits eine Zeitlang in Funktion gewefen und bie 
Epoche machenden Arbeiten Quételet's und ver ihm Naheftehenden erfäienen 
waren. Da trat der unvereinbare Gegenſatz in den Richtungen innerhalb der foge- 
nannten Statiftit Mar zu Tage. Daß derſelbe Freilich ſchon weit früher vorhanden 
und bisher nur fünftlic vertufcht worden war, wird fi durch einen Blid in bie 
—— —— der anderen, von der Staatskunde verſchiedenen Richtung 
ergeben. 

D. Die Süßmilch-Qusételet'ſche Richtung in der Statiſtik, 
oder die Schule der eigentlichen Statiſtik und deren Entwid— 
lung bis zur Öegenmwart. 

Das 17. Jahrhundert, welches die Anfänge fyftematifher Staatsbefchreibung 
entfteben ſah, hat aud die erften Verſuche wiſſenſchaftlicher Arbeit in jemer ändern 
Richtung der Statiftit aufzumweifen. Die ſyſtematiſchen Maffenbeobahtungen über 
gewiſſe Berhältniffe der Menfchheit wurden zur Ableitung von allgemeinen Regeln 
der Geftaltung jener Berhältniffe zu benugen begonnen. Die Anfänge Iagen auf 
bem Gebiete der Benölferungsbewegung, indem man aus den Zufammenftellungen 
der Geiftlihen über Geburten und Todesfälle (Taufen und Beerbigungen) in 
einem zwar noch nicht ganz Maren, aber doch ſchon bewußten Streben die natür- 
lihen Gefege der Bevölkerungsbewegung abzuleiten fuchte. Damit betrat man ben 
Boden der eigentlichen Statiftil, deren Wefen wir Larein legen, daß man bewußt ſyſte⸗ 
matifhe Mafjenbeobadhtungen, zunächft über Borgänge im Leben der Menfchen, zu 
bem Zwede der Erklärung des Kaufalzufammenhangs und zur Ableitung des Be 
wegungsgejeges diefer Vorgänge anftelle und die Beobadhtungen dann aud wirl⸗ 
lich zu biefem Zwede verwerthe. Das wiſſenſchaftliche Streben, dieſe Kaufal- 
verhältniffe und Gefege zu finden, erfcheint zuerft in voller Reinheit bei Süß: 
mild, der infofern als der erfte eigentlihe Statiftiler anzufehen iſt. 
Seine Borgänger und feine nächften Nachfolger, von denen z. B. Graut un 
einzelne andere, allerdings gleichfalls von dieſem wiſſenſchaftlichen Streben erfüllt 
waren, haben ſich doch vorzugsmweife von praftifhen Beftrebungen, um braudbare 
Orundlagen für Penſions⸗, Tontinen-, Wittwen-, Lebensverficherungstaffen zu 


%) J.B.Say Traits d’&con. pol. (6. é64. Par. 1841), Cours prelim, p. 3 ff., ch. 9, 
p. 103, Cours compl. part IX (p. 553 ed. Brux.); v. Raldhus in Rau’s Archiv Bd. 1, 32. 
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gewinnen, leiten lafjen oder waren Mathematifer, welchen es in erfter Linie bei 
ihrer Befchäftigung mit den ftatiftifchen Daten auf die Anwendung der Wahr-. 
ſcheinlichkeitsrechnung ankam. Man könnte diejenigen, welche praftifche Tendenzen 
verfolgten, vielleicht paffend zum Unterfchied von eigentlihen Statiſtikern, wie 
Süßmilch, politifhe Arithmetiler nennen, und die Mathematiker als 
Wahrſcheinlich keitsrechner unterfcheiven. Bon weniger bedeutenden GStatiftifern ab- 
gefehen, war es dann erft vorzugsweiſe Quételet wieder, welcher in eigentlich 
Rariftifher Tendenz in Suüßmilch'ſcher Richtung, übrigens ganz unabhängig 
von ihm, — vermuthlih ohne ihn gefannt zu haben 7) —, aber von einem 
ungleih höheren objektiven Standpunkte aus bie Aufgabe in großartiger Weife 
wiever aufnahm und daburd der Gründer einer neuen Echule eigentliher Etati- 
filter wurde. Der Fortjhritt von Süßmilch zu Oudtelet ift der Fortſchritt 
von teleologifirender Phyſilo-Theologie zur naturwiffenfhaftlihen, phyſilaliſchen 
Auffafjung. Die ganze Errungenfhaft ver legten hundert Jahre auf dem Gebiete 
der kritiſchen Philofophie und der eraften Beobachtungswiſſenſchaften liegt zwifchen 
beiden großen Statiftifern. Süßmilch widerfährt durch dieſe Beurtheilung fein 
Unreht und Quételet wird daburd nicht überſchätzt. 

Die Engländer, welche zuerft zuverläßigere Aufzeichnungen über die 
Bewegung der Bevölkerung fhafften und veröffentlihten, waren auch bie erften, 
bei denen dieſe Liſten ala Bafis für ftatiftifche Arbeiten dienten, Graunt (1662) 
juhte aus den Londoner Fiften allgemeine Regeln über Krankheiten und Todesurfar 
Gen, über die Sterblichkeit in verſchiedenen Lebensaltern abzuleiten, das Zahlen- 
verhältnig ver Gefchlechter, die Länge der Berbopplungsperioven zu beftimmen 
u. f. w.3). Er geht dabei mit Borfiht und Kritif zu Werke, ungleih mehr ala 
fein Nachfolger auf dieſem Forſchungsgebiete, der befannte Sir William Betty, wel- 
Ger in feinen Unterfuhungen über die Zunahme der Londoner Bevölkerung auf 
ungenügendes Material hin viel gewagtere Schlüffe zieht und zu unbaltbaren 
Ergebniffen gelangt (1683) 39). Ein Engländer war aud der erfte, welder Sterb- 
ligfeitstafelm berechnete, der große Yondoner Mathematiler E. Halley (1694). 
Er benützte dazu die Sterblichkeitsliften von Breslau aus den Jahren 1687—91, 
welhe Dr. 8. Neumann ber Londoner Akademie überfandt hatte. Trotz ihrer 
Fehlerhaftigkeit, da fie eigentlich nur für eine ftationäre Bevölkerung paßt, ift vieſe 
Halley’fhe Tafel lange in Gebrauch geblieben und vielfach die ihr zu Grunde 
liegende Methode nachgeahmt worven 49), 

Zahlreihe andere Arbeiten von Wahrfcheinlichleitsrehnern und politifhen 
Arithmetiklern in der vorher. eingeführten Bedentung des Worts folgten fich feit- 
dem zunächft in England, dann aud in Franfreih, Holland, Deutſchland, Schwe- 
den 1), Das Aufjuchen ver natürlichen Gefege der Bevölkerung war für Der- 





9, Dies fheint mir fhon aus dem erflen Sape im Werke sur l’'homme hervorzugehen, 
wo es beißt, Geburt, Entwidlung und Tod des Menſchen erfolgen nad) gewiſſen Gefegen, vie 
bit jept nie gemeinfhaftlich und in ihrer Wechfelwirfung auf einander unterfucht worden find, 

N Natur. u, Polit. observat. up, Ihe bills of mortality, Lond. 1662. — Bol. Mohl 
fill. d. Staatsw. ılı, 445, Wappäus Bevölferungsftat. 11, 560, 1, 113, 141. 

9 Mobil 111, 445, Roſcher, Geſch. d. engl. Volksw. 1. 67, Guerry XII, 

) Mobi Ill, 457, Bappäus Il, 23, 109, 110. Guerry V, XII, XXIII, XXVII, 
XXX. Wild, polit. Rechn⸗Wiſſ. Münd. 1862, 1, 229. Crome ©. 92. 

1) Bol. für das Folgende bei. Süßmilch, Crome, Kulturverh. d. europ. Staaten 
(1792), &. 88—126, Heufhling, Bappäus, Mohl II, Geſch. u. Litt, d. Bevölferungd 
lehre, 411 ff, und Guerrh. 
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bam, den englifhen Borgängerr Süßmilch's (1723), Short (1750) u, A. 
zwar ver leitende Gefichtspunft, aber den Meiften kam es auf Berechnung von 
Sterblichkeitstafeln allein für praftiihe Zwede an. Bon englifhen Namen aus 
dem Schluß des 17. und der erften Hälfte des 18. Jahrhunderts find zu erwäh— 
nen King, Arbuthnot, de Moivre (1726), Maitland (1739), Simp- 
fon (1742), Hodgfon (1747), C. Morris (1750), Wallace (1753), von 
Späteren Price (1769), U. Young (1774), Eden (1780), Wales (1781), 
Homwlett (1781), Chalmers, von welden die legtgenannten fi lebhaft an 
dem früher erwähnten, von Price angeregten Streit über die Ab- oder Zunahme 
der englifhen Bevölkerung betheiligten. Unter ven Franzofen tft Déparcieuf 
als Berfertiger einer berühmten, noch jegt theilmeife gebraudten Sterblichkeits- 
tafel der befanntefte (1746), ferner Duvillard (1798), fonft find zu nennen 
Meſſance (1766), Moheau (1778) ve Pommelles (1789), au Büffon 
und Düpre St. Maur. Die Enchklopädiften, wie Gondorcet u. A., berühr: 
ten nad der Tendenz ihrer Weltanfbauung ftatiftiihe Fragen öfter. Auch La- 
voifier, Laplace befhäftigten fih mit ftatiftiihen Problemen, lekterer na= 
mentlid in feiner Wahrfcheinlichfeitsrehnung. Das Bedeutendſte auf dem mathe» 
matiſch⸗ ſtatitiſchen Gebiete leiftete im vorigen Jahrhundert wohl der Holländer 
Kerffeboom 2), welder zuerft wiffenihaftlich (1738). das Problem löste, aus 
der Kenntniß der Abfterbeorpnung die Bevölkerung zu berechnen. Diefes Problem 
befhäftigte in Ermanglung von brauchbaren Zählungen die meiften Politiker, der 
Streit über die Bevölkerung Englands und Frankreichs, an welchem ſich aud 
Hume, Bauban, Boulainvilliers, fpäter Montesquien, Mira: 
beau der ältere betheiligten, hing eng damit zufammen. Bon Holländern find 
ferner. Nieuvetyt und Struyk (1753) zu erwähnen. In Deutſchland 
tommen nad Erome Betrachtungen über, und Sammlungen von Todtenliften in einer 
Schrift aus dem Jahr 1704 vor, fpäter befchäftigten fih auf Grundlage ber 
Berliner Liſten Gohl (1717—23) und Kundmann mit Krankheit und 
Sterblichkeitsftatiftit 33), und unfer großer Euler verfuchte Verbefferungen ber 
Halley’fhen Methode der Berehnung von Sterblichkeitstafeln (1740). Unter 
den fpäteren deutſchen Tabellenftatiftitern (f. oben) hat ſich namentid Erome 
mit der Aufgabe befaßt, die Volksmenge aus Mortalitätstafeln zu berechnen. Der 
Schwede Wargentin hat unter Anregung von Süßmild mit Benugung des 
damals trefjlichften ftatiftifchen Materials feines Vaterlands einige tächtige bevöl⸗ 
terungsftatiftifche Abhandlungen über Schweden gefhrieben (1754) #). 

Allein wie hoch man auch mande dieſer Schriftfteller ftellen mag, im ſtati— 
ftiicher Hinfiht muß man, ſcheint uns, einwenben, daß fie noch zu einfeitig praf- 
tiſchen und rein mathematifchen Beftrebungen huldigten und die Konfequenzen 
nicht zogen, um, wie Süßmild, zu einem höheren allgemeinen Standpunfte zu 
gelangen. Ueber die Schägung der Bolfsmenge nad) den Kirchenliften, einige Unter 
fuhungen über Berbopplungsperioden, über die praktiſch-mathematiſche Verwer- 
thung des Stoffs der Kirchenliften für das Berfiherungswefen fam man faum 
hinaus, Obgleich ja aud hierbei nothwendig bie einzeinen Bevölkerungserſcheinun⸗ 
gen als Weußerungen des zu findenden Gefeges aufgefaßt werden mußten, fo 


+2) Bol. Heufchling im Bull, de la comm, cenir de stat en Belg. VII (1857) p. 
397 ff., Waypäus II, 25, 113, 114. 

42) Grome ©, 92, 

*) Wappäus I, 340, 
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vergegenwärtigte man fich koch nicht deutlich vie philofophifche Konfequenz einer 
folgen Auffaffung. Nur bei Condorcet, Laplace und einigen Enchklopädiften 
findet fih die Hinneigung, aus den ftatiftifhen Unterfuhungen Kapital für die 
mehaniftiich-materialiftiiche Weltanfhauung zu maden, ohne daß auch bei ihnen, 
wenn gleich im Gegenfag zum biblifhen Stanppunft Süßmilchs, eine jyftema- 
tif zufammenfaflende Behandlung der Statiftif zu finden wäre. 

Demgemäß darf man Süßmilhs Leiftungen eine wirklich Epoche machende 
Beveutung zufchreiben. Suüß milch verhält fi zu feinen Vorgängern und Zeit- 
genoffen ähnlich wie Achenwall zu den feinen. Mit Recht fagt Heuſchling von 
Beiden, er betrachte fie als die Perfonififation, Achenwall ver deffriptiven ober 
polittihen, Süßmild der mathematifchen Statiftit oder der Socialarithmetik 45), 
In der That tritt gleich zwifhen Süßmilch und Ahenwall der fundamentale 
Unterfhied der Richtungen innerhalb der Statiftit hervor. Die Süßmilch' ſche 
dortbildung der von den Englänvdern angebahnten Richtung führte auf ganz andere 
Pfade. Die Ach enwall'ſche Statiſtik ift eine deſtriptive Wiſſenſchaft vom Staate, 
welche die Staatszuſtände in einem gegebenen Augenblick, namentlich in der Ge— 
genwart, darlegen, befchreiben will, vorzüglich für praftifche Zwede, der Berwal⸗ 
tung, der Politik, um des ftaatlihen yvodı osavrov willen, nad feiner relativen 
Bedeutung für das Ganze das Einzelne ftärker oder ſchwächer hervortreten laf- 
ſend, mit konfequenter Zwedbeziehung auf den Staat. Ganz anders Suüßmilch. 
Er verfolgt wefentlih andere Ziele. Der ftatiftifhe Stoff, die Beobachtung hat 
bier nit ober nur nebenbei in zweiter Linie den Zwed, den Staat oder die 
Staatszuftände fennen zu lehren, Süßmilch fon, wenn auch noch nidyt mit der 
Klarheit und in ver Ausdehnung eines Quételet, verfolgt die Aufgabe, ſyſtema⸗ 
th Daten zu fammeln, aus welchen zunächſt gewiſſe Borgänge im Leben ber 
Menſchheit felbft nach ihrem Kaufalzufammenhang erklärt und auf die Geſetze, 
nad denen fie fi vollziehen, zurüdgeführt werben können. „Die Statiftit hat den 
Zwech, Fragen zu löfen, micht, ein Land zu befchreiben,“ fagte ein Jahrhundert 
Ipäter Dufau 26). Diefer Sag gilt auch ſchon für Süßmilch's Statiſtit. Die 
iegtere hat nach der Süßmilch'ſchen umd ver nod jest vielfach üblihen, wenn 
au zu engen Begrenzung den Stoff mit ver Achenwall'ſchen Staatskunde 
gemeinfam, aber die Ziele und Zwede der Sammlung, die Methoden der Be— 
handlung des Materials, die Aufgaben und Refultate find ganz verſchieden. 
Sigmilh ſchon ftrebt nach möglichfter Ziffermäßigteit feiner Daten, d. h. nad 
mögihft genauer Beftimmung der quantitativen Berhältniffe, mit denen er 
und feine Nachfolger es allein zu thun haben, indem fie mittelft ‚der Feſtſtellung 
der Quantitäten bis in's Einzelnfte hinein der Beſtimmung der Qualitäten nahe 
ju kommen ſuchen. Süßmilch ſchon will rechnen und mit Hülfe des Kalkuls 
beweifen können. Die entwidelte, von ihrem theologiſchen und teleolegifchen Bei⸗ 
wert entlleivete Süßmilch' ſche Statiftit ift als Wiſſenſchaft bereits, obgleich 
Süßmilch ſelbſt mit dem ftatiftifhen Material eigentlich umgelehrt wie die ge- 
geumärtigen Statiftifer verfährt, eine indultive Beobachtungswiſſenſchaft. Man 
lann fie eine Naturwiſſenſchaft nennen, wo e8 ſich um Naturphänomene, wie z. B. 
in einem großen Theil der Bevölferungsfragen (Fortpflanzung, Todesurſachen 
u. ſ. w.) handelt, und eine nach ver naturwifienfchaftlichen, inbuftiven Unterfu- 
Hungsmethode verfahrende antropologiſche Wiſſenſchaft, wo man andere Seiten bes 





*) Heuschling bibl. stat. de l’Allemagne, p. 8. 
%) Dufau traitö de statist, Par. 1840, Resume :p. 144 ff. N. 24 
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Menſchen, wie die geiſtigen und ſittlichen, berührt. Die weitere Ausdehnung der 
Statiftit auf andere, den Menſchen nicht betreffende Naturerſcheinungen iſt dann 
endlich in der neueften Zeit ein folgerichtiger Fortfchritt gewefen, weldyer aus ber 
Ausbildung ver urfprünglihen Statiftit Süßmilch's fi nothwendig ergeben 
mußte. I 

. Süßmild trat zuerft im Jahr 1742 mit einer damals noch wenig beach⸗ 
teten Heinen Schrift auf, zu welder er durch Derhams Phyſikotheologie unge 
regt worden war. Chr. Wolff hat dazu eine Vorrede geſchrieben. Die Schrift 
führt einen Titel, in weldem Süßmilch's Standpunkt und Auffaffung fid 
ausipriht: „Die göttlihe DOrbnung in den Veränderungen des menſchlichen Ge- 
ſchlechts, das ift gründlicher Beweis der göttlichen Vorſehung und Vorſorge für 
das menfchlihe Gefhleht aus der Bergleihung der Geborenen und Geftorbenen, 
der Berheiratheten und Geborenen, wie auch infonderheit aus dem beftändigen 
Berhältniß der geborenen Knaben und Mädchen u. ſ. w.“ Diefe Schrift, wefentlid 
auf bie Kirhenliften des preußifhen Staats geftügt, ift die Grundlage bes fpäte- 
ıen großen Süßmilch' ſchen Werks, das unter wenig veränbertem Titel feit 
1761 in mehreren Auflagen erjchien 47). 

Schon der Titel zeigt den theologifchen, nebenbei bemerkt rationaliftifchen und 
oft naiv teleologifhen Standpunkt, dur welden fih Süßmild von den mo- 
dernen Statiftifern, wie Quételet und feiner Schule, weſentlich unterjcheidet, 
indem diefe von der Mathematik und von der naturwiſſenſchaftlichen Betrachtungs⸗ 
weife ausgehen, Aber Wappäus, welcher Süßmilch's Weltanfhauung in 
mandyer Beziehung nahe zu ſtehen fcheint, hat volllommen Recht, wenn er troß 
biefer verſchiedenen Ausgangspunkte die innere Berwandtfhaft von Süßmild 
und Quételet betont. „Beiden ift die Erforfhung der allgemeinen Gefeg- 
mäßigkeit in den fcheinbar zufälligen oder ganz ber freiheit bes menfchlichen 
Willens unterworfenen Ereignifien und Erſcheinungen des menſchlichen Lebens bie 
Hauptſache.“ „Für den Theologen aber ift die Rehnung nur Mittel zur fpeciellen 
wirklichen Nahmweifung einer von ihm als Theologen geglaubten göttlihen Drb- 
nung, für den Mathematiker ift der Kalkul und die Faſſung ber Erſcheinungen 
in die mathematifhe Formel der Hauptzwed. Süßmilch's göttlihe Orbnung 
gehört wefentlih zur Phyfitotheologie, Quételet erftrebt eine Socialphyſil.“ 
(Wappäus I, 11.) Beide, oder genauer gefagt, Süßmilch einer- und die meiften 
modernen Statiſtiler anderfeits repräfentiren die alte Spaltung in der philofophifchen 
Streitfrage über Gott und Welt, providentielle Leitung und mechanifche Naturgefeg- 
lichkeit. Wie man aber auch zu biefer Frage ftehe, es läßt fid) micht beftreiten, daß 
Süßmild doch den durchaus minder wiffenfhaftlihen Weg geht 43). Er benugt 
das ftariftifche Material nicht nah der Weife der Neueren objektiv, um baraus 
nad den Regeln der Induktion eine noch nicht gelannte Orbnung herauszufinden, 
fondern er fucht mit diefem Material a posteriori den Beweis zu führen, daß 
die von ihn a priori angenommene, reſp. aus Bibel und Räfonnement abgeleitete 
Ordnung nad weislich fo befchaffen fei, wie er fie nad ber Bibel annehmen 


“) Dol. Bappäus Bevölkerungäflat. I, 5, 15, welcher ſich in Betreff des Bibliographie 

hen der S.’fchen Schriften und um die Würdigung Süßmild’s ebenfalls Verdienſte erworben 

. Dgl. feine fchöne Einleitung I, 1—14. u 3 ift es, wenn Heuſchling jagt, ©. babe 

befonders ſchwediſche, Augsburger und Breslauer Daten benupt, fein Hauptmaterial, namentlich 
anfangs, nd preußifche Daten (bibl. stat. de l’Allem. 33). - 

) @öttl, Ordnung, 4. Aufl. (Berl, 1775), bef. I, Einleit., Kap. 1 ff, ©. 4 ff. u. a. O. 
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zu müſſen glaubt. Er geht daher aud von einem Bibelfpruh (1. Mof. 1, 28) 
aus, in welhem dem Menſchen die Bermehrung und bie Anfüllung ver Erbe 
geboten wird, interpretirt denſelben in feiner naiven Weife, zeigt, welche Anorb- 
nungen in den Bevölferungsverhältniffen nothwendig feien, damit jenes biblifche 
Gebot erfüllt werden könne, und ſucht darauf nun ven Beweis ftatiftifch zu füh- 
ten, daß gerabe diefe Drbnung in ven großen Zahlen ver Bevölterungsphä- 
nomene zum Vorſchein komme. Seine Arbeit ift daher im eminenten Sinne eine 
Tendenzarbeit. Darin liegt ihre Schwäche im Bergleih zu den neueren fia- 
tiſtiſchen Arbeiten. Manche Fehler #9), 3. B. die Neigung zu ftarfen Generalifa- 
tionen, die Annahme einer zu großen Gleichheit der Geftaltung der Dinge in 
verfchiedenen Ländern und Böllern, mithin die Berfennung des Geſetzes der natio- 
nalen Unterſchiede, weil bied ber im voraus angenommenen Orbnung am beften 
entſprach, eime nicht zu läugnende Oberflächlichkeit bei der Unterfuhung ver Ur- 
fahen und Einflüffe, von welden die Phänomene abhängen, fobald viefe Unter- 
ſuchung für die allgemeine Tendenz des Werts nicht von großer Wichtigkeit zu 
fein fhien, diefe und andere Mängel mehr hängen mit dem tendenziöfen Charakter 
der Schrift zufammen. In der praftiichen Bevölferungspolitif vertritt Süßmilch 
den befannten einfeitigen vor-Malihus’ihen Standpunft und geräth nicht felten 
in die Gefahr gewagter Konjekturalftatiftif. Aber in den vielen Fällen, in welden 
doh immerhin fein Ausgangspunft nicht präjubicirte, erweist ſich Süßmild 
als trefflicher Statiftiter, deſſen Umſicht, Kombinationsgabe, kritiſches Urtheil und 
loloſſaler Sammlerfleiß die höchſte Achtung verbienen. Es ift bewunderungsmwürbig, 
was Süßßmilch mit dem fpärlihen, zerftreuten, mangelhaften Material feiner 
Zeit zu machen weiß. Auch in den allgemeinen Begriffen, in den Grörterungen 
über die Methode zeigt er größere Schärfe, als die Statiftifer ver Ahenwall’- 
ſchen Richtung. Ausprüde, wie „Geſetze“ braucht er, was zu beachten iſt, für bie 
„göttliche Ordnung“ übrigens öfters. Er fühlt denn aud den Zufammenhang ber 
Frage nady dem Charakter feiner „Orbnung“ mit dem Problem der Freiheit und 
Notywendigkeit, weiß aber über das legtere nichts Anderes zu jagen, als faft Alle, 
welche ſich fpäter mit diefen Materien bejhäftigt haben, daß nämlich nicht ein 
Schatten von Nothwendigkeit beftehe, — eine bloße Thefe ftatt einer objektiven 
Prüfung (I, 58). 
Merkwürdig genug, Ahenwall mit feiner Staatöfunde, deren wiſſenſchaft⸗ 
lichen Rang doch unmöglich Jemand befonders hoch tariren fann, machte Schule 
in des Wortes vollfter Bedeutung, Süßmilch mit feiner aufßerorventlid viel 
höheren, interefjanteren Statiftif that dies nody nicht. Unfangs wurden feine Arbeiten 
nit einmal befonbers beachtet, fpäter, feit 1761, erregten fie allerdings große 
Aufmerkſamkeit, aber weiter geführt wurden fie, wenigftens aus dem generellen, 
erhabenen Geſichtspunkt Süßmilch's, welder nad Gefegen forſchte, nit. Die 
folgenden Statiftiter waren wieder lange Zeit hindurch bloße politiihe Arithmeti- 
fer und Wahrjcheinlichkeitsrechner, wie oben bereits hervorgehoben wurde, Süß— 
mild war infofern feiner Zeit vorausgeeilt. Dies begreift fih auch unſchwer: 
Die damalige Zeit begnügte fi faft noch allgemein mit veftriptiven, ſyſtematiſch 
Haffificirenden oder einfach erzählenden Wiſſenſchaften als Erfahrungs» oder 
Veobachtungswiſſenſchaften, Naturgeſchichte, Botanit, Zoologie; aud Erdkunde, 
Geſchichte wurden nicht anders behandelt. Die Achenwall'ſche Staatenkunde 
paßte volllommen zu diefen anderen Wiffenfchaften. Daneben blühte die apriori- 





w) Ebendaf. S. 56, 102, 273, u. a. D.,.311. _ 
Bluntſchli und Brater, Deutſches Staats-Wörterlug. X. 23 
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ftifche, aus abftraften Begriffen Alles ableitende und aufbauende Spekulation vor- 
nehmlih auch in den politifhen und hiſtoriſchen Wiſſenſchaften. Das Bedürfniß 
nad einer Kontrole der Spekulation und ihrer fühnen Konftruftionen, in welden 
jo gern alles Bernünftige als wirklid) angenommen wurde, durch die Erfahrung, 
empfand man nicht fehr. Spekulation und logifhe Entwidlung wurden in jenen 
Disciplinen damals in demſelben Maße überfhägt, wie fie gegenwärtig, wo man 
fo leicht vergißt, daß doch aud jene Spekulation häufig, 3. B. in der National 
Öfonomie, auf der pfychologifhen Erfahrung des eigenen Innern fußt, von ber 
biftorifhen Schule unterfchägt wird 9). Es wurde daher auch in jener Zeit noch gar 
nicht erfannt, daß die Süßmilch'ſche Statiftit vor allen Dingen die Mittel zu einer 
Kontrole der deduktiven Spefulation und demnächſt das Material biete, um burd 
das Auffteigen vom Befonderen zum Allgemeinen inbuftiv bie fonfreten Erſcheinun⸗ 
gen der Wirklichkeit, die vegellos erfcheinenden Vorgänge im Leben der Menfchheit 
und in der Natur in ihrem Kaufalzufammenhange zu erfaffen und ihre Ge 
jege zu finden, Bon Süßmilch felbft ift die Statiftif, wie oben gezeigt worden, ja 
noch faft ausſchließlich als Kontrolverfahren, refp. als Mittel der Beftätigung der im 
voraus fonftruirten göttlihen Ordnung benügt. Seine Beitgenoffen wußten auch bie- 
fen Gebrauch noch nicht von ihr zu machen, geſchweige in der Statiſtik eine Hilfs 
wiſſenſchaft zu fehen, mit welcher das induktive Verfahren in manche ſpekulative 
Wiſſenſchaft eingeführt werden könne. 

In den fiebzig bis achtzig Jahren, welche zwiſchen Süßmilch's und Du 
telet's erftem Auftreten lagen, hatten fi die gewaltigften Veränderungen auf dem 
Gebiete der Politik, der Vollswirthſchaft, der Literatur und der Wiſſenſchaft im Al- 
gemeinen zugetragen. Großartig war der Aufihwung der eraften Wiffenfchaften. 
Nicht vertennen ließen fich die guten Früchte der Aufflärungsliteratur und ber friti- 
hen Philofophie des vorigen Jahrhunderts, melde nach Abftreifung des Falſchen und 
Schwaden in jener Literatur doch ſchließlich als unentreißbares Gemeingut der civi⸗ 
Hifirten Bölfer übrig geblieben waren. Trotz aller Reftaurationsverfuhe in politi- 
hen, kirchlichen, philoſophiſchen Fragen blieb die Weltanſchauung der maßgebenden 
gebildeten und befonbers der eigentlich wiſſenſchaftlichen Kreiſe definitiv umgeftaltet 
und neigte fi einer ftarf realiftifchen, fpäter einer mechaniſtiſchen Auffaffung unver: 
fennbar zu. Die Fortſchritte der Naturwiſſenſchaften vermehrten täglich die Belege 
für die Allgemeinheit der Geſetzmäßigkeit in der Welt ber Erfcheinungen 51). Ueberall 
walteten Gefege im Weltall, wo man an das willfürlihe Gingreifen überirdifder 
Mächte oder gar an den „Zufall” geglaubt hatte. Die Stellung des Menfchen im 
Weltorganismus erſchien weit untergeorpneter ald man ehemals angenommen hatte. 
Konnte unter folhen Umftänden vie Einwirkung biefer veränderten Anfhauungen ohne 
ben tiefftgreifenden Einfluß auf die Wiffenfchaften vom Menſchen bleiben ? Ein Sta- 
tiftifer aus der Mitte des vorigen Jahrhunderts, wie Süßmilch, vermochte nod 
auf dem theologischen Standpunkte zu ftehen, ein Statiftifer aus der Gegenwart 
fonnte, zumal wenn er von den exaften Wiffenfhaften ausging, für fein Unter- 
fuhungsgebiet die Konfequenzen nur aus ber modernen Weltanfhauung ziehen. 

Das Wefen Epoche machender Perfönlichkeiten in der Entwidlung ver Wiſſen⸗ 
haften und der Geiftesthätigfeit überhaupt-liegt feineswegs nothwendig, vieleicht jeht 


50) Du. auh Hildebrand, d. wiſſenſch. Aufgabe d. Statiſt. in ſ. Jahrb. 1866, 1. 
1—11 


©. . 
5) Bol. mit dem Folgenden A. Wagner, Gefepmäßigk. i. d, ſcheinb. willfürl. menſchl. 
Handlungen (Hamb. 1864) 1, 16; Lope’s Mifrofosmus, 
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felten, wenn jemals, darin, daß fie allein eine ganz neue Richtung angeben unb 
infoferne ausſchließ lich im ihnen eine Schule ihren Urfprung hat. Am wenigften 
ift dies in body entwickelten Zeitaltern möglich, wo jedes wiſſenſchaftliche Feld von 
einer großen Anzahl Perfonen gleichzeitig angebaut wird. Sehr oft wird von min- 
der bevorzugten Geiftern und gewilfermaßen von einer ganzen Generation eine neue 
Richtung mit angebahnt oder gewonnen, nur minder Mar, ihnen felbft nicht deutlich 
bewußt. Das große Verdienſt des Koryphäen liegt alddann darin, daß er ben nod 
unklaren Anſichten zuerft einen feften Ausprud, dem mehr noch gefühlten, als Har 
verftandenen und tod in der Richtung ber Zeit liegenden Problem eine präcife For: 
mulirung zu geben und eben damit auf lange hinaus der wiffenfhaftlihden Forſchung 
ihre Bahnen vorzuzeichnen weiß. Das fcheint uns im eminenten Maße das Verdienſt 
von Quetelet zu fein 52), Gleichzeitig neben und unmittelbar nah ihm erfcheinen 
Statiſtiker ähnlicher Richtung, weldye keineswegs bloß, mitunter felbft gar nicht von 
ihm den Anftoß erhalten haben. So namentlidy die mebicinifchen Statiftifer 59), die- 
jenigen, welche wie vor allen Louis die numerifche Methode in die Mebicin ein- 
führten, wie Caſper die Medicin, „vorzugsweife vie Wiſſenſchaft ver bloßen Muth: 
maßungen und Hypotheſen“, wie er fagt, mit Hilfe der Statiftif zu einer eraften 
Disciplin zu machen fuchten, wie Billermd u. A. m., fo aud fogar auf Qudte- 
let's Specialgebiet Moralftatiftifer, wie ver hochverdiente, mit feinen erften Arbeiten 
faft gleichzeitig mit Quételet auftretende Guerry, Parent Dudatelet, fo 
auch noch Spätere, wie Dufau, Cournot, Benoiton de Chateauneuf 
u. A., von denen man nicht behaupten kann, daf fie nur erft von Quételet angeregt 
worden feien. Aber dennoch bildet diefer den Mittelpunkt der neuen Bewegung, um 
welchen fich eine neue Schule von GStatiftifern gruppirt, Niemand hat vor ihm over 
gleichzeitig mit ihm unter feinen Zeitgenoffen die neuen ftatiftifchen Studien fo fyfte- 
matiſch betrieben, jo planmäßig die geiftigefittlihde Sphäre des Menſchen mit in die 
Unterfuhung hinein gezogen, jo beftimmt und präcis dae Problem formulirt, fo 
Iharf die Methoden und leitenden Geſichtspunkte feftgeftellt. Er darf deshalb mit 
Recht als Begründer der neuen Statiftif bezeichnet werden. Seine Richtung hat an⸗ 
fangs mit manchem Borurtheil der alten Schule zu kämpfen gehabt, aber fie hat 
allmälig immer mehr Anhänger gewonnen. Die bedeutendſten Statiftifer der Gegen» 
wart gehören ihr am, felbft folhe, melde wie Wappäus ven Achenwall'ſchen 
Standpunkt nicht aufgeben wollen, 

Die Bereutung Qustelet's liegt zumeift in folgenden Punkten). Einmal 
bat er zuerft wieder nah Süßmilch nit in der einfeitigen Tendenz der politifchen 
Arithmetiter Statiſtik getrieben, ſondern die philofophifche Konfequenz gezogen, die ein— 
zelnen von dem Statiſtiker beobadyteten Vorgänge im Leben der Menſchen als Aeuße- 
rungen von Gefegen aufzufaſſen, und die Erforfchung dieſer Gefege als die allein 


62) Wagner, Gefepmäßigt. I, 6, 51. 
53, Dal. Defterlen, Handb. d. mebdic. Statift. Tüb. 1865, ©. 1 ff., 10. Guerry p. VI. 
54) Dot. über Qustelet Jonak, Theor. d. Statiſt, Wien 1856, ©. 50 ff., Mohl III, 
663, Knies Statift. paffim, Wappäus I, 1 ff., II, 408 ff, A. Wagner, Gefepmäßigf. 1, 
50 ff., wo auch einige der Hauptſchriften D.’6 und namentlich einige feiner wichtigen, felten 
m end beadhteten Abhandlungen im Bull. de la comm. centr. de stalist. en Belg. und in 
"Yen. de l’Acad. roy. de Brux. genannt find und Q. gegen den völlig umbegründeten 
und unbegreiflihen Borwurf Mohl's in Schup genommen wird, — ein Vorwurf, den man 
8* aber gleichfalls mit Unrecht, der ganzen neueren Statiſtik macht. Außerdem find aber auch 
’4 zahlreiche naturwiffenfchaftlicheftatiftiihe Memoires , bejonders über die periodifchen Phano⸗ 
mene, Klima, Phyſik der Erde, meift in den Akademiefchriften, höchſt wichtig für die Gtatiftif, 
28 + 
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einer Wiſſenſchaft würdige Aufgabe der Statiftif hetrachtet. In feinem Hauptwerte, 
dem über ven Menſchen und die Entwidlung feiner Fähigkeiten (1835), das er, fei- 
nen Standpunft bezeihnend, aud einen Berfuh der Socialphyfit nennt, wurbe vie 
Frage nach Gefegen im menfchlihen Leben, und zwar aud bier gleich für ven fpe- 
cielen Fall, ob aud die menfhlichen Handlungen Geſetzen unterworfen feien, bebeut- 
fam an die Spige ver Unterfuhung geftellt. Zwar leider nit in umfaſſender ſyſte— 
matifcher Behandlung, aber immerhin in vielen feiner Werke aphoriſtiſch Kefchäftigt 
ſich Quételet aud mit der fhwierigen Frage nah der Natur und Bedeutung der 
von der Statiſtik aufgefundenen Gefegmäßigkeiten und Gefege (namentlidy im syst&me 
social, 1848). Wenn feine Erörterungen hierüber noch nicht allfeitig genügen und 
fiherlich diefe Fragen der „Philofophie der Statiftif" noch nicht zum Abſchluß ge- 
bradyt haben, fo muß man doch berüdfichtigen, daß Quételet damit eines der aller- 
ihwierigften, auch von der Fachphiloſophie noch faft gar nicht durchforſchten Unter 
fuhungsgebiete betritt und aud Andere fpäter nicht viel weiter zu er gelommen 
find. Fermentativ find auch Quételet's Arbeiten ſehr bedeutfam 53). 

Sodann geht Ductelet nicht dort aprioriftifh mit Deduktionen aus oberften 
Prämiffen vor, wo einmal feine ſolche Prämiffen vorhanden fein fünnen und aud 
vie Erforfhung des eigenen Innern keinen feften Ausgangspunkt giebt. Er konftruirt 
fich eben fo wenig eine beftimmte Ordnung auf gläubiger Grundlage vorher, wie 
Süßmilch, melde er dann in den Thatfahen aufjucht, fondern er geht durchaus 
objektiv nach dem inbuftiven Verfahren vor, ſucht Maffenbeobadhtungen über die zu 
analyfirenden Erjheinungen anzuftellen, dieſe Beobachtungen zu möglihft genauen 
uantitätsbeflimmungen zu maden, fie daher wo e8 geht, in Zahlen auszuprüden 
und aus ihnen durch verfchiedene Operationen, Umftellungen, Rechnungen, das Kau- 
falverhältniß und die Gefege der Erfheinungen abzuleiten. E8 leitet ihn hierbei der 
Laplace'ſche Gedanke: appliquons aux sciences politiques et morales la méthode 
fondde sur l’observation et le calcul, méthode, qui nous a si bien servi dans 
les sciences naturelles. 

Qustelet bejhäftigt fi, gleich anderen Statiftifern, vorzugsmeije mit Unter- 
ſuchungen, welde ven Menſchen betreffen. Er gibt diefen Unterfuchungen aber einen 
viel größeren Umfang und eine ganz neue Rihtung. Planmäßig zieht er vor allem 
die geiftigsfittlihe Sphäre des Menfchen mit hinein und behandelt diefelbe nad ven 
gleihen Methoden, wie die phuyfifche Seite des Menfhen. Er wird dadurch eimer ver 
Hauptvertreter der neueren Moralftatiftif, des ohne Zweifel interefjanteften Theils 
der Menjchheitsftatiftit. Auf ihn vornehmlich bezieht fi) das Lob, weldhes ein Budle 
der neueren Statiftif fpendet. Eine neue Richtung erhalten die ven Menfchen betref- 
fenden ftatiftiihen Unterfuhungen durch Quételets Theorie vom mittleren Men— 
fhen, durd welche er alle dieje Unterfuhungen über den Menſchen fyftematifch zu- 
fammenfaßt, die hier allein zum Ziele führende Methode zeigt und die Auffafjung 
von einer gefegmäßigen Abhängigkeit ver menfhlihen Handlungen und der Vorgänge 
in der Menfchheit von äußeren Urſachen fonfequent vertritt. Sicherlich ift dieſe Theo⸗ 
rie vom mittleren Menfhen durch Quételet's Arbeiten noch keineswegs abge 
ſchloſſen, fie hat zu mancherlei Migverftänpniffen Anlaß gegeben und wird neuerbings 


55, Dal. Drobiſch in et Leipz. Repert. 1849 I, 28 ff., Mill Logik, überi. v. 

Schiel, — 1863, II „» Budle, an d. Giolfifa. in de überj. v. Ruge, 

Lpz. 1860, I, Kap. 1., A. Wagner, Gefepmäßigt. 1 U u über —* 

Su n. * —* S. 62 —80, derf. in d. Tüb. Zeitfchr 21 (1865) 
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gern dazu benutzt, die Tragweite der ftatiftifhen Geſetze jehr zu beichränfen und 
wohl auch das Vorhandenſein eigemtlicher Geſetze zu läugnen (f. unten III A). 
Die Theorie hängt enge mit der Frage nach dem Geſetz der großen Zahl zufammen, 
alle ſchwierigen Principienfragen der Statiftif ftehen damit in Verbindung. Hier 
thut eine kritiſche Unterſuchung der Begriffe Noth. Aber leider haben ſich derſelben 
bisher am wenigften, die Gegner der Dustelet’fchen Begriffsbeftimmungen unter- 
zogen, wenn man nicht unbewiefene Gegenbehauptungen für genügend erflärt. 

Die ſcharfe Beftimmung der Unterfuhungsmethoden und die echt philofophifche 
Auseinanderfegung umd Begründung ber leitenden Idee in den Unterfuchungen über 
den Menfchen haben ihren großen praftifchen Werth ſogleich dadurch erwieſen, daß 
Qudtelet fie in umfaffender Weife zur Anwendung gebracht und mit ihrer Hilfe 
eine Fülle ſchöner, überrafchender Refultate an das Licht geförbert hat. Was konnte 
feinen Methoden größeren Vorſchub leiften als eine ſolche fofortige Erprobung ? Wäh- 
rend bie Vertreter der Staatskunde bloß ein photographifch getreues Bild vom Staats- 
zuftand geben, nur das gleichzeitige Nebeneinander der Erſcheinungen barftellen wol. 
len, will Quételet das gegenfeitige Bedingtſein, das Abhängigkeitsverhältniß der 
beobachteten Phänomene enthüällen und ſchließlich wo möglich meſſen. Ex forfcht nad 
den Einflüffen verfchievenfter Art, deren Funktionen die beobadhteten Vorgänge find. 
In den regelmäßigen periobifchen Veränderungen der Vorgänge fpiegeln ſich die Ein- 
flüffe ab, melde durch eine zwedmäßige Art der Beobachtung und Gruppirung ber 
Beobachtungen dann ifolirt werben. Es gelingt, durch diefe Methode ver ftatiftifchen 
Dperation Abhängigkeitsverhältniffe in den ſcheinbar regellofeften und zufälligften 
Vorgängen im Menfchenleben und fogar in den menſchlichen Handlungen felbft, und 
Beziehungen zwifchen zahlreichen Phänomenen der Gefellfhaft und ver Natur aufs 
zufinden, von welchen man in der That „fi nichts träumen läßt" (Engel). Gerade 
hierdurch tritt die Quételet'ſche Statiftif in Verbindung mit ben beventungsvoll« 
fen und ſchwierigſten Problemen ver Menfchheit, und wird das wichtigfte Werkzeug 
für eine wahre, von ver Erfahrung ausgehende Philofophie diefer Menfchheit oder 
für eine wiffenfchaftlihe Anthropologie. Erft durch dieſe Statiftif ift es gelun- 
gen, eine wirkliche, Kritik vertragende Erfahrung in Betreff des Menfchen feftzu- 
flellen und dadurch die fubjeftiven Vorurtheile des täglichen Lebens, lauter oberflädy- 
liche Induktionen, und die einfeitigen Folgerungen aus Prämiffen von zweifelhafter 
Wahrheit, lauter ſchiefe Deduktionen, zu berichtigen und durch flihhaltige wiſſen— 
Ihaftlihe Induktionen zu erfegen. 

Mit Recht hat man die fih anf die Menfhen beziehenden Unterfuhungen 
Quételet's ftatiftifch-anthropologifhe genannt. Aber durchaus falſch ift es zu fagen, 
Qudtelet verfiehe unter Statiftif Anthropologie oder Socialphufit, wie es oft ge- 
ſchieht 6). Im Gegentheil ift e8 gerade ein weiteres Haupiverbienft des Vaters ber 
neuern Statiftit, daß er fi} vor biefer, ihm fehr nahe liegenden Einfeitigkeit gehü- 
tet hat. Er hat die Statiftit als eine höchſt brauchbare Methode kennen gelernt, 
um Unterfuhungen über die menſchliche Geſellſchaft anzuftellen und erfennt zugleich 
m ihr eine Wiffenfhaft, indem er die mit Hilfe der ftatiftiihen Methode ge- 
wonnenen Refultate fyftematifch verarbeitet. Aber gerade hierbei mußte er ſich über- 
zeugen, daß jene Methode auch außerhalb der den Menfchen betreffenden Unterfu- 
Hungen auf gewiſſe Raturerfheinungen anwendbar fei und daß bie hier im Gebiete 
der Natur, wie dort im Gebiete der Menfchheit erlangten Refultate vielfache Bezie⸗ 





„9 3. 8. von Gerfiner Bevölferungdl. S. 24. — Auch Rümelin’s Bemerkung in d. 
Tüb, Zeitfchr. Bd. 19 (1863) ©. 667 wird Quoͤtelet nicht ganz gerecht. 
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bungen zu einander haben und auf höhere Brincipien gemeinfam zurüd zu führen 
feien. Quételet betont daher die Nothwendigkeit, dies zu thun, und vinbicirt ber 
Statiſtik die Aufgabe, unter ven in ihr Gebiet gehörigen veränderlichen Erſcheinun— 
gen diejenigen befonders herauszuheben, und zufammenfaflent zu unterfuden, welche 
periobifhen Schwanfungen und fo regelmäßigen Veränderungen unterliegen, baß man 
ihre fie regierenden Gefege aufveden könne. Man folle dieſe Phänomene aber nicht 
bloß, wie bisher, apart unterfudhen, fondern im Zufammenbang, um bie zwifchen 
ihnen allen beftehende Verbindung zu finden 57). Dahin gehören dann neben ben 
veriodifhen Erfheinungen innerhalb der Menschheit (Konceptionen und Geburten, 
Heirathen, Todesfälle, Krankheiten, Wahnfinn, Selbftmorbe, Berbreden, Ronfumver- 
bältniffe, Transportbewegung u. a. m.) ſolche der Meteorologie und Phyſik (4. B. 
Temperatur, Luftorud, Niederſchläge, Elektricität, Winde, Magnetismus, Ebbe und 
Fluth, Ausfehen des Himmels, Meteore, Sternfhnuppen), der Chemie (Beichaffen- 
beit von Luft und Wafler, ogonometrifhe Unterfuhungen), ver Botanik und Land- 
wirthſchaft (Blatt- und Blüthetreiben, Fruchtreife, Perioden der Landarbeiten), ber 
Zoologie (Zugvögel, Wahsthune und Produftionsverhältniffe, Sterblichteit der Thiere 
u. f. w.). Die Bedeutung dieſes Gefihtspunfts kann gar nicht hoch aenug angefchla- 
gen werden. Jetzt erft wurbe bie präjubictrlihe Ifoltrung der Unterfuhungen über 
den Menſchen befeitigt, an welcher felbft viele der außsgezeichnetften neueren Sta— 
tiftifer noch) fefthalten. Die Einheit des Unterfuhungsobjefts für die Statiſtik führte 
nothwendig abermals zu einer unbefangeneren Auffaffung des Menfhen, dem nicht 
mehr eine von naturgefeglihen Einflüffen unabhängige Stellung zugeſprochen werben 
fonnte. Ueberall fanden fi nun Koincidenzen zwiihen Vorgängen im menſchlichen 
Leben, Handlungen ver Menfhen und Natureriheinungen (3. B. zwifchen Geburten, 
Tovesfällen, Wahnfinnfällen, Verbrechen, Selbftmorven und ven Jahreszeiten, refp. 
ben biefe begleitenden atmoſphäriſchen, Temperatur and fonftigen Verſchiedenheiten). 
Erft dur diefe Shftematiftrung aller ftatiftifhen Unterfuhungen ift die Statiftik im 
Wahrheit die Berbindungsbrüde zwiſchen den eigentlihen fogenannten Naturwiffen- 
haften und den biftoriihen und politiihen Wiſſenſchaften geworden, bahnt fie bie 
naturwiſſenſchaftliche Auffaffung der in diefen legteren Wiffenfchaften zu unterfuchen- 
den Ereigniffe und Handlungen der Menſchen an. Die Bedeutung Quételet's und 
feiner Schule für die in diefem Werke vornehmlich behandelten Staatswiſſenſchaften 
wird biernach auch von denjenigen, welche in viefem Wiffensgebiete eine andere Auf- 
fafjung vertreten, nicht unterfhäßt werben können. 

Dustelet’3 VBerbienfte liegen bemgemäß vornehmlich in methodologiſchen 
Veiftungen. Dies find aber nah Cuvier's befanntem und richtigem Ausfpruche bie 
wiſſenſchaftlich höchſtſtehenden. Sie werden auch jet noch nicht immer nad Gebühr 
gewürdigt. Zum Theil weil Quételet's Anwendungen feiner Methoden fo viel 
Neues hervorgefördert haben, daß man dem fachlichen Inhalt feiner Schriften Leicht 
die Hauptbedeutung beilegt, zum Theil aber au, weil Dustelet’s Berhältnif und 
Stellung zu feinen Fachgenoſſen, melde wie 3. B. Dufau, Morean be Jon« 
n®s, Guerry, eine ähnliche Richtung verfolgen, uns nicht ganz richtig aufgefaßt 
u werben fheint, 3. B. von Knies und Ionaf. Die neuen Refultate, welche 
Qustelet gefunden, verfennen wir in ihrem Werthe deshalb nicht im Mindeften, 
fie find um fo bewundernswerther, da er noch mit einem viel bürftigeren Mate 








57) Im Journ. of the statist. soc. of London 1842 (V, 208). Val. die Instruction p 
l'observation des phönom. period. v. 25. Apr. 1853 u. die fortlaufenden Publikationen diefer 
Beobachtungen in den Brüffeler Akademieſchriften. 
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rial operirt, als gegenwärtig, wefentlih in Folge ver Quételet in erfter Linie 
mit zu verdanfenden Ausdehnung der amtlihen ſyſtematiſchen Maffenbeobahtungen, 
vorliegt. 

Angriffe haben Quételet's ftatiftifhe Forſchungen mitunter wohl von theo» 
logifher und philofophifher Seite erfahren, indem man in der Tendenz feiner Ar: 
beiten eine materialiftifche Neigung und die Läugnung der fogenannten Willens- 
freiheit erfennen wollte. Am freien Willen hält Quételet, wie auh Dufau u. A., 
übrigens ausbrüdlich feft, faßt ihn aber nur ald acciventelle Urſache auf, was frei- 
ih Th. Waitz ein bedenkliches Zugeftändniß von Seiten ber Vertheidiger ber 
Bahlfreiheit nennt. Unferes Erachtens ift es aber noch eine offene Frage, wie fid 
die Willensfreiheit zur ftatiftifchen Gefegmäßigfeit verhält. Dies ift auch für bie 
politiſchen und hiſtoriſchen Wiffenfhaften ein Punkt von allergrößter Bedeutung. 
Hoffentlich wirken die ftatiftifhen Unterfuhungen als Yerment für die Philofophen, 
Theologen und Politiker noch ferner). Ein befonders wichtiger Punkt wird dabei 
die Unterfudung des Begrifjs Urſache bleiben (f. unten III. A). Meiftens find 
wir geneigt, eine ber mitwirfenden Bedingungen, welde uns. die wefentliche zu 
fein ſcheint, die Urſache einer Erfheinung zu nennen. Allein logiſch richtig ift es 
wohl, mit Mill u. U. zu fagen, die Urſache einer Erſcheinung befteht in der Ber» 
einigung ihrer Bedingungen oder in ber Summe von pofitiven und negati« 
ven Bedingungen, aus dem Ganzen von Ereigniffen jeder Art, denen die Wirkung 
unveränderlich folgt, wenn fie realifirt werben. Bei diefer Auffaffung gewinnen auch 
die ſtatiſtiſch nachweisbaren Urſachen ihre ihnen nicht felten abgeftrittene Bedeu— 
tung (3. B. Jahreszeit, Temperatur u. f. w. in ihrem Einfluß auf die Kriminals 
frequenz) 59). 

Quotelet bat für feine Zeit feinen Fachgenoſſen nicht viel zu thun übrig 
gelaffen. Die Hauptfache blieb die Anwendung der wenn von ihm nicht allein 
gefundenen, fo doch befonders ausgebildeten Methoden und die weitere, feinere Aus» 
bildung biefer Methoven. Zunächſt find es vorzugsweife Franzoſen, welde in 
ähnlicher Weife, mehr oder weniger von Qudtelet beeinflußt, jedoch, wie erwähnt, 
zum Theil auch unabhängig von ihm in derfelben Richtung ftatiftifhe Studien be» 
treiben. Man bat daher wohl von einer franzöfifhgen Schule im Gegenfak zur 
deutſchen, oder aud von einer mathbematifhen Schule, von einer Schule der 
Zahlenftatiftif gefprochen. Keiner der Ausdrücke ift befonders paffend, weil nicht 
auf das Wefentlihe der Nachdruck gelegt wird. Das Rechnen, die arithmetifchen 
Operationen find nicht die Hauptſache, fondern bloßes Beiwerk, in welche man das 
Weſen einer Wiſſenſchaft nicht allein legen fann. Einen mathematifhen Charakter 
hat die neuere Statiftif durchaus nicht, im Gegentheil find fih das mathematifche 
und das ftatiftifche Verfahren, wie Rümelin richtig hervorhebt, geradezu entgegen- 


— 


*) Dgl. die beiden Gutachten der Brüſſeler Alademiker van Meenen und P. de Deder 
über Qu.’ Arbeiten, Me&m, de l’acad. de Belg. t. XXI, Drobifd a. a. D., Wappäus 
1,443 ff. U. Bagner Gefepmäßigt. I, 42 ff., 63 ff., 79, 11, 292 ff., Mitt, Logik, rı, 
But 6, Log. d. Geiſteswiſſ. Bol. auch die am meine felbftmordsftatiftifchen Unterfuchungen 
anfnüpfenden Grörterungen von Helferich in Gött. Gel. Anz. 1865 S. 501-506, dann 
Dildebrand's Jabrb. 1865 Bd. 1 ©. 287 ff., von 2. Neumann in der öflerr. Viertel⸗ 
jahrſcht. ſ. Nechtes und Staatewifl. Bd. 16, 1866 ©. 41 ff., und in der Erlang. Zeitſchr. 
'. Proteft. 1865 S. 199— 238, (von Krank) fepteres wohl die umfaffendfte und vom theolos 
giſchen Standvunkt aus — philoſophiſche Erörterung der erwaähnten Principienfragen. 
Mill, Logit 1, 394, Wagner in d. Tüb. Zeüſcht. 1865 ©. 287 ff., Erlang. 
Zeitſcht. a. a. D. S. 226 ff., 229, wo die Mill entgegengeſetzte Auffaffung vertreten wird, 
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gefegt. Die Zahl fpielt eine bedeutende Rolle in dieſer Statiftif, aber auch fie if. 
nicht dad Wefentliche, fondern nur das Mittel zur möglihft genauen Beftimmung 
der Quantitätsverhältniffe, welche dieſe Statiftifer feftzufegen fuchen. Unge— 
fähre DQuantitätsbeftimmungen find nicht ausgeichloffen, wo man Feine befferen hat. 
Dustelet ift fih deflen bewußt, Dufan und Morean de Jonnds gehen in 
ihrem ausſchließlichen Verlangen nah Zahlendaten zu weit, wenn auch ber Borzug 
folher Daten nicht beftritten wird. Da fünnte man noch eher mit einigen Neue: 
ren von einer Schule fprechen, welche in der Statiftif die Wiffenfhaft der Quan⸗ 
titäten ſieht. Am beften wird die neuere Richtung eben als die ftatiftifche bezeid- 
net, ein Wort, welches feine Zweideutigkeit involvfrt, fobald man der Achenwall⸗ 
hen Statiſtik ven paflenderen Namen Staatsfunde giebt. Unter den von Mohl, 
Jonak u. 9. als Zahlenftatiftifern zufammengeftellten Statiftifern herrſcht Teines- 
wegs eine folhe Gleichheit der Auffaffung, daß man fie als Eine Schule bezeid- 
nen könnte. 

Wir Iegen das Hauptgewicht auf die principielle Webereinftimmung mit 
Ductelet in Betreff der Aufgabe, der Methode und des Objekts der Statiftil ®), 
Dana ſteht Cournot (1843) ihm am nädften; Dufau (1840) weit in 
Betreff des Objefts ab, indem er tie Statiftif auf die den Menſchen betreffenden 
Thatſachen beſchränken will; Guerry (1834, 1865) ſtimmt zwar im Wefentlichen 
mit Dufau überein, will jedoch einen befonderen Theil der Statiftif unter dem 
Namen analytifhe Statiftit ausſcheiden, in welcher dann das Gefet der Entwidlung 
und das gegenfeitige Abhängigfeitsverhältnig der beobachteten Phänomene abge: 
leitet, die Auffuhung der weiteren Erklärung anderen Wiffenfchaften zugemiefen 
werben fol; Moreau de Jonnds (befonvers 1847), gewöhnlich mit ven Borigen 
zufammengeftellt, ſteht nicht auf ihrer Höhe, will von Moralftatiftit noch nichts 
bören, betont die Ziffermäßigfeit der Daten zu ausfhlieflih und weiß trog feiner 
Zahleneraftheit die Aufgabe ver Statiftit neh nidt in Quételet's Weile zu 
faffen. Bei jenen Anderen ift die Statiftif eine inbuftive Beobachtungswiſſenſchaft, 
in welder man, wie Dufau am klarſten ausgefprohen hat, vom Grundſatz ber 
Kaufalität und allgemeinen Geſetzmäßigkelt auch in der fogenannten moralifchen 
Weltorbnung ausgeht, bei Moreau ift die Auffaffung noch nicht entwidelt. Die 
befte Auseinanderfegung über Theorie und Methode der neueren Statiſtik rührt 
von Dufau ber, welcher wenigftens den meiften Statiſtikern nach dem motto 
artigen Titel feiner Schrift befannt ift (Abhandlung fiber Statiftit oder Theorie 
des Stubiums der Gefete, nach welchen fich die gefellfchaftlihen Thatſachen ent: 
wideln) 6), Die Beſchränkung der Statiftif auf die menfchliche Gefellihaft kann 
vollends angefichts zweier fo entwidelter Zweige der Statiftit, wie ver Witterungs⸗ 
ftatiftif (Meteorologie) und der mebicinifchen Statiftif, nicht mehr motivirt mer 
den. Die Dove, Maury, Kämtz, Mühry u. A. die Boudin, Marc V’Espine, 
Defterlen gehören fiher zu ben erften ftatiftifchen Namen. 

Die Engländer haben im Ganzen bie franzöſiſche Auffaffung aboptir, 
übrigens bei aller Anerfennung ihrer eminenten praftifch-fatiftiichen Arbeiten — 
von Farr, Neifon, Toofe u. m. a. — doch in die Entwidlung der neueren 


* 


Wagner über Guerry in d. Tüb Zeitſchr. Bd. 21 S. 273—291 

s1) Dufau’a neuefte Schrift de Ja methode d’observation dans son applic. aux sch 
ences mor. et polit. Par. 1865, in welcher dieie Kragen mieder aufgenommen und die flatiftiiche 
Methode verallgemeinert worden, fommt mir erſt bei der Korreftur au Geficht. 


60) Dal. die Schriften von Mohl, Knies, Jonak, Heuſchling, Fallati a. a. D, 
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Statiſtil nicht fo tief eingegriffen als die Franzoſen und mit Engel und Waps 
päus aud bie Deutſchen. Die Eigenthümlichkeiten des britifchen Staatswefens, 
in welhem es noch jet an der Einheitlichleit der amtlichen Statiftif bedauerlich 
fehlt, find darauf nicht ohne Einwirkung geweſen 62). Indirekt haben nenerbings 
Mill und Budle, jener befonders durch feine Logik, übrigens einen bedeutenden 
Einfluß auf die Statiftit ausgeübt und die Verbreitung der Qustelet'ſchen Auf- 
faffung fehr beförbert. 

Unter den Deutfhen finden fih Anflänge an die Quételerſche Rich— 
tung fhon in den 30er Jahren, felbft bei Rotted, Wörln. A. Eine der beveutend- 
Ren Abhandlungen ver deutſchen ftatiftifchen Literatur von einem Anonymus fteht 
ſchon 1838 in der Hauptfadhe auf dem neueren Standpunkte 6). Spätere focial- 
Ratiftifche Arbeiten von Bernoulli (1840), dem Defterreicher Hain (1852) 
gehören ebenfalls in biefe Kategorie. Auch die umfaffenpfte nemere Theorie der 
Statiftit, L. Stein's Syſtem der Statiftit (1852), fcheint uns, wenn man ben 
Keen aus der ſchwerfälligen dialektiſchen Entwidlung herauszuldfen fucht, im der 
Hauptfache die Qué6t ele 'ſche Auffaflung wenigftens in dem Theile, welden 
Stein die Statiftif der Wiffenfhaft nennt, zu vertreten. Hier follen „bie 
gegebenen Zuftände und Thatfachen ala Erfcheinungen allgemeiner und organiſcher 
Geſetze betrachtet werben" 6%), — eine glüdfiche Faſſung der eigentlichen Anfgabe, 
zu beren Pöfung Stein dann auch mit feiner bialektiihen Schärfe ven Weg gut 
bezeichnet, wenigftens für den, welcher fi) von ber Form der Darftellung nicht 
abſchrecken läßt und nicht, wie Mohl etwas zu hart vorwirft, an ber Auffin- 
dung neuer Gedanken und Gefichtspunfte bei Stein verzweifelt, weil fo mande 
ſchwere Wortfügung nur Altes und Belanntes zum Inhalt hat. Da Knies und 
Rämelin, welche bisher vornehmlich die Trennung der fogenannten Statiſtik 
in zwei Difciplinen befürwortet haben, im Wefentlihen auf Dustelet’s Stand» 
punkte ſtehen, ift felbftverftändlich 65). Dagegen fchliekt ib Wappäus feinem 
ausdrücklichen Ausfpruche nah der Mohlfihen Berurtbeilung der Rnies’fchen 
Tendenzen vollftändig an, glaubt, daß der Achenwall'ſche Begriff der Statiftif 
ein völlig korrekter fei, an welchen aud noch heutigen Tages die wiſſenſchaftliche 
Statiftit anzufnüpfen habe, wenn fie den Charakter einer Wiſſenſchaft nicht völlig 
verlieren wolle, und hält es für nothwendig und möglich, die Forfhungen und bie 
Methode Ductelet’8 unter den Ahenwallihen Begriff der Statiftit zu 
fubfumiren 66). Wir vermögen uns hierin dem ausgezeichneten GStatiftifer nicht 
emufhliegen und möchten die Möglichleit der Subfumtion bezweifeln. Wie 
dem aber auch fei, Wappäus ift jedenfalls derjenige, welcher durch fein Epoche 
machendes Werk über Bevölkerungsſiatiſtik mit am meiften zur Einbürgerung und 
weiteren Ausbildung der Dustelet’ihen Richtung in Deutſchland beigetragen hat. 
Die Verwerthung foftematifher Maſſenbeobachtungen für die Auffinbung des 
Ranfalverhältniffes und ber Gefege der Bevölkerungserſcheinungen ift in dieſem 
Berte umfaffender, methobifher und erfolgreiher als in irgend einem anderen 

erfe vorgenommen worden. 





62) Rechenſchaftaber. über d. ftatift. Konar. in Berlin, 1865. II, 641. 

63) Deutiche DVierteljahrichr. 1838 N. IV. Mit Unrecht, fcheint uns, vindicirt Jonal 
diefer Schrift eine vermittelnde Stellung, wie etma die von Kallati. Mobil It, 657 müßte 
fie fonfequenter Weife eher befehden, ala loben, würdigt fie aber richtig. 

6) Stein Staatäwifl. I, 77. 

Knies a. a. D., Rümelin in d. Tüb. Zeitihr. f. Staatswill.. Br. 19 (1863) 
S. 653—696. 
%, Wappäus Bevölterungsftat. II, 552. 
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Leider hatten die Deutihen es ihrer Zeit verfäumt, in Süß milch'cher 
Richtung weiter zu arbeiten. So konnten uns die Belgier und Franzoſen bie 
Palme abringen und uns überflügeln. Indeſſen ift glüdlicher Weife ihr großer 
Borfprung neuerdings wieder von uns nachgeholt und durch Engels bahn- 
brechende, geniale Leiftungen das Ausland im Ganzen vielleicht bereits überholt 
worden. Engel bat zunädft durd feine amtlihe Wirkſamkeit als Chef ba 
Dresdener und Berliner ftatiftifhen Bureaus auf die Entwidlung der officiellen 
Statiftit, daher namentlih auf die Methodik und den Umfang der ſyſtematiſchen 
Maſſenbeobachtungen über Gefelihaftszuftände im Ganzen nod größeren Einfluf 
erlangt, als feine Vorgänger in Preußen, bie I. ©. Soffmann und Die: 
terici, als Ezörnig und Fider in Defterreih, Hermann in Baiem 
u. Am. Wichtiger noh find Engel’s Leiftungen auf dem eigentlich wiſſenſchaft 
lichen Gebiete, nämlih in der Verwerthung bes Beobachtungsſtoffes für die Auf: 
findung der Kauſalverhältniſſe. Engel fieht in,der Statiftit nicht blos bie vor- 
zugsweife auf Zahlengrundlagen geftügte Darftellung ver gefammten Berhältuifie 
des Staate- und Volkslebens, fondern die Wiſſenſchaft, welche das eben der 
Völker und Staaten und ihre Beftandtheile in ihren Erfcheinungen zu beobachten, 
arithmetiſch aufzufaffen und deren Kaufalzufammenhaog analytifh darzulegen hat, 
Er bält vaber niht, wie die Achenwall'ſchen Statiftifer, eine bloße Umſchrei⸗ 
bung der Zahlenergebniffe der Tabellen für genügend, fondern will verſuchen, 
bie zeitlih und räumlich wahrnehmbaren Berfchievenheiten zu deuten und ihre 
wahrfcheinlihen Urfachen zu ergründen, zu welchem Zwed er die naturwiſſenſchaft 
lichen Methoden der induftiven Operation in höchſt fharffinniger Weife anwendet). 
Das ift der unferes Erachtens allein richtige Standpunkt in diefer neueren Qué— 
te let'ſchen Statiftif, welhen Engel in allen feinen Arbeiten thalſächlich vertreten 
bat, obgleich er im Laufe der Zeit in der Beftimmung bes Begriffs und der Auf: 
gabe der Statiftif formell nit immer ganz in derſelben Weile verfahren ift 9). 
Wenn er, wie in ben obigen und nod in einer feiner neneften Begriffäbeftim- 
mungen, zwifhen Schilderung und Beſchreibung einer- und Darkgung und Er: 
Härung bes Kaufalverhältniffes andererfeits unterfcheidet und beide Aufgaben ber 
Statiftit vindicirt 69), fo wird damit allerdings, gerade fo wie e8 auch von Heuſch— 
ling geſchieht 7%, formell vie von Anderen befürwortete Trennung ber foge- 
Statiftil in zwei Difciplinen abgelehnt, materiell aber doch vollzogen. Engel 
unterfcheidet auch nicht unpaffend zwiichen Statiftil im engeren und weiteren Sinne 
und befchränft nur die erftere auf das Gebiet menſchlicher Gemeinfchaften und 
ihrer Einrihtungen. Er betrachtet die Statiftif einmal als felbftändige Wiflen: 
ichaft, andererfeits als eine Methode (wenigftens für jest noch) im Dienft aller 
anderen Wiffenfhaften, namentlid auch der Naturmiffenfchaften. Neben der Er 
fennung und Beobachtung der Thatfahen, der Aufzeichnung oder Regiftrirung, der 
Klaffififation und Sammlung der Beobachtungen — gewiflermaßen der mechaniſche 


67) Engel, d. Beweg. d. Bevölk. in Sachſen, Dresden 1852, Vorw., Wagner, Geich 
mäßiaf. I, 70, 11, 82 ff. 

68) Neben der ehen genannten, metbodoloniich befonders wichtinen Arbeit kommen namentlid 
feine zahfretchen Artikel in der Zeitichrift des ſächſ. und preuß. flatift. Bureau in Bekracht, val. 
bei. in fegterer Br. 1 (1860) über Organtiation der amtlichen Statiftit, Bd. 2 über Bolt 
aäblungen, Bd. 3 Gtatiftif im Dienft der Dermaltung, Bd. 4 das ftatift. Seminar d. preuf. 
Bur. (auch felbftändig erſchienen, Berl. 1864). 

69, Engel, ftat. Sem. ©. 27. 

70, Heuschling bibl. stat, de l’Allem, p. 8. 
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und kritiſche Theil der Arbeiten des Statiſtilers — handelt es fi bann um bie 
Erklärung der Haffifichrten Beobachtungen, die Kaufalitätsnachweifung und Er- 
mittlung der Regeln und Gefege in den beobachteten Erfheinungen und bie Ber- 
gleihung der Beobachtungen in Raum und Zeit 71), Mit diefer Beftimmung ver 
Aufgabe der Statiftit fteht Engel doch gen auf Quételet'ſchem Standpunkte. 
In ſeinen zahlreichen geiſtvollen Arbeiten iſt die neuere Idee der Statiſtik im 
Ganzen wohl am ſchönſten und gelungenſten zum Ausdrucke gekommen. 

E. Die Entwidlung der amtlichen Statiſtik ale Syſtem 
metbodifher Maſſenbeobachtungen der Menſchheit und ge: 
wiſſer Raturphänomene ſeit dem Anfang des 19. Jahr— 
bhanderts. Die ſoeben geſchilderte Entwicklung der wiſſenſchaftlichen Statiftit 
wurde weſentlich durch die Entwicklung der amtlichen Statiſtik beeinflußt, während 
ver Gang der Wiſſenſchaft ſeit Quételet dann auch wieder auf die amtliche 
Statiſtik erheblich einwirkte. Die letztere wurbe im Laufe diefes Iahrhunderts mehr 
und mehr zu einem umfaffenden Syftem methodifher Maffen-' 
beobahtumgen über die verfchiedenften periobifhen, namentlich der menſch⸗ 
lichen Geſellſchaft angehörigen Erfcheinungen.” Diefe Beobachtungen wurben, zum 
Theil fortlaufend, von eigens dazu gegründeten GStaatsanftalten und Behbrden, 
wahren Obſervatorien ober ſogenannten ftatiftifchen Bureau’s, angeftellt, und 
ihre Ergebniffe, je mehr das Princip der Deffentlichkeit in den Staatsverhältniffen 
der civiliſtrten Staaten zur Herrfchaft gelangte, wurben regelmäßig publicirt. Man 
müpfte mit dieſer Entwicklung an die früher befprodenen ftatiftifchen Aufnahmen 
an, Dod trugen befondere Momente im Stantsleben feit dem Ende des 18. Jahr: 
hunderts dazu bei, bie Wichtigkeit diefer Aufnahmen zu erhöhen. Das Spftem 
des politiſchen Gleichgewichts ließ die Regieyungen die eigenen und fremden Staats- 
käfte, befonders vie wirthſchaftlichen Meflourcen, aufmerkſam beobachten. Das 
Suflem des aufgeflärten Despotismus, der Drang nah größerer Gentralifation 
der Regierungstbätigfeit, die Allverwaltungsfucht der Bureaufratie fetten zu ihrer 
praltiſchen Berwirklihung das Vorhandenſein des mannigfaltigften Beobachtungs⸗ 
material8 über Staatszuftände geradezu voraus. Das immer widhtiger werdende 
Militär- und Finanzweſen ließ fi ohne ſolche Unterlagen um fo weniger orga- 
aiftten, da doch Fein Staat unter dem Einfluß der humanen Anfhauungen ber 
Zeit mehr umbin konnte, die geforberten Opfer wenigſtens möglichft gerecht zu. 
vertbeilen. Die wirthfchaftliche Entwidlung ber Völker und, das Anfblühen ber 
volitiſchen Oekonomie veranlaften ähnliche Recherchen über Staatszuftände und 
legten die ganz befondere Beachtung der materiellen Faltoren, melde fih am 
beten durch Zahlen ausdrücken ließen, nahe. Die Ziffer fpielt von nun an eine 
immer größere Rolle in der amtlihen Statiftif. 

So führten denn ſchon die erften Jahre des 19. Jahrhunderts unter ber 
einſlußreichen Initiative Frankreichs und Napoleon’8 zu Anfängen einer eigent- 
lichen Organifation der amtlichen Statifti. Es wurden befondere Behoͤrden 
damit beauftragt oder eigentliche ſtatiſtiſche Bureaus dafür gegründet, das bei ben 
Bermaltungsbehörben zufammentommende, auf die thatfächlichen Berhältniffe im 
Bolls- und Staatsleben bezügliche Material zu fammeln und überfihtlih zufammen 
zu flellen, oder dieſe Bureaus wurden auch ermächtigt, mit oder ohne bie Ber 
nittiung ber Verwaltungsbehörden Aufnahmen über gewiffe bedeutſame Berhält- 





NEngel, flat. Semin. ©. 28. 
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niffe des Staatslebens amzuftellen. Das franzöfiihe, von Lucien Bonaparte im 
Jahr 1800 errichtete Bureau entfaltete eine große Thätigkeit; ber erſte Konſul 
empfand bei der Neugeftaltung der Berwaltung nad dem 18. Brumaire felbft das 
lebhafte Bedürfniß nah umfaffenden ftatiftiichen Erhebungen als Grundlage einer 
georbneten Verwaltung, wie dies fein berühmt gewordener Sat ausbrüdt: la 
statistique est le budget des choses, et sans budget point de salut public. Das 
große Werk ver Generalftatiftit Frankreichs erſchien (1806). Allein dem Katjer wurde 
bald unbequem, was ber Konful eingerichtet, die Statiftit mußte Tendenzzweden 
bienen, bald murbe bie Veröffentlihung befhränft, dann trat ſchon unter dem 
Empire ein Stillftand in der Thätigkeit des ftatiftiichen Bureau’s ein, und unter 
der Reftauration wurbe dasſelbe, troß verfchiedener Verfuche, es zu ermenern, nict 
wieder ins Leben gerufen. In jenen Kriegszeiten waren topographiiche Aufnahmen 
beſonders wichtig, welche denn auch eine der Hauptaufgaben der damaligen Br- 
reaug waren. In den napoleoniſchen Bafallenftaaten beftanden ähnliche topogra 
phiſch⸗ſtatiſtiſche Bureaux, fo in Baiern feit 1801 auf Anregung des Generals 
Raglovih (feit 1813 zu einem geheimen ftatiftifhen Bureau umgewandelt), in 
Meftphalen feit 1809, in Italien unter Gioja 1803—9. In Defterreicdh wurd: 
im Jahr 1810 eine folde Anftalt mit dem Gtaatsrath vereinigt, welche aber 
nichts veröffentlichen durfte. In Rußland errichtete Alerander I. im Jahr 1802 
ein ftatiftifches Centralbureau. Ein topographifch-ftatiftifches Bureau, das in Preußen 
im Jahr 1805 gegründet worden, wurde im Jahr 1808 und 1810 als ſtatiſtiſch 
Anftalt, mit dem Direftor 3. G. Hoffmann an der Spike, neugeftaltet. In 
deſſen waren Kriegsjahre zu ftatiftiichen Recherchen wenig geeianet. Das Bold 
zählungsmwefen war auf dem Kontinente noch fehr mangelbaft. Die Bolkszählungen 
fanden feltener, unregelmäßiger ftatt und waren unzuverläffiger als theilmeife ſchon 
im 18. Jahrhundert. Daher bat man aus ver Zeit von 1815 fo wenig geni- 
gendes ftatiftiiches Material. Die franzöfifhen Zählungen vor 1801 und 1806 
waren nicht vollftändig. Dagegen batiren aus biefer Periode ſchon bie großen 
Genfusarbeiten in ven Vereinigten Staaten von Norbamerifa (feit 1790) und in 
England (feit 1801), welche von da an regelmäßig alle 10 Jahre vorgenommen 
worben find. 

Nah definitiv hergeftelltem Frieden führten die Bedürfniſſe der zu reorgani 
firenden Verwaltung faft überall in Europa zu umfaffenderen ftatiftifhen Oper 
tionen. Die Einrihtung von Sandesvertretungen rief ebenfalls ein tiefere Br 
dürfniß nad) Kenntnißnahme ver Landesverhältniſſe hervor. Zugleib war bie land⸗ 
ftändifche Berfaffungsform einer größeren Deffentlichteit in Staatsangelegenbeiten 
günſtig. Wurden auch nicht fofort überall eigentliche, mehr oder meniger felbftän 
bige ftatiftifche Bureaus gegründet, fo wurden doch Departements einzelner Ber 
waltungszweige mit flatiftifchen Arbeiten betraut. Selbſt im denjenigen Staaten, 
in, welchen das abfolute Regime beftehen blieb und eine der Deffentlichkeit abhelde 
reaftionäre Bolitif zur Herrfchaft fam (Defterreih, Preußen), wurden bod man 
cherlei ftatiftiiche Recherchen angeftellt, wenn audy deren Refultate nur zum Hleinften 
Theil an die Deffentlichfeit gelangten. Die Iulirevolution von 1830 Täuterte in 
befien hier doch die Anſichten ſchon ein wenig. In dem 30er und AOer Jahren 
nahmen fih bie Regierungen immer emfiger der Statiſtik an, beglinftigten bie 
Bildung halbamtlicher ſtatiſtiſcher Vereine, murben der Publtcität gemeigter und 
folgten dem Beifpiel Belgiens. Die Ietten Bedenken, namentlich in Betreff der 
Bublicität der Ergebniffe, bat jedoch erft die immerhin fo manches Vorurtheil wer: 
fegende Bewegung von 1848 befeitigt. Alsdann wirkten bie ſtatiſtiſchen Kongreffe 
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höchſt anregend ein. So entfteht denn im Laufe des legten Jahrzehnts eine fehr 
emfige Thätigleit auf dem Gebiet der amtlichen Statiſtik. 

Um die wichtigfte Operation, die Volkszählungen, hervorzuheben, fo wurde 
in Deutfhland im Jahr 1816 unter der Anregung des Bundes zum Zwed ver 
Hegelung der Militärverhältnifle eine allgemeine Volkszählung veranftaltet. Meh— 
rere Staaten, namentlich Preußen (bis 1822 alle Jahre, ſeitdem alle 3 Jahre) 
haben von da an regelmäßig in gemwifien Perioden Zählungen vorgenommen. Im 
größten Theil von Deutfhland bat die Bildung des Zollvereins feit dem Jahr 
1834 zu periobifches dreijährigen Zählungen (die legte am 3. Dec. 1864) geführt. 
In Defterreih fanden feit 1818 partielle Zählungen ftatt, welche fich aber auf 
vie ungarifhen Länder nicht mit erftredten, oder doch hier ganz unzuverläffig waren. 
Die erfte und bis jegt einzige eigentliche Zählung im ganzen Kaiferftaate erfolgte 
im Jahr 1857. In Frankreih wurde 1821 und 1831 und ſeitdem regelmäßig 
alle 5 Jahre, ebenſo in Schweven alle 5 Jahre (zulegt 1865), in Belgien feit ver 
epohemachenven Zählung von 1846 alle 10 Jahre, vefgleichen in Großbritannien 
(auh inkl. Irland feit 1821), Norwegen (feit 1815), Dänemark (zulegt 1855), 
Holland, Sardinien (in weh felnden Perioden feit 1819, dann 1838, 1848, 
1857, 1862), in der Schweiz (ſeit 1850) gezählt. In den übrigen Staaten 
Europa’3 find die Zählungen aus der Zeit vor 1850 nod fehr unzuverläffig, 
jelten und unperiodiſch. 

Das preußiſche ftatiftifhe Bureau hat unter Dieterici (1846—59) 
\hon jelbft mehr hervortreten dürfen und feit 1848 größere Publikationen ge— 
macht. Bis. dahin erjchienen die meiften Arbeiten als quafiprivate unter den 
Namen feiner Chefs. Einen großartigen Aufſchwung hat die amtlide Gtatiftit 
Preußens feit 1860 unter Engel genommen. Mande preußifhe Einrichtungen 
find feitvem das in anderen Staaten nachgeahmte Mufter geworben, wie es vie 
beigifhen feit lange find. In Defterreich wurde im Jahr 1828 ein eigentliches 
Katiftifches Bureau errichtet und ver oberften Rehnungs- und Kontrolbehörbe atta= 
birt, das aber noch aufs Ängftlichfte Geheimnig hüten mußte. Seit 1840 heißt es 
Direktion der adminiftrativen Statiftil; es ftand bis vor Kurzem unter Ezörnig, 
welher ſeit 1842 mit größeren Publikationen beginnen durfte (jevoh mit Aus- 
nahme der Finanztabellen, welde bis 1848 -auf das ftrengfte geheim gehalten 
wurden). In Baiern bat das Übrigens nicht fo felbftändig ald in andern Län» 
tern daftehende Bureau unter Hermann feit den 40er Jahren Vieles veröffent- 
lit. Das würtemberger ftatiftijch-topographijche Bureau unter Mem minger 
hatte bis 1840 wie das preußifche eine mehr verdedte Stellung. In Sadjen 
ging aus dem halbamtlichen ftatiftifchen Verein und Gentralfomite von 1831 fpäter 
ein eigentliches ftatiftiiches Bureau hervor, das Engel ebenfalls zur Blüthe brachte. 
Hannover befigt ein folches erft feit 1848. Außerdem beftehen gegenwärtig ftati- 
fiihe Bureaus und ähnliche Anftalten in Baden (feit Anfang ver 1850er Jahre, 
lelbftänbig geftellt feit 1866), Kurheſſen (ftatiftifche, in ihrer Thätigkeit fehr befchräntte 
Kommiffion feit 1851), Medlenburg- Schwerin (feit 1851), Braunfhmeig 
1858), Didenburg (1855), Hejfen-Darmftapt (1861), ein thüringi— 
ſches Bureau in Iena für Weimar, Altenburg, beive Schwarzburg, Neuß (1862), 
in ven Hanfeftäpten fungiren vortrefflihe handelsftatiftifche Bureau’s feit Ende 
der 40er und Anfang der 50er Jahre. In Bremen, Lübeck und Frankfurt gefchieht 
auch ſonſt menerbings für Statiftif Manches, Uebrigens foncentrirt ſich faſt nir«- 
gende in Deutſchland die ftatiftifche Thätigkeit allein auf dieſe Bureaus, beren 
Birkungstreis außerdem ein mannigfach verfchiedener ift. Die einzelnen Berwal« 
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tungsdepartements haben nicht felten noch beſondere ftatiftifhe Sektionen und ver« 
öffentlichen wohl Beobachtungen oder Ueberfichten über vie Ergebniffe im Gebiete 
ihres Wirkungskreiſes und ihrer Thätigfeit noch apart. Dies gilt 3. B. von ben 
hanvelsftatiftiihen Tabellen, von den Berichten über Poſt-, Eifenbahn-, Telegra- 
phen-, Münzwejen u. a. m., über die Juftizpflege (3. B. in Baden, die älteften 
deutſchen Juftiztabellen feit 1829, Preußen, Baiern, Hannover), über bie finan- 
zen und das Staatsfchuldenweien, über welches wohl verfafjungsmäßige Kontrol- 
förper Berichte publiciren müfjen. Auch in denjenigen deutſchen Staaten, in 
welchen feine ftatiftifhen Bureaus beftehen, werben doch manche ftatiftifhe Ma— 
terialien angefammelt und veröffentlicht. Leider fehlt eine Organifation der amt 
lihen Statiftif ganz Deutſchlands faft vollftändig. Der Bund als folcher leiſtet 
aud hier nichts. Der Zollverein hat nur gemeinfame, gleichzeitige, übrigens von 
jedem Staate für fih und nad verfdiedenen Principien vorgenommene Zäh— 
lungen, eine ungenügende Handelsftatiftif und Statiftif der NRübenzuder- um 
Branntweinfabritation refp. Befteuerung. Mitunter find mit der Volkszählung aud 
—— ſtatiſtiſche Operationen verbunden worden, ſo 1861 eine Aufnahme der 
ewerbe. 

Auch in anderen europäiſchen Staaten iſt es nicht immer gleich zur Grün— 
dung eigener ſtatiſtiſcher Bureaus gekommen. In Großbritannien befteht nod 
jest fein eigentlihes Gentralbureau, doch wird in Folge des parlamentarifchen Re 
gime’s und der vollften Anerfennung des Princips der Publicität eine große Maſſe 
Beobachtungsſtoff angefammelt und in den Blaubüchern veröffentlicht. Newerbings 
beginnt man mit der Zufammenftellung kurzer ftatiftifher ARefume’s, da der Gtefi 
in den Foltanten der Blaubücher nicht mehr zu bewältigen ift. Die ſtatiſtiſche Ab- 
theilung des Handelsamts (1832) liefert die trefflihen, fo raſch erſcheinenden, be 
halb fo großen praftifhen Werth befigenden Ueberfihten der Handelsbemegung, bie 
tables of the revenue, population u. j. w., dad ©eneralregifteramt die Tabellen 
über die Bewegung der Bevölkerung nad) den Eivilftandsregiftern, es ftellt and 
pie Genfusergebnifje zufammen. In Frankreich fehlte zwar unter den Bourbont 
bis 1830 ein ftatiftifches Gentralbureau, aber ed erſchienen die Ueberſichten ver 
Hanvelsbewegung (feit 1816), die Berichte des Kriegsminifteriums über bie Ergeb 
niffe der Retrutirung (feit 1818) und feit 1826 vie Haffifhen, von Guerry de 
Champneuf eingeführten jährlihen comptes de l’administration de la justice 
eriminelle, dann aud) der justice civile et commerciale, Arbeiten, an welde ſich 
Quételhet's und Guerry's Forfhungen vorzugsweife anſchloſſen. Nad ber 
Julivevolution wurde Thiers, angeregt von den englifhen Publikationen, alt 
Handeldminifter der Gründer des generalftatiftiihen Bureaus (1834), welches an 
fangs unter Moreau de Jonnds, gegenwärtig unter Legoit fteht und, In 
feiner Thätigkeit durch die Februarrevolution und den Staatsftreih vom 2. De 
cember wenig geftört, auf allen Gebieten des Staats, der Gefſellſchaft, der Volle 
wirthſchaft viel geleiftet hat. Holland und Belgien hatten ſchon vor der Trem 
nung ein ftatiftifches Bureau (1826), weldes den Cenfus von 1829 leitete. In 
dem jungen Königreich Belgien wurbe ſehr bald (1831) ein ftatiftifches Central 
bureau gegründet, das fpäter (1841) in eine ftatiftifche Gentraltommil 
ſion, deren Präſident Quételet, veren Gefretär Heuſchling ift, überging 
Durch feine ausgezeichneten praktiſch-ſtatiſtiſchen Leiſtungen, feinen Muſtercenſus 
von 1846, durch die eben berührte eigenthümliche Organiſation der Statiſtik und 
fo hervorragende Männer, wie die beiden eben genannten, wie Viſchers, Duc 
petiaur u. 9. ift Belgien das leuchtende Borbild für die Einrichtung, Ansfüh 
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rung und Behandlung der Statiftif in der Gegenwart geworben. Auch Holland 
entfaltete memerdings unter Baumbauer große Thätigkeit im Gebiet der Sta- 
tiftit, obgleich e8 exft im Jahr 1848 flatiftifche Bureaus erhielt. Schweden hat 
jenen alten ftatiftiihen Ruhm zu bewahren gewußt und erfreut fi unter Berg 
einer großen Entwidlung. Werner befigen Bureaus Norwegen, Dänemart 
(fit 1834, bis vor Kurzem unter dem verbienten David), in Rußland fft 
die abminiftrative Statiftit durch die Errichtung des ftatiftifhen Komite's im Mir 
nifterium des Innern (1852) und des aus zwei Geftionen beftehenden Gentral- 
tomite'8 (1858) reorganifirt und wird dafelbft die Statiſtik unter der Direftion 
Seménoff's gegenwärtig mit großem Eifer gepflegt und zur Unterftügung der 
gewaltigen Reformen Aleranders II. benügt, wenn aud an den koloſſalen Dimen- 
fionen des Reichs, der niedrigen Bildung der dünn gefäten Bevölkerung und dem Mangel 
an gutem Willen bei den Verwaltungsorganen oft die beften Abfihten noch fcheitern. 
Die Schweiz befigt ein bundesftatiftifches Bureau feit 1860, Kantonalbureaus be- 
ftehen in Bern und Laufanne. In den italienijhen Staaten, Sardinien, beide 
Sicilien, Toskana, Parma eriftirten ftatiftifche Behörden feit kürzer oder länger in wech⸗ 
ſelnder Thätigkeit, je nad) der herrſchenden Politik, nach welder auch die Publikationen 
wechſelten. Das Florentiner Bureau (feit 1848) hat manches Gute veröffentlicht. Im 
neuen Königreich Italien ift eine Generaldirektion der Gtatiftit, die bereits eine 
umfaflende Thätigkeit, befonders für den Genfus von 1862, entfaltet hat, ge- 
gründet worden. In Spanien und in Portugal ift die abminiftrative Statiftit 
unter Anregung der ftatiftiihen Kongrefje neuerdings (1856, 1859) reorganiftrt, 
wodurch langjährige Bernadläffigung gut gemadht wurde. Selbſt Griechenland 
hatte, wenigftens eine Zeit lang (von 1834 an), ein flatiftiihes Bureau, Ru« 
mänten (die Donaufürftenthümer Moldau und Walachei) befigen feit 1859 ein 
ſolches Serbien feit 1862 eine ſtatiſtiſche Sektion (im Finanzminifterium) und 
fogar die Türkei hat Behörden, welde mit ftatiftiihen Aufnahmen und Anfamm- 
lungen betraut find, und ein Bureau im Finanzminiſterium, von weldem aber 
nichts publicirt wird. Es fehlt auf diefe Weife feinem europäiſchen Staate eine 
mehr oder, weniger entwidelte Organifation der amtliden Statiftif. Aber auch die 
europäifchen Pflanzftaaten in anderen Welttheilen pflegen zum Theil vie Statiftit 
äfrig. In der nordamerifanijhen Union befteht zwar bis heute fein ftän- 
diges flatiftifches Bureau, aber der 10jährige Cenſus — der legte im Jahr 1860, 
gerade vor dem Ausbrud der Rebellion, — welcher fchon durch die Verfaffung 
von 1787 angeordnet ift und immer in Folge eines Specialgefeges geregelt wird, 
ft eine immer vollftändigere Volks- und Landesbefhreibung geworden. Außerdem 
erfolgen regelmäßige jährliche Publikationen über Handel, Schifffahrt, Binanzen, 
Geld», Kıedit- und Bankwefen von den betreffenden Departements. In einigen 
Staaten, 3. B. in Obio und Minnefota, eriftiren Staatsbureaus. In den eng- 
liſchen Kolonien in Norbamerifa, Yuftralien, am Kap der guten Hoffnung 
gibt es ebenfalls zum Theil befondere Bureaus, oder die Landes⸗ und Kron- 
behörden fammeln fonft ftatiftifches Material an, von welchem man auch über Engliſch- 
Oftindien und Weftindien, Eeylon, Guyana u. f. w. Bieles in den Blaubüchern 
findet. Auch über die Kolonien der Franzofen in Algier, der Spanier 
in Kuba eriftiren gute ftatiftifhe Aufnahmen. Die felbftändigen mittel- und 
füdamerilanifhen Staaten haben neuerdings großentheils wenigftens Verſuche 
gemacht, Civilftandsregifter (Chile), VBolkszählungen (Chile, Brafilien, Merito u. a. m.) 
einzuführen, die Refultate werden freilihd noch Mandyes zu wünjhen übrig laſſen. 
Am Meiften ausgebildet ift in dieſen Ländern im Ganzen wohl die Schififahrts- 
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und Handelsſtatiſtik (freilich lückenhaft wegen des Schmuggels). Die zahlreichen 
Berichte der europäifchen Konfuln enthalten über die Wirthſchaftéverhältniſſe dieſer 
und der aflatifchen, levantinifchen Länder vielerlei. 

Auch diejenigen Behörben, welche ausprüdlih den Namen ftatiftifches Bureau 
führen, find demungeachtet mannigfach von einander verſchieden. Einige, wie z. ®. 
das preußifche, haben im Wefentlihen nur den von den Berwaltungsorganen auf: 
gehäuften Beobadhtungsftoff zu fammeln, zufammenzuftellen, zu foncentriren, zu 
verarbeiten und zu publiciren und üben auf die urſprüngliche Anftellung ber Be 
obachtung feinen direkten Einfluß aus. Andere Bureaus können nad Einvernehmen 
mit den Hauptverwaltungsbehörden gewifje Operationen vornehmen lafjen, wieder 
andere befigen ein umfaffenderes Recht der Initiative, um Maſſenbeobachtungen 
über gewiſſe ihnen wichtig erſcheinende Zuftände und Thatfachen durch die im dieſer 
Beziehung ihnen unterftehenden Behörden anzuftellen. Man ift noch nicht im 
Neinen darüber, welche Stellung und Befugniffe des Bureau's die geeignetften 
feien und kann darauf aud Feine allgemeine Antwort geben, weil der ganze Ber- 
waltungsorganismus ded Staats darüber mit entjheiden muß. Das lebhaft em- 
pfundene Bedürfniß, ftatiftiiche Beobachtungen aus allen Gebieten der Gtantk- 
thätigkeit zu erhalten, bei der Anftellung ver Beobadhtungen und Anfammlung bei 
Materials gleihe Grundſätze beobachtet zu fehen uud in allen Departements Ju 
terefjie an der Statiftif wach zu rufen, hat neuerdings nad dem belgiſchen Bor- 
gang zur Errichtung ftatiftifher Centrallommiffionen geführt. Dieſe 
find aus Mitgliedern der Hauptverwaltungszweige meiftens mit Beiziehung willen: 
ſchaftlicher Theoretiter (Gelehrter, Profefforen, Lehrern der Statiſtik und politiſchen 
Dekonomie) zufammengefeßt, haben ein konfultatives oder ein entſcheldendes Votum 
in Betreff der vorzunehmenven ftatiftifchen Operationen, eine oberfte Kontrole der 
Ürbeiten, und ftehen jenachdem über dem Bureau, das ihr Erekutivorgan iſt, ober 
berathend und begutachtend neben vemfelben, ober fie leiten auch durch eine De 
putation aus ihrer Mitte die Arbeiten feldft. Auf ven ftatiftifhen Kongrefien leb— 
baft befürwortet, find folche ftatiftiihe Centrallommiffionen in den legten Jahren 
vielfacy gebildet worben, ohne daß fie ſich alle ebenjo bewährt hätten, wie in 
Belgien. Es gibt deren jegt mit mannigfach wechſelnder Stellung und aud nidt 
immer unter dem angegebenen Namen in Preußen, Defterreich, Würtemberg, Groß 
berzogthum Heflen, in Italien, Spanien (in Portugal mißlang der Verſuch), in 
Belgien (in Holland ift die 1859 gegründete feit 1861 wieder aufgelöst), in 
Schweden und Rafland. Die Hauptfadhe ift, fagt BPetermann wohl mit Reit, 
immer tüchtige perfönliche Initiative. Diefe kann durch fein Kollegialfyftem gr 
ſchaffen werden. Sie muß vorhanden fein und hat in dem leteren, welches bie 
entgegenftehenden Schwierigkeiten zu einer Maſſe zufammenballt, in der Regel 
weniger Unterftügung als Hemmung zu erwarten 72), In einigen größeren Staaten, 
Rußland, Frankreich, Italien, Spanien beftehen flatiftifche Komites in den Pro 
vinzen ald Dependenzen, mitunter als Erekutivorgane der Centralbureaus. Nach 
dem Vorgang von Paris, wo ber Graf dv. Chabrol fhon 1821 ein ftatiftijhee 
Bureau der Stadt und des Seinedepartements in's Leben rief, das eine Reibe 
der vorzüglichften Arbeiten geliefert bat, find kürzlich aud in Wien und Berlin 
ftadtftatiftiihe Bureaus gegründet worden, deren Thätigkeit für die Aufklärung 
vieler focialer Fragen fehr wichtig werben kann. 





72, BPetermann, Art. Statiftif in Rentzſch Handw. d. Vollow.L. ©. 884, 
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Neben den ftatiftifchen Bureaus haben befonvere ftatiftifhe Vereine, 
rein privater Natur, oder wie früher in Sachſen, Würtemberg, noch jett in 
Frankfurt in Berbindung mit der Megierung eine ähnliche Thätigkeit entfaltet. 
Am Wichtigſten find die im Jahr 1829 gegründete Gefelihaft von Paris, wo- 
jelbft bereits im der Zeit des erften Napoleon eine Geſellſchaft eine Zeit lang bes 
fanden hatte (1803 ff.), ferner die ftatiftifche Geſellſchaft von London (feit 1834), 
welhe große bleibende Bedeutung unter ihrem Proteltor Prinz Albert gewonnen 
und in ihrem Journal trefflihe Arbeiten publicirt hat. Prinz Albert, fpecieller 
Schüler Qusételet's, war fatiftifh durchgebildet und hat viel für die Ent- 
widlung der Statiftit gethan. Ferner haben mancherlei Korporationen und Beretne 
neben ihrem unmittelbaren praftifchen Zwed fich neuerdings immer mehr die Pflege 
der Statiftit durch ſyſtematiſche Anftelung und Sammlung von Mafjenbeobad- 
tungen über Erfheinungen im Gebiete ihres Wirkungskreiſes angelegen fein laffen, 
befonders die landwirthſchaftlichen Vereine, die Gewerbe- und Handelöfammern, die 
Bereine von Transportunternehmungen (Eifehbahnen), Turnvereine. Ergänzt wird der 
Deobahtungsftoff aus allen Gebieten des Volkslebens aud noch dur die Berichte 
der großen Öffentlichen Unternehmungen der Neuzeit. Das Affociationsprincip in ver 
modernen Volkswirthſchaft hat gewaltige Anftalten in’s Leben gerufen, deren jebe 
einzelne für Staat und Bolt von Bebeutung ift und deren Betriebsberichte über 
Produftion, Konfum, Verkehr und andere wirthichaftliche Verhältniſſe die intereffante- 
Ren Auffhläffe geben. Zufammengefaßt enthalten diefe Berichte, mit denen öffent- 
lich Rehnung abgelegt wird, eine Fülle von Maſſenbeobachtungen aller Art. Auch 
auf anderen Gebieten gibt es ſolche ftatiftifhe Verwaltungsberichte, 3. B. find für 
die mediciniſche Statiftil die Berichte der großen Krankenhäufer, Irrenanftalten 
vom größten Werth. Maffenhafter, für manche ragen, z. B. Preisftatiftil, Kre- 
dit und Geldſtatiſtik u. A. m. fehr wichtiger Stoff findet ſich, leider ganz zer- 
fplittert, in den Kursliften, Preisconranten u. f. w. der Mäller, der Hanvelsblätter 
und politiſchen Zeitungen. 

Aus dem Vorhergehenden ergibt fich der außerordentliche Auffhwung, melden 
die amtliche Statiftit feit Anfang des Jahrhunderts genommen hat. Die ertenfive 
Ausvehnung der ftatiftifhen Tätigkeit ift Uberraſchend. Kaum ein civilifirter Staat 
mehr, der nicht ftatiftifhe Daten fammelt, veröffentlicht, faft keiner mehr, welcher 
niht eine eigentlihe Organifation von Einrihtungen zum Behufe der Anftellung 
Ipftematifcher Meafjenbeobahtungen über alle Staats- und Volkszuſtände, welder 
nicht befondere ftatiftifche Behörden befäße! Aber vie ftatiftifche Thätigkeit ift auch 
zugleich immer intenfiver geworben. Immer mehr Gebiete der Erſcheinungen und 
einzelne Erſcheinungen find in das Syſtem regelmäßiger Beobachtungen hinein- 
gejogen, über jedes einzelne Phänomen find die Beobadhtungen häufiger, umfaffen« 
der, vollftändiger, nad) befieren Methoden angeftellt worden, und greifen immer 
mehr in einander. Die Beobachtungen beſchränken fich nicht auf die Punkte, welche 
etwa in die Ahenmwall’ihe Staatskunde gehören. Legoit, der Chef der fran- 
zoͤſiſchen Statiftit, rühmte e8 auf dem legten ftatiftifchen Kongreß in Berlin, daß 
kin fociales, btonomiſches oder moraliiches Faktum von einiger Wichtigkeit in 
Frankreich mehr vorhanden fei, das nicht den Gegenftand einer gelegentlichen ober 
bleibenden amtlihen Beobahtung bilde. Von den Hauptkulturftaaten ber Gegen- 
wart gilt dasfelbe, die übrigen Staaten ftreben dem gleichen Ziele zu. Über be» 
merfenswerth genug, die amtliche ſtatiſtiſche Thätigkeit beſchränkt ſich nicht einmal 
auf das vorbezeihnete große Gebiet der Menfchheitsbeobadhtung. Regelmäßige Be— 
obachtungen über den Menfhen und über Naturerfheinungen, welche ſcheinbar 

Bluntſchli und Brater, Deutſches Staats⸗Wörterbuch. X. 29 
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ebenfo zufällig und regellos, aber im Grunde body aud geſetzmäßig und perio⸗ 
bifch, wie die Vorgänge und Handlungen der Menſchen find, greifen in einander. 
Die Aftronomen der Sternwarten, die Phyſiker und andere Naturforfcher reichen 
ten Gtatiftifern der „Menfchenwarten”, ver ftatiftiihen Bureaus die Hände, 
Meteorologifche Beobachtungen in der größten Ausdehnung werten angeftellt, eine 
Menge Stationen zu ſolchen Beobadtungen errichtet und vie birigirenden Bureaus 
werden mit den ftatiftiihen Bureaus in enge Verbindung gebradt. Die bebeut- 
jame, gerade in principieller Hinfiht für die ganze Auffaffung der Statiftif io 
wichtige Forderung Quételet's wird erfüllt: die Beobachtungen über Natur- 
und über Menjhenphänomene werden nad einem beftimmten Syſteme maflenhaft 
angejtellt, in fteter Beziehung zu einander. Yand und Bolf werden in ihren Duan- 
titätsverhältuiffen möglichft genau numeriſch beftimmt. Exakte trigonometrifche Ver— 
meffungen, von Tednifern und wiſſenſchaftlich gebildeten Perſonen mit den beiten 
wiſſenſchaftlichen und techniſchen Hülfsmitteln der Neuzeit angeftellt, find vielfad 
bereitd erfolgt und werben fortwährent* in den civilifirten Staaten vervollftändigt. 
Genaue Bolkszählungen in regelmäßigen Perioden finden ftatt und eine eigene 
Methodik und Theorie folder Zählungen bildet fih aus, wie fie die Geometrie 
und Trigonometrie für die Landvermeſſung bildet. An beide Operationen flieht 
fid) die forgfältigfte qualitative Land- und Volksbeſchreibung an, wobei die Statiftif 
ftets in der ihr eigenthümlichen Weile gehanphabt wird, daß jede bejondere, qua- 
litativ verſchiedene Erfheinung in ihren quantitativen Elementen erfaßt und viele 
legteren, wenn es irgend möglich ift, auf Zahl und Maß zurüdgeführt werden. 
Die natürlihen (phufifhen) Verſchiedenheiten einer gegebenen Bodenfläche (bes 
Staatsterritoriums), die Erhöhungen, Vertiefungen, das fefte Yand, die Gewäfler, 
die Wüften, die Felsgründe u. f. w., die geologifhe Bodenftruftur werden im ihrer 
räumlihen Ausdehnung genau vermeffen. Dasfelbe gilt vom Boden als Wohnplag 
und Urbeitsfelt des Menſchen, das Grundeigenthum nad) feinen Kulturarten, feiner 
Fruchtbarkeit, dem Berufe und politiihen Stande feiner Eigenthümer, kurz im 
feinen phyſiſchen, wirtbihaftlihen, politiſchen Unterfhieden wird genau aufge: 
nommen. Ebenſo wird die Bevölferung in diefen und anderen, moralifchen, in- 
telleftuellen Verſchiedenheiten u. ſ. w., nad) ihrem Geſchlecht, Alter, körperlichen 
und geiftigen Beſchaffenheit, nad) ihrer Bildung, Moralität, ihrem Glauben, nad 
ihrem Berufe, Stande, Range, Civilftand bei der Zählung unterſchieden. Für jebe 
tem Individuum anhängende, wenn nur irgend Außerlid wahrnehmbare und des— 
halb vie Beobadhtung zulaffende „Eigenfhaft” erhält man Zahlenbeftimmmungen, 
welde bejagen, wie viel Individuen unter einer gewiffen Bevölkerung die beob- 
achtete Eigenſchaft befiten, 3. B. Mann over Weib, Kind oder Greis, ledig oder 
verheirathet, kinderlos oder mit Kindern verfehen, ehelih oder unehelidy geboren, 
da oder dort wohnhaft, im Sommer oder Winter, in dem oder jenem Monat, 
Tage, Stunde geboren, getraut, geftorben, gefund oder früppelhaft, wegen Ber- 
brechen beftraft oder nicht beftraft, des Leſens kundig oder unfundig, bem ober 
jenem Berufe angehörig find. Die ſtatiſtiſche Beobachtung begleitet den Menſchen 
von ter Geburt (ja durch Rüchkſchluß von der Konception) bi8 zum Grabe turd 
alle Bhafen feines Lebens hindurch, jede ihn betreffende Thatſache wirb notirt und 
zu den analogen, andere Menſchen betreffenden gereiht. Hierdurch wirb in ber 
That dann ein fo umfaffendes, aus Quantitätsbeflimmungen beftehendes Material 
ſyſtematiſcher Maffenbeobahtungen über eine Bevölkerung und ihre BZufammen- 
fegung aus qualitativ verfchievenen Beftandtheilen gewonnen, daß daraus bie befle 
und ſchärſſte qualitative Voltsbefchreibung hervorgeht. Gerade dadurch wird dann 
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bie Holtrang der auf die gemeffenen Qualitäten einer Bevölkerung (eines Landes 
u. f. w.) einmwirfenden Einflüffe, die Beftimmung der Art und der Stärke jeves 
Einfluffes, die Erflärung räumliher und zeitlicher Berfchiedenheiten der Quali-— 
täten mittelft Bergleihungen, die Aufdeckung ver Raufalverhältniffe und vie Ab» 
leitung gewiffer Regeln und Geſetze in der quantitativen Vertheilung der Quali— 
täten der Bevölkerung, mit andern Worten die Behandlung der Bevölkerung oder 
des betreffenden ftatiftifhen Objekts als Unterfuhungsgegenftand einer indultiven 
Beobachtungswiſſenſchaft eumöglidt 73). 

Den Abſchluß erreicht die amtliche Statiftif als ein Syſtem von Maſſen— 
beobahtungen in den feit 1853 unter wefentlicher Mitwirfung von Qudtelet 
gefhaffenen ftatiftifhen Kongreffen, durch welche die Organifation der 
Internationalen Statiftif angebahnt worden ift. Der erfte foldhe Kongreß, zu 
welchem die Idee während der Londoner Inpuftrieausftellung im Jahr 1851 an- 
geregt worden war, fam burd die Einladung der belgifhen Regierung an fremde 
Regierungen, amtliche Delegirte nad Brüffel abzuordnen, im Jahr 1853 in Brüffel 
ju Stande. Der namentlih von Quételet Har ausgefprodhene Zwed dieſes und 
aller folgenden Kongreffe (1855 zu Paris, 1857 zu Wien, 1860 zu London, 
1863 zu Berlin) war, vor Allem Einheit in die amtlihen Statiftiten der ver- 
ſchiedenen Staaten zu bringen und gleihförmige Grundlagen für die ftatiftifchen 
Arbeiten zu erlangen, damit die in verfchievenen Orten und Zeiten erhaltenen 
Refultate vergleihbar werden könnten: ohne Möglichkeit, zu vergleichen, würde in 
ver That kein Fortfchritt in den Beobachtungswiſſenſchaften ftattfinden. Quételet 
verglih das Ziel der in Brüffel vereinigten Statiftifer ganz richtig mit dem, 
welhes eine kurz vorher ftattgehabte Vereinigung von Beobadtern auf einem 
Naturgebiete vor Augen gehabt hatte: dieſe hatten fid über gleihe Beobadhtungs- 
methoden für die Luft- und Ddeeresftrömungen verftändigen wollen: es handle fich 
nun darum, auf einem anderen Gebiete die Fluftuationen der modernen Gefell- 
haften zu verfolgen 7%). Hier, wie in der Folgezeit, wird bie Statiftif immer 
aufgefaßt einmal als Methode, und zwar als die fuftematifche (methodifche) Maffen- 
beobahtung der Vorgänge in der Menfchheit und der periodiſch veränkerlichen 
Naturerfheinungen, ſodann als die Beobachtungswiſſenſchaft, in welcher nad ven 
Regeln der induftiven Logit aus ben fpftematifhen Mafjenbeobahtungen ver 
Raufalnerus der Erfceinungen und die Geſetze derſelben, nad melden die Be— 
wegung der Phänomene vor fich geht, abgeleitet werben. 

Der Gedanke der ftatiftifhen Kongreſſe ift ein fehr großartiger: die Aus- 
behnung eines zufammenhängenden Beobadtungsfyftems über alle civilifirten Staaten 
und ihre Dependenzen — wer hätte daran früher zu denken gewagt! Gatterer's 
Ideal einer Weltftatiftif wird in anderer Weiſe verwirkliht. Man will eben nicht 
das Volk eines Staates, fondern man will die civilifirte Menfhheit, wo 
möglih die ganze Menfhheit der fortlaufenden Beobachtung unterziehen. Auch 
bierin zeigt ſich der Gegenfag gegen die alte Staatskunde, in welder für biefe 


73) Bol. über die Entwidlung der amtlichen Statiftit feit Anfang d. 19. Jabrbunderts 
außer den Schriften von Kallati, Heufhling, Guerry, R. Böckh, d. geſchichtl. Ent: 
widfiung der amtl. Statift. d. preuf. Staats, Berl. 1863 befonders die Berichte der Dele: 
girten in den Schriften der fünf flatift. Kongreſſe. Ein Nefums über die Mittbeilungen auf den 
vier erflen Kongreſſen gibt Engel's trefflicher, böcft praktiſcher compte-rendu gener. des 
tray. du cotngr, internat. de statist, etc. Berl. 1863 p. 197 et suiv. 

74) Compte rendu des Irav. du congr. gener. de slat, réuni d brux,, Brux, 1853, 
p. 22, 23, 
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Idee der ftatiftifchen Kongreffe gar fein Raum gewefen wäre. Diefe Organtfation 
der Beobadhtungen über den Menſchen follte parallel der Organifation dec Beob- 
achtungen über folhe Naturphänomene gehen, bei welden ebenfalls die räumliche 
und zeitlihe Ausbehnung, Vervielfältigung und das methodifhe Ineinandergreifen 
der Beobachtungen die VBorbedingungen erfolgreihen wiſſenſchaftlichen Dperirens 
waren, — aftronomifche, meteorologifhe und Menſchheitsbeobachtungen verlangten 
eine ganz analoge Einrihtung. Auch bier, ja bier noch mehr mußte die Staats- 
gewalt das Beobadhtungsfyftem organifiren, weil fie allein die Machtmittel be 
figt, den Menfchen als folden zum Beobadhtungsobjeft zu machen und fie allein 
die erforberlihe räumliche Ausdehnung und das Ineinanbergreifen der Beob- 
achtungen herbeiführen fann. Die eigenthümliche Natur der ftatiftifhen Kongrefie 
als Berfammlungen amtliher Delegirter liegt daher im Wefen der Sache. In 
Ermanglung eines Weltftantes ließ fih eine Menfchheitsftatifiit nur durch die 
Beobadtungen über bie in einzelnen Staaten lebenden Theile der Menſchheit 
bilden. Es war daher ganz folgerichtig, für die Bergleichbarkeit diefer Beobachtungen 
in mehreren und möglihft in allen Staaten zu forgen. Alsvann fonnte die Sta⸗ 
tiftit auch erft eine eigentlih vergleihende Statiſtik werben, nad der man 
firebte, wie Fider, der verbiente gegenwärtige Chef der öſterreichiſchen Statiſtil 
mit Recht ald Quételet's und der Jegigen Anficht bezeichnet, daß es eben gegen- 
wärtig nur eine vergleichende Statiſtik gebe und dieſe und Statiftit identiſche 
Worte feien 75), 

Der erfte leitende Gedanke der ftatiftifchen Kongreffe ift auf den folgenden 
Berfammlungen und noch auf der legten in Berlin immer der berrfchende ge- 
blieben und war bei allen Specialarbeiten die Richtſchnur 76), Dies ift für uns 
wichtig, weil die Kongreffe dadurch die Hier verfochtene Idee der Statiftif felbft 
fanktionirt haben. Wenn auch praftifh in ber Herftellung der Vergleichbarkeit ber 
ftatiftifchen Daten verſchiedener Staaten no bei Weitem nicht fo viel geleiftet 
worden ift, als ſich Hätte hoffen laffen, fo bat man doch immerhin Beadhtend- 
werthes vollbracht und ber leitende Gedanke von der Nothwendigkeit einer gleid: 
artigen Einrihtung der Beobachtungen ift fo überzeugend, daß trog aller eut- 
gegenftehenden Schwierigkeiten an ver einftigen möglihft vollftändigen Bermirl- 
Hung nicht gezweifelt werden kann. Leider ift der Borfhlag Engel’s, eine 
permanente internationale Deputation des Kongrefles zu fchaffen, nebft den daran 
gelnüpften weiteren Plänen in Betreff einer einzurichtenden Berbindung aller 
Statiftiler und einer Organifation der internationalen ftatiftifhen Arbeit auf dem 
Berliner Kongreß noch nicht durdgebrungen. Dadurch wäre bie Erreichung des 
Zieles, weldes auf den Kongrefien erftrebt wird, rafcher ermöglicht worben 77). 

F. Die Streitfrage über die Einheit oder die Tren— 
nung der Statiftil, Bir haben im Vorhergehenden nachzuweiſen gefuct, 
daß innerhalb der fogenannten Statiftit zwei durchaus verſchiedene Richtungen ohne 
Bermittlung neben einander hergeben. Diefe verſchiedenen Richtungen werben fhon 
durch die Namen von Ahenwall und Süßmilcd bezeichnet, zwei Gelehrte, 


75) Rechenſchafteber. über d. 5. Sigung des flat. Kongr. in Berl,, Berl. 1865, 11, 13. 

76) Ebendaf. I, (2. Abth.) 4, 11. 

77), bendaf, 1, 4 ff., 11, 11—27, 89 ff. Qustelet bat auch die wiffenfchaftlichen inter: 
national-ftatiftifchen Arbeiten jegt mit Heufchling begonnen, vgl. den Berl. Ber. II, 7 ff., und 
—* — internalion,, population, Brux. 1865, eine ſehr werthvolle und reich⸗ 

altige Arbeit, 
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welche von Epoche machendem Einfluffe ein Jeder für feine Richtung wurben. Es 
finden fih durchaus verſchiedene Ziele, Aufgaben, Methoden, Darftellungsformen. 
Beide Richtungen find bis in die nenefte Zeit genau zu verfolgen, ja bie Gegen- 
füge haben fi noch bedeutend verfchärft, ſeitdem die Suüßmilch'ſche Statiftif 
durch Quételet in fo beveutfamer Weife fortgebilvet worben if. Man Tann fid 
daher nicht darüber wundern, daß gerade Dudtelet’s ftatiftifhe Leiftungen unter 
den Bertretern der Achenwall'ſchen Richtung ein unbefriedigtes Gefühl hervor- 
riefen, indem es ſich nun vollends als unthunlich erwies, fo ganz Heterogenes in 
die Statiftif, welche nur eine beffriptive Wiffenfchaft, eine Stantsbefchreibung, war, 
mithinein zu ziehen. Bevor noch von der Gegenfeite die Forberung einer Trennung 
vefien, was man bisher unter dem Namen Statiftit zufammengefaßt hatte, aus- 
drücllich aufgeftellt worden war, unternahm ein Statiftifer der dentfchen Schule, 
Gallati (1843), von dem ritifchen, unhaltbaren Zuftande feiner Difciplin über- 
zeugt, den Verſuch, zwifchen den verſchiedenen Richtungen eine Pacifitatton berbei- 
zuführen. Diefer Verſuch führt aber zu nichts Weiterem, als zu einer rein for 
mellen, auf einer petitio principii beruhenden Bereinigung. Fallati's Entwid- 
lung bilvet im Grunde genommen nur einen Beleg für die Richtigkeit ver Trennung 
der Statiftif. Fallati unterſcheidet nämlich felbft genau zwifchen den beiden, von 
uns dargeftellten verſchiedenen Richtungen in der fogenannten Statiſtik, er fucht 
jeboh beide Richtungen unter Einen gemeinfamen höheren Begriff zu jubfumiren. 
Er will nämlich zwei Seiten des Zuftänplichen, das real und das ideal Zuftänd- 
lihe, den befonderen und ven allgemeinen Zuftand unterfheiden, von denen jener die 
Erſcheinungen innerhalb eines Erſcheinungskreiſes, welche fih fhon dem gemeinen 
Bewußtſein als dauernde ankündigen, bdiefer dagegen bie Regelmäßigkeit der äußer- 
lich vein zufälligen Erſcheinung begreife, welche in den anſcheinend vergänglichften 

achen und an ben relativ feftftehenden Erſcheinungen, inſofern fie, wenn auch 
im Ganzen bauernd, doch in ihren Theilen vergänglih find, bemerfbar werbe 
($. 30). Danach foll es dann aud ein doppeltes Zuftandswiffen, eine zweifache 
Statiftit, eine konkrete und eine abftrafte geben (8. 31). Schält man aus ber 
entjeglihen Form der Fallati'ſchen VBegriffsentwidiungen den Kern und ben 
greifbaren Sinn heraus, fo ift die konkrete Statiſtik in der Hauptfahe eine Zu⸗ 
ſtandsſchilderung mit dem Hanptaugenmert auf bie herrfchenden Erfcheinungen 
der Gegenwart. Die abftrafte Statiftif dagegen fol das allgemein Zuftändliche 
ver ſcheinbar rein veränderlihen Erfheinungen auffuhen, dabei die gleihartigen 
Erfpeinungen zufammenfaflen und die gemeinfchaftliche Einheit erforfchen, in ber 
jene unruhig wechfelnden Erfcheinungen fi ausgleichen ($. 48). Die Thatfahen 
der abftraften Statiftil würden vorzugswelfe, aber nicht ausſchließlich in Zahlen 
ausgedrückt, man rechne oder man made der Berechnung ganz ähnliche logiſche 
Operationen, — eine richtige Bemerkung (8. 50). Fallati harakterifirt dann bie 
berechneten Einheiten, Summe, Verhäliniß, Mittel und entwidelt, daß fle zwar 
den allgemeinen Zuftand nicht genau zeigen, jedoch ſchließlich unter gewiſſen Um- 
Ränden zu fonftanten Einheiten werden und als folde ven eigentlichen Inhalt ver 
abſtralten Statiftit bilden (8. 52). Die letztere entſpricht ſonach der Süßmild- 
Quételet'ſchen Statiftil. Da Fallati felbft zugibt, daß Begriff, Aufgabe und 
Methode im feiner konkreten und abftraften Statiftil ganz verſchieden find, fo liefe 
die Subfumtion beider unter den einen Namen Statiftit oder die Einführung ganz 
verfbiebener Namen am Ende auf einen Wortftreit hinaus. Etwas Anderes als 
eine rein äußerliche Zufammenfafjung bat Fallati dann aber and nicht erreicht. 
Selbſt diefe Zufammenfafjung ift jedoch präjubicirlih für die richtige Behandlung 
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ber „abftraften Statiftif" geworben. Weil die fonfrete Statiftif dem reife hiſto⸗ 
rifher Wifjenfchaften angehört, fo fol dies nun aud von der abftraften Statiftit 
gelten. Deshalb foll ein weiteres Eingehen in das bleibende Wefen ver zufälligen 
Erfheinungen und die Nachſpürung der Nothwendigkeit der gemeinfamen Einheiten 
veränderliber Thatſachen von der (abftraften) Statiftit abgelehnt, fol nit nad 
ben Gefegen der zufälligen Erfheinung, fondern nur nad den zuftändlichen Ein- 
heiten, vie höchſtens Ausdruck von Gejegen feien, geforfcht werben ($. 53): bie 
abftrafte Statiftit fei ja bloße Ergänzung ber konkreten und fünne beshalb über 
bie Gegenwart nicht hinausgehen ($. 54). Allerdings fol aud auf den Zufammen- 
bang der Erſcheinungen, auf die Seite der Ganzheit, nicht blos der Vielheit ver 
Theile, auf das Kaufalitätsverhältnig der einzelnen Zuftände eingegangen werben, 
jo daß die Gtatiftit aus einer blos bejchreibenden oder numerifchen zu einer 
pragmatifchen werde, Diefe darf aber wiederum, als auf das Zuſtändliche ber 
Erſcheinung gerichtet, nicht in das innere Wefen ver Erfcheinung eindringen. Haben 
wir hier nicht ftetS eine petitio prineipii? Weil vie fonfrete Statiftil etwas nicht 
darf, weil vie abftrafte Statiftit nur eine Ergänzung der erfleren ift, jo dürfen 
feine Gefege u. ſ. w. abgeleitet werden! Daher ift eine völlige Trennung beider 
„Statiſtiken“ ficher richtiger, die ganze Zufammenfaffung Fallati's höchſt ge— 
zwungen. Wenn legterer im Uebrigen ven Ausdruck Geſetz in der Statiſtik tadelt, 
jo handelt es ſich hier eben um die Begriffsbeftimmung von Geſetz, allerdings eine 
Bundamentalfrage, weldhe mir an der Spige der Erörternngen ftehen zu müſſen 
ſcheint, bisher aber von den Statiftifern nicht unterfudht wurde 78), 

Im Wefentlihen auf dieſem Fallati’jhen Standpunkte, in Polemik gegen 
Knies’ alsbald zu erwähnenden Trennungsvorfchlag und fpeciell an 2. Stein 
fih anſchließend, welcher aber wohl nicht unbedingt zu dieſen Unioniften gezählt 
werben kann, hat auch Jonak die frage der Einheit oder Trennung der Gtatiftif 
zu Gunſten ber erfteren zu entſcheiden gefuht (1856). Er glaubt vie Trennung 
dadurch abweifen zu können, daß die Annahme eines doppelten Ausgangspunftes 
ber verjchiedenen Richtungen, im der politifchen Arithmetif und in der Gefchichte, 
falſch ei. Dies vermögen wir nicht zuzugeben, nur legen wir mehr Gewidt, als 
Jonal und vor ihm Knies, darauf, daß die eine Richtung der Statiftil gerade 
in der Suüßmilch'ſchen Auffaffung ihren Ausgangspunkt habe, wogegen bei ven 
eigentlichen politifchen Arithmetifern doch wieder andere Beftrebungen in ven Border» 
grund treten. Werner ſucht Jonak nachzuweiſen, daß fih im geſchichtlichen Ent- 
widlungsproceß der Otatiftif die fo verfhieden formulirten Aufgaben ver Statiſtil 
eben nur als organifhe Entwidlungs- (Durdgangs-) Stufen darftellten. Anfangs 
habe man fid auf die. Darftellung der bloßen Zuftände beſchränkt, ſodann ven 
Degriff des Zuftands genauer feftgefegt, aber zugleicd den Nachweis des Kaujali- 
tätsverhältnifjes geforbert, endlich ſei in einer britten Periode das Wefen ver Zu- 
ftände und des Kaufalitätsverhältniffes Far und beftimmt formuliert, darüber hinaus 
jedoch die Aufgabe durch die Forderung erweitert, zugleih die Regelmäßigfeit umb 
die Geſetzmäßigkeit zu unterfuchen. Bis hierhin feien num alle Neneren einig, bie 
zahlreichen Differenzpunfte feien verfhwunden, Einige gingen nur mit Unrecht von 
da ab nod einen Schritt weiter und verlangten überdies ven Nachweis ber Ge— 


— — 





78) Kallati a. a. O., Vorr., u. 8. 1—59, beſ. 8. 30 ff., 48 ff. Bol. über ihn auch 
Mobil, Knies, Jonak. — Ueber „Beleg“ in d. Statiftif A. Wagner, Gefepmäßigl. 
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fege der Erfcheinungen 79). Allein unferer Auffaffung nah wird dieſe Entwidlung 
in die Gefchichte der Etatiftit hineingetragen, während die von uns gefchilverte 
zweitheilige Entwidlung wirklich darin liegt. Denn das, was Jonaf als erfte und 
zweite Entwidlungsftufe behandelt, wird noch his auf die neuefte Zeit von ven 
Statiftitern der deutfhen Schule der Staatöfunde als die alleinige Aufgabe ber 
Statiftit bezeichnet. In diefer Hinſicht find dann aud alle Differenzpunfte zwifchen 
ven Ahenwall-Schlözer'jhen und ven Süßmilch-Qustelet'ſchen Statiſtikern 
beftehen geblieben. 

Auch Andere vertreten im Grunde einen ähnlichen Stanbpunft wie Fallati 
und Jonak, d. 5. fie unterfheiden faum minder genau als die Befürworter ber 
Trennung die beiden Richtungen in der fogenannten Gtatiftif, halten aber feft 
an der Zufammenfaffung beider in dieſer Difriplin. So namentlich ein fo bebeu- 
tender Statiftifer wie Heuſchling 30%), welcher fih an Fallati anſchließt, fo 
auh R. v. Mohl, obwohl der eminente Litterarhiftorifer mit feiner Auffaffung 
jelbft eigentlich nody mehr auf dem Boden der deutſchen Schule ftehen will S!), 
In feiner Begriffsbeftimmung finden ſich doch ebenfalls vie beiden Richtungen 
deutlih unterfchieven, es bleibt nur auch bei ihm, fcheint uns, unklar, wie die 
rein deffriptive Staatskunde die Einficht in die Thatfachen, ihre nächften Urfadhen 
und die natürlihen Gefege der veränderlihen Erfcheinungen gewähren könne, 

Nah dem Gefagten ſtehen ſich die oben genannten Statiftiter und Anies, 
welcher zuerft (1850) die Forderung ber Trennung der Statiſtik ausdrücklich for- 
malirte, fahlich gar nicht fo ferne, ald es den Anſchein bat. Knies und bie» 
jenigen, welche die wirkliche Trennung befürworten, ſcheinen uns nur kühner und 
folgerichtiger vorzugehen. Mit Rümelin halten wir es für ein großes Verbienft 
von Knies, daß er nicht nur erfannt, fondern auch Har ausgefprocdhen hat, welche 
heterogene Dinge unter dem Namen Statiftit zufammengezwängt würben 82). Es 
mögen dabei im Einzelnen Unridhtigkeiten untergelaufen fein, Anies mag, wie 
Rümelin meint, die Trennung nicht ganz an ber reiten Stelle vorgenommen 
haben und bat der politifhen Arithmetit, unferd Erachtens, eine Bebeutung vin« 
bieiet, welche mehr der von biefer body merklich verſchiedenen Süßmilch'ſchen 
Statiftit zulommt, — das Alles kann feinem Verdienſte nur wenig Eintrag thun. 
Die Verbefferungen an der Knies'ſchen Theorie find nicht ſchwer anzubringen. 
Eine Haupteinfeitigfeit, nämlich die beibehaltene Beſchränkung der Statiſtik auf 
das Gebiet der Menfhheit, haben auch Andere, wie Rümelin felbft, noch nicht 
anfgegeben. Wir können miht umhin, Knies gegen bie Angriffe von Mohl, 
Jorat u. a. durchaus in Schug zu nehmen. Es ift eben nicht un daß Anies 
aus zwei zu bemfelben Zwecke vienenden Mitteln zwei verfchiedene Lehren maden 
wolle, wie Mohl fagt 83), denn diefe Mittel dienen nicht demfelben Zwede. Wenn 
auch Anies’ Anfiht eine Zeit lang wirklich „nicht viel Glück gemacht hat”, fo 
it fle doch neuerdings von verfchievenen Seiten recipirt und welter entwidelt 
worden. Die Zukunft möchte ihr gehören. 

Unftreitig die befte Fortbildung hat fie in ver Abhandlung von Rümelin 


— 


9, Jonak a. a. O. beſ. d. Refums ©. 115 ff. 

%) Heuschling, bibl. stat. de l’Allem, p. 8 ff. 

Mobl, 11, 645. Auch Engel, obgleich ganz auf Quételet's Standpunkte, bat die 
Trennung formell wie oben erwähnt nicht deutlich vollzogen. Konfequenter ift ed, dies zu thun. 
44 Knies, a. a. O., beſ. d. Reſume S. 169—175. Rümelin, Tüb, Zeitfchr., 1863. 


8) Mohl III, 665, 
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gefunden, eine Arbeit, welche auch fonft zu ben vorzlglichften über bie Theorie 
der GStatiftif zählt. Rümelin fieht im der eigentlichen Statiftif eine methobolo- 
gifhe Hülfswiſſenſchaft für alle Wiffenfhaften vom Menſchen, welche jeber ber 
legteren das Material einer univerfellen Empirie, deffen fie bedarf, zur Verfügung 
ftellt. Es ſoll hier eine Erweiterung der vereinzelten und zufälligen Beobachtung 
zur methodifhen Maſſenbeobachtung ftattfinden, weshalb die Aufgabe der Statiftif 
als Hülfswiffenfhaft darin liegt, Merkmale menfhliher Gemeinfhaften auf Grund» 
lage methodifcher Beobahtung und Zählung ihrer gleihartigen Erſcheinungen zu 
ermitteln 8). Im Princip find wir mit Rümelin, wie fich aus unferer Dar- 
ftellung ergeben hat, einer Meinung. Wir ziehen indeffen nod einige weitere Kon- 
fequenzen, halten die Beſchränkung der Statiftif als Hülfswifienfhaft blos für bie 
Erfahrungswiſſenſchaften vom Menſchen für unberedhtigt, die Beihräntung auf die 
Gegenwart für unthunlid — wenigftens drüdt fih Rümelin darüber nicht richtig 
aus — und fehen die Aufgabe des Statiftiterd nicht damit als beendigt an, daß 
bei der Erforfhung des Kaufalzufammenhangs blos vie konkreten Urſachen ber 
vorliegenden Erfcheinungen, nicht die konftanten Urſachen oder die Geſetze derſelben 
aufgefuht werben follen. Darüber mag man indeſſen noch ftreiten 85). Die Rüme- 
lin'ſche Grundanfiht jedoch ift eine richtige Ableitung aus der neueren Entwid- 
lungsgefhichte der wiſſenſchaftlichen Statiftit feit Quételet und der amtlichen 
Statiftif feit dem ftatiftifchen Kongrefien. Andere neuere Auffaffungen, 3. B. von 
Gerftner und namentlih von Hildebrand 86), wie auch die unfere ftimmen im 
Wefentlihen mit der Rümelin’fhen überein, denn wir können es nur für 
einen Kontroverspunft zweiter Ordnung halten, ob man in der Statiftif nur eime 
Methode oder eine methodologifhe Hülfswiffenihaft oder einerfeits eine Methode 
und anberfeits eine auf dieſe Methode geftügte Wiſſenſchaft erblidt. Mit der 
Rümelin'ſchen Auffafjung der Statiftif ift jedenfall eine Trennung der bie 
berigen fogenannten Statiftit unvermeidlich geboten; eine beſchreibende Wifſenſchaft 
vom Bolls- und Staatszuftande bleibt getrennt neben ber eigentlihen Statiftil be 
ftehen, der man verfchiedene Namen, allenfalle auch den von Rümelin beam- 
tragten, Demographie, geben mag. Die Kontroverje über bie Einheit ober 
Trennung der Statiſtik fheint uns jegt entſchieden zu fein. 

11. Theorie der Statiftif 37). 

Der allgemeine Begriff der Statiftif, defjen Inhalt im Folgenden nod pe 
cieller dargelegt werden wirt, ift uns: das methobifhe induktive Verfahren zur 
Auflöfung und Erklärung des Mechaniemus der Menfhheit und der Natur (des 
Mechanismus der realen Welt infoferne), d. 5. zur Wbleitung und Erflärung ber 


8) Rümelin, z. Theorie der Gtatift. a. a. D. bef. ©. 660, 662, 663, 666, 668, 

85, Ebendaf. S. 672, 676, 679. 

86, Berfiner Bevölkerungsiebre ©. 31. Hildebrand, Jahrb. 1866, I, 1 ff. 

87) Ich kann an diefem Drte nur eine gang fummarifche Entwidlung der Theorie der Gta- 
tiftiß geben, weil der Raum befchränft und obnebin durdy die vorausgebenden geſchichtlichen Par 
tieen En febr in Anfprud genommen ift. Die biftorifche Skizze erlaubt indefien auch, im Fol 
genden Manches blod anzudeuten. Die eingehende Motivirung meiner Theorie der Statiftit muß 
dDaber bier notbgedrungen unterbleiben, was ich bei der Beuribeilung den Kachgenoffen zu berüd: 
fihtigen bitte. Ich ſchließe mich in den allgemeinen Entwidlungen möglihft eng, auch im Wort: 
ausdrud, an 3. St. Mill's Syſtem der deduft. und induft. Logik, ü. von Schiel, 2 Bbe., 
Braunfbw. 1862 an, ein Werk, welchem ich und fo viele Andere viel verdanken, und das für 
die M-tbodologie der Naturwiffenfchaften und der Geifteswiffenfchaften als empirifher Wiflen- 
fhaften Unfhäpbares leiftet, mögen auch unfere Philofopben über dasfelbe vielfach Die Achſel 
zucken. Sonft bitte idh namentlich meine Schrift über d. Gejepmäßigkeit u. ſ. w. zu vergleichen. 
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Geſetze, nach welchen dieſer Mechanismus fungirt, und zur Aufvedung und Er- 
Märung des Kauſalzuſammenhangs, welder zwifhen den einzelnen menfchlichen und 
natürlichen Phänomenen befteht, und zwar vermittelft eines zu genauen Duanti- 
tätsbeftimmungen führenden Syftems methodiſcher Maffenbeob- 
ahtungen über jene Phänomene. Diefe Begriffsbeftimmung ift mit Nichten, wie 
man leiht meinen wird, zu weit, fie wirb vielmehr nur der univerjellen Bedeu⸗ 
tung ber Statiftit gerecht. Zugleich gibt fie den richtigen Ausgangspunft an, von 
welhen aus operirt werben muß. 

A. Das-allgemeine Kaufalgefeg, die ftatiftifhen Ge— 
jegmäßigfeiten und Gefege und deren Bedeutung. Diefer 
Ausgangspunkt der Statiftif iſt das allgemeine Kaufalgefegd) ober 
das univerfale Gefeg der auf einander folgenden Erfheinungen, nad welchem jebes 
Konfequens ein unveränderlices Antecedens hat. Jenes heißt die Wirkung, 
biefes die Urſache. Die Allgemeinheit des Kaufalgefeges liegt darin, daß jebe 
folgende Erfcheinung oder Thatfahe eine Wirkung fein, d. h. auf irgend eine 
Weiſe mit einer vorhergehenden Erſcheinung oder einer Reihe von ſolchen als ihrer 
Urſache verfnüpft fein muß. Populär ausgevrüdt: die Allgemeinheit ver Gefeg- 
mäßigkeit ift ein Arlom, aus welchem in jedem einzelnen Falle vie Hypotheſe einer 
fpeciellen Geſetzmäßigkeit a priori entfpringt. Aus dem allgemeinen Kaufalgefeg 
folgt a priori als Debuftion die allgemeine Gleihförmigfeit in den Erfcheinungen, 
wie umgelehrt diefes Gejeg eine allgemeine Generalifation aus den einzelnen be— 
obachteten Gleichförmigkeiten iſt. Die philofophifhe Begründung und Erklärung 
des allgemeinen Kaufalgefeges und bie darüber beftehenden Meinungsverjdieben- 
beiten önnen wir bier unbeachtet lafjen. Wir nehmen nur Akt davon, daß nad) 
der allgemeinften Erfahrung unfer Denken bei der Wahrnehmung einer Erſchei⸗ 
nung fofort auf die Frage der Erklärung, d. 5. auf bie Aufſuchung ver fie be- 
wirtenden Urfachen geführt wird Das Kauſalgeſetz befagt nun, daß biefe Wirkung, 
jo wie fie iſt, nothwendig ift, d. h. nur anders hätte fein fünnen, wenn bie Ur- 
laden anders geweſen wären. Diefe Auffafjung könnte trivial erfcheinen, aber ihre 
Bedeutung zeigt ſich fofort, wenn wir uns erinneın, daß wir fo oft unfere Hand⸗ 
lungen und Borgänge in unferem Leben auf eine diametral entgegengefegte Weiſe 
erflären. Die Allgemeingültigkeit des Kaufalgefeges ift die Grundlage des Mechas 
niemus in der Natur und in dem Getriebe der Menfchheit. Indem wir in ber 
Statiftit von dieſem Gefege ausgehen, faffen wir auch die ftatiftifhen Thatfachen 
mi nothwendige Wirkungen irgend welder anderen Thatſachen als ihrer Ur- 

en auf. 

Unter ber Urſache wird in der Statiftit wie in den Naturwiſſenſchaften 
niemals die legte (ontologifdhe, urwirkende) Endurfacdhe (causa efficiens), fon- 
dern ſtets nur eine Urfache, welde felbft ein Bewirktes ift, eine phyſikaliſche 
Urſache verftanden. Die Frage nach den legten Gründen der Dinge ober ber 
wahren Endurſache ift dem Menfchen unlösbar und befchäftigt fpeciell vie Beob- 
achtungswiſſenſchaften nicht. Die Urfahe, mit der wir es zu thun haben, ift bie 
Bereinigung der eine Erfcheinung bewirkenden Bedingungen, aus welcher diefe Er- 
Iheinung unbedingt hervorgehen muß. Jede dieſer bewirkenden Beringungen hat 
wiederum eine folhe Bereinigung von Bedingungen zur Urſache, und fo fort. 

Das fefte VBerhältnig zwiſchen einer Erſcheinung als Wirkung (oder unver- 
änderlihem Konſequens) und einer ober mehreren anderen Erfcheinungen als ihren 


8) Milla. a. O. I, 382 ff., 362 ff., U, 102 ff. 
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Urſachen (oder den unveränderlihen Antecedentien) heißt (im allgemeinften Sinne) 
das Gefeg der Erfdeinung, das alfo nit, wie es oft gefchieht, mit der Urſache 
zu verwechfeln ift. Das Geſetz deutet die auf eine Urſache zurüdgeführte Gleich— 
förmigfeit der Erfheinung an, es zeigt, in welder gleichförmigen Weife vie 
Urſache die Erfheinung beherrſcht. Man kann e8 auch definiren, ala den fürzeften 
Ausdruck für das konftante Abhängigkeitsverhältnig der Erfcheinung als Wirkung 
von anderen Erſcheinungen als Urſachen, welches die Gleichförmigfeit der Wirkung 
verbürgt 89), 

Diefee Abhängigkeitsverhältnig einer Erfheinung finden, beißt ihr Geſetz 
finden. Das Gefet verlangt dann eine Erklärung. Um zu verftehen, was 
mit der Erklärung des Gefeges gemeint fei, muß man auf den Inhalt des Be 
griffs Geſetz noch etwas näher eingehen. Hier zeigt fich fofort, daß mit dem Ge— 
brauch des Wortes Geſetz ein fehr verfchiedener Grad unferer Ertenntniß ber 
Kaufalverbältniffe der Erſcheinung verbunden fein fann. Wir pflegen von Geſetz 
ſchon zu fpredhen, wenn wir das fonftante Abhängigkeitsverhältniß gefunden, ohne 
über die Urfachen etwas zu wiffen. Wir brauchen dieſes Wort ferner, wenn mir 
die nähften Urfachen gefunden, dieſe aber noch nicht auf ihre Urſachen zurüd- 
geführt, und endlid, wenn wir ſchon wiederholt Urfadhen der Urfahen und wiederum 
Urfachen der erfteren entvedt haben. So fteigen wir zu immer höheren und höheren 
Urſachen auf. Der Sprachgebrauch Hat ſich nicht feft entſchieden, man braucht das 
Wort Geſetz in jedem Stadium unferer Kenntnif des Kauſalzuſammenhangs. Erft 
bie Wiſſenſchaft kann hier eine fhärfere Terminologie einführen und vielleicht ben 
Gebrauch des Wortes Geſetz einengen oder dem letzteren durch Beifügungen 
(Naturgeſetz z. B.) eine engere Bedeutung geben. Aber der herrſchende Sprad- 
gebrauch zeigt, was die Erklärung der Gefege befagen will: immer nur bie 
nädhften bewirfenden Urfadhen einer Erſcheinnng in ihrem Tonftanten Einfluß auf 
diefe darlegen. Es ift aud bier noch nicht nothwendig, daß diefe Urfachen ſchon 
auf ihre Urfahen zurüdzuführen, alfo ihre Gefege befannt feien, menngleid 
natürlich die Aufgabe bleibt, nun für das erkannte Gefeg felbft die höheren Ge— 
fege zu finden. Daß man bier nicht die firengften Anforderungen machen fann, 
ergibt fih daraus, daß doch ftets jedes höhere Geſetz wieder auf höhere zurückzu⸗ 
führen fein muß, jede Erklärung eines Gefeges immer nur ein Räthſel durch ein 
anderes erjett. Die Ausprüde „Geſetz“ und „Erklärung der Gefege” bleiben alfo 
immer relative. Da einmal keine vollſtändige (letzte) Erklärung möglich ift, fo 
kann der Grad unferer Fähigkeit der Erklärung feinen abfoluten Unterfchieb 
zwiſchen ven niebereren (näheren) und höheren (ferneren) Gejegen der Erſcheinung 
bedingen. Dies gilt 3. B. von ter Kopernicanifhen, Keppler’fhen und 
Nemton’fhen Auffaffung des Sonnenfyftems und der ſchließlichen Zurüdführung 
des Geſetzes der terreftrifhen Schwere und der Geniralfraft des Sonnenfyfteme 
auf das allgemeine Geſetz der Schwere 9). Damit rechtfertigen wir es, das Wort 
Geſetz in den Naturwifjenfchaften und in der Statiſtik auch wiſſenſchaftlich ein- 
mal in einem ganz allgemeinen, umfafjennen Sinne zu brauden. Es erfcheint 
uns biefe Auffaffung von großer Bedeutung für die logifhe Operation. Daneben 
lann man dann biefem Worte noch befondere Bedeutungen beilegen, welde 
fid) auf den wechfelnden und wachſenden Grad unferer Kenntniß von und unſeres 
Einblids in den Kaufalzufammenhang beziehen. 


89, Wagner Geſetzmäßigk. 1, 66. 
20) Ebendaf. I, 66—68. Milt I, 545 ff., 372 ff. 


Statiftik. 459 


Die niebrigfte Stufe nehmen dann die empirtfhen Geſetze der Natur- 
wiffenfhaften over die ftatiftifhen Geſetzmäßigkeiten ein), Es- find 
beobachtete Gleihförmigfeiten, die vermuthlich einmal in einfachere Geſetze zerlegt 
werben können. Die beobachtete Gleichförmigfeit kann als empirifhes Gefeg oder 
ſtatiſtiſche Gefegmäßigfeit bezeichnet werden, fobald fie nah Gründen der Wahr- 
Iheinlichkeit nicht mehr aus einer Kombination zufällig einmal zufammenwirkender, 
wechſelnder Urſachen, fondern nur dur die Annahme eines feften Abhängigkeits- 
verhältnifjes von konſtanten gleihbleibenden oder von einem zufammenhängenben, 
in fih gefhloffenen Eyftem veränderlicher Urfahen erklärt werben kann. Nicht 
beftimmte Urfachen, fondern nur ein beftimmtes Abhängigkeitsverhältnig muß alfo 
bier nachgewieſen fein. Beifpiele find: ver tägliche Sonnenaufgang vor der durch 
Kopernifus gefhaffenen Ertenntniß, die lokalen Gefege ver Ebbe und Fluth, 
die Anabenmehrgeburten, bie Zwillingsgeburten, vie Abſterbeordnung, die Ver— 
tbeilung der Konceptionen, Selbftmorvde, Verbrechen u. a. m. über die Jahres- 
jeiten. Die Art der logifhen Operation ift einfah, fie tritt bei ver wirklichen 
Anwendung ber Wahrſcheinlichleitsrechnung am Deutlichſten hervor R%), Die letztere 
dient uns als Kontrolmittel für unſere Schlüffe, indem fie uns in ben 
Stand fegt, zu beftimmen, ob unfere Beobachtungen zahlreich genug find, um aus 
ihnen ein feftes Kaufalitätsverhältnig (empirifches Gefeg) abzuleiten oder eine ge- 
fundene Gleihförmigfeit noh als das Spiel des Zufalls anfehen zu müſſen. 
68 handelt fi hier auf Grund vorhandener Beobadtungen (ftatiftifeher Daten) 
um bie Elimination des Zufalls, d. h. um die Auffindung von Kofncivenzen ber 
Griheinungen, welde nicht von durch ein Gefe verbundenen Urſachen abhängen. 
Erforderlich ift zur Anwendung der Wahrfcheinlichfeitsrehnung die Kenntniß der 
relativen Häufigkeit, in welcher verfchievene Ereigniffe wirklich vorkommen. Die 
Wahrſcheinlichkeitsrechnung ift auf Induktion begründet und zwar, wie Mitt 
richtig bemerkt, ebenſowohl, wenn die Wahrfcheinlichkeit = 1, als wenn fie fon- 
Rant ungefähr = * ift, mobel n die Zahl aller Fälle varftellt, in melden bie 


Erſcheinung überhaupt eintreten könnte, x die Zahl, in welden fie wirklich eintritt. 

Wenn das empirifhe Gefeg oder bie ftatiftifche Gefegmäßigkeit auf ihre 
nähften Urfahen zurüdgeführt werben fünnen, werben fie zum Geſetz im 
engeren Sinn oder zum eigentlihen Gefeg und zum ftatiftifhen Gefer. 
Nah den obigen Erörterungen über die Tragmeite des Ausdrucks „Erklärung des 
Geſetzes“, darf man ſchon in einem früheren Stadium der Erfenntniß von „Oe- 
ſetzen“ reden, als das Ginigen erlaubt zu fein ſcheint (obfhon Andere nicht einmal 
jo ftreng find). Daher wird man audy vor Galilät und Newton von Kepp- 
ler'ſchen Gefegen, ja vor ben Ieteren von einem Kopernikaniſchen Gefeg 
(Erklärung der Gleichförmigkeit des ſcheinbaren Sonnenlaufs durd den Nachweis, 
daß die Erde fih um die Sonne bewege) fprechen dürfen. Der Gebraud des 
Dorts Gefeg bezeichnet alfo im Bergleih mit dem Wort Gefegmäßigkeit eine 
höhere Stufe des Erfolgs ver wiſſenſchaftlichen Arbeit, ohne daß deshalb letztere 
bereit am Ziele der menfhlihen Thätigkeit angelangt wäre, In der Menfchheits- 
Ratiftit wäre es ein Gefeg, daß jährlich circa 5 %/, Knaben mehr geboren werben, 
oder daß am Meiften Seldftmorbe und Geſchlechtsverbrechen im Juni, am .Wenig- 





a) Mill U. 41 ff. 53, 64, Wagner Geſetzmäßigk. I, 68, 70 ff., H, 292, 278. 

92), Ebendaſ. I, 80, Mili 11, 53 ff., 66 ff. 73, Wagner über Guerry in d. Tüb. Zeitfchr. 
1865 ©. 284; über Mißbrauch der Wahrich.Rechn. ebend. 282, Mill U, 71 ff., Fries 
Verf, ein, Krit, d. Princ. d. Wahrfch..Rehn., Braunfhw. 1842. £ 
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ften im December vorfommen, fobald biefe Geſetzmäßigkeiten auf ihre nächften 
Urſachen, 3. B. vie erfteren auf Einflüffe ver Altersverhältnifie ver Eltern, vie 
legteren auf Einflüffe der Temperatur- und Witterungsverhältniffe im Allgemeinen 
auf das Gehirn und Nervenfuftem mit Sicherheit zurüdgeführt werben können. 
Das Gefeg fegt dann immer voraus, daß man num auch deduktiv die Erſchei— 
nung ober den und ben Gang berfelben aus der Urſache ableiten kann. In jedem 
neuen Stadium des Entwidlungsgangs ber induktiven Beobachtungswiſſenſchaften 
wird mithin auf gewiſſen, bereits erfannten Gebieten ver legteren das deduktive 
Berfahren möglich werben 9). Diefes Verfahren, welches dann unendlich viel Mühe 
und Arbeit erfparen fann, anwendbar zu machen, muß das Ziel des methodiſch 
angewandten indultiven, deshalb aud des ftatiftiichen Verfahrens fein. 

Wir haben bisher zwiſchen Gefeg in den Naturwifienfhaften (Naturgefek) 
und ftatiftiihem Geſetz nidht weiter unterſchieden. Hiergegen wird eingewendet, daß 
die Naturgefege in jedem falle gelten, daß bier wirklich und bier allein 
eine Urfache allgemein unt unabänderlih die und nur bie Wirkung habe, wo— 
gegen die ftatiftifhen Gefege immer nur in der großen Zahl von Fällen 
wahrzunehmen feien, für den einzelnen Fall keine Geltung haben, alfo eben vurd- 
aus keine Naturgefege feien. Hier gelte nur das Gefeg der großen Zah M), 
Es befagt, wie Littrom es ausbrüdt, daß bei ver Beobachtung einer großen 
Zahl von Erſcheinungen berfelben Art ſchließlich ein gewiſſes Lonftantes Zahlen- 
verhältnißg hervortritt, welches befto früher und deutlicher bemerkt wird, je befler 
und unter ſich gleihförmiger die Beobachtungen, je größer die Anzahl derſelben 
und je geringer die Abweichungen der einzelnen Beobachtungen von jenem fon- 
ftanten Zahlenverhältniß find. Wir beobadhten demnach hier eine Regelmäßigkeit in 
den großen, eine Unregelmäßigkeit in ven Heinen Zahlen. Eben deshalb joll man 
nicht von ftatiftifhen Gefegen reden können. Diefer Schluß fheint uns unndthig 
und unridtig. Er beruht auf der Anſicht, daß in den einzelnen Erfcheinungen 
(den Heinen Zahlen) überhaupt feine gefegmäßig wirkende Urfache oder wenn eine 
ſolche, fo jedenfalls nicht die eine oder mehreren Urfadhen wirkten, welde im ver 
Maffe der Erfheinungen (ven großen Zahlen) die Gleihförmigfeit herworriefen. 
Diefe Anſicht ift falſch, fie ſchließt die Verkennung des Wefens derjenigen Erfchei- 
nungen in fi, bei weldhen überhaupt vom Gefeß ber großen Zahl nur die Rebe 
fein fann. Diefe Erfheinungen gehen deshalb nicht abfolut gleihförmig vor fid, 
weil fie in ihrer Entwidlung in Zeit und Raum von fonftanten und veränber- 
lien Urſachen beherrſcht werden. In den großen Zahlen, d. h. in ver Maſſe ver 
Einzelfälle fommen die tonftanten Urfachen, welche vie Erfheinung beherrſchen, aud 
in ihrer Wirkung vollffändig zum Vorſchein. In den einzelnen Fällen 
wirfen fie ebenfo, nur wird ihre Wirkung bier geftört und beshalb verbedt, 
durch die gelegentlichen Urfachen. Diefe Störungen, daher das Ob und Wie ber 
Wirkſamkeit der gelegentlihen Urſachen, erfolgen aber wiederum nad) einer feften 
Ordnung, welhe Quételet das Gefeg der acciventellen Urfachen nennt. Das: 


”, Wagner, Geſetzmäßigk. I, 67 ff, 73 ff., Tüb. Zeitfehr. ©. 281, wo auch Die dürftige 
ſtaatswiſſenſchaftliche Kitteratur über die „Sefepe” in der Statiftit, in der Bollewirthfchaftsichre 
harafterifirt und fritifirt wird. 

94) Ueber dasfelre: Littrom im Gehler's phyſik. Wörterb. B. 10, Knies a. a. D. ©. 
158, Qusteler syst, soc., Dufau a. a. D., Helferich in den Gött. Gel. Anz. 1865, 
S. 505, Hildebrand’s Jahrb. 1865 I, 288, 295 (wo eine Aeuferung von mir durch Ber: 
aa * Worts Fraktion mit Funktion zum linfinn gemacht wird), Wagner Geſetzmäßigk. 
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jelbe zeigt an, „wie fi auf bie Länge eine Reihe von Erfcheinungen vertheilt, 
welche von konftanten Urſachen, deren Wirkungen aber gelegentliche Urfachen ftören, 
beherrfcht werben. Legtere paralyfiren ſich fhließlih, und es bleibt am Ende das 
Refultat übrig, welches ſich unabänverlid wiederholt hätte, wenn die konftanten 
Ufahen allein wirkfam gewejen wären". Das Gefeg der großen Zahl fließt 
dad Geſetz der accidentellen Urfachen implicite mit ein. Die Annahme, daß vie 
tonftante Urfahe in jedem Einzelfalle mitwirkt, aber in ihrer Wirkfamleit nad 
einer regelmäßigen Weiſe von einer gelegentlichen Urſache mitunter überwunden 
wird, ift eine logiſche Nothwendigkeit. Die Abweihungen von der Gleihförmigkeit 
in der großen Zahl der Fälle vertheilen fi fo regelmäßig und halten fid fo 
tuchgehend innerhalb gewiffer Grenzen, weil fie Refultanten aus den konftanten 
und gelegentlihen Urfachen find, welche gerade aus dem gleichzeitigen Gegen— 
einanderwirfen beider Arten von Urſachen hervorgehen 5), Um biefen wefentlihen 
Punkt richtig hervorzuheben, könnte man vielleicht in der Statiftit das Gefeg der 
großen Zahl beſſer das Geſetz ver fonftanten, die Wirkfamkeit der accidentellen 
überwindenden Urfachen nennen, dagegen aud von einem Geſetz ber Heinen Zahl 
Iprehen, welches das Geſetz der acciventellen, die Wirkſamkeit der konftanten 
überwindenden Urſachen ift. 

Wendet man fih nun zum ftatiftifhen Gefeg zurüd, fo fann deſſen Unter- 
ſchied vom Naturgeje der ftreng gleihförmigen (alfo nur von konftanten Urfachen 
beherrfchten) Erſcheinung nur darin liegen, daß man ald nächſte Urſachen, beren 
Belanntfein den Gebrauch des Worts Gefeg vorausjegt, die konftanten, in allen 
Fallen wirkenden, aber nur in ber großen Zahl zum Borfchein kommenden und 
die accidentellen, in ber Fleineren Zahl mitfpielenden Urfächen kennen müßte. Wäre 
dies erreicht, fo könnte au die ftrengfte Terminologie den Ausdruck ſtatiſtiſches 
Geſetz nicht tadeln. Jedes ſolche Gefeg würde nur einen noch viel ſchwierigeren 
Sieg der wiffenjhaftlihen Forſchung als ein einfaches Naturgefeg befunden. Des- 
halb heißt das aber auch größere Anforderungen an das ftatiftifhe Geſetz als an 
das Naturgefeg machen. Es ſcheint fi) daher wohl rechtfertigen zu laſſen, dieſe 
Anforderungen zu befhränten und nur den Nachweis der konftanten Urfachen zu 
verlangen, wenn bie ftatiftifche Gefegmäßigkeit ein Gefeg genannt werben fol. Die 
weitere Aufgabe befteht dann hier darin, einmal dieſe konftanten Urſachen auf 
böbere Gefege zu reduciren, fodann bie Art oder den faltifchen Gang der durch 
accidentelle Urfachen geftörten Wirkſamkeit der konftanten Urſachen durch die Auf- 
findung diefer acciventellen Urſachen zu beftimmen, — eine Aufgabe, welde ber 
anderen, die gefundenen nächſten Urſachen eines Naturgefeges auf höhere Gejege 
zwrädzuführen, ganz analog ift. Die richtige Gliederung der Aufgabe bei der 
Auflöfung und Erklärung ftatiftifher Gefege ergibt fih dann fofort. Die großen 


— 
— — — 


2) Qustelet, syst. soc. p. 305. Beiſpiele, an denen die obigen Abſtraktionen ſich leicht 
erläutern laſſen, find die Geiepmäßigkeiten der menfchlichen Körpergröße, der Bertheilung der 
Komceptionen auf die Jahreszeiten u a. m. 3. B. wirken konftante ürſachen auf ein Mittelmaß 
bin, accidentelle beberrfchen die wiederum ſich regelmäßig nah oben und unten vertheilenden Abs 
weihungen ; aber im abnormften pofitiven und negativen Gröfenunterfchied vom Mittelmaß wirken 
die konſtanten Urfahen mit, melde eine Abnormität über eine (emge) Grenze hinaus unmöglich 
machen (Aufhör en der Rebensfäbigkeit). Died Wirken der konftanten Urfachen in jeder Einzel 
beit (bier im Körper jedes Menfchen) nenne ich den in ihr waltenden Impuls, der eben in der 
Durchſchnitto groöße zum Ausdrud in der großen Zabl gelangt, man denfe namentlich an die ver- 
fhledene Größe beider Geſchlechter Geſetzmähigk. I, 54, Htldebrand’s Jabrb. 1865, 1. 295). 
Analog lafjen fid diefe Auffaffungen an anderen ftatiftijchen Gefegmäßigtetten entwideln. 
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Zahlen müfjen in Heine zerlegt nnd die Wirffamkeit der fonftanten Urſachen au 
in legteren aufgefucht werten, — ein meift nod zu wenig beachteter Punkt, 
über welhen die ausſchließliche Berüdfichtigung der großen Zahlen hat hinweg 
fehen laſſen. 

‚Indem bier die Gefege auf ihre möglihen Urfachen zurädgeführt worben 
find, ergibt fih ſchon, daß der Unterfchied zwiſchen dem ftatiftiichen Geſetz und dem 
gewöhnlich, übrigens gleihfals nah gar feinem ſcharf beftimmten Sprachgebrauch 
jo genannten Naturgejeg (der Naturwiffenfhaften) eben in der Art der Urſachen 
und der Art ihrer Wirkfamteit liegt. Nah dem allgemeinen Ariom der Bent: 
ahtungswifjenshaften, daß die Wirkungen ven Urſachen proportional find, folgt 
daraus, daß man a priori aus der Berfchievenheit der Urfahen Verſchiedenheiten 
der Geſetze und umgekehrt aus viefen, wieder Berfchiedenheiten der Urſachen ab 
leiten fann. Alle Naturgefege bilden dann aber feineswegs einen Gegenfag zu den 
ftatiftifhen Oefegen, vielmehr nur biejenigen, welde auf ein Abhängigkeitsverhäft- 
niß der Erfheinung ausſchließlich von fonftanten (ftet8 und ftets in bemfelben 
Maaße wirkenden) Urfadhen zurüdzuführen find. Hier gibt e8 daher nur eine 
abfolnte Gleichförmigkeit der Erfcheinung, jeder Fall ift ein Typus für alle 
Fälle. So verhält es ſich mit den phyfifalifchen und chemiſchen Vorgängen und 
den Geſetzen, auf melde dieſe reducirt find. Hier kann daher auch das ganze 
wiffenfcaftlihe Berfahren zur Auffindung der Geſetze viel einfacher fein. Die 
Vorgänge, folglich aud die Wiſſenſchaften find einfaher, infoferne legtere minder 
Ihwierig. Wie Rümelin ſehr gut entmwidelt 96), weil das Einzelne typifc if 
(d. h. weil nur fonftante Urſachen ftets gleihmäßig wirkffam find), jo berechtigt 
jhon eine einzige genau fonftatirte und forreft beobachtete Thatſache zu einem 
Induktionsſchluſſe und die Wiederholung der Beobachtung ift in der Regel nur 
zur Kontrole des menfhlichen Verfahrens erforberlih. Die Phyſik und Chemie 
fönnen daher auch auf vielen ihrer Gebiete weit rafher zum bebuftiven Verfahren 
gelangen. Die Aftronomie hat dies Ziel großentheils ſchon erreicht. Die Chemie 
wird von ihren genialften Vertretern bereits ähnlich behandelt. Anders ift es aber 
Ihon in anderen Naturwiffenfhaften, in deren Vorgängen fonftante und acc 
dentelle Urfahen zufammen und in verfchievenen Kombinationen wirken, wo baber 
eine völlige (typifche) Gleihförmigfeit ver Erfheinung nicht zu finden iſt, ſondern 
nur eine der äußerlichen Wahrnehmung entgegentretende mehr oder weniger große 
Regelmäßigkeit, wie in den phyſiologiſchen Vorgängen im menſchlichen, thierifchen 
und Pflanzentörper, in den Febensverhältniffen der Thiere und in den Witterung: 
erfheinungen u. U. m. Schon bier wirken immer mehr Urſachen immer ungleid- 
mäßiger ein, weshalb dieſe Phänomene denn auch ein fcheinbar regellofes over 
mit andern Worten ein ſcheinbar individuelles Gepräge tragen. Sie werben info 
ferne den menfhlichen Vorgängen ähnlicher, welche wir gewiß als bie vorzugsmeile, 
aber nicht als die ausſchließlich individuell erfcheinenden Phänomene betrachten 
fönnen. Spreden wir nicht von wetterwendifhen Menfhen und geben damit zu 
erfennen, daß wir felbft die menſchlichen Handlungen, geſchweige fonftige Vorgänge 


%) Rümelin Tüb, Zeitftr. Bd. 19 S. 656 ff. Uebrigens ſetzt auch diefer Statiftifer 
Natur und Menfch noch zu fcharf gegenüber. Gewiffe, dem Gebiete einiger Naturmiffenfcaften 
angebhörige Ericheinungen find den „Erfcheinungen an der Menfchbeit” näber verwandt, als den 
eigenilich typiſchen Naturerfheinungen. Durch obige Zurücfübrung der völligen und tbeilmeifen 
Gieichförmigkeiten auf Die verfchiedenen Syſteme von Urſachen fcheint mir Nümelin’s Aut 
einanderfegung wejentlich berichtigt zu werben. Es wird dadurch Die innere Zufammengehörigkeit 
der ſtatiſtiſch zu beobachtenden Phänoxene begründet. 
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im Menjhenleben eigentlich für gleichmäßiger als die Witterungserfcheinungen, daß 
wir alfo den wecjelnden Einfluß accidenteller (individueller) Urfadhen bet dem 
Wetter für größer als bei den menſchlichen Handlungen anzufehen uns für bered- 
tigt halten? Auch hier beftehen nur graduelle, nicht principielle Unterfhiede im 
Berurfahungsfyftem zwifhen Natur und Menſch. Dieſes Syſtem wird nur beim 
Menfhen komplicirter, daher auch fchwerer entwirrbar, aber es gleicht dem Syſtem 
von fonftanten und accidentellen Urſachen, welches in den nicht tupifchen Natur— 
vorgängen wirkſam ift. Für die Statiftif ift die ſe Auffafjung von entſcheidender 
Bedeutung. Rümelin generalifirt noch zu fehr, wenn er fagt, im Reich ver 
Natur ift das Einzelne typiſch, in der Menfchenwelt individuell (S. 657). Ob— 
gleich er ſchön entwidelt, daß aud hier die Unterfchiede fließend find, veranlaßt 
ihn doch die vorgenommene Scheidung zur Beſchränkung der Statiftit auf das 
Gebiet der individuellen, d. h. dann für ihn der menfhlihen Erſcheinungen. Eine 
unhaltbare, wieder mannigfad präjubicirlihe Einſeitigkeit, welche ſchon durch 
Quételet's Leiftungen überwunden worden ift. Sie wird vermieden, wenn man 
den Charakter der Urſachen und Urfahentombinationen zum Ausgangspunft nimmt, 
was und das Richtige zu fchein fcheint. Innerhalb der Menjchheit felbft haben 
wir dann wieder zahliofe graduelle Unterfchiede des Berurfahungsfyftems, nament- 
ih im Großen und Ganzen betrachtet ein VBorwalten der blos fonftanten Urfadhen 
und eine nad Anzahl und Einfluß geringere Summe von acciventellen Urſachen 
auf niedrigen Kulturftufen und unter niedrig ftehenven, d. h. ungebilveten Menfchen- 
Kaflen, dagegen eine immer ftärfer werdende Summe ftörender accidenteller Ur- 
ſachen auf höheren Kulturftufen. Daher denn ver typifhe Charakter der Maffen 
dort, die größere Varietät, der invivinnelle Charakter hier, was Rümelin eben- 
falls richtig Fonftatirt, was aber bei unferer Auffaſſung aud gleich feine Erklä— 
ung findet. Man denke, um nur eines hervorzuheben, an die Allmacht der Bolts- 
fitte auf niedrigen Stufen der Bildung, wo die Sitte als fonftante Urfache beinahe 
völlig gleichförmig wirkt, d. h. ©leichförmigkeit der Handlungen bei zahllojen 
Perfonen in einem gegebenen Falle hervorruft, während die im Gebildeten wirk- 
ſamen Bildungselemente in ſolchen Fällen als zahlreiche acciventelle Urfachen mit- 
wirken und vie Handlungen als Refultanten viefer accidentellen und jener fon- 
ſtanten Urſachen viel unregelmäßiger ausfallen laffen. Es ergeben ſich aus biefer 
Verſchiedenheit der Verurfahungsiyfteme auf verfhiedenen Kulturftufen auch ver- 
ſchledene Anforderungen an die Statiftik. 

B. Objekt, Aufgabe und Begriff der Statiftil. Das 
Borausgefchidte fegt uns in den Stand, das DObjelt und damit aud das Ge— 
biet der Statiftit wiffenfhaftlid zu beftimmen. Negativ gefchieht dies durch 
Bezeichnung derjenigen Erſcheinungen, welche nicht Objekte der Statiftif find. Die 
wirtih ty pifchen Erfcheinungen find es nicht, welche einzeln ftet8 in berfelben 
Weiſe vor fi gehen, aljo blos von feften, ftets gleichartig wirkenden Urſachen 
abhängen. Bei ihnen geftattet eben eine einzige genaue Beobadtung einen In« 
dultions ſchluß. Ift das Gefeg diefer Erfheinungen dann einmal gefunden, jo fann 
uun das bebultive Verfahren angewandt und aus dem befannten Geſetz bie be« 
Rimmte Erfcheinung in jedem falle abgeleitet werben. Werner bilden diejenigen 
Grfheinungen nicht das Objelt der Statiftil, welche (oder genauer gefagt: ſoweit 
fie) fih als umvermeidlihe Ableitungen (Deduftionen) aus einem, einerlei wie ge- 
fundenen Geſetze erflären laſſen. Dahin gehören vor allen die Ableitungen aus 
mathematifchen Gefegen, fowelt man von folden Ableitungen zur Erklärung ter 
Erfheinungen der realen Welt Gebrauch macht (3. B. Beftimmung des fogenannten 
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mathematifchen oder folaren Klima’s). Yerner — und das ift der Grund, deſſent⸗ 
wegen wir hier davon zu fprechen haben — die Ableitungen aus den durch bie 
innere pfychologifhe Prüfung unferer felbft gefunvenen Geſetzen, nad melden ge 
wiffe Hantlungen des Menfchen regulirt werden. Die wirtbfhaftliden E— 
fheinungen, foweit fie blos vom Gelbftinterefje des Menſchen (vulgo Eigennug) 
abhängen, find diefer Art. Es verräth eine völlige Unklarheit über die Methode 
in der Nationalölonomil, wenn gegenwärtig von verfhiedenen Seiten fo oft das 
dedultive Verfahren in der Volkswirthſchaftslehre gänzlich verurtheilt und das 
induktive (hiftoriich-ftatiftiiche) al das allein berechtigte bezeichnet wird, Endlich 
find allgemein alle Ableitungen aus einmal bereits, entweder durd das einfade 
(naturwiſſenſchaftliche) over durch das fomplicirte (ftatiftifhe) Induktionsver⸗ 
fahren gefundenen Gefegen bier zu nennen. Angenommen, das Selbftintereffe wäre 
durch methodifhe Maſſenbeobachtung, nicht durch innere Erfahrung als Hanpt- 
regulator der wirthihaftlihen Handlungen erfannt worden, wie denn bier bie 
innere Erfahrung über die Urfahe und die unmittelbare äußere Beobachtung ber 
Wirkung immer zufammen gingen, fo würde nun das induktive (ftatiftifche) Ber 
fahren in ber Volkswirthſchaftslehre theilweife unnöthig werden und burd bas 
debuftive zu erjegen fein, fo gut wie 3. B. feit der Entvedung des Gravitation 
gefeges bis zu einem beftimmten Grave in der Phyſik und Aftronomie. 

Nah dieſer negativen Beftimmung des Objefts der Statiſtik läßt ſich dad- 
jelbe aud leichter poſitiv beftimmen. Objekt der Statiftit find alle Erfcheinungen 
der realen Welt (in- und außerhalb der Menfchheit), welche als Funktionen von 
fonftanten und accidentellen (nicht immer alle zugleih, noch alle in demſelben 
Grade der Stärke wirkenden, noch ftets in derſelben Weife fombinirten) Urſachen 
feinen abjolut gleihmäßigen, wohl aber einen im Ganzen (in ber großen Zahl 
der Fälle) durch die fonftanten Urſachen bebingten regelmäßigen Charakter haben. 
Dan kann dann an diefe Begriffsbeftimmung glei weiter anknüpfen: Erſchei⸗ 
nungen, welde daher zur Auffindung und Erklärung der Gefege, nach welden 
fie fi reguliren, und des Abhängigkeitsvearhältnißges von den ihnen zu Grunde 
liegenden Urſachen einer methodisch oder ſyſtematiſch zuſammenhängenden Reihe von 
Maſſenbeobachtungen der Einzelfälle bevürfen. Die Gefammtheit dieſer Erfcheinungen 
bildet das Gebiet der Statiftit. 

Dbjekte der Statiftit find mithin die früher bezeichneten nicht-typifchen Bor- 
gänge in der Natur und der Menfchheit. Nach der obigen Begriffsbeftimmung 
fünnen wir nun von Statiſtik mit gutem Gewiffen auch wiſſenſchaftlich fpreden, 
wo bie Praris es feit lange gethan, während einfeitige Theorien von biefer Sta- 
tiftit nichts wiffen wollten oder folgerichtig nichts wiflen durften. Die Witterunge-, 
die mediciniſche Statiftit find nun fo gut untergebradht, wie bie Bevbllkerungs⸗ 
und die Geld: und Krebitftatiftit. Unterfuhungen wie die über die Abhängigleit 
ber Entwidlung der menſchlichen Intelligenz von der Entwidiung (Größe, Geftalt, 
phyſilaliſchen und chemiſchen Beſchaffenheit) des Gehirns oder über die Puls 
frequenz und Körperwärme beim Fieber und nad den Lebensaltern, oder über den 
Zufammenhang zwiſchen dem Stand des Grundwaflers in den Brunnen und ber 
Cholera, find fo gut ftatiftifche, als Forſchungen über vie Frequenz der Verbrechen 
in verſchiedenen Lebensaltern und auf verſchiedenen Kulturftufen oder über ben 
Einfluß der Regierungsform auf die wirthſchaftliche und ſittliche Entwicklung ber 
Völker, auf die Vertheilung des Grundeigenthums u. a. m. 

Nun läßt fih auch das Verhältniß der Statiftil zu denjenigen Wiffenfhaften 
leicht beftimmen, in welchen ausſchließlich oder im gewiſſem Umfange das bebuftive 
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Berfahren, fei e8 von Anfang an, fei es, weil bereitd eine Summe durch Inbuf- 
tion gewonnener Gefege befannt ift, befolgt werbeu Tann, z. B. zur phyſikaliſchen 
Erdkunde, zur Bollswirtbfchaftslehre, zur Politif u. a. m. Die Debuftionen aus 
ven Gefegen diefer Wiffenfchaften können nur infoweit richtig fein, als die reale 
Erſcheinung, wie e8 der Hypotheſe entſpricht, ausſchließlich die abhängige 
Größe der konftanten, nad dem befannten Geſetz herrſchenden Urſache ifl. Dies 
ft aber in der Wirklichkeit nicht immer der Fall und am Wenigften da ber Fall, 
wo man es, um mit Carey zu reden, mit ven höheren und höchſten Stoffformen, 
wo man es mit den Menfchen zu thun hat. Selbft das Fallgeſetz gilt in Wirt- 
likeit nicht genau, weil e8 auf den Iuftleeren Raum berechnet ift, und durch den 
Diverftand der Luft, Reibung u. f. w. mobificirt wird. Das wahre oder phyſi⸗ 
laliſche Klima oder die Verteilung der Wärme über die Erboberflähe wird durch 
eine fonftante Urſache, das mathematifhe Klima ober die Entfernung vom Yequa- 
tor vorherrſchend, aber daneben durch zahlreihe acciventelle Urſachen, die Ber- 
tbeilung von Land und Waffer, die Konfiguration des Landes, die Meeres⸗ 
frömungen u. f. w., deren Einfluß zum Theil ebenfalls wiederum unter ber 
Einwirkung ihrer eigenen wechfelnden Urfachen nicht feft gleihförmig iſt, mit be- 
fimmt. Es bedarf daher zur Feftftellung des wahren Klima’s eines zeitlich und 
räumlich ausgebehnten Beobachtungsſyſtems. Aehnliches gilt von den Gefegen ver 
Ebbe und Fluth, die auch ein 775* nur für den freien Ocean nach den 
Geſetzen der Mechanik berechnen, d. h. deduktiv beſtimmen konnte. In der Volks- 
wirthſchaftslehre betrachten wir nach der mir mit Milt9) allein richtig ſcheinen⸗ 
den Methode ven Menſchen zunächft ale ausſchließlich von feinem perſönlichen 
Interefie und dem Streben na Vermögen geleitet. Gegen dieſes Streben fungiren 
blos accidentelle Urſachen guter und ſchlechter Art, nicht nur die Trägheit 
md die Neigung zum Lurus, wie Mill will, die Eitelkeit u. f. w., aber auch 
niht nur das Gewiſſen, wie Rofcher, der Gemeinfinn, wie die meiften Neueren 
wollen, — das Gelbftintereffe und das Gewiſſen find feine foorbinirten Gegen- 
füge —, als gegenwirkende Potenzen, Wir fuhen nun aus dieſer Beſchaffenheit 
der den Menſchen in feinen wirthihaftlihen Handlungen bewegenden Urfache zu 
beftimmen, wie demnach diefe Handlungen ausfallen werben. Aus der Gleichartig- 
keit der Urſache, welde in Allen wirkt, wird auf die Gleichartigkeit ver Wir- 
tungen, d. h. der wirthſchaftlichen Vorgänge geſchloſſen. Hierdurch gelangt man 
zur Aufftellung gewiffer Gefege, welde ausfagen, wie fih, unter ber gegebenen 
Borausfegung, d. h. unter der Annahme jenes einen Impulfes, bie wirthſchaft⸗ 
lichen Borgänge zutragen. Diefe Gefege find ſtets Abftraftionen, bei welden 
man, wie 3. B. beim Fallgeſetz, von modificirenden Einflüffen zunächſt abfieht. 
Sie find berechnet auf Menfcen, welche eben nit nur vorzugsweife, wie 
in Wirklichkeit, fondern ausſchließüich von ihrem richtig verftandenen wirth⸗ 
ſchaftlichen Intereffe unter einem Zuftande völlig freier Konkurrenz fi leiten 
laſſen. Selbftverftändlich find diefe Gefege im konkreten Leben niemals völlig rein 
wieder zu finden. Aber durch die Einführung erft eines, dann mehrerer mobifici- 
tender Faktoren, wie fie in Wirklichkeit vorlommen, fann man felbft im Räfonnes 
ment und ber beduftiven Spekulation annähernd im Bozaus beftimmen, wie ſich 





9) Bol. Mill, Logik ıı, 519—524. Durchaus nicht zu ihrem Vortheil hat ſich die neuere 
deutfche Nationalöfonomif, meines Erachtens, von dem Boden diefer Auffaffung entfernt, wodurch 
Me Berwirrun entgegengeießter, principlofer Meinungen, die wir im Augenblid 3. ®, in der 
biflorifgen Sqchule und der neweften, gegen fie teagirenden Midhtung fehen, eniftanden iſt. 

Dluntfliun Brater, Deutſches Gtaats-Wörterbuß. X. 30 
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unter der und der Borausfegung gewiſſe wirthfchaftliche Vorgänge in einer fon- 
freten Volkswirthſchaft wirklich zutragen. So find denn auch die meiften und wich · 
tigften Gefege der Nationalöfonomit gefunden und fo haben vie größten National 
öfonomen, die Smith, die Ricardo, die Hermann und Thünen operirt. 
Bei diefem Berfahren liegt aber, je mehr motificirende Faftoren im Räfonnement 
zu beachten find, und je fomplicirter die Berurfahungsfpfteme werben und je leichter 
daher dad Räfonnement in quantitativ beftimmten in ein folhes in vagen Begriffen 
übergeht, defto näher die Gefahr einer ſchiefen und unrichtigen Deduftion. Als Kom 
trole für legtere hat dann das inbuftive Verfahren zu dienen, und zwar vornehmlid 
die foftematifhe Maffenbeobahtung der Statiftil, und nur in zweiter 
Linie die gefchichtliche Beobachtung, legtere aber, welche ihrer Natur nach bei ver 
Unmöglichkeit der do unumgänglichen Ifolirung der Urſachen niemals einen ſicheren 
Beweis geftattet, flets nur als mangelhafter Erfag der ftatiftifchen Beob- 
achtung. Dies iſt die erfte und die Hauptbebeutung ver Statiftit in der BVolls- 
wirtbfchaftslehre als ziner Disciplin, in welder die fonıfante Haupturfade ver 
Erſcheinungen durch die piychologifhe Prüfung des eigenen Innern gefunden werben 
fann, Die Statiſtik tft bier zunächſt Kontrolmittel und Berifilationsverfahren. Es 
verhält fih mit der VBolfawirtbfchaftslehre eben anders ald mit ben reinen Ratur- 
wiffenfchaften, in welden von vorneherein freilih nicht mit Spekulation begonnen 
werden kann. In jener Wiſſenſchaft ift die Spekulation auf Erfahrung ge 
gründet. So beredtigt die Reaktion gegen den philofophifhen fpefulativen Abſolu— 
tismus und feine baltlofen Konftruttionen in ven Naturwiffenfhaften war, obgleich 
man aud hierin nicht felten zu weit ging, fo vorfihtig muß man die Berechtigung 
der Reaktion Seitens der fogenannten hiſtoriſchen Schule in der Nationalöfonomit 
gegen die ältere brittifchedeutiche Schule erft prüfen. In zweiter Linie kann bann 
bie Statiftif aach für die Volkswirthſchaftslehre eine — zunächſt allerdings nod be 
ihränfte — ſelbſtändige Bedeutung gewinnen und infoferne bier auch für fle 
zum Ausgangspuntt werben. Die konkreten Vorgänge ald das Produft zahlreicher 
miteinwirkender Urſachen werten fhftematifch maflenhaft beobadtet, möglichſt in 
ihren einzelnen Phafen quantitativ genau beftiimmt, und dann auf ähnliche Weile 
viefe Beobadtungen zur Ableitung der Gejege benugt. So hat man gewiſſe Er: 
ſcheinungen des Geldes, des Papiergelves, des Kredit: und Bankweſens der Preis- 
geftaltung u. a. m. bereits mit Erfolg behanvelt. Aber groß ift der Umfang ber 
nad dieſer Methode bisher gewonnenen Refultate noch nicht, auch hier führt der 
andere Weg, das deduktive Verfahren, oft ebenfo ficher zum Ziele, jo daß beide 
Methoden fi gut ergänzen (3. B. bei ber Berichtigung der falihen Theorie — 
Duantitätstheorie —, daß der Werth des uneinlösbaren Zwangsturspapiergelves 
genau im umgekehrten Berhältniß zur Menge gegenüber dem Metallgeld und ven 
Warren fhwanfe u. dv. a. m.). Umfaſſend ift auch nod für lange Das Gebiet 
berjenigen wirthſchaftlichen Erſcheinungen faum, vie mit größerem Erfolg ober 
vollends ausſchließlich für das induktive ftatiftifche Berfahren, ſtatt für dad 
debuftive in Anfpruch genommen werben können. Es ift für die richtige Auffaflung 
der Statiftif fehr wichtig, gerade diefes ihr Verhältniß zur politiihen Oekonomie 
richtig zu verftehen. Unſere Anficht fucht das Zuviel und Zumenig zu permeiden 
und dadurch ter Gtatiftif das ihr Gebührende zu vindiciren. Man wird der Sta— 
tiftit ala Methode (f. u.) nur dann gerecht werben, wenn man fi bewußt ifl, 
mo und unter welhen Borausfegungen bie gerade emtgegengefegte Methode Platz 
greifen darf. Soweit übrigens — um vdiefen wichtigen Punft noch genauer zu 
präcifiren — in der Voltöwirthihaftslchre eine andere als bie deduktive Methode 
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berechtigt ift, umd zwar bie induktive, ſo muß letztere wo möglich wenigftens bie 
Ratiftifche fein, welche mit ihrer ziffermäßigen Eraktheit allein einen ftrengeren 
Beweis geftattet, woneben bie fogenannte hiſtoriſch-phyſiologiſche Rofher’s nur 
in Ermanglung genauer ftatiftifher Daten als Erfag dienen fann, — eine An- 
fiht, welche allerdings gerade von Roſcher abgelehnt wird, mir jedoch vom Stand» 
punkte der hiftorifhen Schule felbft folgerichtig Billigung zu verbienen fcheint 9). 

Der Gefichtspunft, welcher uns bei der Beſtimmung des Objekts der Statiftif 
leitete, war die Zurüdführung ver Art der Erfcheinungen als Wirkungen anf eine 
entſprechende Art von Urfadhen. Daraus folgt dann fofort, daß fyftematifche 
Maſſenbeobachtungen nothwendig find, um allen den möglicher Weife mitwirfenden 
Urfahen gewiffermaßen Gelegenheit zu geben (und Zeit zu laffen), ihr Vor— 
bandenfein und ihre rrelative urſächliche Bedeutung für die Erſchei— 
nung zu zeigen, wenn es etwa in einer Fleineren unjyftematiichen Reihe von Be— 
obachtungen dieſer Erſcheinung noch nicht gefchehen wäre. Dies jcheint mir ein 
anderer, tiefer auf das Weſen der Sache eingehender Gefichtspunft zu fein, 
ala er ſich felbft bei Dustelet und Rümelin findet. Denn erft daburd wird 
de Forderung einer großen Zahl von Beobadtungen motivirt, d. h. die un« 
bedingte Nothwendigkeit einer großen Mafje ſyſtematiſcher Beobachtungen begreif- 
ih. Fälſchlich ſagt man, nur in den großen Zahlen fommen die Regelmäßigfeiten 
vor, im dem großen Zahlen fieht man vielmehr nur die wirkliche relative Bedeu- 
tung ber Urfadhen, während in einer Meinen Zahl von Beobachtungen vielleicht 
gerade einmal die Wirkungen der relativ unmichtigeren Urfachen zum Ausdruck 
gelangen. Daher muß man infoferne mit Recht jagen, die Zahl der Beobachtungen 
lann nicht groß, ihr ſyſtematiſcher Zufammenhang nicht fireng genug fein, weil 
erſt damit die Wahrfcheinlichkeit immer größer, fchlieglih der Gewißheit beinahe 
gleih wird, daß in den durch Beobachtung konftatirten einzelnen Wirkungen wirt- 
lid das wahre, ſchließlich maßgebenve, die Erfheinung beherrſchende Kaufalitäte- 
verhältuiß richtig und vollftändig zum Ausdruck gelangt ſei. 


— — — — 


%) 291. Roſcher, Syſt d. Volkswirthſch. 1, (5. Aufl. 1864) 8. 18, 22, 26 ff. Der er 
olgreiche Eifer in der Durchforſchung der Wirtbichaftee und Litteraturgeichichte früherer Zeiten 
han in feinem günftigen Einfluß auf die Volkswiribſchafislehre dabei vollſtändig anerkannt wers 
den. Aber wie immer droht, befonders in der „Schule“, eine Kinfeitigfeit der anderen zu folgen. 
Rofiher fcheint mir doc die Bewelskraft feiner Methode zu überftägen. Schon Knies bat 
in jeiner polit. Defonomie (Braunftw. 1853, vgl. 5. B. S. 221 ff.) bei aller Anerkennung 
Rofher’s die Mängel der „biftoriihen Metbode* und das Unklare in der Gegenüberfegung 
der „pbilofopbifcken“ und, „biftorifhen Methode“ bervoraeboben. Neuerdings hat der Eareyaner 
Dübring (frit. Grundfag. d. Bolkew. Lehre. Berl. 1866, 3. ®. ©. 44 ff) u. 9. au gegen 
den alien Hiflorismus* in der Volkswirthſchafislehre Front gemacht. Aber obgleich er die 
wahre Aufgabe fehr richtig formulirt — die Erſetzung des Näfonnements in vagen durch das 
In quantitativ beſtimmten Begriffen —, fo verftößt er nicht nur felbft wie Carey, deſſen uns 
egafte Naturwiſſenſchaft und unhiſtoriſche Geſchlchte Roſcher mit vollem Rechte tadelt (Syſt. 1. 
$. 154), gegen fein kritiſches Hauptprincip, fondern er verfennt auch die wahre Schwäche deö 
„Diftorismus“, die in nichts Anderem lient, ald darin, daß eine mangelbafte induktive Methode, 
eben die biftoriihe, der vollkommeneren ſtatiſtiſchen fubftituirt wird, Dübring bat denn auch, 
fo nahe er daran ftreifte, die eigentliche Bedeutung der Statiftif nit erfaht. Gegen Rofcher 
meine ich eben, daß die genenfäplichen Methoden auch in der Nationalöfonomit Deduktion und 
Induftion find, von denen fich Die zweite in die beiden Zweige fvaltet, die genaue Quantitäts— 
beftimmungen — ſtatiſtiſche und die ſolche nicht geftattende hiſtoriſche. Die letztere wird 
ade dieſes Mangels felten einen wirflih zuverläffigen Beweis liefern können. Vortrefflich 

fich in aller Kürze rüber die Methoden der Bollswirtbfhaftslehre v. Mangoldt, «Grund 
d, Bollaw. 2. EStuttg. 1863, $. 11). Es iſt in ver That fein Grund eingufeben, warum man 
de alten guten Ausdrüde Deduktion und Induktion in unfrer Disciplin wegfallen lafien joll, 


30° 


468 Statiftik. 


Die Aufgabe der Statiftit läßt fih alsdann dahin beftimmen, daß bie 
Objekte, d. h. die oben bezeichneten Erfcheinungen der realen Welt als Bir- 
tungen (Ausdruck) eines komplicirten Verurſachungsſyſtems der angegebenen Art 
aufzufaffen find. Diefe Aufgabe gliedert fih dann in folgender Weile ®) 

1. Die Erfennung der Erfheinungen als Objekte der Statiſtil. 

2. Die Beobachtung der Erfceinungen als folhe Objekte, daher die 
Anftellung fyfematifher Maffenbeobadhtungen. 

3. Die Aufzeihnung oder Regiftrirung der Beobadtungen alt 
ftatiftifche. 

4. Die Sammlung und Klaffifitation ver aufgezeichneten Beob- 
achtungen. 

5. Die Sichtung derfelben (formelle Kritik). 

6. Die Oruppirung der gefichteten Beobahtungen, die Vornahme von 
Rehnungsoperationen, bie tabellarifhe Zufammenftellung. 

7. Die Auffindung der Öleihförmigfeiten. 

8. Die Erklärung der gruppirten Beobadtungen und der Gleichförmig- 
keiten, da8 heißt die Aufdedung des Kaufalverhältniffes in den Erfdeir 
nungen und ber räumlidhen und zeitlichen Berfchiedenheiten. 

9. Die Ermittlung der Regelmäßigleiten und Regeln, ber Ge— 
fegmäßigfeiten und Gefege, welde ven beobachteten Erſcheinungen und 
Gleichförmigkeiten zu Grunde liegen. 

10. Die Darlegung (refp. Beröffentlihung) der anfgezeichneten, 
Haffificirten und gruppirten Beobachtungen und der gewonnenen Refultate mittelf 
verſchiedener Darftellungsmittel. 

Die Erfüllung diefer alfo geglieverten Aufgabe erheifcht zwei grunbfäglid 
verſchiedene Thätigkeiten, nämlich Operationen, welche im Wejentlihen mehani- 
(her Natur find und eine untergeorbnete geiftige Thätigkeit beanſpruchen, um 
Operationen, welde ein geiftiges Schließen vorausfegen. Jene verlangen 
eine gewiffe Fertigkeit, find wie eine Kunft tehnifch zu erlernen, biele 
erfordern einen logifh gefhulten Berftand, eine wiffenfhaftlid: 
geiftigere ZThätigkeit. Zu jenen gehören das unmittelbare Beobachten, Aufzeichnen, 
Sammeln, Sichten, Gruppiren, Rechnen, Umftellen, Umwandeln, das Auffinden 
der Gleihförmigkeiten, das Darlegen und Schildern, alfo Punkt 2—7 und 10; 
zu diefen Thätigfeiten dagegen gehört das Erkennen ver Erfcheinungen als flati- 
ſtiſch zu beobachtende, das Erflären und das Ermitteln ver Gefege, alfo Pantt 
1 und 8 und 9 obigen Schema’s. Dort genügt im Ganzen ein technifch geſchulter 
Verſtand, die richtige Handhabung eines techniſchen Berfahrins, das durch Uebung 
gelernt werden muß. Hier handelt e8 fi dagegen ſtets um logifche Schulung, um 
wiſſenſchaftliche Fähigkeit, beobachtete Erfheinungen als Wirkungen gefegmäßlz 
einwirfender Urſachen aufzufoffen, die Art (Charakter) des VBerurfahungsfyfteme 
zu erfennen und allgemeine Schlüffe aus den nah dem technifchen Berfahren ver- 
arbeiteten Beobachtungen zu ziehen, alfo um wiſſenſchaftliche Urtheile und Schläffe. 
Diefe kurz gefprochen technifchen und geiftigen Operationen gehören aber enge zu 
fammen, die Vornahme der technifchen Operationen hängt ab von dem Urtheil, 
ob die Erſcheinungen dem Beobachtungsverfahren zu unterziehen find. Die Refultate 





99) Mit Anlehnung an Engel’s Darftelung der Methoden der Statiſtik, f. ſtatiſt. Semin- 
F— =. Wagner Befepmäßgt I; * 3 82 ff., Tüb. geitſchr. 1865 (Br. 21) 
275, i . 
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ber technifchen Thätigkeit bleiben tobtes Material, ohne die geiftige Operation, 
weiche fie zu benugen weiß. Die beiden verfchiedenen Operationen bilden deshalb 
auch zufammen ven Inhalt Einer Disciplin, der Statiftil, die aber nad dieſen 
beiden Operationen als eine Methode der Beobadtung und als eine auf bie 
Refultate dieſer Methode geftügte induktive Wiſſenſchaft erſcheint. Man findet 

te hierzu auch fonft, 3. B. in der mifrostopifchen Anatomie und Phyſio— 
logie, wo es fih aud um Handhabung eines tehnifhen Berfahrens, einer Beob- 
ahtungsmethode und um die Berwerthung der mit Hülfe dieſer Methode ge 
wonnenen Refultate handelt 1%). 

Die Definition der Statiftil wird demnach lauten: die Statiftif ift eine Methode 
und eine Wiffenfhaft, — eine Methode, nämlid bie genaue Duantitätsbeftim- 
mungen bezwedenve, qualitative auf quantitative Verſchiedenheiten zurädführende 
Ipftematifhe Maffenbeobahtung aller derjenigen Erſcheinungen der realen 
Belt, welche als Funktionen von konftanten und acciventellen Urſachen keinen abfolut 
gleihmäßigen, typifchen, fondern blos einen im Ganzen regelmäßigen Charatter 
(Geftaltung, Entwidlung) haben (f. oben über Dbjelt der Statiſtik), und eine 
Biffenfhaft, nämlich die indultive Beobachtungswiſſenſchaft, melde mit Hülfe 
biefer Methode die foeben bezeichneten Erſcheinungen nad ihren Kaufalverhält- 
niffen erflärt und die Gefege, nach denen fie ſich geftalten, aufdedt. 

Diefe im Gegenfag zu den typiſchen Naturvorgängen komplicirten Erfchei- 
nungen ber Natur und Menfchheit bilden ein Gebiet, welches durch den gleich- 
artigen Charakter feines Berurfahungsiyftems oder das Konkurriren von konſtanten 
and accidentellen Urfadhen als ein zufammengehöriges, für die Anwendung eines 
und besfelben methobifhen Beobachtungsverfahrens geeignetes bezeichnet wird. Die 
Gefammtheit viefer Erfcheinungen fteht unter fi in einem Berhältniß vielfacher 
gegenfeitiger Beeinfluffung. Auch diefes Verhältniß gehört zu den durch bie Sta— 
tiftit aufzudedenden Kaufalttätsbeziehungen. Wegen der — Abhängig- 
feitöverhältniffe menſchlicher Vorgänge und Handlungen von ber Natur, 5. B. von 
Mimatifchen, Witterungs-, Bobenverhältniffen, von der Bewegung der Erde um 
die Sonne und um ihre Are iſt es durchaus — menſchheitsſtatiſtiſche 
und naturſtatiſtiſche Unterfuhungen in Quételet's Weiſe zu vereinigen. 
Dann handelt es fi) aber in der That darum, wie es oben ausgebrüdt wurbe, 
den Mechanismus der realen Welt mittelft der Statiſtik aufzulöfen und zu er- 
Mären. Denn diefer Mehanismus befteht eben in dieſem Berhältniß ver Abhängig- 
kit und Beeinfluffung zwifchen ben verſchiedenen Erſcheinungen der realen Welt, 
indem dieſe legteren durch das Taufale Band, die einen als Urfachen, die anderen 
als Wirkungen, dann diefe wieder ald Urfahen und jene als Wirkungen, — nicht 
notwendig als Wechſelwirkungen — mit einander verknüpft find. Es zieht 
fh auf diefe Weife ein Zufammenhang durch alle, oft auch die ſcheinbar völlig 
beziehungslofen Erſcheinungen der realen Welt, welder ſchon in den einzelnen 
wenigen Beziehungen, in denen ed der Statiftil bisher gelungen ift, ihn aufzu- 
dedden, oft das größte Erftaunen hervorrufen muß. Ober ift es nicht für das ge- 
wöhnlidhe matärlihe Bewußtſein erftaunlih, daß zwiſchen dem Stande der Erde 
jur Sonne und den Geburten, gewiffen Verbrechen, ja fogar den Selbftmorben 
ein gewiffer Kaufalzufammenhang befteht? Nachdem verfelbe einmal durch bie 
Statiftit aufgevedt iſt, kann man ihn fi freilich mitunter durch Räfonnement 


1 . die Bemerkung von Roſcher a. a. O. $. 18 und die treffenden Gegenbemer⸗ 
tungen Amine 2. 0. 0. 6. 663 * ef eg 
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begreiflich machen, aber wer beshalb das Verbienft der Statiftil, wie es. gelegent: 
lich von fpefulativ philoſophiſcher Seite gefhehen, herabjegt, ver erinnert doch an 
jene Leute, welde Columbus auf fo draftifhe Weife von ver Schwäche ihrer apri- 
oriftiihen Weisheit Überzeugen mußte. Gerade fir die Menfchheitsftatiftil,, zumal 
für die Theile derfelben, bei welchen uns bie eigene innere Erfahrung wenig over 
gar keinen Auffchluß geben kann, wird es heilſam fein, gleich durch die Begrifft⸗ 
beftimmung der Statiftif daran zu erinnern, daß es fih um Auflöfung und Er 
Härung des mechanifhen Zufammenhangs zwiſchen allen möglichen Arten realer 
Erſcheinungen bantelt. Befonvers in den Fällen, wo man es mit ſcheinbar gan 
vom freien Willen abhängigen Handlungen ber Menſchen zu thun bat, kann 
man ſchon nah den wenigen biöherigen Erfahrungen mit Sicherheit annehmen, 
baf eine ftatiftifche Behandlung, d. h. eine fuftematifhe Maſſenbeobachtung eine ganz 
Reihe von fonftanten Abhängigfeitsverbältniffen diefer Handlungen nicht bios von 
focialen, fondern aud ven Verhältniffen der äußeren Natur und der phyſiſchen 
Drganifation der Hantelnden zum Vorſchein bringen wird. 

C. Die Ausführung und Erfüllung der ftatiftifchen 
YUufgabe In Ausführung der ftatiftiihen Yufgabe wird man zuerft bie 
Objekte durch Ausscheidung der typiſchen Naturphänomene und ber bereits bebuktiv 
zu erflärenden Erſcheinungen feftftellen müffen. Gegenüber ven legteren Erſchei— 
nungen fann es fi aber darum handeln, als Kontrole, zum Zwed der Prob: 
des beduftiven Verfahrens, ebenfalls ftatiftifhe Beobadhtungen anzuftellen. Die 
Art der Beobachtung und der Benugung der angeftellten Beobachtungen muf 
dann, wenn die Kontrole objektiv vorgenommen werben foll, in derſelben Weile 
erfolgen, ala wenn das induftio ftatiftiiche Verfahren felbftändig den Anfang bildete. 
Um vie ftatiftifchen Objekte dann zu erfennen und die typifhen mit Sicherheit 
auszufheiden, wird man eine Art Vorbeobachtungen anftellen müſſen. Bei biejen 
geht man von der Vermuthung aus, daß ale Erfcheinungen der realen Welt in 
das Gebiet der Statiftit gehören möchten und felbft die typiſchen mitunter nur 
ſcheinbar typifch find und doch unter gewiffen modificirenden Nebeneinflüffen ftehen 
fönnen. Der gebildete Verſtand wird dann mit Nüdjiht auf den ſachlichen Gehalt 
und Sinn der Beobachtungen kritifh prüfen beftimmen müflen, ob den Borbeob- 
achtungen ein ftatiftifcher Werth zufomme und durch fie die betreffende Erſcheinung 
in das Gebiet der Statiftil verwiefen werde. Diefe Borbeobadhtungen lönnen ihrem 
Zwecke nad weder fyftematifh noch maffenhaft fein, oft genügt eine oder wenige 
Beobachtungen, um eine Erſcheinung als Objekt der Statiftit mit ziemliher Sider- 
heit betrachten zu laflen. Eben deshalb bevarf es hier aber eines wiſſenſchaftlichen 
Urtheile. Allgemeine fefte Regeln laſſen fi) ſchwer geben, auf die Fähigkeit, ven 
Takt, vie Uebung des GStatiftifers kommt hier das Meifte an. Kombinationsgabe 
und Divination jpielen, auch hier viefelbe Rolle, wie in ven einfadyen indultiven, 
ven Naturwiffenfhaften. Ja, gerade darin zeigt fi) der Meifter, daß ihn wenige 
Beobachtungen divinatorifd zu einer Hypotheſe führen, welche nun durch ſyſtema⸗ 
tische Maſſenbeobachtung genau geprüft wird. Derjenige, ber wie Dudtelet in 
biefer Weife verfährt, wird immer ven Preid vor dem blos fleißigen Arbeiter 
davon tragen. Dft wird aud nur die Idee den Statiftifer leiten, ob nicht für 
gewiſſe Erfcheinungen ftatiftifche Gefegmägigfeiten oder beftimmte in anderen ana 
logen Erſcheinungen beobachtete Einflüffe und Geſetze nachweisbar fein möchten. 
Die daraufhin vorgenommene Anftelung der Beobabtungen fann dann nicht felten 
zu den überrafhenpften Nefultaten führen. In der Moralftatiftit finden ſich mande 
Delege für diefe Auffaffung. Eines der ſchönſten Beifpiele ift jenes Quötelet'ſche 
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Geſetz der dramatifchen Produktion nach dem Lebensalter. Aehnlich würde ſich 
vielleicht die geiftige Marimalarbeitsfähigkeit der Gelehrten am Tage, im Jahre, 
im Leben, vielleicht ein Geſetz ber Bertheilung der Produktion der beften Mono- 
graphieen und der beften Enfteme (Lehrbücher u. ſ. w.) über die Lebensalter in 
der Geſammtheit ver Wiffenfchaften und in einzelnen Wiffenfhaften entwideln laſſen. 

Das Wefen der ftatiftifhden Beobachtung wird durch die Bezeich— 
nung methodiſche oder ſyſtematiſche Maffenbeobahtung deutlich 
ausgedrüdt. Den Gegenfag bilden die Einzelbeobadtung und bie maffen- 
haften vereinzelten Beobahtungen, denen das Moment der Methodil 
oder Syſtematik fehlt. Das Gebiet ver (wiſſenſchaftlichen) Einzelbeobahtung find 
die rein typiſchen Naturerfcheinungen. Auch bier kann es fi mitunter um eine 
der ftatiftifchen äußerlich ähnliche, aber doch wefentlih davon verfchievene Operation 
handeln. Viele und methodifhe Einzelbeobadptungen fünnen in Fällen, wo ber 
wahre Zuftand ſchwer genau zu Eonftatiren ift, nothwendig werben. Vielleiht muß 
man dann aud bier einen Durchſchnitt aus einer Reihe in Zahlen ausgeprüdter 
Beobahtungen über ein Duantitätsverhältnig zichen, aber nur zum Zwechk ver 
Eliminirung der Beobadtungsfehler, — was aud bei ftatiftiichen Operationen 
vorfommt, — nicht zur Feftftelung der Wirkung ver konftanten Urfachen in ver 
Eſcheinung. Der Durchſchnitt der Beobadhtungen gilt dann nur als das wirkliche 
Zahlenverhältnig (3. B. bei [hwierigen mitrostopifhen Unterfuhungen ver Zufamnen- 
fegung der Organismen, wie der Struftur der Nervenelemente). Die Einzelbeobad;- 
tung fann ſich aber auch auf ſtatiſtiſche Objekte beziehen und ift dann in Ermanglung 
Inftematifcher Maſſenbeobachtungen oft wichtig genug, wenn auch von relativ geringerem 
Berthe. Im Zufammenbang mit den Ergebnifjen anderweiter ftatiftifcher Beobachtun · 
gen kann jelbft Ein wirklich konftatirter Fall, z.B. einer der Annahme nad Lofali- 
firten Krankheit, wie des gelben Fiebers, den ein Reiſender in einem Lande, wo eine 
foldye Krankheit nit vorfommen fol, beobachtet, von großer Bedeutung fein. Aber 
notbwendig bleibt dann immer noch die ftatiftifche Beobadtung. Daher der meift 
relativ fo geringe Werth der Einzelbeobadtungen, welche uns über Kultur-, Wirth: 
Ihafts-, Bevölferungs-, Witterungsverhältniffe aus früheren Zeiten überfommen 
find, im den Reifeberihten aus wenig beſuchten Ländern mitgetheilt werben u. f. w. 

‚Die mafjenhaften vereinzelten Beobadhtungen bilden gewiffermaßen das un- 
wiſſenſchaftliche ftatiftifhe Beobadhtungsverfahren über ftatiftifche Objekte, welches 
täglich im Leben angeftellt wird, Der Bolksgeift faßt jene Beobadhtungen im 
Sprihwort zufammen, wir Alle pflegen biefelben als Grundlage unferer Urtheile 
über die meiften regelmäßigen, aber nicht gleihförmigen, weil von verfchiedenen 
Urfahen beftimmten Erfheinungen um uns ber zu benugen, 3. B. bei unferer 
Benrtheilung der Witterung, von Land und Leuten, der körperlichen, geiftigen und 
moraliſchen Eigenſchaften der Bevölkerung, des Nationalcharakters u. f. w. Der 
menſchliche Geift operirt dabei ſtets bewußt oder wie bei den Ungebildeten mehr 
inftinftiv innerhalb des allgemeinen Kaufalgefeges. In allen folhen Urtheilen pflegt 
daher auch ein Korn Wahrheit zu fein, wie 3. B. im Spribwort. Uber wie 
weit fie wahr find, bleibt gerade die frage. Hier kommen denn bie beliebten 
Generalifationen, zumal wenn jene mafjenhaften vereinzelten Beobachtungen, melde 
eben nur zu undolllommenen Indultionen hinreihen, fi mit oberflählihen und 
ſchiefen Deduftionen verbinden, was fo außerordentlih häufig der Fall ift. Diefe 
in ber Luft ſtehenden Generalifationen bilden vornehmlid das, was wir fo gerne 
unfere „Lebenserfahrung” nennen, — nur zu oft in politifhen, wirthſchaftlichen, 
mebieinifchen Fragen, in den Urtheilen über politiihe Fähigkeiten und Stimmungen 
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ber Völker u. ſ. m. ſelbſt bei bevorzugten Geiſtern, geſchweige bei der großen 
Maffe ein Mirtum Kompofitum oberflähliher Deduftionen, unvolllommener In- 
dultionen und aprioriftifcher Vorurtheile. Das Falſche ift eben bier, vermidelte, 
von vielen Urfachen in wechſelnder Weife abhängige Borgänge auf Grund weniger 
unfyftematifher Beobachtungen beurtheilen zu wollen. Die ftatiftijche Beobachtung 
folgt mit Nothwenvigfeit aus dem Wefen diefer Objekte. Die Statiftif dient hier 
recht eigentlih als Berifitationsverfahren. Aud der fogenannte hiſtoriſche Beweis, 
welcher in ber Kultur» und Geiftesgefchichte, in der Nationalökonomik und Bolitit 
u. f. w. fo vielfadh zur Anwendung kommt, leidet an dem Gebrechen, daß eben 
vereinzelte biftorifhe Notizen immer nur ein fehr mangelhaftes Beobadhtungs- 
material bilven. Sie geftatten daher nun und nimmer einen zuverläffigen Indul- 
tionsſchluß. 

Die Aufgabe der ſtatiſtiſchen Beobachtung als der ſyſtematiſchen Maſſen 
beobachtung, läßt ſich alsdann in folgender Weiſe bezeichnen. Die Beobachtung 
muß in der * und in dem Umfange angeſtellt werden, daß die Urſachen, 
welche in einer als ſtatiſtiſches Objekt erkannten Erſcheinung mitwirken, nad Wahr⸗ 
ſcheinlichkeitsgründen in den die Erſcheinung betreffenden Beobachtungen bereits 
ſämmtlich und zwar in der Weiſe zur Wirffamfeit gelangt find, wie es and der 
Durchſchnittslombination und Durhfchnittsbedentung jeder acciventellen Urſache 
und dem Gefeg der Erjcheinung entipriht. Eine Grenze hat die ftatiftifhe Be 
obahtung an fih nit, denn niemals wird die mathematifhe Wahrſcheinlichkeit 
ber Gewißheit gleih. Doc fleigt unter übrigens gleihen Umftänden ber Werth 
eines ftatiftifhen Reſultats wie die Duabratwurzel aus der Zahl der Beobachtungen. 
In dem Ausorud Maffenbeobahtung hat das Wort Maffe eine relative Bedeu⸗ 
tung. Das Ziel ift eine möglihft große Maſſe, mit der dann ber Werth der Ge- 
fegmäßigteit oder des Geſetzes fteigt, ohne daß deshalb eine folde Gefegmäßigkeit 
nicht ſchon früher abgeleitet werben fünnte. Ste hat nur anfangs eine geringere 
Zuverläffigkeit, niht in dem Sinne, daß fie durch eine größere Anzahl Beob- 
achtungen ganz umgeftoßen mwürbe, ſondern in dem, daß fie dadurch genauer prö- 
cifirt wird. 

Die Anftellung ver ftatiftifhen Beobachtung muß in der Weiſe erfolgen, 
daß das ftatiftifhe Objekt, meldyes als veränderliche Erfcheinung des realen Lebens 
an die Kategorieen Zeit und Raum gebunden ift, in feinen zeitlihen und räum- 
lihen Unterſchieden (Differenzpunkten) erfaßt werde. Die Beobachtung hat mög- 
lichſt viele foldhe Differenzpunfte (Phafen, Momente, Theile) genau zu fonftatiren, 
darin liegt das Wefen ver Maffenbeobahtung, zugleich aber fie alle in fteter 
Rüdfiht auf die Zufammengehörigkeit der fonftatirten Phafen zu Einer Gefammt- 
erfcheinung zu betrachten, darin liegt das Wefen der ſyſtematiſchen Waffen 
beobadtung. Die zeitlihe und räumliche Auspehnung der Beobachtungen 
muß daher vornehmlih in der Weife vor fi gehen, daß Zeit und Raum in 
möglihft Meine Theile zerlegt werden und bie einzelnen Beobachtungen kontinuirlich 
den Zuftand der Erfheinung in jedem Hleinften Zeit- und Raumtheil verfolgend 
die Erſcheinung felbft in ihrer ununterbrodenen Kontinuation zur Darftellung 
bringen. Jede einzelne Beobachtung über den Zuftand eines ftatiftiihen Objekts 
in einem gegebenen Raum und Zeitpunfte heißt ſtatiſtiſches Datum. Es if 
paffend, dieſen Ausdruck auf die mwirklihe Theilbeobachtung der ſyſtematiſchen 
Maſſenbeobachtung zu befhränfen. Mit Rüdfiht auf die innere Zufammengehörig- 
keit der ftatiftiichen Daten zur foftematifhen Maſſenbeobachtung lann man fie aud 
Elementardaten nennen. Beliebig aus verfhiebenen Zeiten und Räumen zu 
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fammengeftellte ſtatiſtiſche Beobachtungen find dann eben Heine ſolche Elementar- 
baten, Beine Theile einer kontinnirlihen Beobachtungsreihe und geftatten deshalb 
wieberum feine Schlüffe, weil fie feine Garantie in Betreff der Vollſtändigkeit der 
mitwirtenden Urſachen zu geben vernögen. 

Aus dem Weſen dee ftatiftiichen Objekts und ber . ber ftatiftifchen 
Veobachtung folgt die Beantwortung der Frage, wer folhe Beobachtungen anzu» 
Rellen hat. Der Einzelne kann zwar auf vielen Gebieten die erforderlichen fyfte- 
matiſchen Maſſenbeobachtungen machen, aber genügend meiftens nur ba, 2 es 
auf Konftatirung der zeitlihen Unterfhiede antommt. Wo räumliche und zeit- 
liche Beobachtung, wie im der Regel, genau fombinirt werden muß, ift eine Ber- 
einigung vieler Beobachter unumgänglich bedingt, meiftens muß ein ſtreng in- 
einandergreifendes Beobachtungsſyſtem Fünftlid organifirt werben. Dies kann zwar 
bei den: einfacheren Phänomenen, ähnlich wie in ben reinen Naturwiffenfchaften, 
durch freie Privatthätigkeit geſchehen, namentlic fo lange die räumliche und zeit- 
Ihe Kontinuation der Beobachtungen nicht die allerftrengfte Syſtematik und die 
allerfieinfte Theilung von Zeit und Raum erfordert und das ftatiftifche Objekt 
nicht felbft die Beobachtung hindert. Zu der Ueberwindung der Schwierigkeiten 
bei der räumlichen Ausdehnung felbft naturftatiftifcher Beobachtungen reiht aber 
oft ſchon die freie Drganifation der Privatkräfte ohne Staatsunterftägung nicht 
aus (3. DB. bei den Witterungsbeobachtungen), und zwar um fo weniger, je mehr 
zunächſt rein wiſſenſchaftliche, nicht unmittelbar praltiſche Interefien vie Beobachter 
zur Anftellung mühſamer Beobadhtungen bewegen müßten (Ausnahmen alfo 3. ®. 
bei Seeftrömungs- und Windkarten). Dan bedarf hier daher ſchon oft befonderer 
amtliher (ftaatliher) Beobahtungsanftalten. Für menfchheitsftatiftiihe Be— 
obachtungen genügt wegen ber großen räumlichen und zeitlihen Ausdehnung, deren 
es bedarf, und wegen des Mangels der erforderlihen Autorität gegenüber dem 
Beobachtungsobjelt aber vollends weder der einzelne Privatbeobadter, noch ein 
Verein von folden. Eigene Beobahtungsanftalten des Staats, 
Menfhheitsohfervatorien, fatiftifge Bureaur mit einem Worte 
* alſo mit Nothwendigkeit aus dem Weſen der ſtatiſtiſchen Objekte hervor. 

ie grundfägliche Scheidung von amtlicher und Privatſtatiſtik, welche wir 
in der neueren Statiſtik beobachten, ift durch die Sache felbft geboten. Der Streit 
darüber, die Eiferfuht mancher Privatftatiftiter verrathen mangelnde Einfiht im 
Begriff und Aufgabe der Statifti. Der herumreifende Statiſtiler und National- 
ölonom, welcher fi) blos oder vorzugsweife „dur feine Erfahrung anf der 
Straße" unterrichtet, wie es deren nod vor kurzer Zeit manche gewiß vielfach 
tühtige gab, verkennt eben doch das Wefen ver ftatiftifchen Beobachtung als einer 
ſyſtematiſchen Maffenbeobahtung. Freilich haben die Staaten bisher faum 
je zu eigentlich wiſſenſchaftlichen Zwecken ftatiftiihe Bureaur errichtet, noch hat 
in den leßteren ber wifjenfchaftliche Zwed bei ver Anftellung der Beobahtungen 
irgend vorgemaltet. Es waren vielmehr praftifche Zwede, welche zur Organi⸗ 
jation der amtlihen Statiftit führten 101), Aber bei der Verfolgung dieſer Zwede 
werben abfichtslos und felbft wider Willen immer wifjenfchaftlide Zwede mit 
erfüllt. Die für die Praris gefammelten Daten dienen der Wiffenfchaft ftets mit. 
Sie bilden die Baufteine, mit welhen unter Beihülfe ver Wiflenfhaft das Ge- 
bäubde einer rationellen Praxis im Staatsleben aufgeführt wird, fie werben nicht 


e ne Petermann, Art. Statiftit in Renttzſch' Handwörterb. d. Volkdwirthſchafts⸗ 
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jelten die Edfteine des Baues, obgleih fie von ber Praris eine Zeit lang ver- 
worfen worden. Cine innere Nothwendigkeit, ver richtig verftandene Mugen für 
die Praris felbft, drängt dann auch vie ftatiftifchen Bureaur zur Uebernahme bes 
Berufs eigentlich wiſſenſchaftlicher Objervatorien für die Anftellung ſyſtematiſcher 
Mafienbeobadhtungen. Die neuerdings immer häufiger werbende Berbindung ber 
ftatiftifhen Bureaur und der meteorologifhen Anftalten ift in vieler Hinfiht 
harakteriftiih. Am Deutlichften zeigt fih das größere Vorwalten wiſſenſchaftlicher 
Beftrebungen in der durch die ftatiftifchen Kongreſſe angeregten Organifation ber 
amtlichen internationalen Gtatiftil. Unmittelbar praftifdhe Zwede werden dabei 
nicht verfolgt, die Daten follen vergleihbar gemadt werden um wiſſenſchaftlicher 
Zwecke willen, welche freilich die Bedürfniſſe einer rationelen Praris einfließen, 
Man will eben die fyftematifhe Maſſenbeobachtung noch weiter methodiſch räum- 
Lid und zeitlich ausdehnen. Diefe internationale Organifation der Statiftil. bildet 
alfo das nothwendige Komplement der fyftematiihen Maſſenbeobachtung, befonbers, 
wenn auch nicht ausſchließlich, im Gebiete der Menfchheit. - 

Die ftatiftifhe Beobahtung muß dann die Erſcheinung nad ihrer quanti— 
tativen Seite erfaflen und die zeitlichen und räumlichen Verſchiedenheiten ald 
quantitative Veränderungen zu beftimmen ſuchen. Der Zwed der ftatiftifchen Be- 
obachtung ift tie Quantitätsbeftimmung, das Mittel zu genauer Duantitäts 
beftimmung ift die Zurüdführung ver legteren auf Ziffern. Ziffermäßigfeit ber 
ftatiftifchen Daten ift alfo in der That eine Anforderung an die Statiſtik, welcher 
man möglichft geredht werden muß. Uber es heißt das Welen rer Sache verlennen, 
wenn man ausfhließlid Ziffernvaten verlangt. Wenn aud bie beften, weil 
die allein genauen, find es nicht die einzigen ftatiftifchen Daten, Ungefähr: 
Duantitätsbeftimmungen (3. B. viel, wenig, mehr, weniger, größer, geringer) find 
in Ermanglung von Zifferndaten nicht noihwendig unbrauhbar. Mit ihnen -be- 
ginnt man, bis die Beobadtungsmittel, Methoden, Infirumente genaue Daten 
liefern (3. B. urfprüngliche ungefähre Beftimmungen der Vertheilung der Wärme 
über die Erde, ver förperliben Kraft ver Bölter in verfchiedenen Ländern durch 
die erften Reifenden, dann genauere Beftimmungen mit Hülfe von Inftrumenten, 
deren allmälige Bervolllommnung erft ſchließlich genaue, in Zahlen ausgebrüdt: 
Uuantitätsbeftimmungen geftattet hat). Mit ver größeren Genauigkeit ver Beob- 
ahtungen ald Duantitätsbeflimmungen wächst dann ver Nugen ber Beobachtungen 
um fo mehr, je mehr dem Rechnen ähnliche logifche Operationen und Räfonnements 
in wirklich quantitativ beftimmten, nicht ſtets bloß in vagen Begriffen ermöglicht 
werden, bis zulegt die Zurüdführung der Daten auf Zahlen eine umfafjfende Anwen: 
dung der Rechnung ſelbſt geftattet und der Statiftit in höherem Grade ben 
Charakter einer eraften Wiſſenſchaft verleiht. 

Die Aufzeihnung, Sammlung, Klaffifitation, Gruppirung der ſtatiſtiſchen 
Beobadtungen haben alle ven Zwed, dem menfchlihen Gevädtnig und Abjiral: 
tionsvermögen zu Hülfe kommend, die ſyſtematiſch geſammelten mafjenhaften Br 
obachtungen überſichtlich dem phyſiſchen wie dem geiftigen Auge vorzuführen. Das 
vornebmjte Mittel der überfichtlihen Zufanmenftellung und Gruppirung der auf 
gezeichneten Beobachtungen ift vie Tabelle. Sie erleichtert nicht mur die Ueber 
ſichtlichkeit, beſonders von Zahlenvaten, außerordentlich, fondern läßt auch ſchou 
dem phyſiſchen Auge beim Ueberbliden die Gleichförmigkeiten entgegentreten. Auch 
die formelle Mritifche Prüfung wird durch vie tabellariihe Zufammenftellung er- 
leihtert, auffällige Abweihungen von der Gleichförmigkeit werben im der 
Tabelle am Deutlicften hervortreten. Obwohl das Mißtrauen gegen folge Ab- 
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weihungen, ba man doch erft die Gleichförmigleiten finden will, auf eier petitio 
prineipii beruht, fo ift es doch bereihtigt: die allgemeine Wahrfcheinlichkeit fpricht 
auf Grund des Kaufalgejeges von vorneherein für eine gewiſſe Gleichförmigleit. 
Die Hauptbedeutung der Tabelle liegt jedoch darin, daß fie richtig konftruirt zu⸗ 
gleich das funktionelle Verhältniß zwiſchen dem ftatiftifchen Objelt und ven darauf 
einwirtenden Einflüffen zum Ausprud bringt. Die Tabelle ift, wie Engel jagt, 
einer Sammlung von Funktionen zu vergleihen, die flatiftifhen Daten über. ein 
Objekt erſcheinen darin als abhängige Variablen der nad einander zur Prüfung 
ihres Einfluffes vorzuführenden Urſachen. Dan wird dann. fofort überfehen können, 
welche Beränderungen der anf ein Dbjelt bezüglihen Daten unter dem Einfluffe 
räumliher und zeitlicher Veränderungen erfolgen. Paflend wird man babei bie 
einzelnen wahrnehmbaren und denkbaren Einflüffe nad verfchievenen Gefidts- 
punften, namentlich je nachdem es räumlich oder zeitlich wirkende find, oder nad 
gewiffen aus dem Weſen des Objekts hervorgehenden Rückſichten Haffificiren. Hier 
gilt es, ein förmliches Syſtem von Tabellen einzurichten, um ein ſtatiſtiſches Ob- 
jet in feiner Abhängigkeit von allen Arten von Einflüffen richtig erfaffen zu 
fönnen 102), Die in Zahlen ausgevrüdten ſtatiſtiſchen Daten müflen durd eine 
Reihe von Rehnungsoperationen manderlei Berwandlungen erleiden. Es handelt 
fd darum, aus den abfoluten Zahlen Summen, Durchſchnitte umd Mittel zu 
ziehen, die Abweihungen vom Mittel u. A. m, zu berechnen, vie abfoluten im 
relative Zahlen zu verwandeln, Procentfäge, Proportionen zu bilden u. f. w. Auch 
bier müffen dann die umgeftalteten Daten wieder tabellarifh zuſammengeſtellt 
werden. Gerade aus den derartig behandelten Daten find die Öleihförmigleiten 
am Beften berauszufinten. Die Tabelle mit Zahlenvaten (bedingt felbft. mit un- 
gefähren Duantitätsbeftimmungen) ift eime arithmetifhe Darſtellung des funktio- 
nellen Berhältnifies der Erſcheinung. Auf Grund diefer Daten lann aud eine 
geometriſche Darſtellung tiefes Berhältnifjes, z. B. eine Kurvenzeichnung in einem 
Koordinatenfyftem, eine fogenannte graphiſche Darftellung, oder eine bildliche ‚mit 
darbenverfchiedenheiten, Schattenabftufungen gegeben werden. Zwiſchen diefen ver- 
Ihiedenen Darftellungsformen befteht, wie man merfwürdiger Weife mitunter an- 
— fein Gegenſatz, die Tabelle iſt vielmehr vie Grundlage und VBoraus- 
— graphiſchen und bildlichen Darſtellung. 

ie Aufdeckung des Kauſalverhältniſſes in den Erſcheinungen, über welche 
ſyſtematiſche Maſſenbeobachtungen angeſtellt und gruppirt worden find, und bie 
Ableitung der Geſetzmäßigkeiten und Geſetze geſchieht in folgender Weiſe. Man 
betrachtet dieſe Erſcheinungen ald Wirkungen verſchiedener Urſachen und prüft. vurd) 
die dazu entſprechend eingerichtete Beobachtung und die tabellarifhe Zufammen- 
fellung, in welder die ftatiftifhen Daten ald Abhängige der möglichen Urſachen 
erjheinen, einzeln nad einander, ob und welde „Reaktion” der Daten auf bie 
Behandlung mit der betreffenden Urfahe als „Reagens“ erfolgt. Nach Feſtſtellung 
des Vorhandenſeins einer Reaktion ſucht man die Größe und Beſchaffenheit des Ein» 
flufjes mittelft folder Beobachtungen, welche eine beſtimmte Movifilation der Ur- 
lahe an ſich over der Art ihrer Einwirkung enthalten, zu beftimmen, woburd ein 
ähnliher Weg wie mit dem Grperiment in den Naturwiſſenſchaften eingefchlagen 


108) Bol. Engel, Beweg. d. Bevöll. in Sachien, Vorw., ſynopt. Tab. S, 116, U, Bag: 
ner Geſetzmäßigk. I, 77 ff., 11, 82 ff.. das Schema der Einflüffe auf 8. 85. Die Arbeit 
bildet einen Verſuch, den Selbſtmord in diefer Weife als Funktion zahlreicher Einflüſſe methodiſch⸗ 
ſtatiſtiſch zu unterſuchen. 
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wird, Schließlich geht man dann daran, die aufgefundenen und genauer beftimmten 
(gemeffenen) Abhängigkeitsverhälmiffe einer Erſcheinung unter fih und mit ven 
jenigen anderer Erjcheinungen in Zufammenhang zu bringen, um bie generellere 
Bedeutung einer Urfahe für eine Reihe Erſcheinungen feftzuftellen und baburd 
vielleiht zu einer höheren Urfahe emporzufteigen. Ueberall hanvelt es ſich bier 
um Schlüffe, deren logiſche Richtigkeit an den Denkgefegen, deren wirkliche ber 
Realität entſprechende Richtigkeit an dem Gefegen der Wahrfcheinlichkeit geprüft 
werden muß. Immer verfährt man dabei nah den Methoden ber erperimentellen 
Forſchung, melde bier anwendbar find trog der faft immer mangelnden Möglid- 
feit des fünftlihen Erperimentirens, weil man die Beobadtungen gerade wegen 
der Mannigfaltigleit der ein fiatiftifhes Objekt beeinfluffenden Urſachen fo ein- 
richten kann, daß fie den Wechielverhältnifien der realen Welt nachgehend von ben 
dadurch gelieferten natürlichen (srperimenten At nehmen. Man prüft alfo 3. 2. 
bei der Forſchung nad der Bertheilung gewiffer Erfcheinungen, auch gewifier Bor- 
gänge und Handlungen ver Menfhen, über vie Jahreszeiten (3. B. Geburten, 
Todesfälle, Selbfimorde, Berbredhen), ob die Marima, weldye man in verfchiebenen 
Jahren und Orten wahrnimmt, nur den einzigen Umftand gemeinfam haben, daß 
fie in einen beftimmten Monat fallen und ſchließt dann nad der Methode ver 
Uebereinftimmung, daß diefer Umftand, dieſer Monat die Urfahe des Marimums 
fei. Oder man beobadhtet ein Marimum einer folhen Erſcheinung überall und 
aller Orten in dem einen Monat, ein Minimum in einem anderen unter übrigens 
ganz gleihen Umftänden, und fchließt nun nad) der Differenzmethode, daß ber 
‘ einzige verſchiedene Umftand, die Berfchiedenheit des Monats, die Urfache bes 
Marımums dort und des Minimums bier fei. Oper, man bat bereits nachge— 
wiefen, daß eine Erfheinung unter einem gewiffen Einfluffe feltener vorkomme, 
als unter einem anderen, 3. DB. unter Slaven feltener als unter Dentfchen, man 
findet aber nun, daß fie bei einem gewiſſen hinzutretenden Umftande häufiger 
wahrgenommen wird, 3. B. bei proteftantifhen Slaven häufiger ala bei katholi⸗ 
ſchen, und fchließt dann nad der Methode ver Rüdftände (Reſte), daß jener neu 
binzutretende Umftand die Urſache der dur den früher bekannten Einfluß nicht 
erlärten größeren Häufigkeit der Erfheinung fei. Oder endlich man beobadtet 
eine Veränderung einer Erſcheinung zugleih mit und in derjelben Weife, mie eine 
andere Erſcheinung, und fließt dann nad der Methode ver ſich begleitenden Ber- 
änderungen, daß die eine Erfheinung die Wirkung der anderen, z. B. die in ge 
wiffer Weiſe fluftuirende Bewegung gewiffer Erfbeinungen, wie der Selbftmorde, 
im Laufe des Jahres eine Wirkung der Jahreszeiten fei 108), 

Um fi bei diefer Aufdedung der Urſachen in den beobadhteten Wirkungen 
vor Täufhungen zu hüten, hat man den Zufall mit Hülfe ver Wahrfeinlic- 
feitslehre zu eliminiren 19%), Die Beftimmung, ob eine Verbindung von Erfdei- 
nungen zufällig over das Nefultat eines Gefeges fei, erfolgt in ver Weife, baß 
man prüft, ob fie relativ häufiger vorkommt, als fih ohne Annahme einer 
darauf hinwirtenden Urfahe nach Wahrſcheinlichkeitsgründen vermuthen läßt. Um 
in einer Erſcheinung die Wirkung der accidentellen Urfahen von derjenigen ber 
konftanten zu trennen, ſucht man eine fehr große Anzahl von Beobachtungen an 


103) Ueber diefe Methoden Mill, Logik I, 453 ff. Vielfache Anwendungen auf verfchiedene 
ftatifitfche Dos in Bagner, Selbftmordftatiftit. 

106) Dal. Mill, Logik, 3 Bde. K. 17 u. 18 (11, 53 ff), deſſen Grörterumgen eine aus 
gebehnte Anwendung auch auf die Statiftif geftatten. 
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zaftellen, in welchen fi im Ganzen vie accidentellen Urſachen gegenfeitig wahr- 
Iheinlih aufheben werden, und betrachtet das Durchſchnittöreſultat als Wirkung 
der fonftanten Urſachen. Man bat eine leichte Probe für die Michtigfeit des 
Schluſſes, wenn man erforfht, ob fi durch weitere Bermehrung das Durdh- 
ſchnittsergebniß noch ändert. Das Borhandenfein umd die Wirkungsart einer fon» 
Ranten Urſache in einer vermeintlih nur von acciventellen, ſich aufhebenden Ur- 
ishen abhängigen Erjheinung findet man, indem man beobadtet, ob bei ver 
Berehnung eines Durchſchnitis ans einer großen Zahl von Beobachtungen bie 
einzelnen Abweihungen, d. h. die Wirkungen der accidentellen Urfachen, fi wirt 
lich lompenſiren oder eine Tonftante Abweihung von demjenigen Mittel übrig 
bleibt, das fih ohne das Vorhandenſein einer konſtanten Urfache ergeben wärbe 105), 
Der Grab ver Richtigkeit der hier zu ziehenden Schlüffe läßt ſich auf Grund ber 
benugten Zablendaten dann nad den Regeln der Wahrfcheinlichleitätheorie ber 
fimmen. Die praktifche Anwendung der Wahrfcheinlichkeitsrehnung zu biefem Ber 
dufe und zur fonftigen Anwendung auf ftatiftifhe Probleme bat die politifche 
Arithmetik zu lehren. ! 

So fjehr man nad dem Borhergehenden darauf auszugehen hat, eine mög- 
ht große Anzahl von Beobachtungen zu fammeln, fo nothwendig erfcheint es 
und ambererfeits, nicht bei der Unterfuhung der großen Zahlen und der daraus 
gezogenen Durchſchnitte ftehen zu bleiben, fondern auch die Heineren Zahlen genau 
zu prüfen. Namentlich ift es eine bisher meiftend noch zu wenig beachtete Auf: 
gabe, die etwaige Beeinflufjung der Heinen Zahlen von der in den großen Zahlen 
gefundenen konſtanten Urfache zu prüfen. Man wird bier nad meinen eigenen 
praltiſchen Erfahrungen fehr häufig finden, daß man die Unregelmäßigfeit ber 
Heinen Zahlen überjchägt und fich oft genug auch im viefen der Einfluß ‚der kon⸗ 
Ranten Urfache veutlih, wenn aud nicht fo ſcharf beftimmt: als in ven großen 
Zahlen abfpiegelt (3. B. Einfluß der Jahreszeiten jelbft bei einem ver Zahl nad 
naturgemäß feltenen Ereignig wie dem Selbftmorb, bei welhem man alfo ſchon 
beim Gebraud von Durdfhnittszahlen aus größeren Ländern und längeren Zeit 
räumen mit relativ Heinen Zahlen operirt und dennoch felbft in den. Daten Eines 
Jahres ans einer kleineren Provinz, felbft einer größeren Stadt die konftante 
Urſache wahrnimmt). Daraus tritt die Bedeutung biefer konftanten Urſache deut⸗ 
liher hervor, ald aus den bloßen Durchſchnitten der großen Zahlen. 

Der Beſchaffenheit oder der genaueren Dualitätd- und Quantitätsbeſtimmung 
des Einfluffes der konftanten Urſache und auf biefe Weife dem höheren Geſetze 
biefer Urfache felbft, ferner mittelft derſelben Operation dem Einfluffe der acciden- 
tellen Urfahen wird man mitunter dur die Erforfhung des Einfluffes von 
Mopifitationen der konftanten Urſache nahe zu fommen vermögen, nämlid dann, 
wenn die konftante Urſache felbft, 3. B. die Jahreszeit, eine fomplicirte, in ihren 
einzelnen Phaſen ungleihförmige Erfheinung if. Dem Durchſchnittszuſtand ber 
fonftanten Urfahe muß dann der Durdfchnittszuftand der Wirkung emtfprechem, 
den bedentenderen Durchſchnittsabweichungen vom Durchſchnittszuſtand der kon⸗ 
ftanten Urſache eine ähnliche Abweichung bei der Wirkung (3. B. wenn beim Ein- 





106) 3. B. hätten die Jahreszeiten einen Einfluß auf gewifie menſchliche Handlungen, fo 
müßte das alsdann zufällige Plus und Minus einzelner Monate fi in einer Reihe von Jahren 
—— und durchſchnittlich auf jeden Monat 8.39 0, der Fälle kommen. Eine aus langen 
Beobachtungsreiben fich ergebende fonftante Abweichung jedes Monate von diefer Ziffer weist 
auf die betreffende konſtante Urſache hin und zeigt zugleih Art und Stärke ihrer Wirkung. 
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fluſſe der Jahreszeit die Temperaturverhältniffe in erfter Linie maßgebend fein 
ſollten, müßte man erforfchen, welche Veränderungen der Erſcheinungen den bürd- 
ſchnittlichen Abweihungen kalter und warmer Jahre u. f. w. vom Mittel langer 
Berioden entfpräden). Durch richtige Schlußziehung auf dieſer Baſis fünnte man 
mehr und mehr in ben Kaujalnerus aud der accidentelen Urfahen eindringen, 
durch Erforfchung des Einfluffes einer konftanten Urfahe, welchen man bei einer 
Erjheinung gefunden, in Betreff anderer Erſcheinungen die generelle Bedeutung 
diefer Urfahe im Mehanismus ver realen Welt (3. B. der Jahreszeiten in allen 
menſchlichen Borgängen und Handlungen) erfennen und ſchließlich näher beftimmen. 
Alsdann wäre der Einfluß verwandter fonftanter Urfachen zu prüfen, immer von 
Punkt zu Punkt weiter zu geben, die gefundenen Gefegmäßigfeiten wären auf 
Geſetze, diefe auf allgemeinere Gefege nad demfelben methodiſchen Berfahren zu 
rüdzuführen. Freilich wird man niemald das Ziel vollftändig erreihen, aber dem⸗ 
felben mit Hülfe der Statiftit näher kommen, wie in den. Naturwiſſenſchaften mit 
Hülfe des einfachen induktiven Verfahrens. Bon diefem Standpunkte aus wird 
fih die Berechtigung der Begriffsbeftimmung der Statiftif, mit welcher wir vielen 
Abſchnitt begonnen, ergeben. Eicher haben Generationen an diefer großen Aufgabe, 
in ven Mechanismus der realen Welt einzubringen, mit zu arbeiten, ſyſtemaliſche 
Maſſenbeobachtungen anzuftellen und viefelben zu verwertben. Das kann nur um 
fo mehr dazu auffordern, fonfequent diefe Aufgabe von Anfang an vor Augen 
zu behalten. 

Hinfihtlih der Darlegung und Beröffentlihung ver ftatiftifchen 
Daten und der daraus abgeleiteten Ergebniffe hat man aud im wiffenfchaftlicen 
Intereffe auf Folgendes zu dringen. Wie wir gefehen, müfjen die Beobadytungen 
großentheild vom Staate angeftelt werden. Um eine unbefangene und umfafjenve 
Berwerthung der Daten nad allen Seiten möglid zu machen, alfo die privat: 
ftatiftiichen Kräfte zu ihrer unentbehrliden Mitwirkung heran zu ziehen, hätten 
die amtlichen ftatiftifhen Bureaur die Daten möglichft volftändig darzulegen und 
zu veröffentlihen, fie ftets mit einem formell erläuternden Kommentar zu be- 
gleiten und außerdem felbft ſchon ihrerſeits die Daten möglichft umfaflend zu ver 
werthen und die gewonnenen Ergebniffe zu publiciren. Das ftatiftifche Bureau 
übernimmt allerbings mit biefer legteren Aufgabe felbft einen Theil der wifjen- 
ſchaftlichen Arbeit, was aber nur gute Folgen, namentlih aud in Betreff der Art 
der Anftellung neuer Beobadhtungen, haben kaun. Außerdem fegt die wiſſenſchaft⸗ 
liche Verwerthung der Daten, die Ableitung der Gefege u. ſ. w., fo große Red: 
nungsoperationen voraus, daß das Bureau mit feinen mehanifhen Arbeitäträften 
zur Ausführung der Rechnungen oft unentbehrlich ift. Wreilid muß dadurch jede 
ute amtliche ftatiftifche Arbeit über ein wichtigere Objeft ein jehr umfangreiches 

ert werden, wie z. B. die jährlihen franzöfifchen Berichte über die Kriminal- 
juftizpflege. Uber es iſt auch eine faljche Sparfamteit der Regierungen, auf 
diefem Gebiete der wichtigften Socialintereffen in Betreff der Dotation der ftati- 
ftifhen Bureaur zu fmaufern, oder vollends das einmal mit Mühe und Koften 
gefammelte Material in den Archiven vermodern zu laffen, um vie Publikations⸗ 
foften zu erfparen. Die größten amtlihen Arbeiten können in der Regel mit den 
Koften eines Bataillons Soldaten beftritten und durch die Aufichläffe der Heinften 
fatiftifchen Arbeit kann nicht felten eine bedeutende Ausgabe entbehrlich gemacht 
ober eine hohe Einnahme erzielt werden. 
Der Streit über die Darftellungsformen und Mittel — fälſch 
ih oft „Methoden“ genannt — fällt nah unferer ganzen Entwicklung als 
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mäffig fort: Wort, Zahl, Tabelle, Linie, Bild find alle für die verſchledenen 
Awede, welche man verfolgt, mehr oder weniger geeignet und mit Rüdfiht auf 
den Zwed zu wählen. 

D. Arten der Statiftil. Wiffenfhaftlider Rang derfelben. 
Ebenſowenig Schwierigkeit machen vie Kontroverfen über Arten, Methoden, Sy 
fleme der Statiftil. Sie fallen aus unferem Standpunkte betradytet fort oder löſen 
fi einfah auf. Amtliche und private Statiſtik bilden feine reinen Gegen- 
ſätze; die erftere kann nur. aus Gründen, weldhe aus dem Weſen des ftatiftifchen 
Objelts hervorgehen, meiftens die Beobachtungen allein anftellen, welche fie 
dann mit der Privatftatiftif gemeinfam verwerthet. Die Gegenüberftellung der foge- 
nannten ethnographiſchen und vergleichenden Statiſtik hat feinen rechten 
Sinn. mehr, ſobald man die Staatstunde ausſcheidet. Die eigentliche Statiſtik 
unß vergleihend fein, ob fie die Erſcheinungen immerhalb eines Bells oder bei 
einer Reihe von Bölfern unterfudht: Die Unterfcheivung zwifhen allgemeiner und 
befonderer ‚oder General» und Specialftatiftif hat dagegen gerade für 
und. ihre Bedeutung. Die ftariftifche Unterfuhung fol und faun fi über alle die 
früher bezeichneten Erfcheinungen der Natur. und des Menſchenlebens erftreden, 
fie wird aber, ſchon um diefe Aufgabe löfen zu können, einzelne Gebiete zufam« 
mengehörenber Erfheinungen aud für fi behandeln müſſen. Bisher iſt die Sta— 
tiftit faft immer befondere, zur allgemeinen wird fie burd vie jpätere 
Zufammenfaffung der Unterfuhungen und ihrer Refultate auf verſchiedenen Gebieten, 
wozu namentlih Quételet bereits einen jo viel verſprechenden Anfang gemacht 
hat. Es empfiehlt fih dann wohl auch aus manden Gründen, ben bisherigen 
Berhältniffen entſprechend, als die beiden beſonderen Haupttheile der allgemeinen 
Stariftil die Naturftatiftit und die Menfhheitsftatiftit zu unterſcheiden. 
Beitere beſondere Theile innerhalb . beiver Haupttheile werben ſich dann am bie 
einzelnen Hauptgruppen ver Erfcheinungen anſchließen und fi” nody tiefer hinab 
nach den Erſcheinungen ſcheiden. Grade dieſe befonderen Statiftifen werben fid 
dann vielfach mit den bereit nah anderen Methoden ausgebilveten Specialdiſci- 
plinen für einzelne Wiffensgebiete, mit einzelnen Naturwiſſenſchaften, mit Piycho- 
logie und Unthropologie, mit ftaats-, geſellſchafts- und rechtswiſſenſchaftlichen 
Difeiplinen, mit der Bollswirthfchaftsichte u. a. m. berühren. Diefe Special» 
ſtatiſtilen werden häufig erſt durch die enge Verbindung mit biefen Difciplinen, 
umgekehrt aber auch dieſe legteren durch die Verbindung mit den Statiftiten ihrer 
Aufgabe nach allen Seiten gewachjen werben, und basjelbe gilt von ber General- 
Ratiftif im Verhältniß zu allen berührten Wifjenfhaften. Man mag deshalb, wenn 
man bejondern Werth auf eine folhe Benennung legt, die Statiftit auch eine 
bloße Hülfswiſſenſchaft für andere Wiffenfhaften nennen. Ihre Bebeutung 
wird dadurch nicht gefchmälert.. Denn im Grunde ftehen alle Wiffenfhaften zu 
einander im Berhältniß gleichzeitig ber Haupt: und der Hülfswiſſenſchaft. Auch 
mit ter Statiſtik ift es nicht anders, aud für fie ſind die andern Wiſſenſchaften, 
mit welchen fie ſich bei ber Unterjuchung verfelben Erfcheinungen von verſchiedenen 
Ausgangspunften aus berührt, Hülfswiffenihaften. Es möchte oft ſchwer zu be: 
fimmen ſein, welche Wiſſenſchaft, die Specialftatiftit des Gegenftandes oder die 
beſondere Wiſſenſchaft vesfelben, die Hauptwiffenfhaft wäre, nur zu oft wird grabe 
die Statiftil die voranleuchtende Hadelträgerin fein. Vornehmlich nur in denjenigen 
ipefulativen Wiffenfhaften, in welden die pfochologifhe Prüfung des eigenen 
Innern eine wirkliche, für Deduktionen braudbare Erfahrung ſchafft, daher 
vor allen in der Volkswirthſchaftslehre, viel bedingter ſchon in anderen in Betreff 
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der inneren Erfahrung trägerifhen und feine genügenden Anhaltspunkte für Ge— 
neralijationen bietenden pſychologiſchen Difciplinen, 3. B. in ber Kriminalpſhcho⸗ 
fogie, wird man der Statiftif von vornherein beftimmt die Bebeutung einer Hälfs- 
wiſſenſchaft einräumen dürfen. Die Moral- und die eigentliche (geiftige) Kultur: 
ftatiftit können ſchon jest mit beſſerem Rechte als ſelbſtändige Wiſſenſchaften 
auftreten, als die fogenannte Kulturgefhichte, welche eben nothgedrungen aus 
zahlreihen mangelhaften, deshalb anfechtbaren Induktionen befteht. 

Speciel zur Staatskunde fteht die Statiftil in dem Verhältniß, daß fie 
jener einen großen Theil des Stoffes liefert, welcher in der Staatskunde dann 
nah dem leitenden Geſichtspunkte, den Zuftand des Staats- und Bolfslebens nad 
allen Seiten dieſes Lebens zu befchreiben, georbnet wird. „Die Staatskunde ift 
ein felbftändiger Wiffenszweig, der an ber Statiſtik feine vornehmfte und unent- 
behrlichfte Hälfswiffenfhaft Hat und ohne fie gar nicht zu einer felbftändigen Ent- 
wicklung hätte 'gelangen können” (Rümelin). Sie ift, wie Bluntſchli es auf 
drüdt, die Lehre von den thatfählihen Zuftänden tm Staate und für 
den Staat 1), Die Staatsfunde führt diefen Namen allerdings infoferne nicht 
ganz paſſend, als in ihr auch eine Darftelung der VBollszuftände und befonders ber 
wirthſchaftlichen Verhältniſſe erfolgen fol. Indeſſen bezeihnet das Wort doch richtig 
den biftorifhen Ausgangspunkt der Difciplin, es wird in ihr mit Recht die all- 
gemein ftaatlihe Bedeutung der geſchilderten Zuftände im Auge behalten, und es 
widerfpriht dem gegenwärtigen Spracgebrauce des Wortd Staat nicht, biefem 
Worte einen fo univerfellen Gehalt zu geben. Vielleicht fünnte man auch zufam- 
menfaflend fagen Bolls- und Staatstunde. In Betreff des Inhalts vieler 
Difeiplin und der Theorie derfelben darf hier auf ven biftorffchen Theil dieſer 
Abhandlung (befonders II. C.) und ſpeciell auf die Entwidlungen von Rüme- 
lin 197) und die Syfteme von Schubert und Wappäus verwiejen werben, 
denen wir nichts Wefentliches hinzuzufegen hätten. 

Mit dem Theil, welher oben als Menjchheitsftatiftit bezeichnet wurde, ſteht 
die Statiſtik in engerer Beziehung zu den Wiffenfchaften vom Menfhen und zu 
den ſocialen Wiffenfhaften, man fann fie dann, wie es vielfach üblich ift, im 
weiteren Sinne zu ben legteren rechnen, muß aber dabei ihrer univerfellen Be 
deutung eingeben? bleiben. In anderer Hinſicht reiht fe fih den Naturmiffen- 
haften an. Die anthropologifhe Statiftit im engern Sinne fteht zugleich im den 
Geſellſchafts- und Staats- und in den Naturwiſſenſchaften. 

Bas wir unter der Methode und dem Syftem ber Statiftif verftehen, 
ergibt fih aus dem Borausgehenden. Das Syſtem der Statiſtik wird durch bie 
Ausführung der im Obigen vorgeführten geglieverten Aufgabe der Statiſtik gebilnet. 

Literatur Bgl. den geſchichtlichen Theil diefer Abhandlung. Hier mögen 
nur noch einige neuere Handbücher, Sammelwerle und Zeitfchriften, welche vor: 
zugsweife Material für die Staatskunde enthalten, mitgetheilt werden. Kolb, 
Handb. ver vergleich. Statiftit, der Völkerzuſt. u. Staatenfunde, Lpz. 1865. 4. Aufl. 
(ethnogtaph. Form); Grant, Handb. ver Statiftit (Defterreih, Preußen, Klein- 
deutſchland, Schweiz, vergleihende Form), Bresl. 1864; Hausmer, vergleid. 
Statiftil von Europa, 2 B. Lemb. 1865 (wirklich vergleihend). Aehnliche Werke 
von Bradhellium.N. — Handb. d. Geogr. u. Statiftil v. Stein u. Hör— 
ſchelmann, 7. Aufl. in Verb. mit and. Gel, bearb. von Wappäns, leider 


106) Staatswörterbud X, 153. 
207) Tüb. Zeitfhr. a. a. O. S. 686 ff., 694. 
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noch immer nicht beendet, im Einzelnen — auch in den Arbeiten ein und vesjel- 
ben Verfaſſers — von ungleihem Werthe, wahrhaft vorzüglih in den von Wap- 
päus, Heuſchling u. U. bearbeiteten Theilen, im Ganzen eines ber umfaffend- 
fien und beften Werke dieſer Art in allen Literaturen. Biebahn, Gtatift. d. 
Zollver. u. nörbl. Deutihland, 2 B. Ball. 1862; DO. Hübmer’s leider nicht 
mehr regelmäßig fortgefegten trefflihen Jahrb. f. Volkswirthſch. u. Statiſt. (8 2. 
1865); Annuaire d’&con. pol. et de statist. v. Blod u. Guillaumin, ®ar., 
22.8. 1865; Goth. geneal. Almanach u. f. w. Die neuen amtlichen ftatiftifchen 
Jahrbücher von Preußen, Defterreid. Adoiph Wagner. 


TZalleyrand. 


Der Fürft Karl Doris Talleyrand-Perigord, einer ber größten 
Staatsmänner Frankreichs und ber Typus eines Achten Diplomaten nad feinen 
guten und fchlimmen Seiten, ward am 13. Februar 1754 zu Paris geboren 
als erfter Sohn feiner Eltern, die einer der älteften Avelsfamilien Frankreichs 
angehörten. Da er durch einen unglüdlihen Yal in früher Kinbheit einen 
Iahmen Fuß befommen hatte und in Folge davon hinfte, ſchien er zum Mili- 
tärftand, zu welchem er Beruf in fi fühlte, nicht tauglih und wurde daher 
von feinen Eltern wider feine Neigung für den geiftlihen Stand beftimmt, ver 
damald noch für eine Vorhalle ver Staatögewalt angejehen wurbe. Da fich bier 
für feinen Ehrgeiz eine weite Bahn eröffnete, verföhnte er fih allmälig mit feinem 
aufgezwungenen Beruf und es gelang ihm bald, die Aufmerkjamkeit feiner Standes- 
genofjen auf ſich zu ziehen. Seine wiſſenſchaftliche Bildung erhielt er im College 
Harcourt und im Priefterfeminar St. Sulpice. Daß er fi) nicht mit befonderem 
Eifer auf die theologifhen Wifjenfhaften und geiftliche Uebungen legte, Tann man 
fi denten, dagegen warf er ſich mit Vorliebe auf die Philofophie jener Zeit und 
wurde ein eifriger Verehrer Voltaires, auch befhäftigte er fi mit Anwendung 
der Philofophie auf Nationalötonomie. Im Umgang wußte er fih durch Wig unp 
geiftreiche Konverfation beliebt zu machen, aud rühmte man ihm ſchon frühe das 
Geſchick nah, die Menſchen an ihrer ſchwachen Seite zu faffen. Als 26jähriger 
gewanbter Abbe wurbe er zum Generalagenten des franzöfifchen Klerus beftellt, 8 
Jahre fpäter, 1788, zum Bifchof von Autun ernannt, und im folgenden Jahr 
in die franzöfifhe Nationalverfammlung gewählt. Hier ftellte er fi alsbald in 
die Reihen der Fortfchrittspartei; ald am 22. Juni die Mehrheit des Klerus von 
dem Adel ſich trennte und zum dritten Stand übertrat, fehlte auch T. nicht, bald 
ward er einer der Führer der Reformpartei und nahm am 4. und 31. Augu 
an der Berzichtleiftung auf die feudalen Vorrechte mit begeifterten Worten Theil, 
Er war einer der erften, welde vie Pflicht ver Kirche, mit ihren Gütern der Be— 
drängniß des Staates zu Hülfe zu fommen, anerfannten. In biefem Sinn ftellte 
er am 10. Dftober 1789 in der Nationalverfammlung den Antrag, das Dritt- 
theil der kirchlichen Einkünfte für Staatszwede in Anſpruch zu nehmen, welden 
er bauptfächlich mit der Behauptung begründete, ver Klerus ſei nicht eigentlider 
Eigenthümer, fondern nur Verwalter diefer Güter; aud habe ver Staat ja von 
jeher ein Hoheitsrecht über die religiöfen Körperfhaften in feiner Mitte gehabt 
und es ftehe ihm daher zu, die einzelnen Orden, wenn fie ihm ſchädlich ober un— 
nüg dünken, aufzulöfen und viefes Recht über ihre Eriftenz ſchließe nothwendig 
auch eine Befugniß, über ihre Güter zu beftimmen, in fi. Nach dieſen Voraus: 
jegnugen trug er darauf an, daß zwei Drittheile der Kirhlihen Einkünfte, die er im 
Ganzen auf 150 Millionen Franken berechnete, der Kirche verbleiben follten, ver 
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britte Theil aber jollte zur Dedung des Staatsdeficits verwendet werben. Die Rede, 
mit welder T. feinen Antrag begründete, fand großen Beifall, aber aud heftigen 
Widerſpruch, es entfpann ſich eine lebhafte Debatte und ſchließlich ging der Ans 
trag mit 586 Stimmen gegen 346 durch. Durd diefen Sieg war tas Anfchen 
T.'s in ber Nationalverfammlung feft begründet und bie Revolutiongpartei reb- 
nete ihn von nun an zu ben Ihrigen. Später machte er noch weitere Vorſchläge für 
Berkauf der Domänen von Kirhen und Bildung einer Kaffe, im welde ver Er: 
trag ber patriotifhen Opfer fließen und, von welder Ajfignaten ausgegeben werben 
jolten. Als man im Februar des folgenden Jahres das Bedürfniß fühlte, die 
bisher gefaßten Beſchlüſſe vor der öffentlihen Meinung zu rechtfertigen und den 
auftauchenden Widerſprüchen zu begegnen, wurde T. mit Abfafjung einer Protia- 
mation beauftragt, welche in vie Provinzen verbreitet werben follte. Seine Arbeit, 
die er am 11. Februar in der Berfammlung vortrug, wurde mit ftürmifchen Bei: 
fall aufgenommen und befchloffen, fie von allen Kanzeln verlefen zu laſſen. Einige 
Monate fpäter ließ fih der Bifhof von Autun dazu gebrauden, der Revolution 
gleihjam feinen geiftlihen Segen zu geben. Als zur Feier der Föderation der 
Nationalgarden mit dem ftehenden Heere am 24. Juli 1790 das erfte Revolu— 
tionsfeft gegeben wurde, entwarf T. nicht nur das Feftprogramm, fondern er führte 
jelbft als Ceremonienmeifter den Feſtzug der 60 Prediger der Bataillone von 
Paris aus der Militärfchule nad dem Marsfeld, wo ein Altar des Vaterlandes 
errichtet war, las bort die Meſſe, weihte die Reichsfahne und die vor dem Altar 
aufgeftellten 83 Banner der 83 Departements, worauf Lafayette den Bundet 
eid ſprach. 

Bei den Verhandlungen über die Civilkonſtitution des Klerus beobachtete T. 
vorſichtige Zurückhaltung, aber ſobald die Sache beſchloſſen und vom König be 
ftätigt war, erklärte er fich volllommen einverftanden, leiftete nach dem Bor 
gang Oregoires am 26. December 1790 den Bürgereiv mit etwa 60 andern 

eiftlihen und erließ an die Geiftlichfeit feines Sprengels die Aufforberung, ein 

leihes zu thun; aud weihte er am 25. Febr. 1791 zwei nene Biſchöfe, welde 
an die Stelle ihrer eibweigernden und deswegen abgefegten Vorgänger gemählt 
worden waren, Er verbehlte ſich nicht, daß er hiedurch mit der Kirche gebroden 
babe und legte fein bifchöfliches Amt nieder. Doch konnte er damit nicht ver- 
hindern, daß das Gerücht ihm nachſagte, er firebe nad) der gerade erledigten 
Stelle eines Bifhofs von Paris. Diefes Gerücht war mit der Beſchuldigung ver 
bunden, er ergebe fih dem Spiel und habe durch dasſelbe in furzer Zeit die 
Summe von 600,000 Franken gewonnen, was ihn veranlaßte, ein entſchuldigendes 
Sendſchreiben an feine Mitbürger zu richten, worin er die behauptete Bewerbung 
abläugnete und erklärte, er würde die ihm von dem Gerücht zugedachte Ehre 
feinen Falls annehmen. Zugleich geftand er aber in Beziehung auf die Beſchuldi 
gung des Spielend, daß er, zwar nicht in öffentliden Spielhäufern, aber im 
privaten Schadfiubb die Summe von 30,000 Franken gewonnen habe und daß 
er fih von der bis zur Ungebühr verbreiteten Spielluft mehr als recht habe ver- 
führen laſſen. Er müſſe fih felbft darob anllagen, nicht nur als Privarmann, 
fonvern noch mehr als Gefetgeber, ver auf die Tugenden ber Freiheit halten und 
für einen regenerirten Staat alle Strenge der Moral fordern müſſe. — Um feinen 
angefochtenen Kredit wieder herzuftellen, benugte er feine Beziehungen zu dem 
fterbenden Mirabeau, — er wurde an fein Sterbebett gerufen, hatte eine lange 
Unterredung mit ihm und ließ fi von ihm beauftragen, der Nationalverfamm- 
lung feine legte Hulbigung darzubringen; am 2. April 1791 trug er unter Zeigen 
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gefpannter Aufmerkſamkeit und begeifterten Beifalld das Teſtament Mirabeau’s 
an die Nationalverfammlung vor. Bald darauf trafen ihn die Folgen feiner Hal- 
tung in Betreff der Civilfonftitution des Klerus; am 1. Mai 1791 erfchien ein 
Breve des Papftes Pius VI., welches jener neuen Ordnung bie Anerkennung 
verfagte und gegen T., weil er fi herausgenommen hatte, die erften Eonftitutio- 
nellen Bifhöfe zu weihen, das Berbot aller geiftlihen Verrichtungen verhängte 
und ihn mit Erfommunifation bebrohte, wenn er nicht binnen 40 Tagen zur 
Erfenntniß feines Ungehorfams fomme und Buße thue. T., der feine geiftliche 
Würde, die ihm von jeher eine läftige Feſſel gewefen, mit innerer Befriedigung 
aufgegeben hatte, und jegt nad weltlichen Ehren dürſtete, kümmerte fih wenig 
um die angebrohte Exkommunikation und nahm bei einem Bericht, ven er, an 
Mirabeau's Stelle zum Direktor des Departements gewählt, über vie gottesbienft- 
lien Gebäude der Stadt Paris zu erftatten hatte, Gelegenheit gegen das päpft- 
lihe Breve und den umberedhtigten Bannfludh zu proteftiren. Da er durch vie 
Geſchäfte jenes Amtes eines Departementsvireftors vielfach in Anfprud genommen 
war, nahm er wenig Antheil mehr an den Verhandlungen der Nationalverfamm- 
lung, fein letztes Auftreten in berjelben war ein Bericht über die Reform bes 
öffentlichen Unterrichts, worin er bereits bie Grundzüge der Berorbnungen barlegte, 
welhe fpäter der Konvent über dieſen Gegenftand erließ. Er wollte das ganze 
Unterrihtsmefen in die Hände des Staates geben, Jedem das Recht auf Unter» 
richt fihern und die Erlaubnig zum Lehren und zur Gründung von Unterrichts: 
anftalten nur von der Beobadtung der Staatsregulative abhängig maden. So 
wichtige Dienfte T. auch der Sache der Revolution geleiftet hatte, fo entging er 
doch nicht dem Verdacht einer zweidentigen Haltung, ja verrätherifher Plane. Dan 
wollte wiſſen, er fei im Befig bedeutender Geldſummen, er ftehe in geheimer Ber- 
bindung mit dem Hofe, der Familie Orleans, mit England; der Verdacht fam 
einmal fogar in offener Anklage in der Nationalverfammlung zum Vorſchein. Um 
diefen Verdächtigungen und Angriffen aus dem Wege zu gehen, ließ er fih dem 
Gefandten Frankreichs nah England, Herrn von Chauvelin, als zweiter Vertreter 
ver franzöfifhen Negierung beigeben, und er hatte die Genugthuung, als bie 
Hauptperfon diefer Geſandtſchaft angefehen zu werben. Aber es gelang ihm darum 
nidt, die Unterhandlungen zu einem befriedigenden Ergebniß zu führen, denn Pitt, 
der T.'s Belanntfhaft bei gemeinfhaftlihen Studien in Paris gemacht hatte, 
wollte mit ihm nicht unterhandeln. T. ging deshalb bald wieder nad) Paris zurüd, 
aber die Vollsſtimmung gegen "ihn war während feiner Abwefenheit nicht bejier 
geworden. Nad dem unglüdlihen Fluchtverſuch Ludwig's XVI. hatte man unter 
defien Papieren einen Brief des Minifterd Laperte gefunden, in welchem er den 
Biſchof von Autun als einen rühmte, der königliher Majeftät zu dienen Verlangen 
babe, Um T. der Volksrache zu entziehen, verlängerte Danton feine Vollmacht 
als Gefandter und fchidte ihn nad London zurüd, von wo er ein Rechtfertigungs- 
Ihreiben an den Konvent fandte und die Aeußerung Laperte's auf einen beftimmten 
dal bezog, in welchem er fih für den König ausgefproden habe, als es ſich 
darum handelte, feiner religiöfen Ueberzeugung Gewalt anzuthun und ihn zu 
nöthigen, daß er von beeidigten Prieftern das Abenbmahl nehme. Der Konvent 
nahm wenig Rückſicht auf feine Bertheidigung und ließ ihn in das Emigranten- 
derzeichniß eintragen, d. h. als Berbannten bezeichnen. Er blieb zunächſt in Eng- 
land, warb aber dort nach entgegengefegten Seiten hin ein Gegenftand des Ber- 
dachts. Die Revolutionsfreunde befehuldigten ihn der Annäherung an die Emigranten 
und des Komplottes gegen bie franzöfijhe Regierung, und die Emigranten hielten 
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ihn für einen Agenten ver Jalobiner. Auch der Regierung erfhien er verbädtig 
und Pitt ließ ihn auf Grund der Fremdenbill ausweifen. Gezwungen, England 
zu verlaffen, begab er fih nun nad ven BVereinigten Staaten Norbamerifa’s und 
verfuchte es dort mit Handelsfpefulationen, womit er keine ſchlechten Geſchäfte ge: 
macht haben fol. Aber er hielt es dort nicht lange aus, denn er brannte vor 
Begierde, auf der politiichen Bühne feiner Heimat eine Rolle zu ſpielen. 
Bon Philadelphia aus richtete er im Jahr 1796 die Bitte um Erlaubniß zur 
Rückkehr an den Konvent, und feinen Freunden, bejonders den Bemühungen der 
Frau von Stael gelang es, den Beſchluß feiner Zurüdberufung im Konvent durch 
zujegen. Auf vie Nachricht hievon eilte er nad Frankreich zurüd und mäherte fih 
mit zuporfommender Dienftwilligkeit den einflußreihen Berfönlichkeiten der republi» 
fanifhen Partei. Aber es wurde ihm nicht leicht, das beftehende Mißtrauen zu 
überwinden, namentlich ein Mitglied des Direktoriums, der Republitaner Carnot, 
ſprach unverholen feine entſchiedene Abneigung aus, er widerfegte fich dem Antrag 
feiner Kollegen, T. an den Gefhäften theilnehmen zu laffen, mit Heftigteit: „Er 
bat“, fagte er von ihm, „fein feftes Princip, er verändert e8 wie ein Kleid, und 
hängt den Mantel nad dem Winde. Als die Philofophie Mode war, war er 
Philofoph; jest ift er ein Nepublifaner, weil man es heutzutage fein muß, um 
etwas zu werben; morgen wird er den Defpotismus proflamiren, wenn er ihm 
Nutzen bringt; ih mag ihn um keinen Preis und fo lange ich am Ruder ber 
Geſchäfte fein werde, wird er nichts fein”. Bald erkannte T. mit feinem feinen 
Inftinkt, an wen man fi zu halten habe, um etwas zu werden, er fah in bem 
jungen General Bonaparte den Mann der Zukunft. Er machte feine Bekanntſchaft 
bei Matame Beauharnais und als er die Leidenſchaft Bonaparte’s für dieſe Dame 
bemerkte, betrieb er die Heirath, um durch Vermittlung Iofephinens die Gunft 
Bonaparte's zu gewinnen; andererſeits benügte er feine Verbindung mit den Mit- 
gliedern des Direktoriums, um ihnen vorzureden, daß man aus dem jungen General 
etwas machen, daß man ihn auf einen wichtigen Poſten ftellen müfje und es mar 
theilweife eine Frucht von T.'s Empfehlung, daß man Bonaparte die Führung 
ber italienifhen Armee anvertraute. Nachdem er längere Zeit vergeblich ſich um 
eine einflußreihe Stellung bemüht hatte, gelangte er endlih im Sommer 1797 
an das Ziel feiner Wünſche; das Direktorium übertrug ihm das Minifterium ver 
auswärtigen Angelegenheiten, das er unter fehr ſchwierigen Berhälinifjen mit aus 
nehmenver Gewandtheit und entfchiedenen Erfolgen führte. Unter feinem Miniſterium 
wurde der Friede von Campo Formio abgejhloffen und der Kongreß von Raftatt 
eingeleitet und ausgenügt. Als Bonaparte ven Plan einer Erpetition nach Aegypten 
in’8 Auge gefaßt hatte, war es T., der bie öffentliche Meinung dafür ftimmte. 
Er hielt in der Akademie eine Rede Über das Bedürfniß ver Kolonifirung Nord— 
afrifa’s, erftattete einen Beriht an das Direktorium, um das Unternehmen zu 
empfehlen, eine glänzende Eroberung müſſe dazu dienen, den englifcheruffifchen In: 
triguen ein Ende zu machen, und die Freundfhaft der Pforte zu gewinnen. 
Die Gunft Bonaparte’s hatte für T. um fo größeren Werth, als er fid 
fonft von allen Seiten angegriffen fah. Beſonders die Fraktion der radilalen 
Jakobiner, die fih im Neithaus zu verfammeln pflegte, machte es fich zum Gr 
ihäft, den Minifter ver auswärtigen Angelegenheiten zu verdächtigen und Be 
Ihuldigungen gegen ihn zu fammeln. Man warf ihm vor, er babe die new 
Koalition gegen die franzöfifche Republif begünftigt, er habe vie Erpebition gegen 
England nicht Fräftig genug betrieben und das Mißlingen verfelben verſchuldet, 
und als die Erfolge der Unternehmung in Aegypten der Erwartung fo gar nicht 
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entfprahen, ſchob man ihm auch dies in die Schuhe; man führte ferner Klage 
darüber, daß er bie beften Republikaner durch unnütze biplomatiihe Miffionen ferne 
halte. Nicht nur in der Reitſchule wurden folhe Beihuldigungen ausgeſprochen, 
auh im Rathe der Fünfhundert wurde eine ähnlihe Sprache gegen ihn geführt. 
Lucian Bonaparte fagte hier, der Name T. werde in allen Konfpirationen ge- 
nannt. So auf alle Weife gehetzt, entfchloß er fi, feine Entlaffung anzubieten, 
die anfangs verweigert, aber, da er darauf beharrte, angenommen wurde, Aber 
das ehrenvolle Entlaffjungspefret, das ihm das Direktorium zugehen ließ, bas 
Zeugnig des Bürgerfinne, des patriotifhen Eifers und der Einſicht, das ihm darin 
ausgeftellt wurde und dem er die größte Deffentlichkeit gab, rief einen neuen 
Sturm der Beiduldigungen gegen ihn hervor, Briot hielt am 29. Auguft 1799 
eine Philippifa gegen T., worin er ihn des Verraths verdächtig und von Eng- 
land erfauft darſtellte. Aber T. kümmerte ſich nicht mehr viel um das Gerede 
einer Feinde, er war allerbings in eine Konfpiration verwidelt, aber nad anderer 
Seite him als feine Gegner glaubten. Schon längere Zeit hatte er geholfen einen 
Staatöftreihh vorzubereiten, den jegt der aus Aegypten zurüdgelehrte Bonaparte 
ind Wert zu fegen fi anſchickte. T. wird wohl mit Recht als einer der intellef- 
tuellen Urheber des 18, Brumaire (9. Nov. 1799) bezeichnet, an welchem das 
Diretorium geftärzt und Bonaparte zum erften Konful erhoben wurbe, T. erntete 
die Früchte feiner hilfreihen Bemühungen, am 21. Nov. wurde er vom erften 
Konful zum Minifter der auswärtigen Angelegenheiten ernannt und blieb eine 
Reihe von Jahren einer feiner einflußreihften und nüglihften Nathgeber. Bald 
nad Uebernahme des Minifteriums hatte er Gelegenheit, durch geſchickte und kluge 
Leitung der Unterhanblungen, die zum Schluß des Friedens von Lüneville führten 
und die friegeriihen Siege Frankreichs durch einen diplomatifhen vollendeten, feine 
ausgezeichneten Talente zu bewähren. Bonaparte befam dadurch eine hohe Mei- 
nung von der ſtaatsmänniſchen Kunft jeines Minifters, der ihm faft gleichzeitig 
auch dadurch einen fehr wichtigen Dienft leiftete, daß er die Gründung ber cis— 
alpinifhen Republif und die Wahl Bonaparte’8 zu deren Präfidenten durchſetzte. 

Um den Abſchluß des Konkorbats erwarb fih T. ein mehr zufälliges Ber- 
dienft, er war wie bie meiften Rathgeber Napoleons nicht für dasſelbe und als 
der erfte Konful auf dem Punkte war, vie Verhandlungen abzubrehen und dem 
päpftlihen Geſandten eine Art Ultimatum gegeben hatte, ertheilte T. in ber Ab— 
fiht, ven Bruch zu befchleunigen, dem franzöfifhen Gefanbten in Rom bie Wei- 
jung, in 8 Tagen Rom zu verlaffen, wenn der Konforbatsentwurf nicht angenom- 
men würbe. Dies beftimmte ven päpftlihen Staatsfefretär Karbinal Confalvi fo- 
gleih nah Paris zu reifen, um mit Bonaparte perfönlih zu unterhandeln und 
durch einige Nachgiebigfeit ven Friedensſchluß mit dem mächtigen Diktator zu er- 
faufen. Das Konkordat verſchaffte vem abtrünnigen Biſchof von Autun aud den 
perfönlihen Frieden mit der Kirche. In einer befonderen Klaufel war man über» 
eingelommen, daß der Papft ein Breve erlaffen follte, um den von Pius VI. ge 
gen T. ausgefprodenen Bannfludh aufzuheben und ihn von dem geiftlihen Cha- 
ralter au befreien. In diefem Breve wurde T. als der fehr geliebte Sohn ange: 
redet, ‚der ein heftiges Verlangen trage, ſich mit der Kirche wieder auszuſöhnen 
und ihm als Buße nur eine reichlihe Almofenfpendung an die Hilfsbebürftigen 
feines vormaligen Sprengel® auferlegt. Bonaparte hatte urfprünglih gewünſcht, 
daß T. wieder in eine kirchliche Stellung zurüdfehre und das Anerbieten ge- 
macht, ihn zur Kardinalswürde vorzuſchlagen und ihn an die Spitze der franzöſi— 
ſchen Kirche zu ſtellen. T. aber, der eine entſchiedene Abneigung gegen den ihm 
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in feiner Jugend aufgerwungenen geiftlihen Stand hegte, weigerte ſich, auf dieſen 
Borfhlag einzugehen. Dagegen mußte er fi eine andere Folge feiner Berfähnung 
mit der Kirche gefallen laſſen, nämlich fein Verhältniß mit Frau Grant, mit wel: 
der er feit Iahren im Konfubinat lebte, durch eine firhlihe Trauung zu legiti- 
miren. Diefe Frau Grant war eine fhöne, aber ungebilvete und geiftig befchränfte 
Frau, die er auf der Müdreife von Amerifa in Hamburg kennen gelernt hatte, 
wohin fie mit ihrem Manne, einem Engländer, aus Indien gefommen war. Sie 
gefiel ihm fo fehr, daß er fie ihrem Mann um eine beveutende Summe abfaufte 
und bei. ſich behielt. Bonaparte fand es unfhidlih, daß ein hoher Staatsbeamter 
in einem ſolchen ungefeglihen Berhältniß lebe und nöthigte T., da er nun durch 
den NRüdtritt in ben weltlihen Stand zur Ehe berechtigt war, feine Maitrefie zu 
heirathen. 

Wie T. den 18. Brumaire hatte einleiten helfen, ſo nahm er auch an der 
Umwandlung des erſten Konſuls zum Kaiſer der Franzoſen thätigen Antheil; 
er machte für die Idee der Kaiſerwürde Propaganda und ſtellte auch Bonaparte 
felbft vor, wie fehr fi feine Stellung zu anbern Regierungen durch Annahme 
bes Raifertitels verbeffern würde. Er felbft ging bei diefer Veränderung nicht leer 
aus; der Glanz des Kalferthrones Kradte ihm neue Würben und Güter; am 
11. Juli 1804 wurde er zum Orofofficier de? Tatferlihen Palaftes, oder Grof- 
fammerherrn, und am 3. Juni 1806 zum Fürften von Benevent ernannt, mas 
fein leerer Titel war, fondern ven Beſitz eines Fürftentbums von 4 Quadratmei⸗ 
Ien, mit welchem ihn Bonaparte belehnte, in fich ſchloß. Aber jest war T. auf 
auf der höchften Stufe kaiſerlicher Gunft, bald darauf traten Störungen ein. T. 
batte im Ganzen einen mäßigenden Einfluß auf Bonaparte geübt, er war ber 
Mahner zur Borfiht und Befonnenheit geweſen; aber im Bollgefülbl ber taiferli» 
den Macht Konnte Bonaparte immer weniger Widerſpruch und Bedenklichkeiten 
ertragen, in wichtigen Punkten war T. mit Napoleons Bolitif nicht einverftanden; 
er meinte, Napoleon follte durch ein freundliches Verhältniß mit Defterreib und 
England zum Frieden zu gelangen fuchen, während der Kaiſer durch ein Ueberein— 
fommen mit Rußland die Herrihaft im Occident erftrebte; auch die ſpaniſche Pr 
fitif Napoleons billigte T. nicht; fo lange es fih um Ermerbung eines Städt 
von Spanien handelte, führte er die Unterhanblungen mit Eifer, ala er aber 
merkte, daß es auf gänzliche Entthronung der Bourbonen abgeſehen fei, zog er 
fih zurüd und gab zu verftehen, daß er bie® für einen politifchen Febler balte. 
Ueberbies fühlte er mit feinem feinen Inftintt heraus, daß Napoleons Glüdeftern 
im Sinken begriffen ſei, er konnte ſich nicht enthalten, feine Meinung durch Wi 
worte zu verrathen, die dann Napoleon mieder zugetragen wurben und ihn verlegten, 

So kam es, daß ber Kaifer feiner überbrüffig wurde und T. feine Entlaf- 
fung nahm, die denn auch am 8. Auguft 1807 gegeben wurde, Begleitet mit ber 
Emennung zum Großmwahlberrn, eine Würde, die ihm den Zutritt zu allen Kon 
vents öffnete. Das legte bedeutende Gefhäft, das T. als Minifter noch Beforgte, 
war der Abſchluß des Friedens von Tilfit, zu dem er wegen ber aus ber ſpani⸗ 
hen Verwidlung entfpringenden Gefahren dringend gerathen hatte. Auch mod 
nad feiner Entlaſſung begleitete er den Kaifer nad) Erfurt, wo er als Großlam— 
merherr funftionirte, 

Bon nun an aber begann T. gegen Napofeon zu fonfpiriren, fein Salon 
wurde der Sammelplat der Miftveranügten; auch Fouché, der ſich feit Jahren 
von ibm ferne gehalten hatte, fand fih dort ein. Nah Napoleons Rüdfehr aus 
Spanien im Jannar 1809 kam deſſen Ungnade gegen T. zum Ausbruch; er. und 
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Foudhe wurden zu einer geheimen Konferenz in bes Kaifers Kabinet berufen. 
Napoleon überhäufte beide mit Vorwürfen, daß fie Komplotte gegen ihn fehmie- 
beten, und T. insbefondere hielt er vor, daß er Maßregeln, die er ihm ind An- 
geficht gebilligt habe, hinter feinem Rüden table und verfpotte. Bald darauf wurbe 
er auch feiner Stelle als Großlammerherr enthoben. Nun z0g er fi auf fein 
Landgut bei VBalencay zurüd, beobadhtete die Dinge im Stillen und verfolgte fie 
gelegentlich mit feinem feinen Spotte. Bereitd dachte er an die Zurüdberufung der 
Bourbonen; nad der Nachricht von dem Rüdzug Napoleons aus Rußland fchrieb 
er an feinen Obeim, den Erzbifhof Talleyrand von Rheims, der in der Umgebung 
Ludwigs XVIII. fih aufhielt, er überhäufte ihn mit BVerfiherungen zärtlicher 
Anhänglichkeit umd verband damit die Bitte, er möge ihn feinem Herrn empfehlen. 
Ludwig XVIIL nahm dieß als ein günftiges Vorzeihen von dem nahen Sturz 
Napoleons auf. T. ließ fich fogar in eine Berbindung ein, welde auf Einfeßung 
einer proviforifhen Regierung abzielte.e Der Kaifer befam nad feiner Nüdtehr 
aus Rußland Nachricht hievon und ftellte T., der bei einem Lever erfchien, hier- 
über zur Rede, wogegen jener feine Unfhuld und unveränderte Treue betheuerte. 
Es wurde auch dur Vermittlung Berthiers ein freundliches Verhältniß zwifchen 
dem Kaifer und feinem ehemaligen Minifter hergeftellt und es fam fogar im Früh- 
jahr 1813 zu Berhandlungen über eine nodhmalige Uebernahme des Minifteriums 
ver auswärtigen Angelegenheiten, aber fie Fonnten ſich nicht mehr mit einander 
verftändigen. 

Um die Zeit des Kongrefies von Chatillon (Februar 1814) zeigen ſich deut- 
lihe Spuren von Umtrieben T.’8 zu Gunften der Einfegung der Bourbonen ; im 
März erfhien im Lager der Verbündeten ein anonymer Zettel mit der Aufforbe- 
rung: „Osez donc une fois.* Als die Verbündeten in Paris einzogen, fanden 
fie T. zum Abfall feſt entſchloſſen. Er begab fi in die Wohnung des Marfchalls 
Marmont und näherte ſich bier dem Abdjutanten des Kaifers Alerander, Graf 
Drlom, dem er mit einer gewiffen Teierlichkeit fagte: „Uebernehmen Gie bie 
Mühe, Ihrem Monardhen den Ausprud ber tiefften Ergebenheit des Fürften von 
Benevent zu Füßen zu legen", was ber Adjutant mit dem Zeichen des Ber- 
ſtändniſſes beantwortete. Auch der Kaifer verftand viefen Winf und nahm im 
Haufe T.'s in der Straße St. Florentin feine Wohnung. Hier war nun ber 
Sammelplat der Fürften und Diplomaten, bier wurde über die Zukunft Frank— 
reichs entſchieden. Gleih am andern Tag wurde eine Konferenz gehalten, bei 
welher T. die auf Frieden mit Napoleon oder Einfegung einer Regentſchaft bin» 
zielenden Projekte niederzufchlagen und den Gedanken an Wieverherftellung ver 
Bourbonen anzuregen und die dagegen erhobenen Bedenken mit Erfolg zu be» 
impfen wußte. Er übernahm es auch, den Senat dafür zu flimmen, was feine fo 
lihte Sache war, da die Mehrzahl der in Paris anwefenden Mitglieder napo- 
leonifch gefinnt war. Doch T.’s diplomatiſche Kunft wußte die Schwierigkeiten zu 
überwinden und einen Beſchluß durdzufegen, der Napoleon und feine Familie 
des franzdfifhen Thrones für verluftig erklärte. Er wurde aud Präfident ber 
proviforifchen Regierung und arbeitete mit allen Mitteln dahin, den Sturz Napo- 
leons zu beſchleunigen und feine Wieberherftelung unmöglih zu machen. Nah 
einer, jedoch nicht verbürgten Nachricht, fol er fih fogar an einem Komplott gegen 
Napoleons Leben betheiligt haben. Ebenſo eifrig, wie für den Sturz Napoleons, 
arbeitete er für die Reftauration der Bourbons, die in der Hauptfadhe als fein 
Wert angefehen werden muß, da weder bei den Berbündeten ein beftimmter Ent- 
ſchluß bereits feft ftand, noch in Frankreich die nationale Stimmung dafür fich 
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ausſprach. Welches die Beweggründe T.'s gewefen find, ob vie Ueberzeugung von 
der objeftiven Nothwendigfeit und der Schwierigkeit, auf andere Weife eine neue 
Ordnung der Dinge in Frankreich zu gründen, ober ein Groll gegen Napoleon, 
von dem er fih für wichtige Dienfte mit Undank belohnt glaubte, oder die Hoff 
nung, unter den Bourbonen eine einflußreihe Stellung zu erhalten, läßt fi 
ſchwer jagen. 

Sobald der Sturz Napoleons entfhieden war, trat er als bienfteifriger 
Anhänger der Bourbonen offen auf. Als Graf Artois am 12. April 1814 in 
Paris ankam, bewillfommte ihn T. an ber Spige ver proviforifhen Regierung 
mit Worten begeifterter Huldigung, dem noch in England weilenden Ludwig XVII. 
diente er mit brieflicher Berathung und verfiherte ihn, daß er fein höchſtes Glüd 
darein fee, fein ganzes Leben dem Dienfte des Königs zu weihen; er verlange 
nichts für ſich, Halte es aber im Intereffe Frankreichs für nothmwendig, daß ihm 
tas Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten übertragen werde, da es fehwierig 
zu führen fei und einen Dann verlange, der in die Kunft eingeweiht fei, mit allen 
Kabinetten Europas zu verhandeln. Zugleih erbat er fi für feinen Neffen bie 
Stelle eines erften Wide te Camp bei den König und für deſſen Frau, die fpätere 
Herzogin von Dino, ven Titel als Hofdame. Einige Wochen nah dieſem, vom 
14. April 1814 datirten Schreiben empfing der Fürft von Benevent Ludwig XVII. 
in Gompiegne und verhandbelte mit ihm über Annahme des Verfaffungsentwurfs, 
ven ihm der Senat unterbreiten wollte. Bald nad der Rückkunft Ludwigs X VIIL 
nad Paris wurde das neue Minifterium zufammengefegt und T. erhielt das von 
ihm verlangte Portefenille der auswärtigen Angelegenheiten; der König foll fih 
aber nicht ohne Ueberwindung dazu entichloffen haben, va er feine Schlauheit 
fürdhtete, 

Eine fehr wichtige Nolle fpielte T. auf dem Wiener Kongreß, auf dem er 
als erfter Vertreter Franfreihs erſchien. Hier zeigte er fi als der Allen über- 
legene Meifter der viplomatifhen Intrigue, indem er nicht nur das Werk ber 
Reftauration der Bourbonen vollendete, fonvdern auch Frankreich, das als be 
fiegte Macht zugelaffen war, wieder in den Kreis der europälfhen Vormächte 
einführte. Für die Jurüdberufung der Bourbons hatte er eine eigene ſtaatsrecht⸗ 
liche Theorie erfunden, den. Grundfag der Legitimität, wornad die Regierung ber 
Staaten nicht durch das Staats- und Völkerrecht, fondern durd das Brivatredt 
der fürftlichen Familien beftimmt werben follte, und nicht nur die Beredhtigung 
der Völfer, ſondern auch die der Staaten als moralifher Perfonen mit größter 
Schroffheit verneint wurde. Es gab nad diefer Yehre überhaupt feine Staaten, 
fondern nur Länder, als das Befistbum gewiſſer mit dem Mecht zu regieren aus 
geftatteter Familien, deren fürftliches Dafein als erfter Zweck vorausgeſetzt wurde. 
Dies war der Grundfag, nah welchem T. auf dem Wiener Kongreß die Ange: 
legenheiten behandelt wiffen mollte. 

Seine perfönlihe Stellung war Anfangs feineswegs günftig. Seine biploma- 
tiihen Kollegen behandelten ihm wenig entgegenfommend, er fah fid ifolirt, fafl 
gemieben; in Kurzem aber wußte er durch breiftes Auftreten zu verblüffen und zu 
imponiren und bie getroffenen Berabredungen und vorgefaßten Plane in frage zu 
ftelen. Die Gefandten der verbündeten Mächte, England, Rußland, Defterreih und 
Preußen, hatten ſich gleih Anfangs zufammengethan, um eine Gefhäftsorbnung 
zu entwerfen und die Grundſätze feftzuftellen; fie wellten nun das darüber auf 
gelegte Protokoll als eine abgemachte Sahe zur Kenntnißnahme mittheilen. Als 
num zu diefem Behufe ver franzöfifhe Gefandte, mit dem fpanifchen, zu einer 
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Konferenz eingeladen, auf berfelben erfhien und vie Vorleſung der Protofolle be: 
gonnen hatte, ftellte er fih an, als ob er gar nicht verftände, was der Ausdrud 
Mlirte zu bedeuten habe; er fragte,, ob man denn nicht in Paris Frieden ge: 
Ihloffen babe, gegen wen denn noch ein Bündniß beftehe, ob man denn nicht unter 
Borausfegung der Gleihberehtigung zufammen gefommen fei, ob man denn damit 
anfangen wolle, die Rechte, die geachtet werben follten, zu verlegen. Mit dieſem 
Auftreten gelang es ihm wirffich, die verfammelten Diplomaten zu verblüffen und 
ju verwirren; feiner von ihnen beſaß die erforderliche Geiftesgegenwart, um die 
rihtige Antwort zu finden und den Vertreter einer befiegten Macht in feine ge- 
bührende Stellung zurüdzuweifen; fie fuchten in ihrer Verlegenheit Ausflüchte und 
erwiberten, jie hätten ven Austrud Verbündete nur der Kürze wegen gebraudt, 
fie legten auf ihr Prädikat feinen befondern Werth und wären bereit, es zurüd» 
nehmen. Sie ließen es fi gefallen, daß T. die Unterfchrift verweigerte und 
gaben den Geihäftsgang des Kongreſſes, ven fie feftgeftellt zu haben glaubten, 
der freien Erörterung anheim, und da T. nun um fo Feder auf der Forderung 
beftand, daß vor allen Dingen ber Kongreß in feiner Gefammtheit zuſammen be= 
rufen werbe, trennte fi die Konferenz, ohne einen Belhluß gefaßt zu haben. 
Eine ähnliche Scene führte T. mit Kaiſer Alerander auf, der ihn auf den folgen- 
den Tag befchieven hatte; auch ihm gegenüber pochte er auf bie Gleichberechtigung 
Frankreichs mit den andern Großmädhten, und wußte durch Appellation an des 
Kaiſers Großmuth und die verbedte Drohung eines neuen Krieges ihn wirklich in 
feinen Planen und Borfägen irre zu machen. Bald darauf formulirte er feine 
Anſprüche in einer Rede, in welder er die Forderung ftellte, daß die Mitglieder 
ver Ausfchüffe von der Gefammtheit des Kongreffes gewählt werben müßten, wo- 
durch die Heinen rheinbündifhen Fürften ſchon vermöge ihrer Zahl die Majorität 
und vorwiegenden Einfluß gewonnen haben würden. Dieß bewirkte zwar zunächft 
unter den großmächtlichen Gefandten einen Sturm ber Entrüftung und probocirte 
die Drohung, daß die vier Verbündeten die Angelegenheiten allein ordnen würten, 
was T. mit der Gegendrohung beantwortete, in diefem Falle würde Frankreich 
bie Mächte zweiten Ranges zu gemeinfhaftliher Oppofition unter feine Fahne ſammeln. 
Nun fanden zwar beide Theile für gut, durch gegenfeitige Nachgiebigkeit ſich zu 
verftändigen, aber jene Drohung mit der Proteftion ber Heineren Mächte biiek 
der leitende Gedanke des franzdfijhen Gefandten, und damit hatte cr bald erreicht, 
daß er aus feiner Ifolirung berausfam und ein geahteter Mann auf dem Kon- 
greffe warb. In materieller Beziehung warf ſich T. mit feinem Einfluß beſonders 
anf die fähfifhe und polnifhe Frage, und that fi zum Proteftor des Königs 
von Sachſen auf, zu deſſen Gunften er feine Legitimitätstheorie geltend machte. 
As Kaiſer Alerander einft in der Hite des Geſprächs ven König einen Berräther 
nannte, erhob fich der Fürft von Benevent mit der Miene der Brutalität dagegen 
und erflärte mit Nachdruck, eine ſolche Bezeihnung könne nie auf einen König 
angewendet werben, und es fei fehr daran gelegen, daß fie ihm nie beigelegt 
werde. 

Kraft der Legitimitätstheorie Betrieb T. auh die Abjegung König Murats 
von Neapel und die Wicbereinfegung der Bourbonen auf den neapolitanijchen 
Thron, obgleich er felbft einft an Murats Erhebung mitgearbeitet hatte und das 
berühmte Dekret, demzufolge die Dynaftie der Bourbonen in Neapel „aufgehört 
hatte zu regieren”, aus feiner Minifterialfanzlei hervorgegangen mar. In Vezie— 
bung auf Deutſchland gingen feine Bemühungen dahin, die Wicderherftellung eines 
deutſchen Reiches zu verhindern, dagegen die Sonveränetät der Heineren deutſchen 
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Monarchien zu flärfen; einem Bündniß derfelben untereinander war er übrigens 
nicht entgegen, nur wollte er Defterreih und Preußen nicht dabei haben, vie 
deutſchen Staaten follten nad feiner Meinung „eine freie und ftarfe Konföderatien 
bilden, um die franzöfifhen Waffen auf immer von den öfterreihifchen und preu 
ßiſchen Waffen zu trennen“. Andererſeits fuhte er den durch die Allianz gegen 
Napoleon überwundenen Gegenfag zwiſchen Defterreih und Preußen neu zu be 
leben und benütte hiezu befonders die fähflfche Frage, um England und Defler 
reich gegen Preußen und Rußland zu hegen. Das Bündniß vom 3. Januar 1815 
war größtentheils fein Werk, 

So war er für bie veutfhen Intereffen eines der ſchädlichſten Mitglieder des 
Kongrefies; er hat viel dazu beigetragen, daß die Bebürfniffe und Hoffnungen 
Deutſchlands unbefriedigt geblieben find. Franfreih aber hat ihm viel zu banten; 
fein Bervienft ift es, daß es fo bald nad einer demüthigenden Niederlage in die 
Reihe der leitenden Mächte eintreten konnte. 

Die Nachricht von der Rückkehr Napoleons aus Elba verfegte T. im großen 
Schrecken, obgleich er mit der ganzen franzöfifhen Geſandtſchaft ven Sicheren fpielte; 
er betrieb die Achterflärung der verbündeten Mächte, durch melde Napoleon aufer 
halb des Völkerrechts geftellt und gleihfam für vogelfrei erflärt wurbe; anderer: 
jeits fah ihn Napoleon als einen feiner Hauptfeinde an, denn in der Amneſtie, 
weldhe er am 12, März 1815 gegen diejenigen erließ, welche an dem Sturz bei 
kaiferlihen Thrones gearbeitet hatten, war T. ausgenommen und feine Güter 
wurben ber Ronfisfation überwielen. Nah der Schlacht bei Waterloo gab T. fid 
viele Mühe, Ludwig XVIII. feinen Thron zu erhalten und die anftaudenden 
Bedenken, ob nicht eine andere Negierung mehr Bürgſchaft gegen die Revolution 
bieten würde, niederzuſchlagen. Es gelang ihm, Wellington für fih und Ludwig XVII. 
zu gewinnen; nach ber Kapitulation von Paris wurde er beauftragt, ein Mini 
fterium zu bilden, deſſen Präfidentfchaft und Departement der auswärtigen An— 
gelegenbeiten er wieder übernahm. Seine Bemühungen giengen jest dahin, ben 
ultralöniglihen reaftionären Beftrebungen entgegenzutreten; er gab Ludwig XVII. 
ben Rath, feinen Bruder Graf Artois, das Haupt der reaftionären Partei, burd 
eine Sendung nad England zu entfernen, ftatt deſſen jedoch der König ſich bar 
auf beſchränkte, feinem Bruder einen ernitlihen Verweis zu geben; ferner vermin- 
derte er die Zahl derer, die ald Bonapartiften geächtet werben follten, und bei 
der Zufammenfegung ber neuen Pairskammer forgte er dafiir, daß eine gute Zahl 
feiner Anhänger aufgenommen wurben. Als Minifter der auswärtigen Angelegen- 
heiten hatte er auch die Friedensverhandlungen mit ven Verbündeten zu führen 
und vertrat nun bier gegenüber von den Verſuchen der preußifchen Staatsmänner, 
manche gerechte Forderung für Deutihland, melde geltend zu machen bei bem 
erften Barifer Frieden verfäumt worden war, nachzuholen, die Intereffen Fran 
reihs mit Schlauheit und Beharrlichkeit; namentlich ftellte er vor, daß man Franf: 
reich Feine zu harten Bedingungen auferlegen dürfe, um nicht den Thron Ludwigs 
XVII. zu gefährben, und legte in einer Denkſchrift das Syſtem dar, weldes bie 
franzöfifche Regierung zu befolgen denke, um zu zeigen, weldhe Garantien das neu: 
Franfreich für Erhaltung des Friedens biete. Doch machten ihm die Franzoſen 
den Borwurf, daß er, um die Gunft der Verbündeten zu gewinnen, zu nmachgiebig 
geweſen fei und zu viel geopfert habe. Als nun nah dem Abzug der Verbündeten 
die neuen Wahlen zur Kammer jo über Erwartung föniglih und reaftionär aus 
fielen, als bier eben die Partei, welche T. befämpft und vor welcher er den König 
gewarnt hatte, die Mehrheit befam, wurbe feine Stellung im Minifterium um 
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haltbar. Dazu kam, daß ver Kalfer Alexander von Nufland, auf deſſen fFreund- 
ſchaft Ludwig XVII. großen Werth legte und auf deſſen Unterftügung er befon- 
ders rechnete, eine entfchievene Abneigung gegen T. zu erfennen gab und nicht mehr 
mit ihm unterhandeln wollte. T., der dem König aeratben hatte, fi auf Enaland 
zu lügen und mit Rußland zu brechen, bat um feine Entlaffung, und Ludwig XVIIT., 
dem dieſer Minifter, welchem er fo viel zu danken hatte, durch feine Anfprüche auf 
bie Gefammtleitung doch unbequem geworden war, erariff gern die Gelegenheit, 
fi feiner au entlebigen. Er gewährte pie Entlaffung in ehrenvoller Weife und fuchte 
fie dur Ernennung zum Großlammerberrn und Erhebung in ven erblichen, auf die 
Nahlommen des Bruders übergehenden, Bairaftand zu verfüßen. Doch ſchied T. 
nicht ohne DBitterfeit aus dem Amt, „Ich babe, fante er zu dem König, Alles für 
Cie gethan und konnte Ihnen noch fernerbin nützlich fein. Sie wollen mid aber 
nicht mehr; um fo Schlimmer für Sie, bald dürften Sie es bereuen.“ T., der fo 
eifrig für bie Wiederherftellung der Bonrbonen gearbeitet und intriguirt hatte, hatte 
fih doch eigentlih verrechnet: er fab ſich aus feiner diplomatiſchen Thätigfeit, die 
ihm Lebensbedürfniß war, berausaeworfen, und obgleih ibm die nächften Jahre 
noch weitere Ehren und Würben bradten, obgleih er im März; 1821 zum Mit- 
alied ber Akademie und am 30. Auguft 1823 zum Herzog ernannt wurde, 
obaleih er ala Großkämmerer eine ber erften Stellen am Hof inne hatte und einen 
Gehalt von 100,000 Franken bezog, glaubte er fih tod von den Bourbonen mit 
Undant gelohnt, zog ſich ſchmollend anf fein Landgut Valençay zurüd und 
verrieth feine Aufmerkſamkeit auf die öffentlihen Angelegenheiten bie und ba durch 
ein beißendes Witwort, das bie Unterhaltung der Barifer Salon® würzte. So 
nannte er den letzten Rettungsanfer Karla X., das Minifterlum Polignac, „le 
ministöre impossible“. In feiner oppofitionellen Haltung war er nicht ohne Be- 
stehung zu dem Herzog von Drleans geblieben und hatte ihm bin und mieber 
Rathſchläge gegeben. Als tiefer nah der Julirevolution unentſchieden ſchwankte, 
ob er die ihm angetragene Krone annehmen oder ablehnen follte, gab T., um 
feine Meinung befragt, ven Beſcheid: „il faut accepter*. Er that naher auch 
das Seinige, um den Julithron zu ftügen; er übernahm bie Gefanbtihaft nad 
London, um die Thronbefteiguna Louis Bhilipps anzukündigen, unterhielt einen 
lebhaften Briefwechſel mit vem König, vertrat die neue Regierung auf der Lon— 
doner Konferenz und hatte, von Louis Philipp und den engliſchen Staatemännern 
zu Rathe aezogen, die Hand in allen wichtigen Fragen der internationalen Po— 
fit jener Zeit. Namentlich erwarb er fih um bie friedliche Verftändiaung über Bel- 
gien Berbienfte, arbeitete iiberhaupt für Aufrechtbaltung tes europäiſchen Friedens 
und eine Berbindung Frankreichs mit Defterreih und England genen Rußland, 
vermittelte and in dieſer Richtung mit Palmerfton die Quadrupelallianz, melde 
om 22. April 1834 zwiſchen England, Frankreich, Spanien und Portugal zu 
Stande Fam. Diea mar fein letzter politifcher Alt; 1833 verlieh er England, lebte 
meift auf feinem Landqute in Valençah, zeigte fih jedoch bin und wieder am Hofe 
Ludwig Philippe. Pie in fein bohes After erhielt er fich bei geiftiger Kraft und 
farb nach kurzer Krankheit am 13. Mai 1838, 

Obgleich ihm einentlih Niemand recht traute, genoß er doch in biplomatifchen An- 
gelegenheiten großes Anfehen und wurde beſonders in den letten Jahren feines Lebens 
als ein politifcher Orakel verehrt. Man fchrieb ihm nicht nur tiefe Einſichten in 
be politifchen Verbältniffe und grofe Menſchenkenntniß au, ſondern auch einen 
feinen Inftinft, der noch vor den Thatfahen die beginnende Veränderung abnte. 
Ein Hauptmittel feiner Wirkſamkeit war die Kunft der Konverfation; beſonders 
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wußte er die frauen, unter denen er immer einen Kreis ergebener Berehrerinnen 
hatte, für feine Zwede zu nügen. In ber Regel ſprach er in Gefellihaft wenig 
und faß in ſcheinbar phlegmatifher Nachläſſigkeit da, aber wenn er fih auf- 
raffte, wirkte er bezaubernd. Gewöhnlich plauderte er in leihtem Scherz, wenn 
man aber auf Staatsangelegenbeiten zu reden fam, verwandelte fich fein Leihtfinn 
in Ermft und Kraft des Auspruds. Gin zur Improvifation befühigter Redner 
war er nie, und dies bewahrte ihn aud in Zeiten ver Revolution por unvor⸗ 
fihtiger Enthüllung feiner Gedanken, wie er denn auch zu fagen pflegte, „bie 
Sprade fei dem Menfchen gegeben, um feine Gedanken zu verhüllen”. Aber aus 
demjelben Grunde würde er fih nicht zu einem fonftitutionellen Minifter, defjen 
Aufgabe es ift, jederzeit der Kammer Rebe zu ftehen, geeignet haben. 

Sein Aeußeres war wenigftens in feinem höheren Alter mehr unheimlich 
und ſchaudererregend als einnehmend. Sein Nekrolog in der Morning-Poft ſchildert 
ihn folgendermaßen: „Seine Gliedmaßen find durd einen eifernen Apparat zufam- 
mengehalten, an den er immer mit feinem gigantifchen Rohr klopft. Man fühlt 
einen gewiſſen Schauber, der durch den bohrenden Blick feiner grauen Augen unter 
zottigen Brauen hervor noch vermehrt wird. Dazu fein gefpenftiges tief gefurdhtes 
Gefiht, theils von einem Schopf feiner eigenthümlihen Haare, theild von einer 
ungeheuren Rravatte bedeckt, die eine hervorragende große Unterlippe ftügt, über 
feine Oberlippe vorgefhoben mit einem cynifhen Ausdruck, den no fein Maler 
wiederzugeben vermochte. Zu all diefem Nüftzeug des Schreckens kommt noch fein 
tobtenähnlihes Schweigen, nur bin und wieder dur einfilbige Kehltöne unter- 
broden, die aus dem Grabe zu hallen feinen.” — Bilder aus feinen früheren 
Jahren mahen einen günftigeren Cindrud und zeigen einen imponirenden Kopf 
mit kräftigen Gefihtszügen. 

Titeratur. (Stewarton.) Memoirs of Charl. Maur. Talleyrand de 
Perigord. London 1803. — Alex. Sall€, Vie politique de Ch Maur. prince 
de Talleyrand. Paris 1834. — Ch. M. Villemarest, Monsieur de Talley- 
rand. 4 Vol. Paris 1834—35. — Louis Bastide, La vie religieuse et poli- 
tique de Ch. Maur. Talleyrand. Paris 1838. — (Dufour de la Thuilerie.) 
Histoire de la vie et de la mort de M. Talleyrand. Paris 1838. — Charles 
de Place, M&moire sur M. de Talleyrand, sa vie politique et sa vie in- 
time. Paris 1838. — FExtraits des memoires du prince de Talleyrand publ. 
par la comtesse C. de C. Paris 1838, 2 Vol. — ©. a. die Geſchichte der Re- 
volution, des Konfulats und des Kaiferreihs von Thiers, die Gefchidhten ber 
Reftanration von Baulabelle und von Biel-Caftel, Ueber die Thätigkeit 
Talleyrands auf dem Wiener Kongreß, beſonders den Artikel in ber Revue des 
deux mondes. 1862. III. Congrès de Vienne. L’empereur Alexandre et M. 
de Talleyrand. ©. 333 u. ff. Zu vergleihen auch: Nouvelle biographie gene- 
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Zaren, ſ. Gefälle. 
Technifche Schulen. 


Die techniſchen Yehranftalten bilden den jüngften Zuwachs im gefammten 
Schulſyſteme. Ihre Stelle unter den übrigen Lebranftalten und ihre Bebentung 
vom Standpunkt des Staates ift fhon im Art. Schule (Br. 9 ©. 264 u. f) 
angebeutet. In ihren Anfängen treten fie ſchon früh unter dem Namen Fortbil⸗ 
dungsſchulen, Gewerb- und Landwirthſchaftsſchulen auf; fie ſollten dazu dienen, 
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anfhliegend an ven Unterricht der Boltsjchule Gelegenheit zu geben, einige ele- 
mentare Kenntniffe in Geometrie und Naturlehre, wie ſolche in Gewerb und Land⸗ 
wirthſchaft zur Anwendung kommen, zu erwerben. Seibft auf Anftalten, in wel« 
hen die exakten Wifjenfhaften, ald Bafis aller Ingenieur-Wiſſenſchaften, gelehrt 
werden follten, war man früh bedacht. Schon zu Boeheim’s Zeiten und auf feine 
ausbrädlihe Anregung wurde in Nürnberg eine erfte Schnle diefer Richtung mit 
ver Bezeichnung „mathematische Schule” gegrünvet. Beweis genug, daß man ſchon 
damals den Univerfitäts-Unterriht allein nicht für ausreichend hielt, eine hier vor- 
liegende Lücke im Unterrichtsfgftem auszufüllen. 

Es bat nur wenig Intereffe, die vielfachen verunglüdten Verſuche und die 
Kämpfe zu verfolgen, welche die neuen Anftalten bis zu ihrer organifhen Konfti- 
tuirung zu beftehen hatten. Alles Neue hat foldye Kämpfe zu beftehen, einerfeits 
eben weil es neu ift, und andererjeits weil mit den erften Verſuchen nicht immer, 
das Richtige getroffen wird, ſondern erft allmälig die Erfahrungen gefammelt wer- 
den, welde über die einzuhaltenden Principien entſcheiden. Dan betrachtete vie 
neuen Anftalten als Träger des Realismus, und fah, je nad der Stellung 
bald mit Geringfhägung, bald mit Antipathie auf ihre Ausbreitung. Es ſchien 
als hätte man den, ſchon von den Griechen aufgeftellten Sag, daß Örammatif 
und Geometrie die Pfeiler aller Iugenpbildung find, aus dem Auge verloren, 
und hätte verfannt, daß hiermit zugleich unveränverlih für alle Zeiten die Aus- 
gangspunfte der beiden Hauptrihtungen des menfhlichen Geiſtes bezeichnet find, 
Beide Richtungen ftehen ſich nicht feinvli gegenüber, eine Kenntnig ihrer Grund- 
lagen kennzeichnet wefentlih den Mann der Bildung. Der Ausbau jeder diefer 
Richtungen ift Sache des Forfchers und je nad der eiftesrichtung des Einzelnen 
ift diefe Forſchung bald den Geiſteswiſſenſchaften, bald den exakten Wiſſenſchaften 
zugewendet. Die Alten kannten nur die Geometrie, die Erfindung der mathema- 
tiſchen Sprache gehört der Neuzeit an, und erft mit der Erfindung diefer Sprade 
und unter ihrer Anwendung find die reichen Refultate der Naturforfhung gewon- 
nen, Der Gewinn, ven dieſe Refultate dem realen Leben bieten können, war ber 
nächſte Anlaß zur Gründung der mannigfaltigen Applifationsfchulen, welde unter 
dem Kollektivnamen technifcher Lehranftalten begriffen find. Man ging lange bin 
einfeitig zu Wert, man verfümmerte oder vernadhläffigte allzu fehr ven grammati= 
hen Unterricht, und beging den andern Fehler, daß man glaubte, in der Schule 
die Applikation feldft in unmittelbarer Weife lehren zu können. An die Stelle 
ernfter Beihäftigung und geiftiger Gymnaftif trat nicht feiten nutzloſe Spielerei, 
und felbft an ven höheren Lehranftalten, an melden ter Ingenieur und der Archi- 
teft ihre Borbildung gewinnen follten, blieb man meift bei einem etwas audge: 
dehnteren graphifchen Unterricht ftehen, ohne auf Schärfung und Wedung des Gei— 
ftes bedacht zu fein. Die Schule bilvet niht unmittelbar den Praktiker, fie bildet 
nur den Kopf, fie befühiget aber eben bierburd in der Praris fid) in kurzer Zeit 
das anzueignen, was der Empiriker in unflarem Herumſuchen in einem langen 
Leben ſich zu erwerben nicht im Stande ift, 

Die Schöpfung der polytehnifhen Schule zu Paris durch Monge im 
Jahre 1791 machte dem umfihern Erperimentiren in biefer Richtung des Schul» 
weſens zwar nit ein Ende, fie zeigte aber, weile Beveutung für den Staat zu- 
nächſt die höheren technifhen Lehranftalten erreihen fünnen. Die 6eole polytech- 
pique war und ift no wefentlih eine wiffenfhaftlihe Anftalt, in der Mathema- 
tit und Naturwifjenfhaften die Hauptunterrichtsgegenftände bilden. Sie fegt einen, 
in mathematiihen Disciplinen vervollftändigten Öymnaflal-Kurfus voraus, und 
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repräfentirt im Wefentlichen einen ver Hauptzweige der philofophifchen Fakultät 
unferer deutſchen Univerfitäten. Jedoch befteht an ihr nit allein ein ftreng ge» 
gliederter und vorgefhriebener Gang in den auf einander folgenden Vorlefungen, 
jondern auch vollſtändiger Kollegien- Zwang, alfo Schule im Gegenfag zu unfern 
Univerfitäten. Was Frankreich feit mehr als 70 Jahren von bedeutenden Männern 
in der Richtung ter eraften Wifjenfhaften, was es an Forſchern, Lehrern, an 
Civil-⸗, Militär- und Marine-Ingenieuren und Architelten hervorgebradt bat, iſt 
aus diefer Schule hervorgegangen. Die Bedeutung ter neuen Unterridtsanftalt 
für den Staat war durd die Erfolge derfelben rafh zur Evidenz gebradt, und 
wurde unverkennbar der Anftoß für andere Staaten, gleihe Ziele zu verfolgen. 
Unter den deutſchen Staaten ging Defterreih durch Gründung der polytechnifchen 
Schule in Wien im Jahr 1816 voran, und bald wurben in andern deutſchen 
Staaten, meift anfchließend an ſchon vorhandene Baufchulen, ähnlihe Anftalten 
gegründet. Im Grunde war indeß von Frankreich nur der Name für die neuen 
Anftalten entnommen, die Einrichtung derſelben war von Anfang an eine durchaus 
von der franzöfifchen verfchievene, In Frankreich ift felbft vie Schule in der Art 
centraliftifch organifirt, daß aus dem ganzen Yande nur bie befäbigtften, burd ein 
ftrenges Examen ausgewählten Köpfe bervorgezogen werben; das Marimum ver 
Schülerzahl ift auf 100 feitgefegt, und nur diefe 100 können an dem weiter ges 
henden Unterricht ſich betheiligen. Deutſche Art bringt Anveres mit fi, vie Schule 
ift Oemeingut, fie fol Jedem, ver die genügende Vorbereitung fih erworben hat, 
zugänglidy fein. Kenntniffe und Bildung in die weiteften Kreife zu verbreiten, ift 
der vorzüglihfte Zweck der Schule. Sie arbeitet nit für eine Elite von Inge 
nieuren, muß aber eben vefhalb das Unterrichtsmaterial nad der mittleren Be— 
gabung richten. Auch fann man in der That volllommen beruhiget darüber fein, 
daß das bevorzugtere Talent feine Ziele verfolgt und erreiht. In Frankreich find 
von der Ecole polytechnique die 6coles d’application vollfommen getrennt. Un 
den deutſchen polytechnifhen Schulen find beide vereint, es wurde fogar lange 
Zeit der mathematifche und naturwiffenfhaftlie Unterriht Lombinirt mit dem 
Unterricht in Specialfähern ertheilt. Erft mit ver Reorganifation der polytechni« 
ſchen Schule in Karlsruhe im Jahre 1832 wurde als Princip feftgehalten, daß 
die Schule in Fachſchulen ſich zu gliedern habe, welchen gemeinfame Borbereitungs- 
Kurfe in Mathematit und Naturwiffenfhaften vorangehen. Das Spftem der Fad- 
ſchulen ift jeither von allen deutſchen polytehnifhen Schulen adoptirt, und nur 
in der Ausdehnung, in weldher vie Fachſchulen aufzunehmen find, befteht eine 
Verſchiedenheit. So beftehen in Karlsruhe, in Züri und in der neu errichteten 
polytehnifhen Hochſchule in Gratz Fachſchulen für Land- und Forſtwirthſchaft, 
während in Bayern und in Sachſen Land- und Forſtwirthſchafts-Akademieen für 
ſich beſtehende Anſtalten ſind; in Heſſen iſt die Forſtwirthſchaftsſchule mit der 
Univerſität in Gießen verbunden, und in Preußen iſt neuerdings die Verbindung 
der höheren landwirthſchaftlichen Bildungsanſtalten mit den Univerſitäten durch 
Verordnung feſtgeſtellt. Es wird ſchwer fein zu entſcheiden, ob es ſich mehr em- 
pfehle die bisher noch iſolirten Akademieen für Land- und Forſtwirthſchaft dem 
polhtechniſchen Schulen als Fachſchulen zuzuweiſen, ober dieſelben den Univerfitä- 
ten zu aggregiren; dagegen fann fein Zmeifel beftehen, daß bie Ifolirung jener 
Anftalten, wo fie noch befteht, jevenfalls aufzugeben fei. Lehrer und Schüler leiden 
gleihmäßig unter verfelben, die erfteren wegen des allzu engen geiftigen Berfehres 
und der immer befchränfteren literarifchen Hülfsmittel, die legteren, weil ifelirte 
Anftalten fih immer auf einen engeren Kreis von Xehrgegenftänden befchränfen 
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mäflen, und zu einer weiter reichenden allgemeinen Bildung feine Gelegenheit 
geben können, Unfere Univerfitäten würden einen ihrer wefentlihften Vorzüge ein- 
büßen, wenn man bie Fakultäten trennen und an verfchievenen Orten Fachſchulen, 
wenn auch noch fo glänzend botirt, errichten wollte, Genau in biefer Tage befinden 
fih aber vie tjolirten Akademieen. 

Wenn kein Zweifel befteht über vie Ziele, welche eine polytehnifhe Schule 
zu verfolgen hat, wenn es feftfteht, daß Mathematik und Naturwifjenichaften ihre 
wiffenfhaftlihe Bafis bilden, daß Geſchichte, Literatur-Geſchichte und Kunft-©e- 
Ihihte ergänzende Fächer fein follen, und daß in Fachſchulen die verſchiedenen 
Rihtungen der Ingenieurwiffenfhaften — im weiteften Sinne des Wortes — ihre 
Ausbildung zu erfahren haben, fo ift doch hiermit noch nichts Über die Vorberei— 
tungsſchulen feſtgeſetzt, melde bie erforverlihe Vorbildung für die polytechnijche 
Schule bieten fünnen. Gewerbefhulen, Realfhulen, Bürgerſchulen, Fort— 
bildungsfhulen waren fhon früher als polytehnifhe Schulen gegründet. Es 
ſchien daher naheliegend, eben dieſe Schulen, welche wefentlih zur Vorbereitung 
für techniſche Berufe dienen follten, auch als Vorbereitungsſchulen für polytechni- 
Ihe Schulen zu bezeichnen. Man überſah dabei die Verfchievenheit der Ziele, die 
erreicht werden follen. Alle jene Fortbildungsſchulen find nur dazu beftimmt, den 
Unterricht der Volksſchule zu ergänzen und dahin fortzuführen, daß einige elemen» 
tare Säge der Geometrie und die einfachften Ergebniffe der Naturforihung mit- 
getheilt werden. Der Gewerbtreibenve lernt durch fie Refultate kennen, die er fpä- 
ter im praftifchen Leben in der mannigfaltigften Weife verwendet fieht, und er- 
reiht mit ihrer Aneignung eine Uebung des Kopfes, die für den Praftifer fo 
wichtig ift wie für den Theoretifer. Eine tiefer eingehende wiſſenſchaftliche Begrün⸗ 
dung der Lehrfäge ift aber für ihn nicht erforberlih und nicht ausführbar, es 
genügt ihm, die Nefultate und ihre einfachfte Herleitung fennen zu lernen. Schon 
die Zeit, die er auf den Unterricht verwenden fann, reiht nicht hin ihm weiter 
zu fördern. Er muß rechtzeitig zum Gewerb übergehen, und kann nad der Bolte- 
ſchule höchſtens zwei Jahre dem Schulunterricht widmen. Der Unterriht an der 
polhtechniſchen Schule fegt reifere und ganz anders vorgebildete Schüler voraus. 
Die polytehnifhe Schule ift eine wiſſenſchaftliche Schule, vie nur deshalb mit der 
Univerfität nicht zu vereinigen ift, weil in ven Fachſchulen, die auf vie theoretifchen 
Kurfe folgen, die Form des Unterrichts, entjprehend den zu erreihenden Zielen, 
anders georbnet fein muß, als dies in ven Falultätswiſſenſchaften dienlid er 
ſcheint; an der Fachſchule ift die Einhaltung eines vorfchriftsmäßigen Stubien- 
ganges unerläßlih, an der Univerfität find Zwangsvorlefungen ebenfo entjchieden 
von nachtheiligen Folgen; die Fachſchule ift wejentlid eine Schule, die auf eine 
wiſſenſchaftliche Borbiltung ſich ftügt, die Univerfität hat ausfchiieglid die Pflege 
und Ausbildung ver Wifjenfhaft als folder im Auge. Die theoretifhen Fächer, 
Mathematik und Naturwifienihaften, find aber am Polytehnitum ganz die gleie 
hen wie an der Univerfität, und verlangen deshalb aud einer Borbildung, bie 
jener gleichzufegen ift, die der Studirende fi zu erwerben hat. Man könnte daher 
eher daran denken, die Gymnaſien ald die paſſenden Vorbereitungsfhulen für bie 
polgtehnifche Schule zu bezeichnen. In der That war dies aud in Bayern, Wür⸗ 
temberg und Baden für Arditeften und Ingenieure verorbnungsmäßig feftgehal- 
ten. Am Gymnaſium ift mit gutem Grunde der Hauptnachdrud auf den grammas 
tiihen Unterricht und auf das Studium der Alten gelegt, während ber Unterricht 
in Mathematik meift nur eine untergeorbnete Stelle hat und beinahe ausnahmss 
los nur auf die Elemente der Geometrie und Algebra eingefchräntt ift, Für die 
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Fakultätswiffenfhaften, die mit Ausnahme der Mebicin, Gebiete der Geiſteswiſſen⸗ 
ſchaften umfaffen, ift dieſe Borbilvung die geeignetere und vorzüglichere, für erafte 
Wiſſenſchaften würde dagegen eine, auch auf die Elemente der fogenannten höheren 
Mathematik. fi erftredende Vorbereitung die paffendere fein. In dieſem Wiber- 
ftreit bat man Verſchiedenes verfuht. Der einzubaltende Grundfag läßt fi mit 
aller Beftinnmtheit bezeichnen. Die unteren Klaffen des Gymnaſiums bilden die 
gemeinfame Borbereitungsfhule ſowohl für jene, die fih den Fakultätswifjenihaf- 
ten, als für jene, die fih den Ingenieurwiflenfhaften widmen wollen, währen 
die oberen Kurſe durch Parallel-Rlaffen erweitert werden müßten, im welden an 
die Stelle des Griehifhen der ausgedehntere Unterricht in Mathematit und Na- 
turlehre zu treten hätte. Wie dieſer Grundfag auszuführen ift, hängt größern 
Theil von äußeren Berbältniffen ab. Ohne Zweifel könnten beide Klaffen-Syftem: 
unter gemeinfamer Leitung ftehen, indem beide von gleihen Grundlagen ausgehen 
und in ſoweit gleihe Ziele verfolgen, als fie die Beftimmung haben, vie Vorbe—⸗ 
reitung zu Berufen zu geben, die auf wiſſenſchaftlichen Grundlagen aufgebaut find. 
Beſteht aber die Einrichtung, daß die tehnifhen Schulen dem Hanbelsminifterium 
unterftellt find, während Boltsfhulen, Gymnaſien und Univerfitäten von dem 
Unterrihts-Minifterium geleitet werben, fo wird es freilih unvermeivlih, Real: 
Gymnaſien getrennt von den humaniftifhen zu gründen. 

Man hat vielfah den Verſuch gemacht, ftatt durch Realgymnafien dur Er 
weiterung der Gewerbefchulen, Realjhulen und Bürgerfchulen paflende Borberei- 
tungsfhulen für die höheren technischen Berufsarten zu gewinnen. Wenn im biefen 
Anftalten die unteren Kurfe die gleiche Einrihtung wie die untern Klaflen der 
Lateinfhulen und Gymnaſien befigen, wenn alfo in ihnen ver gleiche Nachdrud 
auf eine grammatifhe Bildung gelegt if, und wenn von den alten Spraden 
Latein bis zum Abſchluß der Schule fortgeführt wird, fo find dieſe Schulen unter 
verändertem Namen Real-Öymnafien. Wenn aber die untern Kurfe biefer foge 
nannten höhern Gewerbefchulen noch wie früher die Vorbereitungsſchule für jem 
bleiben follen, die unmittelbar von der Schule zum Gewerb übergehen wollen, je 
muß Form und Inhalt des Unterrichts in einer Art abgeändert werben, in mel 
her diefelben nicht mehr zur Vorberathung für die obern Kurfe tauglich fint. 
Der Unterricht in Latein hat für den Gewerbtreibenden keine Bedeutung, während 
er für Jeden, der in irgend einer Richtung eine wiffenfhaftlihe Bildung fih er 
werben will, oder diefelbe in dem fpäteren Berufsleben bedarf, durch feine for 
melle Bedeutung unentbehrlih ift. Doc auch abgefehen hiervon ift der Unterridt, 
den der Gewerbefhüler bedarf, wefentlih von dem verfchieven, der zur Vorberei 
tung für das Verſtändniß fpäter folgender wiffenfchaftlicer Lehren erfordert wirt. 
Für den Gewerbefhüler genügen die elementarften Säge aus Geometrie und Na 
turlehre, Unterricht im Zeichnen und Uebung im Gebrauch der Mutterfprade; 
für den Ingenieur ift von Anfang an, auch in der Herleitung der einfachften 
Säge, die Methode der Begründung fo wichtig wie der Inhalt und tie Anwen— 
dung der Lehrfäge, fie übt und ſchult ven Kopf und bereitet ihn zu ernfterer wil- 
fenfhaftliher Arbeit vor. Man hat ſchon oft und mit großer Lebhaftigkeit die 
Frage diskutirt, ob es nicht gerathener fei, den Unterricht in Latein aus ben Real 
gymnaſien zu befeitigen, und führt nicht felten zur Unterſtützung dieſer Anfict 
Beifpiele großer Leiftungen an, die gerade in den Ingenieur-Wifjenfhaften von 
Männern ausgingen, bie notorifh feine Kenntnig des Latein umd oft nur eine 
ſehr mangelhafte grammatifche Bildung befaßen. Es handelt fich aber bei ver 
Aufftellung der Schulfpfteme überhaupt nicht um ausnahmsweiſe Leiftungen, fon 
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dern lediglich um bie Principien, bie der Staat. bei ver Gründung der Schulen 
feftzuhalten hat. Ueber viefe Principien werden faum mehr Zweifel beftehen, und 
eben fo wenig darüber, daß die alten Sprachen mit ihren minder abgejchliffenen 
Formen weit geeigneter für ben grammatiihen Unterricht als die neueren Spra- 
hen find, und daß Latein als Baſis der romanifhen Sprachen zur Erlernung der 
neueren Sprachen bie wejentlichfte Erleichterung gewährt. Und doch ift hiermit 
nod gar nicht der Einfluß des Inhaltes ver Schriften einer Haffifhen Zeit in 
Anſchlag gebracht, die der Jugendzeit des menſchlichen Geſchlechtes angehört und 
die auf die heranwachſende Jugend, felbft unter den Händen eines gejchmadlofen 
Lehrers, kaum ihre Wirkung verlieren kann, BH. Jolly. 


Telegraphie. 


Die Löſung der Aufgabe, auf beliebige Entfernungen Mittheilungen ſo raſch 
zu machen, wie es in kleinen Diſtanzen durch die Sprache geſchieht, ward ſchon in 
den älteſten Zeiten verſucht. Die Mittel waren einfach und die Erfolge gering. 
Man beſchränkte ſich darauf, politifh wichtige Nachrichten (feindliche Invafionen, 
Aufruf zu den Waffen) oder phufifh bedrohliche Ereigniffe (Ueberſchwemmungen 
in oberen Ylußgebieten, Eisgang und Aehnliches) durch Feuerfignale von Station 
zu Station dur ein ganzes Land zu verbreiten. Nach einem ziemlich ausführliden 
Beriht des Polybius war in Griechenland ſchon 450 v. Eh. an die Stelle ver 
Signalfener der Gebrauch eines Syſtems von Fadeln getreten, durch welche alle 
Buchſtaben des Alphabetes fignalifirt werden konnten. Der Grundgedante, der be- 
nügt wurde, ift für die optiſche Telegraphie ungeändert geblieben. Durch eine 
Kombination der Lichtfignale werden die Buchftaben des Alphabetes ausgeprüdt. 
Die Anwendung von 10 Fadeln, die in zwei Gruppen zu je 5, zunächft verbedt 
durch Blendungen, aufgeftellt waren, zeigte ſich ausreihend zur Signalifirung von 
25 Zeihen. Es war feftgeftellt, daß die Buchſtaben des Alphabetes in 5 Linien 
und, in jeder Linie deren 5 in befannter Neihenfolge georbnet, gedacht werben 
ſollten. Durch die Anzahl der Fadeln, die hinter ver Blendung der einen Gruppe 
vorgejhoben wurde, follte die Zeile, und durch die Anzahl ver aus ber zweiten 
Öruppe bervorgefhobenen Fadeln die Orbnungszahl des Buchſtabens ver figna- 
ifirten Zeile ausgebrüft werden. Man muß mehr als zweitaufend Jahre über- 
Ihlagen, bis man in dieſer primitiven Art der Telegraphie einen Fortſchritt ver- 
zeichnet findet. Erft nad der Erfindung des Fernrohres konnte man daran benfen, 
Lichtſignale in beträdhtli größeren Diftanzen zu verfolgen, und an die Stelle des 
unfiheren Fackellichtes Signalftangen mit beweglihen Armen treten zu lafjen. Der 
Engländer Robert Hook (1684) machte in dieſer Richtung Vorſchläge und Verſuche, 
die indeß unbeachtet blieben und in Bergefienheit famen, bis ber franzöfifhe In- 
genieur Claude Ehappe (1792), mit dem damals ſchon wefentlicd verbefjerten Fern- 
tohr, die Aufgabe mit der Energie aufnahm, melde Revolutionszeiten eigen ift, 
und Erfolge erzielte, durch die bie optiſche Telegraphie raſch in allen Aulturftaaten 
Europa’s Eingang fand. Die erften ausgebehnteren Verſuche, die in Gegenwart 
einer vom Konvente dazu ernannten Kommiſſion ausgeführt wurden, erftredten 
fi auf eine Entfernung von 48 Pienes, und ergaben das damals fehr günftige 
Refultat, daß eine Depejche von einigen Zeilen in 14 Minuten mitgetheilt werben 
fonnte. Als bald darauf auf der von Paris nad Lille verfuchsweife errichteten 
Telegraphenlinie während einer Sigung bes Konvents die Nachricht gemeldet wurde, 
„la reprise de Cond& sur les Autrichiens“, und der Konvent in wenigen Mi» 
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nuten antworten fonnte: „L’armde du Nord a bien merit& de la patrie“, war 
auch der Beihluß gleich gefaßt, nach allen Hauptrihtungen des Reiches Telegra- 
pbenlinien berzuftellen, und nod vor dem Ende des Jahrhunderts waren folhe 
Linien von Paris nah Lille, Calais, Straßburg, Breft und Toulon ausgeführt. 

Es war hiermit nur ausgedrückt, welde Bedeutung für ben Staat telegra- 
graphifhe Verbindungen befigen. Die Zelegraphie felbft war noch Außerft mangel: 
haft, und die Mängel traten auch fofort im Gebrauche deutlich genug hervor. 
Zunächſt ift einleuchtend, daß bei neblihtem Wetter — an welcher der Zwiſchen⸗ 
ftationen dies immer eintreten mag — die telegraphifhe Mittheilung vollftändig 
unterbroden ift. Doc felbft bei dem günftigften Wetter iſt der zur Ertbeilung 
eines einzelnen Signales erforderlihe Zeitaufwand ein beträchtliches Hinderniß für 
die Beförderung ausgedehnter Nachrichten. Bon Paris nah Toulon, einer Entfer- 
nung von beiläufig 100 geographifhen Meilen, war zur Ertheilung eines jeden 
einzelnen Signals eine Zeit von 15 Minuten erforberlih. Die Signale beftehen 
in den Stellungen, welche beweglihen Armen, die an einer vertifalen Stange 
drehbar angebracht find, durd einen paffenden Mechanismus ertheilt werben können. 
Allerdings hat e8 feine Schwierigkeit, je nad der Anzahl der verbundenen beweg- 
lien Arme durdh Kombination ihrer Stellungen eine große Anzahl verfchiebener 
Signale herzuftellen, man bat daher außer ven für Buchftaben feſtgeſetzten Zeichen 
nody über andere zu verfügen, die zur Signalifirung ganzer Wörter und ſelbſt 
Heiner Säße verwendet werben können. Immer bleibt aber der Zeitaufwand beträdhtlid, 
und die Mitteilung bleibt auf die Signalifirung furzer Depefhen eingefchräntt. 
Dies ift auch der einzige Gebraud, der heutigen Tages für optiſche Telegraphie 
übrig geblieben ift. Sie dient noch zur Regulirung des Bahndienſtes. Längs ber 
Bahn in Entfernungen von einander, für die das unbewaffnete Auge noch aus 
reiht, find Gignalftangen mit beweglichen Armen im Gebraudy. Je nad) der Rid- 
tung der Arme, ob fie horizontal geftellt find, oder einen halben rechten Winkel, 
oder 11/, rechte Winkel mit der Signalftange bilden, werben beftimmte einfache 
auf den Bahnvienft ſich beziehende Nachrichten ertheilt, wie etwa: der Zug kommt, 
der Zug fommt nicht, ver Zug fol halten ıc. 

Der Grund, aus welhem die optifhe Telegraphie ftet3 weit hinter der zu 
löfenden Aufgabe zurückbleibt, läßt fih ganz allgemein bezeichnen, und zugleid 
läßt fi damit erfennen, welche Erfindungen vorangehen muften, bevor eine Röfung 
ber Aufgabe gelingen konnte. Bon unferen Sinnesorganen ift nur das Gehör aud 
ohne unfer Zuthun zur Aufnahme von Mittheilungen bereit. Das Auge muß erſt 
nad) dem Orte gerichtet werden, von welchem eine Mittheilung erwartet wird. Es 
tömmt alfo zunächſt darauf an, in beliebigen Entfernungen Schallfignale jo raſch 
und fo fiher erregen zu künnen, mie es im unmittelbaren Verkehr durch die Spradt 
geſchieht. Da aber unter Umftänden ein Ton überhört oder falfch verſtanden fein könnte, 
jo kömmt e8 weiter darauf an, daß berjelbe Apparat, der die Schallfignale bringt, 
aud die zu ertheilenden Zeichen in irgend einer Form nieberfchreibt, und zwar je 
raſch und fo deutlih, wie dies eine geübte kalligraphiſche Hand in gewöhnlicher 
Schrift leiften kann. Die gebrudte Depefche fließt die Irrung ans. 

Die Entwidiung der Elektricitätslehre hat nicht allein viele wunderbare Wir- 
tungen im der Natur aufgededt, fie hat auch in ihrer Anwendung auf die Technil 
zu einer endlihen und fehr vollftändigen Löfung der Aufgabe der Telegraphie ge 
führt. Beinahe nad jevem Fortſchritte im Gebiete der Elektricitätslehre hat man 
von neuem darauf Bedacht genommen, unter Anwendung der Eleftricität zu tele 
graphiren. Kaum war vor 100 Jahren die überrafdhen große Leitungsfähigleit 
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ver Metalle für Eleftricität erfannt und die Leydner Flaſche erfunden, und ſchon 
findet man den Genfer Phyſiker Leſage (1774) damit beſchäftiget, Drabtleitungen 
zwiſchen zwei Stationen herzuftellen, um den überfchlagenten Funken als telegra- 
pphiſches Zeichen zu benugen. Als im Anfange diefes Jahrhunderts die voltaifche 
Säule erfunden und die Waflerzerfegung durch den eleftrifhen Strom entbedt war, 
geht der Münchner Alademiker Sömmering (1808) ſogleich zu dem Berfuche über, 
durch Drahtleitungen den eleftrifhen Strom fortzutragen, die Drähte in Wafler 
fi endigen zu laffen und mit dem fi entwidelnden Gasblafen die Buchſtaben 
des Alphabetes zu fignalifiren. Die Entdeckung des Dänen Derftent (1820), daß 
der eleftrifche Strom die Magnetnadel ablenke, und zwar nach Oft oder nach Wet, 
je nach der Richtung des Stromes, führte den deutſchen Phnfiter Fechner zur Er- 
findung des Multiplifators, und von demfelben Forſcher geht fofort der Vorſchlag 
aus, durch Aufftellung von 12 Multiplitatoren mit je zwei, alfo im Ganzen mit 
24 Drabtleitungen, 24 verſchiedene Zeichen zu ertheilen. Als endlih Faradah 
(1832) die Eleftricitätserregung durch den eleftrifhen Strom entdedt hatte, machte 
der deutſche Aftronom Gauß, damals mit feinen berühmten magneto:metrifchen 
Arbeiten befchäftigt, nur nebenbei und gelegentlich daraıf aufmerffam, wie unter 
Anwendung von zwei Drahtleitungen und unter Benügung eines Induktionsſtromes 
eine genügende Anzahl von Zeichen zur Telegraphirung aller Buchſtaben gewonnen 
werben könne, und ging im Berein mit Weber in Göttingen aud zu Berfuchen 
und zur praftifhen Bethätigung des ausgefprochenen Gedankens über. 

Mit al dieſen Vorſchlägen war die endlihe Löfung des Problems wohl 
näher gerüdt, es war bie Möglichkeit nachgewiefen, auf große Entfernungen mit 
Blitzesſchnelle Tag und Naht und unabhängig von atmojphärifhen Einflüffen 
Signale ertheilen zu können; es waren die vielfachen Drabtleitungen, deren Her- 
ſtellung für große Entfernungen Hindernifje im Wege fanden, auf nur zwei zu- 
rüdgeführt, aber immer fehlte noch jene Einfachheit und Sicherheit, welde in 
praftifchen Anwendungen unentbehrlich erjcheinen. Man hat der Erfindungsfraft 
dreier Männer die wunderbar einfache Form, die in ber eleftrifhen Telegraphie 
heutigen Tages verwirklicht ift, zu verbanfen. Es find dies der Amerikaner Whent- 
ſtone, der deutſche Forfcher v. Steinheil und der Amerikaner Morfe. 

Wheatftone war darauf bedacht, den eleftrifchen Strom in ver Art ald Motor 
zu benügen, daß durch denfelben in beliebigen Entfernungen ein Hebel in hin 
und zurüdgehende Bewegung verfegt wird, er bat alfo an die Stelle der unfidern 
Bewegung einer Magnetnadel die unzweidentige Bewegung eines Hebels geſetzt. 
Es war längft befannt, daß der Strom, geleitet durch einen Spiraldraht, in welchem 
fih ein Stüd weihen Eifens befindet, in dieſem magnetifhe Polarität erzeugt. 
Ein Hebel von weichem Eifen wird alfo von dem magnetifchen Eifenfern ange- 
zogen. Er fällt zurüd, fobald der Magnetismus des Eifens wieder aufgehoben wird, 
und dies erfolgt mit dem Verſchwinden des Stroms im Spiraldraht. Führen vem- 
nach zwei Drahtleitungen von einer Station zur Spirale der andern, fo fann 
durch Schliefen und Deffnen der eleftrifhen Kette an der Ausgangsftation eine 
bin und zurückgehende Bewegung eines Hebeld am einer andern Station erreicht 
werden. Wheatftone bat die Bewegungen des Hebeld transmittirt auf ein gezahn- 
te8 Rab, welches mit jedem Deffnen und Schließen ver elektriſchen Kette Zahn 
um Zahn fortgefhoben wird. Ein auf der Achfe des Rades befeftigter Zeiger wirb 
biermit Stelle um Stelle über ein Zifferblatt bewegt, auf weldem die Buchſtaben 
des Alphabetes aufgetragen find. Ein Buchftabentelegraph war hiermit hergeftellt. 
Der Empfänger ver Depefche hatte nur die Buchftaben zu notiren, nad welchen 
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der Zeiger fucceffiv hingefhoben wurbe. Einiges war hiermit ſchon gewonnen und 
jedenfalls ſchon weit günftigere Erfolge, als mit optiſchen Zelegraphen ſich errei- 
hen laffen. Doch ift die Geſchwindigkeit des Zeihengebens allzu eingeengt. Zehn 
bis fünfzehn Buchſtaben in der Minute ift wohl das Aeußerfte. was geleiftet wer: 
den kann, und vie fignalifirten Buchftaben find dabei nur fo vorübergehend ange 
zeigt, wie bie Stellung des Zeigers vorübergehend ift. 

v. Steinheil hat ohne Zweifel den wichtigſten Fortſchritt in der eleltriſchen 
Telegraphie herbeigeführt. Zunächft hat man ihm die Möglichkeit des ZTelegraphi- 
rend unter Anwendung nur einer Drabtleitung zu verdanken. Er zeigte, geftügt 
auf praftifche Erfahrungen und auf theoretifche Ueberlegungen, daß und unter wel: 
hen Bedingungen die Erde zur Rüdleitung des Stromes, alfo zum Erſatz bei 
zweiten Drahtes dienen fünne. Die Herftellungsloften der Zelegraphenanlagen 
wurden hiermit beiläufig auf die Hälfte reducirt, und da die Sicherheit der fort- 
leitung des Stromes von der Jolirung des Drahtes abhängt, fo war burd die 
Erfparung einer Drahtleitung aud die Sicherheit in der Leitung verdoppelt. Bei 
diefem erften für die praftifche Durchführung der elektrifhen Telegraphie fo wid: 
tigen Schritte blieb v. Steinheil nicht ftehen. Er war aud ber Erfte, ver auf 
einen Drudtelegraphen Bedacht nahm. Hebel, bewegt nad Art des Wheatfton.- 
ſchen, find mit Stiften verfehen, durch welche auf einen vorübergezogenen Papier: 
ftreifen Punfte übertragen werben. Dur verſchiedenartige Oruppirung der Punkte 
werden die Buchſtaben fignalifirt. Die einfachfte und jegt ganz allgemein ange: 
wendete Form des Drudtelegraphen verdankt man indeß erft Morfe. Ein einziger 
Hebel, wieder bewegt nad Art des Wheatftone’fhen, und verjehen mit einem etwas 
abgerundeten Stift, ift ausreihend um in einem Papierftreifen, der durch einen, 
ähnlich wie bei der Uhr durch die Feder bewegten Mechanismus vorübergezogen 
wird, Punkte und Striche zu markiren. Schließt und öffnet der Telegraphift raid 
nad einander, fo geht ber Hebel der andern Station eben fo raſch auf und nieber, 
und der Papierftreifen erhält den Eindruck eines Punktes; läßt er die Kette kurze 
Zeit geihloffen, fo wird die Spur des Stiftes zum Strich. Durd Kombination 
von Punkten und Strichen lafjen ſich aber begreiflih eben fo beftimmt alle Bud- 
ftaben kennzeichnen, wie dies in der Schriftfprade durch Verbindungen gerader 
und krummer Linten gefchieht. Der Telegraphift hat ſich alfo nur mit einer neuen 
Bezeihnungsart der Buchftaben vertraut zu machen, was er, wie die Erfahrung 
zeigt, in wenigen Wochen ſich aneignet. 

Zum Berftändniß der Leiftungsfähigkeit der eleltriſchen Zelegraphie war & 
nöthig, mit den Grundgedanken, die in diefer Erfindung ihren Ausprud erhalten 
haben, fi vertraut zu machen, und um die Gründe zu überſehen, aus denen bie 
überrafhend ſchnelle Verbreitung der neuen Erfindung ſich berleitet, war es nötbiy, 
mit einigen Worten gefchichtlih die Hauptmomente der Erfindung zu kennzeichnen. 
Die praktifh erreichten und erreihbaren Erfolge laſſen fih nun in wenigen Sägen 
zufanmenfaffen. Die Aufgabe der Telegraphie ift vollftändig gelöst. Auf jede nod 
jo große Entfernung an der Erdoberfläche kann die Mittheilung in einer unmeß- 
bar Heinen Zeit gemacht werden. Die Geſchwindigkeit des elektriſchen Agens ift jo 
groß, daß dasfelbe durd einen Draht von einer 11mal größern Länge als ber 
Erdäquator in einer einzigen Sekunde fi fortpflanzt. Die Mittheilung ift unab— 
bängig von Naht und Nebel, und die Zeichen, die mitgetheilt werben, wirken 
nach dem Taft des anfchlagenden Hebeld auf das Gehör und fhreiben fi nach 
dem gleihen Takte in der Form eines befonderen Alphabetes nieder. Die Zeichen 
können in jo raſcher Folge gegeben werben, daß ein gelbter Telegraphift in einer 
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Stunde eine Depefhe von 1000 Buchſtaben befördern kann, d. h. es gehört ſchon 
eine geübte Hand dazu, um in gewöhnlicher Schrift mit dem Telegraphen gleichen 
Schritt zu halten. Die Mittheilungen können von geſchloſſenem Raum zu gefchlof- 
jenem Raum erfolgen. Niemand außer den Betheiligten weiß, ob und was tele- 
graphirt wird. Nur an eine einzige beengende Bedingung ift der Gebraud des 
elektriſchen Telegraphen gefmüpft; e8 muß von Station zu Station ifolirt eine 
metallene Leitung, ein Draht, geführt werden, und es fieht nicht darnach aus, 
daß auch diefe Schranke noch befeitigt werben fünnte. 

Die Bedeutung der neuen Erfindung liegt darin, daß fie für beliebige Ent- 
fernungen nahezu das Gleiche leiftet, was durch die Sprade im unmittelbaren 
Verkehr geboten ift. Ihre Wirkung ift nicht geringer anzuſchlagen, als die der Er- 
findung der Buchdruckerkunſt. In Jahresfriſt (1837 und 1838) fchloffen fi bie 
Entdedungen und Erfindungen v. Steinheil’8 und Morſee's an einander an, und 
10 Jahre fpäter find ſchon alle Hauptftäpte unter einander, und mit allen wich— 
tigeren Orten und Provinzen durch Metallprähte in telegraphiſcher Verbindung, 
in dem barauf folgenden Decennium find Telegraphenfabel bereits durch die Meere 
gegogen, Feftland und Infeln find in Verbindung gebraht, und Vieles macht es 
wahrfheinfih, daß mit dem faum vollenveten dritten Decennium alle Welttheile 
der Erde durch Metallprähte verbunden find und Nachrichten über wichtigere Ereig- 
niffe mit Bligesfchnelle fi) zufenden können. Die Künfte des Friedens und des 
Krieges zeigen ſich ſchon jegt in gleicher Weife von der neuen Erfindung berührt 
und gefördert. PBolitifch ift die Tragweite verfelben naheliegend, fobald man beady: 
tet, daß Beſchluß, Mittheilung, Auftrag und Befehl beinahe momentan durch ein 
ganzes Rand verbreitet werben künnen. Zeit und Raum find eben auf ein Mini» 
mum eingeengt, Gentralpunft und Provinzen eines Landes find durd Metall. 
linien in eine Berbindung gebracht, die der Verbindung der Nerven mit dem 
Gentralorgan zu vergleichen ift. Social zeigt die neue Erfindung ihre hervorra- 
gendfte Wirkung in Handel und Berkehr. Die Löfung ver mwichtigften Aufgabe des 
Handels, vie Ausgleihung von Ueberfluß eines Produktes an einer Stelle mit 
dem Mangel desſelben an einer andern Stelle, und die Auffuhung und Benügung 
der pafiendften Wege zeigt fi bedingt durch bie Art der Mittheilung unter ben 
entlegenften Dertern. Die elektrifche Telegraphie bringt aber den Auftraggeber und 
den Empfänger in unmittelbare Verbindung. Auch in den Dienft der Wifjenfhaft 
ft der Telegraph bereits eingetreten. Kein Phänomen an der Erdoberfläche bleibt 
auf den Ort feiner Entftehung eingefchränft, es breitet fich je nad ber Energie, 
in ber e8 auftritt, auf mehr oder minder weite Entfernungen fort, und wirb in 
diefer Fortpflanzung zur Urfache neuer Erfheinungen an andern Orten. Eine Ber- 
minderung des Luftdruckes an einem Orte bat ein Zuftürzen der Luft von ane 
dern Drten zum Erfolg. Geſetz und Orbnung folher Erfheinungen aufzufinden 
if eine Aufgabe, deren Löſung zum Theil von der Kenntniß der, gleichzeitig in 
der Atmofphäre von verfchiedenen Dertern beſtehenden Zuftände abhängt, und der 
eleltriſche Telegraph ift es, der hiervon die Kunde bringt. Rüdwärts wird berfelbe 
Telegraph benügt, um, geftügt auf die neu erworbenen Kenntniffe, den Bewohnern 
der Küftenländer bevorftehende Bewegungen der Atmofphäre anzuzeigen und ben 
Schiffer von herannahenden Stürmen rechtzeitig in Kenntniß zu fegen. 

Noch nicht find 30 Jahre feit der Löſung des Problemes eleftrifher Tele- 
graphie verfloffen; die Wirkungen der neuen Erfindung haben faum erft begonnen 
fih zu äußern, fie geben aber in dem, was bereits vorliegt, einen Mafftab für 
ihre Wirkungsfähigfeit ab, und laſſen viefelbe in dem erfindungsreichen 19. Jahr: 
hundert als die einflußreichfte aller Erfindungen bezeichnen. Jony. 
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Die erſten für den öffentlichen Gebrauch beſtimmten Telegraphenlinien ſind 
zu Anfang der vierziger Jahre entſtanden; in Deutſchland wurde 1845 die Leitung 
von Frankfurt nach Wiesbaden längs der Taunusbahn errichtet. Im Jahr 1864 
ſchlug man die Geſammtlänge der vorhandenen Leitungen (jede Linie nur einfach 
berechnet) mit Ausſchluß der unterſeeiſchen Telegraphen auf 31,600 deutſche Meilen an, 
davon circa 1500 in den Perein. Staaten, 5206 im veutjch-öfterreichtichen Tele» 
graphenverein, 4300 in Rußland, 3800 in Frankreich, 3000 in Großbritannien, 
2500 in britifh DOftindien, 1760 in Italien ꝛc. Jedes Jahr bringt nod eine be— 
beutende Vergrößerung biefer Ziffern. Im deutſch-öſterreichiſchen Telegraphenverein, 
welcher gegenwärtig (1865) Defterreih und Preußen, fowie die deutſchen Bundes» 
ftaaten mit wenigen Ausnahmen und das Königreih ber Niederlande umfaßt, ifl 
von 1858 bis 1864 die Zahl der Stationen und bie Länge der Linien wie folgt 
gewachlen : 

Stationen. Linien in deutfhen Meilen. 


1858 1864 1858 1864 
Defterreid) 107 300 - 1157 2208 
Preußen 98 296 798 1524 
Bayern 40 73 268 379 
Sachſen 22 26 125 139 
Hannover 20 46 142 239 
Würtemberg 12 81 76 215 
Baden 14 79 102 195 
Medienbug 11 17 46 58 
Niederlande 33 63 147 248 

357 981 2861 5205 


Bon den übrigen Ländern führen wir beifpielsweife die folgenden an: Eng» 
fand hatte 1864 1275 Stationen, Franfreih 1126, Algerien und Tunis 51, 
Belgien 230, die Schweiz 202, Rußland 118, die Türkei mit ihren Schugftaaten 
und Griehenland 106, Aegypten, Tripolis, Oftindien, China und Auftralien 256. 

Die in Folge der zumehmenven Ausbreitung des Telegraphenneges und zu 
glei der Herabjegung der Gebühren, die Benügung fteigt, zeigen die vorliegenden 
Angaben über ven Telegraphenverfehr in Preußen, wo fi die Zahl der aufgege- 
benen Depefhen (alfo ungeredhnet die vom Auslande gekommenen und die tranfiti- 
renden) im Jahr 1855 auf 153,000, im Jahre 1863 ſchon auf 878,000 belief. 
Bon unterjeeifhen Leitungen werden bereits im Jahr 1858 23 aufgeführt, darun- 
ter 5 zur Verbindung Großbritanniens mit dem Kontinent. In jüngfter Zeit ift bie 
telegraphifche Verbindung zwiſchen Oftindien und Europa bergeftellt worden, während 
die Verfuche, England mit Norbamerifa zu verbinden, biß jegt gefcheitert, jedoch kei⸗ 
neswegs aufgegeben find. — Die am 1. Jan. 1866 ins Yeben tretenden inter 
nationalen Verträge gewähren dem telegraphifchen Verkehr weſentliche Erleidhterun- 
gen. Die Tarife find vereinfacht und herabaefegt, die Rekommandation der Depe- 
fen und zum Theil die Anwendung von Chiffern ift für zuläffig erflärt worben. 


Zemudfchin, Dſchingischan. 


Göttlihen Urfprungs rühmen vie Mongolen das Geſchlecht ihres größten 
Herrſchers. Die „reingeborene" Fürftenwittwe Alung-Goa, fagte ihre Ueberliefer 
rung, erzeugte mit einem, zum ſchönen Jüngling ſich verförpernden Sonnenſtrahl 
prei Söhne, von denen der eine, Bubantfar, der Stammvater des Bortſchigen- 
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Gejclechtes, der Männer ’„mit grauen Augen” (mit heller Gefihtefarbe und grau⸗ 
blauen Augen) wurbe. Bon ihm ftammt Jeſugai Behader, ein kluger, tapfrer 
Häuptling, ver im Kenteigebirge zwiſchen den Quellen des Onon und Kerulan 
feine Ordu hatte, nach Einigen nur über einen ſchwachen Stamm gebietend, nad 
Andern ſchon er der anerfannte Herrfcher vieler mongolifcher Völkerſtämme und durch 
ſtrieggruhm gegen Tataren und Chitaer andgezeichnet. Ihm ward 1155 (ober 
1162? das Geburtsjahr iſt ftreitig ; 1155 geben die beften Quellen an, für 1162 
fönnte die Müftigfeit T.’3 bei feinen fpäten Groberungen fprehen) am Ufer des 
Dnon ein Sohn vom feiner Frau Degelen Ele oder Ulun Eghe geboren, ben er 
zur frendigen Erinmerung an bie fo eben geglüdte Befiegung und den Ton feines 
Tatarenfeindes Temudſchin mit deſſen Namen nannte. Mit einer Hanbooll geron- 
nenen Blutes war das Kind auf die Welt gelommen; Todfreude gab ihm ven 
Ramen; feine Laufbahn follte diefen Vorzeichen entfprechen. 

Jefugai farb, da fein Sohn erft 13 Jahre zählte. Je gefürchteter er fich fei- 
nen Feinden gemacht hatte, defto mehr war nun beren Rache zu erwarten. Der 
Kraft einer Fran und unerwachſener Söhne konnte man nicht zutrauen, daß fie 
folgen Angriffen Stand halten würden. So fiel denn bei Jeſugai's Tod ein Theil 
der ihm gehorchenden Stämme fogleih zu den Feinden, ven Taidfchiuten, ab. Die 
tapfere Degelen Ele feste felbft zu Roß den Flüchtigen nad, fie mit Waffengewalt 
zurüdzuhalten; aber wnfonft. Etwa ein Biertel von Jeſugai's Anhängern verließ 
fie. Nah Einigen begamn T. als Häuptling von 30—40 Familien, währen An- 
dere die Anzahl der ihm verbliebenen Untergebenen auf etwa 30,000 Familien 
(300,000 Köpfe) ſchätzen. Die Erzählungen aus T.'s Jugend laſſen auf einen 
gänzlihen Zerfall der väterlihen Macht fchließen; möglih daß fie fi mehr und 
mehr wieber in feine Hand verfanmelte, als die einft Jeſugai folgennen Stämme 
in deffen tapferem Sohne wieder einen tüchtigen Mittelpunkt gewahrten. Als Knabe 
jel T, mit ‚feinen drei Brüdern einen Stiefbruber getöptet haben, ber fie oft unge- 
bührlich behandelte. Wir hören von ihm, wie er allein Pferbeviebe verfolgt, mit einem 
biebei für das Leben gewonnenen Freund tapfer gegen Ueberzahl fireitet, welche 
Bedrängniſſe und Rettungen er in bem ewigen Steppenfrieg erfahren. Einft wurbe 
ver fpätere Beherrſcher Afiens nah langem Berfteden in einer Höhle von feinen 
Feinden, ven Taidſchiuten gefangen und in den Halsblod gelegt. Bei einem Feft, 
da fich feine Feinde berauſcht hatten, entfloh er und verbarg ſich in einem fumpfi- 
en See, fo tief bimeintaudend, daß er nur eben Luft holen konnte. Einer feiner 
Verfolger jah ihn, aber erbarmte fich feiner, ſchickte die Uebrigen fort, befreite ihn 
Pahts von dem Blod, verftedte ihn mit Lebensgefahr für fih und feine Familie 
auf einem Wagen unter Wolle und verhalf ihm ſchließlich durch Roß und Waffen 
zur Flucht. T. lohnte es ihm fpäter; er war nach Allem, was wir von ihm wif- 
en, ein beftändiger Freund. Einige Jahre danach war für T. die Rache gelggumen. 
An der Spige mehrerer Stämme ſchlug er die Taidſchiuten und fol eim ſchreckliches 
Gericht über die Gefangenen haben ergehen laſſen. (Das Sieden verfelben in 
70 Kefieln ??) Nach dieſem Sieg war er einer der Mächtigen unter den Herrſchern 
der Berge und Gteppen. Ein Stamm nad dem andern prallte mit ihm zuſam⸗ 
men und wurbe von ihm im feinen Wirbel mitgeriffen, fei e8 durch freiwillige 
Unterordnung, fei ed daß T. durch Waffen und Lift den Gieg gewann und bie 
Geſchlagenen mit Gewalt an feine Heerfahne feſſelte. Er verband fi mit den 
Chinefen gegen bie ihm verhaßten Tataren, überfiel biefelben, tödtete ihren Häupt- 
ling und plünderte fie. Ein hoher chineſiſcher Militärtitel war feine Belohnung. 
Er verhalf dem Fürften der ihm noch weit übermädtigen Geraiten, Toghrul 
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(Aweng⸗Chan, Dang, Ong:Chan) wieder auf den Thron und verbündete ſich mit 
ihm, gutwillig die Pflichten feiner untergeorpneten Stellung erfüllend. So kämpfte 
er 1197 fiegreich mit den Merbiten, 1199 mit den, am großen Altai und Dſaiſ— 
fan figenden Naimans; 1200 ſchlug er wiederum die Taidfchiuten. Die Steppen⸗ 
völfer wurben unruhig; ein Drängen nah Oberherrfhaft und Furcht zugleich be: 
gann. Bündniſſe wurden gefhloffen, die wachſende Macht T.'s zu brechen, aber 
der fühne Häuptling fam feinen Gegnern zuvor, und überfiel und ſchlug fie mit 
Toghruls Hülfe. Danach empfanden wieder bie Tataren feine Macht. Schon lange 
war bei den ©eratten Eiferfuht entftanden gegen den gefährlichen Bundesgenoſ⸗ 
fen, mie treu fih auch T. gegen Toghrul benommen hatte. Schließlich brachten die 
Intriguen Sengun’s, des Sohnes Toghrul's, e8 zum Bruch. In einer erbitterten 
berühmten Schlaht, aus welcher uns Züge höchſter friegerifher Aufopferung für 
den ſchwächeren T. erzählt werben, warb dieſer gefhlagen over durch feinen theuer 
erfauften Sieg fo fehr geſchwächt, daß er längere Zeit hindurch nicht mehr das 
offene Feld halten konnte und fein Heer auf eine Heine, diefe aber auch bis zum 
Tod getreue Schaar zufammenfhmelzen ſah. Wieder vorbredhend gelang es ihm 
den durch eine Pit in Sicherheit gewiegten Toghrul zu überfallen und zu fchlagen. 
Der greife Toghrul fam auf der. Flucht um’s Leben; ebenfo fpäter ber entflohene, 
in Tübet und weiter herumirrende Sengun. Dadurch Gewalthaber aud der Gerai- 
ten ſchlug T. die Naimans in einer furdtbaren Schlacht, im welcher vie Weber: 
macht feiner Feldherrnleitung über die zahlreichen, übermüthigen Feinde glänzen 
bervortrat, and unternahm dann einen Bertilgungszug gegen die im Norben Ehina’t 
figenden Tataren. Bon ter Vereinigung des Onon und Kerulan bis zum Altai 
galt jett fein Gebot. An Stillftand war nicht zu denfen; biefe mit dem Schwert 
zuſammengeſchweißten Horben konnten nur durd Siege und Beute zum Gehorfam 
bewogen und dem inneren blutigen Stammeshader entriffen werben. 1205 ging 
T. zum erften Male über das Nomadengebiet der Mongolei hinaus, Mit feinen, 
ſchon jetzt durch eiferne Dieciplin unmiderfteblihen Reiterſchaaren verſuchte er fid 
gegen das damals blühende Reih Tangut. Der Zug war glüdlih. Mehrere Städte 
mwurben erobert, tie Hauptftabt, das jegige Ning-hia belagert. Reiche Beute und 
Tributbemilligung war die Frucht des erften Anfalls auf die chinefifche Clvillſa⸗ 
tion. Zugleih waren bie Kräfte geprüft; die Groberungsluft hatte nun erft bie 
rechte Nahrung gefunden. T. war 51 Jahre (44) alt, als er einen großen Reicht. 
tag ausfchrieb und auf biefem Couriltat in Gegenwart aller Häupter und Edlen 
ber ihm untermorfenen Stämme den Namen Dihingis-Chan annahm. (Dfeingit 
der Mädtige? nach Erbmann der Unerfchittterlihe. Vielleicht hat T. bei bieler 
Gelegenheit erft feinem Bolfe den Namen Mongol gegeben, wie Schmidt behaup⸗ 
tet, der ihn von mong „unerſchrocken“ ableitet, während Anbere den Namen alt 
nennen und ihn von mung „ſchwach, aufrichtig” herleiten, wobei fie auf die ver 
T. wenig ehrenvolle Schägung der Mongolen bei ven Nachbarvölkern hinmeifen.) 

Mit dem neuen Namen waren die neue Stellung und die immer Yühneren 
Pläne eingeweiht, Der nähfte Zug galt dem Weften, um bier vor den Naimant 
Ruhe zu haben, wenn der Sturm gegen Dften wieder beginnen follte. Nach einem 
Ueberfall des am Ulug-Tag baufenden Buiruf-Chan, der getöbtet wurbe, zog Dſchin⸗ 
giahan 1207 wieder gegen Tangut. Im felben Jahre empfing er die Hulbigumg 
der zwifchen Klein-Altat, Selinga und Angara fitenden Kirgifen. 1208 unterwarf 
er die Stämme an dem oberen Irtyſch, dann Fehrte er abermals zu den Ginfälen 
in Tangut zurüd. 1211 buldigten ihm bie an den Himmelsbergen (um bie heutige 
Stadt Urumtfi) wohnenven Uiguren. Im felben Jahr rüdte er zum Angriffe gegen 
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das Kaiſerthum Kin (Nordchina umfaſſend, ſeit Mitte des 12. Jahrhunderts von 
ven Dſchurdſchehs geftiftet, welche vie Khitans, die früheren Herrfcher unterjodht 
hatten). Durch die Wüfte Gobi dringend, fiel er im die Provinz Schanft ein, ſchlug 
bie chineſiſchen Heere und cernirte die Hauptſtadt Dſchung-tu. Der Krieg warb 
bald zu einem Belagerungstrieg, in welchem jedoch Dſchingischan und feine Feld— 
herrn ſich nicht minder auszeichneten, als bisher in den offenen Schlachten, in denen 
man ihnen nicht mehr zu begegnen wagte. Wohl war von den Kins das ftrengfte 
Gebot erlaffen, daß das gefammte Landvolk beim Andringen der Mongolen in bie 
Städte flüchte und dieſe vertheidige. Nur zu Viele mochten fih doch nicht von 
Haus und Habe trennen oder wurden überrafcht. Die Arbeitskräftigen unter biefen 
Zurüdgebliebenen wurben von den Mongolen zu den Belagerungsarbeiten gebraudt, 
ja zum Angriffe auf vie gefährlichften Punkte vorausgejagt, wodurch die Verthei- 
iger, bie ihre eignen Landsleute und Brüder tödten mußten, um den Schwall 
abzuhalten, gelähmt wurden. Didingishan war überall fiegreih im Feld; nur feine 
Belagerung der Hauptftadt hatte feinen Erfolg. Mit den Khitans verbunden, Fehrte 
er 1213 nach einigen der Raft gewidmeten Monaten aufs Neue zum Angriff 
jurüd. Eine Solvatenrevolution hatte dem Kin-Raifer das Leben gefoftet, doch 
behauptete fich ver neue Kaifer in Dſchung-tu. Dſchingischan durchzog mit feinem 
in 3 Armeen getheilten Heere den ganzen Norden Chinas bis zum Hoang-ho. 
0 Städte wurben geplündert. Nur 9 Städte im Norben des gelben Fluſſes follen 
wiberftanden haben. Da das Heer durch Krankheiten geſchwächt mar und ungeheure 
Beute gemacht hatte, ſchlug er dem befagerten Kaifer Frieden vor; unter andern 
Bedingungen forderte er and die Hand einer faiferlihen Prinzeffin. Der Friede 
ward angenommen und Dihingishan zog fih norbwärts zurüd. Utubu, der Kin- 
Raifer hielt fih in feiner Norbrefidenz (dem heutigen Peking) nicht mehr für ficher 
und verlegte den Sit feiner Reflvenz nad Nanking. Eine Revolte brach aber ge- 
gen ihn aus, worauf Dſchingischan ſchnell die Waffen wieder aufnahm, Dſchung-tu 
don neuem einfchließen ließ und dieſe Hauptftabt Juni 1215 eroberte. Sie wurde 
Ihredlih ausgemorbet, wie faft alle mit den Waffen in ver Hand erftürmten 
Städte. Die Vertheidigungsweiſe der chinefifchen Regierung war fchlecht, wie viele 
chineſtſchen Dfficiere in einem Memorandum vergebens barthaten. Sie zerfplitterte 
das Heer in alle Feftungen und beſchränkte fih auf eine furdtfame Defenfive. 
Die Mongolen fonnten daburd nah Belieben ihre Objefte des Angriffs wählen, 
eroberten einen Plaß nah dem andern, fehnitten in der Zeit ven noch nicht Bela- 
gerten doch die Zufuhr ab, hemmten durch Streifzüge allen Verfehr und bran- 
gen fo langfam aber fiher immer näher gegen Ranking vor. Ihr Muth, ihre Lift, 
Geſchicllichkeit, Ausdauer und Disciplin machte die mongolifen, verhältnißmäßig 
an Zahl ſchwachen Heere unmwiberftehlich. Ihre Leitung mar ausgezeichnet. In Jahre 
langem Krieg fam faum ein Unfall vor, aud wenn Dſchingischan nicht felbft den 
Dberbefehl führte. Sein Generallientenant für China war dann der Befehlehaber 
des Tinten Flügels feiner großen Armee, Muduli, bald für feine Erfolge mit dem 
Fürftentitel gef hmüct (Guiwang, Großer Chan). Unterbefien hatten bie alten Feind- 
ſchaften im Weften nicht geruht. 1216 vernichtete Dſchingischans Feldherr Sube- 
dai Behaber die Merkiten im Altai; Buraghul Nujan züchtigte 1217 die auf: 
rühreriſchen Tumat, fiel aber felbft in biefem Kampf. 1218 wurde ein Zug gegen 
das Königreih Hia unternommen und Korea unterworfen. Dann wandte Didin- 
giehan fi weſtwärts gegen Carachitai (Kaſchgar, Yarkend, Khotan, bis vor Kur- 
gem auch viele Theile des eigentlihen Turfiftan umfaſſend). Ihm voran marfdirte 
fein General Tfchebe, durch den er der Bevölkerung Carachitai's Religionsfreiheit 


— 
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verlünden ließ, worauf ſich die grauſam behandelten Muhamedaner gegen den 

fanatiſch buddhiſtiſchen Fürſten und Feind Dſchingischans, Guſchlug (Gutſchluc) 

erhoben und die Unterwerfung Carachitai's leicht machten. Guſchlug wurde in Ba— 

dakſchan von den Verfolgern erreicht und getödtet. So ſtießen Dſchingischant 

Grenzen an vie Mohammeds, des mächtigen Schahs von Charigm, der damals 

faft über ganz Turkiſtan und Perfien herrfchte. Die gemeine Habſucht eines Oreny 
oberften und Mohammeds Uebermuth wurden Urfache eines der entjeglichften Kriege, 

Dſchingischan hatte mit einer turkiſtaniſchen Karawane mongolifche Einkäufer ge 
Ihidt. Diefe wurden an der Grenze geplündert, zur Bemäntelung bes Raubes 
aber von dem Grenzlommandanten ald Spione ausgegeben, worauf Mohamme 
ihre Hinrichtung befahl. Dſchingischan weinte vor Schmerz und Wuth, als er die 
fen Mord und die ibm damit angethane Schmad erfuhr. Seit 1218 begann er 
bie Truppen zufammenzuziehen, Mohammeds Macht ward auf 400,000 Rei. 
ter geihägt, aber es fehlte diefen die mongolifhe Disciplin und der blinde 
Gehorfam. Als das Ungewitter fih nahte, verlor Mohammed noch obendrein ben 
Kopf. Er machte es, wie die Ehinefen gethan hatten, zerftreute feine Truppen in 
die Grenzſtädte, hoffend, daß diefe Neiterfhaaren nicht Ausdauer genug befigen 
würden, jib mit Belagerungen abzugeben und daß nad einem einmaligen Weber: 
ftürmen des offenen Landes ihr wilder Andrang wieder zurüdfluthen würde. Er 
fannte Didingishan und feine im dinefifhen Kriege geübten Truppen wenig. 
Didingishan theilte fein Heer in 4 Armeen; einen Theil beste er unter Tſchebe 
und Subedai raftlos hinter dem fliehenden Mohammed her, der von Balf nad. 
Niihapur, in Jrac, dann nah Mazenveram floh und auf einer Heinen Inſel im 
Kafpifhen Meere ftarb. Didingishan nahm Bochara; dort auf der Kanzel ber 
Hauptmoſchee ſprach er die Worte: Fragt Ihr mid, worauf hin ich hier zu Eud 
rede, jo wißt, daß ich die Geißel Gottes bin und Gott mich nicht über Eure 
Häupter geihwungen hätte, wenn Ihr nicht große Sünder wäre. Dort ließ a 
die Rofje in den Mofcheen füttern, zum Spott den Mubamebanern, daß fie mein 
ten, Gott könne an befondern Orten befonders verehrt werben. Der ganze Krieg 
warb nun wieder zum Belagerungsfrieg, bei welchem die Katapulten eine Haupt 
rolle fpielten, die Arbeiter wie in China zufammengetrieben wurden. Die Bemob- 
ner der mit den Waffen genommenen Städte wurden ſcheußlich zufammengemorbet 
und nur bie Kunſthandwerker und Künftler von dieſem Schidfal ausgenommen, 
um fie ald Sklaven in die Mongolei zu führen. 1221 ftand Dſchingischan in 
Ghazna; Choraffan war unterworfen. Er drängte ven tapfern Sohn Mohammeds, 
Dſchelaluddin bis an den Sind, flug ihn an diefem Fluffe in einer durch Dſche— 
laluddins Tapferkeit und Rettung berühmten Schlacht, drang über den Sind nad 
und ließ Multan und Labore verwüften. Er wollte von Peſchawur über das Gr 
birge durch Tübet ziehen, mußte aber nad wenigen Tagen biefen Riefenzug wieder 
aufgeben und ging langfam auf dem alten Wege zurüd. 1223 blieb er in Sm 
marfand. Erft 1225 erreichte er feine Stamm-Orbu wieder. Die Generäle Tſchebe 
und Subedai hatten unterdeflen einen wunderbaren Zug unternommen. Gie hatten, 
Mohammed folgend, Irac verwüftet, dann Tebris unterworfen, am laſpiſchen 
Meere überwintert, waren verftärft buch Kurden und Turkomannen in Georgien 
eingefallen, hatten zurückkehrend Maragha, Hamadan, Arbebil genommen, dann 
wieder Georgien und Schirwan durchzogen, den Kaukaſus überftiegen, die Kantajus 
völfer gefhlagen, indem fie die Kiptichats (ruffiih Polowtſi) von ihnen tremnten, 

dann bie Kiptſchaks gefhlagen, 1223 an ber Kalle auch die Ruſſen im mörderi⸗ 

(her Schlaht. Nachdem fie Süprußland vermwüftet hatten, fübwärts bis im bie 
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Krimm gedrungen waren, fielen fie Ende 1223 über die damals an ber Wolga 
und Kama figenden Bulgaren und kehrten dann zum großen, jest rüdwärts zie⸗ 
benden Heere Didingishans zurüd. 

Muduli hatte während diefer Jahre den Norden China's in Unterwerfung 
gehalten und ſüdlich des Hoangho große Fortſchritte gemacht, 1221 auch Tangut 
wieder mit Krieg überzogen. Er ſtarb 1223, nur bedauernd, nicht Nanking für 
feinen Mongolentaifer erobert zu haben. Dſchingischan brad 1225 aus feiner 
Ordu mit 180,000 Mann gegen Taagut auf, fiegte nad ſchwer beftrittener 
Schlacht und verwüftete das Reich. Die Uebergabe der Hauptftabt erwartend, wurde 
er krank (durch einen Pfeil verwundet? durd eine Fran getöbtet ??) und flarb am 
18. Aug. 1227, im 72. (66.) Jahre feines Lebens. Seinen Leichnam führte ein 
Heer in die Heimat; im Kenteigebirge unter einem mächtigen Baum, unter dem 
er felbft feinen Ruheplatz beftimmt hatte, wurbe er begraben. 

Aus einem veradhteten Stamm, fo arm, wie die Berichterftatter fagen, baf 
nur die Fürften Steigbügel von Eifen befaßen, hatte Dſchingischan feine Mongo- 
len zu dem Herrſchern des größten Theild von Afien gemacht. Seinen Söhnen 
Ionnte er die völlige Unterwerfung ber bekannten Welt als Aufgabe empfehlen. 
Zu feiner Beurtheilung, wie zu ber vieler afiatifcher Fürften überhaupt, müſſen 
wir vor allen Dingen unfere europälfhen Begriffe ber Kriegführung vergefien, 
nad denen es den hödften Ruhm bringt, fo viel Feinde wie möglih im ber 
Schlaht zu tödten, Tödtung der Waffenlofen und Gefangenen aber ald Mord 
gebrandmarkt ifl. Bei einem Steppenvoll namentlih, wo Jeder, der die Waffen 
tragen kann, Krieger ift, ift auch Jeder unter Umftänden Todfeind; unfere „ritter- 
lichen“ Ehrbegriffe fehlen; jedes Mittel ift gerecht, dem Feind zu verberben. So 
bat der Krieg, ſchon als Vollstrieg, einen graufamen, hauptſächlich auf Vernichtung 
gerichteten Charakter. Das Morben hört alfo nicht mit der Schlacht auf, die das 
gefährlichfte, fo viel wie möglih zu vermeidende Mittel zum Zweck ift, ſondern 
im Siege kann erft recht die Rache ausgelibt werben. Ein folder Krieg gegen bie 
wie Schafe fich ſchlachten lafjenden, durch Söldner u. dgl. vom perfönlihen Kampf 
entwöhnten Bewohner eines Kulturftaates wird nun allerdings ungehenerlih und 
erſcheint uns ſcheußlich, ja faft undenkbar. Den Mongolen aber fam das Gemegel 
nah der Schlacht nicht anders vor als das in ber Schladht, nur leichter und 
fiherer. Ihrer Wüftenpraris gemäß, wo nur der tobte Feind, nicht fhabete, mor« 
deten fie deshalb unbarmberzig die feindlihen Städte aus, um beim VBormarjch 
nit Feinde im Rüden zu haben, die ihnen, fobald fie ein Unfall betroffen, mit 
Freunden den Garaus machten. Erſt im Laufe der chinefifhen Feldzüge gaben fie 
allmälig diefe barbarifhen Sclächtereien auf, nachdem eine wirflihe Eroberung 
eingetreten war und die Steppenföhne den Nugen begriffen, ven fie durch Steuern, 
Tribut u. dgl. von dem lebenden Unterworfenen ziehen fonnten. (Man denke nur 
an die modern europätfche Behandlungsweiſe aller mit den Waffen Gefangenen, 
welche nicht „Soldaten“ find, um zu fehen, wie nah wir in vielen Beziehungen 
jmem anfcheinend fo fernen Standpunkt ftehen; ferner an die Nievermeglung der 

angenen burch die Franzofen vor Gt. Jean d’Xcre, um bie Konjequenzen eines 
Krieges mit Leuten ſich vorzuführen, welche das Heilighalten des gegebenen Wor- 
tes nicht kennen. Auf bie Barbareien aller wirklihen Völkerkriege Braut man nur 
binzuweifen.) 

Perfönlich finden wir in dem ſchrecklichen Völkervernichter nichts Tigerhaftes, 
feine Bluttrunkenheit, nur eine unerbittlihe Konſequenz in der durch Geburt und 
Zeit ihm anklebenden Sinnesweife und Politik gegen Feinde. Er zertrat fo ſcho— 
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nungslos wie alle Eroberer, nad feinen und feines Volks Principien, was ihm 
fih in den Weg ftellte. Seine Energie zeigte fih ſchaurig im Schaurigen, doch 
von einem launifhen Wütherich mar nichts in ihm Gr war liebevoll gegen 
feine Familie, treu gegen feine Freunde, bejorgt für das Wohl der einigen. 
Schonungslofigfeit gegen Untergebene litt er felbft bei feinen Generälen nicht, denen 
doch ſolche Barbarei fo häufig als militärifche Tugend angerechnet wird. Die Pflid- 
ten des Friedens und des Krieges fchied er ftreng. „Ihr meine treuen Kriegsober- 
ften — lautete eine feiner Anreden — Ihr, der Ehre Mittelpunft, Ihr wie Stein 
unbeugjam! Und du mein Heer, das mid wie eine Mauer umgibt (die Granit- 
folonne von Marengo fteht, wie man fieht, ſchon bei Sfanang Sfetfen) und das 
mie ein Scilffeld gereiht ift, höret meine Worte: Zur Zeit des friedlihen Scher- 
zes lebt einträchtig wie die Finger einer Hand, zur Zeit des Ueberfalls feid mie 
ein Falke, der auf ben Raub ftößt; zur Zeit des Spield und der Erheiterung 
Ihwärmt wie die Müden, aber zur Zeit der Schlacht fahret auf den Feind mie 
ein Adler auf feine Beute!” Sie thaten es und mit eben fo wenig Erbarmen. 
Db man ihn begriff, mögen vie Worte des mongolifchen Geſchichtſchreibers 
lehren, nah welchem Dſchingischan alfo fprah: „Ich Habe die 12 großen Könige 
des Erdbodens meiner Herrihaft unterworfen, die geſetzloſe Willfür der kleineren 
Fürften habe id meinem Willen untergeordnet, die ausgebreitete zahllefe Bolk- 
menge, weldhe in Drud und Noth umberirrte, babe ich gefammelt und zu einem, 
Ganzen vereinigt." Man muß befennen: fein Wille war unbengfam, aber unter 
ihm herrſchte feine Willfür. Die Kriege an ven Grenzen waren oft ſchrecklich, aber 
ftatt des ewigen, früheren Blutvergießens zwifhen den hunderten von Stämmen 
und Bölfern berrfchte iu feinem ungeheuren Reih Frieden und nie gefannte ©: 
herheit. Der Kaufmann zog rubig auf allen Wüften- und Bergmwegen. Sicherheit 
des Eigenthums und des Lebens von Korea bis Perfien, wo er herrſchle. leid 
ihm bat wohl Keiner foldhe Unterthanen fo gebänbigt, wohl Keiner wie er all 
Zügel ftraffer Ordnung anzuziehen und zu halten gewußt, da die Zügellofigfeit 
doch vorher über alle Mafen war. Bor ihm, fagt er, feien die Mongolen fittenles 
gewejen, ohne Scheu und Achtung vor Geſetz; nit einmal Sohnespfliten hätten 
fie gefannt. Mord, Diebftahl, Unkeuſchheit hätten geherrſcht. Er riß fie nicht durd 
Zügellofigkeit mit fi fort; er beherrfchte fie und zwang fie zu ihren Pflichten, 
ftreng, unbeugfam. Er habe wieder Sittenzudt eingeführt. Auf Mord, ſchweren 
Diebftahl, Ehebruch, ſchändliche Sünden ftand Tod. Seine Militärgefege griffen 
ſchonungsles bei den mongolifhen Laſtern durd. Auf Aneignung und Nidt- 
Zurüdgabe einer, einem Andern im Kampf entfallenen Waffe ftand z. B. Tot, 
ver Tod auf flüchtendes Verlaffen der Kriegsabtheilung. Gegen die Trunkſucht eiferte 
er und befhränfte fie durch Gebote, fo gut e8 ging. Eins der Erblafter feines 
Bois, den Geiz, hat er fogar in einer Beziehung zu brechen gewußt, indem noch 
heute bei mongoliihen Völkerſchaften fein Gebot der Gaftfreundfhaft während ber 
Mahlzeit gilt. Die Schulung und Orbnung des Heers war bewunderungswürdig. 
Die Disciplin war ſtreng; folvatifcher Uebermuth wurde in feiner Weife geduldet. 
„Ein fetter Hund tangt nicht zur Jagd“ war Dſchingischans Marime, Der Sol 
dat im Felde genoß keine Steuerfreiheit. Sein Hausweſen follte doch fo geordnet 
fein, daß er den Anforderungen des Staates durch die Verwaltung feiner Frau 
u. f. w. nachkommen fünne. Die Stämme waren nad dem Zehnerfuftem einge 
theilt. 9 Mann gehorchten einem Zehner, 9 Zehner einem Hunderter, ſo zu 1000, 
10,000 u. ſ. w. Je nad Bedürfniß wurden mehr oder weniger Mann aus ben 
Zehnern zum Dienft entboten. Auf dem Couriltat wurde eine ſolche Entſcheidung 
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für ven Feldzug getroffen. Bor dem Aufbruch ward ſtrenge Revue gehalten und 
Mann, Roffe und Ausrüftung (Bogen und Pfeile, Handart, Teile zum Schärfen 
ver Geſchoſſe, Pfriem, Ravel, Faden hatte Jeder zu führen; befler Bewaffnete 
hatten Säbel, Tanzen, Lederrüftung oder Kettenpanzer) geprüft. Seine Abtheilung 
zu verlaffen und zu einem andern Kommando zu gehen, war ftreng unterjagt. 
Der unbedingtefte Gehorfam vom Oberften bi8 zum legten Mann war geforbert. 
Den Divifionsführern fam der Befehl von Dſchingischan oder deſſen Obergeneral 
jun; jeder Dfficier haftete im feiner Amtsauspehnung für die Ausführung. „IK 
gebe den Männern das Kommando, fagte Dſchingischan, welde Geift und Tapfer- 
kit vereinen; den Thätigen, Wachſamen vertrau ich die Bagage, den Plumpen 
vie Bewachung ver Heerden. Machen es meine Nachkommen fo, fo werden fie in 
500, in 1000 Jahren ebenfo vom Himmel unterftügt fein.” Die Hauptfeldzüge 
jeihahen im Herbft; jever Mongole hatte Pferde zum Wechſeln; viefe und andere 
Heerden wurden der Urmee nachgetrieben. Da fie nur von dieſen Heerden lebte 
(„Bras für's Vieh; das Vieh für den Menſchen“), fo fand fi, wo es nur Vieh— 
futter gab, ver Mongole nad) feiner Bequemlichkeit. Der Eröffnung der Feldzüge 
ging eine forgfältige Prüfung der feindlihen Streitkräfte und des Landes voraus, 
Diingishan war immer vortrefflih durd feine Spione unterrichtet und wußte jo 
liſtig wie furdtbar jeden Fehler, jede Spaltung des Feindes zu benugen. Lähmen- 
der Schreden ging vor ihm ber. Bei dem bloßen Anblid des georpneten Aufmar- 
Ihirens feiner durch Entbehrungen zerrüttet geglaubien Truppen ift tapferen Feld— 
bern der Muth entſunken. In Strategie und Taktif waren die Mongolen durch 
ihn Allen überlegen. Bei den, ſchon gefchilverten Belagerungen ftanden vie beften 
Ginefifchen und weftafiatiihen Ingenieure den Arbeiten vor. Beim Sturm wurden 
die Truppen gewechſelt und fo öfters raſtlos Tage lang geftürmt. Er hatte ſich 
eine Reihe ausgezeichneter Generäle gezogen, alle, fo viel wir fehen, ihm unbe- 
dingt ergeben; er allen treu, größer als alle, darum nie neidiſch gegen fie; nie 
launifh. Sein Heer, eingetheilt nach Leibgarde, großer Armee, beftehend aus Een- 
rum, rehtem und linfem Flügel, und 8 Brigaden feiner Mutter, Brüder und 
Neffen, beftand (nad) Erdmann) aus 230,000 Mann (nach d'Ohſſon bei feinem 
Tode 129,000 Mann). Seine Mongolen ſchonte er; die Hälfstruppen befamen wo 
möglich die gefährlichften Poften. 

Gegen feine Familie erfcheint Dſchingischan, innerhalb feines firengen, un» 
nabfihtlihen Weſens, liebevoll, ja zärtlih; aud hier zeigte er nie Schwächen, 
Gr war ein treuer Freund. Jugendfreundfchaften wuchjen mit feiner Macht und 
hielten aus bis zum Tode; für feine Getreuen forgte er über diefen hinaus, Die 
Tage mit ihm getheilter Noth wurden nie von ihm im Glück vergeffen. Darum 
ehrten den gewaltigen Mann, den „Unerjhütterlihen” feine Mannen wie einen 
Gott. Seine Größe zeigte fih einfach; einfach waren feine Befehle; er hafte 
orientalifchen Schwulft, orientalifches Titelmefen. Den Werth wiſſenſchaftlicher Bil- 
dung, 3. B. der Schrift lernte er erft im Mannesalter kennen; er forgte dann 
für den Beginn der Studien bei ven Mongolen. Er lernte von den Feinden. 
Nah den Ehinefen richtete er 3. B. auf den großen Heerftraßen feines Reiches 
Pofftationen zum Dienft für feine Regierung ein. Seine Verorbnungen über Heer- 
führung, Eroberung, Politik der Erhaltung eines Landes wurden das Evangelium 
der Mongolen, vie in den nächſten Zeiten nit arm an großen Männern waren. 

Bei feinem Stamme herrſchte das Schamanenthbum; er felbft war religiös 
aufgeflärt, glaubte an ein höchſtes Wefen, fühlte fih aber weber vom Bupdphais- 
mus, noch Muhamedanismus, noch Chriftenthbum (es gab damals viele neftoriani- 
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hen EChriften in jenen Gebieten) angezogen. Gr befahl und übte Dulbung aller 
Religionen, deren Diener, wie die Aerzte und Armen, Stenerfreihett hatten. Ex 
felbft betete, wie feine Altvordern heiß und tief, wie uns berichtet wird, auf ven 
Bergen. Wie weit er in feinen Verordnungen ben Aberglauben feines Volks 
(Gemitterfurdt 3. B.) nachgegeben, wie weit er felbft darin befangen war, ifl 
nicht genau zu erkennen. 

Am trefflichften läßt fih wohl fein gewaltiger Geift ahnen, wenn man auf 
Generationen den von ihm gegebenen Schwung fi fortfegen fieht, ver unter 
Söhnen und Enfeln die Erde von Korea bis Java, vom Hoangho bis zur Dver 
und zum adriatiſchen Meer mit mongolifhem Siegesruhm und Schreden füllt, 
dann zuhöchſt, wenn man auf Decennien hinaus die Einheit gewahrt, welche feine 
Nachfolger beherrfht, vie nichts Höheres kennen, ale im Geift ihres Ahnen zu 
handeln und in einem Gehorfam, einer Unterordnung gegen das Wohl des Gan- 
zen ſich zeigen, twie faum von Herrfhern jo ungeheurer Reiche, wie dieſe Ber 
wandten waren, gefunden werben mag. Auf dem Sterbelager, fagt Sſanany Se 
tien, fprach er die Worte: „Die Seele jever That ift diefelbe zu vollenden, wenn 
fie angefangen ift; feft und unerfhütterlid ift das Gemüth des Mannes, ver fein 
gegebene Wort hält.” Sie paffen für ihn. 

Er hinterließ feinen Söhnen ein Reich, das zu durchziehen man Jahresfrif 
gebraudte. Sein Nachfolger in der Kalfermürbe warb Ugetai. 

5. dv. Erdmann: Temudfhin der Umerjchütterlihe; C. d’Ohsson: Hr 
stoire des Mongols depuis Tschinguiz-Khan; v. Hammer: Gefcichte der 
goldenen Horde; I. I. Schmidt: Geſchichte der Oft-Mongolen von Gfananz- 
Zfetfen Ehungtaidfhi; I. I. Schmidt: Forfhungen im ©ebiete ver Bildungs 
gefhichte der Völker Mittel-Afiens. Leme. 


Territorium, ſ. Land. 
Theater. 


Die Theater haben in der modernen Welt nicht mehr wie in dem antilen 
Athen eine religiöſe und in weit geringerem Grade als in dem alten Rom eine 
politiſche Bedeutung. Im Alterthum vertraten die öffentlichen Theater theilweiſe 
die Stelle, welche in neuerer Zeit die Kirchen einnehmen. Das iſt aber für immer 
vorbei und nicht wieder herzuſtellen. Aber auch die öfter vorgeſchlagene Erhebung 
der Theater zu nationalen Staatsanſtalten für Volkserziehung wird ſchwerlich ge⸗ 
lingen. Einige ber beften heutigen Theater werben freilich durch Zuſchüſſe der Höfe, 
der Staaten und der Stäbte geförbert; aber felbft die fogenannten Hof- und 
Nationaltheater und die ftäbtifhen Bühnen werden doch der Hauptfadhe nad von 
dem Publikum unterhalten, welches nad freier Neigung biejelben befucht und feine 
Pläge darin bezahlt. Eine viel größere Anzahl nicht unterftügter Theater berubt 
onomifh nur auf dem Ertrage der verfauften Theaterbillete und ift äußerlich 
abhängig von dem Publikum. Infofern alfo erfcheinen vie heutigen Theater durch⸗ 
weg und weſentlich als Anftalten niht des Staats, fondern des Publi— 
kums und find baher mehr oder weniger abhängig. von der Schauluft und von 
dem Gefhmade des Publikums, 

Laßt fih das ändern? Im Großen fiher nicht. Wie unfere ſchöne Pitteratur 
und unfere Kunft aus dem individuellen Leben entfpringt und voraus ber freien 
Geſellſchaft zugewendet iſt, wie da jede ftaatlihe Drganifation und Herrſchaft um- 
zufäffig und unmöglich ift, fo gilt da8 auch vom Theater. Die Bühne ſtellt 
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die Werke der Litteratur und Kunft in lebendiger Weife dar, fie gibt denſelben 
nar einen unmittelbar die Hörer und Schauer ergreifenden Ausbrud. In der Haupt- 
fahe lann alfo für fie fein anderes Gefeg gelten als für die Werke felbft, welche 
fie vem Publitum vorführt. Das Theater zur Staatsfahe mahen, das würde 
heißen, die ſchöne Litteratur und Kunft als Staatsangelegenheit behandeln. 

Sogar wenn in Zukunft die nationale Bedeutung der Theater und daher 
in erfter Linie der Dramen und Opern mehr als es bisher gejcheben, gehoben 
und betont wird, fo gehört doch auch biefe Seite der Nation im engern 
Sinne an und nicht dem politifh organifirten Volle, nicht dem Staate. Die 
Sprache und ihr Verſtändniß wird nicht dur die Staatsgrenzen beftimmt, fon- 
dern durch den Nationalgeift, der die Stantsgebiete bald nur theilweife erfüllt, 
bald überfchreitet. Die Muſik aber ift überhaupt nicht weſentlich national, fondern 
tin Gemeingut unfrer europäifhen Kultur. Ja die berühmteften und beften Werte 
der dramatiſchen Dichtkunft find allgemein menſchlich verftändlic, und des— 
halb nicht auf eine Nationalbühne beſchränkt. Sie werden im verſchiedenen Spra- 
hen verfchiedenen Nationen vorgeführt. Shafefpeare hat nit blos für die engli- 
ide, unfer Leffing, Schiller und Göthe haben nicht für die deutſche Nation aus— 
ſchließlich gefchrieben. 

In einem Zeitalter, welches auf die Nationalität einen fo hohen Werth legt, 
wie das unfrige, mag immerhin auch die nationale Bedeutung der Poefte entfchie- 
dener in den Borbergrund treten. Wir tabeln es nicht, weil jedes Zeitalter den 
Beruf hat, feine Eigenart zu offenbaren und die Nationen berechtigt find, nad 
dem ebelften und ſchönſten Ausprud ihrer Lebensanfhauung zu fireben. Aber fol 
das im Drama gefhehen, fo müſſen vie Dichter voran gehen, die Schaufpieler 
innen nur nachfolgen: und die Dichter laffen fih nicht von dem Staate vor- 
ſchreiben, was und wie fie dichten ſollen. 

Aus dem Allen leiten wir allerdings die Folgerung ab, daß der Staat zu: 
naͤchſt das Theater der freien Thätigfeit und fogar der Privatfpelula- 
tion überlaffen folle und dasfelbe nicht ala Staatsmonopol behandeln dürfe; 
aber Teineswegs die Folgerung, daß ber Staat den Theatern zegenüber keine Aufs 
gabe habe. Bielmehr find wir der Meinung, daß der Staat ein Intereffe und 
unter Umftänden bie Pflicht habe, theils gute Theater zu unterftägen, theils eine 
gewiſſe Kontrolle zu üben über die öffentlichen Bühnen. 

Die im Ganzen unvermeibliche dlonomiſche Abhängigkeit nämlich der Theater 
von dem Bublitum hat ihre fehr großen fünftlerifchen und fittlihen Gefahren. Das 
Theater fol feiner Ivee nad der lebendige und infofern höchſte Aus— 
drud fein des in der Nation wirffamen dramatiſchen Beiftes. Es 
Io die ausgezeichnetften Werke des Genies dem Bewußtſein der Nation unmittel- 
bar darftellen und mittheilen. Wie die Werte des Genies felber hoch über dem 
Nivean des Gewöhnlichen ftehen, fo müffen auch die Schaufpieler das Publikum 
gleichſam über feine Alltäglichleit emporheben, ‚fie müſſen dem Publikum zwar ver- 
fändlih, aber fie dürfen nicht auf der niedern Stufe tes gemeinen Sinnes ftehen 
bleiben. Am wenigften dürfen fie auf ven rohen Gefhmad der Menge fpekuliren 
und durch ihre Uebertreibungen ben plumpen Beifall ter Gallerie zu gewinnen 
ſuchen. Sie jollen eingedent bleiben jener Shakeſpeare'ſchen .. „O 68 
ärgert mich in der Seele, wenn fol ein handfeſter, baarborftiger Gefelle eine 
Leidenſchaft in Fegen, in rechte Lumpen zerreift, um ben Grünblingen im Par- 
terre in die Obren zu donnern, die meiftens von nichts wiffen, als verworrene 
Pantomimen und Lärm." (Hamlet III. 1.) Dabei ift offenbar die Ehre und das 
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gefammte Geiftesleben einer Nation beteiligt; und darauf gründet fi das Redt 
und die Pflicht des Staates, mit feinen großen Mitteln zu helfen, daß bie beften 
Werke aud in würbiger Form der Nation dargeftellt werden. Wenn er baber 
durd feine ökonomiſche Unterftügung und durch feine geiftige 
Pflege mwenigftens die erften, zugleih als Vorbilder dienenden Theater der Haupt: 
ftadt, die fogenannten Nationaltheater, in die Lage verfegt, daß fie weni- 
ger in Verfuhung gerathen, um den Beifall der Menge mit unedeln Mitteln zu 
buhlen und zugleich ven Anftoß dazu gibt, daß auch die Haffifhen Stüde zu ſchö— 
ner und wirkſamer Darftellung gelangen, fo erfüllt verfelbe nur feine Kulturpflicht. 

Neben der fünftlerifhen hat das Theater auch die große ſittliche Aufgabe, 
als Anftalt der nationalen Erziehung zu dienen und die gemeinnüß 
lihe Beftimmung, für würbige Genüffe und Unterhaltung zu forgen, und ba 
durch die allgemeine Lebensfreude zu erhöben. Auch von biefem Ge 
fihtspunfte aus rechtfertigt es fih, wenn der Staat Beiträge leiftet, damit jeme 
Aufgaben vollftändiger gelöst und dieſe Anforderung würbiger erfüllt werde. Aber 
das Meifte und Befte fann doch nicht der Staat thun, und es kommt voraus 
wieder an auf den fittlihen Geift, ver in ver Litteratur und Kunft ſich ausfprict, 
auf die Empfänglichfeit der Nation für das Edle und Gute, auf die Heiterkeit 
ihrer Lebensanſicht und Stimmung und auf die Mäßigung, zu welcher fie erzogen 
worden ift. 

Die Fulturpolizeilide Auffiht über die Theater ift von ber 
Kulturpflege bes Staates wohl zu unterfheiden, In diefer zeigt ſich die freie 
Sorge des Staates für die nationale Geiftesbildung, im jener offenbart fich die 
bindende und zwingende Autorität des Staates, welde eben deßhalb geſetzlich be 
grenzt fein fol. Um die Kulturpolizei des Staates auszuüben, find in verſchiede— 
nen Staaten folgende Einrichtungen getroffen und Mafregeln ergriffen : 

1. In jehr vielen Staaten bevarf die Errichtung eines Theaters ber 
obrigfeitliden Autorifation; und zwar für ftändige Bühnen gewöhnlid 
von Seite der Bezirks- oder Kreispolizei oder felbft des Staatsoberhaupts, für 
vorübergehende Schauvorftellungen durch wandernde Truppen von Seite der Orte 
polizei. Bloße Privatbühnen für engere gefellihaftliche Kreife werben von biefer 
Borfhrift nicht betroffen. Diefelbe gilt auch in ſolchen Ländern, welde im übrigen 
dem Grundſatz der Gewerbefreiheit huldigen. In der That gibt e8 dafür gute 
Gründe, indem die Wirkung der Theater auf die öffentliche Gittlichkeit und felbfl 
auf die Ruhe der Perjonen und ver Familien und auf die Staatsorbnung je nad 
Umftänden eine ftarfe, zuweilen aud eine fehr gefährlihe und ſchädliche if. Eine 
Hauptgarantie gegen ven Mißbrauch befteht aber darin, daß die Ehrbarkeit ver 
Unternehmer vorher geprüft werde und übel beleumdete Individuen von Anfang 
an gehindert werben, ihre Nee auszubreiten, um das fhauluftige Publitum zu 
fangen und feine Leidenſchaften aufzuftaheln oder auszubeuten. Ueberhaupt können 
bei folder Vorprüfung alle öffentlihen Intereffen berüdjichtigt und tie nöthigen 
Schranken gezogen werden. Hinterbrein abzuwehren und Ungebühr zu hemmen if 
viel ſchwieriger und felten ohne Verlegung bereits entftandener Rechte und Jutereſ⸗ 
ſen durdzuführen. Nur muß auch gegen ungehörige Berfagung ver Erlaubniß, ſei 
es aus bloßen Privatgründen oder aus Willfür und Bejchränttheit, dem Bewerber 
das Rechtsmittel der Beſchwerde eröffnet werben. 

In England ift ein Regierungspatent nöthig zur Gründung eines Theaters, 
welches jevoh durch die Erlaubniß der Friedensrichterverfammlung erfegt werden 
fann. Geſetz vom 12. Aug. 1843, In Frankreich hat vie Geſetzgebung fehr ge 
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wechjelt. Bor der Revolution bedurfte es einer königlichen Erlaubniß. Im Jahr 
1791 wurde die Unternehmung ganz frei gegeben, woraus indeſſen große Uebel- 
fände zumal in Paris hervorgingen, fo daß Napoleon I. 1806 eine Anzahl Thea- 
ter ſchloß und biefelben auf eine beftimmte Heine Zahl beſchränlte. Man behnte 
die Herrichaft des Staats über die Theater fo weit aus, daß den Unternehmern 
nicht geftattet wurde, gegen ein Berbot, fogar gegen die nachträgliche Schlie— 
ung eines Theaters an die Berwaltungsgerihte zu gelangen. Die Regierung 
wollte ganz allein die Madıt in der Hand behalten. Später 1835 mwurbe die Be- 
Ihränfung wieder aufgehoben, und 1849 erklärte fid die Nationalverfammlung 
für die Freiheit der Spekulation, aber mit großen Kautionen und ftarfen Schuß» 
mehren für die Ordnung, ohne daß dieſes Syftem damals zur Geltung gelangte. 
Heute ift zwar eine größere freiheit gewährt, aber die Negierung behält die Macht. 
In Preußen bedürfen vie Schaufpielunternehmer der Erlaubniß der Oberpräfidenten 
der Provinz, welde die Zuverläffigkeit und Bildung der Bewerber prüfen, aber 
immerhin ein freie Ermeffen haben. Gew. Drbnung von 1845 $. 47. 

2. Die Theatercenfur In manden Pändern, fogar in England nod), 
werden alle aufzuführenden Stüde einer vorherigen Prüfung durch Cenforen unter- 
mworfen, welche nicht blos einzelne anftöhige Stellen zu ftreihen befugt find, ſon— 
dern ganze Stüde unterfagen können. Offenbar find biebei die Autoren und das 
Publitum in hohem Grave betheiligt und aud hier ift die Willfür ver öffentlichen 
Gewalt gefährlich für die perſönliche Freiheit und berechtigte Privatinterefjen. Wenn 
daher das öffentliche Intereffe für Erhaltung guter Sitten, des Anftandes und der 
öffentlihen Sicyerheit eine gefteigerte Wachſamkeit der Theaterpolizei erfordert und 
eine gewiffe Vollmacht der Cenforen rechtfertigen, fo ſollte doch zugleich dafür ge— 
jorgt werben, daß diefelbe nicht mißbraucht werde zum Nachtheil der Freiheit und 
der Privatinterefjen. Eine Beſchwerde und ein Rechtöverfahren, ſei es vor den 
Berwaltungsgerichten, fei es vor den öffentlichen Gerichten follte daher jederzeit 
offen ftehen. Ueberdem läßt fich eine fo weit getriebene Genfur thatſächlich nicht 
überall durchführen. Welcher Genfor, zumal in Heineren Stäpten, hätte die Muße, 
alle Stüde aufmerkfam zu lefen, und woher follte vie Garantie kommen für bie 
Fähigkeit der Genforen, diefelben richtig zu beurtheilen? Auch in England hilft 
man ſich mit der Fiktion, daß ein Stüd, welches in London erlaubt worden, überall 
aufführbar fei, und zuweilen find aud in London lächerliche Striche der Cenſoren 
vorgetommen. Hat doch ein Genfor aus religiöfen Skrupeln die Anrede an eine 
Geliebte „mein Engel” geftrichen, damit nicht die bibliſche VBorftellung von ven En- 
geln gefährdet werde, 

In der Regel dürfte die nachträgliche Befeitigung folder Stellen und ein 
binterheriges Verbot folder Stüde genügen, welche zwar nicht geradezu ftrafbar 
find, aber immerhin ſchädlich erfcheinen für die guten Sitten und die öffentliche 
Ruhe. Man kann freilid aud hier zu weit gehen. Wenn 3. B. auf einzelnen 
deutſchen Hofbühnen es unterfagt wurde, Priefter auf die Bühne zu bringen, fo 
ift nicht abzufehen, wehhalb das Theater, weldes den Beruf bat, „der Natur 
gleihfam einen Spiegel vorzuhalten, der Tugend ihre eignen Züge, der Schmad) 
ihr eignes Bild und dem Jahrhundert und Körper der Zeit den Abbrud feiner 
Geftalt zu zeigen” (Shakefpeare in Hamlet), die Tugenden und Lafter ver Priefter 
weniger zeigen dürfte, als die der Laien und ihrer Fürften. Dagegen würbe es 
unfere heutige Sitte doch nicht wie bie athenifhe ertragen können, daß bie mit- 
lebenden Perfonen zum Gegenftande der Berfpottung auf der Bühne gemacht wür⸗ 
den. Die Grenze des Wohlanftändigen und Zuläffigen braucht nicht engherzig 

Bluntſchli und Brater, Deutſches Staats-Wörterbub. X. 33 
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gezogen zu werben, aber fie muß immerhin beadhtet und Maf gehalten werben. 
Dazu aber reicht eine ftrafgerichtlihe Verfolgung nit aus. Es bedarf bier einer 
polizeilichen Auffiht und Einwirkung, welde einjcreitet, um bie Autoren und 
Schauſpieler an ihre Pfliht zu mahnen, ohne fie zu verfolgen und zur Strafe zu 
ziehen. Wird die Genfurbehörde aus ſachkundigen Männern gebildet, welde ein 
Verſtändniß haben für die Freiheit der Litteratur, und durch ihre Perfönlichkeit 
eine Garantie geben, daß fie ihre Vollmacht nit zur Unterdrückung und GChifane 
mißbrauden, und zugleih eine Rechtsbefchwerbe ermöglicht, jo werden die Konflikte 
widerftrebender Rechte und Interefien felten und wenn fie dennod eintreten, leicht 
zu heben fein. Blantiäli. 

Theofratie, ſ. Iveolratie und Theofratie, 

Theurungspolizei, ſ. Tebensmittelpolizei. 

Thierſchutz, ſ. Rulturpolizei. 

Thomas von Aquin, ſ. Scholaſtiker. 


Thomaſius. 


Chriſtian Thomaſius, geboren am 1. Januar 1655 zu Leipzig, war 
der Sohn eines Leipziger Profeflors und erhielt eine ftreng orthodoxe und zugleid 
gelehrte Erziehung. An der Univerfität Leipzig hatte der „Freigeiſt“ Pufenborf 
feine zäheften und beftigften Gegner gefunden. Auch T. hatte als junger Gelehr- 
ter den Borfag, gegen Pufendorf zu ſchreiben. Aber indem er anfing, defien Werk 
grünplicher zu ftudiren, überzeugte er fih von dem wiſſenſchaftlichen Rechte Pufen— 
dorfs und aus einem Gegner ward er deſſen Schüler und geiftiger Nachfolger. 

T. war num frei geworden von ber falfchen Autorität der überlieferten Lehre 
und fing nun an, aud gegen andere herfümmliche Uebungen anzufämpfen, welde 
feine Prüfung nicht beftanden hatten. Sein Geift war auf praftifhe und nationale 
Ziele gerichtet. Er wagte es zuerft, im Gegenſatze zu ber feften Eitte der Univer 
fitätspocenten, welde nur lateinifde Vorträge duldete, die deut ſche Sprade uf 
den afabemifhen Lehrſtuhl zu bringen (1688) und bald naher eine gelehrte 
und dennoch deutfhe Zeitfchrift zu gründen. Er wollte die Wiffenfhaft mit 
dem lebendigen Geifte der Nation in Berührung bringen und vie jheinbar unüber 
ſteigliche Kluft zwifhen den Gelehrten und der Nation überbrüden. Er mies auf 
das Borbild der Franzofen bin, welche ihre Werke in franzöfiiher Sprache heraus 
geben und ihnen tadurh eine größere Verbreitung und Wirkfamfeit verfchaffen. 
Die deutfhe Sprate und Titteratur waren damals, nah dem breifigjährigen Kriege, 
fo tief gefunfen, daß vie erften Verſuche, über wiflenfhaftlihe Fragen deutſch zu 
reden und zu ſchreiben, nur ber fhwerften Arbeit gelingen fonnten und noch ſehr 
unbeholfen ausfielen. Nur ganz allmählich verbefjerte fi der Styl. 

Diefe keden Neuerungen des jungen Docenten reizten die Anhänger des Alten 
zu beftigem Zorn. Wie immer und überall waren es vie orthotoren Theologen, 
die am wenigften dieſe Erjhütterung der hergebradten Autorität dulden wollten. 
Ein Angriff des T. gegen einen theologifchen Parteigenofjen gab ihnen ven er— 
wünſchten Anlaß, um gegen ihn wie früher gegen Pufenvorf den theologiſchen Haß 
zu wüthender Verfolgung zu ſchärfen. 

Der Doktor und Profeffor der Theologie nämlih, Hektor Gottfried 
Maſius, Hofprediger des Königs von Dänemark, hatte eine Schrift veröffent- 
licht über „das Interefje der Fürften an ver wahren Religion". Er hatte barin 
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bie lutheriſche Konfeffion als vie ſicherſte Stüge des gemeinen Weſens gepriefen 
und bie Fürften darauf aufmerkfam gemacht, wie nüglid das lutheriſche Dogma, 
daß alle fürftlihe Gewalt unmittelbar von Gott fomme, für ihre Autorität ſei. 
Er,hatte zugleih die reformirte und die katholiſche Konfeffion verbädtigt, daß fie 
die Nebellion und den Aufruhr begünftigen, indem fie jenem Dogma widerfprechen. 

T. fand fi durch dieſe Schrift ebenfo fehr im feinem religiöfen Gefühl als 
in feiner juriftifhen Ueberzeugung verlegt. Als Chrift ärgerte er fi über den 
Mißbrauch der Religion zu den Zweden der weltlihen Macht. Er erklärte es für 
„unanftändig, feine Religion hohen Potentaten wegen des zeitlichen Interefjes zu 
empfehlen“. Als Philofoph und Jurift erklärte er die Meinung, daß Gott, die 
unmittelbare Urfahe der Majeftät fei, für abgefhmadt, unvernünftig und aller 
Geſchichte widerſprechend. Er gab feinem Unmwillen über die Heuchelei und Hoffahrt 
ſolcher theologifchen Schmeidyler einen bittern Ausdruck und geißelte ihre orthodore 
Unwiffenheit mit ſcharfem Spott. 

Die litterarifche Niederlage reizte die Wuth des Föniglihen Hoftheologen. 
Er rief die Leipziger Freunde um Beiftand an, intriguirte am kurſächſiſchen Hofe 
und bei dem Dberfonfiftorium und erwirfte, daß in Kopenhagen die Schrift des 
T. vom Henker verbrannt wurde. T. vertheidigte fi) gegen die Anklage der Theo— 
logen, daß er „ein Verächter Gottes und des heiligen Amtes” fei, mit jwriftijcher 
Gewandtheit und mit der Entſchiedenheit eines chriſtlichen Mannes. Aber wenn 
aud die weltlihe Obrigkeit vorerft fein Recht nicht verlegte, die geiftlihen Obern 
des Oberfonfiftoriums unterfagten ihm doch, bei einer Buße von 100 Goldgulden, 
etwas „ohne vorherige Cenſur druden zu laſſen“. Da die Genfur in geiſtlichen 
Händen war, fo hieß das, feine litterarifche Thätigkeit vernidten. Sogar eine 
deutſche Logik durfte er nicht herausgeben. Das orthodore Gewiſſen fand fih nur 
bei einer lateinischen Logik beruhigt. 

Ein Zwifchenereigniß verftiimmte endlich aud den Hof gegen T. Diefer hatte 
nämlich die Ehe des Herzogs Moritz Wilhelm zn Sadfen-Zeig mit ber branben- 
burgifhen Prinzeffin Marie Amalie gegen die fonfeffionellen Strupel eines Iuthe- 
tiſchen Baftors, welcher die Ehen zwifchen Lutheranern und Reformirten mißbilligte, 
vertheidigt und diefe neue Probe theologifher Unduldſamkeit gerügt. Da aber der 
turfürftliche Hof jene Ehe aus politifhen Gründen ungern ſah, fo benugten das 
die Gegner von T., um einen gefährlichen Schlag zu führen. Es follte das In- 
quifitionsverfahren gegen ihn eingeleitet werben, Diefer damals furchtbaren Gefahr 
entzog fi T. durd die Flucht nad Berlin. 

Der Kurfürft von Brandenburg Friedrich III. nahm ihn gerne in feinen 
Schuß auf, ernannte ihn zu feinem Rathe mit 500 Thalern Gehalt und geftat- 
tete ihm, in Halle die Vorträge zu halten, für welde in Leipzig kein Raum mehr 
war. Die Univerfität Halle beftand damals noch nidt. Dennoch ftellten fi, von 
dem Rufe des T. angezogen, Stubirende ein, als er im Jahr 1690 feine Vorträge 
eröffnete. T. war glüdlih, nun an feine alte Autorität, weder an Ariftoteles oder 
Gartefius, noch an Galen oder Hippofrates, nod an Bartolus oder Baldus mehr 
wiffenfhaftlid gebunden zu fein, 

In Leipzig trafen damals zwei verſchiedene ©eiftesrihtungen zufammen, bie 
der vorurtheilsfreien fritifhen Prüfung und bie der pietiſtiſchen 
Vertiefung. Die Hauptvertreter der beiden Richtungen, T. und Auguft Her— 
mann Franke, hatten ſchon in Leipzig Freundſchaft gejhloffen und waren beite 
von der orthodoren Partei verfolgt und vertrieben worden. Eine Zeit lang ließ 
fh T. auch von dem Pietiemus anziehen, der doch Ernft machte mit der Relis 
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gion und nicht wie die Orthodorie die religiöſen Formen und Formeln zur Herr— 
Ichaft über die Gemiffen und zur Verfolgung Andersdenkender ausbentete, Über er 
bemerfte doch, daß die ortfchritte in der Myſtik für ihn Nüdfchritte in der Wiſ— 
fenihaft wurden. Die Schriften Loche's zerftreuten die Nebel, die fih um feinen 
Berftand gelagert hatten. Von nun am folgte er unbeirrt feinem verftäntigen 
Wahrheitäfinn. 

Am 1. Juli 1694 wurde die neue Univerfität Halle, für welde T. vorbe 
reitend gewirkt hatte, feierlich eröffnet. So lange er lebte, nahm T. an ihr nun 
eine hervorragende Stellung ein und von da aus übte er feine reformatorifde 
Wirkſamkeit. Mit unverzagtem Fleiße kämpfte er fort für die politifhe und tie 
religiöfe Freiheit. „Sie ift es, die allem Geifte das rechte Leben gibt." Oft fin 
es nur Heine alademifche Gelegenbeitsfhriften, mit weldhen er alte Borurtheile unt 
Mißbräuche angreift und wichtige Reformen beantragt und einleitet. Dahin gehören: 

1) Die Schriften aegen tie Kegergerichte. T. verneinte die Frage (1697): 
„Ob Kegerei ein ftrafbares Verbrechen fei?" und fprad den Fürften das Recht 
ab, vie Ketzer zu beftrafen. Er zeigte, daß ver ganze Begriff der Kegerei dem 
Nehtsbegriff fremd und nur erfunden worden fei, um ver Undulpfamfeit und Herrid- 
fucht der Pfaffheit zu dienen. Natürlid wurde er felber von den Theologen als 
Hauptketzer gefcholten. Aber die Zeit begünftigte die Reform, das Verbrechen ver 
Kegerei verfhwant nad und nach aus den Strafgeiegen. Dentende Männer wa 
ren nun gefichert gegen den Kerker, die Verbannung und den Feuertod, womit 
früher der nicht orthodoxe Gedanke bejtraft wurde. 

2) Ein anderes ein ebiltetes Verbrechen, vie Hererei, bedrohte mehr vie 
Frauen und die Ruhe ver Familien und hemmte die Yortfchritte ver Technik. T. 
jeibft war, als er zuerft in dem Spruchkollegium der Fakultät in einem Heren- 
proceß zu referiren batte, noch in gutem Glauben, daß es Heren gebe und dieſe 
ftrafbar feien. Erft alö ihm fein gelehrter Kollege Samuel Stryf warnte, fing 
er an die Frage zu prüfen. Jetzt überzeugte er fih, daß der Herenglaube Aber- 
glaube fei und legte nun der Welt in feinen gelehrten Difputationen (1701. 1702) 
„vom Berbrehen der Zauberei" das Refultat feiner Prüfung vor. Diefe Schriften 
trugen viel dazu bei, endlich auch dieſe Barbarei aus der Strafjuftiz zu entfernen 
und unfchuldige Weiber vor Marter und Strafe zu erretten. 

3) Weniger alüdlih war T., als er aud den ſchrecklichen Mißbrauch der 
Tortur im Strafverfahren angriff, dieſe „traurige Erfindung , durch welche der 
noch nicht für ſchuldig erkannte Angellagte einer bärteren und granfameren Strafe 
ausgefegt wird, als ihn treffen fünnte, wenn er verurtheilt wäre, welde eine un 
nüge Grauſamkeit ift, wenn ohne fie der Verbrecher überführt ift und ein ganz 
unſicheres Mittel, die Wahrheit an den Tag zu bringen“ (1707). Erft in unferm 
Jahrhundert wurde die Gerechtigkeit diefer Argumente anerkannt. Ginftweilen biel- 
ten bie Juriften noch feſt an dem Vorurtheil, daß die Tortur umentbehrlid fei, 
um ben Beweis der Schuld zu führen. 

In den „Drei Büchern der göttlihden Rechtsgelahrtheit“, bie 
er in lateinifher und im deutſcher Sprade herautgab und in ven Funda- 
menta juris natur® et gentium ftellte T. fein Syftem dar. Im Ganzen 
fchließt er fih an Pufendorf an. In einigen Beziehungen nimmt er eine neue 
Stellung ein und ergänzt deffen Lehre. 

Er war eine religiöfere Natur als Pufendorf. Aber eben weil ihm bie Nelir 
gien Herzentfahe war, beſtritt er nur um fo entfchiedener jede ungebührliche Ein- 
milhung ver Staatögewalt in diefes Heiligthum. Um vie ſcharfe Unterfcheidung 
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von Religion und Recht, Kirche und Staat erwarb er ſich ein großes Ber- 
dienft. In diefer Abſicht ſchrieb er cin eigenes Bud über die Geſchichte des Streits 
zwifchen Imperium und GSacerbotium im Mittelalter. In „kurzen Lehrfägen 
vom Recht eines driftliden Fürften in Religionsfahen“ (1724) 
ftelte er feine Anfichten zufammen. Er verfündet darin das moderne Princip der 
religiöfen Freiheit mit großem Nahbrud, einer der Erften. Das Büchlein verdient 
heute noch Beachtung. Ih habe Auszüge davon in meine „Geſchichte der neueren 
Staatswiſſenſchaft“ (1864) aufgenommen. Ebenda ift auch feine Staatslehre näher 
dargelegt. 

Anfangs hatte T. no wie Pufendorf zwifchen Moral und Recht nicht Hin- 
reihend unterſchieden. Sein tiefes Interefle an der geiftigen und relgiöfen Freiheit 
nöthigte ihn zum Nachdenfen aud über diefes Problem. Das Refultat desfelben 
legte er in den fundamenta juris nature et gentium nieder, bie zuerft 1705 er 
ihienen find. Er glaubte die Löſung des Problems zu finden und unterfuchte den 
menſchlichen Willen näher. Die Aufgabe des Rechts erflärte er nur in der Bewah- 
rung des Außern Friedens vor Unrecht, indem er das innere ©eiftesleben ver 
Moral zuwies. Er unterfheidet das Ehrbare (honestum), das Wohlanftändige 
(decorum) und das Gerechte (justum). Nur auf dem legten Gebiete findet er ben 
Boden des Rechts. Naturrecht ift ihm die Wiflenfchaft des Gerechten, Politik bie 
Wiſſenſchaft des Wohlanftändigen, Ethik vie Wiffenfhaft des Ehrbaren. Als höch- 
ſtes Rechtsgebot gilt ihm die Regel: „Was du nit willft, daß bir gejchehe, das 
thue auch Andern nicht.” 

Der Rechtsbegriff des T. erſcheint uns in weſentlichen Beziehungen theils 
lüdenhaft, theils unrichtig. Die negative Faſſung der Grundregel, als ein Verbot, 
lann wohl das Strafrecht und zur Noth das Klage- und Proceßrecht erklären, 
aber nur ſehr unzureichend das friedliche Privatrecht und am wenigſten das Staats— 
recht. Es hilft auch nit, wenn er die Politit von dem Recht unterfcheidet, mie 
das Wohlanftändige von dem Gerechten: denn es bleibt unerflärt, in wiefern im 
Staate Staatsreht und Politik verbunden find und weßhalb denn die Politik ſich 
in den Schranken des Rechts bewege und felber wieder neues Recht hervorbringe. 
Intem er den höchſten Nachdruck auf das Gefeg ber höheren Gewalt legt, fommt 
das natürliche Volksrecht nicht zu Ehren und fehlt jedes Berftänpnig für bie ger 
ſchichtliche Nechtsentwidlung. Sogar das Element des Zwangs enthält eine zu 
große Bedeutung für den Rechtsbegriff. Allerdings ift die Erzwingbarfeit eine 
regelmäßige Eigenſchaft des Rehts, im Gegenſatz zur bloßen Moral. Aber der 
Zwang ift doch nur ein Heilmittel der erkrankten Rechtszuftände, nicht aber eine 
nothwendige Form ber gefunden Rechtöverhältniffe. Der Zwang gehört eher der 
Rechtspflege als dem Rechte an und tritt in der höchſten Erſcheinung der Rechts— 
ordnung, im Staatsreht ganz zurüd. Die wichtigften öffentlihen Rechte, ſowohl 
die obrigfeitlihen als die vepräfentativen Vollsrechte find direkt gar nicht, inbireft 
nur fehr unvollſtändig erzwingbar. Der Fehler, den T. feiner eignen früheren Ge- 
ſellſchaftstheorie vorwirft, daß fie nur auf Ummegen dazu komme, die Pflichten der 
Menſchen gegen fich felbft zu begreifen, ift in der neuen Lehre in andrer Geftalt 
wieder da. Da das yanze Gebiet der auf fich felbft gewendeten Thätigfeit ald das 
Gebiet des Ehrbaren von dem Bereich des Rechts geſchieden und nur die äußere 
Beziehung von Menſch zu Menſch Recht genannt wird, fo ift für die eigentlichen 
Perfonenrehte, wie 3. B. das Recht der perfünlihen Eriftenz, der Verfügung 
über den eigenen Körper, der freien Forſchung, der Arbeit u. f. f. fein ficherer 
Raum in dem Nechtsgebiet zu finden. Die Art endlich, wie zwifchen innerem und 
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äußerem Leben unterfhieden und das innere Leben hoch über das äußere gefekt 
wird, hat einen krankhaften Zug nah Beihaulichkeit und würde, wenn man ihm 
blindlings folgte, eher zu der Weltflucht ins Klofter verleiten, al8 mit dem mäch— 
tigen Strom bes Bolld- und Staatslebens befreunden. 

Aber trog alle vem hat fih T. auch um die Erfenntniß des Rechtöbegriffs 
ein großes Berbienft durd feine Unterfuhung erworben unt bie beiden großen 
Wahrheiten, daß alles (menſchliche) Recht eine Äußere Ordnung fei und daß das 
innere Seelenleben für fih nur der Moral im engern Sinne, aber nidt 
dem Rechte angehöre, alfo auch nicht von der Redtsautorität beherrſcht werbe, 
haben durch viejelbe eine neue Beleuchtung und Belräftigung erfahren, für melde 
die fpäteren Gefchlehter ihm dankbar zu fein Urſache haben. Auch die völlige Aus- 
Scheidung bes göttlihen Rechts im Sinne der Theologen aus der Rechtswiſ— 
fenfchaft und die gänzliche Befreiung der Bernunftlehre von der Glaubensautori- 
tät ift ein wichtiger Fortfchritt feiner reiferen Studien, den man um fo höher 
ſchätzen muß, als T. in feinem Herzen an vie Autorität glaubte, die er aus logi- 
fen Gründen aus feiner Wiffenfhaft wegwies und al® vor und nah ihm bie 
Bermengung der religiöfen und ver philofophifhen Doftrinen die Arbeiten ber 
Wiſſenſchaft zu ftören und zu verderben pfleute. 

T. erlebte nody die Genugthuung, daß feine Heimat, bie ihn verftogen hatte, 
endlich, feinen Werth erfannte und ihn nun in ehrenvoller Weife zurüd rief. Aber 
er blieb feinem Mboptivvaterlande und Halle treu und lehnte den Ruf nah Leip— 
zig ab (1709). Sein Alter war heiter und geehrt. Als er ftarb, den 23. Sept. 
1728, fühlte Deutfchland, daß ein NReformator deutfher Kultur geſchieden fei. 

Litteratur. Luden, Gefhichte des T. Berlin, 1805. Biedermann, 
Deutfhland im 18. Jahrhundert. Leipzig, 1858. Bd. IL. ©. 353 f. Bluntfdli, 
Geſchichte des allgemeinen Staatsrehts. Münden, 1864. Bluntfält. 
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1. Geſchichte. 

Die Grundform des Haffifhen Staates ift die Republif. Die Griechen 
zeigenin der reihen Mannigfaltigfeit, die Römer in der großartigen Geftaltung ber 
republifanifhen Berfaffung den Höhepunkt ihrer ftaatsbildenden Kraft. Weder bei 
ven Griechen, noch bei den Römern, hat e8 die Monarchie, in der Blüthezeit 
diefer Völker, zur Legitimität gebradt; fie erſcheint höchſtens vorübergehend, 
als ufurpatorifhe Tyrannis, als Gegenfag zur gefeglihen Boltsfreiheit. 
Erft als die Römer fi ſtaatlich ausgelebt hatten, gelangten fle zur Monardie. 
Ihre ftaatsbilvende Kraft war aber zu ſchwach geworden, um noch eine neue, [eben 
dige Staatsform fhöpferiih ins Dafein zu rufen. Der ftaatlid unprobuftive Ab- 
folutismus der Kaiferzeit hüllte ſich äußerlich noch lange in die erftorbenen repw 
blifanifhen Formen, bis er endlich völlig, befonvers auf byzantiniſchem Boben, 
in eine orientaliihe Despotie umſchlug. Wenn das Cäſarenthum aud den Riefen- 
förper des römifhen Reiches noch Jahrhunderte lang mehanifh zufammenhielt, fo 
erhob fi doch viefe national und politiſch erftorbene Welt nicht mehr zu einer 
organifchen, vollsthümlichen Staatsorbnung. Diefes zeigt fib befonders aud darin, 
daß die römifhe Monardie es niemals zu einer feft begründeten ge 
feglihen Thronfolgeorpnung bradte. Zwar follte grundfäglih die Wahl 
des Kaiſers dem Senate zuftehen, aber viefe Behörde war beſchränkt durch bie 
Defignation des Nahfolgers von Seiten des Vorgängers, vie gewöhnlich in 
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bet Form der Adoption gefhah und dem Defignirten den Titel „Cäfar” ned 
bei Lebzeiten des Vorgängers verfcaffte. In den fpätern unruhigen Zeiten wurde 
ver Senat gewöhnlich gezwungen, der Willtür des Heeres zu folgen, welches fid 

die entfcheidende Stimme bei der Kalferwahl anmaßte. | 

Während zu Zeiten der Kaiſerherrſchaft das Privatrecht die höchſte Aus- 
bildung erfuhr, während ſich ein bewundernswärbiges Verſtändniß aller Feinheiten 
des Civilprocefjes offenbarte, blieb doch „in dem wicdhtigften Broceffe, der 
ER eines Staatsoberhauptes, eine 476jährige Anarchie.“ 

. Roth.) 

So fonnte venn das monardifhe Staatsrecht des Mittelalter8 und der Neu- 
zeit die Grunbfäge über Thronfolge nicht hernehmen aus der hinſiechenden Rö- 
merwelt, fondern mußte anknüpfen an bie jugenblih kräftigen Geftaltungen der 
älteften germanifhen Königreiche. Ueberhaupt ift die Grundlage des neuern König- 
thums eime wefentlih germanifche. Wenn tie Römer, als die vollendeten Meifter 
des Civilrehts, auf alle modernen Privatrechtsſyſteme eingewirkt haben, fo haben 
die Germanen, feit der Zeit der — die Principien des öffent— 
lichen Rechts in Europa weſentlich beſtimmt. Bor allem haben fie das geſetz— 
ide, mit Bolksfreiheit gepaarte Königthum in die Geſchichte eingeführt: „nec 
regibus infinita ac libera potestas.* Aber nur wo gewiſſe Schranken 
ber monarhifhen Gewalt anerfannt find, fann von einer ge- 
orbneten Thronfolge die Rede fein. Wo der Monardy wie bei ben Rö- 
mern, unumfchränfter Herr und Gebieter ift, vor welchem fein Element im Staate 
eine irgendwie felbftändige Geltung bat, wo er jeder Zeit jedes Gefeg verändern 
kann, ift auch eine Thronfolgeorbnung jedem Augenblid ver Willkür preisge- 
geben und fomit fireng genommen ein Unding !). 

Allerdings kann man wohl aud in einer Wahlmonardie von einer Thron» 
folge reden; wichtige Orundfäge der Thronfolge 3. B. von dem Gegenftande und 
dem jwriftifchen Charakter derfelben fommen aud bier in Betracht. Dagegen liegt 
der Derufungsgrund lediglih in dem Wahlgefege, woburd die Königewahl 
geordnet wird, fo 3. B. für das ehemalige deutfche Reich in der goldenen Bulle, 
Aber es gibt in der Wahlmonardie weder eine Dynaftie, noh ein Succeſ⸗ 
fionsreht; es fehlen fomit die Grundbedingungen einer eigentlichen Thronfolge 
ordnung. Die Geſchichte der Thronfolge hängt daher aufs genaufte mit ber all» 
mäligen Entwidlung der Erbmonardie zufammen. Es dauerte lange, ehe die 
europäifchen Völker, aus unentwidelten Anfängen, zu der feftgeorbneten mo» 
dernen Erbmonardie der Gegenwart ſich emporarbeiteten 2). 

In der älteften Zeit lebten die Deutſchen großen Theils in Heinen republis 
kaniſchen Gemeinwefen, unter gewählten Obrigkeiten; daneben gab es aber auch 
Ion Stämme, welhe Könige hatten. Die Könige waren, im Öegenfage zu den 
gewählten Fürſten (principes) erblid. Zur Zeit des Tacitus war das König. 


1) Darin unterfchied fi die moderne abfolute Monarchie immer noh vom römifchen Gä- 
farentyum, daß felbft Die fonft unbefchränkteften Monarchen wie Ludwig XIV. oder die dänifchen 
Könige feit der Lex Regia, doch die A nicht wilfführlih ändern konnten. So 
erflärten felbft unter Ludwig XIV. die frangöfifchen Staatsrechtälebrer: »que les rois ne sont 
pas les maltres, de deranger l’ordre de la succession.« Ludwigs XIV. Edift wegen der 
Thronfolge der legitimirten Prinzen wurde 1717 vom Parifer Parlament kaſſirt. 

2) Eine voliftändige Gefhichte der Thronfolge bei den germantichen Völkern, befonders in 
Deutichland, findet fi bei Hermann Schulze, Das Recht der Erftgeburt in den deut: 
ſchen Fürftenhäufern und feine Bedeutung für die deutfche Staatoentwicklung. Leipzig 1851. 
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thum nur der ausnahmsweise Zuftand. Über die riefenbafte Erſchütterung ver 
Bölfermwanderung, welde vie Germanen aus ihren angeftammten Sitzen trieb, 
führt fie nah und nad allgemein zum Königthum bin. Alle germanifhen Stämme 
treten bei ihren großen friegerifchen Unternehmungen, bei ihren neuen Staatögrün- 
dungen auf römifhem Boden, unter Königen auf. Aber diefes altgermaniſche Kö— 
nigthum der Völkerwanderung ift noh eine fehr unentwidelte Erbmonar- 
hie und bietet daher auch nur fehr ſchwankende Grundfäge der Thronfolge. 
Alerbings gibt e8 bei allen diefen Völkern ein Herrſchergeſchlecht, gens regia, 
das evelfte unter den edeln, aus welhem die Könige hervorgehen, fo bei ven Of: 
gothen das Gefhleht der Amaler, welches feinen Urfprung an die Götter an- 
fnüpfte, bei den Weftgothen das Geflecht der Balthen, bei ven Franken das ber 
Merovinger, bei ven Longobarben das der Gunginger, fpäter ver Lethin— 
ger, bei den Bandalen das der Asdinger. Aber die Krone wurde nidt 
nab einer feft georbneten Thronfogeordnung von einem auf ben 
andern übertragen, fondern das Herrfhergeihleht hatte nur den 
allgemein anerfannten Anſpruch, daß der König aus feiner Mitte 
genommen werben mußte. Es war undenkbar für das Rechtsgefühl des Volkes, 
von diefem Geſchlechte abzugeben, jo lange darin noch irgend ein regierungsfähl- 
ges männlihes Mitglied vorhanden war („Quisnam de Amalo dubitasset, si va- 
caret regem eligere.*“ Jorn.). Aus dem ganzen Kreife des königlichen Geſchlech— 
tes wählte fih das Boll ven Mann, melden e8 für den tapferften und tüchtig- 
ften hielt. Das Wahlrecht war nicht aufgehoben, aber es war an ein beftimmtes 
Geſchlecht gebunten. Diefe eigenthämlihe Verbindung von Erbredt und Wahl: 
recht ift der durchgehende Grundzug der altgermanifhen Staatsfucceffion. Nur 
ausnahmsmeife fam in ven Königreihen der Bölferwanderung das monardifce 
Princip zu einer fo ftraffen Entwidelung, daß das Wahlrecht des Volkes entmeber 
zeitweilig oder ganz befeitigt werben fonnte, fo im Frankenreich unter den Me 
rovingern, welches als reines Erbreih behandelt und fogar unter mehrere 
Söhne vertheilt wurde, fo im Reiche der Dandalen, deren König Genjerid 
das Wahlrecht abjhaffte und hausgeſetzlich die Thronfolgeorvnung nad ven 
Grundſätzen des Seniorats in feinem Haufe feftflellte 3). Später bat ſich bei 
ben meiften germanifchen Völkern nah und nad, mit Yortentwidlung der monar- 
hifhen Gewalt, das erblihe Wahlreih in ein reines Erbreich verwandelt, fo 
3. B. bei ven Weltgothen in Spanien, den Angelfachfen in Großbritannien. Das 
deutſche Reich ift dagegen aus einem erblihen Wahlreih ein reines Wahlreid 
geworben. Sobald -diefer Charakter des deutſchen Reiches, nah dem Ausfterben der 
fähfifhen und fränkiſchen Dynaftien, und ganz entſchieden feit dem Interregnum, 
zur Maren, ftaatsrechtlihen Anerkennung gefommen ift, fann bier auch von einem 
dynaftifhen Thronfolgeredht nicht mehr die Rede fein und fomit kommt 
Deutihland, als Gefammtftaat, für und nicht mehr in Betradht. Auch find ja 
die deutfhen Staaten der Gegenwart, mit denen wir uns vorzugsweife zu 
befhäftigen haben, nit aus dem veutfchen Reiche, als Geſammtſtaat, ſondern aus 
den Territorien hervorgegangen. Darzulegen, wie fih in biefen kleinern Kreifen 
eine dynaftiihe Erbherrihaft und eine beftimmte Thronfolge entwidelt hat, 
bildet einen wefentlihen Theil unferer vorliegenden Aufgabe. 


3), Auf diefen, in jener Zeit einzig daftehenden Verſuch, die Thronfolgeordnung bau dar: 
feglich zu regeln, bat aufmerkſam gemacht: Hermannus Schulze de testamento Gen- 
serici seu de anliquissima lege successoria commentalio, Vratislavie. 1859. 
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Das deutſche Fürftenthum iſt weſentlich hervorgegangen aus dem großen 
Reihsbeamtenthum. Unter Merovingern und Karolingern wurden Herzöge, 
Markgrafen, Grafen ein- und abgefegt nad dem Willen des Königs, wie in 
fpäterer Zeit Gouverneure und Präfekten. Invefien zeigte fih ſchon unter den legten 
RKarolingern eine große Hinneigung zur Erblichkeit, allein es dauerte noch faft 
zwei Jahrhunderte, bis die Erblichkeit als Rechtsgrundſatz durchdrang. Erft 
in der zweiten Hälfte des XI. und am Anfange des XII. Jahrhunderts er: 
fheint, befonders unter dem Einfluß lehenrechtlicher Ideen, der Bildungs- 
proceß der Erblichkeit wefentlih abgeihloffen, doc wirft die Amtsqua— 
lität aud no lange auf das Erbredt ein. So wurde beſonders die Untheilbars 
feit der eigentlihen Fürftenthümer nod Bis ins XIII. Jahrhundert feftgehal- 
tn; von mehreren Söhnen eines Fürften, welder nur Ein Reichsamt hatte, 
fonnte nur Einer fein Nachfolger werden. Eine Zufammenftellung zahlreicher 
Succeffionsbeifpiele aus allen deutfhen Fürftenhäufern beweist, daß in den deut— 
ſchen Fürſtenthümern, ihrer urfprünglihen Beſchaffenheit zufolge, Individual- 
juccefion mit Altersvorzug beobadhtet wurde. Dabei war die Erbfolge, nad) 
ven Grundſätzen des ältern deutſchen Lehenrechts, Lediglich eine Defcendenten- 
folge mit Ausfhluß aller Seitenverwandten. 

Während in vielen Grafihaften, melde oft mwefentlihd aus bloßen Yami- 
befigungen beftanden, der völlig patrimoniale Charakter die Theilbarkeit ſchon 
ſehr früh zugelaffen hatte, behauptete bei den eigentlichen Fürſtenthümern die 
ſtaatsrechtliche Amtsidee fi länger und fonfequenter gegen privatrechtlihe Thei- 
lungsgelüſte. Allein in ver Mitte des XII. Jahrhunderts tritt eine merkwürdige 
Veränderung ein; die alte, Jahrhunderte fang beobachtete Untheilbarkeit wird 
auf einmal aufgegeben, die Fürftenthümer werden getheilt, wie eine gewöhnliche 
privatrechtliche Berlaffenihaft (fo wurde das Herzogthum Bayern zuerft getheilt 
1255, Sachſen zuerft 1260), das Theilungswefen wird zur allgemeinen 
Sitte des deutſchen Fürftenftandes. Die noch in dem ältern deutfhen 
Lehenrechte liegenden Beſchränkungen der Theilbarfeit wurden dur die Aufnahme 
des longobardiſchen Lehenrechts befeitigt, meldes die Wahrung ber gefammten 
Hand nicht verlangt, fondern alle männlichen Defcendenten des erften Erwerbers, 
alfo auch die Seitenvermandten des legten Befigers, aus Geblütsreht fuccebi- 
ren läßt. So wurden denn Jahrhunderte lang deutfche Territorien nad vorberr- 
hend privatrehtlihen Grundſätzen vererbt und rüdfichtslos, wie Landgüter 
und Heerden, unter mehrere Söhne oder Vettern vertheilt. Diefe Zeit ver rein 
privatredhtliden Succeffion ift die Periode der tiefften ftaatlihen Berfunten- 
beit, wo der Staatsgedanfe den Deutſchen völlig abhanden gefommen zu fein 
Ihien, wo das vermeintlihe Privatintereffe der Dynaftie alles, das Bolf nichts 
galt, Jede feftere Konfolidation der Territorien wurde durch die fortwährenden Zer- 
reifungen unmöglich gemadt. Die alten natürlihen Yandesgrenzen wurden zer: 
ſchnitten von willfürlih gezogenen Linien. Aber das konſequent angewendete Thei- 
lungsfyftem vernichtete felbft die Dynaftien und zerftörte ihre Kraft, ihr Anfehen 
im Reihe, ihren fürftlihen Familienglanz. Diefen drohenden Gefahren 
fonnte der Fürftenftand auf vie Dauer feine Augen nicht verfchliegen und fo ge- 
viethen feit dem XIV. Iahrhundert die Familien des hohen Adels in eine über: 
einfimmende Bewegung, um ihr Familien und Erbrecht hausgefeglich zu 
regeln. Bon befonderem Einfluß auf die fürftlihe Hausgefeggebung war bie 
goldene Bulle von 1356, deren Beftimmungen über Untheilbarkeit, Primo- 
genitur, Mündigfeit und Vormundſchaft fih allerdings zunähft nur auf die Kur: 
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bäufer bezogen, aber wegen ber ©leichheit der Berhältniffe auch ven den übrigen 
Fürſtenhäuſern adoptirt wurden, 

Die durch die Hausgeſetzgebung feftgeftellten Grundfäge find befonvers: Bor: 
zug des Mannsftammes, Unveräußerlichkeit fämmtliher Hausbe: 
figungen und Untheilbarkeit. Dieſes dritte Princip war am ſchwerſten 
turd tie Hausgefepgebung zu verwirklichen, da bier dem Oefammtinterefie, dem 
„Lustre oder Splendeur des Haufes“ , die feftgewurzelten Anfprühe mehrerer 
Söhne oder Bettern auf Theilung entgegenftanden. Immer von neuem wurden bie 
Untheilbarfeitöbeftimmungen von dem egoiftiichen Einzelintereſſe wieder durchbrochen, 
und was die Hausgefeße des XIV. Jahrhunterts anbahnten, gelang oft erft mehrere 
Jahrhunderte fpäter für alle Zeiten unumßößlich feftzuftelen. Das Recht ver 
Erftgeburt war eigentlich die nothiwendige Konfequenz der Untheilbarkeitsverord 
nungen, doch fam man gewöhnlich erft ſpäter auf dieſe einzig zweckmäßige Guc 
ceffionsordnung. Man fuchte vorläufig durch andere, freilid weniger entjpredyende 
Mittel die Untheilbarfeit zu erhalten, 3. B. durch Anordnung von gemeinfamen 
Regierungen, durch Eheverbote für die Nachgebornen, durch hausgeſetzliche Be: 
ftimmung mehrerer Söhne für den geiftlihen Stand u. f. w. Allein erft mit ver 
Durchführung der ftreng agnatifhen Linealprimogenitur war bie fürftlide 
Hausverfaffung zu ihrem Abſchluſſe gediehen; erft jetzt war im dem beuticen 
Fürſtenrechte eine fichere Orundlage für bie Staatseinheit und eine angemeflen: 
ttaatsrechtlihe Thronfolgeordnung gewonnen. 

Noch zu Zeiten des Reiches war in allen deutſchen Fürftenhäufern, wenigſtent 
in deren Speciallinien, die Brimogenitur eingeführt (zulegt in Sachſen-Mei⸗ 
ningen 1802). Dabei wurben bie Grundfäge des longobardifhen Lehenrechts auf 
die Succeffion in den deutfchen Fürftenthümern angewandt, foweit nicht fpeciele 
Inveftiturverträge over hier und da noch Ältere deutſchrechtliche Lehenfolgegrundfäg: 
eine Abweihung begründeten. (Böhmer $. 437: „Ordo succedendi, jure feudali 
communi definitus, regulam facit in feudis imperii*). Durd die Auflöfung bei 
Reiches find die deutfchen Territerien fonveräne Staaten im vollen Sinne ve 
Wortes geworden. Damit muß auch auf diefem wichtigen Gebiete des monardifgen 
Staatsrehts das Staatsprincip zur vollen fonfequenten Anwendung kommen. 
Alles was mit der patrimonialen Auffaffung des unentwidelten Territorial⸗ 
ſtaatsrechts des deutſchen Reiches zufammenhängt, ift ald antiquirt zu betrachten. 
Someit indeffen die ältern Normen des fürftlihen Erb- und Familienrechts mit 
dem Har erfannten Staatsprincip der Gegenwart nicht in Widerſpruch ſtehen, 








find fie auch heutzutage noch anwendbar; das Recht der Dynaftien bat fib in | 


Bezug auf das jtaatlihe Objekt der Thronfolge wefentlid verändert, ift aber 
aud, unter den neuen Berhältniffen, das alte angeftammte geblieben. 


IH. Die Thronfolge in den deutfchen Staaten der Gegen 
wart. 5) 


1) Allgemeine Örunpdfäge. Seit Aufhebung der zahlreichen geifl: 
lichen Fürftenthümer (1803) find alle monardifhen Staaten Deutſchlands Erb: 


%) Ueber die Geſchichte der Hausgefepe fiebe Hermann Schulze, Die Hausgeleht 
der deutfhen Fürſtenbäuſer. Anhang zu D. Stobbe's Geſchichte der deutſchen 
Rechtsquellen Bd. II. ©. 498 ff. 

$, Ueber diefe, einen Hauntgegenftand dee fog. Privatfürftenrchts bildende Lebre von der 
Thronfolge ift beſonders zu vergleihen: 3. 3. Mofer, Staatereht Bd. XII—XIII, deſſen 
&amilienftaatsrecht der deutfchen Reicheftände. 2 Theile. 1775. J. St. Pütter prime lines 
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monarhien geworden. Da ver Gegenftand der Thronfolge, die Staatsgewalt 
mit allen ihren Rechten und Pflichten, einen durchaus äffentlihen Charakter hat, 
fo muß aud die erblich geordnete Thronfolge aus dem äffentlihen Gefihtspunfte 
betrachtet werben; infofern unterfcheidet fi die Thronfolge durchaus von jeder 
privatrechtlihen Succeffionsart; fie ift weder eine Univerfal- noch eine Singular: 
fucceffion im Sinne des Civilrechts, fie ift vielmehr eine ganz befondere, aber 
nit privatrehtlih, fondern ftaatsrechtlich zu beurtheilende Succef- 
fionsart, welde nur äußerlich in den Formen ver Erbfolge vor ſich geht, 
ifrem Weſen nad aber von ganz andern Grundſätzen, al denen eine® eigent: 
lihen Erbredhts, beftimmt wird. 

Die dentfhe und überhaupt bie moderne Thronfolge beruht regelmäßig auf 
Geblütsrecht. Keinesmegs leitet der Nachfolger fein Recht von feinem Borgänger 
ab, fondern er tritt kraft felbftftändigen Rechtes im die leergewordene Stelle 
des Staatsoberhauptes ein. Aus der ganzen Dynaftie, welcher ein Thronfolgerecht 
zufteht, tritt nach feftgeregelter Ordnung immer wieder Ein Mitglied als Staats- 
oberhaupt ein, fo oft durch einen Todesfall der Thron erledigt ift. Da die Staats- 
gewalt einen ununterbrodenen dauernden Charakter haben muß, fo findet in ber 
Erbmonarchie der Uebergang der Staatsgewalt ipso jure ftatt, im Momente ber 
Thronerledigung. „Der König flirbt nicht.” Es giebt fein Zwifchenreih und 
bedarf feiner befondern Antrittserflärung. 

Alle fucceffionsfähigen Yamiliengliever haben ein beftimmtes Anreht auf 
die Thronfolge, welches ihnen nicht willfürlich entzogen werben kann. Es ift nicht 
eine bloße Hoffnung oder Ausficht, fondern ein feitbegründetes Recht, welches aud) 
ſchon vor eintretender Thronerledigung Wirkfamfeit und Bedeutung, vor Allem 
Anſpruch auf Schutz hat. 

Das deutſche Staatsreht unterfcheidet daher zwifhen Succeſſionsrecht 
und Succeffionsordnung. Das erftere gewährt nur überhaupt in abstracto 
die rechtliche Möglichkeit zu fuccediren umd fteht allen fucceffionsfähigen Defcen- 
denten bes erften Erwerbers zu, von welhem es allein abgeleitet wird; bie 
Succeffionsorbnung dagegen beruft, im konkreten Falle einer Thronerledigung, 
aus dem ganzen Kreife der Succeffionsberechtigten, eine beftimmte Perfon auf den 
er wobei das Berhältniß der Verwandtſchaft zu dem legten Inhaber allein 
entſcheidet. 

2) Das Succeſſionsrecht. Wenn Jemand in einem deutſchen erb- 
monarhifhen Staate auf ein Succeffionsreht Anſpruch machen will, fo müſſen 
fih in ihm folgende Bedingungen erfüllen: 

a) Abftammung vom erften Erwerber der Krone. Alle Thron- 
folge nach Geblütsrecht ift Defcendentenerbfolge, d. h. e8 werden ‚überhaupt 
nur Defcendenten des erften Ermwerbers ver Krone zur Thronfolge berufen, melde 
freilich dem legten Befiger gegenüber auch als Seitenverwantte erf&einen fünnen. 
Diefe Abſtammung muß aber eine agnatifhe fein, d. h. wer fuccediren will, muß 
ordentliher Weile feine durh Männer vermittelte Abftammung vom erften Er- 
werber dartbun fünnen und felbft männlihen Gefchlehts fein. Die Dynaftie, 
das Haus im Sinne des deutfchen Fürftenrechts, ift der Inbegriff der Agnaten, 





jur, priv, princ. Gött. 1790, Defien Grörterungen und PBeifpiele aus dem deutſchen Staats und 
Kürftenrekt Bd. I, Nr. I u. IX. GE ®. Pfeiffer, über die Ordnung der Regierungsnad: 
folge in den monarciichen Staaten Deutſchlande. Kaffel 1826. 9. Zönfl, Grundf. des d. 
Staater, Bd. 11. 8. 247 ff. H. A. Zahariä, d. Staatsr. Bd. 1, $. 64 ff. 
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welche gleihen Namen und gleidhes Wappen führen. Demnad find nit nur bie 
Weiber felbft, fondern aud deren Nachkommen, vie männlihen Kognaten, 
welche nicht zu demfelben Haufe gehören, regelmäßig von der Thronfolge ausge: 
ſchloſſen. Eine Ausnahme hiervon machten, abgefehen von Mleinern Allovialbefigungen, 
zur Zeit des Reiches die Weiberlehen, feuda feminina subsidiaria, wo fraft be 
fondern Privilegiums, nah Abgang des Munnsftammes, auch die Weiber und 
ihre Nachkommen fuccediren fonnten. Dabin gehörte z. B. Defterreih ſchon feit 
ältefter Zeit, ebenfo das 1235 errichtete Herzogtbum Braunfhweig-Lüneburg. 

Da durch tie Auflöfung des Reiches in den fürftlihen Succeffionsverhältniffen 
an und für ſich nichts geändert worven iſt, fo läßt ſich keineswegs behaupten, baf 
in den frühern Reihsmannlehen von Nehtöwegen und ohne weiteres ein fubft- 
diäres Erbrecht der Kognaten eingetreten fei. Vielmehr ift nur fo viel richtig, daß 
den deutſchen Fürftenhäufern nah Erlöfhung der oberlehensherrlihen Gewalt jegt 
rechtlich möglich ift, die fubfiviäre fogpatifhe Thronfolge auf verfaffungs- 
mäßigem Wege einzuführen, wenn ihnen nicht andere wohlerworbene Rechte, 
3. B. von GErbverbrüverten, entgegenftehen. Bon dieſer rehtlihen Möglichkeit 
haben auch mehrere neue Berfalfungen Gebrauch gemadt, fo z. B. die bayerifche von 
1818 Tit. II S. 5, die würtembergifhe von 1819 8. 7, vie heſſen -darmſtädtiſche 
von 1820 8.5, die k. fähfifhe von 1831 8. 7; die preußiſche Berfaffung Art. 53 
erwähnt dagegen ausprüdlih nur der Erbfolge des königlichen Mannsſtamms. 

b) Ehelihe Geburt; ausgefhloffen von der Thronfolge find alle unehe- 
lihen Kinder; feine Form der Legitimation fann ihnen ein Succeffionsredht 
verfhaffen. Das deutſche Fürftenreht ift bier der ganzen Strenge des ältern 
beutihen Privatrehts (Sachſenſp. I Art. 36 und 37), fo wie des Lehenrechts II 
F. 26 $. 10 treu geblieben. Alle neuern Hausgefege verlangen „ehelihe Ge. 
burt“. 

e) Abftammung aus einer ebenbürtigen hausgeſetzlichen Ehe 
ausgeichloffen find alle Kinder aus Mißheirathen und morganatifden Eben. 
In manden Hausgefegen ift ver Begriff einer ebenbürtigen Ehe ausdrücklich feft- 
geftellt. Wo dies nicht der Fall ift, entfheiden die Grundſätze des gemeinen 
beutfchen Fürftenrechts. (Siehe ven Art. Ebenbürtigfeit Br. II ©. 187 — 202.) 
Viele neuere Hausgefege, welche dem regierenden Herrn zugleich die Gewalt eines 
Samilienoberhauptes über das ganze Haus einräumen, verlangen zur Gültig: 
feit einer fürftlihen Ehe nod die Zuftimmung des regierenden Herrn. 
Wo dies Erforderniß aber nicht ausdrücklich feftgeftellt ift, verſteht es ſich 
keineswegs von ſelbſt, wie dies mit der Einwilligung der Eltern, beſonders 
des Vaters, der Fall iſt, welche für fürſtliche Ehen eben ſo nothwendig iſt, wie 
für die Ehen von Privatperſonen. So ſtand im Jahr 1834 den Anſprüchen ve 
Sohnes des Herzogs von Suffer und der Lady Augufte Murray, dem Oberften 
Auguftus d’Efte, auf die Rechte eines hannoverfhen Prinzen, abgefehen von 
allen andern Bedenken, jedenfalls fhon der Umftand entgegen, daß der Ehe feiner 
Eltern der väterlihe Konfens gefehlt hatte. 6) 

d) Perſönliche Fähigkeit, vie Negentenpflidten ausm 
üben, d. h. tie Perfon des Nachfolgers darf nidt an Mängeln leiden, melde 
diefelbe zur Regierung abfolut untauglid maden. 


Klüber fhrieben für die Rechtsgültigkeit dieſer Ebe, da 


6) K. S. Zach ariä L. 
K. E. Schmid. 


u. J. 
gegen Eichhorn, R. Mohl u, 
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Auch in Deutfhland hat es von jeher feftgeftanden, daß ſchwere körperliche 
und geiftige Gebrehen eine Ausſchließung von der Thronfolge begründen 
fönnen. Man berief ſich für diefen, in der Natur der Sache begründeten ftaats- 
rechtlichen Sat auf Prinzipien des Privat: und Lehenrechts, befonders Sachſenſp. 
B. IArt. 4 und II F. 36. Die berühmte Beftimmung der goldenen Bulle Kap. XXV 
$. 3: „Primogenitus filius succedat sibique soli jur et dominium competat, 
nisi forsitan mente captus, fatuus seu alterius famosi et notabilis defectus 
existat, propter quem non deberet seu posset hominibus prin- 
eipari* bezieht ſich zunähft allerdings auf die KurfürftentbHümer, wurde 
aber wegen des allgemeinen darin ausgeſprochenen ftaatsrehtlihen Principe 
auf alle Reihslande analog angewendet; fie ftellt zunächſt Alles auf die geiftige 
Unfähigfeit (Blöpfinn, Wahnfinn), kann aber wegen des allgemeinen Ausdrucks 
„famosi et notabilis defeetus* aud auf ſchwere körperliche Gebrechen bezogen 
werden. Ein derartiges geiftiges oder körperliches Gebrehen muß aber als unheil- 
bar fonftatirt und fhon bein Anfalle der Succeffion vorhanden fein, In die— 
jem Fall findet unzweifelhaft Ausſchließung von der Succelfion nad ge- 
meinem deutfchen Fürſtenrechte, insbeſondere nad der Analogie ver goldenen 
Bulle (in quo casu inhibita sibi successione secundogenitum volumus 
suecessurum) und nad) der Praris der Reichsgerichte ftatt. Bon diefem richtigen 
Princip des deutſchen Staats und Fürftenrehts find inveffen viele neuere Ber- 
faflungen abgegangen und betrachten nicht einmal die völlige Geiftestranfheit als 
Ausfhließungsgrund von der Succeffion, fondern laſſen felbft einen unbeil- 
bar geiftesfranfen Prinzen zur Thronfolge zu, indem fie aud für einen foldhen 
Fall nur eine Reichsverweſung anorbnen, fo 3. B. die bayerfhe 8. U, 
Tit. IE 8. 9. 11, die würtemb. B. U. 8. 11, die ſächſiſche $. 9, die preußische 
Art. 56. Es ift dies, gegenüber dem gemeinrechtlichen Princip, ald ein ftaatsredht- 
licher Rüdfchritt zu betrachten und führt leicht zur allzu langen Dauer von Re- 
gentfhaften, melde immer nur einen proviforifhen Charakter haben 
follten und ihrem ganzen Weſen nad für eine vorübergehende, nicht für eine 
dauernde Verhinderung des Monarchen beftimmt find. 

3) Die Succeffionsordnung im Mannsftamm. Wie be 
reitd erwähnt, ift in allen monarchiſchen Staaten Deutſchlands die agnatifd- 
linealifhe Primogeniturordbnung eingeführt.’) Die darakterifti- 
Ihen Kennzeichen diefer Succeffionsordnung find: 1. Untheilbarkeit, 2. Vor— 
jug des Erftgeborenen oder überhaupt des BVorhergeborenen, 3. Vorzug der Linie 
des Erſtgeborenen. Bei dieſer Linealfucceffion findet ein unbevingtes Re— 
präfentationsredt ftatt, indem felbft ver entferntefte Defcendent die Stelle 
feines vorhergeftorbenen Afcendenten einnimmt und ein Uebergang auf eine jüngere 
Linie nur ftattfinden fann, wenn in der ältern Linie gar fein mäunliches Mit- 
glied mehr vorhanden ift. 

Nur in einem Falle wäre es denkbar, daß in Deutfchland noch ein Succef- 
fionsfall nah andern Grundſätzen, als denen der Primogenitur beurtheilt werben 
müßte, wenn viefelbe nämlid) zwar für alle Speciallinien, nidt aber für das 
Gefammthaus auf rechtsverbindliche Weife eingeführt ift. Denn immerhin bleibt 
die Primogenitur, trog ihrer gegenwärtigen Allgemeinheit, eine |pecielle Suc« 





7) Die Geſchichte der Einführung der Primogenitur in allen deutichen Fürftenhäufern findet 
Äh darzeftellt bei 9. Schulze, Das R. der Erftgeburt S. 400-155. 
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cefftionsorbnung, melde eines beſondern Einführungsaftes bedarf. Cine Prime 
geniturorbnung kann und will für folde Fälle feine Entiheidungsnorm abgeben, 
die bereits vor ihrer Herrſchaft entftanden find, und iſt immer nur für die Defcen- 
denten derjenigen Ahnherrn verbindlich, welde fie für ihre Nachkommenſchaft ein: 
geführt haben. In einem folden Falle, wo es an einer alljeitig verbindlichen Pri- 
mogeniturorbnung fehlt, kann daher die Frage entftehen, nad welden Principien 
juccedirt werben fol? Es kommen bier in erfter Yinie die hausgefeglichen ober 
obfervanzmäßigen Beftimmungen des einzelnen Fürftenhaufes in Betracht, in deren 
Grmangelung die Principien des deutſchen Fürſtenrechtes, wobei auch die Analogie 
ver gemeinen Lehenfolge nit ausgeſchloſſen ift. 

Ein folher Fall, wo zwar in allen Speciallinien vie Primogenitur eingeführt 
war, aber nit im Geſammthauſe, trat im Jahr 1825 ein, als die Spezial: 
linie Sachſen-Gotha-Altenburg erlofh, wo vie hausgejeglihd und vertragsmäßig 
geltenbe reine Linealfolge zur Anwendung fam. 

Auch heutzutage find folhe Fälle, wo es an einer allgemein verbindlichen 
Primogenitur fehlt, nit undenkbar; nur muß das deutſche Staatsreht aud für 
derartige Fälle zu tem Haren Bemußtjein fommen, daß eine Landestheilung 
unter mehrere gleihberechtigte Nachfolger aus privatfürftenrehtlichen Gründen mit 
dem öffentlicherehtliben Charakter der deutſchen Staaten im ſchroffſten Widerſpruche 
fteht. Deutſche Fürſtenthümer find Staaten, feine Patrimonialgüter; die Thron 
folge ift eine Staatsfucceffion, wodurch fein privatrehtliher Vermögens 
vortheil, fondern die ihrem Begriffe nad untheilbare einheitlide Staat? 
gewalt übertragen wird. Mögen da, wo mehrere Erbfompetanten gleich— 
berechtigt konkurriren, dieſelben fih unter einander gegenfeitig wegen ihrer An- 
ſprüche auseinanderfegen; das zum Staat organifirte Bolf kann verlangen, daf 
die Stantseinheit nicht durch privatrechtliche Theilungsanſprüche aufgehoben werde; 
denn die Thronfolge ift eine Staatsfucceffion und darf ſomit die Grund 
bedingungen der Staatseriftenz nicht zerftören. Daß felbft unfere befjern Pukli- 
ciften bisweilen noch das ©egentheil behaupten, zeigt, wie tief fie noch in ven 
patrimonialen Anſchauungen des ältern Privatfürftenrehts befangen find. 

4) Kognatiſche Thronfolge Wo den Kognaten in Deutfchland 
ſchon jeit NReichszeiten oder durd neuere Berfafjungsurtunden ein Succeffionsreht 
eingeräumt ift, hat dasfelbe immer nur einen ſubſidiären Charafter, d. h. es 
tritt erft ins Leben, wenn ber ganze fucceffionsfühige Mannsftamm erloſchen if. 

Wo für ven Mannsftamm eine fpecielle Succeffionsordnung, beſonders Pri- 
mogenitur, angeorbnet ift, gilt fie aud von Rechtswegen für den fubfidiär ein 
tietenden Weibsftamm. Die zur Thronfolge berufenen Frauen und ihre Nadh— 
fommen werben betradhtet, als wären fie Männer und ihre Defcenbenz ein 
agnatifhe. (Bayerfhe V. U. T. 11.8.5: „ald wären fie Prinzen des urfprüng- 
liden Mannsftammes.‘) 

Die Succeffionsordnung muß ſich aber aud hier nad) dem Verhältniß zum 
legten Kronbefiger (dem fog. ultimus defunctus) richten. Es geht baber tie 
dem legten Kronbefiger zunächſt ftehende weibliche Verwandte, alfo jedenfalls vie 
Erbtodter und deren Defcendenz, den bereit in den frühern Succeffionsfälen 
ausgefhloffenen Frauen und deren Defcendenz, den fog. Regredienterben 
vor, mie die Erbtodter Maria Therefia, beim Ausfterben des habäburgifhen 
Mannsftammes, allen Nahfommen früher ausgefchlofiener öſterreichiſcher Prin- 
zeffinnen, alfo auch dem Kurfürften von Bayern von Rechtswegen vorging. 
(Siehe Art. Habsburger B. IV. ©. 620.) 
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IR keine Erbtochter oder deren Defcendenz vorhanden, fo gelten gemein- 
rehtlich hHinfichtlih ver Kognaten in den Geitenlinien biefelben Grundſätze, 
wie bei der Succeffion der agnatiſchen Seitenverwandbten; doch haben die neuern 
Berfaffungsurkunden hinfihtlid der Frage, welche Frau als die dem Kron- 
befiger nächte zu betrachten fei, bisweilen aud andere Beftimmungen getroffen, 
indem fie für dieſen einen Fall der Gradesnähe eine gewiffe Berüdfihtigung 
angebeihen lafjen, fo 3. B. vie würtembergiſche, ſächſiſche und heſſen-darmſtädtiſche 
Verfafſung. 

Fällt die Krone durch Erbfolge an eine Frau, fo kann dieſe, wie Maria 
Therefia, die Regierung felbft antreten. Iſt die Thronfolge aber auf dieſe Weife 
in ven Weibsftamm übergegangen, fo tritt in dem neuen Daufe, 3. B. dem lothrin- 
giihen, der Borzug des Mannsftammes wieder ein. Die Thronfolge verwan- 
delt fi fogleih wieder in eine agnatifhe. Eine mit ter agnatijchen 
vermifchte weibliche Thronfolge, successio cognatorum promiscua, findet 
fih in Deutſchland nirgends. 

5) Außerordentliche Thronfolge kraft befonderer Wil— 
lensdispofition. Die Thronfolge ift eine gefeglihe Familienerbfolge fraft 
Gebliltsrechts; nur die agnatifche, bisweilen die fognatifche Abftammung vom erften 
Erwerber, begründet ordentliher Weife ein Succeffionsreht; jede willkürliche 
Verfügung des Throninhabers ift ausgefhloffen. Nur außerordentliher Weife, 
wenn gar Fein Succeffionsberedhtigter in feinem Rechte dadurch verlegt würde, 
kann eine freie Willenspispofition über die Thronfolge beftimmen. In viefer 
Weiſe wurde ſchon feit früher Zeit das deutſchrechtliche Inftitut des Erbver- 
trags benugt, um Jemandem, der an und für ſich Fein Succejfionsreht gehabt 
haben würde, ein foldes zu verſchaffen. Durch den Erbvertrag erhielt der Ber- 
tragderbe ein feftes unentziehbares Nachfolgerecht, wie ein agnatifcher Geblüts- 
erbe. Beſonders wichtig waren zur Zeit des Reiches die Erbverbrüderungen, 
pacta confraternitatis, welche eine wecfelfeitige Succeffion unter den pacis- 
cirenden Familien begründeten. So wurde bereits im Jahr 1373 eine Erbver- 
brüderung zwifhen den Häufern Sahfen und Hefjen gefhloffen und dann 
mandfach wieder erneuert. Es ift unzweifelhaft, daß Erbverträge, wenn nur die, 
zur Zeit ihrer Entftehung nothwendigen Bedingungen, bejonders Einholung der 
iehensherrlichen Bewilligung, erfüllt worden find, aud jest, nad Auflöfung- des 
Reihes, noh redhtlihe Wirkung haben können. Ebenfo fann diefe den kaiſer- 
lichen Sammt- und Eventualbelehnungen nit abgefproden werben. 

Eine teftamentarifhe Verfügung des Kroninhabers über die Thronfolge 
lann nur dann wirffam werben, wenn überhaupt fein Succeffionsberedhtigter mehr 
vorhanden, alfo der Zeftator der legte feines Stammes ift, oder wenn alle Be- 
tehtigten auf rechtöverbindlihe Weife ihre Zuftimmung ertheilt haben. 

Allein bei der fonftitutionellen Staatsordnung, mie fie in 
Deutſchland gegenwärtig Rechtens ift, wird ein folder fürftenrehtlider 
Alt niemals mehr hinreihen, um ein neues Thronfolgeredt rehts- 
verbindlich zu begründen. Die Thronfolge in den deutſchen Staaten ift nit nur 
Hausſache, fondern eine hochwichtigg Staatsangelegenheit; fie 
fann daher nur, im Einverftändnig mit der Bolfsvertretung, gefeglich ge» 
regelt werden. Mag daher eine ſolche Dispofition ſich Außerlich aud heut 
zutage noch in die privatfürftenredhtlihe Form des Erbvertrags ober des 
Teftamentes Heiden, ihrem Weien nah ift fie ein verfafjungs- 
mäßiges Gefeg und fann nur als ſolches auf Gültigkeit Anfprudh machen. 
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III. Die Thronfolge in den übrigen Staaten Europa’s. 

Die alten Monarhien des weſtlichen Europa fnüpfen in ihren geſchichtlichen 
Anfängen an die Reiche ver Bölferwanderung an. Aud bier hat ſich die Erb⸗ 
monardhie aus mejentlih germaniſchen Wurzeln entwidelt, fo ift vie fram: 
zöfifhe Monardie aus dem Frankenreiche, die greßbritannijde 
aus dem Neige der Angelſachſen, die ſpaniſche aus dem Reide va 
Weſtgothen empergewadjen. Eine tiefere hiſtoriſche Betrachtung zeigt uns, 
daß nod heutzutage die wichtigfte Verſchiedenheit in dem Thronfolgerecht mit den 
verjhiedenen Rechtsanſchauungen diefer altgermanıfchen Stämme, befonders den 
verfhiedenen Princivien ihrer Bolfsredhte, zufammenhängt Die wichtigfe 
Berjchiedenheit der Thronfolgeordnung befteht heutzutage nämlich darin, ob und 
wie weit das Succeſſionsrecht der Grauen anerkannt ift. Es fcheint ſich das 
Erbredt in die Krone bei allen germanifhen Stämmen nad) Analogie ves 
volftserehtsmäßigen Smmobiliarerbredts ausgebildet zu haben. 
Darum fuccedirten bei ven Weſtgothen, feit Begründung der Erbmonardie, 
und in Großbritannien von jeher immer pie Töchter nah ten Söhnen, 
mit Borzugvorden Agnaten.d) Beiden Franken dagegen vererbt 
die Krone nad der Lex Salica, nad welder der ganze Mannsftamm dem Weibs- 
ftamm unbedingt vorgezogen wirt, Dieſes Thronfolgeprincip heißt noch jegt bie 
Thronfolge nad ſaliſchem Rechte und wurde allmälig in allen 
Yänvdern angenommen, welche früher zum großen fränfiihen Reiche gehört hatten; 
doch ift diefes fog. ſaliſche Gefeg in milderer oder fchrofferer Weife durchgeführt 
worden. In Fankreich leitete man daraus den völligen Ausſchluß 
des Weibsftammes von der Thronfolge her, in Deutſchland verftand man 
darunter öfters nur einen unbedingten Borzug des Mannsftammes und räumte, 
befonders feit neuerer Zeit, dem Weibsftamm nicht felten ein [ubfipiäres 
Erbrecht ein. 

So fann man gegenwärtig in den europäifhen Erbmonardien drei Syftem: 
unterfdeiden: a) das erflufiv agnatifche, wo die Frauen und ihre Nad- 
fommen durchaus fein Erbredt haben; b) tag vorzugsweis agnatifd:, 
wo zwar der ganze Mannsftamm die Frauen ausſchließt, aber, nach Erlöfchen bes 
Mannsftammes, das eventuelle Succeſſionsrecht des Weibsftammes anerkannt ft; 
ec) das fognatifde, wornad vie Frauen nur von den männlichen Meitglie 
dern derfelben Parentel ausgefchloffen werben, aber den Männern aus ferner 
ftehenden Parentelen vorgehen. — 

Wir werden fchließlih die Succeffionsgrundfäte derjenigen europäiſchen 
Staaten, deren Thronfolgereht etwas Eigenthümliches bietet oder gewifjermaßen 
als typiſch für eines dieſer Syfteme gelten fann, nod zum Schluß kun 
erörtern, 

1) Frankreich. Vom Jahr 987 bis zur Nevolution bat unumterbroden 
viefelbe Dymaftie über Frankreich regiert. (Art. Capetinger, Bout— 
bonen B. I. ©. 3485—361.) Bei der Erhebung Hugo Eapett 
987 wurde keineswegs die Erblihfeit der Krome grundgefeglid feſtge⸗ 
ftelt. Erſt durch Gewohnheitsrecht bildete fih allmälig das velk 
unbeftrittene Succeſſionsrecht aller agnatifhen Nachlommen Hugo Capets aus. 


— — — — 


8) Im weſtgothiſchen Volksrechte werden Söhne und Töchter ganz gleichgeftellt, im 
fächfifchen folgen die Züchter wenigftens aleich auf die Söhne mit Ausjchluß der Agnaten. 
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Die das Succeffionsreht, fo wurde au die Succeffiondorbnung ber 
fireng agnatijchen Linealprimogenitur nie durch ein beſonderes Gefeg eingeführt, 
ſtets aber ſtillſchweigend beobadtet. Die nahgeborenen Göhne wurben 
früher mit Ypanagelanden, fpäter, bejonvers feit Karls IX. Edikt von 
1566, mit Revenüen abgefunden, die nur im Mannsftamm erblic fein follten. 
Auh die abfolute Ausfhließung der Frauen und ihrer 
Defcendenz galt von jeher als ein Fundamentalſatzdes 
franzöfifden Staatsredhtd: „la couronne de France ne tombe 
pas en quenouille ober les lis ne filent pas“, weldyer den fognatifhen Exb- 
anfprühen Eduards III. von England und fpäter ähnlichen Prätenfionen König 
Philipps II. von Spanien, zugleih ald Schild nationaler Unabhängigkeit, fieg- 
reich entgegen gehalten wurde. 

Als die franzöfifche Krone in der Dynaſtie Napoleons I. durch orga- 
niſches Senatustonfult vom 18. Mai 1804 für erblidy erklärt worden war, 
wurde im Wefentlihen das Thronfolgerecht der alten Monarchie beibehalten. Die 
laiſerliche Würde follte in ber direllen natürlihen und gefeglihen Defcendenz von 
Napoleon I., in der männlichen Linie, nah dem Recht der Erftgeburt vererbt 
werden, mit beftändigem Ausfhluß der Weiber und ihrer Defcendenz. Ein vom 
altlöniglihen Thronfolgereht abweichender Zug ift aber, ta tem Kaiſer Napo- 
leon I. das Recht beigelegt wurde, die. Söhne und Enkel feiner Brüder zu adop— 
tiren, wenn er felbft im Augenblid der Adoption keine männliche Nachkommen-— 
haft haben follte. Die adoptirten Söhne follten alsdann in die Reihe feiner 
direkten Defcendenten treten, aber erft nad den natürlichen und gefeglichen Def- 
cendenten folgen, wenn deren nad der Mboption geboren würden. Diefes Recht 
m aboptiren follte aber nur Napoleon I., nicht feinen Nachfolgern zuftehen. In 
Ermangelung von männliher Nahlommenfhaft Napoleons I. follte ver Thron 
auf feine Brüder Jofeph, Ludwig und Hieronymus und deren männliche natürliche 
geleglihe Nachlommenſchaft vererben, gleihfalls mit beſtändigem Aus- 
Ihluffe verWeiber. ($. Saalfeld, Staatsrecht von Franfreih 1813 $. 20. 
©. 74). Die übrigen Verhältniſſe des faiferlihen Haufes regelte Napoleon 1. 
buch fein Hausgeſetz vom 31. März 1806. 

Unter ver reftaurirten Dynaftie der Bourbonen wurde wieder das altfran- 
zoſiſche Thronfolgereht als gültig angefehen. 

Durch Senatuslonfult vom 4. November und Plebiscit vom 22. November 
1852 mwurbe das Kaiferthum in der PBerfon Ludwig Napoleons wiederhergeftellt. 
Die faiferliche Würde wurde für erblich erklärt in direkter legitimer Abſtammung 
nach dem Rechte der Erfigeburt, doch fol dem Kaifer Napoleon III. freiftehen, 
wenn er feine männlihen Nachlommen haben follte, die Kinder und Nachkommen 
Napoleons I. in ver männlihen Linie zu adoptiren. Die Thronfolge wurde 
dann durch Faiferliches Dekret vom 18. Dec. 1852 in ver Familie Bonaparte 
fo georbnet, daß wenn Napoleon III. keinen virekten legitimen oder Adoptiverben 
binterlaffen würde, dann fein Obeim Jerome Napoleon Bonaparte und feine 
birefte natürliche legitime Descendenz, aus der Ehe mit der Prinzeffin Katharina 
von Würtemberg, von Mann zu Mann, nad dem Recht der Erfigeburt, mit 
beftändiger Ausſchließung der Frauen, zur Nachfolge berufen fein follte. 

2) Srofbritannien. Die Thronfolge in England richtet fih nah dem 
gemeinen englifhen Lehenrecht, nur daß bie abfolute Untheilbarkeit des 
Reiches eine Abweihung hervorbringt. Die englifchen Lehen fallen zuerft an bie 
Söhne nah dem Recht der Erfigeburt, fo daß immer der Ältere alle jüngern 

Bluntſchli und Brater, Deutfhes Staats-Zörterlub. X. 34 
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Brüder und die Schweftern ausfchließt, wenn aber nur Töchter vorhanden ober die 
Söhne mit ihren Nahlommen verftorben find, fo erben die Töchter das Lehen zu 
gleihen Theilen. Wo eine Theilung nicht geftattet ift, wie bei der Krome, folgen 
aber aud die Töchter nad dem Recht ver Erftgeburt auf einander. Dabei findet 
aber der Vorzug des Mannesftammes nur unter Gefhwiftern ftatt und wenn die 
Succeffion einmal an eine Linie gelangt ift, fo geben aud die Töchter derfelben 
den entferntern Agnaten vor. Die Töchter bes legtern Befigers gehen alfo ven 
Brüdern und Schweftern vesjelben vor, die Schweftern aber allen entfernten 
Linien. Nachkommen verftorbener Succeffionsberechtigter treten an die Stelle ihre 
AÜcendenten, vermöge eines ganz unbeſchränkten Nepräfentationsredts. 
So mußte die Prinzeffin Viktoria, als Tochter eines ältern verftorbenen Brubert, 
des Herzogs von Kent, ihre noch lebenden Batersbrüber, die Herzöge non Gum: 
berland und Cambridge, ausfhließen. So lange in einer Linie noch ein Mitgliet 
vorhanden ift, kann feine andere Linie zur Succeffion gelangen. Erft bei dem 
gänzlihen Erlöfhen einer Linie wird auf den nähften Stammvater zurädge 
gangen, alfo bei dem Erlöfhen ver ganzen Nachlommenſchaft George III. auf dat 
Haus feines Vaters, des Prinzen Frievrih Ludwig von Wales, ſodann auf bie 
Defcenrenz George II. u. ſ. f. 

Dabei ift es aber ein feftftehender Grundjag des engliſchen Staatsreäts, 
daß die Thronfolgeorbnung feinem Mitglied des föniglihen Haufes ein unab- 
änderlihes Recht gibt. Das Parlament, d. 5. der König und die beiden Häufer, 
fönnen bie Thronfolgeorbnung geſetzlich abändern, einen Succeffionsberechtigten 
mit allen feinen Nachlommen ausihließen, oder auch die Reihenfolge derſelben an 
vers beftimmen, wie fie den König Wilhelm III. für feine Perſon der Königte 
Anna vorfegten, aber den Defcendenten ver legtern den Borzug vor den Leibes 
erben Wilhelms III. einräumten. 

Ungeachtet dieſes Rechts, ſowohl das Thronfolgereht, als die Thronfolge 
ordnung zu verändern, iſt jevoh England feineswegs ein Wahlreich. Wem 
feine ſolche gefegliche Abänderung getroffen ift, geht die Thronfolge von felbii 
und von Rechtswegen auf den nädften gejeglihen Erben über, nad dem 
gemeinen Rechte Englands und ohne daß es hierzu einer mweitern Erklärung over 
Thatfahe bevürfte. (Bladftone Comment. Bd. I. Kap. 2. E. Fifhel, Die Be: 
faffung Englands B. II. Kap. 2. 8. E. Schmid, Die Thronfolgeordnung in 
Großbritannien.) 

3) Spanien und Portugal. In allen jenen Meinen Königreichen be 
pyrenäifhen Halbinfel, melde fih von ver arabifhen Herrſchaft befreiten, in 
Afturien, Leon, Navarra, Urragonien und Kaftilien galt von jeher, in Betrefi 
ber Thronfolge, der Grundſatz, daß die Söhne zwar die Töchter, die Töchter aber 
die Bateröbrüder und alle entferntern Agnaten auszufcließen hätten. Diefe Succf- 
fionsordnung begünftigte Die Bereinigung der Heinen Königreiche durch Berheirathung 
von Erbtödhtern und im Königreih Kaftilien gingen nad und nad alle übrigen 
Reiche auf. Auch hier wurde diefe kognatifche Succeffionsdorbnung von jeher beob⸗ 
achtet. 

Im Jahr 1260 wurden dieſe Grundſätze über die Thronfolge in das be 
rühmte Rechtsbuch Alphons X, de las Siete Partidas aufgenommen und jo zum 
geihriebenen Rechte gemacht. Diefe Beitimmungen find ſeitdem als eine unver: 
brüchliche Norm für die Erbfolge der fpanifchen Krone betrachtet worden. Erſt der 
Bourbone Philipp V, weldyer felbft kraft dieſes kognatiſchen Erbrechts den ſpa⸗ 
nifhen Thron beftiegen hatte, verfuchte durch fein verfaffungswidriges Auto 
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accordado vom Jahr 1713 die alte vollsthümliche Thronfolgeordnung zu be- 
feltigen; aber ſchon Karl IV. ftellte 1789 vie nie legitim befeitigte alte Thron- 
folgeordnung auch ausdrücklich wieder her und fraft biefes nationalen Rechtsgrund» 
ſatzes beftieg Königin Ifabella 11. als nächſte legitime Erbim ihres Vaters Ferbi- 
nand VII. ven fpanifhen Thron, unter Ausſchluß ihres Vatersbruders Don 
Karlos. (Siehe hierüber bef. Heinrih Zöpfl, Die ſpaniſche Succeffionsfrage 1839.) 
Auh in Portugal, welches gleih urfpränglic einer kaſtilianiſchen Infantin zur 
Mitgift gegeben war, galt ven jeher unbefiritten die kognatiſche Thronfolge- 
ordnang, wie in Spanien; fie wurde auch felbft von Dom Miguel umb feinen 
Anhängern nie in Zweifel geftellt, fondern diefe ſprachen bereits dem Bater Donna 
Marias II., Dom Pebro IV., als einem brafilianifhen und fomit auslänpifhen 
Fürſten, die Succeffionsfähigkeit ab. Kraft des alten kognatiſchen Erbredts 
hat Maria va Gloria ihren Oheim, Dom Miguel, ausgefloffen und ihr ft ihre 
Defcendenz, das Haus Sachſen⸗Coburg, auf den Thron gefolgt. Diefe Suc- 
ceffiomsgrundfäge find in der Eharte von 1826 Tit. V. Kap. IV von Neuem 
beſtaͤtigt worden. (Brgl. ven Art. Braganza Bd. II, ©. 203, Hermann 
Schulze, Die portug. Thronfolge gefhichtlih und ſtaatsrechtlich erörtert 1854.) 

Diefe uralten Succeffionsgrundfäge ber pyrenäiſchen Halbinfel hat das Haus 
draganza fogar mit in die neue Welt hinübergenommen und in die Berfaffung 
des Kaiſerreichs Brafilien Übertragen. 

4) Dänemark war allerdings ſchon feit Chriftian I. that ſächliſch erb- 
ih im oldenburgiſchen Haufe; aber Wahl und Eimwilligung ver Stände galt als 
der eigentliche Rechtstitel zur Thronfolge. Das volle Erblichkeitsprineip wurde erft 
unter Friedrich III. durd die Lex Regia vom 14. Nov. 1665 feftgeftellt und 
dabei eine umfafjende Thronfolgeorpnung gegeben. König Friedrich III. 
wurde fomit als erfter Erwerber der Krone angefehen, fo daß nur feine 
Nahtommenfhaft, mit Ausihluß aller früher abgezweigten oldenburgiſchen Linien, 
wie der jonderburgifhen und gottorfiſchen, ein Succeſſionsrecht erhielt. Zunächſt war 
der ganze Mannsftamm Friedrichs III. berufen, ſodann erſt feine weibliche 
Defcendenz. Nah der Thronfolgeordnung des Königsgefeges gehen die Agnaten 
oder die Männer vom Manne (mas a mare) ſtets ver weiblihen Defcen» 
denz vom Manne vor, ebenfo der männliden und weiblihen Deſcendenz von einer 
Frau, wenn aud die Agnaten einer fernern Linie angehören follten. Deßhalb wird 
der Bruder, des Baterd Bruder und Großvaters Bruder eines regierenden Königs, 
fowie deren männliche Defcendenz, des Königs eigener Töchtern umd deren ‚ganzer 
Defcendenz vorgezogen. Alfo hulvigt die Lex Regia dem unbevingten Bor- 
zug des Mannsftammes und wird deßhalb von Zöpfl mit Unrecht ver engli- 
hen und fpanifhen Thronfolgeorbnung, successio promiscua, gleichgeftellt. Erſt 
wenn Fein agnatifher Nachkomme Friedrichs III. mehr vorhanden ift, werben bie 
Sohmestöchter des leiten Königs mebft ihrer Linie vor des Königs eigenen Töch— 
tern zum Throne berufen; erft wenn keine Sohnestöchter aden, fällt vie 
Krone des legten Königs eigenen Töchtern nad dem Recht der Erftgeburt zu. 
Sollte ein König and Feine Töchter oder Nahlommen von ihnen hinterlafien, fo 
ift diejenige Pringeffin, die ihn von Baters Seite am nächſten verwandt 
ift, erbberechtigt, aljo erft des verftorbenen Königs Schwefter, demnächſt des ver: 
ſtorbenen Königs Vatersſchweſter und deren Nahfommen u. ſ. w. Nah dieſer 
Thronfolgeorbnumg würde auf König Friedrich VII. (f 1863) vem legten vom 
Mannsftamm König Friedrichs IH., feiner Batersfhwefter Charlotte 
Louife gefolgt fein. (Schlegel Staatör. des Königreih Dänemark. IV. Kap. 

34 * 


532 Thronfoige. 


8. 17 ©. 265— 279. Das dänifche Königsgefeg von Th. Olshauſen 1838.) 
Aber durch das neue Thronfolgegefeg vom 31. Juli 1853 ift die, im Könige: 
gefeg für ven Fall des Erlöfchens des Mannsſtammes Friedrichs III. feitgeiegte 
weiblihe Erbfolge befeitigt und ein an ſich fucceffionsunberechtigter Prinz, 
Herzog Chriſtian von Glüdsburg und deſſen Defcendenz aus feiner Ehe: mit Louiſe 
Wilhelmine geb. Prinzeffin von Heffen, von Maun zu Mann, nah ve 
Grundfägen der agnatijhen Linealprimogenitur, zur Thronfolge in 
Dänemark berufen. Diefes für Dänemark verfafjungsmäßig zu Stande ygelommen: 
Thronfolgegefeg follte auch den deutſchen Herzogthümern aufgeziwungen werben; 
diefer Verſuch ift aber an dem kräftigen Widerftand ver Herzogthümer und Deut: 
lands gefceitert. F 

5) Rußland. Das ruffifhe Reid) war feit den Zeiten Iwans Bafilowitih 1. 
reihshergebradhter Maßen untheilbar. Das weibliche Geſchlecht mar. niht auf 
geſchloſſen. Bisweilen disponirte der Monarch über die Thronfolge, jedoch fo, tai 
er feine Familie nicht Überging. Peter der Große erließ dagegen. amd. ieh. 
1722 ein Reihsgrundgefeg, wodurch die bisherige Thronfolge nad) der Bin 
verwandtſchaft aufgehoben und foldye lediglid dem Willen des regierenden Mo— 
narchen unterworfen wurbe: „daß es jederzeit in des regierenden Kaifers Willlür 
ftehen ſolle, nicht allein die Succeffion, wen er will, zuzuwenden, fondern and 
den bereits ernannten Thronfolger, wenn er einige Untauglichfeit an ihm. bemerkt, 
wieder zu verändern.” Dieſe in chriſtlich-europäiſchen Staaten unerhörte Thron 
folgeordnung wurde erft aufgehoben durd Die Succeffionsalte Kaifer Paulel 
vom 5/16 Auguft 1797, wodurd die erbliche Thronfolge in gerader abfteigenbe 
Linie nady dem Recht der Erftgeburt, mit Borzug der gefammten männlichen ver be 
weiblihen Linie, reihsgrundgeleglih angeorbnet wurde. Dazu fam dann nod bi 
Zufagalte Kaifer Alerander I. vom 20. März 1820, wodurch alle Kinder 
aus der Ehe eines Mitgliedes des Kaijerhaufes, die der Kaifer nicht für eben: 
bürtig erklärt hat, von der Thronfolge ausgefhloffen werden. (Art. Ebenbär- 
tigfeit Kap. III ©. 201.) 

6. Türkei. Völlig fremdartig und vereinfamt fteht in Europa. die orien- 
taliſche Staatsordnung des osmaniſchen Reiches. 

Zur rechtmäßigen Erlangung der Herrſchaft befähigt, nad) dem Begriff des 
alten moslimifhen Staatsrehts, mit Borausfegung der Abftammung aus. der Fa: 
milie Korefh, nur die Wahl ver Gemeinde oder die Zufage des Herricders, 
feineswegs aber die Erbfolge. Bald aber trat der erfte Rechtstitel in ben Hinter 
grund oder verwandelte ſich in einen formellen Hulvigungsaft, So biieb. allein 
die Ernennung durch den Herrſcher übrig, und es wurde demfelben das Recht 
beigelegt, feine Nachfolger bis auf drei zu beftimmen, ohne daß ver erſte ober 
zweite befugt gewefen wäre, die Anorbnung abzuändern. 

Mit vem Erlöfhen des Chatifats war die eigentlich legitime Thronfolge nad 
islamitifhen Stagtöreht zu Ende, da Leine ber: folgennen: mufelmäunifchen Dry: 
naftieen, auch nit das osmanifche Haus, mehr. dem. allein. berechtigten Stamm: 
Korefh angehörte. Aber aud das Princip, welches urſprünglich die Thronfolg: 
der Dsmanen regelte, war nit das Geblütsrecht, ſondern das nach tem Staats⸗ 
reht des Islam dem Herrſcher zuftehende Recht feinen Nachfolger. zu beftimmen. 
Die erften vierzehn Sultane tes osmanifhen Haufes folgten fi, ver Sohn bem 
Bater. Als aber beim Tode des vierzehnten die Söhne alle noch minderjährig 
waren, wandte der Divan und das Fetwa bed Mufti die Thronfolge dem Oheim 
der Prinzen, Muftafa 1. zu. Bon dieſer Zeit wurde dad Geniorat das regelnde 
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Princip der osmaniſchen Thronfolge. Dasſelbe liegt aber weder im Geiſt bes 
Jelam, noch in dem des Gründers der Dynaſtie, welcher ſeinen jüngern Sohn 
Uſchan zum Thronfolger ernannt hatte, fondern ftammt aus mongolifhen 
Begriffen und hängt mit der großen Ehrfurcht zufanmen, welde feit dem Sturze 
des Chalifats allen. Einrichtungen Tſchingischans gezollt wurde. So ging auch 
bie Ehronfolgeorbnung des Seniorats, welche mit der patriachalifhen Ver— 
chrung eines Hirten: und Nomadenvolfe® vor dem Alter und dem Welteften 
des Geſchlechts, dem fogenannten Aa, in engfter Berbindung fteht, mit vielen 
andern Formen mongolifcher Einrihtungen in das Staatsreht der Osmanen über, 

Weder dag moslimifhe Ernennungsrecht, noch bie mongolifhe Thronfolgeordnung 
es Seniorats, wobei meter auf ven Vorzug der Linie, noch auf die Nähe des 
Grades, ſondern lediglich auf das phyſiſche Alter gejehen wird, entſpricht einer 
geregelten europäiſchen Stantsorbnung; vielmehr hängt die türkifhe Thronfolge 
mit der Robheit des polygamifhen Eherechtes und dem Mangel eines fittlih ges 
ordueten Familienlebens zufammen. Ein furhtbares Zeugniß für die Folgen dieſer 
barbariſchen Thronfolgeordnung, welde jede Sicherheit des Erbgangs vernichtet, 
jedes fittlihe Band in der Herrfcherfamilie aufhebt, ift jenes blutige Gefeg Mo- 
hammeds IT., des Groberers von KRonftantinopel,? welches bei der Thronbefteigung 
ven Herrſcher berehtigt zum Morbe aller Brüder und Verwandten, von denen 
feiner Herrfchaft Gefahr drohen könute, ein Geſetz, welches zwar nicht mehr 
befolgt wird, aber no bis auf den ‚heutigen Tag, dem Buchſtaben nah, im 
Kanun des osmanifhen Reiches ftehen geblieben if: (Siehe von Hammer- 
Burgftall über: die rechtmäßige Thronfolge nad den Begriffen des moslimifchen 
Staatörechts, ‚befonbers in Bezug auf das osmaniſche Reich. 1841.) 

Abgefehen von biefer völlig fremdartigen osmanifhen Thronfolge ift jest 
in allen eurepäifhen Erbmonardhieen bie Erbfolgeorbnung der firen- 
gen Pinealprimogenitur eingeführt, wo weder auf bie Gradesnähe, wie beim 
Majorat, noch allein auf das phyſiſche Alter wie beim Seniorat, fondern zuerft 
anf den Borzug ber Linie gejehen wird. | 

Diefe. Succeffionsorbnung ift für die Thronfolge am geeignetften; ihr we— 
ſentlicher Vorzug befleht darin, daß fie die fucceffionsfähige Nachkommenſchaft in 
eine fefte unabänderliche Reihe ftellt, welhe von feinem Zufall abhängig ift. 
Bihrend das Majorat und in no viel höherem Grade das Seniorat das 
Ueberſpringen von einer Linie zur andern zuläßt, verharrt die firenge Linealpri- 
mogenitur bei derfelben Linie bis zu deren völligem Grlöfhen. Bei einer foldhen 
feftgeregelten Thronfolgeordnung ift der jebesmalige Thronfolger unzweifelhaft be 
fimmt und find Thronfolgeftreitigkeiten, vie ſchlimmſte Seite der unentwidelten 
Erbmonardie, für immer. befeitigt. 

Die Brimogenitur kann fomit jest geradezu als das allgemein gültige 
Thronfolgeprincip aller europätfchen Häufer betrachtet werden. Selbſt Rußland 
hat in biefer Beziehung feit 1797 bie orientalifchen Grundſätze Peters I. aufge» 
geben und ſich der Rechtsanſchauung der übrigen europäiſchen Dynaftien vollftän- 
dig angefchloffen. Der Hauptunterfchied in ben Thronfolgegrundfägen liegt 
daher jetzt weſentlich nur darin, ob und wie weit ven Kognaten, b. 5. den Wei- 
bern und ihren Defcenbenten ein Thronfolgereht eingeräumt wird, Wo eine Na- 
tion kraft vollsthümlicher Rechtsanſchauung der fognatifhen Erbfolge nad engliſch- 
ſpaniſcher Weife zugethan ift, wird es immerhin bevenflih fein, an biefem 
althergebrachten Encceffionsprincip zu rütteln. Wo aber vie Bölfer in neuerer 
Zeit, ohne Rückſicht auf: ältere gefhichtliche Verhältniffe, die Erbmonarchie neu 
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begründet oder georbnet haben, bat man mit Recht überall der agnatiſchen 
Thronfolge den Borzug gegeben, entweder in franzöſiſcher Weife, mit abfolutem 
Ausſchluß des Weibsftammes, fo in Belgien, Schweden, Italien, ober fe 
daß erft nach Erlöfhen des ganzen Mannsſtammes der MWeibsftamm fuccebirt, 
wie in Rufland, Holland, Defterreidh und vielen beutfhen Staaten. 

Ueberall, wo man fi aus den Anfhanungen des mittelaltrigen Patrimonial- 
ftantes herausgearbeitet hat, muß aud die Thronfolge als eine wichtige Staat®- 
angelegenheit leviglih von dem Gefihtspunft des öffentlihen Rech tes be 
trachtet werden. Keine einfeitige Dispofition des jedesmaligen Regenten, kein blos 
bausgefegliher Akt der herrfhenden Dynaftie ift im Stande, über Thron: 
folgeredht und der Thronfolgeorpnung rechtsgültig zu verfügen. 

Die Berufung des Nachfolgers durch Defignation oder Adoption bes 
Monarchen gehört dem Ipeenfreife römifcher Cäfaren und moslimifcher Sultane, 
nicht der Staatsorbnung europäiſcher Monardien an, denn gerade im ber Sti- 
tigkeit und Sicherheit der feftgeorbneten Familienfolge befteht Wefen und Werth 
der Erbmonardie, Hermann Schuize. 


Thüringer. 


Bon der Werra, Elbe, dem Harze, und dem Walde finden wir im alter 
Zeit das weite Land der Hermunduren umpfcloffen, eines ſtarken beutjchen 
Volkes, welches zwar — von ben Örenzen der Römer entlegen — nicht im Kampft 
gegen fie auftritt, aber mächtigen Einfluß auf feine Umgebungen im innern Lande 
übt. Die Hermunduren waren e8 ja, durch welche unter ber Führung des Könige 
Bibilius das Neth des Catualda, und darauf jenes feiner Anhänger am ber 
March ftürzte. Mit den Römern ftanden fie zur Zeit des Tacitus in freund: 
ſchaftlichen Verhältniffen und in Handelsverbindungen. 

Während dieſe ſodann am Rhein ununterbrochen durch die Alamannen und 
Franken beunruhigt wurden, während an der Donau die Markomannen nach 
ihren früheren Stürmen ſich wieder ruhiger hielten, verſchwinden im Hintergrunde 
die Hermundburen, die nod am markomanniſchen Kriege Antheil nahmen, faft ans 
dem Andenken. Seit dem Anfange des fünften Jahrhunderts finden ſich an ihre 
Stelle Toringer, Thoringer, Thüringer!). Daß biefe fein von ben 
Hermunburen verſchiedenes Volk find, kann mit Sicherheit behauptet werben, da 
fih nicht nachweiſen läßt, wohin biefe fih verloren hätten, von wo anders ber 
ein fo beträchtliche Bolt oberbeutfher Mundart wie die Thüringer gefommen 
wäre, und die Beitimmungen ber Alten eben vie Thüringer in den Rüden ber 
Franken und Mamannen an die Seite der Sachſen ſetzen, in biefelben Gegenben, 
welche früher die Hermunduren inne hatten. Der Name felbft ift aus jenem alten 
Namen, aus der eigentlichen Bolfsbenennung Dori oder Duri gebilbet, wie 
Chattuarier und Juthungen aus den einfachen Formen Chatten und Juten. Aber 
gleich bei feinem erften Auftreten ift er nicht blos als neue Bezeichnung der Her 
munduren zu nehmen: er erjcheint auch auf einige Zeit in weiterer Ausdehnung 
füpöftlih bis zur Donau verbreitet. Wo früher Nariflen und Marlomannen, 
werben nach ber Zertriimmerung des hunnifchen Reiches Thüringer genannt. Durd 
biefe wurden die Donaugegenden verwüſtet, durch diefe wurde Paffatı geplündert. 
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Aus der Ferne fonnten wohl viefe fo häufig einfallenden Thüringer nicht lommen, 
fie find in der Nähe zu ſuchen. Schon bie Hermunburen erſcheinen nie gegen ben 
Rhein hinwirklend, ſondern ofiwärts im Lande der Marfomannen und gegen die 
Sueven. Diefes ift and, Hier wieder ver Fall. Die Flüſſe Bac und der Regen: 
find im Thüringerlande genannt von dem Gothen Athanarit. Auch Sidonius 
Mpollinaris bat and diefen Gegenden unter ven Völkern in Attila’8 Heer weder 
Nariften noch Markomannen, fondern allein Thüringer. Nachdem faft alle deut- 
hen Stämme, welche nicht in die Ferne zogen, fi in größere Berbindungen 
vereinigt hatten, und unter neuen Namen aufgetreten waren, am Rhein die Ala- 
mamten und Franken, an ben Küften des Norbmeeres die Sadfen, ſtanden ifolirt 
nur noch die Hermunduren und Marlomannen in Südoſt. Bald aber erjcheint, 
diefe Bölfer umfaſſend, au hier der neue Name Thüringer. Die fränfifche 
Eroberung des Dftlanpes trennte bie Verbindung. 

Auch Fonnten die Thüringer und ihre Könige bald den fränfifhen Eroberern 
nit mehr wiverftehen, fondern wurben unter deren Herrfchaft gezwungen, Eine 
Verbindung, welche fie behmfs ihrer Befreiung mit den Sachſen im Jahre 553 
eingingen, ift nicht allein ohne Erfolg geblieben, fondern gab nur Beranlafjung 
zu neuer Züdtigung durch die Franken. Aber auch von Often ber beunrubigten 
neue Feinde, die vorbringenden Glaven: und die Nadhlommen der mächtigen 
Hermundusen, welde von der Werra bis zur Elbe wohnten, und ihr Anfehen 
noch weit über die benachbarten Völker geltend gemacht hatten, fahen ſich bald 
nur innerhalb: der Saale. Auf der Weftfeite trennte fie die Werra, wie einft von 
den Chatten, von den grabfelbifchen und heſſiſchen Franlen: hier werben Salzungen 
und Gerfiumgen als Grenzſtädte genannt, Auch auf der Güpfeite ift die alte 
Grenze, der Wald, nicht überfehritten worden: er ſchied von den Franken, bie 
fi in feinem Rüden amsgebreitet hatten. Im Norden ift ver Harz, nad den 
älteften Nachrichten aus Deutfhland Grenzmauer zwiſchen den Cherusfen und 
Sueven, es auch zwifchen den Thäringern und Sachſen geblieben. Nur auf feinem 
weſtlichen Abhange zur Wefer, fcheint es, find Thüringer aus nörblideren Ge- 
genden, wie Franken aus dem Diemelthale, vor den Sahfen zurüdgemwichen. Die 
äußerften thüringifchen Gaue zwifchen der Werra und dem Oberharz, das Eichs- 
feld, das Dnefeld, reichten nur wenig über die Wafferfheide der Unftrut und Leine 
hinüber. Deftliher find noch thüringifhe Gaue der Zurego und Helmego an der 
Zorge und über der Helme bis an den Harzrüden. Zwifchen den Unterharz und 
vie Saale find von ven fränfifhen Königen Chlotar und Gigebert die Nord- 
Ihwaben in Gegenden verpflanzt worden, welche die Sachſen verlaffen hatten, 
aljo wohl an die Norbfeite der Thüringer: und fomit hatte der Haffegowe (um 
Merfeburg und Querfurt) im Süden des Schwabengaues noch thüringifhe Be— 
völferung. 

Neben diefen eigentlihen Thüringern oder wenn man will Südthüringern 
find? — je aus befonderen Gründen — nod zwei andere Bölfer hier zu berüd» 
fihtigen. 

Die alten Warner oder Weriner, ein früher oft genanntes nicht unbe- 
beutendes beutfches Bolt an der Elbe, wurden im Jahre 595 von dem fräntifchen 
Könige Charibert in folhem Blutbade gefchlagen, daß nur ein unbebeutenver 
Theil von ihnen übrig geblieben ift, bie Sevötterung des Schwabengaues zwiſchen 
ber Saale, Bode und dem Unterharz. Nach diefer Nieberlage, fcheint es, haben 
bie gebemüthigten Warner ihre nmörblichen Strihe den benachbarten Thüringern 
eingeräumt, zur Zeit, ald von dieſen das Fand zwifchen der Elbe und Saale den 


536 Thüringer. 


Slaven überlaffen wurde. So im Süden und — mie nicht zu bezweifeln — im 
Norden von Thüringern umgeben, werben die Warner felbft Thüringer genannt 
in der Ueberfchrift ihres Volksrechtes: lex Angliorum ?) et Werinorum hoc est 
Thuringorum, ober wie wir in bes angelfähfifhen Königs Canut Berort- 
nungen de foresta ganz einfach „secundum legem Werinorum id est Thu- 
ringorum“ leſen. Es ift viefem Volksrechte in feiner jetigen Faflung — auf 
feinen viel frühern Urfprung darf man fon aus der Abmefenheit aller Spuren 
des Chriftenthums fiher fchließen -— vieles mit dem friefifhen gemein, welchet 
unter Karl dem Großen neu aufgezeichnet oder abgefaßt wurde. Ja von ben 
beiden sapientes, die zum friefiihen Recht, wahrfcheinlid im Jahre 802, Zufäge 
madhten, Wlemarus und Sarmundus, hat erfterer auch ſolche zum thüringiſchen 
Vollsrechte geliefert. 

Seit dem zehnten Jahrhunderte ſodann wird an der Norbfeite des Schwabe: 
gaues der Landftrih um Magbeburg, in der Ausvehnung von der Bode unt 
unterften Saale bis zur Obre und von ber Elbe bis über vie Quellen ver Alle, 
in Urfunden unter dem Namen Nordtbüringgau, Norbthüringland, Nord- 
thüringen erwähnt, offenbar im Gegenfage zu dem ſüdlichen Hauptlande, das 
darum nicht felten Südthüringen bezeichnet wird. Daß der Norbthüringgau biefen 
Namen trug, weil feine Einwohner Thüringer waren, unterliegt wohl feinem 
Zmeifel. Aber fhwieriger anzugeben — weil nirgends angedeutet — iſt es, wie 
diefe Thüringer in bie ifolirte Rage gerathen, in welcher fie durch das Schwaben 
volf von ihrem Mutterlande getrennt find. Die Annahme, daß fie zur Zeit ihrer 
Madıt fih bis dahin verbreitet hätten, wirb durch die Nachrichten über die Ber 
pflanzung der Schwaben widerlegt, nad welchen dieſe in Gegenden übergeficvelt 
worden find, bie früher den Sachſen und nicht den Thüringern gehörten. Eine 
zweite, daß vie Norbthäringer zur Zeit der Schwahenanfteblung als Kolonie aut 
Süptbüringen verfegt worden feien, iſt nicht hinlänglich unterftügt, und dadurch 
unwahrſcheinlich, weil die Schwaben früher fi weiter norbwärts ausgedehnt und 
einen größeren Raum eingenommen haben müffen, ale fpäter der Schwabengau 
umfaßte. Erft nah ver Niederlage der Warner im Jahre 595, wovon die Rebe 
geweien, bürften die Norbthüringer in ihre Sige gefommen fein. Eben damals 
lagerten auf einige Zeit Avaren an der Elbe, und bald daranf drangen Slaven 
von Often vorwärts und unternahmen es felbft, auf dem Weflufer der Elbe fih 
feftzufegen. Das ganze früher umbezweifelt thüringifhe Land zwifchen der Elke 
und Saale ift nad einiger Zeit aufgegeben. Daß die Bevölkerung dieſes Stridet 
fi) den fremden Anfömmlingen unterworfen babe, oder daß alle über bie Saale 
nah Weften gedrängt worden feien, ift nicht glaublich, ſondern ſehr wahrſchein 
(ih, daß wenigftens ihr nörbliher Theil über die untere Saale gefett fei und 


2) Nur bier find nod Angeln — bemerft Zeuf a. a. O. ©. 363 in der Note — neben 
den Werinern in den Elbaegenten genannt. Darf man diefen Reft des berühmten Volkes, der in 
der alten Heimat zurücdblieb, im Gaue Friionefeld an der Südfeite des Schwabengaues ſuchen? 
Ariefen beiten, wie es fcheint,, nad der Auähreitung der Sacienvereiniguna hei den Sadfen 
diejenigen Völker in ihrer Nachbarſchaft, welche ibre Mundart von der fächfifchen Vermiſchung 
rein erbalten baben, fonad leicht auch die Mefte der niederdeutfchen Angeln. Hiernach bätten 
zuerft Sadfen, dann die Weriner die alten Sitze der Angeln eingenommen, die zurüdgebliebenen 
Angeln aber nur in dem füdichen Theilen fih noch um Hochſeeburg gehalten, dem Hauptotte 
des Frieſenfeldes; und die Angeln der Geſetze, die Hobfingi der fuldiſchen Annalen zum Yabre 
852, die Kriefen des Frieſenfeldes wären diefelben. Alie gentes, deren bie Nachrichten von der 
Schmwabenanfiedlung noch gedenken, find wohl die ummwobnenden Völfer, und darunter eben bie 
Angeln, die von diefen Gegenden noch Antbeile erbielten, 
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bas gegenüber liegende norböftlihe Land ber geſchwächten Warner in Befig ge- 
nommen babe. In ver Folge find vie Norbthüringer, wie die Norbfhwaben, an 
bie Sachſen gelommen, mahrfcheinlich zur Zeit der graufamen Negierung Theot- 
balds und Hedens. 

Kehren wir nun wieder zu den eigentlichen oder wenn man will Südthü— 
ringern zuräd, wo feine Spur von fähfifher Herrſchaft zu finden. Hier geftaltete 
fi eim eigenthümlicher Wechfel von Freud und Leib in den PVerhältniffen bes 
engeren Randes, melde auch nicht ohne mandmal bedeutenden Einfluß auf das 
aefammte deutſche Vaterland blieben. Zunächſt wichtig war bier für beides das 
Auftreten und Wirken des Angelfachfen Winfried ober nachher Bonifacius, 
mit einem gewiffen Borzuae noch immer Thüringens Apoftel genannt und bort- 
ſelbſt in umvertilgbarem Andenken theilmeife fagenhafter Art lebendig, Doch war 
mit der Annahme des Chriſtenthums noch nicht allgemein Friede und Ruhe 
über Thüringen gekommen. Wilde Stürme durchſausten noch das and, das nad 
der Trennung der fränfifhen Monardie von Ludwig dem Deutfhen an bis 
Dito I. unter Herzogen, dann unter Marfgrafen, bald fovann unter Land- 
grafen ftand, welche die Geſchichte auf einen fränkifhen Ritter Ludwig mit dem 
Barte zurücführt, der in ber Nähe des Waldes und auf bemfelben begütert war. 
Sein Eohn, Ludwig der Springer, ift der Erkauer der allüberall berühmten 
Londgrafenrefidenz Wartburg, wie ver Gründer von Reinharbsbrunn. Bon feinen 
Sproffen feien nur Ludwig der Eiferne und der Milde, Hermann der Sängerfreumd, 
ubiwig der Fromme, ver Gemabl ver heiligen Elifabeth, wie der deutſche König 
Heinrich Raspe genannt. Auch fpäter noch follte Thüringen Träger der deutſchen 
Königäfrone fenden. Landgraf Friedrich der Ernfthafte, einer der mächtigften und 
teihften deutſchen Fürften, dem nicht allein Thüringen, fondern auch nädıft Meißen 
das ganze Bleifner- und Ofterland gehörte, gegen melden im dem in ber thürin— 
giſchen Geſchichte befannten Grafenkriege vie Grafen von Schwarzburg, Orlamünde, 
Beimar, Henneberg, Kirchberg und andere fih erhoben, um feine Madt zu 
brechen, aber unterlagen und Frieden fchließen mußten, fand in folhem Anſehen 
in Deutfchland, daß man ihm nad dem Tode Ludwig's des Baiers die beutfche 
Krone anbot und ihn zum Gegenfünige Karls IV. machen wollte. Er flug fie 
aber aus, und ein anderer thiringiiher Graf nahm fie an, Günther von Schwarz. 
burg. Leider blieb für die Fänge, mie fo mandes andere beutfche Rand, aud) das 
lieder- und fagenreihe Thüringen 3) von dem Unheile finnlofer Theilungen wie 
innerer Befehdungen feiner Großen nicht verfhont. Mit Friedrich dem Frieb- 
fertigen oder Einfältigen erlofh aud das thüringifhe Yandgrafentbum, und bei 
der Landestheilung endlich, melde die Söhne des ſächſiſchen Kurfürften Friedrichs 
des Sanftmüthigen vornahmen, Ernft und Albreht, die Stifter der beiden nad 
ihren Namen benannten fähflfhen Regentenlinten, wurbe die natürliche Lage umd 
die Grenzen ber verſchiedenen Diftrifte fo wenig berüdfichtigt, daß fle mebenbei 
den Grund zu dem bunteften Theile der Landkarte von Dentihland legte. Die 
Thüringer hatten aufgehört, ein Gefammtvolf zu fein. Der ſächſiſche Rautenfranz 
verbrängte den thüringifhen Lantgrafenlöwen. Man gewöhnte fi daran, den 
größten Theil von Land und Volt Sahfen zu nennen. Die begütertften Grafen 
in Thüringen wurden allmältg felbftänpige Fürſten. Es gab ebenfo fein 





3) Dal. z. B. 2. Bechftein’s Wanderungen durch Thüringen, oder insbefontere Die beiden 
Bändchen von deffen Thüringer Sagenbuch. 
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Thüringen mehr als Reich, wie es fein Franken und Schwaben mehr 
als ſolches gab. 

Eng verbunden mit der Geſchichte Sachſens tritt denn aud fortan bie von 
Thüringen auf, und fie gerade ift es, welche jener einen großen Theil ibrer Br 
deutung verleiht. Thüringens Boden entfproßte ja aus einer Bergmannsbütte 
nahe dem allbefannten Thüringerwalde und nicht weiter als eine Feine Tagreiſe 
von da entfernt, wo fo und fo viele Jahrhunderte früher Bonifacius ven erften 
Chriftenaltar im Lande errichtet, Martin Luther. Thüringens Gebiet berührte 
aud) der Bauerntrieg wie nicht minder der ſchmalkaldiſche und der dreißig 
jährige Krieg. Aus einer Heimen thüringifchen Stadt endlich bildete fid eine 
glänzende deutſche Litteraturepedhe, indem von dem Hofe eines weilen umb 
funftfinnigen Fürſten die erleuchtetften deutſchen Geifter über das geſammte Vater 
land ihre lang fortvauernde Belebung ergojlen. 

So konnte nun allervings in der Mitte Deutfchlands der thüringiſche Stamm 
ſich nicht zu höherer bleibender Macht entfalten. Eine Menge Länder und Länd- 
hen enthalten jest Theile des ehemaligen Thüringen. Preußen beherrſcht 
in feiner Provinz Sachſen, Regierungsbezirt Merfeburg, im Merfeburger-, Nauen 
burger-, Edartsberger-, Querfurter- und Sangerhäufer-Kreife, wie im ganzen Re 
gierungsbezivt Erfurt thüringifhen Boden. Sacdfen-Weimar-Eifenah liegt faft 
ganz in Thüringen nach veffen früheren Grenzen. Ebenfo vie größten und beften 
Tandestheile von Sachſen-Koburg-Gotha wie von Sachſen-Meiningen-Hildburg⸗ 
haufen. Bon Sadjfen-Altenburg wird nur der Theil, welcher durch die reußiſche 
Herrſchaft Gera vom Mutterlande getrennt ift, zu Thüringen gerechnet. Schwarz⸗ 
burg-Rudolftabt und Schwarzburg-Sondershaufen find ganz thüringifche Länder. 
Kurheffen befist in Thüringen die ehemals hennebergifche Herrſchaft Schmalfalben. 
Die reußifhen Herrfchaften werben von vielen nody ganz zu Thüringen gerechnet. 
Der baierifhe Antheil endlich umfaßt das feinerzeitige Yandgericht Lauenſtein nebſt 
einem Theile der Landgerichte Teufhnig und Kronach. Trog allem dem bauem 
doch bis auf heute nad den zahllofen Umgeftaltungen bes deutfchen Reiches bie 
Thüringer wie die Heflen, welche auch feinerzeit den geftreiften Töwen — nur 
mit geringer Abweihung in den Streifen — führten, in gewiffer Weile 
felbftändig und gefondert fort. 

Leider fehlen uns genauere Angaben nod über ihre Sprade. Faſt aller 
Auskunft entbehren wir über hermunduriſche oder altthüringifhe Spradeß). 
Ihr muß, glei der hattifhen, im Ganzen aud hochdeutſche, ſueviſche Natur 
beigemefjen werden, und die wenigen Ausprüde des alten Vollsrechtes enthalten 
nichts, was dem widerftritte. Das WI in Wlemarus und wlitimam iſt zwar nidt 
mehr althochdeutſch, mag es aber früher geweſen fein, wie es gothiſchem DE ent 
ſpricht. Zugleich erfcheint es im Alt» wie im Angelfähfifhen, und jene Wörter 
ergeben nichts für den dharakteriftiichen Unterſchied der zweiten Lautverſchiebung. 
Etwas weidhere Formen, als die althochdeutfhen find, darf man ſchon ber her 
mundurifchen und dattifhen Mundart zutrauew, wie die bloße Nachbarſchaft ber 
angrenzenden fähfifhen und friefiihen Stämme rathfam madt. Das feinen 
auch die Merfeburger Denkmäler, wenn fih ven dem Fundort auf dem Dialekt 
ber Nieverfchrift ſchließen läßt, bei ihrem geringen Umfang freilih fehr unge 
nügend, zu beftätigen. In den thüringifhen Mannsnamen Hermenefrid oder Her 








9 Zatob Grimm Geſchichte der deutfchen Sprache, zweite Auflage, II. ©. 414422. 
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migisch ift gothiſcher Anklang, wie ihn fhon die Verwandtſchaften gothiſcher und 
thüringifcher Könige mit fich bringen. 

Was heutzutage die Mundarten von Thüringen befrifft, läßt fidy fontel 
mit Beſtimmtheit 5) fagen, daß zunächſt das thüringiſche Flachland mit der gol« 
denen An bie Weimar und anbrerfeits bis Mühlhauſen und Nordhaufen nebft 
ber Sondershäuſer Unterherrfcyaft ein großes im ſich abgeſchloſſenes Gebiet ver- 
wandter Mundarten bildet. Bon Weimar aber im Ilm- und Geragebiete wald⸗ 
aufwärts wird wieder anders gefprochen bis zum Gebirgskamm. Südwärts wed- 
felt der thüringifche Dialeft mit dem fränkifchen, von dem er Laut und Wendimgen 
annimmt, ift aber anbers im Meininger Oberlande, wo er zum Dialelt des 
Franfenwaldes hinneigt, und anders im henmebergifchen Territorium. Auffallend 
ift ed, daß oft Landesgrenzen zugleich Sprachgrenzen bilden, nicht auffallend freilich 
dann, wenn bie Landesgrenzen theils natürliche, wie der Rennftieg oder bie Werra, 
theils wralt find. Im Thale der thüringiſchen Saale mifcht ſich das thüringiſche 
Idiom fchon mit dem forbifchen des nachbarlichen Vogtlandes. Rodimger. 


Die Thüringifchen Staoten. 


Der Boden, auf dem bie thüringiſchen Länder, d. i. die vier Erneftinifchen 
Staaten: das Großherzogthum Sahfen-Wetmar, die Herzogthümer Sachſen- 
Meiningen, Sadfen-Roburg-Gotha und Sachfen-Altenburg, amfer- 
bem bie beiven Shwarzburgifhen Fürſtenthümer Nubolftabt und Som 
bershaufen und die Reußiſchen Fürftenthümer ältere und jüngere Pinte 
ltegen, gehött dem mittlern Deutſchland an und erfiredt fih zwiſchen Sachſen und 
Heſſen und zwiſchen Bayern und Preußen zum größten Theil (H!/,,) vom Firft 
bes Thüringer Waldes und des Frankenwaldes norbwärts, zum MHeinern Theil 
(!/2) füpwärts, dort über das Thüringer Hügelland bis zum Kyffhäufer und Über 
das vogtläudiſche Plateau bis zur ſächſiſchen Niederung, hier über die Werra- 
thäler m die fränfifhe Mainplatte. Seine Waffer, in veren Richtung und Ablanf 
feine nattonale, politifhe und merkantile Hinneigung zu Tag tritt, fließen zumeiſt 
dem beutfchen Norden und Norbweften zu, und zwar zur Elbe bie thüringifche 
Saale mit der Pleiffe, Elfter, Loquitz, Schwarze, Ilm und ber Unſtrut nebft 
Bipper und Helme, zur Wefer die Werra mit der Hörfel und Fulda; dem 
deutſchen Süden gehören blos die Duellgebiete der zum Main fließenden Steinach, 
5, Rodach und fräntifhen Saale. Im Thüringer Wald und im Franfenwald 
hat dies Ländergebiet eine 1500—3000 Fuß hohe Bodenerhebung, die überall 
gangbar, won größern (8 Chauffeen und 1 Eifenbahn) umd von Meinern Straßen 
durchſchnitten, für Touriften voll von landſchaftlichem Reiz, für die Induftrie 
vielfach ergiebig, für Aderbau und Biehzucht aber wenig günſtig ift; die Hügel— 
niederungen dagegen, ſowohl die weite thüringiſche ala die ſchmale fränkiſche, die 
je entfernter vom Gebirg, deſto milder und fonniger find, enthalten viel frucht- 
bare Thäler und Landrücken, daher bier einträgliche Getreideauen, Obſtgelände 
und Viehſtriche. Rörblih vom Thüringer Wald berrfcht ver Thüringer, ſüdlich ber 
Franke, im Often der Thüringer Platte ein deutſch-ſlaviſches Miſchvolk vor. Diefe 
ſprachliche Dreitheilung gliedert fih zwar in viele Vollsdialekte, ebenfo mie der 
Boden vielfach landſchaftlich gefondert und ausgeprägt if, trotzdem haben ſich bie 





5) Nach einer Mittbeilung Bechftein’s in Bernhardi's Spradhfarte von Deutſchland 
S. 130 und 131. 
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Strihe: „Thüringiſch, Fränkiſch und Mifhzone” über 1000 Jahre in 
diefer Stammfonderung erhalten und fennzeihnen ſich noch heute ganz entſchieden 
wie in der Sprade, fo in. Tradten und Geräthidaften, in dem Bau bes Haufes 
und in der Anlage des Dorfes. Während Sachſen-Weimar, Sadhfen- Meiningen 
und Schwarzburg-Rudolſtadt Antheil an allen drei Bolfeftrihen, Sachſen-Koburg— 
Gotha und Sadfen-Altenburg Antheil an 2 Strichen (jenes fränkiſch und thü— 
ringiſch, dieſes thüringifh und gemifht) haben, fo gehört das Neuffenland dem 
Miſchvolke, Schwarzburg-Sonder&haufen dem Thüringer an. 
Gemeinfhaftlide Geſchichte. Hinfichtlih der älteften Gefchichte des 
Landes verweifen wir auf ben vorbergehenven Artikel. Mit dem Beginn ber 
dentfhen Könige aus dem fränfifhen Haufe (Konrad II. 1024) erheben ſich die 
angefehenen gaugräflihen Familien, theils heimifhe, theils frembe (die Grafen 
von Wettin, Weimar, Orlamünvde, Käfernburg oder Schwarzburg, Hobnftein, 
Tonna over Gleihen, Kirchberg, Reuß, Henneberg, das Haus Edardt und das 
Geſchlecht des Ludwig mit dem Barte) zu Territorialheren. Diefer Hebergang ber 
Reihsbeamten zu ſelbſtändigen Ariftofratien ift um tas Jahr 1030 faft überall 
in Thüringen wahrnehmbar. Indeß nur drei diefer Familien, die Wettiner, 
die Shwarzburger und vie Reuſſen, haben fi als felbftändige Yanbeshern 
bis zur Gegenwart erhalten und darunter find vie Wettiner (die ſächſiſchen Fürſten) 
am bebeutenpften, weil fie, wurd eigene Tüchtigfeit und vom Glück begünftigt, 
die Gebiete der meiften ausgeftorbenen Territorialherrn beerbten oder: durch Ber- 
träge erwarben und felbft vie Oberhoheit über Schwarzburg und Neuß bis im bie 
neuefte Zeit behaupteten. Vom erbeigenen Stammgut Wettin ausgegangen, ge 
winnen fie die Oſtmark, um 1030 die Grafihaft Camburg, dann Meißen, bie 
Niederlaufig und das Pleifinerland, 1247 die Landſchaft Thüringen und im ben 
Jahren 1353, 1554 und 1583 ihre hennebergifhen Befigungen am Thüringer 
Wald und an der Mhön: | 
Die Yandfhaft Thüringen hatte, als im Anfang des 11. Jahrhunderts 
die gangräfliche Verwaltung in mehr jelbftändige Landgewalten überging, zu Herren 
12 Grafen und außerdem 20 altedle dynaſtiſche Geſchlechter. Das jüngfte biefer 
thüringiſchen Geihlehter mar das Haus des Grafen Ludwig mit dem Barte, ber 
um 1025 aus Lothringen nah Thüringen fam, bald aber fein bier am Thüringer 
Wald angekauftes Erbeigen durch Heirath und durch kaiſerliche Gunft fo anfehn 
ih vermehrte, daß feine Nahfommen nicht allein die mädtigften Grafen Thür 
ringens, fondern, von feinem Enkel Ludwig I. an, Landgrafen diefes Lande 
murben, um bie vielgeftaltigen, oft gegen Kaifer und Reich trogigen Territorial⸗ 
gewalten in Schranfen zu halten. Auf Ludwig J., ver neben Thüringen zugleib 
auch Heſſen erbeigen beſaß, folgte Ludwig der Fromme (+ 1190), bann Her: 
mann I., der freund des Minnegefangs (+ 1216), Hermann II. und endlich 
deffen Oheim Heinrih Raspe, der 1246 durch Geld und Gunft des. Papftes und 
ber Geiftlichfeit deutfher König („Pfaffenkönig“) wurde, aber fhon 1247 ohne 
Erben farb. Mit dem Erlöfcben dieſes landgräflichen Hauſes hörte das ſchöne 
Thüringer Land zum zweiten Mal als felbftändiges Ganze auf, indem ed an 
den Wettiner Heinrich den Grlauchten, Markgrafen von Meifen , ven ritterlichen 
Neffen Heinrichs Raspe, fiel. Zwar mufte er um dies Pand- einen 16jährigen 
Erbfofgeftreit mit der Herzogin von Brabant beftehen, inbeß er gieng aus bem- 
felben fiegreich hervor; nur die Aufgabe, die ungefügigen Geſchlechter und Städte 
Thüringens zu beugen, blieb vorerft noch ungelöst, Er übergab feinem Sohn 
Albrecht die Landgraffhaft Thüringen, viefer jedoch brachte großen Hauszmift in 
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die Wettiner Familie, felbft 1281 offnen Kampf, endlich 1293. durch den Verkauf 
Thüringens an den beutfchen Kaiſer Adolf (von Nafjau) jhwere Kriege und großes 
Unglüd über feine Söhne, die erft in der Schlacht bei Lucha 1307 ihre Erb- 
lande, unter diefen auch Thüringen und das Ofterland, retteten und fidherten. In 
dem Kampfe, den Albrehts ältefter Sohn, Landgraf Friedrich mit der gebiffenen 
Wange, der Hauptfieger von Yuda, mit der Stadt Erfurt 1309—1316 führte, 
noch mehr aber durd den harten Kampf feines Sohnes, des Landgrafen Friedrich 
des Ernften, mit den mächtigen Grafen von Weimar und Orlamünde (1342 
bis 1349) wurde die Oberherrſchaft der Wettiner in Thüringen und im Ofter- 
land für immer feftgejtellt und der Erwerb der Grafihaften Weimar und Orla- 
münde durchgeſetzt. In gleihem Streben, das Land zu vermehren, handelten bie 
nachfolgenden Landgrafen. E8 gelang ihnen, in mehreren Fehden bedeutende Theile 
der reußiſchen Lande (1354 und 1357 Ziegenrüd, Triptis, Auma; 1466 Plauen, 
Adorf und Delsniz), dann 1374 die Portion Heldburg und 1400 Königsberg in 
Franken, 1389 Saalfeld, Kahla und Roda, 1429 das Burggrafthum Altenburg 
zu gewinnen. Dazu kam 1423 die Belehnung mit Kurſachſen. Indeß das alfo 
durch Land und Leute vermehrte und durch die Kurwürde erhöhte Gebiet ber 
BWettiner wurde 1485 durch die Gebrüder Ernft und Albert getheilt, von denen 
jener. außer der Kur die Länder Thüringens, diefer Meißen erhielt. Seitdem ift 
diefe Spaltung des Wettiner Haufes in das Sachſen-Erneſtiniſche und Sadjen- 
Aldertinifche Fürftenhaus dauernd geblieben. | 

1. Sachſen⸗Erneſtiniſche Fürftenthbümer. 

Der urſprüngliche Länderfompler, den Kurfürft Ernft, der Gründer des 
Erneftiniichen Fürftenhaufes, als Erbgut und Erbtheil überkommen hatte, erhielt 
nad zwei Menfchenaltern durch ein trauriges Ereigniß des Jahres 1547 eine 
große Umgeftaltung. In Folge des Schmalkalder Religionsfrieged wurden die 
änder fowohl des KAurfürften Johann Friedrid des Großmüthigen, nachdem er 
in der Schlacht bei Mühlberg 1547 gejchlagen, gefangen genommen und zum Tode 
verurtbeilt war, als auch die feines Bruders des Herzogs Johann Ernft, der wegen 
feiner Betheiligung am Kriege geächtet war, für Eonfiscirt erklärt und dem Herzog 
Morig von Sachſen nebft der Kurwürde überwiefen. Es fam nun zwar weber 
das Todesurtheil noch die Reihsaht zum Vollzug, indeß beide Brüder mußten 
fih der Wittenberger Kapitulation vom 9. Mai 1547 unterwerfen, nad deren 
Artikel 13 den drei Söhnen des in der Gefangenfhaft gehaltenen Kurfürften ein 
Jahreseinfommen von 50,000 fl. rh. aus beftimmten Befigungen in Thüringen, 
die man zu einem felbftändigen Fürſtenthum erhob, zugefihert und dem Perzog 
Johann Emft feine Pflege Coburg, das Schloß und Amt Königsberg ausgenom- 
men, das an den Markgrafen Albreht von Brandenburg fiel, belaffen wurde. 
Dieſes Beſitzthum, welches einfchließlich der Pflege Koburg Grundlage und Haupt- 
beftand der heutigen fähfifhen Herzogthümer bildet, umfaßte: 

„Amt Gerftungen, Amthaus Breitenbad, den ſchon früher befefjenen Antheil 
an Berka; Stadt Eiſenach, Schloß und Amt Wartburg, den fechsten Theil an 
Treffurt und an Salzungen, Amt und Schloß Kreuzburg, Weimar, Tenneberg, 
Leuchtenburg, Roda, Wachſenburg und Yuttftädt, die Städte Waltershaufen, Kahla 
und Orlamünde, Amt, Stadt und Schloß Jena, Schloß, Amt und Fleden Ka- 
pellendorf und Dornburg, Schloß, Amt und Dorf Roßla, Geleit zu Winzenvorf, 
Amt Camburg (dies und Dornburg vorher Herzog Morig zuftändig), Stadt und 
Amt Buttelftäpt, Theil am Schaggeld und Geleit zu Erfurt, die Jagdhäuſer und 
Dörfer Friedebach, Hummelshain und Trokenborn, die Aemter Arnshaugt, Weide 
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und Ziegenräd, die Klöfter Georgenthal, Heugsporf, Reinhardsbrunn, Ent : 
Ichtershauſen, Birgel, Yausnig und Waldich, außerdem nod Stadt, Schloß un 
Amt Gotha nnd das böhmiſche Lehn Saalfeld.“ 

Durch ven Naumburger Vertrag vom 24. Februar 1554 wurde dies Befit- 
thum um Wltenburg mit Yuda und Shmöln, um Sadfenburg, Pößneck umd den 
größten Theil ver Aemter Herbisieben und Gifenberg, fpäter, und zwar 1683, 
um die Graffchaft Henneberg, Scleufingen zu Folge des den 1. September 1654 
zwifchen Henneberg und den Erneftinern abgejhloffenen Erbverbräderumgvertrags 
vermehrt, freilich andy wieder 1567 um die Memter Sadhfenburg, Weida, Arnd 
baugf und Ziegenrüd (die 3 legteren famen 1815 wieder zurück) und 1660 um 
Schleufingen, Suhl, Kühnvorf, Benshaufen und Klofter Veßra verfürzt. Es blieb 
zwar fortan das Ganze im Erbredt eine Einheit, doch nicht in der Wirklichleit, 
denn die Erneftiner behaupteten noch lange das Theilungsprincip, weßhhalb ihr 
Land oft im Wechfel der Fürftenhäupter vielfach zerfchnitten wurbe. Die Thei— 
lungen vor tem Jahr 1640 find nur noch hiſtoriſch beveutfam; erft die Thei- 
lungen von 1640, 1645 und 1672 ſchufen die beiden Hauptlinien Weimar um 
Gotha, welche vie Grundlage der noch jegt beftehenden vier Theile: Weimar, 
Meiningen, Koburg-Gotha und Altenburg bilden. Bei al’ diefen Theilungen hat 
man im Wefentlihen das alte ſächſiſche Hausgefeg als Norm feftgehalten. Die 
Hauptafte der Erneftinifhen Theilungsgefhichte find folgende. 

Zwölf Jahre nah dem Tode Johann Frievrihs des Großmüthigen, bei 
legten Erneſtiniſchen Kurfürften, nahmen feine zwei Söhne, die Herzoge Johann 
Friedrih der Mittlere und Johann Wilhelm eine Mutfhirung ihrer Lande ver. 
Unmittelbar darauf wurde über jenen wegen feiner Berwidlung mit dem fränfi- 
hen Nitter Wilhelm von Grumbach die Reichsacht ausgeiprohen, die Kurfürft 
Auguft von Sachſen vollftredte. Diefer erhielt zur Entſchädigung feiner Kriege 
foften die Aemter Sadfenburg, Weida, Arnshaugf und Ziegenrüd, ver befiegte 
Herzog dagegen fam in lebenslänglihe Gefangenſchaft. Das übrige Land theilten 
den 6. November 1572 deffen zwei Söhne Johann Kafimir und Johann Etuſt, 
nahdem fie auf dem Reichstag zu Speier in das väterlihe Erbe wieder einge 
jegt waren, mit ihrem Oheim, Herzog Johann Wilhelm, auf Grund forgfältig 
gearbeiteter Aemteranfchläge, wobei der Oheim die weimarifhe Portion mit Kam: 
burg und dem Stift Saalfeld, die Neffen die coburgifche Portion erhielten. Diele 
theilten darauf 1596 ihre Portion, von der Herzog Johann Kafimir die Pflege 
Coburg mit Römhild, Herzog Johann Ernft Eifenah mit halb Salzungen über- 
fam. Da jebocd beide unbeerbt ftarben und fomit diefer unglüdlihe Fürſtenzweig 
1638 erloſch, fo fiel ihr Sand an die Nachkommen ihres Oheims, die es 1640 
halb zu Weimar, halb zu Altenburg ſchlugen. Indeß auch die weimarifche Portion 
entging der Theilung nit. Als von des Herzogs Johann Wilhelm zwei Söhnen, 
Friedrich Wilhelm und Johann, der ältere 1602 geftorben war, theilten deſſen 
Söhne mit ihrem Oheim, Herzog Johann, das ererbte Land, von welchem jene 
Altenburg erhielten, viefer Weimar. Wie jedoch 1638 die coburg-eiſenachiſche, jo 
ftarb auch die Altenburger Linie 1672 aus und dadurch fiel das geſammte ee: 
ftinifhe Land an das Haus Weimar, und zwar an Herzog Johanns Söhne, 
deren anfänglidh elf waren, darunter ſechs berühmt, vor Allen Bernhard ber 
Große, indeß 1640 nur nod drei, nämlid Wilhelm, Albrecht und Eruft, lebten. 
Diefe drei Brüder ftifteten damals drei Fürftenthümer, Sachſen-Weimar, Sadjm- 
Eifenah und Sachſen-Gotha, wobei Divisleben als Geniorat gemeinfchaftlic blick. 
Nah dem fehr baldigen Erlöſchen ver Eiſenacher Linie (1644) wurden nun 
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Sahfen-Weimar und Sahfen-Gotha, jenes von Herzog Wilhelm, dieſes von 
Herzog Ernft gegründet, die beiden ftammhaltenden erneftinifhen Fürftenthämer, 
welche 1660 7/,, der Graffhaft Henneberg-Schleufingen und 1672 das Fürften- 
tyum Altenburg erbten und feitvem in Befig des ganzen urfprünglichen, überbies 
1815 dur ein Gebiet von 31 JM. vermehrten erneftiniihen Ländergebietes 
geblieben find. 

Die vier erneftinifgen Fürſten haben aus früherer Zeit Mehreres in gemein- 
famem Befig erhalten und in der neuern Zeit manche gemeinfame Einrichtungen 
geichaffen, dagegen iſt das früher gemeinſchaftliche Senioratsamıt Oldisleben 1821 
gegen Entfhädigung von ben Häufern ber gothaifchen Linie an Sahfen-Weimar 
abgetreten worden. In Gemeinſchaft haben fie das Hausarchiv zu Weimar, bie 
Belehnung ber Grafen und Herrn, die Univerfität und den Schöppenftuhl zu 
Jena und das dafige Oberappellationsgeriht, und damit zufammenhängend eine 
gleihmäßige auf gleichen Straf- und Civilproceßgefegen beruhende Organifation 
der Nechtspflege, die außerdem auch noch für die Fürſtenthümer Schwarzburg, 
Reuß und Anhalt vurchgeführt ift. 

Sie wird mit Ausnahme der Militärgerichte in auffteigenden Inftanzen 
durch Einzelngerihte, Kreisgerichte, Appellationsgerichte und ein Gefammtober- 
appellationsgericht ausgeübt. Das Dberappellationsgeriht zu Iena, von den 
fähfifhen Herzogen und den Fürſten Reuß durd die Oberappellationsgerichts- 
ordnung vom 8. Dftober 1816 (Nadträge 1842, 59, 62) errichtet, bildet für 
die Länder biefer Fürften, ſowie aud für die Fürſtenthümer Schwarzburg und 
Anhalt, welche 1849 und 1850 demfelben proviſoriſch beigetreten find, das oberfte 
Juſtiztribunal. Es entfcheidet 1) in al’ denjenigen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, 
in denen nad der Gerihtsverfafiung eine Berufung an die dritte Inftanz geftattet 
ift, als oberfte und legte Inſtanz, 2) in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
in zweiter und legter Inftanz, wo das Appellationsgericht die erfte Inftanz bildet, 
3) in der Strafrehtöpflege entſcheidet es als KRaffationshof Über die an dasſelbe 
gelangenden Nichtigkeitsbeſchwerden, ferner über die Appellation gegen Ertenntnifje 
des Appellationsgerichts hinſichtlich der Dienftentjegung öffentlicher Diener uud 
über die Anklagen gegen Staatsviener wegen Berfafjungsverlegungen, 4) als 
fhiedsrichterlihe und Austrägalinftang über alle zwiſchen ven zu demfelben ver- 
einbarten Höfen (Coburg · Gotha ausgenommen) vorkommende, rein: privatrechtliche 
Streitigkeiten. Bon den vier Appellationsgericdhten zu Eiſenach, Hildburg- 
haufen, Gotha und Altenburg, von denen das zu Eiſenach zu feinem Bezirke 
außer dem Großherzogthum Weimar auch noch die Fürſtenthümer Schwarzburg 
(Bertrag vom 22. März 1850 und 19. November 1859) und Reuß jüngere 
Linie (Bertra vom 16. April 1863) bat, iſt jedes im Allgemeinen: 1) vie 
dienftliche Auffihtsbehörde Über die Kreisgerichte, fowie in höherer Inftanz 
über die Einzelgerihte, Anwälte und Notare, 2) die Appellationsinftanz a. 
in bürgerlichen NRechtöftreitigkeiten bei Berufungen wider Verfügungen und Er- 
fenntnifje der Einzelrichter und der Kreisgerichte, infofern der Gegenftand ber 
Beſchwerden unfhägbar ift oder einen Werth von mindeftens 25 Rthlr. erreicht, 
b. in Strafſachen in einer aus mindeftens 5 Mitglievern gebilveten Abtheilung bei 
Berufungen wider Endurtheile der Kreiögerichte, 3) erfte Inftanz a. in bürger- 
lichen Rechtöftreitigteiten behufs der Verhandlung und Entſcheidung ber Beſchwerden 
über Nichtigkeiten, die bei den Kreisgeridten ober bei dem Wppellationsgericht 
ſelbſt vorkommen, b. in Straffadhen einmal in der aus drei Mitglievern be- 
ſtehenden Anklagelammer behufs der Entſcheidung über die Verjegung eines An« 
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gellagten in dem Anklagezuſtaud und zum andern als Gerichtshof flir bie Ge 
ſchwornengerichte infefern, als ber Regel nad wenigftens der Präſident bes 
Gerichtshofs ein Mitglied des Appellationsgerichts fein muß und aud die übrigen 
Mitglieder vesfelben zu Beifigern ernannt werden fünnen. Endlich ift aud das 
Uppellationsgeriht 4) für diejenigen Handlungen der freiwilligen Ge— 
richtsbarkeit zuftändig, welde nicht an ein beftimmtes zuftändiges Gericht 
gewiejen find. Bon dem Gefhwornengeridht, das aus einem Präfidenten und 
4 Mitgliedern und aus 12 Geſchwornen befteht, wird die Hauptverhandlung bei 
Verbrechen im engern Sinn vorgenommen. Die Zuftändigfeit der Kreisgeridte 
erſtreckt fih 1) in Straffahen auf die Unterfuhung aller Vergehen und Ber: 
brechen, auf die Entſcheidung aller Verbrechen in erfter und der Vergehen in 
zweiter Inftanz, 2) auf vie Procefleitung und Entſcheidung im bürgerlichen 
Streitigkeiten, in zweiter Inftanz aber auf die Entſcheidung ver Nichtigkeits- 
flagen ober andrer Rechtsmittel, welche gegen die Entſcheidung der Einzelrichter 
eingewendet werben, fofern der Bejchwerdegegenftand einen Werth von 5—25 
Thir. hat, 3) in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit auf die Entſcheidung 
über alle Berufungen gegen Handlungen der Einzelrihter fowie auf Vornehmen 
aller Handlungen, welche nicht der ausſchließlichen Zuftändigfeit anderer Gerichte 
zugewiefen find, 4) in Disciplinarfadhen als nächfte vienftlihe Auffichtsbehörbe über 
die Einzelrihter feines Bezirks. Bei jedem Kreisgericht ift ein Staatsanwalt, bei 
dem Appellationsgeriht ein Oberftantsanwalt und beim Oberappellationsgericht ein 
Generalftaatsanwalt angeftelt, welche ven durch ein Verbrechen verlegten Staat 
zu vertreten und darauf zu ſehen haben, daß die Unterfuchung den geſetzlichen 
Gang einhalte. Endlich die Einzelngerichte (Iuftizämter, Stadtgerichte) haben 
zu ihrer Zuftändigfeit 1) die Unterfuhung und Aburtheilung aller geringen Ber 
gehen, 2) die Leitung und Eutſcheidung aller geringfügigen und minderwichtigen 
bürgerlichen Nechtöftreitigfeiten, 3) die Ausübung der freiwilligen Gerichtsbarteit, 
4) die obervormundfcaftliche Auffiht, 5) die Ausführung aller von den Krei® 
gerihten ertheilten Aufträge und im Unterfuhungen, die nicht zu ihrem Reffert 
gehören, Vornahme derjenigen Handlungen, bei denen Gefahr im Berzuge ift. 
Ebenfo haben die ſächſiſchen Herzogthümer, ingleihen die Schwargburger 
FürftentHümer und das Würftentbum Reuß jüngere Linie als Lonftitutionelle 
monardifhe Staaten, wenn ſchon bejondere Staatsgrundgefege, doch folgende 
gemeinfame Berfaffungsgrundfäge: Das Staatsoberhaupt ift der Lande 
herr. Seine Berfon ift unverleglid, ebenfo die eines etwaigen Regierungsverweſers. 
Die Regierung ift nad dem echte der Erftgeburt aus ebenbürtiger Ehe um 
nad) ber Linealfolge erblih im Mannsftamme des Fürftenhaufes. Der Landeshert 
übt die Rechte der Stantögewalt und der Regierung unter Mitwirkung eines 
Staatsminifteriums aus, trifft unter gleiher Mitwirkung die zur Ausführung ber 
Geſetze nöthigen Anordnungen, ernennt alle Staatöbeamten, leitet und überwacht 
die gefammte Yandesverwaltung, ſchließt Verträge mit andern Staaten (eventuell 
unter Mitwirfung des Landtags) ab, ertheilt Auszeihnungen, Würden und Die 
penfationen und hat das Redt, erfannte Strafen aufzuheben ober zu mildern und 
auch das Verfahren gegen einen Angefchuldigten vor ver Unterfuhung niederzu⸗ 
ſchlagen. Er ift verpflichtet, vor Ausübung der verfaffungsmäßigen Negierungsredhte 
die gewifferhafte Beobachtung und ven Schuß der Berfafjung eidlich zuzuſichern. 
Berufung (Zeitbeftimmung), Eröffnung, Schließung, Vertagung und Auflöfung 
find ausſchließliche Rechte des Landesfürften, nur im legtern Fall find Wahlen 
zum neuen Landtag in beftimmter Frift anzuordnen. Das Staatsminifterium f 
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dem Landesherrn und der Landesvertretung verantwortlih und kann namentlich) 
von biefer bei dem Oberappellationsgerihtshof zu Iena in Anklagezuftand verfjegt 
werben. Ohne vorausgegangene Berathung und Genehmigung des Landtags können 
neue Geſetze nicht gegeben, beftehende nicht fuspenbirt, aufgehoben, abgeänbert ober 
autbentiih ausgelegt, neue ober vermehrte Steuern und Abgaben nicht aufgelegt, 
neue Anleihen auf die Staatsfaffe nicht aufgenommen, Beftandtheile des Gtaatd- 
oder Domänenguts nicht veräußert und Papiergeld nicht Freirt werden. Die Ein- 
nahmen und Ausgaben des Staats müſſen auf Boranfchlägen beruhen, welde von 
Landtag zu genehmigen find. Daher können auch bereits beftandene Steuern und 
Abgaben nur infoweit forterhoben werben, als fie von dem Landtag nad jenen 
Boranfhlägen und nad den beftehenvden Abgabengefegen vor Beginn einer jeven 
dinanzperiode ausdrücklich weiter verwilligt find. Meberfchreitungen jener Boran- 
Ihläge in den Ausgaben bebürfen der nachträglichen Genehmigung des Landtags, 
dem auch die Rechnungen vorzulegen find. Der Landtag ift berechtigt, der Staats- 
regierung über Gebrehen und Mißbräuche in der Staatsverwaltung und Nedtd= 
pflege Anzeige und Borftellung zu machen, fowie fonftige Wünfche und Anliegen 
vorzutragen, auch Beſchwerden von Privatperfonen über etwaige Beeinträhtigungen 
buch die Behörden anzunehmen und fi für deren Erledigung bei der Staats— 
regierung zu verwenden. Wie der Landesherr, fo hat auch der Landtag das Recht 
zu Borjchlägen von Gefegen, body verfündigt nur der Landesherr die Geſetze nad 
geihehener Bereinbarung mit dem Landtag. Den Staatsangehörigen find durch 
die Berfaffung garantirt volle Freiheit des religiöfen Belenntnifjes, bürgerliche 
Öleihftellung der Mitglieder aller Religionsgefellihaften und Geftattung der Ehen 
verſchiedener Religionsbelenner, die Bildung der Jugend durch öffentliche Schulen, 
die Auswanderungsfreiheit, das Recht der freien Meinungsäußerung in Wort, 
Schrift, Drud und Bild, das Vereins- und Petitionsreht, die Aufhebung ber 
Standesunterfhiede und Standesvorredhte, die Unabhängigkeit der Richter und bie 
Trennung der Juftiz von der Verwaltung, die Aufhebung des privilegirten Ge— 
rihtöftandes (das Militärgeriht ausgenommen), die allgemeine Wehrpflichtigkeit 
aller Staatsbürger, die Unverleglichkeit des Eigenthums und andere wichtige Rechte, 

Die jest regierenden Fürſten der erneftinifhen Häufer ftehen bezüglich ver 
Entfernung von ihrem gemeinjamen Stammpater, dem Herzog Johann (F 1605), 
In verſchiedenen Graden, und zwar Sachſen-Meiningen im 5., Sadien-Coburg» 
Gotha im 7., Sahfen-Weimar und Altenburg im 8. Grave, In ihrem Titel 
haben fie alle vier: „Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen, gefürfteter 
Graf zu Henneberg", außerdem bie drei Herzoge noch: „Herzog zu Iülich, Eleve 
und Berg, auch Engern und Weftphalen, Graf zu Mark und Mavensberg, Herr 
zu Ravenftein” gemeinjhaftlih, dagegen beſonders Sachſen-Weimar: „Derr zu 
Blankenhain, Neuftadt und Tautenburg" ; Sadfen-Meiningen: „fouveräner Fürft 
zu Saalfeld, Graf zu Camburg, Herr zu Krannichfeld“; Sachſen-Coburg-Gotha: 
„Fürſt zu Lichtenberg, Herr zu Tonna”. Auch in ihrem Wappen führen fie Ge» 
meinfames und Befonderes. Als Gemeinfames haben fie einen Mittelfhild mit dem 
ſächſiſchen Rautenkranz und außerdem den Thüringer und Meißner Löwen und 
die hennebergifche Henne. Die Landesfarben von Sadhfen-Weimar find Grün und 
Drange, die der 3 Herzogthümer Grün und Silber. In Sachſen-Weimar befteht 
der 1732 geftiftete, 1815 erneuerte Drben zum weißen Falken (Wachſamleit) mit 
3, in den drei Herzogthümern der 1833 geftiftete erneftinifche Hausorden mit 
4 Klaſſen. 

Bluntſchli und Brater, Deutſches Staats -Wörterbuch. X. 35 
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A. Das ——— Sachſen-Weimar 


wurde bis jest von acht Generationen (Wilhelm + 1662, Johann Ernft + 1683, 
Wilhelm Ernft F 1728, Ernft Auguft + 1748, Auguſt Konftantin + 1758, Karl 
Auguft F 1828, Karl Friedrich + 1853 und Karl Alexander) regiert. Nach vem 
Tode des GStifters diefer Linie, des Herzogs Wilhelm, theilten deſſen hinterlaffene 
vier Söhne ihr Erbland in die Linien Sahfen-Weimar, Sachſen-Eiſenach, Sadjen- 
Markſuhl und Sahfen-Iena, wobei der Ältere Bruder Johann Emft Weimar 
und die Oefammtregierung behielt, indeß da fon 1671 die Linie Eiſenach aut 
ftarb und 1672 ein Theil des Fürftenthums Altenburg anftel, fo ging die Renten: 
theilung der drei noch übrigen Brüder in eine Yanvestheilung über. Jedoch bauerte 
dies nit lange, indem Iena 1690 und Marffuhl 1741 ausftarb, wodurch all 
Theile, mit Weimar vereinigt, wieder ein Ganzes wurden und für immer kei. 
ſammen blieben, well Ernft Auguft, Wilhelms Urenfel, bereitt 1719 ale du 
maliger Mitregent für Sachſen-Weimar die Primogenitur eingeführt hatte. Die 
höfiſche Einfachheit der drei erften Lanvesfürften, von denen ver letzte, Herjeg 
Wilhelm Ernft, 1690 den Titel eines Herzogs von Engern und Weftphalen 
wegen der dem erneftinifchen Haufe 1507 vom Kaifer ertheilten Anwartſchaft auf 
Lauenburg und wegen des 1689 ausgeftorbenen Lauenburger Haufes annahm, 
und manche nügliche Werke ftiftete, hörte mit Ernft Auguft auf, der feinem Haut 
Glanz gab, neue Schlöffer fhuf und ven Orden der Wachſamkeit (weißen Falten) 
gründete. Er ftarb 1748 zu Eiſenach. Für feinen minderjährigen Sohn Auguft 
Konftantin ließ der Herzog von Gotha als Obervormund das Land turd den 
berühmten Staatsmann und Hiftorifer Graf v. Bünau verwalten. Auguft Kon 
ftantin ftarb nad Zjähriger Regierung 1758. Ihm folgte fein noch unmündiger 
Sohn Karl Auguft, für den feine geiftoolle und hochſinnige Mutter Anna Amalie 
von Braunfhweig ald Vermünderin die Regierung führte, Cie hat fi nicht allein 
dadurch, daß fie fparte, ven Druck ſchwerer Zeiten milderte und ten Streit mit 
Fulda wegen Fifchberg endete, um das Yand, fondern auch um ganz Deutſchland 
dadurch verdient gemacht, daß fie Künfte und Wiffenfhaften mit Sinn und Geift 
ehrte und pflegte. 

Unter ihrem Sohn, Karl Auguſt (f. d. Artikel), der 1775 die Regierung 
antrat, und burch ihn fam für Weimar eine große Periode. Mit feiner Mutter 
und den großen Geiftern (Wielann, Göthe, Schiller, Herver) erhob er Weimar zu 
einem — — des geiſtigen Strebens und Lebens in Deutſchland, und war 
bemüht, fein Yand wie geiftig, fo materiell zu heben und zu beglüden. Mad) ber 
Schlacht bei Jena trat er dem Rheinbund bei, nahm aber 1813 wider Napoleon 
fehr thätig Partei, erhielt 1815 den Neuftäbter Kreis und auferden die Her 
ihaften Blankenhain und Unterfranidhfeld, Iheile des Erfurter Gebietes, un 
Aemter von Fulda und Heffen (Vacha, Fiſchberg mit Dermbach, Geifa, Lengsfelb 
und Völkershauſen), zufammen 31 IM. und erwarb die großherzogliche Würde. 
Die Karl Auguft in der Pflege der höhern Geifteskultur den Fürften feiner Zeit 
vorleuhtete, jo war er aud der erfte unter ihnen, ter eine gefunde Entwidiung 
der erwachenden politifhen Richtung erftrebte. Diefe Richtung offenbarte er ebenje 
feft auf dem Wiener Kongreß, als daheim in feinem Lande. Den politifchen Be 
wegungen in Jena gemährte er Freiheit, jo lange fie nicht ins Abenteuerliche 
überfhlugen und der Drud von Außen fern blieb. Auch die Berfaffung, die er 
den 5. Mai 1816 feinem Lande gab, war im Sinn ber fortfchreitenden Zeit, 
zumal wie in den übrigen veutfchen, fo aud in den ſächſiſchen Pändern nichte füt 
die Fortbildung der alten ftändifchen Verfaſſung gefchehen war. Nachdem er be 
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reits 1809 eine Vereinfachung der Organifation des Landes eingeführt hatte, be= 
rief er nach den Freiheitskriegen den 30. Januar 1816 Landfchaftlihe Deputirte 
der alten und Abgeorbnete der neuen Lande und vereinbarte mit ihnen das Örund» 
eſetz vom 5. Mai 1816, weldes in 6 Abfchnitten die Vereinigung ſämmtlicher 
Bande zu einem ſtaatsrechtlichen Ganzen, die Rechte der Lanpftände, die Anzahl 
und Wahl der Stellvertreter aus den brei Ständen der NRittergutöbefiger, Bürger 
und Bauern, die Errichtung und Ordnung des Landtags, die Ausübung der land- 
fländifhen Rechte und die Garantieen der Berfafjung beftimmte. Dieſes Grund« 
gefeß, die erfte Verfaſſung, die unter die befondere Garantie des Bundes geftellt 
wurde, blieb bis auf die neuere Zeit in Geltung und ift bie Grundlage und der 
Kern der neueften Berfafjung geworben. Wenngleich dies Grundgeſetz die Idee ber 
Repräfentation und bie Bollsvertretung nur nah Ständen aufnahm, fo war das— 
jelbe doch nicht allein in feinem Ausdruck frifh und volksthümlich, fondern aud 
in feinem Wefen fernig und den Forderungen der Zeit gerecht, indem ed nament« 
lid den Gefhäftsgang vereinfachte und die Berechtigungen der Stände erweiterte; 
überdies erfannte der Großherzog in einem Schlugwort die Rechte der Staatsbürger 
auf eine and die Berbinvlichleiten des Fiskus umfafjende, in drei Inftanzen ge— 
ordnete unparteiifche Rechtspflege und auf Freiheit ber Prefje ausprüdlih an. Auch 
die Deffentlichkeit der Sigungen wollte der treffliche Fürft, ver Landtag lehnte fie 
ab. Umgekehrt begehrte fie diefer in ven Jahren 1832/33, die Negierung mies 
fie zurüd; erft im März 1848 wurde fie feftgeftelt. Wie vorher, fo behielt man 
aud 1816 die Scheidung der Kammer- unb ver Landeskaſſe, aber zugleich vie 
Theilnahme der Stände an der Verwaltung des Kammervermögens bei. Das Ans 
erbieten des Fürften, das Kammereintommen gegen 300,000 Thaler Eivillifte dem 
Lande überlafjen zu wollen, wies der Landtag zurüd. 

Karl Auguft feierte 1825 unter großem Jubel feines Volkes fein 5Ojähriges 
Regierungsjubiläum und farb 1828 zu Graditz bei Torgau. In die Regierungs- 
zeit feines Sohnes und Nachfolgers Karl Friedrich, eines einfachen, aber bie— 
bern Charakters, füllt die Bewegung bes Jahres 1848 und die Umbildung der 
Berfafjung. Manderlei Beſchwerden (Abgabendruck, Feuvallaften, VBerwaltungsart 
des Kammervermögens) trieben zur Unzufriedenheit und Oppofition. Schon 1847 
verlangte der Landtag Abtretung der Kammereinfünfte gegen eine Civillifte, bie 
Regierung indeß ging nicht darauf ein. Erft am 4. März 1848 gab man biefem 
Verlangen, fowie ben allgemeinen deutſchen Forderungen nach. Zugleich wurde 
unter dem durch Geift und Charakter ausgezeichneten Staatsmann v. Watzdorf 
(er iſt feitdem im dieſer Stellung geblieben, ein feltenes Beifpiel) ein neues Mini- 
ferium gebildet, das ebenfofehr die Rechte des Volkes als die des fürftlihen Haufes 
wahrte. Es erfolgten ven 5. März 1850 die Neugeftaltung und Feftftellung ver 
Staatsbehörden, den 20. März d. I. das neue Strafgefegbuh, ven 15. Oktober 
d. 3. das revidirte Grundgefeg, den 6. April 1852 das neue Wahlgefeg, ven 
4. Mat 1854 die Wiederabtrennung des Kammervermögens vom landſchaftlichen 
Vermögen, mit dem basfelbe feit dem 8. April 1848 vereinigt war, den 30. April 
1862 eine neue Gewerbeorbnung, außerdem eine Reihe von Gefegen und Anorb» 
nangen für Redtöpflege, Verwaltung, Kultur und Inpuftrie, die insgefammt das 
materielle und geiftige Wohl des Landes bezwedten. Dadurch hat das Groß— 
herzogthum, deſſen jegiger Regent Karl Alexander (geb. den 24. Juni 1818, 
a ben 8, Juli 1853) ift, einen ftantlih und focial glüdlihen Zuftand 
erreicht. 

Nah dem revidirten, in 5 Abfchnitten abgefaßten Grundgeſetz vom 
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15. Oftober 1850 befteht für das gefammte Großherzogthum eine gemeinſchaftliche 
Berfaffung. Sämmtliche Staatsbürger werben durch Männer vertreten, welche ans 
ihrer Mitte durch freie Wahl als Yandtagsabgeorbnete hervorgehen. Die fol- 
genden Rechte ftehen dem Landtag zu: die Prüfung und Feſtſtellung ver 
Etats, die Steuerbewilligung, die Prüfung der Staatskaſſenrechnungen und 
die darauf bezüglihe Rechenſchaftsverlangung, die Borftelung über Mängel 
in der Geſetzgebung und PBerwaltung mit gutachtlichen Vorſchlägen zu veren 
Abftelung, Erhebung von Beſchwerden und Klagen gegen das Gtaatsmini- 
fterium und deſſen einzelne Mitglieder, Theilnahme und Veto bei Gefegen, welde 
die Landesverfaffung oder die perfönliche Freiheit, die Sicherheit und das Eigen 
thum der Staatsbürger im ganzen Lande oder in einer Provinz betreffen, das 
Beto bei Abtretung von Staatögebiet mit Staatsangehörigen, und endlich das 
Recht, auch außer der Zeit feiner Berfammlung die im $. 14 beftimmten Befug- 
niffe durch den Landtagsvorftand ausüben zu laffen. Die Berfammlung der Land: 
tagsabgeorbneten bildet den Landtag in einer Kammer. Die Yandtage find ordent- 
lie und außerordentliche. Ordentliche finden von 3 zu 3 Jahren, außerorbentlide 
fo oft ftatt, als es nad dem Ermefjen des Fürften oder nah $. 16, 68 des 
Orundgefeges nothwendig if. Den Gefhäftsgang leitet ein. Borftand, beftehend 
aus einem Präfidenten und zwei Vicepräſidenten, welde von den Abgeorbneten 
aus ihrer Mitte gewählt werden. Der Borftand bleibt von Landtag zu Landtag, 
auch wenn die Auflöfung vesfelben erfolgt. Die Situngen find öffentlid. Zwei 
Drittheile ver Abgeorpneten gehören zu einer gültigen Sigung und Beſchlußfaſſung. 
Das Recht und die Verbindlichkeit des Vorſtandes begreift die Zufammenberufung 
ver Landtagsabgeorbneten zu einem angeorbneten Landtag, die Vorbereitung, Lei 
tung und Bertheilung der Gefhäfte, beftändige Wachſamkeit über die Berfaffung 
und über bie Ausführung der Landtagsébeſchlüſſe und Rapport mit dem Staat 
minijterium. Jeder Abgeorbnete ift Vertreter aller Staatsbürger und folgt nur 
feiner Ueberzeugung. Zur Führung des Prototol® und zur Abfaffung von Scrif- 
ten dient ein vom Landesfürften gewählter Syndikus. Landesherrliche Kommiſſare 
find nicht nur zur Theilnahme an allen Berathungen und Beihlußfaffungen des 
Landtags berechtigt, fondern auch verpflidtet, auf Anfragen Auffhläffe zu er 
thbeilen oder deren Berfagung zu begründen. Zur Bearbeitung der dem Landtage 
vorliegenden Gegenftände werden regelmäßig Ausſchüſſe erwählt. Ein Landtags— 
befhluß erlangt erft durch die landesfürftliche Beftätigung Gültigkeit und erft 
durch feine Promulgation eine für die Staatsbürger bindende Geſetzeskraft. Ber: 
tagung, Schliefung und Auflöfung find ausfgließlice Rechte des Landesfürſten. 
Die Bertagung darf ohne Zuftimmung des Landtags die Frift von 30 Tagen 
nicht überfteigen und während derſelben Diät nicht wieder erfolgen. Mit der Auf 
löfung des Yandtags erliſcht der Auftrag jämmtliher Abgeordneten, eine meut 
Wahl muß binnen 3 Monaten erfolgen. Ein Staatsgerihtshof, aus dem Präfl- 
benten des Oberappellationsgerichts zu Iena und 12 Räthen gebilvet, urtheilt über 
bie gegen bie Departements-Chefs auf Anorbnung bes Landesfürſten eingeleiteten 
Unterfuhungen und die von dem Landtag gegen fie erhobenen Klagen. Jeder 
Staatspiener wird auf die Verfaffung verpflichtet und jede abſichtliche Verlegung 
derfelben fol als Verlegung der Amtspflicht angefehen und beftraft werben. Die 
Nechte des Landtags werden ausgeübt durch 31 Abgeorbnete, von denen einer von 
der begüterten ehemaligen Reichsritterſchaft, 4 von den Befigern eines inländiſchen 
Grundeigenthums von wenigftens 1000 Thaler Jahresrente, 5 von denjenigen 
Staaisbürgern, die aus andern Quellen als dem Grundbeſitz mwenigftens 1000 
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Rthlr. Jahreseinfommen haben und 21 von allen Gemeindebürgern des Grof- 
herzogthums, und zwar auf die Dauer der breijährigen Finanzperiode, gewählt 
werben. 

Das Großherzogthum ift fein zufammenhängendes Ganzes. Es befteht außer 
24 umber zerftreuten Parcellen aus 3 größern Stüden, wovon jedes einen Kreis 
bildet. Der mittlere größte Theil (Haupttheil) oder der Kreis Weimar gehört zum 
Thüringer Wellenboven, ver öftlihe Theil oder der Neuftädter Kreis zur vogt- 
ländifhen Platte, der weftlihe Theil oder der Eiſenacher Kreif liegt am Thürin- 
ger Weftwald und an der Rhön. Seine Waffer gehören zur Thüringer Saale, 
zur Werra und zur fränfifhen Eaale. Das Ganze beträgt 65%, IM. und hat 
280,202 Einwohner, und zwar Kreis Weimar 32,3 [IM., 145,309 E., Kreis 
Eifenad 21,8 [IM., 83,656 E., Kreis Neuftant 11,3 DM., 51,237 €. Die 
Bevölkerung, 4272 E. auf die IM., wohnt in 31 Stäpten und 596 Landorten, 
in jenen c. 1/,, in biefen c. 2/3. Sie ift Iutherifh bis auf 9824 Katholiken und 
1088 Juden. Die Bildung wird außer ber Univerfität Jena durch 2 Gymnaſien, 
1 Realgymnafium, 2 Seminare, 1 Forftanftalt, 3 höhern Bürgerfchulen, 460 
Dürger- und Elementarfchulen, darunter 18 Tatholifhe und 3 jüdiſche, dur 1 
Kunftfchule, 8 Gewerfihulen, 1 Aderbaufhule, 1 Baugewerfihule, durch 
mehrere Privatfchulen und Vereine gefördert. Die Landwirthſchaft ift in blühen— 
bem Zuftand, Viehzucht und Induſtrie anfehnlic und der Handel (viel Tranflt) 
lebhaft. Eifenbahn, Telegraphen, 1 Hauptbanf, 2 Leih- und Pfanphäufer. 

Die oberfte Feitung der Berwaltung hat das Staatsminifterium, in 4 
Departements, in das des fürftlihen Haufes und des Aeußern, das des Innern, 
das der Finanzen und bas der Juftiz und bed Kultus abgetheilt. Bon dem ge-, 
ſammten Minifterium find Tollegialifh zu berathen und zu beſchließen 1. alle 
Geſetze, Verordnungen und allgemeine Inftruftionen, Berfaffungsfragen, 2. bie 
ienigen Gegenftände, bei denen mehr als eine Abtheilung betheiligt ift, 3. An- 
ftellungen im Staats- und Kultuspienft, Entlaffungen, Berfegungen, Penſionirun⸗ 
gen, Regulirung der Befoldungen ver Staats- und Kultusdiener, 4. Entfheidungen 
auf Beſchwerden oder Rekurfe über ober gegen Berfügungen der einzelnen Ab⸗ 
theilungsvorftände, 5. Gegenftände, welche der Fürſt ober der Chef des Mini- 
ſteriums oder der einer Abtheilung an dasſelbe bringt. 

Das Land ift in 5 Berwaltungsbezirfe getheilt, denen Bezirksdirektoren vor- 
ftehen, dem Minifterium des Innern unter-, und ten Gemeinden übergeorbnet. 
Den Bezirksdirektoren fteht ein von den Gemeinden gewählter Bezirfsausfhuß 
zur Seite, welcher theils bei der Entſcheidung, theils bei der Berathung beftimmter 
Gegenftände des äffentlihen Rechtes und der Verwaltung des Bezirkes mitwirkt 
und bie Amtsthätigkeit der Bezirfspireftoren im Allgemeinen überwacht. Diefer 
Ausſchuß tritt einmal monatlid zufammen und verhandelt in der Megel öffentlich, 

Oberſtes Iuftiztribunal ift das Oberappellationsgeriht zu Jena. Das 
Appellationsgericht zu Eifenah, an die Stelle ber beiden aufgehobenen Landes- 
reglerungen getreten, bildet die zweite, bezüglich erfte Inftanz. Sein Bezirk um: 
faßt das Großherzogthum, die beiden Schwarzburger Länder und das Fürſtenthum 
Reuß jüngere Linie. Unter ihm ftehen 5 Kreisgerichte (Weimar, Eiſenach, Weide, 
Arnftadt und Sondershaufen) und 19 Juftizämter (inkluſ. der Stadtgerichte zu 
Weimar und Eifenadh). Der Inftanzenzug und die Funktionen dieſer Rechtsbe— 
hörden einſchließlich des Geſchwornengerichts und der Staatsanwalt find oben 
(Ziff. I) dargeftellt. 

Bon Alters ber waren im Großherzogthum wie in den übrigen ſächſiſchen 
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Herzogthümern zwei Hauptkaffen, die Kammerfaffe und bie Landſchaftskaſſe, 
jene zumeift auf dem Domänenvermögen, biefe auf den Staatseinnahmen berubent. 
Das Domänenvermögen, die Regalien, die liegenden Güter und nugbaren Rechte 
des landesfürftlihen Haufes begreifend, mar bis zum Jahr 1848 als Yamilien- 
gut des fürftlihen Haufes behantelt worden. Im Jahr 1848 erflärte die groß: 
herzoglihe Negierung, daß das Kammervermögen mit dem landſchaftlichen Ber- 
mögen gegen Gewähr einer Givillifte vereinigt werden folle. Diefe Vereinbarung 
ift jedoch den 4. Mai 1854 in Folge des Proteftes der Agnaten aufgehoben und 
ber frühere Zuftand wieder bergeftellt worden. Die Staatseinnahmen betrugen nad 
dem Boranfchlag für 1863—65 : 1,658,668 Thlr., die Staatsausgaben: 
1,654,558 Thlr. Die Staatsfhuld war am 1. Oft. 1864: 4,143,705 Thlr. 

Das Bunbesfontingent *) befteht aus 3685 Mann, wovon 3015 das 
Haupt- und Refervefontingent, in 3 Linten-Infanterie-Bataillone vertheilt, und 
670 Mann Erfagmannfchaft. Die Dienftpflicht dauert im Aktioftand vier und in 
der Referve 2 Jahre. Daneben befteht ein Gensd'armeriekorps zur Unterftügung 
der Landesbehörden bei Aufrehthaltung der öffentlichen Orbnung und Sicherheit 
und zur leichtern Entdeckung von Berbreden und Vergehen. 

B. Das Sachſen-Gothaiſche Fürftenbaus 
begreift die drei Herzogthümer Sadfen-Meiningen, Coburg-Gotha und Altenburg. 
Der Gründer diefes Haufes ift Herzog Ernft ver Fromme, einer ber beften Für- 
ften und Menfhen feiner Zeit. Sein 1640 übernommenes Land vermehrte er 
bereits 1645 durch die Helbburger Portion, 1660 (refp. 1651) durch bie Henne 
bergiſchen Aemter Wafungen, Sand und Frauenbreitungen und 1672 durch brei 
Viertel des Fürftenthums Altenburg. Er farb 1675. Bon feinen 7 Söhnen führte 
anfänglid; der ältefte nah einem Hausgefet das Direftorium, indeß bereit 1680 
und 1681 theilten fie ihr Erbland. Dadurd "ntftanden 7 Spectallinien, Sadjen- 
Gotha unter Friedrich, Sachſen-Coburg unter Albrecht, Sahfen-Meiningen unter 
Bernhard, Sachſen-Römhild unter Heinrich, Sadfen-Eifenberg unter Chriftian, 
Sadjfen-Hildburghaufen unter Ernft und Sadfen-Saalfeld unter Johann Ernft. 
Der ältefte Bruder, Herzog Friedrich, hatte nicht allein den beträchtlichften Lan- 
vestheil, fondern aud bie oberfte Leitung übernommen, doch wie Albrecht und 
Bernhard gleih anfänglih, fo fuchten fi auch die vier jüngften Brüder nad 
und nah in ten Befiß ihres vollen Siebentheild und ihrer Hoheitsrechte zu fegen. 
Drei diefer Speciallinien erlöfchten fehr bald, nämlich Coburg 1699, ifenberg 
1707 und Römhild 1710. Im ihre Beſitzungen theilten fih nad langen Strei⸗ 
tigfeiten in Folge Kaiferliher Entfheidung 1735 die übrigen vier Linien, von denen 
fih die zu Saalfeld feitvem Goburg- Saalfeld nannte. Indeß aud von biefen vier 
Häufern, nachdem fie nah dem 28. Juli 1791 auf einer zu Römhlid abgehaltenen 
Hausfonferenz den neueften gemeinfchaftlichen Vereinbarungsvertrag, betreffend im 
Allgemeinen das Wohl ihrer Pinien und insbefondere Beftimmungen bei der Rad- 
folge der Geitenverwandten, abgefchloffen hatten, erloih im Jahr 1825 mit dem 
Tode des an Geift und Leib kranken, katholiſch gewordenen Herzogs Friedrid IV. 
die Pinie zu Gotha, in weldher 1683 die Primogenitur eingeführt warb und un- 
ter deren Fürften fich ver edle Herzog Ernft IT. (F 1809) und der bizarre, wißige 
Auguft (4 1822) ausgezeichnet haben. Gotha fammt Altenburg fiel an bie brei 


*) Anm, d. Red. Der Artikel ift vor den politifchen Veränderungen, welche das Jahr 
1866 mit ſich brachte, geſchrieben. 
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noch übrigen Linien. In der darauf bezüglihen, durch den König von Sachſen 
vermittelten, im November 1826 vollzogenen Landestheilung, welche zugleich auch 
den Länderbefig ber Erben veränderte, erhielt Sahfen-Meiningen zu feinen 
Stammlanden, bie es fi bis auf die Kammergüter Kahlenberg und Gauerftadt 
bewahrte, das Fürftentbum Hilpburghaufen mit Ausfhluß der Aemter Königsberg 
und Sonnefeld, das Fürſtenthum Saalfeld mit Ausnahme von 11 Orten, ferner 
fämmtliche auf dem linken Steinadhufer gelegene, vorher coburgifhe Orte, das 
altenburgifche Amt Camburg nebft der Niederpflege Eifenberg, das gothaiſche Amt 
Oberkranichfeld, das coburgifhe Amt Themar, 1/,; Römhild und die Parcellen 
Bierzehnheiligen, Lichtenhain, Mofen und Erbmannsdorf und nahm davon den 
Titel Herzog zu Meiningen und Hildburghaufen, Yürft zu Saalfeld, Graf zu 
Camburg und Herr zu Kranichfeld an. Sahjen-Hildburghaufen trat fein bis— 
beriges Fürſtenthum ab, erhielt dagegen das Fürſtenthum Altenburg (mit Aus» 
ſchluß des Amtes Kamburg und der Eifenberger Niederpflege) und vom Würften- 
thum Saalfeld 11 Dörfer und nahm nun den Namen Sadfen-Altenburg an. 
Sahfen- Eoburg überfam aus der Erbmaffa das Fürftentbum Gotha (mit Aus- 
nahme der Oberherrſchaft Kranichfeld und 1/, von Römhild) und dazu die Aemter 
Königsberg und Sonnefeld und die Kammergüter Kahlenberg und Gauerſtadt, trat 
aber von feinem Stammlande das Yürftentyum Saalfeld, das Amt Themar und 
alle Dörfer am linken Steinahufer ab und nahm den Titel Sadjjen-Coburg- 
Gotha an. Diefe 3 Speciallinien ftifteten den 25. December 1833 ven herzogl, 
Sadhfen-Erneftiniihen Hausorben, aus 4 Klaſſen beftehenv. 

1. Das Herzogthbum Sadhjen- Meiningen (und Hildburghaufen) 
gründete Herzog Bernhard IL, Ernft des Frommen Lieblingsfohn. Gegen Abtre- 
tung feiner Revenüenämter,, beren Refidenz Ichtershaufen war, übernahm er ben 
21. Juni 1680 die Aemter Meiningen, Maffeld mit Henneberg, Wafungen, 
Sand, Frauenbreitungen und Salzungen, erhob das Ganze (das fpäter fogen. 
Unterland) zu einem Fürſtenthum und bezog Meiningen als feine neue Refidenz 
und als Hauptftadt feines nur 12 (JM. großen Erbtheils. Als 1699 vie Linie 
Sachſen-Coburg ausftarb, machte er Anfprühe auf das ganze Fürftenthun und 
ließ es befegen, fam aber dadurch mit feinen Brüdern und zugleich aud wegen 
des Amtes Fiſchberg mit Fulda in Streit. Beide Irrungen waren unerledigt, als 
er 1706 ftarb. Der ältefte feiner drei hinterlaffenen Söhne Ludwig, Friedrich 
Wilhelm und Anton Ulrich übernahm zufolge einer Vereinbarung mit feinen Brit- 
dern bie Alleinregierung, leider nicht zum Heil des Yandes. Es kamen Finanzen 
und Rechnungen in Unordnung und nede Streitigkeiten zu den ererbten. 1723 
wurbe die Hälfte von Stadt und Geriht Schalkau von Sadhfen-Hildburghaufen 
gegen vier Dörfer im Grabfeld eingetaufcht. Ludwig ftarb 1724, bald darauf auch 
feine zwei binterlaffenen Söhne (1729 und 1743) und fein Bruder Friedrid) 
Wilhelm (+ 1746). Im Iahr 1735 gewann Meiningen aus der Coburger Erb: 
mafle blos die Aemter Sonneberg und Neuhaus, Die alleinige Regierung des 

ging 1746 auf Herzog Anton Ulrih, Herzog Bernhards I. jüngften Sohn, 
über, der ſchon vorher die Mitvormundihaft über feine Neffen und die Mit- 
regierung erlangt hatte. Bei feinem Negierungsantritt erwartete das Land von 
ibm, ben e8 als einen charakterfeften und ebelgefinnten Fürften liebte, dauernde 
Rüdtehr nah Meiningen und Abhülfe der zerrütteten Finanzen und Zuftände, 
Er blieb jedoch im Ausland, feit 1742 ftets in Frankfurt a. M. Vielfache, von 
feinen nächſten Verwandten gegen ihn ausgeübte Kränkungen, namentlich bie Feind- 
feligfeiten gegen feine erfte unebenbürtige Ehe, deren Sproſſen er fucceffionsfähig 
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zu machen fuchte, hatten ihn gegen die ſächſiſche Heimath verftimmt. Aud konnte 
er beim beften Willen die Finanzen nicht beffern, weil er ererbte und eigene loſi⸗ 
fpielige Proceffe zu führen hatte. Dazu fam bie Laſt des fiebenjährigen Kriegs. 
Er vermäblte fih 1750 zum zweitenmal mit Charlotte Amalie von Heflen-Phi- 
lippsthal und hinterließ bei feinem Tode (1763) außer den Kindern erfter Ehe 
zwei Söhne zweiter ebenbürtiger Ehe, die Prinzen Karl und Georg. Der fürft 
lihen Wittwe, welche über ihre no unmündigen Söhne die Vormundſchaft und 
über das Land bie Regierung führte und ihren Sig in Meiningen nahm, gelang 
es, das Wohl des Landes anzubahnen. Ihren Weg wandelte Herzog Karl, ber 
1775 die Regierung übernahm und ebenfo nad feinem Tode (1782) fein Bruder 
und Nachfolger, der genial und praftifch gefinnte Herzog Georg. Die noch refti- 
renden alten Irrungen feines Haufes und Landes Bbefeitigte er umb erreichte bie 
von Herzog Anton Ulrih 1729 eingeleitete Gewinnung der Hälfte vom Gericht 
Schalkau. Auch führte er ven 12. Min 1802 in feinem Haufe die Primogeni- 
tur ein, bie das Grundgeſetz vom Jahr 1829 fanktionirte. Er farb 1803. 
Sein einziger binterlaffener Sohn, Herzog Bernhard II. (Erih Freund), ber 
gegenwärtig regierende Landesfürſt (geb. den 17. December 1800), war damals 
noch nit drei Jahre alt. Vormundſchaft und Regierung übernahm feine Mutter, 
die Herzogin Lonife von Hohenlohe-Rangenburg. Ihre Regierung, die fie im Sime 
ihres Gemahls führte, fiel in eine ſchwere, beſonders vom Krieg gedrückte Zeit. 
Wie die Übrigen fähfifhen Fürften trat aud fie den 25. Dezember 1806 bem 
Rheinbunde bei und vollzog 1808 durch Berträge mit Würzburg und mit Sad. 
fen-Gotha die Ausfheidung und Ausgleichung oberhoheitliher Rechte bezüglich 
mehrerer Ortfchaften. Herzog Bernhard II. trat den 17. December 1821 bie Re 
gierung an. Den Zeitbebürfniffen erſchloſſen, ſchritt er fofort zu zwedmäßigen Ums 
geftaltungen, namentlich in der Organifation der Verwaltung. 1824 gab er eine 
landſchaftliche Berfaffung mit 21 Abgeordneten, je 7 von jebem ber drei Stänbe. 
Aus Anlaß des Länderzuwachſes, der in Folge der gothaifhen Erbtheilung 1826 
eintrat, wurbe eine außerorbentlihe Ständeverfammlung zufammengerufen. Nach— 
dem dieſe die Bereinigung aller Theile des Herzogthums dur ein Grundgefet 
für das Rathſamſte erflärt und einen Entwurf vorgelegt hatte, erſchien den 23. 
Auguft 1829 das neue Grundgefeg. Mit diefer Vereinbarung traten die Sonber: 
verfafjungen ber einzelnen Hauptlandestheile außer Kraft. Das neue Berfaffungs- 
gejeg bildete feitvem die Grundlage für alle weitern landſchaftlichen Entwidlungen 
und für alle Berfaffungsfämpfe, bei denen vor Allem die Domänenfrage im Bor- 
bergrunde ftand. Das Gefeg vom 7. April 1831 bradte eine die Domänen be 
treffende Vereinbarung zu Gunften des Landes; 1843/44 erfolgte die Annahme 
des k. ſächſiſchen Strafgefeßbuhs, 1846 die Aufhebung der Steuerfreiheit (gegen 
Entſchädigung), der Patrimonialgerihte und fonftigen gutsherrlihen Geredt- 
famen. Ein Gefes vom 26. Mär; 1846 erfennt die Domäne als fürftliches 
Eigenthum an, ftellte aber einen jährlichen Zufhuß aus der Domänenfaffe zur 
Landeskaſſe gegen Wegfall bes ftändifchen Beiraths bei Firirung des Domänen- 
etats und bes Mitauffichtsrehts bei der Domänenfafferehnung fe. Diefes Ge 
fe hielt jedoch der Bewegung bes Jahres 1848 nicht Stand. Durch Geſetz vom 
27. Mai 1849 wurde die Domäne für Staatsgut erflärt und bem Herzog eine 
Civilliſte feſtgeſetzt. Indeß im Folge des Proteftes der fürftlihen Agnaten ging 
das Geſetz vom 3. Juni 1854 wieder auf die Berfafiung von 1829 zurüd, mo» 
nad bie Domäne Eigenthum des fürftliben Haufes ift. Zugleich wurde bie An- 
fertigung eines Verzeichniffes aller Domänengüter und die Ueberlaffung all der 


Thüringifhe Staaten. 553 


jenigen darin aufgenommenen Beftanbtheile, vie ver Landtag als Staatsgut nach⸗ 
meifen fönnte, an den Staat beftimmt. Bon Seiten der Regierung wurbe biefes 
Berzeichniß vorgelegt und von Seiten des vom Landtag 1861/62 erwählten Do- 
mänenausfhufles der Hauptſtock des verzeihneten Domänenvermögens für Staats- 
gut erflärt. Bei dieſen entgegengefegten Anfchanungen ift der oberfte Gerichtshof 
zu Dresden gewählt worden, über die Sache auf Grundlage ver jett eingereich⸗ 
ten beiberfeitigen Vertheidigungsſchriften endgültig zu entfcheiden. 

Das Grundgefeg vom 23. Auguft 1829 ift bis auf diejenigen Abände- 
rungen gültig, welche das Geſetz vom 25. Juni 1853 über bie Wahl der Volks. 
bertreter und das Gefeg vom 3. Juni 1854 über das Domänenvermögen gebracht 
bat. Der Landtag befteht aus 24 Abgeordneten, wovon auf bie Zeit von 6 
Jahren 2 von dem Herjoge ernannt, 6 von den Befigern größerer gebundener 
Güter in 2, 8 von den Stäbten in 4, und 8 von den Bauern in 8 Wahlbe- 
jirten gewählt werben. Zugleih find in gleichem Modus ebenfo viel Stellvertreter 
zu wählen. Deffentlich Angeftellte müffen vor ter Annahme ver Wahl vie Ge: 
nehmigung ihrer Vorgeſetzten haben. Der Präfident des Landtags wird von ben 
Ständen gewählt; er leitet mit zwei ihm aus der Mitte ver Stände beigeorbneten 
Borftehern die Gefhäfte. Auch bilden diefe brei mit noch drei Abgeorbneten den 
Ausſchuß zur jährlichen Abnahme der Rehnungen. Der Landesherr hat das Recht, 
den Landtag zu berufen, ihn zu ſchließen, zu vertagen oder aufzulöfen, im letz— 
tern Fall find fofort neue Wahlen anzuordnen. Die Verhandlungen find öffent- 
lich. Die Rechte und Pflihten der Landſtände find im Allgemeinen denen ver 
weimarifhen Berfaffung gleid. 

Das Land, aus einer halbmondförmigen, am Thüringer Wald gelegenen 
Sauptmaffe und aus 13 zerfireuten Stücken gebildet, zufammen 43 [DM. groß, 
zählt jest 178,065 Einwohner, demnach 4141 E. auf die IM. Bis auf 1625 
Juden, 1105 Katholiten und 61 Mennoniften find fie lutheriſch. Es beftehen 2 
Gymnaſien, 2 Realfhulen, 1 Progymnafium, 1 Schullehrerfeminar, 1 Hebammen- 
anftalt, 1 Irrenhaus, 1 Eifenbahn, 2 Telegraphenleitungen, 1 Krebit- und 1 
Hypothefenbant. Bon großem Werth für die Bollswohlfahrt ift die 1849 ge- 
ſchaffene Landeskreditanſtalt. 

Die höchſte Verwaltungsbehörde iſt das Staatsminiſterium in 5 Wbthei- 
lungen: der des herzoglihen Hauſes und des Aeußern; bes Innern; der Juftiz; 
der Kirhe und Schule; der Finanzen. Für bie nievere Verwaltung beftehen 12 
Berwaltungsämter (einſchließlich der Nefivenzpolizeibireftion), denen Oberamtmänner 
vorgefegt find, und die Gemeindebehörven. Die Städte haben ihre befondern Ber: 
faffungen, für die Landgemeinden gilt die Gemeindeordnung von 1840. 

In der Rechtspflege haben das Oberappellationsgeriht zu Jena und das 
Appellationsgeriht zu Hilbburghaufen dieſelbe Stellung und Funktion zum Her 
zogthum Meiningen wie für das Großherzogthum Sahfen-Weimar die erftgenannte 
Juftizbehörde zu Jena und das Appellationsgericht zu Eifenah, einſchließlich des 
Schwurgerihtd und der Staatsanwaltfcaft. Beim Appellationsgeriht zu Hild- 
burghaufen findet die erfte und zweite, vor dem Oberappellationsgeriht zu Jena 
bie dritte Etaateprüfung im Fade der Juftiz ftatt. Bezüglich der Untergerichte 
bat das Fand 5 Kreisgerichte mit 10 Landgerichten und Kreisgeridhisveputationen. 
Außer den Friedensgerichten (Schiedsgerichte), die feit 1835 beftehen, bewährt fi 
auch das Inftitut der freien Gerichtstage. 
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Der Budgetentwurf für 1862—65 ift: 





Landeskaſſe 1,083,592 fl. Einnahme, 1,086,592 fl. Ausgabe, 
Domänentaffe 844,700 „ " 788,450 „ Re 
Summe 1,928,292 fl. Einnahme, 1,845,042 fl. Ausgabe. 


Die Staatsfhuld betrug 1862: 3,982,633 fl. Dadurch, daß das Yand für bie 
Hälfte der Baufoflen ver Werrabahn eine 40/, Zinsgarantie auf die erften 10 
Jahre übernommen hat und durch die bedeutende Erhöhung des Militäretats 
(133,060 fl.) ift der Staatsbedarf gegen früher fehr gefteigert worden. Die Gr 
fhäfte der Staatsfhuld und vie Ausgabe, Einziehung und Bernihtung der Kaf- 
fenanmweifungen leitet eine Staatsfhuldentilgungstommilfion. 

Das Bundestontingent befteht aus 2110 Mann mit Einfluß von 
384 Mann GErfagmannfhaft und bildet ein Regiment in 2 Bataillonen. Ein 
Feldjägerkorps dient zur Aufrehthaltung der üffentlihen Ordnung und Sicher 
heit, zur Unterftügung ber Suftiz- und Verwaltungsbehörden und zur Auffiht 
im Zol- und Steuermefen. 

2. Das Herzogthum Sachſen-Coburg-Gotha 
begreift die beiden Fürſtenthümer Coburg und Gotha, von denen jenes im Mit— 
telalter ein Hauptftüd der fogenannten Pflege Coburg, dieſes ein Stüd der Land— 
graffchaft Thüringen war. Während diefes 1247 an das Haus Wettin und 1485 
an den Kurfürften Ernft fiel und ſeitdem im Beſitz des erneftinifhen Haufes ge 
blieben ift, war jenes Ortsland in Franken urfprünglic Reichsgebiet, kam bann 
vorübergehend an den Pfalzgrafen Ehrenfried und nah ihm an feine Tochter 
Richenza, darauf an die Grafen von Wolfswad und von Meran, wurbe im 13. 
Jahrhundert hennebergifch, 1291 brandenburgiſch, 1314 wieder hennebergifh, 1374 
fähfifh und von 1485 an dauernd fachfen-erneftinifh. Ein felbftändiges Fürften: 
thum bildete dasselbe 1542 —1553 unter Herzog Johann Ernft, dem Finderlofen 
Stiefbruder des Kurfürften Johann Friedrich des Großmüthigen, darauf 1596 bis 
1633 unter Herzog Johann Cafimir (von dem vie nod gültige caſmirianiſche 
Ordnung berftammt) und endlih, nachdem e8 1638 an Weimar, 1640 an Al— 
tenburg, 1672 an Gotha gelommen war, 1680—1699 unter Herzog Albredt. 
Deffen erblofes Ableben 1699 verurfahte langwierige Erbftreitigfeiten, melde 
1735 dadurch endeten, daß Sadfen-Meiningen Sonneberg und halb Neubaus, 
Sadıfen-Saalfeld aber Coburg mit Rodach und Neuftadt erhielt. Obgleich num 
Sahfen-Meiningen gegen dleſe Theilung noch bis 1746 Einfpruch erhob, fo lie 
doch dieſelbe rehtsfräftig und das Fürſtenhaus Sachſen-Saalfeld im Beſitz von 
Coburg, ven dem es fih nun Sadfen:Coburg:Saalfeld nannte. Der Stifter bed 
Haufes Sahfen-Saalfeld, deſſen Nahlommen jest das gefammte Herzogthum 
Sachſen-Coburg-Gotha beherrſchen, war der ritterlihe Johann Ernſt, der jüngfte 
Sohn des Herzogs Ernft des Frommen. Derfelbe bezog 1681 Saalfeld ale Re 
fivenz feines überfommenen Erblandes. Da jevod dieſe Portion weder bie voll 
Septime, nod mit der höhern Staatsgewalt, die fih Sachfen-Gotha reſervirt 
hatte, verbunden war, fo fuchte er das Cine und das Andere zu erlangen. 1682 
gewann er auch Pößneck und nad dem Ausfterben der Pinien Coburg, Eifenberg 
und Römbild den größern Theil des Fürftenthbums Coburg, 1/z von Römbhild -unt 
5/2 von Themar. Er ftarb 1729, ohne das Ende der wegen der Goburger Erb 
haft entftandenen Streitigfeit erlebt zu haben. Sein älterer Sohn, Chriſtian 
Ernſt, übernahm darauf ais Herzog von Coburg-Saalfeld die Regierung für ſich 
und feinen Stiefbruder Franz Iofias, Als jener 1745 farb, folgte diefer, welder 
bereits 1733 die Primogenitur für fein Haus eingeführt hatte. Er erhob Coburg, 
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nachdem 1735 ber Coburger Erbfolgeftreit entſchieden war, zu feiner Refivenz und 
war ein Wohlthäter feines Landes, daher fein Tod 1764 das Boll in tiefen 
Schmerz verfegte. Ihm folgte von feinen vier Söhnen Herzog Ernft Friebrid, - 
unter dem die Landesfchulden dermaßen wuchſen, daß eine Taiferlihe Kommiſſion 
bie Berwaltung der Finanzen in die Hand nehmen mußte. Diefer Zuftand bauerte 
von 1772 bis 1802. Ernſt Friedrich farb 1800. Sein Sohn und Nachfolger 
Franz fuchte, von feinem Minifter Kretſchmann unterftägt, das Wohl feines Lan- 
bes; e8 gelang ihm, die kaiſerliche Kommiſſion unnöthig zu machen und von 
Sachſen⸗Gotha tie vollen Hoheitsrechte zu gewinnen. Bei feitem Tode (1806) 
befegten die Franzoſen das Land, weil fein Sohn und Nachfolger, Herzog Ernft I. 
in ruſſiſchem Kriegsdienft ftand. Rußland und Sachſen vermittelten indeß die Rüd: 
gabe des Fürſtenthums. Herzog Ernft II. fhuf [höne Bauten und Anlagen, hob 
auch die Steuerfreiheit der Privilegirten auf. Im Jahr 1813 übernahm er das 
Kommando des fünften Armeeforps, trat 1815 dem Rheinbund bei, gewann 1816 
die Herrſchaft Baumholder als Fürftenthum Lichtenberg, gab den 28. Auguft 1821 
dem Land eine landſtändiſche Verfaflung, erwarb 1826 das Fürftenthbum Gotha 
(ohne die Oberherrſchaft Kranichfeld) und die Aemter Königsberg und Sonnefelv 
gegen Abtretung des Fürftenthums Saalfeld, der Dörfer auf dem linken Steinach- 
ufer und des Amtes Themar, und nahm den Titel Herzog von Coburg-Gotha 
an. 1834 verfaufte er das Fürftentfum Lichtenberg an Preußen. Im Jahr 1840 
befam er mit dem Coburger Landtag wegen des Domänenvermögens Streit, ber 
nicht gehoben war, als er 1844 ftarb. Er ſah no den auffteigenden Stern 
feines Haufes, das fünf föniglichen Dynaftien verwandt wurde und felbft im brei 
Königreihen regiert ober regieren wird. 

Ihm folgte fein älterer Sohn, Herzog Ernft II. (geb. 1818), ein mit Jagd, 
Kunft und Politik eifrig fich befchäftigender Fürft. Diefem gelang es, die Strei- 
tigkeit zwifchen der Negierung und ven Ständen im December 1846 durch brei 
noch gültige Geſetze (Wahl ver Landtagsabgeorbneten; Verantwortlichkeit ver 
Staatsbeamten wegen Berfaflungsverlegung, und Beitrag der Domänen, bie ein 
unveräußerliches Eigenthum des herzoglihen Hanfes find, zu den Staatskoſten) 
zu heben. Dadurd kam es, daß das Jahr 1848 über Coburg weniger harte 
Stürme brachte, als über das in altftänbifher Form verharrende Gotha. Hier 
wurbe mit einer auf breitefter Bafis gewählten Abgeorbnetenverfammlung das de— 
mokratifche Staatsgrundgefeg vom 26. März 1849 feftgeftellt und dieſem eine 
Bahlorbnung, ferner eine befondere Vereinbarung über den Staatshaushalt, 
welhe das Domänenvermögen für Staatsgut erflärte, und ein das Verfahren 
des Dberappellationsgerichtes zu Iena bei Anklagen gegen Staatsdiener betreffendes 
Geſetz beigegeben. In den Iahren 1852 und 55 ift indeß dieſes Grundgeſetz 
wieder aufgehoben worden. Durch den Theilungsvertrag von 1826 waren Gotha 
und Coburg unter einem Landesherrn vereinigt worden, aber nur im Berhältniß 
einer Berfonalunion. Seit dem Jahr 1848 hatte die Regierung das Streben, 
beide Länder unter einer Gefammtverfaffung zu vereinigen. Es gelang ihr auch 
endlih, durch die Gefege vom 3. Mai und 1. Juni 1852 für Coburg und Gotha 
eine gemeinſchaftliche Berfafiung zu Stande zu bringen , jevob unter Fortbeftand 
ihrer befondern, ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe. Die völlige Verfhmelzung beider 
Yänder, melde financielle VBerhältniffe wünfchenswerth machen, ift zwar ſeitdem 
angeftrebt, wird aber wegen ver Giferfüchteleien der beiden räumlich getrennten 
und vormals felbftänpigen Länder ſchwerlich zu Stande kommen. 

Das gefammte Land befteht aus zwei gegen 7 Stunden von einander ger 
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trennten Hauptmaffen, aus einer nördlichen, bie dreimal größer iſt, zu Thüringen 
gehört und das Herzogthum Gotha begreift, und aus einer Heinern ſüdlichen, 
. bie in ber fränfifhen Ebene liegt und das Herzogthum Coburg bildet. Zu beiden 
Kernmaflen gehören einzelne getrennte Stüde. Das Ganze befaßt auf 35,8 IM. 
164,262 Einw., alfo 4584 Einw. auf bie [JM.; davon fommen auf Gotha 
25,8 [JM. mit 116,184 Cinw. und auf Coburg 91/, IM. mit 48,078 €, 
Bis auf circa 3000 Reformirte, 2400 Katholifen und 1200 Juden ift die Be 
völferung Iutherifh, in 9 Städten, 14 Fleden und 306 Dörfern wohnhaft. Ihre 
Bildung pflegen 2 Gymnaſien, 2 Realihulen, 2 Seminare, 33 Bürgerfchulen 
und über 300 Dorfſchulen. 

Nah dem Staatsgrundgefeg vom 3. Mai 1852 befteht für jedes ber 
beiden Herzogthümer ein befonderer, für beide zufammen ein gemeinfchaftlicher 
Landtag. Legterer übt für die verfafjungsmäßig gemeinfamen Verhältniffe und Ein- 
rihtungen beider Länder (ihr Verhältniß zum Herzog; ihre Beziehung nad) Außen; 
das Staatsgrundgefeg; der gemeinfame Landtag; Staatsminifterium; Staats. 
gerihtshof; Militär; Dberappellationsgeriht und Appellhof; Poſt-, Zollfahen und 
Staatsardiv) die den Landesvertretungen zuftändigen Rechte aus. Der befonbere 
Landtag für Coburg befteht aus 11, der für Gotha aus 19 Mitgliedern, ber 
aemeinfame Landtag aus 7 Mitgliedern des coburgtfhen und aus 14 bes gothai: 
jhen Landtags, welche von dieſen nah abfoluter Stimmenmehrheit abgeorbnet 
werben. Die Wahl der Abgeorbneten erfolgt auf 4 Jahre, die Ergänzungsmwahlen 
nur auf die no übrige Zeit der Wahlperiode. Seinen Vorſtand wählt der Land— 
tag felbft. Für jeden Landtag befteht ein Ausfhuß, der in ber Zeit des nicht 
verfammelten Landtags thätig ift. Den Ausſchuß bilden ver Präſident, der Schrift: 
führer und noch drei vom Landtag gewählte Mitglieder. Die Rechte und Pflichten 
des Landtags gleichen im Allgemeinen denen der übrigen fähfifhen Herzogthümer. 

Die oberfte Berwaltungsbehörde des gefammten Landes ift das Staate- 
minifterium. Dasfelbe zerfällt nah dem Drganifationsgefeg vom 17. December 
1857 in zwei Abtheilungen, bie eine für Coburg, die andere für Gotha. Die ge 
meinfamen Angelegenheiten beider Länder gehören zu berjenigen Abtheilung , wel- 
der der Staatsminifter vorfteht. Die herzoglichen Angelegenheiten können ver 
einen oder andern Abtheilung zugewiefen werben. An ver Spike des Staats- 
minifteriums fieht mit dem Recht der Oberauffiht über das Ganze der Staats- 
minifter, der zugleih Vorſtand der einen Abtheilung if. Das Staatsminifterium 
befteht mindeftens aus 5 Mitgliedern. Zu dem Gefchäftsfreife der befondern Lan⸗ 
desminifterien gehören nur die Verwaltung des Innern, der Kirche und Schule 
und der Finanzen. Die übrigen Berwaltungsbehörben find die Landrathsämter 
(Coburg bat ein Landrathsamt zu Coburg und daneben vie Magiftrate zu Go 
burg, Neuftadt, Rodad und Königsberg und den Berwaltungsbezirt zu Königs- 
berg; Gotha drei Randrathsämter zu Gotha, Ohrdruf und Waltershaufen und 
daneben die Magiftrate diefer Städte und die Verwaltungsbezirte zu Nazza und 
Volkenroda), die Kirchen- und Schulenämter und die Gemeindebehörden. 

Nah dem Drganifationsgefeg für die Gerihtsbehörden vom 21. Gert. 
1857, welches zugleich den privilegirten Gerichtsftand (den des Hofes, des Milir 
tär und der TFideilommiffe ausgenommen) aufhob und bie Todesftrafe und 
das Schwurgeridht einführte, beftehen ala Gerichtsbehörden das Oberappellations- 
gericht zu Jena als oberftes Gericht, dann das Appellationsgericht zu Gotha (am 
ber Stelle der frühern Juftiztollegien zu Gotha und Coburg), zwei KRreisgerichte, 
eins zu Coburg und eins zu Gotha, und Juftizämter (refp. Stadtgerichte und 
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Amtsbezirke). Eine Strafproceforbnung wurbe den 4, November 1857 und ben 
12. Juni 1858 publichrt. 

Für die Finanzperiode von 1861—65 find für das Herzogthum Coburg bie 
Staatseinnahmen jährlich zu 471,000 fl., die Ausgaben zu 466,900 fi., 
für Gotha die Einnahmen zu 606,500 Thlr., die Ausgaben gleih hoch berechnet. 
Das Domänenvermögen hat im Herzogthum Coburg 194,408 fl. Einnahme und 
128,808 fl. Ausgabe (vom Ueberſchuß fällt die Hälfte dem Herzog, die andere 
der Staatöfaffe zu), im Herzogthum Gotha 559,500 Thlr. Einnahme und 
385,669 Thlr. Ausgabe (vom Ueberſchuß erhält ver Herzog 120,151 Thlr., den 
Reft das Land), 

Das Bundestontingent befaßt 1860 Mann, darunter 372 Mann Res 
ferve und 186 Erfagmannjhaft. Mit Preußen bat das Herzogthum im Juli 1861 
eine auf 10 Jahre (1862—72) dauernde Militärkonvention abgeſchloſſen, wor 
nah Preußen die vollftändige Erhaltung des herzoglihen Bundeskontingents im 
Frieden wie im Krieg übernimmt, dagegen das Herzogthum ſich verpflichtet, im 
Frieden jährlich 80,000 Thlr. und im Krieg 148,000 Thlr. zu entrichten. Der 
Herzog fteht -zu dem Kontingent in dem BVBerhältniß eines fommanbdirenden Ge- 
nerald. Die Officierftellen werben im Einvernehmen mit dem Herzog befegt. 

Zum Bermögen des herzoglichen Specialhaufes (ein Hausgeſetz v. 
1. März 1855 betrifft neben der Erbfolge und anderem aud die Fideilommiſſe) 
gehören außer dem Hausallodium und der Dipislebener Senioratsftiftung noch drei 
Fideilommiſſe und zwar das Lihtenberger (Stamm 2,100,000 Thlr. als Ber- 
tanfsfumme für das Fürſtenthum Lichtenberg), das Greinburger (Herrfhaft in 
Dberöfterreih) und das Ernft-Albertifche, welches in dem Grunbbefig von 
drei Forfteien die Ablöfungsfumme für das geerbte gothaifhe Hausallod bildet. 

3. Das Herzogthbum Sadhfen-Altenburg, 
vormals das Hauptftüd des alten Pleißner Landes, frübzeitig von den Wenden 
bewohnt, wurde feit dem 10. Jahrhundert ein kaiferlihes Beſitzthum unter Burg- 
grafen zu Altenburg, fam 1243 als Pfand an den Markgrafen Heinri den Er- 
lauten und nachdem ed 1290 auf furze Zeit eingelöst war, 1307 für immer 
an das Haus Wettin, 1485 an bie erneftinifche, 1547 an die albertinifche, end» 
lid 1554 wieder an bie erneftinifche Linie, bei der es feitvem geblieben iſt. Im 
Jahr 1603 wurde das Altenburger Land ein felbftändiges Fürſtenthum unter den 
Herzogen Johann Philipp, Friedrich Wilhelm II. und Friedrich Wilhelm III. Mit 
dem Tode des legtern (1672) fielen 3/, des ganzen Landes (vie Aemter Altenburg, 
Ronneburg, Eifenderg, Camburg, Leuchtenburg und Orlamünde, Roda, Saalfeld 
mit Pößneck, Gräfenthal und Probftzellea) an Sachſen-Gotha. Jedoch bereits 1680 
wurde es im drei Theile, einen gothaifhen, eifenbergifchen und Saalfelder Theil 
geipalten, von denen ber erfte bei Gotha verblieb, die beiden andern aber felbft- 
fändige Fürftenthümer, und zwar das Fürſtenthum Eifenberg (mit den Aemtern 
Eifenberg, Ronneburg, Roda und Gamburg) unter Herzog Chriftian und das Für« 
ſtenthum Saalfeld (Saalfeld, Gräfenthal, Probftzelle und Lehnften, feit 1682 auch 
Pößned) unter Herzog Johann Ernft bildeten. Der Eifenberger Theil wurde 1707 
wieder mit dem gothaiſchen verbunden, der Saalfelber blieb aber getrennt. Jene 
beiden vereinigten Theile bildeten von nun an das Herzogthum Altenburg unter 
Sahfen-Gotha. Indeß dur das Ausfterben des Haufes Gotha (1825) befam 
dasjelbe im Jahr 1826 wieder feine befondern Herzoge, und zwar durch biejenige 
bergogliche Linte, welche von 1680 bis dahin in Hilvburghaufen regiert hatte. Ihr 
Stifter war Herzog Ernft, der fehste Sohn Herzogs Ernſt des Frommen. Er 
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überfam 1680 als feinen. Erbtheil die Aemter Hildburghaufen (mit Beilsporf), 
Heldburg (mit Ummerftadt), Schalkau und Eisfeld, erhielt 1683 das Amt Kö— 
nigsberg, 1705 aus der Coburger Erbmafje das Amt Sonnefeld und fpäter aus 
ber Römhilder Maſſe das Amt Behrungen, und gründete in feiner Refidenz Hild— 
burghaufen ein Schloß und ein Gymnaſium. Bereits den 11. Jan. 1703 führte 
er in feiner Linie die Primogenitur ein, Nah feinem Tode (1715) folgte fein 
älterer Sohn Herzog Ernft Friedrich I. in der Regierung; der jüngere, Prinz 
Joſeph wurde fatholifch, Raiferlicher Generalfeldzeugmeiſtee, furze Zeit Kommandant 
der Neihsarmee im Tjährigen Arieg, 1769 Borftand der faiferliden Debitlom- 
miffion zu Hilpburghaufen und zulegt Vormund des Herzogs Friedrich und ſtarb 
1787, Herzog Ernft Friedrich I. war ein prachtliebender Regent, er verfaufte 1720 
die Grafihaft Kuylenburg um 800,000 fl. und ftatt damit Schulden zu tilgen, 
legte er einen Yuftlanal am Schloſſe zu Pildburghaufen an und trat 1723 das 
halbe Amt Schalfau gegen einige Dörfer im Grabfeld an Sachſen-Meiningen ab. 
Er ftarb 1724 und hinterließ zwei nod nicht volljährige Söhne und fein Land 
in Schniven. Eine faiferlihe Kommiffion und die Herzogin Wittwe Sophie Alber- 
tine, welche eine Zeit lang die Vormundſchaft führte, fuchten die Schulden mög« 
lichft zu regeln und zu mindern. Was fie gebeflert hatten, ging mit dem Regie- 
rungsantritt des an Körper und Gemüth kranken Herzogs Ernft Friedrich II. 
wieder verloren. Erſt 38 Jahre alt, ftarb er 1745. Bon feinen zwei binterlaffenen 
Söhnen wurde der jüngere, Prinz Eugen, dänijcher Öenerallieutenant, der ältere, 
Ernft Friedrich III., folgte feinem Vater in der Regierung, anfänglid unter ber 
Vormundſchaft feiner Mutter, von 1748—80 felbftändig. Seine gutmüthige Wohl- 
thätigfeit, feine höfiſche Prachtliebe und fein unmäßiger Militäraufwand vernichteten 
fehr bald den fhon unter feinen Vorgängern gefuntenen Landeskredit. Ebendeßhalb 
tam ſchon 1769 eine Faiferlihe Debitfommilfion ins Land, die 35 Jahre danerte. 
Im Jahr 1780 folgte als Negent der wohlwollende Herzog Friedrich, der einzige 
Sohn des verftorbenen Herzogs Ernft Friedrich III., anfänglih unter der Bor 
mundfhaft feines Urgroßoheims, des Prinzen Jofepy. Seine Regierung, umter 
ſchwierigen Berhältniffen begonnen, warb mehr und mehr zum Segen des Landes. 
Durd eine Reihe zeitgemäßer Gefege, namentlih durch vie liberale Berfaffung 
vom 19. März 1818 wurde das Vertrauen zwifhen der Regierung und bem 
Bolt und der Staatskredit wieder bergeftellt. Als unter diefen Umftänden das Für 
ftenthum ſich wohl fühlte, trat er 1826 bei der Theilung der gothaifchen Erb⸗ 
maffe vasfelbe ab und übernahm das Fürſtenthum Altenburg, 

Er hatte einen fettern Boden und eine reihere Bevölkerung eingetaufcht, beun 
er fand in Altenburg Wohlhäbigkeit, blühende Induſtrie in der Reſidenz und einen 
tüchtigen, wenn aud üppigen Bauernftand. In Folge der politiſchen Bewegung 
des Jahres 1830, die aud Altenburg in ihren Kreis zog, erhielt das Land ven 
29. April 1831 ein mit den Ständen vereinbartes, ſehr umfaffendes Grundge 
jeg, welches mit einigen Abänderungen noch gegenwärtig in Geltung ift. Zwei 
Beilagen, gleihfals vom 29. April 1831, betreffen die Wahlorbnung und bie 
Finanzverwaltung. Unter dem Schutze biefer Berfaffung wurde das Herzogtbum 
forgfam regiert und durch mehrfache zeitentfprehende, meift mit der k. fächfiichen 
Gefeggebung übereinftimmende Neformen (Strafgefeg, Frohnablbſung, Grundfteuer, 
Hypothekenweſen) und durch Förderung der Bolksktultur gehoben. Deſſenungeachtet 
waren die Mißftimmungen, welde 1830 ven Anlaß zu den Unruhen in: Alten- 
burg gegeben, nod nicht erlofchen, als Herzog Friedrich, der Gründer des neuen 
Herzogthums Altenburg, 1834 ftarb und fein ältefter Sohn Herzog Iofeph folgte. 
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Dem Hof wurde ein fireng kirchliches und ſtarr ceremontelles und verfchwenberifches 
Leben zum Vorwurf gemadt. Im Jahr 1848 entwidelte fi zu Altenburg ein 
wilder Terrorismus. Herzog Joſeph trat im November die Regierung an feinen 
Bruder Georg ab. Anfangs mußte diefer der noch mächtigen Bewegung mande 
Zugeftändniffe machen, allein in den folgenden Jahren wurbe ber frühere Zuftand 
größtentheil® wieter hergeſtellt. Herzog Georg flarb 1853 und num folgte fein 
öltefter Sohn Herzog Ernft, der noch regierenve, geb. den 16. September 1826. 
Ihm gelang es, die Verfaſſung vom Jahr 1831 mit einigen Abänderungen, und 
die Domäne durd das Gefeg vom 8. März 1854 als Eigenthum des herzogl. 
Hanfes wieverherzuftellen. Durch eine Verordnung vom 12. März 1854 wurde 
das Wahlgefeg von 1850 aufgehoben und aud in dieſer Hinfiht die Ältere Ge— 
fepgebung reftaurirt. *) 

Das Land beftehbt aus zwei von einander durd die reußiſche Herrichaft 
getrennten , faft gleich großen Landſtücken, einem Oftftüd (dem alten Pleißengan 
im Ofterland) und einem im mittleren Saalgebiet gelegenen Weftftüd und nod aus 
12 Heinen Exklaven. Jenes Stüd ift der Altenburger, dieſes der Saal-Eifenber- 
ger Kreis, Das Ganze umfaßt auf 24 (JM. 141,839 Einw., fomit 5909 €, 
auf die COM. Davon fommen auf den Wltenburger Kreis 11,5 IM. mit 
33,741 E,, auf den Saal-Eifenberger Kreis 12,5 IM. mit 48,098 E. Die 
Bevölkerung ift bis auf circa 100 Katholiken lutheriſcher Konfeffion (feine Juden) 
und wohnt in 8 Stäpten, 2 Marftfleden und 454 Lanborten. Jever Kreis fteht 
unter einem Kreishauptmann. Für die Bildung des Volkes wirken ein Gymna— 
fum (Altenburg), ein Lyceum, ein Seminar, eine Baugewerfjhule und 192 
Stadt- und Landſchulen; Aderbau, Viehzucht und Obftkultur find trefflich gepflegt 
und blühend; die Induftrie außer der Stadt Altenburg nicht beveutend; die Aus- 
fuhr an Rohprodulten anfehnlid. 

Das ſehr ausführlide Grundgeſetz von 1831 iſt nur bezüglid des Do— 
mänenvermögens durch das Gefeg vom 18, März 1854 und bezüglich der lanb- 
ſchaftlichen Bablen dur die Verordnung vom 12. März 1854 und durch bie 
landſchaftliche Geſchäftsordnung vom 23. December 1858, außerdem nod durch bie 
Sefege von der Aufhebung der Patrimonialgerichte und des Lehnverbandes, durch 
eine Dorforbnung vom 16. Sept. 1851 und das Gefeg über Bildung neuer Re 
ligionsgemeinfhaften vom 24. Januar 1851 abgeändert. Die Lanpftände bilden 
Eine Kammer und üben ihre Wirkfamkeit entweder in ber öffentlichen vollen Ber- 
ſammlung des Landtags oder durch die Landtagsdeputation (Ausfhuß) aus. Alle 
drei Jahre findet ein Yandtag flatt. Er befteht aus 25, aus freier Wahl hervor: 
gegangenen Abgeordneten, je acht von den Rittergutsbefigern, Stäbten und Bauern 
und aus einem Abgeorpneten des induſtriellen Kreifes nad) dem Geſetz vom 23. 
December 1858. Es werben viefelben auf 9 Jahre gewählt, doch erneuert ſich bie 
Landſchaft alle drei Jahre um ein Dritttheil. Den Präſidenten ernennt ber Herzog 
aus drei vom Landtag vorgefhlagenen Kandidaten; den Bicepräfidenten dagegen 
erwählt der Landtag, ebenjo die Kommiffionen für bie verſchiedenen Geſchäfte. 
Mitglieder des Staatsminifteriums können nicht als Abgeordnete gewählt werben, 
Mit den Abgeorbneten werden auch deren Stellvertreter gewählt. Die allgemeinen 
Grundſätze, fowie die Rechte und Pflichten ver Lanpftände entfprehen im Ganzen 
denen der andern fähfifchen Fürſtenthümer. 





*) Anm. d, Red. Diefe Verordnung ift einfeitig, ohne Zuflimmung des Landiags 
erlaflen worden, | | 8 
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Das Staatsminifterium befteht aus drei Mitgliedern. Ihm find die Lan- 
desregierung, das Konfiftorium und das Finanzkollegium untergeorpnet. Die niebere 
Berwaltung beforgen zwei Kreishauptmänner, je einer für einen Kreis des Landes. 
Für Kirche und Schule beftehen acht Ephoralämter. 

Die Rehtspflege wird vom Oberappellationsgericht zu Iena als hbchſter, 
dann dem Appellationsgeriht und dem Gerichtshof zu Altenburg als zweite, eben: 
falls als höchſte Inftanz geübt; unter diefen ftehen zwei Kriminalgerichte und zwei 
Staatsanwaltfhaften und endlich 10 Gerichtsämter. Schwurgerichte feit 1849 und 
eine neue Strafproceßorbnung vom 27. Jan. 1854. 

Für den Hauptfinanzetat auf 1863—64 betrug die Einnahme 
829,526 Thlr., die Ausgabe 829,526 Thlr. einfchlieglih der an das herzoglide 
Haus fallenden Domanialrente. Zu Ende des Jahres 1861 umfaßten bei dem 
Staats- und Domanialvermögen die Aftivfapitalien 1,206,725 Thlr., die Paifiv- 
fapitalien 980,703 Thlr. mit Einfhluß von 432,400 Thlr. in Umlauf befind- 
liher Kaflenfheine. Im Jahr 1850 betrugen die Schulden der Kammer und bei 
Landes zufammen 1,152,247 Thlr. Demnach hat fi das Schuldenweſen bes 
Fürftentbums bedeutend verbeffert. 

Das Bundestontingent beträgt 1473 Mann inkluf. Reſerve und 327 
Mann Erfagmanniaft, in 2 Bataillonen. Es befteht Stellvertretung. Den 11. 
September 1862 ift mit Preußen eine Militärkonvention zum Behuf einer Ueber- 
einftimmung der Militäreinrihtungen mit den preußifchen (preußijcher Kommandenr, 
Infpeftion, Geſetze, Uniform) abgefhloffen worden, die nad ſechsmonatlicher Kün- 
digung wieder aufgehoben werben kann. 

11. Die Schwarzburger Fürftenthümer. 

Die Fürften von Schwarzburg greifen wie andere Fürftenhäufer bezüglid 
ihrer Abftammung ins Dämmerliht der Sage zurüd. Sicher ift, daß fie zu ven 
älteften und anfehnlihften Dynaftien Thüringens gehören und mit den alten Gra- 
fen von Käfernburg, deren Stammſchloß bei Arnftadt liegt, eines Stammes find. 
Die im Jahr 1008 als Edle (nobiles homines) vorfommenden Gebrüder Günther 
und Sizzo, von denen jener durch feine priefterliche Wirkfamkeit fih den Ruhm eines 
Heiligen und den Namen „Einfiebler” erwarb, find, nad ihren Erbgütern zu fchließen, 
Häupter diefes Geſchlechts, deſſen bereits feit dem Anfang des 11. Jahrhunderts als 
eins der 12 Orafengefhlehter gedacht wird, welche unter den Landgrafen von Thür 
ringen ftanden. Die Geſchichte ver Schwarzburger, bei denen die Namen Günther und 
Heinrich Lieblingsnamen geworben find, ift vom 11. Jahrhundert bis zum Jahr 1584 
einerfeits ein Streben nad Vergrößerung ihrer Lande und Macht, andererfeits aber 
auch ein vielfaches Theilen und Zerftüdeln ihres Gebiets und ein fehdereiches Leben, 
das fie um mand’ Stüd Yand und unter bie Oberhoheit der Wettiner gebracht 
bat. Um 1150 fpaltete fih ihr Grafengefhleht zum erften Male in die Linien 
von Käfernburg und Schwarzburg. Die käfernburgifche Linie erloſch bereits 1385, 
worauf der Haupttheil ihres väterlichen Erbes an Thüringen und erft fpäter (1467) 
an die Grafen von Schwarzburg kam; bie Schwarzburger Linie dagegen wurde 
der Träger des gräflihen Stammes. Schon unter dem Grafen Heinrich I., der 
1184 auf dem Reichstage zu Erfurt durch das Einftürzen des Sitzungsſaales er 
ſchlagen wurde, befaß die Linie die Schlöffer und Aemter Schwarzburg, Blanten- 
burg und Königsfee. Die Nachkommen feines Bruders Heinrich II. gewannen unter 
Anderem 1228 Saalfeld und fpäter Pößned, 1248 Sonvershaufen, 1306 und 1332 
ganz Arnftadt mit Wachſenburg, Schwarzwald und Liebenftein, 1340 Aubolftadt 
und Franfenhaufen, theilten fi aber in die Linien Schwarzburg und Blanten- 
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burg. Jene fpaltete fi wieder in Schwarzburg, Wachſenburg und Leutenberg, 
welche Aeſte indeß ſämmtlich bis 1564 erloſchen, fo daß die jüngere Linie Blan- 
fenburg allein übrig blieb und den Stamm fortfegte. Gleih in ihrem Anfange 
verherrlichte fie Graf Günther XXI. durch feine Kriegsthaten und Erwerbungen, 
no mehr aber dadurch, daß er 1349 zum römifchen König erwählt wurbe. Zwar 
ftarb er noch in demfelben Jahr, nachdem von ihm vie königliche Krone an Karl 
IV. für 20,000 Marf Silber abgetreten war, er hatte jedod feinem Haufe Glanz, 
Geld und dem doppelten Reichsadler in das Yamilienwappen verfchafft, dazu das 
Reihsoberjägermeifteramt, neben dem die Grafen von Schwarzburg aud) das Reichs- 
erbftallmeifteramt befleideten und überdies mit den Grafen von Cleve, Eilly und 
Savoyen zu den DViergrafen des Reichs gehörten. Sein Urenfel, Graf Günther 
XXXVI. (7 1488) bradte die Befigungen des Haufes Käfernburg an feinen 
Stamm. Von den 7 Söhnen Günther XXXVI. hatten nur Günther XXX VII. 
und Günther XXXIX. Nahlommen. Indeß aud von biefen pflanzten nur bie 
Nachkommen Günthers XXXVII. den Schwarzburger Stamm fort, indem Graf 
Heintih, der Sohn Günthers XXXIX. und der Gemahl der heldenmüthigen 
Katharina von Henneberg, welde ſich 1547 dem Herzog Alba mit ihrem drohen- 
den Wort „Fürſtenblut ftatt Ochſenblut“ furdtbar machte, bereit8 1538 und bald 
nah ihm feine männlihe Nahlommenfhaft farb. Dadurd nun und durd den 
Tod feines Bruders Heinrich (f 1548) überfam Graf Günther XL., Günthers 
XXXVIII. Sohn, das gefammte Schwarzburger Yand und ward deßhalb Günther 
mit dem fetten Maul benannt. Er ftarb 1552. Bon feinen ſechs Söhnen, unter 
denen ber ältefte, Graf Günther, ein Kriegsheld feiner Zeit war, hatten nur zwei, 
Johann Günther I. und Albreht VIII. männliche Erben und wurden die Gründer 
der beiden Linien GSontershaufen und Rudolſtadt. Nah dem Tode ihrer Brüder 
(der letzte ſtarb 1598) umfaßten ihre Theile das gefammte Yand und auf diefer 
Erbtheilung beruhen die beiden heutigen Schwarzburger Fürftenthümer. Trog ihrer 
Trennung und Selbftändigfeit bilden fie doc ein ewiges gegenfeitiges Erbgut und 
haben gleiche dynaftifche Würde, gleiches Wappen, viefelben Yanvesfarben und über- 
einftimmeude Rechtspflege. Im Jahr 1713 fhloffen beide Linien einen Erbvertrag, 
dem zufolge in beiden Fürftenhäufern das Erftgeburtsreht im Mannesftamme und 
das gegenjeitige Erbfolgereht für den Fall des Erlöſchens einer Linie feftgeftelt 
wurde. Ihre gemeinfamen Landesfarben find jegt Blau und Silber (Weiß). 

Bezüglih der Rechtspflege haben beide Länder durdy die Stantsverträge 
vom 13, December 1849 und 23. März 1850 das Oberappellationsgericht zu 
Jena und das Appellationsgericht zu Eifenah und das mit demfelben verbundene 
Gefhmwornengeriht als oberfte Juftizbehörden und ebenfo im Land felbft Areis- 
gerihte und Juftizämter als untere Juftizbehörden in allen Beziehungen der Rechts— 
pflege, wie viefe für das Großherzogthum Weimar befteht, proviſoriſch angenom— 
men. Auch an der Ausarbeitung eines Civilgeſetzbuchs für die Thüringer Staaten 
find beide Länder betbeiligt, in Betreff der Strafgefeggebung gilt das Thüringer 
Strafgefeg, die Strafproceforbnung von 1850 und ihre in Uebereinftimmung mit 
Sadjen-Weimar vorgenommene Abänderung von 1854. Beim Oberappellations- 
gericht zu Jena befegen beide Fürſtenthümer abwechſelnd eine Rathsftelle und ebenfo 
beim Appellationsgeriht abwechſelnd die Bicepräfidenten- und zwei Rathaftellen 
= die Stelle des Oberftaatsanwalts und deſſen Gehülfen abwechſelnd mit 

eimar. 

Ihr gefammtes Rand, das fie getheilt haben, und das vormals zum ober» 

ähftihen Kreife gehörte, beftcht aus zwei ſechs Meilen auseinanterliegenden Haupt- 
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maffen, aus ber fogenannten Dberherrfhaft und der Unterherrfchaft. Iene umfaßt 
die altfchwarzburgifhen Beſitzungen und Itegt an und auf dem Thüringer Wald 
an der Saale, Gera, Ilm und Sorbitz (Sormig); biefe begreift althohnſteiniſchet 
Gebiet und liegt in der Thüringer Niederung, an der Hainleite und am Aufi- 
häufer längs der Helbe und Wipper. 

1. Das Fürftentbum Schwarzburg-Sondershaufen 
gründete Johann Günther I. Er erhielt in der Haupttheilung des Jahres 1552 
zwei Drittel der Unterherrſchaft. Bon feinen vier Söhnen pflanzte Anton Günther L., 
Herr zu Sondbershaufen, das gräfliche Geflecht feines Haufes fort, an das im 
Jahr 1631 nicht allein die angefaufte Graffhaft Gleichen, fondern aud im Folge 
einer Rechtsentſcheidung ein Keiner Theil des Hohnfteiner Landes fiel. Da bie 
von Ehriftian Günther geftiftete Linie Arnftadt im Jahr 1669 und vie zu Ehe 
leben mit Ludwig Günther 1681 erloſch, fo theilten Anton Günthers I. Söhne, 
Chriftian Wilhelm und Anton Günther II. die vereinten gefammten Lande von 
Neuem in die Häufer Sondershaufen und Arnftabt. Im Jahr 1697 wurden beide 
für fih und ihre Nachkommen in den Reihsfürftenftand und ihr Land zu einem 
unmittelbaren Neihsfürftenthum erhoben. Dadurch famen fie aber mit Kurſachſen 
und mit Sahfen- Weimar wegen der von dieſen Regierungen beanfprucdhten He 
beits- und Lehnsrechte in Streit. Trog der mit Kurſachſen 1699 und 1702 ab» 
geihloffenen Verträge, wonach fie an dasfelbe 200,000 Thlr. zahlten, mußten 
nad einem weitern Vertrag von 1719 bis zu Ende des deutſchen Reichs eben 
dahin jährlihd 7000 Thlr. gezahlt werden. In gleicher Weife hatte man nah 
einem Abfindungsvertrag von 1731 an Sahfen-Weimar wegen der Herrſchaft 
Arnftadt jährlid 3500 Thlr. zu entrichten. Anton Günther II. zu Arnftadt ftarb 
1716 ohne Regierungserben, weßhalb fein Yand an feinen Bruder Chriftian Wil- 
helm von Sondershaufen überging. Die dadurch wieder vereinigten Länder blieben 
feitvem wegen der 1713 eingeführten Primogenitur ein ungetheiltes Ganzes. Unter 
der langen Regierung des Fürften Günther Friedrich Karl (1794— 1835), welder 
1807 dem Rheinbunde beitrat, erfuhr das Land bedeutende politifhe und Terri- 
torialveränderungen. Gedrängt von der Bewegung bed Jahres 1830 werhieh er 
noh am 25. September d. I. feinem Lande eine landſtändiſche Berfaffung, die 
zwar 1831 berathen, von dem Lande aber als unzureihend befunden und midt 
angenommen wurde, worauf der Fürſt den 21. Juli d. I. erflärte, es müffe mun 
Alles „in feiner bisherigen Ordnung bleiben und fortgehen". Kränflih und durd 
Alter gebeugt, refignirte er im Auguft 1835, 309 fih nad Ebeleben zurüd und 
ftarb 1837. Sein gleihnamiger Sohn (geb. den 24. September 1801) regiert feit 
1835. Mehr als fein Bater zeitgemäßen Reformen günftig, hat er den 24. Sep 
tember 1841 ein umfafjendes Landesgrundgefeg für fein Fürftentyum und zugleich 
ein Patent, die Abtretung mehrerer Domanialgefäle an das Land betreffend, in 
Dirkfamfeit treten laſſen. In Folge der politifden Bewegungen des Jahres 1848, 
die auch Sondershaufen in ihren Erfchütterungsfreis zogen, wurde an der Stelle 
bes frühern Orundgefeges den 12. December 1849 mit dem Landtag ein Ber 
faffungsgefeg für das Land vereinbart, das jedoch in ben folgenden Jahren wieder 
mande Veränderung erfuhr. 

Das Fürftenthum Sondershaufen befteht aus dem Meinern Wefttbeil ber 
Dberherrihaft, einem langſchmalen, von der hügeligen Gegend Arnſtadts füdlich 
bis zum Firft des Thüringer Landes anfteigenden Striche, und aus dem größern 
Theil der welligen Unterherrfchaft, längs der Helbe und ter mittlern Wipper aut 
gedehnt. Es umfaßt dasfelbe 15,17 [IM., wovon 9,12 auf die Unterherrſchaft und 
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6,05 auf die Oberherrfhaft fommen. Die Bevölkerung beträgt 66,189 Einwohner, 
ſomit 4363 auf die IM. In der Unterherrſchaft begreift fie 37,540, in ver 
Oberherrſchaft 28,649 Seelen. Sie ift Iutherifh mit Ausnahme von circa 300 
Katholiten und 200 Juden und wohnt in 5 Städten, 7 Marfıfleden und 81 
Dörfern. Es beftehen 2 Gymnafien (Sondershaufen und Arnftadt), 1 Lyceum, 
2 Realſchulen, 1 Seminar, 1 höhere Töchterſchule und über 90 gute Bolksfhulen, 
Biel Waldung und Viehzucht im Unter und Oberland, ftarker, lohnender Uder- 
und Dbftbau in jenem und zum Theil in dieſem Gebiet, dagegen bier ziemliche 
Induftrie; der Handel nur an einigen Punkten (Arnftabt) bedeutend. 

Die Beftimmungen des Grundgeſetzes von 1849, mobificirt durch Geſetze 
von 1852 und 1854, gleichen im Ganzen denen ber herzoglich ſächſiſchen Ber 
fafjungen. Der Landtag befteht aus 19 Vertretern: aus vier lebenslänglih er- 
nannten Mitglievern, fünf Abgeordneten der Höhftbefteuerten und zehn Abgeorb» 
neten aus allgemeinen Wahlen. Die Wahl erfolgt jedesmal auf eine Finanzperiode 
von 4 Jahren. Perfonen, die ein öffentlihes Amt befleiven, ausgenommen bie 
Minifter und Minifterialbeamten, find wählbar und bedürfen zum Eintritt in den 
Landtag Feines Urlaube. Aus jedem der beiden Landestheile werben zwei ber 
Iebenslänglich zu ermennenden Landtagsmitgliever genommen. Zu deren Auswahl 
bringt der Fürft dem Landtag 6 Staatsangehörige der Unterherrſchaft und 6 der 
Oberherrfhaft in Borichlag. Die Borgefchlagenen dürfen aber weder altive Staats« 
und Hofviener oder Dfficiere noch Kammergutspächter fein. Das Mandat biefer 
Mitglieder wird nicht durch Auflöfung des Landtags aufgehoben. Bon den 5 höchſt⸗ 
befteuerten und von den 10 aus allgemeiner Wahl hervorgehenven Abgeordneten 
hat jeder der 5 Verwaltungsbezirte dort einen, bier zwei zu ftellen. Ienen wählen 
diejenigen hundert ftimmberedhtigten Gemeinvebürger des Kreifes, welche am höchften 
befteuert find. Jeder Landtag wählt nad) der Eröffnung aus feiner Mitte einen Präfi- 
denten und Bicepräfiventen und zum Landtagsſyndilus einen Rechtsanwalt des 
Landes. Der Präfident des Landtags und zwei von dem Iegtern aus feiner Mitte 
gewählte Mitglieder bilden den ftehenden Landtagsausihuß. 

Die Berwaltung liegt in den Händen der Gemeinde», Bezirks⸗ und Gen- 
trafverwaltung. Diefe als vie oberfte Behörde für alle Zweige der Staatsverwal- 
tung ift das Staatsminifterium, aus 4 Mitgliedern beftehend und in 5 Abthei- 
lungen (1. fürftfiche Hausſachen, Aeußeres und Militär, 2. Inneres, 3. Finanzen, 
4. Kultus, 5. Juſtiz) getheilt, von venen die beiden legten in einer Hand find. 
Nah der Berfaffung find die Mitglieder des Minifteriums innerhalb ihres Wir- 
fungsfreifes verantwortlich. Auch darf fein Glied des fürftlihen Haufes Mitglied 
des Minifteriums werben, doch kann der Erbprinz nad zurüdgelegtem 18. Lebens- 
jahr am ven Berathungen des Minifteriums Theil nehmen. Unmittelbar unter 
dem Minifterium ftehen die Landräthe oder Verwaltungsvorftände. Ihrer find 5, 
da das Land in 5 Berwaltungsbezirte getheilt ift. In jedem Verwaltungsbezirk 
befteht noch ein Berwaltungsausfhuß und eine Schullommiffion, deren Borfigender 
der Landrath iſt. 

Der privilegirte Gerichtsſtand, mit Ausnahme der Militärgerichtsbarkeit, iſt 
aufgehoben. Für die Rechtspflege beſtehen 5 Juſtizämter oder Einzelngerichte 
Sondershauſen, Greußen, Ebeleben, Arnſtadt und Gehren), 2 gemeinſchaftlich 
mit Sahfen-Weimar und Schwarzburg-Rudolſtadt gebildete Kreisgerichte, zu Son— 
dershauſen und Arnſtadt; dann das Appellationsgericht zu Eiſenach mit dem 
Schwurgericht und als höchſter Gerichtshof das Oberappellationsgericht zu Jena. 

Für die Finanzperlode 1864—1867 iſt die jährliche Einnahme auf 628,546 
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Thaler, die Ausgabe auf 611,354 Thlr. angenommen. Schon 1859 betrug aber 
die wirflihe Einnahme 631,312 Thlr. Die Landesſchuld betrug den 31. December 
1864: 657,000 Rtölr. influfive 125,000 Rthlr. Kautionen und 150,000 Rihlr. 
Staatspapiere. Die Domäne, die ihren Hauptreihthum außer 24 Gütern in de 
Forſten (63,000 Morgen) hat, ift aud in der Verfaffung von 1849 als „immer: 
währendes, forterbendes Fidelfommiß des fürftlihden Hauſes“ anertannt; ihre Ber 
waltung und Nugung fol aber „mit Ausfchuß ver zu unmittelbarer Benugung 
des fürftlihen Haufes beftimmten Beftandtheile auf die Dauer der Selbftäntigkeit 
des Fürſtenthums nad Vereinbarung einer dem Fürſten zu gewährenden Givil: 
(ifte, aus welcher alle Bedürfniſſe des fürftliden Haufes und Hofes zu beftreiten 
find, unwiderruflih dem Staate überlaffen werden“. Die Bereinbarung feldft if 
in dem Gefeg vom 18. März 1850 getroffen. Nach diefer hat fih der Fürſt 
einzelne Theile des Kammerguts und eine Civillifte von 150,000 Thlr. vorbe 
halten. Die Domänenfhuld beträgt Ende 1864 831,000 Thir. ' 

Das Bundesfontingent bildet 1 Bataillon von 751 Mann. Die Dienft- 
zeit ift auf 6 Jahre beftimmt, davon 2 Jahre in der Referve. Das Militärregle 
ment ift das preußifche. 

2. Das Fürftentbum Schwarzburg-Rupdolftabdt. 

Der Stifter diefer Linie, Albert VII., erhielt in der Theilung von 1584 
von der Oberberrfhaft die Aemter Rudolſtadt, Blankenburg, Paulinzelle, Leuten: 
berg, König, Ilm (wozu 1631 Ehrenftein aus der Graffchaft Gleichen fam), von 
ber Unterherrfhaft die Aemter Frankenhauſen, Arnsburg, Straußburg, Kelbra, 
Heringen und Schlotheim. Bon feinen vier Söhnen pflanzte blos Ludwig Günther 
das Geſchlecht fort. Ebenderſelbe zog die in feinem Lande gelegenen Güter des 
Kloſters Walkenried ein. Nach feinem Tode (F 1656) regierte fein einziger Sohn 
Albrecht Anton bis 1710 und darauf deſſen Sohn Ludwig Friedrich bis 1718. 
Letzterer hatte 1710 die reichefürftlihe Würde erlangt, damit aber auch Diffe 
renzen mit dem Haufe Sadjfen hervorgerufen. Sein ihm nadyfolgender Sohn 
Friedrich Anton glich diefe Lehenöftreitigkeiten 1719 aus. Auf ihn folgte fein 
Sohn Johann Friedrih (+ 1767), dann defjen Oheim Ludwig Günther (+ 1790) 
und darauf deſſen Nachkommen, und zwar zuerft fein Sohn Friedrich Karl 
(+ 1793), dann deſſen Sohn Friedrich Be der ſich durd eine weiſe und 
milde Regierung große Vervienfte erwarb. Sein älterer Sohn Friedrich Günther 
tft der noch jegt regierende Fürſt. Derfelbe überließ 1816 feinen Antheil am ben 
Aemtern Heringen und Kelbra nebft vem Dorf Wolkramshauſen an Breußen, 
wofür diefes die im Rudolſtädtiſchen befintlichen Güter und Einfünfte der Propftel 
Göllingen und eine Summe Geld an Rubolftabt abtrat und fich aller Oberberr 
lichfeiterechte Über die Unterherrfhaft begab. In ebendemſelben Jahre ertheilte der 
Fürſt feinem Land eine Verfaffung, die ſich befonders für die Minderung der 
Landesſchulden fehr zwedmäßig erwies. Im Jahr 1825 trat er an Sachſen ˖ Gotha 
das Bogteiamt Seebergen ab und erhielt dagegen vier im Rudolſtädtiſchen ge: 
legene Dörfer und zugleih den Verzicht Sahfen-Gotha’8 auf die von biefem 
Haufe bisher in Anſpruch genommene Landeshoheit und Lehnsherrlichkeit über die 
Aemter Ilm und Paulinzelle. Die politifhen Stürme des Jahres 1848 erfchütterten 
auh das Nudolftädter Land und führten nicht allein zu einer Neihe von Ge 
fegen, weldye die Befeitigung der alten vrüdenben Frohnen und Laften des Landes 
anbahnten, fondern aud 1854 zu ber Staatsverfaffung, die noch heute gültig ifl. 

Das Land umfaßt von der Schwarzburger Oberherrfhaft den größern, von 
ber Unterherrſchaft ven kleinern Theil, dort zwei, bier drei von eimander getrennte 
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Städe, Der Gefammtfläheninhalt des Fürſtenthums beträgt 171/, DM., davon 
131/, IM. die Oberherrfhaft, 4 [IM. die Unterherrihaft. Die Bevölkerung, 
bie bis auf 160 Katholiten und 175 Juden der Iutherifhen Konfeffion angehört, 
begreift 73,752 Einwohner, alfo 4211 auf die IIM.; davon kommen auf vie 
Oberherrſchaft 57,560, auf die Unterherrfhaft 16,192 Einwohner. Sie wohnt 
in 7 Städten, 2 Fleden und 160 Landorten. Ihre Bildimgsanftalten find 1 Gym«- 
nafium, 1 Lyceum, 1 Nealfhule, 1 Seminar und über 150 Volksſchulen. Be— 
trächtliche Waldungen, gute Biehzuht, ausreichender Getreivebau in der Unter- 
berrfchaft, viel Obſtbau, ziemlih Inbuftrie, anfehnliher Bergbau (Eifen, Braun» 
tohlen, Schiefer, Salz), unerhebliher Handel. 

' Das Grundgeſetz nebft Wahlgefeg vom 21. März 1854 zeichnet fich 
durch ſeine Kürze aus. Die Domäne ift Fideilommiß des fürftlihen Haufes; Ber: 
äußerungen können jedoch nur mit Zuftimmung des Landtags geſchehen. Die Ein- 
fünfte der Kammer dienen zumächft zur Dedung der Hofhaltungsunfoften und ‘zur 
Suftentation ber fürftlihen Familie, die Ueberfhüfje fliegen ver Landeskaſſe zu. 
Der Landtag befteht aus 16 Abgeorbneten: brei von den größern Grundbefigern, 
fünf von den größern Städten und acht von den Meinern Stätten und von ben 
Bauern. Sie werden auf 6 Jahre gewählt. Der Landtag tritt alle drei Jahre 
zufammen. Am Schluffe jeder orventlihen Tandtagsverfammlung wird ein Land» 
tags · und Nehnungsausfhuß zur Vorberathung von Geſetz- und Budgetvorlagen 
jowie zur Prüfung der Rechnungen gebilvet. 

Die jegige Organifation der Berwaltungsbehörben beruht auf dem Gefek 
von 1858. Die oberfte Leitung der Negierungsgefhäfte hat das. Minifterinm, 
unter dem drei Landeskollegien und bie dieſen Kollegien untergeorbneten Bermwal- 
tungsämter die Landesabminiftration beforgen. Bon den drei Kollegien hat das 
Regterungstollegium das Innere mit der Polizei und ven Gewerben: und bie Auf- 
fit über die Juſtiz, Zucht- und Waifenhäufer; das Finanztollegium die Doma- 
nial⸗ Korft-, Steuer- und herrſchaftlichen Baufahen und die Leitung der Hanpt- 
laudes- und ber. 1855 errichteten Landeskreditkaſſe; das Konfiftorium ift bie 
Oberbehörbe für Kirche und Schule. Dem Finanztollegium find die 3 Forſtämter 
des Landes mit 26 Forfteien, die 7 Steuerämter, ein Bergamt, eine Hütten- und 
eine Gutsinfpeftion (Seedorf) unterftellt. Das Konfiftorium überwaht 6 Diöcefen 
mit 86 Pfarreien und die Schulen des Landes. 

Die Rechtspflege wird mad der Organifation von 1850 (Aufhebung des 
privilegirten Gerichtöftandes) geübt durch acht Iuftizämter, 2 Kreisgerichte (Rudol⸗ 
fadt für die Dber- und Sondershaufen für vie Unterherrfdaft), das Appellations- 
gericht In Eifenach und das damit verbundene Schwurgeriht, enblih durch das 
Dberappellationsgericht zu Iena. Die Strafgefeggebung hat das Fand mit Son- 
veröhaufen und Weimar gemeinschaftlich. 

Im Fürftentyum Schwarzburg-Audolftabt werden mit Ausnahme ber Grund« 
fteuer keinerlei direfte Abgaben an ven Staat entrichtet. Auch Kommunal« und Orts- 
armnenftener find in mehrern Städten nicht vorhanden. Die in der zweiten Hälfte 
des 17. Jahrhunderts eingeführte Grundfteuer (Domänen, Nittergüter und milde 
Stiftungen, im Ganzen: ein Areal von 4 [(7M. umfafjend, find frei) ift zur Zeit 
noch ungleih vertheilt. Die Einnahme und Ausgabe (influfive der Domäne) ift 
für 1864— 1866 auf 860,774 fl. jährlich veranſchlagt. Die Staatsfhuld (haupt⸗ 
fählih durch Straßenbau veranlaft) beträgt 1,481,700 fl., wovon aber 404,700 fl. 
Altiva abgehen. 

Das Bundestontingent befaßt ein Bataillon von 989 Mann (809 Mann 
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als Hauptlontingent und 180 Mann Erfag). Jeder Soldat ift zu vierjährigem 
aktiven und zweijährigem Reſervedienſt verpflichtet, Stellvertretung geftattet. 


II. Neußiſche Fürftentbümer. 


Boigtland (terra advocatorum) hieß vordem das königliche Domaniallanı 
zwifhen Thüringen, Franken, Böhmen und Ofterland. Es war urfprünglid im 
die Reichsvogteien Plauen, Hof, Weida, Greiz und Gera getheilt und begrifi 
hauptſächlich die heutigen reufifchen Länder, den königlich ſächſiſchen voigtländiſchen 
Kreis, dem weimariſchen Neuſtädter Kreis, den diesſeits des Fichtelgebirges ge 
legenen bairifhen Theil, das böhmifhe Egerland und einen Theil des Erzgebirge, 
fomit ein Land, das unter ftarfer und glüdliher Hand ein anfehnlidhes Yürften- 
thum abgeben konnte. Dazu war das reußifhe Fürftenhaus auserfehen, nachdem 
e8 die erbliche Bogtei des Landes erlangt hatte, indeß es hat basfelbe micht bie 
Kraft gehabt, das Ganze zufammen zu halten. In folge fteter Zerftüdelungen 
und unglüdliher Fehden ift ihm mur ein Heiner Theil vom Ganzen verblieben. 
Die reufifhen Fürften haben mit andern uralten Fürftenhäufern das Schidfal 
einer auf mehrfahen Hypotheſen beruhenten, keineswegs hiſtoriſch feftgeftellten 
Herkunft gemein. Das Wahrſcheinliche ift, daß fie Nahlommen ber alten Grafen 
von Gleisberg' find. In dem unter König Heinrid I. eroberten, von Gorben- 
wenden bewohnten Voigtland wurden Burgen erbaut und Grafen über bie ver- 
ſchiedenen Gaue des Landes gefegt. Cine folde Orafenburg war Gleisberg, von 
der zu Zeiten Dtto’8 I. die Brüder Aribo und Sizzo aufgeführt werden. Sizzo's 
Tochter, die einzige Erbin beider Brüder, wurde die Gemahlin eines ſächſiſchen 
Eveln Edbert, der um das Jahr 1000 lebte und das Grafenamt derer von 
Gleisberg erhielt. Er ift der Ahnherr der reußifhen Fürſten. Seine nädjften 
Nachkommen, von denen fein Urentel Edbert II. das Schloß Weida baute, brad- 
ten als Grafen von ©leisberg nah und nad die ganze Grafſchaft als freiet 
Landeigenthum an fih, wurden fomit Dynaften und nannten fi Herrn und 
Bögte von Weida. Edbertd II. Sohn, Heinrid der Reiche, defien Name in Ur 
funden von 1143—1193 vorfommt, nannte ſich zuerft Herr und Bogt zu Weite. 
Er erwarb nicht allein das ganze Voigtland (zu den ererbten Bogteien Weide, 
Sera und Greiz kaufte er die Bogtei Hof von denen von Orlamünda und erhielt 
Plauen vom Kaifer Friedrich I., defien Verwandte feine Gemahlin Bertha war), 
fontern aud bie erklihe Würde eines Reichsvogts. Aus Anhänglichkeit an ben 
Kaifer Heinrih VI. fol er das Hausgefet gegeben haben, daß alle feine Nah. 
fommen den Namen Heinrih führen müffen. Bon ihm an ift dies allervings ftets 
der Fall, nur daß man fih im Jahr 1664 dahin vertrug, die Namen Heinrich 
ftatt tur Beinamen nun dur‘ Zahlen, vie in jeder Dauptlinie für ficy allein 
nad der Zeit der Geburt forigehen und nad Erfüllung eines Jahrhunderts wicher 
mit 1 beginnen, zu nnterfcheiven. Seine drei Söhne ftifteten dur einen Thei- 
lungsvertrag des Jahres 1206 vie Linien der Vögte von Weida, Plauen und 
©era, die alle ven Vogtstitel führten. Bon diefen Linien erlofhen die zu Weida 
1532 und bie von Gera 1550, jene, nachdem fie 1373 die Stadt Hof und bad 
Land Regnig an bie Burggrafen von Nürnberg nnd 1410 Weida an die Land» 
grafen von Thüringen verkauft hatte, mit ſehr geſchwächtem Beſitz, dieſe endete, 
nad mehrfachen Fehden mit den Landgrafen von Thüringen, denen fie 1374 vie 
Lehnäherrlichteit über Schleiz und andere Gebiete aufgetragen hatte, endlich da 
mit, daß fie 1547 nad der Schladht bei Mühlberg ihre Befigung von Böhmen 
zu Lehn nehmen und Gera an Heinrich von Plauen abtreten mußte. Die Linie 


Thüringiſche Stanten. 567 


von Plauen dagegen exhielt fi dauernd. Im 13. Jahrhundert erhob fie ſich zu 
bedentendem Anfehn, indem Heinrich der Fromme, ein Herr dieſes Haufes, vom 
Kaiſer Rudolf zu feinem Oberrichter ernannt und felbft zum Erefutor gegen bie 
thüringifchen Raubritter erwählt wurbe; indeß auch die Macht viefer Linie fan 
bald darauf faft in gleichem Grave wie die der Linien von Weida und Gera, fo 
daß bereit Ende des 14. Jahrhunderts fein größeres Gebiet berjelben mehr reichs- 
frei war, weßhalb man bem jet beveutungslofen Titel Vogt aufgab und fid 
blos Herr nannte. Und wenn glei fpäter einzelne Männer ihrem Haufe Plauen 
Glanz brachten, wie denn auch zwei Hocdmeifter des beutfchen Ordens aus biefer 
Linie hervorgingen, fo konnten fie doch ihrem Haufe die verlorene Stellung und 
Macht nicht wiedergeben, blieben vielmehr ein Spiel der benachbarten politifchen 
Gewalten. Heinricy der Fromme, ver Enkel des Stifters der Linie Plauen, hatte 
mit feiner. erſten Gemahlin, der Tochter eines böhmischen Fürften und einer ruf 
ſiſchen Fürftin, zwei Söhne, die in ber Folge zu Ehren der Mutter und ber 
Öroßmutter die Beinamen der Böhme und der Reuße oder Muffe annahmen. 
Nah Andern war Heinrih zuerft mit einer Böhmin, darauf mit einer Ruſſin 
vermählt und hatte drei Söhne, von denen ber mittlere frühzeitig geftorben fein, 
der jüngfte den Namen Reuß erhalten haben fol, weil er längere Zeit in Ruß- 
land gelebt habe. Nach Heinrichs des Frommen Tode erhielt von feinen beiden 
binterlafjenen Söhnen der ältere die Bogtei Plauen, der jüngere (Reuß) die Vogtei 
Greiz; jeme Linie hieß einfach die plauifche, dieſe die reuß-plauifhe. Weil jedoch 
die ältere Linie 1572 ausftarb und ihr Land an bie jüngere fiel, fo ging ber 
Name Reuß auf das Gefammtgebiet über und wurde zum Yamiliennamen bes 
ganzen Regentenhaufes. Die ältere Linie litt zwar wie die jüngere Linie viel im 
Huffiten- und im thüringifhen Bruderfrieg und Hatte viele nachtheilige Fehden 
mit Sachen, body gewann fie auf kurze Zeit (1426— 1439) die Burggrafſchaft 
Meißen, damit aber für immer bie reihsfürftliche Würde, außerdem noch mehr- 
fache Befigungen in Böhmen und im ſchmalkaldiſchen Kriege, in dem der Burg» 
graf Heinrih V. von Plauen zum Kaifer hielt, die übrigen Bögte aber auf Seiten 
der Neformation und bes Kurfürften von Sachſen flanden und deshalb geächtet 
und ihrer Länder verluftig erflärt wurden, alle den geächteten Reußen entriffenen 
Länder. Doch ſchon 1572 farb diefe Ältere Linie aus und ihre Befigungen und 
Rechte fielen an das jüngere Haus Neuß, den noch einzigen Stamm aus dem Ge- 
ſchlecht der voigtländiſchen Reichsvögte. Diefe Linie blieb von ihrem Stifter 
(r 1294) bis zu Heinrich dem Stillen (F 1532) im Ganzen ungetheilt. In biefer 
Zeit zählt fie manchen tüchtigen Herrn in ihren Reihen, namentlih Heinrich, ven 
Statthalter der fähfiihen Lande (+ 1349) und zwei Hochmeiſter des deutſchen 
Drdens. Sie gewann in eben der Zeit die Herrfhaften Ober- und Niederfrannid- 
feld, verlor aber an Landgraf Friedrich den Strengen von Thüringen Auma, und 
Ziegenrüd und im Schmalfalder Krieg alle böhmiſchen und fächfifehen Lehen, die 
fie zum Theil fpäter wieder zurüderhielt. Heinrich der Stille hinterließ drei Söhne, 
die fih im Jahr 1564 in ihr Erbland theilten, morauf jeder von ihnen ber 
Stifter einer Linie wurde: Heinrich der Aeltere grünbete die ältere, Heinrich ber 
Mittlere die mittlere, Heinrich der Jüngere die jüngere Pinie. Die beiden ältern 
Brüber erhielten Greiz, der jüngere Gera. 1572 nad Burggraf Heinrihs VII. 
Tode, des legten der Nachlommen der Burggrafen von Plauen, theilten fie deſſen 
angefallene Länder, wobei fie beſchloſſen, Schleiz gemeinſchaftlich zu regieren. Als 
im Jahr 1616 die mittlere Linie ausftarb, theilten die beiden andern Linien fo, 
daß ‚die jüngere die Herrfchaft Schleiz und die Pflege Reichenfels erhielt. Aus 
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biefen beiden Linien find nun bie heutigen Fürftenhäufer der ältern und ber jün- 
gern Linie entftanden. Bon der Ältern, die eine Zeit lang in Untergreiz und Ober- 
greiz (1625— 1768) zerfiel, ftammen die Fürften von Reuß-Greiz ab, die 1671 
mit fänmtlihen Heren Reuß in den Orafenftand, 1778 in ben Reichsfürftenftand 
erhoben wurden, 1807 dem Rheinbund beitraten, ihn 1813 nad) der Schlacht hei 
Leipzig verließen und 1815 fih dem beutfhen Bunde anfhloffen. Die jüngere 
Linie, von der die Fürften Reuß der jüngern Linte herftammen, wurbe anfänglid 
lange Zeit von Heinrich Pofthumus, dem Oefeggeber des Landes (+ 1635), glüd- 
lich und ungetheilt regiert, theilte fih aber 1647 im vier Aefte: Gera, Saalburg, 
Schleiz und Lobenſtein. Schen 1666 erloſch Schleiz, deſſen Name auf Saalburg 
überging, und 1802 Gera, das der gemeinfhaftliden Berwaltung ber übrigen 
Speciallinien zufiel. Ebenfo ftarben in dem Specialhaus Lobenſtein von den 1678 
gebildeten drei Zweigen Lobenftein, Hirſchberg und Ebersborf der zweite 1711, der 
erfte 1824 aus und als 1848 (1. Dftober) der Fürft von Ebersdorf zu Gunften 
der Linie Schleiz feine Regierung niederlegte, vereinigte der Fürft von Schleiz, 
deſſen Haus einen Aft Köftriz abgezweigt hatte, alle Länder der jüngern Haupt 
linie wieder in einer Hand. 1690 beſchloſſen die Regenten der jüngern Linie mit 
denen der Ältern. auf einem Familienfonvent zu era ein Primogeniturgefeg. Im 
Jahr 1790 erhielt die Linie Tobenftein den Reichsfürſtenſtand und 1806 endlich 
auch die Übrigen damals regierenden Grafen der jängern Linie. Napoleon I. be 
ftätigte den 30. April 1807 in Warfhau ihre Fürftenwürde und nahm fie in ven 
Rheinbund auf. 1815 traten fie dem deutſchen Bund bei. Der gegenwärtig feit 
1854 regierende Fürſt Reuß jüngere Linie ift Heinrih LXVII. (geb. 17891, ber 
der ältern Linie ift feit 1859 der 1846 geborne Fürft Heinrih XXII., anfänglid 
unter Bormundfchaft feiner Mutter (von Heffen-Homburg). Durch Familienverträge 
find beide Linien mit einander verbunden. Der ältefte regierende Fürft ift „des 
ganzen Stammes Aeltefter". | 

Titel, Wappen und Landesfarben haben beide Länder glei. Ihr Titel: 
fouveräner Fürft Neuß ältere oder jüngere Linie, Graf und Herr von Planen, 
Herr zu Greiz, Krannihfeld, Gera, Schleiz und Lobenftein. Ihr Wappen: ein 
quadrirter Schild; im 1. und 4. ſchwarzen Felde ein goldener gefrönter Löwe 
wegen Neuß; im 2. und 3. filbernen ein goldener Kranidy wegen der Herrfchaft 
Krannichfeld. Die Landesfarben fird Schwarz, Roth, Gold. 

Das gefanımte Neußenland, vormals zum oberfädfifhen Kreis gerechnet, be 
fteht aus zwei Haupttheilen, einem füblihen und einem nördlichen, welche vurd 
den Neuftäbter Kreis von einander getrennt find. Der ſüdliche, bei weitem größere 
Theil, meift Bergland, am Frantenwald und auf der vogtlänpifchen Platte längs 
der Saale und Elfter gelegen, umfaßt das ganze Land ber Ältern Linie und von 
der jüngern alle ihre Gebiete mit Ausschluß des Fürſtenthums Sera, Der nörd⸗ 
liche Heinere Theil, ein fruchtbares Hügelland an der Elfter, umfaßt die Herridaft 
Gera. Der Flächeninhalt der beiden Reußenländer beträgt 281, DM., und 
zwar hat: 

Neuß ältere Linie 7 TM. mit 43,851 €. (auf 1 IM. 6264 E.), 
Reuß jüngere Linie 211/,[])M. mit 86,472 €. (auf 1 DM. 4021 €) 
Die Einwohner find Lutheraner mit Ausnahme von wenig Katholifen und Re 
formirten und circa 400 Juden. Außerdem circa 400 Herrnhuter in der 1833 zu 
Ebersdorf gegründeten Herrnhuterfolonie. Die Bevölkerung des Landes der Altern 
Linie wohnt in 2 Stäpten, 2 Fleden und 82 Landorten und wird dureh 1 Gym: 
nafium, 1 Seminar und circa 80 ausgezeichnete Vollsſchulen gebildet. Der for 
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fältig getriebene Aderban ift nicht ausreihend, dagegen anſehnlich die Viehzucht, 
viel Waldung und Bergban auf Eifen, am bedeutendſten jedoch die Inbuftrie, 
namentlih in mollenen und baummollenen Zeugen, beren Vertrieb den Handel 
lebhaft macht. Die Hauptpunfte der Inbuftrie und des Handels find Greiz und 
Zeulenrode. Die Bevölterung des Landes der jüngern Linie wohnt in 6 Städten, 
3 fleden und 169 Dörfern und Weilern. Es beſtehen 2 Gymnaſien (Schleiz 
und Gera), 1 Realihule, 2 Seminarien, 1 Kaufmannsſchule (Gera) und 101 
Boltsfäulen. Ueber 1/, des Landes ift Wald. Der forgfältig betriebene Aderbau 
det das Bedürfniß. Biehzucht umd Bergbau auf Eifen (au auf Schiefer, Alaun, 
Satz) ift anfehnlih, am bedeutendſten aber die Induftrie, befonders in Baunı- 
wollen- und Peinenwaaren, in Gerberei und Färberei. Ebenfo wird ein anſehn⸗ 
licher Handel mit Holz, Rindvieh und Manufalturwaaren getrieben. 

Beide Fürftenthämer werben von fouveränen, nad dem Recht: der Erftgeburt 
erblihen Fürften aus dem fürftlihen Haufe Reuß regiert. Beide Fürſtenthümer 
hatten früher eine für Greiz und Schleiz abgefonderte landſtändiſche Berfaf- 
fung, nad welcher bie Ritter- umd Lanbfchaft, die bei ver Gefeßgebung und 
Steuererhebung Tonkurrirt, alle 8 Jahre vollzählig zu einem Landtage, deren Aus» 
ſchuß aber alle Jahre zu einem Deputationstag nad Greiz einberufen‘ wurde. 
Daneben bildeten aber für die Landestheile ver jüngern Linie in Unterſcheidung 
von dem Gefammtlörper der allgemeinen Landesſtände, die Stände wieder felbft« 
ſtändige Korporationen. Im Fürftenthbum Reuß älterer Tinte befteht die altland⸗ 
ſtändiſche Berfaffung noch fort. Zwar wurde bafelbft im Sturmjahr 1848 eine 
Berfaffung wiederholt berathen und abgefchlofien, fie tft aber niemals publicirt 
worden. Die Landftände, beftehend aus ver Ritterfhaft, den Bertretern beider 
Städte und dem für die Bauern erfcheinenden Konfulenten, haben in ihren 
Sitzungen und Landesausſchußtagen die Steuer zu bewilligen und die Rechnung 
über deren Berwendung zu empfangen, Doc ift nad einem Eivilliftenvertrag vom 
Jahr 1850 auch das Domanium ber ftänbifchen Kontrole unterworfen morben. 
Im Fürſtenthum Reuß jüngerer Linie iſt die alte Staatsform mit dem Jahr 
1848 abgethan und eine Tonftitutionelle Stantsverfafjung eingeführt worden. Nach 
der mit Zuftimmung des Landtags erfolgten Bereinigung der bisher getrennten 
Beſtandtheile unter einer Staatsverwaltung wurde damals ein Tonftituirender Land» 
tag berufen und mit ihm das Staatsgrundgeſetz nebſt Wahlgefeg vom: 30. Nor 
vember 1849 vereinbart. Inde die bald wieder konſervativ gemorbene Zeit for- 
berte eine Reviſion dieſes Gefeges in mehreren Punkten, die aud in verfaffungs- 
mäßiger Weife in Bereinbarung mit dem Landtag erfolgte. Dadurch fam das den 
5. Mai 1852 publicirte revitirte Staatsgrunngefeg nebft dazu gehörigem Wahl- 
gefeg zu Stande, welches jedoch, nachdem der im Jahr 1854 zur Regierung ges 
langte Fürft Heinrihd LXVTI. erklärt hatte, daß er dasſelbe in feinem ganzen 
Umfang nicht beftätigen fünnte, den 16. Mai und 10. Juni 1856 nochmals 
weſentlich abgeändert worden ift. Die Patrimonialgerichtsbarkeit und der Lehen⸗ 
verband wurden durch Gelege von 1852/53 aufgehoben. Die Beftimmungen bes 
Stantegrundgefeges über die Staatsangehörigen und deren Rechte, fowie über bie 
Rechte und Pflichten der Rantesvertreter, über Gefeggebung und Ueberwachung der 
Verwaltung, gleichen ven bezüglichen Beftimmungen der Staatögrundgefege in den 
fächfifhen Herzogthümern. Der Landtag foll minveftens alle 3 Jahre einberufen 
werden. In der Zeit zwifchen zwei orbentlihen Landtagen befteht ein Ausfhuß, 
welcher vie Finanzen fontrolirt, Beſchwerden an bie Regierung richten und auf Be— 
rufung eines außerorventlichen Landtags antragen kann, Der Landtag befteht aus 
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dem fürftlichen Beifiser des Reuß-Köftriger Paragiums ober deſſen Vertreter; aus 3 
Abgeordneten der übrigen Nittergutsbefiger; aus 6 durch allgemeine Wahlen ver 
Stadtgemeinden ernannten Abgeordneten; und aus 3 durch allgemeine Wahlen ber 
übrigen Gemeinden hervorgegangenen Abgeorbneten. Die Wahl der Abgeordneten 
und ihrer Stellvertreter erfolgt auf die Dauer von drei Jahren. 

Im Fürftenthum Reuß ältere Linie ift die höchſte Verwaltungsbehörbe die fürft- 
lihe Regierung, welder mit Ausnahme der niedern Verwaltungsgeſchäfte, die ven 
Zuftizämtern des Yandes übertragen find, und mit Ausnahme derer, die einen Theil 
des Geſchäftskreiſes der fürftlihen Kammer ausmaden, alle Zweige der Landesver- 
waltung theils in erfter, theils in zweiter Inftanz obliegen. Für bie niedere Bermal- 
tung ift das Land in 3 Bezirke (Öreiz, Zeulenroda, Burgk) mit 4 Juftizämtern ge« 
theilt. Im Fürſtenthum Neuß jüngere Linie leitet ſämmtliche Staateverwaltungs- 
geihäfte ein Minifterium, an deſſen Spige ein verantwortlicher Minifter fteht. Das 
Minifterium felbft zerfällt in 4 Abtheilungen, a) für die Angelegenheiten des fürfl- 
lien Haufes und der auswärtigen Saden, b) für die innere Yandesverwaltung ein« 
ſchließlich der Militär- und Straßenbauſachen, c) für bie Juftiz und für Kirche und 
Schule (das frühere Konfiftorium wurde 1862 aufgehoben), d) für die Yinanzen. 
Chef der Abtheilungen a und d ift der Staatsminifter, den Abtheilungen b und c 
ſteht je ein befonderer Vorftand mit dem Prädifat Staatsrath vor. Bezüglich ber 
polizeilichen und Juftizverwaltung ift das Land in drei Kreife: Fürſtenthum Schleiz, 
Fürſtenthum Lobenftein-Ebersporf und Herrfhaft Gera, denen Kreis» oder Landräthe 
als Berwaltungs-Mittelbehörbden zwifchen dem Minifterium und den Gemeinden vor- 
ftehen, und in 6 Juftizämter (Gera, Schleiz, Hohenleuben, Lobenſtein, Saalburg und 
Hirſchberg) getheilt. 

Das Fürftentbum Reuß ältere Linie Hat fid in Verbindung mit Reuß jüngere Linie 
laut Bublifationspatent vom 27. Jan. 1817 vem von den fähfifhen Herzogthümern 
errichteten Dberappellationdgericht zu Jena angefhloffen. Die übrigen Oberjuftigbe- 
hörden im Fürſtenthum Reuß älterer Linie des Landes find die Landesregierung und das 
Konfiftorium, beide zu Greiz. Die Landesregierung hat im Allgemeinen die Stellung 
uud Funktion der Appellationsgerichte der fähfiihen Herzogthümer, das Konfiftorium 
übt die Gerichtsbarkeit über Diener und Güter der Kirhe und Schule und in Ehe: 
und Sponfalienfahen aus. Als Unterbehörben beftehen 1) das Juftizamt, 2) das 
Kriminal-, 3) das Polizeiamt, 4) das Hofmarfhallamt, alle zu Greiz; 5) das Gtabt- 
vogteigericht zu Zeulenrode und 6) das Juftizamıt Burgk. Außerdem eriftiren nod 16 
Patrimonialgerichte, deren Verwaltung ſich meift in den Händen von Advokaten mit 
dem Titel Gerichtspireftoren befinden. Die Normen des Givilprocefjes richten fih 
nad) einer Kanzleiorbnung von 1604 und einem Juftizmandat von 1751. Für deu 
Strafproceß hat ſich das Fürftenthbum im Jahr 1861 ein eigenes, mit dem F. ſächſi— 
fhen ziemlich übereinftimmendes Strafgefegbuh gefhaffen. Im Fürftenthum Reuf 
jüngere Linie beftehen nady der Organifation von 1862 und nad) dem Vertrag vom 
16. April 1863 1) für die Ausübung der Rechtspflege in bürgerlihen Rechtsſachen 
drei Inftanzenzüge, und zwar als erfte Inftanz die Juftizämter des, Landes (Gera, 
Schleiz, Tobenftein, Hirſchberg, Hohenleuben), als zweite das weimarifche Appel 
Intionsgericht zu Eiſenach, als dritte das Oberappellationsgeriht zu Jena, 2) zur 
Ausübung der Strafrehtöpflege gleihfalls drei Inftanzen, nämlich als erfte die beiben 
Kreisgerichte zu Gera und Schleiz, als zweite und britte die Inftanzen ber Civil. 
rechtsſachen. Dem Kriminalverfahren liegt die herzoglich ſächſiſche Strafprocekort- 
nung zu Grunde. Die Kreisgerichte, zu deren Mitgliedern die Juftizamtmänner bed 
Bezirks gehören, find ferner zur Urtheilsfällung in allen bürgerliden Rechtsjaden 
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fompetent, wobei der Werth des Streitobjelts die Summe von 100 Thlr. erreicht. 
Friedensrichter, auf die Dauer von 3 Jahren gewählt, beftehen in allen Gemeinden 
zur gütlihen Beilegung von Streitſachen. 

Im Fürftentyum Ren ältere Linie wurde von dem Landesherrn 1849 die ihm 
zuftehende Nutnießung der Domäne auf fo lange, als das Fürſtenthum felbfländig 
und dem regierenden Haufe vie Souveränetät bleiben würde, gegen Gewährung einer 
nad dem Grundfag vollſtändiger Entſchädigung fir die bisherigen Bezüge zu be» 
meflenden Eivillifte an den Staat abgetreten und auf Grund der dem damaligen 
Landtage vorgelegten Nachweiſe die Eivillifte auf 36,600 Thlr. feftgefest. Die Ein- 
nahmen des Landes betragen 149,668 Thlr., die Ausgaben 163,067 Thlr., ſonach 
Bar ——— der Ausgaben von 13,399 Rthlr., überhaupt 51,778 Rtihlr. 

va *), 

Im Fürftenthum Reuß jüngere Tinte befteht eine-Hauptftantsfaffe, deren Ein- 
nahmen aus bireften und indireften Steuern und aus dem nugbaren Staatsvermögen 
fliegen. Für die Finanzperiove von 1863— 1865 find die Einnahmen auf 281,000, 
die Ansgaben auf 273,000 Thlr. angefhlagen. Die Staatsſchuld beträgt 403,403 . 
Thaler. Die Einkünfte der Domäne fließen vorzüglih aus den Erträgen ber 
Kammergüter (jährlich circa 40,000 Rthlr.) und Forften (von circa 20,000 Morgen 
jährlich 50,000 Athir. Abwurf), dem Sadzehnt, ver Poft, und berechnen ſich auf 
95,000 Thlr. jährlich. Die Verwaltung der Domäne bat die fürftlidhe Kammer 
zu Schleiz. Die Forfteien ftehen feit 1864 unter der Forſtdirektion in Schleiz. 

Das Bundestontingent**)der beiden Fürftenthümer, aus 1274 Mann inft. 
124 Mann Erfagtruppen beftehend, fteht unter einem gemeinfamen Kommandeur 
und zerfällt in ein Infanteriebataillon mit 4 umd eine Jägerabtheilung mit 2 Rom- 
pagnien. Die Dienftzeit umfaßt 6 Iahre einſchließlich 2 Jahre in ver Referve. Stell- 
vertretung und einjährige freimillige Dienftzeit find geftattet. Seit 1862 iſt vie Be⸗ 
waffnung mit preußifhen Zündnadelgewehren eingeführt, feit 1855 gelten bie 
preußifchen Reglements und feit 1856 bie. naſſauiſchen ſeiegearit — 
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Alexis von Tocqueville wurde 1805, als dritter Sohn des Pairs und 
Grafen von Tocqueville geboren. Auch von mütterlicher Seite gehörte er der Ari⸗ 
Rofratie an, und liefert fomit ein neues Beifpiel, daß aus dem Abel die wärmſten 
Bolfsfreunde hervorgehen Können. Der mangelhafte Unterricht, der ihm zu Theil 
wurde, hatte wenigftens den Vorzug, daß der Jüngling fi ungeftört feiner zum 
Nachdenken geneigten Natur überlafien durfte. Frühzeitig erhielt er eine Stelle als 
Auditor in Berfatlles, wo fein Vater Präfekt war; feine gefellfchaftlihe Stellung 
und perfönfiche Piebenswürdigfeit hätte ihm wohl auch weitere Bahnen geöffnet, 
wenn er nit in einer großen Selbſtändigkeit der Anfihten und in einer Charal« 
terfeftigfeit, welche doch mit einer gewiffen Schüchternheit verbunden war, Eigen- 
haften entwidelt hätte, vie das Fortlommen im Staatsbienft felten förbern. 

T. blieb vor und nach 1830 wenig beachtet; um feinem Leben einen bedeu— 


*) Anm. d. Red. Nah Kolb’s Statiftit (1865) hätte in jüngſter Zeit die Landesfchuld 
(ohne die Domãnenſchuld) infl. 130,000 Thlr. Papiergeld 205,000 Thlr. betragen. 

**) Pol. die Anmerkung oben S. 550. 

***) Mm. d. Med. Nah der Biogranbie Tocqueville's von Raboulaye, in deffen 
Schrift: L’Etat et ses Limites, suivi d’essais politiques, Paris 1863. 
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tenderen Inhalt zu. geben, entſchloß er ſich gegen das Ende biejes Jahres eine 
Neife nah Nordamerika zu unternehmen, wofelbft er vie Einrichtung ber Gefäng- 
niffe ſtudiren wollte. Diefe, fowie eine Anzahl anderer, ebenfalls auf vie Hebung 
des Volkswohles fich beziehender Fragen war damals an ver Tagesordnung. Die 
Kammern befhäftigten ſich ernftlich mit der großen Aufgabe, die ihmen bie erfle 
Revolution hinterlaffen hatte. T.'s Abficht mußte alfo der Regierung erwünſcht 
fein und man gewährte ihm gerne, was er verlangte: er wurde mit einer Sendung, 
auf eigene Koften, nad den Vereinigten Staaten zum Studium der Gefängniß- 
reform betraut. Nachdem er, auf jede Weife von der Megierung der Ber. Staaten 
unterftügt, über ein Jahr dort zugebract hatte, veröffentlichte er gemeinfam mit 
feinem Reifebegleiter, ©. de Beaumont, das Ergebniß feiner Forſchungen in einem 
Bud, das den Titel führt: „Du Systöme penitenciaire aux Etats-Unis et de 
son application en France.* Das Bud erwarb fi großen Beifall, erhielt ven 
Preis Montyon, und den der Afademie, wurde ind Englifche, Deutſche und Por- 
tugiefifche überfegt, und bald wurben ſowohl von London als Berlin aus Männer 
nah Amerika gefendet, welche nad T.'s Vorgang das dortige Syftem genau kennen 
lernen follten. Ihre Unterfuhungen beftätigten T.'s Bericht; England aber ging 
ihon im Jahre 1835 eifrig daran, die gewonnene Einfiht zu verwerthen und 
mit der Gefängnißreform zu beginnen. Frankreich beeilte ſich weniger, dennod 
blieb es nicht ganz zurüd. Nach Verlauf von neun Jahren hatten ſich die ameri» 
fanifchen Ideen foweit geltend gemacht, daß ein Geſetz zur Berbeflerung des Ge- 
fängnißwejens in den Kammern eingebraht wurde: 1841 und 1843 wurbe 7. 
als Berichterftatter die Freude zu Theil, feine Anfhauungen auf der Tribüne zu 
vertreten; ein wirklicher Erfolg in Frankreich wurde jedoch damals nicht erzielt. 

Das Syſtem, das T. verfoht, war das Zellenfuftem von Philadelphia, d. h. 
Einzelhaft fowohl bei Tag als bei Naht. Während man aber die Gefangenen 
volftändig von einander abfperrt, erhalten fie Beſuche, vie ihnen religiöfen Troſt 
bringen, die fih8 zur Aufgabe machen, die Unglüdlihen zu belehren, aufzurichten, 
fie zum Lefen, Arbeiten und Nachdenken anzuleiten. Diefes Syftem bat befanntlid 
von Anfang an heftige Widerſacher gefunden, welche behaupteten, daß die Zellen- 
baft trog aller Milderung dennoch eine entfeglihe, widernatürliche Strafe ſei, 
welche die Gefellfchaft fein Recht habe, zu verhängen, T.'s Antwort. hierauf war: 
Die Geſellſchaft hat das Recht, ſich gegen das Verbrechen, da wo es ihre Grenzen 
überfluthet, zu vertheivigen; wenn aber ſchädliche Gefängnißeinrigtungen die Sträf- 
linge verderben, anftatt fie zu beffern, fo ift doch augeuſcheinlich, daß die Gefel- 
ſchaft nit dem Uebel fteuert, fondern dasſelbe gefliffentlih nährt. Die aus ben 
Zudt- und Arbeitshäufern Entlaffenen haben Jahre lang in gemeinfamen Schlaf 
und Arbeitsfälen das Gift der gegenfeitigen Anftedung eingefogen, die Scham ift 
verſchwunden und die Unglüdlihen haben gelernt, den raffinirteften Verbrecher als 
den nahahmungswärbigften Helden zu betrachten: die äffentlihe Meinung, bie im 
Zuchthaus herrſcht wie anderorts, treibt jeden nach dieſem ſchändlichen Ziel hin, 
und der Sträfling ift nad feiner Entlaffung nit im Stande, fih jener furdt- 
baren Macht zu entziehen. Nur ein Gegenmittel ift denkbar: man muß die öffent- 
lie Meinung der Gefängniffe verhindern, ſich zu bilden, indem man vie Gefan- 
genen trennt, und dem Verbrecher das Gefühl der Bereinfamung gibt, falls er 
nicht durch Beſſerung wieder einen Plag in der Geſellſchaft erwerben will 

Aber au den philantropifhen Schwärmern, die in den Verurtheilten mehr 
Unglüdlihe als Verbrecher fehen wollten, vie, auf die unleugbare Mitſchuld ber 
Gefellſchaft hinweiſend, vorgaben, daß die erfte Pflicht der Geſellſchaft darin ber 
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fiehe, die verblendeten, verirrien Seelen zu läutern — auch, ſolchen Ipealiften, 
bie von der Zellenhaft Wunder erwarteten, trat T. entgegen, mit der Behauptung, 
daß die Beſſerung des Schulvigen weder das einzige noch auch das hauptſächliche 
Ziel der Strafgefeßgebung fein dürfe, und daß es eine Thorheit fei, vermittelft 
einer Adminiſtrativmaßregel und einer Zelle Schurken in ehrliche Leite ummwan- 
dein zu wollen. Er war der Meinung, daß eine folhe Anſicht der Strafe ihren 
Nerv abſchneide, den Abſcheu vor dem Berbrechen verringere und das Intereſſe 
der Gefellichaft auf die ihrer am wenigften würdigen ©liever lenke. Möge vie 
Privatwohlthätigkeit diefes Feld als das ihrige anfehen: dieß wird bie fegensteid- 
ſten Folgen haben; bie Pflicht des Geſetzgebers aber ift es, vie Ordnung aufrecht 
zu erhalten, und nicht die Barmherzigkeit an die Stelle der Gerechtigkeit treten 
zu laflen. 

T. drang, wie gefagt, mit feinen Anſichten nit dur: das amerikaniſche 
Spftem konnte in Frankreich keinen Boden gewinnen; do wurden die dadurch 
angeregten Ideen Anlaß zu Verſuchen auf dieſem Gebiet. 

icht allein das menfchenfreundliche Intereffe an der Gefängnißreform hatte 
T. nad Amerika geführt, fondern mehr nod der glühende Drang des Patrioten. 
Ueberzeugt, daß in den politiſchen Berhältniffen eine ungeheure Ummälzung bevor- 
ſtehe, daß Frankreich ſich neu geftalten müffe, und zwar nicht weniger als alle 
Staaten Europa’s, auf demokratifher Grundlage, und zugleich tief ergriffen von 
der Erfahrung, daß fein Baterland ſich feit 1789 in nußlofen Berfuchen aufreibe, 
glaubte er an die Nothwendigkeit einer ganz neuen Politik. freiheit und Gleich— 
beit, der Wahlſpruch der erften Revolution, war auch ber feinige; aber anftatt 
biefe beiden Grundbedingungen des neuen Staatölebens gleihmäßig zu entfalten, 
hatte das franzöftfche Volt von Anfang an mehr Verſtändniß für die Gleichheit 
als für die Freiheit gezeigt, und T.'s beftändige Furcht war, daß es aus Un- 
wiffenheit oder Ueberdruß einft wirklich die Freiheit zurüdftoßen, und einen ſchü— 
Ierhaften Gehorfam für den Triumph der Gleichheit halten könne, !) 

Um den Gefahren, die er für fein Land ahnte, entgegenzuwirken, wollte er 
bie amerifanifhen Berhältniffe mit eigenen Augen betradhten, und biefer Gedanke 
zeugte im Yahre 1831 von ungewöbnlidem Scharfblid. England hatte bisher 
als Muſter des Konftitutionalismus gegolten: T. fühlte aber, daß der feubale 
Charakter, den die liberalen Einrichtungen der Nahbarinfel tragen, den Franzofen 
Immer ein Anftoß bleiben würde, während fie fid) einer Verwandtſchaft ver An: 
ſchauungen und der Sitten mit den Amerifanern bewußt find. Demohngeadhtet be 
fanden damals noch die größten Borurtheile gegen Amerika, die T. nicht theilte, 
Er erblickte in Amerika das alte England, aber ein England, das das Königthum, 
die Staatskirche, den Adel und die Privilegien in der alten Welt zurüdgelaffen 


1) Er fagt von ben demokratifchen Völkern (wobei er jedoch augenfteinlic das franzöſiſche 
im Sinne bat): „Sie haben ohne Zweifel einen natürlichen Zug zur Freiheit: wenn fie fidh 
ſelbſt überlaffen find, futen fie diefelbe auf, fie lieben fie, und empfinden es fehmerzlih, wenn 
fie ihnen vorentbalten wird. Aber für die Gleichheit empfinden diefe Völker eine glühende, uners 
fättliche, unüberwindliche, ſtets wiederauflebende Leidenſchaft: fie begehren Glelchheit in der Frei- 
beit, und können fie diefe nicht erlangen, fo verlangen fie fie doch noch wenigſtens in der Knecht 
ſchaft. Armuth, Unterfohung, Barbaret können fie ertragen, nimmermehr aber eine Adelsherrſchaft. 
Dies kann man von allen Zeiten, vor allem aber von der unfrigen fagen. Jeder Menſch und 
jede Gewalt, die mit diefer unmiderfteblichen Macht fi in einen Kampf einlaffen wollte, wird 
ürgen und von berfelben zermalmt werden. Heutzutage fann die Freiheit fih nur auf die 
Gleichheit fügen, und fogar der Despotismus könnte nicht ohne fie die Herrfhaft behaupten”, 
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bat; einen jungen Staat zwar, der aber dennod die ältefte Demokratie der Nn- 
zeit ift, und das Problem, deſſen Löſung Frankreich feit 1789 ſucht, feit zwei⸗ 
hundert Jahren beantwortet hat 2). 

T. veröffentlichte 1835 feine in den Vereinigten Staaten gefammelten Be 
obachtungen und erfreute ſich eines glänzenden Erfolges. Das Bud: De la 
Demoeratie en Amerique erlebte binnen 15 Jahren 13 Auflagen. Es trug ihm 
von Seiten der franzöfifhen Akademie zum zweiten Mal ven Preis Montyon ein, 
und ungetheiltes Lob von den bedeutendſten Männern. T. wurde ſeitdem nicht 
jelten mit Montesquieu verglihen, doch ſcheint mir der Vergleich mehr ehrenvoll 
als gegründet. Montesquien befaß große und glänzende Eigenfchaften, die T. 
fehlen; hingegen liegt in deſſen unverrüdter inniger Hingabe an eine große Idee, 
in feiner warmen Sorge um das Wohl feines Volfes eine hinreißende Macht, die 
Montesquieu nit zu Gebote ftand. 

. Um bie Tragweite von T.'s „Democratie* richtig zu ſchätzen, muß‘ man 
fih auf ven Standpunft von 1831 und in die franzdfifhe Eigenthümlichkeit ver- 
fegen, die trog eines lebhaft gefühlten Bepürfniffes nah Aenderung der politifchen 
Berhältniffe dennoch ſtets wieder auf die eigenen Gedanken zurüdfommt : als Er- 
gebniß der verjhiedenartigften Revolutionen erfheint unabwendbar die Centrali⸗ 
jation, ein ungeheures Budget, eine Staatskirche, officielle Erziehungsanftalten, 
eine hierarchiſche Juftiz, eine monopolifirte und ſcharf überwahte Prefie, und pie 
liberale Partei ftrebte über diefe Dinge nicht hinaus. Das in Amerika verlebte 
Jahr lehrte T. andere Grundfäge kennen. Anftatt des Staates nimmt dort das 
Individuum die Hauptftelle ein, das Geſetz kennt die Kirche nicht, dennoch ift dieſe 
mächtiger und reicher ald irgendwo auf dem alten Kontinent; der Unterricht ift 
nicht Sache des Staats, fondern der Gemeinden und Provinzen; aber er ift nir 
gends fo verbreitet wie in Amerila; die Berwaltungsbehörden und die Kammern 
müfjen fi vor ber Juftiz beugen, aber die Richter mißbrauden ihre Gemalt 
nicht; die Preſſe ift ſchrankenlos, aber die völlige Freiheit macht aus der Tages⸗ 
preſſe nicht die Herrn, fondern bie Diener der äffentlihen Meinung, und bei allen 
Mißbräuchen ift fie weniger ſchädlich als in Frankreich. In beiven Nationen herrſcht 
bie Gleichheit; aber inmitten von Anfichten, die, fo wie die franzöfifhen aller Par 
teien feit 1789, auf der Souveränetät des Staates beruhen, muß die Freiheit 
nothwendig verlümmern 3), Der amerifanifhen Konftitution find ſolche Lehren 
fremd; die Regierung ift unumſchränkt, aber in einer engen, ftreng abgegrenzten 
Sphäre: ihr gehört die Armee, die Marine, die Diplomatie, die Poſten und 
Zölle. Der Handel im Innern aber, die Induſtrie, die Banken find außer ihren 
Bereich, ebenfo die Kirche, das Schulweſen, die Preſſe — mit einem Wort, ber 


2) „In Amerika, fehrieb T., iſt die Demofratie ihrer eigenen, natürlihen Entwicklung über: 
lafjen. Ihre Aeußerungen find ungezwungen und frei. Hier alte muß man fie fennen fernen. Und 
für wen könnte denn biefes Studium anziehender und erfprieflicher fein als für uns, die un 
widerfteblich vorwärta getrieben werden, und die wir vielleicht dem Despotiemus, vielleicht der 
Republik entgegen eilen, jedenfalls aber demokratiſchen gefellfchaftlichen Verhältniſſen“. 

3) „Unjere Dee geben im ihren Anflchten weniger weit auseinander ald man ofl 
laubt; allerdings find fie beftändig über die Perfonen ureins, die die Träger der Gewalt fein 
ollen; aber fie verftändigen fich leicht über die Pflichten und Mechte des Machthabers. Allen 
ſtellt fi die Megierung unter dem Bilde einer einzigen, einfachen, ſchöpferiſchen, vorjerulicen 
Matt dar. — Die Meiften find der Meinung, dap Die Regierung auf eine tadeinswerthe Weiſe 
—— Alle denken aber, daß die Regierung beftändig handeln umd überall eingreifen muß. Die 

nbeit, Algegenwart und Allmacht der Regierungsgewalt, die Gleichmäßigkeit ihrer Anordnungen 
find der bezeichnendfte Bug aller jegigen politijchen Syſteme“. 
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Gedanke. Das franzöſiſche Ideal ift die katholiſche Hierarchie, die felbft nur eine 
Nachbiſdung der antiten römischen Verwaltung ift; das Ideal der Amerilaner ift 
bie puritanifche Kirche, worin Jeder Priefter ift und felbft für fein Seelenheil zu 
forgen hat &). 

T. hatte bei feiner Rückkehr aus Amerila feine Wahl getroffen: nicht zu 
Amerikanern wollte er die Franzofen gemacht wiffen; aber er hatte ven Geift ber 
Freiheit kennen gelernt und fortan ging fein ganzes Streben darauf, diefen Geift 
in Frankreich zum ermweden; denn die fataliftifhe Anfiht, daß gewiſſe Nationen 
dazu verurtheilt feien, ftets nur die Geleife ihrer Voreltern tiefer zu treten, lag 
ihm fern. Er war der Ueberzeugung, daß das Schidjal der Völker, nicht weniger 
als das des Einzelnen, von dem Ideal abhängt, das fie fih bilden; er glaubte 
aber au, daß ein Boll, das die Freiheit fennt und liebt, unfehlbar die Form, 
unter welcher diefelbe bei ihm heimifch werben kann, aus ſich felbft erzeugen wird, 
So wünſchte T., bem die nationale Einheit theuer war, und der in ihr den 
wahren Ausdruck des franzöfifhen Bolksgeiftes zu fehen glaubte, feine wefentliche 
Aenderung in der oberften Gewalt; aber er forderte Reformen, die biefelbe läntern 
ſollten, ohne fie darum zu ſchwächen. 

Die Selbftändigkeit der Gemeinden ift unter allen feinen Forderungen bie- 
jenige, welche jett, nad Verlauf von dreißig Jahren, eine ziemlich geläufige ge- 
werden ift; aber er blieb biebei nicht ftehen. Als aufrichtiger Chrift und Katholif 
hätte er für die Religion größeren Einfluß auf vie Geſellſchaft gewünſcht. Zu 
diefem Zweck ſchien ihm die Trennung der Kirche vom Staat das wirkſamſte 
Mittel; er glaubte, daß die erftere unenvlih an Würde und Wirkſamkeit gewinnen 
würde, wenn fie fih von ihrem unnatürlihen Schugheren losfagte. Ebenfo war 
die völlige Befreiung der Prefie ein Lieblingswunfh T.'s, fie war ihm das mid 
tigfte Hülfsmittel der Freiheit und die Garantie derſelben. 

Endlich wollte T. eine volllommen felbftändige Rechtspflege; aber er ift da— 
mals nur unvolllommen verftanden worden, und vielleicht hat fih in dieſer Be— 
ziehung nicht viel geändert. T. erhob fih nämlich gegen die eigenthümliche 
Stellung, in welcher ſich das Redht den Staatsbeamten gegenüber befindet; der 
oberſte Sprud in ſolchen Konfliften follte nicht mehr der Berwaltungsbehörde, 
ſondern dem Nichter zuftehen. Der Staat follte vom Standpunfte des Rechtes 
feinen Borzug haben vor dem einzelnen Bürger. „In Amerika“, fagte er, „gehorcht 
der Menfch niemals dem Menfchen, fondern dem Geſetz und dem Recht.“ 

Dies alfo waren T.'s Ideen, in Amerika fo alt, daß fie zu unumftößlichen 
Örundfägen geworben find; in Frankreich *) fo nen, daß fie noch jegt nad 25 
Jahren durch ihre Kühnheit umfere —— erregen. Die Habeas-Korpus- 
Alte, die Trennung von Kirche und Staat, das Bereinsrecht, die Preffreiheit, die 





4%) „Die Lehre von der Volfafouveränetät ift in den Vereinigten Staaten nicht eine ver 
einzelte, die weder mit den berrfchenden Ideen noch Gewohnheiten in Zufammenbang ftebt, fon- 
dern man muß fie im Gegentbeil als das lehte @fied einer Verkettung von Anfichten betrachten, 
Die die ganze engliſch-ameritaniſche Welt umfaßt. Die Vorfehung hat jedweder Perfönlichfeit den 
Grad don Einf verliehen, deffen fie bedarf, um in den Dingen, die fie ausfchliepfich angehen, 
rihtig zu handeln. Dies ift der große Grundjaß, auf welchem in den Vereinigten Staaten das 
Privareben, fowie das politifche Leben berubt: er wird vom Familienvater auf * Kinder, vom 
Herrn auf feine Diener, von der Gemeine auf ihre Glieder, von der Regierungsgewalt auf die 
Öemeinen, von dem Gtaat auf die Provinzen, vom der Union auf die Staaten angewendet, Auf 
die ganze Nation ausgedehnt, wird diefer Brundfag zur Lehre von der Voltsfouveränetät”. 

*) Anm, d. Red. Es iſt zu beachten, daß hier ein frangöfifcher Schriftſteller fpricht, 
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Unabhängigfeit ver Schule, zielen nit darauf hin, herrſchende Meinungen ober 
anerfannte Rechte zu fihern; fondern fie wollen im Gegentheil junge Ideen und 
neue Rechte gegen den Drud des Staates und die tyranniſche Gewalt der Mehr- 
zahl ſchützen. Soldye Veränderungen waren in Frankreich nod niemals vorge 
ſchlagen worden; T. zum erften Dale wagte es, allen nationalen Vorurtheilen 
zum Trotz, energiſch darauf hinzumweifen; „wenn Alle ſich nur mit dem nächſt 
folgenden Tag beſchäftigen, fagte er, fo will ih an vie Zukunft tenten.“ 

T. veröffentlichte 1840 eine Yortfegung feines Buches, die weniger gut auf 
genommen wurde, und zwar mit Redt. Er hatte ſich bier die Aufgabe geftellt, 
den Einfluß der Demokratie auf die Yiteratur, die Wiflenfhaft, die Künfte und 
gefelligen Berhältniffe, in Amerifa fowohl als in Frankreich nachzuweiſen. Dice 
Aufgabe ift aber unlösbar, wenn fie einzeln anfgefaßt wird; denn fo groß aud 
ber Einfluß der Gleichheit auf die Bildung eines Volfes fein mag, jo wirken doch 
eine Menge anderer Elemente cben fo beftimmend mit, und es muß benfelben bei 
der Beurtheilung des Ganzen Rechnung getragen werben, wenn nicht durch um: 
billige Hervorhebung eines einzelnen Gliedes der Geſichtspunkt ein ſchiefer werben 
fol. T. begeht vielleicht in feiner „Fortſetzung“ viefen Fehler, und macht die 
Demokratie zu ausſchließlich für Gutes fowohl als Schlimmes verantwartlid. 
Jedenfalls Laffen fi feine Beobachtungen nicht auf alle demokratiſch gearteten 
Länder anwenden, wenn fie auch, ausjhlieglih auf Amerifa bezogen, vielleicht 
faft durchgehends richtig find. Das legte Kapitel dieſes Buches ift aber ein 
Meifterwerf und vielleiht das Befte, was aus T.'s Feder geflofien ift. Nirgende 
bat er Mlarer und berebter die Gefahren bezeichnet, vie in der Gleichheit Liegen, 
wenn ihr nicht ein entſprechendes Maß von Freiheit zur Seite fteht; nirgends 
bat er die Gentralifation nahrrüdliher angegriffen. Eine Wahrheit war ihm end- 
fi in ihrem reinften Licht erſchienen, und er ſprach fie begeiftert aus, bie näm- 
ih, daß der hauptſächliche und weſentliche Zwed aller Bolitit der Menſch if 
und nit ter Staat; daß der Menfch die einzige wahrhaft lebendige Kraft if, 
daß jeder Verſuch, diefelbe zu verringern, um ven Staat zu kräftigen, nur ein, 
einer hohlen Einförmigkeit gebrachtes Opfer wäre, und daß im Gegentheil die ber 
Zukunft geftellte Aufgabe dahin zielt, den einzelnen Menfhen zu entwideln, ihm 
zum Bemwußtjein feiner Yähigfeiten wie feiner Verantwortlichfeit zu verhelfen und 
ihn von Allem zu befreien, was feinem Denken, Wollen oder Thun hemmen 
entgegentreten könnte 5). 

Seine „Democratie en Amérique“* eröffnete T. den Zugang zu dem höchſten 
Ehrenftellen in Frankreich: er wurde 1839 zum Mitglied der Acaddmie des 
Sciences morales und 1841 zum Mitglied der Academie frangaise ernannt. Seine 
Aufnahmsrede mußte zunächſt einem ehemaligen Minifter Napoleons, deſſen Stelle 
er einnahm, gelten. T. berührte feinen Gegenftand nur furz, um zu einer Dar 
ftellung Napoleons und des Kaiferreih8 überzugehen, worin er feine Lieblinge 


5) An vielen Stellen erinnern T.'s vortreffliche Worte an den großen Amerikaner Chan: 
ning, den er vielleicht auf feiner Reiſe perfönlich kennen lernte, mit dem er aber jedenfalls in 
Auffaffung und Urtheil verwandt ift. So fagt er ©. 369: „Man follte meinen, daf die 
unfrer Zeit nur daran denken, vermittelft der Menſchen große Dinge autzuführen. Ich well, 
daß fie ein wenig mehr darauf bedacht wären, grofie MRenkhen zu madıen, daß ſie weniger Werth 
auf die Arbeit legten und mehr auf die Arbeiter, daß fie fich beftändig an die Wahrheit erinner 
ten, daß eine Nation nimmermehr lange ftarf bleiben kann, wenn alle Einzelnen an und für 
ſchwach find, und daß es weder get chaftliche Derbältniffe noch politifhe Einrichtungen gibt, 
die aud Heinlichen, weichlichen Bürgern ein thatfräftiges Bolt zu fehaffen im Stande wären”, 
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ideen entwidelte und den Sag aufftellte: nachdem pie Begriffe ber Freiheit und 
ver Gleichheit als zwei große geiftige Strömungen aus ber franzöfifchen Revolution 
hervorgegangen waren, habe Napoleon mit fharfem Blid erkannt, wie die Freiheit 
notwendig zu konftitutionellen Einrihtungen führen müffe, und habe deshalb, vie 
Freiheit bei Seite lafjend, die Gleichheit zu feinem Wahliprud gemadht. Balt 
babe er dann in der That gleih den römifchen Cäſaren fagen fünnen, vaß er 
Alles verlangen dürfe, weil er allein im Namen des Bolfes, das ihn zu feinem 
Stellvertreter erwählt, ſpreche. 

Sowohl ſeine Neigung als ſeine Studien legten T. eine politiſche Laufbahn 
nahe; er hatte bald nach der Rückkehr von Amerika feine Stelle in Verſailles 
aufgegeben und wurde 1839 in die Kammer gewählt. Dort befand er ſich faft 
immer in ber Oppofition; nicht aus Parteigeift, aber es lag ihm Alles an ber 
Durchſetzung feiner Ideen, und feine Ideen waren nicht in Gunſt. T. fand in 
ver Kammer um feiner Rechtlichfeit und feiner Kenntniffe willen große Aner- 
fennung; 1839 und 1840 war er Berichterftatter eines Ausſchuſſes für die Ab- 
Ihaffung der Sklaverei in den Kolonien; ſchon oben wurden feine Berichte aus 
den Jahren 1840 und 1843 über die Gefängnifreform erwähnt. 1841 machte 
er eine Reife nad Algerien und 1846 eine zweite; er feßte eine, fchon damals 
erſchütterte Gefundheit aufs Spiel, um durch genaue Kenntniß der dortigen Ver— 
bältniffe fih ein Recht zu erwerben, über viefe hochwichtige Angelegenheit 
zu fprechen. 

Die Ereigniffe des Jahree 1848 betrübten T., ohne ihn zu überrafchen; er 
hatte fie vorausgefehen. Jetzt nahm er einen Pla in der fonftituirenden Berfamm- 
lung an; denn wenn er fih aud nicht über die eigentlihe Richtung bes fran- 
zoͤſiſchen Geiftes zu täufchen vermochte, fo kam es doch ihm nicht zu, einen Ver— 
ſuch republilaniſcher Einrihtungen zurüdzumeifen. Obwohl zum Ausfhußmitglied 
gewählt, gelang es ihm dennoch nicht, feinen Anſichten Geltung zu verihaffen; 
ed wurden bie thörichtften Beſchlüſſe gefaßt, über deren Folgen fih T. unmöglich 
täufchen fonnte; aber geleitet von einer Neigung zum Frieden, der ein großer 
Jerthum zu Grunde lag, geftattete er fih, an dem unhellvollen Werk wenigftens 
dur fein Stillfehweigen Theil zu nehmen. Im Jahr 1849 wurde er in bie ge- 
jeggebende Berfammlung gewählt und zu einem der Bicepräfiventen ernannt. 
Einige Tage fpäter wurde ihm vom Präfidenten der Republit das Portefeuille der 
auswärtigen Angelegenheiten übergeben. Hier fand er die italienifhe Frage vor, 
bie alle Politiker beſchäftigte. Die italienifchen Berhältniffe waren ihm nicht 
fremb: als im Jahr 1848 Defterreih damit umging, auf die Lombardei zu ver- 
jihten, hatte der General Cavaignac T. ſchon zum Vertreter Frankreichs bei 
einem, in Brüffel zu haltenden, Kongreß beftimmt, als plöglid Radetzky's fieg- 
reicher Degen Defterreich zum zweiten Male zum Herrn der Lombarbei und ben 
Kongreß Äberflüffig machte. Als T. ins Minifterium trat, war der Papft nad) 
Gaeta geflüchtet, die franzöfifhen Heere ſtanden ſchon vor den Thoren Roms, 
Man muß annehmen, daß T. diefe Maßregel guthieß, da er außerdem nicht im 
Minifterium geblieben wäre. Thätigen Antheil an dem Gang ver Dinge hatte er 
erft dann zu nehmen, ald nad dem Einrüden der franzöfifhen Truppen bie biplo- 
matiſchen Berhandlungen begannen. Er hoffte, daß der durch die franzöfifchen 
Waffen mieder eingefegte Papft freiwillig die im Jahr 1847 feinem Volt gemad- 
ten Konceffionen erneuern würde, und daß endlich einer für die Kirche nicht 
weniger als für Italien und Europa ſchädlichen Politik ein Ende gemacht werbe. 
Dies war ein Irrthum, aber ber eines edeln Gemüthes; und wenn in der Folge 
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in Rom Alles beim Alten blieb, ſo iſt die damalige franzöſiſche Regierung, die 
T. vertrat, ſchwerlich dafür verantwortlich zu machen. 

T. blieb nur vier Monate im Miniſterium: ſobald er auf die Hoffnung 
verzichten mußte, den Präſidenten und die geſetzgebende Verſammlung in gutem 
Einvernehmen zu ſehen, zog er ſich zurück und nahm ſeinen Platz wieder auf den 
Bänken der Kammer ein. Im Jahr 1851 hatte er über bie Verfafſungsreviſion 
zu berichten. Die konftituirende VBerfammlung batte hierüber fowie über das Zwei— 
fammerfoftem die falfhen Grundjäge ihrer Vorgänger angenommen: eine ein 
Drittel ftarfe Minorität folte das Yand zwingen können, auf die fernften Zeiten 
hinaus fih unter ein läftiges Oefet zu beugen. Taufende von Stimmen verlangten | 
1851 die Revifion. Man follte denken, daß in einer Republif die Volksvertretung, 
fie mag fonftituirend oder gejeßgebend fein, ftets das Recht habe, an das Land zu 
appelliren: vie gefeggebente Verſammlung wagte jebod nicht, dieſen Schritt zu 
thun. T. entwidelte in feinem Bericht die Schwierigkeiten der Lage mit großer 
Ginfiht; er erfannte an, daß Franfreih durd die Gefepgebung des Jahres 1848 
in einen ancmalen Zuftand verjegt fei, er bezeugte, daß cine ſtets wachſende Un⸗ 
ruhe fih aller Gemüther bemäctigt babe, und daß nur die nothwendigen Wende: 
rungen in der Konftitution einem neuen politifhen Umfturz vorzubeugen vermödten; 
aber als Referent eines Ausſchuſſes, der ſich nicht hatte einigen können, trat er 
dennoch mit einem entſchiedenen Antrag auf Berfaffungsrevifion nicht hervor, und 
überließ der Verſammlung die Verantwortlichfeit für einen Schritt, von weldem, 
feiner Ueberzeugung nad, Frankreichs Zukunft abhing. Die Triebfever von Ts 
Verhalten war die reinfte, feldftlofefte Baterlantsliebe; dennoch hätten feine Freunde 
und die treneften Anhänger feiner Ideen ihm vielleiht eine fchwierigere und groß- 
artigere Rolle zugedacht. Das edelmüthige Opfer, das er, der Sehenbe, feinen 
verblendeten Mitbürgern brachte, Foftete ihn viel und niügte Niemanden. 

Nach dem 2. December 1851 fehrte T. in das Privatleben zurüd, und ohne 
fih feinem Schmerz über das Geſchehene zu überlaffen, nahm er feine politischen 
Studien wieder auf, um Franfreih, wenn nidt auf der Rebnerbühne, fo doch am 
Schreibtiſch noch nützlich zu werben. 

In T. lebte ein forſchender Geiſt und ein frommes Gemüth. Er glaubte an 
Gott und nicht an den Zufall, umd jo fuchte er in dem Ereigniffen, bie feine 
Hoffnungen und Berechnungen täufchten, eine Lehre für die Zukunft. Durd bie 
Julirevolution hatte er verftehen gelernt, welche Rolle der Demokratie in ber Zu 
funft bevorftehe; der raſche Sturz einer ihm ſympathiſchen Regierung trieb ihn 
zum Nachdenfen über vie frage, warum ber Parlamentarismus in Frankreich fo 
ſchwache Wurzeln gefhlagen, und warum fi im Volk fo wenig Neigung und 
Verſtändniß dafür finde. Die richtige Antwort bieranf lag nit ferne: es war 
unmwiberfprehlih, vaß in Frankreich die politifche Freiheit feit Jahrhunderten nur 
ganz oberflählich aufgefaht worden war, An Charten, an Konftitutionen hatte es 
nicht gefehlt; aber fie waren Worte ohne fefte Unterlage geblieben: die kunftvoll 
zufammengefette Staatsmafhine drehte fih nur in mwohlgeorbnetem Kreislauf um 
fih ſelbſt, anftatt täglih und ftündlic eine Menge von gemeinnügigen Erzeng- 
niffen zu liefern. Diefe Gedanken entwidelte T. in einem 1856 unter dem Titel: 
„lAncien regime et la Revolution“ erſchienenen Werte. 

Aus einer forgfältigen Prüfung der Verhältniffe vor 1789 ging ihm bie 
merfwirdige Gewißheit hervor, daß, trog aller Anftrengung, mit der Vergangen 
beit völlig zu brechen, diefes unmögliche Wer! den Geiftern jener Zeit leineswege 
gelungen war, und daß der VBerwaltungszuftand Franfreihs im 19. Jahrhundert 
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fich viel weniger ald man gemeinhin glaubt, von dem Frankreichs unter Ludwig XV. 
unterfcheidet. Es wurde ihm far, daß die Gentralifation ein Vermächtniß des 
alten Königthums ift, das bie Revolution übernommen und vergrößert hat. Im 
erfien Augenblid könnte diefe Behauptung überraſchen, aber T.'s Beobadhtungen 
zeigen ſich bei eingehender Prüfung fehr richtig. Was den fräftigen Königen aus 
dem Haufe Balois ihre Bebeutung gibt, find ihre erfolgreichen Bemühungen um 
bie Einheit Frankreichs, um die Niederhaltung des Adels, die Aufhebung der 
Vorrechte einzelner Stände, die Stärkung der königlichen Madt, mit andern Wor- 
ten: die Regenten arbeiteten auf die Gentraltfation bin. Die konfequente Durch: 
führung dieſer Bolitit machte die Monarchie zu dem, was fie unter Ludwig XIV. 
war. Zu der Zeit, ra in England die auffeimende bürgerliche Freiheit die Hülle 
des Feudalweſens fprengte, war es in Franfreid dahin gekommen, daß der Staat 
Alles zu feinen eigenen Gunften nivellirte, die Kommunen waren gegängelt, die 
Beamten durch eine auferordentlibe Gerichtsbarkeit gegen die Bürger ficher ge— 
ftellt, Paris nöthigte dem garzen Lande feine Anfihten und feine Yaunen auf — 
wir finden bie nämlichen Erfcheinungen, damals wie jegt: die Namen find anders 
geworden, nicht aber die Dinge und die Menſchen. T. meinte darum nidyt ber 
Revolution ihre Berdienfte abzufprechen: fie war fruchtbar durd ihr Zerftörungs- 
wert, und räumte aus dem Wege, was die Gleichheit hindern konnte; aber im 
Grunde kam diefe Ausgleihung der Stände nur ber Staatögewalt zu gute, und 
gewährte ihr die Mittel zu einer fräftigeren und unmittelbareren Einwirkung. Ein 
ſprechender Beweis für diefe Behauptung liegt darin, daß alle unumfchränften 
Monarhien in Europa diefes franzöfifche Verwaltungsſyſtem zum Mufter ge 
nommen haben. 

Die Aufhebung von Standesvorrehten fördert jebenfalld die Gleichheit, 
keineswegs aber damit auch nothwendig bie Freiheit; denn vermöge ihrer boppelten 
Natur geftalten ſich diefe Vorrechte allertings nach unten als Unterbrüdung, nad) 
oben aber als Freiheit, und im Fendalftaat Ludwigs IX. fand ſich, bei aller 
Ungleihheit ber Stände, ein zwar fehr unbillig vertheiltes, nichts deſtoweniger 
aber beträchtliches Maß bürgerlicher Freiheit; Körperfhaften befaßen im Mittel 
alter dem Staate gegenüber eine Wiverftandsfraft, die heutzutage dem einzelnen 
Bürger fehlt. Im dieſem Sinne hat Frau dv. Stael Recht, wenn fie fagt: in 
Frankreich ift die Freiheit alt, und ber Despotismus neu. Da die Standesvor- 
rechte nicht nur denen, bie unmittelbar unter venfelben litten, fondern auch dem 
Monarchen, deſſen Willkür fie einen Damm entgegenfegten, zum Aergerniß wurden, 
lo entftand ganz natürlich ein inniges Einverfiändniß zwiſchen dem König und 
den niebern Bolfsflaffen. Die Kronjuriften trugen allmälig die Grunpfäge des 
römiſchen Rechtes, das viel von Gleichheit, nichts aber von Freiheit weiß, auf bie 
franzöfifche Geſetzgebung über und dienten auf dieſe Weife dem Wunſche ber 
Herrſcher. Als endlich die Revolution auftrat, gelang es ihr unſchwer, die in 
Trümmer ftürzenden Gebäude vollends niederzureißen, und als nun der Schutt ber 
Vergangenheit weggeräumt war — da glaubte fie die Grundfeften der politifchen 
Freiheit gelegt zu haben. Mirabeau theilte diefen Irrthum nicht: er ſah ein, wie 
ſehr diefe Ergebnifie der Revolution dem Königthume günftig werben fonnten, und 
benugte feine Beobadtung, um Ludwig XVI. zu Reformen zu veranlafien. Was 
Ludwig XVI. im Jahre 1790 nicht zu faflen vermochte, verftand im der Folge 
Napoleon und gründete hierauf feine Matt. 

Indem T. in folder Weife bie Schattenfeiten des alten Königthums fowie 
der Revolution beleuchtet, meint er doch keineswegs ber franzöſiſchen Staatseinheit 
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zu nahe zu treten. Er will dieſe in ihrer vollen Kraft erhalten willen: im ven 
Händen des Staats jollen die Armee, die Marine, die Geſetzgebung, die Juſti, 
vie Steuern, die Finanzen, die Wahrung der allgemeinen Interefien, die Ober- 
leitung der Polizei bleiben, aber die Gemeinde und der Privatmann follen ihre 
befonvern Ungelegenheiten felbft zu orbnen haben, Das Bielregieren, meinte 7, 
ift für den Staat eine Quelle der Schwäche: denn er erzieht ſich egoiſtiſche uyt 
Ibwädlihe Bürger und vie allgemeine Sicherheit gewinnt bei ihrer politifchen 
Gleichgültigkeit nichts. Für gewöhnlich gehorht man allerdings blindlings und aus 
Bequemlichkeit jedem erften beften Unterbeamten, aber es darf nur ein Augenblid 
des Mißverftändniffes oder der zornigen Aufregung fommen, fo wird bie Regie 
rung geftürzt oder eine ganze Dynaftie vertrieben. In England und Amerika ver- 
fiht Jeder heftig und geräufhpell die Anfprüdhe, auf die er ein Recht zu haben 
glaubt; aber man hütet fih vor Revolutionen, und fowohl der Staat als bie 
Treiheit gewinnen babei, 

Dean fieht, wie T. fi immer in demſelben Gedankenkreis bewegte. Allent- 
halben ſuchte er nach der Verbindung von Freiheit und Gleichheit. Das lebte der 
beiden Werke, die er über biefen Gegenftand fchrieb, fheint mir jedoch das vor: 
züglichere zu fein; nicht eben wegen eines Fortfchrittes in den Ideen, bie ſich von 
Anfang an faft unaufhaltfam aus dem Princip ergeben; aber ber Schriftſteller 
behandelt feinen Stoff klarer und fidherer: die Erfahrung des Lebens verbindet fih 
mit der aufrichtigften Vaterlandsliebe 6). 

Es ward T.'s edlem Geift nicht gegeben, fein Werk zu vollenden. Ein Bruft 
leiden nöthigte ihn mehrmals, in mwärmeren Gegenden einen Aufenthalt für ven 
Winter zu fuchen; aber es ftellte fi Feine Beſſerung ein, das Arbeiten wurde 
ihm fchwerer: ein ſchleichendes Fieber untergrub fein Leben, und in Cannes, wohin 
ihn die Aerzte gefhict hatten, verfhied er fanft im April des Jahres 1859. Te 
früher Tod war feinen Freunden ein bitterer Schmerz; aud feine Gegner br 
trauerten ihn. Er war ein Mann gewefen, auf beffen unmwanbelbare Treue zu 
bauen war: feinem feiner Jugendfreunde hatte er fich entfrembet, die Gattin, welche 
ihm die Augen fchloß, war die innig geliebte Gefährtin feines ganzen Lebens ge- 
wefen; der Ölaube feiner Väter war auch der feinige geblieben, und niemals war 
er in feinem Streben nad) Wahrheit und Freiheit wanfend geworben. Aeußerlich 
betrachtet, hat T. allerdings nicht die Stellung erlangt und die Ehre genoffen, die 
jein Charakter, die Tüchtigkeit feines Kopfes, feine ausgedehnten Kenntniſſe umd 
feine Meifterfhaft im Wort verdient hätten; dennoch war feine Laufbahn eine 
ſchöne und befriedigende. Obſchon feine beften Hoffnungen zu nichte wurben ver 
den zermalmenden Greigniffen, hatten ihm doc feine eveln Eigenfchaften, feine 
Bürgertugend die ungetheiltefte Zuneigung feiner Nation erworben; im ven Ber: 
einigten Staaten war er wie ein Lanvestind angefehen, das auf fremde fo fol 
herabſehende England fhägte ihn aufrichtig, ganz Europa hörte auf feine Stimmt 
und beadhtete feine Rathſchläge; es gibt unter unfern Zeitgenoffen glänzendere 
Namen, aber feinen, der reiner und geehrter wäre. 

Seine Gattin ftiftete ihm im der Herausgabe feiner fänmtlihen Werte ein 
ſchönes Denkmal. Bon hohem Werthe find darin, außer den vorher ſchon berüht- 


6) Das Buch bricht mit dem Sturz des alten Königtbumd ab, ohne uns mitzutgeilen, mad 
unter den revofutionären Verſammlungen und dem Katferreih aus der Freibeit und der dem 
tralifation geworden iſt: T. behielt fich die Erörterung diefer Verhältniſſe für einen zweiten Band 
vor, von dem er aber leider nur die Vorrede —— bat. 
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ten Büchern, feine Reiſebenierkungen aus England, Irland und der Schweiz. Die 
Charakteriſtik der englifhen Ariftofratie erinnert lebhaft an die Führer der ameri- 
laniſchen Demokratie. Auch über die franzöfifche Revolution finden fih darin manche 
werthuolle Betrachtungen. 


Toleranz, f. Belenntnifßfreiheit. 

Zories, ſ. Öroßbritannien. ‘ 
Zodfana, ſ. Italien. 

Zudor, f. Großbritannien. 


Tübet. 


Mit dem Namen Tibet bezeichnen wir das Längenthal zwiſchen dem Hima- 
laha im Süven und dem Kalalorum-Gebirge im Norden. Gegen Oſten bezeichnet 
leine Grenze die Biegung des Dihong, der fi unterm 95. Grade öftlih von 
Öreen, in den Brahmaputra ergießt. Gegen Weften, gegen Kabul, bilvet feine 
Örenze die Gebirgefette des Bolor Tagh, welche in nord-ſüdlicher Richtung den 
Himalaya mit der Karalorumfette an jener Stelle verbindet, wo bie legtere be- 
ginnt in den Hindukuſch überzugehen; der Indus und der Satlefh — die Gatabrfl 
der alten Indier —, find die Hauptflüffe des Weſtens. Die unbeftimmten Ans 
gaben, die man bis auf die neuefte Zeit über die Bodengeſtaltung biefes Theiles 
von Hochaſien erhalten hatte, ließen bier große Hocebenen mit verhältnigmäßig 
jehr niedrigen Gebirgszügen erwarten, von denen man überdies glaubte, daß fie 
die nördliche Grenze ihres Stromgebietes im Kuenluen-Gesirge hätten. Schon bie 
Beobachtungen ber. Gerards und Strachey's hatten zur Genüge bewiefen, daß bie 
Waſſerſcheide zwiſchen dem Stromgebiete des Dihong und jenem des Indus zwar 
eine verhältnigmäßig niedere ift, nämlid von 16,000‘ in ben Umgebungen des 
Manfaraur , daß aber deſſenungeachtet die Form des Terrains ferne davon ift, 
mit Ebenen oder Hochplateaur ſich vergleichen -zu laffen, indem die relative Höhe 
der Berge überall 5—6000° überfchreitet. Ganz im Norbweften findet fi fogar 
in dem jüngft erft entvedten Dapfang-Berge ein Gipfel von 28,278 engl. Fuß. 
Eine Waflerfcheive, wie fie am Manfarauer vorkommt, ift nur ungewöhnlich und 
unerwartet, wenn bie Stromgebiete, weldye dadurch getrennt werben ſolch riefige 
Ausvehnung haben wie bier; im Kleinen kömmt fie in den Alpen ſehr häufig 
vor; ich nenne als eines der befannteften Analoga den Maloja-Paß, welder bie 
Stromgebiete ded Inns und der Etſch trennt. 

Die Grenze gegen Süden ift im Allgemeinen die Hauptlette des Himalaya, 
welche aber an mehreren Stellen Depreffionen erleidet, und Ströme hindurdfließen 
läßt, die ihre Duellen nod etwas nörbliher liegen haben. Die Grenze gegen 
Norden war bisher am wenigften genau befannt; man glaubte, die Waſſerſcheide 
läge erft in der Gebirgskette des Kuenluen im 36—37ften Grad nörblid, während 
das zum erften Male ausgeführte Ueberfchreiten ver Karakorum = und Kuenluen- 
Kette durch meine Brüder im Jahre 1856 Folgendes ergeben hatte: Dem Hima- 
laya entlang läuft die Karaforum-Kette ald Waſſerſcheide; nördlich von ihr, aber 
bereit8 mit einem Fallen gegen Zurliftan liegen allerdings große Hochebenen mit 
verhäftnigmäßig fehr Meinen Gebirgen darauf, die aber weder in hydrographiſcher 
Beziehung, nody hinſichtlich ihrer Bewohner zu Tibet gerechnet werben können. 

Das Klima von Tibet ift wegen der beveutenden Höhe des ganzen Terrains, 
jelbft in den Thalfohlen, ungeachtet ber geringen nördlichen Breite bereits ſehr 
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fühl. Bei 12,000° wo wir nod Orte mit großer Bewohnerzahl finden , iſt die 
mittlere Iahrestemperatur nur 5 bis 6 9 Gel; in Hanle, dem höchſten bewohnten 
Drte der Erde, den man bis jegt fennt, und deſſen Höhe 15,117 engl. Fuß be 
trägt, hat fie fih nad den Unterfuhungen meines Bruders Hermann v. Schlagint- 
weit-Safünlünsti zu 1,70 Gel. ergeben. Am meiften charakteriſtiſch aber ift die be: 
deutende Trodenheit im ganzen Yante. Während in Sibirien 19 9%, Feuchtigkeit 
— ober I/, deſſen was nöthig wäre bei gleicher Temperatur die Atmofphäre bis zur 
Nebelbildung zu fättigen — von U. v. Humboldt als die größte ihm auf ber Erde 
befannte Trodenheit angegeben wurte, haben die Beobachtungen in Tibet im Sommer 
eine relative Feuchtigkeit von 5, felbjt nur von 1 9/, gezeigt. Das nod jetzt fortſchrei⸗ 
tende Austrodnen der Salzſeen zeigt überbieß, daß in dieſer Beziehung die klimatiſchen 
Berhältniffe von Tibet erft in einer von der biftorifchen Periode nicht fehr fernen 
Zeit ihren fo ertremen Eharafter ver Trodenheit angenommen haben. !) 

Der Name Tibet ift aus den tibetifhen Wörtern thub und phod entftanben, 
beide „vermögen, im Stande fein‘ bedeutend, und in ihrer Verbindung einen hoben 
Grad von Können, von Macht bezeichnend. 2) Ein mächtiger Kriegerfönig im 7ten 
Jahrhundert nad) Chrifti Geburt gebrauchte zuerft diefen Namen für das von ihm 
gebildete Reich; im Volke und in der einheimifchen Literatur ift er aber nicht in Ge 
braud gefommen. Das Volk nennt fih Bod, eine Abfhwähung von phod, umd in 
europäiſchen Werken meift Bhot gefchrieben, ihr Fand Bobeyul, Land der Bod. In 
der Schriftſprache ift dieſes Wort ebenfalls gebraucht, häufiger find aber umfcrei- 
bende Namen, bald von der Lage im Innern eines großen Verggürteld entnommen, 
wie „Land voll Schnee”, bald auf den Rang anfpielend, den es unter ven Anhängern 
an den buddhiſtiſchen Glauben einnimmt. 

Die Erforfhung von Tibet wurde bis in die Gegenwart durch das Mißtrauen 
der Herrfcher in ungewöhnlicher Weife erfchwert. Die Nachrichten, welche Marco 
Polo und Pater Rubruiquis nach Europa braten, find äußerſt dürftig; auch das 
Borpringen des Jefuiten Johann Gruber, der im 17ten Jahrhundert vom nördlichen 
China ans ald ver Erfte die Hauptftabt Chafja erreichte, förderte unfere Kenntniß 
wenig. Ihre Berichte ließen jevoh entnehmen, daß ungeachtet der Entftellung burd 
robe und finnfofe Opfergebräude, religiöfe Grundſätze die Bafis des Unterrichtet 
und der Moral bilden, welche auf Hebung der Sittlichkeit hinzielen, ven Laftern 
fteuern, und Demuth, fo wie die Anerfennung und Unterwerfung unter eine höher: 
Macht gebieten. Großes Auffehen erregte vie Mittheilung, daß die politifhe Ge 
walt fi in den Händen tes Klerus befinde; eine Uebereinſtimmung mit ber 
römiſch-katholiſchen Kirche fowohl in den Grundlehren als in der hierarchiſchen 
Drganifation ſchien vorhanden, als deren Stifter man fih nad dem Geiſte ber 
damaligen Zeit ven Satan dachte, der zur Störung des Ootteswerfes im treuefter 
Nahäffung des abendländiſchen Vorbildes dort ſich „eine letzte Burg“ errichtet 


j i) u weitere Detaild der phyſikaliſchen und geologijchen Verhältniſſe einzugeben ift bier 
nicht der Drt. 

2) Die Chineſen machten daraus Thusfan, die mongolifchen Stämme änderten es in Thu— 
bed. Töböd, Wei ihnen fernte es Marco Polo Fennen, er umd andere Berichterftatter des Mittel 
alters ichreiben Tubet, Thebetb, rourc«r, die Araber Tibat. In der modernen Handelsſprache fl 
Ibibet die vorberrichende Schreibart, auch Tübet findet ſich; doch ift beionders im engliſchen In⸗ 
dien, dann in den Arbeiten von Eſoma, Foucaux. Schiefner und Schmidt über das Tibetiiche Die 
Schreibart Tibet, tibetiſch die aueſchließlich gebräuchliche geworden. Die Schreibart Zübet in Mr 
Ueberſchrift dieſes Artikels iſt durch den Umftand veranlaft, daß der Druck bereits über Ti 
vorgefähritten war. 
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babe. Diefe Anfhauung trug weſentlich dazu bei, ungeachtet wiederholten unglüd- 
lihen Ausganges ftets aufs Neue es zu verfuhen, in Tibet felbft eine Miffion 
zu errichten. Der Kapuziner Haracio de la Penna, zum Vicarius apostolicus von 
Tibet ernannt, eine Würde, die feither regelmäßig vergeben wird, errreihte 1732 
mit mehreren Ordensbrüdern Chafja. Die tibetifshen Würbenträger (Geiftlidhe) 
hatten fih anfangs ſehr mwohlwollend gezeigt; allein von Seite der chineſiſchen 
Regierung, die damals ſchon bominirenden Einfluß gewonnen hatte, mit dem 
Mißtrauen verfolgt, das bei jeder ungebilveten Nation in Folge der Berührung 
mit höher Gebildeten auftritt, ging die Fatholifhe Miffion ſchon nad wenigen 
Jahren ein. Ueber ein Jahrhundert lang wurden dieſe Beftrebungen nicht mehr 
aufgenommen. Die Reifen der beiden Lazariften Huc und Gabet, die zuerft wieder 
1846 Chafja betraten, hatten einen unglüdlihen Ausgang. 3) Ebenfo erfolglos 
blieben die Bemühungen Anderer, bis endlich 1863 durd die Energie des franzö- 
ſiſchen Miffionärs Renou und feiner Begleiter ein Miffionshaus in Bonga er: 
richtet wurde, nahe der Grenze von Affam (feine geographifhe Lage ift ungefähr 
280 20° nörbl, Br., 960 20° öftl. 2. von Green), Die bisherigen Erfolge find 
noch jehr befcheiven 9), aber ein Berluft der gewonnenen Pofition, wie er früher 
ſtets eingetreten war, ift nicht mehr wahrfcheinlih; die Zahl der Belehrten und 
die Veränderung in den Anfhauungen bes Bolfes wird übrigens in den nächſten 
Jahren wenigfteng noch eine wenig bedeutende fein. 

Die wiſſenſchaftlichen Refultate dieſer Miffionen find nicht fehr bedeutend. 
Bei Huc bildete ein Mikroffop, um Kuriofa zu zeigen, das einzige phyſikaliſche 
Inftrument, und in Bonga befand fih nod 1863 fein Thermometer; ebenjo er- 
fahren wir nur fehr Unbeftimmtes über Gefchichte, Religion und Kultur, Das 
Berdienft, hierin als der Erfte die großen Schwierigkeiten überwunden zu haben, 
gebührt dem Unger Coma Korafi Sandor; ihm verbanfen wir bie erfte brauch— 
bare Grammatik und ein Wörterbuch nebft den wichtigſten Aufſchlüſſen aus ber 
fo überrafhend reichen Literatur. 5) 

Die Tibeter zeigen in ihrer äußeren Erſcheinung und in ihrer Sprade fehr 
große Aehnlichkeit mit den Bölkern an ihrer Oftfeite, befonders mit den Stäm- 
men im Norden von Berma. Es ift mehrfah die Anſicht ansgefprohen worben 
— Insbefondere gejhah dies von B. H. Hodgfon —, daß die zahlreihen Refte 
von Aboriginer- Stämmen, bie in Borber-Indien, im Defhan und in den Gebirgen 
im Süden der Halbinfel, zu berfelben Gruppe wie bie Tibeter gehörten; es 
würde daraus folgen, daß aud die Tibeter urfprüngli die frucdhtbareren Land— 
firiche Indiens bewohnt hätten und aus ihren früheren Wohnfigen durch bas 
Vorbringen der Arier verdrängt, zunächſt in den Himalaya und fpäter jenfeits 
desjelben, nad Tibet, zurüdgeworfen worben feien. Allein vie phyſiſche Erſchei— 
nung iſt bei beiden Nacen eine fehr weſentlich ſich unterſcheidende 6), während bie 


3) Ich kann bierüber auf ibre Souvenirs d’un voyage dans la Tartarie, le Tibet et la 
Chias — — — 

) Vergl. Allgemeine Zeitung, Beilage zu Nr. 3 und 4, 1866, und meinen Aufſatz im 
Be 1 a ung, Delage 3 e 

5) Ueber yolitiichegeogranbiiche Verbältniffe bot reiches Material die chineſiſche Geogranbie 
Wei tjang tu ſchi, die zuerft 1828 von dem Ruſſen Bitichurin, dann 1831 von Klaproth über: 
jet und mit Karten verjehen herausgegeben wurde. Die Routen meiner Brüder in Tibet fiehe 
Results of a scientific Mission to India and High Asia, 40, Bd. 1. 1860, 

6) Es fliegen mir in diefer Beziehung die zahlreichen Gefihtämasfen vor, welche meine 
Brüder von Lebenden abnahmen (in Gyps), ferner eine Neihe von Schädeln, fo wie Körper: 
meflungen bei mehr als 400 Individuen. 
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bisher zur Vergleihung gebotenen Sprachproben zur Entſcheidung der Frage nit 
ausreichend find. 

Die Tibeter felbft haben über ihre Abftammung eine intereffante Sage: fie 
leiten fih von einem Wffenpaare ab, von denen das männlidhe als eine Berkör- 
perung des Gottes der Weisheit gedacht wird, das Weibchen dagegen als bie 
Verwandlung eines in der Luft umberwandelnden gütigen weiblichen Weſens. 
„Die Schwänze der Affen und ihre Haare verfürzten ſich zufehends und ver- 
ſchwanden endlih ganz, die Affen fingen zu reden an, wurden Menſchen und be 
fleideten ih mit Baumblättern, fobald fie ihre Menfchheit erfannten”, So über: 
rafhend und eigenthümlich die Verbindung mit dem Affengefchlehte ift und fo ſehr 
diefe Anfhauung auf einer alten einheimifhen Sage beruhen wirb, fo ift body bie 
ſchließliche Formulirung erft in jener Zeit entftanden, als in Tibet bereits indiſcher 
Einfluß und die Lehre des Buddha Eingang gefunden hatte. Dies Ereigniß fält 
in das Tte Jahrhundert unferer Zeitrehnung; es datirt davon eine völlige Um- 
geftaltung der früheren Berhältniffe. Neben den großen Grundbeſitzern, die bie 
dahin dem einzigen einflußreihen Stand im Staate bildeten, entftand die Partei 
der Priefter, zuerft faft ausfchliegend vom inbifchen Budphaprieftern gebilvet, welde 
mit den Mitteln, welde in Indien die Brahmanen feit Jahrhunderten zuerft gegen 
bie weltlichen Großen, ven Kriegerftand der Kſchatrias und dann gegen die Buddha— 
priefter geübt hatten, in Tibet die höchſte Macht anftrebten. Die gegenfeitige Eifer: 
fucht führte zu den erbittertften Ariegen, die Priefter blieben ſchließlich Sieger; es 
fiel ihnen dadurch auch die weltliche Regierung zu, und ein Priefterftaat erftand, 
fo ausfchließlih nur die Intereffen der herrſchenden Klaffe berüdfichtigend, wie wehl 
nirgends fonft die Gefhichte in fo hohem Grade aufzeigt. Die gefhichtliche Ent 
widlung dieſer Zuftänte, und die Folgen für die heutige Kultur und bie Ent: 
wicklung der Tibeter, an fi ſchon lehrreich, gewinnen an Interefje durch den 
Umftand, daß die Gefchichte des Abendlandes ebenfalls reich ift an Verfuchen, ber 
Kirche auch in weltlihen Dingen die Suprematie zu erringen. Man Hat oft ge 
glaubt, wegen der Vereinigung der weltlichen Gewalt in der Hand bes priefter- 
lichen Oberhauptes Tibet als einen Kirchenftaat im Sinne des römifchen betrachten 
zu können; e8 beruht jedoch auf einer ganz ungenauen Anfhauung, von einem 
„Papfte in Lhaſſa“ zu fpreden oder von einem „lamaiſchen Kirchenftaate in Tibet“. 
Aud in Tibet ift zwar der Dalai Lama geiftliches und weltliches Oberhaupt umd 
gleihes gilt von einigen andern Grofßprieftern, wie 3. B. dem Herrſcher von 
Bhutan; aber weiter geht die Uebereinftimmung nicht, denn fowohl die religiöfen 
Anſchauungen von dem göttlihen Charakter des Regenten, als die Handhabung 
ber Regierungsgewalt ift eine weſentlich fich unterſcheidende. 

Die älteften gefhichtlihen Nachrichten gehen zurüd in bie Zeit des erften 
Jahrhunderts v. Chr. Geb. In diefer Zeit, berichten die Chroniken, erftand in 
Tibet der erfte Großfönig, bisher habe es nur „Meine Könige” gegeben, indem 
jeder größere Grundherr auch Territorialhoheit beanfpruchte. Ihre Zahl muß ſehr 
groß gewefeu fein; einer chinefiihen Nachricht zufolge wurden im nördlichen Tibet 
allein im erften Jahrhundert nah Chr. Geb. 53 verfelben dem „Dradenthrone” 
von China tributpflictig. Der erfte, ver biefe Zerfplitterung benutzte und eine 
größere Zahl der Meinen Reiche zu einem einheitlihen Ganzen vereinigte, war 
Bupddhagri, ein inbifher Königsfohn, der wegen feines monftröfen Ausfehens, das 
als Vorbeventung eines ſchlimmen Einfluffes in feinem Stammlande betrachtet 
worden war, ausgefeßt wurbe. Zwölf ver Meinen Reiche zwijchen dem öſtlichen 
Bhutan und dem Parlung-Fluffe erkannten ihn als Oberhaupt an und fühlten 
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fi unter feiner Regierung glädlih; er machte dem Ränberwefen ein Ende, mies 
kräftig die Feinde zurüd, die fih dem neuen Staatswefen entgegenftellten, und 
forgte für Entwidlung des Handelsverkehrs, wohl zumelft mit Indien, wo tibeti- 
fhe Produkte, befonvers Wolle und Mofhus fhon im Alterthume hoch geſchätzt 
waren. Seine unmittelbaren fieben Nahfolger müſſen fih nur mit großer Schwie- 
rigteit haben behaupten können, da berichtet wird, fle feien „Lichtgötter“ geweſen, 
und deßwegen Regenbogen glei fpurlos entfhmunven, nad ihrem Tode weder 
Körper noch Leichnam auf der Erde zurüdlaffend. Erft dem achten Könige gelang 
e8, den fremden Urfprung vergeffen zu machen und den Widerftand der feinen 
Könige zu brechen, fie zu Vaſallen zu machen. Die nächſten Könige widmeten ſich 
vorzäglich der Entwidlung der Landwirthſchaft; eine wefentlihe Erweiterung der 
Grenzen fand ftatt unter einem Könige zu Anfang des Tten Jahrhunderts. Alle 
fleinen Fürſten längs der Grenze habe er feiner Macht unterworfen; er war and) 
der erfte der für fein Reich ven Namen Thu-phod (Tibet) gebrauchte. 

Wichtige Ereigniffe traten unter feinem Sohne ein, König Srongtſan Gampo 
(629— 98) 7), dem 3Often Könige der ganzen Reihe; während feiner Regierung 
gelangten indiſche Bupdphapriefter zu Einfluß und die Buddhalehre wurde Stants- 
religion. Es hängt biefes wefentlih zufammen mit den Bebrüdungen, denen fidy 
damals die Budbhaanhänger in Indien von Seite der wieder zu Macht gelangten 
Brahmanen ausgefetst fahen. Biele Priefter flüchteten in ven Himalaya und wandten 
ſich nady Tibet, dort für fih eine Zufluctsftätte und zugleich ihrer Lehre neue An- 
hänger zu gewinnen. Bereit8 im ten Jahrhundert famen Indier an den Hof des 
damaligen Königs Lha⸗tho⸗tho⸗ri, doch ohne den Schuß zu erhalten, den fie nady- 
fuhten. Anders aber unter Srongtfan Gampo. Die Gefhichtfchreiber berichten, 
bie Erweiterung des Reiches habe ihm das Bedürfniß fhriftliher Mittheilung feiner 
Befehle an die entfernteren Gouverneure fühlen lafjen, doch „es gab keine Schrift". 
Da erinnerte er ſich 'einft bei der Betradhtung der Gegenftände, die von früheren 
Buddhaprieſtern zurüdgelaffen worden waren, daß man ſich ja in Indien der Schrift- 
zeihen beviene; er ſandte gelehrte Tibeter mit reihen Geſchenken dahin ab, fie wid- 
meten fi dem Studium der fremden Sprade und paßten mit Hülfe igrer Lehrer das 
Sanstrit- Alphabet ihrer eigenen Spradhe an. Indifche Gelehrte wurden ſodann nad) 
Tibet berufen; fie brachten auch viele Bücher ihrer Religion mit, überfegten fie in bie 
Sprache ihres neuen Befhügers, und unterwiefen ihn in ihrer Lehre, Der König 
felbft nahm regen Antheil an dem Ueberfegungswerke, das in den nächſten Jahr: 
hunderten eifrig fortgefegt wurbe und bie Urfadre ward, daß uns eine ungemein 
umfaffende Literatur von Taufenden von Werfen meift über Gegenftände ver bubbhi- 
ſtiſchen Religion bewahrt wurde, die im Sansfrit, in welchem fie urfprünglich verfaßt 
worden waren, der Vernichtung durch die Brahmanen unterlagen. Srongtfan Gampo 
wurbe auch ber erfte felbftändige Schriftfteller tibetifcher Abkunft; Klöfter wurden 
für die Priefter erbaut nad indiſchen Vorbildern, und dieſe wurben unter ihm, 
ähnlih wie im Mittelalter in Deutſchland, der Mittelpunft gelehrten Wiffens und 
gewerblicher Fertigkeiten. Wie wenig bewandert darin die Tibeter jener Zeit waren, 
mag folgende Stelle aus einen tibetifchen Geſchichtswerke zeigen: „Mild wurde 
In Dickmilch verwandelt, Dickmilch in Butter, Butter in Käfe; Mühlen wurden 
vom Waſſer getrieben; auf Webeftühlen lernte man Gewebe zu fertigen, und Ge- 
ſchicklichkeit wurde mandy’ anderer Art." Gleichzeitig wurde das Reih auch rad) 


7, Ich Schreibe bier Die Namen wie fie gefprochen werden; die umftändlichere tibetifhe Or: 
thographie ſehe man in den am Schluffe des Artikels angeführten Werfen. | 
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Außen befeftigt; viele neue Provinzen wurben erobert, zu bem dinefifchen Kaifer- 
hauſe trat der König durch eine Heirath in freundliche Beziehungen. Die Reſidenz, 
die 6i8 dahin am äußerften Often, am Yarlung-Fluffe, gewejen war, wurde mehr 
nah dem Innern verlegt, Lhaſſa, „die Götterftabt”, noch heute die Hauptftabt, 
wurde von nun an der Königsfig. Auf die Höhe der Macht erhob ſich Tibet im 
ten Jahrhundert; bis an den Muftag bin und unter den Mongolen und Türken 
Mittelaſiens hatten fih die tibetifhen Könige Achtung verfihafft; die Himalaya- 
Landſchaften wurden abhängig; auch über vie Chinefen wurden viele Siege er- 
fochten, ber Vertrag ilber vie envliche Orenzregulirung auf einer Denkſäule in 
Lhaſſa eingefchnitten. Ein mächtiger Monarch war noch Ral-pastfhan, ein neuer 
Siegestraftat mit den Ehinefen wurde ebenfalls öffentlih auf einer Säule vor 
dem Tempel nievergefhrieben. Mit feinem Tode, 842, beginnt aber der Verfall; 
feine Nachfolger wurden vom Yarlung-Throne vertrieben und gründeten fi neue 
Reiche im Welten, 

Die Urfahe waren innere Unruhen, hervorgerufen durch bie unfluge Beror- 
zugung der Priefter. Begünftigt durch ihre höhere Bildung, hatten dieſe fih al- 
mälig in bie oberften Stellen eingebrängt; die Abhängigkeit, im welcher ſich ver 
König von ihnen befand, zeigt in befonders hohem Grade vie Sitte, daß er in 
feierlihen Berfammlungen mit langen Bändern in ben Haaren erfhien, die über 
die Site, auf denen die Priefter Play nahmen, gelegt wurden. Der Rath ber 
Großen des Reiches galt nichts mehr; fie benütten nun die Minderjährigfeit des 
Sohnes von Ral-pastihan zu einer allgemeinen Erhebung; der Prinz felbft mußte 
fliehen, die Priefter wurden meift vertrieben, bie zurüdbleibenden aber zu ben 
niedrigften Dienften gezwungen. An Stelle ver Buddhalehre kehrte man zu bem 
alten Kultus der bifen Dämonen zurüd. Cine allgemeine Anarhie war die noth- 
wendige Folge diefer Zuftände; ein ehrgeiziges Weib, die erfte und kinderlofe Ge— 
mahlin des verftorbenen Königs, fimulirte ihre Schwangerjchaft; fie kaufte einer 
Bettlerin ihren Sohn ab, und ließ dann befannt machen, aud fie habe einen 
Sohn geboren. Alle zwar zweifelten daran, Niemand aber wagte ihr und ihrem 
Anhange entgegen zu treten, und ber unterfchobene Prinz wurde unter dem be- 
zeichnenden Namen Yumtan, „ber eine unveränderte Mutter habende“, zum Erb— 
prinzen ausgerufen. Etwa an 80 Jahre dauerte es, daß die Bubbha-Priefter und 
ihre Lehre nicht zugelafien wurde; fie waren jebodh in der Berbannung unaus- 
gefegt thätig für Wiederherftellung ihres Einfluffes, der eigene Parteienhader ver 
Großen war ihren Plänen günftig, und fo gelangten fie zugleih mit dem zurüäd- 
berufenen legitimen Thronerben wieder zur Herrſchaft. 

Die königliche Macht, ſchon beim Beginne ihrer Wieverberftellung geſchwächt 
durch die Abhängigkeit vom Klerus, welhem fie ihre Wiederaufrihtung verbanlte, 
verlor noch mehr an Anfehen durch vielfahe Theilungen und Thronftreitigfeiten. 
Das alte Marlung-Reich zerfiel immer mehr in eine große Reihe Heiner Yürften- 
thümer, wie fie die ältefte Geſchichte ung vorführte; überdies ftarb diejenige Linie 
aus, die fih unmittelbar von dem erften Großkönige ableitete. Cinigen Glanz be- 
wahrte noch das Neid Ngari, das im 10ten Jahrhundert in dem centralen Theile 
des heutigen Tibet gegründet wurde. Bon diefem mittleren Tibet zweigte fi bie 
Dynaftie von Ladal ab, die dort, im weftlichften Theile, einen neuen Thron auf— 
richtete, Eine große Bedeutung erlangte Ladak im 16ten und 17ten Jahrhundert; 
bie türfiihen Stämme wurben zurüdgemwiefen, welde die machtlofe Regierung im 
öftlihen Tibet zu Raubeinfällen benügten, der Sieger überzog aber dann vie öft- 
lihen Theile felbft mit Krieg, und führte dadurch eine Einmifhung der Mongolen 


Tübet, 587 


herbei, welche das klerilale Element in ganz Tibet zu noch größerem Einfluß führte, 
als es bisher ſchon beſaß. Im Jahre 1834 verlor Ladak feine Selbſtändigkeit an 
Kaſchmir. — Bon ven muſſalmaniſchen Stämmen im Weſten, beſonders von Kabul, 
aus machte ſich ebenfalls ein Einfluß bemerlbar. Er hatte für Balti und Gilgit 
die Bildung muffalmanifcher Reiche zur Folge und erleichterte dadurch bie Grobe: 
rung biefes Theiles von Tibet durch Kaſchmir; die Bewohner find noch jetzt 
Muffalmans geblieben. 

In der Zelt des allmäligen Zerfalles des alten Yarlung -Reiches entſteht bie 
Herrfchaft des Dalai Lama. Das alte Dogma der Buddha⸗Lehre: daß in ber 
Zeit, in welder die alte Lehre ganz in Vergeſſenheit gelommen jei, ein neuer 
Verkünder ber Heilslehre, ein neuer Buddha auf Erben erfheine, um den „Weg“ 
aus dem Jammer des Dafeins zu zeigen, erhielt in Tibet eine wefentlihe Erweite- 
zung. Nach der früheren Lehre verblieb ein Buddha auf Erden tur fo lange, ale 
das durchjchnittliche Lebensalter der Menſchen in ber Epoche feines Auftretens wat, 
und verſchwindet dann fpurlos; jegt aber wirb angenommen, auch fpäter nod) 
wirkte er in unmittelbarem Verlehre mit den Menſchen auf ihre Erlöfung bin, 
indem er im Augenblide des Todes als Menſch in magifcher, übermenſchlicher 
Beife einen Stellvertreter aus fich erfchaffe, der fi bis zum Erſcheinen des näch— 
fien Buddha ftets in einen Menſchen herablaſſe und das von ihm begonnene 
Werk fortführe. Zugleich wird dieſer Emanation diefelbe Machtvolllommenheit wie 
dem Buddha, aus dem fie hervorging, zugefchrieben. Es ift der Dalai Yama, in 
welchem fich der zulett erfchienene Buddha unter den Menfchen manifeftirt; auch 
einige mythologifche Der: fo wie einzelne Bollsgötter laſſen fi unter ben 
Menfchen nieder, die Macht und das Anfehen viefer Gottmenfchen ift aber ge- 
ringer, weil im Dalai Lama der legte Buddha noch das Erlöſerwerk fortfegt. 

Diefes Syftem inkarnirter Würdenträger wurbe in Tibet ausgebildet : Gebun 
Grub, geb. 1389, geft. 1473, Abt eines großen Klofters — die Angaben über 
den Namen find nicht übereinftimmend —, war der erfte, welcher die hohe Würde 
in Anfpruch nahm, eine unmittelbare Berkörperung des legt erſchienenen Buddha 
zu fein, und fi dem ftolgen Titel beilegte „ver Allerkoftbarfte Lehrer -Deean“, auf 
tibetifh Pantſchen Rin⸗ po⸗tſche. Gya⸗tſo, Dalat Lama oder Priefter Dcean, nennen ihn 
die Mongolen, und unter diefem Namen wurbe er au in Europa befannt. Lama 
ift ein tibetifches Wort und bedeutet „ver Obere“; es ift die gewöhnliche Anrede 
aller Priefter, obwohl fie eigentlich nur den Oberen, ven Borftehern ver Klöfter 
gebührt, Dalai ift mongolifh und bedeutet „Ocean“. Gedun Grub fand raſch 
viele Anhänger; befonders wichtig wurde auch, daß die Geiftlichkeit eine unantaft- 
bare Stellung ihres Dberhauptes als ein vorzügliches Mittel erkannte, ihren Ein- 
fluß zu vermehren. Die Gründung zahlreicher Klöfter wird von Gedun Grub 
berichtet; auch fein Nachfolger Fettete die Priefter der verfchiedenen Selten an fid) 
durch Vortheile. Doc blieb aud unter ihm ber Glaube an feine Infarnation und 
feine Macht no befhränft auf die Klöfter im Dften von Tibet; er fcheint zwar 
bereits in dem alten, body angefehenen Klofter Tſchabrang zu Lhaſſa feinen Sik 
genommen zu haben, allein erft unter dem britten Dalai Lama wurde feine YAuto- 
rität eine allgemeinere; jest beugten fi aud die Mongolen vor ihm als dem 
höchſten, ganz weifen Richter, und wurden die eifrigften Vertheidiger feiner, aud) 
noch fo anmaßenden Anſprüche. 

Ein wichtiges Ereigniß trat unter der Regierung des fünften Dalai Lama ein, ſeit 
ihm üben die Dalai Lama aud weltliche Hoheitsrechte aus über das alte Yarlung 
reich und über Ngari, das mittlere Tibet; mur Ladak, das weftliche Tibet, ber 
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bauptete feine Selbſtändigkeit unter eingeborenen Fürſten. Eiferſüchtig auf bie 
wahfende Macht der Kirche lehnten fih die Großen Tibets gegen Uebergriffe des 
Klerus aus; einen fräftigen, energifhen Bundesgenoffen fanden fie an dem Be 
herrfcher von Ladak. Bereits waren die Anhänger des Dalai Lama ſtark bebrängt, 
da wandte er fih an tie Khofhet-: Mongolen, die fi am „blauen See”, bem 
Kuku Noor angefievelt hatten; diefe zögerten aud nicht, dem Rufe zu folgen, und 
überwanden die Heere der Großen; zugleich aber machten fie dem Dalai Lama 
ein Gefchent mit dem wieder befreiten Yande. So fam Tibet im Jahre 1640 unter 
die Herrfchaft des Dalat Lama. 

Weſentlich befchräntt wurde die weltliche Macht besfelben, feitbem pie chinefi- 
he Regierung eine Oberaufficht über die Verwaltung erlangte; es geſchah dies zu 
Anfang des vorigen Jahrhunderts. Die Beranlaffung gaben Umtriebe des welt 
lihen Minifterd des damaligen Dalai Yama. Diefer herrſchſüchtige Beamte hatte 
Jahre lang den Tod feines Gebieters verheimliht, um die Regierung an fi zu 
reißen, Er entfchuldigte das Nichtericheinen feines Herrn bei den üblichen öffent: 
lichen Umzügen durch das Vorgeben, er habe fih den ftrengften geiftlihen Uebun- 
gen hingegeben, in denen er nicht geftört werben dürfe; den Geſandten fremker 
Mächte, welche auch heute noh dem Dalai Yama reihe Geſchenke ſenden, zeigte er 
eine Puppe, die theilweife den Bliden durch den Rauch wohlriehenber Aräuter 
entzogen war. Jahre lang wurbe fein Verdacht rege; als der Betrag entdeckt war, 
folgte der Kaifer um fo bereitwilliger der Einladung der Priefter und Großen von 
Tibet, den neu erftandenen Dalai Lama auf feinen Thron zu erheben, als er hoffen 
konnte, auf die Regierung des Yandes und auf die Wahl des Dalai Lama einen 
Einfluß zu erlangen; es war dies um fo wichtiger, weil fo viele feiner Unterthanen 
den Dalai Lama als oberfte Autorität anerkennen in allen Fragen der Religion, 
welche ja fo leicht mit politifchen Zweden in Berbindung gebracht werben kann. 

Die hinefifhe Regierung erlangte damals das Recht, Truppen im Lande mm 
unterhalten, denen auch die Bewahung der Grenzen übertragen wurde; biefer Um- 
ftand iſt e8 ganz beſonders, welder bei ber den Fremden fo feinpfeligen Politil 
des Hofes von Pelin das Vorbringen nad Inner-Tibet fo fehr erfehwert. In einem 
jüngft befannt gewordenen chineſiſchen Werke wird die Zahl der Mandfhu-Truppen 
zu 2000 angegeben, 64,000 Mann eingeborne Miliz zwiſchen 24-50 Jahren 
verrichtet unter ihren Befehlen Dienfte. Ihre Bewaffnung befteht aus Flinten, 
Schwertern und zum Theile noh Bogen: der Kopf ift mit einem Metallhelm ge 
ſchützt ohne voripringenven Rand, aber mit einem Geflechte von Stahldraht nad 
rückwärts verfehen, das über den Nacken ſchützend herabfällt: Sehr unvolllommen 
find ihre Feuerwaffen, fie haben nur Luntenſchlöſſer; im Gefechte benützen fie bie 
Schmwertiheide zum Pariren. | 

Die Wahl des Dalai Lama war ftets die Folge eines Kompromiffes zwiſchen 
den herrfchenden Parteien; ſeit der hinefifhen Oberhoheit darf er nur aus einer 
dem Hofe von Pekin ergebenen Familie gewählt werben. Es bilvet jegt die Regel, 
daß drei Kandidaten im Aiter von 2—3 Jahren vorgefchlagen werben, aus bemen 
dann die chineſiſche Regierung einen wählt. Sobald die Entſcheidung getroffen ift, 
werben dem Kinde einige Nebensarten eingeübt, durch welche es ſich dem Bolk 
gegenüber als wahre Infarnation legitimirt. Als den Hauptbeweis betrachtet mal, 
daß es Gegenftände wieder erfenne, auf welde fein Borgänger viel Werth legte, 
fo wie daß es oft wiederkehrende Ausſprüche desfelben ebenfalls oft mache; ben, 
da berfelbe Gott fid) ihm herabläßt, fo muß er ſich aud an feine Handlungen in 
den ‚früheren Epiftenzen erinnern können, der neue Dalai Lama wird ja nicht alt 
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ein anderes Weſen als: ber Berftorbene betrachtet, ſondern als eine VBerjüngung 
feiner jelbft. Bis zum 20ſten Jahre leiten Lama's feine Erziehung, die Staats- 
gefhäfte Leiten weltliche Beamte unter chinefifher Kontrole. Darin ändert fih aud 
nichts, wenn er erwachfen iſt; weltlihe Beamte beforgen die weltlichen oberften 
Regierungsgefhäfte, für bie geiftlihen Angelegenheiten hat er Lama's zu Rath- 
gebe 


m. 

Un der Spige ber Geſchäfte fteht der „Geſetzeslönig“, der Megent, gewöhn- 
lid. Depa genannt. Er wird von den Großen: des: Reiches mit Zuftimmung; der 
hinefifhen Auffichtsbehörden gewählt und zwar auf Lebenszeit; gewöhnlich ift es 
der Mächtigfte, unter dem die Uebrigen ſich beugen. Er fchlägt dem Dalai Lama 
die Rathgeber, Khalon oder Minifter genannt, : vor, der Dalai Yama aber. entjchei- 
bet; dieſe Minifter find meiftens Laien. Die unteren Beamten find aber faft ausſchließ— 
lid Klerifer; gewöhnlich wird die Regierungshoheit durd eine Verleihung. dem Vor- 
flanbe eines großen Klofters für den ganzen Bezirk übertragen, das dazu in grundherr- 
lichem Berband fteht; der Prior übt die Gewalt ganz nad eigenem Ermefjen, ab⸗ 
gejehen von wenigen Befehlen; die Abgaben gelangen durd ihn nach Lhaſſa und 
find nicht fehr hoch gegriffen. In Bhutan, das jenoch keinen Theil bilvet des Ge— 
bietet des Dalai Lama, wird jeder Beſitz als eine Verleihung, als ein Lehen vom 
Regenten betrachtet, und es hat der Beliehene eine ziemlich. bedeutende Geldſumme 
als: Preis der Verleihung zu zahlen. | — 

Als ein wichtiges Moment-zur Charakteriſirung der Stellung des Dalai Lama 
ift hervorzuheben, daß feine oberhirtlihe Macht keine ganz allgemeine ift, ſondern 
fih weſentlich auf das Territorium befchränft, über das er weltliche Hoheitsrechte 
ausübt. Nur im eigentlihen Tibet bedürfen die Aebte der Klöſter ſeiner Beftäti- 
gung der Wahl, die durch die Mitgliever des Klofters erfolgt; in andern Diftrik- 
ten. üben: lokale Würbenträger die Aufſichts- und Beftätigungsrecdhte. Unter dieſen 
mehr lofalen Würbenträgern, die ebenfalls als Inkarnationen von Heiligen gelten, 
iſt der wichtigfte ver Pantſchen rinpotiche zu Taſchi Lhunpo, „ber Stadt des er- 
babenen Ruhms“. Taſchi Lhunpo, der Hauptort der ſüdöſtlichen Ede Tibets, war in 
der Zeit der Entftehung der lamaiſchen Suprematie einer der wichtigften Sammel- 
puntte des Klerus. Das Anfehen, deſſen fi der. Vorfteher des Klofters in, geift- 
lihen Dingen erfreute, wurde ſchon im früher Zeit benügt, ihm eine gleich hohe 
Ablunft zugufchreiben, wie fie für, den Dalai Lama behauptet wurde; ‚Der große 

nobefig , der zum Kloftereigenthum gehörte, führte. dann and zu einer ftaat- 
lien Selbftännigfeit des Gebietes; vie Chinefen fpraden aber auch über biejes 
Gebiet Rechte der Oberherrlichkeit an. Als göttliche Herabfteigung wird aud der 
Dharma Radſcha -betradgtet, der Beherrſcher von Bhutan. Die Hinefiiden Hof- 
biftorifer berichten, vor 100 Jahren wäre ihr Katfer bei Gelegenheit eines inneren 
Streites zum Schiedsrichter aufgerufen: worden, und der Herrfcher von. Bhutan 
hätte fein Land damals als ein Lehen aus des Kaiferd Händen zurüdempfangen, 
und follte jebes fünfte Jahr als Tribut durch eine feierlihe Geſandtſchaft Ge- 
Ihente fenden. Die europätfhen Beſucher von Bhutan berichten nichts von einem 
ſolchen Abhängigkeitsverhältniß, und jedenfalls hat der Lehensherr in dem erft 
jängft beendeten Kriege zwifchen Bhutan und der inbifhen Regierung ſich jeder 
Teilnahme daran enthalten. Bhutan ift vielmehr noch jegt als ein felbftänviger Staat 
zu betrachten, doch hat es in dem legten Kriege die fruchtbarſten Landſtriche an 
die Engländer ‚abtreten mäffen und wird immer. mehr zu einem VBafallenftaate der 
Engländer „ nicht aber der Chinefen werden. — Im Norden von Tibet, und in 
der Mongolei find mehrfach die Vorfteher ber größeren Klöfter, die Ahanpos, aus 
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politifchen und dynaſtiſchen Intereſſen ber politifchen Herrfcher zum Range von 
Inkarnationen erhoben worden, und üben über die Geiftlichfeit ihres Diftriktes die⸗ 
jelbe Suprematie aus, wie der Dalai Lama in feinem Gebiete. 

Die mitgetheilten Berhältniffe mögen genügen, um bie großen Berfchieben- 
heiten hervorzuheben, welche zwiſchen dem Oberhaupte der römifhen Kirche und 
zwifhen demjenigen ber lamaifchen beftehen. Es ift entſchieden mißverftanden, ven 
einem „Bapfte in Lhaſſa“ zu ſprechen; denn die Annahme einer Infarnation und 
der Umftand, daß mehrere ihm ähnliche, faft foorbinirte Infarnationen gleichzeitig 
eriftiren, find wefentliche Unterfchiere. Die oberhirtlihe Macht des Dalai Lama ift 
feine jo allgemeine, über Alle fich erftredende, wie die des Papftes; felbft im geiſt 
lihen Dingen gelten in ihrem Bezirke die Ausiprühe der übrigen infarnirten 
Kleriter eben jo unfehlbar ala die des Dalai Yama, wenn aud das Bolf allem, 
was aus Lhaſſa fommt, eine höhere Kraft und Heiligkeit zufchreibt. 

Bon großem wirtbfchaftlihem Nachtheile ift die große Zahl der Priefter, 
Lama's genannt; am meiften überfteigt fie das vernünftige Maß an den Gigen 
der infarnirten Würbenträger. Für Lhaffa werden 18,000 Lama's angegeben, in 
Taſchi Lhunpo nehmen vie Gebäude, welde fie bewohnen, fo viel Platz ein wie 
die Wohnungen der Weltlihen. In Zaffifudon, der Hauptftadt von Bhutan, hat 
der Dharma Radſcha 2000 Lama's zu dem religidfen Dienfte um fi. Genaut 
Schäßungen in den weftlihen Theilen von Tibet, melde zu Kaſchmir gehören, bat 
dem englifhen Einfluffe und den Europäern jegt geöffnet ift, ergeben 1 Lama anf 
13 Laien, ja bei wirkliher Zählung in dem Heinen Bezirke Spiti ftellte ſich das 
Verhältniß fogar wie 1 : 7. Alles Grundeigenthum der Klöfter ift frei von Ab⸗ 
gaben, dabei find die Lama's felbft ganz unthätig, felbft des Lefens und Schreibens 
ihrer eigenen Sprache find nicht alle volltommen fundig. Darin find bie gegen 
wärtigen Berhältniffe ganz verfchieden von der großen Entwiflung, welche befon- 
ders die theofogifhe Wiffenfchaft im 8.—10. Jahrhundert genommen hatte, Die 
Lama's zeigen ſich aber auch ganz im Gegenfage zu dem wohlthätigen Einfluſſe, 
welchen die fatholifchen Mönde im Mittelalter äußerten; die tibetifche Geiſtlichleit 
ift eher bemüht, die Entwidlung des Volkes zu hindern, ftatt fie zu fördern, um 
nicht des influffes beraubt zu werden, der jegt vorzüglid nur in Folge allge 
meiner Unwiffenheit und Aberglaubens möglich ift. 

Titeratur: Klaproth: Description du Tubet. 8%. Paris 1831. Cun- 
ningham: Ladak and surrounding countries. 80%. London 1854. Köppen: Die 
Religion des Buddha. Bd. 2. 80, Berlin 1859. Emil Schlagintweit: Buddhlen 
in Tibet. 80, London 1863. Die Könige von Tibet. 49%, Münden 1866. Die 
Bonpa Sekte, Sigungsberidhte der f. b. Alademie der Wifl. 1866. Bb. 1. ©. 1. 
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Geſchichte ver osmaniſchen Türken. 


Das Reich der oëmaniſchen Türken vertheilt ſich über Europa, Aſien und 
Afrika. In feiner weiteſten Ausdehnung (mit Hinzunahme der mittelbaren Staaten) 
erftredt es ſich zwifchen dem 18. und 48.0 n. Br. und bem 25. und 66.0 öfll. %, 
vom heißen Innern Arabiens bis zu den polnischen Steppen, vom Wtlasgebirg? 
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bis zur Euphrat- und ZTigrismündung. Die Hauptländer dieſes orientalifchen 
Sammelreiches find die europäifche Türkei und Kleinaflen. Außer den dazu ge- 
hörigen Infeln reihen fi daran: Armenien und Kurbiftan, die füblicheren Euphrat- 
und Tigrisgebiete (Mefopotamien und Babylonien), Syrien und Paläftina, vie 
arabifhen Diftrikte; in Afrika kommen hinzu Aegyhpten und in noch mehr mittel- 
barer Weile das ganze norbafrifanifhe Küftenland bis zur algierifch-franzöfl- 
ſchen Orenze. 

Der Flächeninhalt des Gefammtgebietes ift nicht genau zu beftimmen, 
weil die Grenzen gegen bie arabifhen und afrifanifhen Wüften auf willfürlichen 
Annahmen beruhen. Er wird von 60,000 bis über 80,000 [IM. angegeben. Bon 
diefen lommen 9800 auf Europa; etwa 30,000 werben auf Afien, die fibrigen 
auf Afrifa gerechnet. 

Die Geſammtbevblkerung wirb auf 36—38 Millionen gefhägt und 
zwar 15—16 für Europa, etwa 16 für Afien, 56 für Afrifa. 

Wie verfhieden das Reid nad Völkern und Raffen, Rändern und Erbtbeilen, 
jo befteht doch für alle feine Gebiete — Tripolis und Tunis etwa ausgenom« 
men — eine allgemeine Zufammengehörigleit, welche man berüdfich- 
tigen muß, um bie fo wunderbare Yebenszähigkeit des feit langen Zeiten der Auf- 
löfung entgegengehenden Staates zu begreifen. 

Europa und Aſien erſtrecken zwiſchen dem mittelländifhen und ſchwarzen 
Meere zwei große herrliche Halbinſein, die illyriſche und die kleinaſiatiſche, weit 
bin der Art gegen einander, daß auf nidht unbedeutende Streden nur der aus 
tem Pontus Eurinus fließende Meerftrom fie in Stromesbreite trennt. Bon ben 
Darbanellen ab tritt breiter das ägälfhe Meer dazwifchen; in weitem Bogen legt 
ih die illyriſche Halbinfel gleihfam um Kleinaften herum; aber Reihen von 
Infeln, abgefhloffen durch deren fünlichfte Linie Rhodos, Karpatho, Candia und 
Cerigo, verbinden glei ebenfo vielen Brüdenpfeilern des Völferverkehrs die Küften 
von Afien und Griechenland. Jene genannten Infeln ſchließen das ägäiſche Meer 
in fi ab. Sporaben und Cykladen loden von den Küften zu den Infeln, von 
den Infeln zu den Küften. Die VBodenbildung tritt hinzu, die Länder um das 
agäiſche Meer auf einander zu weiſen; gegen das Meer geöffnet, find fie gegen 
ihre Hinterländer durch Bergketten mehr getrennt als mit ihnen verbunden; das 
Meer verbindet hier und begünftigt gleiche Zuftände hüben wie drüben, während 
die Gebirge das anfcheinend Einheitliche zerreißen. 

Es waren die Länder vom Bosporus bis Ereta ſtets von der höchſten 
Wichtigkeit, als die Länder, wo die Kultur Afiens und Europa’s in einander über- 
greifen. Hier traf die Bildung des Drients mit der des Decidents zufammen, 
während die Steppen zwiſchen Ural und faspifher See, Kaulaſus und ſchwarzem 
Meer nomadifchen Barbarenhorden zur Wanderung von einem Kontinent zum 
andern dienten. Namentlich über die ägäiſchen Infeln ging durch Handel und 
Verkehr der freundſchaftliche Austauſch; über Bosporus und Darbanellen mehr 
der kriegeriſche Andrang. So geht die ältefte Civilifation, von der wir wiffen, in 
rader Linie von Joniens Küften über vie Infeln nah Oriehenland, nicht zu 

ande bis an die Geſtade des Bosporus und der Darbanellen, und nun von 
Thrakien nad Griehenland hinunter. Wohl aber greift die perfifch-afiatifhe Macht 
unter Darius und Xerres Iriegeriich nach Thrafien und Makedonien hinüber, Nach 
Erftartung Makedoniens geht der Stoß umgelehrt von dort nad Afien. Nach 
Alexanders Tod ſtellt ſich der griechifchemaledonifche Einfluß ungefähr im ven 
Grenzen des heutigen türkiſchen Reiches feft. Nach ver römifchen Weltherrfchaft 
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bleibt Kleinafien zum Theil unier griechiſch-byzantiniſchem Einfluffe, bi feit dem 
Anfang des 14. Jahrhundert? eine orientaliihde Maht das Verhältniß umtehrt 
und die illyrifche Halbinfel dem Drient verbindet. 

Wir ſehen alfo auc durch die Geſchichte die Länder um das ägäiſche Meer 
in diefelbe Bewegung gezogen; ſie find gefchichtlid) zufammengehörig. Hat ein Voll, 
wie ftet8 das Beftreben fein wird, fi in ihnen zum herrſchenden gemacht, jo ift 
ihm durch die Bedeutung, Größe und Fruchtbarkeit diefer Länder die Anmart- 
haft auf das ganze Gebiet fowohl der illyrifhen als der kleinaſiatiſchen Halt 
infel gegeben. Der Befig des Bosporus und der Dardanellen aber gibt über das 
Ihwarze Meer eine Gewalt, die näher auseinanderzufegen nicht nöthig iſt. War 
dort herrfht, macht diefes Meer nad Belieben zu einem Binnenfee. So weit alfo 
die Schifibarfeit der in’s ſchwarze Meer fliegenden Ströme geht und nad wei- 
terem, nad Weltverfehr geftrebt wird, fo weit reicht der Einfluß der Macht am 
Bosporus. Für eine dortige fräftige und feetüdhtige Herrſchaft heißt das: Belt 
der Küften des ſchwarzen Meeres. Zur Zeit der türfifhen Größe war dies benn 
auch der Fall. Es ift befannt, welde Anftrengungen e8 den Ruſſen zu Anfang 
des vorigen Jahrhunderts gefoftet hat, nur in der Außerften Ede des Aſſow'ſchen 
Meeres feften Fuß zu fallen. Ihre Machtſtellung auf dem fhwarzen Meere werben 
wir näher zu beſprechen haben. 

Gibt der Befig des Bosporus einen fo ungeheuren Einfluß auf vie Ufer 
ftaaten des fhwarzen Meeres, fo ift mit ihm andererſeits das Uebel verbunden, 
daß jeder dortige unabhängige, ftarfe, nah dem Weltverfehr ftrebende Uferſtaat 
nah dem Bosporus hindrängen wird, um ihn in feine Gewalt zu bekommen. Der 
Kanıpf, der in biefer Weiſe herüber und hinüberwogt, ift ein unausbleiblider, Er 
dient dazu, die Völker in eine Bewegung und Beziehung zu einander zu fegen, 
welche dann oft ihren Ausdruck in blutigen Kriegen findet. 

Durch den Befig der illyriſchen Halbinfel Kleinafiens und ver Infeln ift aber 
nit blos das ſchwarze Meer beeinflußt, fondern der ganze Oſtbuſen des mittd- 
ländifhen Meeres fällt in den Machtbereich des Herrſchers jener Länder. Die 
Heinafiatiihe Küfte, die Infeln, namentlih Cypern und das Afrika breit gegenüber 
gelagerte Kreta, dann der Peloponnefus hängen gleichfam über und vor Syrien 
und beherrfhen die Küfte Afrifa’s von Aegypten bis Cyrene. Damit fallen viele 
Länder in den Bereich jener Macht, wie die Gefhichte beftätigt. Durch den Belt 
Syriens und ber Küfte Kleinafiens am ſchwarzen Meer werben aber alle von 
ihnen abhängigen Yänder hineingezogen. Es find dies befonders die Euphratlänber, 
welde duch biefen Strom auf Syrien in ihrem Handel und Verkehr gezogen 
werben; weniger bie Tigrisländer mit ihren minder wichtigen, gegen das ſchwarze 
Meer führenden Straßen. So erweitert fi der Einfluß des Herrſchers der illyri- 
hen und kleinaſiatiſchen Halbinfel über alle Länder von der äußerſten Südoſtede 
des ſchwarzen Meeres bis zum perfiihen Meerbufen und von dort bis zur Süd— 
oftede des Mittelmeers. Fällt auch Aegypten in feinen Beſitz, fo ift damit das 
rothe Meer und die gegenüberliegende arabifhe Küfte in den Bereich der Mad 
gezogen. Was die Herrfhaft auf dem rothen Meere oder der Verſchluß besfelben 
gegen das Mittelmeer durch den Beſitz Aegyptens bei dem heutigen Hanbeläver- 
kehr zu befagen hat, bevarf keiner weitern Auseinanderfegung. Schon Suleiman 
ber Große wurde von hier aus in die Händel der indifchen Fürften mit den eur 
päiſchen Eroberern, damals den Portugiefen, gezogen. Ein Einfluß auf den ganzen 
ſüdaſiatiſchen Handel ift mit Wegypten gegeben, dem Lande, von mo aus Nape 
leon Bonaparte der Dftindien-Herrihaft Englands einen tödtlihen Stoß verfegen 
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wollte. Zum Schluffe diefer kurzen Weberfiht über die Bedeutung der Herrichaft 
der illyriſchen und Heinafiatifhen Halbinfel, die in Konftantinopel ihren Mittel- 
punft und bödften Ausorud findet, möge der Ausruf Napoleons zu Tilſit ſtehen: 
Constantinople! c’est l’empire du monde! (Siehe Thiers: Histoire de l’empire: 
Tilſit.) Welche Beränderungen fih für Syrien und Aegypten ergeben, wenn 
etwa ver Befig tes Peloponnefus und der Infeln oder des einen oder ber andern, 
wegfält und damit der Meer-Herrfhaft großer Abbruch gethan wird — tafür 
kann die Gefhichte Mehemer-Alis von Aegypten intereffante Anhaltspunkte geben. 
(Schwächung der türkiſchen Macht; feine Befignahme Candias, das freie Grie- 
henland; Mehemed-Alis Eroberung Syriens u, f. w.) 


Geograpbifche Heberficht. 


Die Beihränftheit des uns geftatteten Raumes zwingt uns binfidtlid der 
geographifhen Ueberſicht des türkifchen Reichs zur größten Kürze; ſelbſt von ber 
europälfhen Türkei können wir nur eine Skizze geben. 

Das Feſtland ver europäiſchen Türkei liegt zwifchen 390 und 480 18° n. 
B. und 330 30° und 470 48° 5. % Die Türkei grenzt gegen Nordweſt und 
Norten an Defterreich, gegen Norvoft an Rufland, gegen Süden an Griechen— 
fand; fonft ift fie umfpält vom ſchwarzen Meer, Bosporus, Marmara-Meer, 
Dardanellen, ägäifhen (weißen) Meer und adriatiihen Meer. 

Ihr Flächeninhalt beträgt 9800 IM. 

Die illyriſche Halbinfel wird durd ihre Gebirge und das Meer in höchſt 
eigenthümlicher Weile gegliedert und in mehrere fehr felbftändige große Einzeltheile 
zerlegt. Ueber den füplichften, den durch Gebirgsfetten, dann aber vor Allem durch 
das Meer faft infulär hingeftellten Peloponnefus, fiehe: Griechenland, 

Im Allgemeinen find es zwei mächtige Gebirgsfetten, welche gegen einander 
ftehend, die Türkei in höchſt ungleiche Theile zerlegen. Den ganzen Weften durch— 
fegt, von den Alpen herabfommend, eine gewaltige Bergkette, die mit den binari« 
ſchen Alpen beginnend erft mit den Ausläufern des Pindus im korinthifhen Meer: 
bujen endet. Durch diefe teile, ſchwierige, nur durch einzelne Päſſe überfteigbare 
Helfenmauer wird das ganze abriatifhe Küftenland der Türkei von dem übrigen, 
öftlihen Gebiet gejchieden. 

Ganz im Norpweften, durch die dinarifhen Alpen von Bosnien getrennt, 
liegt das ſchmale dalmatiniihe Küftenland, durch feine Schmalheit, feine Küften- 
bildung, feine Infeln auf die See gewiefen; in feiner ganzen Ausdehnung mehr 
ben von ber See als über die Gebirge kommenden Einflüffen geöffnet. Es ift 
damit auf das gegemüberliegende, durch Fruchtbarkeit und Bollsmaffe bedeutende 
Dberitalien gewiefen. Hier herrſchte Venedig; durch Venedig ift es an Oeſterreich 
gefommen. Der türfifhe Einfluß war hier ftets beftritten, nie vorwiegend. 

In Montenegro und dem freien Albanefenlande tritt ein wildes Sebirgsland 
nahe ans Meer. Es find gleichſam wilde Gebirgeinfeln, ſchwer zugänglide, ſchwer 
bezwingbare Site, Bölfer-Feftungen friegerifher Bewohner, aber mehr zu folden 
re dienlich, als zu einer ftaatlihen Bildung größerer Art. (Siehe Mon— 
tenegro. 

In Albanien treten die Gebirge weiter vom Meer zurüd. Im Einzelnen ift 
dies ganze Küftenland wieder mehrfah durch Gebirge gefondert. Es hat Raum 
für größere Bevölkerung (900 TIM.), doch ift es nad allen Seiten durd Ges 
birge gegen das Hinterland abgefchlofjen, jo daß es mit feiner, bei der Beihaffen- 
beit des Bodens verhältnigmäßig immer nur geringen Bevölkerung, nit leicht 
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einen bedeutenderen ftaatlihen Einfluß auszuüben vermag. Seine Bevöllerung (1,4 
Millionen) ift durch friegeriihen Muth befannt. Das Klima ift bei dem Shut 
gegen Nord und Nordeſt und bei der offenen Lage gegen das Meer warm und 
feucht; auf den Höhen der Gebirge herricht natürlih große Kälte. An ihnen fan- 
meln ſich aud die Meerbünfte. Häufiger Regen ift die Folge. Seine Page madıt 
es kräftig zum Widerſtande ver Angriffe vom Feitlande ber; feine Küfte meist es 
nad Italien. Der Berfuh des Pyrrhus, König von Epirus, fi dahin aus 
dehnen, ift befannt; er zeigt fehr deutlih Die aus der geringen Größe erklärliche 
Schwäche tes Landes, eine große politifhe Rolle zu vielen. 

Wenn mir ven felbftäntigen Süden der illyriſchen Halbinfel, Griechenland 
übergeben, jo finden wir auf der Oftfeite des Pintus, dem fürlihen Albanien 
gegenüber, tas ſchöne, durd Gebirge bis auf wenige Päſſe völlig geſchloſſene Theß— 
jalien (160 IM.). Seine Fruchtbarkeit ift berühmt; fein Klima, bei der geſchützten 
und nur dem Meerwind offenen Lage, wird mit dem Makedoniens für das befte 
in Guropa gebalten. Theſſalien ift zu klein, ale daß es als Staat je vor feinen 
Nachbarländern eine hervorragente Rolle bätte fpielen können. 

Unter dem 42% n. B. trifit auf jene Weſtikette mächtiger Gebirgszüge bie 
jmeite große Öebirgstette ter illyriſchen Halbinfel, die dit amı ſchwarzen Meer 
auffteigend das Yand von Often nah Weiten durchzieht und fomit nad Norten 
und Süden ſcheidet. Es ift das Balfan(Haemus)-Gebirge, ebenfalls nur in ein: 
zelnen Päſſen überfteigbar. Um ten Zufanmenftoß beider Gebirgstetten (Schardagb, 
Scardus) dehnt fih das Gentralgebirgsiand der Türkei aus, ein Hochplateau, 
Waflerfcheive gegen Donau, atriatifhes und ägäiſches Meer (zwiſchen Pritſchtina 
und Ustiub). 

Im Norpmweften des Landes ftogen zu diefen beiden Hauptgebirgen vie von 
der Donau nur durchbrochenen, nicht von breitem Thal auseinander gehaltenen 
Bergzüge der transfyloanifhen Alpen. Daburd wird ber ganze Nortweften ter 
Türkei ein mit den verfchietenften Höhenzügen bevedtes Gebirgsland — Serbien und 
Bosnien. Seine Ströme weifen es gegen Norten nad der Donau, Es vermittelt 
die Türkei nacb Ungarn und Deutſchland hinüber. Das ganze Gebiet hat etwa 
1800 (IM. (Siehe: Serbien). Bosnien wird auf 1,2 Mill. Einwohner geſchäbt. 
Das Yand ift unter dem Schuß der fiebenbürgifhen und der eigenen Bergmwälle gegen 
fältende Winte gefihert. Vom adriatiiben und Mittelmeere ſchlägt genug Feud- 
tigkeit über bie Gebirge herüber. Trog feiner höheren Lage tft deßhalb das Klima 
ſchön, find die Winter nicht fehr falt, tie Sommer nicht zu warın, Waldreichthum 
und Fruchtbarkeit zeichnen das Yand aus. 

In der nordöſtlichen Hälfte ver Halbinfel treten dagegen bie an der Donau 
zuſammengeſtoßenen Gebirge weiter zurüd. Die transiylvanifhen Alpen im Norden 
und ver Balfan im Süden umrahmen bier ein breites, zur Donau ſich ſenkendes 
Land, deffen nördlicher Theil die Walachei, deſſen ſüdlicher Bulgarien heißt. Nur 
einzelne Päfle führen von Bulgarien über den Balkan in die Länder des ägäiſchen 
Meers und von der Walachei nach Siebenbürgen. Während der Balfan im Gap 
Emineh bis ins ſchwarze Meer reicht, nimmt unter dem 44° ver transſylvaniſche 
Gebirgszug plöglic eine nördliche Ridtung und öffnet zwifchen fi und bem 
ſchwarzen Meer den breiteften Zugang von den füdruffifhen Steppen zur Donau. 
Die Moldau und Walachei wird dadurch der Völkerpaß für alle fürlih an ven 
Karpathen abfluthenden Schaaren, die die Donau aufwärts ihren Weg ins Herz von 
Europa fuhen. So wirt dies Unterdonaugebiet eine wahre Vorhalle der öſtlichen 
Völkerzüge. Am Balkan ftoßen Nortafien und das Über Bosporus und Helespont 
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vorbringende Weftafien zufammen. Es gibt wohl faum ein Rändergebiet, das mehr 
im Charakter eines Orenzlandes emiger Unruhe, ftetem Herüber- und Hinüber: 
wogen der Völker und Racen ausgefegt ift, als biefes Unterdonauland, Für eine 
fihere Staatenbildung ift es wenig gefhaffen, fondern Kampfland. 

Die Menge der von Norden und Süden der Donau zueilenden , reißenten 
Anfhwellungen ausgefegten Gebirgsſtröme macht tas Land ſchwer paffirbar. Der 
fumpfige Charakter der Donaumündungen, feine für die Schifffahrt durch Häfen 
nit günftigen Ufer des ſchwarzen Meeres thun dem Werth viefes Gebietes be- 
deutenden Abbruch und wirken lähmend auf feinen Aufſchwung. 

Das Land ift den Nordoftwinden geöffnet, gegen die warmen und feuchten 
Mittelmeerwinde durch den Balkan geſchloſſen. Es hat daber eine verhältnigmäßig 
außerorrentlihe Winterfälte und fehr heiße trodene Sommer. Bet den ſchweren 
Wintern iſt es bauptfählih auf den Bau von Gerealien angewiefen. Dazu viel 
Biehzucht. Die Größe ver Moldan und Walachei (fiehe den betreffenden Artikel) 
wird anf 2200 IM. berechnet. Bulgarien 1600 (IM., etwa 3 Millionen Ein- 
wohner. 

Durch Lage, Größe, Schönheit, Fruchtbarkeit, Klima u. f. w. am meiften 
unter allen Ländern der illyrifhen Halbinfel begünftigt, ift das Land füdlich des 
Baltans, wie es von biefem im Norden, von den Mittelgebirgen der beiden großen 
Ketten im Nordweſten, von der großen albanifhen Kette im Weften, von dem 
zum Diympos ziehenden thefjalifhen Bergzuge und dem ägäiſchen Meer, ven 
Dardanellen, dem Marmarameer und Bosporus im Süden begrenzt ift. Der breite 
und hohe Gebirgszug des Rhodope, der zwijchen dem 41. und 42.05. L. fid) vom 
Balkan gegen das ägäiſche Meer binabzieht, theilt es in Makedonien, vie weft- 
lihe, und Rumelien (Thrakien), die öftliche Hälfte. 

Rumelien (1400 IM. 1,8 (?) Mid. €.) ein herrliches, fruchtbares Land, 
ft im Norden durch den Balkan geſchützt, aber den über das ſchwarze Meer 
wehenden Nordoftwinven geöffnet. Wenn aud bei Weitem wärmer als Bulgarien, 
bat e8 daher doc noch Fein eigentlich ſüdliches Klima (der Delbaum gedeiht nicht). 
Seine Sommer find fehr Heiß und durch die vom ſchwarzen Meer nicht genug 
gelühlten und gefeucdhteten heißen Steppenwinde des Nordoft fehr troden. 

Das fhöne, reihe Makedonien (1200 IM, mit Theffalien 1,5 Mil. E.?) 
ift gegen Nord und Nordoft durch Balkan und Rhodope gefhügt. Der Meerwind 
mildert tie Hige. Die fruchtbaren Ebenen geftatten bei der hohen Temperatur den 
Anbau der Gewächſe des Südens. Es erzeugt, wie Theffalien, außer Getreide, 
Obſt u. f. w. Südfrüchte, Reis, Maik, dann auh Baumwolle. 

Rumelien wie Makedonien find gegen das Meer und Afien geöffnet. Rume- 
lien ift durch feine Lage an ben Meerengen das Borland für Kleinafien oder 
gegen Kleinafien. Makedonien ift das ſchöne Mittelland der tllyrifhen Halbinfel. 
Die e8 unter Alerander d. ©. zum Hauptland wurde und den Kern bildete für 
die Ausdehnung des mafedonifh-griehifhen Weltreichs, ift befannt. Später wurde 
Rumelien (Thrakien) mit feiner Hauptftadt Byzanz oder Konftantinopel das Haupt- 
land und iſt es unter ber Herrfchaft der gerade in ihm am zablreichften wohnenven 
Türlen noch heute. 

Die türliſchen Infeln genieen des Mittelmeer-Klimas; je nah Bewaldung, 
Gebirgen u. f. w. verſchieden. 

Die Bevöllernung der ilyrifhen Halbinjel wiederholt im Großen 
und Ganzen die Gonverung der einzelnen Hauptgebiete. Die Herrſchaft ver 
Türken, namentlich aber die Ausbreitung der Slaven haben allerdings mancher— 
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lei Verfhiebungen darin veranlaßt. Die Slaven, im Befig des Mittelplatenus 
zur Zeit des Zerfalls der byzantiniſchen Herrfhaft, drangen von den Quellen 
des Plateaus die Ströme hinab nah allen Seiten, wie gegen das adria— 
tiihe, jo an Bardar, Strymon, Marita gegen das ägälfhe Meer. Durch Mate: 
donien und Theffalien hindurch gelang es ihmen felbft Griechenland mit ſlaviſchen 
Elementen zu durchſetzen. Ihre öftlihen Nachbaren, die (finniſch-tatariſchen) Bul- 
garen flavifirten fie ganz; gerade tiefe aber gelten für die arbeitiamfte und kräf— 
tigfte Aderbau treibende Bevölferung des Landes. Doch ift der Hauptfled der 
eigentlihen Slaven der Norbweiten. Im Norvoften finden wir die Bulgaren und 
Romanen. Im Südweſten figen als Ureinwohner die Albanefen. Im Süpven, in 
Griechenland und den Infeln, als Meer- und Handelsvolk an allen Küften, bie 
Griechen. Im Sütoften, den viel begehrten, der Eroberung am ftärfften ausgejegt 
gewefenen ägäiſchen Meerländern große VBermifhung; außer den, namentlich in 
Rumelien in ihrer Hauptmaſſe wohnenden Osmanen figen bier alteingeborne (wia- 
hifhe (?); nicht mit den Bewohnern der Walachei zu verwechſeln), ſlaviſche, fla- 
viſch-bulgariſche, griechiſche Elemente durdeinanver. 

Die Angaben über die Stärfe ver einzelnen Volksſtämme weichen ſehr von 
einander ab. Jeder Hauptitamm fucht aus politifhen Abfichten feine Zahl größer, 
die ter andern Stänme Meiner binzuftellen, um dadurd fein Anrecht auf Theile 
oder das Ganze der illyriihen Halbinfel deutlicher zu mahen. Wir geben bier nad 
Kolbe Handbud der vergleichenden Statiftif (1865) folgende Zahlen: 

Osmanen 2,1 Millionen (nah Andern 1,05); Slaven 6,2 (6,9); Griechen ]; 
Romanen 4; Abanefen 1,5. Dazu Juden, Zigeuner, Armenier, Tataren u. 1. 

Was vie Slaven, Öriehen, Romanen betrifft, fo verweifen wir auf die Ar- 
titel: Slaven, Griechenland, Moltau und Walachei. Die Albanefen find ein wildes, 
tapferes Bergvolk voll natürlihen Scharffinns, ver aber ungleich den Griechen 
niht auf bürgerlihe, ſondern auf Eriegerifhe Thätigkeit gerichtet ift. Als Sol 
truppen find fie die Schweizer des Orients. 

Den Charakter der osmanifhen Türken, der einfi fo tapfern und energiſchen, 
durch Jahrhunderte des Glücks und Genuffes aber gejunfenen Eroberer, wird uns 
am beften ihre Gefhichte lehren. \ 

Serbien, Moldau und Walahei, Montenegro find beutigen Tags nur mit: 
telbare Befigungen des osmanischen Reiches. Die unmittelbaren Befigungen werten 
angegeben auf 6500 [I)M. mit 10,5 Mil. Einwohner, 

In Aſien bildet das Hauptland der Osmanen Anadoli-Kleinafien , etwa 
10,000 IM. Diefe in alter Zeit dur ihre blühenden Küftenftaaten fo hochbe— 
rühmte Halbinfel ift ein mit Gebirgsfetten durchſetztes Hochplateau, im Norboften 
und Süden dur Gebirge eingefaßt, die gegen die Nord: und Südküſte nur ein 
ſchmales Küftenland bilden. Im Weften ijt tie Küfte durch Yängsthäler, welde 
zwiſchen ven Bergketten zum Plateau führen, mit dem Innern im befferer Ber: 
bindung. Die einzelnen Gebiete des großen, je nad feiner Lage auch klimatiſch 
ſehr verfchiedenen Landes aufzuführen, geftattet der Raum nid. 

Die aus Osmanen, Turlomannen, Kurden, Griechen beftehende Bevölkerung 
wird von 6 (Juchereau de St. Deuys) bis 10 Mill. angegeben. 

Das gewaltige, kalte, armenifhe Hodland (Plateau von 5—7000°, höchſie 
Erhebung im Ararat 16,000°) bat etwa 2500 [JM. Einwohnerzahl fehr unbe 
ftimmt. Sie wird mit der des gebirgigen, von wilten, friegerifhen Kurdenſtämmen 
bewohnten Kurviftan auf 1,7 Millionen gejhägt. In dieſem iſt der türkifche Ein 
fluß oft nur nomineller Art. Schr ungenau find die Angaben über das alte Me: 
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fopotamien (EI-D’schesireh) und das untere Euphrat- und Tigrisland Irak Arabi, 
das Chaldäerlant. Bon der Mündung der vereinigten Ströme Cuphrat und Tigrie 
bie an die forifhe Küfte erftredt fih die Wüſte. 

Ueber die türkiſchen Befigungen in Arabien fiehe: Arabien. Ueber Aegypten: 
Aegypten. Tripolis und Tunis ftehen nur in höchſt mittelbarem Berbande mit 
dem osmanifhen Reiche. Die Angaben über Fläheninhalt und auch Bevölkerung 
find fehr verſchieden. Sie vifferiren hinſichtlich der drei afrifanifhen Staaten von 
etwa 20,000 —40,000 IIM., von 6 zu 8 Millionen Einwohnern. Bis zur Er- 
oberung Algierd durch die Franzofen im Jahre 1830 wurde aud; Algier zu ven 
tärtifchen Befigungen gerechnet, deren Grenze fomit bei Marocco begann. 


Gefchichte der osmanischen Türken und alte Berfaffung. 


Der Turkftamm ift (nad Klaproth) nach den Indogermanen der verbreitetfte 
Völferftamm der alten Welt. Eine Horde, welche am großen Altai wohnte, erhielt 
nah der helmgleihen Form des Berges, an deffen Fuß fie hauste, den Namen 
Tukiü. So die eine Ableitung des Namens. Andere leiten ihn von Tyr (Stier, 
Herrſcher) ab; Andere andere. Wir übergehen die in Dunkelheit gehüllte, durch 
die Nachrichten der Chinefen nur fpärlih aufgeklärte Urgefchichte. 569 wurde durch 
eine Geſandtſchaft Kaifer Iuftinians der Name Türk zuerft im Occident befannt. 
Um das Jahr 1000 war Kleinaften von ven ſeldſchuckiſchen Türken bis auf ein» 
zelne Diſtrikte erobert. 

Vor Dſchingischan und ſeinen Mongolen, ſo wird uns berichtet, flüchtete 
ein zu den Oghuſen gehöriger Stamm aus feinen Sitzen zu Choraffan nad Ar⸗ 
menien. Er wollte nah Dſchingischans Tod in die Heimath zurüdtehren, aber fein 
Stammoberhaupt Suleiman ertrant beim Ueberfegen des Euphrats und nun zer 
Iplitterte fih das Ganze. Der größere Theil zog unter 2 Söhnen Suleimans 
zurüd; der Heinere — mie e8 heißt nur 400 Familien ftart — wandte fid unter, 
Führung Ertoghruls nad Rleinaflen, wo ver Selvfhudenfultan Alaedbin die 
fem fühnen Sohn Euleimans an der weftlihen Grenze von Angora feinen Wohn 
ſitz anwies. Tapfer fämpfte Ertoghrul für Alaedtin und gewann dadurch Lehen 
in der Landſchaft Sultandni (heutigen Tags noch als Sandſchak, 399 48 n. B. 
470 49° 8, 8. in der alten Landſchaft Phrygia Epiktetos), welche die Wiege der 
osmanifhen Macht wurde. Auf ven tapferen, in feinen Kämpfen glüdlihen Er- 
toghrul folgte 1288 fein Sohn Dsman, der, in den Kämpfen feines Vaters 
aufs Trefflichfte gefchult, fich die Wirren des Selpfhudenreihes und die Schwäche 
der benachbarten griehifhen Schloßbefehlshaber zu Nugen zu machen wußte. Durch 
die Eroberung von Belokoma, Jarhiſſan und Ainegöl 1299 wurde er vom ein» 
fahen Statthalter des Sultans ſchon einer der mädhtigften Heinen Selbſtherrſcher 
um den Olympus. Bei der romantifhen Einnahme von Belofoma hatte er bie 
ſchönſte griechiihe Braut für feinen Sohn Urchan gewonnen, fo daß wir gleich 
zu Anfang des osmanischen Herrfderftammes, der nad diefem Osman fid) nennt, 
griehifches Blut mit dem türkifchen gemifcht finden. Bon der fhönen Griechin 
fammen die Nachfolger. Der kühnfte unter all den külhnen Genoffen , die gleich 
ihm ſich beim Zerfall des Seldſchuckenreiches felbftändig zu machen fuchten, dehnte 
Dsman in langer Herrfhaft feine Macht in Bithynien bis vor die Thore Brufa’s 
und Nicaea's aus, Ja kurz vor feinem Tode (1326) hatte der Greis noch die 
Freude, nad zehnjährigem Kampfe fih Brufa an feinen Sohn Urhan ergeben 
zu ſehen. Anftatt der Meinen Raubfchlöffer und Feften hatten fomit vie fühnen 
Türfenreiter in einer Stadt feften Fuß gefaßt, die mit ihren mannigfachen Hülfe- 
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quellen die Mittel zu weiterem Umfichgreifen bot. Urchan folgte feinem Bater 
Osman in der Regierung, wie man deſſen Walten nennen fann, feit er durch bie 
Nennung feines Namens im Aanzelgebete eines der orientaliichen Hoheitsredhte aut: 
geübt hatte (1300? oder feit dem Tote tes legten Selvfhudenfultans 13077). 
Urdan ernannte feinen, mehr der Betrahtung und der Weisheit als den 
Waffen ergebenen Bruder Alaeddin (F 1533) zum Wefir. Durch dieſen foll eine 
Reihe ver michtigften Inftitutionen eingefegt fein, welde Jahrhunterte hindurch 
fortwirften und zum guten Theile die Grundlage der osmanifchen Machtentfaltung 
wurten, Gr bewog feinen Bruder, durch Ausübung auch des zweiten orientalifchen 
Souveränitätsrechtes, durch Prägung des Geldes fih völlig unabhängig zu erklären. 
1328 follen die erften osmaniſchen Münzen gefhlagen worten fein. Er führte 
eine Kleiverorbnung ein — bei den äußerlichen Orientalen von höchſter Widtig- 
feit. Weiter wandten tie Brüder dem Heerweſen bie größte Aufmerkfamkeit un 
Eorgfalt zu. Die Truppen Urchans beftanden in dem Aufgebot der Lehensmannen 
und den Freiwilligen, die auf Beute gierig fid beim Aufruf zum Feldzug an- 
ſchloſſen — viefelbe Ordnung wie fie feit unvordenflihen Zeiten bei den Steppen- 
völfern Afiens geherrfcht hat und noch herrſcht. (Siehe Turfiftan.) Diefe Schaaren, 
fümmtlih beritten, waren trefflih, um eine Landſchaft zu Überrennen und Beute 
zu maden, aber ſchlecht gegen befeftigte Orte zu gebrauden. Was nicht durch uner: 
warteten Ueberfall einzunehmen war, da® mußte ausgehungert und durch DVermi: 
ftung der Umgegend zur Uebergabe gezwungen werben; jeter Verſuch regelredter 
Belagerung war bisher gefheitert. Dazu bedurfte man Fußvolks. Alaeddin errid 
tete eine Schaar Fußtruppen (Jaja orer Viade), nah griehiihen Mufter organi- 
firt, im Krieg befolvet, im Frieden durch Steuerfreiheit ihrer Ländereien begün- 
ftigt. Aber viefe Truppe zeigte ſich bald turd Unbotmäßigkeit unbrauchbar. Da 
fand der Heeresrichter Kara Chalil Tſchendereli einen Ausweg. Diefer türkiſche 
Macchiavelli legte den Oruntftein zu der Größe der Osmanen, indem er die Haut 
truppe der Janitſcharen errichtete. Nah dem Koran find die gefangenen und 
untermorfenen Chriften eine Beute des Giegerd, der ein gutes Werk thut, wenn 
er fie zum Islam befehrt. Jugendliche Gemüther find dazı am willigften; eine 
Schaar befehrter junger Ehriften, ausfhließlih zum Fußdienſt geübt und an fid 
fhen Sklaven des Sultans, der einzig und allein über fie verfügen fann, burd 
ven Religionswechfel ihrer Familie, ihrem Bolt, ihren früheren Glaubensgenofien 
entfremdet, durch Geburt ohne die Vorurtbeile der eigentlihen Türken, ohne beren 
Borliebe für ihre Inftitutionen und alten Freiheiten, fomit das willigfte Werkzeny 
in ter Hand des Herrfchers gegen feine Stammgenofjen, jo braudbar im Krieg 
nah Außen als zur Unterbrüdung im Innern, wenn der in allen Lehensitaaten 
erſcheinende Unabhängigfeitsfinn der Lehensmänner ſich regen follte — das waren 
die Janitſcharen, befehrte Chriftenffiaven, die erften ftehenden Truppen im Dittel: 
alter, die ihren Gebieter eine Feſtigkeit und Sicherheit gaben, welde bald in un: 
erhörten Eroberungen ſich zeigen follte. Dem Zerfall des Lehensſtaates durch innern 
Aufruhr war vorgebeugt; alle Kräfte feiner trogigen, türfifhen Lehensmänner, mie 
fie einzeln fi) empören mochten, fonnte der Emir (fpäter erft Sultan) des Os— 
manenftammes niederfchlagen; nur nady Außen im Kampf mit Fremden konnte fd 
ihr wilder Muth Yuft maden. 

Es waren im Anfang 1000 Ehriftenfnaben, aus denen diefe „mewe Truppe“ 
(= Jeni-tſcheri) errichtet wurde, welcher die Cinfegnung des berühmten Derwiſch 
Hadfhi-Begtafd eine gewiffe religiöfe Weihe gab. Sie wurde aus Kriegsgefun 
genen, fpäter durd Aushebungen unter den Knaben der unterworfenen chriſtlichen 
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Devölferung refrutirt und wuchs ſchon unter dem nächſten Sultan zu einer Stärke 
von 4— 6000 Mann. Die Piade wurden jegt nur als Pioniere, zum Transport 
des Gepäcks u, dgl. verwandt. Nach Bedürfniß wurden beim Ausbruch eines Arieges 
freiwillige Fußtruppen aufgeboten, viefelben (viele Chriften, Geſindel der Heinajia- 
tifchen Städte) ſchnell nach 10 und 100 eingetheilt und fo gut es ging ver« 
wandt. Mit viefen Afaben wurden nit viel Umftände gemacht. Sie bienten häufig 
als „Ranonenfutter” und mußten oft mit ihren Leibern die Gräben füllen, damit 
die forgfam für den Ausfhlag aufbewahrten Janitiharen den Hauptflurm laufen 
konnten, Neben biejer erften ftehenvden Infanterie wurden auch 4 Rotten ſtehender 
befolveter Neiterei errichtet; fie find am befannteften unter dem Namen ver erften 
Abtheilung: Sipahi. (Anfangs gegen 2400 M., bald auf 4000 M.) — Die Dr- 
ganifation der lehensreiterei ift uralt türfifh und von Alaeddin nur beftimmter hin- 
geftellt. Für ein Lehensgut (Kilivfh — Säbel; das Meinere Säbellehen heißt Timar, 
das größere Siamet) hatte der Lehensträger fih und je nach der Größe des Gutes 
1—19 Wann Gefolge zu ftellen, Alles wohlberitten und gerüftet, beim erften Ruf 
ind Feld zu rüden. Die Sübel ſammeln fih um die Fahne (Sandſchak) auf dem 
Sammelplag. Der Führer diefes Fähnleins, der Sandſchakbeg, rüdt mit feiner Truppe 
auf den größeren Sammelplag des Beglerbeg (Herrn der Herrn), der über ein 
Gjalet, über eine Landſchaft, Provinz gejegt ift. In wenig Tagen fteht jomit das 
Heer ohne bejonvere Staatskoſten auf feinen Sammelplägen. Daneben ein Auf: 
gebot freiwilliger Reiter (Afinpfht = Renner), auf Beute dienend, daher je nach viel 
verfprechenden Eroberungsftiegen fehr zahlreich, immer dem Heere weit vorauf, zu 
den verwegenften Streif» und Beutezügen bereit. Es ift das türkiſche Koſakenthum 
im Heere. Haben doch die Kofafen ſich durch die Türkenkämpfe (vie ruſſiſchen Ta— 
taren gehören zum Zurfjtamm) gebilvet. 

Wie das ganze Lehensweſen auf Eroberung angewieſen ift, wie bei jeder 
neuen Landgewinnung durch Lehenvertheilung ſich gleihfam immer ein frifcher 
Ring um den alten Kern legt, diefer aber mehr und mehr die Säfte zu verlieren 
pflegt und für den Krieg nad Außen unbrauchbarer wird, brauden wir bier nicht 
auseinanderzufegen. So lange neue Ländereien, Beute, Sklaven u. dgl. loden, 
wird namentlih ter Nachwuchs ver Lehensmänner fih zum Feldzug drängen. 
Dann erſcheint das Lehensaufgebot nicht als Laft, fondern Berforgung und Ruhm 
eben in Ausfiht. Sobald aber die Eroberung aufhört, der Kampf Abwehr wird, 
verliert das Lehensheer Luft und Muth, vie Vertheidiger ihrer Habe und ihres 
Landes ausgenommen. In gleicher Weife bekämpft ein Lehensheer lieber diejenigen, 
deren Rechte es ungejheuter niebertreten kann, aljo ſtammfremde, anderögläubige 
Völker, ald daß es Arieg mit Völferm führt, gegen welde es ftammgenofjenihaft- 
lihe, moraliſche und religiöfe Rüdfichten bat. Diefe Bemerkung mag erflären, 
warum die Feldzüge ber Türken gegen vie Chriften fo beliebt und reißend waren, 
ihre Ausdehnung in Afien aber verhältnifmäßig langjam ging, wofür bie fara- 
maniſchen Kriege ven beiten Beweis liefern. 

Nichts ift verkehrter, als die Erfolge der Türken ver rohen Tapferkeit zuzu— 
Ihreiben. Bon Anfang an wurden bier tiefe Politit, Disciplin und wilde Natur- 
fraft vereinigt, Die Rejultate waren ungeheuer. 

1340 war ganz Bithynien mit Ausnahme weniger, Konftantinopel gegen: 
über liegender Küftenftädte von Urchan erobert, Er befaß die großen Städte 
Bruſa, Nicaen und Nicomedia. Bruderzwift verhalf ihm zum Beſitz von 
Karafi (Myſien). So ftand er am Hellespont. Durch Hülfstruppen, die er 
Byzanz gegen bie Serben fhidte, lernten die türkifhen Heerführer das ſchöne 
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gegenüberliegende Sand und die Schwächen ber erbärmlichen byzantiniſchen Herr: 
ſchaft kennen. 

1356 feste Urchans Sohn Suleiman in einer Naht auf zwei Flößen 
mit 80 Begleitern über den Hellespont und überrumpelte das Schloß Tzympe. 
Damit hatten die Osmanen feften Fuß in Europa gefaft. Nah 3 Tagen ſchon 
ftanten 3000 M. viefjeits des Hellesponts. Ein furdtbares Erdbeben lähmte oben: 
rein den Wivderftand ver Griehen. 1357 fiel Gallipoli in die Gewalt der Türken, 
die bald das Land um den Eherfonefus in ihre Gewalt brachten, während ihre 
Streifzüge fih fchen bis an den Hämus erftredten. Urchan hat den europäifchen 
Boden nody nicht betreten. Er ftarb nad 35jähriger Herrſchaft 1359, er, wie alle 
die erften Herrfher vom Stamm Osmans ein ausgezeichneter Regent; tapfer, ge: 
recht, milde, fharfen Verſtandes wird er genannt; ein Pfleger der Wiſſenſchaft 
und Religion, Grünter vieler Schulen und Mofceen. 

Sulziman, ver fühne Ueberfeger des Hellesponts, war auf ver Jagd verun- 
glädt. So folgte Urdans und der fhönen Griehin Nenuphar zweiter Sohn M u: 
vad. 1361 fegt er nad Gallipoli über und beginnt feine Siegeslaufbahn. Adria— 
nopel (1361) und Philippopel (1362) werten erobert; die Serben gefhlagen (1363), 
1365 fällt alles Yand bis zum ſchwarzen Meer in feine Gewalt, fo daß zwei 
Tagreifen von Konftantinopel ſchon die türfifhe Grenze begann. Nun geht die 
Eroberung gegen Mafetonien. Geres wird 1373 eingenommen. 1375 wird ſchon 
Niffa erobert und muß Lazarus, der Kral der Serben, um Frieden bitten, die tür- 
fiihe Oberhoheit anerkennen und Tribut zahlen. Auch Sismann, Fürft der Bul: 
garei, muß fi unterwerfen. 1381 find vie Türken in Monaftir, alfo bis an bie 
albanifhen Grenzgebirge vorgebrungen. 1382 fällt Sofia nad langer Belagerung, 
und ftehen damit vie Türken in dem wichtigen Mittelpunft ter nad Serbien und 
Bosnien, Makedonien, Bulgarei und Numili führenden Straßen. Ebenfo glüdlid 
ift Murad in Afien, wo bie türfifben Nachbarherrſcher, durch Furcht vor feiner 
wachſenden Größe, Neid und Intriguen aufgeftahelt, feine Abweſenheit fich zu 
Nuge zu machen fuchten. Namentlich muß ter mächtige Fürft von Karaman das 
Uebergewicht ter osmaniſchen Macht empfinden. Inteflen empören fih die Herr: 
Iher von Serbien unt ter Bulgarei. Aber Murad kehrt zurüd, nimmt Sisman 
das Reih und macht die Bulgarei zur türfiihen Provinz, Dann zieht er gegen 
das große Chriftenheer; zu ven Serben und Bosniern hatten die erfhredten Für— 
ften der Walachei, Albaniene, der Herzegowina, aud Ungarn Hülfstruppen ftoßen 
lajfen. 200,000 M. follen die Chriften ſtark gemefen fein. Ihr Uebermuth wart 
ihnen verberblih. In mörderifher Schlacht ſiegt Murad mit [hwäherem Heer 
auf dem Amſelfelde bei Koſſowo 1389. Aber ver fiegreihe Sultan wird auf dem 
Schlachtfeld von einem Serben niedergeftoßen; er ftirbt nah 3Ojähriger Regierung. 

Es folgt ihm fein Sohn, Bajefid I., genannt Ilderim, ver Blig, wegen 
feiner ftürmifhen Tapferkeit. Leider gibt er nob auf dem Schlachtfeld das Bei: 
jpiel des ſchändlichen Brudermords, der von nun an zur Sicherung der Herrfcaft 
Zitte, durh Mohammed II. dann gefeglih wurde. Unter Bajefid werben bie Er- 
oberungszüge fortgefett, die fih nun ſchon üher die Donau nah Ungarn und 
Walachei, dann in Bosnien und Albanien hinein erftreden. Schon beginnen vie 
Anftalten zum Angriff auf Ronftantinopel. Die ganze Chriftenheit fam jest in 
Aufruhr. Unter Sigismund, Köniz von Ungarn, fammelt fi ein 100,000 M. 
ftarfes Kreuzbeer, in welhem 8000 M. Franzoſen, die Blüthe des franzöfiſchen 
Adels unter Johann von Nevers, dem Sohn des Herzogs von Burgumd ji die 
Elite dünfen, durch Tapferkeit und Ungeftüm fi auszeichnen, durch Zuchtlofigkeit 
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und Uebermuth aber fih und das Heer zu Grunde richten. Sigismund belagerte 
Nitopolis, als Bajeſid zum Entfag herbeieilte und das chriftlihe Heer vernichtete 
(1396). Indeſſen dehnen Bajefids Feldherrn das Reich in Afien aus; Bajefid 
jelbft bricht in Theſſalien ein, dringt durch die Thermopylen und läßt feine Heer- 
ſchwärme durch den Peloponnes ftreifen; in Öriehenland werben ſchon jegt Tur— 
tomannenftämme zu Lehn angefievelt. Wieder wollte fih Bajefid gegen Konftan- 
tinopel wenden; da rief ihn Timurs Vorbringen nah Afien ab. Nach bitteren 
Botſchaften, welche Bajefiv, der hochmüthige Sohn fo tapferer Ahnen mit dem 
furhtbaren eignen Begründer feines Glüds und feiner Weltherrfhaft, mit Timur 
(Timurlent, Tamerlarn) wechſelte, fam es auf den Ebenen von Angora zwifchen ven 
beiden mädhtigften Herrfhern des Drients zur Entfheidungsfhlaht (1402). Baje- 
ſide Geiz und thörichte Hoffahrt werden als erfte Beranlaffung feiner Niederlage 
angegeben. Bis in die Nacht noch hielt fih der Sultan mit 10,000 Janitſcharen 
auf einem Hügel, da längft die Schladht verloren war. Der Durft trieb fie aus. 
einander. Bajefid verfuchte die Flucht, ward aber gefangen; ebenfo feine Gattin 
und fein Sohn Mufa. Sein Sohn Muftafa war in der Schladt fpurlos ver- 
Ihwunten (e8 tauchten fpäter Prätendenten auf); entlommen waren die Söhne 
Euleimon, Ya und Mohammed. 

Die aflatiihe Türkei wurde von den Tataren überrannt, doch fluthete ver 
Strom bald zurüd, drang aud nicht nach Europa hinüber, da Timur ſich oftmärts 
zum Zug gegen China wandte. Suleiman hatte ſich nad der europäifhen Türkei 
geflüchtet und hier die Herrfhaft angetreten. Die Türken in Kleinafien befamen 
bald, bei dem Abziehen der Tataren, gleichfalls wieder Luft. Bajeſid ftarb in ber 
Gefangenschaft; Timur fandte Mufa mit dem Leihnam feines Baterd nach Brufa 
zurüd. Mit Bajefivs Tod beginnt das türkifhe Interregnum, das die Türken in- 
ſoweit nicht anerkennen, als fie mit Uebergehung mehrerer ftreitender Brüder un- 
mittelbar an Bajeſid feinen Sohn Mohammed II. anreihen, fomit deſſen 
Bruder Suleiman nit nennen , fondern erft Suleiman ven Prädtigen oder den 
Gefepgeber als den erften anführen, ber von Andern vielfach als der zweite feines 
Namens genannt wird. Die Tapferkeit des Bajeſid-Paſcha Hatte den elfjährigen 
Mohammed der Schlacht entriffen und ihn nad Tofat, dann nad Amafia ge- 
rettet, von wo aus feine Getreuen neue Kräfte fammelten. Wir übergehen bie 
Bruderfämpfe, welhe Ifa, Suleiman und Mufa das Leben, refp. den Thron 
fofteten und aus denen 1413 der mäßige menfhlihe Mohammed gegen den tyran- 
niſchen Mufa als Steger und Wieverherfteller der Einheit des Reichs hervorging. 
Es gelang ihm, die aflatifhen Zuftände wieder auf den früheren Fuß zu fegen 
und die Türkenherrſcher, die durch Timurs Politif gegen die Osmanen ihre alte 
Selbſtändigkeit wieder erlangt hatten, aufs Neue zu unterwerfen, ſich in Europa 
zu befeſtigen, gefährliche Aufftände (darunter der intereſſante religiöſe Aufruhr des 
Bedreddin von Simaw und befien Apofteld Böreklüdſche Muftafa, in welchem, 
um ed allgemein auszubrüden, eine Berfchmelzung des Islams und Chriſtenthums 
verfucht wurde) niederzufchlagen, aud vie falihen Muftafa’s, die Thronbewerber 
fi) vom Halfe zu fhaffen. Mohammed ftarb 1421 und fein junger Sohn Murad II. 
beftieg den Thron. 

Murad II. zählt zu den tüchtigften diefer tüchtigen osmaniſchen Herrſcher, 
unter denen nur Bajeſid der Blitz zurüdtritt, vem außer Rampfungeftüm feine 
befondern Herrfhertugenden nadhgerühmt werden können und der in mehr als einer 
Beife (Lafter der Wolluft u. ſ. w.) ein ſchlechtes Beifpiel gegeben hat. Murads 
Waffen waren gegen die alten aflatifchen Feinde glüdlih. In Europa gewann er 
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das bisher noch uneroberte Theſſalonich (Salonichi) und kämpfte mit ſchließlich für 
die Türken günftigem Ausgang jene Reihe von blutigen Feldzügen mit Ungarns 
größtem Helden Johann Hunyades (Murad fiegt bei Varna 1444, bei Kofjome 
1448) und dem furdtbaren Türkenfeind Aibamens Georg Gaftriota (Scanderbeg). 
Zwei Mal ftieg Murad in rer Blüthe feiner Jahre vom Thron, um auszuruben. 
Zwei Mal übernahm er wieder tie Pflichten des Herrſchers, wenig zur Freude 
feines jungen ftolgen Sohnes, aber zur Freude feiner alten Kriegsführer und des 
Heeres. Grit 40 Jahre alt, ftarb er nah 30 Jahren ver fräftigften Herrſchaft. 

Ihm folgt Mohammed II, ver größte Regent feiner Zeit. Konftantinepel 
war eins der erften Ziele, die der junge, verſchloſſene, herrſchſüchtige Sultan ſich 
gelegt hatte. Im April 1453 begann vie legte Belagerung der griehiichen Haupt: 
ftatt; am 29. Mai ward fie erftürmt. Unter Mohammed II. wird Serbien end 
gültig unterworfen, Öriehenland, Bosnien erobert. Scanderbeg hält ſich, aber mit 
feinem Tote 1467 ift das Schidjal Albaniens befiegelt. Die Balahei und Moldau 
werben zur Übhängizfeit gezwungen. In Wien weite Auspehnung bes Reichs, 
Sinope, Trapezunt, Raraman fommen hinzu. Ufun Haffan, der gewaltige Turke— 
mannenfürft, ter e3 den Dämanen nachzumachen fuht, wird, hauptſächlich durd 
die Feldartillerie Mohammeds geſchlagen. Schreckliche Türkeneinfälle in Sieben— 
bürgen, Ungarn, Oeſterreich, das venetianiſche Gebiet, die Gründung einer mäd- 
tigen Flotte, durch welche der Sultan in vie Seehändel eingriff, die Krimm ben 
Genueſern entriß, den Venetianern zur See zu trogen begann, Apulien, und damit 
Italien durch Landung in den törtlihften Echreden ſetzte — alles dies trieb bie 
chriſtlichen Mächte zum Verſuch einer Vereinigung gegen ten fremder Rave ent- 
fprungenen Feind des Glaubens. 1458 wurde von Papft Pins II. (ſiehe Zint- 
eifen, Bo. 2) ein Koncil nad Mantua berufer, um zum erften Mal die res orien- 
tales, tie türfifhe Frage, zu behandeln. Schon damals hanvelte es ſich um bie 
Fragen: Sollen die Türfen aus Europa vertrieben werden? In welcher Weile? 
Wer ſoll vie Schupherrfhaft über die unterprüdten Gläubigen übernehmen? Ba 
fol, wenn das Areuz fiegt, die Herrfchaft über ven Halbmond antreten? Man 
war über tiefe Fragen vor 400 Jahren nicht einiger, als man heutigen Tages if. 

Mohammed ijt außer durch feine Eroberungen berühmt als Sammler ba 
Geſetze und als Geſetzgeber feines Reichs, wodurch er auch nad) diefer Seite als einer 
der bedeutendften Herrſcher erfcheint. Sein „Ranunname” bringt Einheit in bie 
Staatsverfaſſung des Reichs und regelt alle VBerhältniffe. 

Das legte Unternehmen des den Chriften fo jchrediihen Sultans war gegen 
Rhodos gerichtet. Es ſchlug fehl. Mohammed dachte auf einen Angriff gegen 
Aegypten, ftarb aber mitten in den Entwürfen dazu nad 31jähriger Regierung. 
Seine Größe ift durch Grauſamkeit und fhranfenlofen Deipotismus hbefledt, aber, 
wie er nun war, gehört er zu den beteutenpften Regenten der Geſchichte. 

Zum erften Mal fam nun ein Sultan auf den Thron, bei dem die Friege 
riſchen Eigenſchaften mehr zurüdtraten, im welden die osmanifhen Fürſten feit 
150 Jahren geglänzt hatten. Bajefid II., Mohammeds Sohn, war mehr ven 
Genüffen des Friedens, den weichlihen wie den ſchönen und guten, ergeben; er 
liebte die Baufunft, pflegte vie Dichtung, felber Dichter. Doch ruhten die Waffen 
deswegen nicht, werer zur See (Benedig) noch zu Yande (an der Donau und in 
Syrien). Aber das Heer war wenig zufrieden mit dem weichlichen Eultan un 
dies benügte der einem andern Bruder nachgeſetzte herrfchfüchtige, wilde, kriegeriſche 
Seltm, fi gegen feinen Vater zu empören. Er reißt Bajeſids Truppen mit fi, 
zwingt diefen jur Abdankung 1512 und nimmt die osmaniſchen Eroberungsplän: 
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mit feiner ganzen ſchrecllichen Energie auf. Bajeſid ſtirbt bald; es iſt ungewiß, 
ob natürlihen Todes. Selims Kampfplag wird Afien und Afrifa. Er kämpft fieg- 
reich, — aber wie alle folgenden Herrfcher durch die Befchaffenheit der Grenzgegenden 
und den Fanatismus der ſchiitiſchen Perfer unter ſchweren Verluften, denen der 
Erfolg nicht gleihlam, — gegen Perfien, erobert Kurbdiften, bringt nun gegen ben 
Sultan der Mameluden von Aegypten vor, ſchlägt vie Mameluten in Syrien, 
folgt ihnen nad Aegypten, befiegt jie noch zulegt in furchtbarem Ztägigem Kampf 
vor und in den Straßen von Cairo und unterjodht Aegypten 1517. 

Nicht nur die weltlihe Macht gewann durch diefe Eroberung. Selim über- 
trug nun auf fi das Khalifat, mweldes die Sultane von Aegypten in Anfprud 
genommen hatten. Der Einfluß des Befiges von Aegypten auf Arabien zeigte fi 
fogleih, indem der Scheilh von Mella an Selim vie Schlüffel der Kaaba über: 
fandte und ihn zum Schugheren von Melfa und Medina machte. Zu der Macht 
des unumfchränften mweltlihen Herrfchers befamen fo die osmanifhen Sultane Die 
Bürde und Macht des geiftlihen Dberhauptes des Islam (der Sunniten). 

So war bie höchſte Madtftufe gewonnen. Der Sultan vereinigte die poli- 
tiihe und religiöfe Madtvolllommenyeit. Und Selims Nachfolger, fein Sohn 
Suleiman 1. (oder bei Anerlennung von Suleiman, Sohn Bajefivs I., der 
zweite genannt) war der Mann, dies zu benugen. Seine Regierung bezeichnet ven 
Höhepunkt der osmaniſchen Herrfhaft, noch niht nah äußerlichem Umfang, der 
nch wuchs, wohl aber an innerer Kraft, Glück und hochbegründetem Ruhm. 

Suleiman, von den Türken der Geſetzgeber, von dem Dccivent der Präd: 
tige oder Große genannt, begann feine Ciegeslaufbahn mit ver Eroberung von 
Belgrad 1520. Zwei Jahre darauf folgte Rhodos; dann kamen die ungarifhen 
Feldzüge (1526 Mohacz), durch weldhe Ungarn den Türken bis zur Raab unters 
worfen wurbe. Es beginnen bamit die biutigen, langwierigen und verwidelten un- 
gar'ſchen Händel zwifhen ben Türken, dem Kaifer und den von den Türlen be- 
günftigten Segenfhrften von Ungarn und Siebenbürgen (jest Johann Zapolya). 
Die Türken zeigten fib darin fo furdtbar durch ihre Politit wie durch ihre Waffen. 
Ueber die Donau hinüber verlor fi noch ihre nachhaltige Kraft; aber da wo ihr 
Schwert nicht fortwährend hinreihen konnte, mußten ihre Kreaturen für fie ein- 
treten (eine Politif, wie fie ähnlich von Rußland in den Donaufürftenthimern 
oder von Napoleon mit dem Rheinbund gelibt warb). 

1529 ftand Guleiman vor Wien, Wir können bier nicht alle Kriege und 
Groberungen des fiegreihen Osmanen aufzählen, welhe er zu Land und zu Gee 
führte. Seine Macht begann in Ungarn und endete am perfiihen Meerbufen. 
Defterreich zahlte ihm fhmählihen Tribut; die indifchen Fürften von Delhi und 
Gudſchurat riefen feine Hülfe gegen die PBortugiefen an. Die flammverwandten 
Zataren an der Nortküfte des ſchwarzen Meeres waren mit 50,000 zu ftellenden 
Reitern feines Gebotes gewärtig; im Weften endete feine Herrfhaft an der marof- 
laniſchen Grenze, Spaniens Küfte gegenüber. Kühne Freibeuter, vor Allem ver 
dann zum Kapudan Paſcha ernannte Seeheld Chairevvin-Barbarofja — bradten 
die ganze afrifanifche Norbtüfte bis Marokko in feinen, wenn aud noch unſichern 
Beſitz. 1520 hat Chaireddin fi) zum Herrn von Ulgier gemacht; 1534 Tunis 
erobert, dieſes geht aber 1535 an Karl V. wieder verloren und wird erft 1574 
zum zweiten Male gewonnen und bleibend beberrfht. 1551 ward Tripolis durd 
Dragut erobert). 

Die Herrſchaft über das Mittelmeer ſchien den Türken zuzufallen; fie follte 
burdgeführt werden durch die Eroberung Malta’s, um bier einen Stützpunkt 
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für die Flotte gegen ven Weften zu finden. Doc fcheiterte die weltberühmte Be- 
lagerung 1565. Diefe Nieterlage trug tazu bei, die legten, überbies ſchon trüben 
Tage des großen Groberers zu verbüftern, der fhon längere Zeit der Liebe zum 
Glanze entfagt hatte, nad welchem er nody genannt wird. Suleiman brad 1566 
nad Ungarn und Deutfhland auf, aber fhon vor Szigeth flodte der Feldzug an 
ter Unternehmung, die hartnädig vertbeitigte Feſtung zu erobern. Suleiman ftarb 
während ber Belagerung. 

Ein Blid auf die innern Berbältniffe des Reihes in feiner 
Blütbezeit wird bier am Plage jein. Mohammed II. hatte die innere Berfaj: 
fuug geordnet; durch Suleimans, des Geſetzgebers, Verfügungen erhielt fie ihren 
Abſchluß. 

Zuhöchſt, unumſchränkter Herrſcher, ſoweit nicht das göttliche Geſetz ihn be— 
ſchränkte und zurückhielt, ſtand der Sultan. Er ſollte der Vollſtrecker des göttlichen 
Geſetzes fein, Abbild Gottes auf Erden. Er iſt geiſtliches und weltliches Ober— 
haupt. Die Thronfolge iſt erblich in dem Haus Osman. Bruderkriege und Thei— 
lung des Reiches zu verhüten, wird — durch Mohammed II. in ſchrecklicher Kürze — 
der Brudermord bei Beſteigung des Throns ſanktionirt. Die männlichen Nach— 
fommen der Töchter des Sultans find alle dem Tode ſchon bei der Geburt ver— 
fallen. Den Sultan unterftiigt fein Divan oder Staatsrath, zufammengejegt auf 
den erften Beamten feines Reihe. Ihn bilden tie Wefire, die (2, dann 3) Ka— 
diasfer oder großen Heeresrihter, die Beglerbege von Oriehenland (Eurspa) und 
Aften (mie bei den Heerrigtern fam aud nad Selim wohl einer für Afrifa Hinzu), 
bie beiden Deftervare oder Finanzminifter, der Ianitfharen Aga als Kommandeur 
ver Garten und Befehlshaber in der Hauptitadt, der Kapudan-Paſcha oder Grof- 
Admiral und der Niſchandſchi oder Staatejekretär ‚des Sultans, der deſſen Unter: 
ſchrift ausfertigt. Erſt allmälig gewann der Scheih:ul-Islam (Mufti) oder oberfte 
Ausleger des Geſetzes eine höhere Stellung als die Kadiasker. 

Dis anf Suleiman ſ(doch wird fhon von Selim eine dalfinzielende Anekdote 
erzählt) hatten die Sultane im Divan ſelbſt den Vorſitz geführt. Suleiman zieht 
ſich aus Stolz, Bequemlichkeit oder Politik zurück. War es Politik, ſo war ſie 
keine gute geweſen. Indem er ſich als die höchſte unverantwortliche Einheit aller 
Gewalt hinſtellt, theilt er ſeine Gewalt; die weltliche überträgt er auf den, ihm 
und ſomit auch gewiſſermaßen dem Volk verantwortlichen Großweſir, ſo daß ſie 
vom Sultan zum Weſir überfließt, von dem Weſir zu ihm zurückkehrt; die geiſt— 
liche Gewalt bekommt ihren Vertreter (allmälig) im Mufti. Der Großweſir wird 
das Mittel zwiſchen dem Sultan und Divan, zwiſchen Sultan und Neid. Selbſt 
bei diefem Defpotengeift des Drients doch eine Veranwortlichkeit des Staute: 
regenten, in fonderbarer Weife ausgeführt! 

Der Großwefir wird gleihfam Minifterpräfivent. Es ift feine Wohnung, 
welche als Mittelpunft für vie Megierung erfheint (Hohe Pforte), Er hat feine 
Unterminifter, die, vom Staatsrath gang verfchieden, nun die eigentliche Regie 
rung führen. Sein Kiaja Bey ift fein Staatsſekretär, ungefähr unfer Minifter 
des Innern; der Neid Efenti, Haupt der Staatsfanzlei, ift Minifter des Aeußern; 
der Tſchauſch-Baſchi ift Juſtiz- und Polizei-Minifter u. f. w. Bis zu den um- 
terften Behörden find alle Zweige ber Verwaltung genau requlirt. (Siebe J. v. 
Hammers Staatsverfaffung der Osmanen). 

Die Kriegsverfaffung ift diefelbe, wie fie früher gefhildert worden, nur in 
höchſter Ausbildung. 150— 200,000 M. Lehensreiterei find eingetheilt nach ihren 
Sandſchals (1 Roßſchweif); mehrere Sandſchals unter einem Beglerbeg (Statt- 
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halter, Paſcha's, je nach ihrem Rang mit 2 oder 3 Roßfchweifen). Die Beglerbegs 
in Afien haben zuböhft ven Beglerbeg von Anatoli; die in Europa den von Ru- 
mili; beide refibiren urfpränglid in Konftantinopel. Höchfter Heerführer ift der 
Großweſir und natürlich der Sultan. Die Sandſchakbegs und Paſcha's find Führer 
im Krieg, Oberauffeher der Diftrifte und Provinzen im Frieden, zu welchem Be» 
huf fie die nöthigen Polizeibeamten (Subajchen) unter fih haben. Die Zahl ver 
Paſchalils, Sandſchals und der Lehensgüter wechjelt. In der Zeit ver größten Aus« 
vehnung ftellen tiefe 200,000 M.; ſchon im 17. Jahrhuntert fallen fie auf etwa 
100,000 M. Streng war das Lehnrecht geregelt; es gibt feine Erbfolge für ven 
Ailidſch (Säbelgut). Der Sohn tritt erft in ein Heineres Lehen; der Krieger dient 
fih dur Tapferkeit hinauf in größere Lehen, zu Siamers und Sandſchaks. Der 
Sohn des auf dem Schlachtfeld Gefallenen befommt ein befieres Gut, als der des 
nicht im Kriege Geftorbenen. Dazu die Akindſchi. Um dem Heer nicht durch dieſe 
furchtbaren Plünderer tie Mittel zur Eriftenz beim Vorwärtsdringen zu benehmen 
und tie Operationen nit zu verwirren, beſchränkte man ihre Zahl meiftens auf 
etwa 30,000 M., obwohl man in den Siegeszeiten gegen 200,000 Reiter ins 
Feld zu rufen vermodte. Hiezu fommt die Hülfsreiterei; e8 haben die Tataren 
Südrußlands zu ftellen 50,000 M., Moldau und Walachei 20,000 M., außerben 
die Bewohner des Kaufafus und die Kurden nominell ebenfalls gegen 50,000 M. 
Ale diefe Truppen beftehen aus gebornen Reitervölfern und bildeten damals die 
berrlichfte Reiterei der Welt. 

Für den Transport der ungeheuren Heerbagage war eine eigene Trainmann- 
ſchaft aus ven ruhigen, gebulbigen, trefflihen bulgarifhen Hirten errichtet (Woinak). 

Die Ajaben, darunter die Seeräuber der kleinaſiatiſchen Küften immer ftarf 
vertreten waren, wurden wegen ihrer Unbisciplinirtheit meiftens auf 30—40,000 M. 
gehalten, Die Janitfharen fahen mit Beratung auf diefe Banden. Die Afaben 
hatten als Befagungstruppen den Dienft in den Stäbten, die Janitſcharen in 
teren Citadellen. Als die Zahl der Janitfcharen wuchs, wurden tie Ajaben mei- 
ftiend nur zu Belagerungsarbeiten und auf der Flotte verwendet. 

Früh wurde die Artillerie ausgebildet. Suleiman hatte 300 Feldgeſchütze. 
Ranoniere, Bombarbiere, Waffenfchmiede waren in einer Weife organifirt wie in 
feinem andern Heere jener Zeit. In der Belagerungstunft (Befeftigung, Minen 
u. f. w.) waren die Türlen berühmt. Kanonen, wie fie Mohammed II. gießen 
ließ und vor Konftantinopel von ähnliher Größe gebrauchte, fucht erft unfere Zeit 
wieder zur Anwendung zu bringen. 

Den Kern des Heeres bilden wie früher die Janitfharen und die befol« 
dete Reiterei, die Sipahis der Pforte. Beide erhielten — die Janitſcharen aus- 
ſchließlich — ihre Rekruten aus den Pagenkammern und den Adſchem-Oglans. 

Als die Eroberungen in ver illyriſchen Haibinfel beendet waren und bie Kriege 
gegen die Chriften nicht mehr den reißenden Fortgang nahmen, daher nicht fo un- 
geheure Menſchenbeute mit den eroberten Provinzen dem Sultan zufiel, da ward 
jur Ergänzung der Janitiharen der Blutzoll auf die chriſtliche Bevöllerung ge- 
legt. Auf den Koran geftügt, warb je der fünfte Knabe als Tribut eingefordert 
(anfangs die ſechs Jahre alten, dann vom 10.—15. Jahr). Ie nad Bedürfniß 
gefhah dies alle 4—1 Jahr. Die ftärkftien und intelligenteften Knaben ver chriſi— 
lihen Bevölferung wurden von ten Beamten ausgefuht, die Ausgewählten fo: 
gleih beſchnitten, eingefleidet und nad Konftantinopel geſchickt. Hier ward eine 
neue Auswahl vorgenommen. (Alle Schriftfteller jener Zeit find voll Bewunderung 
der Menfchen-(und Pferbe)fenntnig der Türken. So z. B. Eebaftian Frank, Bus- 
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bed u. 9). Die körperlich und geiftig Ausgezeichnetften famen in die Pagenkam— 
mern; tie übrigen wurden gegen eine Einzahlung an türfifhe Bauern in Afien 
abgegeben, daß ſchwere Arbeit fie zur Kriegstüchtigkeit flähle, fie die türkifche 
Sprade lernten und das Angevenfen der Heimat und Religion verlernten. Nah 
2—6 Jahren, je nah Alter, Lernen der türfifhen Sprade u. f. w., wurben fie 
gefammelt und, nad Konftantinopel geführt, ftrenger militärifher Disciplin in 
Kafernen unterworfen. Dienftlih aufs ftrengfte gehalten, fah man ihrem außer- 
dienftlihen wilden übermüthigen Betragen (Jungen und Prätorianer ftießen bier 
zufammen) wohl dur die finger. Sie hatten bei den Bauten de3 Sultans über- 
haupt fchwer zu arbeiten; ein Baar Taufend mußten den Fähr- und Ruderdienſt 
an ven Darbanellen zwifhen Europa und Afien beforgen. Hatten fie das erfor- 
verlihe Alter erreiht, jo famen die Schwäderen in die Gärten des Sultans 
(mehrere Tauſend Boſtandſchi's, gleihfalls militäriih organifirt), die Kräftigen — 
in der guten Zeit erft mit 24 Jahren! — wurden in die Oda's der Janitjcharen 
eingetheilt, wo fie nun in ftrenger Refrutenzeit den Dienft zu lernen hatten. Die 
Aushebung der Adſchem-Oglans hörte im 17. Jahrhundert allmälig auf, aus 
gleich zu erwähnenden Gründen, 

&o waren die Janitfharen eine Haustruppe, wie fie die Welt fonft nidt 
gefehen hat. Wer ihnen angehörte, hatte Familie, Volt, Vaterland, Glauben ver- 
foren. Statt alles deſſen hatte er nur fein Korps. Seine Zufunft lag in feinem 
Muth und ter Gunft des Sultans, deffen Sklave er war. Streng war die Die- 
ciplin, aber die Ehre und der Stolz, Janitfhar zu fein, bob über Bieles. Die 
Krieger dieſes außerorventlihen Korps fügten fih in Außerorbentlihes. (Heirath 
bis in die Zeit des Verfalls verboten; fein Janitſchar, wenige ihrer Officiere aut: 
genommen, turfte ein Pferd befteigen u. dgl. m.) Früh fühlten fie ihre Macht 
und wurden dem Staatswefen und ihrem Herrn gefährlihd (Thronbefteigungs- 
gefchenfe, die zu einer die Finanzen zerrüttenden Höhe ftiegen). Wir übergehen bie 
verjchietenen Mafregeln, durch welche man fie befier in die Hand zu befommen und 
ihren Einfluß zu lähmen fuhte. Am beften fchlug die Theilung an, wonach man 
fie nie in Konftantinopel ganz vereinigte, fondern bis zu 2/, in die Orenzfeftungen 
verlegte und als Polizei in den Provinzen ftationirte, wo fie, die ehemaligen Ehri« 
ften, die chriftlihe Bevölkerung gegen die Uebergriffe der Türken fhügen und bie 
Paſcha's im Zaume halten follten. Ihre Stärke ſchwankte in den beften Zeiten 
von 6—16,000 M. Man könnte fie den „Unfterblichen” 10,000 bes Berfer- 
königs vergleihen. Ende des 16. Jahrhunderts begann ver Verfall diefes Korps, 
des Orundpfeilers der türliſchen Kriegemacht, indem man die Lücken nicht mehr 
mit Adſchem-Oglans ausfüllte, fondern geborene Türken in die Janitfcharen ein- 
theilte, woburd die Anzahl zwar auf 40,000 M. gebracht wurde, aber das eigen- 
thümliche Wefen ves Janitſcharenthums ein Ende hatte. Diefe Türken beftanven 
dann auf dem Recht ver Verheirathung, festen durd, daß ihre Söhne (die „Brot: 
freſſer“) gleih in die Liften eingetragen wurden, wollten natürlid von den Chri— 
ftenftlaven nichts mehr wilfen und erzwangen, da fie mit ihren Familien fi bei 
der Verfchlehterung der Münze vom Sold nicht mehr ernähren fonnten, die Er- 
laubniß, nebenher Handel und Geihäfte zu treiben. Weil fie als Janitſcharen 
Steuerfreiheit genofien, ſuchte fih Alles unter fie einzubrängen, was bei ter Be- 
ftechlichkeit jener Zeiten nit fhwer war. So verwandelte fi diefe Truppe feit 
dem 16. Jahrhundert aus ven gefürdtetften Kriegsveteranen in eine erbärmlide, 
für den Felddienſt untauglidhe, nur in Stadtrevolten ercellirende Miliz, die zwar 
noch mit dem Ruhm der alten Zeit prunfte, aber feine Spur mehr von dem Velen 
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und Werth der fieggewohnten Janitfharenregimenter Selims und Suleimans 
beſaß. 
Dasſelbe wiederholte ſich bei der beſoldeten Reiterei. Auch fie wurde in ähn— 
licher Weiſe auf 40,000 M. gebracht, aber da waren es keine Elitetruppen mehr, 
wie zu den Zeiten, wo fie zwiſchen 6 und 15,000 M. ſtark unter dem Namen 
Spahi der Schreden der beften chriftlichen Ritterfchaft waren. 

Wir fegten oben ſchon den Werth dieſer freilich zweiſchneidigen, in ihrem 
Prätorianerftols auch dem Sultan gefährlihen Haustruppen auseinander. Aber 
ver Defpot bedurfte nicht blos der Schwerter gegen feine Feinde und feine Un- 
tertbanen, fondern aud für den innern Dienft der Diener feines Willens, der 
ganz von ihm abhängigen Köpfe für die Verwaltung. Dafür fand er im Allge— 
meinen feine Stammgenofjen nicht brauchbar genug. Sein und dieſer Interefie ging 
oft nicht zufammen. Er bedurfte der nnbetingt ergebenen Bollftreder feines Wil- 
lens, Beamte, bie fid) aus dem geehrteften türkifchen Lehensfürſten, deſſen Geſchlecht 
mit Osman rivalifirt oder vielleicht wor ihm geylänzt hatte, fo wenig machten 
als aus dem geringften Naja. Hiezu waren die ſchon erwähnten Pagenkam— 
mern beftimmt, in welche die Ausleſe der ausgehobenen Chriftentnaben fam. In 
etwa 10jähriger firenger Lernzeit (Lefen, Schreiben, türfifhe, arabiſche, perfifche 
Sprache, militärifhe Uebungen) erhielten fie ihre wiſſenſchaftliche, türkifch-gentle- 
männifche, Friegerifhe Ausbildung. Die Pagen, weldye nad diefer Schulung feine 
höheren Erwartungen ihrer geiftigen Fähigkeiten erwedten, wurden dann als Offi- 
dere und Beamte in Heer und Verwaltung eingefboben. Die Auserlefenen, einige 
Hunderte, famen in die höhern Kammern, in denen der Unterricht gefteigert fort- 
lief. Aus diefen Kammern famen fie fogleih als Ajpiranten für vie höheren Ber: 
waltungsämter. Die Leibpagen zählten ſchon zu den hohen Würbeträgern und 
pilegten glei in große Kommanvoftellen einzutreten. 

Aus diefen Pagenfammern wählten die Sultane mit Vorliebe ihre Beamten- 
Stlaven, ledig aller andern Bande, nur an des Sultans Willen gewöhnt und barauf 
bin erzogen. Cine Zeit lang galt es gleichſam für nothwendig, Chriſtenſtlav ges 
weien zu fein, um das Großweſirat befleiven zu fönnen. (Siehe z. B. in Zinf- 
eifen die neben Mohammed Sokolli dem Großweſir dienenden Weflre: Mohammed 
Sokolli aus Trebigne, zum Geiftlichen beftimmt, Zehntknabe, Ahmed ein Stavo- 
nier, Mahmud ein Albanefe, Sinan ein Bosnier, Piali, Schufterfohn aus Ungarn, 
Muſtafa Montenegriner, ſämmtlich niederer Herkunft. So war der berühmte Groß- 
wefir Ibrahim Paſcha ein armer Griehentnabe, der die Fiedel fpielend Suleimans 
Anfmerkfamfeit erregte; Ruſtem, der Schwiegerfohn Suleimans, ein ferbifcher 
Bauernfohn; jo war Mohammed Köprili der fpätern Zeit gleihfals Zehntknabe). 

Eine feltfame Ordnung ber Dinge. Zuhöchſt der Sultan aus dem Geflecht 
Osmans, aber mütterliher Seite meiftens von Sklavinnen ftammend. Die Ber 
waltung des Reiche geſchieht hauptſächlich durch die Söhne des untertrüdten Bolts; 
das Schwergeridht des Heeres ruht gleihfalls auf ihnen. Sie, die befehrten Skla— 
ven, bilden die Stufe zwiſchen dem Sultan und feinem herrfhenden Türkenvolt, 
Nun erft fommt dieſes; tief darunter die Heerde der Unterworfenen, ver Raja’s. 

Die unter Mohammed II. errichtete Flotte war bald an Zahl denen ber 
erften Seemächte jener Zeit überlegen, doch an Trefflichfeit der Bemannung nad- 
fiebend. Der Türke zeigte nie befondere Luft und Liebe zur See. Die Bemannung 
beftand größtentheils aus Galeerenfllaven, Griechen, entlaufenen Chrifien, welche 
das hohe Handgeld anlodte. Als Marinetruppen wurden Afaben und Janitſcharen 
auf die Schiffe fommandirt. Eine belehnte Marinetruppe, die man errichtet hatte, 
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artete in das nichtswürbigfte Naubgefintel auf und feste eine Zeit lang bie Küfte 
Kleinafiens in Screden. Die ruhmvollſte Zeit der osmanifhen Seeherrſchaft war 
die des Kapudan Paſchas Chaireddin, der fi vom Freibenter zum Croberer Al— 
gierd und feinem hohen Range auffhwang. 

Weltlihes und göttlihes Gefek find im Islam vereinigt; Religion und Recht 
gehen darin Hand in Hand (fiehe Mohanımed); der Koran ift für beide die Quelle. 
Die Diener zugleich des Gefeges und der Religion find die Ulema's. Sie zer 
fallen tann aber in die richterliche und religiöfe Klaſſe. Die richterliche Klaſſe fteigt 
von ben Naib’8, den Stellvertretern der Kadi's, zu den Kadis, Muffetifh, Heinen, 
großen Molla’s und ven Kadiasfern von Europa, Alten und Afrika (Aegypten 
mit Syrien). Das Oberhaupt ter Ulema's war der Mufti over Scheidh-ul-Islam 
(doch erft feit Mohammed II., befenverd aber von Suleiman dazu erhöht). Die 
Seiftlicyfeit zerfällt in Scheihe (Prediger), Chatibe (Berrichter der Freitagege— 
bete), Imane (eigentliche Pfarrer), Muefine (Gebetausrufer), Kaime (Moſcheen— 
diener, Küſter). Zuhöchſt über ven Ulemas fteht ter Sultan-Chalif als oberfter 
Iman feines Volks. 

Der Stand ver Ulemas ward von allen Chriſtenſtlaven-Elementen rein ge 
halten. Als die Janitſcharen, zu Türfen umgewandelt, nicht mehr den Einfluß 
diefer mächtigen Klaffe balancirten und gewöhnlich mit ihr fi verbündeten, war 
die Macht des Sultans nur zu leicht der Spielball ihrer Willkür. Der Sultan 
ward ein abhängiger Defpot, ver fi erft durch die Errichtung einer neuen Mili- 
tärmacht wieder auf feinem Thron fihern konnte, Wir verweifen bier des Näheren 
auf die bezüglihen Werte d'Ohſſons und Hammer’s, und bemerfen nur, daß in 
der Olanzperiode der Dsmanen die, wenn audy immer an Beftehung leidende 
Rechtspflege nicht ſchlechter war ala etwa in den gleichzeitigen chriſtlichen Staaten. 
Was ihr vieleiht durch Wilfür — doch wo herrſchte die damals nicht! — 
Schaden geihah, das wurde turd das ſchnelle Verfahren ver türkifhen Juftiz 
pflege gewonnen. 

Die Berwaltung war im Ganzen eher beſſer denn ſchlechter als in den dhrift- 
lihen Staaten. Von einem Raubritterthum, einem Fehdeweſen, von einer jolden 
Barbarei war in der Türkei feine Spur !). Die Stadt: und Fandpolizei, nament- 
lich jene, war vortrefflih. Nur der Stod, nie die Waffe ver Soldaten übte den 
Dienft. Paſchathum, wie in den Zeiten des Verfalls, fam nicht vor, fo lange bie 
Sultane fräftig und die echten Janitfharen zur Hand waren, deren vom Pajda 
unabhängige Kommandos dieſen im Frieden nur verwaltenden Statthalter von den 
Hauptfeften des Landes aus Eontrollirten (Syftem der perſiſchen Regierung, ſchon 
zu Zeiten des Darius). 

Die Abgaben waren verhältnigmäßig gering. Wollte der chriftliche Land— 
mann doc z. B. lieber unter türkiſcher als byzantiniſcher oder venetianifcher Herr: 
haft ftehen. Die Zölle, Bergwerke, Ealinen, Münze, Grundftenern, Zehnten vom 
Bieh, Gebühren für Patente, von Erbfdaften, dann Tribute, ver Ertrag des Ber- 
faufs der erledigten Aemter (fpäter die fchredlichfte Korruption), dann die Kopf 


1) Intereffant ift in Bezug darauf das Faſinacktoſpiel vom türkifchen Kaifer vor dem Jabt 
1500, worin von dem Gefontten des Eultans dies und überhaupt viel Gutes über bie tür: 
fiihe Verwaltung vorgebracht wird, wogegen man ihm hauptſächlich mit Schimpfreten und rel: 
gidſen Vorwürfen antwortet. Es kann uns in feiner Art mandgen Auffhluß über die Auffafiungen 
der Maſſe des deutichen Volls geben und man fönnte fagen, daß das Naben der Zürten da 
mals ähnliche Gefühle bei Vielen be:vorrief, wie das der franzöfiichen Revolution. 
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fteuer der Unglänbigen bilveten die Haupteinnahmen des Staats. Die Höhe ver- 
felben ift jehr unbeftimmt und ſchwanken die Berichte ungemein. Sie wird für 
Suleimans Zeit meiftens von 6—10 Millionen Dufaten angegeben, wovon nad) 
Beftreitung der ordentlihen Ausgaben dem Sultan 2—3 Millionen übergeblieben 
jein follen. Doch hatte fhon Suleiman oft Ebbe im Schatz. 

Die Kopfftener der lingläubigen betrug für jede Perſon männlihen Geſchlechts 
über 12 Jahre jährlid etwa 1 Dukaten. Den Lehensherren hatten die Chriften 
„—!/ des Ertrags ihrer Güter zu zahlen. Die Bebrüdungen waren oft ſchwer 
und wurden es noch mehr; dennod erſchien Jahrhunderte lang die Laft des 08- 
manifchen Joches leicht gegen die Ausfaugungen der byzantiniſchen oder die Quä— 
lereien der früheren eigenen deſpotiſchen Gebieter. Erſt als der Nationalftolz ver 
Unterbrüdten erwachte und eine politifche.Geiftesftrömung in ihmen begann, ward 
das unwürdige ſtlaviſche Verhältniß zu den hochmüthigen türfifhen Herrn ver 
hriftlihen Bevölkerung unerträglid, nachdem fie fi freilich Jahrhunderte ſtumm 
ergeben in den fhmählichften Tribut gefügt hatte: den, die eigenen Kinder zu 
opfern, um fie fih zu Feinden und zu graufamen Bebrüdern zu erziehen. Die 
Landbevölkerung — abgejehen von der an ven Heerftraßen wohnenden — war 
im Allgemeinen nicht ſchlechter daran, als die der chriftlihen Feudalſtaaten jener 
und fpäterer Zeit. Ein Erfag für manchen Drud war die Selbftverwaltung, welde 
unter Leitung ihrer Geiftlichkeit die griehifhen und andern Dörfer und Orte in 
ihren eigenen Angelegenheiten behielten (fiehe Urquhards darüber ſchwärmende 
Schriften). Das Hauptgeheimniß der Unterwürfigfeit der großen griechiſch— 
chriſtlichen Bevölkerung beftand darin, daß der Sultan fie durch ihre Geift- 
lihfeit regierte, er die Geiftliceit in der Hand hatte und fogar die Stelle des 
Beſchützers der griehifhen Religion fpielte. Um dritten Tag der Erftürmung Kon- 
ſtantinopels fon feste Mohammed II. einen orthodoren Patriarhen ein anftatt 
des frühern, von der Maſſe als kegerifch verdammten. Wir können bier auf bie 
wüthenden religiöjen Streitigkeiten nicht eingehen, welche aus dem Verſuch einer 
Bereinigung des römiſch-katholiſchen und griehifhen Kultus hervorgingen und das 
Ende des byzantiniſchen Reiches erfüllten. Dem muhamedanifhen Geifte entſprach 
die Bermifhung von Religion und Recht; man übertrug der griechiſchen Geift- 
lihfeit, der Geiftlichfeit überhaupt (Katholiten und Juden) Yunktionen, welde, 
denen der Ulema’s ähnlih, gerne übernommen wurden. War es doch Herr— 
haft! Die Hierarchie gipfelte im Patriarhen von Konftantinopel. Diefen hatte 
der Gultan in der Hand; durch ihm die Geiſtlichkeit und fomit die Volkemaſſe. 
Ale chriſtlichen Angreifer jener Zeit waren für die Griechen Ketzer, gehaßte Rö- 
miſch⸗Katholiſche, denen der redhtgläubige Grieche no den Muhamedaner als Herr- 
her vorzog. So unterftügte die griechiſche Geiftlichfeit den Sultan. Erft ald das 
griechifchetatholifhe Rußland auf ven Schauplag trat, veränderte ſich die Sachlage. 
Die eigenfüchtige, ſchlaue, verdorbene griechiſche Geiftlichkeit zu Konftantinopel blieb 
freilich, fo weit ihr Nugen ging, der Pforte treu; aber in ver erregten Bolfs- 
menge famen nun andere Anfhauungen zum Durchbrud. (Siehe Finlay: History 
of Greece under Othboman and Venetian domination und Eichmann: Reformen 
des osmanifchen Reichs.) Vom Heer war der Raja ausgeſchloſſen; auch ftand er 
bei den Zöllen vem Mufelmann nad; dieſer zahlte 21/, %/, Zoll, der Ehrift 5 %/,. 
Aber diefe Ungleichheit hatte die feltfamfte Folge. (Siehe Finlay a. a. D.) Zu 
Gunſten des Staatsfhates wurde von den Beamten des Sultans der Handel der 
Ehriften begünftigt, ver Handel der Türken nah Kräften gehemmt. Die Chriften 
befamen um fo leichter einen VBorfprung, als fie durch ihre Verbindungen mit den 

Bluntſchli und Brater, Deutſches Staats-Wörterlug, X, 39 
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Glaubensgenoſſen im Auslande große VBortheile vor den Türken bei ven handelnten 
hriftlihen Nationen hatten. Ueberdieß war Handel fein lodendes Gefhäft für den 
Türken, den in Heer und Verwaltung fihere Stellen lodten, während bie Ge 
ſchäftigkeit der Chriften fih nur im Handel over in der Erftrebung geiftliher 
Aemter Yuft machen fonnte. 

Fügen mir hinzu, daß die allgemeine Aufflärung, die Neligiofität, die Mam— 
haftigfeit bei den tamaligen Türken mindeftens ebenfo groß mar als bei ben üb— 
rigen Nationen, feine andere aber während langer Zeit fih mit ihnen binfictlid 
ver eftigfeit der innern wie äußern Bolitif, der Disciplin, des Gehorfams als 
Stautäbürger und Staatsdiener meffen konnte, und bie hohe, gefürdtete Stellung 
ded damaligen rürfifchen Staat? und der Nation ift nicht ſchwer zu erflären. Die 
schn aufeinanderfolgenden Herridher von Dsman bis auf Suleiman in ihrer für 
perlidien und geiftigen Kraft, fie fünnen ihren ganzen Stamm vertreten und uns 
einen Beweis feiner Stärfe und Fähigkeiten liefern. Wir Europäer arifchen Stam- 
mes vergeffen, um mit dem Spridwort zu reden, nur zu leicht, daß Hinter ven 
Dergen auch Leute wohnen. 

Nehmen wir Suleimans Herrfhaft ala den wahren Höhepunkt, nach welchem 
es Anfangs langſam und nody zumeilen mit Steigungen, tann aber fchnell derg- 
abging und weifen wir finz auf die Gründe bin, bie das Einfen ber tärli- 
ſchen Macht veranlaßten. Zuerft der Aufſchwung der riftlihen Nationen. Dann 
tie Sprödigfeit des Islam, deffen fchroffe, formelle Beftimmtheit trefflih ift, um 
eine Ordnung durchzuſetzen, dem aber für ein organiihes Weiterbilden derſelben 
die Auspehnungsfähigfeit mangelt. Dann hemmen vie vielen genauen, als göttlich 
nicht zu umgebenden Verordnungen des Koran, ftatt zu fürdern, während die me- 
nigen und allgemeinen Grundſätze des Chriftenthums der unendlichen Ausbildung 
fähig find. Als die Chriften erftarften, war mit dem Koran ein Vergleich unmöz- 
ih. — Wir haben das Zurüdziehen. des Sultans aus dem Divan fchon als 
(hädlih angeführt, indem er fi dadurd des eigentlichen Steuerns des Staatet 
entwöhnte, Schlimmer als das war wohl der Schaden, den Suleiman feinem Reid: 
zufügte, als er den untauglihen Sohn einer geliebten Frau zu feinem Nachfolger 
machte und den dur Witer unt Herrfhergaben voranftehenden, zum Thron wie 
beftimmten Sohn des Tebens beraubte. Gräflih war diefe That; gräßlich die Fol- 
gen. Denn mit Selim II., dem Sohn der Favoritin, war ein zerrüttetes Geſchlecht 
auf ven Thron gekommen anftatt der früheren, förperlih und geiftig fo begabten, 
mächtigen Geftalten. Seit dem Mord feines Sohnes Muftafe — er mußte bann 
noch den Aufftand eines andern Sohnes gegen den Liebling Selim mit Gemalt 
und Tod dämpfen — mar Euleimans Gemüth verbüftert. Der Weiber- und Ha 
renseinfluß und die Haremeintriguen hatten fich dabei zum erften Mal geltend 
gemacht und ven tiefen Schaden ber Bielmeiberei gezeigt. Nun wurde aud Sitte, 
daß die Söhne des Sultans nicht mehr wie bisher in der Verwaltung aſiatiſcher 
(nie europäticer) Provinzen ſich für die Herrfhaft vorbereiteten, fondern fit 
wurben Gefangene eigener Art und oft Schlachtopfer ihrer hohen Geburt, 
im Serail behalten, um jede Empörung, bei mwelder fie eine Provinz binter 
fi hätten, unmöglih zu maden, und fie nöthigenfals ſchnell befeitigen qu 
fönnen. So wuchſen fie, nur von Staatageiftlihen erzogen, von Frauen um 
Dienern ihrer Lüfte umgeben, ohne Ausbildung ihrer etwaigen Herrider 
fräfte in Müßiggang und Beichränftheit auf. Zur Herrfhaft gelangt waren 
fie natürlih Diener ihrer Diener; hatten file Talente, Energie, fo batte 
ihnen die Schule dafür gefehlt und viefelben vertobten nad Zielen, zu bemen 
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fie nit die Mittel zu überfehen gelernt hatten, oder in Launen und Aus— 
ihweifungen. 

Die Großwelire wurden num mächtiger; auch der Mufti. Aber es ift fchlimm, 
der Diener eines Unvernünftigen zu fein, zumal eines Defpoten. Nicht mehr vie 
Tüchtigfeit galt, fondern die Laune des Herrſchers. Weiber- und Günftlings- und 
Eunuchenwirthſchaft begann; wer felbft nicht fieht, läßt fi leiten; eine ftrenge 
Führung aber, welche die vrüdenden Pflichten hauptjählich im Auge hat, ift leicht 
unangenehm. Die Staatsleitung wart über ven Wefirwechfel und bei ven fidh 
frenzenden Intriguen ſchwankend. Alles wid aus den Fugen. Falſche Regierungs- 
maßregeln, wie Berfhlechterung der Münze und willfürlihe Feftfegung des Münz— 
wertbe®, zerrütteten das Vollswohl. Wo keine fihere Orbnung herrſcht, tritt ber 
Ihmählichfte Egoismus ein. Die Korruption ging in allen Zweigen ber Verwal: 
tung ins Ungehenre. Die traurigfte Finanzwirthſchaft ſuchte aud daraus Vortheil 
zu ziehen; alle-Hemter wurden verlauft und um oft verlaufen zu können, über- 
ftürzten ſich die Abſetzungen und Berurtheilungen; um fo wüthender wurde bas 
Erprefiungsfyftem zur Zeit der Amtsgewalt. Nachdem mehrere Mal die Verbrechen 
ver höchſten Beamten gegen das Staats: und Volkswohl mit dem Tod und mit 
Einziehung ihrer unglaublih großen zujammengeftohlenen und geraubten Vermö— 
gen beftraft worden waren, hatte man gleihfam Blut geihmedt. Es wurde eine 
Quelle des Staatseinfommens, die Beamten ftehlen zu laffen, um mit der leich- 
teften Mühe durch eine feivene Schnur das fo fauer und eifrig zuſammengeſcharrte 
Vermögen in den Schag des Sultans fließen zu laffen. 

Den Berfall des Kerns der Armee haben wir fhon angeführt, Dadurch ward 
nach Außen und Innen die Macht des Staats gefchwädt. Unglüdliche Kriege 
waren nicht dazu angethan, das Lehensheer friegsbegeifterter zu machen. Die feind- 
lichen Armeen Defterreihd und dann Rußlands wurden friegstüdhtiger, während 
bei den Türken Alles zurüdging; es gab keine Länder mehr zu Lehen zu vers 
theilen , wenig oder feine Beute, dagegen viele blutige Kämpfe und leicht große 
Berlufte. Wie follte der aſiatiſche Lehensreiter da Quft fühlen, an der Donau oder 
am Dniefter fein Leben einzubüßen oder fein Vermögen durch ven fchweren Kriegs- 
dienft zu ruiniren, da body felbft der religiöfe Fanatismus mehr und mehr erlo- 
hen war. Der Krieg warb für ihn eine Laft. Dabei untergrub die allgemeine 
Korruption, Oünftlings- und Haremswirthſchaft die alte Lehensordnung. Nicht der 
Tapfere wurde mehr bevorzugt, fondern es ging nah Gunft und Geld. Statt 
der früheren friegerifchen Türkenritter mit ihrem gleich tapfern, vorwärts ftrebenben 
Gefolge zogen unwillige, des Kriegs entwöhnte Lehenverzehrer ins feld; nament- 
lich die den Grenzkriegen ferner liegenden aſiatiſchen Sipahis waren verrufen mit 
ihren als Krieger eingeftellten Hausbedienten, Pfeifenträgern und Badejungen. 
Da vom Krieg nichts zu holen war, fo ergriffen diefe Miligen bei der erften Ge- 
legenbeit, je eher je lieber, die Flucht und hielten, überall Verwirrung verbreitend, 
mehrmals nicht eher ein, als bis fie die Darbanellen im Nüden hatten. Gerne 
nahmen fie dabei im eigenen Lande für ihre Heimath mit, was beim Feinde nicht 
zu holen gewefen war. Wir werben fogar fehen, wie fie fih als die umgeheuerften 
Räuberbanden etablirten. % 

Bei folden Zuftänden ſanken dann natürlih die Einnahmen des Tributs; 
was fchlimmer war, bie Furt vor den Türfen ging verloren und die fremden 
Volker fahen nad ver Türkei als nad einer guten Beute. 

Auf Suleiman den Geſetzgeber folgte Selim IL, das Gegenftüd des ern- 
ften, geiftig hoben, majeftätifhen Vaters, ein ungebilveter, ausſchweifender, in den 
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türkiſchen Laftern die Regierung vergeflender Trunkenbold. Aber Mohammeb So: 
tolli, ſchon in den legten Tebensjahren Suleimans Großweſir, war der wirkliche 
„Laftträger des Reichs" (Wefir), der den Staat trug. Das Reih wurde noch ver- 
größert. Iemen, Cypern famen hinzu. Die Niederlage von Lepanto 1571 war 
furhtkar, doch nit von dem Erfolg, den man hätte vermuthen können. ?) Die 
altosmanifhe Thatkraft zeigte fih fogar niemals glänzender als nad ihr; in 6 
Monaten war eine neue flotte von 120 (nad Andern fogar 250) Schiffen ans: 
gerüftet, die den nicht einigen chriftlihen Verbündeten wieder die Stirn bot. 

Unter Murad III. Selims Sohn, 1574—95, begann der Berfall ver 
Dinge ſich ftärfer zu zeigen, ſeitdem Mohammed Sokolli durch Mörberhand im 
Divan felbit gefallen war. Man hatte Hoffnungen auf Murad gefegt, aber bald 
ging das Gute an ihm in Ausfhmeifung und Geiz unter. Gegen Ende feiner 
Regierung war er völlig zerrüttet, mehr Narr als Regent, im Geiz wahnmigtg. 
In feinen Kriegen mit Perfien erlitt das Heer die ungeheuren Verluſte, wodurd 
die alte Ordnunz der Ianitfharen fi aufzulöfen begann. Gewonnen warb bier 
an Gebiet nichts, aber aud nichts verloren. In Ungarn waren bie türkiſchen 
Waffen nah manden Berluften noch gegen Ende von Murads Regierung wieder 
glüdlih. 1594 dringen fie bi8 Komorn vor. Dann aber hemmte die Vereinigung 
der Fürften von Siebenbürgen, Moldau und Walachei mit dem Kaifer weiter: 
Erfolge. 

68 folgte auf Murad III. fein Sohn Mohammed III. Die Ermorbung von 
19 Söhnen Murads und 7 fhwangeren Sflavinnen leitete die Regierung ein. 
In Ungarn ging der Krieg fort. Die Türfen fiegten bei Keresztes. Ebenfo fort: 
dauernde Kriege in Perfien. Unter Achmed I.,, Mohammeds III. Sohn, 16083 
bis 1617 murde 1606 ver (2Ojährige) Friede von Sctvatorof mit Defterreih 
geſchloſſen, durch den endlich der Tribut Defterreihs aufgehoben und es als gleid- 
berechtigt mit tem Osmanenftaat anerfannt wurde. 

Nah dem Schwachen Ahmed wurde fein blöbfinniger Bruder Muftafa 1. 
auf den Thron gehoben, aber 1618 zu Gunften von Achmeds Sohn Dsman 11. 
abgeſetzt. Osman verfcherzte im friegerifher Tollheit die Zufriedenheit feines 
ſchon unfriegerifhen Heeres. Sein Feldzug gegen Bolen war, was fo vielen Feld— 
zügen in den Donaufürftenthimern und am Pruth begegnet ift, durch ſchlechtes 
Wetter in den unwegſam gewordenen Gegenden fteden geblieben. Hiedurch und 
durd tie polnifhe Tapferkeit warb er zum Frieden gezwungen und mußte rubm: 
(08 umfehren. Der junge, wilde, friegerifhe Sultan, der fi einen neuen Sulei— 
man träumte, zürnte vor Allen auf die jest ſchon entarteten und obendrein men: 
terifhen Ianitfharen. Er beſchloß dieſe Truppe aufzuheben. Sein Plan wurde jebod 
zu früh fund und er büßte darüber Reich und Leben ein 1622. Der biöpfinnige 
Muftafa ward wieder zum Sultan gemadht. Die gefährlichften Wirren dauerten 
fort. Schon wurden Pläne der Reihstheilung zwifchen Sipahis und Janitſcharen 
laut, da diefe Prätorianer ſich nicht einigen konnten. Jenen follte Aften, vielen 
Europa gehören. Da gelang es endlich 1623 Muftafa wieder abzufegen und das 


9 Die Schlacht von Lepanto batte ein eigentbümliches Projekt Frankreichs zu Felge 
Karl IX. ſchlua, da Algier eine franifche Eroberung befürchtete, feinen Freunden, den Türken, 
vor, Algier mit Kranfrei zu vereinen, und zwar unter der Regierung eines franzöſiſchen Pringen. 
* — Vaſall det Sultans fein ſolle Siehe darüber Zinkeiſen: Geſchichte des odmanijden 
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Reih an Murad IV. (Bruder Osmans, Sohn Achmeds) zu bringen. Schlimm 
fand es zu Anfang feiner Regierung. 

In Konftantinopel gährte noch der Aufruhr; in Aſien große Empörung in 
der ausgefprodhenen Abfiht und unter den Vorwand, die Janitiharen für ben 
Mord Dsmans zu ftrafen. Abafa Pafha von Erzerum war e8, der ihnen vie 
Vernihtung gefhworen hatte und dadurch diefe Solvatesfa in fteter Beſorgniß 
und Gährung hielt. Die Regierung lag ganz darnieder; hatten doch (fiehe Zink— 
eifen a. a. DO.) binnen 15 Monaten 3 Sultane und 7 Großweſire gewechſelt. 
Zu dem Allen famen nun Kofakenflotillen unt wagten es bie Umgegend vou Kon- 
ftantinopel zu plündern 1624 — ein trauriges Zeichen, wie tief das Anfehen der 
Türkei gefunfen war. Und doch wurde das Reich noch wieder eingerenft; die afia- 
tifhen Empörer, Abafa Paſcha und Fachreddin, der Emir der Drufen, wurden 
befiegt. Der Krieg mit Perfien fam 1639 zum Abſchluß, nahdem Murad feldft 
1638 Bagdad von den Perfern zurüderobert hatte. Als in Afien vie Ruhe ber- 
geftellt war, dachte Murad (genannt Ghazzi, der Tapfere) daran, in Europa bie 
Groberungen wieder aufzunehmen, doch ftarb er 1640. Aus einem [hüdhternen 
Kinde war er nad und nad der graufamfte Defpot, der entſetzlichſte Henker ge- 
worden (durch feine Henker und durch feine eigene Hand follen 25,000 Menſchen 
umgebradht worden fein), deſſen Blutdurft nur dur eigenthümlihen Wahnfinn 
erllärt wurde. Seit Selim II. war die fallende Sucht das Erbübel im osmani- 
hen Geſchlecht geweſen. Auch Murad litt daran. 

Unter Murads Bruder und Nachfolger, dem weibiſchen, entnervten Ibrahim 
(1640—49) ſtand die Haremswirthſchaft in vollſter Blüthe 1645 wurde der Krieg 
auf Kandia mit den Benetianern begonnen, der die legten Kräfte des einft fo herr- 
lihen Lagunenſtaates erfhöpfen follte. Ibrahim wurde fchließlih des Throns ent- 
fegt und einige Tage darauf erbroffelt, während fein Tjähriger Sohn, Moham- 
med IV. zum Sultan ausgerufen ward. Wieder fchien das türkifhe Reich dem Un- 
tergang verfallen; wieder riß es die ftarfe Hand eines ehemaligen Zehntknaben, 
des früheren Küchenjungen, nun Paſchas Mohammed Koprili empor. 1656 über- 
nahm er das Großweſierat und brachte durch wohlbedachten, unbarmherzigen Ter« 
rorismus Ordnung in die Reichsangelegenheiten. Selbft das Außerordentliche ge- 
lang dem ungelehrten, ernften Greis: er nahm zu Gunſten des Staats die Ein- 
fünfte ver übermäßig reichen Mofcheen (Mifbraud der Vermächtniſſe an diefe, 
um durch ihre Steuerfreiheit die Güter im Kirhenfhug zu fichern) in Anfprud 
und befhränfte zum gleichen Zwed die ungeheuern Einfünfte von Mekka. Ex fegte 
es durch und behielt fein Amt, hielt jeden Aufruhr nieder, farb auch eines na- 
türlihen Todes. Unerhört war es auch, daß fein 26jähriger Sohn Ahmed ihm 
im Großmefterat folgte. Die Koprili’s wurden auf geraume Zeit die wahren Re— 
genten des Reichs. 1661 hatte mit Defterreich der Krieg begonnen. Anfangs glüd- 
ih für vie Türken, die Neuhäufel nahmen und bis in Mähren ftreiften; 1664 
aber verliert der Großwefier gegen den größeren Feldherrn Montecuculi die Schlacht 
bei St. Gotthard; nichtsdeftoweniger ift im Frieden von Bafvar der Erfolg auf 
Seiten ver Türken, indem fie Neuhäufel und Großmwarvein behaupten. 1669 ward 
endlich von den Türken nad einer der merfwürbigften Belagerungen und der ruhm— 
vollften Bertheidigungen Kandia erobert. Ebenfo waren gegen Polen die osmani- 
Ihen Waffen fiegreich; der größere Theil Podoliens verblieb ihnen trog Sobiesti’s 
Anftrengungen im Frieden von Zuramna; bis vor Lemberg hatten ihre Schaaren 
das Land durchftreift. 1677 begann mit Rußland der Krieg (Tfchigrin), der für 
Rußland günftig 1681 im Frieden von Rudzin beendet wurde. Ahmed Köprili 
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war 1676 geſtorben; ein Weſier des früheren Schlags war ſein Nachfolger ge— 
worden, Kara Muſtafa, der den unſtäten, ganz in Jagd aufgehenden Moham— 
med IV. aum Zuge gegen Wien verleitete, den legten großen Macht- und Paradezug 
der Türken. 1683 ftand Kara Muſtafa wieder, wie einft Suleiman, vor Wien, 
aber Alles ging ſchnell rüädwärts. Verlufte famen über Berlufte in Ungarn (Neu: 
häuſel, Ofen u. j. w.; 1687 Schlacht bei Mobacz). Das empörte Bolf entfegte 1687 
Mohammen IV. des Throns, den nun die unbedeutenden Suleiman II. (r 1691), 
Admed II. (4 1695), Muftafa II. (entthrent 1702) und Achmed III. einnahmen. 
Muftafa Köprili und Huffein Köprili hatten, fo gut e8 ging, das Reih zuſammen— 
gehalten, das unter Defterreihbs Schlägen zu wanken begann, (Belgrad 1688; bie 
Kaiferliben in Bosnien, Serbien und Bulgarien; 1691 Szalanfemen; 1697 fiegt 
Prinz Eugen bei Zentha). Zur felben Zeit Krieg mit Rußland. Peter ver Große 
nimmt Aſſow und behält es im Frieden von 1702. Gegen Defterreidy verlor bie 
Türkei im Frieden von Karlowig 1699, bis auf das Banat von Temesvar, gan; 
Ungarn, Siebenbürgen, den größten Theil von Slavonien und Kroatien bie au 
die Unna — gegen Benedig im felben Frieden Morea. 

In die Wirren des großen norbifhen Kriegs durch Karl XI. von Schweren 
verflodhten, hatte 1711 der Großweſier das Gefhid Peters dv. Gr. am Pruth in 
der Hand. Er ließ ihm gegen Schleifung mehrerer Feſtungen und Zurüdgabe 
Aſſow's entſchlüpfen. Montenegrinifche Aufitänte, 1714, wie es heißt, durch Ruß— 
land in’s Werk gefegt, gaben den Vorwand zu einem neuen Kriege mit Benebig, 
in welhem die Türken Morea zurüderoberten, Korfu aber gegen Schulenburg ver: 
gebens belagerten. Darüber war ver Krieg aud mit Defterreih ansgebrodhen, in 
welchem Prinz Eugen bei Peterwarbein fiegt, Temesvar den Türken nah 166jäh— 
riger Herrſchaft entreißt und 1717 bei Belgrad fiegt und Belgrad nimmt. Der 
Friede von Paffarowig beendete 1718 ven Arieg. Die Forderungen Defterreicht 
auf Serbien, Moldau und Walachei murden nicht durchgeſetzt. Belgrad fiel an Defter- 
veih; im Allgemeinen wurden Aluta, Donau und Sau Grenze; Morea blieb den 
Türken; Venedig erhielt verfchiedene Städte an der dalmatifhen und albaniſchen 
Küfte, fowie Cerigo und Gerigotte. 

Mit vem Frieven von Paſſarowitz war ter alte Nimbus der Türken dahin. 
Zu dem Verluſt des Kriegsvertrauens der türfifhen Heere und der Schwächung 
nah Außen erwuchs jest im Innern ein furchtbarer Feind: die hriftlichen Unter: 
thanen, vie bis dahin ftumm duldenden Rajas wurden durch die Siege ihrer rift- 
lihen Glaubensbrüder aus der Lethargie gewedt. Es war möglich, die Türken zu 
befiegen, und umgeftoßen war der Sat, darauf dieſelben fo oft gepocht hatten, daß 
der Osmane nicmals bie Stellen aufgebe, wo er einmal den flegreihen Halbmont 
über das Kreuz erhöht habe. Dem Norbweften hatte eine Befreiung vom türkiſchen 
Joh in Ausficht geftanden; ver ganze Norden war durch die Friegerifhen Emiffäre 
ver öſterreichiſchen Streifzüge und andere, geheime Eendboten in Bewegung unt 
Gährung gefegt worden; die Agitation Rußlands hatte mit Peter begonnen, um 
nicht wieder abzunehmen. Die nächſten Siegesjahre Rußlands brachten die griechiſch— 
fatholifche Bevöllerung immer mehr in Gährung; fie erinnerte fih und wurde daran 
erinnert, daß fie einft auf dem Boden geherricht habe, wo fie nun ale Sklave 
diente. Dur den aleihen Glauben bei den Griechen, durch Stammverwandtſchaft 
und zum größten Theil gleichen Glauben bei den ſlaviſchen Stämmen gewann die 
ruſſiſche Rexierung eine Kunde der Zuftände und einen Einfluß im Innern der Türfei, 
der fo wirffam wie die ruſſiſchen Heere werden mußte. Innere Zerbrödelung und 
äußere Erfhütterungen konnte man bier vortrefflid abwechſeln lafjen. Unter dieſen 
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Umftänten war die Uebermadt Defterreihs und namentlih Rußlands im 18. Jahr: 
hundert leicht erflärlih; ja es könnte nur die Langſamkeit des Erfolgs der beiven 
Mächte verwunverlih fein, der, mas Defterreich betrifft, obendrein in’s Stoden 
tam. Wir wollen kurz auf einen Hauptgrund des langfanien Borbringens hin- 
weifen, ter bis im unfere Zeiten von größtem Einfluß gewejen und zum Theil 
noch ift. Die Operationslinien Rußlands wie Defterreihs gegen die eigentlichen 
türfifhen Orenzen liefen in außerorbentliher Länge durch wenig kultivirte, ſchwer 
ju pafjirende Ränder (Süprußlands Steppen, Moldau, Waladei, Südungarn), in 
denen die trefflichfte Verwaltung die Hauptfahe war, um ein größeres Heer nur 
an die eigentliche feindlihe, durch Feftungen auf allen Angriffspunften geſchützte 
Grenze zu bringen, ohne daß Mangel, Krankheiten und die Anftrengungen des 
Marfches bei ſchlechter Verpflegung und fehlendem Schuge gegen die Witterung 
das Heer ſchlimmer als Schlachten zufammenjhmolzen und entmuthigten. Die 
türfifhe Verwaltung und Verpflegung war einft mufterhaft geweſen — wie bie 
römiſche —; die öfterreihifche bis auf Prinz Eugens Führung und die ruffifche 
waren meiftens von der traurigften Art. Defterreihs Finanznoth war am wenig- 
fen geeignet, den Krieg in halbbarbarifhen Ländern zu führen, wo Montecuculi’s 
Ausſpruch: zum Krieg iſt Geld, Geld und wieder Geld nöthig, feine ganz be- 
ſonders hohe Geltung hat. Sonft hatte Defterreich den großen Vortheil ver Donau 
waflerftraße vor Rußland voraus. Am meiften freilih trug die freiwillige und 
unfreimillige öfterreichifche, weftwärts gewandte Politif Schuld, daß es in ber 
Türkei nicht vorwärts fam — die Kämpfe in Italien, mit Frankreih, die Auf: 
zebrung und Lahmlegung feiner Kräfte durch Friedrich d. Gr. Rußlands Heere 
blieben bei furchtbarem Menſchenverluſt in den unwirthbaren Grenzgegenden fteden, 
die e8 nicht wie Rom durch große Ariegsftraßen zu erobern verftand. Mit Menjchen- 
(eben nicht geizend drüdte die defpotifche Regierung von Petersburg ihre Heere 
gegen die Donau vor; ein Hauptlampf waren die Entbehrungen, ehe man an den 
Feind fam. Und dann erwarteten die zufammengefchmolzenen Truppen erft bie 
türfiichen Feſtungen und vie legte Kraft ging in Belagerungen verloren. Unglaub- 
lihe, oft barbarifhe Energie (Münnid, Suwarow u. 4.) wußte aud jo Siege 
zu erfechten, aber die Sieger waren meiftens nad) dem Sieg fo erfhöpft, daß fie 
froh waren, mit einem geringen Gewinn Frieden fließen zu können. Dann be- 
gann nach der Erholung das alte Spiel von Neuem. Schnellere Gefahr brachte 
das Vorbringen Rußlands erft, als es ihm gelungen war, in den Donaufürften- 
thümern fein Heer ausruhen zu lajfen, von bier aus ter ſlaviſchen Bevölkerung 
der Türkei die Hand zu reichen, dann aber beſonders, als feine überlegene Flotte 
die Mittel gewährte, das Heer auf dem Seeweg zu verproviantiren (Diebitſch). In 
unfern Zagen ift es im dieſer legten Beziehung durch die Vernichtung der Flotte 
in Sebaftopol zeitweilig lahm gelegt worven. 

Als 1737 Rußland und Defterreih ſich gegen die Türkei verbündeten, bielt 
man deren Ende für gefommen (Zinfeifen V ©. 710 gibt ven Plan des Kardi— 
nals Alberoni, daraus die Thorheit, aber auch die Sorge der vamaligen Politiker 
binfichtlid der Bertheilung der Beute zu fehen). Wider Aller Erwarten war ver 
Ausgang ein ganz anderer. Der öſterreichiſche Feldzug in Serbien flug fehl; vor 
Widdin nahm er ein fhlimmes Ende. Münnich nahm mit feinen Rufen Oczafow; 
dagegen verlor Defterreih 1739 vie Schlacht bei Krozla und fogar die Feſtung 
Belgrad. In dem fehimpflihen Frieden von Belgrad mußte es einen Theil feiner 
Eroberungen von Paffarewig (Belgrad, Shabaz, Orfowa, die Heine Walachei) der 
Türkei zurüdgeben. Münnic war fiegreiher gewelen; er hatte Choczim erobert, 
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doch ter aud mit Rußland abgefchloffene demüthigende Frieden von Belgrad hemmte 
ihn. Aſſow mußte gefchleift werden; Oczakow und Kinburn wurden ftillfchmeigent 
aufgegeben, Es wurde Rufland unterfagt, an tem aſſow'ſchen und ſchwarzen Meere 
Chiffe zu bauen und eine Flotte tarauf zu unterhalten. Das war ber Frieden 
von Belgrad 1739! 

Mit fhmeren Verluften wie immer, jetzt auch noch befonders unglücklich, war 
feit 1724 der Krieg mit Perfien geführt werben, wo der Bantenführer Nadir Skat 
fih zum Schach aufgefhmungen hatte. Seine Giege hatten 1730 Achmed III. ven 
Thron in einem Janitſcharenaufſtand gefoftet, den ein Ianitfhar Ienfte, der einen 
Hantel mit alten Kleidern trieb. Mobammer V., Sohn Muftufa’s I. (Mahmud 1.), 
war dadurch auf den Thron gefommen; er hatte, wie aus dem Obigen zu erfehen, 
Das Anfeben des Reichs durch tüchtige Feldherrn und aefchidte Diplomaten zu 
wahren gewußt. Unter ihm begannen größere Reformverfuhe in Heer und Staatt 
mefen (Bonneval). Wie die nordifhen Kriege burd den Frieden von Belgrad, fe 
ward unter Mohammed V. au der Krieg mit Perfien beendet 1746. Der Ta 
Nadir Schachs und tie darauf folgenden inneren perſiſchen Unruhen gaben bier 
den Osmanen entlic wieder Ruhe. Mahmud ftarb 1754. Es folgte der ſchwache 
Osman III., Sohn Muftafa’s II., 1756 jedoch ſchon Muftafa III., der Eohn 
Achmeds III. Unter ihm begann 1768 ein neuer, verderblicher ruffifcher Kriea. 
Saligin eroberte tie Moldau, Nomanzow 1770 die Waladei und fhlug die Türken 
vernichtend bei Kaghul. Ismail, Kilia, Bender, Ibrail, Akkjerman gingen ven Türken 
verloren. Die Tataren des Budſchak unterwarfen ſich der Oberhoheit Rußlands. 
Von Kronftadt lief eine ruffiiche Flotte unter Orlow in’s mittellänvifche Meer. 
Morea wurde in Aufftand gefett, dann freilich von den zu fchwahen Ruſſen im 
Stich gelaffen und nun von ben durd die Türfen aufgebotenen Albanefen beinabe 
ausgemordet. Aber groß war die Vernichtung der türkiſchen Flotte durch die ruffiihe 
bei Tſchesme 1770; ſchon fürdtete man für Konftantinopel. Die Erfolge Ruflandt 
brachten num aber alle Mächte in Aufruhr. England rief feine Offictere von ber 
ruffifhen Flotte, daranf viele dienten, zurüd. Frankreich bot fogar Gelb und Schiffe 
gegen Rußland an. Auch Defterreih und Preußen waren einig, daß man Rußland 
nicht meiter kommen laffen dürfe; ihre Vermittlung wurde von ber Türkei ange: 
nommen, doch famen vie Verhandlungen zu feinem Ziel. Indeffen waren 1775 
die Ruffen ver Siliſtria und Barna unglücklich. Muftafa III. wollte nun ſelbſt 
iu's Feld ziehen, ftarb aber 1774. Ihm folgte fein Bruder Abdul Hamid 1774—89. 
Nach neuen Niederlagen ver Türken fam 1774 der Friede von Kutfhul-Rainarbir 
zu Stande, der verhältnigmäfig noch günftig genug war. Die Krim wirb als un- 
abhängig ven beiten Reichen anerfannt; ebenfo noch verſchiedene Tartarengebiete. 
Rußland behält Kertſch, Ienifale, Kinburn, Affom, die große und Meine Kabardei. 
Es gibt gegen Amneftie und Religionsfreibeit Beflarabten, Moldau, Wallachei unt 
bie eroberten griechiſchen Infeln zurück. Rußland hat freien Handelsverkehr auf dem 
ſchwarzen Meer und der Donau, mie bie meiftbegünftiaten Nationen; auch min 
den ruffifchen Untertbanen Religionsfreibeit geftattet. Erſt nad 5jährigen weiteren 
Verhantlungen fam übrigens diefer namentlich in der Türkei mit Unmillen anf- 
genommene Friede durch ben Vertrag von Ainali-Rawat völlig zum Abſchluß, worin 
auch nod Ergänzungen betreffs ver Seefahrt gemacht wurden; ruſſiſche Kriegsſchiffe 
waren noch immer nicht im ſchwarzen und ägäiſchen Meere geftattet. — Im ven türfi- 
ihen Provinzen hatten indeffen pie Dreutereien und Unabhängigkeitsverfuche ver Palha’t 
begonnen; fo feit 1770 in Aegypten; in Morea mußten bie feit Orlom’s Bekämpfung 
darin haufenden Albanefenbanden mit ven Waffen von der Pforte bezwungen und wie 
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ber vertrieben werben. Katharina von Rußland hatte es unter diefen Umftänden eilig, 
ſich um bie BVerlaffenfhaft des franten Mannes zu befümmern und ſchwärmte für 
ben „Weg nad) Konftantinopel”. 1783 ließ fie die Krim befegen und begann gegen 
bie Oftküfte des ſchwarzen Meeres vorzubringen in einem Kampfe, der erft jest 
zu einem Ende ber Erfhöpfung von Seiten ver Bergbewohner gelommen ift. 1787 
bricht der Krieg der Pforte mit Rußland, 1788 aud mit Defterreih wieder aus. 
Choczim wurde an die Defterreicher, Oczalow an die Ruſſen verloren, doch waren 
die fonftigen Verluſte bis zum Jahre 1789 nit groß, wo Suworow (Rimninsfy) 
und Koburg am Rimnik fiegten, Laudon den Befehl in Ungarn übernahm und 
Belgrad eroberte. Der neue junge Sultan Selim III. befam dadurch einen ſchlim⸗ 
men Stand. Orſowa fiel an die Defterreicher, Suworow erftürmte Ismail, aud 
im Kaufafus und fhwarzen Meer waren die Ruffen fiegreih. Der Friede von 
Siftoma 1791 mit Defterreih, von Jaſſy 1792 mit Rußland machte dem Krieg 
ein Ende. Wunderbarer Weife verlor die Türkei wieder wenig darin; Rußland 
begnügte fi mit Oczalow und der Drieftergrenze. 

Die Türkei ſchien gänzlich zerrättet. In Syrien Aufftände; in Aegypten 
Wirren; in Urabien dehnten fi die Mechabiten aus. Rumelien und Bulgarien 
wurden durch bie feit dem Frieden von Siſtowa und Jafiy aufgelösten Truppen 
verheert, die als Räuberbanden namentlich im Balkan ſich feitgefegt hatten. Heeres- 
abtbeilungen über Heeresabtheilungen mußten gegen fie gefchidt werben. In Alba— 
nien begann Ali Paſcha von Janina, von Widdin aus Dsman Paswan Oglu bie 
Berfuhe der Unabhängigkeit; mit der Zeit fuchte jener ein Albaneſenreich, dieſer 
einen Unterbonauftaat zu gründen. Bor den europälfchen Feinden hatte bie Pforte 
Ruhe, da fie von ber franzöſiſchen Revolution vollauf in Anſpruch genommen 
waren, bis 1798 eben bie Franzoſen felbft, die älteften Freunde und Bundes» 
genoffen der Türkei, dur die Eroberung von Aegypten unter Napoleon Bona- 
parte mit ihr feindlic zufammenftießen. 1801 wurbe Aegypten wieder geräumt, 
doch fam es bier zu feiner Ordnung, bis Mehemed⸗Ali, 1806 zum Paſcha von 
Aegypten ernannt, diefelbe nad feiner Weife wiederherzuftellen begann. Dafür war 
feit 1804 aber in Serbien ver Bolksaufftand unter Gzerni-Georg (fiehe dieſen 
Artikel) losgebrochen — ein Feuer, das die Türken nicht mehr zu dämpfen 
im Stande gemwefen find. Seltm III. fah nur in einer neuen Orbnung, nament- 
lich des Heeres Heil. Schon unter Abdul Hamid waren Meformen verfuht, Schulen 
für Urtilleriften und Ingenteure, Stüdgießereien u. f. w. angelegt worben, bie 
aber nicht vielen Erfolg hatten. Der Janitfcharengräuel, wo von 400,000 ein— 
gefhriebenen fogenannten Ianitiharen kaum 25,000 ins Feld zu bringen waren, 
follte ein Ende haben. Die Lehensreiterei war für nichts mehr zu achten und 
ihren eigenen Leuten durch das Ueberreiten auf der Flucht am gefährlichften. E elim 
begann die Boftandfchi’s (die Gärtner) nad europäifcher Weile zu exerciren und 
aus ihnen fih allmälig eine umgemwanbelte disciplinirte Truppe zu fchaffen. Er 
brachte viefelbe auf 12,000 Mann. Als er aber 1805 glaubte weiter gehen zu 
Finnen und diefe Niham Dſchedid (neuen Truppen) aus den Janitſcharen rekru— 
firen wollte, brach ein Aufftand los und zwang den Sultan, vor der Hand alle 
Reformen einzuftellen. " 

1806 bejegte Rußland die Fürſtenthümer, 1807 brad der Krieg aus, in 
welhen England für Rußland Partei nahm und Dudworth die Darbanellen mit 
feiner Flotte paffirend, Konftantinopel mit einem Bombarbement bedrohte, dann 
aber zufrieden war, mit feiner Flotte den unter Sebaftiani trogenden Türken an 
den Darbanellenfhlöffern wieder zu entkommen. Doc brach jegt die Wuth bes 
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Bolfes in einen Aufftand aus; Janitiharen und Ulemas vereinigten fi gegen ben 
neuerungsfüchtigen Selim, ter vom Thron geftoßen wurde, auf welden fie 
Muftafa IV. (Sohn Abdul Hamiv’s) fegten. 

Der Friede von Tilfit, die Freundfhaft Franfreihs und Rußlands veränderte 
nun jedoch die ganze politifhe Lage (fiehe über die Theilungspläne Thiers: 
Histoire de l’empire, Tilsit). Die Pläne ver beiten Herrfcher wurden doch laut 
und machten in Konftantinopel den bisherigen Freund Napoleon verbädtig. Ein 
Vorſchlag Napoleons war: Alerander befommt für Rußland Beffarabien, Molvan, 
Walachei, Bulgarien bis zum Balkan. Franfreih befommt Albanien, Theſſalien 
bis zum Golf von Salonidi, Morea und Kanvia. Rumelien und Konftantinopel 
bleibt dem Eultan, denn: Konftantinopel — rief Napoleon Alexandern ins Ge 
fit — Konftantinopel werde ich nie einräumen; es bedeutet die Weltherrfcaft. 

Dob hatte e8 mit der Ausführung der Pläne Zeit. Napoleon, ver jein 
Augenmerk auf den Weiten gerichtet hatte, zögerte die Dinge bin; Alexander kam 
mit ihm nicht vorwärts. England und Defterreih waren auf ihrer Hut. Imbeflen 
brach nun die Neform-Revolution des Paſcha's von Ruftfhut, Muſtafa Bairaltar 
aus, der mit feinen europäifh disciplinirten Truppen gegen Konftantinopel zieht, 
um Selim III. wieder aus dem Kerker auf den Thron zu heben. Er ift ſiegreich; 
dch wird Selim, ehe Muftafa’s zu ibm dringen kann, erdroſſelt. Nun ftößt 
Muftafa Bairaltar Muftafa IV. vom Thron und erhebt Mahmud II., gleichfalls 
einen Sohn Abdul Hamids. Er verlucht nun die Reform der Janitſcharen, bob 
deren Bund mit den Ulemas bringt einen neuen Aufftand zu Wege, bei weldem 
er inmitten ber ausgebrochenen Feuersbrunſt in feinem ſchußfeſten Thurm verglübt. 
Wieder follte Muftafa IV. anftatt Mahmud's auf den Thron gehoben werben, 
warb aber zuvor erdrofjelt, und Mahmud, der einzige überlebende Sprößling bes 
Geſchlechtes Osman, blieb Sultan. Bon Reformplänen konnte aber natürlich vor 
ver Hand feine Rede fein. Mahmup mußte für fie und feine Rache warten. 1809 
fhloß die Türfei mit England Frieden zu Konftantinopel. Mit Rußland begann 
der Krieg. In Serbien und an der Donau waren die Türken unglücklich; aud 
im nädften Jahr und 1811 gegen Kutufem. Noch gefährlicher für fie ließ fi 
das Jahr 1812 an (Tſchitſchakow), als Napoleons ruffiiher Feldzug Alles ver: 
änderte und Rußland zum Frieden mit der Türkei drängte. Im Mai 1812 wurde 
der Friede von Bukareſt gefchloffen, wonach der Pruth vom Eintritt in die Moldau 
bis zum Einfluß in vie Donau, von da dus linfe Donauufer bis Kilian und 
zum fhwarzen Meer vie Grenze bildet. Die Moldan und Walachei gibt Rußland 
zurüd. Ale andern Grenzen bleiben. Serbien befommt Amneſtie und bat nur bie 
nöthigen Befagungen zu dulden, wogegen ihm die Vortheile garantirt werben, 
welche die Infeln des Arhipels hatten. Die Türkei eriftirte nun weiter, ohne an 
den europäiſchen Greigniffen Antheil zu nehmen, bis der Krieg mit Ali Paſcha 
uud 1821 der Aufftand der Griechen (ſiehe Griechenland und Moldau und Wa— 
ladei) fie zu einem inneren Berzweiflungsfampfe aufftahelte. Ali Paſcha wart 
1822 befeitigt, ehe er verderblidher in den Aufitand eingreifen konnte. Auch für 
Griechenland ftand der Kampf fhlimm, bis die fombinirte engliſch-franzöſiſch-ruſſi 
fhe Flotte (auf einen privatim gefchriebenen Nachſatz des Herzogs von Clarence 
— Wilhelm IV. — an den englifhen Admiral Codrington) losſchlug und die türfifd- 
ägpptifche Flotte bei Navarin vernichtete, 1827. Das Einfchreiten der Großmächte 
machte dem Kampf in Griehenland ein Ende. 1830 ward Griechenlands Selbit: 
ftändigkeit von ihnen proffamirt und fomit der Süden der illyrifchen Halbinfel der 
türkiſchen Herrſchaft entriffen. Inmitten dieſes Aufftandes hatte Mahmud II. end: 
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lich die Gelegenheit und die Mittel gefunden, feine Reformverſuche durch bie Ber- 
nichtung der Janitfharen zu ermöglichen. Im Jahre 1826 gefchah der Schlag, 
der diesmal dem Sultan glüdte und dem Dafein der, Iahrhunderte den Feinden, 
Jahrhunderte den eignen Herrſchern fo verberblihen Truppe ein Ende machte. 

Nie ftanden die Ausfihten für Rußland befier, ald es 1828 der Türkei den 
Krieg erklärte. Die alten Inftitutionen, worauf das Neid bafirt geweſen war, 
waren zum großen Theil Über den Haufen geworfen, Neues noch nicht gejchaffen 
ober doch erft im Anfang des Werdens. In Griehenland Krieg; im ganzen Reich 
Gährung; die Altgläubigen ter Türken in Groll und Furt; die Flotte durch 
die Berbündeten bei Navarin, Janitſcharen und Spahis durd den Sultan jelbft 
vernichtet. Troy alledem war die Vertheivigung der Türken 1828 eine jtellenmeife 
jehr erbitterte. Zu Ende des Jahres fiel aber auh Barna. 1829 übernahm Die: 
bitfh den Oberbefehl, drang, den Balkan durch die Schwarze-Meerftraße umgehend, 
bis Adrianopel vor und viftirte hier den Frieden, (Ueber den ruffifch-türfifchen Feld— 
zug in Afien f. den Art. Paskewitſch.) Der Pruth blieb Grenze bis zum Einfluß in 
die Donau; von bier an bildete diefe die Orenze bis zur Mündung St. Georgs, 
jo daß die Donauinfeln an Rußland fielen. Vollkommene Hanvelöfreiheit der Ruffen 
in der Türkei und freie Durdfahrt der ruffifchen und übrigen Handelsſchiffe durch 
die Meerengen, ſodann 10 Millionen Dukaten Kriegsentihädigung; ebenjo eine 
Entihädigung für die Beſchlagnahme ruffifcher Waaren, Beftimmungen binfichtlich 
des Bertrags von Alfjerman bildeten ven weiteren hauptfädhlihen Inhalt des 
Friedens, der anfcheinend nad folhen Siegen von einer überrafhenden Mäßigung 
Rußlands zeugte. Über der Friede war Diebitfh mit feiner zufammengefchmolzenen 
Armee dringender nöthig, als den Türken, wenn diefe nicht den Muth und die 
Befinnung verloren. Dann behielten die Ruffen das Recht, die Donaufürftenthümer 
nit eher zu räumen, als bis alle Bedingungen erfüllt waren, worunter die Geld» 
zablung auf Jahre hinaus, die Örenzregulirung, die Privilegien Serbiens u. ſ. w. 
im Allgemeinen fo treffliche Handhaben gaben. Und in wenigen Jahren, wie konnte 
mon fih nicht feftfegen, wirken, fih erholen! Die Türkei bat der Revolution von 
1830 und namentlich der polnifhen viel zu danken gehabt. Dieje abforbirte für 
geraume Zeit Rußlands Kräfte; jene fchredte e8 ab, fich, den Hort der Legi- 
timität, zu offen mit der Revolutionirung ber Völker der europäiſchen Türkei zu 
befaffen und durch eine große hier bewirkte Erhebung vielleiht den allgemeinen 
Brand wieder anzufhüren. Dabei hatte Rußland jet längere Zeit zu forgen, daß 
der franfe Mann, auf deſſen Erbe es fpannte, nicht aus feinen Befig geworfen 
wurde, ums einem kräftigeren Plag zu machen. 

Das 4. Jahrzehnt diefes Jahrhunderts ift für die Türkei angefüllt mit den 
Bedrängniſſen durch Mehemer- Ali, Palha von Aegypten, der vom makedoniſchen 
Söldner und Kaufmann fih zum faltifh unabhängigen Herrfcher viefes Landes 
aufgef mungen hatte. 1832 bezann wegen des Paſcha's von St. Jean d’Xcre der 
Krieg. Ibrahim, Sohn Mehemed-Ali's, war in mehreren Schlachten fiegreid, er: 
oberte Syrien, drang in Kleinafien vor und bevrohte fogar Konftantinopel, was 
eine ruſſiſche Hilfsflotte mit Yandungstruppen gegen ihn mach Ronftantinopel rief. 
Man fürdtete von dem Paſcha von Aegypten, ven trog aller europäifhen Ein- 
tihtungen ver Orient für feinen Exrhalter zu betrachten begann, daß er dem Neid 
Demans ein Ende mahen könne und dann, begünftigt von einem neuen Auf- 
ſchwung der muhamedanifhen Bevölferung, dem Islam nicht blos in Aſien, fon- 
dern aud in Europa einen neuen Halt geben würde. So geihah das Wunder- 
bare, daß ein ruffijhes Korps von 15,000 Mann in Scutari lagerte, um Kon- 
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ftantinopel gegen den Aegypter zu vertbeidigen. Die befonders günftigen Wrtifel 
des Vertrags von Hunkiar Steleifi (1833) waren Rußlands Lohn. Mit Mehemed— 
Ali ward durch die Bewilligung von Syrien und des Paſchaliks von Adana (Zu: 
gang zu Kleinafien) die Konvention zu Kutahia 1833 geſchloſſen. Allgemeine 
Anmeftie warb ausbedungen. Mehrere Jahre verfloffen unter fortwährendem Be: 
mühen Mehemed-Ali's, auf dem Wege der Verhandlungen die völlige Unabhängig 
feit au erringen. Der Sultan mußte ibm die Erblichkeit feiner Herrfchaft zuge 
ftehen,, aber nicht für den ganzen Befis, wie Mehemed wollte, fondern nur für 
Aegypten, die arabifhen Diftrifte, und die Aegypten zunächſtliegenden Paſchalilt 
von St. Jean d'Acre und Tripolis. Das übrige Syrien, Adana und Kandia 
follten zurüdgegeben werben. 1839 begann ber zweite Krieg. Wieder war Ibrahim 
Paſcha fiegreih. Mahmud II. überlebte die Nachricht der Niederlage feines Heeres 
nicht lange. Er ftarb, durch Sorgen und ven übermäßigen Genuß von Wein in 
ven legten Jahren aufgerieben, Juli 1839, 54 Jahre alt. Sein Sohn Abdul 
Meſchid (183961) folgte. Die europäifchen Mächte traten zufammen. Defter- 
reich, Rußland, England und Preußen fchloffen 1840 den Londoner Bertrag, me: 
nad) Mehemed-Ali fi den genannten Forderungen Mahmuds zu fügen habe 
Rußland war anfangs dagegen und für Mebemed-Ali geftimmt — Zerftüdlung bes 
türfifchen Reichs, wodurch es geſchwächt und leichter anareifbar wurde und Furcht 
vor Mehemed⸗Ali's Herrfchertalent und Größe ftanden fih für Rußland gegenüber 
und mußten es ſchwankend machen, — dann hatte es Frankreich (für Mehemed- Ai) 
verlaffen, das ſich unmillig fügte Jene Mächte zwangen nun (Einnahme ber 
ſyriſchen Häfen, Bombarbement St. Jean d'Acres) Mehemed⸗Ali, nachzugeben; er 
befam vie Erblichkeit feiner Familie im PVicefönigthum Aegypten, aber dieſes wurde 
in der angegebenen Weife befhränft. Adana, Syrien, Kandia gingen ihm ver: 
loren. Die zu Mehemed-Ali übergegangene türfifche Flotte mußte zurückgegeben 
werben. Bon ber gegenfeitigen GEiferfucht der Großmächte gehalten, blieb num die 
Türkei, zwar unter manden inneren Unruhen, von größern äußeren Erjhütte 
rungen verfchont, bis 1853 Rußland vorging und die alte Prophezeiung wahr 
machen zu wollen fhien, daß nad 400 Jahren die Türken wieder aus Konftan: 
tinopel würden vertrichen werben (fiehe: Nikolaus I. und Rußland). Aber Franf: 
reih und England traten (März 1854) für bie Türkei ein, die fih an der Donan 
mit ungewöhnlicher Tapferkeit und Hartnädigkeit vertheidigte (Ralafat, Siliftrie) 
Dann folgte die Belagerung von Sebaftopol (Erftürmung 8. Sept. 1855), melde 
die ruffiihe Flotte (nachdem dieſe fih bei Sinope Nov. 1854 durch Vernichtung 
einer türkiſchen Escadre ansgezeichnet hatte) ruinirte und die Kräfte Rußlands auf 
viele Jahre erfchöpfte. Rußland ward 30. März 1856 zum Frieden von Parit 
gezwungen. Die Unabhängigkeit und Integrität des osmaniſchen Reichs ward ven 
den Vertrag fließenden Mächten garantirt. Das ſchwarze Meer wurde nentrali- 
firt. Rußland verler das rechte Ufer tes Donauausfluffes itürtifh Beffarabien), 
nad langen Zeiten wieder die erfte Gebietszunahme ver Türkei. So warb der 
größte äußere Feind zurüdgefcleudert, empfindliher, als feit den Jagen von 
Kudſchuk Kainartfhy der Fall geweſen war. Seitdem ift ver Stand der Dinge 
im Allgemeinen und Großen nidyt veräntert worden. 1862 ſtarb Abdul Mefdit 
und gelangte fein Bruder Abdul Aziz Khan (geboren 1830) auf den Thron. Die 
forifchen Wirren fchienen wieder (Intervention Frankreichs) einen größeren Brand 
anfachen zu wollen, doch find die Hauptmächte durch Erſchöpfung, amdermeitigt 
Intereſſen und politifhe Ereigniffe noch zu fehr in Anfprud genommen gemelen, 
um fhon auf's Neue den Drient zum Schauplag ihrer kriegeriſchen Kraft und 
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Gegnerfhaft zu maden. So hat die Türkei bisher ſich meiter gefriftet, nicht ohne 
viele Verſuche, für ihre Schäden und Schwächen endlid Heilung zu finden und 
den Glauben zu widerlegen, daß fie dem Untergang unausbleiblic verfallen fei. 


Die neue Lage. 


Dur tie Reformen, welche unter Selim III. begannen, unter Mahmud II. 
zum Durchbruch kamen und unter Abdul Meſchid in dem Hatti-Scerif von 
Gulhane, befonders aber im Hatti-Humayın von 1856, ihren höchſten Ausorud 
fanden, find — nominell wenigftens — faft alle Berhältniffe der Türkei total 
umgeftaltet. Die genannten Sultane erfannten, daß eine fortregierung in ber 
bisherigen Weife für die europäifche Türkei nit mehr möglich fei, daß vie orien- 
taliſche Herrſchaftsform, wo fie an ber Spige eines ftegreihen Stammes von 
Gläubigen über die zu Boden geworfenen Völker von Ungläubigen, über die Raja’s 
als ihre Knete und Sklaven verfügten, eine Unmöglichkeit werde. So wurde eine 
europäifche Regierungsform verfucht. Der Herrſcher ift nicht mehr einzig und allein 
das mit militärifher Gewalt ausgerüftete Oberhaupt der Sieger, ſondern gleich— 
fam der Vater des ganzen Landes, der alle Unterthanen als feine neben einander 
gleihberechtigten Söhne mit gleicher Liebe umfaffen fol. Anftatt der Säbelherr- 
ſchaft des Groberers, der nur darauf bedacht ift, die Unterworfenen niederzuhalten 
und ihnen nur fo viel freiheit zu geftatten, als genügend ift, den größtmöglichften 
Nugen von ihnen zu ziehen, fol jegt durch eine Allen gerechte, über ven Raffen 
und ihrem Haß, ſowie über den verfhiedenen Bekenntniſſen ſtehende aufgeflärte 
Regierung die Türkei zufammengebalten werten. 

Das ift ein Umfhmwung, bei dem alle alten Berhältniffe gleihfam auf den 
Kopf geftellt find, durch den, wenn er ausgeführt wird, das Grundweſen des 
Wlam und ber früheren türfifhen Herrfhaft vollftändig über den Haufen ger 
worfen wird. Es war dies, mie leicht zu denken, nicht die urfprüngliche Abficht, 
aber die Dinge drängten gewaltfam vahin. 

Die erften Reformen richteten fih, wie mir gejehen haben, auf Berbefje- 
rungen, die nur herrſchenden Faktionen, nicht dem Weſen des Islam zumider 
waren. Deren Hartnädigfeit und Widerftreben jegte immer neue Kräfte in Be- 
wegung und zog weitere Kreife hinein. Die Heerreform rührte die Ulema’s auf 
und trieb die Negierung, nad religiöfer Seite vorzugehen und bier mwenigftens 
auf eine größere Freiheit ihrer eignen Bewegung zu denken. Die Aufregung ver 
Maſſe der Türken mußte fie nah andern Stüßpunften fuchen laſſen Alles dies 
refultirte urfprünglihd aus den politifchen Verhältniſſen, aus der traurigen Lage 
des Reichs gegen feine äußeren Feinde. Gehalten durch europätfhe Mächte gegen 
andere, befamen beide Parteien den weitgehenpften Einfluß. Was die Feinde mit 
den Waffen durchfegten, das mußte dod den freunden aus Freundſchaft gewährt 
werben, da diefe fonft fhlimmer geftanden hätten als jene. Nun waren aber feit 
dem vorigen Jahrhuntert die bisher nievergehaltenen nicht- mohamedaniſchen Volks— 
fräfte erftartt. Sie hatten feit Anfang dieſes Jahrhunderts begonnen, ſich zu 
nehmen, was man ihnen nicht gab. In Serbien, Griechenland, den Donaufürften- 
thümern war dies geglüdt. Man fürdtete, daß in allen Ländern der europäifchen 
Türkei ſich ein Gleiches wiederholen würde und es ſah fhlimm aus für den 
Ihwahen herrfhenden Stamm (fiehe oben die Zahlen) und für die Mufelmänner 
überhaupt, fobald die Gegner nur einmal den Muth faßten, ſich zu erheben und 
fo Hug waren, ihre inneren Zmiftigfeiten ruhen zu laffen, bis die Türken befiegt 
waren. Unter den 15—16 Millionen Einwohnern zählt man 4,500,000 Mo- 
hamedaner (3,97); alle übrigen bis auf etwa 125,000 Juden und etwa eben 
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fo viele Tataren und Zigeuner find Chriften. 10—11 Millionen, der griechiſchen 
Kirche angebörig, ftanden im engften Zufammenhange mit dem gefährlichften Feinde, 
dem griechiſch- katholiſchen Rußland. Sie mußten fih auf diefes ftügen, feine Hüffe 
anrufen, um das Joch abzuwerfen, das fie nicht mehr tragen fonnten und nidt 
mehr tragen wollten. Mit tem türfifhen Stamm war nichts mehr zu machen; 
feine kriegerifche Gewalt war verloren; man fonnte fih auf ihn nicht mehr ftüßen, 
Was thun, um die Regierung, den Sultan, die Pforte und das beftehende Reid 
zu halten? Da nur die Privilegien und haltlos geworbenen Vorrechte der unnüt 
gewordenen Türken im Wege ftanten, warum diefe nicht fallen laſſen? War es 
nicht einfache Klugheit, ven unterbrüdten Völkern das Joh freiwillig abzunehmen, 
da e8 unmöglid war, fie länger darunter zu halten? ihnen die Freiheit und alles 
Das zu geben, was fie von Rußland nur erwarteten ? So berubigte man ben 
inneren Feind und man entjog dem äußeren Feind ein gut Theil feiner Kraft; 
man nahm ihm die Angriffspunkte, wo er feine gefährlihen, umwälzenden Hebel 
immer anfegen und wirken lajjen konnte. Man fonnte weiter hoffen, dadurch aus 
den bisherigen Schupfuchern bei Rußland nun feine forgenden und mißtrauiſchen 
Gegner zu mahen. Die Grichen und Slaven der Türkei konnten ja, wenn fie 
ihrer völligen Freiheit in focialer uno religiöfer Hinficht ſich erfreuten, nichts 
befferes mehr von Rußland hoffen. Cie mußten auf defien Uebermadht mit Mif- 
trauen bliden. Nicht vie Türken find ftarf genug, die Griehen oder die Slaven 
in fih aufgehen zu laffen, aber mit Rußland, das fo viele Völker verfchludt hat 
und auch mit Polen langfam — wie eine mächtige Schlange mit einem wilden, 
lebenszähen Thier — fertig wird, ift das ein Anderes. Die paar Millionen 
riechen fünnen darin als Kaufleute forthandeln; die Bulgaren werben ſich fügen, 
ver ftolze ferbiihe Stamm in feiner numerifhen Schwäche würbe gleihfam darin 
verfhwinten. Bon einer Herrfhaft aber der Griechen in einem neuen großen 
Öriehenland, von einer Herrfhaft der türfifhen Slaven mit Ausbildung Ihre 
befonderen Eigenthümlichfeit in einem eigenen Staat fann unter Rußland ja keine 
Rede fein. Werven das nit die Slaven und Griechen einfehen? Sie werben et: 
fo urtheilten wenigſtens vie Regierungen, welche nicht dulden wollen und Fönnen, 
daß Rußland fin die europäifhe Türkei einverleibt und dadurch für Europa erbrüdend 
wird. Diefer Weg allein fchien ihnen eine Möulichleit der Rettung zu bieten. 
Trog aller „grauen Theorie” vertrauten fie auf die innere Wahrbeit und Richtig. 
feit diefer Ideen, befonvers tie „praftifchen" Engländer (Lerd Stratford de Rebclifie 
Hauptförderer). Die türfiihe Negierung dachte ebenjo oder wurde üserzengt, daß 
dies das einzige Mittel wäre, wenigftens die Regierung und das Reich zu erhal 
ten, wenn auch die bisher gebietende Maſſe ver Türken felbft geftürzt würde. 
Geftürzt aus dem Uebermaß der Gewalt, aus einer fchwinblichen Höhe, aber nur 
auf ihr richtige Maß zurücdgeführt, nicht vertrieben und ohne allen Erfag ans 
dem Land gejagt, wie es bei der Fortregierung in alter Weife gefchehen mußte. 
Der Ausdruck diefer Politik war der, von der türkifchen Regierung mit England, 
Frankreich nnd Defterreih vereinbarte Hatti-Humayın vom 18. Februar 1858. 
(Siehe in Eichhorn a. a. D, die officielle franzöfifche Ueberfegung und das Nähere.) 
Danach find die im Edikt von Gulhane und in Uebereinftimmung mit dem Tanzimat 
verfprohenen Garantien für die Sicherheit der Perfon, Güter und Ehre Aller, ohne 
Unterfhied tes Stanımes oder Kultus aufrecht erhalten, find ben chriftlihen und 
andern nichtemufelmännifhen Gemeinden die Privilegien beftätigt, ihnen neue Frei— 
heiten gegeben, vie fie aus den priefterlichen Banden löfen, fomte andern in Betreff 
ihrer Kirchen u. ſ. w., iſt jeder Unterſchied zwiſchen den verſchiedenen Klaſſen der Be 
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völferung, feien fie nad Religion, Sprade oder Raſſe verfchieven, aufgehoben, ift 
Religionsfreiheit gewährt, find alle focial gleichgeftellt, alfo zum Staatsdienſt fähig, 
find alle zum Heerbienft pflichtig, find die Ehriften den Mufelmännern hinſichtlich der 
Gerichte gleichgeftellt, ift Gleichheit der Auflagen herzuftellen, befommen vie Chriften 
Stimme bei der Berathung, ift den Fremden erlaubt, Eigenthum zu erwerben u. ſ. w. 
Es folgen noch Reformbeftimmungen binfihtlid des Budgets, der Steuern u. dgl. 

Gewiß, eine neuere Aera war nicht denkbar. Wir haben hier nicht Bermuthungen 
darüber anzuftellen, wer Recht hat, ob diejenigen, welche über dieſe auf dem Papier 
ftehenden Verordnungen laden und fpotten, die in Wirklichkeit bisher nur unter den 
Augen der Regierung zur Ausführung gelommen find und aud da nur zum Theil, 
oder die Männer, welche ſolche Erlafje mit Freuden begrüßten und ihnen eine Zu- 
tunft zufpraden (3. B. Fallmerayr, auf deſſen den Drient betreffende Schriften ich 
bier verweife). Daß Jahrhunderte nicht durch einen Federzug umzumodeln find, ver- 
ſteht fih. Selbit für den, ver einer guten Mafregel große innere Kraft zutraut, lann 
es fein Wunder fein, wenn Jahre lang — und die Jahre eines Staats find zumeilen 
nah Menfchenaltern zu rechnen — die größte Verwirrung eintritt, wenn Alles unzu« 
frieden fcheint, während früher doch Einige mit der Lage der Dinge zufrieden waren. 
Die die Verhältniffe jegt liegen, ift ed nicht wahrſcheinlich, daß vie Pforte ſich burd- 
tingt; möglich muß es bei alledem genannt werben. Minbeftens find aber neue Ele- 
mente in Thätigkeit gefett, die wir noch kurz berüdfichtigen werben. 

Die Hauptbetheiligten waren und find nch unzufrieden. Daß die Türken mit 
Ingrimm erfüllt waren, ift leicht einzufehen, Sie, die bisherigen Defpoten, waren 
abgefegt, nicht blos im politifher, focialer, fondern ſchrecklicher Weife! — ver 
Menſch verftedt fih ja mit feinen Schwächen fo gern hinter feinem Gott — au 
in religiöfer Beziehung. Wir brauden fein Wort darüber zu verlieren, wie Ulemas 
über ſolche, dem Koran zumiberlaufende Kegerei denken, oder was ber türfijche 
Lehnsmann fagt, der mit feinem Knecht nun auf gleiches Recht gefegt worden, oder 
auch nur der türfifche Bettler, der nicht einmal mehr feinem Stolz und feiner Bor- 
nirtheit burd ein „Hund von Ungläubigen” Luft machen fol. — Uber aud die 
Shriften waren und find nicht zufrieden. Sie hatten fi zu fehr daran erinnert, 
daß fie bier einft ohne die Türken herrſchten, fie hatten fi in Jahrhunderte langer 
ſchmählichſter Knechtſchaft mit Haß zu voll gefogen, ala daß fie jest, wo fie Aus- 
fiht hatten, den alten Bebrüder zu vernichten ober doch fortzujagen, biefen ale 
Gleichberechtigten freundlich neben fi dulden wollten. Er foll die Rache empfinden — 
in Gedanken heißt das bei jehr Vielen, denen unter dem fühnen Blid des alten 
Herrn noch immer das Sflavenbewußtfein ſchlägt. Hiezu fam der Zorn der rift- 
lichen ©eiftlifeit, deren bisher ausgeübte politifbe Stellung als Vertreter des 
Volkes durch das Edikt erfhüttert war. Was Wunter, wenn die gefammte Geift- 
lihfeit über einen ſolchen verdammungswürdigen Eingriff in ihre Rechte in Auf- 
ruhr fam und alle Hebel gegen das Geſetz in Bewegung feste! Die türkiſche 
Regierung merkte bald, welches Feuer fie in viefer Beziehung aufgefhürt habe 
und ließ es bei der gebrudten Beftimmung bewenden. Cie ift ja auch ſchon ge 
wohnt, fih mit foldyen zu beruhigen. 

So ift im Princip faft Alles, in Wirklichkeit noch fehr wenig an den alten 
Verhältniffen geändert und eine Verwirrung fonder Gleichen die Folge. Hier geht 
es nah dem alten, dort nah dem neuen Recht. Im Allgemeinen ift Alles beim 
„Sollen" geblieben. 

Auf Unterftügung feitens ihrer Unterthanen fann bie türfifche Regierung nicht 
rechnen. Schwerlich werben fid die Türken zu der Einſicht erheben, daß es, nun 
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die Säbelherrſchaft doch einmal ein Ende hat, beſſer wäre, auf die Intentionen 
der Regierung einzugeben und nun, fo gut es gebt, aus ber Trägheit und Dumpf- 
heit fih aufraffend, anftatt eines Kriegsvolfes gleihfam ein Beamtenvolf zu werben 
und fo die Zügel in der Hand zu behalten, ta fie doch noch auf dem Lenkerfige 
figen. Schwerlih wird die Maſſe der griehifchen Chriften binnen Kurzem fo ſpeku— 
(iren, wie wir oben angeführt haben. Die Mafle bedarf vieler Jahre, um bie 
alten Eindrüde, bier die Neigung zu Rußland, zu verlieren und neue zu verar- 
beiten. (Man braudt nur auf Deutſchland und fein Berhältnig zu Rußland, wie 
es 1813 fich knüpfte, zu bliden.) j 

Da fih die türfifche Regierung für ihre Pläne nicht bei ihren Unterthanen 
auf eine Kraft ftügen fann, fo muß fie auf die Schwäche ihrer Widerſacher bauen. 
Die griechiſch-katholiſchen Chriften ihres Reiche gehören verſchiedenen Stämmen 
an (wir beſchränken uns bier auf die europäifche Türkei, und übergehen darum bie 
Armenier u. a.). Die einen find Elaven; dieſe zerfallen wieder in eigentliche Slaven 
(Serbenftamm) und Slavo-Bulgaren. Jene find die ftolzeften und dünken ſich bie 
Auserlefenen; viefe follen die Tüchtigften fein. Dazu fommen noch Albanefen u. f. w.; 
unter den Albanefen eine große Anzahl Katholifen, die wir bier noch nit in Be 
tracht ziehen. Beide, die Slaven und die Griechen find durch ihre Ziele vielfach 
getrennt, ja Gegner, weil fie fi nicht beſcheiden wollen. Cie fpekuliren auf die 
Nachfolge der Türken in der Herrfhaft zu Konftantinopel; die Slaven binmeifend 
auf ihre Zahl und -Stärke; die Orieben pocheud auf ihr uraltes Recht und ihren 
Namen, fi ftügend auf ihre unter ven Türken ausgeübten Befugniffe (Phanarioten, 
Hospodarfhaft u. f. w.), vertrauend auf ihre geiftige Ueberlegenheit, ihre Gewantt- 
heit und ihr Geld. Außerdem ftehen nun auch noch die Albanefen für fih va. We 
jo mande Parteien find und man durch Verbindung mit einer ſtets bie andere 
nieverhalten kann, da hat eine Fuge Regierung, die nur irgend das Heft im ber 
Hand hat, mande Ausfihten, fih zu Halten und zu herrfchen. Die römiſch-kathe— 
lichen Chriften fommen eigentlih mit ihrer geringen Zahl (650,000) nur infoweit 
befonders in Betracht, als fie den katholifhen Regierungen zum Keil bienen, ben 
diefe, Frankreich fteht hier voran, nad Belieben anfegen und eintreiben Fönnen. 
Unter Umftänden braudt man befanntlih nur einen einzigen „eivem romanum“, 
um über deſſen Verlegung oder ihm nit bezahlte Schulden das Gewicht einer 
Nation unt ihr Sawert obendrein in die Wagſchaale zu werfen. Hier find über 
600,000, die je nad Umftänden in ähnlicher Weife gebraucht werden können! Noch 
aanz abgefehen von etwa 120,000 Maroniten im Libanon und von ben heiligen 
Städten in Jerufalem und den Ötreitigfeiten darüber. 

Manderlei kommt natürlich noch hinzu, was die Regierung begünftigt, wie 
dies von dem, der an der Spige fteht und Macht hat, nicht erft bemerft zu mwer- 
ven braudt. So die Gewohnheit (leichte Polizei in den zahlreihften Ehriftenhaufen 
bei dem alten Refpeft vor den Türken u. f. w.), alle vie Berkettungen namentlid 
der reihen Griechen mit ver jegigen Pfortenregierung; überhaupt, wie gefagt wer- 
den muß, die große Entfittlihung in ben maßgebenden, höheren Stänben ver 
Griechen, wo die Pforte von Anbeginn ihrer Herrſchaft an fo willige Subjelte für 
ihre Zwede fand. Doch müſſen wir alle diefe wichtigen Berhältniffe natürlich der 
Einzelbetradtung überlaffen. 


Statiftifche Weberficht. 


Die Stellung des Sultans ift durd die Beihränfungen, die er ſich auferlegt 
bat, eine veränderte geworden. Es muß dabei die Vermittlung mit dem alten 
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Orunbfag gefunden werben, ber darum nicht ganz geopfert iſt, daß er höchſtes, 
nur durch das göttliche Gefeg bejchränftes Oberhaupt if. Im Hatti-Scherif er 
tbeilt er Gefege als Beherrſcher der Gläubigen unter religtöfer Santtion und un« 
widerruflih; im Hatti-Humayım Befehle als politiiher Herrfcher. Die Thronfolge 
iſt dahin geregelt, daß das Ältefte, männliche, auf dem Thron geborene Mitglied 
der Dynaſtie Osman's der Thronfolger fein fol. Die früheren Beftimmungen 
binfihtlih des Brudermordes u. f. we find aufgehoben. 

Ein Geheimrath unterftügt den Sultan. Ihn bilden die beiden höchſten 
Würdenträger des Reiches, der Großweſier und der Scheih-ül-Islam (Mufti) mit 
den Miniftern und einigen andern hohen Würbenträgern. Daneben eriftiren für 
die einzelnen Zweige ver Verwaltung eine Reihe beſonderer Konfeild (Staatsrath mit 
der Funktion eines Oberappellationsgerichtes und Kaffationshofes, Konſeil des öffent- 
lien Unterrichtes, Krieges, der Finanzen u. f. w.). 

Für die Verwaltung ift das Reich eingetheilt nad Ejalets (Provinzen 36). 
Diefe zerfallen in 159 Livas oder Sandſchaks; diefe in 1320 Kazas. An der Spige 
des Ejalet fteht ein Wali oder Zivilgouverneur; er hat feinen Sig in der Hauptftabt 
des Ejalet und iſt ihm ein Berwaltungsrath an die Seite gefett, beftehend aus drei von 
ver Pforte ernannten Beamten, dem eneralfteuereinnehmer, dem griechifchen oder 
armenifhen Metropoliten und einer Anzahl von Abgeorbneten der türkifhen und 
Sriftlihen Munizipalitäten. Den Livas ftehen die Kaimalans vor, den Kazas bie 
Mudirs, den einzelnen Gemeinden die Kodja-Bafdyis. 

Das Heer ift nad europäiſchem Mufter gebildet. Die frühere gefegliche Une 
fähigkeit des Chriften zum Heerbienft ift aufgehoben, eine Veränderung dadurch aber 
noch nicht bewirkt, indem ber Dienft gegen die feftgefegte Militärfontribution von 
etwa 2 Rthlr. auf den Kopf jedes Dienftfühigen abgelöst wird. Die Armee hat 36 Ne 
gimenter Infanterie (jedes in feiner Solftärte 3300 Dann), 24 Reg. Kavallerie (zu 
KOM), 6 Reg. Artillerie (zu 72 Gefhügen), Arbeiterkorps, Sicherheitötruppen 
u. ſ. w, das Ganze etwa 150,000 Mann. Nach preußiſchem Vorbild fommen biezu 
die Redifs (Referve, Landwehr), wie bie aktive Armee eingetheilt und in gleicher Soll» 
ſtärke. Doch kann fie wohl ſchwerlich über die Hälfte felpfähig gemacht werden. Hiezu 
die Aufgebote von irregulären Truppen, bei welchen man die Alindſchi und Afaben 
der alten Zeit im legten Kriege wieder zu beleben ſuchte (80,000 M.?). Werner die 
Hülfsteuppen, zur welchen die mittelbaren Staaten verpflichtet find, in einer Sollftärte 
von gegen 100,000 M. Unter ihnen Yegypten mit 14,000 M., die einzigen, worauf 
unter Umftänben gerechnet werden kann. Die türkifche Armee fteht als Feldarmee in 
feinem Ruf, was namentlih dem Mangel an guten Officieren und der jet fo unge 
nägenden, einft fo glänzenden Verwaltung zuzuſchreiben iſt. Doch haben einzelne 
Ahtheilumgen fi auch im offenen Lintengefecht gegen die Rufen bewährt. Gut ſchlug 
fie fi im Belagerungsfriege. Den Armeen der türfifhen mittelbaren Staaten 
mödhte fie jet Hinfichtlich ihrer Leitung überlegen fein, wenn auch bie perfünliche 
Tühtigkeit des einzelnen türkiſchen Soldaten durch die ihm ungewohnte und zumibere 
Drilung mehr verloren als gewonnen hat. 

Die Marine zählte 1861 48 Dampfer und 63 Segelſchiffe. Mit allen Schiffen 
Im Bau wurde ſie berechnet auf 144 Schiffe mit 1742 Kanonen und 15,314 Pferbe- 
käften, darunter mit Dampf 4 Linienfchiffe, 8 Fregatten, 9 Korvetten, auch jegt 
1 Panzerfiff u. a. 

Ueber die Finanzen gibt es Keine fihere Beftimmung. Es werben zwar Budgets 
gemacht; von diefen wird aber behauptet (Kolb in feinem Handbud der Statiftil), daß 
ihre Aufftellung wefentlih auf Fiktion beruhe, was freilich auch anderwärts vorfommt, 

Bluntfli und Brater, Deutſches Staate ⸗Wörterbuch. X, 40 
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Ale Budgets ſchlöſſen mit Ueberfhüffen ab und jedes Jahr bringe doch neue Anlchen, 
Das Budget von 186%/,, wird angegeben auf 3,242,190 Beutel Einnahme (1 Bau 
tel = 500 Piaſter, 110 Piafter — 1 8. Sterling) und 3,205,670 Beutel Bedarf. 
Darunter ergaben direkte Steuern 122,166 Beutel; indirekte Auflagen als Zehnten, 
Abgabe von Bieh, Zölle, Tabatmonopol, Stempelgebühr, Auflage auf geiftige Gr 
tränfe, Kepfſteuer 2,116,648; das Uebrige dur Poft, Forſten, Bergwerke, Tribute 
u. ſ. w. Die ordentlihen Ausgaben — für äußere Schuld 458,048 B., für 
innere Schuld 493,907, für Civillifte 241,200, für Penſionen u. f. w. 210,146 8. 
Das Minifterium des Kriegs (alle viefe Zahlen nad Kolbs neueftem Handbud) if 
verzeichnet mit 790,396, Marine 204,205, Juftiz 20,945, Kultus 39,455, Inneres 
368,235, Aeußeres 26,375, Handel und Aderbau 4785, Unterriht und öffentliche 
Arbeit 12,588, Polizei 35,512, Allgemeine Ausgaben 136,360, außerordentlich: 
Ausgaben 166,512 Beutel. 

Uebrigens fol die Einfommensfteuer gänzlih umgeändert werben und flatt der 
Naturalerhebungen Gelvberehnung eintreten. Es ſollen Werthlatafter des Bermögent 
gefertigt werben; die Bertheilung in Baufh und Bogen auf die Provinzen, Diftrikte, 
Gemeinden, wo jebe für ſich zu forgen und zu vertheilen hatte, aufhören. Wir können 
natürlich nicht alle die „Soll“pläne bier verzeichnen, die freilich meiftens nach ben 
beften europäifhen Muftern und Studien und alle in trefflichfler Abſicht ausge 
arbeitet find, 

Die Finanzen find ein Hauptfundament des Staates. Sie gerabe, wie wir in 
der Geſchichte gefehen haben, gehörten feit Tanger Zeit zu den ſchwächſten Partien 
des türfifchen Reiches, Daß es jest beffer ſteht, läßt fi faum behaupten. Wenn in 
ihnen durch Energie und Sparfamfeit Rath zu fchaffen wäre, jo würde bem neuem 
Streben ein ganz anderer Auffhwung gegeben werben künnen. Es wäre freilid 
wohl eine Arbeit, gegen die Herkules im Augiasftalle es leicht hatte. Anlehen 
find zuerft im Jahre 1854 gemacht. Seitvem aber wird die Schulb anf eine Höhe 
von 463/,—55 Millionen or. Sterling berednet. 

Mit dem Unterricht ift es noch ſchwach beftellt. Es find fehr gute Verord⸗ 
nungen da hinſichtlich der Elementarfchulen (allgemeine Schulpfliht vom 6. Jahıe 
an u.f. w.), der Mittelfhulen, von denen aber erft wenige errichtet find, und 
der großen Specialfehulen, doch ift bis anf diefe erft fehr wenig ausgeführt. Auf 
diefe höheren Schulen (für Givilvienft, Verwaltung, Diplomatie, Ulema’s, Mebi- 
einer, Kriegswiſſenſchaft, Genie, Artillerie, Marine, Veterinärwiſſenſchaft u. ſ. w.) 
und ihren Erfolg wird fehr viel anfommen, indem darin allein die Regierung 
fi ihre Werkzeuge nah dem neuen Geifte bilden Tann. Sie find jett ihre 
„Pagenkammern“; in den Schulen überhaupt können gleihfam neue Wofchem- 
Dglans der Verwaltung im modernen Gtaatsfinne gezogen werben. Gerade auf 
den höheren Schulen, wir wiederholen es, beruht eine Haupthoffnung der jegigen 
türfifhen Staatsregierung, die Werkzeuge, wie einft und noch jegt Rußland fie ge 
braucht, um erft in viefer Weiſe die Maffen zu durchdringen. Welchen Nupen 
gute Schulen nad und nad bei dem ſcharfen Geift faft aller Bewohner der illy- 
riihen Halbinfel haben werben, ift leicht einzufehen. Nach Otto Hausner: Vergl. 
Statiftit fommen auf 1 Fr. Unterrichtsfoften 155 Fr. Armeeloſten. Das Bilden 
der Wehrhaftigkeit ift doch fehr theuer in der allgemeinen Bildung. 

Die Induftrie der Türkei liegt, wie nad den bisherigen Verhältniſſen fein 
Wunder, danieder. Ein mehr geficherter Zuftand wird bier allein günftig ein 
wirfen können. 

Der Landbau fteht auf niederer Stufe. Durdaus lähmend war bie alte 
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Naturalfteuer mit ihren Htnderniffen zu Gunften ver Beauffihtigung ber Ber 
hörden, Stenerpädter u. f. w., dann der Mangel an Straßen und fomit Hinde- 
zung des Abfages, ferner die Kapitalnoth. Die Trägheit der Lanbbebauer und ihr 
Berharren im alten Schlenvrian könnte fi danach von felbft ergeben. Es werben 
für die europäiſche Türkei gerechnet 40 9/, Ader- und Weinland, 6 9/, Wiefen, 
14 9%, Waldboden, 11 9/, wildes Grasland, 29 9/, Unland (nah Bradelli in 
Bappäus Handbuch der Geographie und Statiſtik). Erzeugt wird Getreide (mit 
beträchtlicher Ausfuhr), Mais, Reis, Wein, Tabak, Baumwolle (Na einem Be- 
richt hat fi) von 1860—63 die Ausfuhr über Smyrna von 12,000 auf 60,000 
Ballen gefteigert; 1864 feien 180,000 Ballen erwartet. Die Provinz Aleppo 
tiefere jegt den 10fachen Betrag gegen früher. Makedonien warb ſchon vor ber 
jegigen großen Anpflanzung auf 70,000 Ballen gefhägt. Die Wirkungen bes 
Friedens in der norbamerifanifhen Union find nun abzuwarten). Ferner Südfrüchte, 
Del, Hanf, Flach, alle europäiſchen Gemüfe, Obft, Krapp, Mohn, Rofenöl u. f. w. 

Das Mineralreich liefert Gold, Silber (Makedoniens Bergwerte einft berühmt), 
Eifen, Blei, Kupfer, Alaun, Steinfalz, Kalt, Marmor, Meerſchaum, Steintohlen 
u. ſ. w. Die Ausbeute ift verhältnigmäßig gering. 

Bas die Thiere anbelangt, fo ift die Pferdezucht im Ganzen gefunten, Bon 
ven fonftigen Hausthieren (Rindvieh, Büffel, Maulefel, Schafe, Ziegen, Schweine, 
diefe zahlreih nur in Bosnien und Serbien, Kameele u. f. w.) tft nichts beſon⸗ 
deres zu fagen, aufer vielleicht Erwähnung der Schafe und Ziegen von Angora. 
Bild im Ganzen häufig, doch müſſen wir auf die allgemeinen Werte für vie Fauna 
und Flora biejer Länder verweifen. Reicher Fiſchfang in den vielen Meeren, 

Ehe der neue Kontinent und der Seeweg nad Dftindien entvedt war, ging 
in den türkiſchen Gebieten ver Haupthandel der Welt vor fich. Seitdem verlor bie 
einft fo berühmte Levante, das Mittelmeer überhaupt, an Bebeutung; namentlich 
defien Dften, das jetzt türkiſche Shrien ſank faft ganz von feiner einftigen Wich⸗ 
tigleit. Bei der Richtung, die jegt der indiſche Handel über Sue, nimmt, tritt 
wieder ein Umſchwung ein. Das völlige Gelingen einer Suezdurchfahrt würde eine 
unüberjehbare Wandelung zur Folge haben. Was die Türkei betrifft, fo wären 
deren Küften des öftlichen Mittelmeeres und damit auch deren Hinterlänber binnen 
Kurzem der jegigen Verödung und Barbarei entriffen. Ein neues reges Leben und 
Treiben würde dort erftehen, wird aud jegt (dur Eifenbahnen zc,), wenn aud) 
langfamer, wiederfommen. Doc gehört dies der Zukunft. ; 

Der jetzige Handel des Landes ift durch die ſchlechten Kommunilationen im 
Innern gelähmt. Die Ausfuhr für das ganze Reich foll 1200 Millionen Franken, 
die Einfuhr 1300 Millionen betragen. Ausfuhr: Seide, Baumwolle, Wolle, Belle, 
Getreide, Tabak, Dlivenöl, Opium, Süpfrüchte, Gummi, Galläpfel u. ſ. w. Ein- 
fuhr: Kolonial- und europäiſche Inpuftriewaaren. 

Dampfichifflinien (öfterreichifcher Lloyd) verbinden jegt alle bedeutenden Küften- 
punkte, Betreff ver Eifenbahnen ift es noch, bis auf die Heine Bahn von der Donau 
vor ihrem legten großen Hafen nad Kuſtendſche, bei Plänen und Borarbeiten ges 
biieben. Bon fehr großer Bedeutung würde eine beſprochene makedoniſche Bahn, 
weile über das nicht ungünftig beurtheilte Hochplateau zu den Duellen der Mo- 
oma, mit ihr abwärts zur Donau, das ägäifche Meer und die Donau verbinden 
würde, Die Schwierigkeiten follen nad ber jegigen Leiftungsfähigkeit ver Ingenieure 
u f. w. durchaus nicht ungewöhnlicher Art fein. Die Straßen in ber Türkei find 
ſchlecht. Biele find nur ald Saumpfade zu betrachten. 

Der jegige Stand ber D’ıge in der Türkei wird von Allen für einen zwei⸗ 
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felhaften, von beinahe Allen nur für einen zeitweiligen, für einen Aufſchub ange 
ſehen. Deuten wir furz an, was die einzelnen europäifhen Mächte bewegt. Alle, 
außer Rußland, find darin einig, daß bie Türkei nicht Rußland in die Hände fallen 
darf. So find alle intereffirt, daß in der Türkei eine Regierung befteht, melde ſich 
vor Rußland jhügen kann. Jetzt wird e8 in der angegebenen Weife mit der me 
vernifirten türfifhen Herrfchaft verfuht. Die beiden andern Faltoren wären ein 
türfiihes Slavenreih oder ein Oriehenreih. Weder Slaven nod Griechen haben 
fi bisher befonders fähig gezeigt, fo daß man mit Zutrauen ihrer Erbidaftsantre 
tung entgegenfehen könne. Abwarten, wie fie ſich entwideln, ob fi befondere Kräfte 
in ihnen geltend machen, fie erftarfen, die politifhe und moralifche Tüchtigkeit bei 
ihren freieren Zuftänden gewinnen — das ift bisher das Einfachſte. Bon einer 
Theilung nad) Slaven und Griechen (für diefe Griechenland, Thefalien, Mate 
bonien, Rumelien) wären gleich ſchwere Kämpfe zu gewärtigen. Die Italien zuge 
fehrte Weftfeite, die an Rußland und an Defterreich ftoßenden Provinzen — bat 
ganze Land würde bald im Kampf ver Parteien und ihrer Helfer fein, bei denen 
die Seemächte nicht die legten bleiben könnten. Alfo warten und der Zukunft eine 
beffere Löſung überlaffen. 

Rußland ift durch den Krimmfrieg erfhöpft, durch die inneren Angelegenheiten 
in Anſpruch genommen, von denen es einen gewaltigen Auffhwung feiner Kräfte 
hofft, neuerdings durch Polen ermattet und gebunden. Zeit ver Ruhe und Sammlung if 
ihm nöthig. Dagegen muß e8 fürdten eine Erftarfung der Türkei, wenn biefe Zeit 
bat und vielleicht wirklich durchſetzt, was wir oben als ihre Abſichten gefchilvert 
haben. Es muß ebenfo fürchten Erftartung der Slaven in der Türkei, beſondert 
aber ein Heranwachſen der riechen. zum Herrfchervolf. Es haben aber die Grie 
den in ihrem Lande trog aller fonftigen traurigen Berhältniffe eine bedeutende 
Volkskraft in ver Berfchmelzung anderer Elemente mit fih (Albaneſen, Siaven) 
offenbart. Hiedurch könnten fie in mehreren Jahrzehnten fehr gefährlich werben. 

Defterreich ift feit langer Zeit durch feine Finanzen ſchwach. Eine befonberr, 
kräftige orientalifhe Politit fol dort erft wieder fommen. Es muß dem jetigen 
Stand der Dinge im Ganzen gewogen fein, andernfalls die Griechen begünftigen, 
um ſich gegen die Slavengefahr zu fihern. Heutigen Tages bat es fo viel Not 
mit feinen Bölferverhältniffen, daß es nur unter ganz befondern Umftänden hoffen 
Fönnte, bei einem Zufammenfturz der Türkei Nugen zu ziehen. 

England verliert, wie die Dinge jegt ftehen, unter allen Umftänden, wenn 
die osmannifhe Regierung aufhört. Früher verabfchente es beſonders den Geban- 
fen, in den Griehen Handelsnebenbuhler zu bekommen und war deshalb auch ber 
Gründung eines Griechenſtaates (Oriehenlands) fo fehr entgegen. Heute urtbeilt 
e8, daß für den Fall, die neue, befonders von ihm eingeführte Orbnung könne 
feine Lebenskraft gewinnen, jedenfalls die Griechen in Konftantinopel den Ruſſen 
vorzuziehen feien. Es zeigt fib in Betreff deffen ein Umſchwung gegen die frühere, 
griechenfeindliche Bolitif und man mag es bedauern, Oriehenland nicht durch Thefjalien 
etwas mehr Auspehnungsgebiet gewährt zu haben. 

Preußen hat jegt nur die allgemeinen europäiſchen Interefjen für die Türfei*. 

Kommt Italien zu Kraft, fo könnte e8 wegen ber türkiſchen Weftküfte einen 
Zerfall vielleicht nicht mit ungünftigen Augen anfehen. Doch wollen wir es bier 
noch nicht weiter berückſichtigen. 

Frankreich hat, wie alle Mächte, Rußland zu fürchten. Anverfeits hat es Ber 


*) Anm. d. Red. Diefer Artikel ift vor dem Prager Frieden gefchrieben. 
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trauen auf feine Stärke. Es gebietet über viele Truppen, die es nicht. wie Defter- 
reich im Innern nöthig hat, wenn feine Polttit nur irgend den Franzofen ent- 
ſpricht. Da find Aegypten und Syrien — Länder, welche Frankreich mande Ge- 
danken mahen können, gemacht haben; bie Geſchichte lehrt ja das Weitere, Es 
braucht die Türken weniger als Undere; fo kann es fie nach Umftänven eher: fallen 
faffen. Im Allgemeinen hat Frankreich durch feine Lage, Macht u. f. w. die: freiefte 
Hand; damit find feine Pläne fehr ungewiß. früher, als es nady dem alten Lehr⸗ 
fa der Politif handelte: A verbindet ſich gegen feinen Nachbar B mit deſſen Nach- 
bar C, wenn A und C felbft nicht zufammenftoßen — und als ed danach mit ber 
Türkei in faft ftetem Bündniß gegen Defterreih ftand (feit 1585 Bündniß mit 
Suleiman), da war feine Politik einfach. Seit die Türkei in dieſer Beziehung un- 
brauchbar geworben, fcheint es felber mit fi) über den einzuhaltenden Gang ver 
ſelben nicht einig zu fein. Wenigftens vermögen wir in feinen Handlungen feine 
rechte Einheit und kein feft gefahtes Ziel zu entdecken. Doch wo paßt wohl befler 
das Wort des im jegigen türliſchen Meich geborenen unfterblihen Dichters, des 
Heinafiatifhen Homer, als bei den Gedanken an die Zukunft ver Türkei: Aewv 
iv yovvaoı xtiral. 

Literatur: J. v. Hammer, Gefhichte des osmanifhen Reichs (bis 1774), 
Zinkeifen, Gefhidhte des osmaniſchen Reiches I—VII (bis 1812). Der Berfafier 
if leider über dem legten Band verftorben; bier find vie gefchichtlihen Quellen 
nadzufehen. d’Ohsson, Tableau génér. de l’empire Ottomh. Hammer, Staates 
verfafjung bes osmanifhen Reihes. Juchereau de St. Denys, Histoire de 
Pempire Ottomane depuis 1792— 1844, mit geographifcheftatiftiicher Ueberficht, 
nah vorwiegend militärifchen Gefihtspunften. Finlay, History of Greece under 
Othoman and Venetian domination. Wappäus, Handbuch der Geographie und 
Statiftit; darin das osmanifhe Reih von Bradelli; Afien von Brauer und Plath, 
Hier die. bezügliche Literatur. Urquhards, Fallmerayers den Orient betreffende 
Schriften. Eyprian Robert: Die Slaven ber Türkei. Ueber die jüngften Zeiten: 
„Die orientalifhe Frage”, in der Zeitfchrift Gegenwart. Ueber die Meformen : 
Eihmann, Die Reformen des osmanifhen Reiches. Bemde. 
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Um das ungeheure Hochland Mittelafiens Tiegen fübmwärts im weiten Halb- 
gürtel die fhönften und begehrteften Länder der Erde, China, Vorder- und Hinter« 
indien, Iran. Den nörblihen Halbgürtel bildet mit tatarifhen und mongolifchen 
Steppen Sibirien. Hier Deven, in fhredlihen Wintern ftarrend; dort unter ewigen 
Sommern die üppigften Gefilde, feit urälteften Zeiten bie Stätten ver höchften 
Rultur. Im Süden die Bölfer anfäfftg, reich, in Genuß leicht erſchlaffend, nament · 
lich in der Gluth der indifhen Sonne, fo daß fie und ihre Schäge bier nadı« 
rüdenden, fräftigeren Stämmen rauberer Klimate zur Beute werben. Im 
Norden Hirten», Wanbervölfer, rauh, abgehärtet im ewigen Kampf mit ver 
feindlichen Natur, kriegeriſch, wild, begehrlih, oft vom Hunger aus ihren 
Öteppen gegen fruchtbarere Länder und damit in den Krieg gejagt, vielleicht auch 
von dem Bedürfniß nad vegetabilifher Nahrung zuweilen in dunflem Drange 
vorwärts getrieben, ſtets durch Mangel und Sehnſucht gegen den Süden gelenkt, 
dazu gerade durch ihr eigenthümliches, geſellſchaftliches Gefüge fähig, plöglich lawinen⸗ 
artig fi zufammenzuballen und über andere Länder herüberzubrechen. Aber nur an 
zwei Stellen erlaubt die Beſchaffenheit Mittelafiens dieſen Reitervölfern gegen bie 
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beſſeren, erſehnten Länder Südaſtens vorzudringen. Nur im Often und Weſten, 
etwa unter dem 400 n. Br., an der Nordgrenze des eigentlichen China's nad 
In Turliften, treffen die beiden Halbgürtel zufammen. Dahinab fluthen im den 
Zeiten ver Bölleraufregung und Bewegung des Nordens feine Horven. Zuweilen 
freilich fegt fih auch ver Stoß gerade nah Welten durch die Steppen gegen 
Europa fort. Iran und China find die eigentlihen Marken des afiatifhen Südens 
gegen ven Norben. An ihren Grenzen gilt es dem Andrang zu wehren. China 
baut dazm gegen die Mongolei das Weltwunder einer 300 Meilen langen Mauer. 
Iran verläßt fi auf feinen Gebirgswall (fiehe Perfien). Doc finden wir am ber 
Grenze neben dem laſpiſchen Meer auch bier Reſte einer viele Meilen langen 
Mauer. Als ein ſolches Bor- und Orenzland des Nordens und feiner wilden 
Bewohner bat Turkiſtan feine hohe Wichtigkeit für das allgemeine Völkerleben. 

Turliften, auch Turan, freie Tatarei, Dſchagatai genannt, Liegt 
etwa zwifchen dem 35. und 47.0 n. B. und bem 70, und 95.0 5, 2, Sein 
Flächeninhalt wird auf 36,000 [IM. geſchätzt. Das Land fchiebt fih gleichſan 
aus den norbifhen Steppen zwifhen dem fafpifhen Meer und den mächtigen Ge— 
birgswällen der fogenannten fleinen Budarei bis an die Gebirgslette vor, melde 
vom Hindukuh bis ans kaſpiſche Meer und zum Elburz fi erftredend, Iran ab 
ſchließt. Es grenzt im Norden gegen die Kirgifenfteppen und fomit an Rußland; 
im DOften an China; im Süden an Afghaniftan und Perfien, im Weſten an das 
von Rußland beherrſchte, kaspiſche Meer. Die politiſchen Grenzen find im ben 
legten Jahren großen Veränderungen unterworfen geweſen. Die Afghanen haben 
ihre Herrſchaft über mehrere fünlihe Drusgegenden auszubreiten gewußt; an ba 
perfifhen Grenze wird gelämpft; im Norden bat Rußland feine Grenzen weit 
vorgefhoben, bat ven Wralfee und untern Sir Darja in feiner Gewalt und fol 
in den jüngften Tagen Taſchkend genommen haben. 

Der größte Theil Turkiſtans ift Hochebene; im Often und Gübvoften, wo bi 
Gipfel der Grenzgebirge, wie des Thian Scan, Kara Tan, Belur Tau, das Ru 
firgebirge, das Hindufuh, fi bis zu 18,000° Höhe erheben, ift e8 Gebirgsland, 
mit Bäflen gegen Jarkand und Kabul von 12,000' Höhe. Die Hochebene Pamir 
mit ihrem ben Drus nährenden See Surifol liegt 15,000° über dem Meer. Bon 
diefen Hocgebirgen herab bilden ftellenweije bis zum 85.0 5. 2, die zur ti. 
ftanifchen Ebene fi fentenden Gebirgäfetten eine Reihe, zum Theil reizender Ge 
birgsländer. Dann beginnt tie Hochebene, die von wenigen niebern Höhenzügen 
oder kleinern Gebirgsgruppen unterbrochen, fih zum kaſpiſchen Meere abdacht. Ein 
großer Theil diefer Ebene ift Wüſte (die größten und gefährlichften find bie tur 
lomanniſche, vom kaſpiſchen Meer bi8 an ben Oxus und die Wüfte zwifchen Aral 
fee und Jaxartes); mit ihr wechfelt ein harter, durch die Trodenheit und Hige 
wie verbrannter Thonboden, dem nur ber Regen eine furzbauernde Vegetation ent 
lodt. So ift aller Anbau auf die Stromgebiete befchränft, durch die wir in Zur 
fiftan mehrere Klein-Aegypten finden. Wo dur die Flüſſe eine Bewäflerung mög 
lich ift, entfiehen die frudtbarften Dafen; fie find politifh fo wichtig, weil fit 
allein in tiefen Wüſten und Steppen eine Staatenbildung möglich machen. 

Die beiden Hauptftröme Turkiftens find der Amu Darja (Darja — Me, 
Strom), ber Drus der Alten und der Sir Darja ober Jarartes. Es gebt ihnen, 
wie den übrigen Strömen biefes Landes. Bei der Dürre des Bodens und dem 
feltenen Regen find alle faft ganz auf den Zufluß aus ihren Quellgegenden au 
gewiefen, auf die reihliheren feuchten Niederſchläge und ven Schnee der Gebirge. 
In der Ebene angelommen, von feinem oder nur felten durch einen geringen Re 
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beufluß gefpeist, vom Boden eingeſogen, einer ungewöhnlich ftarten Berbunftung 
ansgefegt, verringert fi bei längerem Lauf ihre Waſſermaſſe. Kommt eine Ber- 
fplitterung- in mehrere Arme Hinzu ober eine ſtarke Erſchöpfung durch viel ver- 
zweigte, Über Ränderftreden ſich verbreitende Kanäle, fo verläuft der Strom ſich 
ſchließlich im Sand ober erfcheint gleihfam ausgeſchöpft. An feinem Endpuntte 
bildet er dann je nad feinem Waffermangel over Reihthum ein Moor oder einen 
See, ber zuwellen.ganz verſchwindet, bei Megenzeiten aber ſich wohl meilenweit 
ausdehnt. Die größeren Ströme haben ftet3 Seen; bei der ftarten Berbunftung, 
in deren wie flahe Schüffeln erjcheinenden Beden, verflüchtigen fi bie wäſſrigen 
Beftandtheile (es trifft auch die turkiftamifche Ebene nach Behauptung einiger For 
ſcher ein fteter heißer, trodener Luftftrom aus der Sahara; daher die große Troden- 
beit und ungewöhnliche Berbunftung); bie mineralifhen, bemerkbar darin nament- 
Lich die falzigen, ſchlagen nieder; daher die Salzmoore und Salzfeen biefer Länder. 
Amu und Str entjpringen auf den hohen Oftgebirgen; genährt von den Strömen 
vom Thian Scan bis zum Hindukuh find fie wafjerreih, der Sir reißend, ver 
Amu tiefer und (nad Burnes) auf eine Strede von etwa 140 Meilen jhiffbar. 
(Bambery Heftreitet die Angabe Burnes über die Vortrefflichleit des Amu für bie 
Schifffahrt, wonach er von feinem fumpfigen Delta bis in die Nähe Balch's ‚von 
Dampfern müßte befahren werben können. Die Frage ift wegen militärifcher 
Dperationen von höchſter Bedeutung.) Beide Ströme münden in ven Aralfee oder 
bilden ihn vielmehr in der angegebenen Weife. Der Aralfee wird auf 1100—2100 
IM. geſchatzt. Er iſt jegt von Rußland beherrfht, welches Forts am nördlichen 
Ende angelegt hat und ihn mit Dampfern befährt. Außer dem Sir und Amu und 
ihren Nebenftrömen im Gebirg find nur nocd wenige Ströme im weiten Lande 
zu nennen; jeber mit feinem ſchmalen Stromgebiet in ver Wüfte wie eine grüne 
Rinne erjheinend, dann Daſen bildend, im Sand verlaufend over in Sumpf und 
See mündend. Die wihtigften find der Kohik (Polytimetus) oder Serefihan, ber 
Strom Soghbs; gegen Ende feines Laufs mit der dazu gehörigen Dafe Bochara; 
ver Strom von Bald (Bactrus), der ebenfowenig wie der Kohik den nur einige 
Stunden entfernten Amu erreicht; der Murghab (Murgus) mit der einft fo wid. 

Dafe und Stadt Merw. Der Amu bildet auf feinem unteren Laufe bie 
ſchöne Dafe von Chiwa. Nach diefen und einigen andern ähnlichen Dafen find bie 
Neiche und kleineren flaatlihen Gebiete in der turkiftanifchen Ebene zu zählen; 
die gebirgigen und an Wafler reicheren Dft- und Südoſtländer bieten natürlich 
andere Bedingungen bafür. — Der größte See Turliftans ift das an feiner Weft- 
grenze liegende (von der Wolga und ben Kaufafusflüffen gebilvete) kaſpiſche Meer. 
Bon den Strömen Turkiſtans fallen nur die beiden fijchreichen, Atref und Gurgan 
hinein. Ob ver Drus je ins kaſpiſche Meer gefloffen jei oder doc einen Arm 
dahingeſchickt Habe, ift eine Streitfrage. Das Tafpiihe Meer bat auf ber turfifta- 
nifchen Seite feichte, hafenlofe, für die Schifffahrt ſeht gefährlihe Ufer. Die Ruflen 
beherrſchen es; die Turkomannen treiben an feiner vielbuchtigen Küſte Fiſchfang, 
geringen Handel uud trog ber wachhabenden ruffishen Dampfer, fo gut ed an- 
geht, Seeräuberei. Die Steppen und Wüften Turkiſtans, welde bier das Meer 
befpült, gewähren dem Lande bebeutenne Sicherheit gegen Angriffe von dieſer Seite, 

Das Klima ift nach der Lage im Gebirge oder in der Hochebene verſchieden. 
Die Hochebene (bid 2000), gegen Norden offen, hat kalte Winter (bis 18° R. 
Kälte); der mädhtige Orus friert unter 38% n. B. häufig der Art zu, daß ihn 
bie Raravanen über das Eis paffiren. Die Sommer find Heiß; durch die Troden- 
beit der Luft ſoll die Hige (bis 300 R.) oft unerträglich fein. Selten find Regen; 
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gering die Menge des Schnees (Vambery fprhht von vielem Schnee); Glattelt 
wird im Winter häufig den Karavanen ſchädlich, indem vie Kameele ſich daran 
feiht die Füße verlegen, nicht fortlommen können und zu Grunde gehen. Die Luft, 
Monate hindurch dunft- und wolfenlos, ift von wunderbarer Durchſichtigkeit; alle 
Farben erfcheinen leuchtender. Das Klima ift im Ganzen gefund. Die gegen Norden 
und Oſten gefhütten Gebirgsländer find weniger großen Schwanfungen der Tem 
peratur unterworfen und gelten bei den Afiaten zum Theil für bie ſchönſten, au 
genehmften Länder ver Welt. 

Mineralien werben wenig ausgebeutet. Gerüchte von großen Gold» und Gil 
berlagern haben bisher noch feine Beftätigung gefunden. Aus den Strömen wirt 
etwas Gold gewafhen. Gewonnen wird Salz, dann Blei, Schwefel, Edelſteine 
(berühmt die Rubinenminen von Badakſchan) u. a. 

Die Begetation ift je nach der Lage und Bewäſſerung verſchieden. Im Oſten 
ift fie reicher; die Ebenen find davon entblößt. Bon größern Bäumen ftehen au 
den Strömen der Ebenen meiſtens Pappeln und Weiden. Die Fruchtbarkeit bes 
bewäflerten Landes wirb fehr hoch gerühmt. Gebaut wirb: Getreide (der Weizen 
gibt ftellenweife 3 Jahre nad einander Ernten), Mais, Reis, Hülſenfrüchte, Ta 
bat, Baummolle, alle Gemüsarten. Europäifhes Obft ſowie Südfrüchte gebeihen 
ausgezeichnet. Maulbeerbäume find zum Zweck der beveutenden Seidenzucht überall 
angepflanzt, wo der Boden es irgend geftattet. 

Wilde Thiere find wegen der vielen, alles Leben verfcheuchenden Wüſten nicht 
zahlreih. Wolf, Fuchs, Schakal finden ſich nicht häufig; in den Bergen kommt 
der Bär vor; felten auch ein Tiger von Meiner Art. In den Sümpfen gibt e⸗ 
wilde Schweine; in den Steppen ſchweifen Hirfche, Antilopenarten und Heerden 
der — don den Herrfchern fo gern gejagten — flüchtigen wilden Efel. Der Hite 
wegen gibt e8 wenig Geflügel; nur an den Sümpfen große Schwärme von Sumpf: 
und Waſſervögeln, befonders Schnepfen. Sonft zeigt fi in den Steppen un 
Wüſten nur felten ein Adler oder Falke; wohl aber begleiten Rabenfhwärme bie 
Raravanen. Der Infelten find wenige; Heufchredenfhwärme felten. — Sehr nt 
li wird der Seidenwurm, der in einigen Gegenden ein ausgezeichnetes Geipinft 
liefert. Unter ven Hausthieren ftehen Pferd und Kameel obenan. Das befte Pferd 
— von wunderbarer Ausdauer und Schnelligkeit, dabei Shin, groß — züchten 
die Turkomanen; als die ſchönſten gelten vie Rofje von Merw und Gerade; alt 
bie ausbauernften die der Jomut. Start, weniger Läufer, auch zum Ziehen be 
nutzt, find die Usbelenpferde. Die der Kirgifen find Mein, zottig, unfchön, aber 
fräftig und ausdauernd. Es finden fich die beiden Kameelarten, das ein» und zwei 
hödrige; die Mifchlinge werben als befonders Fräftig angefehen. Das Rinddich 
ift mittelmäßig; trefflich find vie Efel. Die Schafe mancher Gegenden find megen 
ihres feinwolligen, gefräufelten ließes berühmt; vor Allen die, von Karakul; bie 
beften fogenannten Aftrachanpelze fommen daher. Die Race ift groß, meiftens fett: 
Ihwänzig. Zottige, ftarfe Hunde hüten die Heerden der Turkomanen. 

Turkiſtan zeigt uns ein Durdeinander von Völkerſtäumen und Racen. Her 
her find die Turanier. In mehreren Theilen des Landes bilden den Grundſtod 
ber Bevölkerung die Tadſchiks (fiehe Berfien), die fih fogar in einigen Gebirgslän- 
dern ziemlicy unabhängig erhalten haben. Herrſcher ver meiften ftantlichen Gebiete 
find die Usbeken (Usbek-Selbſtherrſcher?), ein zwiſchen Turk und Mongsle ver 
mittelnder Stamm. In den nördlichen Steppen ſchweifen Kirgifen; zwiſchen Kaspi ⸗ 
fee und Oxus haufen die Turlomanen. Außerdem gibt e8 zahlreiche Perfer (vidt 
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als Sklaven) im Land, fowie Juden, Afghanen, auch eine Anzahl Hindus, welche 
letztere den ganzen: Geldverkehr in Händen Haben follen. 

Die Böllermifdung von Irantern und Turaniern ift leicht erflärlidh bei dem 
Kampf, ber feit urbenklichen Zeiten bier zwiſchen Nord und Süd tobt. Iſt ver 
Süpden mädtig, fo beherrfcht er namentlich die gebirgigen Oftländer Turfiftens, 
in welchen bie Nomabenreiter bes Nordens ſich nicht fo Leicht bewegen und bie 
ihnen eigenthümliche Kraft nicht entfalten können, Bon biefen Berggegenden flan- 
kirt, wird dann ber Oxrus meiftend der Grenzſtrom; über den JIarartes aber find 
die Bölfer des Südens eigentlih niemals vorgedrungen, in dieſer Beziehung dem 
Ehinefen nachſtehend, die häufig und lange Zeiten hindurch ihre wilden Nachbarn 
kräftiger das Uebergewicht der Eivilifation haben fühlen laflen. Auch Alerander 
der Große hemmte feine Waffen am Iarartes. So hat fi bis an deſſen Grenze 
der iramifhe Stamm vorgefchoben und nicht blos in den Gebirgen, fondern auch 
in den Dofen ber Ebene, 3. B. in China durch knechtiſche Unterwerfung behamptet, 
wenngleich ihn der Sieg der Turanier zum dienenden gemacht hat. Der Tadſchik 
oder Sarte ift Stäbtebewohner, Landbebauer und Händler. Er ift mohlgebilvet, oft 
ſchön, ſcharfen Geiftes, ſchlau, verſchmitzt. Er gilt für dem tremlofeften Betrüger, 
Heuchler und Lügner, für unmoralifh und unzuverläffig in jeder Beziehung. Einer 
feiner ſchlimmſten Fehler, der ihn zu fo vielen andern zwingt, ift Feigheit. 

Siegt der Norden, fo bringt er über die Ebenen bis an Irans Gebirgswall 
vor. Oft aber ging die VBölterfluth und der wilde Schwall zu body, ala daß biefer 
fie hemmen konnte. Wir fehen fie in der Gefhichte — mögen biefe norbifchen 
Stämme nun Schthen, Maffageten, Turk, Mongolen oder Tataren genannt 
werben, — mehrmals bis in Indien hinein, bis Negypten und an ben Bosporus 
fi mälzen, ja felbft von Kleinaften nah Europa hinüberſchlagen und bier fih in 
ihrem äußerften Anrollen erſt an den Mauern Wiens brechen (fiehe den Artilel 
Türkei). Für gewöhnlich bildet aber Turkiſtan das äußerſte Land der Turanier 
ge Süd» und. Weftafien. Seine Grenzvöller find hier die Turlomanen und bie 

öbelen. ’ 

Brei, ohne Staat, ohne Fürften, ja ohne Oberhäupter leben die Turko— 
manen. (Zurlomanen, Türkmen d. i. Türkenthum, Türtenfhaft; fo Vambery. 
Unbere geben andere Erklärungen. Turk von Tukiu-Helm [Klaproth] ober von 
Zyr-Stier, Herrſcher [Eromann]; fiehe: Türkei). Ihre Hauptfige liegen zwifchen 
laſpiſchen Meer und Amu Darja. Die meiften find Nomaden; wenige bebauen 
Felder. Kräftig, kühn, abgehärtet, ausdauernd, verfchlagen, graufam, treulos, hab« 

erig, find fie bie gefürchtetſten Plünderer und Menfchenräuber des perfifchen 
zlandes (fiehe Berfien). Die Männer find Häufig ftattlih, als Reiter auf 
ihren Kriegsroſſen imponirend; unter den Frauen gibt es große Schönheiten. Lanze 
und Säbel, feltener pie Runtenflinte find vie Waffen tes Turfomanen. Alaman ift 
fein Name, wenn er auf Raubzügen reitet. Die Anzahl der in mehrere Stämme 
zerfallenden Bölterfhaft wird auf 140-—190,000 Familien gefhägt. Plünverung 
und Menfhenraub der als ſchiitiſche Keger verhaßten Perſer ift die beliebtefte 
and geehrtefte Beihäftigumg diefer Söhne der Wüſte. Zumeilen werben von jenen, 
auch Über die Grenze hinaus, Züchtigungen verfucht. So war (Augsb. Allg. Ztg. 
vom 10. März 1865) von dem Bericht eines perfifhen Generals zu lefen, daß 
er den Gurgan auf Brüden überfchritten und Atrek eingenommen habe, von wo 
er fi zu weiteren Züchtigungen der Turkomanen anfchide. (?) . 

Die Teste, größere fiegreihe Wanderung eines turanifhen Stammes gegen 

Süden zeigen uns. um das Jahr 1500 die Usbelen. Doch war der Anbrang 


634 Turkiftan. 


nicht ſtark und gewichtig genug, den Hindukuh zu überfchreiten ober bie Turk« 
manen ſüdwärts vom Orus mitzureißen. So fam die Lawine zum Stillſtand, ehe 
fie beſonders gefährlih wurde, und Dſchingischans oder Timurs Zeiten kehrten 
glüdliher Weife nicht wieber. Aber die U<belen wurden doch die Herrſcher in 
Chofand, Bohara, Chima und den füböftlihen Ländern, welche fih um Bald 
gruppirten, d. 5. in fümmtlichen bebeutenden Staaten Turfiftans, Der Usbele if 
groß, kräftig, wo unvermiſcht mit perfiihem Blut, von ſtark tatartfchen Geſichtt 
zügen. Er gilt für gerade, zuverläffig, feinem Worte treu, aber nicht für befonders 
geiftig begabt. Die Verſchmitztheit des Tadſchiks ift ihm ganz fremd. Die Usbelen 
von EChofand ftehen nicht im Rufe der Tapferkeit, wohl aber, nad orientalifchen 
Begriffen, die übrigen, obwohl der ganze Stamm dur ben ruhigen Befig der 
Aemter, Würden und Einkünfte der unterworfenen Länder träger und bequemer 
geworben ift. Hohe Stiefel mit fpigen, oft nur wie ein Nageltopf großen Abfägen 
zeigen und noch immer das Reitervolf. Die Waffen find im Allgemeinen wie bei 
den Zurfomanen. Die alte orientalifche Lehnverfaſſung liegt in allen vom den U 
befen geftifteten Staaten zum Grunde. Die fruchtbaren Pndereien find größten 
theils unter ben Eroberern aufgetheilt. Der usbelifche Lehensmann figt auf feinem 
burgartigen, ummauerten Hofe, mit Bächtern oder mit Sklaven wirthſchaftend. Für 
fein Lehngut hat er wohlberitten und bewaffnet Kriegspienft zu leiſten, dabei für 
feine Berproviantirung felbft zu forgen, wodurch ein ungeheurer Troß entſteht, 
der die Bewegungen biefer fonft fo flüchtigen Reiterheere fehr laugſam macht. Auf 
ben Ruf feines Oberlehensherrn, des Emir oder Chan, hat der Usbele ſogleich auf 
dem Sammelplag zu erfheinen und fih um ben beſtimmten Unterhäuptling zu 
fhaaren. So ftößt dann Trupp um Trupp zum Hauptquartier. 

Der nörblichfte Usbelenftaat ift Choland (3—4000 IM. 11/,—3 Mil. 
Einwohner?), bewohnt von den Eroberern, Tadſchiks, Kirgifenftämmen und ben 
tapfern, türkiſchen Kiptſchakl Nomaden. Das Land liegt am oberen und mittleren 
Sir Darja; viele Diftrifte darin find wegen ihrer Schönheit und Fruchlbarleit 
berühmt, Früher hieß e8 Ferghana; von bier, aus feiner Helmath vertrieben, zog 
Sultan Baber nad Cabul und dann nad Indien, das Reih von Delhi gründen. 
Der Herrfher, mit dem Titel Chan, refibirt im der Hanptftabt Chokand (vom 
50—100,000 €. und darüber gefhätt). Außerdem find bedeutend bie Gtäbte 
Chodjend und Taſchkend in Diftriften, die wie noch andere oft nur nominell bem 
Ehan von Chofand unterworfen find; je nachdem wie in allen ſolchen Lehnftanten, 
der Oberherrſcher fräftig oder ſchwach, wird bie Stellung feiner Häuptlinge und 
deren Diftrifte eine veränderte. Der Beg ober Chafim von Taſchkend war bis auf 
einen Zribut unabhängig. Taſchkend felbft gilt für eine der widtigften Gtäpte 
Mittelafiens (40,000 €.?); bier ftoßen die großen Hanbelöftraßen vom Süden 
und vom chinefifchen Mittelafien zufammen. Das Ehanat Choland iſt feit Jahren 
durch Krieg mit Bochara zerrüttet gewefen. Jetzt ift der Krieg mit den Ruflen 
binzugelommen, bie nad ben neueften Berichten Taſchkend eingenommen haben 
follen. (Frühere Nachrichten fabelten fchon von ber Einnahme von ganz Choland, 
bann wieder von verlorenen Schlachten der Ruffen, die 40—50,000 Mann ftarl 
gegen 150,000 Chofanzen gefochten hätten.) Die Macht Chokands wird auf 50,000 
Reiter geſchätzt. Nur die Kiptfchak gelten für tapfer; bie Cholanzen wurben von 
den Usbeken Bocharas ſtets gefhlagen — eine ſchlechie Empfehlung gegem bie ruf 
fiihen Truppen. 

Unklar wie in vielen Beziehungen die Angelegenheiten dieſes Rorboftent, 
find bie des fünöftlihen Turkiſtan. Hier, um ben obern Amu Darja, grup 
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piren fi eine Reihe kleinerer Staaten, früher unter Bochara ftehend, vor einem 
Menfchenalter von dem kühnen Usbekenhäuptling Mic Murad davon losgeriffen 
und von Ehumbuz aus beherrſcht. In den legten Jahren find die Afghanen bier 
fiegend vorgebrungen. Befonders zu nennen find die Tadſchikländer Darwaz und 
das wegen parabififcher Schönheit im Drient gefeterte Badalſchan. Fürften und 
Beöllerung diefer Gegenden leiten ihren Urfprung rühmend von Alexander dem 
Großen und feinem Heere ab. (Alexander ift im Orient als großer Zauberer, 
Prophet und Eroberer durch die Sage befannt.) Die Macht von Chunduz wird auf 
20,000 Weiter geſchätzt. Hente gehört das veröbete Bald, einft die Mutter ber 
ed genannt und durch Afien wegen feiner Größe und Macht berühmt, dem 

ghanen. Ä 
. Für bie nähften Staaten Turkiſtans gelten die beiden Dafenreihe Chiwa 
und Bo daran, 

Chiwe wird durch ben untern Oxusſtrom gebildet. Mitten in Wüſten if 
durch feine Verzweigungen und viele Kanäle das fruchtbarſte Land hervorgerufen. 
In. diefem. Stromlande felbft wohnen etwa 400,000 Usbeken, Tadſchils, Perſer, 
Zurfomanen und Kirgifen. Es wird aber der despotiſche Chan von Chiwa als 
Oberhaupt. aller Länder weftwärts vom Drus bis zur Berfergrenze, dem kaspi- 
[hen Meer und dem Aralſee angefehen, auch noh im Norden als Gebieter in 
ben Steppen ‚der Karalalpats. Doch ift feine Herrſchaft über bie meiften Nomaben 
diefer Gegenden nominell; es werben dieſe hauptfählih an ‚Chima durch das Be 
bärfnig von Getreide gefnüpft, das bie Steppen und Wüften in Abhängigkeit 
von dem Daſenlande verfegt und Chiwa zum Mittelpunkt der Bölfer von 
Charesm macht. 

Es war ber- Häuptling Mohammed⸗Rahim, der zu Anfang dieſes Jahrhun⸗ 
derts die Macht Chiwa's begründete, indem er e8 von Bochara umabhängig machte, 
ben an bie Kirgifen gezahlten Tribut in fein Gegentheil verfehrte, ſich bei den 
Turlomanen in Reſpelt fegte und die Wüſte durchziehend Merw eroberte. Das 
Hear Chimas wird auf 20,000 Reiter geſchätzt; es ift ausgerüftet mit eimer Uns 
zahl von Geſchützen. Die Regierung ift deſpotiſch. Jetzt herrſcht auch in Chiwa 
wie ſchon längere Zeit in Bochara große Bigotterie und wirb das Land als ein 
Hauptfig des fireng gläubigen (ſunnitiſchen) Mohammedanismus angefehen. Den 
regierenden Chan, Seid Mehemed Ehan Padiſchahi Charesm mit feinem Titel, 
nennt Bambery das treue Bild eines entnervten, blöpfinnigen und. wilden Tyrannen. 
Der Hauptihug des Landes find bie umliegenden Wüften und die Sümpfe bes 
Üralfees; fie haben diefen Blut- und Stlavenftaat bisher vor den Züchtigungen 
geſchützt, mit denen Rußland ihn bebrohte und über deren Verſuch es durch bie 
Unbil von Wetter und Wüften 1839 eine gegen Chima ausgefandte Armee ver- 
ior, Es befährt jegt mit feinen Dampffhiffen die Mündungen des Amu Darja; 
feine Zeit wird e8 zu erfehen wiſſen. 

Der berühmtefte Staat Turfiftans, im ganzen Gebiet des Islam wegen fei- 
mer ſunnitiſchen Orthodoxie befannt, ift Bohara. Bohara (70—150,000 €.), 

einer fruchtbaren Dafe, ift die Hauptftadt des um den Kohifftrom liegenden 
Gebietes von Soghd, dem alten Sogdiana. Die ehemalige Hauptſtadt des Landes 
war Samarland (Maracanda), das berühmte, der Sig und bie Hauptftabt des 
VWelteroberers Timur. Es zählt das Sefammtgebiet, auch wohl das Land zwiſchen 
den Strömen (Amu und Sir) Mavarelnahar genannt, etwa 21/, Millionen Ein» 
wohner. Die Herrſchaft des deſpotiſchen Emird von Bochara reiht von den Kir 
Henfteppen und Choland bis nah Pamir und zum Orus, oftmals aud bis zur 
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Aghanengrenze. Die Stabt Bochara mit ihren zahlreihen Moſcheen (Bambery 
jegt bie fonft angegebenen 360 auf 180 herab) mit ihren 80 Schulen (360), 
worin gegen 5000, nur Theologie treibende Stubirende aus allen ſunnitiſchen 
Ländern Mittelafiens zufammenftrömen, ift der Hauptfig bes muhammedaniſchen 
Fanatismus. Mir Heider führte zu Anfang dieſes Jahrhunderts ein vollftändiges 
Priefterregiment ein. Hinter äußerer Scheinheiligfeit und Einhaltung ver formellen 
Gebote herrſcht aber, wie aud in Chiwa, die größte Lafterhaftigkeit. Der Despo- 
tismus, das Spionirwefen des Emirs ift wie dort unerträglih. Die Einkünfte aus 
ben Zöllen, dem Biertheil des Emirs von der Ernte, den Abgaben für Gärten 
und Baumpflanzungen, der Kopffteuer der Ungläubigen, ter Haußftener im Kriege, 
werben auf 21/, Millionen Thaler gefhägt. Die gewöhnliche Armee zählt etwa 
20,000 Reiter, 4000 M. Fußtruppen (Dragoner zu nennen, ba fie beritten fint, 
aber zum Gefecht abfigen) und 40—50 Stüd Geſchütz. Das Aufgebot bes gan 
zen Landes würde noch gegen 50,000, aber wenig nügliche Reiter. ergeben. Dod 
ftehen dem Emir außerdem gegen guten Lohn Schaaren ver tapfern Turfomanen 
der Steppen bes Südens zu Gebote, die er auch gegen Chokand benugte, Die 
ftehende Armee, welche er hält, wird in Korn bezahlt; den Anführern ift Land 
zugewiefen. Die Usbeken Bochara's und Chiwa’s gelten für kriegerifh und tapfer. 
Als leichte Meiterei vortrefflih, im Handgemenge tüdtig, find fie doch gegen In 
fanterie und Kanonen wenig zu fürdhten. Sie lieben vie blanke Waffe, aber ſcheuen 
die Kugeln. Auch ihre Tapferkeit wird von Europäern mehr einer trunkenen Toll⸗ 
fühnbeit verglichen, die aber nad) den erften abgefhlagenen Angriffen, mie fo häufig 
bei den Drientalen, ſchnell verraudt. Hinfichtlih der Kriegszüge der Ushelen 
berrfcher von Chiwa und Bochara, welhe man fie durch Wüften gegen den Sü— 
ben zuweilen unternehmen fieht, wollen wir barauf hinweifen, daß in ber ganzen 
turfiftanifhen Hochebene meiftens das Waſſer nicht tief anzutreffen ift. Oft findet 
es fih ſchon bei 14 Fuß, felten unter 40 Fuß, wenn gleich die Brunnen Häufig 
ein brafifches, zuweilen ganz ungenießbares Waſſer geben. Energiſche Heerführe 
haben es ſchon möglih gemacht, täglich für den Bebarf Brunnen graben zu laflen. 
Es läßt fih danach ermeflen, welche Förderung eine aufmerffame, ftarfe und ein 
ſichtsvolle Regierung vielen Gegenden angebeihen laſſen könnte, indem ſie für häu- 
figere und wohl im Stand gehaltene Brunnen forgte. Die Gefährlichkeit vieler, 
jest fo verrufener Wüftenftraßen würde ſodann aufhören. 

Zurfiftan erregt heutigen Tags nicht jo fehr die Aufmerkſamkeit wegen feiner 
jeit Cyrus Zeiten fo berühmten Kämpfe zwifchen Iran und Turan, in benen ber 
Süden wenige Auftems, der Norben, namentlih mit feinem Dſchingischan und 
dem in Soghd geborenen Timur, fo furdtbare und glüdlihe Nahlommen Afre- 
fiab8 zu verzeichnen hat, ald wegen des Andrangs, ber heute von eimem euro 
päiſchen Volk aus Nordweften dahin abgeht. Rußland hat die Kirgifenfteppen über- 
ſchritten und am Aralſee und unteren Sir feften Fuß gefaßt. Bor Jahren rüdte 
ed ſchon gegen Chima vor, fcheiterte aber in feinem Unternehmen durch ben in 
den Steppen mit außergewöhnlicher Gewalt auftretenden Winter. Jetzt hat es ſeit 
dem Jahr 1864 den Krieg mit Chofand begonnen, geftügt auf eine Reihe am 
Sir angelegter Forts. Es foll, wie gefagt, das wichtige Taſchkend eingenommen 
haben. Heutigen Tags ift Chiwa fhwerlich zu retten, wenn Rußland, auf dem 
Aralſee durch feine Dampfichiffe herrſchend, ernftlih an Krieg dent. Go langt 
ed mit den Steppen und Wüſten der Kirgifen zu thun hatte, waren diefe eine 
ſchlechte Bafis für kriegerifhe Operationen, Anders wird bies, ſobald es in ben 
fruchtbaren Südgrenzen verfelben, wie jett geſchehen, fich feftgefegt hat, und nun 
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in ihnen, ven durch Forts geficherten, feine neue Kriegsbafls findet. (Siehe vie 
Birkularbepefche des Fürſten Gortſchalow vom 3. Dec. 1864, worin in dem jegt 
Move zu nennenden naiven, diplomatifhen Styl als Schugland für die rufflfchen 
Grenzen die inte des fruhtbareren, Stügpunkte gewährenden Landes vom Aral 
am untern Sir zum Iſſyl-Kul See gefordert wird. — Augsburger Allg. Ztg. 
29. März 1865.) Sobald es Ehofand, ein fruchtbares Land mit ziemlich zahl« 
reich angefievelter, zum Theil den Usbelen feindliher Bevölterung und bedeutenden 
Hülfsquellen erobert haben würde, hätte es darin einen vortrefflihen Sammel-, 
Stüg- und Ruhepunft für eine beträchtliche Armee. Im Befig von Chokand und 
am Amu Darja herrihend, würde, namentlid wenn Burnes Berichte über die Schiffe 
barkeit des Amu ſich beftätigen, das Schidfal ver dazmwifchenliegenden Länder bald 
entfhieden fein. Dann ftänden die Ruſſen am Hindukuh. 

Bon bier nad) Afghaniftan hat ſchon mandes Heer den Weg troß ber ſchwie⸗ 
tigen Päſſe zurüdgelegt. Ulerander der Große, aus Sogbiana kommend und gegen 
Indien rüdend , Überftieg mit feinem Heere in 10 Tagen den indiſchen Kaufafus 
Gindukuh). Den Weg nah Cabul am fühlihen Fuß desfelben, kennen die Eng» 
länder; fie haben ihn 1839 —42 mit Heeren gemacht, er if ſchwierig, aber wie 
ver Beweis gezeigt, zu palfiren. 

Rückt Rußland in Turfiften fo fletig vor, wie e8 überhaupt in Aflen gethan, 
je fällt e8, wenn auch erft in Decennien ihm zu. Die fiherfte Förberung findet 
es in dem abfcheulihen Defpotismus der turkeftanifhen Herrfher, die Rußlands 
Herrſchaft eine Wohlthat zu nennen felbft feine fonftigen Gegner zwingt. Seine 
gefährlihften Feinde in Turkeſtan wären bie Turkomanen, aber dieſe dienen dem, 
der fie bezahlt und ihnen Beute zeigen kann, und dem Starken, der fi in Furcht 
zu ſetzen weiß. Beides vermöchte Rußland. 

Das find Thatfahen, denen gegenüber wir es Jedem überlaffen wollen, ob 
die Furcht derjenigen Engländer fo thöriht und lächerlich ift, melde von Turlis 
fan ber einen Stoß der Ruffen gegen bie britifche Herrfchaft in Indien befürd« 
tem, eine Furcht, die England zur felben Zeit in den unglüdlichen, ein Heer und 
viele Millionen Geldes verfhlingenden Feldzug gegen Kabul trieb, als Rußland 
ih zu dem gleichfalls fcheiternden Feldzug gegen Chiwa in Bewegung feste. Bon 
Kabul aus hatte man die Päffe des Hindukuh in Befig und konnte zugleich mit 
den jenfeitigen Bölfern Verbindungen anfnüpfen, alfo unterftügen,. leiten. Jener 
Plan ift gefheitert und bis auf den heutigen Tag iſt die gefürchtete Gefahr noch 
weit entfernt. Aber ift die Furt, gegen welche man jegt vielfah Spott und 
Wegwerfung (namentlich in englifhen, nicht in indiſchen Zeitungen) angewendet, 
wohl fo leer? find nicht ruſſiſche Heere am untern Sir für Norbindien dunklen 
Gewitterwolken am Horizonte gleihzuadten, ift es unmöglid, daß biefelben zum 
Hindukuh ſich hinanzögen, defien hohe Wälle überftiegen und einmal nad Indien 
berabbrähen? Afghanen herrfhten in Norbindien; Timur, Nadir Shah und An— 
deren waren bie Wege nicht zu weit und ſchwierig. — Die Zukunft fteht dahin; 
jedenfalls thun aber die Engländer gut, Turkiſtan einer befondern Aufmerffamteit 
zu würbigen. 

Dnellen: Ritters Afien. Wappaeus: Hanbbud der Geographie und 
Statiſtik; im beiden die Literatur nachzufehen. Das ausführlichfte Werk über die 
füpäftlihen Gegenden, Bochara und die Turfomanenfteppen tft das des im eng« 
lichen Auftrage gereisten Alerander Burnes: Meifen in Indien und Bochara. 
dr Chiwa: Reife nah Turkomanien und Khiva in den Jahren 1819 und 20, 
von Muravien, Kapitän im Generalftab S. M. des Kaifers von Rußland, 
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Das neuefte Wert über dieſe Länder ift von Hermann Bambeary: Reife In 
Mittelafien von Teheran über die turfomanifhe Wüfte nah Chima, Bochara un 
Samarkand, ausgeführt im Jahre 1863, Leipzig. Brodhaus. 1865. Senke. 


Tyrol, f. Defterreid. 


U. 


Ultramontanisnus. 


Wenn ber Ultramontanismus in dem Deutſchen Staatswörterbuch zur Sprade 
fommt, fo gefhieht das nicht injofern das Wort ein religiöfes und kirchliches 
Princip bedeutet, ſondern nur infofern mit demfelben ein politifhes Bar- 
teiprincip bezeihnet wird. Ultramontanismus im erftern Sinne bedeutet 
theils die vömifh-katholifhe Religion und Kirde überhaupt in 
ihrer als nothwendig gedachten Unterordnung unter die Autorität und Leitung bei 
römifhen Bapftes, theils diejenige Richtung innerhalb der römiſch-katholiſchen Kirche, 
welche die päpftlihe Gewalt auch im Gegenſatz zu den Rechten der Bifchöfe, dei 
übrigen Klerus und der Laien möglihft abjolut faßt, alfo die abfolutiftifhe 
Partei in der fatholifhen Kirche. Al’ das gehört no nicht in den Bereich der 
Staatswiffenihaft. Erſt ſeitdem dieſe firhliche Partei ihre Hände nad dem Staate 
ausftrekt und von ihren religiöfen und firbliden Ideen und Tendenzen aus auf 
das politifche Leben zu beftimmen und bald zu leiten, bald zu hindern verfucht, 
muß fie auch von der Gtaatslehre in ihrem Grundgedanken geprüft und in ihrem 
Werth oder Unwerth bemeffen werben. 

Ale eigentlihen politifhen Parteien (f. ven Artikel Barteien) 
gehören in ihrem Princip und nad) ihrem Streben wefentlich dem politifchen Gr 
meinleben an, fie find daher dem Staate untergeorbnet und bewegen ſich inner 
balb des Staates. Die ultramontane Partei unterfcheidet fih von ihnen eben dar 
durch, daß ihr eigentlides Geiftesprincip außerhalb des Staates liegt 
und fi von dem Staate völlig unabhängig weiß, und daß ihr Streben eben 
deßhalb nit oder doch nur zufällig dem Staate dient, fondern über ten Staat 
hinausgeht, ſich den Etaat fogar je nad ihren religiös-kirchlichen Zielen unter: 
werfen will. Wenn fie Forderungen ftelt im Staate, fo beruft fie ſich vornehmlich 
auf ihren religiöfen Glauben oder auf das Gebot der kirchlichen Autorität. Wenn 
fie angegriffen und von Staats wegen genöthigt wird, das Staatögefeg zu be 
folgen, fo zieht fie fih immer zurüd in die Unantaftbarkeit ihrer Religion und 
Hagt über Gewiſſensdruck. Sie ift alfo nur in zweiter Linie und nur uneigentlih 
eine politifche, fie it voraus eine firhliche Partei. Ihre politifche Stellung 
wird beherrſcht von ihrer religiöfen Meinung. Um fie zu verftehen, muß man 
daher auf ihren Glauben zurüdgehen. 

Die ultramontane Partei behauptet vorzugsweife Fatholifch zu fein. Sie nennt 
fi) daher auch am liebften die fatholifce Partei. Gie verfucht es fogar, ſich 
mit dem Chriſtenthum zu ibentificiren, und erklärt, daß bas ewige Geſet 
ihres Lebens und Handelns fein anderes als die chriſtliche Religion fei. 

Die ganze weltgefhichtlide Entwidiung feit Jahrhunderten hat im Gegenſatze 
zu der Höhe des Mittelalters die Emancipation des modernen Staates ven ber 
fichligen Vormundſchaft, die Ablöfung des Rechtsbegriffs und der Rechtsordnung 
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von ber Bedingung eines beftimmten religiöfen Glaubens, bie Entfaltung des 
menfhlich-freien Geibftbewußtfeins und die ausfhlieglihe und volle Souveränetät 
des Staates in allen Berhältniffen der rechtlichen Gefammtorbnung und des polis 
tiihen Gemeinlebens zur unabweisbaren Folge gehabt. Der ultrtamontane Gedanke 
ſteht daher in einem ſchroffen und unverföhnlihen Widerſpruch mit dem Lebens- 
princip, mit ber ganzen Eriftenz und Richtung des modernen Staates und die 
ultramontane Partei ift eben deßhalb grundſätzlich die Todfeindin des heutigen 
Aulturftaates, 

. Wäre die Behauptung wahr, daß das ultramontane Princip gleihbebeutend 
fei mit Chriſtenthum und Katholiciemus, fo hätten die heutigen Böller nur vie 
Baht zwifhen Ehriftentyum und modernem Staate, und müßten, wenn fie bisher 
tatholifc waren, entweder die fatholifche Kirche verlaffen oder ven modernen Staat 
aufgeben. Weldes von beiden in diefer Alternative fie wählen würden, könnte für 
vie Völker von Charakter und Geift kaum zweifelhaft fein. Sie würden eher noch 
ſich vom Chriſtenthum losfagen und eher die katholiſche Kirche innerhalb ihres 
Machtbereichs gänzlih abjhaffen, als auf den modernen Staat verzichten. Die 
ultramontane Partei gefährdet deßhalb nicht etwa nur, was am meiften in bie 
Augen fällt, die Heutige Staatskultur, fondern nicht minder die religiöfen und 
lirchlichen Interefien jelber, als deren Bertreter und Vorkämpfer fie fih ausgibt. 

Jene Behauptung ift aber nicht wahr. Wenn der Ultramontanismus fordert, 
daß der Staat von der Religion und von ber Kirche beherrſcht und geleitet werde, 
fo ift tiefe Forderung eher jüdiſch-theokratiſch als hriftlid. Sie 
erflärt ſich nur aus dem Irrthum, den freilih ſchon die Jünger Ehrifti getheilt 
haben, daß Chriſtus der Meſſias fei, welcher eine neue Weltherrfchaft begründen 
wolle. Chriſtus felber hat diefe Meinung bei jeder Gelegenheit zurecht gewieſen, 
indem er ſcharf unterſchieden hat zwifchen Religion und Recht, Gott und dem 
Kaiſer, Kirche und Staat, indem er feinen Jüngern alle Ausfiht auf Herrſchaft 
frenge benommen hat, inden er jede Zumuthung, aud das Recht und den Staat 
zu orbnen, ober ber kaiſerlichen Gewalt irgendwie entgegen zu treten ober fich ihrer 
zu bemäcdhtigen, entſchieden abgelehnt hat, indem er ſich felber auch der ungerechten 
Berurtbeilung der Staatsgewalt widerftandlos unterworfen und feinen Gehorſam 
gegen die Staatsautorität mit feinem Tode bewährt hat. Die chriftlihe Religion, 
welche lehrt dem Kaifer zu geben, was bes Kaiſers ift, wie Gott, was Gottes 
ift, hat alfo nichts gegen das Princip des modernen Staates einzuwenden, weldes 
ebenfo wie das des alten Römerreihes, von welchem Chriſtus ſprach, fein Recht 
und feine Politik menfchlih und vollsmäßig begründet, fondern fie verwirft viel» 
mehr die ultramontane Forderung als ein Mißverftänpnig über das Gebiet und 
die Aufgabe der Religion und als einen Mißbraud der religiöfen Gefühle, 

Eher noch gelingt e8 der ultramontanen Partei, den Schein hervorzubringen, 
bag ihr Princip und ber Katholicismus Eins fei. Ihr Ideal eines 
Gottesreichs ftimmt in der That in feinen wefentlichften Zügen mit dem Ideal 
Öregors VII. und Innocenz III. zufammen, und dieſe beiden großen Päpfte find 
unzweifelhaft der höchſte Ausprud des mittelalterlih-römifhen Katholiciomus. Die 
päpftliche Hierarchie hat fi während Jahrhunderten hoch über dem Staate ge» 
dacht und in der That bald geradezu, bald auf Umwegen und mittelbar eine Welt 
herrſchaft angeftrebt, in welder jelbft den Kaifern nur die Rolle von päpftlichen 
Vaſallen zugeftanden wurde. Das iſt der große geſchichtliche Hintergrund bes 
Ulramontanismus und es ift biefe Erhebung des Papftthums über das Kaiſerthum 
anläugbar ber Triumph des römiſchen Katholiciemus im Mittelalter, 
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Aber ebenſo unbeftreitbar ift es, daß bie katholiſche Religion und Kirche 
ebenfalls während mehrerer Jahrhunderte beftanden hatten, bevor bie Päpfte cs 
wagten, fih dem Staate überzuorbnen. Nicht blos den byzantiniſchen Katfern des 
alten Römerreihes, auch den fränfifhen und den deutſchen Kaifern ver erften 
Jahrhunderte galten die Päpfte noh ale Untertbanen des Staats mb 
die Biſchöfe Roms hatten nur einen Vorzug des Ranges vor den Übrigen Bifchöfen 
der andern Reichsſtädte, aber nichts weniger ald einen Anfprud auf Welther: 
haft. Und unläugbar ift e8 ferner, daß die ſpätere weltgefchichtliche Entwid: 
fung feit dem 15. Jahrhunderte, nicht einmal erft feit der Reformationsperioe, 
die Unhaltbarkeit jener päpftlihen Weltherrfhaft überall unter den civilifirten 
Bölfern offenbar gemacht und die Herftellung ber ftaatlihen Würde und Hoheit 
durchgeführt bat. Auch in den katholiſch gebliebenen Ländern ift die Hierarchie aus 
ihrer mittelalterlihen Herrfchaft verdrängt worden und trogdem hat fich "der Ka 
tholleismus aud wieder bereite Jahrhunderte lang als Religion und Sick 
erhalten. 

Es ift alfo wieder niht wahr, daß Ultramontanismus und 
Katholicismus gleihbedeutend ſeien. Er ift nur gleichbeveutent 
mit der Partei innerhalb des Katholicismus, welche in unferer Zeit: die mittel: 
alterlichen Prätenfionen der Hierardie erneuern will. Bekanntlich iſt dies bas 
Streben voraus des Jeſuitenordens (f. Art. Orden), der in unfern Zagen 
mit größerem Erfolg als lange zuvor fi der Leitung der Kirche zu bemächtigen 
fucht. Der Ultramontanismus ift mittelalterlih dur) und durch, und eben deßhalb 
unverträglich mit dem geiftigen Fortſchritte der Neuzeit. Im Mittelalter hatte die 
Herrſchaft der Hierarchie nod ihre innere Berechtigung, weil wirklich ber Klemme 
der Träger auch der Bildung und dem rohen Staate fittlih überlegen war. Heute 
bat fie feine innere Berechtigung mehr, weil die weltliche Bildung heute umgefehtt 
ver des Klerus geiftig überlegen if. Es wird das zwar von den Ultramontanen 
gelegentlich geläugnet; man braudt aber nur einen Blick in die Entwidiungsge 
ſchichte irgend einer Wiſſenſchaft oder Kunft während der legten zwei Jahrhunderte 
zu thun, um überall diefen Sag beftätigt zu finden. Im Mittelalter war ber 
naive Glaube an die Erleuhtung der Hierarhie no in den Gemüthern, heute 
iſt derfelbe wenigftend in den gebildeten Kreifen ver Bevölkerung erlofchen. Im 
Mittelalter war der Anfprud des Papfttyums getragen von dem Bepürfniß ber 
Zeit und belebt von dem Geiſte des damaligen Fortfchritts. Heute ift die Er 
neuerung folder Anmaßung erfüllt von dem Geifte des Haffes gegen ben Fort 
fhritt der Zeit und der Reaktion in ein entſchwundenes Zeitalter. Damals war 
die Herrſchaft der Hierarchie Kraft und Leben, heute ift fie ein Gefpenft, das bie 
Welt anwidert. 

Troß ihrer Unnatur bat aber die wltramontane Partei noch eine nicht zu 
unterfhägende Macht und iſt durchaus nicht ohne Gefahr für den heutigen Staat, 
Der große gefhichtlihe Hintergrund, auf melden fie fi) beruft, gibt ihr eine 
Autorität, welche nicht allein die zur Romantik geneigten Individuen mächtig an 
zieht und beherrfcht, fondern aud auf die zahlreichen Volksklaſſen einen herfümm- 
lihen ſtarlen Einfluß bat. Die Inftitution der Kirche mit ihrer wohlgeortneten 
Hierarchie, mit der eingefchulten Unterordnung der Pfarrer unter die Biſchöfe, 
der Bifhöfe unter die päpftliche Kurie, mit den zahlreichen durch alle Ränder ver- 
zweigten Orben, welche hinwieder einem einheitlichen Regimente dienen und balt 
den Klerus. felber kontroliren und ſtacheln, bald einzelne Laien zu gewinnen ver 
ftehen, mit ihren myſtiſchen Heilmitteln und mit ihrer Kunſt, auf das geängfletr 
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Gemüth dur die Hinwelfung auf die Gefahren des Todes zu wirken, gewährt 
der ultramontanen Richtung faft überall willige Unterftägung und bient ihr zu 
einer ſichern Zuflucht vor der Staatögewalt. Indem die ultramontane Partei bas 
religiöfe Gefühl der Menſchen, und beſonders ber Frauen, künſtlich aufzuregen 
und in ihrem Sinne zu flimmen weiß, treibt fle vie Wurzeln ihrer Macht in die 
Tiefe der Menſchenſeele hinein und ziegt daraus eine Fülle von Kräften und von 
Leidenſchaften an fi. Sie ift micht leicht anzugreifen, denn fie fpottet ver Waffen 
bes Verſtandes und verachtet die Mittel des Staates. Auch die Gefege und bie 
Pflichten der Sittlichfeit und ver Humanität gelten ihr wenig, wenn ihre Intereffen 
damit im Konflift feinen, Ste rechtfertigt fih immer wieder burd den wirklichen 
und dem geheuchelten Glauben an ihr göttlihes Recht und an die heiligfte Autorität 
der Kirche, die über aller Bernumft und über allen andern Gefegen ver Welt und 
des Staates fei. Sie wird geleitet von einem Heinen Verband, von einer Selte 
von Menſchen ohne Vaterland und ohne Familie, deren Geift und Einfluß aus. 
ſchließlich der Herrſchaft der Hierarchie gewidmet ift. Sie ift beharrlih in ihrem 
Princip, rückſichtslos in ihren Mitteln und kühn in ihren Zielen. Sie ift wohl 
organifirt und weit verbreitet und eine wirktic gefährliche Macht. Sie hat aud 
in den neueren Staaten mande politifche Stege dfter noch durch Lift errungen, 
zuweilen aber auch durch wilden Sturmlauf erzwungen. Sie wirkt bald insgeheim 
durch vie berhörten Frauen auf die [wachen Männer, bald offen durch die fana- 
tifirten Maſſen. Eie fchleicht ſich vornehmlih in die Kreife der vornehmen Gefell- 
fhaft ein und bemädtigt fi eines anfehnlihen Theils des Adels, ſie beutet die 
verborgenen Schwähen und die heimlichen Sünden ver Machthaber aus, um ihre 
Gewalt Über viefelben zu befeftigen. Seit etwa zwanzig Jahren, befonders aber 
feit vem Jahre 1851 hat fie faft im allen Ländern Europa’s ftarfe Fortſchritte 
gemacht. Wenn fie in dem einen Lande vieleicht eine ſchwere Niederlage erfuhr, 
ſo erholte fie ſich und rächte ſich bafür in einem andern Land. Ste agirt als ein 
großer über die einzelnen Stantsgebiete hinausragender Körper, fie führt ben 
Kanıpf als eine univerfelle Partet und oft gelingt es ihr, ven Widerſtand ber be- 
fondern Staatöparteien durch das Schwergewicht einer Weltmacht zu überwinden. 

Was find die Früchte ihrer Siege, die Wirkungen ihrer Fortfchritte? Die 
Geſchichte läßt uns nicht im Zweifel darüber, ‚Sie find überall, wo wir fie er- 
fahrungsmäßig wahrnehmen, in Frankreich und im Italten, in Belgien und in ber 
Schweiz, in Defterreih und in dem beutfhen Rheinlanden mefentlih viefelben. So 
weit die Macht des Ultramontanismus reiht, wirb ver Geift ber Nation ver- 
vüftert, die allgemeine Volksbildung gehemmt, die Bildung der höhern Klaffen zu 
einer geiftlihen Abrichtung verborben, aller wirthſchaftliche und technifche Fortſchritt 
untergraben und gebunden, in den Familien Unfrieven und Mißtrauen, Beängfti- 
gung ausgeläet, das Gelbfivertrauen der Völker gefnidt und gedemüthigt, jebe 
freie ‚Regung des Geiftes unterdrückt, die Wiffenfhaft von ver Kirche geknechtet, 
der Staat entmaunt und. entwürbigt, das moderne Leben verfumpft und erftidt. 
Nur die Orden und die Klöfter werden reich, nur bie Hierardie mächtig, das Bolt 
berarmt, die Kultur verödet, der Staat verfintt. Die katholiſche Religion jelbft 
verliert an Achtung und Einfluß auf alle nidtnitramontanen Beftandtheile des 
Bois und tie katholiſche Kirche muß nun für die Fehler derer büßen, welche ſich 
zu Ihren Borlämpfern und Führern aufgemworfen haben. 

Wenn aber der Ultramontanismus eine Macht ift und feine Wirkungen fo ver- 
derblich ſind, fo: verdient die Frage, wie vemfelben zu begegnen fei, eine ernfte 
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So lange die ultramentane Partei die ftaatlihe Rechtsordnung wicht. veriekt, 
fann und darf die Staatsgewalt ihr’ nicht ſtrafend entgegentreten. Der moderne 
Staat gewährt aud den Irrthum Freiheit und unterbrüdt niemald den religiöſen 
Glauben, aud wenn er ihn für Aberglauben hält. Eine ftaatliche Verfolgung ver 
Ultramontanen als folder, etwa ihre Verbannung, wäre daher im Widerſpruch mit 
dem humanen Geifte und dem Nechtäbewußtfein des modernen Staates jelbft, wen 
glei principiell im Einklang mit dem Enftem der römiſch-katholiſchen Kirche tet 
Mittelalters, welche alle Häretifer ausrotten ließ. Damit foll aber nicht geſegt 
werben, daß auch das Berbot des Jefuitenordens und die Nichtzulaffung der. Ir 
juiten zu öffentlihen Funktionen in der Kirhe oder Schule ungerecbtfertigt:fe; 
denn der Jeſuitenorden ift notoriſch als eine ftaatsfeindlihe Macht organifirt un 
gehorcht blindlings — aud aller Staatsorbnung zuwider — den Befehlen feiner 
Generale. Die Gemeingefährlichkeit des Jeſuitenordens ift geſchichtlich erwiefen un 
deßhalb dem Kulturftaate jo wenig zuzumuthen, daß er biefen offenbaren Teint 
in feinem Innern dulde, ald dem Kulturlande, daß es die Wölfe ertrage. 

Man darf auch die Uitramontanen nit als folde grundfäglih ausſchließen 
von den Stellen und Wemtern in dem Staat und in den Gemeinden. Cinmal 
nämlich fino vie bürgerlichen Wahlrechte und die Fähigkeit zu den Aemtern nidt 
abhängig von irgend einer religiöfen Meinung, noch von einer politifchen Partei 
rihtung. Sodann hat aud der Ultramontanismus eine relative Berechtigung theilt 
infofern, als er fih anſchließt an eine Weltanficht, welche im Mittelalter geradezu 
die herrfchende war und aud heute noch eine gefhidhtlihe Bebeutung hat, theilt 
infofern er im Oegenfag zu Irreligiofität und Frivolität auch die religtög-kirdlid: 
Seite in dem mobernen Bolfsleben nachdrücklich repräfentirt. Emblid pflegen die 
Menſchen nicht fonfequent zu fein in ihren Handlungen und es fanın leicht vor: 
fommen, daß ein Ultramontaner, der im Princip die ganze: Eriftenz bes mobernen 
"Staates beftreitet, dem modernen Staate trogdem als Berwaltungsbeamiter ober 
Richter oder Dfficier treu und redlich dient und zugleich vortrefflihe Dienfte leifke. 

Aber Borfiht ift allerdings geboten, wenn ultramontan gefinnte Perjontn 
mit politifchen Aemtern betraut werden. Der moderne Staat macht den Bod zum 
Gärtner, wenn er die politiiche Leitung den Ultramontanen überläßt. Im Mittel 
alter und nod in ven legten Jahrhunderten hatte man ohne große Bedenlen 
Karpinäle, Biſchöfe, Aebte zu Staatsminiftern gemacht. In dem modernen Staat 
werden nirgends mehr den Geiftlichen die oberften Staatsämter übergeben. Did 
Gefahr alfo ift durch die Sitte der neueren Zeit abgewendet. Aber was viel 
ſchlimmer und viel gefährlicher für ben modernen Staat ift, das gefchieht heut: 
nod oft: es werben ultramontane Laien, d. 5. geiftige Anechte des Klerus, zu 
Miniftern gemadt. Deßhalb ift die Gefahr und das Uebel größer, weil beit 
leichter verborgen und überfehen werben. Die ultramontane Partei ift nach ihre 
Natur und Tendenz für den modernen Staat feine regierungsfäbigt 
Partei, fie ift im modernen Staate nothwendig Dppo fätinnd- 
partei, tom 

Sehr ſchädlich wirft in dem Kampfe mit dem Ultramontamismns jebe Zug: 
baftigfeit und jede principielle Unficherheit auf Seite der Staatsgewalt. : Der Une 
montanismus ift zwar beſchränkt in feinen Ideen, kurzſichtig auf ſeinen Wegen, 
aber er ift zugleich vol Zuverfiht in die Größe und Heiligkeit: feiner Sage. Er 
ift taber immer geneigt, wo er ein Schwanken in den. Maßregeln des Staatet 
wahrnimmt, auf ein ſchlechtes Gewiffen ver leitenden 'Staatsmänner, ober auf 
Schwäche derſelben zu fliegen, und diefer Schluß ermuthigt die Partei. und zeit 
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fie zu erhöhter Anſtrengung. Ueberdem müſſen die Ultramontanen zu dem modernen 
Staate erzogen werden, der ihnen noch als etwas Fremdes, Unverſtandenes 
gegenüber ſteht, und da wird es um ſo dringender nöthig, daß ſich der moderne 
Staat vorerſt bei ihnen Refpelt verſchaffe, als fie durch ihr: Prineip angeleitet 
werden, den Staat als das leibliche und irdiſche Reich zu verachten, und tief unter 
bie Kirche als das geiſtige und göttliche Reich zu ſtellen. Ste bedürfen daher fo- 
wohl ver frengen, ſtrammen Rechts zucht des miodernen Staates, 
welcher fie mit ftarker, eiferner Gewalt zwingt, der gefeglichen Ordnung Folge zu 
leiſten und teren Schranken zu beachten, als der’geiftigen Staatslei- 
tung, welche ihnen allmälig die Heberlegenheit des männlichen Staatsgeiſtes über 
den weiblichen Kirchengeiſt klar macht und ihnen -taher aud die Autorität: des 
"Staates in einem amberen Lichte zeigt; als jie erwärtet hatten. Die ultramontane 
Bartei tft: geſchichtlich hinter der modernen Geiſtes- und Staatsentwicklung zurüd 
geblieben.‘ Eben deßhalb muß ihr die ftaatlihe Erziehung zu Hülfe 
fommen und ergänjen, was die kirchliche Erziehung verſäumt hatte. | 
— "Die Religion und“ das. religiöje Gefühl der Menſchen tft die Duelle der 
Macht des Ultramontanismus. Daher meinen viele Gegner -desfelben, er werde 
gründlich nur“ daun beflegt werden, wenn die Macht der Meligion felber- in den 
Gemüthern gebrochen'werde. Die radikale Meinung, welche alle Religion als Thor: 
heit verwirft und das Ehriftenthum als Wberglauben ausrenten will, hat in neueſter 
Zeit manche und oft beredte und chlagfertige Bertheiviger gefunden. ‚Nod mehr 
MM die Anficht unter den’ Gebilveten 'verbreitet, daß der Uftramontanismus in dem 
Katholielsmus anzugreifen fei und daß man die fatholifchen Lehren und Wutorl- 
fãten ſtützen müſſe, wenn der Ultratmontanismus dauernd fallen folle. Dieſe Auf- 
faſſung iſt ſicher falſch und ein gegen die Religion ſelbſt oder gegen die lkatholiſche 
ſtirche als ſolche unternommener Kampf wird weit eher mit vorübergehenden Siegen 
als mit dauernden’ Niederlagen des Ultramontanismus endigen. Gerade weil der 
AUltramontanismus, wie’ mir oben geſehen haben, nicht identiſſch iſt mit der 
grifilichen Religion und nicht: eininal mit der -Tatholifchen Kirche, weil: er den 
Mißbrauch der Religion’ und eine falſche Richtung innerhalb: der Kirche bedeutet, 
ſo darf im’ Gegentheil der Kampf gegen den Ultramontaniemus nicht zugleich ein 
Angriff’ auf die Meligiem und auf die Kirche fein und ift vielmehr mit -äußerfter 
Sorgfalt: fogar’der Schein zu vermeiden, daß män die Religion antaften und bie 
Kirche vernichten wolle, wenn man den Mißbrauch jener und die Abirrung diefer 
nicht duldet. Der Ultramontanismus würde feine Macht verzehnfacht ſehen, wenn 
er don den Bbollern wirklich‘ als der Bertheidiger der Religion betrachtet würde 
und die Eriftenj’ der katholiſchen Kirche von feinem Siege abhängig ſchiene; denn 
das religiöfe Bedürfniß ift untilgbat in dem Herzen der Völker lebendig umd bie 
latholiſche Kirche iſt noch auf Tange Zeit hin eine Weltmacht, welche auf viele 
Millionen Dienfchen einen bleibenden Einfluß übt. J 
Unter allen‘ Umſtänden laſſen ſich die Intereſſen der Religlon von denen des 
Ultramontanismus unterſcheiden und e8 können ſehr wohl jene gewahrt: und dieſe 
werden. Aber nicht immer iſt es möglich, während des Kampfes die ka— 
tholiſche Kirche und die ultramontane Partei ebenſo deutlich für Jedermann zu 
ttennen; dann nicht möglich, wenn die legitimen Vertreter ber katholiſchen Kirche, 
en Papſt sind Biſchöfe fich felber mit der ultramontanen Partei identifieiren. 
Das aber iſt neuerlich geſchehen, als Pius feine Enchtlita vom 8. December 
1864 ‚erließ und derfelben den Syllabus Errorum mitgab, und ale 
nachher Eine große Anzahl von Biſchöfen ſich damit einverftanden- erlitten und von 
41* 
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den Gläubigen Unterwerfung unter dieſe Lehre forderten. Durch dieſe beiden Alten⸗ 
ſtücke hat ein großer Theil des ultramontanen Syſtems im Gegenſatze zu ber 
modernen Wiffenfhaft und dem modernen Staat eine amtliche Beſtätigung und‘ 
Autorifation erhalten. Wie wenig diefes Syſtem heute noch turdführbar ijt, be» 
weist freilich, daß auch in den Staaten mit überwiegend fatholifcher Regierung 
und Bevölkerung die Staatsgewalt vie Anwendbarkeit jener päpftlihen Säge teils 
geradezu unterfagte, wie in Frankreich, Italien, Belgien, theils doch, wie in Defter- 
reich, amtlih erklärte, daß dieſelben Feine bindende Wirkung auf bie beftehent: 
Rechtsordnung haben. Über es ift doch eine jehr bedenkliche Erſcheinung, werm in 
allen katholiſchen Ländern nun ein offener ober geheimer Krieg geführt wird zwi⸗ 
fhen der Autorität des Staates und ber Autorität der Kirche und biefe ben 
Gläubigen das ald „Irrthum“ verkündet, was jener ald Berfaffungt- 
und Geſetzesrecht für nothwendig und heilig erklärt. Der Staat muf 
feinem Rechte auch mit zwingender Macht Gehorfam verfhaffen und wenn babei 
die Autorität der Kirche felber Schaden leidet, fo ift das eine Folge, der fie fih 
felber dadurch ausfegte, daß fie ſich mit der ertremften Partei innerhalb ber Kirche 
fo eng verbündet hat. 

Ale Anzeihen veuten darauf hin, daß der moderne Staat auf einen lange 
fortgefegten Krieg mit ver ultramontanen Partei und mit der katholiſchen Kirche 
jelber gefaßt fein und demgemäß feine Stellung nehmen muß. Ein wirklicher und 
dauernder Friede ift fo lange ganz undenkbar, bis die Kirche ihre ermeuerten 
Prätenfionen von Weltherrfhaft und von Ueberorbnung der Hierardhie über die 
Laienwelt gänzlih fallen läßt, bis fie die Hoheit und bie 
Greiheit des Staates in bem gefammten Bereich des Bollslebens minde 
ftens thatfählich anerfennt und biß fie die Unabhängigleitder Wiffen- 
haft von ihrer Leitung refpeftirt und bie perfönlide Gewiffjens- 
und Belenntnißfreiheit auch der Individuen nicht mehr grunpfäglid 
verwirft und verlegt. Dazu wird fich aber die katholiſche Kirche noch lange nicht 
verftehen. Inzwifchen wird immer nur ein Waffenftilftand und ein-gewifjer modus 
vivendi möglich fein, welde von Zeit zu Zeit wieder durch irgend eimen offenen 
Hader unterbrohen werben. Der moderne Staat ift feinerfeits immer geneigt, 
der Kirde für ihre religiöfen Berhältniffe volle Freiheit zu verftatten. 
Er unterſcheidet ſich dadurch von dem bevormundenden Staate der abfolutiftifchen 
Periode. Aber das allein führt nicht zum Frieden, weil vie Kirhe im Sinne dei 
Ultramontanismus unter ihrer Freiheit die Herrfhaft über Un» 
dere verfteht und daher nicht blos von ter Vormundſchaft des Staates erlöst 
fein, fondern felber die geiftige Vormundſchaft über den Staat erneuern will. 

Auh die Scheidung von Staat und Kirche ift nicht fo leicht im unferm 
alten Europa, weil überall in allen Familien, Körperfchaften, Gemeinden die Ber 
bindung von ftaatlihen und kirchlichen Einrichtungen herkömmlich und in ben 
Sitten feſt begründet ift. Allerdings fann man durch grundfäglide Son: 
derung der flaatlihen und kirhlihen Dinge viel Heinen Streit befeitigen und 
es gehört biefelbe daher zu den meientlichen Aufgaben des modernen Staates. 
Aber es gibt do eine Reihe von Berührungen ber beiden Autoritäten, ber recht⸗ 
lihen und ver religiöfen, welche fi über dieſelben Gegenftände von verſchiedenem 
Standpunkte aus ausfprehen und daher leicht mit einander in Widerfprud ge 
tathen. Es können die Menſchen wechſelnd bald der einen, bald ber anbern An 
torität folgen, aber fie können nicht gleichzeitig beiden Autoritäten. folgen, wenn 
diefe in entgegengefegter Richtung aus einander treiben. Deßhalb ift ein fortge 
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fester Streit zwiſchen Staat und Kirche für beide ſchädlich und gefährlich, weil 
er die Harmonie des religiöfen und des politifhen Lebens aufhebt In ben Inbi- 
viduen und den Familien, und überall im Bolt und in der Nation einen Innern 
Zwieſpalt in den: Köpfen und Herzen hervorruft und unterhält. 

IR aber der Krieg durch die Feindfchaft des Ultramontanismus gegen ben 
modernen Staat für diefen unvermeiblih geworben, fo muß derfelbe aud von dem 
Staate würdig und kräftig, aber er darf nicht leidenfhaftlih und läſſig geführt 
werden. Der Staat muß fih dabei immer bewußt bleiben, daß er aud hohe 
geiftige Güter zu fchonen, nicht blos die eigenen Interefien zu wahren bat und 
daß er mit einem mächtigen Gegner zu thun bat, der mit großer Aufmerkfamteit 
und. Borfiht und mit klarem Geiftesbewußtfein behandelt werben muf. Wenn ber 
Staat den Mann im Greßen barftellt, fo repräfentirt die Kirche die Frau im 
Großen und die katholiſche Kirche iſt num einmal eine fehr vornehme und folge 
Dame, die viele begeifterte Berehrer ins Feld führen Tann. Während des neuen 
Kampfes, der faft in allen europäifchen Ländern entbrannt ift, haben die Staaten 
nur felten diefe Borficht beachtet, und deßhalb andy manche Treffen verloren. Zu- 
weilen haben fie fogar, wie bei Verhandlung und Abſchluß der Konkordate mit 
Rom, fih vor ber Kirche gedemüthigt und ſich fehwachfinnig die Hände binden 
fafien. Daß eine foldye Erniedrigung des Staates in unferer Zeit nicht fortbauern 
fann, bat man in ben füddeutfhen Staaten erfahren, und ift auch in Defterreich 
wohl bemerft worden. Dft haben die Staaten die ererbten Schugmittel großmüthig 
aue der Hand gegeben und nicht einmal für ausreichende Repreffiumittel geforgt 
gegen Uebergriffe ver Kirhenautorität, da® Placet weggeworfen, und ben recursus 
ob abusum nicht georbnet. Wie fehr auch biefes Verhalten bie Kirchenhoheit bes 
Staates ſchwächt und die bürgerlihe Mechtsorbnung und den Frieden gefährbet, 
haben die Ereigniffe in einer Reihe von beutfchen Staaten wieber gezeigt. Bald 
haben die Regierungen ber Macht des Staates zu viel vertraut, bald zu wenig. 
Bern einmal ein fünftiger Gefchiähtfchreiber die Gefchichte diefes Krieges ſchreiben 
wird, fo wird er umglaublid viele Fehler und Mißgriffe aud in der ſtaatlichen 
Kriegführung zu verzeichnen haben. 

So nothmwenbig aber es ift, daß bie Staatsregierungen dem Ultramontanis- 
mus gegenüber mit weiſer Borfit und fefter Energie verfahren, fo iſt bie große 
Schwierigkeit, welde der gefunden Entwidlung des modernen Lebens durch bie 
Wiederbelebung des mittelalterlihen Syſtems entgegengeftellt wird, nicht völlig zu 
überwinden, ohne die Bethelligung voraus der Katholifen felber. So lange nur 
ber Staat ald Staat wider die Kirche, oder der Proteftantismus wider den Ka- 
Iholicismus den Kampf führt, fo lange tft der Ultramontanismus nod immer in 
der vortheilhaften Lage, in den Augen eines großen Theils der Nation als Ber- 
treter bes Hrchlihen Rechts und bes Katholicismus zu gelten. Erft wenn innerhalb 
der latholiſchen Bevölkerung felber der Widerſpruch gegen den Ultramontanismus 
laut wird, zerfließt biefer Schein und wird es Jedermann Mar, daß bie ultra= 
montane Partei nur eine ertreme Partei fei im der katholiſchen Kirche. Es ift 
ſchlinm genug, daß fi die katholiſchen Geiftlihen feit mehreren Jahren faft nir⸗ 
gends mehr trauen, der Herrfchaft biefer Partei entgegen zu treten, aud wenn 
fie diefelbe für verderblich erachten. Die Gegenfäge zwar innerhalb des hoben 
Alerus find nicht erlofhen. Sogar zwiſchen den Karbinälen Antonelli und Merode 
befteht ein erheblicher Unterſchied in kirchlich⸗politiſcher Hinſicht, noch weit mehr 
zwiſchen jenen und dem Kardinal Andrea von Neapel, oder zwifhen dem Biſchofe 
don Nismes und dem Erzbifhof von Paris, oder zwiſchen ber Richtung bes 
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Biſchofs Ketteler und des Abts Haneberg. Aber die jefuitifch-Kerifale Partei. hat 
doch ein fo entſchiedenes Webergewicht, daß bie anders Denkenden meift mur eine 
fhüchterne und zaghafte Oppofition zu mahen wagen. 

Um fo nöthiger ift e8, daß die fatholifhen Laien, bie zumädt in 
ihrem häuslichen Frieden und in ihrem Rechte bebroht find, ſich rühren, und durch 
die Art ihres Verhaltens den Beweis dafür liefern, daß die Zeit ihrer Unmündig— 
feit und Knechtſchaft vorüber ift und vaß fie auch ben Geiftlihen gegenüber die 
Redte von denk- und hanblungsfähigen Freien in Anfprud nehmen. Die Autorität 
bes Klerus ift nur fo lange eine abfolute und fann nur infofern zur Tyrannei 
über die Laien gefteigert werden, als dieſe ſich derfelben mit blinder, knechtiſchet 
Demuth unterwerfen, und fie wird von dem Augenblid an ermäßigt werben, in 
weldhem vie Laien ihr natürliches Menfhenreht und die Anſprüche der heutigen 
Kultur auch der kirchlichen Autorität gegenüber zu fegen den Muth haben, und 
zwar nicht blos als Einzelne — das hilft wohl dieſen, aber nicht dem öffentlichen 
Zuftänden — fondern: in ihrer Verbindung zur Gemeinde, zur Didcefe, zum Land, 
Mande Beifpiele der. Art, vorzüglih in Belgien und in ber Schweiz, haben in 
neuefter Zeit gezeigt, daß fo auch in fleinen Staaten mit Erfolg: ben maflofen 
Angriffen des Ultramontanismus begegnet werben Tann. 

Ueber den enblihen Ausgang diefer Kämpfe kann ‚kein Zweifel fein. Weil 
ber Ultraimontanismus feinem Weſen nad der Vergangenheit angehört und fih 
unfähig und widerwillig zeigt, die Entwicklung der neuen Zeit zu verftehen und 
fih mit ihr zu verföhnen, fo wird er von ver übermächtigen Zeit mit Natur 
nothwendigkeit aufgezehrt und feine Macht zerftört, Aber ſolche große Wandlungen 
gehen nur langfam vor fih und fomohl die jegige ald vie wächften Generationen 
können nod an ven Folgen diefes Kampfes ſchwer zu leiden haben, Binatfäli. 


Ungarn. 


1. Ungarn*) liegt unter 440 9° bis 490 38 nördlicher Breite und 3204 

bie 440 168 öſtlicher Länge von Ferro aus gerechnet, und umfaßt 5853 Quadret⸗ 
meilen; bievon fallen auf das eigentliche Ungarn 3896, auf Siebenbürgen 997, 
auf Kroatien und Slavonien 350, auf die Militärgrenze 610 Q. M. 

Ungarn gehört, einen unbeveutenden Landftrih abgerechnet, gänzlich dem 
Stromgebiete der Donau atı, welde ihren Lauf zuerft gegen Oſten, 
dann von Waitzen an, parallel mit der Theiß, gegen Süven, und enblid an 
ber fitvlihen Grenze des Landes neuerbings gegen Often richtet. Die Gebirgsfetten 
treffen fih an den beiden Ufern der Donau an drei Stellen; erftens an ber weft 
lichen Grenze des Landes bei Theben und Prefburg; dann bei Gran und Waitzen, 
wo fid der Fluß nad Süden wendet; und endlich an ber ſüdöſtlichen Grenze det 
Yandes bei Neu-Moldau bis Orfowa. ' 

Die Gebirge — von Süden vie Ausläufer des Bakonher Waldes und 
Bertes-Gebirges, von Norden die Ausläufer der Katpathen — welche die Donau 
zwifhen Gran und Waipen einzwängen, theilm das ungarifche Beden im zwei 
ungleiche Theile. Das fleinere, weſtliche Becken (vie Meine ungarifhe Ebene) er 
ſtreckt fih an. beiden Geiten der Donau von Prefburg bis Gran und umfaßt bei- 
läufig 500 O.M.; vie mittlere Erhebung dieſer fruchtbaren Ebene über vie Meer 
flähe ift 400% Das bei weiten größere, öſtliche Veden (bie große ungarifhe 








*) Anm. d. Med. Dal. zu’ der folgenden aus einer ungarifchen Feder ftammenden Dar: 
ſtellung den Yrtitel „Döfterreidhr, — | 
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Ehre) dehnt fi am beiden Ufern ver Theiß von Nord nach Süd bis zur unterm 
Donau, und weiterhin nad Serbien; nah Dften erfiredt es ſich bis am bie 
Grenze Siebenbürgens, und im Weften über die Donau bis zur Hügellandſchaft 
des Plattenſee's. Dieſe Ebene gehört zu den größten Eutopa’s, ‘und bietet: mit 
ihrer glatten, durch pügelwellen nur felten unterbrochenen Oberfläche einen unab- 
jehbaren Horizont, glei dem des Dceans; ihre mittlere Breite ‚beträgt 30, ihre 
mittlere Länge 60 Meilen, fie erftredt ſich alfo beiläufig auf 1700 Q. M. und‘ 
erhebt ſich im : Mittel blos '300* über die Meeresflähe. Wohl iſt fie ftellenweife 
mit Sand bedeckt und erinnert an die Steppen Aſiens; aud finden ſich in den 
Niederungen ausgedehnte Sümpfe und Moräfte, die jedoch in Folge der Theiß- 
regülirung) in: neuerer Zeit [hen bedeutend abgenommen haben; im Allgemeinen 
aber: muß dieſe Ebene zw den fruchtbarften Länderftreden Europa's gerechnet: 
werden trotzdem daß fie, leider zu oft, von einer verfengenden Dürre bein 
gefuht wird. 

. "Sowohl im Weften, als auch im Norven und Often dacht fi das Land 
gegen dieſe zwei Ebenen ab, und indem bie Donau fie durchſchneidet, nimmt fie 
fait ſämmtliche Gewäſſer des ungariſchen Ländergebietes auf: Die Theif'erhält 
den beventendften Zufluß aus Siebenbürgen, von deſſen Hochlande bie Szamos, 
Hörde, Maros weftwärtd dem ungariſchen Tieflande zueilen. Bon den 
geößern Flüſſen, welche) in den Hauptihälern des nördlichen Ungarn faft parallel 
zu einander von Nord nah. Süden laufen, ergießen fi die Bodrog und bie 
Dernad im bie Theiß, die Waag, Gran und Eipel in die Donau, 
Bon Welten her nimmt die Donau bei Efieg die Drau — ven Grenzfluß 
zwilhen Ungarn und Kroatien — auf, und bei Semlin — gegenüber Belgrad — 
die "Sau, den Grenzfluß gegen die Türkei. Oberhalb Semlin ergießt fid 
bei Titel die Theiß in die Donau, welche fomit faft alle Waſſerfäden des Landes, 
in ihrem Bette vereinigt, dem ſchwarzen Meere zuführt. 

Das: :Hauptgebirge von Ungarn bilden die Karpathen, welde bei Pref- 
burg um linken Donaunfer anheben und in großem Bogen das Land gegen Norb- 
weft, Norb und Oft umgürten. Die Karpathen können in 4 Hauptgruppen ge= 
ſondert werden: J 

U Der weſtliche Gebirgszug oder die Bestiden, welche ſich von Preß⸗ 
burg nördlich bis Arva erftreden, wo fie auch ihre größte Höhe (6448) in der 
Babagura erreihen. Sie bilden bie Länderſcheide gegen Mähren, Schleſien 
und: einen Theil von Galizien. 

2) Die hohen oder Central-Karpathen bebeden ven weiten Land⸗ 
ſtrich zwiſchen dem Wang: und Hernadthale. Am gewaltigften erheben fie fi in 
der Gruppe ver hohen Tätra, welche mit ihren wilden, zadigen Granitjpigen 
wie eine fchroffe Wand aus der Zipfer Ebene hervorragt. Die höchſten Spigen 
find.: die Gerlahsvorfer Spige (8414, wahrjcheinlich.vie höchſte Spige ver Kar- 
pathen), die Eisthaler Spige (8324'), die Lomniaer Spige (8342°), der große 
Krivan (7923°). Die Schneegrenze erreichen fle jedoch nit, und über Sommer 
bleibt der Schnee höchſtens in tiefen Klüften liegen. Das Krummholz gebeiht bis 
6085’ Höhe. Am Abhange diefes Gebirges liegt der Babeort Schmecks 3100° 
hoch, ‚einer ber höchftgelegenen bewohnten Drte im Lande. Es finden ſich bier 
auch eine Anzahl Alpenjeen (Meeraugen), jedoch von nicht beveutendem Umfange, 

Süpdwehlih von biefer Gruppe zieht fi) im obern Granthale die Bergfette 
ver. niebern Tätra, deſſen höchſte Gipfel der 6462 Fuß hohe Gyömber, und 
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am Grenzpunkte des Liptauer, Zipfer und Gömörer Komitates der 6144' hehe 
Königsberg. 

Die öſtliche Fortfegung dieſer Kette bildet das Zips-Gömörer Erzger 
birge, deſſen Hauptlamm im Mittel 3—4000° body iſt; einzelne Gipfel er⸗ 
heben fi einige hundert Fuß höher. Die ſüdlichſte der hieher gehörigen Berg 
gruppen ift die Mätra; ihr hödfter Gipfel ift der 3066‘ hohe Zradhitberg 
Kéles, an deſſen Fuß ſich fofort die unabfehbare Theißebene anlehnt. Diefe Derz- 
gruppen find reih an Mineralien; namentlid enthält die Mätra Kupfer um 
ausgedehnte Braunlohlenlager; das Erzgebirge iſt reih an Kupfer und Eifen, es 
findet fih auch Antimonglanz (bei Rojenau im Gömdrer Komitat), Nidel und 
Kobalt (bei Dobſchan im Gömörer Komitat), Duedfilber (bei Allb-Sajs im Gi- 
mörer Komitat), Lignit bei Eveleny (im Borfoder Komitat), An edlen Metallen 
reihhaltig find bie rünftein-Syenit- und Oneißgefteine hauptſächlich in ber 
Gegend der berühmten Bergſtädte Kremnitz und Schemnig. 

3) Die nordöftligen Karpathen erfireden fih,vom Hernadthale 
bis an vie öftlihe Orenze des Landes im Marmarofer Komitat. Ihre Haupiletie 
bildet zugleich die Grenze gegen Galizien und die Bulowina. Die mittlere Höhe 
des Zuges ift im Särofer Komitat blos 2000°, wird aberfigegen Often immer 
beträdhtliher, und erreiht in Marmaros 4000, fogar 5000°. Hier erheben ſich 
auch tie höchſten Gipfel Rusti bis 6495°, Pietrosz bis. 6380" Höhe; Überhaupt 
ift Marmaros eines ber waldreichſten, gebirgigften, aber auch eines ber am 
minteften bevölferten Komitate in Ungarn. Holz und unerſchöpfliche Salzlager 
bilden den Reichthum dieſes Landſtriches. Hier entfpringt aud eine Hamptaber bei 
Landes, vie Theiß. 

Bemerlenswerth in tiefer Gruppe ift das Tradhitgebirge, welches zwiſchen 
Eperies und Tokah fih von Nord nah Eüten erfiredt. Im nörblichen Theile 
(in der Gegend von Eperies) findet man edlen Dpal in folder Menge, mie bit 
her nirgents auf der Erbe, und ihr ſüdlicher Theil — welcher ſich unmittelbar 
aus ter Theißebene erhebt — liefert ten weltberühmten Hegyaljäer: (Tolayer, 
Mäper u. f. w.) Wein, 

Das Gutingebirge — vie Waflerfcheide zwifchen ber Theiß un 
Szamos — iſt an Gold und Silber noch reihhaltiger, ald das Schemnig-Krem- 
niger Gebirge. Auch nah Eifen und Steintohlen wird an vielen Stellen biefer 
Derggruppe mit Erfolg gegraben. 

4) Der vorhin erwähnte norböftlibe Zug der Karpathen theilt fich im weiteren 
Berlaufe in 4 Hauptzüge, und umfäumt ein faft regelmäßiges Viereck: dies ifl 
tas Hochland von Siebenbürgen. Es erinnert an die Hodländer Afiens, 
melde ebenfalls mit großen Sandgebirgen umgürtet find. Die Thäler und Ebenen 
Siebenbürgens liegen 700—1100' höher ais die angrenzende Theißebene, und 
einzelne Gipfel der Randgebirge erheben fih 5, 6--7000° hoch über biefelben. 

Die Randgebirge find nur an wenigen Stellen durchbrochen ober nieberge 
drückt, und eben hier erheben fi die höchſten Gipfel; fo auch der hödhfte Berg 
Giebenbürgens, ver 8040° hohe Negoi bei dem Rotbenthurm-Baß faft in der Mitte 
des fürlihen Randgebirges, welches überhaupt das höchſte, während das weftlide 
Gebirge das nietrigfte ift — fo daß alfo Siebenbürgen von Ungarn aus am zu⸗ 
gänglihften, gegen die Moltau und Walachei aber abgefperrt erſcheint. 

Die Hauptthäler des Landes (Szamos, Maros, vie breiten Kofel, Dit) find 
breit und frudhtbar. Bon der Kofel norbwärts bis zur Szamos breitet ſich eine 
weite Hügellandſchaft aus (Mezöfeg), wirkliche Ebenen gibt es aber im Lande 
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nicht. Edle Metalle, dann Eiſen und Kupfer finden ſich an mehreren Orten, 
Schwefel am Büdös; am meiſten bemerfenswerth ſind jedoch die ungeheuern 
Steinſalz · Lager, welche im Innern des Landes aufgeſpeichert find, die an Mineralien 
xeichfte Gruppe ift das Erzgebirge an der Grenze von Ungarn. — In Südweſt 
brängen fi die Gebirge von Siebenbürgen weit nady Ungarn hinein, und errei» 
hen eime beträchtliche Höhe. Diefe Gruppe heißt das Banater Gebirge. Hier 
erhebt fi der Szarko über 7000°. Das Draviczaer Gebirge liefert in großer 
Menge Steintohlen und Eifen von ausgezeichneter Qualität, außerdem : Blei, auch 
Bold, Silber und Kobalt. 

Die Züge diefer Gebirge erftreden ſich bis an die Donau, deren Strombett 
fie einzwängen; das berühmtefte von ben bier gebildeten Stromfchnellen ift das 
eiferne Thor. 

Die Karpathen erftreden fi an das rechte Donau⸗Ufer nicht — hier breiten 
fi die äftlihen Berzweigungen der Alpen aus, weldhe Ungarns Grenzen in 
großen Halbkreifen von Preßburg bis Peterwarbein berühren. Zwifchen der Donau 
und der Mur, an ben Grenzen bes Landes erheben ſich die öftlichen Ausläufer 
der norifchen Alpen, aber nur an wenigen Stellen über 2000‘, Größere, beträcht⸗ 
lichere Sebirgsmaffen bilden die Ausläufer der Tarnifchen, julifchen und theilweiſe 
binarifchen Alpen, welche fi in Kroatien, Siavonien und in ber Militärgrenze 
verzweigen.. Bon Gran fühmwärts bis zur ſüdweſtlichen Spige des Plattenfee’s 
breitet fi ein: weit ausgebehntes , aber niebriges , ifolirtes Gebirge ans, welches 
bie zwei umgarifchen Beden von einander ſcheidet: es ift das Balony- Bertefer, 
Gebirge. (mit nennendwerthen Marmorbrühen und Braunlohlen), Weiter gegen: 
Süden in der Gegend von Fünfkirchen erheben fi Gebirge von Heinerem Um 
fange mit ausgezeichneten Steinkohlen⸗Lagern. eo, 

Dieſe ifolirten Gruppen find als Vorgebirge derz Alpen zu betrachten; fie 
verleiten fich fowohl. unter einander als -aud mit den Alpen durch kleinere und 
größere Erbrüden und Hügelgruppen. 

Ungarn ift auh mit Mineralwaffern und Heilquellen reich gefegnet. 
Mehrere feiner Bäder find ſchon von den älteften Zeiten ber. weit berühmt; es 
genügt, vie Heilquellen von Dfen, Bartfeld, die Hertulesbäder non Mehadia (im 
Banat) zu erwähnen. | 

Das Klima ift ein kontinentales: der Winter ift lälter als in Schottland, 
als auf den HYarder-Infeln fogar, dann folgt aber nad kurzem Frühling fat um- 
mittelbar der Sommer fo heiß, wie im tiefen Suüden Europa’d. Der Herbſt ift 
meift anhaltend ſchön und die angenehmfte Jahreszeit. Die mittlere Jahrestempe- 
ratur vom Peft (in der Mitte des Landes) ift 100 C., in den nördlichen, bergigen 
Strihen natürlich geringer, im Süden, auf der Ebene etwas höher. Im Allge- 
meinen aber iſt die mittlere Iahrestemperatur eine höhere, als bie diefem Parallel- 
kreiſe entſprechende Normaltemperatur. Dies ift hauptſächlich dem gewaltigen Ge- 
birgszuge der Karpathen zu verdanken, welche die jharfen Nord» und Norboftwinde 
aufhalten, während bie fid) gegen Süden öfinenden Thäler den warmen Gübiweft- 
und Südwinden freien Zufluß gewähren, ferner dem fo ausgebehnten Tieflande. 
Doch bewirkt diefer letztere Umſiand, fowie auch die große Entfernung vom Welt« 
meere eine zu große Trodenheit der Luft, verem Folge im Allgemeinen nicht nur 
bie geringe Regenmenge, fondern aud nad dem Regen ein fchnelleres Austrodnen 
bes Bodens ift. Daher gehört‘ die Dürre zu dem öfters wieberfehrenden Landes⸗ 
plagen von Ungarn. 

;; H,.&o verſchieden pas Land in feiner äußern Geftaltung, ebenfo manigfaltig ift 
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defien Beevdlterung. Verſchieden nah Nationalitäten, Religion, Sitten um 
Gebräuchen bildet doch Ungarn ein Reih, deſſen Haupt und Nebenländer den 
Begriff des gemeinfamen Baterlandes während ihres ein Jahrtaufend hindurch 
dauernden Zuſammenlebens feft begründeten, trotzdem daß vielerlei innere md 
äußere Stürme Theile desfelben vom Ganzen riffen, und ungeaditet ber in und 
vor dem Jahre 1348 ans politifchen Motiven entiprungenen Nationafitätenhete. 

Die herrſchende Nationalität fomohl dem Namen als der Zahl und Kalter 
nach find die Ungarn. 51/, Millionen, welche theilweife zwar mit einen Fleden 
anderer Nationalitäten untermifcht, dennoch eine zufammenhängende kompakte Maſſe 

im Gentrum des Landes bilden, fich über einen großen Theil jenfeits und nördlich 
ver Donau erftredend das Thal zwifchen dieſem Fluffe und ver Theiß ausfüllen, 
am jenfeitigen Ufer der legteren öftlich fih bis gegen die Grenze Siebenbürgens, 
füdlich bis gegen das Banat ausdehnen und in Siebenbürgen newerbings, we 
niger fompalt zwar, aber unterftügt von den dort maflenhaft mohnenden flamm- 
und ſprachverwandten Syeflern, wenigftens ber Intelligenz und dem Beflge nat, 
als Hauptnation erfcheinen. Nördlich vom Eintritt der Donau in das Land, hin 
ziehend an. ver Gebirgskette der Karpathen und an den Ausläufern derſelben gegen 
das Tiefland, wohnen die Slovaken 11/, Millionen, theilweife angrenzend und 
vermischt die Ruthenen, 1/, Million, ald Uebergang zu den in den nördlichen 
Hrenztomitaten Ungarns und in Siebenbürgen maffenhaft auftretenden Wal- 
laden, 21/, Millionen. Den füdöftlichften Theil Ungarns und theilmeife fid an 
jene lehnend, bewohnen, obwohl nirgends rein und ausfhlieglih, die Serben, 
900,000, melche, mweftwärts an Kroatien grenzend, in die ftammverwanbdten dech 
religiös verfchiedenen Kroaten 1,200,000 übergehen, und bei Flume an Ita— 
liener und italienifhe Dalmatiner grenzen. Die Deutfhen, obwohl in 
großer‘ Zahl, circa 11/, Millionen, im Lande wohnend, bilden doch nirgends eine 
fompatte Maffe, und als foldhe ift im vollen Sinne des Wortes felbft die ein 
eigenes Territorium, den fundus regius, befigende Nation ver Sachſen, obmohl 
vormals dritte Hanptration des Landes, nicht zu betrachten, da ihr Territorium 
felbft zerfplittert und meiftens durch wallahifhe Ortſchaften und Befigthümer, 
theifweife auch durch ungarifhe Territorien unterbroden wird, In Ungarn jelbft 
ericheinen deutſche Ortſchaften fehr zahlreich, und iſt, oder war vielmehr die ftäb- 
tiſche Bevölkerung vorwiegend deutſch, wie felbe noch jest in den Bergſtädten, in 
einigen Bezirken Zipfens u. f. mw. zuhlreih angetroffen wird. 

Obwohl diefes Sprachengemenge hiſtoriſch der politifhen Freiſinnigkeit und 
der Euthaltſamkeit von jedwedem nationalen Zwange zuzuſchrelben iſt, jo hat im 
Laufe ver Zeiten die ungarifche Nationalität doch überwiegend zugenommen, ba 
felöft in den vermifchten Komitaten bie im Grofbefig von Grund und Boten, 
ja von Bildung und Kultur befindliche fogenannte Intelligenz beinahe ausſchließ 
ih ungarifher Nationalität ift, und ift diefe Zunahme felbft zur Zeit des größten 
Germanifirungszwanges in der Bach'ſchen Periode zwiſchen 1850 und 1860, an 
Zahl und Imtenfivität befonders ſtark geweſen. Außer den aufgezählten Haapt- 
nationalitäten finden fih in Ungarn noch Bulgaren, Albanefen, Griechen, Armenier, 
Zigeuner and die nicht ſowohl nationalitätd- als religionsweife verſchiedenen 
Feraeliten, im Ganzen beiläufig eine halbe Million, 

Die Berſchiedenheit der Nationalitäten finden wir auch im ver Religion. 
Die fogenannte herrſchende Kirhe in Ungarn ift 'die fatholifche mit 6,5 Mil 
lionen Bekennern des römifhen Ritus, größtentheils Ungarn und Deutfche, dam 
4 Millionen Vekennern des griechiſchen Ritus, Serben und Wallachen, wovon ein 
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Theil, 24/, Millionen, zur griechiſch nicht) unirten Kirche gehört. Proteftänten 
evangelifcher Konfeifion 1 Million, mehreftens bie Slovalen ver nörbliden Ko⸗ 
mitate, belvetifcher Konfeffion 2 Millionen, rein Ungarn theils im Hauptlande, 
theils Siebenbürgen, wo. auch) circa 50,000 Unitarier vorlommen. Iöraeliten gibt. es 
etwas : über 400;000 Seelen. =: — 
Intereſſant iſt die Bertheilung ver ifraelitiſchen Bevölkerung, welche im Ganzen 
nur einen klleinen Bruchtheil der geſammten Bewohner bildet, in einigen Städten 
aber im bedeutender Zahl auftritt. Wenn dieſelbe auch nicht 40 %/, beträgt, wie 
+8: im Galizien in Lemberg, fo erreicht fie doch immerhin 15%, in Großwardein, 
14%, in Peſt ⸗Ofen und: Preßburg. ) Gh 
- Hinfihtlih der Bernfstlaffen kann blos die letzte, ziemlich unvollſtän— 
bige Volkszählung vom Jahre 1867 im Betracht kommen. Nach derſelben bildet 
in Ungarn als vorwiegendem Agrikulturſtaat die Klaſſe der Grundbefiger 10%/, 
ber gefammiten Bevölkerung, jene der länblüchen Hälfsarbeiter 7 9/,, Taglöhner 6 %/,, 
Gewerbtreibende, * Fabrifanten "und deren Hülfsarbeiter kaum 3%,, Handels⸗ 
befliſſene ſammt Hülfsperſonale 0,5 %/,, Hausbeſitzer und Kapitaliften 1,39%/,, alle 
übrigen! Berufsklaſſen, als Geiftlihe und Beamte, Schriftfieller, Künſtler, Advo— 
faten, Aerzte sc. bilden nur Heine: Bruchtheile der Geſammtbevölkerung, von wel 
den 4,89/5 auf männliche Individuen über 14 Jahre ohne beftimmten Beruf, 
64 9/, aber auf Frauen und Kinder entfallen. al: 
Die Klaffe ver Adeligen hat feit 1848 aufgehört: von Intereffe zu fen, hat 
früher aber gerade im Ungarn einen bedeutenden Theil der Gefamntbevälterung 
Die gefammte Bevollerung Ungarns zählt etwas fiber 14 Millionen, wovon 
auf das: eigentliche Ungarn 9,9, Kroatien und Slabonien 0,9, Siebenbürgen 2,1, 
die Militärgrenze 1,1 Milliontentfallen. Das Verhältniß der relativen Bevöllerung 
iſt ſehr verſchieden und lange nicht befriedigend. So entfallen in: Ungarn 2541, 
in Kroatien und Slavonien 2548, in Siebenbürgen 1928, in der" Militärprenge 
1741, im Dalmatien 1740 Köpfe. auf eine Quadratmeile. Er 
“ Die Bewegung der Bevölkerung iſt zwar im fonftanter wenngleich Tang- 
famer Zunahme begriffen, doch ift das Verhältniß des Wachsthums in dem letzten 
Jahrzehnt eher‘ geringer geworden als geftiegen. Die Vermehrung betrug in ven 
Jahren 1857— 1859/60 in Ungarn 1,02 %/,, in Kroatien und Slaͤvonien 1,28 9%), 
in Siebenbürgen 1,06, im ber Militärgrenze 1,02 %,. Die Ein- und Auswan- 
derung bildet in Ungarn feinen bedentenden Faktor der Vollsbewegung, wohl aber 
üben in ven letzten Decenmien die immer fpärlicher werdenden Trauungen und 
infolge deſſen verminderten: ehelichen Geburten keinen mehrenden Einfluß anf die 
Bevöllerung. Die Zahl der Trauungen betrug im den ungariſchen Rändern im 
Jahre 1852 157,000, im Jahre 1855 126,000, und fiel-im folgenden Jahre 
anf 117, und 118,000, ftieg im Jahre 1856 auf 146,000 und’ fiel in den fol⸗ 
genden Jahren grabatim bis anf 111,000. Während demnach das Jahr 1852 
gegen bie Borjahre eine Vermehrung ver Trauungen um 5%/, nachweist, ift bie 
inberung ſchon im nädyften Jahre 20, weiter 6, 7, 3, 6%/, und iſt nad 
einer 29procentigen: Steigerung im Jahre 1856 wieder ein ſyſtematiſches Herab- 
gehen um 8,5, 6/2 und 11 0/, bemerkbar... Dasjelbe traurige Verhältniß, welches 
die jährliche Abnahme der Trauungen konſtatirt, finden: wir auch im fortwährend 
sunehmenden Alter ver Getrauten, und es wächst ftetig die Zahl’ der ‘über BO 
Jahre alten Neuvermählten indeß kann das Berhältnig Ungarns gegem jenes ber 
übrigen : Monarchie noch Immer günftig "genannt werden, trogdem daß die Palins- 
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— gegenüber den protogamen Ehen in Ungarn im verſtärkten Verhältniſſe 
auftreten. 

Im Allgemeinen fällt in Ungarn eine Traunng auf 148 Perfonen, in Sie 
benbürgen auf 132, in Kroatien und Slavonien auf 76, in ber Militärgrenge 
auf 83. Die Zahl der Geburten ift im Allgemeinen groß, doch noch größer das 
Abfterben der Neugebornen, obwohl vie legten Jahre auch in ber Zahl ber Ger 
burten eine bedeutende Abnahme konftatiren. Die Zahl der Geburten betrug näms 
lih im Jahr 1852 521,213, im Jahre 1859 nurmehr 577,510 Seelen und ed 
trifft eine Geburt in Ungarn burdfchnittlih auf 21—22 Perfonen. Das Ber 
hältniß der unehelihen Geburten beträgt im Allgemeinen 4—50/, und kommt 
auf 15—16 Neugeborne eine unehelihe Geburt, in der Militärgrenze erft auf 
67 eine unehelihe. Die Geburten männliben Gefhlehts find überwiegend um 
fallen im Durchſchnitt auf 100 neugeborne Mädchen 106 Knaben. 

Die Sterbeziffer ift bedeutend. Es kommt auf je 30 Perfonen ein Sterbefall. 
Die größte Sterblichfeit fällt natürlih auf die Kinder bis zu einem Jahre, welde 
34 /, der gefammmten Todesfälle bilden. Unter 10,000 Berftorbenen fommen 4718 
bis zum fünften Jahr, darauf folgt eine ſtarke Abnahme bis zum 20., in wel 
chem blos 290 Sterbefälle vorfommen, und ein fucceffives Steigen auf 439 im 
ſechs zigſten Lebensjahre, von da an wieder Abnahme. Doch kommen nod immer 
8 Sterbefälle auf 100 und 3 über 100 Jahre. Das Ueberwiegen ber männlichen 
Geburten "zeigt fih audy in den GSterbefällen, nur in verflärttem Maße, inben 
auf 100 Frauensperfonen 113 männlihe Individuen treffen. 

III. Ungarn ift ſchon vermöge feiner geographifchen Lage, wohl aud der Kultur 
ftufe feiner Bewokner nah zum großen Theil auf den Landbau angewieſen, 
ohne jebod der Gewerbe gänzlich zu entbehren. Die weiten Steppen ber oben be 
jhriebenen Heinen und großen ungarifhen Ebenen mit ſtark bevölterten aber in 
weiter Entfernung von einander liegenden Orten, eignen fid außer dem Aderbau 
nod ganz befonders zur Viehzucht, und hätte aud Ungarn in ber weiteren 
Ausdehnung biefes Erwerbszweiges eine ſchöne Zukunft, obwohl die aus dem nahen 
Driente von Zeit zu Zeit eingefchleppte Rinderpeſt in den leßteren Jahren ben 
Biehftand des Landes decimirte. 

Nichts defto weniger ift es die Wolle, und zwar in vielen und großen Shi 
fereien bereits fehr verebelte und feine Wolle Ungarns, welche zum großen Theil 
ben Reihthum des Tandes nährt, und leider im Lande zum geringften Theile ver- 
Pponnen, den weltberühmten Brünner Fabriken das gefuchtefte Rohmaterial Liefert. 
Zur Hebung ber Pferdezudt wird nunmehr, nad beinahe gänzlihem Abfterben 
der einft geſuchten Landesrace, aud von Seite des Staates vieles gethan. Die 
Hornviehzucht jedoch verfällt theild wegen der erwähnten Rinderſeuche, theils wegen 
fortwährend gefteigertem Aufbrechens des urfprünglichen Wiefen- und Weidelanbet 
ohne Subftitutrung entſprechender Stallfürterung immer mehr, und find die einfl 
berühmten langhörnigen Rinbviehracen zum großen Theil auf ein Minimum re 
ducirt. Borſtenvieh wird theil® in den Banater, theild in den Komitaten jen- 
feit8 der Donau in vorzügliher Gattung und Menge gezüchtet, und bilvet einen 
Haupterportartifel des Landes. Bienen- und Seidenzudt ‚haben noch immer nicht 
das nöthige Terrain gewonnen, befonders legtere kann trog mannigfader Br 
mühungen intelligenter Landwirthe und felbft ver Regierung nicht recht gedeihen. 
Die Forſtwirthſchaft wird auf einigen größeren Güterkomplexen, theilmelle 
aud auf den ausgedehnten Kameral- und Kronherrfchaften mit Erfolg betrieben, 
doch iſt es die mangelhafte Kommunikation, welche in vielen Gegenden ben im 
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menfen Holgreichthum gehörig zu verwerthen nicht geftattet. Was fpeciell ven Feld- 
bau betrifft, jo hat ſich die Produltion Ungarns feit theilweiſer Trodenlegung 
der Theig-Nieberungen,, hauptfählih aber feit Abfchaffung tes Zehents und Ro« 
bots, auch in Folge der Kriege des fehsten Jahrzehntes und der dadurch ge» 
ſteigerten Nachfrage verzehnfacht. Insbefondere ift e8 der Weizen, welchen Ungarn 
in ausgezeichneter Qualität producirt. Neben Weizen gebeiht Korn, Gerfte, Hafer, 
Diden, Reps, Rüben, Hanf, Flache, Tabak, Wein, Erväpfel, Melonen und 
ale Gattungen Feld- und Baumfrüchte in Fülle. Es wird dem Lande zum 
Borwurfe gemacht, daß es zum Nachtheil der Handelsgewächſe und Viehzucht ſich 
in. zu ausgebehntem Maße ber. Welzenprobultion ergibt. Bedenkt man aber bie 
Berhältnifie, welde ein in jeder Beziehung mißliebiges Regierungsſyſtem fechszehn 
Jahre hindurch dem Lande aufgezwungen, bedenkt man die gänzlich veränderten 
Bermögensverhältniffe, in melde ver Adel ala Großgrunpbefiger in Folge der 
Urbarialbefreiung ohne Kapital und Kredit gerieth, die, ohne Nüdficht auf die 
Lage des Landes, auf einmal befretirte Steuer ſammt allen Laften, welche einer 
in diefer Beziehung jungfräulihen Bevölkerung aufgebürdet wurden: fo gelangt 
mon fehr leicht: zur Einfidht, daß Ungarn vor Allem das die meiften und ſicherſten 
Revenüen liefernde, alfo am meiften ausführbare Produkt zu erzeugen: gendthigt 
war, und man wird bie Bendlferung entſchuldigen müſſen, welche im Befige von 
allen nöthigen Lebensbebürfniffen, gerade deſſen ermangelte, weflen fie unter fo 
Be veränderten Kulturverbältuiffen am meiften bebürftig war, nämlich des 

eldes. | 

Bon dem Eingangs erwähnten Flächenraum fallen auf tie produftive Fläche In 
Ungarn 3132,5 Q. M. ober 86 %/, des ganzen Flächenraumes; in Siebenbürgen 
826,1 O.M. — 78,3 0%/,, in Kroatien und Slavonien 290 D.M. = 91,1%, 
in der Militärgrenze 464,1 D.M,. = 80%,. Im Ganzen fallen daher 84,1%, 
auf probuftiven 15,9 9/, auf inprobuftiven Boden. 

Hievon find Aderfeld 1707,7 Q. M. oder 36,2 9/,; Weingärten 65,8==1,4%/,; 
Wieſen und Gärten 712,2 = 15,1 %/,; Weide 740,8 = 15,7 %,; Waldung 
1486 1 = 31,6 9/4 

Dbwohl im Oanzen genommen dies Verhältniß fo ziemlich entfprehend wäre, 
fo ift es doch die unproportionirte Bertheilung der verſchiedenen Kulturgattungen, 
welde der Entfaltung größeren Wohlftandes binderlih entgegentritt. Während 
nämlid die erwähnten großen Ebenen an Brenn-, Bau- und Werkholz gänzlichen 
Mangel leiden, und nad Austrodnung der Theißniederungen auch des Erfages an 
Rohr beraubt find, find es wieder einige nörblihe Komitate Ungarns, und einige 
ſüdliche Kroatiens, melde an Taufende von Jochen umberührter Wälder befigen, 
aus Mangel an Straßen und Kommunilationsmittelm aber ihren Naturreichthum 
nit verwertben können. " 

Neben einigen hochkultivirten Gegenden find es vielfah bie fruchtbarften 
Flachen des Landes, in welden theild der Mangel an dichter Bevölkerung, theils 
der Mangel an Holz, keine intenfivere Bodenkultur auffommen läßt, da die weiten 
Streden forgfamere Bearbeitung faum geflatten, das Stroh jedoch, biefes unbe 
zahlbare Subftrat des Düngers verfenert werden muß, weshalb es blos der bei 
nahe unverfiegbaren Güte des Bodens zuzuſchreiben ift, daß bisher noch ent⸗ 
ſprechende Ernten erzielt werben konnten. 

Die Menge des jährlich erzeugten Getreides beläuft fih nad amtlichen 
Schägungen auf 28,000,000 Megen Weizen, 29,000,000 M. Korn, 16,000,000 
M. Halbfrucht, 38,000,000 M. Mais, 19,000,000 M. Gerfte, 36,000,000 WM, 
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Hafer und etwa 2,000,000 MM. verſchiedener Feldfrüchte. Wieder wäre es bie 
Menge, deren Erzeugung mehr als ber Nothdurft des Landes genügte, würde bie 
Vertheilung ebenſo günftig fi geftalten. Nun ift aber das Land Jahrhundert: 
hindurch theils äußeren, theils inneren Feinden gegenübergeftanden, md lonnte 
ſich ſeit 300 Jahren feiner Regierung rühmen, weiche den Kulturanſprüchen der 
Landes Rechnung getragen hätte. Ohne eine reiche induſtrielle Bevbdlierung, ven 
beften Abnehmer ver Bodemerzeugniffe, und ohne gehörige Kommunikationsmitke| 
leidet es an Abjagmangel, und kann ſich ſelbſt feiner größtentheils monopoliſirten 
und nit im Iuterefie des Landes angelegten Eifenbahnen nicht. erfreuen ,- welde 
duch hochgeſchraubte Transportfpejen vie Konkurrenz mit dem Auslande erfchiweren, 
‚ja jelbft unmöglich maden. 
Während fich die Landwirthſchaft Ungarns trog mander- Mängel immer mehr 
der intenfiveren Kultur zuwendet, und im Berhältniffe zum. übrigen Oeſterreich fih 
«in ausgebehntefter Weife der landwirthſchaftlichen Maſchinen als Erſatz der fehle: 
den Menſchenhände bedient, find es außer Körnerfrüchten noch ‚imsbefondere Hanf 
und Flachs, noch mehr jedoch Tabak und Wein, welde ven Bodenreichthum Un 
garns verkünden, ohne dem Lande benjenigen pefuniären Nuten zu verſchaffen, 
welchen andere europäifdhe Staaten aus gleichartigen geographifchen -umd---Eiiim- 
tiſchen Berbältnifien ihöpfen. Der Anbau des Tabals ift buch: taufendfältig: 
Plafereien der Monopolswirthſchaft theils beſchränkt, theils vielfach verleidet, md 
fonnte nod immer nicht zu einer folden Ausdehnung gelangen, welche bei maſ— 
jenhafter Ausfuhr wirklihen Gewinn brächte, umſomehr als mehrere Gattungen, 
wie Debröer, Verpeleter, Ribaer u. f. w. zu den beften europäiſchen Gattungen 
‚gehören, nad Einführung des virginijhen Tabakſamens aber: auch amerifanifd: 
Sorten in befter Dualität gebeihen. 2 
Auch ber Weinbau, in fo ausgebehntem Maße er auch betrieben wird; dient 
doch hauptjählih nur zu heimiſchem Konfum, trog dem daft viele Gattungen, alt 
‚der weltberühmte Tofayer, Menefer, Dfner, Rufter u. fi w.- niit franzöſiſchen, 
ſpaniſchen und italieniſchen Sorten beſtens konkurriren -Lörnten , beſonders, wenn 
die noch theilweiſe mangelhafte Keller-Manipulation in der vielerorts bereit® bel 
milden Weiſe vervollkommt und verallgemeinert wird, und- das ber Ausfuhr fein 
lie Bolfyften günftigeren Handelsbeziehungen umd Verträgen weidt. - 
Auch die landwirthſchaftlichen Induſtriezweige gewinnen alljährlich an Zahl 
und Intenſivität; Bräuerei und Branntweinbrennerei, Rübenzuckererzeugung um 
Oelſchlägereien werden in ſtets ausgedehnterem Maße betrieben, Me 
.. Die Produkte des Dergbaues wurden in allgemeinen Umriffen: ſchon oben 
erwähnt, doch iſt es insbeſondere vie Eifeninduftrie, welche in Ungarn einer fhönen 
Zukunft entgegengitge, wenn nicht die auf. die heimiſchen Gewerbe drückenden all 
gemeinen Yaften, vie ſchlechten Transportmittel, und der allenthalben fühlbare Ar 
pitelmongel auch dieſer jo wichtigen Branche förend in den Weg trätem 
Unter den nicht all zu mannichfaltigen, theilmweife ziemlich blühenden Imdu- 
ftriezweigen, bejonders in Halbfabrifaten ift es bie Miühleninpuftrie, welche in 
Ungarn währen des legten Iahrzehntes einen mie gehofften Aufſchwung genommen 
hat. Ungariſche Mahlprodukte konfurriren trotz des Ausſchluffes vom” heimlichen 
Dafen und. des über Trieft zu nehmenven Umweges mit ven Heften Produlien 
aller europäiſchen Yänder, und außer Frankreich und England ſind es ameritaniih? 
Häfen, Indien und China, melde ungarifches Mehl fuchen und konſumiren. Die 
im. übrigen Europa, theilweiſe aud in den dſterreichiſchen Erbländern ſchon bei: 
‚milde Baummolleninpuftrie hat in Ungarn noch wenige Fortſchritte ‚gemadt, de 
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gegen Legt die Schafwolleninduſtrie nicht gänzlich darnieder, und hat Ungarn doch 
einige wenige Etabliſſements aufzuweiſen, welche geſuchte Waare liefern. Ebenſo iſt 
‚bie Leinwandinduſtrie in einigen nördlichen Komitaten in ziemlicher Blüthe; in 
den, Wälbern des Balonyer Gebirges aber befteht die Herender Porzellanfäbrik, 
‚deren Produkte hinſichtlich der trefftich gelungenen chineſiſchen Nachahmungen Felbft 
von Fraukreich und England nicht erreicht werden; Leder⸗, Papler und Holzibäaren- 
und vlele andere Fabriken arbeiten ferner in ausgezeichneter‘ und ausgedehnter 
Weiſe, und verführt Fiume allein jährlich für viele Tanfende von Gulden -Papier- 
‚fabrifate,. welche ſelbſt mit englifchen derglelchen Fabrikaten glücklich koönkurriren. 
Dis zum Jahre 1849 bildete Ungarn und feine Mebenländer ein eigenes 
Zollgebiet, ohne jevod au den gehofften Vortheilen des öſterreichiſcherſelts ‘feft- 
gelegten Hochſchutz zolles ‚zu partieipiren, weldyer ſelbſt den öfterreidjifchen 'VBerhält- 
niſſen nur wenig entſprechend, Uugarn gegenüber geradezu ale Gift: wirkte, und 
weber das Aufblühen der Inbuftrie, nod das Gedeihen der Landwirthſchaft för— 
berte, im Öegentheil beide Gewerbe, den Handel mit eingerechnet, zu vegelltendem 
Siechthum verurtheilte. LEE 
Nach dem Kriege: des Jahres. 1848 ward, wenn. auch. nicht aus väterlicher 
Bürforge der Regierung, fo doch in. Folge der nivellivenden Richtung des ftärren 
Gentratifationsfyftems auch die Zollſcheide zwifchen den Rändern der Stephatiäfrone 
und Defterveic aufgehoben. Daß Oeſterreich nothgebrungen einer fteieren Han⸗ 
delspolitil huldigen mußte, lam indirelt au Ungarn zu ftatten, obwohl ſich Un- 
gem zu noch viel freieren Principien bekennt, und jo mie es trotz aller Negie- 
rungshemmniſſe dennoch zu einer, (wenn auch ſchwachen Induſtrie gelangte, fo drätigt 
es auch -Defterreih vorwärts auf die Bahn des Freihandels, welche zugleich tie 
Dahn des intelleituellen und materiellen. ortfchrittes, auch: Ungarns Kultur das 
verſchaffen foll, was ihm, feine politiihen Kämpfe während der eiröpätfehen Frie— 
densjahre bisher zu erreichen nicht. geftatteten.. . — ee 
An den Landbau hebenben, die Inbuftrie befördetnden, vorzüglich aber "Yen 
Dandel  umentbebhrlichen Land» und Waſſerſtraßen, insbeſondere den neueter 
Zeit hauptfächlich ins Gewſcht fallenden Eifenbahnen hat Ungarn noch lange 
nit zur Genüge. Zwar durchzieht als Hauptſtrom die Donau, wie wir geſehen, 
das Land ſeiner ganzen Länge nach, und iſt außerdem die Theiß von Namenh 
und Tokay an, die Maros theilweiſe ſchiffbar, und wird im’ neuerer Zeit auch 
ſchon die Drau, theilweiſe auch die Save mit Dampfſchiffen befahren; der Blat- 
tenfee, Ungarns größtes Binmenwafler, ift ebenfalls mittelft eines Kanales mit ber 
Donau, dieje mit der Theiß mittelft eines ſchiffbaren Kanales (Franzens-Kanat) 
verbunden, unb exiſtirt ein folder, der Bega-Kanal im Banate zur Theiß; doch 
find die meiften Flüſſe Ungarns gar nicht, oder faum mit Flößen befahrbar. 
Die Straßenzüge des Landes entiprehen noch lange nicht. dem Bedürfnifſe 
des Handels und der Kommunikation; ‚und ‚wenngleich. Oberungarn vermöge des 
reichlich, vorhandenen Materials gut erhaltene Strafen beftkt, aud im Kroatien und 
ber Milktärgrenge einige ausgezeichnete Straßenzüge erbaut wurden, ſo ſind dagegen 
in: Niederungarn pie Haupt- und Nebenftraßen noch im primitioftert -Zuftande, lin 
jahe hievon ift nicht nur die Bernadläffigung von Seite ber Gemeinden, Komitate 
and der Regierung, fonbern auch der Umftand, daß es überall an dem nöthigen Dia- 
terial mangelt. Es finden ſich meilenmweite Streden ohne Stein, Schotter oder Sand, 
und felöf ven in neueſter Zeit angelegten Eijenbahnen dürfte es ſchwerlich ſo bald 
gelingen, das entſprechende Material zuzuführen, . wenn nicht, wie fürzlich beantragt 
wurde, die Anlage von Klinkerfteaßen dieſem Bedürfniſſe abhelfen wird. Dieſer Um⸗ 
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ftand erllärt e8 zum Theile, daß ein großer Theil ver Eifenbahnen mr ſchwaqh 
rentirt, 

Eifenbahnen find zwar in den legten Jahrzehnten in ziemlicher Anzahl angelegt, 
zum Theil auch ausgebaut worden; doch war bei Tracirung beinahe aller in der 
Bach'ſchen Periode projektirten Bahnen vielmehr das politiſche und ſtrategiſche als 
das national-ölonomifhe Bedürfniß maßgebend, und diefem Umftande ift es größten 
theils zugufchreiben, daß weder die ausgebauten, nod bie vom laiſerlichen Handel 
minifterium projeltirten Bahnen dem Landesintereſſe entſprechen. 

Die Hauptlinien durchziehen das Land von Weften nah Südoſten (Wien, Bel, 
Szegedin, Temesvär, Baziäs), ferner vom Mittelpunfte des Landes aus gegen Güt- 
weft (Ofen, Stuhlweißenburg, Kanizfa, Bragerhof, Trieft). Peft ift ferner in Bahn⸗ 
verbindung mit Großwardein, Debreczin, Miskolez, und es iſt die Fortfegung der 
Peft-Großwarbeiner Bahn, welche Siebenbürgen mit Ungarn, weiterhin die 
hei und das ſchwarze Meer mit der Hauptftabt verbinden follte. Statt der Orsf- 
warbein-Giebenbürgenbahn wurbe aber jene von dem ebenfalls mit Peft: bereits 
verbundenen Arad Über Hermannsftadt beliebt und dadurch in eine Sadgafle ge 
leitet, ohne weder den Intereflen des Landes, noch jenen des Weltverkehres zu 
entſprechen, da die walladifche Regierung einen Anfhlug an diefe Bahn minmer 
gewähren, das ſchwarze Meer daher auf felber niemals erreicht werben wird. 

Das volkswirthſchaftliche Komite der ungariſchen landwirthſchaftlichen Ge 
ſellſchaft hat im Jahre 1860 ein Memoire über die zu bauenvden Bahnen ent- 
worfen, in welchem als Hauptgrundfag aufgeftellt wurde, daß das Eifendahn- 
foftem Ungarns von der Hauptftabt aus ftrahlenförmig fih nah allen Weltgegat 
ven verbreite, und die wichtigeren Orte in feine Kommunikationslinien -aufnehme. 
Diefem Plane gemäß wären einerfeit? Wien mit dem gefammten Weſten, ander 
ſeits Flume mit feinem vorzüglichen Handelshafen, gegen Norden Kaſchau ⸗Oder⸗ 
berg und der Anſchluß an die mährifch-galizifhen Bahnen, gegen Oſten aber übe 
Großwardein · Klauſenburg · Kronſtadt das ſchwarze Meer die Enppunfte des geſamm⸗ 
ten ungariſchen Eiſenbahnnetzes. Bon dieſem Plane find bis jetzt freilich nur Vruch 
teile ausgeführt, immerhin aber ift ein fruchtbarer Anftoß gegeben, um das jahre: 
lang Berfäumte nachzuholen, das Mangelhafte zu verbeffern und durch Ergänzung 
des Fehlenden, mittelft Zweig. und Anſchlußbahnen das gewünſchte, aud) national 
ölonomiſch entjprehente Eifenbahnneg zu vervollftändigen. 

Das ebenfalls zu den Kommunikationsmitteln zählende Poſt- und Tele 
graphenweſen ift in Ungarn analog den öfterreihifhen Zuſtänden. Poft- und 
Telegraphenverwaltung ift in den Händen des Staates, und obwohl In dieſer Dr 
ziehung nicht zu läugnen ift, daß die öfterreichifche Regierung in neuerer Zeit 
weſentliche Berbefferungen und Erweiterungen, namentlich im Telegraphenbetrieb 
eingeführt hat, fo konnte body die allerfeits bereits glänzend erprobte Pertos und 
Tarifverminterung noch nicht durdgreifen, und find nidt nur die Taren der Pri- 
vattelegramme trog mehrfacher Preisermäßigungen, fondern insbefondere auch die 
Poltgebühren zum hellen Nachtheile ver Privaten und des Handels noch immer 
zu hoch (5, 10 und 15 Kreuzer für dem einfachen Brief nach der Entfernung 
von 5, 10 und 20 Meilen). 

Unter den, die materiellen Interefien des Landes vorzüglicherweiſe empor 
belfenden Inftituten find es mamentlich jene tes Krepits, welde in erfter Reihe 
Erwähnung verbienen. Es ift nicht zu läugnen, daß Ungarn auch im diefer Rd 
tung bebeutfam vorwärts fchreitet. 

Die Sparkaffen mehren fi von Jahr zu Iahr aufer den Haupiſtädten auch 
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“bereits. in: kleineren Provinzial Orten, und erreichen jene von Peſt⸗Ofen einen mo- 

natlihen Umfag von 2—3 Millionen Gulven. Außerdem befigt Peft-Ofen eine 
auf Aktien gegründete Kommercialbanl mit einem jährlihen Umfag von nahezu 
50 Millionen. Im Jahre 1864 begann die Thätigfeit der neugegründeten Ge» 
werbebaul, welche ſich troß ihres kurzen Beftehens bereits mit ähnlichen Inftituten 
des Auslandes meſſen kann, in der öfterreihifhen Monarchie aber als Unikum 
daſteht. Speciell der Hebung des landwirthſchaftlichen Kredite dient das im Jahre 
1863 gegründete, obwohl feit 1844 beantragte, und im Jahre 1848 bereits mit- 
telft Geſetzes fanktionirte auf gegenfeitiger Sicyerftellung beruhende ungarijche Bor 
denfrebitinftitut, ein in feiner Art nicht nur im Lande einzige, fondern vermöge 
der zu Rathe gezogenen Erfahrungen des Auslandes auch mufterhafte Auſtalt, 
welche trotz der im größten Nothjahr (1863) begonnenen Wirkfamkeit, und bes 
feither im ganzen Lande fühlbaren Geldmangels bereit? nahe an 15 Millionen 
Biandbriefe im Umlaufe hat, und mit ihrem Nefervefonde ald Escomptebant dem 
Gewerbe- und Handelöftande nicht geringe Dienfte leiftet. Nechnet man zu ben 
erwähnten Kreditanftalten noch die zwei ungarifhen und eine fiebenbürgifche Ver⸗ 
fiherungsgejellihaft, welche ebenfo wie die Sparlafien mit ihren disponiblen Ka— 
pitalien als Giro» und Depofitenbanfen arbeiten, und rechnet man die Filiale der 
Wiener Kreditanftalt hinzu, fo erhält man ein bedeutendes Krebitfapital mit einem 
jährligen Umfag von vielen Millionen. Und doc ift weder dem gewerblichen und 
Handels ⸗ noch weniger aber dem landwirtbichaftlichen Kreditbedarf bisher wirkſam 
abgeholfen, Ungarns Geld- und Kreditwirthſchaft leidet und fiecht vielmehr an den- 
ſelben Krebsſchäden, welde in ver öfterreihifchen Papiergeldwirthſchaft, der alles 
Kapital abfjorbirenden, enormen Staatsfhuld und dem Monopole der Wiener Na- 
tionalbanf mit dem fonftant gewordenen Agio ihren Grund haben. 

Ebenfalls dem Handel und der Landwirthſchaft und ihren Intereffen bienen 
die fünf Handeld- und Gewerbelammern des Landes, fowie die ungarifhe land⸗ 
wirthſchaftliche Gejelihaft in Peft, und viele landwirthſchaftliche Propinzialgefell- 
haften in ven Komitaten, die neuerrichtete Waaren- und Effeltenbörfe in Peft, 
bie: Handelsalademie, gegründet vom Peſter Handelsſtand, jowie mehrere, befon- 
ders Weinhanvels-, Tabalerports-, Donau-Dampfihifffahrts-, Donau, Maros-, 
Theiß-, Regulirungsgefellfaften u. f. w. 

IV. Ungarns Geſchichte der neueften Zeit ift enge mit der Aufrechthal⸗ 
tung und Entwidelung feimer Jahrhunderte hindurch beftandenen, doc vielfach ver- 
kümmerten Konftitution verflodten. Als nach friedlicher Beilegung der Rakoczyfchen 
und Bocslay’ihen Kämpfe im 17. und 18. Jahrhundert, welche nur theilmeife 
ber Religionsfreiheit, großentheils aber der politiihen Freiheit wegen geführt wur- 
den, als nad endlicher fiegreicher Bekämpfung der Türken einiger Frieden über 
das Land kam, verfant auch das Jahrhunderte hindurch kämpfende und vielmals 
befiegte, doch niemals gebrochene Ungarn in jene Lethargie, welde niemals nug« 
bringend für ein Land fein konnte, deſſen größter Feind nicht fowohl in ben 
Schwertern der Mufelmänner, als in den Ränten und Finten der habsburgiſchen 
Regierung zu ſuchen war. 

Die im Jahre 1723 zum Gefege erhobene, fogenannte „pragmatifhe Sant- 
tion" hatte außer der Erbfolge des weiblidden Stammes Habsburg-Tothringen 
fünmtlihe Grundgeſetze des Landes, fowie die Unabhängigkeit und Untheilbarteit 
Ungarns anerlannt; und doch war e3 die Megierung Maria Therefia’s, um beren 
willen. Karl III. vie Rechte der Nation feierlich gemwährleiftet hatte, welche fo 
manche Prärogative der ungariſchen Krone antaftete, ohne daß die dynaſtiſche und 
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ritterlihe Nation der gütigen zwar, wenn auch manchmal ungeſetzlichen weiblichen 
Regierung irgend melde Vorwürfe gemacht hätte. Ja gerade dieſe äußerlich geliute 
und mwohlwollende Regierung war es, unter welcher die Nation in vollem Ber- 
trauen fo zu jagen fchlummerte, angezogen und geehrt von dem glängenten Hofe 
Wiens, von vielfältigen Auszeihnungen und dem einfhmeichelnden perfönlicen 
Weſen der Fürftin. Dem heroifhen Aufraffen beim Megierungsantritt Maria Tie 
refia’s, und dem heroiſchen „moriamur pro rege nostro*, weldes in Xhaten 
iluftrirt , den Krieg gegen Bayern, Frantreih, ja felbft Preußens großem Yrik- 
rich gegenüber mit glänzendem Siege befhloß, folgte jene Periode des entnatione- 
liſirenden Schlaraffenlebens, welches Joſeph II. die Wege bereitete zu feinem kıl- 
turbiftorifh zwar civilifatorifhen, Ungarn gegenüber aber jedenfalls verletzenden, 
feine Rechte mit Füßen tretenden Vorgehen, das aber, wie jede Gemaltmaf- 
regel Reaktion erzeugte, und die Nation aus ihrem Rufe rüttelnd zum Gelbfibe 
wußtfein der Lage und Gefahr brachte, die ihre nationale und moralifhe Eriften; 
bebrohte. 

Es bedurfte der Vergewaltigung Joſephs II., um die in den gebildeteren Kreijen 
Ungarns bereits zu Grab getragene Sprahe und Litteratur zu neuer Blüthe am 
zufachen, mittelft diefer beiden Hauptfaftoren nationaler Kultur aud das politife 
Streben des Landes wieder zu wecken, und die Widerrufung al jener Erlafle 
und Defrete, Reftripte und Verordnungen zu erwirken, mittelft welcher Joſeph 
ohne Landtag und Beirath, mit erleuchtetem Geifte zwar, und feinem Jahrhundert 
voranſchreitend, aber abfolutiftiih und rüdfihtslos Ungarn regiert hatte. Ohne die 
Berbienfte diefes Monarchen zu unterfhägen, welche er ſich hauptſächlich um bie 
materielle Lage der Monarchie und Ungarns zu erwerben bemüht war, ift es dem 
Lande vennoh zur Ehre anzurehnen, daß es feine verfafjungsmäßige freiheit 
und Unabhängigkeit, feine nationale Eriftenz höher fhägte, als das gefammte 
materielle Wohl, und al® Ausprudf diefer Gefinnung bleibt der Landtag von 17% 
ewig benfwürdig in ben Annalen Ungarns, weldher nad Zurädnahme der Joſephi⸗ 
nifhen Neuerungen mit politiiher Weisheit und echtem Patriotismus, unterfägt 
von Leopolds treuherzigem Streben, fämmtlihe Rechte der Nation zw reflituiren 
und zu wahren befliffen war. 

Auf diefem denfwürbigen Landtage entfendeten die Stände eine Regnilolar- 
Kommiffion, welche alle Schäden und Mängel des Reiches aufzudeden, zugleid 
Borfhläge zu maden hatte, wie und auf welche Weife diefen Uebelftänden abjw 
helfen wäre, und es arbeitete bie Regnifolar-Kommifflon ein Elaborat aus, wel 
ches ſowohl in politifher und öfonomifcher als ftrategifcher und jurivifcher Hin 
fit Grundſätze aufftellte, deren Durchführung ihrem Wefen nad felbft heute 
noch den größten Theil der fehnlichften Wünfche des Landes erfüllen würde. 

Der von Ferdinand I., dem erften Regenten aus dem Haufe Haböburg, über 
fommene Krönungseld warb wieder aufgenommen, erweitert und präcifirt, Ungarns 
Rechte und feine Konftitution neuerdings beſchworen, doch nur um wieber verlegt 
und wieder gebrochen zu werben. In Franz I. Negierungsjahre fiel die franzöf- 
ſche Revolution, und die ihr zu Grunde liegenden freifinnigen Ideen fanden lauten 
Wiederhall in den ebenfalld der angeftammten Freiheit huldigenden Gemüthern 
der Ungarn. Eine Urfache mehr, um jedes Verlangen nad Gewähr viefer Freiheit 
von Seiten Defterreichd zu unterbrüden. Das feierlich angelobte Abhalten ber 
Landtage unterblieb, anfangs unter Borfhügen der fehweren Kriegszeiten, melde 
jedwede legislatoriſche Arbeit hinderten. Willig ergab ſich Ungarn darein, Gut 
und Blut dem felbftgewählten Herrfherhaufe opfernd und großmüthig alien Ber 


Ungarn. ‘68 


fprehumgen und Lockungen widerſtehend, mit welchen Napoleon während feines 
Kriegezuges in Ungarn 1808 und 1809 das Land von jener Dynaftte abzumwen- 
ben fuchte, die an Ungarn fo oft wortbrüdig geworben war. 

Hofdekrete regierten das Land, die die Konftitution ſchützende Organiſation 
der Romitate warb geftürzt, an vie Stelle ter Obergefpäne trat ein Syſtem von 
Abminiftratoren, die bewaffnete Macht hemmte die Willensänferung auf den Kon- 
tegationen und alles war im beften Zuge, um Ungarn zu einer abfolut regierten 
Provinz zu mobdeln, zm welcher die Erbländer feit vielen Jahren unter ummittel- 
barem Einfluß ver väterlichen Regierung und zur freude berfelben fo blühend 
beranreiften. Doc bie zähe Refiftenz der Nation fiegte auch diesmal, und Franz I. 
mußte das große Wort ausfprehen: „doluit paterno cordi nostro..... “mit 
welhen er, den mit der ungarifchen Berfaflung getriebenen Mißbrauch bebauernd, 
auf vem Landtag zu Preßburg im Jahre 1825 wieder Alles herftellte, was feine 
Reglerung umgeftürzt, und die gefetlichen Rechte einer vielgeprüften, doch durch 
biefe Prüfungen and lebensfähig gewordenen Nation anerkannte. 

"Die Bertheibigung der gefährbeten Berfafiung, das Anlämpfen gegen bie 
Uebergriffe einer abjolnten Regierung hatte die Nation geftählt, die Befchlüffe des 
1790ger Landtages waren ins Blut der Nation übergegangen, fie war zum Be⸗ 
wußtſein defien gelangt, mas ihr mangelte, und bie Reformen auf allen Gebieten 
des Staatd- und Bollslebend waren das Banner geworden, das Széchenhi 
(f. d. Artikel) vorantrug umd unter welchem die ganze Nation kämpfte. Die Zeit 
don der Krönung und fpäteren Thronbefteigung Ferdinands V. an Bis zu den 
Tagen von 1848 war ein fortwährendes Auf» und Nievermogen dieſer Reform- 
beftrebungen. Der Reformpartei, fpäter die liberale genannt, fland, der MRegie- 
rung zur Seite, eine weniger zahlreihe aber um fo zähere Partei, jene der Ron- 
fervativen, gegenüber. Diefe Kämpfe reiften die Anfichten, ja fie riffen die Nation 
weiter als ihr Führer Szoͤchenyi felbft beabfichtigte. Und während wir ihn früher 
weit Allen voraus die ſatyriſche Geifel ſchwingen fehen, mit welcher er erlahmte 
Geifter zum Fortſchritt trieb, hatte ihn biefer theilweife überholt und gegen das Jahr 
1847 zu näherte er fi mehr und mehr der Megierungspartei. Den im Jahre 1847 
jufammengetretenen Landtag traf die Parifer Revolution mitten in feinen refor- 
matoriſchen Arbeiten, und was fonft vielleicht erft in Jahrzehenten bewirkt worden 
wäre, geſchah in der bis zur Gluth erhigten Revolutiond-Atmofphäre in wenigen 

nden. A 

Das fendale, wenn auch freifinniger entwidelte Gerüfte der ungarifchen Ber- 
foffung brach zufammen, und auf feinen Trümmern erbauten die bisher bevor- 
zugten Klaſſen, die Adeligen felbft, jene demokratiſche Konftitution vom Jahre 
1848, über welcher der Genius des 19. Jahrhunderts ſchwebte. Die bisher auf 
die privilegirten Stände befhränften Wohlthaten wurben der gefammten Nation 
zugänglich gemacht, Robot, Zehent und alle Urbarialitätslaften abgefhafft, die 
Gleichberechiigung vor dem Geſetze ausgefproden, und an vie Stelle der oft er- 
ſchütterten Regierung mit Hoflanzlei und Statthalterei, und der oftmals den Schu 
der Berfaffung bildenden, oftmals aber and unzulänglichen Romitate trat eine 
verantwortliche Megierung, ausgeprägt in einem unabhängigen ungarifhen Mint- 
Rertum, gegenüber einem auf freier Wahl bafirten Mepräfentanten- und auf Ge⸗— 
burt und Wurden beruhenden Oberhaus. 

Die Koryphäen ver Meformpartei: Graf Louis Batthyäny, Franz Desk, 
Baron Yofeph Edtods, Ludwig Koffuth, Gabriel Rlanral, Bartholomäus 
Szem ere ıc. übernahmen die verſchiedenen PVortefenilles, Erzherzog Stephan, der 
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hoffnungsvolle Sohn des populären Joſeph, erhielt ala ſchon früher. gewählter 
Palatin von Ungarn eine beinahe königliche Gewalt. An die Seite des. Königs 
ward ebenfalls ein ungarifher Minifter geftellt, die Union mit: Siebenbürgen 
angebahnt, ein neues Wahlgefeg erlaflen, und Alles aufgeboten, um. Ungarn auf 
dem Wege des Fortſchrittes mit Niefenfhritten an die Seite. ber vorangeeilten 
Bölfer zu bringen. 

Alles dies, und noch Anderes warb vom gefrönten Könige beftätiget, und 
bildet noch heute das geheiligte Reht Ungarns. Die durd nationale Giferfudt 
wegen Ginführung der ungariſchen als diplomatiſchen Sprache aufgeftadelten 
Kroaten und Serben jedoch, unterftägt von der in ihrer abfoluten Machtvollfom- 
menheit erjhütterten Hofpartei fEritten zum bewaffneten Wiberftand. Baron 
Jellahich, der Ban von Kroatien, brach mit kaiſerlichen Solpaten und aufflän- 
digen Kroaten in Ungarn ein, und wurden ihm mit königlichem Einverſtändnij 
geftellte, auf Ferdinand V. beeidete Honned-Bataillone und Nationalgarden - ent 
gegengeftellt. Der Kaifer fämpfte gegen den König, doch ward. der Kaifer immer 
ſtärler, die gefeglid” begonnene Gegenwehr Ungarns warb unter revolutionären 
Bann gethan, kaiferlihe Truppen rüdten unter Fürſt Windifhgräg gegen dat 
Herz des Landes. Ä 

Der nad Peft einberufene Reichstag von 1848, das erfte Repräfentanten- 
haus fowie der Neft des DOberhaufes Ungarns flohen nad Debreczin. Um bie 
anomale Tage des Kaifers und Königs zu erllären, ward Ferdinand V. von ber 
Hofpartei zur Abdanfung gezwungen, und an feiner Stelle trat Franz Jofeph-l. 
als Kaifer von Defterreih, doch ungekrönt und unbeeivet ald König: vom Ungarn, 
die Regierung an. Am 4. März 1849 erließ er eine Reihöverfafiung, welche bie 
ungariſche Konftitution als erlofchen erklärte. Auf dieſe oltroyirte Konftitution aut 
wortete der zu Debreczin tagende ungarische Reichstag, und der aus bemifelben 
bervorgegangene Landesvertheidigungs-Ausfhuß, Koſſuth am der Spige, au 
14. April 1849 mit einer Manifeftation, in welder das Haus Habsburg wegen 
Berlegung der Verfaſſung des Thrones und der Krone verluftig erklärt wurde 

Die Würfel waren gefallen, der Kampf entbrannte auf Lesen und To. 
Noch einmal lächelte das Glüd den ungarifhen Fahnen. Windiſchgrätz warb bei 
Käpolna gefhlagen und flegreih drang die, blos aus Freiwilligen beſtehende, doch 
in hundert Schlachten blutig getaufte ungarifhe Armee unter Görgei, Dam- 
janih, Aulich, Klapka bis Peft vor, eroberte die Feſtung Dfen und 39 
gegen Komorn, entfegte die Feftung und war Herr des Landes. Doch nur kur 
Zeit währte der Siegesrauſch, denn, was die öfterreihifhen Waffen nicht ver 
modten, das gelang der Invafion des norbifhen Riefen. Rußlands Schaaren, 
vereint mit den in Trümmern gefchlagenen und wieder ergänzten öſterreichiſchen 
Heeresfäulen, eroberten Schritt für Schritt das Land. Die ungarifche Armee 309 
ſich zum Schutze der Regierung gegen Szegedin und Siebenbürgen, wo aud 
Bem an der Spige ber ungarifchefiebenbürgifhen Truppen ber erbrüdenden Ueber 
macht trog triumphreihen Kämpfen nicht zu widerftehen vermochte, Der Tag ven 
Vilagos (13. Auguft 1849) legte das beinahe zwei Jahre hindurch glorreid 
fämpfende, von Uebermadt erbrüdte, blutende Ungarn dem Kaifer von Rußland 
zu Füßen, welcher jedoch die fapitulirte Armee an Oeſterreich auslieferte. Görgei, 
der legte ungarifche Generaliffimus, erhielt zum Dank ber Uebergabe das elende 
Leben gefriftet und warb im Klagenfurt internirt. Ungarns. befte Männer verfielen 
dem Henker. Beldzeugmeifter Hahnau, ber öfterreichiiche Heerführer, hat ſich durch 
feine Grauſamkeit ‚einen unfterblihen, doch nicht beneidenswerthen Ruf erworben. 
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AEin Üver ungariſchen Regierung, Koffuth an der Spitze, floh Ins Aus- 
land. Die hervorragendſten Männer der Revolution, Soldaten und Regterungs- 
männer, kamen an ben Galgen ober in die Kafematten ber Feſtungen rad, 
Temesvar, Joſefſtadt, Olmütz, Kufften. Batthyäny, der erfte Premierminifter 
des verantwortlien ungarifhen Mintfteriums, fiel unter den Angeln der militär-: 
gerichtlichen Exelution. Todtenftille überzog das Land, nur unterbrochen von. dem 
Knattern der Gewehre und dem Trommelwirbel vor dem Galgen, unter und auf 
meiden bie Opfer der Freiheit verbluteten und flarben. — 
Angarns Konftitution. war wergefegt, Caraffa und ſeine Nachfolger wirth⸗ 
ſchafteten blutig unter der Herrſchaft des ſtrengſten Belagerungszuſtandes, ‚unter 
welhem: es Berbredhen wär, Ungar zu fein. - — Zee un} 
Und als das Land vom erften Todesſchreck erwachte, da fand es felbft Die 
Spar: feiner Jahrhunderte. hindurch erworbenen Rechte verwiſcht. Gensdarmen und’ 
Boltzet und das Beamitenheer der Bach'ſchen Periode war über das Land: herein- 
gebrochen.“ Die ſtrengſte Centralifation , -ein lunſtvoll angelegter ®ermanifirungs- 
proceh ſollte Ungarn zur öſterreichiſchen Provinz umgeftalten. Den Statthalterei« 
Rath: erfegte ‚eine aus Böhmen rekrutirte Statthalterei , die Komitate wurden zu 
öfterreichifchen -Kreisämtern, Finanz · Direktionen und Steuer-Aemter überfhwenm- 
ten das Land mit Grund⸗, Haus, Einkommen», Erwerb- und Berzehrungsfteuerm, 
batın Tabal · Monopol, Stempel und Gebühren. Mit allen Wohlthaten einer’ abs 
folutiftifchen Regierung warb Ungarn überfättigt, nur eines hielt‘ felbft ‚die Ge⸗ 
waltreglerung aufrecht, die höchſten Errungenfchaften des Jahres 1848: Gleichheit 
vor dem Geſetz und Aufhebung der Frohnen. Dies hatte Defterreich; faltiſch ſank⸗ 
tionirt, wenn auch die Folgen dorderhand blos in den Alle in: gleichem Maße 
brüdfenden Laſten zu erkennen waren. - ft 

»:: Und in dieſer Gleichheit der Behandlung traf auch bie Nemefis bie ‚gegen 
Ungarn anfgeftandenen' Brudernölfer. Kroaten und Serben, Sachſen und Walla⸗ 
den uud alle die während ber 1848—49ger Epodje zu Defterreih geftanden, fie 
erhielten als Lohn der Treue dasſelbe Syftem aufgebürdet, welches Über Ungarn 
verhängt wurde, um es zu Boden zu brüden, um jede künftige Willensäußerung 
ber Nation im: Entftehen zu erftiden. 

Me wvoch ſollte e8 anders werben. Deſterreich fog Millionen um Milltonen 
aus dem an der: Entwidiung feiner Kultur ſyſtematiſch verhinderten Lande, und - 
opferte "jährlich. doppelt fo viele Millionen dem flarren Gentralifations-Principe, 
weiches ſich einer Nation gegenüber dennoch zu ſchwach erwies. Die ungariſche 
Litteratur begann trog Cenfur und Polizei fih zu regen, und das vom politifhen. 
Shauplag:weggedrängte Bolt flüchtete fi in die Schanzen feiner. Natiomalität 
und Sprade, und erftarfte mittelft der Kraft der Reaktion in beiven mehr, als 
es das freifinnigfte, Ungarn am meiften holde Regierungs-Syftem je erreicht hätte, 

Defterreih® Finanzen verbluteten fih, und der italienifhe Krieg im Jahre 

1859 begann ver Regierung die Einficht aufzubrängen, daß fie fih Ungarn nähern 
müffe, follte dem Trieb der Race nicht Defterreih felbft zum Opfer fallen. Die 
Schlappen bei Magenta und Solferino, der Verluſt der Lombardei riethen zur 
Nach glebigkeit, und das kaiſerliche Manifeft vom 20. Oftober 1860 verſprach die 
Herftellung von Ungarns Berfaffung. Baron Nikolaus Bay wurde zum Hof- 
tanzler ernannt, die Romitate hergeftelt und der Reichstag nad Dfen einberufen. 
Bach war gefallen und an feine Stelle Ritter von Schmerling als Gtantd- 
winiſter getreten. 

"+ Mit der Anerkennung der ungarifchen Konftitution follten auch die Erblande 
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und das Übrige Defterreich eine Verfaſſung erhalten, welche im Oltober ⸗Diplom 
nur ſchwach flizzirt, im Tatferliden Patente vom 26. Yebruar 1861 ihre Detail 
lirung fanv. 

Das Febrnar-Patent erſchien no vor dem Zufammentritt des 186iger 
ungerifhen Landtages, daher bie Hoffnungslofigkeit desſelben hinſichtlich des au 
neftrebten Ausgleihes. Was nämlich während der Bach'ſchen abſolutiſtiſchen Periode 
das offen ausgefprohene Endziel ver öfterreihifhen Regierung bildete: die flare 
Gentralifation, die Verſchmelzung nicht nur der Interefien aller Länder des Haufe 
Habsburg, fondern die Verſchmelzung diefer Länder felbft, das nämliche Ziel Iauerte 
unter dem mit konftitutionellem Aufpug verfehenen Syſteme Schmerlings. Pam 
der» und Provinzial-Landtage ohne Wirkungstreis, blos zur Wahl der Reichörati- 
Abgeordneten berufen, und ein den Ländern gegenüber allmächtiger nichtsdeſtowe 
niger in der Hand einer gefhidten Regierung zum Spielzeug herabgewürdigter 
Reichsrath, eine Konftitution auf dem Papier, in Wirklichkeit aber unbefchränte 
Minifter, dies war ungefähr das Gerippe jenes Gebäudes, für welches fid ein 
Theil Defterreichd, großgezogen am ftaatlichen Gängelband und gemährt unter der 
allervrüdenden Machthabung des ftarrften Bureankratismus, zu begeiftern vermochte. 

Ungarn hatte das Dftober-Diplom als Rechtsboden angenommen, von melden 
aus es feine niemals als erloſchen betrachteten hiſtoriſchen Rechte zurück zu erringen 
hoffen durfte, die Februar-Berfaffieng läugnete den hiſtoriſchen Beſtaud, die Kontir 
nuität der Rechte Ungarns und der übrigen Völler, und Ungarn, Kroatien, Gieben- 
bürgen, zum Theil aud Böhmen und Galizien verweigerten bie Theilnahme am 
großöfterreihiihen Reichsrathe. Die Apreffen des 1861ger ungariſchen Reichötages, 
von Ungarns populärftem Staatsmanne Franz Dest entworfen, und vom Re 
präfentanten- und Oberhauſe einftimmig angenommen, gaben biefer Auſicht Aus 
drud, und ber nad 13jähriger Paufe zum erftenmale einbernfene Reichstag warb 
neuerdings aufgelöst, um einem Proviforium Plag zu wahen, unter welchem 
Schmerling als Staatsminifter unter dem jubelnden Beifall des Fonftitutionellen 
Reichsraths Groföfterreihs die Theorie ver Rechtsverwirkung proflamirte, 

Bier Jahre gingen ins Land, Graf Anton Forgäh und fpäter Graf Her 
mann Zichy als ungarifhe Hoftanzler waren blos Werkzeuge in’ der Hand dei 
allgewaltigen öſterreichiſchen Minifteriums. Der im Februarpatente worgefehene 
weitere Reichsrath Fonnte noch immer nicht tagen, da gelang es durch eine genial 
entworfene Wahlordnung und die Bemühungen ver Giebenbürger Hoftanzler 
Nadasdy und Reihenftein, Siebenbürgens fähfifhe und rumäniſche Vertreter 
in den Reichsraih zu loden; mittelft einer glüdlichen Fiktion wurde ber Reicherath, 
durch das fiebenbürgifche Kontingent verftärkt, als „weiterer erklärt und biktirte 
Geſetze für ganz Defterreid. | 

Doch follte Defterreich diefer Fiktion nicht froh werben. Die wirklich liberalen 
Mitglieder des Reihsraths fingen an einzufehen, daß aus faulem Saamen eine 
gefunde Frucht nimmer entfpringen fönne. Die Lage Defterreihs ward immer ſchwie⸗ 
tiger, der Ausgleich mit Ungarn immer dringender, und Schmerlings berüchtigtes Wort 
von der „Mürbemadung Ungarns” und dag Deſterreich „warten könne”, wollte ſich 
nicht erfüllen. Da ftellte fi der Monarch felbft an vie Spige der Bewegung, Gehör 
ſchenkend den Rathſchlägen des Grafen Morig Eſterh az y und im Vertrauen auf 
die durch Deak geſprochenen Worte, daß Ungarns Hader mit Defterreich ſtete durch 
die Dazmwifchenfunft des regierenden Fürſten gefchlitet wurbe, begab-fih Frans 
Joſeph im Juli 1865 nach Ofen, überzeugte fih von der Loyalität der Nation 
und fprad im Schloſſe zu Dfen die venfwürbigen Worte, welche die vom jeinet 
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Regierung belämpfte Rechtskontinuität anerkannten. Bald nad ber Rüdtehr bes 
Katjers nah Wien, am 20. September, erfhien ein Taiferlihes Manifeft, welches 
die frieblihe Löfung der obſchwebenden Fragen befürwortend , bie Rechte ber Na- 
tion neuerdings beftätigte. Schmerling fiel und mit ihm fein Syſtem, bie Fe- 
Bruarverfaffung fammt allen Anordnungen binfihtlih bes Reichsrathes. An die, 
Spitze der ungarifchen Angelegenheiten trat Georg Majläth, im Jahre 1861 Iu- 
dex curiae, als Hoflanzler, der NReichstag Ungarns warb auf den 10, December 
1865 einberufen und von ihm erwartet das Land, bis jegt noch vergeblid, bie 
Löſung al jener ftaatsrehtlihen Fragen, welche e8 in ben vollen Befig feiner 
Konftitution ‚mit Inbegriff der 1848ger Gefege bringen fol. 

V. Die Geſetzgebung Ungarns geht von dem Meichötage und dem Könige 
aus, Den Reichstag für Ungarn bilden nad alteni Fonftitutionellen Rechte das 
Dber- over Herrenhaus und das Unterhaus, ober feit 1848 die Repräfentanten- 
Kammer, 

Die Mitglieder des Dberhanfes werben vom Könige mittelft eigener Echrei- 
ben einberufen.. Präfident desſelben ift der Palatin; Mitglieder find die Groß- 
mwürbenträger des Neiches, und zwar: bie Erz, und Didcefarbifhöfe ſowohl fatho- 
lichen als griehifhen Ritus, die Weih- und Titularbifhädfe, ber St. Martiner 
und Bannonhalmaer Abt, der Agramer und Prämonftratenfer Probft; ferner bie 
weltliben Reihsbarone, der Graf von Prefburg, bie zwei Kronwädter, bie Erb» 
und anderen Obergefpäne, fowie bie geborenen Magnaten, als: Fürften, Grafen, 
Barone. Bor dem Jahre 1848 war noch der Gouverneur von Fiume und ein Ab» 
georbneter Kroatiens einzuberufen. Nach den Gefegen von 1848 find nunmehr 
zwei auf dem froatifhen Landtage gewählte Vertreter zu fenben. 

Das Unterhaus befand vor 1848 unter Borfig des Königlihen Perfonals 
and je zwei Abgeordneten der partes adnexae, aus ben Vertretern der Kapitel, 
ben vom Könige. ernannten wirklichen Aebten und Pröbften, den Ablegaten ber. 
Komitate, freien Bezirfe und königlichen Freiftäbte, aus ben Sellvertretern ber 
abwefenden Prälaten, Magnaten und beren Wittwen, fowie aus den Regaliften 
Siebenbürgens. In Gemäßheit des 1848 eingeführten Repräfentativ-Syflems wirb 
das Unterhaus aus ben auf drei Jahre frei gemählten Vertretern des Landes 
gebildet. Don den 446 Übgeorbneten Ungarns fallen 344 auf das eigentliche 
Ungarn, 18 auf Kroatien, 15 auf die Militärgrenze, 69 aber auf das nad den 
1848ger Geſetzen Ungarn einverleibte Siebenbürgen, fo zwar, daß die 9 ungari- 
fhen, 5 Szeller und 11 ſächſiſchen Komitate, Sige und Bezirke, fowie Klaufen- 
burg, Maros-Bäjächely und Karlöburg je zwei, daher zufammen 56, bie übrigen 
13 zu repräfentirenden Städte aber je einen Abgeorbneten entfenden. 

Siebenbürgen und Kroatien hatten vor dem Jahre 1848 ihren eigenen Land⸗ 
tag. Nach der geſetzlich vollzogenen, obwohl von Seite Defterreich8 beanftandeten 
"Union Siebenbürgens fällt deſſen Landtag weg, obwohl im Jahre 1863 ein fol 
her auf Grund eines oftroyirten Wahlgefeges in Herrmanftadt tagte, und auch 
Bertreier in den Wiener Reihsrath fandte. Der im Jahre 1865 auf Grund des 
1791ger und 1848ger Wahlgefeges einberufene neuerlihe Landtag Hat blos bie 
Unionsfrage gejeglih und definitiv zu regeln. 

Kroatiens vormärzlicher, mittelft Töniglicher Erlaubniß von Zeit zu Zeit durch 
den Ban einzuberufende Provinzial-Tandtag hat dur bie 1848ger Gefege nur 
infoferne eine Aenderung erlitten, als die drei Komitate Slavoniens, melde von 
jeher zu Ungarn gehörten, als integrivender Theil des jenfeits der Drau gelegenen 
Ungarns dieſem einverleibt worben. Die übrigen Komitate Kroatiens behielten ihren 
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Provinzial-Pandtag und hatten blos die vorberäßrten Vertreter nad Peft zit ent- 
fenden. 

Dberfte Behörde war bis zum Jahre 1848 nnd iſt nad Herftellung bes vor 
märzlihen Zuftandes, wenn aud jet nur vorübergehend, die ungariſche Hof- 
Yanzlei in Wien. Doch iſt viefelbe nach altem ungariſchen Geſetz eher eine höäfte 
Auffihts- als Erefutiv-Behörbe. Sie tft das Organ, durch welches ber Röntg feine 
Willensmeinung dem Lande und veffen Bewohnern theild mittelft königlicher Zu ⸗ 
fhriften, theils mittelft Hofvelreten zu wiſſen thnt. 

In Mdels-Procefien und fummarifchen Reftitutions-Angelegenheiten fungirte 
fie als höchſte Inftanz und hatte demnach aud einen richterlichen Charakter. 

Wirklich höchſte Exekutiv⸗Behörde iſt eigentlich die königliche Statthal- 
terei in Dfen unter Borfig des Palatins, in feiner Verhinderung ber Taverni-⸗ 
fus, unmittelbar vom Könige abhängig und mit dem Repräfentattonsredht werfehen, 
demzufolge fie gefegwidrige Erlaffe mit ihren Bemerkungen dem Könige rüdvorle 
gen burfte, welcher bie Berüdfichtigung verfelben geſetzlich gelobte. Die Statthalterei 
bat über pünftlihe Befolgung und Ausführung ber Geſetze uud Föniglichen Re 
ffripte zu wachen und iſt unmittelbar vorgefeßte Behörde der Komitate, was jedoch 
deren Recht nicht ausfchlieht, die für geſetzwidrig gehaltenen Statthalteret-Erlafl 
„achtungsvoll bei Sette zu legen“. Kirchliche und Religtonsfunbationen, Aderban 
und Gewerbe, Straßen- und Waſſerbau, Polizei- und Sanitäts-Angelegenheiten, 
der Affentlihe Steuerfond, Humanitäts-Anftalten und Watfenvermögen, mit einem 
Worte die gefammte innere Verwaltung gehört zum Reffort der Statthalterei. 

Die wichtigſte politiſche Inftitution Ungarns find die Komitate, welde in 
Kongregationen ber im Komitate feßhaften Oberpriefter, des hohen und mieberen 
Adels und der mit Stimmrecht begabten, fogenannten Honoratioren ſämmtliche Ber 
waltungs-Angelegenheiten berathen und befchließen. Das Haupt des Komitats ifl ber 
Dbergefpan, eine theils erblihe, theils durch königliche Ernennung erreichbare 
Würde, welche im Verein mit den von 3 zu 3 Jahren gewählten Bice-Gefpänen, 
Dber- und Unter-Notären, Stuhlrihtern und Geſchwornen fantmt dem mötbigen 
Amteperfonale und unter Mitwirfung ber erwähnten Rongregationen, im Ktomitate 
alle jene Funktionen zu vollziehen haben, melde im Großen fürs ganze Land ber 
Statthalterei zuftehen. Die 1848ger Geſetze berühren die Komitate infoterne, alt 
ber Wirfungsfreis der ehemals auf abeliger Grundlage beruhenden Komitats-Ron- 
gregation , in Folge bemofratifher Abänderung der Berfaffung bis zur gänzfiden 
Regelung der Komitats-Frage provtforifh auf das durch Abgeorbnete ber Gemein 
den zu mählende Komitats-Komite im Berein mit dem Beamtenförper übertragen 
wurde. Diefes Proviforium beftand mährend der Bach'ſchen Regierungsperiode und 
warb mit dem Raiferlicen Diplom vom 20. Dftober 1860 refonftituirt. Nach dem 
Jahre 1861 aufgelöst, wurde es im Jahre 1865 mit mehr oder weniger 'mefentlichen 
Abänderumngen nochmals hergeftellt und erwartet feine definitive Löſung ala eime der 
wichtigſten politifchen Fragen von dem einberufenen ungariſchen Reichstag. 

Die froatifhen Komitate find fo ziemlich den ungarifchen gleich. 

Stebenbürgen hat nach feinen drei Hauptnationafitäten eine verſchiedene po⸗ 
litiſche Fintheilung: Ungarifche Komitate mit Obergefpänen, Bezirke mit Oberkapiti- 
nen an ber Spige und Szekler⸗Sitze mit Königsrichtern als Vorftänden. Das Gehtet ber 
Sachſen befteht aus 9 Sigen und 2 Bezirken mit je 2, zufammen 22 Vertretern, welde 
unter ihren felbftgemählten Grafen vie fächfifche Rande@-Univerfität bilden. Die Untverfi- 
tät fommt jährlich einmal, auf Einberufung des Komes auch öfters in Hermanmnftadt 
zufammen und entfcheivet über die Apminiftrations-Angelegenheiten des Pandestheilee. 
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Die Gemeinde-Berfaffung war bis zum Jahr 1848 verfchteben für vie 
föniglichen reiftäbte und bie minderen Gemeinden. Reßtere unterftanden der Komitatd« 
behörbe, erftere hatten ihre eigenen Magiftrate mit theils ernannten, theils gewählten 
Bürgermeiftern und Richtern, waren aber ſammt dem Iebenslänglichen, meift fidh felbft 
ergänzenden Vertretungsförper fomohl von der Etatthalterei ala von der Hoflammer 
abhängig. Das Jahr 1848 brachte au in der Gemeinde-Autonomie die gemünfchten 
Reformen, und es wurben ſowohl vie Löniglichen Freiſtädte, als alle mit georbnetem 
Magiftrate verfehenen oder dies Recht vom Monarden erlangenden Städte als poli- 
zeilich, firaf- und privatrechtlih unabhängige Magiftrate betrachtet, wählten ſich einen 
Bertretungs> und Beamtenförper und hielten öffentliche Sitzungen, in melden über 
bie Angelegenheit der Stadt entfchieren wurde. Die Städte ohne geordneten Magi- 
ftrat blieben einftwetlen unter Botmäßigkeit ver Komitate. 

Die Gerichtsbarkeit ift wenigſtens nad) ihrem Beftande bis zum Jahre 1848 
von ber politifhen Mominiftratton nicht firenge geſchieden. Doc war dies nur hin⸗ 
ſichtlich der Heimeren Eivil- und Strafprocefle der Fall. Höher hinauf beftanden Bereits 
rg und Komitategerichte, die königliche und Septempiraltafel, Wechſelgerichte 
u. ſ. w. 

In ber Gerichtsbarkeit hatten die 1848ger Geſetze weſentliche Beränderungen 
bewirkt, welche jedoch der eingetretenen Ereigniffe halber nicht ins Leben treten konn⸗ 
ten. Die nivellivende Periode Bad) hatte audy auf dem Felde ver: Gerichtäpflege öfter- 
reichiſche Civil- und Straf-Gerichtebarkeit eingeführt, welche nach dem Oftoberbiplom 
vom Jahre 1860 abgefchafft murbe. Da aber die Veränderung und Entwidelung vie- 
ler geſellſchaftlicher Berhältniffe ein Zurüdgreifen auf den 1848ger Standpunft nicht 
mehr geftattete, fo wurde im Jahre 1861 eine Inder-Kurial-Konferenz einberufen, 
welche die mit der Zeit mangelhaft gewordenen ungariſchen Gefege durd die in Ges 
brauch gekommenen öfterreichtfchen ergänzte und mit Berückſichtigung der Umftände 
eine Art Berfhmelzung erzielte. Das Elaborat ward vom 1861ger Reichstag vorläufig 
angenommen und fanktionirt und dient bis zur nächſten Kodifikation als Austunfte- 
mittel im Recdhtsverfahren. | 

Nah den Beftimmungen der Iuder-Kurial-Ronferenz urtheilen in Meinen Civil 
procefien ver Drtörichter und zwei Geſchworne, in Städten mit geregeltem Magiftrate 
der Stabtrichter, in den Komitaten der Stuhlrichter und Juraffer. Die Appellation 
geht vom Orts- und Stuhlgericht zum Komitatögeriht, von ven Gerichten der könig- 
lihen Freiftäbte bireft an die Königliche Kurie. Die Gerichtsbarkeit der Vicegefpäne ift 
auf ein Minimum reducirt. Hinfichtlich der Hoicitäts-Proceffe und folder, welche aus 
Königlichen Dotationen herrühren, ift die Fönigliche Kurie bie erfte Inftanz. 

Zweite Inftanz für die Komitats-, Stuhl- und freiſtädtiſchen Gerichte ift die 
föniglihe Kurie, an ihrer Spige ver Perſonal. Eine Abtheilung ver Kurie bildet das 
Bechfel-Dbergericht, von welchem die Appellation an die mechfelgerichtliche Abtheilung 
der Septemviraltafel geleitet wird. Borftand der Septemvtraltafel, zugleich oberfter 
Gerichtshof ft der Inder Kuriä, Mitglieder find der Primas, Tavernifus und meh» 
tere vom Könige ans den weltlihen und geiftlihen Würdenträgern ernannte Beifiger. 

Befondere Gerichte beftehen fechs für Wechfelangelegenheiten, fünf Bergmwerks- 
gerichte, andy befigt in kirchlichen und Eher-Angelegenheiten der Diödcefan-Bifhof vie 
entiprehende Gerichtsbarkeit. Marktftreitigfeiten und feldpolizeiliche Webertretungen 
behandelt in königlichen Freiſtädten der Feldhauptmann mit Appellation am das 
Stadtgeriht, in Fleineren Orten der Stuhlricyter mit der einzigen Appellation an 
das Komitats-Geriht. 

Die Strafgerichtspflege gehört vor dieſelben Gerichtshöfe, welche Hinficht- 
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lich der Civil-Proceſſe angeführt wurden, mit dem Unterfchiede jedoch, daß bei Maje⸗ 
ftätsverbrechen, ZTreulofigfeit gegen die heilige Krone, Meineids- und Ehrloſiglent⸗ 
Procefjen, wie auch bei den gegen ben gefeglihen Schuß des Landtages begangenen 
Verbrechen die königliche Kurie als erfte Inftanz fungirt. In jedem der Gerichtöbarkeit 
ber löniglichen Zafel unterftehenden Proceſſe tritt ber Causarum regalium Director 
als öffentliher Ankläger auf. 

In Bezug auf das matertelle Strafrecht gelten no immer bie Beftimmungen 
bes Corpus juris, obwohl durch die vom 1844ger Landtage entfenvete Kodifilations⸗ 
Kommilfion ein ungarifches Strafrecht verfaßt wurde, welches den beften europäiſchen 
Geſetzgebungen beigefellt werben fann, der 1848ger Ereigniffe und darauf folgenden 
gefeglofen Zuftände halber jedod noch immer der Sanktion entbehrt und nidt in 
Wirkfamkeit getreten ift. 

Für Kroatien war bis zum Jahre 1849 außer der Banaltafel die ungariſch 
Septemviraltafel die oberfte Gerichtsbehörde, feit 1862 befteht jedoch auch in Agram 
eine eigene Septemviraltafel, deren Borfiger der Ban von Kroatien ift. Im übrigen 
Gerichtsverfahren find die Eintheilungen in Kroatien denen von Ungarn fo ziemlid 
analog. Dies war der Fall aub in Siebenbürgen, nur hatte dasſelbe feinen ober- 
ſten Gerichtshof in einer richterlichen Abtheilung des Guberniums, hat jedoch im Jahre 
1863 mit Beſchluß des oftroyirten Hermannftädter Landtages feinen oberften Gerichts⸗ 
hof nach Wien verlegt. 

Die Religions- und Kultus» Berhältniffe wurben bereits furz erwähnt. Ju 
Beziehung auf bürgerlihe Rechte und Freiheiten find alle chriſtlichen Konfeffionen 
gleih; nur in ven Mifchehen ift der römifch-katholifche Theil inſoferne bevorzugt, 
daß, wenn der Bater römiſch-katholiſch ift, alle Kinder, wenn er es aber nidt iſt, 
nur die männlichen Gefchlechtes feiner Religion folgen. Die katholiſche Geiſtlichleit 
verlangt bei Mifchehen vom alatholiihen Manne Reverfalien, d. h. bie ſchriftliche 
Zufiherung, alle Kinder in der katholiſchen Religion weihen zu laffen, und fell 
er diefelbe nicht aus, fo wird die Firchlihe Einfegnung der Ehe verweigert. Die 
fem Uebelftande abzubelfen verorbnet der III. Geſetzartilel von 1844, daß and 
die von einem alatholifhen Priefter eingefegneten Miſchehen geſetzlich find, Der 
felbe Gefegartitel gibt auch den Uebertritt von der lkatholiſchen Kirche völlig frd. 

Die ungarifche katholiſche Kirche ift, wie die gallitanifhe, von Rom una 
bängig, denn das von Defterreih im vorigen Decennium mit dem päpftliden 
Stuhl vereinbarte Konkorbat hat in Ungarn feine Geſetzkraft. Die Pfarrer werben 
vom Patronate und wo die Patronatrehte der Gemeinde zugefallen find, von ber 
Gemeinde gewählt und von dem bezüglihen Diöcefanbifchofe beftätigt; die Biſchöfe 
und übrigen Prälaten ernennt der König. Die verſchiedenen Orden wählen ihre 
Oberhäupter felbft. Der Erzbifhof von Gran ift Primas und — nad dem Pr 
latin — erfter Baron von Ungarn; er frönt den König. Der Biſchof von Ber 
proͤm ift zugleih Kanzler der Königin. 

Die griechiſch-katholiſche, wie auch die griechiſche nicht unirte Kirche hat eine 
fireng hierarchiſche Verfaffung; ihre Bifchöfe und Prälaten werden vom König 
ernannt. 

Die beiden proteftantiihen Kirchen, die helvetifher und vorzüglich bie aug% 
burgifcher Konfeffion, find auf demokratiſcher Grundlage konſtituirt. Ale Yemter 
werden durch Wahl befegt und unterliegen feiner Beftätigung durch die Regierung, 
alle Angelegenheiten werden in öffentlichen Sigungen verhandelt. Die Proteftanten 
beziehen feine Hülfe vom Staate und errichten ihre Gemeinden und Schulen aus 
eigenen Mitteln, der Staat hat gefegmäßig mur das Oberauffichtsrecht über die 


proteſtantiſchen Angelegenheiten. Mehr wollte ſich derfelbe — eigentlich. das Wiener 
Minifterium — durd die Einführung des fogenannten Proteftanten-Patentes an- 
maßen, welches im Jahre 1859 vom Laiferlihen Minifter Thun erlafien wurde. 
Das Patent bezwedte, vie Proteftanten einer vom Staate abhängigen Hierardie 
zu: 'unterorbnen und ein jährlicher, für proteftantifche Kultuszwede beftimmter 
Stantsbeitrag von 94,000 fl. follte ver Köder fein, dem Patent] Eingang zu 
verfhaffen. Es ift befannt, daß die Proteftanten — obwohl damals noch das 
eiſerue Bach ſche Regiment über Ungarn laftete — das Patent energifh und eins 
müthig zurüdwiefen; nur im flovalifhen Ober-Ungarn- fanden fid 10—20 kleine 
Dorfgemeinden, von fanatifhen Panflaven trregeführt und von der Wiener Re 
gierung gehätfchelt, die fich demfelben unterwarfen. Sobald Ungarn: feine legale 
Unabhängigkeit wieder erlangt und die fünftliche Agitation der Wiener Nationali» 
täts-Emifjäre aufhört, werden dieſe Gemeinben von felbft in den Schoß der au⸗ 
tonomen Kirche zurücklehren. 

Das religiöſe Leben in Ungarn iſt überhaupt freiſinnig und tolerant, die 
verſchiedenen Konfeffionen leben im beſten Einverſtündniß mit einander, und ber 
religiöfe Fanatismus ift etwas Unbelanntes, Es ift feine Seltenheit, daß prote 
fiantifche - Gutsherren Tatholifhe Stiftungen machen und katholiſche Biſchöfe dem 
Proteftanten Schulen bauen. Eine Herifale Partei gibt e8 in Ungarn bis jet 
nit, obwohl einige Finſterlinge vor ein paar Jahren ein Hlerifales Journal 


Das Shulmefen in Ungarn, obwohl Mandyes zu wünfchen laffenb, bietet 
im Ganzen ein erfrenlihes Bild. Die Elementarfhulen der umgarifchen, deutſchen, 
ja auch ſlaviſchen Ortſchaften dürften höchſtens denen von Deutſchland und ber 
Schweiz nachſtehen; fie find zahlreicher und beffer beſtellt, als alle bes übrigen 
europälfchen Kontinents. Sie find, mie and die meiften Unter und Dbergymma« 
fien, der betreffenden Kirdye untergeorbnet; einige Gymnaſien werden vom Staate 
erhalten, darunter als einzige Ausnahme aud ein evangelifches (das in Leutſchau). 
Unmittelbar vom Staate hängen einige höhere Lehranftalten ab, fo die Rechter 
Alademien (in Prefburg, Kaſchau, Großwarbein, Agram, Maufenburg, Hermann 
ſtadt), die Berg- und Forſt⸗Akademie in Schemnit, die landwirthſchaftlichen Schu- 
len in Kefztheiy und Ungariſch-Altenburg, das PBolytehnitum in Ofen. Die Pror 
teftanten beſitzen auch eigene Rechts⸗Akademien, die fie autonomiſch verwalten (fo 
in Kechlemdt, Debreczin, Säros-Batat, Eperies u. ſ. w.); aud find ihre Ober» 
Opmnafien gewöhnlih mit einem theologtfhen Seminar für angehende Pfarramts« 
landidaten verbunden. Die katholiſchen Seminare unterftehen ihren Biſchöfen, bie 
evangeliichen der betreffenden Superintenvenz. Realſchulen gibt es nur in einigen 
ber größeren Städte. 

Ungarn bat nur eine Univerfität, die Peſter, die aus ihrem eigenen reichen 
Stiftungsfonve erhalten wird. Ihre Profefforen, Docenten und Lehrer werben 
bon ber Regierung ernannt, die bis jet feine Lehr» und Lernfreiheit an berfelben 
auflommen ließ. Die theologiſche Fakultät iſt römifch-Fatholifh und eine Meine, 
aber mächtige Fraktion des höhern Klerus bietet alles auf, um die ganze Univer«- 
ſität als ein extluſiv katholiſches Inftitut gelten zu laffen, indem fie die Befegung 
eined Lehrſtuhles durch Atatholiten hartnädig zu bintertreiben ſucht. Diefes Zurüd- 
fegen vieler tüchtigen Gelehrten ift eine Haupturſache, daß die Vefter Univers 
nn — vorzũglich ihre philoſophiſche Fakultät, kein Bild reichhaltiger Lehrkräfte 


Die Unterrichtsſprache iſt an der Univerfität, wie an den höhern Lehranſtal ⸗ 
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ten und im Obergymnaſium, ungarifch, mit Ausnahme der Schemniger Bergalabe 
mie, der Ungarifh-Altenburger landwirthſchaftlichen Schule, des Leutſchauer Staatk 
gymnaſiums, der Hermanftäpter Rechtsafabemie und der ſächſiſchen Gymnaſien, wo 
deutſch, und ter Agramer Rechtsakademie und ber kroatiſch-ſlavoniſchen Gymmaſien, 
wo kroatiſch gelehrt wird. Im Untergymnaſium und in den Elementarſchulen ride 
tet fih die Unterrihtsfprahe nab der Nationalität der Schüler nnd: ift in.den 
meiften Fällen eine gemifchte. Ä 

Das beveutendfte wiſſenſchaftliche Inftitut Ungarns ift die ungariſche Ale 
dbemie der Wiffenfhaften, durd patriotifhe Stiftungen im Jahre 1825 ge 
gründet, aber erft im Jahre 1830 fonftituirt. Ihr Kapital Üüberfteigt, fett den reis 
hen Beiträgen in ten Iahren 1860— 1862, eine Million Gulden, und ihr Palafl, 
auch aus freiwilligen Beiträgen an ber Pefter Donaufronte errichtet, repräfentit 
nahezu‘ denſelben Werth. Die Mitglieder der Akademie find theils innere, theild 
äußere; bie innern theilen fih in Ehren», ordentliche und korreſpondirende Mit 
gliever, die äußern können nur zu Ehren- oder korreſpendirenden Mitglievdem a 
wählt werten. Die Zahl der Ehrenmitglieder darf 24, vie der ordentlichen 42 
nicht überfchreiten, jene der forrefpondirenvten ift unbeftimnt. Alle Mitglieder: find 
in folgende 6 GSeftionen getheilt: die philologifh-belletriftifhe, tie philoſophijche, 
bie juridifche, die hiftorifche, die mathematiſche, die naturwiſſenſchaftliche. Außerdem 
hat tie Alademie 5 ftändige Rommiffionen : die philofophifche, die hiftorifche, die ardjän- 
logiſche, die ftatiftifhe und die mathematiſch-naturwiſſenſchaftliche, deren jede zur 
gabe ihrer Arbeiten einen Beitrag aus dem Jahres-Bubdget bezieht. Ihre Berkaublun- 
gen veröffentlicht die Afademie theils in ihren Iahresbühern „Evkönyvek“, theils in 
ben Heften des „Academiai Firtesito (afavemifcher Berichterftatter) und denen der 
fünf Kommiffionen , theild in felbftändigen Bänden. Eine ihrer Hanptausgaben 
bildet das ſchon längere Zeit vorbereitete große Wörterbuch der ungarifhen Sprache, 
befien erfter Band 1862 erfchienen ift. Die Akatemie hält wöchentlich Seltions», mo 
natlich Rommiffions-Sigungen und jährlich eine Generalverfammlung. Ste hat jähr 
ih 20—25 Preife zu vertheilen, von denen einige auch für poetifche Werke geftiftet 
find. Die Höhe berfelben variirt zwiſchen 160 — 1500 Gulven. 

In engern Kreifen bewegt ſich der flebenbürgifche Mufeum-Berein in Klaufen- 
burg, fowie der Berein für fiebenbürgifche Landeskunde in Hermannftabt, und gam 
fpecielle Zwede verfolgen: die Kisfaludy-Geſellſchaft in Peſt (fo genannt: zu Ehren 
bes Dichters Karl Kisfaludy), welhe durch Herausgabe gediegener äfthetifcher und 
belletriſtiſcher Werte die ſchöne Titteratur förbert; der königlic) ungarifche naturwifien- 
ſchaftliche Verein, der geologifche Verein, der Berein der Aerzte, der latholiſche St. Ste 
phanverein zur Herausgabe billiger Volksbücher, der Forftverein, der centrale Landes⸗ 
Agrikultur-Berein und die provinzialen Agrikultur-Bereine u. f. w. Alle genannten 
Geſellſchaften und Vereine veröffentlichen ihre Schriften in ungarifcher Sprache, mit 
Ausnahme des Vereins für fiebenbärgifche Landeskunde, deſſen Publikationen im deut- 
ſcher Sprade erfcheinen. In nicht ungarifher Spradhe arbeiten noch außer biefen: bie 
„Matica Srbska” für ferbifche, vie „Matica slovenska” für flovalifche, der walladi- 
ſche litterarifche Verein für wallahifhe Sprade und Fitteratur. Die ſüdſlaviſche Aa 
bemie, deren Sig Agram fein ſoll, ift erft im Werden begriffen. 

Die germanifirungslüfterne Bach'ſche Regierung verfolgte vorzüglich jene Gr 
ſellſchaften und Vereine, welhen vie Beförderung der ungarifhen Fitteratur oblag; 
fie erzielte aber, wie e8 bei Berfolgungen gewöhnlich der Fall ift, das gerade Gegen: 
theil des gehofften Mefultats. Je ſchwerer der Drud war, um fo kräftiger reagirte 
bie Nation, und eben während der Bach'ſchen Periode erreichte bie ungariſche Lit 
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teratur ; mit Einſchluß der periodifchen Prefie, einen. bis dahin unerhörten Auf- 
fhwung. Diefer Aufſchwung ift nicht blos in quantitativer Hinfiht, als Vermeh⸗ 
rung der ‚litterarifhen Produltion, fondern auch in qualitativer , ald Steigen des 
intenfiven Werthes derſelben, bedeutend zu nennen. Das Erfreulihfie war, daß 
die Litteratur, welde bis dahin faft ausſchließlich eine belletriſtiſche war umd in 
wiffenfhaftliher Beziehung fehr wenig Originales aufzuweifen hatte, nun aud 
Das ganze wifjenfchaftlihe Gebiet betrat und z. B. im Fade der Eocialphilofophie, 
Vefthetit, Philologie, Geſchichte, Archäologie, Geographie, Vollswirthſchaft u, f. w. 
ſolche Werte — Forſchung lieferte, welche den Vergleich mit der Litteratur 
des weſtlichen Europa nicht ſcheuen dürfen und von welchen einige europäiſche 
Berühmtheit erlangt haben. In Betreff der periodiſchen Preſſe wollen wir bemer⸗ 
ten, daß von den auf dem Gebiete der ungariſchen Krone erſcheinenden mehr als 
hundert periodiſchen Schriften ungefähr acht Zehntel der ungariſchen Litteratur an⸗ 
gehören und zwei Zehntel ſich unter die übrigen landesüblichen Sprachen verthel⸗ 
len. Mehr als die Hälfte der periodifchen Schriften erfcheint in. Pefl-Dfen, vie 
Fachblätter alle. Im legten Vierteljahr von 1865 erſchienen in Peſt 8 Tageöblätter, 
und ‚zwar 6 in ungarifcher, 2 in beutjher Sprache. Die meiften Blätter find 
Wochenblätter. Außer Peſt zeigt ſich die größte Regſamkleit auf dem Gebiete der 
Prefie.in Agram und Klaufenburg. 

- Mermer, als an literarifhen, ift Ungarn an Werten der Muſik und bil» 
denden Künfte. In den legteren iſt die Probuftion größer, in der erfleren aber 
um fo origineller, und die Zeit dürfte gar nit mehr fern fein, wo Ungarn feine 
echt nationale Oper haben wird, wie es feine echt nationale Muſik im Allgemei- 
nen fhon hat. Eine öffentliche Muſilſchule, das Beft-Dfner Konfervatorium, beſteht 
feit-1840, eine Schaufpielerfcpule, mit einer eigenen Branche für Gefangszöglinge, 
feit. 1864. In der Malerei zeigt fich ein ſcharfes nationales Gepräge noch nicht, 
obwohl. ſich diefelbe faſt ausfchlieglih mit heimischen Gegenſtänden beſchäftigt. Zur 
Börberung ber bildenden Künfte beftehen in Peft zwei Bereine: der ungarijche 
Kunftverein und der Verein für bildende Kunft, weld legterer nur Werfe unga- 
riſcher oder eingebürgerter Künftler anfauft und verloost. Mehr, als viefe Vereine 
thun lönnen, wirb zur Beredlung des Kunftgefhmades die weltberühmte Eſter⸗ 
hazyſche Bildergalerie beitragen, welche im Jahre 1865 von Wien nad Peft in 
den Palaft der ungarifhen Akademie überfievelt wurde, 
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Das Wort Union,“*) auf Staaten angewendet (unio eivitatum), bezeid- 
net in feiner weiteren Bedeutung, in welcher e8 namentlich in der älteren Litera- 
tur den Gegenftand von weit ausgefponnenen fcholaftifhen Diſtinktionen bildete, 
jeve Art von Berbindung, melde zwiſchen zwei oder mehreren Staaten beftchen 
kann, ſei fie eine dauernde oder blos zeitliche, beruhe fie auf ſtaatsrechtlicher oder 
anf völlerrechtlicher Grundlage, und daher auch ohne Rückſicht darauf, ob die ftaat- 
lihe Selbftändigfeit der uniıten Staaten durch fie befchränft werde oder nicht; und 
erſteren Falles in welhem Grave. Es zählen daher folgende Arten von Staaten 
verbindungen zur Union in biefer weiteren Bedeutung : 


— *— n = Er h+ he d. gi en os —— * pc ren 1866 geſchtieben, 
obne Ber ung der neueften geichi n Beijpiele zur Erläut 
weldhe Diefes Jahr geliefert bat, a a dr 
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1) Die rein völferrechtlihe Verbindung zweier oder mehrerer völlig una» 
bängiger Staaten, um ein gemeinfames Intereffe auch in gemeinfamer Weiſe u 
erftreben oder zu bewahren, wobei e8 bie Natur ver Sache mit fi bringt, daß 
die Rechte und Pflichten der vereinigten Etaaten die gleihen felen. Im Böller- 
verkehr fommt dieſe Art von Berbindung in zweierlei Formen vor, entweder als 
einfahes Bündniß (Allianz) für zeitweilige Interefien und Zwedce, ma 
mentlid um gemeinfam ein gewiſſes politifches Verhalten gegen britte Staaten zu 
beobachten (Neutralitäts-, Offenfiv-, Defenfivo-Bündniffe), oder für dauernde In 
terefjen mit ftäntigen gemeinfamen Unftalten zur Verwirklichung ber Zmwede ver 
vereinigten Staaten ald Staatenverein (Konföberation). Zu diefer Kategorie 
von Bereinen gehört zur Zeit der deutſche Zollverein, der, wenn auch ber Form 
nach nur für eine beftimmte Zeit abgefchloffen, eine danernde Verbindung ber be 
treffenden Staaten barftellt, da die Intereſſen, zu deren Förderung er abgeſchloſſen 
wurde, bauernder Art find. Bon den befonderen Formen, welde bie Staaten 
Konföderation im Staatenbunde annimmt, ift ſchon oben (Bd. II, ©. 284 fi) 
ausführlicher gefprodhen worden. 

2) Die ſtaatsrechtliche Verbindung mehrerer (früher fouderäner) mit einem 
gewiffen Maaße von Celbftänpigkeit in inneren Angelegenheiten ansgeftatteter 
Sliederftaaten zu einem organifhen Ganzen mit einer den Ginzelftaaten über 
georbneten Staatägewalt, der alle Einzelftaaten gleichmäßig untergeorbnet fin. !) 
Auch von diefer Form der Verbindung ift ſchon oben (Bd. II, ©. 284 fi) 
Näheres vorgelommen und es iſt daher nicht am Plage, hier nochmals darauf ein⸗ 
zugeben. 

3) Die Vereinigung der Stantsgewalt in Bezug auf mehrere, von ein 
ander völlig unabhängige Staaten in Einem Subjelte, und diefe Verbindung 
nennt die Doftrin vorzugsmeife Union, oder Union im engern Ginne 
Diefelbe ſetzt ſonach das Nebeneinanderbeftehen von zwei oder mehreren, unter ſich 
unabhängigen Staaten, mit ihrer befondern Staatsgewalt voraus. Das Subjel 
jedoch, weldes die Staatsgemwalt in den verfchiedenen Staaten inne bat und mu 
deren Ausübung berufen ift, ift dasfelbe. Daß aud die Formen und Organe für 
die Ausübung der Staatögewalt und die materiellen Grundſätze, nach welchen dieſe 
zu gefchehen hat, in den unirten Staaten biefelben feien, gehört nicht zum Be 
griffe der Union, wenn es aud für den Beftand und die Dauer derfelben ven 
Nugen fein mag, daß der Unterfchied im diefer Beziehung kein zu fehroffer fel. 
Es wird vielmehr gerade der Umftand im der Regel die Entftehung und die ort 
fegung der Union veranlaffen, daß die Formen und Orundfäge für die Ausübung 
der Staatsgewalt in ben betreffenden Staaten biöher verſchiedene waren, und ver 
ſchieden bleiben follen. 

Bon den verfhiedenen Eintheilungen der Union, welche in ber Literatur Ab 
ih find, hat nur eine einen befonderen wiffenfhaftliden und praktifchen Werth, 
nämli die Unterfcheldung der Perfonal» und Realunion. Gewöhnlich finde 
man das Unterfheidungsmertmal zwiſchen viefen beiden Arten ber Union darin, 
daß bei der Perfonalunion die zwei oder mehreren Staaten blos den Herrſchet 
gemein haben, bei der Realunion dagegen neben der Einheit und Gleichheit bed 
berrfhenden Subjeftes auch gewiffe ftaatlihe Organe und Grumbfäge für die unir- 
ten Staaten gemeinfam feien. So lehrt 4. B. Heffter (Völkerrecht IV. Aufl 


1) Damit ift von felbft die Hegemonie eined einzelnen Gliedes über die anderen unten 
elnbarz diefes wäre nicht Unlon, fondern Eubjeltion. 
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©. 41), die Union fei Perfonalunion, wenn mehrere Staaten durch benfelben 
Souverän beherrſcht werden, fie ſei Realunlon, wenn die einzelnen Staaten felbft 
mit einander in Verbindung ftehen, jo daß ihre Schidfale ganz oder theilweiſe 
gemeinfam werben. Daß diefe Unterfheitung aller juriftifhen Beſtimmtheit ent- 
behre, und ſonach für eine genauere Begrenzung der Begriffe nicht zu brauchen 
fei, dürfen wir wohl nicht erft beweifen. — Bluntſchli (Staatsreht, III. Aufl. 
S. 239) ſtimmt mit der Heffter'ihen Definition der Perfonalunion überein. Weber 
bie Realunion äußert er fi mie folgt: „Eine höhere Einigung liegt in der fo- 
genannten Realunion. In ihr iſt nicht blos die Perfon des Herrfchers geei⸗ 
nigt, fondern die oberfte Staatsleitung felbft in Geſetzgebung und Regierung. 
Zwar verträgt fie fih mit einer relativen Selbftänbigfeit der untrten Staaten, 
denen innerhalb gewiffer Schranfen eine partifuläre Gefepgebung und Regierung 
vergönnt werden mag, aber der Gefammtftaat ift in ihr dod einheitlich organi- 
firt und die höchſten gemeinfamen Staatsintereffen find in den einheitlihen Or« 
ganen koncentrirt.“ — Faßt man ben Unterſchied in diefer Weife, dann hört bie 
Realunion auf, überhaupt eine Verbindung mehrerer Staaten zu fein. Denn 
in der That find die Glieder diefer Realunion nad) den eigenen Worten Bluntfchli’s 
nur „relativ ſelbſtändig“, und ihre Selbſtändigkeit gehört nicht zum Wefen ber 
Union, fondern fie wird nur von biefer „vertragen". Es will uns fcheinen, daß 
in diefer Befchreibung die Realunion gleihbepentend mit „Bundesſtaat“ fel, und 
ba wir den Begriff des Bundesftaates nicht mit dem der Realunion vermifchen 
zu dürfen glauben, fo können wir uns biefer Auffaffung nicht anfhließen. Wir 
werben fpäter auf den wefentlihen Unterfchied, der unferes Erachtens zwifchen dem 
Bundesftaate und ber Realunion befteht, zurüdtommen und ihn näher aufzeigen. 

Uns fheint die Unterfheidung zwiſchen Berfonal- und Realunion lediglich 
darin zu liegen, daß in der erfteren bloß eine thatſächliche, auf rechtlich zu⸗ 
fälligen Gründen berubenbe, in ber legteren dagegen eine rehtlih nothwen- 
bige, auf den pofitiven Beftimmungen der Berfaffung der betreffenden Staaten 
beruhende Bereinigung der Staatsgemalt von zwei oder mehreren Staaten vor- 
Megt. Dort gründet fih die Gemeinfchaftlichleit des herrſchenden Subjeltes auf 
eine Thatfache, welche in mehreren Staaten zum gleichen Refultate führt, ohne 
daf das Eintreten diefer Thatfache in allen Staaten ftattfinden mußte. Es kann 
daher eine PBerfonalunton entftehen: 

1) wenn im zwei oder mehreren Staaten, in welden das herrſchende Sub⸗ 
jet durch Wahl beftimmt wird, diefelbe Perfon zur Ausübung der Staatögewalt 
berufen wird, und biefe wirklich übernimmt; 

2) wenn die dur Erbredt zum Souverän eines Staates berufene Perſon 
zugleih zum Souverän eines dritten Staates auf ihre Lebenszeit gewählt wird, 
und dieſelbe ſowohl bie eine wie die andere Stelle rechtlich zu übernehmen im 
Stande ift, und fie wirflih mit einander vereinigt; | 

3) wenn burd bie in zwei oder mehreren Staaten geltenten Erbfolgegefege 
zufälligen Weiſe dieſelbe Perfon zum Erben der Krone mehrerer Staaten berufen 
wird, und biefer Fall der Perfonalunion fann wieder auf verfchlevene Weiſe ver- 
anlaft werden. Es kann nämlid: 

a) die Perfonalunton dadurch herbeigeführt merben, daß die Krone mehrerer 
Staaten fi in demfelben Geſchlechte, jedoch in verfchledenen Tinten tesfelben ver- 
erbt. Stirbt nun die in dem einen Lande regierende Linie aus, fo fuccetirt im 
Zweifel, ſoferne nicht fpecielle Berfaffungsbeftimmungen etwas Underes verfügen, 
bie zweite Finte auch im andern Staate und es fann diefelbe Perfon in zwei oder 
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‚mehreren Staaten Erbe fein. Wie lange dieſe Bereinigung der Kronen dauer, 
hängt von dem Inhalte der in den betheiligten Staaten in Wirkfamkeit ſiehenden 
und aud nad der Union in Wirkfamfeit verbleibenden Erbfolgegefege ab. Sin 
die Borfchriften derfelben in Bezug auf Erbfolgerecht und Erbfolgeorbnung über 
einflimmend, fo wird vie Union fo lange dauern, als die betreffende Familie gr 
flirt; weichen fie in der einen oder andern Beziehung von einander ab, läßt .®. 
das eine unbedingt nur die Männer zur Thronfolge zu, jo daß die weibliche Das 
cendenz ben männlihen Seitenverwandten zu weichen hat, während das andere der 
Nähe der Verwandtſchaft zum legten Befiger ohne Nüdfiht auf das Geſchlecht 
einen entjcheidenden Einfluß auf das Erbfolgerecht einräumt, fo kann fic die Unien 
in kurzer Zeit wieder auflöfen. Diefes wird hier namentlih dann erfolgen, weun 
der legte Inhaber des Throns nur fognatifhe Defcendenten und baneben ague 
tiſche Seitenverwandte binterläßt. 

b) In ähnlicher Art kann es zu einer Perfonalunion führen, wenn zwiſchen 
zwei oder mehreren regierenden Häufern Erbverbrüderungen beftchen, un 
beim Ausſterben des einen verbrüderten Geſchlechtes die Arone desfelben der über 
lebenden Familie zufällt. Wird dann viefelbe Berfon nad den Beftimmungen der 
beiden Staaten Thronerbe beider Länder, fo liegt abermals für. die Zeit. biefet 
Bufanmentreffens des Erbredtes in Einer Perfon unfere Union vor. 

Nicht felten finden fid Übrigens in den pofitiven Gefegen Verfügungen, melde 
dem Cintreten oder doch der Fortdauer einer Union vorzubeugen deſtimmt find, 
weil man politiihe Nachtheile von der Union befürchtet, und insbeſondere Defor- 
niffe für die politifhe Selbſtändigkeit des minder mächtigen Staates hegt, wenn 
befien Krone an den Regenten eines mächtigeren Staates fällt. So beflimmt 38. 
die bayerifche Verfafſungsurlunde Tit. II 8. 6 für den Fall des Ausfterbens dei 
Mannsftammes und tes Uebergangs der Krone an eine fremde, mit bem auf 
geftorbenen Geſchlechte durch rauen verwandte regieremde Familie, daß dk 
bayerifhe Krone, wenn der zunädft berufene Erbe derfelben bereits Regent eines 
größeren Staates ift, und diefer feine Refidenz in Bayern nicht nehmen kann oder 
will, fofort an des Berufenen zweitgeborenen Sohn überzugehen und ſich in feiner 
Linie weiter zu vererben habe. — In anderer Weife bat die belgiſche Berfaffunz 
buch ihren $. 62 vorzuforgen gefucht. Derfelbe lautet nämlich: „Dex König von 
Belgien kann ohne Zuftimmung der beiden Kammern nit zugleich Oberhaupt 
eines anderen Staates fein. Keine ber beiden Kammern kann über diefen Gegen⸗ 
ftand berathſchlagen, wenn nicht wenigftens zwei Drittel der Mitglieder, woraus 
die Kammer befteht, gegenwärtig find, und es fann kin Beſchluß darüber gefaßt 
werben, wenn er nicht wenigftend zwei Drittel ver Stimmen für ſich bat.“ 

Zum Weſen der Realunion gehört, wie bereits gejagt, daß die Berzini- 
gung der Staatsgewalt zweier oder mehrerer Staaten in Einer Perfon auf einer 
rehtlihen Nothwendigkeit beruht, fei es, daß die Orundgefege beider Staaten biefe 
Bereinigung verordnen, oder daß nur das Grundgeſetz des einen Staates fie ger 
bietet, das des andern Staates fie wenigftens zuläßt. Enthält die Berfafjung ber 
beteiligten Staaten über dieſen Punkt feine Norm, jo bedarf es eines Gejeget 
in jedem berfelben, um eine Union zwifchen ihnen zu begründen. Die Folge davon 
ift, daß diefe Art von Union nur in verfelben Form wieder aufgehoben werben 
tann, in der fie begründet worden ift, d. i. in der eines Geſetzes — Daß diefe 
Semeinihaftlihteit des Staatsoberhauptes auch eine rechtliche Union der Staaten 
ſelbſt zur Wirkung habe, bedarf faum der weiteren Erörterung. Sie erzeugt von 
felbft, eine gewiſſe Gleichheit und Einheit in der Repräfentation der unirten Etaalen 
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nad Außen, fowie in der Leitung der inneren Angelegenheiten. Sie wird nament- 
lich zur Folge haben, daß für gewilfe Funktionen der unirten Staaten die glei- 
hen Organe beftellt werben, fo 3. B. die Organe zur völlerrechtlichen Vertretung 
der vereinigten Staaten. Allein diefe Gleichheit der Organe und Einrichtungen 
gehört nicht zum Wefen der Union, welche felbftäntige Staaten ald Glieder vor- 
ausfegt, und daher jedem berfelben freie Entſchließung in allen Punkten vorbe- 
hält, welche mit der Union der Staatsgewalt nicht im Widerfpruche ftehen. Als 
rechtlich unmöglich unter realsunirten Staaten erfheint der Krieg; fie können mit 
einander verbunden fremde Staaten befriegen, nicht aber fich felbft. Unterfucht man 
die Motive, welche die Staaten zur Begründung der Realunion beftimmten, fo 
wird fi) ergeben, daß man durd die Verbindung die Unabhängigkeit nah Außen 
befier gewahrt glaubte, als es dem ifolirt ftehenven Staate möglid if. Daher 
werben fich im der Regel nur folde Staaten uniren, denen eine gemeinfame Ge— 
fahr von Außen droht, welde fie mit gemeinjcaftlihen Kräften abwehren 
wollen. 2) 

Es wird zur Erläuterung der bisherigen Darftellung dienen, wenn wir für 
die beiden Arten der Union Beifpiele aus der Geſchichte der europälfhen Staaten 
anführen. Wenn wir mit ber zulegt betrachteten Realunion beginnen, fo liefert die 
Berbindung zwiſchen Schweben und Norwegen das Mlarfte und wichtigfte Beifpiel. 
Das Grundgefeg für Norwegen (1814) verorbnet in feinem $. 1: „Das Kö— 
nigreih Norwegen ift ein freies, felbftändiges, untheilbare® und unabhängiges 
Reih, mit Schweden unter einem Könige vereinigt." Bon Seite Schwe- 
dens find die näheren Bedingungen Über die Begründung der Union mit Nor- 
wegen in dem Reichsakt vom 6. Auguft 1815 feftgefegt (f. oben Br. IX ©. 130), 
Als eine Folge der beftehenden Union beider Staaten wird es angefehen, daß fie 
dem Auslande gegenüber nur Einen Repräfentanten haben, daß fie Krieg und 
Frieden mit einander gemein haben, und ebenfo die diplomatiſche Vertretung. Die 
Verhandlungen, welche von ven Bertretern beider Reihe mit fremden Staaten 
gepflogen,, die Berträge, melde mit ihnen abgeſchloſſen werden, können übrigens 
aud nur im Namen bes einen derſelben geführt und abgefchloffen werben, wenn 
der Auftrag nur für den einen Staat ertheilt worben ift (vgl. das Nähere oben 
Bd. IX, ©. 185). — Ein weiteres befanntes Beifpiel von Realunion bieten vie 
Herzogthümer Schleswig und Holftein, die fih im Mannesftamme des regierenden 
Haufes vererben und von einer und berfelben Perſon beherrſcht werden follen. Zu 
Dänemark ftanden die Herzogthümer nad der deutfchen, im pofitiven Rechte be- 
gründeten Auffaflung nur im Berhältniffe der Perfonalunion, welche im Jahr 1863 
mit dem Tode Frievrih VII. von Dänemark, des legten vom Mannesftamme 
feiner Linie, ihr Ende erreichte, indem in Folge diefes Ereignifies in Dänemarf 
fognatifhe Succeffion eintrat, während in den Herzogtblimern nur der Mannes: 
ftamm erbberehtigt iſt, und daher die Staatserbfolge in denſelben an eine andere 
Linie überging, in welcher Männer vorhanden find. — Auch das Verhältniß Po- 
lens zu Rußland, wie e8 in der Wiener Kongrefalte (Art. 1) geregelt ift, wird 
gewöhnlich als Beifpiel einer Realunion erwähnt. Bei genauerer Betrahtung bes 


2) In gewiffem Sinne den Gegenfag der Realunion bildet dad Kondominatsverhältniß. 
Bei der Realunion haben mehrere Staaten, alfo auch die Länder dauernd einen und denfelben 
Souverän; beim Kondominat fleht ein und dasfelbe Land unter zwei oder mehreren Landes 
berrn, die entweder abwechslungswelfe oder neben einander nach den Grumdfäßen der Prävention 
die Hoheitsrechte üben. Dergl. darüber H. A. Zahariä, Staater. II. A. Bd. 1 ©. 76 
Bluntſchli und Brater, Deutſches Staats-Wörterlud. X. 43 


674 Union, 


Inhaltes der Kongreßakte laſſen ſich indeffen dagegen erhebliche Zweifel geltend 
madhen, welche wir übrigens an diefem Orte nicht weiter ausführen wollen, ba 
die Frage für jegt nicht praktiſch ift. 

Eine Perfonalunion befteht zur Zeit zwifhen dem Königreih der Nieder: 
lanne und dem Großherzogthum Luremburg. Es ift zwar tasfelbe Geſchlecht, 
welches in beiten Staaten tie Staatögewalt inne bat, und es ift biefelbe Perſon, 
melde bort wie bier Souverän ift. Allein die Verfaſſung des Großherzogthumt 
enthält feine Verfügung, durch welche eine folde Vereinigung als rechtlich noth— 
wentig erflärt wäre. 3) Ebenfo befand fih Hannover bis zum Jahre 1837 
mit Großbritannien in einer Berfonalunien, welche aus denſelben Gründen 
aufhörte, aus melden 1863 die Union zwifhen Dänemarf und den Elbherzog— 
thümern rechtlich erleſch. 

Dieſer geſchichtlichen Erläuterung des Begriffes der Union wird zweckmäßiz 
noch eine allgemeinere Betrachtung folgen, welche ſich's zur Aufgabe macht, unſer 
Inſtitut mir andern verwandten Begriffen tes öffentlichen Rechtes zuſammenzu— 
ſtellen und die Unterſcheidungsmerkmale aufzuzeigen. 

Vergleicht man zunächſt die Union mit dem Staatenbunde, ſo iſt jene ein 
ſtaatsrechtliches, dieſer ein völkerrechtliches Inftitut *). Die verbündeten Staaten blei— 
ben ſelbſtändig, von einander getrennt, jeder mit feiner beſonderen Staatsgewalt 
und ihrem Vertreter. Das Organ, welches den Bund vertritt und für ihn han- 
belt, ift nicht wie bei der Union ver Souverän der im Bunde begriffenen Staaten, 
fondern fteht neben ven Eouveränen als Mandatar berjelben für die Beforgunz 
der gemeinfamen (Bundes-JUngelegenheiten. Diefe Verſchiedenheit bringt es mit 
fih, vaß das Unions- und das Bundesverhältniß neben einander vorhanden fein 
fünnen, daß eines das andere nit ausſchließt. Cinzelne Bundesſtaaten fünnen 
mit auswärtigen Staaten und auch mit anteren Bundesftaaten unirt fein. Im 
erften Falle ift einer der unirten Staaten Mitglied eines Staatenbundes, wie z. 2. 
luremburg, während der audere unirte Staat (das Königreich der Niederlande) 
außerhalb des Bundes fteht, und da nad) unferer Auffafiung der Union bie ver 
einigten Etaaten ihre volle Geibftändigfeit und Unabhängigkeit behalten, fo if 
vom Standpunkte der Theorie diefes Verhältnig faum zu beanftanden, Schmir 
rigfeiten können fi jedoch im Leben bezüglich des Kriegs: und Friedensrechtet 
des Bundes einerfeits und der Union anderfeits ergeben. Die Art. 46, 47 un 
78 ver Wiener Kongrefatte haben dieſe Schwierigkeiten für Deutſchland zu beben 
geſucht, indem fie verfügten: 

„Art. XLVI. Beginnt ein Bundesſtaat, der zugleih außerhalb bes Bunde 
gebiets Befigungen hat, in feiner Eigenfchaft als europäifhe Macht einen Krieg, 
jo bleibt ein folder, die Berhältniffe und Verpflihtungen des Bundes nicht be 
rührender Krieg dem Bunde ganz fremd. Art. XLVII.-In den Fällen, wo ein 
folder Bunvesftaat in feinen außer dem Bunde belegenen Befigungen bedroht cder 
angegriffen wird, tritt für den Bund die Verpflichtung zu gemeinfhaftlihen Ber 


3) Ueber die völig unklaren rechtlichen Verhältniſſe des Herzogtbums Limburg verdl- 
9 U Zadariia. a. O. Bd. II S. 629. 

*) Anm. d. Red. Gegen die obige Auffaſſung erbeben fi doch mande Bedenken. Die 
Union der ſpaniſchen und der deutihen Krone unter Karl V. oder der Aromen von England 
und Hannover batte doch eher eine völferrechtliche als eine flaaterechtliche Bedeutung; und um 
gefebrt die fhaatenbündliche Eidgenoffenichaft vor 1798 oder die Konföderation der nordamerifanijden 
Staaten vor 1788 mar doch nicht blos völferrehtlih, fondern in manden Ginriähtungen aus 
ſtaatorechilig. 
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theidigungsmaßregeln, oder zur Theilnahme und Hülfgleiftung nur infofern ein, 
als verfelbe nach vorgängiger Berathung durch Stimmenmehrheit in der engern 
Berfammlung Gefahr für das Bundesgebiet erkennt. Im legteren falle finden die Bor- 
fchriften der vorhergehenden Artikel ihre gleihmäßige Anwendung. Art. XLVIII. Die 
Beftimmung der Bundesafte, vermöge welder, nad einmal erflärtem Bundeskriege, 
fein Mitglied des Bundes einfeitige Unterhandlungen mit dem Feinde eingehen, 
noch einfeitig Waffenftillftand oder Frieden fchließen darf, ift für ſämmtliche Bun- 
besftanten, fie mögen außerhalb des Bundes Befigungen haben over nicht, gleich 
verbindlich.“ 

Haben zwei oder mehrere der verbündeten Staaten den Souverän gemein, 
fo ift an fi ein jeder der unirten Staaten Bundesgenofje, der im Bunde wie 
außerhalb desſelben duch vasfelbe Subjekt repräfentirt wird, wie ber andere Bun- 
besgenoffe, und alle Rechte eines folden anfpredhen kann, jo wie er felbftverftänd- 
ih auch die entſprechenden Pflihten zu übernehmen und zu erfüllen hat. — Diefer 
Gedanke liegt auch dem Art. 16 der Wiener Schlufafte zu Grunde; nur erfcheint 
er im mittelalterlihen Gewande und wird aus Rüdfichten der Zwedmäßigfeit mo- 
dificirt. Es heißt nämli dort: „Wenn die Befigungen eines fouveränen deutſchen 
Haufes durch Erbfolge auf ein anderes übergehen, fo hängt es von der Gefammt- 
beit des Bundes ab, ob und in wie fern die auf jenen Befigungen haftenden 
Stimmen im Plenum, da im engeren Rathe fein Bundesglied mehr als eine 
Stimme führen kann, dem neuen Befiger beigelegt werben jollen." 

Der Bundesftaat hat zwar das mit der Union gemein, daß fie beide 
dem ftaatsrechtlichen Gebiete angehören. Allein bei näherer Betradtung find fie 
doch fehr wejentlih von einander verfhieden. Im Bundesſtaate find mehrere 
ftaatlihe Gemeinwefen zu einer organifhen Einheit in der Art mit einander ver- 
bunden, daß über ihnen allen eine höhere Gewalt, die’Centralgewalt fteht, ver die 
Gliederſtaaten mit ihren Negenten untergeorpnet find. Die Folge davon ift, daß 
die fo. verbündeten Staaten nit der vollen Selbftändigfeit und Unabhängigkeit 
von jouveränen Staaten genießen; ihre Staatögewalt ift rebucirt und auf jene 
ftaatlihe Hoheitsrechte beſchränkt, welche der Gentralgewalt nicht übertragen find, 
Wir haben faum nöthig, ausführlid darzuthun, worin die Union vom Bunbes- 
ftaate ſich unterfcheidet. Sie kennt feine Unterordnung unter eine über der Union 
ftehende höhere Gewalt; die an fich gleiche Stantögewalt der unirten Staaten 
ift in ihrem vollen Umfange einem und demſelben Subjefte übertragen. — Auch 
diefes Bundesverhältniß kann mit der Union zufammengeben, fo daß ber Regent 
eines Ginzelnftantes zugleich Souverän eines fremden Staates fein fann. Nur 
macht fih von felbft die Differenz zwifhen dem Staatenbunde und dem Bundes« 
ſtaate geltend. In dem auswärtigen Staate befigt der betreffende Bundesgenoſſe 
die reale und unabhängige Staatsgewalt, im Bunde blos die rebucirte und ſub— 
orbinirte Gewalt eines PBartikularftaates. Es Ift nur dafür zu forgen, daß ber 
fremde Staat dem Bundesverhältnifje feinen Eintrag thue, und das wird von 
felbft ver Fall fein, wenn nur eine Union in unferem Sinne befteht. Damit ftimmt 
auh die von der beutfhen Nationalverfammlung im Jahre 1849 bejchloffene 
Reihsverfaffung überein, wenn fie in den $$. 2 und 3 anorbnet: „Hat ein beut- 
ſches Land mit einem nichtveutfhen Lande dasſelbe Staatsoberhaupt, fo fol das 
deutſche Land eine von dem nichtdeutfhen Lande getrennte eigene Berfaffung, Re— 
gierung und Verwaltung haben. In die Regierung und Berwaltung des deutſchen 

andes dürfen nur deutfche Staatsbürger berufen werben. Die Reihöverfaffung 
und Reichsgeſetzgebung hat in einem folden deutſchen Lande diefelbe verbindliche 
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Kraft, wie in ben übrigen deutſchen Ländern. Hat ein deutſches Land mit einem 
nichtdeutſchen Lande dasſelbe Staatsoberhaupt, fo muß biefes entweder in feinem 
deutfhen Lande refibiren, ober es muß auf verfafjungsmäßigem Wege in dem- 
felben eine Regentſchaft niebergejegt werben, zu welcher nur Deutfche berufen 
werden dürfen." 

Daß indefjen ein ſolches Doppelverhältnig leicht Inkonventenzen nad fih 
ziehen fünne, läßt ſich nicht in Abrede ftellen, und wo es vermieden werden kann, 
wird gewiß räthlic fein, e8 zu vermeiden. Diefem Gedanken gibt der $. 4 ber 
angeführten NReihsverfafjung Ausdruck; er lautet: „Abgejehen von den bereits be- 
ftehenden Verbindungen deutſcher und nichtdeutſcher Laͤnder fol kein Staatsoher- 
haupt eines nichtdeutſchen Landes zugleich zur Regierung eines deutſchen Landes 
gelangen, noch darf ein in Deutſchland regierender Fürft, ohne feine deutſche Re- 
gierung abzutreten, eine fremde Krone annehmen.“ 

Was man bisher fonft noh, wohl veranlaft dur die älteren fcholaftifchen 
Definitionen als Union zu bezeichnen pflegte, follte nah unferem Ermeſſen nidt 
fo genannt und nit mit der Union zufammengeftellt werben. Denn dieſe Be 
zeihnung und Zufammenftellung ift nicht geeignet, die Klarheit und Beftimmtheit 
der ftaate- und völferrechtlihen Begriffe zu fördern, fondern fie erzeugt nur un- 
Hare und ſchillernde Vorſtellungen, die fih nicht wiffenfhaftlih begrenzen und 
definiren lafjen. So iſt es 3. B. 

1) ein Widerſpruch in ſich ſelber, die Einverleibung eines bisher ſelb— 
ſtändigen Staates in einen anderen, die Inforporation oder wie fie in neue 
fter Zeit genannt, wird, die Annerion als eine Art der Staatenunion darzu- 
ftellen, auch felbft dann, wenn die Einverleibung mit dem Willen des betheiligten 
Staates gefchehen follte, und wenn dem einverleibten Gemeinwefen noch ein ge 
wiffer Grad von innerer Autonomie, ähnlid einer großen Gemeinde belaffen würde. 
Stets bildet der inforportirte Staat nur einen Theil des Anderen Staates; bie 
bort herrfchende Staatsgewalt gebietet auch im einverleibten Theile. Man hat es 
mit einem einheitlichen, im Laufe der Geſchichte aus mehreren früher felbftändigen 
Ländern entftandenen Staate zu thun, der in feinem Innern keine Union duldet. 
— Diefes ift 3. B. das Verhältniß Polens zu Rußland, das von Irland und 
Schottland zu Großbritannien. 

2) Aehnlich ift die ſtaatsrechtliche Stellung der Kolonie zum Mutterlante. 
Sie erfheint als eine Erweiterung des Gebietes und der Machtſphäre des Haupt- 
ftaates, zu dem fie redhtlih in dem Verhältniß einer Zugehör fteht. Auch bier 
kann im Laufe der Zeit der Kolonie, wenn fie ſich fonfolidirt und zu Wohlftand 
und Macht gelangt, ein gemiffes Maß von Selbftändigkeit zugeftanden werben; 
allein dadurch wird das Verhältnig zwar modificirt aber nicht principiell geänbert, 
von einer Union fann man aud bier nicht fpredhen. Diefes wäre erft dann mög 
ih, wenn bie Kolonie volle ſtaatliche Selbftänvigkeit erringt und nun etwa mit 
dem ehemaligen Mutterlande in eine Realunion träte, 

3) Ebenfo tft die Unton nah unferer Anfiht zu trennen von der Ber: 
Ihmelzung mehrerer Staaten zu einem einheitlihen Staate (wie fie früher ge 
nannt wurde: unio per confusionem), in folge deren es fortan nur einen 
Staat giebt, defjen Beftandtheile nur noch gefhihtlih ald ehemalige Staaten 
in Betracht kommen. Den gefhichtlihen Vorgang diefer Staatsbildung fann man 
grammatifh richtig eine Einigung von bisher getrennten Eriftenzen, eine Union 
nennen. Aber es ſcheint ung mit den Forderungen juriftifher Beftimmtbeit nidt 
vereinbar, auch das Reſultat dieſes Borganges fo zu nennen, Ueberblidt man 
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bie gegenwärtig beftehenben Staaten Europa’s, fo find nicht blos bie fogenannten 
Großſiaaten, jondern auch die Staaten zweiten und dritten Ranges faft alle auf 
biefem Wege erttftanden; auf alle würde daher der Begriff ver Union anwenpbar 
fein, aber eben darum aufhören, eine beſondere Bedeutung in der Rechtswiſſen— 
ſchaft zu haben. | 

Betrachtet man die Vorgänge, welche aus dem Streben einer in mehrere 
Staaten getrennten Nation nad politifher Einigung entfpringen, fo laſſen fi 
mehrere Möglichkeiten denken, welde das Ziel und den Abſchluß biefes Strebens 
bilden. Entweder die Nation begnügt fi mit der Form des Staatenbundes oder 
der Union — over fie ſchafft die ftraffere Form des Bundesftaates, der eine ftär- 
tere Gentralgewalt nöthig macht als jene des Staatenbundes ift, ober endlich fie 
hebt die Partifularftaaten als ſolche volllommen auf, und begründet ven Einheits- 
ftaat mit einer gemeinfamen, Alle beherrfchenden Staatsgewalt an ihrer Spige. 
Diefe normale Einigung der Glieder einer Nation wird geftört und verzögert, 
wenn ein einzelner Staat für fi die Obergewalt über die übrigen — bie Hege— 
monie — prätendirt, und fi bie übrigen Staaten gleicher Abftammung infor- 
poriren will. Das Königreih Italien hat alle die Mittelglieder, welche zwijchen 
ber völligen Zerfplitterung und dem einheitlihen Staate liegen, bei feiner Bil- 
dung überfprungen, und hat fi ſofort als Einheitsftaat konſtituirt, ohne freilich 
zur Zeit die ganze Nation zu umfaffen. 

Literetur: Die neuere Literatur über die Materie ift nicht reichhaltig, 
wenn man unter Union nur das begreift, was wir in unferer obigen Ausführung 
darunter begriffen haben; wir verweilen desfalls einfah auf H. A. Zachariä, 
Deutfhes Staatd- und Bundesrecht, III. Aufl. S. 96 und Klüber, Deffentl. 
Recht des d. B. und ber B. St. IV. $. 104. Bot, 


Univerfalmonardhie, ſ. Weltreich. 


Univerfitäten. 


Eine vielhundertjährige Sprechweife hat den großen Bildungs und Unterrichts- 
lörpern, welde wir in allen Staaten europäifher Kultur finden, einen Namen 
gegeben, der urfprünglich nichts weiter bedeutet als daß die im Lehren und Lernen 
vereinigten Kräfte eine Körperfhaft, eine universitas ausmaden. An diefen ganz 
allgemeinen Sinn hat fi) aber von einem und demſelben Ausgangspunfte der hifto- 
riſchen Entwidlung die und allen heute geläufige Bedeutung geknüpft, welche die 
Korporationen des hohen Unterrichts auf allen Gebieten wahrer Wiffenjhaft und 
wiffenfchaftliher Bildungszweige, ſowohl von der Gelehrtenafademie als den poly— 
techniſchen Inftituten der Neuzeit, ven Gymnaſien und Lyceen ſcheidet. Abgeſehen 
von dieſem Grundcharakter, welcher in allen Ländern, natürlih nicht ohne gewiſſe 
Mopififationen, und in ven Univerfitäten entgegentritt, haben tod dieſe hohen Bil— 
dungsanftalten, die Hohfhulen der verfchiedenen Nationen, als wichtiger Theil des 
Bolkstulturlebens die Schidjale der einzelnen Nationen an fidy felber erfahren müſ— 
fen, und wer in unferen Tagen das Unterrihtsmwefen, vie Stellung zum Gtaate, 
die Denk- und Lebensweife der Lehrer und Stuvirenden an den Univerfitäten Eng- 
lands, Frankreichs, Deutſchlands, Amerikas oder Italiens mit einander vergleicht, 
wird es auf ven erften Blid kaum als richtig annehmen, daß alle jene jetzt fo ver- 
Ihieden gefärbten und mit fo verſchiederer Bewegung dahinrollenden und langfam 
ſchleichenden Ströme auf eine und biefelbe Quelle zurüdzuführen find und urfprüng- 
lich His in alle Einzelnheiten den gleichen Charakter trugen. Es kann nicht die Auf- 
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gabe einer überfichtlihen Darftelung an dieſem Plage fein, eine Geſchichte der 
Univerfitäten in irgend welcher VBolftäntigfeit zu geben, es befitt namentlich die deutſche 
Literatur tüchtige Specialwerke auf tiefem Gebiete; aber auch in einem dem pral- 
tifhen Bebürfniß und dem Leben der Gegenwart gemibmeten Unternehmen, wie das 
Staatswörterbuch, darf ein Nüdblid auf das Werden dieſer hochwichtigen Anftalten 
nicht fehlen, weil er das Verſtändniß ver gegenwärtigen Zuftände erleichtert. In 
feinem Lande ift dies mehr ter Fall, ala in Deutfchland, wo die Hochſchulen für 
die nationale Entwidlung noch in ganz anderer Weife als in den übrigen Kul— 
turftaaten ihren Ginfluß geäußert haben und äußern. \ 

Das klaſſiſche Alterthum zeigt ein von dem unfrigen fo völlig verſchiedenes 
KAulturleben, daß eine hifteriihe Anknüpfung zwifhen ven Unterrichtsverhältniffen, 
wie fie vor dem Zuſammenbrechen ber römiſch-griechiſchen Welt beftanden und den 
und heute umgebenden Grideinungen höchſtens in tem Sinne beftanven hat, wie 
alles Wichtige das jemals geihab, einen gewiffen Einfluß in dem Lebensgange tes 
Dienihengejchlechtes zurüdläßt. Werer die Philofophenfhulen noch die Rechtsala— 
demieen der römischen und ariehiihen Kaifer find vie Wiegen unferer Univerfitäten 
geweſen. Nach der langen Nacht des beginnenden Mittelalters, als fih germaniſche 
Stämme zuerft im Weften Europas eine neue Heimat gründeten und Wurzel jhln- 
gen, erwadte allmählich wie aus ſchwerem Traume das Aulturbedürfniß ber neuen 
europäifchen Menſchheit, und in Heinen Anfängen ärmlicher Klofterfhulen, aber unter: 
ftügt durch einſichtsvolle Fürften wie Karl ver Große und Alfred von Englant, 
fteigerte fih von Jahrzehnt zu Jahrzehnt der Drang nad) höherem Wilfen und mit 
dem Wiſſen aud das Berlangen, Anderen die Frucht des eigenen Fleißes mitzu— 
theilen. Die engen Räume der Klofterfhulen, welche anfänglid wie Dafen in ver 
Wüſte geiftiger Unfultur für Sitte und Wiffen fo fegensreih gewirkt hatten, wur- 
ben bald als ungenügend empfunten, das möndifhe Wefen, die Abgeſchiedenheit 
von ber Welt, die Fefjel, welche ver freiern Regung des Geiftes durch das Ordens— 
gewand angelegt wurde, mußten unwillfürlic zu Verſuchen führen, auch außerhalb 
der Hierardie und in freierer Thätigkeit für den höheren Unterricht wirkſam zu 
fein, zumal die Hauptaufgabe der alten Klofterfhulen darin beftanden hatte, Kna— 
ben zu unterrichten oder phyſiſch Erwachſene, deren ungelenter Geiſt nur nad) Kna— 
benart die Yehre zu empfangen und zu verwerthen vermodte. Jene höhere Bildung, 
beren Anftrebung als faft inftinftives Bedürfniß mit der förperliden Reife audy der 
Zeit nad) einzutreten pflegt, wurbe in den Klöftern durch das Selbſtſtudium oder 
ven wechfeljeitigen ſich ergängenten Unterricht der Klofterbrüber angeftrebt. Für 
die Laienwelt brad; vie geiftige Nahrung, welche Klöfter und Stifter boten, ſchon 
auf einer niedern Stufe ab. 

Eine Anzahl von angefehenen Lehrern auf mehreren Gebieten des damaligen 
Willens batte fih im Laufe des 12, Jahrhunderts in zwei Städten geſammelt, 
welde dadurch für längere Zeit die Brennpunkte ver Wiffenfhaft wurden: Paris 
und Bologna. Wir wiffen weder warn noch wo zuerfi ftatt Vereinzelter, welde 
einen Kreis von Schülern an fid zogen — dies tft allerdings der erfte Keim des heu- 
tigen Hochſchulweſens — Gelehrte in größerer Zahl und die ihnen zuhörenden Shi» 
fer fi) ihres Zufammenhanges bavußt wurden. In Bologna hat bekanntlich das Auf 
leben des römifhen Nechtsftudiums gerade dieſe Stadt zum Mittelpunft eines fo 
wichtigen Öegenftandes für mehrere Jahrhunderte gemacht. Aber daraus folgt 
keineswegs, daß nicht die studia generalia, die universitates doctorum et scolarium 
in der franzöfiihen Hauptftadt gleichzeitig fich gebilvet haben. Im Unterfchiede von 
den Kloſterſchulen, welche als Depenvenzen bes Klofters jelber erfcheinen und ebenfe 
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getrennt von dem bis daher beftandenen Einzelunterricht betrachtete man nun Lehrer 
wie Schüler als eine große universitas, denen Gewohnheit und Herkommen, erft 
fpäter verftärft durch päpftliche Privilegien und faijerlihe Beftätigungen, eine Fülle 
von Rechten und Pflichten zumwiefen. Urfprünglid mar der Einfluß des Staates, 
ſoweit man in dieſer Periode des Mittelalters überhaupt viefen Ausdruck gebrau- 
hen fann, oder der Stadt, in deren Mauern ſich die gelehrte und lernente Kör— 
perſchaft fammelte, von wenig eingreifender Bebeutung. War doch die forporative 
Selbftgeftaltung und Selbftregierung mit al ihren Borzügen und Schwächen ein Grund⸗ 
zug, welcher fi durd das ganze öffentliche Leben des Mittelalters erftredte. Wie 
die Etadtgemeinden, die Handwerfszünfte und die Gilden, fo flanden aud tie wif- 
ſenſchaftlichen Univerfitäten mit weitgehenber felbftändiger Verfafjung da. Paris und 
Bologna find nachweisbar die Mufter für die fpäteren ähnlihen Schöpfungen ge- 
worden, zu denen fi Fürſten und Städte um jo bereitwilliger verftanten, als eine 
ſolche Korporation nit blos Anfehen und Einfluß, fondern aud materiellen Ge— 
winn bradte. May aud bei ven Zahlenangaben über die Frequenz ber erften Uni— 
verfitäten diefelbe Unzuverläffigfeit walten, wie bei faft allen ftatiftiihen Notizen 
des Mittelalters, fo ift doch gewiß, daß zu Tauſenden die wißbegierigen Jünglinge 
bes Abendlandes, Geiftlihe und Laien, um die Lehrer von Paris und Bologna 
fi fammelten und dem Ort ihres Aufenthalts an ©eld und Gut nicht wenig zu- 
braten. Wenn wir verhältnigmäßig früh päpftliche Berleihungen ven Stempel 
der geiftlichen Approbation den neuen Lehrkörpern aufprüden fehen, fo darf dies 
nit wundernchmen in einer Zeit, wo bie Kirhe noch faft ausnahmslos die Be— 
wahrerin ver geiftigen Bildung war und bie wijjenfchaftliche Darlegung des Dogmas 
und des kanoniſchen Rechts zu den Hauptaufgaben der neuen Genofjenihaften ge 
hörte. Trog ihres faft gleichzeitigen Entftebens beftand zwiſchen den Univerfitäten 
von Paris und Bologna injofern ein durchgreifender Unterſchied, als dort die Kor- 
poration in den Händen der Tehrer, in Bologna dagegen in benen der Studi— 
renden felber fih befand, fo daß bier die Lehrer oder überhaupt die Doktoren, 
woven freilich nicht alle docirten, faft ohne (sinfluß auf das forporative Leben 
waren, während dagegen in Paris die Maſſe der Stutirenven in ähnlicher Entfernung 
von der forporativen Wirkfamfeit gehalten wurte. Bon Anfang an fcheint fih in 
Paris das Gros der Fehrer und Studenten in die vier Nationen: die franzö— 
ſiſche over gallifanifde, pifarbifhe, normännifche und engliſchdeutſche ges 
ſchieden zu haben, jede mit eigner Finanzverwaltung, eignen Schugheiligen und 
Kapellen und einer Organifation, an deren Spige gewählte Beamte, fogenannte 
Brofuratoren ftanten. Die Geſammtheit Aller wurde burd den Rektor vertreten, 
welher aus der Zahl der Doktoren — der Name Profeffor fommt erft viel jpäter 
vor — alle Bierteljahre gewählt wurde, ’ 

Zu den erften Einridtungen der Univerfitäten gehört die Abıheilung nad) 
Fakultäten nicht. Diefe, weldye fpäter das Nationenwefen abforbirte, tritt erft 
in einer fpätern Phaſe ver Entwidlung auf. In Bologna finden wir eine hier— 
von mehrfach verfhiebene Organifation. Das Rektorat wurde bier ftet8 von einem 
Studirenden befleivet, während die Doktoren, die von den Etubenten und ihren 
Vorftänden, fpäter von der Stadt zum Lehrer angenommen und bezahlt wurden, 
längere Beit den ihnen gebührenvden Einfluß auf das Univerfitätsregiment zu er- 
fümpfen ftrebten und von beiten Seiten in ven fpäter auftretenden Hänveln . 
mit der Stadt Bologna zu dem aud fpäter fo beliebten Preffionsmittel ver 
Auszüge gegriffen ward, Das studium generale, die Gefammtheit der hohen Schule 
von Bologna zerfiel aber in2 universitates, diejenige ber Ultramontanen und 
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der Gismontanen, wobei natürlich im Unterfhied vom deutſchen Sprachgebrauch 
die damaligen Ultramontanen die Deutſchen waren. Wie die Rechtsgelehrten von 
Bologna zu verfchiedenen Zeiten im Kampf gegen Städte und Papft Italiens fi den 
Intereffen des deutſchen Kaifers zugeneigt zeigten, waren auch die deutſchen Stupen- 
ten im Befig vielfacher Privilegien, melde alle jenjeit8 der Berge Gebornen vor den 
Cismontanen ausgeichneten. Innerhalb einer jeden universitas hatte wieder eine Schei⸗ 
dung nad Nationen ftatt; jo waren in der ultramontana 15 folder Landsmanuſchaf - 
ten, bei benen freilich nicht fireng auf tie Stammesangehörigkeit geſehen wurde und 
vie einzelne Bildung oft Sache des Zufalls gemwefen zu fein fheint. Nach dem Mu- 
ſter Bolognas hatte fih auch vie Hochſchule von Padua gebilvet, deren Entftehung 
man mit einem Auszuge der Studirenden von Bologna in Zufammenhang bringt. 
Nachdem faft 2 Jahrhunderte lang Franfreih und Italien das Monopol ver höhe 
ren Wiflenfhaftspflege gehabt (was Paris für Philofophie und Theologie, Bologna 
namentlih für geiftlihes und weltliches Recht zu bedeuten hatte, das war für die 
Heilfunde die hohe Eule zu Salerno), murben 1348 und 1365 mit päpftlicer 
Bewilligung die deutſchen Univerfitäten zu Brag und Wien geftiftet. Ausprüdlid 
wird dabei — und dies geſchah auch bei den meiften fpätern Privilegierungen — 
auf die Einrichtungen von Paris und Bologna verwiefen, wie denn auch die Ein 
theilung in Nationen fih bier wieder findet. Von den fpäter im 14. Jahrhundert 
errichteten Univerfitäten Heidelberg 1386, Köln 1388 und Erfurt 1392 finden wir 
nur in ber letgenannten ftatt der Organifation nach Nationen ſchon gleich anfangs 
die Fafultätseinrihtung. Während nämlich anfänglid die Doktoren einfach die Leh— 
rer gewefen waren (in ber römifhen Zeit wird bei Valerius Maximus fogar ein 
doctor gladiatorum, ein Fechtmeifter genannt), bildete ſich feit der Mitte des 12. 
Jahrhunderts der Begriff einer wiflenfhaftlichen Würbe aus, welche nur burd bie 
Wiffenden felber gegeben merben fonnte. Hier wirkte der Zunftgeift der Zeit ein 
und die Abftufungen des Baccalaureus, des Ficenciat:8 und des Magifters, bei 
Doktor entfprehen ganz ähnlichen Verhältniſſen im Handwerk und der Kunftgenof- 
fenfhaft. Zuerft ſcheint auf dem Gebiet der „freien Künſte“ dieſe Ausbildung und 
Ordnung nah dem fpeciellen Berufsftubium vor fi gegangen zu fein, aber ſehr 
bald hören wir auch von Doktoren ver Rechte, mobei die Unterfheidung zn 
fhen geiftligem und meltlihem Rechte noh zu Grunde fliegt. Daß bieje 
nigen, welde innerhalb der Univerfitätsgenoffenihaft durch die Gleichheit des Stu 
diums zufammengeführt wurden, ſich aud nach dieſem Geſichtspunkte Torporativ 
orbneten, war natürlih. Den eigentliben Anftoß zur Bildung förmlider Falultã · 
ten im modernen Sinne gab aber in Paris der Streit der Bettelmönchsorden, ber 
Srancisfaner und Dominifaner mit der Univerfität über ihre Stellung zu berfelben. 
Die Korporation der allgemeinen Wiffenfhaft war mißtrauifh und eiferfüchtig gegen 
die Erfolge, welche namentlich die Dominikaner als Lehrer hatten, und den Einfluß, 
melden bie geihloffenen Orden in Univerfitätsangelegenheiten üben könnten, wenn 
fie in gewöhnliher Weife in den Schoß der Gefammtheit aufgenommen würben. 
Die Zwiftigkeiten, reih an bunten Epifoden und nicht felten mit Blut getränt, 
wurden 1257 durch ein Kompromiß beigelegt, indem die Ordenstheologen als ein befon- 
deres Korpus ſich der Univerfität angliederten und fo neben ven 4 Nationen vie theologi⸗ 
ſche Fakultät ftand. Daß ſich die Lehrer einer und derſelben Wiffenfchaftsfparte näher 
zuſammenſchloſſen fomohl gegen ihre Schüler ala mit diefen zufammen gegen andere 
Kreife des Studiums, war fo natürlich, daß ver Vorgang aud bald in Kreirung 
einer mebicinifhen und ber Fakultät für fanonifches Recht Nachahmung fand. Im 
merhin aber gehörten der entfprechenven Falultät nur die wirklichen Doktoren an; 
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bis diefe Meifterwürbe erlangt war, zählte man zur Gefammtheit der Nationen, 
denen der Unterricht in den freien Künften gemeinfam war, fo daß bald von einer 
facultas artium für viefe Gefammtheit geredet wird. Neben dem Rechte ber Bro 
motion zu alademifhen Graden übten die eigentlichen Fakultäten ganz wie die 
Nationen das Recht, für die Genoflenfhaft Statute zu errichten und fi durch 
eigne Beamte vertreten zu laffen, an deren Spige der von ben Fakultätsgliedern 
zeitweilig gewählte decanus ftand. Eine unmittelbare Theilnahme am Univerſitäts- 
regiment erwuchs den Fakultäten erft allmählic, wobei fie anfänglih nur wie bie 
einzelne Nation zufammen eine Stimme führten. Aber durch das Recht des Borftim- 
mens gaben die Parifer Fakultäten bald fo fehr ven Ton an, baß die vier Stimmen 
der Nationen in den Hintergrund gebrängt und fpäter zu der einen Stimme der fa- 
eultas artium der heutigen philofophifchen Fakultät zufammengefhmolzen wurden. 
Im Zufammenhange damit fteht vie Scheidung ber magistri actu regentes bon 
ven nichtlefenden Doktoren, weiche mehr und mehr um den Einfluß und die Theil- 
nahme an ven Fafultätsangelegenheiten gebracht wurden. Auf ttalienifchen Univerfitä* 
ten bat dieſe Wendung veshalb weniger Bedeutung gehabt, weil bis in eine ver- 
hältnigmäßig neue Zeit ben Studenten die vorwiegende Stellung verblieb. In 
Padua hatte man fhon 1360 nah dem Berufsftudium die Gefammtheit einge» 
theilt flatt in Eisalpiner und Transalpiner wie früher, in die universitas juri- 
starum et artistarum, wobei die Juriften in 22, die Artiften in 7 Nationen zer- 
fielen; aber die Fakultätsorganifation, wie in Paris, warb hier zrft viel fpäter 
von Bedeutung. In Deuiſchland fand fhon ziemlich früh eine Begünftigung bes 
Falultätsfgftems vor dem der Nationen ftatt. Einen Anlaß dazu gaben beſonders 
die fhlimmen Erfahrungen, welche in Prag gemadt wurden, wo unter Huß und 
Hieronymus von Prag die böhmiſche Nation die Vorrechte der gallikaniſchen in 
Paris beanſpruchte und fo der Anlaß jener großartigen Auswanderung gegeben 
ward, welche 1409 zur Stiftung der Univerfität Leipzig führte. Die letztere ift es 
auch allein, welche von eigentlich deutfchen Univerfitäten die Eintheilung in Ra= 
tionen in fpäteren Zeiten behielt. Was dabei Natürliches zu Grunde lag, wurde 
fpäter in den Landsmannfhaften des 17. und 18. Jahrhunderts mit ihrem Pen- 
nalismus und roher Völlerei zur wiberlichen Karrifatur. 

Während die Organifation in Fakultäten und Nationen fi auf dad Uni- 
verfitätsregiment bezog, war eine andere ältere Einrihtung, ber wir heutzutage 
nur noch in ſehr abgeſchwächten Spuren und vereinzelt begegnen, dazu beftimmt, 
dem materiellen Wohlergehen und dem fittlihen Verhalten der ftubirenden Ju⸗ 
gend Schutz zu bieten. Das Syſtem der Kollegien und Burſen, welches meh⸗ 
tere Jahrhunderte lang ein gemeinſchaftlicher Grundzug der Univerſitäten mar, ver⸗ 
dankt feine Anfänge verfhiedenen Einflüffen und Abfichten. Bon Bologna und Paris 
hören wir, daß es bei dem großen Andrang von Studirenden Sache der ftäbti« 
ſchen und afademifchen Obrigkeit wurde, für das Unterfommen ber vielen Frem⸗— 
den zu forgen. Dies geſchah zuerft durch die Ueberwachung der Miethpreife bei 
den einzelnen Hauseigenthlimern, durch Preisbeftimmungen für die fonftigen Lebens» 
bebürfniffe und führte fpäter zu der Errichtung von Kollegien, großen Benfionen, 
in denen die Studenten gegen Bezahlung logirt und verföftigt wurden. Durch bie 
Greigebigkeit Anderer wurden bald auch folhe Kollegien geftiftet, wo von den Kol- 
legiaten entweder gar nichts oder fehr wenig bezahlt wurde. In Anfnüpfung an 
die alten Klofter- und Domfchulen, womit die Univerfitäten im engften Zufammen- 
hange fanden, wurden in folden Kollegien förmliche Borbereitungsfchulen einge» 
richtet, was um fo nöthiger mar, als es außerhalb der Univerfitäten an eigents 
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lihen Gelehrtenſchulen fehlte, und die Haffifche Vorbildung, ja fogar bie einfachſten 
Grundkenntniſſe nur auf der Univerfität felber erworben werden fonnten. Sehr halt 
war der Schritt weiter gethan, aud für die einem Kollegium angehörigen Studiren 
den innerhalb des Kolleggebäubes Borlefungen und Repetitionen einzurichten, bern 
Beſuch auch wohl fegenannten Erternen geftattet wurde. Infofern aber hatte tat 
Kollegwefen auch für die Sittlichkeit eine große Bedeutung, als in ihnen eine firen- 
gere Ueberwahung über das ſtudentiſche Leben ftattfand, welche bei den bekannt: 
lich höchſt fittenlojen Zuftänden des 14. und 15. Jahrhunderts durchaus nothwen⸗ 
dig war. So fam es, daß zu einer Zeit es bie Ausnahme bildete, wenn Etuten 
ten außerhalb der Kollegien und Burfen lebten. Sehr häufig waren auch ter 
Profefioren oder Negenten Wohnungen in den Kollegien angewiefen, woraus fid 
dann fpäter, namentlih in England, die nod heut beftehende Kollegialverfafun 
entwidelt bat. Ganz befonvers wichtig war die Einrihtung der Burfen, Kontuber 
nien und Kollege für die vierte oder Artiftenfafultät, weil ihr vie Knaben zuge 
rechnet wurden, welde erft in fpäteren Jahren zu einem Fachſtudium im einer va 
drei höheren Fakultäten übergehen follten. 

Abgeſehen von dem Unterricht in biefer vorbereitenden Fakultät, wo es fd 
vorwiegend um Gewährung deſſen handelte, was heutzutage die lateinifhen Schulen 


und Gymnaſien bieten, war, wie der heutige Name Borlefung es auch noch an 


deutet, die hervorragende Aufgabe der Fakultätslehrer, gewiſſe Terte vorzulefen un 
zu fommentiren. Bor Erfindung des Leinenpspiers und fpäter der Buchpruderfunf, 
als wenige Pergamentbücher ſchon einen großen Schaß darftellten, konnten in The 
logie, Jurisprudenz und Medicin bie meiften Zuhörer fi) nur durch das Zuhören 
und Nahfchreiben ven literarifhen Grundſtock ihrer Berufswiſſenſchaft ermerken. 
Der Profeſſor des alten Teftamentes diktirte feiner Zuhörerfhaft die Hauptitelen, 
und an biefe zeitraubende Methode ſchloß fich fein Kommentar, der bald im freier 
Rede ober ebenfalls in Diktirform gehalten war. Nicht anders machte es ver Pr 
feffor des neuen Teftamentes und in ber Juriftenfafultät die Doftoren, wel: 
über Koder, Panvelten und Defretalen zu lefen hatten. Bei den Medicinern wur 
den gewöhnlih die Schriften bes Hippofrates und Galen in gleiher Weile m 
Grunde gelegt. Soweit in der philofophifhen Fakultät höhere Wiſſenſchaften ge 
pflegt wurden, waren es insbefondere einzelne Schriften des Ariſtoteles, weite 
ähnlich behandelt wurden. Bald jedoch kam vie üble Sitte auf, ftatt aus der Ur: 
quelle jelber zu fchöpfen, in fogenannten summae bie Quinteffenz der Bücher mit 
dazu gehöriger Gloſſe zufammenzufaffen und viefe allein durch Diktat und Erfis 
rung der afademifhen Jugent fürs Leben mitzugeben; fo für die Theologie tie 
summa bed Petrus Lombardus, für die Jurisprudenz die summa des Azzo. Ar 
dem Gebiete der Orammatif, Rhetorik, Naturgefhichte und Philofophie wurde der 
originale Geift des Ariftoteles durch die ſcholaſtiſchen Formeln und Weußerlictd- 
ten bei Geite gefhoben, welche in der erften Hälfte des 15. Jahrhunderts über 
haupt der Krebsihaden der Univerfitätsbildung und des gefammten Kirchenmefen: 
waren. Namentlih beiden Disputationen, wo rabuliftifhe Klopffechtereien oft 
von Worgen bis Mitternaht dauerten, trat dieſes Unweſen grell hervor un 
es war hohe Zeit, daß die geiftige Renaiffance, welche in ber zweiten Hälfte te 
15. Jahrhunderts zum Durchbruch kam, diefen Zuftänden ein Ente madte. Din 
Zuftand des Univerfitätswefens in jener Zeit bezeichnen am beften die Disputi- 
tiones quodlibetariae, wo der Disputant über alles Möglihe und für jede miy: 
liche Seite einer Frage vie Vertheidigung zu übernehmen hatte. 1458 wurde ein 
ſolche disputatio von I4tägiger Dauer gehalten. Die ewig denkwürdige Karrilatur 
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der Univerfitätszuftände, wohin der Mißbrauch der Dialeftit durch den Scholafti« 
cismus und die Unmiffenheit und Liederlichleit des Möndthums geführt hatten, 
befigen wir in den epistolae obscurorum virorum, Der Humanismus, bie 
Schule der „böfen Boeten”, worüber fih die dunkeln Männer von Erfurt fo oft 
und laut beflagen, war es, welche bie Negenerirung bes Univerſitätsweſens herbei- 
führte. Männer wie Konrad Celtes, Reudlin, Erasmus und ihre Freunde 
und Nachfolger brachten mit der erften Kenntniß klaſſiſcher Literatur, welde die 
PBetrarca, Chryfolorus und ihre Genofien in Italien als Vorgänger ſchon 
früher in Italien verbreitet hatten, einen andern Geift auch auf die deutfhen und 
franzöfifhen Hochſchulen. Indem fe die ganze Grundlage des akademiſchen Unter: 
rihts und feine Methode eine andere wurde, fteht mit dem Aufblühen bes Hu— 
manismus im engften Zufammenhang die wenigftens auf den proteftantiihen Hoch— 
ſchulen nie wieder aufgegebene Trennung der Gelehrtenfhulen von dem afademi- 
ihen Studium. Was die Univerfitäten früher felber hatten bieten müflen, eine 
gelehrte Rnabenerziehung, wurde jegt in den überall errichteten Lateinfchulen be— 
fondern Lehrern übermwiefen, es fiel damit der Uebelftand fort, daß Kinder und 
gereifte Männer zufammen bie akademiſche Bürgerfhaft bildeten; zugleich aber 
wurde num aud dadurch dem Burſenweſen, in weldes ſich viele Mißbräuche ein- 
geihlihen hatten, eine Hauptbedeutung entzogen. 

Mit der Abſchaffung des Scholafticiamus wurbe aber aud die afabemifche 
Studienzeit abgekürzt, man forderte nicht mehr, daß ver fünftige Jurift oder Me— 
diciner alle logiſchen Geiltängerfünfte ver facultas artium durdgemadt haben müffe, 
während doch der Drang nad geiftiger Nahrung fi gerade in diefer Zeit durch 
die Errichtung zahlreicher neuer Univerfitäten bewährt. Dur die Erfindung der 
Buchdruckerkunſt war die Methode des alademiſchen Unterrichts nothwendig eine 
andere geworben. Die Lehrer, welde von nun an fefte Befoldung erhielten, was 
früher nur ausnahmsweife vorfam, waren im Stande, in fürzerer Zeit und in 
freier Rede den Schülern ihr Wiffen mitzutheilen. Die firenge Feſſelung des ein- 
zelnen Profeffors an ein Tertbud hörte auf, die Profeffuren fingen an, nad bem 
Biffenfhaftszweige und nicht mehr nad) einem beftimmten Buche benannt zu wer- 
den, Freilich war aud jegt no in dem akademiſchen Leben und Treiben viel von 
der wüſten Rohheit der damaligen Zeiten. Die Depofitionen, d. h. die Aufnahme 
der jungen Studenten burd allerlei vemüthigende Proben — der Name kommt 
von der Ablegung der Hörner her, welche das junge alatemifche „Rindvieh“ bei dem 
Eintritt in den Studentenftand ſymboliſch vorzunehmen hat — mar ein amtlich 
anerfannter Mißbrauch, der felbft in Luther feinen Bertheidiger fand. Die noch 
heutzutage vorfommenden, für den Begrüßten wenig angenehmen Empfangsfeier- 
lihleiten der „Füchſe“ find die abgeſchwächten Refte jener mittelalterlihen Zunft: 
quälereien, wie fie befanntlih aud zu den Handwerksgebräuchen gehörten. Der 
alademiſche Zunftgeift war in der That nur die höhere Form einer damald all: 
gemeinen Erſcheinung. 

Der Humanismus, wie er mit ber firchlihen Reformation im engften Kau« 
ſalzuſammenhange fteht, ift dagegen aud in feiner Einwirkung auf die Univer- 
ftäten von der firhlichen Umgeftaltung eingreifend unterftügt worden. Nehmen ja 
dod die bedeutendſten Humaniften auch erfte Stellen als Reformatoren ein: 
Luther und Melanchthon waren Profefforen. Hatten fih auch ſchon früher 
bei den großen Kirchenkoncilien bie theologiihen Mitglieder ver Univerfitäten viel« 
fach auf Seite der Reformpartei geftellt und konnte auch mönchiſche Ignoranz neben 
den Bertretern der andern Fakultäten nur bie und da bie theologiſchen Lehrſtühle 
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behaupten, fo war es doch jeßt etwas ganz anderes, als die wiffenfhaftliche Theo 
fogie des Proteftantismus don den unfehlbaren Dogmen frei wurde und weniz- 
ftens bis zu einem gemiffen Grabe aud in der Theologie die freie Forſchung an 
den Hochſchulen ihren Sig auffhlug. Die mit der Kirhenreformation verbundenen 
Klöfteraufpebungen gaben den Landesherren die Mittel, wie für das Schulweſen 
überhaupt, fo namentlich auch für die Hochſchulen tüchtige Kräfte zu gewinnen, bie 
frei gewordenen Kloftergeiftlihen waren wenigftens theilmeife geiftiges Material 
für die allgemeine Volksbildung und es läßt fi nidht verfennen, daß von ber 
Mitte des 16. Jahrhunderts an über zwei Jahrhunderte lang die proteftan- 
tifhen und katholifhen Univerfitäten durch Fundamentalunterſchiede getremnt 
erfcheinen. Auf viefen lafteten noch zum großen Theile die mittelalterlihen Feffeln, 
welhe jene abgefprengt hatten und der SJefuitismus, der fi im Kampie 
gegen das Weiterfchreiten und zur Zurüdvrängung ber Reformation fehr rald 
des höher :ı Unterrichtswefens zu bemächtigen wußte, bot in der That auch nidte 
weiter als einen mundgereht gemachten mit zweifelhafter Morallehre verfegten 
Scholaſticismus. 

Aber auch die friſche Blüthe, zu welcher ſich die proteſtantiſch gewordenen 
oder neuerrichteten Univerſitäten in den Rändern proteſtantiſcher Fürſten entfalteten, 
verlor ſehr bald viel von ihrer Reinheit. Kaum waren vie theologiſchen Fakultäter 
von Rom getrennt, als die fefleln des eignen Dogmas zu drüden anfingen. Aut 
dem Kampfe gegen bie katholiſche Hierarchie wurde ein Krieg der Sieger um bie 
geiftlihe Beute. Um Konforbienformel und Heidelberger Katehismus wurde ge 
ftritten, wie einft um die päpftliche Unfehlbarkeit und ven Schag ber guten Werk. 
Statt der allgemeinen Kirche und des Druds, den in ihr Rom geübt Hatte, gak 
es jeßt Laudeskirchen und Landesbifhöfe; fürftliche Beichtväter und Hoftheo legen 
wurden die Hauptperfonen des theologifchen Streits, und die Univerfitäten ſchienen 
manchmal aus dem Regen in vie Traufe gelommen zu fein. Ging es auch midt 
gerade an Leib und Leben, fo wurde doch je nah Einfall und Denfart ver re- 
gierenden Herrn oft während weniger Jahre eine ganze theologifhe Fakultät ab- 
gejegt, um ber falviniftifhen Richtung Pla zu machen, diefe wieder durch einen 
lutheriſchen Fürften aus dem Amte gejagt, während vielleicht ein Dritter, welchet 
ber milderen Bermittlungsftelung Zwingli’s und Melanchthons zugethan war, 
unparteiifh Lutheraner und Kalviniften über die Grenze fchaffte. Und zum Beften 
ber Univerfirät war es fiherlid nit, wenn in der Megel die Profefforen nidt 
wie der alte Cato ver befiegten, ſondern der jeweils fiegenden Sache anbingen. 
Das theologifbe Hofgezänt verwirrte und entwürbigte aber nicht blos die thee— 
logifhen Fakultäten, fondern man verlangte aud von den übrigen Univerfitäts- 
angehörigen, ſich dem landesherrlichen Olaubensbelenntniß zu affomotiren. Hie- 
durch wird ein fteter Wechſel im Lehrerperjonal herbeigeführt, da es nidt 
Jedermanns Sache war, feine religiöfen Anfhauungen nad bem jeweiligen Stant- 
punfte der Landesfürſten und Konfiftorien zu ändern. In dem Kampfe, melden 
innerhalb der proteftantifchen Kirche die verſchiedenen Richtungen mit einander 
führten, bildeten die Univerfitäten die Hauptwaffenpläge, und bie lauteften Rufer 
im Streite gehörten ihnen an. 

Es ift zu verwundern, daß in dieſen Tagen auf dem Gebiete der nichttber- 
logiſchen Wiljenfhaften fo Gemwaltiges geleiftet wurde, daß z.B. die Namen eines 
Donellus, Eujacius, Godofredus diefen Zeiten des erbittertften Religion. 
fampfe8 angehören und die von den Humaniften ausgeftreute Saat ſich zu reifer 
Frucht entwidelt, Um dieſe Zeit feinen auch die meiften, namentlich deutjchen 
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Univerfitäten diejenige Organiſation erhalten zu haben, welde bis in unfere Tage 
feftgehalten ward. Das ftudentiihe Element verlor mit Ausnahme Italiens, wo 
z. B. die Rektorwahl nob unter Maria Therefia ihnen gelaſſen war, den ge- 
ringen Einfluß, den es nod auf bie Univerfitätsverwaltung geübt hatte. Mit ven 
Polizei- und Disciplinarvorfhriften, die damals gegen die alademifche Jugend für 
nöthig gehalten wurden, vertrug ſich aud eine Mitwirkung im Univerfitätsregi- 
mente ſchlecht, dagegen war ber Landesherr, der häufig felber oder deſſen nächſte 
Vorfahren die Stifter der Hochſchule geweſen waren, aus deſſen Kaffe die Yehrer 
ihre Befoldungen oder doch Zulagen bezogen, von großem Einfluß auf die Uni: 
verfitätöverhältniffe. Wie ſchon früher in den Anfängen der Univerfitäten die Kanzler 
der zuftändigen Biſchöfe die von Seiten der Kirche al Bewahrerin des Dogma’s 
nothwendig erſcheinende Kontrole über die hohen Schulen geübt hatten, fo wurden 
jegt unter dem Namen Kanzler vertraute Regierungsbeamte beauftragt, für ven 
Landesherrn die Univerfitäten zu beauffichtigen und zu unterftügen., Doch finden 
wir Beifpiele, daß der Landesherr felber mit Interefje und Berftändniß dieſe An— 
gelegenheit beforgt. Ald Rektor wird häufig ein Mitglied des Fürftenhaufes oder 
jonft ein vornehmer Herr gewählt, der alddann eines aus der Profefforenzahl ge— 
nommenen Vertreters bedarf. Im fpäterer Zeit nimmt da, wo das Reltorat von 
dem Randesheren felber als Ehrenftelle bekleidet wird, der von der Univerfität zn 
mwählende Stellvertreter den Namen Prorektor an. Schon in den älteften Zeiten 
ſehen wir da, wo der Lehrkörper und nicht die Studentenfhaft das Heft in Händen 
bat, neben dem Rektor eine Art Regierungstollegium, welches allmälig aus der 
Geſammtheit der ordentlichen Profefioren der drei oder vier Fakultäten zufammen» 
gelegt ift. Zwifchen dem Senate, Konfiftorium oder Koncilium, wie diefer 
Körper zu heißen pflegt, und den Yalultäten gab es jedoch nicht felten Kompe- 
tenzftreitigfeiten bei Berufungen und ähnlihen Fällen. Die juriftiihen Fakultäten 
gelangten dadurch zu befonderem Anfehen, daß bei dem Mangel einer gehörigen 
Juftigorganifation und ftändiger mit wiſſenſchaftlich gebildeten Urtheilern beſetzter 
Gerichte fie in fehr vielen Fällen auf Aftenverfendung Recht zu ſprechen hatten, 
In der philofophifchen Fakultät, wie jegt die facultas artistarum gewöhnlich ge— 
nannt wird, nehmen auch neben Logik, Eloquenz u. f. w. die Naturmwiffenfhaften einen 
geficherten und angefehenen Platz ein, wenn es freilich auch ihnen ſowohl als ten 
Medicinern noch vielfach an den nothwendigen Grundlagen und Hülfsmitteln fehlte, 
melde erft der ungeheure Aufſchwung der eraften Wiſſenſchaften feit Leibnig und 
Newton zu Tage gefördert hat. So hat es namentlich lange gedauert, bis Stern« 
warten, chemiſche ——— anatomiſche Theater u. ſ. w. errichtet wurden. In 
Heidelberg wurde das erfte Skelett 1559 als große Seltenheit zum Preiſe ven 
50 Gulden erwörben. Neben denjenigen Studenten, welche um des fogenannten 
Brodftudiums willen diefen oder jenen wiſſenſchaftlichen Stand ergriffen, gab c# 
aber auf den deutfhen Hohfchulen um das Jahr 1600 eine fehr große Anzahl 
von Fürften, Grafen und Herrn, welde auf ihnen nur allgemeine Bildung und 
das für die Verwaltung des eigenen Beſitzthums nothwendige Willen fuchten. Hoch— 
angefehen ftanden auch die Männer des Willens da und der Doctor juris fprach 
bon dem Adel feines Standes mit nit weniger Selbfibemußtfein als der Ritter 
von feinem Schwertabel. Allerlei Privilegien hatten die Kaifer den neugegrüns 
deten Univerfitäten zu verleihen angefangen, viele ber Profefforen erhielten vie 
Palzgrafenwürde mit den dazu gehörigen Befugniffen oder e8 wurde der ganzen 
Univerfität als folder oder der Juriftenfafultät die fogenannte comitiva verliehen. 
Es war natürlich, daß eine fo wichtige Korporation nicht der nächſten beften Orts» 
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obrigfeit unterftehen konnte; privilegirter Gerichtsſtand und eigene Jurisbiktion, vi 
ſich oft über weite Güterkomplexe ber Univerfitätsbefigungen erftredte, galten für die 
hoben Schulen Wefteuropa’s als felbfiverftändlih. Was Sitten und Sittenlofigki: 
jener Periode anbelangt, jo werben vie Univerfitäten wie faft immer auch bier ci: 
getreuer Spiegel ihrer Zeit und der Nation, der fie angehörten, gemefen fein. 

In Franfreih und England war um diefe Zeit das eigentliche Univerfität- 
leben mehr und mehr in die Kollegien übergegangen, während umgefehrt in Deutis- 
land das Burſenweſen feinen Einfluß und feine Bedeutung fo gut wie verlore 
hatte. Von nun an wird es daher nöthig, die Verhältniffe des englijchen m | 
franzöfifhen Univerſitätsweſens einer befontern nachträglichen Darftellung ver: 
behalten und ausſchließlich die Entwidlung in Deutſchland ins Auge zu falle 

Diefe traf aud allein der ſchwere Schlag, von dem fich erſt nah Gene 
rationen Biltung und Wiſſenſchaft in Deutſchland erhoben, der 30jährige Bürger 
krieg mit all feinen Verwüſtungen und Screden. Daß zu folhen Zeiten Ei 
feine Neigung mehr hatten, ihre Söhne auf ferne Univerfitäten zu ſchicen, üi 
ebenjo begreiflih, als dag wo die Kriegsfhaaren hinfamen, Lehre und Stutiuz 
ftill ftand und die Studenten vielfad im den Strudel des Eolvatenlebens gezozu 
wurden. Faſt fein Theil von Deutihland blieb durch die Kriegsgeißel unberäht, 
und fo ward aud der Zuftend geiftiger VBermilderung und materieller Noth cn 
allgemeiner. Die Immatrikulationen in Heidelberg, welbe im Jahr 1617 230 k 
trugen, fielen ſchon im Jahre 1621 auf 44, im Jahr 1626 warb jogar mm 
Einer immatrikulirt. Das Hinüber und Herüber des Kriegeglüdes traf bald Kathe— 
Iifen, bald Yutheraner und Kalviniften, und als mit dem endlich wiederhergefteltn 
Frieden auch an die Werfe des Friedens gedacht werben fonnte, zeigte ſich bed 
überall, wie tiefe materielle Wunden der Krieg Deutfchland gefhlagen hatte. Scan 
im 16. Jahrhundert hatten die Studenten, fih dem Adel darin gleichfühlend, ver 
Degen zu tragen angefangen; durd den 3Ojährigen Krieg wurde der Jünger ta 
MWiffenfhaft zum Raufbold und es dauerte faft ein Jahrhundert von den Tage 
Philanvers von Sittewald bis zu dem „Renommiften“ Zachariä's, daß Trunffudt, 
Raufluft und andere ſchlimme Lafter zu den Haupteigenfhaften der deutſchen Ct 
denten gehörten. Allerdings ift vie Bemertung Mohl's richtig, daß die Ge— 
ſchichte nur die lauten Erceffe und nicht den ftillen Fleiß zu vermelden weiß, un 
fiherlich fehlte es auch nidht an ehrfamen Theologen, Juriften und Medicine, 
welche aus den jhweren Erlebniffen der Väter und den eigenen Drangfalen fit 
die Lehre gezogen hatten, das Leben und die Arbeit ernft zu nehmen; aber ar 
dererfeits ift doch gewiß, daß der Lehrerſtand durch die materielle Noth der Arirzk 
jahre bedeutend heruntergefommen war und das Selbftgefühl und die Sorge für 
die eigene Würde der Urmfeligfeit der äußeren Lebensverhältniffe hatte weide 
müfjen, Die Sittenjhilderungen aus ber zweiten Hälfte bes 17. Jahrhunderts, 
wie fie in dem verfchiedenen Schriften über die Univerfitäten Deutſchlands aut: 
halten find, ftellen den Profeſſor häufig dar, wieer, abhängig von der Laune un 
tem Einfommen ber reiheren Studenten, dieſen alle mögliche Ungebühr verftatter 
muß, und wie die jungen Adelichen, welche von ven Profefforen in Koft un 
Wohnung genommen wurden, ihre Hauswirthe zu Trinfgelagen und Narrenfabrter 
mitfchleppten und als fogenannte Profefforendurfchen vie übrige Studentenſchaft 
herabwürbigend behandelten. Es fehlte aud in dieſer Zeit an hervorragenten 
Männern auf den verſchiedenen Gebieten akademiſcher Thätigfeit, und erft mit tet 
Begründung der Univerfität Halle und dem ganzen Wirken von Thomaſire 
begann für das Univerſitätsweſen Deutſchlands eine neue Aera. 
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Bis dahin hatten im Zufammenhang mit der Reformationsbewegung Wit- 
tenberg und Jena zu den erften Pflanzftätten wiſſenſchaftlicher Bildung gehört, 
aber im 17. Jahrhundert waren die holländiſchen Univerfitäten für verfchievene 
Zweige der Wiſſenſchaft an der erften Stelle, fo namentlich Leyden, Gröningen 
und Utrecht. Diefes Anſehen der holländiſchen Univerfitäten hing natürlich vielfach 
mit der großen Bedeutung zufammen, welde Holland als politifhe und Handels» 
macht der damaligen Zeit befaß. Die 1694 gefhehene Stiftung von Halle konnte 
in der That als der Wendepunft angefehen werden, wo wenigftens für die beutfche 
Wiſſenſchaft die fhlimmen Spuren des 3Ojährigen Krieges fih zu verwiſchen an- 
fangen. Mit großer Energie wurde von der Staatsregierung für das Aufblühen 
der neuen Hochſchule geforgt, und Niemandem kommt vabei größeres Verdienſt zu, 
als Thomafius. Bis dahin waren die VBorlefungen faft überall in ver lateinifchen 
Sprahe gehalten worden. Wie Thomafius bei wifjenfhaftlihen und populären 
Schriften ſich vielfach der deutſchen Sprahe bebiente, fo wurde aud ſeitdem die 
Mutterfprache viejenige, in melde ſich der akademiſche Unterricht fleidete, anfänglich 
freilich noch in den fteifen Formen latinifirender Konftruftionen und vielfad) 
mit franzöfirenden Schnörfeln verjehen. Ernſtes wiljenfhaftlihes Streben ging 
von den Kreifen der Profefforen auf bie Studirenden über und ber dadurch ge= 
bobene Ton des beutfchen Univerfitätswefens blieb glüdlihermweife nicht auf die 
proteftantifchen Länder beſchränkt, fondern der Wetteifer um wiffenfchaftliche 
Ehre und Anfehen, die Zurüdvrängung des jeſuitiſchen Yanatismus, das In— 
tereffe, welches aufgeflärte katholiſche Fürſten an ben eigenen Landeshochſchulen 
nahmen, bewirkten, daß jene Scheidung, welche die Reformation herbeigeführt 
hatte, zum guten Theil wieder ausgeglichen wurde, Die deutſchen Univerfitäten 
bildeten ſchon damals in der politiihen Zerfahrenheit und beim Mangel an werf- 
thätigen politifchen ®emeinfinn die eigentlichen Repräfentanten der nationalen Ge— 
meinihaft. Aus ihnen ging der Stand der wiſſenſchaftlich Gebilveten hervor, wel 
her defto mehr zur Elite der Nation wurbe, als der Übel feine öffentlichen Pflichten 
vergaß und zu unwiſſenden Yandjunfern und gefinnungslofen Hoffhranzen herab- 
fanf, Natürlich fehlte auch hier noch viel, daß vie volle freie Wiſſenſchaft allein 
Ton angebend gewejen wäre; in ber Zeit des aufgellärten Fürftendespotismus 
lleferten die deutſchen Univerfitäten dem Staute feine Beamten, welche zum Guten 
wie zum Böfen die gefunden und franfen Elemente einer Vergangenheit befeitigten, 
wo das Staatsbewußtſein von Privilegien und Vorrechten zurüdgebrängt worden 
war, Es war mehr das Verdienſt der Univerfitäten des 18. Jahrhunderts, daß 
auf ihnen etwas Tüchtiges gelernt wurde, ald daß männliche Charaftertüchtigkeit 
auf den Hoher Schulen Deutjhlands groß gezogen ward. Halle galt ganz be— 
jonders als der Hauptfig von Doftrinen, welche dem abfoluten Fürftentbume in 
die Hände arbeiteten. Die Wolf' ſche Philofophie war in allen Disciplinen ton- 
angebend, und nicht mit Unrecht hat man fie die Weltweisheit des Polizeiftantes 
genannt, 

Eine neue Schöpfung jedoch brachte auch bier andere Anfhauungen zur Gel 
tung. Die Gründung ver Univerfität Göttingen 1734 unter den Aufpicten des 
Kurators Münchhauſen ift für das deutſche Umiverfitätsweien das bedeut- 
jamfte Ereigniß des 18. Jahrhunderts. Es war von hohem Werthe, ſowohl daf 
das hannöveriſche Fürftenhaus in England angefievelt war, woburd der ſchlimme 
Einfluß des höfiſchen Proteftionswefens abgeſchwächt wurde, als daß durch die 
Verbindung mit einem Lande, wo die politifhe Freiheit ihren Wohnfig aufgefchla- 
gen bat, auch in Göttingen eine freiere Denkart vie Oberhand gewann. Unbe- 


688 Untverfitäten. 


firitten war die jüngfte der großen beutfchen Univerfitäten (nur Erlangen wurbe 
1743 in Heinerem Berhältnig nah dem Mufter der Georgia Auguſta gegründet) 
im 18. Jahrhundert die mit Recht angefehenfte deutſche Hochſchule. Das Syſtem 
freier Berufungen aus allen Theilen Deutſchlands fammelte dort die Koryphäen 
auf den verſchiedenen Gebieten des Wiffens, und namentlic waren es die ftaats- 
wiffenfchaftlihen Fächer, melde die forgjamfte Pflege fanten. Die Namen Pütter, 
Schlözer, Spittler bezeichnen vie befte Periode der berühmten Hochſchule, und 
auf den übrigen Univerfitäten fuchten andere tüchtige Kräfte es mit allem Eifer 
dieſen Männern gleichzuthun. Auch die öfterreihijhen Hochſchulen, welde 
bis dahin in einer gewiffen Ifolirung von dem wiſſenſchaftlichen Aufſchwung ver 
Nation verharrt hatten, gelangten mwenigftens für einzelne Fakultäten, fo nament- 
ih Wien als Sig einer neuen Richtung in ter Medicin, zu hohem Anfehen. 

Die Leiden, melde der flebenjährige Krieg über Deutſchland brachte, ver: 
narbten viel rafcher, ald die Wunden, welhe der 3Ojährige Krieg der nationalen 
Entwidlung gejhlagen hatte, und bald nad dem Hubertöburger Frieden begann 
die große Periode unferer klaſſiſchen Literatur, welche ebenfalls wieder an ben 
deutſchen Hochſchulen ihre hervorragendften Vertreter fand. In Jena und feiner 
nächſten Nähe wirkten Schiller, Herder und Göthe, Fihte und Schel— 
ling, und ein deutſcher Profeffor war es, der als Begründer der kritiſchen Phi— 
lofophie vom weit entlegenen Königsberg aus dem Denfen der Nation den hoben 
fittliden Ton gab, ver ſich fpäter in ber großen Feuerprobe ber Frembherr: 
haft und ver Befreiungsfriege fo glänzend bewährte. Wohl warb der nationalen 
Seiftesftimmung durd die Anlehnung an das Maffifhe Altertbum und ben ab« 
ftralten Grundzug der fpefulativen Philofophie ein kosmopolitiihes Gepräge ge- 
geben, aber es war nothwendig, bei den zerfahrenen politifchen Verhältniſſen jener 
Zeit einen fo hohen ivealen Ton anzufhlagen; ähnlid wie in der Zeit der Hu- 
maniften mußten erft die Menfchen frei gemacht werden, ehe die bürgerliche Frei- 
heit und das nationale Staatsbürgerbewußtfein Wurzel fhlagen konnten. Natürlic 
war es nicht Allen gegeben, dieſem hohen Yluge, den damals die Blüthe der dent- 
hen Hochſchule nahm, zu folgen, und fo geht auch neben jener geiftigen Herr 
lichkeit eine unmwürbige Unterftrömung ber, welhe in dem Ordens- und Lande. 
mannfcaftswefen in den legten zwei Jahrzehnten des 18. Jahrhunderts fehr nie 
Unerfreulies bietet. Am unfdhuldigften waren noch die Elemente, welde in Nach 
ahmung des Freimaurerweſens ſich mit allerlei wohlgemeinten aber geiftlofen und 
leeren formen vergnügten, und fehr bald trat mit der franzöſiſchen Revolution ein 
MWeltereigniß ein, welches die Nichtigkeit aller dieſer einen Dinge zur Eviven; 
brachte. 

Anfänglich fanden die Principien von 1789 auch auf den deutſchen Univer- 
fitäten einen wenn aud nur theoretifhen freudigen Wieberhall. Der Rationalismus 
im tbeologifchen, philofophifhen und ftaatlihen Denken, deſſen Wurzeln ſchon bei 
Hugo Grotius liegen und dann fpäter in England in der Schule Locke's zu praf 
tifher Geftaltung gekommen waren, war ſchon lange auf den beutfhen Hochſchulen 
heimiſch, und die Beratung vor dem hiſtoriſch Gewordenen, welde die Thaten 
und Reben der Nationalverfammlung bezeichnete, fand fogar in einer gewiſſen 
Verwandtſchaft mit den naturrechtlihen Lehren von der abjoluten Staatsgewalt, 
wie fie fih aud das abfolute Fürftenthbum gerne hatte gefallen laſſen. Sehr bald 
aber trat ein Umfdlag ein, als die Gräuel der Revolution das Gute, was fie 
gebracht, vergefien ließen. Die ftrengen Berbote gegen ſtudentiſche Verbindungen, 
welche die Reihsgewalt erließ, beweifen vielmehr vie Angft, welche fi ver da⸗ 
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maligen Machthaber bemächtigte, ald daß man daraus auf wirflihe gefährliche po= 
litiſche Umtriebe fliegen dürfte. Wie ver Deutſche überhaupt, fo war damals auch 
der deutſche Profefjor und Student no ſehr weit davon entfernt, in der prak⸗ 
tifhen Thätigkeit für den Staat eine feiner erften Lebensaufgaben zu fehen. 
Ein Georg Forfter war eine vereinzelte Ausnahme. Dazu fam, daß die Zus 
fände des deutſchen Reiches für die Einfidhtigeren fih als völlig unheilbar erga- 
ben und die Heinlihen Berhältniffe ver Partifularftaaten dem politiihen Ehrgeiz 
feinen Raum und dem politifhen Wiffen fein entfpredhendes “Arbeitsfeld boten. 

So ftand es mit den deutſchen Univerfitäten, als die fiegreihen Waffen 
Franfreihs über die Grenzen drangen und jener Zuftand ber Fremdherrſchaft auf 
deutiher Scholle gefchaffen wurde, den erft nad einer halben Generation vie ur 
eigene Kraft des deutſchen Volkes brach. Wie viel zur Erfhwerung eines Verhält⸗ 
nifjes dauernder Unterwürfigkeit unter einen fremden Eroberer die in den Univer- 
fitäten zufammengefaßte geiftige und fittlihe Kraft eines Volles beiträgt, wußte 
der große Kaifer recht wohl zu fhägen. Eine Reihe von deutſchen Univerfitäten 
wurde aufgehoben, antern rettete nur hochangeſehene Fürſprache das Daſein; wo 
fie beſtehen blieben in den Ländern, über welche mittelbar oder unmittelbar ver 
franzöfifche Kaifer gebot, waren fie der Gegenftand ſcharfer polizeiliher Ueber- 
wadhung, des peinlichften Mißtrauens. Dennody pflegten fie emfig das ihnen frei- 
gelafiene Feld und durch ven Drud ber Fremdherrſchaft wurden gerade fie bie 
Heerde, von denen für ganze Länder die Flamme nationaler Begeifterung fpäter 
ausging. Für einen Johannes von Müller, den der Glanz der Napoleonifchen 
Größe blendete, gab es in diefem Sinne wenigſtens Hunderte von Männern und 
Zünglingen von der Art ver Fichte und Luden. Selbſt nachdem zu Aufterlig 
und Jena bie beiden mädhtigften Reiche in Deutfchland zu Boden geworfen waren, 
verzweifelten die beſſeren Kräfte, welche Jung und Alt fi auf den deutſchen Hod- 
ſchulen fammelten, nit an der nationalen Üiebergeburt Als 1809 der erfte An- 
lauf genommen wurbe, die Weltherrfhaft Frankreichs, die fich feft gründen zu 
wollen ſchien, im Anfchluß an den öfterreihifchen Krieg diefes Jahres durch die 
vereinigten Kräfte der ganzen Nation zu brechen, hatten die geheimen Berbinpun- 
gen in Nord» und Weſtdeutſchland ihre Hauptinotenpunfte in den Univerfitäts« 
ſtädten. Uber nicht als das ausfhließlihe Werk unreifer Jünglinge, fondern als 
die ſchwere Arbeit ernfter patriotifher Männer wurde bie Sache vorbereitet, zu 
deren Mißlingen bekanntlich viele Umftände mitwirften. Verftärkter Drud der feind— 
lien Fremdherrſchaft war die nächſte Folge, aber gleichzeitig war in dem Staate, 
von weldem vor allen die Rettung kam, durch die Gründung der Univerfität 
Berlin für die fittlide Stählung zum neuen Kampf eine der Hauptwerfftätten 
des nationalen Geiftes gefhaffen worden. Die Gründung von Halle und Böt— 
tingen war beides ein gewaltiger Hortfchritt in der wiffenfhaftlihen Bedeutung 
der Univerfitäten gewejen, die Errihtung der Hochſchule von Berlin mitten unter 
den Trümmern zufammenbrehender Staatszuftände, unter den Augen der Nation 
felber, war eine nationale That, deren Früchte rafch heranreiften. Die Jüng- 
linge und Männer, welche 1813 zu den Yahnen tes Befreiungéheeres ſtrömten, 
waren befeelt von dem Geifte, den Fichte's Reden an die beutfhe Nation an« 
gefaht hatten, von dem vaterländifchen Freiheitsgefühl, deſſen Heilige Flamme bie 
zu Berlin verfammelten Koryphäen deutſcher Wiffenfchaft pflegten. 

Und bier zeigte ſich ganz befonvers die nationale Bedeutung ber deutſchen 
Univerfitäten. Nirgendwo war der Drang, zu den Fahnen zu eilen, bie Feder mit 
Schwert und Büchſe zu vertaufchen, lebendiger ald an ven Pflanzihulen der Wif- 
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ſenſchaft, und auch in den Rheinbundsftaaten flug an den Hochſchulen die Gluth 
nationaler Begeifterung auf, foweit fie nicht durch den Polizeivrud erftidt wurde, 
Auf den Schlachtfeldern von Bauten und Fügen haben die deutfhen Studenten 
dem Baterlande reihlihen Blutzoll gefpendet und bie gehobene heilige Stimmung, 
weldye durch das deutſche Befreiungsheer ging, war nicht zum geringen Theile ta- 
durch hervorgerufen, daß die gebildete Blüthe der Nation die Maffen der Streiter 
mit dem eigenen höheren Pflicytgefühl durchſtrömte. An wenig Univerfitäten konnte 
damals gelefen werden, die Studenten waren im Heere und burchlebten mit ven 
reiferen Männern jene große Epoche mit ihren tiefgreifenden Eindrücken vorüber- 
gehender Mißerfolge und des endlichen glorreihen Sieges. 

Aber neben dem Siege auf dem Schladtfelde war noch ein anderer nmöthig, 
um bie Forderungen, welche die deutſche Nation für ihr eigenes Schidfal ftellen 
mußte, zu befriedigen. Der deutihe Boden war vom Feinde gefäubert, aber wo 
war das Vaterland, wo der deutſche Staat, für den man gelämpft hatte? Als 
die deutfchen Heere aus Frankreich zurüdkehrten, ja felbft, nachdem der vernid- 
tende Schlag zu Waterloo Frankreich auf lange Zeit unſchädlich gemadt, waren 
die politifhen und nationalen Errungenfhaften für Deutſchland eine kümmerliche 
Abfindung. Niemand wagte zu fagen, daß abgejehen von der Verminderung 
der Fürftenhäufer die deutſche Bundesverfaffung einen wefentlihen Fortſchritt 
gegen die faktiſche Verfaffungslofigfeit des Reiches enthielt, im ©egentheil, der 
Glanz und Schimmer, welder auf der alten Kaiferherrlichkeit gelagert war, hatte 
einer nüchternen Wirklichkeit Plag machen müffen, in der fi eine Neihe fouveräner 
Fürften und freier Städte, eine Oefandtenfonferenz zu Frankfurt a. M., aber 
fein deutſcher Staat zeigte. War fo dem Drange nad nationaler Einheit jede 
Hoffnung auf Verwirklichung genommen, fo ftand es nicht viel anders mit ber 
ftaatlihen Freiheit, der auch die jungen Herzen zugefhworen hatten. In 
wenig deutſchen Staaten wurden auch nur die Anfänge einer fonftitutionellen Entwid; 
lung verſucht. Schon glei anfangs hatte die deutſche Theilnahme an dem fpa- 
niſchen Befreiungstampfe fi nicht bios auf die Abſchüttelung des franzöfifchen 
Joches bezogen, fondern die freiheitlihe Cortesverfaffung von 1812, deren Mängel 
man damals weniger ſcharf auffaßte, hatte ebenfals das öffentliche Urtheil befto- 
hen. Dank der Kant'ſchen Philofophie, die ihrerfeitt wieder auf Montesquien und 
auf die Engländer zurüdging, war in all der romantifhen Gefühlsüberfhwäng- 
lihfeit der Befreiungsjahre, bei aller Vorliebe für die politiſche Geſtaltung des 
Mittelalters, doch uud ächter ftantsbürgerlicher Freiheitsſinn in ver Nation; neben 
den ſchwärmeriſchen Liedern Schenfenvorf3 fang man auch die manneskräftigen Ge- 
ſänge Ernft Morig Arndt's, und „der Gott, der Eijen wachſen ließ" wollte — 
fo glaubte man — weder Anchte unter fremder noch einheimifcher Tyrannei. 
Die Theilnahme an öffentlichen Dingen war aud auf den Univerfitäten eine ern- 
ftere bei den jungen Männern, melde das große Weltgericht über den Korfen im 
Felde mit durchlebt, die Gefahren des Kampfes mit getheilt hatten. Um fo tiefer 
griff auch die Enttäufhung,, als von all den herrlihen Träumen neuer deutſcher 
Größe nichts fi zu erfüllen ſchien und die Jugend fich gezwungen ſah, ba bie 
Gegenwart die Früchte verfagte, mit ihren Beftrebungen und Hoffnungen fich ver 
Zulunft zuzumwenden, 

Die deutihe Burfhenfhaft war der Ausdruck diefer ernften patrioti- 
ſchen Geſinnung in der alademifhen Jugend Deutjhlands. Was der Tugend- 
Bund in Zeiten der Fremdherrſchaft für die reiferen Männer gewefen war, follte 
anf dem Boden der Sittlidhkeit und des Gefeges der Bund der deutſchen Bur« 


Univerfitäten. 691 


fen fein. Wenn wir in ihm eine ummittelbarere Beziehung zur praktiſchen Po- 
litt wahrnehmen, ald dem auch politifh lernenden Etubententhume bienlich zu fein 
pflegt, fo ift dagegen zu erwägen, daß zahlreihe Männer von reiferer Rebensan- 
ſchauung damals nod dem Univerfitätsverband angehörten und daß die Jugend 
jener Zeit durch die Erlebniffe ernft geworden war, Gegenwärtig zweifelt fein Ein- 
fihtiger mehr daran, daß jene Berirrung, melde in fpäteren Jahren das 
Verbindungswefen an den deutſchen Hochſchulen traf, und für fo viele talent» 
volle und tüchtige Jünglinge zum Verderben ausfhlug, an erfter Stelle durch 
die Schuld der Megierenden herbeigeführt wurde. Man vergaß völlig ben 
fittliden Kern, welcher auch bei den Ueberjchwenglichleiten des burſchenſchaftlichen 
Treibens diefe Epoche fo vortheilhaft von vem rüden Weſen ver älteren Lands— 
mannjhaften unterfchied, und die Denunciationen darafterlofer Solvfhreiber gegen 
den freien Geift deutſcher Hochſchulen fanden oben nur allau williges Gehör. Der 
Seuveränetätspünfel und der Widerwille gegen jede freie Regung in manchem 
Einzelftaat hate ven Zug nad nationaler Gemeinfhaft, welder die über alle 
deutſche Univerfitäten ſich erftredende Burfhenfhaft bezeichnete, und ben freiheit- 
lihen Geift, der ftets die Jugend befeeleu wird, wenn man fie nicht abfichtlich 
Mmidt und in Fefjeln hält. Die unfhuldigen Thorheiten des Wartburgfeftes wurden 
zu Staatsverbrechen geftempelt, und als gar in einigen wenigen eraltirten Köpfen 
der Öedanfe einer gewaltfamen Staatsverbefferung auftauchte, als der halb wahn- 
wigige Sand zum Morpftahle griff, da hatte die fürftliche Reaktion gemonnenes 
Spiel. Es famen jene Tage der Karlsbader Beichlüffe, welche die veutichen Unt« 
verfitäten fozufagen in Belagerungszuftand verjegten und einen jeven Lehrer und 
Studirenden an deutſchen Hochſchulen als des Hochverraths verdächtig Sehandelten, 
es fam jene berüdtigte Mainzer Unterfuchungsfommiffion, ver e8 bei aller ange- 
ftrengter Mühe nicht gelingen wollte, von allem dem Schredlihen, was die ge 
bildete Jugend Deutfhlands verbrohen ober im Schilve haben follte, aud nur 
irgend etwas Greifbares zu entdeden. Die Folgen blieben nit aus. Wie bie 
freiheitlich gefinnten Elemente in der Nation ſich in tiefem Schmerze von dem 
Staatswejen abwandten, das ihre beften Hoffnungen zu Schanden gemadht, und 
die Schwachmüthigen in die philiftröfe Gleihgültigkeit für äffentlibe Dinge zu- 
rüdfielen,, welche fo vielen Deutſchen in ver Kleinftaaterei und der Ohnmacht der 
Reichözeit zur zweiten Natur geworben war, fo gab es auch in ven Zwanziger 
Jahren neben der großen Menge der deutſchen Stubirenden, welchen ver Sinn für 
das Vaterland fremd geworden war, Heinere wenig zahlreiche Kreife, die ber bit- 
terfte Haß gegen das Beſtehende beherrjchte, und wie e8 bei jugendlihen Naturen 
ſehr begreiflid war, zu verzweifelten Mitteln gewaltfamer Abhülfe drängte. 

Jetzt erft beginnt jenes Verfhmwörungswefen, welches feine eigentliche Heimat 
In Franfreih und Italien hatte, das aber niemals, wie fo oft fälſchlich behauptet 
worden Äft, auf deutſchen Hochſchulen eine irgend beveutende Verbreitung gefunden 
bat. Was der wahre Vaterlandsfreund mehr bedauern mußte, als dieſe verein- 
zelten Berirrungen, war die politifhe Gefinnungslofigkeit, welche in weiten Kreifen 
berrjchte und einem Wicderaufleben der Unwürdigkeit und Unſittlichkeiten früherer 
Tage ein breites Feld öffnete. Aber mit der Unverwüſtlichkeit der guten deutſchen 
Art trat auch hier eine rafche Beſſerung ein. Der freiere Zug, welder anfnüpfend 
an die europälfchen Ereignifje nach der franzöfifhen Julirevolution aud in die 
deutfche Politif fam, ergriff ebenfo die deutſche Studentenwelt. Nur war aud) tiefer 
Aufſchwung ebenfo vorübergehend als die allgemeine Reform, womit er in Zu« 
ſammenhang ftand, und er felbft war durd manche Nebenerfheinungen getrübt, 
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welche den Widerftand der Machthaber hervorrufen mußten. Die alte Burjchen- 
haft Hatte fih aud mit ihren politifhen Idealen und der Anftrebung ihrer Ber- 
wirfiihung auf die ftudentifhen Kreife beſchränkt, höchſtens daß die natürlichen 
Führer der alatemifhen Jugend, die Lehrer der Hochſchulen, ihnen eine freundliche 
Theilnahme gewidmet hatten. Die Geheimbündelei aus der Mitte ver Zwanziger 
Jahre war im Grunde wirkungslos und infofern unſchädlich gemwefen, aber nad 
1830 fehen wir im ſüdweſtlichen Deutſchland eine unmittelbare Theilnahme ver 
Stubirenden an den ähnlihen Beftrebungen in ftaatsbürgerlihen Kreifen, melde 
in diefer Weife vor dem unparteiifhen Urtheil nicht befteht. Der Student ift nicht 
dazu da, um fchon als folder in der Politik feines Landes das große Wort zu 
führen, und audy wenn das Hambaderfeft weit weniger mit dem falfchen fran- 
zöfirenden Liberalismus behaftet gewejen wäre, mußte man doch die hervorragende 
Berheilung der Studenten an diefen und ähnlichen Manifeftationen der politifchen 
Unzufriedenheit verwerfen. Gewiß fol aud die afademifhe Jugend für vie vater- 
ländiſchen Dinge Interefie haben, aber am beften bethätigt fie viefes tadurd, daß 
fie fih durch tüchtiges Lernen und fefte Charakterbildung für ben fpäteren ftaate- 
bürgerlihen Beruf kräftigt. Die Meinen und großen Verbündeleien, welche endlich 
zu dem thörihten Frankfurter Attentat führten, wo neben einer Anzahl 
unreifer Studenten wenige eraltirte Ältere Männer und ein großer Troß von po- 
litiſch Unverſtändigen, Kieinbürgern und Hanpwerfögefellen die gemaltfame Umge- 
ſtaltung der allerdings elenden ftaatlichen Zuftände Deutfhiands in die Hand 
nahmen, bildet feinen erfreulihen Abſchnitt werer in der Geſchichte der Univer> 
fitäten, noch der allgemeinen Geſchicke Deutſchlands. 

Auch hier wieder erntete nur die Reaktion, was der wohlmeinende jugendliche 
Unverftand gefät. Die Regierungen beeilten ſich, durch neue brafonifhe Beſchlüſſe, 
zu denen der Bundestag einfadh fein Ja zu jagen hatte, die Polizeiaufficht über 
pie Stätten ber freien Wiſſenſchaft zu verftärfen, es famen jene berüdtigten Mini- 
fterialfonferenzen von 1834, veren Beſchlüſſe volftändig zu publiciren man 
nicht einmal wagte, ohne fie deßhalb unausgeführt zu laffen. Die Art. 38 bis 
55 der Schlußakte jener Minifterfonferenz haben es einzig und allein mit den 
deutfhen Univerfitäten zu thun und zur Charafterifirung diejer Beftimmungen mag 
ber Inhalt des Art. 49 genügen, wo es heißt: „Die Mitglieder einer burfchen- 
fhaftlihen oder einer auf politiihe Zwede unter irgend einem Namen gerichteten 
unerlaubten Berbindung trifft (vorbehaltlich der etwa zu verhängenden Kriminal- 
ftiafen) gejchärfte Relegation, außerdem follen viefelben ſowenig zum Civildienſte, 
ale zu einem kirchlichen oder Schulamte, zu einer afademijhen Würte, zur Advo⸗ 
fatur, zur ärztlihen oder dirurgifchen Praris innerhalb der Staaten des deutſchen 
Bundes zugelaffen werden.” Im gleichen Geifte waren vie Berfolgungen gehalten, 
welche gegen vie bethörten Theilnehmer am Attentat und ten fonftigen Berbin- 
bindungen in ganz Deutfhland ins Werk gejegt wurden. Zum Glück zeigte fid 
aud hier die deutſche Mannichfaltigkeit, und wo das eine Gericht auf Todesftrafe 
oder lebenslängliche Zudthausftrafe erfannte, fanden andere doch nur Verbrechen, 
wofür eine furze fFreiheitsftrafe genügte. Immer aber bleibt dem Lefer jener 
vielen Unterfuhungen wegen vemagogifher Umtriebe der Eindrud, daß gegen 
Spinngewebe mit ſchwerem Gefhüg ins Feld gezogen wird, und nit ſowohl ein 
Drang nad gerechter Sühnung, als die freudige Genugthuung vorherrſcht, einem 
Gefühl unbegrenzter Rache zu fröhnen. Ganz anders als jene erfte Unterfuhungs- 
tommiffion aus dem Jahr 1819, hat vie 1833 am Gig det Bundestages zufam- 
menberufene eine reiche Ernte in ihren verſchiedenen Berichten dem burchlauchtigen 
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Bunde unterbreiten können. Wie übrigens in den Mittheilungen biefer Kommiffion 
die wirklichen Ergebniffe der einzelnen gerichtlihen Unterfuhungen zu Zeiten 
gefälfcht wurden, findet fi in dem Werfe von Ilfe: Geſchichte der bemagogifchen 
Unterfuhungen näher nachgewieſen. Zwei große Erfolge hatte dieſer polizeiliche 
und gerichtliche Kreuzzug gegen bie deutſchen Univerfitäten glüdlih errungen. Eine 
große Anzahl der tüchtigſten wiffenfhaftlih gebilveten Jünglinge Deutſchlands ver- 
tam hinter Feftungsmauern oder hatte im Eril das bittere Brob ber Trennung 
vom Baterlande zu effen und nur verhältnigmäßig Wenigen von biefen gelang 
es, aus biefem herben Schidfale fih emporraffend in fpäterer beflerer Zeit nad 
geftatteter Heimkehr dem Baterlande gereifte Dienfte zu leiften. Auf ben deutſchen 
Univerfitäten felber aber trat naturgemäß wieber ein Zuftand fittliher Erſchlaffung 
ein, es zeigte fi, daß burſchenſchaftliches Streben mit all feinen Fehlern und 
Schwäden ein nothwendiges Element für die geiftige Gefunbheit der modernen 
deutfhen Hochſchulen ift und anderer Richtungen und Einflüffe unbefhabet, auf 
die Dauer nicht entbehrt werben kann. 

Zehn Jahre dauerte diefe Zeit politifhen Stilllebens. Als um die Mitte der 
Dierziger Jahre unter vielfeitigen, theils den inneren, theil8 den auswärtigen Ber- 
hältniffen entfpringenven Einflüffen der politifhe Geift in Deutſchland wieder feine 
Schwingen regte, nahmen auch die Hochſchulen und dießmal in einer Weife daran 
Theil, welche fi für die Stubentenzeit als eine Periode der Vorbildung und bes 
Erlernens befier eignete als die früheren Verſuche. Theilnahme für die öffentlichen 
Dinge, nicht unmittelbare Mitwirkung bei ihnen, ſchrieb jegt die neue Burſchenſchaft 
auf ihre Fahne, welde das Gedächtniß an die waderen Vorfahren in der alten Bur« 
ſchenſchaft treu fefthaltend, dennoch in dem Geifte der nexen Zeit manches anders an« 
ſah, als die Borfämpfer von 1815. Daß es auch jet nicht an Ueberſtürzung und 
Ueberfchwenglichkeit fehlte, war nur natürlih, aber immerhin fand das Jahr 1848 
in der damaligen akademiſchen Jugend Deutfhlands zahlreihe Elemente, welde 
tũchtige Bürger eines deutſchen Staates zu werben verfpraden. 

In legterer Beziehung war in ver akademiſchen Jugend fchon feit Jahren 
ein lebhaftes Verlangen hervorgetreten, aus der privilegirten Stellung der GStu- 
benten in bie freie Staatsbürgerfhaft mit al ihren Rechten und Pflihten über: 
zugehen. Man pflegte dies kurzweg als das Streben nah Aufhebung ber 
afademifhen Gerichtsbarkeit zu bezeichnen, und die Gleihmachungsprin« 
cipien des modernen, namentlih franzöfifhen Staatsrechtes hatten einen hervor- 
ragenden Antheil an biefer Bewegung. Mit der autonomen Stellung, welche bie 
älteren Univerſitäten als mittelalterlihe Korporationen einnahmen und bie aud in 
der Folgezeit den fpäter geftifteten zu Theil warb, verband ſich eine mehr ober 
weniger umfangreihe Gerichtsbarkeit über bie Univerfitätsangehörigen, Profefloren 
ſowohl als Stubirenve. In den Zeiten, wo privilegirte Gerihtsftände die Regel 
waren, nahm man an bergleichen feinen Anftoß, in den neueren Tagen ſah man 
darin ſowohl eine Berlegung der allgemeinen Nechtsgleichheit, als eine Benach— 
theiligung der Freiheit, indem die halbväterliche Jurisdiktion der Korporation ohne 
die Oarantieen des öffentlihen Nichteramtes und nad rein fubjeltivem Ermeffen 
geübt wurde. Infomeit es fih dabei um gewöhnliche Vergehen gegen die allge: 
meinen GStrafgejege handelte, war zu einer Zeit, wo auferdem bie Rechtögleichheit 
zum praktiſchen Durchbruch fam, die alademiſche Strafgerichtöbarfeit ebenfomenig 
zu rechtfertigen als vie Patrimonialgerichtsbareit. Aber offenbar ging das Mißbeha- 
gen ver alademiſchen Jugend nicht eigentli auf jene Fälle, fondern gegen die Disci« 
plinargewalt, welche als eine Art von judicium parium bie alademiſchen Autori- 
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täten über bie Stubentenfhaft übten. Nach viefer Richtung mar bie Agitation 
gegen die erceptionelle Stellung bes beutfhen Studenten eine unberedtigte. Pro: 
fefioren und Studenten, vie Lehrer und künftigen Mitglieder der verſchiedenen 
wiſſenſchaftlichen Berufszweige unferer Nation, bilden in ihrem Zufammenfein auf 
den Univerfitäten einen geiftigen Nitterftand, für den es ſich wohl geziemt, daß 
er durch eigene Organe über die Ehrenhaftigfeit und fittlihe Würde feiner Ange: 
hörigen wacht und im fchlimmften Falle mit entfpredhenden Strafmitteln, die bis 
zur Ausſchließung aus der ehrenvollen Gemeinschaft gehen müffen, gegen Ungebähr 
und Unmürbigfeit einfchreitet. In den Händen von Profefloren, die ja alle felber 
Studenten waren und burd ben bauernden Umgang mit der akademiſchen Jugend 
den Beftrebungen bes jugenvliben Alters niemals fremb werden, wird dieſet 
fittlibe Pairsgeriht am beften geübt. Die durchgängige Jugend der Stubirenden 
felber und die bei ihren vielen Heinen Parteiungen faft unmöglich zu erreichende 
Unabhängigfeit des Urtheils läßt es unthunlid erfcheinen, die afademifhe Disciplin- 
im Sinne einer ädten Cenfur etwa unter Mitwirkung von Studirenden felber 
auszuüben. Der wohlthuende Einfluß, welder durch die Kommilitonen im engeren 
Sinne geübt werden fann zur Förberung des Guten fowie zur Abwehr und Br 
ſtrafung des Schlechten, fuht ſich praftiih andere Wege. 

Das Jahr 1848 brachte aber in eigenthümlicher Nebeneinanderftellung außer 
ber verftärften Mgitation um Aufhebung der akademiſchen Gerichtsbarkeit eine an- 
bere, welche fich eine vermehrte Autonomie unferer Hohfchulen zum Ziele fette. 
Einen gerehtfertigten Anftoß dazu gab die ftraffe Handhabung der Staatäfuratel, 
wie dieſelbe in Nadlebung der Bunvesbefhlüffe feit 20 Jahren geübt worten 
war, und das vielfach bemerkliche Streben, die Lehrer und Pfleger ber freien Bif- 
jenfhaften ganz und gar auf das Niveau des gewöhnlichen abhängigen Bermal- 
tungsbeamten niederzudrücken. In dem möglichft freien Berufungsredte, in ver 
Lehr⸗ und Pernfreiheit fuchten fowohl tie Profefforen als Stubenten bie beften 
Säulen des Gedeihens für die Univerfitäten. Die eigenthümlihen Vorzüge, welde 
fib an das Deutihland ausschließlich angehörige Inftitut der Privatbocenten 
fnüpften, führten dazu, auch für tiefe erfte Stufe des akademiſchen Lehramtes ge 
wiſſe Erleichterungen, ein Hineinzieben in den officiellen Lehrkörper zu befürworten. 
So fehr war die alabemifhe Sugend von diefen neuen Plänen ergriffen, daß bie 
alten Unterfheidungen von Landsmannſchaften und Burfhenfhaften, von Ber: 
bindungs- und Nichtverbintungsftutenten ihre Schärfe vielfach verloren und unter 
den Studenten felber auch das Princip voller Gleichheit zum Durchbruch gefom- 
men ſchien. 

Ganz vereinzelt hatte bie afademifche Sugend auf ben deutſchen Univerfitäten 
(in Defterreih, wie wir fehen werben, war e8 anders) an ber politifhen Ummäl- 
zung nad ber franzöfiihen Februarrevolution werkthätigen Antheil genommen. 
Im Ganzen hielt man an ber richtigen Anficht feft, daß der Student als folder 
ih für die Zeit feiner geiftigen Reife dem Staate aufzufparen bat. Anders 
ftand e8 um die Fragen ber Reform des ftubentifhen Lebens. Wie aber bie 
Hauptintereffen und fecialen Gruppen fih damals zufammenthaten, um über ihre 
neue Stellung in der neuen Zeit zu berathen und zu beſchließen, fo fanden fid 
auch, von einer Anzahl von Univerfitäten gewählt, Delegirte der deutſchen Stu- 
dentenſchaft im Juni 1848 auf ver Wartburg znfammen. Mit fomifher Ueber 
treibung fprad man von einem GStubentenparlamente, aber es begreift ſich, daß 
bei bem Ernft der Zeit und dem Vordrängen wichtigerer Intereffen das ganze 
Zwifhenfpiel bald in Vergeſſenheit geriet. Ernftlicher waren bie Berathungen 
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gemeint, welde im September 1848 ber zu Jena abgehaltene Kongreß 
von Univerfitätslehrern in Angriff nahm. Allein aud feine Berathungen 
wurden durch den Gang der Weltereignifie fehr bald zu „ſchätzbarem Material”, 
und nur einer Frage, bie ihn eingehend beſchäftigte, fei hier fur; erwähnt. Un- 
entgeltlichleit des Unterrichtes war, nachdem bie Gewäſſer der Revolution 
immer breiter und feichter zu werden anfiengen, eine vielfach gehörte Volfsforde- 
rung und nad dem Borgange Frankreichs wat man jet auch bei der Hand, für 
ben Unterriht an den Hochſchulen das gleiche Princip aufzuftellen. Soweit es ſich 
darum handelt, den wirklich Mittellofen trotzdem den Zugang zur akademiſchen 
Belehrung zu verftatten, hatte fchon früher durch Stipendien, durch Stundung ber 
Honorarien oder gänzliche Befreiung von ihrer Zahlung genügende Abhülfe be- 
ftanden, aber man verlangte jest nicht blos dieſes Zugeſtändniß für Unbemittelte, 
fondern der freie unbezahlte Unterriht wurde als allgemeines Menſchenrecht pro- 
Hamirt. Der Staat hätte natürlich demgemäß feine öffentlichen Lehrer der Wiffen- 
haft, beren Einfommen oft zum größten Theile vom Honorar ber Zuhörer 
abhängt, in ganz anderer Weife befolven müffen. Regierungszulagen würden bie 
Hauptquelle eines Anwachſes zur Einnahme geworden fein, den Profefforen hätte 
ein ehrenvoller Stachel zur wiffenfhaftliden Konkurrenz gefehlt und was vielleicht 
am höchſten anzufhlagen ift, eine würbige Stellung des Privatdocentthumes wäre 
mit der Unentgeltlichleit der Hauptvorlefungen unvereinbar gewefen. Auf der ans 
dern Seite ift es auch fehr fraglich, ob der Fleiß des Stubirenden und bie Werth- 
ſchätzung deſſen, was die Lehrer ihm bieten, bei einer allgemeinen Unentgeltlichfeit 
des Unterrichtes nicht ſchwer gelitten hätten. Ja man darf weiter gehen und ge— 
fügt auf die Erfahrung folder Länder, wo das geforberte Princip in Geltung 
war, mit Sicherheit behaupten, daß jener Vorſchlag 1848 mit gutem runde bei 
reiferer Prüfung befeitigt wurbe. 

Nicht wenig befhäftigte damals die ſtudentiſchen Kreife fowohl als was 
fonft am afademijhen Leben Antheil nahm, der Streit über den Zweikampf und 
bie feine Stelle vertretenden Ehrengeridhte. In feiner Allgemeinheit gehört dieſer 
Gegenftand nit in den Kreis unferer Skizze, als bloßes Studentenduell lehnt es 
dagegen nit der Mühe, mit Gründen gegen eine Ginrichtung aufzutreten, wo 
Gebraud und Mißbrauch fo nahe bei einander liegen uub in ber neuern Zeit 
verftändigerweife vie Gefahrlofigfeit mehr und mehr ins Auge gefaßt wird. Mit 
den Schwanfungen der politifhen Strömung änderte fi aud ber Charafter ber 
öffentlihen Meinung in dem Mikrokosmus der Studentenwelt, abwechſelnd waren 
pie entſchiedenen Gegner und die energifchen Bertheidiger des Studentenduells 
in der Majorität. Je mehr das Interefje an politifhen Dingen erlahmte — und 
aud hierin folgte die afademifche Jugend nur der Weife ihrer Väter — traten 
die alademifhen Gebräude und Mißbräuche, alle jene Heinen Wichtigkeiten, woran 
pie Jugend Gefallen findet, mehr in ben Borbergrund. Die Beftrebungen ber 
Stubenten aus dem Jahr 1848 wurden von oben herab als Ergebniffe des all- 
gemeinen Liberalismus betrachtet und in ber allgemeinen Reaktionszeit gemeinſchaft⸗ 
lich mit ihm befämpft, wenn man auch Flüger geworden war und weder ihre 
Gefährlichkeit überfhäste, nvch gegen fie, die übrigens wie die Wafler von jelbft 
verliefen, den plumpen Apparat von neuen Karlsbader Beihlüffen in Thätigkeit ſetzte. 

Schlimmer als das zeitmeilige Abftehen von ſtudentiſchen Reformbemiühungen 
war bie geiftige Erfhlaffung, welde in den erften Neaktionsjahren unbeftreitbar 
über die alademiſche Jugend Deutſchlands gekommen war. An die Stelle freien 
wiſſenſchaftlichen Eifers war ein Ängftlihes Hängen am reinen Brodſtudium ger 
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treten, und leider fanven fi nicht auf allen Hochſchulen die Männer, um biefer 
vom Haufe mitgebradhten kümmerlichen Richtung mit Eifer und Energie entgegen 
zutreten. Denn aud an ven afatemifhen Lehrern Deutſchlands waren die Nach— 
wehen des Jahres 1848 nicht fpurlos vorübergegangen. Bis dahin hatte konftitu- 
tionelles Leben nur in den feineren Staaten des Baterlantes fi entfalten fün- 
nen und felbft hier waren die Verhältniffe felten fo angethan, um ben politifchen 
(Ehrgeiz des Mannes der Wiffenfhaft zu praftifcher Thätigfeit wachzurufen. Stel- 
Tungen wie fie vor 1848 Notted und Welder in der babifhen Kammer ein- 
nahmen und die fie freilich ihre akademiſche Thätigfeit Fofteten, waren die Ans- 
nahmen. Hatte do der tapfere Dahlmann fein Eintreten für das beſchworne 
Orundgefeg von Hannover mit dem Berluft von Amt und Heimat büßen müſſen. 
Erft 1848, als aud in Preußen eine wahre Volfövertretung berufen ward, als 
überall die Feſſeln des fcheinbaren Konftitutionaliemus geiprengt und wahre Ber- 
faffungen an ihre Stelle gefegt wurden, ala envlih die Gefammtvertretung deut— 
{her Nation in der Paulsfirhe zu Frankfurt fih zum deutfhen Parlamente ei- 
nigte, fahen wir, wie allerſeits das Vertrauen ihrer Mitbürger deutſche Profefforen 
zur Theilnahme an den hochwichtigen Arbeiten berief. Waren ja tod in ben voran» 
gegangenen trüben Zeiten der ſtaatlichen Abgefchloffenheit und Zerfplitterung bie 
Univerfitäten die Pflanzftätten und Aſyle des nationalen Einheitsgedanfens gewe— 
fen und aud die freiheitlihe Entwidlung des Baterlantes hatte auf den beutfchen 
Hochſchulen ganze Reihen muthiger Vertreter gehabt. Die im Vergleih zu anderen 
Staatsbeamten unabhängigere Stellung der Profefioren, der weitere Gefichtstreis, 
welcher fih aus hohen miljenfhaftlihen Zielen nothwendig ergibt, der tagtäglice 
Umgang mit der geiftigen Elite der vaterlänbifhen Jugend, waren feine fohlechte 
Vorbereitung für die parlamentarifhe Thätigfeit, wozu noch die Gewöhnung ber 
freien Rebe bei den meiften Hochſchullehrern kam. Wenn in den beutfhen Etänte- 
verfammlungen jener Zeit manches Erreihbare unerreicht blieb und das Einigungs- 
werk ber Nation in Trümmer ging, fo haben taran die beutfhen Profefforen nicht 
mehr Schuld, ald die übrigen Elemente in der Nation; und wenn fi erftere mit 
wenig Ausnahmen für denjenigen Weg praftifcher Löſung entfchieven, ven, fei es 
aud mit anderen Mitteln, vie Weltgefhichte im unferen Tagen mit der Weihe des 
Sieges legitimirt hat, fo darf man darin eine fpäte Öenugthuung für eine Reihe 
vielgefhmähter Männer fehen, woven Manden fhon vie fühle Erde deckt. Aber 
bie deutfhen Profefforen im Parlamente waren ihrer großen Mehrzahl nad libe- 
ral und national gefinnt gemwefen. In der Reiheverfaffung von 1849, welde zum 
großen Theil aus ihren Händen hervorgegangen war, wurben ben Fürften und 
Stämmen viele Opfer zum Beften ter Gefammtheit zugemuthet — Grund genug, 
daß in ber Reaftionszeit ber beutiche Profeflor mit den wenigen Ausnahmen, melde 
fih damals beugten oder von jeher mehr Weide als Eiche gewefen waren, zu ben 
mißliebigen Klaffen wie Doktoren und Advokaten gehörte, denen auch im „tollen 
Jahre“ allerlei aufs Kerbholz gezeichnet war. Manchem braven Manne fant we 
nigftend zeitweilig der Muth und die Ausdauer für den ſchweren tagtäglichen 
Kampf gegen die rückwärts gefehrten Gewalten, und es beburfte erft des frifchen 
Hauches, welcher von dem großen Kriege gegen das ruffiihe Weltherrſchergelüſte 
anhub, um in Deutfhland überhaupt und fo auch auf ven Hochſchulen bei Lehrern 
und Studenten jene frifhe geiftige Atmoſphäre zurüdzuführen, in welder allein 
bei Lehrern und Schülern die freie Wiſſenſchaft gedeiht. 

Seitvem hat das deutſche Univerfitätswefen feine ſchlimmen Rückſchläge mehr 
erlebt. Zwifchen den Staaten ift ein reger Wetteifer bemerkbar, bie eignen Unis 
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verfitäten möglihft hoch zu ftellen und ber freie Zug, welder bie Stubenten bes 
beutfchen Nordens an die ſüddeutſchen Hochſchulen und umgekehrt führt, hat im 
Gefolge, daß alle Vorzüge und Berbefferungen des einzelnen Lehrkörpers auch der 
Gefammtheit zu Gute kommen. So lange bei der deutſchen Staatslofigfeit ber 
Nation das wahre politifhe Band fehlte, war diefe Miſchung ver deutſchen Stämme 
in ben Lehrerfollegien durch die freien Berufungen, in der Studentenwelt burd) 
das Recht des freien Studiums ein wefentliches Mittel, in den wifjenfchaftlic ges 
bildeten Kreifen das Gefühl eines nationalen Zufammenhangs Iebendig zu erhalten. 
Aber au dann, wenn das nationale Einigungswerk feinen Fortgang nimmt und 
der deutfche Staat aufgebaut ift, wird das gegenwärtige Verhältniß, daß bie Uni- 
verfitäten nicht bloße Stammeshochſchulen, fondern Pflanzftätten des wiſſenſchaftli⸗ 
hen Geiftes in der ganzen Nation find, feine volle Bedeutung behalten. Es wird 
nichts ſchaden, daß die Männer, welde in dem deutſchen Parlamente aus allen 
Theilen des Baterlandes zur Entfcheidung über die wichtigften Angelegenheiten ber 
Nation zufammentreffen, fhon als Jünglinge am Nedar, Spree und Rhein fröh- 
lid) beifammen geweſen find. Denn niemals fol man vergeffen, daß die Stubenten- 
zeit aud eine fröhliche fein fol, daß fie in unferm Jugendfrühling der eigent» 
lihe Wonnemonat ift. Die Empfänglichkeit für alles Schöne und Gute, für jene 
Jugendfreunpfchaften, die noch das fpätefle Alter, wie Abendſonnenglanz bie ſchneei⸗ 
gen falten Häupter der Gebirgsrieſen, vergolden, findet fi nirgends fo als in bem 
wiſſenſchaftlich ſich bildenden Jüngling, dem durch die Klaffifer ver modernen nnd 
alten Literatur fo viel mehr Spiegel gegeben worben find, um die Herrlichkeiten 
bes geiftigen und leiblichen Dafeins in fi aufzunehmen. Gerade das deutſche Stu- 
bententhbum hat, herausgefchält aus ben Rohheiten ferner, und frei von ben Ueber- 
ſchwänglichkeiten näher gelegener Tage, fid einen wahren Schag Achter Lebenspoefie 
zu bewahren gewußt, möge er der deutſchen Jugend niemals verloren gehen ! 
Die gegenwärtigen Einrichtungen ver beutfchen Univerfitäten, wie fie 
als der Nieverfhlag ihrer Geſchichte erfcheinen, laſſen fi deßhalb in wenigen 
Rügen ſchildern, weil bei aller fonftigen Zerriffenheit der deutſchen Dinge bte 
nationale Gemeinfchaft des Univerfitätelebens fih auch in ihrer Organifatiow aus- 
prägt. Häufig fteht an der Epige der ganzen Korporation, durch dieſe Stellung 
geehrt und wiederum durch fie die hohe Schule der Wiffenfchaft ehrend, als Relter 
ber Landesherr. Ift dies der Fall, fo vertritt zur wirflihen Führung der Reltorats- 
gefhäfte ven Rector magnificentissimus ein Proreftor. Anderswo bezeichnet 
Rektor den, wie der Proreltor, aus der Zahl der orbentlihen Profeſſoren durch feine 
Kollegen gewählten erften Vertreter der Univerfität. Wie er bie erfte Autorität 
innerhalb der Korporation ift, fo pflegt neben ihm als Repräfentant der Staats- 
furatel ein fogenannter Kurator zu ftehen. Das Inftitut der Regierungsbevoll- 
mädtigten, eine politifche Auffichtsbehörbe, hat glüdlicherweife ter Sturm von 1848 
befeitigt. Der Kurator gehört der afademifchen Korporation nit an und erfcheint 
weientlich al8 ein an Ort und Stelle gefhidter Beamter des Kultusminifteriums, 
jo dag manchmal aud die Kuratel direkt durch das Minifterium beforgt wird, Der 
nähere Umgang des Kurator mit den Profefforen hat feine guten und bedenklichen 
Seiten. Wie fo häufig gilt aud hier der Sa, daß ber richtige Mann an biefer 
Stelle Vortreffliches leiften fann. Wo dies gefchieht, fieht der Kurator ſich nicht 
als die Kontrollbehörde, fondern als die fürforgende Staatsftelle bei der Univer- 
fität an, Es liegt auf ver Hand, daß eine gewiffe Einwirkung und Auffiht bes 
Staates da unerläßlich ift, wo aus ben allgemeinen Landesmitteln bie Univerfitä- 
ten vorwiegend botirt werben, Der Staat hat dafür zu forgen, daß die von allen 
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Staatsangehörigen geleifteten Beihülfen auch möglichft im Interefle Aller verwen- 
det werben und auch ba, wo bie Univerfität aus früherer Zeit ihr felbftändiges 
Bermögen gerettet hat, fann von einer abfoluten GSelbftverwaltung eben fo wenig 
die Rede fein, als bei andern Korporationen. Aber gerade bei einer wiflenfhaftli- 
hen Körperfhaft wird eine richtige Politik dahin führen, nur in wirflihen Noth- 
fällen den Staatszügel anzuziehen, wo es gilt, gegen Kameraberie, Nepotismus, 
Intoleranz und jene andern Uebel aufzutreten, wozu das Fleiſch in Korporationen 
Erbe ift. Selten wirb es einem guten Kurator und einer tüchtigen afabemifchen 
Korporation ſchwer fallen, im vollen Einverſtändniß für das Üohfergehen ber 
ihnen anvertrauten Anftalt zu wirken. 

Eine akademiſche Schule ift feine Monardie; menn auch mit ber Erlebigung 
aller laufenden Geſchäfte betraut, ift der Rektor oder Proreftor für wichtigere Be- 
rathungen und Beſchlüſſe mit einem Senate umgeben, ber bald der fogenannte 
große Senat, beftehend aus allen orbentlihen Profefforen ift, die auch bei ter 
jährlichen Reftorswahl mitwirken (eine Theilnahme außerorbentliher Brofefloren 
babei ift Ausnahme), bald ein fogenannter engerer ober Feiner, der entweber über- 
haupt ober bis auf feltne Ausnahmefälle vie Befugniffe der Gefammtheit hat. Wo 
ein Hleinerer Senat eriftirt, geht auch er aus Wahlen bald der Fakultäten, bald 
der Gefammtheit der Profefjoren hervor. Dem Senate liegt die Verwaltung des 
Bermögens, bie Uebung der Disciplinargewalt, die Begutahtung von Vorſchlägen 
ber Fakultäten und ber Verkehr mit der Staatsregierung ob, welder ein ummit» 
telbarer, burd feine Zmwifchenftelen verzögerter fein muß. Gewöhnlich ftcht ihm 
ein juriftiih gebilveter Beainter zur Seite ald Syndifus, der mandmal, meniz- 
ftens früher, aus der Zahl der juriftifchen Profefforen genommen wurbe. In größe 
ren Univerfitäten ift wohl zur Borbereitung der Disciplinarunterfuhungen und 
als juriftifcher Beirath des jeweiligen Rektors ein Univerfitätsamtmann oder 
Richter beftellt. Nur wenige Univerfitäten haben nämlich gegenwärtig noh KRanz- 
ler und Vicefanzler, wovon jene ehemals die Stelle von wie man jagen köunte 
Regierungsbevollmädtigten befleideten und biefe als Stellvertreter des Kanzlert 
erfcheinen. Profanzler wird derjenige Profeffor genannt, welder bei Nichtaus- 
übung des Amtes durch ven eigentlihen Kanzler oder, wo das Kanzleramt 
ganz in Abgang gekommen ift, den juriftifchen Beiſtand des Rektors ausmacht und 
im Senate das fogenannte votum informativum führt. Er fteht jegt ganz inner 
halb der Lehrerforporation und der Charakter des Amtes hat fih völlig geändert. 
Etwas anders fteht die heutzutage vereinzelt nod vorfommende Kanzlerwürbe 
z. B. in Tübingen und Gießen, wo damit die Vertretung der Univerfität auf vem 
Landtage verknüpft ift. Nichtiger ift ohne Zweifel die andere Methode, welche ven 
Univerfitäten die Wahl eines Vertreters für bie I ober II. Kammer freigikt. 
Bei ver Schwierigkeit, in Deutfchlond die pafjenden Elemente für eine erſte Kam- 
mer zu gewinnen, ift es boppelt wichtig, ven hohen Schulen einen Antheil wo 
möglih an ber Befegung eines Oberhaufes zu geben. 

Soll auch die universitas litterarum in ihrer modernen Bedeutung die Ger 
fammtheit der Wiffenfhaften umfaflen, fo vollzieht fih doch die Geiftesarbeit in 
den Fakultäten. Längft vergangen find bie Unterfheidungen, welche zwiſchen ven 
eigentlihen Fachfakultäten und der vorbereitenden allgemeinen facultas artium be 
ftand. Auch diefe, die philofophiiche, umfaßt jet ganz beſtimmte Berufswiſſenſchaften, 
fie unterfcheivet fih nur dadurch von den anderen, daß fie mehr als eine, die phi⸗ 
lologiſche, hiſtoriſche, die verfchievenen Zweige der Naturwiſſenſchaften u. f. w. 
enthält. Noch immer ift das Regelmäßige die Eintheilung in vier Falultäten. Ans- 
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nahmen find bie Verhältnifje, wo bet getrennten Konfeffionen der Bevöllerungen 
eine proteftantifhe und eine katholiſche theologifhe Fakultät neben einander ftehen, 
und ebenfo bie Ausfcheidung einer ſtaatswirthſchaftlichen Fakultät als fünfte, deren 
Difciplinen anderswo in der juriftifhen oder beſonders philofophifhen behandelt 
werben. Ganz neuerlih hat man an einer beutfhen Hochſchule, Tübingen, aus 
der philoſophiſchen Fakultät eine neue naturwiſſenſchaftliche ausgeſchieden, wie wir 
meinen, mit zweifelhaften Mechte. 

Die Organifation der Fakultäten ift faft überall dieſelbe. Ein meift 
jährlich gewählter oder durd Turnus beftimmter Defan führt die faufenden Ge- 
ſchäfte, während die Entſcheidung in Fatultätsangelegenheiten, 3. B. die Gewäh— 
rung der Doktorwürbe, Vorfchläge bei Berufungen, von ver Geſammtheit der or- 
dentlichen Profefioren als Mitgliedern der Yakultät ausgehen. Eine Theilnahme ber 
übrigen Profefforen und Lehrer an den Falultätsentſchließungen findet nicht ftatt. 
Obgleich ſich die Studierenden für ein ſpecielles Falultätsſtudium infkribiren, gebt 
bob baraus fein befonderes Disciplinarverhältniß zu den Fakultätslehrern hervor, 
das Univerfitätsregiment bleibt Sache von Rektor und Senat. | 

Schon lange find Pläne aufgetaucht und Verſuche gemacht worben, aud für 
bie Studentenſchaft felber eine öffentliche Organifation zu finden, aber im Ganzen 
mit wenig Glüd. Man kann aud zu viel organifiren, und wir befinden uns bier 
einer Aufgabe gegenüber, wo das Wort plus valent boni mores quam bonae 
leges nicht genug beherzigt werben fann. Die freiwilligen Organifationen, in wel 
hen fi unfre akademiſche Jugend bewegt und deren Licht- und Schattenfeiten ber 
alabemifche Lehrer am beften kennt, find Ausflüffe unferes Kulturlebens, das je 
nah Stammesart und Charakterbefhaffenheit eine fehr verfchiebene Färbung an— 
nimmt. Ein Theil der Mängel und Gebrechen, welche dabei zu Tage treten, hän- 
gen auf das engfte mit unferer bisherigen politifhen Mifere zufammen. In einem 
freien und mädtigen beutfhen Staate wird auch das deutſche Stubentenleben, in- 
— * es ſeine guten Seiten behält, allerlei Veraltetes und Unwürdiges abſtreifen 
müſſen. 

Wir haben uns bisher für die ſpäteren Geſchichte und die Darſtellung der 
Univerfitäten wie fie heute find, nur auf deutſchem Boden bewegt und es erübrigt 
noch einen Blid auf die Schidfale zu werfen, welhe tie von einem gemeinfamen Aus- 
gangspunft ſich entwidelnden hohen Schulen der außerdeutfchen Länder gehabt ha- 
ben. Eine Bergleihung deſſen, was heutzutage die außerdeutſchen Univerfitäten jede 
in ihrer Art find, wird naturgemäß dahin führen, zum Schluß einen Blid in bie 
wünfchenswerthe Zukunft biefer hohen Schulen aller Nationen zu thun. 

Wir müſſen unfre Umfhau in Defterreich beginnen. Der aus fo vielen 
Nationalitäten und Nationalitätsfplitteın bunt zufammengefegte Kaiferftaat, deſſen 
Ausſcheiden aus der Verbindung mit Deutfchland das Wegwälzen des Steines vom 
Grabe der deutſchen Zukunft war, hat feit der Neformation dem beutfchen Geiftes- 
leben niemals wahrhaft angehört. Die Länder, melde fich rühmen fönnen, in Wien 
und Prag die erften mittelalterlihen Hochſchulen auf deutſchem Gebiete befefien zu 
haben, wurden nad der Kirchentrennung unter dem Ginfluffe der Iefuiten dem 
neuen Geifte, der fih an die Kirchenreformation unmittelbar und mittelbar an- 
Mmüpfte, völlig fremd. Mit der Ausnahme von Bayern hatten doch bie übrigen 
fatholiihen Hochſchulen gewiffe Berührungspunfte mit dem aufgeblühten Univerfi- 
tãtsweſen des proteftantifchen Nordens, aber in Defterreih wurde unter dem Drud 
des Jefuitismus die Univerfität mehr und mehr zur bloßen Schule herabgemürbigt, 
während anderswo, 3. B. zu Halle und Göttingen, das wiſſenſchaftliche Streben 
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immer höheren Auffhwung nahm. So fehr hatte fi die Scholaftit ver Schul 
Loyola’s eingeniftet in vie Lehr: und Denfart der öfterreihiihen hohen Schulen, 
daß felbft die Aufhebung des Jefuitenordens in der Methove feine Wenderung 
brachte. Wie die Jefuiten das mittelalterliche Univerfitätswefen vorgefunden hatten, 
fo blieb dasſelbe, nur begenerirt, faft unverändert bis in das Jahr 1848, wo zum 
erftenmal wieder, wenn wir von dem früher erwähnten Aufihwunge der mebicini- 
ſchen Schule in Wien abjehen, ein Hauch des ächtdeutſchen Univerfitätslebens auf 
die Hochſchulen des Kaiferftaats berührte. Eigenthümlich war in diefer Periode, an 
beren Schluß wir und zu unfrer Ueberſicht ftellen, daß nur wenige ber öfterreidi- 
fhen Univerfitäten im vollen Sinne biefen Namen verdienten, ta die Mehrzahl 
ber einen oder andern Fakultät entbehrte. In Graß, Lemberg und an der jet 
aufgehobenen Univerfität Dimüg fehlen die mebicinifhe Fakultät. In Innsbrud 
außer dieſer bis vor wenigen Jahren auch die theologifche, die erft kürzlich von 
den Sefuiten eingerichtet ift. Während Gratz vor etwa 2 Jahren bie lange ange- 
ftrebte medicinifhe Fakultät erhielt, find Lemberg und Junsbruck aud gegenwärtig 
noch ohne diefelbe. Eine folde Verftümmelung hat den großen Nadtheil, vie ge 
genfeitige Anregung von Profefforen und Studierenden der verſchiedenen Yafultä- 
ten abzuſchwächen und das reine Fachſtudium in den VBorbergrund zu fielen. In 
Deutichland hat man folhen unvollftändigen Lehranftalten, wie 3. B. der Alade⸗ 
mie zu Münfter, ven Namen Univerfität mit Recht verfagt. Ein weiterer Unter: 
ſchied von damals und nod jet befteht darin, daß die öfterreihifhe Monarchie, ob: 
wohl in ihr mehr als 3 Millionen Proteftanten leben, an keiner ihrer Univerfitäten 
eine proteftantifche theologifhe Fakultät befigt, nicht einmal in Peft, obgleich über Y/,, 
der öfterreihifheu Proteftanten fich in den ungarifchen Ländern befinden. Die prote- 
ftantifhen Theologen mußten und müſſen no immer ihre Bildung an beſondern theo⸗ 
Logifhen Lehranftalten, wovon eine in Deutfchöfterreih und 9 in den ungarifchen 
Ländern find, oder in dem ihnen mit Ausnahme der Ungarn und Siebenbürger freilid 
erft feit neuer Zeit geöffneten Auslande ſuchen. Erfolglos waren die Bemühungen noch 
in der jüngften Zeit, die proteftantifche theologiſche Tehranftalt in Wien der Univerfi: 
tät als fünfte Fafultät beizugefellen, fowie auch die in ven Jahren 1848— 50 in wei- 
ten Kreifen genährte Hoffnung auf Gründung einer Univerfität in Hermannftapt mit 
einer proteftantifchen theologiſchen Fakultät, die zugleich eine nit unwichtige Stütze 
bes deutſchen Elementes hätte werten fünnen, unerfüllt geblieben ift. Aber aud die 
katholiſchen Theologen betreiben ihr Fachſtudium weit weniger an ben Univerfitä- 
ten, als an befonvern theologiſchen Lehranftalten (Seminarien), deren e8 über 100 
giebt und die theils von den Biſchöfen, theils von den Klöftern eingerichtet ſind. 
Daß man aud auf andern Wiffensgebieten felbft nad dem Jahre 1848 von dem 
Syſtem der Sperialfchulen nicht abgefommen ift, beweist bie feither erfolgte Re 
ftauration ver Rechtsakademieen im ben ungarifchen Ländern, und zwar in Pref- 
burg, Kafhau, Großwardein, Debreszin, Agram und Hermannftabt, deren Beſuch 
zwar nicht zur Erwerbung des Doftorates, aber ebenfo wie jener einer Univerfi 
tät, für ven Staatsbienft die Befähigung gibt. 

Dar jhon fo durd die Zerfplitterung des Univerfitätsftubiums und die Zer- 
fahrenheit der Fachſchulen ein diametraler Oegenfag gegen das deutſche Hochſchulen- 
wefen gegeben, fo griff das Syſtem des philofophifchen Vorbereitungsturfes we 
möglih nod tiefer ein, eine Cinrihtung, von der übrigens aud bie bayrifchen 
Hochſchulen früher ſchwer heimgeſucht worden find. Diefer fogenannte philoſophiſche 
Kurfus mußte dem Studium der erwählten Fachwiſſenſchaft abfolut vorausgeben, 
hatte aber gleih den fhlimmen Nachtheil, daß die Schulzeit der Gymnaſien um 
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beffentwillen viel kürzer und nur auf 6 Jahre bemeffen war. Die naturgemäße 
Scheidung zwiſchen Schule unt Univerfität war dadurch aufgehoben, unreife Jüng- 
linge, ja 14- bis 15jährige Knaben traten auf diefe Weife in die Reihen der Stu— 
bierenden. Eine dieſem unreifen Alter entſprechende Disciplin, die Behandlung ver 
Studierenden nad Schülerart, überhaupt ein ſchülerartiger Zuſchnitt in Allem und 
Jedem konnten da nicht ausbleiben, auch wenn fie nit von Dben geboten-gewer 
fen wären. Diefer philoſophiſche Vorbereitungskurs dauerte anfängli 3, feit 1824 
bloß 2 Jahre. In diefen 2 Jahren mußte nad) einer unabänberlihen Reihenfolge von 
den jungen Leuten, die oft halbe Kinder waren, alles mögliche gehört und in Seme- 
fralprüfungen reproducirt werben. Die Hauptrolle fpielte eine fogenannte Religions» 
wiſſenſchaft, Algebra, Geometrie, Trigonometrie, Stereometrie, Pfychologie, Logik, 
Metaphyſik, lateinische Philologie, Phyſik, Moralphilofophie. Außer ven halbjähr- 
lihen über den Uebertritt in den weiteren Kurs entfcheitenden Prüfungen fanden 
Woche für Wode, ja Tag für Tag Prüfungen in den Kollegien ftatt. Diejenigen, 
welhe von der Zahlung des Unterrichtsgeldes befreit waren, wenigftens %/,, muß- 
ten dafür als eigenthümlichen Erfag noch Prüfungen in der allgemeinen Natur 
und Weltgefhichte und die Stipendiaten noch außerdem aus der Erziehungstunde 
beftehen, fo daß die Legteren, ehe fie ans Fachſtudium gelangten, 22 philofophi« 
ide Prüfungen durchzumachen hatten. Auch in dem Fachſtudium war nit etwa 
blos, wie auch an manden deutſchen Hochſchulen, das Hören reſpektive das nad: 
gewiefene Belegen einer beftimmten Anzahl von Borlefungen vorgefchrieben,, fon- 
tern auch bier galt eine gejeglihe unabänverlihde Semeftral-Studienordnung mit 
Prüfungen, die über den Eintritt in den neuen Kurſus entfhieven und ebenfo 
ſchülerhaftem täglihen Eraminiren. Der öfterreichifche Jurift 3. B. mußte fi wäh» 
rend feiner vierjährigen Studienzeit 12 Prüfungen unterziehen. Vorwiegend bezo— 
gen fid die Materien auf das Landrecht. Die damalige Mangelhaftigfeit des rö- 
miſchrechtlichen Studiums in Defterreih war notoriſch; über deutſches Staatsrecht 
und Reichsgeſchichte verfhmwanden die Borlefungen ſchon 1808, weil man fie nad) 
Auflöfung des Reiches für entbehrlidy erachtete. Die Vorlefungen waren Zwangs- 
follegien nicht blos infofern, als den Studierenden die Studienordnung die Reihen» 
folge und Zeit der zu hörenden Vorlefungen unabänderlich bezeichnete, fondern auch 
noch deßhalb, weil fie feine Wahl in Bezug auf die Perfon des Lehrers hatten, 
indem ihnen viefer zugleich mit dem Lehrgegenftande beftimmt war. Jedes Fach 
hatte nämlih nur einen Vertreter und feinem Profefjor war geftattet, über andere 
Fächer zu lehren, als für welche er angeftellt war. Privatdocenten waren aber nicht 
zugelafjen. Und wenn fpäter gegen die Mitte der vierziger Jahre zuerft in ber 
mebicinifhen, dann aber aud in der juriftiihen und philoſophiſchen Fakultät mit 
Ipecieller Negierungserlaubniß außerordentliche Docenten auftreten durften, fo waren 
fie doch blos zur Abhaltung beftimmter Vorlefungen berechtigt, die fih nur auf 
ſolche Fächer erftredten, die nicht ſchon durch einen vom Staate angeftellten und 
beſoldeten Profeſſor vertreten waren. Der Kollegienbeſuch mußte durch die Profef- 
joren fontrollirt werden; ein fürmliches Aufrufen trat ein und wer öfter fehlte, 
verlor ein Studienjahr. Um in den vielbefuhten philofophifchen Vorlefungen diefes 
Geldwebelamt üben zu fünnen, waren bier Sigorbnungen nad alphabetifher Reihe 
und Unterauffeher wie in der Heinften Schule beftellt. Ein näheres Verhältniß zwi« 
Ihen Lehrern und Zuhörern trat nicht ein. Da das am ſich geringe und nur von 
einer Heinen Minderzahl entrichtete Honorar dem Profefior nicht zufloß, brachte 
eine größere Zuhörerfhaar ihm feinen materiellen Gewinn, fondern nur größere 
Arbeit durch die Fleißkontrolle und die vermehrten Prüfungen. Bon Anhänglichkeit 
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an den Lehrer war feine Rebe, da er amtlich zum verhaßten Zuchtmeifter beftellt 
war. Die Disciplin über die „Hörer — der Name Studenten war verpönt und 
zugleich herabgewürdigt, da ihn vie Lateinfhüler führten — wurde wie über un- 
reife Anaben geübt. Welch geringes Gewicht Übrigens den alademifchen Vorträgen 
von ber Regierung ſelbſt beigelegt wurde und wie jehr die Prüfungen als die Haupt: 
ſache galten, erhellet taraus, daß in der philofophifhen und juriftifhen Fakultät 
das fogenannte „Privatftudium”" zugelaffen war. Dieſe „Privathörer“ waren nidt 
gehalten, die öffentlihen Borlefungen zu befuhen, fondern ftudierten unter der 
Leitung von Privatlehrern, die das hiezu erforderliche Befugnißbefret befaßen und 
fie nach den Kollegienheften ver Profefloren für vie Prüfungen einpauften, venen 
fie fih von Semefter zu Semefter zu unterziehen hatten. Bon der Erlaubniß tes 
Privarftudiums machten am bäufigften die Angehörigen der hohen Ariftofratie Ge— 
brauch, weldye fid) fcheuten, mit ven bürgerlichen Studierenden an der Univerfität in 
eine nähere Gemeinſchaft zu fomnıen. 

Waren fo die akademiſchen Einrichtungen vollftändig von dem verſchieden, was 
man als deutiches Univerfitätswefen zu betrachten pflegt, fo ftand es aud nicht anders 
mit dem ftudentiichen Leben. Ein Verbindungsweſen, welches doch in der einen ober 
andern Weife für das gedeihlihe Zufammenleben junger Männer ven beften Rüdhalt 
gibt, war abfolut verboten; von einem ftudentifchen point d’honneur, das treg aller 
feiner Auswüchfe einen nicht zu beftreitenden fittlihen Kern hat, war fhlechterbings 
nicht die Nee. Unter ver Regierung des Kaifers Franz I. unfeligen Andenkens war 
den Studenten nicht einmal geftattet, unter ihrem Namen Bälle zu veranftalten. Sie 
mußten fid) vabei der nichtsfagenden Firma Geſellſchaftsball bedienen. Auf eine bier- 
gegen eingereichte VBorftellung rejtribirte ver zopfigfte und philiftröfefte aller Monar- 
hen, neben dem der fteife und nüchterne Friedrih Wilhelm III. von Preußen nod als 
ein Enthufiaft erjhien, daß die Studirenden von ihren Eitern nicht deßhalb auf bie 
Univerfität geſchickt würden, um Bälle zu geben, fondern um zu lernen ! 

Diefelbe Feflelung der individuellen und forporativen Freiheit, welche den öfter 
reihtihen Studenten von der reihen Erbſchaft des deutſchen Univerfitätsgeiftes ans» 
ſchloß, lag auch auf den Profefjoren. Ebenfo wenig als Lernfreiheit gab es Lehrfreiheit 
und ber Unterrigt mußte nach dem Inhalt und Gang oft ganz veralteter Lehrbüchet 
vorgenommen werben. Durch den Mangel des Inftitutes der Privatbocenten war frei> 
lich auch die befte Duelle für tüchtige atademifche Lehrer abgegraben, die Einrichtung 
ber Afjiftenten, Aojunften und Privatfuppleanten — letztere hatten bei Krankheits- 
und andern Berhinvderungsfällen des ordentlichen Proreffors die Vorlefungen nach dej- 
fen Heften fortzufegen, d. h. die legteren abzulefen — war biefür fein Erſatz. Der ein- 
zige legale Weg, eine Profeſſur zu erlangen, war ver fogenannte Konkurs, wobei von 
der Studienhoftommiffion gegebene Fragen unter Klaufur zu löfen und eine Brobe- 
vorlefung zu halten war. Sehr häufig war jedoch diefe ganze Mühe illuſoriſch, da ber 
beftandene Konkurs nur für den eben erledigten Lehrftuhl wirkfam war und der Pro 
feſſor des erledigten oder eines verwandten Faches an einer andern Univerfität ben 
erften Unfprud auf vie erledigte Stelle hatte. Ein Refultat davon war, daß man alle 
Hebel anjegte, um in irgend einem Fache Profeffor zu werden; dann fonnte man bof- 
fen, allmälig auch zu einem Lehrftuhl zu gelangen, von deſſen Wiffenfhaft man wirf: 
lid) etwas verftand. Aber aud da, wo ein ſolcher privilegirter Bewerber nicht den Vlatz 
einnahm, war der Ausfall des Konkurſes nur felten maßgebend für Belegung der 
Stelle. Votum und Vorſchlag der Fakultät, ein dazu verlangtes Gutachten der bezüg- 
lichen Wiener Fakultät mußten regelmäßig der Macht der Proteftion in hohen Kreifen 
weichen. Eine befondere Anwartſchaft auf Profefjuren in den juriſtiſchen und philcfos 
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phifhen Fakultäten hatten die Hofmeifter in hochadeligen Häufern. Sie machten 
den Konkurs pro forma mit, gleichviel ob gut over ſchlecht. Das hochadelige Fa— 
milienhaupt feste dann feinen ganzen Einfluß in Bewegung, um fih dem lange 
jährigen Lehrer feiner Sprößlinge erfenntlih zu bezeigen und ihm die gewünſchte 
Profeffur zu verfchaffen. Erjparte man damit doch ganz oder zum Theil die VBerabs 
reihung einer Penfton, die auf den Staat Üüberwälzt wurde. Was lag den hohen 
Herren daran, wie die Univerfität mit dem ihr oftropirten Profeſſor fuhr ! 

Ganz im Einflange mit diefer Herabwürdigung der Univerfität zur Schule 
war die Stellung derjelben zum Staate. Die Univerfitäten befaßen keine Spur 
von Autonomie in Bezug auf ihr inneres Leben, weder bei Erfüllung ihrer 
wiffenfhaftlihen Aufgabe, noh in Betreff der Verwaltung ihres Vermögens. Ihr 
Einfluß bei Befegung der Lehrämter oder Veränderungen in venfelben war gleich 
Null und ihr Vermögen wurde von der Staatsgüteradminiftration verwaltet. Die 
völlige Unterwerfung der alademifihen Tehrthätigfeit unter die Herrfchaft des Staates 
hatte an den beiden größten Univerfitäten Wien und Prag, da man die Fakul— 
täten der Form und dem Namen nad) fortbeftehen ließ, die abfonderlihe Wirkung, 
daß Lehrkörper und Fakultät auseinanderfielen. Die Fakultät bildeten fämmt- 
lihe an ihr promovirte oder nachträglich gegen Bezahlung der Promotionsgebühren 
bei ihr immatrifulirte Doftoren, welche allein und ausſchließlich für vie alademi- 
Ihen Würden, das Dekanat und Rektorat, das altive und paffive Wahlrecht hatten. 
Der Lehrkörper einer Fakultät begriff die an hr lehrenden Profefjoren in fid; 
er ftand nicht unter dem Dekan der Fakultät, fondern unter einem von ber Re- 
gierung beftellten Studiendireftor, der fein Profeffor war und aus der Zahl 
der höheren Beamten und Geiftlihen gewählt wurde. Die Defane fungirten blos 
bei den Doltorprüfungen (Rigorofen), dann bei den öffentlihen Doltorbifputa- 
tionen und Promotionen; die Reftoren nur bei den beiden legtern. Der Profeffor 
war daher nit als folder Mitglied der Fakultät, und brauchte es aud nicht zu 
fein; er war ed nur dann, wenn er ihr ald Doktor angehörte, was häufig nicht 
der Fall war. Gleichwohl prüften die Profefloren, mochten fie Falultätsmitglieder 
fein oder nicht, mit den Dekanen die Kandidaten pro doctoratu, entſchieden über 
deren Zulaffung zur Difputation und Promotion, promovirten diefelben und bes 
zogen die für diefe Akte vorgefchriebenen Gebühren. 

Die Fakultäten - vereinigten fi in dem akademiſchen Senat, von deſſen 
Wirkſamkeit aber wenig zu hören war und deſſen Zufammenfegung ber Ablöfung 
des Lehrkörpers von der Fakultät entfprad. So beftand der alademifhe Senat in 
Prag aus dem jeweiligen Rektor als Borfigendem, dann aus den 4 Direktoren 
der Fakultätsftudien, dem Direltor der Öymmafialftudien in Böhmen, ven 4 
Fakultätspefanen und den Senioren und PVicefenioren der 4 Fakultäten als Bei- 
figern. Profefjoren jagen daher nur zufällig in demfelben und es fam vor, daß 
fih fein einziger darin befand. Ueber dem akademiſchen Senat ſtand in Prag ber 
Erzbiihof als Kanzler der Univerfität und Protector studiorum. Ihm mußten bie 
zu promovirenden Doktoren aller Fakultäten vorgeftellt werden und er hatte das 
Recht, gegen die Promotion Einfprud zu erheben. 

Der berühmte Päragog Salzmann hat befanntlih zu Ende des vorigen Jahr⸗ 
hunderts unter dem Titel: „Krebsbüchlein“ eine Anweiſung gefchrieben, wie Kin— 
ber nicht erzogen werden follen. Die vormärzlidhe öſterreichiſche Univerfitäts-Ein« 
richtung war ein ſolches Krebsbüchlein. Darum gieng und geht aber aud Alles 
In Defterreich ven Krebsgang. Denn natürlich es gehörte eine beſonders gefunde 
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Natur dazu, unter dem Joche dieſes Univerſttätsſyſtems nicht geiftig zu verkrüppeln 
und fittlih zu verderben *). 

Mitten in diefe halbvermoberten, halbverrotteten Zuftände in einem Gebiet, 
das bis dahin dem beutfchen Univerfitätäleben, wenn wir von dem Beſuch ter 
öfterreihifchen mebicinifhen Schulen durch unfere jungen Werzte abfehen, viliz 
fremb war, brauste ver Sturm des Jahres 1848 und befanntlid hat nirgentne 
fih die alademifche Jugend in einem fo hervorragenten Maße an ver politiicen 
Bewegung diefer Zeit betheiligt als in Defterreih, e8 war „der Slave, der tie 
Kette bricht." Die Univerfitätsreform bildete eine Hauptaufgabe für die Mini- 
fterien der Neuzeit und offen erkannte man an, daß das Borbild für die Um- 
geftaltung in den beften Univerfitäten Deutfhlands geſucht werden müſſe. Bei tem 
Mangel tüchtiger Lehrkräfte im eigenen Lande war man darauf aus, von ben deut. 
ſchen Hochſchulen ſich durch Celebritäten Erſatz zu verfchaffen. Die beiden Jahr: 
gänge obligater philofophifher Studien wurden von den Hochſchulen ausgeſchieden 
und ben Gymnaſien wieder zugewiefen. So wurde es möglih, wirkliche phile 
fophifche Fakultäten, wie fie an ven deutſchen Hochſchulen beftehen, zu begründen 
Das Inftitut der Privatdocenten wurde eingeführt, daß Honcrarienwejen nat 
deutſcher Art geregelt, der Beſuch ausländifcher Univerfitäten erleichtert, die Or 
ganifation des Lehrförpers ward ebenfalls den deutſchen Univerfitäten nadhgeahnt, 
Fakultäten mit Dekanen an der Spige, ein alavemifher Senat unter dem Reklet 
als Vorftand bilden die felbftändigen VBerwaltungstörper der Hochſchulen. In Wien 
und Prag blieben jedoch noch die Doltorenfollegien in der früheren Weife daneben 
beftehen. Die Lernfreiheit wurbe in ben weltlihen Fakultäten nur mit einer ge 
wiſſen Beſchränkung für die Staatsdienftafpiranten proflamirt, es fand den Stu: 
denten frei, welche Borlefungen, in mwelder Reihenfolge und bei wen fie biefelben 
hören wollten. 

Allein wenigftens diefe Errungenfhaft der Wreiheitsjahre war vom kurzer 
Dauer. Was die theologifhe Bildung anbelangt, fo war dieſe fhen früher nidt 
Sade der Univerfitäten geweſen; das Konkordat von 1855 äußerte aber, indem 
es den ganzen Unterricht nach mittelalterlihem Syſteme der Kirche in die Ham 
zu geben drohte, feine Wirkung auch auf den übrigen Gebieten des Wiffens. Für bie 
rechts⸗ und ftaatswiffenfchaftliche Fakultät wurde ſchon am 25. Sept. 1855 wiederum 
eine ſchulmäßige Etudienordnung erlaffen mit obligaten Kollegien und beftimmter 
Reihenfolge derfelben. Doc ließ man wenigftens ven früheren Wuft ver Annual: um 
Semeftral-Prüfungen bei Seite, an deren Stelle nah Ablauf des vierten Sem 
fters ein fogenanntes rechtsgeſchichtliches Examen trat. Die ſchon früher erwähnten 
Nechtsalademien in Ungarn und Siebenbürgen blieben als folde beftehen un 
wurden ebenfalls dem Zwange der neuen Studienordnung unterworfen. Die Un 
verfitäten in dem früher öſterreichiſchen Italien hatten vielfad andere Einrichtungen, 
deren jpäter bei dem Ueberblick über das afademiihe Univerfitätswefen kurze Er 
wähnung gefhehen wird. Es ift nicht zu verfennen, trog der Rüdjchritte, welche 
die Konfordatspolitit des Kaiferftants für das geiftige Leben der Bevölferungen zur 
Folge gehabt hat, daß die öfterreihifchen Univerfitäten durd den Umſchwung bei 
Jahres 1848 den hohen Schulen Deutfhlands bedeutend näher gefommen fin, 
aber andererfeits ergiebt fi dem fchärfer Blickenden unzweifelhaft, daß Jahrhun— 
dert lange Berwahrlojung fih auf feinem ©ebiete ſchwerer rächt uud nirgendwo 


*) Die Schilderung der vormärzlichen Univerfitätszuflände in Defterreih verdanfe ih mer 
nem Freunde und Kollegen Makowiczka. D 8. 
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langfamer wieder gut gemacht werben kann, als bei den Anftalten für vie höhere 


wiffenfhaftliche Geiftesfultur der Nationen. 

In Frankreich hatte ver hohe Ruhm ber Parifer Univerfität, mit der an 
Anfehen nur Bologna wetteifern konnte, nod lange jeinen Beftand, als auch in 
ben fpätern Provinzen des Landes bebeutende Hochſchulen gegründet wurden, fo 
namentlih Montpellier, Orleans und Bourges. Allein die europäiſche Bedeu— 
tung der Parifer Univerfität mußte einen gewiffen Abbruch erleiden durch die 
Stiftung von hohen Schulen in den einzelnen Ländern, befonders in Deutſchland. 
Im 16. Jahrhundert famen dann noch bie Wirkungen der Kirhentrennung hinzu, 
und als fpäter die janfeniftifchen Händel Paris und Frankreih in zwei Parteien 
theilten, als ein freierer Geift ven Glauben und das Denken der Nationen zu 
erfaflen begann, waren mit Ausnahme ber Univerfität Straßburg, die fih durchaus 
ben guten deutſchen Charakter erhalten hatte, die 21 franzöfifhen Univerfitäten 
meit hinter ihren Aufgaben und hinter den Leiftungen ver beften proteftantifchen 
Hochſchulen Deutfchlands zurüdgeblieben. Es laftete auf ihnen ein großer Theil 
ver ſchlimmen Einflüffe, weldhe damals die Entwidlung auf ven fatholifhen Hoc: 
ſchulen Deutfchlands zurüdhielten. Als endlich die Revolution hereinbrach, fanden 
vie Hochſchulen ſchon als privilegirte Korporationen die öffentlihe Meinung in 
einer Periode gegen ſich, wo die Gleichheit als das höchſte Princip gefeiert wurbe, 
Die Engherzigteit und Berfolgungswuth der Sorbonne hatte dieſe, die eigentlid; 
theologifche Univerfität von Paris, zu einem Gegenftande des allgemeinen Haffes 
gemacht; die juriftifche Fakultät war deßhalb ohne Anfehen und Anhang, weil die 
Aemter durch Stellenfauf und Maitrefienproteltion und nit nach dem Erfolg ter 
Studien vergeben zu werben pflegten. Man kann fagen, daß die Männer, welche im 
18. Jahrhundert ven Geiſt von Frankreich repräfentirten, wie Voltaire, Motesquien 
und Rouſſeau mit ben Univerfitäten des Landes auf einem fortwährenden Kriegsfuß 
ftanden; fein Wunder, daß die Revolution, die Erbin jener Denfweife, zu ihren 
erften Opfern auch bie franzöfifhen Univerfitäten auserjah. Die Neugeftaltungen, 
welde an die Stelle ver alten vielhundertjährigen aber auch veralteten Inftitutionen 
traten, erhielten erft einen Ruhepunkt, als das Genie Napoleons, den Zug ber 
Branzofen nah Centraliſation auch auf die Wiffenfhaften und Künfte anwendend, 
feine große Reform des Unterrichtes unternahm. Statt die Sahe von felbflän- 
digen Korporationen zu fein, wurbe nun ber höhere Unterricht nur ein Glied 
in dem ganzen Staatsfhulorganismus. In fünf fogenannte Fakultäten 
vertheilt: Science, Lettres, Medicine, Droit, und proteftantifche oder Fatholifche 
Theologie, vollzieht fi der höhere Unterricht wie im erften Kaiſerreich fo aud unter 
der Reftauration, dem Julikönigthum, der Republik und dem gegenwärtigen Sy— 
fteme. Nur in Paris und Straßburg find alle fünf Fakultäten: Philologie 
(jo läßt fih die Fakultät des Lettres wohl wiedergeben), Naturwiſſenſchaft (Science, 
die eraften Wiſſenſchaften) und die dref Fakultäten des Rechts, der Medicin und 
Theologie vereinigt; in vollem Sinne des Wortes, und vom deutſchen Standpunkte 
aus werben wir daher auch nur dieſe Univerfitäten nennen lönnen. Selbſt der 
Ausdrud Univerfität iſt gegenwärtig nicht officiell, die vereinigten Fakultäten von 
Paris führen den Titel Institut de France. An ven andern Hochſchulen ſpricht 
man immer nur von den einzelnen Fakultäten und ber Lehrer nennt ſich Profeffor 
an biefer oder jener Fakultät. Die Verſuche unter Louis Philipp, dem höheren 
Unterricht mehr den Charakter wirklicher Univerfitätsftudien zu geben, waren fo gut 
als erfolglos. Gegenwärtig giebt es in Frankreich 16 facultes de lettres, 16 
facultes de science, 3 &coles de medecine, 9 &coles de droit, 6 fatholifche 
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und 2 proteftantifche theologifche Fakultäten. Diefe Zerfahrenheit der höheren mil- 
ſenſchaftlichen Ausbildung in Fakultätsſchulen läßt natürlich ein forporatives Leben 
weder für Lehrer noch Studenten zur vollen Entfaltung fommen. Der franzöſiſche 
Profeffer ift in erfter Reihe Staatsbeamter, auf feine Einnahme von dem Staat 
einzig und allein angewiefen. Wo fid die Vorträge nicht, wie meiftens in Paris, 
zu oratorifhen Schauftüden fteigern, fallen fie in das andere Ertrem mechaniſcher 
Abrichtung, wozu beim juriftifchen Unterricht die Sitte fehr viel beiträgt, die Ent- 
wicklung des Lehrgegenftandes nicht foftematifh, fondern nad) der Reihe der Ge» 
jegesparagraphen vorzunehmen. Die meiften frauzöfifhen Rechtslehrer find bloße 
Gloſſatoren der fünf Gefegbücer. Nachtheilig für die Wirkſamkeit des Unterrichts 
an den Fakultäten außerhalb Paris wirkt die Sehnfuht der Meiften, an viejen 
Gentralfig des franzöfifhen Lebens berufen zu werben. Nur vereinzelt finden wir 
Männer erften Ranges in der Provinz ausharrend, um dort nad beften Kräften 
der Wiffenfhaft zu dienen. Fehlt fo dem franzöfifchen Profeffor der Unabhängig. 
feitsfinn, welden die deutſche Stellung großziehen kann, fo entbehrt er ebenfalls 
ven wohlthätigen Stachel der Konfurrenz und der Staat die BVorbereitungsichule 
für das alavemifhe Lehramt, melde das deutſche Privatbocententyum bilvet. 
Den deutſchen außerorbentlihen Profefforen entſprechend fommen fogenannte ſup— 
plirende oder aggregirte Profejloren vor, die jedoch mehr als Stellvertreter für den 
Ordinarius wirffam find und die nur die ihnen zugewiefenen Borlefungen halten 
dürfen. Sehr häufig entziehen fid die orbentlihen Profefioren Jahre lang ber 
Erfüllung ihrer Amtspflichten und vie Anftellung bient nur als Vorwand, um ben 
Gehalt beziehen zu können. Alles dies fehließt natürlich nicht aus, daß die fran- 
zöfifche Gelehrtenwelt, foweit fie mit den Univerfitäten zufammenhängt, auf allen 
Gebieten des Wiffens Sterne erfter Größe enthält und unter ihr Männer erftehen, 
die wie Arago an politifcher Ueberzeugungstreue und feftem Charafter es ben 
Beten aller Nationen gleihthun. Uber, wenn dieß gefchieht, fo ift e8 mehr trog 
den franzöfifhen Einrichtungen als ihnen zufolge. Der nationale bureanfratifche 
Zug kehrt auch darin wieder, daß die Fakultäten nit als Kollegien handeln, fon- 
dern für fie der jevesmalige von der Regierung ernannte Doyen oder Delan. Der 
Unterrichtsminifter ift in der That aud für das franzöſiſche Univerfitätswefen bie 
eine allmädtige Hand, nad deren Winfen auch in ven entfernteften Theilen des 
Landes der Gang der Belehrung an niederen und hohen Schulen fi richten muf. 

Ebenfo wie der franzöſiſche Profeffor nit als folder feine eigene Lebens— 
ftellung bat, fonbern in ber Gefellfhaft nach ganz anderen Gefidtspunften Po— 
fition nimmt, iſt aud das franzöfifche Stubentenleben nur eine geringe Nuan- 
cirung des Dafeins, wie e8 ber junge Franzofe in diefem Lebensalter, fei es als 
Duvrier oder höher Oebilveter, zu führen pflegt. Aber auch bier zeigt ſich vie ab« 
jorbirende Anziehungskraft von Paris. Der Etudiant wird nicht glauben, gelebt 
zu haben, wenn er nicht wenigftens eine” Zeit lang in den Strudel des Parifer 
Tebens untertaudhte und dort die Eden des Provinzialismus und oft viel Beſſeres 
daneben verlor. Während die Studenten in den Provinzialuniverfitäten ein Schüler: 
(eben führen, fteht dagegen der Parifer Etudent in dem politifdyen Strom der Dinge 
und bat bei allen Bewegungen, bei Demonftrationen, Revolten und Nevolutionen, 
ebenjo wie die Polytechnifer, eine hervorragende Rolle gefpielt, und audy gegen 
wärtig noch hat vie faiferliche Gewaltherrfhaft in Frankreich feine eutſchiedeneren 
und unter Umftänden gefährliheren Feinde als unter der Parifer Stubentenfchaft. 
Daneben aber zeigt aud das franzöfifch-afademifche Leben manche Züge, wie wir 
fie aus der eigenen Erinnerung kennen. Ebenfo wie in Deutfhland werben unter 
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dem Schatten des College de France Freundſchaften gefhloffen, die das ganze 
Leben dauern, und wie auf den beutfchen Univerfitäten die verfchiedenen Stammes- 
angehörigen fi fammeln, fo bildet Baris für die wiſſenſchaftlich ſtrebſamen Jüng- 
linge, für bie künftigen Beamten und Aerzte des Landes einen ſolchen Brennpunft, 
welcher provinzielle Gegenfäge ausgleiht und neben den Schattenfeiten ber Hyper⸗ 
centralifation aud die Vortheile einer feften nationalen Einheit hervortreten läßt. 
England hat befanntlih zu einer Zeit den Ausgangspunkt der fontinenta= 

len, namentlich germanifhen Kultur gebilvet, al8 von den angelfähftihen Klöftern 
aus die Sendboten des Evangeliums mit diefem zugleih den Samen der Bildung 
‚unter die Stämme Germaniens warfen. In hohem Anfehen ftanden die Klofter- 
ſchulen, in welchen die Tradition eines Beda und die Geiftesfraft eines Lanfranf 
wirkten, und fo traten denn auch hier ähnlihe Erfheinungen wie auf dem Konti- 
nente hervor. Das Studium erhielt eine höhere Richtung und befchränfte fi) bald 
nit mehr auf die unmittelbaren oder künftigen Angehörigen der Korporation. Die 
Univerfität Oxford ftreitet mit Paris und Bologna faft um den erften Pla in 
ber Zeitfolge und die zweite Hochſchule Englands, Cambridge, hatte nachweisbar 
im Anfang des 13. Jahrhunderts fhon eine fefte Geftalt. Die Einrichtung war 
an beiden in allen wichtigen Zügen dem Parifer und Bologneſer Vorbilde ähnlich. 
Es madten fih überall diefelben Einflüffe, Abhängigkeit von ver Kirche und ber 
gleiche Kulturftand geltend. Aber zwei Eigenfhaften, welde wir von früher Zeit 
ber bei den englifhen Hochſchulen vorfinden und denen in der großen Mehrzahl 
der fontinentalen Univerfitäten nicht begegnet wird, find um deßwillen bemerfens- 
werth, weil fie den Schlüffel zu dem fpäteren, von dem fontinentalen Univerſitäts— 
weſen fehr weit abliegenden Charakter ver englifhen hohen Schulen geben. Aller: 
dings wird uns auch aus ben erften beiden Jahrhunderten des Beftehens von Dr- 
ford und Cambridge ber Beſuch einer großen Anzahl Stubierender aus allen Fän- 
dern gemeldet, aber bei näherer Betradhtung ergibt fih, daß im Vergleich mit 
Paris, Bologna u. f. w. die englifhen Univerfitäten doc vorwiegend von Bewoh— 
nern Großbritanniens befucht werden. Man fieht dies auch fhon daraus, daß bie 
Eintheilung und Gliederung der Lehrer und Studenten nad Nationen weder in 
Orford noch Cambridge von eingreifender Bedeutung geweſen ift. Was von einer 
Unterfheidung Nördlicher und Südlicher in den Univerfitätsannalen gemeldet wird, 
bat faft nur die Bedeutung von focialen Gegenfägen und Antipathieen, wie fie 
Innerhalb Englands und den von ihm abhängigen Nebenlänvern Jahrhunderte lang 
beftanden haben. Durh den Wegfall der Befigungen auf dem Kontinente wurbe 
der englifche Charakter der hohen Schulen natürlich noch fhärfer ausgeprägt. Nahm 
auch Drforb an dem großen Geiftestampfe der Nominaliften und Realiften zeit» 
weilig einen hervorragenden Antheil, fo blieben doch die Intereffen der Univerſi— 
tätömitglieber ganz befonders den inneren Kämpfen zugewandt. Der kosmopolitiſche 
Zug, den im Mittelalter alle großen Univerfitäten des Kontinentes hatten, fehlte 
Drford und Cambridge. Die Kämpfe, welche dieſe gelehrten Korporationen in ihrem 
Schooße ausfohten, find nicht ſowohl auf geiftige Dinge gerichtet, als auf vie 
ebensintereffen der eignen Nation. Die infulare Lage konnte natürlich eine gewiffe 

geiftige Abgefchlofjenheit gegen das Gefammtleben des Mittelalter8 nur fördern, 
wie denn überhaupt die Kirche in England von jeher eine große Tendenz gehabt 
bat, eine Nationalkirche zu werben, fo daß die noch fortdauernde Abhängigkeit ber 
hohen Schulen von den einheimifchen Kirchen, wenn fie wirklich ſtärker gemwefen 
wäre als fie war, biefem nationalen Zuge in der englifchen Univerfitätsentwidlung 
kaum Abbruch gethan hätte. Der deutfche Geſchichtsſchreiber der engliſchen Univer- 
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fitäten, Huber, hat in feinem Werte, welches in ungenießbarer Form einen viel- 
fach vortrefflihen Inhalt birgt, auf einen weiteren Unterſchied zwifchen den Ber- 
hältnifjen zu Oxford und Cambridge und auf den Eontinentalen Hochſchulen auf- 
merffam gemadt. Die legtern fehen wir meift in größern Stäbten angelegt, an 
den Sitzen von Königen, Fürften und Bifhöfen, fo daß die Univerfität nur eine 
Role zweiten Ranges fpielt; in England dagegen find Orford und Cambridge 
zwei Heine Yanpftänte, deren Anſehen und Aufblühen ganz an die Geſchicke ver 
akademiſchen Korporation gefnüpft ift, welche fi) bei ihnen nievergelaffen hat. Hier 
mußte das Selbftbewußtfein und die Autonomie der hohen Schule fi leicht ent- 
falten ohne viel Privilegien und ausdrückliche Cinräumungen, durch tie Madt 
der Berhältniffe und Thatſachen felber. 

Eine Zeit lang fehen wir nun hier die Jugend des Landes in voller Zahl 
zu den Füßen der Yehrer fih verfammeln, welde darboten, was die damalige Wil. 
fenfhaft ausmachte. Lehrart und Lebensweife waren nicht verfchieden von ven frü- 
ber geſchilderten Einrichtungen der großen fontinentalen Hochſchulen, foweit es fid 
um die allgemeinen Kenntniffe und Wiffenfhaftszweige handelte. Auch bier finden 
wir Knaben von 14 und 15 Jahren nicht blos in den befonderen Tehranftalten, 
welche mit Klöftern im Zufammenhang ftanden und als Alumnen biefer Genofien- 
haften, ſondern aud junge Edelleute, welche die allgemeine Bildung juchten, 
die nur bier allein zu erlangen war. Aber eigenthümlich wirkte der Umftand, daß 
diejenige Fakultät, welche für das öffentliche Yeben eines Staates eben fo einfluß- 
reich ift, als die theologiſche für die nationale Gittlichleit, daß der Stand ber 
Juriften feinen Hauptfig nit an ver Hochſchule, fondern in der Haupiſtadt des 
Landes genommen hatte. Wohl gab es Profefforen des römifhen und kanoniſchen 
Rechtes zu Drford und Cambridge, aber weder das römiſche noch kanoniſche Recht 
hatte in Engiand die Bedeutung, welde auf dem Kontinente überall zum Durd- 
bruch gefommen war. Wie im firdylihen Leben, fo hatte fih aud im Rechtsleben 
die nationale Orundlage erhalten. Nolumus mutari leges angliae hatten die Ba— 
rone ſchon auf dem Reichstage zu Merton dem Verſuche entgegengeworfen, bas 
englifche Erbreht in Yand und Leuten nad den Beftimmungen des fanonifchen 
Rechtsbuches zu modificiren, und neben der geiftlihen Gerichtsbarkeit in der Curia 
Christianitatis hielten die Gerichtshöfe des gemeinen Nechtes ſcharfe Wacht gegen 
Eingriffe und Anmaßungen der Doktoren, welde zu Bologna und Paris und jpi- 
ter auf den englifchen Univerfitäten die Lehren Juftinians und der Päpfte verbrei- 
teten. An diefe Gerihtshöfe zu Weftminfter ſchloß fi der englifhe Advolatenftand 
an. Auch er nahm forporative zünftige Formen an und die fogenannten Inns of 
Court, Innertemple, Middletemple, Lincoln-Inn und Grays-Inn bildeten zugleid 
eben fo viel Gilden des Advokatenſtandes und Rechtsſchulen für den juriftifchen 
Nachwuchs. Durch diefe Trennung der großen Mehrzahl der praftifhen Juriften 
von der vollen langjährigen Univerfitätsfarriere der damaligen Zeit wurde Die all: 
gemeine Wiſſenſchaft als bloße Vorbereitung für das Fachſtudium in Orford und 
Cambridge praftifh die Hauptfache, oder um mittelalterlich zu reden, die facultas 
artistarum überwog vor den drei älteren Fakultäten. Auch das mediciniſche 
Studium ift auf den englifhen Univerfitäten niemals zur vollen Entfaltung ge 
langt, jondern ſchon früh find es die großen Hofpitäler der Hauptftadt, am wel- 
hen der Unterricht in der Heillunft und pie Ausbildung ihrer Jünger ſich feftjegt- 
Die in London befhäftigten Merzte, wenn fie auch den medicinifhen Doftorgrad 
nur von einer der Univerfitäten erlangen konnten, fühlten fi ebenfo wie die Ju- 
riften als ein befonderer Stand, deffen Erlangung an die Zuftimmung und Prü- 
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fung von Seiten der Gemeinfhaft gelmüpft war. Später hat dann die förmliche 
Drganifation des College of Physicians die Stellung einer mebicinifhen Fa— 
fultät angenommen. Waren fo die beiden mweltlihen Fakultäten auf den englifchen 
Hochſchulen faft nur auf die Gewährung des Doftorgrades angewiefeen — und 
ſelbſt viefer wird in Oxford und Cambridge formell von der Gefammtheit, nicht 
von ber einzelnen Fakultät verliefen — fo begreift es fi volllommen, daß bie 
Entwidiung der Fakultäten und ihre Bedeutung für den alademifhen Drganis- 
mus in England völlig zurüdgeblieben ift. Und felbft mit der theologifchen Fat. 
tät fland es doch anders ald auf den kontinentalen Univerfitäten, wo ja gerade 
das Auftreten der Bettelmönde zu einer Abfonderung ber theologifhen Doktoren als 
Korporation innerhalb der Univerfität, und daran ſich fließend auch zur Organtfation 
ber beiden andern höheren Fakultäten geführt hat. Das theologifhe Studium nämlich 
wurbe, wie auf dem Kontinente, au vollftändig auf ven Hochſchulen abfolvirt. Der 
eigenthämliche Einfluß der befonderen Rechtsſchulen in Pondon auf das Öffentliche Le— 
ben des Landes wurbe aber noch dadurch gefteigert, daß nicht etwa blos für den Advo⸗ 
fatenftand beftimmte Jünglinge, fondern überhaupt die Söhne der Nobility und Gen- 
try die juriftifchen Lehrkurfe in den Inns of Court durchzumachen pflegten. Da aber 
in der alfademifchen Korporation der Theologie das volle Gegengewicht einer mächtigen 
juriftifchen Fakultät fehlte, entwidelte fi neben ver Aufgabe der Univerfitäten als 
allgemeine und mwifjenfhaftlihe VBorbildungsfhule der vorwiegend geiftliche Anſtrich, 
welchen die englifhen Univerfitäten bis auf den heutigen Tag behalten haben, wenn er 
auch in vielen Richtungen nur ein Anftrih ift. Zur vollen GSelbftäntigkeit gelangte 
nämlich der Hofter- und weltgeiftliche Beftandtheil der Lehrer und Magifter in Eng- 
fand nicht. Die theologifhe Fakultät ftand ftets in einer gewiffen Abhängigkeit von 
der artiftifchen, umd fo blieb aud der Grundſatz geltend, daß bie Erlangung des arti- 
ſtiſchen Baccalaureats die VBorbedingung der höheren theologifhen Grade war. Um es 
furz zu fagen, die englifchen Univerfitäten haben von Anfang an in dem ganzen Lauf 
ihrer Geſchichte ven Grundſatz feftgehalten: universitas in artibus fundata est, wäh⸗ 
vend die Hochſchulen des Kontinentes fih außerdem burd die Fakultätsbildung zu 
Fachſchulen für die befonderen Wiſſenſchaften erweiterten. 

Im unmittelbaren Zufammenhang mit dem Vorwiegen ber allgemein wifen- 
fhaftlihen Elemente fteht der den fontinentalen Univerfitäten ganz entgegengefeßte 
Entwidlungsgang der englifhen, infofern bei uns die Kollegien und Burfen all» 
mählich ver freien Univerfitätsforporation haben Pla machen müffen, in England 
dagegen die Univerfität als Geſammtheit mehr und mehr in den Kolleges unter- 
gegangen ft. Die deutſchen Univerfitäten haben diefe abgeſchloſſenen Körperfhaften 
im Laufe der Zeit in fi aufgelöst; in England, wo ariftofratifhe und feparati- 
ftifhe Neigungen im Nationaldharafter liegen, ftieg das Anſehen der großen Gtifte 
von Jahrhundert zu Jahrhundert. Während vie Burfen und Regenzen bes Kon— 
tinentes vorwiegend nur für die Studienzeit Wohnung und Unterhalt gewährten, 
bilden die englifhen Kolleges fehr früh Genoffenfhaften für die älteren Mitglie- 
der, welche daneben den Unterricht der jüngeren Studenten beforgen; und demjenigen, 
der feinen befjeren Unterhalt findet, wirb für den Fall der Ehelofigkeit eine lebens- 
längliche fichere Berforgung darin geboten. Die erften Anfänge ber englifhen Kol: 
leges oder Stifte find den Verhältniffen in Paris und Bologna analog. Wenn fie 
fpäter ſich wefentlih anders entwideln, fo wirkt aud bier der Umftand entjchei- 
bend ein, daß Oxford und Cambridge Landesuniverfitäten find, daß fih an 
die einzelnen Stiftungen Yamilien- und Graffhafts-Trabitionen und Bezüge Mil- 
pfen und in der Fürforge für dieſe Häufer durch Geſchenke und Legate unter den 
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großen Familten des Landes ein förmlicher Wetteifer entfteht. Nicht ohne Beben- 
tung war ferner die Verbindung zwifchen einzelnen großen Landesſchulen und be- 
ftimmten Kolleges der Univerfitäten, wie 3. B. die Stiftungen Wiyfhams, des be- 
rühmten Biſchofs zur Zeit Eduard III, die Schule zu Windefter und des Newcollege 
in Orford umfaffen. An vie Schule famen als Lehrer hervorragende Mitglieder 
des Kollegiums und aus ven Schülern fette fi zum großen Theil vie Jünger: 
ihaft des Kolleges zufammen. Ein folder inniger Berband zwiſchen Schule und 
einem Theil der Univerfität hatte natürlich die Folge, den Gegenfag zwifchen die— 
jem Theile und den übrigen Oenoffenfhaften an ver Hochſchule noch ſtärker 
zum Bewußtfein zu bringen. Die Anhänglichfeit an die alma mater mußte ge- 
theilt werben zwifchen der Gefammtheit und dem Kollegium und vielfadh übermog 
der Einfluß der legtern Berbindung. Im Vergleih mit den fontinentalen Burfen, 
bei denen der Gefihtspunft des Almofens ſtets vorwog, fommt bei den engli« 
hen Kolleges fhen früh, wenn auch gegen die Intention der erften Stifter, ein 
gewiffes Behagen, eine gewiſſe Fülle des Dafeins zum Ausdruck. Es gab im 
England viele wohlhabende Familien zu einer Zeit, als namentlih das deutſche 
Leben ſich in viel einfadheren Formen und in einer gewiffen Aermlichkeit bewegte. 
Dem deutſchen Ritter hat von jeher das Studieren wenig Freude gemadt, wäh- 
rend die entſprechenden Gejellfhaftstlaffen in England fhon früh wegen ihrer 
politifhen Stellung und Thätigfeit fich ein gewiffes Maß von Bildung auf ven 
Univerfitäten zu gewinnen ſuchten. Trogdem daß natürlich aud viele unbemittelte 
Jünglinge in Oxford und Cambridge fih für ven geiftlihden Beruf vorberei- 
teten und die materielle Unterftügung durch die Kolleges nicht entbehren fkonn- 
ten, madt fih doch ſchon bald in dem ganzen englifhen Univerfitätswefen ein ge- 
wiffer ariftofratifcher Zug der Wohlhabenheit geltend. Wie die großen Landesſchu— 
len allmälig faft ausfhließglih die Bildung der wohlhabenderen Klaffen des Adels, 
der Gentry und fpäter des höheren Mittelftandes in die Hand nehmen, fo werben 
auch die Kolleges an den Univerfitäten, mit andern Worten die Univerfitäten jel- 
ber eine Klafjeninftitution. 

Die Periode, in welder die große Mehrzahl ver Kolleges zu Oxford und Cam- 
bridge geftiftet wird, umfaßt das 14. und 15. Jahrhundert, während die erften 
Anfänge ſchon gegen das Ende des 13. Jahrhunderts fallen und die Vorläufer in 
Geftalt der Klofterfonvitte und unfundirten Privatpenfionen ebenfo wie auf dem 
Kontinente zweifelsohne in die erften Anfänge der Univerfitäten felber hinaufreichen. . 
Den größten Auffhwung in Anfehen und Vermögen erlangen aber dieſe Stiftun- 
gen in Folge der firhlihen Reformation. Bis dahin hatten fie in ben Kiöftern 
und Wbteien gefährliche Konfurrenten um bie reigebigkeit der Teftatoren gehabt; 
jegt wurde aus ber mafjenhaften Beute, welde vie Aufhebung der. geiftlihen Kor 
porationen gab, ein fehr anfehnliher Theil den Unterrihtsanftalten, fei es ven 
altbeftantenen oder neugegründeten überwiefen. 

Mit der Reformation ift überhaupt für die englifhen Univerfitäten eine neue 
Epoche angebrohen. Wenn auch fhon etwas früher die Pflege der humaniftifcyen 
Studien in England ihren Anfang nimmt, und wir ſchon in der amweiten Hälfte 
bes 15. Jahrhunderts, foweit die Bürgerfriege nicht diefen Auffhwung läbmen, 
jenen Geift fich regen fehen, der aud für die fontinentalen Univerfitäten fo ent- 
ſcheidend war (reihe Stiftungen ſowohl für Neubegründungen oder Erweiterungen 
von Kolleges als befonders auch zur Dotirung von Profefjuren in den humani- 
ftifhen Studien gehören ſchon viefer Epoche an), fo war es doch beſonders bie 
Regierungszeit Heinrich VIII. und ber Einfluß des allmächtigen Kardinals Wols 
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fey, woburd zugleich das Humaniftentyum und das Anfehen ver Kolleges in 
England den größten Auffhwung nahm. Diefer Zeit gehören die Stiftungen der 
beiden größten und reichften Kollegien, des Chrift-Churd-Kollegiums in Orforb 
und bes Trinity-Kolleges in Cambridge an. Ein gewaltiger Umfhwung wurde 
natürlih durch das völlig veränderte Verhältniß ver eiftlichleit zum weltlichen 
Stande aud auf den Univerfitäten herbeigeführt und der allgemein wiſſenſchaftliche 
Charakter des Studiums dadurch nur gehoben. Das Hin und Her in ver kirch— 
lihen Reformation Heinrih VIII., wo anfänglid im Dogma fo gut wie nichts, 
in der Liturgie fehr wenig geändert wurbe und ber König einfadh an die Gtelle 
des Papſtes trat, die ftreng kalviniſtiſche Umordnung der Dinge unter Eduard VL, 
die blutige Fatholifhe Reaktion unter der Königin Marie und endlich ver Abſchluß 
der ftaatlihen Kirhenreform unter Elifabeth mit dem eigenthämlihen Kompromiß- 
harakter in Dogma und Liturgie, fonnten vor allem auch bie Univerfitäten nicht 
unberührt laſſen, wo der geiftlihe Stand und neben ihm die übrige höhere Ju— 
gend des Landes ihre Bildung empfing. In den Eheproceß Heinrich VIII. griffen 
befanntlich die Univerfitäten von Oxford und Cambridge durch ter Scheidung gün— 
ftige Gutachten ein. Sie felber wurden durch wiederholte Bifitationen — ein Recht, 
das urſprünglich dem Biſchof der Diöcefe und für die Kolleges den Stiftern zu- 
fand — von Seiten der Krone über ihr Verhältniß zur jevesmaligen herrſchenden 
Rihtung geprüft, aber der Kompromißcharakter in dem ganzen englifhen Kicchen- 
weſen zur Zeit der Elifabeth geftattete doch das Nebeneinanverbeftehen der verſchie— 
denen Richtungen, wie fie aud in der proteftantifchen Bevdlferung vormwalteten. 
Katholifen waren natürlich durch die Staatsreligion von der Theilnahme an den 
alademiſchen Korporationen ausgefhloffen. Das Stubium der humaniftifchen Dis: 
ciplin wurbe im 16. Jahrhundert ſowohl durch bie Gründung der meiften großen 
aus konfiscirten Kloftergütern dotirten Landesſchulen wie Weftminfter, Eton, Rugby 
u. f. mw. gehoben, als durch die Anlage jener berühmten Bibliothefen, welche auch 
jest nocy den Neid des Eontinentalen Gelehrten wachrufen. Trotzdem daß eine Reihe 
neuer Profefiuren, melde mit der Univerfität als Ganzem und nit mit einem 
einzelnen Kollege zufammenhängen, begründet werben, geht doch die wiſſenſchaftliche 
Thätigfeit immer mehr an bie legteren über und das Syſtem des Unterrichts durch 
fogenannte Tutoren erſcheint jhon damals feft gegründet. Um diefe Zeit im Jahre 
1570 wurden für die Univerfität die bis dahin vereinzelten Verordnungen und 
Sagungen als Statuten der Univerfität zufammengefaßt. Für Orford hat eine 
ſolche Kodifikation erft in der Regierungszeit Karls I. durch die vielgenannten Laud⸗ 
hen Statuten 1636 ftattgefunden. 

Bis in unfere Tage, wo fowohl für Oxford ald Cambridge auf Grund 
von Unterfuhungsfommiffionen und mit Hülfe der Parlamentsgefeggebung Ber- 
faffungsreformen angebahnt worden find, bildeten die genannten beiden Gta- 
tute die eigentlihen, wenn aud durch Gebrauch und Nichtgebrauch oft mobificir= 
ten Grundgefege für die alademifche Verfaſſung. An der Spite ihrer Korpora= 
tion ftand ein Kanzler, der anfänglich der gewöhnliche Kanzelarius des betreffen- 
den Didcefanbifchofs und nicht blos mit der Aufficht, fondern audy einem Theil des 
Unterrichts betraut war, fi dann fpäter in einen außerhalb der Univerfität ftehenden 
Auffihtsbeamten des Bilhofs verwandelte, um in der Folgezeit eine ganz entgegenge- 
jegte Stellung als regierendes Haupt der Korporation: dem fontinentalen Rektor ent- 
Iprehend einzunehmen. Gemäß diefer Veränderung des Amtscharafters wurbe an vie 
Stelle ver früheren Ernennung durch den Bifchof die Wahl durd) die Korporation ges 
legt, anfänglich auf kürzere Zeit, fpäter Iebenslänglich. Letteres geſchah namentlich, 
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feitbem mit dem Unfang des 15. Jahrhunderts die Univerfitäten es fir räthlih fan- 
ven, hohe Staatsbeamte und Kirhenfürften zu Kanzlern zu wählen, wie wir ja das— 
felbe auf dem Kontinent mit den Reftoren fehen. So waren unter Elifabeth Leicefter 
und Burleigh Kanzler von Oxford und Cambridge, wie denn in der Zeit der Tudors 
und Stuarts der Einfluß der Krone, über deffen rechtliche Grenzen Mandes ungewik 
war, fich eingreifend in ven Angelegenheiten ver Hohfchulen bemerkbar machte, was bei 
dem bunten Wechfel ver politifchsfirhlichen Verbältniffe und bei Fürften wie Elifabeth 
und Jakob I. faum anders fein fonnte, Mocte aber der Einfluß des Kanzlers aud 
für einzelne wichtige Fragen weit und tiefer reichen, fo bedurfte e8 do an Ort unt 
Stelle eines Bertreterd. Dies ward ber fpäter fogenannte Bicefanzler, anfänglich von 
dem Kanzler felber ernannt aus ver Zahl ver Koßeghäupter, aber ftets im Einverftänd- 
niß mit der Korporation felber. Das Amt eines Steward ift Ehrenpoften, mie 
die Kanzlerwürde. Dagegen find vie beiden Proctors, von der Korporation ge 
wählt, unfern Untverfitätsrihtern zu vergleihen und Gehülfen des Vicehancellore. 
Neben diefer monardifchen Spige bildete die ganze Maffe der hohen Graduirten — 
Untergrabuirte heißen vie Eturenten im engeren Sinne —, ber Magifter und 
Doktoren in ben verſchiedenen Fakultäten ven zu Wahlen, Statutenänberungen 
u. ſ. w. berechtigten legislativen Körper des Ganzen. Aber im Zufammenhang mit 
dem Hervortreten der Kolleges im Unterriht und als Gentren des ganzen Uni- 
verfitätsiebens hatte fih allmählich eine ariſtokratiſche oder oligarchiſche Behörte 
gebildet, melde aus den Vorftehern der einzelnen Kolleges zufammengefegt war. 
Diefe, zur Vorſtandſchaft ihrer eignen oft 70 bis 100 Fellows enthaltenden Kol- 
legien dur die Wahl der Genoſſen berufen, hatten ber Natur der Sache gemäß 
die eigentlihe Gewalt, weil fie vie Macht repräfentirten, in Händen. Sie waren 
dazu gereifte, regelmäßig geiftig hervorragende Männer, während bie Konvofation, 
die Gefammtheit der Graduirten, einen bunten Haufen, in neuerer Zeit oft aus 
fehr jungen Yeuten beftehend, tarftellte. Durch die angeführten Statuten wurde 
dieſe Borfteherfhaft ver Häupter der Kollegien ſowohl in Orford als Cambridge 
mehr oder weniger ausprüdlih anerkannt, und ihr Anfehen mußte fleigen, je Mehr 
durd neue Gaben das Kollegialfyftem der Erziehung mit befonderen Tutoren und 
Leftoren ausgebilvet wurde 

Allerdings gab nur die Univerfität als folhe bie Grabe, wovon das Bacca- 
laureat den Ehrgeiz der meiften befriedigte, aber die Prüfungen zu dieſem Zwed 
wurden allmählih reine Formalitäten und trog der vermehrten Stiftungen von 
Profeffuren war im Lauf des 17. und in der erften Hälfte des 18. Jahrhunderts 
die wiffenfhaftlihe Bereutung der englifhen Hochſchulen eine fehr geringe. In 
Orford wirkte zu biefer geiftigen Vorkommenheit die Oppofition mit, in weldyer 
fih die große Mehrzahl feiner Univerfitätsangehörigen zu der neuen Dynaftie be 
fand, trogbem daß die Tyrannei der Stuarts in der Vergemaltigung des Magdalen- 
follege einen Hauptanftoß zu der glorreihen Revolution von 1688 gegeben hatte. 
Schon zur Zeit ver Republif, die aber die ſtark höchkirchlich gefinnten antipurita- 
niſchen Univerfitäten viel glimpflicher behandelte als man hätte erwarten jollen, 
war Orford ver Sig eines kraffen Dogmatismus zu Gunften kirchlicher und ſtaatlicher 
Abfolutie. Die Lehren Lauds waren nit umfonft gewefen und unter Georg III. 
hörte der mehr oder weniger verftedte Jakobitismus nur auf, um einem eben fo 
bigotten und engherzigen Torythume Plag zu machen. Der Ruf: Krone und Kirche, 
im inne eines hartnädigen ſtupiden Stehenbleibens in kirchlicher und ſtaatlicher 
Politif, fand den Iebhafteften Wiverhall in Oxford. In Cambridge dagegen war 
von jeher ein etwas freierer Zug gewefen und man nahm es mit der Ausſchließung 


Mniverfttäten. 713 


der Diffenter und Katholiten menigftens vom Unterrichte nicht fo ſcharf ala an ber 
Schwefteruniverfität. Es fam dazu, daß Orforb ausſchließlicher von der politifchen 
Torppartei beſucht wurde und fo ein natürlicher Gegenfag entſprang. Bon jeher 
hatte man den mathematifhen Studien in Cambridge befonvere Theilnahme zuges 
wandt. Die Bacon’ihe Philofophie oder wie man ben Inbegriff der Lebens⸗ und 
BWeltanfhauungen des berühmten Lorblanzlerd nennen will, welde bis auf ben 
heutigen Tag in dem öffentlichen Geifte von England fo deutlich hervortritt, war 
in Cambridge bald heimiſch geworben und fpäter fanden bie metaphufifhen und 
politifchen Lehren Locke's, fowie die naturwiſſenſchaftlichen Newton's, ver be- 
tanntlich felber der Univerfität Cambridge angehörte, dort ven fefteften Halt. Wenn 
früher unbeftritten Oxford als die angefehenere von beiden Hochſchulen galt — bie 
größere Zahl, der fürftliche Reichthum feiner Kollegien wirkte varauf eben fo wohl 
als die große Maffe der von der Univerfität und den Kollegien abhängigen kird- 
lichen Pfründen und Univerfitätsbeneficien, — fo errang ſich durch die Bevorzugung 
der mathematijhen Studien in einer Zeit, wo in Orford allgemeine Stagnation 
war, Cambridge die volle Gleihberechtigung im öffentlichen Urtheil und heutzutage 
würbe es nicht gerathen fein, einem Gambridger Trinitymann von den Vorzügen 
des Ehrift-Churdy- Kollege in Orford zu reden. 

Wenn übrigens zugeftanden werden muß, daß troß einzelner hervorragender 
Männer die Leiftungen der englifhen Hochſchulen vom Ende des 17. bis zur Mitte 
des 18. Jahrhunderts auch an dem ihnen geftedten engeren Maße, d. h. mit Aus» 
ſchluß der Fachſtudien gemefjen, fehr weit zurüdblieben, fo darf doch nicht vergef- 
fen werden, daß fih darin nur ein Spiegelbild des ganzen geiftigen Zuftandes 
der Nation in jener Zeit zeigt und daß überhaupt auch in anderen Ländern, ein- 
zelne Geiftesheroen abgerechnet, es eine Periode der Mittelmäßigkeit und der Er— 
Ihlaffung ift. Auch bier beweifen die engliſchen Hochſchulen, in welch eminentem 
Sinne fie nationale Inftitutionen mit all ven Fehlern und Vorzügen des Volkes 
felber find. Bon einer Aufftahelung zu mwiflenfhaftliher Energie etwa burd bie 
Regierung oder, was jegt mit ihr gleichbedeutend geworben war, durch das Par- 
lament ift natürlih in England feine Rebe. Die Könige und Minifterien nach der 
Revolution überließen die nationalen Bildungsftätten ihrem eignen Gange, und von 
dem ftarfen Gingreifen, wie die Tudors und Stuarts es zu Zeiten unternahmen, 
fommt unter dem Haufe Hannover nichts vor. Dagegen aber wurde es allerdings 
mehr und mehr anerkannt, daß wie alle andern Korporationen fo aud die Uni» 
verfitäten dem entjheidenden Willen der parlamentarifhen Geſetzgebung unterwor- 
fen fein, daß dieſe juriftifchen Perfonen ala Gefhöpfe des Gefeges audh vom Ge- 
fege verändert werden können. Die Stuarts hatten den Kampf der Prärogative 
gegen die Korporationen unternommen und waren dafür durch ihre Vertreibung 
beftraft worden. Die Herrſchaft des parlamentarifchen Gefeges wurde eben fo leicht 
anerfannt, als fie zunächft unfühlbar war. Der Auffhwung in dem geiftigen Leben 
der Univerfitäten, welcher in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts eintritt, 
hängt theilweife mit der allgemeinen befferen Würdigung der Wiffenfhaften zu: 
fammen, welde diefe Zeit charakteriſirt. Die literariihe Aera, in welder Namen - 
wie Swift, Steele, Addifon, Pope glänzten, trug jett ihre Früchte; von den eig- 
nen Klaffitern wurde man unbemerft zum Studium ber alten zurüdgeführt und 
die Einflüffe Newton und Leibnig’s kamen jet erft, in der zweiten Generation 
zur vollen Geltung. 

In der Berfaffung der beiden Hochſchulen wurde fo gut wie nichts geändert. Die 
Borfteher ber großen Kollegien gaben nad) wie vor faktifch und rechtlih den Ton an 
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und bie enge Verbindung zwifchen Univerfitäts- und Staatsfirche, welche bie Befol- 
gung der Teſtakte, vie Unterzeihnung der 39 Artikel u. f. w. zur Bedingung ver 
Aufnahme oder doch zur Gewinnung der afabemifchen Grade machte, blieb unange 
fodten zu einer Zeit, wo bie große Mehrzahl der Nation diefen emghberzigen 
Standpunft theilte, Aber die fih fehr ftart mehrende Frequenz der Studierenden 
namentlidy aus den höheren Ständen und beſonders aus dem alljährlid möchtiger im 
Etuate werdenden höheren Mittelftande, dem Hauptfite des politiihen Einfluffes 
des jüngeren Pitt, und das ernfte Beftreben der Univerfitätsbehörben, die Prüfungen 
aus der Spielerei fcholaftifhen Wuftes zu wirklihen Proben humaniftifcher und 
naturwifjenfchaftliher Bildung zu machen, geben für das legte Jahrhundert der eng- 
liſchen Hochſchulen ein weſentlich anteres Bild. Zwar blieb der Unterricht noch faft völ: 
lig Sache der Kollegien (neben den officiellen find auch Privattutoren thätig), aber 
ſowohl die Borprüfung im Yaufe der Stutienjahre im Kollege, ald die Haupterami- 
nation für den Baccalaureatigrad wurde von nun an ernftliher und würdiger be- 
trieben. In legterer Beziehung bat die Einführung der fogenannten examina pro 
bonoribus fehr vortheilhaft gewirkt, die freilich erft feit Anfang dieſes Jahrhunderts 
zur vollen Bebeutung gelangt find. Die ausgezeichnetften Kandidaten werden nad) er- 
ihwerten Prüfungen an die Spite Aller geftellt und fhon feit längerer Zeit finden 
wir die Namen der bedeutenpften fpäteren Theologen, Juriften und Staatsmänner un 
ter denen, welche ſchon auf der Hochſchule die erften Ehren — peluniäre Vortheile find 
nicht damit verbunden — davontrugen. Mag auch die große Mehrzahl ver Kandidaten 
in humaniftiihen Kenntniffen das Durchſchnittsmaß unferer deutſchen akademiſchen 
Bildung nicht überragen, fo ift dies doch in Bezug auf das mathematif—he Wiffen ficher- 
lich der Fall und audy die Verwendung und Verwerthung der klaſſiſchen Kenntniffe ift 
durchſchnittlich in dem fpäteren Leben ves engliihen Gentleman eine andere als bei vem 
fontinentalen, welder einen wiffenfhaftlihen Nahrungszmweig zu betreiben hat. Mit 
Recht faßt Huber die Aufgaben ver engliſchen Hochſchulen dahin zufammen, daß fie in 
Charakter und Wiſſen ven englifchen Gentleman zu bilden haben, eine Aufgabe, 
wozu die großen Landesfchulen ſchon die Vorarbeit liefern, während der Unterricht in 
einem beftimmten Fachſtudium Sache ganz anderer Kreife und vielfach des Privat. 
fleißes bleibt. Die liberale Erziehung im Sinne der Alten ift ihrem Weſen nad) das 
Ziel der englifhen Hochſchulen; exkluſiv erfcheinen fie deshalb in diefem Sinne, daß fie 
nur auf diejenigen Geſellſchaftsklaſſen berechnet find, welche die Borausfegungen und 
das Verlangen nach einer ſolchen Bildungsftufe haben. 

Uns liegt natürlidy nichts ferner, als einen Hodfit der Wiſſenſchaften mit reli- 
giöfen und fonfeffionellen Schranfen zu umgeben und die wenigen Ueberbleibfel ſolcher 
Engherzigfeit, welche Deutfchland fennt, find längft von der öffentlihen Meinung ver 
Nation verworfen. Aber in England hing die Ausfchliefung ber nichthochkirchlichen 
Religionsgenofjenfhaften von ver aktiven Theilnahme am Univerfitäteleben anfänglid 
mit der Thatſache zufammen, daß die Nichtkonformiſten faft ausſchließlich Geſellſchafte— 
Haffen angehörten, in denen ein Bedürfniß nad jener höhern Geiftesfultur fi wenig 
regte. Advofat und Arzt konnte der Diffenter auch ohne Univerfitätsbildung werben, 
und für feine theologifdhe Ausbildung forgten befondere Seminarien. Die Aus- 
ſchließung der Katholiten yon den Univerfitäten entſprach durchaus ihrer redhtlofen 
Stellung im Staate überhanpt. 

Über die neue Zeit Mopfte auch an die Pforten der Univerfitäten, und zwar 
mit einer mehrfachen umfafjenden Neihe von Forderungen. Was die Verfaſſung 
ber akademiſchen Korporation anbelangt, fo entſprach jenes Vorwiegen des arifte- 
kratiſch⸗oligarchiſchen Elementes nicht mehr den politifchen und ſocialen Berhältnif: 
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fen der Nation. Die Nachtheile, welche das oligarchiſche Wefen unter allen Umftän- 
den mit fi führt, die Mängel, welde von einem Syſtem ſich felbftergängenber 
Korporationen untrennbar find, waren aud zu Drford und Cambridge an ben 
Tag getreten. Eine hodentwidelte Zeitungsprefie, ein Parlament, das mehr und 
mehr zum lauten Spredfaal für alle Gebrehen und Unvolltommenheiten der Na- 
tion wurbe, machten, ſeitdem bie erften Jahrzehnte diefes Jahrhunderts mit ihren 
äußern Kriegen und innern Unruhen einer rubigern Zeit den Play geräumt, unter 
den vielen zur Sprade kommenden und in Angriff genommenen inneren Reformen 
auch die Univerfitätsverfafjungsreform zu einem ftändigen Thema ver öffentlichen 
Distuffion. Ganz befonderd aber erregte in einer Zeit, wo bie politifhe Emanci- 
pation den Diffenters, Katholifen und fpäter aud den Juden zu Theil warb, mo 
der Begriff ver englifchen Staatslirche mehr und mehr zu einem bloßen Klange wird, 
die Ausfchliegung dieſer jetzt politiſch vollberechtigten Mitbürger von ben nationalen 
Lehranftalten Widerſpruch und Kämpfe. Allerdings find Orforb und Cambridge 
niht Staatsanftalten in dem Sinne, daß fie etwa vorwiegend mit Staatömitteln 
gegründet oder durch Staatszuſchüſſe unterhalten würden; ihre Beziehungen zur 
Ration find gefellihaftliher und thatfähliher Natur, aber um fo ſchwerwiegender 
und ungerechter erfchien die Ausfchliegung von Gefellfhaftselementen, welche fid 
ben zugelafienen Staatsgenofjen völlig ebenbürtig in allen anderen Beziehungen 
an die Seite ftellen. Bon großem Einfluß war hier das Aufblühen des wohlhaben- 
ben und reihen Bürgerftandes durch den Aufſchwung bes Fabrikbetriebs und des 
internationalen Handels. Die Difjenter find nicht mehr blos in den einfahen Ver— 
hältniffen des Heinftäbtifhen, Aeinbürgerlichen Lebens zu fuchen, fondern in ben 
Spigen ver Geſellſchaft, auf der höchſten Richterbank des Landes, unter den Mil: 
lionären und fürftlihen Kaufleuten des Jahrhunderts befinden ſich zahlreich die 
Anhänger ver verſchiedenſten diffentirenden Glaubensbelenntniffe und von der Ex— 
Mufivität gegen dieſe Elemente im gefellichaftlihen Leben ift jede Spur verſchwunden. 

Aber nicht blos auf eine Verfaffungsreform und befonderd Zulaſſung der bis 
dahin ausgefchloffenen Konfeffionen und Selten richtete fih der Zug der Zeit, mit 
faft ebenfo großer Energie forderte man eine Erweiterung der zu ausſchließlich hu— 
maniftifch-Haffiihen Univerfitätsftubien. Die eraften Wiffenfhaften, welche das große 
Gebiet der Natur mehr und mehr zu umfpannen und burhbringen verfuchen, 
jollten vollftändiger und in anderer Weiſe als bisher in den Kreis der Univerfi- 
täten gezogen werben. Ohne bie Hlaffifche Grundlage und das Vorwiegen ihrer Be- 
deutung zu verändern, follten nicht blos die modernen Spraden, fondern nament« 
ih aud die geſchichtlichen Wiffenfhaften eine beffere Pflege gewinnen. Im Zu- 
fammenhang mit viefer Forderung, daß ber akademiſche Unterricht praftifcher werde 
und ſich mehr den Bebürfniffen der gegenwärtigen Zeit anſchließe, machte ſich das 
Berlangen geltend, auch für die Fachwiſſenſchaften, denen mandye der Studirenden 
fi fpäter hinzugeben gedachten, eine gewiffe Vorbereitung außer der allgemeinen 
bumaniftifhen auf der Univerfität eintreten zu laflen, fo namentlich für das Rechts— 
ſtudium. Hier wurde befonders das Dilemma fühlbar, daß eine tiefere Erfaffung 
des Rechts mit der gewöhnlichen handwerksmäßigen Betreiburg des Studiums nicht 
zu erreichen ift, daß aber eine vollftändige rechtswiſſenſchaftliche Bildung durch die 
Rechtsſchulen in London nur auf Koften der allgemeinen Univerfitätsfhulung, ſchon 
der Zeit wegen erlangt’ werben fann. 

Die Erftrebung und wenigftens theilweife Erreihung diefer Ziele bildet den 
Hauptinhalt der englifhen Univerfitätsgefchichte von der Zeit der parlamentarifhen 
Reformbill bis auf unfere Tage. Der frifche Geift, welcher in dem reformirten 
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Unterhaufe erwachte, griff fhon 1834 die Frage über die Stellung ber Diffenter 
zu den Univerfitäten auf. Die Sache ftand damals jo, daß in Drford nur An: 
gehörige der Staatstirhe Überhaupt immatrifulirt werden fonnten, da feit 1581 
beim Eintritt in tie Univerfität vie Unterzeihnung der 39 Artikel ver Hochkirche 
verlangt murbe. In Cambridge wurde biefe Erflärung erft bei ver Gewinnung 
der alademifhen Grave verlangt, und zwar feit 1616, fo daß bier die Diffenters 
wohl den Unterricht, aber weder die Ehrenftellen, die Fellowfhips, noch eine Theil- 
nahme an ber Univerfitätsverwaltung erreihen konnten. Diefer Nachtheil machte 
fi) aber befonvers dahin fühlbar, daß Graduirte von den Mpvofatenforporationen 
um 2 Jahr früher zur Praris zugelaffen wurden, und daß bie Londoner Kollegien 
ver Aerzte, Wuntärzte und Chirurgen nur Grabuirte zu ihren höheren Stellen 
zuließen. Der Kampf war heiß, als Petitionen und Geſetzvorſchläge diefen Zuftant 
zu Ändern verfuchten. Im Unterhaufe angenommen, wurde bie betreffende Maß— 
regel im Dberhaufe zurüdgemwiefen, und es dauerte bis zu ben Jahren 1854 und 
56, daß durch die zwei Univerfitätsreformaften, welhe auf Grund ber Berichte 
von Fföniglihen Unterfuhungstommiffionen erlaffen wurden, ben Diffenters ver 
theilweife Zugang zu den Ehren und Graben verftattet wurde. Gine völlige Gleich— 
ftellung iſt jedoch, auch abgefehen von ben mit der Hochkirche unmittelbar ver- 
bundenen ©tellen und Pfrünten, noch nicht erfolgt und nod in den Jahren 1865 
und 1866 find darauf ſich beziehende Anträge Gegenftand reger Debatten im Un— 
terhaufe gewefen. Das fog. Kompromif von Cambridge, weldes noch 
immer die Diffenter von ber eigentliben Verwaltung der Univerfität, der Gefammt: 
forporation fowohl als der Kolleges ausſchließt, wird ſchon jegt von der Mehrheit 
der liberalen Partei als ein überwundener Standpunft betrachtet. Die erwähnten 
Univerfitätsreformaften haben aber auch nach zwei anderen Richtungen die Kor— 
porationen verbeflert. Man hat zwar das Kollegial- und Zutorenfyitem unberührt 
gelaſſen, aber die dem deutſchen Univerfitätsmwefen entfprechenden öffentlihen Bor: 
lefungen find durch beffere Dotirung ver Fehrftühle und befonders dadurch gehoben 
worden, daß zu den verfchiedenen Prüfungen ver Nachweis gehörter Vorleſungen 
Vorbedingung iſt. Den Diffenters ift es geftattet, fih in eigenen Kollegien zu 
organifiren, wovon aber ſchwerlich Gebrauch gemadt wird, da, wie gefagt, die Ten- 
benz der Zeit auf völlige Gleihftelung geht. Ein neuefter Vorſchlag geht vahin, 
neben den größere Koften verurfahenden beftehenden Kolleges andere für weniger 
bemittelte Studenten zu gründen, aber weder find die Ausgaben bei gutem Willen 
wirklich fo groß in den beftehenden Genoffenfchaften, noch ift zu überfehen, daß 
die vielen Scholarftellen und Stipendien, welde mit den großen Landesihulen und 
den einzelnen Kollegien vertnüpft find (Scholarships , Exbibitions), für Un- 
bemittelte vielfadhe Hilfe gewähren. Schwerlid wird daher jener gutgemeinte Plan, 
welder gegen das Brincip focialer Gleichheit auf der Univerfität verftößt, zur Aus- 
führung kommen. (Als Beweis, daß die frühere Rangverſchiedenheit unter ben 
Studenten faft obfolet geworden ift, mag bier die Thatfache ftehen, daß im Herbft 
1866 in Cambridge 478 als gewöhnlihe Studenten — Pensioners — und nur 
11 al8 Fellow Commoners — der höhere Stand — und 28 als fogenannte Sizers 
— ärmere Stipendiaten — immatrifulirt wurden.) Neben biefen Fortfchritten in Be- 
zug aufreligtöfe Gleihftellung und die Berbeffernng der öffentlihen Borlefungen finv 
durch die Reformakten aud; in ten einzelnen Kolleges vielfache Mißbräuche abgeſchafft, 
eine Reihe geſchloſſener, d. h. ſolcher, deren Fellowſhipe nur für Mitglieder des eige— 
nen Kollegiums, in ſpeciellen Grafſchaften Geborene zugänglich waren, ſind allen 
Univerfitätsgenoffen eröffnet, und Wettbewerbung und Prüfungen entſcheiden ſowie für 
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die eigentlihen Stipenvien, jo aud für ven Gewinn dieſer höheren akademiſchen Preife. 
Eine folde Stellung ift für den unverheiratheten jungen Mann (verheirathet dürfen 
nur die Vorſteher der Kollegien ihr Amt behalten) von großem Werthe. Wohnung 
und Unterhalt find frei, und zwar beides ben Anforberungen der höhern Geſellſchaft 
entſprechend. Außerdem ift damit eine nad dem Vermögen der einzelnen Kollegien 
verfchiedene Jahreseinnahme verbunden, was für einen beginnenden Advokaten oder 
Arzt in den erften Jahren feines Berufes eine fehr werthoolle Beihülfe ausmacht; 
denn ebenfo gut ald den Theologen und Philologen find aud dieſen Berufsftänden 
Fellowſhips offen. Während vie Verwaltung der einzelnen Kollegien wie bisher 
den Mitgliedern im eigentlichen Sinne, ben reſidirenden Fellows überlaffen bleibt, 
— die gewöhnlihen Stubirenden haben daran feinem Antheil —, ift in Cam— 
bridge eine Neform der Univerfitätsverwaltung infoweit ergangen, daß nicht mehr 
der Kollegialoligardhie oder ihrem Ausfhuß dem fogenannten caput, ſondern einer 
gemifchten Behörde, dem fogenannten Council of Senate oder Hebdomadal 
Board vie Borberathung und Zulaſſung der Anträge für die Konvofation und 
Kongregation, d. h. alle höher Graduirten zugewiejen ift. Diefer Rath befteht 
jegt aus dem Kanzler, Bicefanzler, 4 Profefforen und 8 andern gewählten Mit- 
gliedern der Gefammtlorporation. Dotirte Profefjuren find in Orford gegenwärtig 
41, in Cambridge gegen 30 und in neuerer Zeit hat man ihre Bezüge beteutend 
vermehrt. Die akademiſche Jahreseintheilung beſteht aus vier fogenannten 
Terms, Hilarpterm, Eafterterm, Trinityterm und Michaelmaßterm. Während dieſer 
Zeit werben die Borlefungen und der Unterriht in den Kollegien gegeben. Im 
Ganzen beträgt die Unterrichtözeit zwiſchen ſechs bis fieben Monate und ihre Ein« 
theilung fteht mit den ähnlichen Zeitabfhnitten der Gerihtsfigungen und nament- 
lid der fogenannten großen Balanz im Zufanımenhange. 

In den legten Jahren haben fowohl Orford als Cambridge nicht blos 
durch Förderung der naturwiffenihaftligen und modernen Studien den An— 
forderungen des heutigen Englands fih zu nähern, fondern das Intereffe für 
höheres Wiffen im Boll überhaupt durd die Einrichtung von öffentlichen Prü- 
fungen zu weden angefangen, die von Vertretern ver Univerfitäten in ben ver- 
ſchiedenen Städten des Landes abgehalten, den erfolgreihen Kandidaten eine ehrende 
Auszeihnung Affociate ber betreffenden Univerfität gewähren. Zu biefer Ein- 
rihtung fowie überhaupt zu der ernftlihen Erweiterung des Eraminationswefens 
auf den Hochſchulen felber Hat beſonders beigetragen, daß feit etwa 10 Jahren 
die Anftellungen in dem bezahlten Staatsdienft flatt früher Sache der Gunft und 
des Einflufjes zu fein, j'gt an Prüfungen gefnüpft find. Dadurch ift das ganze 
höhere Unterrichtsweſen Englands aus der alten Erftarrung in Fluß gelommen 
nnd in biefer Reformftrömung befinden fi gegenwärtig aud noch die englifchen 
Univerfitäten. 

Mit diefem Namen bezeichnet man gewöhnlid nur Oxford und Cambridge. Die 
Univerfität zu Yondon, wohl zu unterſcheiden von dem Londoner Univerfity 
Kollege, welches Lateinfchule, Lyceum und ein Stüd Univerfität darftellt , ift in 
der That nur eine Korporation zur Gewährung afademifcdher Grade auf den Grund 
ven Prüfungen. Hier können Alle ohne Unterſchied des Belenntniffes zugelaffen 
werden und infofern hat diefe 1836 inforporirte Anftalt ihren Werth. Äehnlich 
wie jenes Univerfity Kollege fteht auch das Kings Kollege in London, nur daß hier 
bie Verbindung mit ver Staatskirche aufrecht erhalten iſt. An die eigenthümliche 
Kollegialverfaffung der Oxforder und Cambridger Kollege mit reſidirenden prä= 
bendirten Felows und Studenten iſt nicht zu denken. Der Senat der Univerfität 
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London befteht aus einem Kanzler und PVicefanzler und 36 Fellows. Die Ge 
fammtheit der Örabuirten bildet die Konvofation. Das University college zerfällt 
in 2 Fakultäten: faculty of arts and Jaw und faculty of medicine. Den Senat 
bilden bier die fämmtlihen Profefjoren. Das Kings-Kollege zerfällt nur in Ab- 
theilungen. Bei einer durchgreifenden Umgeftaltung in Oxferd und Cambridge wird 
fih die Bedeutung diefer Aushilfsanftalten vorausfichtlih fehr mindern. 

Einen ſehr bejhränften Wirfungsfreis hat die fogenannte Univerfität zu 
Durham, eine aus den jehr reihen Mitteln des gleichnamigen Bistyums 1832 
geftiftete Erziehungsanftalt für Theologen des nörblihen Englands. Mit ihr find 
25 Tellowfhips verbunden und ein Kollege für den Aufenthalt ver Studirenden 
fteht ebenfalls damit im Zufammenhang. Das Ganze hat durchaus nur lofale Be- 
deutung, macht aber der reigebigfeit des damaligen Bifhofs von Durham 
alle Ehre. 

In Schottland bildet der afademifche Unterricht einen großen Gegenſatz 
gegen die ariftofratiih angelegten Univerfitätsverhältniffe Englands. Die noch jet 
beftehenden vier Univerfltäten find bedeutend jünger als ihre engliſchen Schweftern. 
St. Anprews ift 1411, Glasgow 1450, Aberdeen 1494 und Edin— 
burg 1582 gegrüntet. Ein rechter Auffhwung ift niemals in biefen Anftalten 
bemerkbar gewejen. Gie litten unter dem Umſtande, daß die engen Beziehungen 
Schottands zum Kontinente im Gegenfag zu England die ſchottiſchen Studirenden 
regelmäßig auf die Fontinentalen von Zeit zu Zeit berühmteften Hochſchulen führten. 
Nur die theologifhe Schule von Sanft Andrews erlangte ein größeres Anjeben, 
während Edinburg nur die furze Zeit unter Dugald Stewart beſonders von Eng- 
fand aus viel befuht wurde, Unvollftändigfeit und Kärglichkeit in den einzelnen 
Fakultäten war der Grundzug der ſchottiſchen Univerfitäten, bis mit dem Ente 
des vorigen Jahrhunderts und dem Ausbruch der Nevolutionsfriege der gewohnte 
Beſuch zulegt der holländiſchen juriftifchen und mebicinifhen Fakultäten ein Ende 
nahm. Seitdem find mande Anläufe zum Befjern genommen, aber ber dringenpfte 
Schritt, die vier Univerfitäten in der Zahl zu rebuciren, ift noch nicht gejchehen. 
Der gegenwärtige Zuftand zeigt in ver That nur in Edinburg eine vollftändtge 
Univerfität, wo alle Fakultäten in einer gewiffen Fülle vertreten find, aber auch 
hier ift der Uebelftand, daß die Aufgaben der Gymnaſialſchulen noch auf der Uni- 
verfität erfüllt werben müſſen. Es kommt dies daher, daß die meiften fchottijchen 
Tateinfchulen, die fogenannten Stadtſchulen, fehr ungenügend find und außerdem 
die Sitte befteht, daß aus den fogenannten Kirchfpielfhulen, wo meift überall ein 
wenig Latein getrieben wird, bie jungen Leute gleih auf die Univerfität geben. 
Die Kollegialeinritung ift in Edinburg unbelannt. Die Studenten leben in Pri— 
vatwohnungen und haben aud fpäter als Grabuirte an dem Univerfitätsregiment 
feinen Antheil. Dies befindet fih aber auch nicht ausfchließlih in ven Händen 
der Profefforen, ſondern die Stadtgemeinde Edinburg hat darauf einen bebeutenden 
Einfluß. Die Übrigen drei Univerfitäten — bis vor wenigen Jahren zählte man 
noch vier, weil in Aberdeen zwei getrennte beftanden — find nur Brudftüde. So 
hat Sankt Andrew nur einen einzigen Profeſſor der Mebicin und gar keinen Ju- 
riften, Glasgow nur einen Juriften, Aberdeen ebenfo. Die Kanzler und Rektoren 
an ven Univerfitäten find bloße Ehrenftellen, wozu aber die Studentenſchaft wählt. 
Bedeutende Staatsmänner und Schriftfteller pflegen zu dieſer Auszeihnung be 
rufen zu werden. Im Verhältniß zu Orford und Cambridge läßt fih von ben 
ſchottiſchen Hochſchulen jagen, daß fie ftatt des Kollegtalprincipes auf der Grunt- 
lage der deutfchen Profefjur beruhen, doch fehlt ihnen fehr viel, um irgendwie mit 
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ben deutfchen Einrichtungen gleichgeftellt zu werden. Bon europätfcher Berühmtheit 
ift gegenwärtig allerdings die mediciniſche Fakultät von Edinburg, während ber 
Rehtsunterriht auch an dieſer Hochſchule noch fehr unvollftändig ift. Die für ven 
alademiſchen Wetteifer fo wichtigen Inftitutionen der außerordentlihen Profeffuren 
und des Privatbocententbums fennt Schottland nit, und in Folge ver vielfach 
mangelhaften Borbildung erinnern bie ſchottiſchen Studenten bei aller Tüchtigfeit 
und dem faft eine Nationaltugend zu nennenden Fleiße an fchweizerifche Verhält- 
niffe. Religiöfe Ausfchließlichkeit hat übrigens auf den ſchottiſchen Hochſchulen feinen 
Plag, was bei dem ausgebilteten Sektenweſen des Landes von großem Werth ift. 

Auch in Irland ftehen die Dinge vielfach anders als im Hauptlande. Die 
jogenannte Univerfität von Dublin, Trinity Kollege 1591 gegründet, hat allerdings 
manche Aehnlichkeiten mit Drford und Sambridge, infofern fie als hochkirchliche 
Inftitution gilt, und die große Mehrzahl ihrer Angehörigen im Gegenfag zum 
firhlichen Liberalismus fteht, aber es war doch fhon früher hier eine gewiſſe Be— 
rüdfihtigung der Landesverhältniſſe dadurch eingetreten, daß feit 1793 Diffenters 
und Katholifen in ver facultas artium zur Promotion zugelaffen wurden. Ein 
wirklicher Einfluß auf die Univerfitätsregierung war ihnen jedoch nicht zugeftanden. 
Nachdem man für die Bildung der fatholifhen Geiftlihen, die früher ftets im 
Auslande gefuht werden mußte, das Maynooth Kollege 1795 gegründet 
hatte, welches 1844 durch Robert Peel mit Staatsmitteln aufgebefjert und in feiner 
Eriftenz gefichert wurde, warb 1840 vie fogenannte Queens Univerfity im Zu- 
ſammenhang mit den Queens Kolleges zu Belfaft, Cork und Galway gegründet. 
Die legteren entfprechen dem London Univerfity Kollege und durch fie follte ohne 
Rüdfiht auf die Konfeffion die höhere Bildung gepflegt werben, wie das irifche 
Volksſchulſyſtem ebenfalls des konfeffionellen Charakters entbehtt. Die Queens 
Univerfity in Dublin gewährt die verfhiedenen Grade an die Fafultätsftudenten 
der Rolleges. Gegen viefe fogenannten „gottlofen” Kollegien und ihre Univerfität 
erhob fi) in der ultramontanen Partei des fatholifhen Klerus in Irland ein 
großer Sturm, der aber vie fegensreihe Wirkfamfeit der neuen Bildungsanftalten 
nit zu verhindern vermodte; wohl aber führte diefe Bewegung zu der Gründung 
der fogenannten römiſch-katholiſchen Univerfität von Irland, melde rein 
auf freiwillige Beiträge geftügt ift und den ftarf fonfeffionellen Charakter fefthätt, 
der ſich für eine wahre universitas litterarum am wenigften paßt. Bon juriftifchen 
Vorlefungen find davon bis-jegt nur die über kanoniſches Recht eingerichtet, im 
Ganzen überwiegt das theologijhe und theologifirend literarifche Element. 

Wenn bei den eigenthümlihen Berhältnifien in Irland und dem bisherigen 
ftarren Tonfeffionellen Charakter der älteren Univerfitäten der Gedanke und bie 
Gründung einer katholifhen Univerfität wenigftens begreiflich ift, fo erfcheint ba- 
gegen ein foldes Unternehmen in der freien wiſſenſchaftlichen Atmoſphäre von 
Deutihland, wozu unfere Ultramontanen allerlei Anläufe nahmen, und felbft vie 
beutfhen Standesherrinnen dafür in die Bundesgenoffenfhaft zogen, als eine 
völlig mittelalterlihe Konception. Die öfterreichifchen Univerfitäten und ehemals 
Ingolftadt waren folche katholiſche Hochſchulen und was für Refultate fie liefer- 
ten, haben wir oben gefehen. Ganz neuerlih (1866) hat die englifhe Regierung 
den Beſchwerden des iriſchen Klerus infofern ein Entgegenfommen gezeigt, ald man 
der Queens Univerfity geftatten will, ohne Rüdfiht auf die beſuchte Bildungs- 
anftalt tüchtigen Kandidaten die afademifchen Grade zu verleihen. Dadurch wird 
mittelbar aud dem neuen Fatholifchen Unternehmen Vorſchub geleiftet. Auf der 
andern Seite wird man durch die Konftituirung aller Orabuirten ver Queens Unie 
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verfity als beftimmende Konvofation neben dem Senate, der jeßt vie Geſchäfte der 
Univerfity leitet, das künftige Schidjal der alademifhen Genoſſenſchaft in ihre 
eigene Hand legen. Die ganze Angelegenheit, welche fehr viel Parteieifer wachge⸗ 
rufen bat, ift gegenwärtig nod in der Schwebe, 

Die geſellſchaftliche und politiihe Wichtigkeit der englifhen Univerfitäten findet 
im Parlamente dadurd ihren Ausprud, daß feit 1604 Orford und Cambridge 
je zwei Abgeortnete ind Unterhaus fenden. Ebenfo ift aud) die Univerfität von Dublin 
durch zwei Mitglieder vertreten. In den neuejten Reformvorfhlägen figurirte dem ent- 
ſprechend aud ein Abgeorpneter für die Univerfität London und die ſchottiſchen Hod- 
ſchulen. Die Wählerſchaft befteht aus allen Magiftern und Doftoren, welche fchrift- 
lich abftimmen fünnen, und foweit die fonfervative Geſinnung es geftattete, fuchten 
die gelehrten Korporationen ihre Mandatare unter den Koryphäen der Politik. Lord 
Palmerfton war lange Vertreter der Univerfität Cambridge; ebenfo Sir Robert Peel 
und Gladſtone für Oxford. Nur in Irland trat der konfeſſionelle und politifche 
Gegenſatz in der Univerfität jo ftarf hervor, dag meift nur kraſſe Parteimänner ver 
Hochkirche zur Wahl gelangen. Uebrigens find die Intereffen der Univerfitäten im 
engliſchen Parlamente auch ohne dieſe befontern Bertreter wohlbeforgt, da wenig- 
ftens zwei Drittel feiner Mitglieter ihre wiffenshaftlihe Bildung den Landesuni— 
verfitäten verdanken. In der That fpiegelt das Unterhaus von England nicht min- 
der als das Oberhaus den Geift der großen Landesſchulen und Landeshochſchulen 
wieder, das Parlament ift ja nur ein Ausprud aller jener Geſellſchaftéklaſſen, die 
wir die entry von England nennen. Da ter politiiche Parteiſtandpunkt fehr oft 
ein erbliher it — man redet von Whig- und Toryfamilien — fo haben aud 
ſchon die Studenten auf den englifhen Univerfitäten gewöhnlich eine politifche 
Parteifärbung, die aber auf das Univerfitätsleben in feiner Weife influirt. Der 
Gedanke irgend wie an der aftiven Politif Antheil zu nehmen, liegt den Unter: 
grabuirten fehr fern. Dagegen gibt es fog. Debattierfiubs, worin die Jugend politi« 
ſche Fragen diskutirt und welde die Vorſchule der parlantentarifhen Beredſamkeit 
bilden. Im berühmten Unionflub zu Cambridge haben 3.8. Macaulay und Lord 
Derby ihre erften oratorifhen Triumphe gefeiert. 

In der Schweiz macht fih im alademifchen Unterrichtsweſen der Einfluß 
tes Stammesunterfchieds zwifchen ihren verfhiedenen Bevölferungstheilen bemerf- 
bar. Die Univerfitäten ver,deutfhen Schweiz: Baſel und Zürich, tragen durchaus 
ven Charakter der deutſchen Hochſchulen und fie zeichnen ſich vor manden vberfel- 
ben dur den größeren Spielraum aus, welchen fie, unbeirrt durch eine Uebervor- 
mundfdaftung des Staates, der freien Wiffenfchaft bieten. Wefentlih derſelbe Cha- 
rafter ift aud an der Hodhfchule zu Bern wahrnehmbar, wenn aud ſchon bier 
gewiſſe Einflüffe des franzöſiſchen Geiftes nicht fehlen. Die Akademie zu Genf 
trägt dagegen vorwiegend das Gepräge franzöfifcher Art, aber wie die franzöſiſch 
redenden Schweizer doc keineswegs in Tebensauffaffung und Denkweiſe mit ver 
franzöfifhen Nation zu ibentificiren find, fo gilt dasfelbe auch von ihren wiffen- 
ſchaftlichen Beftrebungen und den Anftalten, an welden biefe gepflegt werden. Daf 
pie Univerfität zu Bafel zu dem älteften uub ehemals angejehenften der beutjchen 
Hochſchulen gehört, ift ebenfo befannt, als taß im vorigen Jahrhundert die Ala— 
demie zu Genf namentlih für ftaatswiffenfhaftlihe Studien und biplomatifce 
Ausbildung ein vielbefuhter Lehrort war. Zu den Mängeln der ſchweizeriſchen 
Hochſchulen gehört außer der Beichränftheit ihrer Mittel (von Bafel abgefehen), 
der aber in neuerer Zeit durch die Munificenz ter betreffenden Kantone und durch 
oft fürftlihe Schenkungen von einzelnen Bürgern abgeholfen wird, die nicht felten 
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ungenügende Borbildung der Studierenden, Für die deutfhen Hochfchulen dagegen 
bilden die ſchweizeriſchen fo zu jagen eine Profefforenvorfäule, indem fi bie afa- 
demiſchen Körperfhaften und bie betreffenden Megierungsbehörben es ganz befon- 
ders angelegen fein lafjen, vielverfprechenve jugendliche Kräfte des unbefolveten Leh— 
rerftandes in Deutfchland zu ehrenvoller und amtlicher Thätigkeit zu berufen. Biele 
unferer bedeutendſten theologifchen, juriftifchen u. |. w. Lehrer haben auf ven Schwei- 
zer Hochſchulen, die in Verwaltung und Lehrart den deutſchen nadftreben, ihre 
erfte verdiente Anerkennung gefunden. Der Plan, eine eidgenöſſiſche Univerfität zu 
gründen, wird lange gehegt, aber die widerftreitenden Intereffen haben venfelben 
noch nicht zur Ausführung fommen laffen, und es ift nicht zu läugnen, daß bie 
beftehenden kantonalen Hochſchulen jede in ihrer Art ein gedeihliches Yortbeftehen 
verbienen. 

Die italienifhen Univerfitäten, deren Anfänge ſchon oben geſchildert wor- 
den find, verloren natürlich durch den Aufihwung, welchen die Pflege der Wiffen- 
haften fpäter auch im den anderen europäiſchen Ländern nahm, einen großen 
Theil ihrer Bedeutung. Auch der eigenthümlihe Grundzug, daß fie meiftens in ven 
freien Städten Italiens beftanden und vielfady in eine große Abhängigkeit von 
den Municipaibehörven geriethen, verlor fi), ald mit dem Ausgange des Mittel- 
alterd die Fürftenherrfhaft au in Italien immer weiter um fi griff. Es blieb 
nur jener andere befondere Umſtand, daß die eine oder andere Fakultät zur Haupt« 
jahe wurde und andere daneben entweder verfümmerten oder gar nicht vorhanden 
waren. Als in Deutfhland und dem übrigen nördlichen und weltlichen Europa 
die Reformation zum Durchbruch fam, waren ähnliche Verſuche in Italien ſchon 
mit euer und Schwert unterbrüdt worden und bald bemädhtigten fi die gewal⸗ 
tigen Widerfacher der neuen Lehre, vie Iefuiten, der Univerfitäten, wodurch aud) 
bie vollen Früchte des Humanismus gefnidt wurden. Hand in Hand ging bamit 
die Abſchließung der einzelnen hohen Schulen gegen die übrigen. Sie wurden Yan- 
besuniverfitäten in dem ſchlimmſten Sinne des Wortes bei der Kleinheit der Ter- 
titorien. Die Zuftände ber alten öfterreihifchen Univerfitäten fanden fih auch auf 
den italienifchen wieder, fo weit die Häufer Lothringen und Bourbon regierten, 
und Piemont war befanntlidy ebenfo wie Savoyen ein Hauptfig flaatliher und 
firhliher Berdummung. Bon dem frifheren Hauche, der unter Joſeph II. das öfter 
reichiſche Unterrihtswefen durchfuhr, wurde zwar auch der öſterreichiſche Befig in 
Italien berührt, aber jhon ftand die franzöſiſche Revolution an den Pforten. In 
den Zeiten ver von Frankreich abhängigen Republiten und im franzöfiihen König- 
reih Italien mußten auch die italienifhen Hochſchulen dem franzöfifchen Schnitt 
annehmen, die forporative Selbftändigkeit, welche unter der früheren Herrſchaft auch 
nur ein Schatten gewefen war, ward befeitigt, die Profefjoren zu reinen Staats- 
beamten, die Studenten zu bloßen Schülern gemacht. Bei dem völligen Mangel 
tüchtiger Gymnaſien hatten die Univerfitäten von jeher aud dem niederen Unter- 
richt in den klaſſiſchen Studien gewähren müſſen. Die Zeit nah 1815 war nicht 
dazu angethan, Reformen im Univerfitätswejen in Angriff zu nehmen, die alten 
Verhältniffe blieben, bis 1859 aus den zerriffenen Theilen der Nation das einige 
Italien wurde. 

Aber auch feitvem hören wir nur von Plänen der Univerfitätsreform, wo— 
von bei dem häufigen Wechjel der Unterrichtsminifter faft jedes Jahr einen neuen 
gebracht hat. Befriedigendes namentlih vom deutſchen Standpunkte aus ift fehr 
wenig darunter, zumal fehr häufig die franzöfifhe Unifilationswuth nachgeahmt 
wird und die Ungebeuerlichkeit einer einzigen Univerfität für Italien, deren Zweige 
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verſchiedene Fakultäten fein jollen, mandem Reformator dabei vorfhwebt. Damit 
gelangt man in das andere Extrem, während Die gegenwärtig beftehenden 19 Uni- 
verfitäten, wovon 15 Stantsanftalten und 4 fogenannte freie Hochſchulen ſind, 
natürlih für ein Land wie Italien mit fo zurüdgebliebener wiffenfdaftliher Bor 
bildung viel zu aahlreih find. Die Geſammtzahl der Profefjoren beträgt 714 und 
außer Neapel, wo angebiih 6000 Studenten ſich befanden, mag tie Zahl ber 
Studierenden ungefähr 7000 erreihen. Bei den eigenthämlihen Beziehungen zwi- 
(hen Kirhe und Staat in Jtalien erklärt es fih, daß die meiften Univerfitäten 
gar feine theologifche Fakultät haben und daß im Jahr 1862 im Ganzen nur 32, 
im Jahr 1863 nur 17 Studierende ver Theologie immatrifulirt waren. Wie völ- 
lig ungleich die geiftigen Kräfte auf die einzelnen Disctplinen vertheilt find, gebt 
ſchon daraus hervor, daß die philoſophiſch-philologiſchen Fakultäten bei nicht mehr 
als 1200 Studenten im Jahr 1862 16 Profefluren für Sanstrit und 22 für 
Philoſophie der Gefhichte enthielten. Und während in Neapel ein Lehrer auf 
11 Zubörer kommt, in Pifa und Turin einer auf 12, in Meffina und Cagliari 
ein Yehrer auf 2 Zuhörer, hat die freie Univerfität Urbino für ihre 8 Studenten 
7 Brofefioren. In Folge des Ginfluffes der Jefuiten war da, wo dieſe ſich nicht 
ber Univerjitäten felber bemädtigen konnten, vie eigentlih humaniſtiſchphiloſophi⸗ 
ihe Bildung ganz von den Hochſchulen getrennt worden, e8 gab neben den Fach— 
ftudien der Mediciner, Juriften und Ingenieure (viefer Beruf fommt häufig als 
eigne Fakultät vor) feine philofophifhe Fakultät zur Ausbildung von Lehrern ober 
zur Gewährung eines höheren wiffenfhaftlihen Stutiums von allgemeinem Cha- 
rafter. Die Uebel, an welchen das bisherige italienifche Univerfitätswefen franft, 
find in einer Schrift von Bonghi: L’universitä italiana, Florenz 1866, mit 
großem Scharffinn und warmer Theilnahme für die Beſſerung geſchildert worben. 
. Mögen auch mande feiner Vorfhläge, namentlich jener Plan, ein einziges Jn- 
ftitut aus allen Falultäten und höhern Schulen ald die italienifhe Univerfität zu 
bilden, irrthümlich und verbderblid fein, das Ziel und die Aufgaben einer wahren 
universitas litterarum bat er vortreffiih mit den Worten bezeichnet: „Die Univer- 
fität hat weder ein Recht des Daſeins noch eine wirkſame Thätigkeit, wenn fie 
nicht die unausgefegte Erböhung der allgemeinen Kultur und die Verbreitung ber 
Wiſſenſchaft und des wiljenfchaftlihen Geiftes zum Zwed hat. Sie kann Inge 
nieurs, Advokaten, Uerzte liefern; aber nicht weil ohne fie die Gefellfhaft nicht 
Leute fände, um ihr die Kranken zu heilen und zu tödten, die Häufer zu bauen 
und niederzureißen, die Proceſſe zu verlängern und zu entſcheiden, fonbern auf daß 
in dieſen drei Klaffen von Perfonen, melde die weſentlichſte Stüge der wohlha— 
benden Stände bilten, vie praktiſche Gefchidlichkeit fich befeelen lafje von dem 
Odem der Wiffenfhaft und fi fo zu ver Höhe dieſer erhebend, von biefem Gipfel 
aus neue Ausfichten entvede und ſich ein weiteres Feld eröffne.... Die Uni- 
verfität findet fo in ver unendlichen Höhe der Wiffenihaft das Mittel, fortſchrei⸗ 
tend und ohne Grenze den menſchlichen Geift zu erheben, und zugleidh ihn geeig⸗ 
net zu machen, daß er allen ven täglichen und dringenden Bebürfniffen der menid- 
lihen Geſellſchaft genüge. Endlich in der Fakultät der Philofophie und Literatur 
lebt die Univerfität wie in ihrem Haufe; denn in ihr und in der Talultät der 
Grfahrungsmiffenfhaften, welde bei uns von ihr getrennt, aber in Deutſchland 
mit viel innigerem Verſtändniß mit ihr vereinigt geblieben ift, hält fie friſch und 
lebendig jenes Feuer des um feiner felbft willen geliebten und gefuchten Wahren 
und Schönen, welches die höchſte Würde des Menfchen ift und der wahre Dieb 
ftahl, ven Prometheus an Jupiter verübt hat." ine Reform, welche vom biefer 
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Grundanſchauung ausgehend die richtigen Mittel zum Zmwede wählt, würde wahr- 
ſcheinlich zu einem Rejultat gelangen, weldes bie beften Seiten unferer beutjchen 
Hochſchulen vereinigt, allein ihre praftifche Verwirklichung ſcheint für Italien nod 
im weiten Felde zu ftehen. 

Während in den ffandinapifhen Ländern und im Königreih ber Nie— 
derlande das Univerfitätswefen in feinen Grundzügen den deutſchen Einrihtun- 
gen jehr nahe fommt und daher einer befondern Hervorhebung nicht bedarf, hat 
dagegen das Heine Belgien aud auf dieſem Gebiete gewiffe Eigenthümlichkeiten 
aufzumweifen. Neben ven beiden älteren mit Staatsmitteln unterhaltenen Univerfi- 
täten Gent und Lüttich ftehen ſich hier mit fpecififhem Charakter die katholi— 
fhe Univerfität zu Löwen und die fogenannte freie Univerfität in Brüf- 
jel gegenüber. Beide find vom Staate unabhängig, aber die auf ihnen erlangte 
Bildung befähigt gerade fo gut zum Eintritt in den Staatsdienſt, der durch Prü- 
fungen vermittelt wird, als der Aufenthalt auf den beiden andern Hochſchulen. 
In Annäherung an das deutſche Weſen find die belgifchen Univerfitäten wirklich 
ſolche (nur die theologifhe Bildung ift den bifhöfliden Seminarien vorbehalten) 
und nit blos eine Öruppirung von Fachſchulen wie in Frankreich, aber bie 
durchgängige Tüchtigkeit ihrer Xeiftungen kann doh den Nachtheil nicht über» 
jehen laſſen, daß die politifhen Gegenſätze vielfah auch in bie Univerfitäts- 
verhältnifje eindringen. Der in Lüttich 1865 abgehaltene Studentenfongreß be— 
wies, daß auch tie Studierenden dieſes Landes das rechte Gleichgewicht im Ver— 
hältnig des lernenden und aktiven Staatsbürgers noch nicht gefunden haben und 
daß die Ueberfhwänglichkeiten und Thorheiten des deutſchen Studententhumes, rich— 
tig bemeffen, fehr unſchuldig find, verglihen mit dem nadten geiftlofen Radikalis— 
mus, der fid in gewifjen Kreifen des jungen Frankreichs und Belgiens breit macht. 
Das ftudentijche Leben in dem benahbarten Holland dagegen hat mande Aehn— 
licpfeit mit der Stellung, welde die fiudierende Jugend in England zum öffent- 
lien Leben einnimmt und ebenfo wird bier in bevorzugter Weife nod das GStu- 
dium der Klaffiter als alademifhe Thätigkeit angefehen, wenn auch daneben bie 
volle Fachbildung an den Hochſchulen erworben wird. Eine Reform des nieberlän- 
diſchen Unterrichtswefens ift ſchon feit längerer Zeit beabfichtigt, aber die Zwiſchen— 
fälle des politifhen Kampfes haben diefe durch mande Umftände nit leichte Ar- 
beit no nicht zur Ausführung kommen laffen. " 

Indem wir an den Hochſchulen der übrigen europäifhen Staaten, vie ale 
bloße Nahahmungen fremder Mufter erfcheinen, wie in Rußland und Griehen- 
land, over als Bertreter der mittelalterlihen Inftitutionen, wie in Spanien, 
vorübergehen, weil fie nichts Eigenthümliches bieten, haftet der Blid nod auf ber 
großen Republik im Weften, welche unfere europäifhe Kultur nah Amerika ge 
tragen hat, um dort für fo viele Hunderttaufende der alten eine neue Welt zu 
bilden. Es ift befannt, mit welder Energie und Opferwilligfeit das amerikaniſche 
Bolt in feinen flaatlihen Organifationen vie Sade des Unterrihts aufgegriffen 
bat. Wohl überwiegen in dem norbamerifanifhen Weſen nod immer vie angel» 
fähfifchen Elemente und mande Tradition Alt-Englands wird dort mit warmer 
Teilnahme immer noch gepflegt, aber zu Sem Principe des obligatoriſchen Volks— 
unterrichtes, der in England immer noch wegen der religiöfen Differenzen gefcheut 
wird, haben ſich die Anfledler in Neu-England von vornherein befannt und ihnen 
nachfolgend ift dasjelbe In allen fpäter gegründeten Kolonien und Staaten gefche- 
ben. Was ven höhern Unterricht anbelangt, jo bejorgen dieſen eine große Anzahl 
von Gymnaſien, gewöhnlich Kollegien genannt, welde bie und da unmerklich in 
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volle Univerfitäten übergehen. Einzelne wie die Harvard Univerfity in Cambridge 
bei Bofton können fih an wiſſenſchaftlicher Bedeutung ihrer Lehrkräfte mit ven 
beften Hochſchulen Europas meſſen. Eine Gleihmößigfeit der Einrichtungen darf 
man jedoch bei dem vollen Spielraum für die Eigenthümlidpkeiten der Individuen 
und ten weit aus einander gehenden Kulturverhältniffen der einzelnen Staaten 
nicht erwarten. Verglichen mit England ift anzuerkennen, daß zu den verſchiedenen 
gelehrten Berufszweigen die meiften amerifanifhen Kolleges und Univerfitäten eine 
gründliche Vorbildung gewähren, welde dann ähnlid wie in England noch durch 
praftifchen Unterricht erweitert wird. Neben der Fürſorge, welde bie einzelnen 
Staaten aud dem höheren Unterricte widmen, kommt biefen gelehrten Anftalten 
die Neigung der Amerikaner zu gute, durch großartige Stiftungen die Früchte 
ihres Fleißes dem PVaterlante und den nahlommenden Geſchlechtern zuzuwenden. 
Schon vie Namen Brown Univerfity (Rhode Island), Harvard Univerfity, 
Hamilton Kollege und viele andere verewigen das Andenken an folde freige- 
bige Stifter. Daß der wiſſenſchaftliche Charakter amerifanifher Staatsmänner und 
Rechtsgelehrter vollbürtig neben ven Yeiftungen im alten Europa fteht, ergibt ſich auf 
ven erften Blid aus den amerifanifchen Staatsfhriften und fonftigen Publikatie— 
nen und nicht anders verhält es fi aud auf anderen Gebieten der Wiſſenſchaft; 
nur ift natürlich bei den vollen Anfprühen, welde das politifche Leben in einem 
freien Staate und namentlich in einer Republit an den wiſſenſchaftlich gebilveten 
Staatsbürger macht, ein fo gänzliches Berfinten in gelehrte Buchwiſſenſchaft, wie 
es früher als Wahrzeihen ter europäifhen Profefferen galt, in Norbamerifa nidt 
am Plate. Sehr häufig wird ver akademiſche Beruf mit dem Staatsamte ver- 
tauſcht und da dieſes regelmäßig nur auf Wahl für eine beftimmte Zeit beruht, 
kehrt dann ter Staatsmann zur wiffenfhaftlihen Werfftatt des Staatsgelehrten 
zurüd. Was die Ertheilung der afademifhen Grabe betrifft, fo find hier bie eng 
liſchen Vorbilter gewöhnlich maßgebend geblieben. Für den Unterricht tagegen bat 
man regelmäßig das deutſche oder Profefforenfyftem im Unterfchiede von dem eng 
lifchen oter Tutorenſyſtem befolgt. Wohl gib e8 aud Kolleges, weldye nad ver 
Weiſe von Orford und Gambridge vie Studierenden als Penfionäre aufnehmen, 
aber meiftentheils lebt der amerifanifhe Stubent wie ver deutſche in eigner Woh 
nung und hat die Schulbisciplin auf den Univerfitäten feine Statt gefunden, Aber 
wie ſchon früher bemerkt, hier zeigt fid die buntefte Mannigfaltigkeit. Ein ſchöner 
Zug im amerifanijhen Stuventenleben ift die Anhänglichkeit an die Hochſchule, 
ber man feine Bildung verdankt. Durd; den afademifhen Grab wird bie Berbin- 
dung mit ihr eine dauernde und zu den jährlich gefeierten Stiftungsfeften fommen 
die dankbaren Söhne der alma mater oft Taufende von Meilen von den fernften 
Borpoften ver Eivilifation im Weften zur Stätte ihrer Jugentbildung. 

Die vorftehenden Ausführungen hatten ten Zweck, überfihtlih das Werten 
und bie gegenwärtige ©eftalt der hohen Schulen bei venjenigen Bölfern zu fäil: 
bern, welche die Öauptträger der heutigen Geiftesfultur find. Bei der Frage, od. 
bie jegigen Einrichtungen ver hohen Aufgabe afademifher Bildungsanftalten ent 
fpredyen, wird unter voller Anrehnung ber Eigenthümlickeiten der verfchiebenen 
Nationen den deutſchen Univerfitäten die höchſte Stufe zweifellos zuerkannt wer 
den müffen, Vergleichen wir unfere beften durch den Ruhm ihrer Lehrer und den 
Reichthum ihrer Mittel und Anftalten hervorragenden Hochſchulen mit ven gleichen 
Anftalten in allen andern Pändern, fo wird man ohne nationale Weberhebung 
fagen können, taß wir bisher das Befte auf dieſem Gebiete geleiftet haben und 
daß die andern Völker dem Befferen in demſelben Verhältniß näher Tommen, als 
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ihr höheres Unterrichtswefen mit unferen Einrihtungen übereinftimmt. Während 
in Frankreich die Univerfität der Wiffenfchaften fi faktiſch in Fachſchulen zer- 
fplittert und in England wenigftens bisher die Untverfitäten für die wiſſenſchaft— 
lihe Ausbildung ver höheren Berufszweige faft nichts leifteten, liegt der deutfchen 
Univerfität der Gedanle zu Grunde, die allgemeine wiſſenſchaftliche Bildung mit 
ber Aneignung der Kenntniffe für einen gelehrten Lebensberuf zu verbinden. Daß 
biefe Aufgabe das wahre Ziel einer universitas litterarum iſt, wird ſchwerlich zu 
‚  beftreiten fein, aber es wäre blinde Selbftzufrievenheit, wenn man verfennen 
wollte, daß die volle Erreihung dieſes Zieles gerade in neuerer Zeit viel ſchwie— 
riger und feltener geworben ift als ehemals. In den gelehrten Fachwiſſenſchaften 
bat fi der Stoff derart gemehrt, daß feine Bewältigung einen immer größeren 
Zeitaufwand koftet und nur zu häufig wird von unfern Studierenden darüber bie 
Pflege der allgemeinen Geiftestultur vernachläſſigt. Aber auch die fogenannte all- 
gemeine Bildung hat durch den gewaltigen Auffhwung der Naturwiſſenſchaften, 
durch das nad fo vielen Seiten in Anfprud genommene wiſſenſchaftliche Interefie 
eine ſolche Gebietserweiterung erhalten, daß dasſelbe für den Einzelnen faft un- 
® überfehbar wird und bie Gefahr oberflädlicher Vielwifferei neben jene des bloßen 
Brodſtudiums tritt. Der Umftand, daß auf ben beutfhen Hochſchulen faft nur 
folde Jünglinge ftudieren, melde in einem ver gelehrten Stände ihren Lebensberuf 
und Unterhalt fuhen wollen, daß unfere Hochſchulen faft ausſchließlich Anftalten 
für die Probucirung der nöthigen Anzahl von Staatsbeamten und gegenwärtig 
leider oft darüber geworben find, Iaftet offenbar auf den Univerfitäten und dem 
geiftigen Leben der Nation im Ganzen. Es fommt hinzu, daß durch die langjäh- 
rige unbezablte oder doch nur kümmerlich bonorirte Anfangsthätigfeit im Staats- 
bienfte materielle Gründe darauf hindrängen, bie afabemifhe Studienzeit fo kurz 
als möglih zu mahen und daß nicht felten ein verfehrtes unwiſſenſchaftliches Era- 
minationsfyftem auf die Art und den Gang des akademiſchen Unterrichtes verfrüp- 
pelnd zurückwirkt. Dft ift man verfudht, den deutſchen Profefforen und ben lern» 
begierigen, für die Wiffenfchaft begeifterten deutfchen Studenten jene volle 
Muße, jenen Reihthum der Mittel zu wünſchen, welche an den englifhen Univer» 
fitäten bis jegt fo ungenügend ausgenügt worben find und bie in befjeren Hän— 
ben ganz andere Früchte tragen würden. Was nicht ſowohl den Univerfitäten fel- 
ber als der politifhen Entwidlung des VBaterlandes zum Nachtheil gereicht, iſt, 
daß diejenigen gefellfhaftlihen Stände, welchen ihre materielle Unabhängigkeit da® 
Abſehen von einem bezahlten Staatsamte geftattet, heutzutage bie Univerſitätsaus— 
bildung zu verachten fcheinen und einige Jahre Militärvienft für ben beutfchen 
Standesherrn und Adeligen als eine beffere Borfchule gelten als der Beſuch einer 
Hochſchule. Ueberhaupt hat der deutſche Adel unferer Tage fih durchgängig für 
den Staat fo gleihgültig erwiefen, daß die Hoffnung, einen politiihen Stand, 
Männer, die in freier unbefoldeter Thätigkeit dem Staate als Staatsbürger bie- 
nen, zu erlangen, an andere Geſellſchaftsklaſſen angelnüpft werden muß. Gegen’ 
wärtig ftehen wir noch in den Anfängen, aber es darf erwartet werben, baß bie 
Entwidlung in Handel und Induftrie einer künftigen Generation genügende mate- 
rielle Unabhängigkeit gewähren wird, um in mobificirter Weife wie bie heutige 
Gentry von England die Pflichten des freien Staatsvienftes zu erfüllen. Neben 
den Kandidaten für ben beſoldeten Staatsdienft würden dann aud die Univerfi« 
täten die wiſſenſchaftliche Ausbildung dieſer Gefellfhaftsflaffe zu übernehmen haben. 
Dei ihnen könnten die Anſprüche einer harmonifhen allgemeinen wifjenfhaftlichen 
Bildung eher zur Befriedigung gelangen, als bei denen, welche um des lieben Les 
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bens willen vie Stubdienjahre mit der möglihft rafchen Einfammlung bes Aller- 
nöthigften für den Broderwerb dahinbringen und gerade eine Mifhung dieſer bei- 
den Elemente würde nad beiden Seiten hin von mwohlthätigen Folgen fein. 

Das Hohhalten ächt humaniftifher Studien ift den deutſchen Hochſchulen im 
der Gegenwart um fo mehr geboten, als die technifhen Lehranſtalten und in ih— 
rem eignen Schooße der nad andern Richtungen fo fegensreiche Aufſchwung der 
Naturwiſſenſchaften die Gefahr im Gefolge haben , vaß die humaniftifche Geiſtes— 
fultur in einem gewiffen Grave vernadläffigt und damit unfern Nachkommen 
ein herrliches Erbtheil der bisherigen Entwidlung verfümmert wird. Doch darf 
man aud bier nicht zu ſchwarz fehen. Die Art und Weiſe, wie gegenwärtig die 
Haffiihen Studien von den Koryphäen diefes Berufs getrieben werden, wie bie 
Geſchichte des Alterthums durd das volle Verſtändniß der in der Gegenwart wir« 
fenven politifben und focialen Kräfte zur vollen wahren Kenntniß der heutigen 
Generation gebradt wird, die unabhängige Gefinnung, die politifche Reife, womit 
in unfern Tagen von den verſchiedenen Standpunften aus das Gebiet der neueren 
Geſchichte durchforſcht und für die Gegenwart lehrreich gemacht wird, die eminente 
Beiftestraft und die mwiffenjchaftliche Vielfeitigkeit der Männer, welche heutzutage 
die Neprüfentanten der naturwiſſenſchaftlichen Etudien find, dürfen uns darüber 
berubigen, daß der humaniftifhe und mehr ideale Fortfchritt neben ben gewaltigen 
Eroberungen des Geiftes auf dem tehnifhen und allgemeinen naturwiſſenſchaftli- 
hen Gebiet nicht zurüdbleiben wird, wenn die Univerfitäten, Xehrer wie Schüler, 
mit vollem Ernft an die Arbeit gehen. In diefer Richtung hat jede der drei großen 
Hauptnationen der europäifhen Kultur, um das höchſte, allen gleihe Ziel zu er- 
reihen, jetzt verfchiedene Wege der Neform einzufchlagen, weil in jeder verfelben 
diefe hochwichtigen Inftitutionen an andern Mängeln kranken. Wir fehen in $rant- 
reich jene Zerriffenheit der höheren Studien, welde vie einzelnen Disciplinen zu 
Specialititen und die Unterrichtsanftalten zu bloßen Fachſchulen macht. Es fehlt 
in dem Yande der Centralifation die berechtigte Selbftändigfeit wiſſenſchaftlicher 
Gremien, welhe ſchon durch ihr Dafein der nahmwachfenden Jugend die Ueberzen- 
gung geben, daß Staat und Staatsdienſt nit das Höchſte find und die freie 
Wiſſenſchaft aud freier Stätten bedarf und daß ſich mit aller vemofratifchen Gleich» 
heit eine gewiſſe Ariftotratie des Geiftes und der Wilfenfhaft wohl verträgt. In 
England dagegen bemüht man fidy feit längerer Zeit und mit immer größerem 
Berftändniß, die Auswüchſe, melde die Ueberwucherung des Kollegialfyftems am 
Univerfitätsförper angefegt bat, zu befchneiten und durch Wiederaufnahme und 
Berftärtung der eigentlichen Profefjorenthätigfeit den Vorwurf zu entlräften, daß 
bie bisherige Univerfitätsbildung das pofitive Wiffen als Ziel vernadhläffigt und 
fih darauf befhränft habe, den Charakter und die Lebensart von Oentlemen zu 
formiren. Wenn bie Erfenntniß des Uebels ver wichtigſte Schritt zur Befferung 
ift, jo läßt fih wenigftens von gewiffen Kreifen in England für die Univerfitäts- 
reform das Befte hoffen. Mit der größten Offenherzigteit wird anerfannt, daß 
feit mehr als einer Generation der wiſſenſchaftliche Apparat, mit welchem bie eng» 
liſchen Univerfitäten arbeiten, in der Haffifhen Philologie fowohl als in der Theo- 
logie den veutihen Profefforen verdankt wird. Mit richtiger Einfiht betont vie 
reformiftiihe Schule daneben den hohen Werth afademifcher Konkurrenz und ver 
Unterftügung des ordentlichen Lehramts durch eine Anzahl außerorbentlicher jün- 
gerer Kräfte. Es foll, was bisher nicht der Fal war, die Profeflur ein beſonde— 
rer Beruf werden, dem fi mit ficherer Ausfiht auf volle materielle Unabhängig- 
feit und den entſprechenden Einfluß in der Univerfitätsregierung die beften gelehr- 
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ten Kräfte des Landes widmen. Was die verfchiedenen Unterfuhungstommiffionen 
in diefer Richtung vorgefhlagen haben, man darf e8 wohl nennen eine Germani- 
firung der englifhen Hochſchulen unter Fefthalten an allem dem, was in mora» 
lifher, focialer und politifher Beziehung die englifhen Hochſchulen der Nation 
leijten, ift gegenwärtig erft in einer langfamen Berwirflihung begriffen. Hat das 
liberale England auch jegt nod bie volle Gleihberehtigung der außerhalb ber 
Hochkirche ftehenden Religionsgenoffenfhaften an den wiſſenſchaftlichen Leiftungen der 
Univerfitäten durchzufegen, fo wird doch ein jeder Schritt zum Befferen aud die Eng«- 
länder dem höchſten Ziel und der wahren Aufgabe der Univerfitäten näher führen, 
Bon den deutſchen Hochſchulen hat die Zukunft verhältnigmäßig weniger 
zu fordern und was hier gefchehen muß, liegt zum großen Theil nit innerhalb 
der Sphäre der Univerfität felber. Aber eine Aufgabe ift durch den wunderbaren 
Auffhwung, den das politifche Nationalleben in unfern Tagen erfahren hat, un- 
verfennbar den höchſten Bildungsanftalten der Nationen geftellt. Die feften Grund— 
lagen und der erfte Aufbau des deutfhen Staates ftehen da. Es gilt jest, die 
Jugend zu Staatsbürgern zu erziehen, denen das höhere Pflichtgefühl davon inne- 
wohnt, was der Einzelne dem vaterländifhen Staate ſchuldet, und melde wiffen, 
daß neben der fleißigen Borbildung für den eignen Lebensberuf tie Ausrüftung 
des Charakters und Wiffens für den Bürgerbienft im Staate nicht eine leichte 
Spielerei und die Sache der Laune und bes Beliebens, fondern die verantwor- 
tungsvolle Schuldigfeit eines Jeden ift. Ohne Zweifel begann aud nad diefer 
Seite doftrinäre Uebertreibung fi geltend zu machen. In einzelnen Erfheinungen 
unfrer Tage finden wir ſchon Anzeihen davon, daß über ter thatfächlichen Yrei- 
heit der Macht vie Macht ver Freiheit unterfhägt und eine neue Art von Staatd« 
vergötterung angebahnt wird, mie fie im antifen Staate und in ber Hegel’ihen 
©lorificirung der preußifhen Beamtenmafhine feiner Zeit zum Ausprud gefommen 
ift. Diefe Uebertreibungen find aber nur die natürlichen vorübergehenden Rüchkſchläge 
gegen eine Tendenz, welche den Staat als einen bloßen Bergnügungsort für bie 
individuellen Launen betradhtete und nur von Örundredten, nicht aber von poli- 
tifhen Grundpflichten zu reden wußte. Es ift am wenigften zu fürdten, daß in 
der freien Atmofphäre der Univerfitäten die entgegengefette Berirrung eine dauernde 
Stätte finden werde. Über neben dieſer Aufgabe, ven politiihen Charafter bes 
Kerns unfrer Jugend zu bilden und ihr Auge feſt auf das gemeine Wohl — 
biefen beften Namen für ven Staat — zu Ienfen, ift den beutfchen Univerfitäten 
in ber allerjüngften Gegenwart noch ein anderer wichtiger Beruf zugewiefen over 
vielmehr gilt es, einer alten Aufgabe mit neuen Kräften zu genügen. In ber 
ftaatlihen Zerriffenheit, in der Staatlofigfeit, wie man fagen müßte, ver legten 
50 Jahre haben die deutſchen Hochſchulen es ſich ftets zum Ruhm angerechnet, in 
ihrem innerften Weſen niht Randesanftalten, fonden Baterlandsanftal- 
ten, deutſche Univerfitäten zu fein. Gie dürfen jegt am allerwenigften fich zu 
Schmollwinfeln eines engherzigen Partitularismus hergeben, an ihnen ift e8 vor 
allem, die Enttäufchungen und Opfer des Augenblids an der großen Aufgabe und 
ben gewaltigen Anforderungen des Baterlandes zu meflen; fie, welche das künftige 
Geflecht für die höchſten Kreife menſchlicher Thätigkeit zu erziehen haben, dürfen 
nicht furzfihtig an einer abgeftorbenen Bergangenheit haften. Erfüllen fi vie 
deutſchen Univerfitäten in Wahrheit neben allen dem Großen und Herrlichen, was 
fie bisher der Nation geleiftet haben, mit biefer neuen und alten Aufgabe, fo wer- 
den fie fiherlich in nicht ferner Zufunft in des Wortes vollem Sinne die Stätten 
„der freien Wiffenfhaft im freien Staate” fein, Marquardſen. 
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Unterrihtdanftalten, f. Symnafien, Lehr- und Ternfreipeit, 
Schule, Tehnifhe Schulen, Univerfitäten. 

Urfantone, |. Schweiz. 

Urrechte, ſ. Menſchenrechte. 

Uſurpation, ſ. Legitimität. 


V. 


Vattel. 


Emerich de Battel wurde im April 1714 im Fürſtenthum Neuenburg in 
der Schweiz geboren. Er widmete ſich zuerft der Theologie, wurde indeß bald fe 
mädtig von der Philofophie angezogen, daß er über ihr alles Andere hintanfeste. 
In die Schriften ven Feibnig und Wolff lebte er fih fo tief ein, daß er 
über die Syſteme beider Männer nit nur genaue Ausfunft zu geben, fondemn 
auch dagegen gemachte Einwände aus dem Stanbpunfte biefer Philofophie öffentlich 
mit Geſchick zu wirerlegen wußte. 

Als geborener Unterthban des Königs von Preußen fuchte er zunächſt in 
Berlin feine Laufbahn zu begründen. Er fam gleih im Anfange der Regierung 
Frievrih8 des Großen, im Jahr 1741, in Berlin an, fand indeß augen 
blicklich feinen feinen Wünfhen und Bepürfniffen entfprechenden Pla. Dies be 
fimmte ihn, 1743 nad) Dresden zu gehen, wo ihn Graf Brühl willkommen hieß. 
Bon bier aus wurde er 1746 als Legationsrath und kurfürſtlicher Minifter nad 
ber Republif Bern gefchidt. Seine gefandtfchaftliche Thätigkeit füllte indeß feine 
Zeit fo wenig aus, daß er einen Theil des Jahres bei feiner Familie verleben 
fonnte, und die bei begabten Naturen das geiftige Leben hervorlockende ftille Muße 
führte ihn in den Schooß der Wiffenfhaften zurüd. Neben einzelnen literarifchen 
Arbeiten aus dem Gebiete ver Moral und der fhönen Wiffenfchaften befchäftigte 
ihn die Ausführung feines längft entworfenen Planes zu einem großen Werte 
über Völkerrecht, feinem berühmten Droit des gens, ou Principes de la loi na 
turelle, appliqués & la conduite des aflaires des nations et des souverains. 
Dies Buch ift der ganze Battel. Es ift nicht nur feine höchſte und allein für bie 
Nachwelt beveutfame Leiftung, fondern auch der vollfommene Spiegel feiner ganzen 
Perfönlichfeit mit ihrer warmen fFreiheitsliebe, mit ihrer treuen Bürgergefinnung, 
mit der fchlagenden Kraft des flaren und fofort einleuchtenden Urtheils. 

B.’s Völkerrecht fteht mit dem des Phitofophen Wolff im engften Zufammen- 
hange. B. hatte Wolff's Werk mit Ungeduld erwartet. Sobald es erfchien, fahte 
er den Plan, einer größeren Anzahl von Lefern die Kenntniß desfelben zugänglid 
zu maden. Die Bearbeitung des Völferrehts des großen Halle'ihen Philofophen 
ftehe im Berhältniß fpftematifcher Abhängigkeit zu desfelben allgemeinen philofopbi- 
{hen und befonders naturredtlihen Principien. Um fie zu lefen und zu verftehen, 
müfle man zuvor 16 ober 17 Duartanten durchſtudirt haben. Sie fei auch in 
Wolff's jhwieriger mathematifher Methode verfaßt. Dies Alles mache fie gerade 
für diejenigen Männer, benen die Kenntniß ber völferrehtlihen Grundſätze am 
nöthigften fei, fo gut wie unbrauchbar. V. glaubte nun Anfangs, feinen Plan 
der Vervolksthümlichung des Wolffifhen Völkerrechts auf einem fehr kurzen Wege 
ausführen zu können. Er wollte den Inhalt von der fleifen foftematifchen Form 
ablöfen, ihn von allen philofophifhen Prämiffen unabhängig machen, ihm ven 
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ſtaubigen Schulrod ausziehen und ihn dafür in ein anmuthiges, ver biplomatifchen 
Geſellſchaft zufagendes Gewand Heiden. Bald indeß überzeugte er fi von ber 
Nothwendigkeit einer ganz neuen Bearbeitung der Sade. Er nahm nun zwar 
das Befte aus Wolff auf, ſchloß fi deffen allgemeinen Grundſätzen und Defini- 
tionen an, burfte aber bei dem Allem mit Recht fagen, daß fein Wert von dem 
Wolff's fehr verfhieden fei. Die Mängel vesfelben find. die Mängel ver 
damaligen Zeit, die Mängel der Abftraftionsphilofophie bes 18. Jahrhunderts, 
welde an bie Berwirflihung der Vernunft durch die Gefchichte nicht glaubte. Aber 
auch die Vorzüge ber edleren und erleuchteteren Männer jener Zeit, freie Kritik 
bes Beftehenden, Unabhängigkeit ver politifhen Gefinnung, hohe Achtung vor ten 
Menſchenrechten zeichnen V.'s Arbeit aus, die einen mächtigen Einfluß auf bie 
Staatenpraris geübt hat und no übt, und die noch lange bei allen gebildeten 
Völkern mit Verehrung genannt und mit lebhaftem Interefje gelefen werben wird. 

Aus Bern wurde B. 1758 nad Dresven zurücdberufen und mit dem Titel 
eines Geheimen Rathes bei der geheimen Kanzlei angeftellt. Seine eifrige Thätig- 
keit ſchwächte allmälig die Geſundheit feines Träftigen Körpers. Er ftarb im 
December 1767. 

An ungerehten Beurtheilern bat es ihm in Deutfchland nie gefehlt. Im 
Allgemeinen gereht und wahr ift dasjenige, was Kaltenborn (Kritik des Bölfer- 
rehts, Leipzig 1847) und Robert Mohl (Gefhichte und Literatur der Staats— 
wifienfhaften, Band I, 1855, ©. 386) über ihn fagen. Ein „Abrégé de la vie 
de M. de Vattel® ift der 1777 zu Neuchatel herausgefommenen Ausgabe des 
B’ihen Völkerrechts beigegeben. Die erfte Ausgabe erfhien zu Leyden, im 
Jahre 1758, vie zweite ebenda noch im demfelben Jahre; ebenfo ein Nachdruck 
in London. Seitdem find an verfhiedenen Orten zahlreiche neue Ausgaben und 
Ueberfegungen erfhienen; eine deutfhe Ausgabe von Schulin, Franff. und 
Leipz. 1760; eine beſonders in Amerifa weit verbreitete englifche Ausgabe von 
Chitty, zuerft Lond. 1834, dann oft in Philavelphia; eine fpanifhe von 
Dtarena, Madrid 1822; eine franzöfifche mit Noten und einer analyti« 
Iden Tafel des Werkes vom Portugiefen Pinheiro-Ferreira, Paris 1838. 

erner. 


Venedig. 


I. Gefchichte. 

„Venedig“ fam burd die Stürme, welche die apeninifhe Halbinfel im 5. und 
6. Jahrhundert ummühlten, empor. Bor den Kriegshorden Attila's flüchteten die 
reihften und vornehmften Familien aus den benadbarten Städten, und fuchten 
in den bisher von Fiſchern bewohnten Lagunen Schug. Die venetianifhen Infeln 
fanden anfangs unter oftgothifcher Herrfhaft und erfannten fpäter die Oberhoheit 
des oftrömifhen Kaifers an. Als die langobarbifhen Schaaren das Binnenland 
vermüfteten, flohen der Biſchof von Aquileja und die reihften Bewohner Friauls 
und Verona's nad) den venetianiihen Infeln und Küften,; die Bevölferung der— 
felben beftand feither theild aus dem eingeborenen ärmeren Volke, weldes von 
Handel, Fifherei und Handarbeit lebte, theild aus den reidhern, hieher geflüchteten 
Familien, die ihr Kapital der Erweiterung bes Handels zumandten. No immer 
beftand jedoch eine gewifje Abhängigfeit Venedigs von dem Grardat von Ras 
venna. Im 6. Jahrhundert waren die venetianifhen Infeln ſchon fehr bevöltert, 
Ihre Bewohner befuhren die Seen und bie Flüſſe und trieben einen anfehnlicen 
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Salzhandel. Erft im Jahre 697 fchritten die Benetianer zur Wahl eines Dur unt 
lösten mit der Zeit ihr Verhältniß zu Oſtrom. 

Venedigs Flagge erlangte durd die Bekämpfung der flavifchen und faraceni- 
Ihen Seeräuber, welche tas adriatiſche und mittelländifhe Meer durch Raub und 
Plünderung unfiher machten, nad mehrjährig ſchwankendem Erfolge großes An- 
ſehen. Der abendländiſche Kaifer Karl ter Dide beftätigte ihnen 883 die Privi- 
le.ien, auf den Flüffen und im ganzen Reihe Hantel zu treiben, ohne eine anter: 
Abgabe zu entridten, als einen Waaren- und Hafenzoll; aud von den fpätern 
Herrſchern Italiens erhielten fie namhafte Begünftigungen. Die oftrömifchen Kaifer 
fuchten eine Berbintung mit dem aufftrebenven Infelftaate, deſſen Marine ihnen 
bei der Bekämpfung normanniſcher und faraceniiher Schaaren hülfreich fein konnte. 
Die BVenetianer erhielten Begünftigungen für ihren Handel mit Konftantinopel, 
welhes damals eine Zeit lang das Hauptemporium indifher Produlte war. Diefe 
wurden von den Häfen des ſchwarzen Meeres, befonderd von Trapezunt, wo ber 
Waarenzug aus Indien münvete, nad der oftrömifhen Kaiſerſtadt gebracht, va 
die Verbintungen mit Syrien und Aegypten durch die Eroberungen der Araber 
unterbroden waren. Um ver Nachfrage nach orientalifhen Waaren zu gemügen, 
traten bie betriebfamen Benetianer auch in Verbindung mit den Ungläubigen in 
Syrien und Wegypten; fchon im Anfange des 9. Jahrhunderts befuchten vene- 
tianifhe Handelsfchiffe ven Hafen von Alerandrien, und bradten auf einer Erpe 
dition den Leichnam des h. Markus nad Venedig. Durd die Eroberung Dal- 
matiend und Kroatiens im 10. Jahrhundert trat Venedig in unmittelbaren Ber: 
fehr mit den Völfern an der Drave und Save. Die Waldungen der tribut 
pflihtigen Länder lieferten das trefflihfte Bauholz; die Marine vergrößerte fid, 
und bie venetianifhe Seemaht war den oftrömifhen Kaijern in ihren Sriegen 
mit ven Normannen Unteritaliens fo. unentbehrlih, daß es den Benetianern leidt 
wurde, für ihre Unterftügung namhafte Privilegien zu erlangen. Bon Alerius 
Comnenus erhielten fie für die gegen den Normannenherzog Robert Guiscard ge 
leiftete Kriegshülfe die Erlaubniß, in allen Häfen des Reiches frei landen zu 
bürfen, ohne für die aus- ober eingeführten Waaren eine Steuer zahlen zu 
müffen. erner verlieh ihnen ver Kaifer in der Refidenz und andern wichtigen 
Städten des Reiches eine große Anzahl Ländereien, um Werkftätten und Magazin 
anzulegen. 

Die Kreuzzüge brachten ber in fhöner Entwidlung begriffenen venetianiſchen 
Marine neue Impulfe, den italienifhen Handelsrepublifen einen erweiterten Schau‘ 
plag für ihre merkantilifche Thätigkeit. Ihre Erpeditionen nach dem heiligen Lande 
berüdfichtigten hauptfächlich die faufmännifchen Intereffen. Anfangs betheiligte fid 
Venedig nicht mit befonderer Lebhaftigkeit an denfelben, weil e8 aus Konflan- 
tinopel, wo es das entſchiedenſte Uebergewicht über feine Konkurrenten hatte, bie 
für feinen Handelsbetrieb nöthigen orientalifchen Waaren bezog. Schon Gottfried 
von Bouillon ertheilte den Venetianern für ihre Unterftüägung im erften Kreuzzug: 
einige Handelsprivilegien und fein Nachfolger Balduin fügte neue hinzu. In Felge 
biefer Privilegien errichtete die Republif in den meiften fyrifchen Stätten Handels. 
faftoreien. Die bereits in KRonftantinopel angefnüpften Verbindungen wurden ned 
eifrig gepflegt; venetianifhe Kaufleute befuchten die meiften griehifhen Häfen, in 
der Hauptftadt lief fi eine große Anzahl nieder. Der griehifhe Kaifer Manxel, 
beffen Beftreben dahin ging, in Italien feften Fuß zu faſſen und daſelbſt wieder 
eine Herrſchaft zu gründen, ertheilte, um fih einen Anhang zu jchaffen, ben 
Genuefen wichtige Handelsprivilegien. Die Benetianer vereitelten den Verſuch dei 
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faiferlihen Admirals, Ancona zu befegen; das alte Bundesgenoffenfhaftsverhältniß 
löste fich, al8 die Benetianer im Jahre 1154 einen Bertrag mit König Wilhelm I. 
fchloffen, der ihnen Handelsvortheile gewährte; auch weigerten fie fih, in einem 
furze Zeit fpäter zwifchen dem Kaifer und König Wilhelm ausgebrodenen Kriege 
bem erfteren bie vertragsmäßige Unterftügung zu gewähren (1165 —67). Ber» 
trauensvoll famen 20,000 Benetianer mit vielem Gelde nach Byzanz; da gab Manuel 
am 12. März 1171 den Befehl, die venetianifchen. Kaufleute zu verhaften, ihre 
Waaren zu konfisciren. Protefte und friegerifhe Rüſtungen hatten feinen Erfolg; 
ein Feltzug mißlang. Erft einige Jahre fpäter (1175) ſah fih der Kaiſer ge— 
nöthigt, eine Ausfühnung mit den Venetianern zu fuhen, indem er ihnen einen 
Erſatz für die erlitienen Berlufte verſprach. Aber nicht blos in Konftantinopel 
waren Benetianer und andere italienifche Kaufleute anfäffig, wir finden eine große 
Anzahl in Abydes, Aorianopel, Rodoſto, Theffalonih, Almyro u. a. angeflebelt. 
Die Eroberung Konftantinopel® durch die Kreusfahrer 1204 ficherte den Bene- 
tianern die Hanbelsfuprematie im neugegründeten lateinifhen Kaiſerthum. Die 
Benetianer erhielten nebft der Beftätigung ihrer bisherigen Rechte die Länder 
Epirus, Akarnanien, Wetolien, die jonifhen Infeln, von welden Corfu, Santa 
Maura, Cefalonia und Zante namentlich hervorgehoben werben; ben Peloponnes, 
bie gegen Süven und Weften gelegenen Infeln des Archipelagus, eine Anzahl 
Städte an ber europäifhen Küfte ver Meerenge der Darbanellen und am Marmoras 
meere; thraciſche Binnenftädte, worunter das wichtige Adrianopel. Diefe Gegenven 
waren insgefammt für Handel und Schifffahrt günftig gelegen, von Konftantinopel 
bis an die adriatifhe Küfte beherrſchten die Venetianer vie hervorragendſten Pläge. 
In der Hauptftabt Konftantinopel felbft befamen fie die wichtige Vorſtadt Pera. 
Auf Candia wurden Kolonien gegründet; der Handel, die Probufte, beſonders das 
Bauholz der Infel, waren für die Republit von ungemeinem Werthe. Durch bie 
Eriverbung Morea's kamen fie in den Befig beveutender Seidenmanufafturen, bie 
bei der fteigenden Nachfrage großen Gewinn bradten. Den Handel im ſchwarzen 
Meere fuchten fie ſich durch Kolonien zu fihern, Tana (Afow) und Sudak wurden 
blühende Emporien, wohin die nordifhen Produkte auf den Markt gebradht wur» 
ben, und wo Ruffen aus Nowgorod und Moslau fi einfanden. Die Häfen an 
der Südſeite des ſchwarzen Meeres waren für den Verkehr mit den Faufafifchen 
und armenifhen Völkerſtämmen wichtig, den fie fih durch Handelsverträge mit den 
Herrſchern von Nikäa, den Kaifern von Trapezunt und den Königen von Arme- 
nien fiherten. In dem legten Reiche ſiedelten fie fih in großer Anzahl an und 
beherrſchten durch ihre Betriebfamkeit den gefammten Verkehr diefer Gegenden. 
Die Verträge mit den armenifhen Königen waren überdies für den Handelszug 
über Ajazzo (das alte Ifjus) und Tauris wichtig. Auch mit den faracenifchen 
Herrfchern, welche die fyrifchen und paläftinenfifhen Gebiete den Chriften entriffen, 
wurden Verbindungen angelnüpft; mit dem Sultan von Jconium, Saladin, ein 
Handelstraktat geſchloſſen, nad welchem vie Benetianer gegen eine Abgabe von 
10 Procent in dem gefammten, dem Sultan gehörigen Gebiete, kaufen und ver- 
faufen durften. Ein ähnlicher Traftat mit vem Sultan von Aleppo fiherte ihnen 
gegen eine fechöprocentige Gebühr für alle aus- und eingeführten Waaren, ven 
Handel in den Staaten besjelben. Sie erhielten überbied in Aleppo eigenes 
Duartier und in Civil- und Kriminalfahen eigene Gerichtsbarkeit. Handelsver⸗ 
träge mit den Sultanen von Tunis 1251 und Aegypten 1238 öffneten ihrer mer- 
fantilen Thätigkeit auch die afrifanifben Gegenden. Die Eiferfuht Genua’s auf 
das glüdlihere Venedig führte zu Reibungen und Kriegen in ven fyrifchen Ges 
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wäflern und im ſchwarzen Meere, vie aber faft fämmtlih zu Gunften Benebigs 
ausfielen. Um ihre Rivalen aus Konftantinopel zu verdrängen, unterftügten bie 
Genueſen die Beftrebungen des Michael Paläologus zum Umfturze des Iateinijchen 
und zur Wiederaufrihtung des griechifhen Kaiferthrones. Die Ermahnungen bes 
Papftes, der Bannſpruch desfelben, blieben erfolglos; die genueſiſchen Schiffe und 
Mannfhaften wirkten thätig mit zur Vertreibung des ſchwachen Balduin IL. Durd 
die Begünftigungen, welche nun die Genuefen für ihre Verbienfte um bie Paläo- 
logen von dem Kaifer erhielten, durch die Anlegung einer Kolonie, Kaffa an ber 
Süpoftfüfte der Halbinfel Krimm, glüdte e8 ihnen, die Venetianer für einige 
Zeit von dem Handel im fhwarzen Meere und in Konftantinopel gänzlid aus- 
zuſchließen, ihre Handelsfuprematie in tiefen Gegenden für immer zu brechen. 
Zwar gelingt e8 den Benetianern nad einiger Zeit wieder, Zutritt nah Konftan- 
tinopel und die Beftätigung ihrer alten Hanbelsprivilegien von dem griechifchen 
Kaifer zu erhalten, aber das merfantiliftifche Uebergewiht der Genuefen in Kon- 
ftantinopel und im ſchwarzen Meere wurde dadurch nicht geſchmälert. Um fid 
für diefe Berlufte zu entfhädigen, ſuchten die Venetianer anderwärtd Hanbels- 
verbindungen anzufnüpfen. Der alte Stapelplag für ben indifhen Waarenhantel, 
Alerandrien, warb von ihnen um fo geeigneter für die Anfnüpfung dauernder 
Handelsverbindungen gefunden, als unter der ftrafjen militärifhen Herrſchaft ver 
mamelufifhen Sultane hier dem Berkehre große Sicherheit geboten wurbe, während 
in den fyrifhen Häfen die Plünderungen und Räubereien ver türfifhen Horben 
Handel und Wandel unfiher machten. Die Kirchenverbote, melde jeden Berkehr 
mit den Ungläubigen unterfagten, mußten die betriebfamen Nepublifaner zu um- 
geben, oder durd reihe Beftehungen hoher kirchlicher Würdenträger unwirkſam zu 
mahen. Mit ven Mamelufenfultanen wurden vortbeilhafte Hanbelsverträge abge- 
ſchloſſen. In einem Friedenstraftate vom Jahre 1302 wurden den Benetianern bie 
alten Privilegien beftätigt und neue hinzugefügt. Unter billigen Bedingungen er- 
hielten fie den Zugang zu allen Häfen Syriens und Aegyptens; einige für ben 
eigenen Bebarf ver Benetianer beftimmte Artifel und die meiften aus Aegypten 
ausgeführten Handelögegenftände waren ganz zollfrei. Zeitweilige Unterbredungen 
abgerechnet, die in den politiihen Berhältniffen ihre Erklärung finden, nahm ver 
Handel nad Aegypten einen bedeutenden Aufſchwung; die Nepublif erhielt von dem 
Papfte Clemens V. die Erlaubniß auf 10 Jahre, unter der Beringung nad 
Aegypten Handel treiben zu dürfen, daß fie den Ungläubigen weder Eifen noch 
andere Kriegsbedürfniffe zuführe. Die Sultane bewilligten in den mit Venedig 
ahgejchloffenen Berträgen bedeutende Herabfegungen der Eingangszölle für vene- 
tianifhe Waaren; in Kairo durfte ein Gefandter, in den übrigen Häfen Konfuln 
refidiren, um die Intereffen der Kaufmannfchaft und die Aufrebthaltung der inter: 
nationalen Verträge zu fügen. Auf den Faftoreien burfte die venetianifhe Flagge 
wehen. So lange die Hanbelsbeziehungen zwiſchen Aegypten und Venedig dauerten, 
war leßteres bemüht, durch erneuerte umfichtige Verträge den Handel zu fichern, 
und einen lebhafteren Waarenumfag durch Herabfeguug der Zölle zu ermöglichen. 
Die venetianifden Handelsfonfuln, die zur Schützung und Sicherung des Eigen- 
thums in den bebeutendften Handeleplägen wohnten, ftanden im Allgemeinen in 
hoher Achtung. Eeit der Eroberung Konftantinopels dur die Türken, 1453, mar 
bie fommercielle Thätigfeit der VBenetianer nah Aegypten eine Zeit lang ncd 
reger. Die ägyptiſchen und fyrifhen Häfen wurden für den Bezug ber im Levante: 
handel gangbaren Waaren wichtiger, die meiften andern Emporien, woher orien- 
taliſche Erzeugnifie bioher bezogen werden konnten, waren ben Dsmanen in bie 
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Hände gefallen. Der fommercielle Verkehr Venedigs mit den Gegenden bes 
ſchwarzen Meeres hatte turd die Konkurrenz der Genuefen bedeutend gelitten, ohne 
jedoch vernichtet werden zu können. Auch mit andern Tartarenfürften ſchloß Venedig 
günftige Berträge, und der Handel im fhwarzen Meere fcheint bis zur Eroberung 
diefer Gegenden durd die Türken nicht ohne Bedeutung geweſen zu fein. In Tana 
hatten zwar faft alle maritimen Nationen des Mittelalters ihre Niederlaffungen 
und Comptoirs; die genuefifhen und venetianiihen Faktoreien waren jedoch bie 
bebeutendften. — Das Reih von Kiptfhat wurde durh den Mongolenfürften 
Timurlenk zertrümmert, Tana fiel in feine Hände und wurde zerftört, 1397, 
die meiften Kaufleute wurden ermorbet oder ald Sklaven verfauft. Die Benetianer 
gaben feitvem ihren Verkehr mit den nordöftlichen Gegenden des ſchwarzen Meeres 
auf; die übrigen Nationen, befonders die Genueſen, überfievelten nah Kaffa, 
welches raſch aufblühte, und den Namen Konftantinopel der Krimm erhielt. Die 
Berbindung mit den Emporien am ſchwarzen Meere unterhielten die Benetianer 
nit blos zur See, zu Lande führte ein Handelsweg durch das bulgarifche Gebiet 
nad Konflantinopel und dem Pontus; dieſe Straße war zeitweilig wichtiger als 
der Seeweg, der mandmal von den Genueſen gänzlich gefperrt war. Verträge 
mit den bulgarifhen Fürſten wurden deshalb zur Sicherung des Tranfithandels 
geſchloſſen. Auch im trapezuntifchen Kaiſerthume hatten vie VBenetianer vortheilhafte 
Berträge; der fommercielle Verkehr war bejonders lebhaft, bis zum Ausbrude des 
großen Kampfes mit Genua, dem fogenannien Kriege von Chioggia, der nad 
mannigfadhen Wechſelfällen mit ver Demüthigung der Oenuefen endete. Der beutfch- 
venetianifche Verkehr entwidelte ſich erft in verhältnigmäßig fpäterer Zeit, wurde 
erft feit dem 14. Jahrhunderte bedeutend. Die Deutihen kamen nad Venedig, 
um bier die unentbehrlichen Waaren zu holen, da ein Gefeg den Venetianern ver- 
bot, diejelben felbft nad Deutſchland und den Nahbarländern Ungarn, Polen und 
Böhmen zu bringen. Ein direkter Seeverkehr ter italieniſchen Staaten mit den 
Niederlanden fand vor dem 14. Jahrhundert nicht ftatt. Faſt um diefelbe Zeit 
wie mit den Niederlanden wurben aud regelmäßige Handelsverbindungen mit 
England angelnüpft; Geſchäfte mit Spanien, Portugal, Frankreich, befonders mit 
der Provence find fhon früher lebhaft betrieben worden. Die Blüthezeit des vene- 
tianifhen Handels, der ausgevehntefte und lebendigfte Verkehr, war im 14. Jahr- 
hundert. Zu Ende desfelben befaß die Republik eine Handelsflotte von 3000 
Kauffahrteifchiffen, melde zu beftinmten Jahreszeiten nad den verfchiedenften 
Gegenden fegelten. Der Tonnengehalt der Saiffe ſchwankte zwiſchen 10 und 100, 
es gab jevoh auch einige von 700 Tonnen. Die Handelserpeditionen wurden 
zuweilen von bewaffneten Galeeren begleitet; fie fuhren nah Griechenland und 
Konftantinopel, nah dem ſchwarzen und afowijchen Meere, nad Cypern und 
Syrien, nad) Aegypten und ver Berberei, nad) Frankreich, Portugal, Spanien. und 
den Niederlanden. Diefer großartige Verkehr war im Großen und Ganzen Zwifchen- 
handel, der jedoch durch eine eigene Inbuftrie unterftügt und gehoben wurde, 
Benedig gehörte durch feine lebhafte inbuftrielle Produltionskraft zu den beveu- 
tendften, und blühenpften Fabriksſtädten des Mittelalters. Unter den Manufalturen 
Venedigs ift die Seidenweberei zuerft zu erwähnen. Schon beim Beginne der 
Hanvdelsverbindungen mit Konftantinopel firebten die Venetianer darnach, den 
Seidenhandel ausſchließlich an ſich zu reißen, fie wurben die Kommiffionäre ver 
in Korinth, Theben und Athen gefertigten Seidenwaaren. Nad der Befignahme 
Morea's im vierten Kreuzzuge verpflanzten die Venetianer Arbeiter von da nad 
ihrer Infelftadt; und etwa ein Jahrhundert fpäter, 1310, wurde dieſer Induftrie- 


% 


734 Venedig. 


zweig bafelbft durch flüchtige Iucchefiihe Familien vervollkommnet, die wegen bür 
gerlicyer Streitigkeiten aus ihrer Baterftant ſich geflüchtet und von den Benetianern 
gaftfreundlih aufgenommen wurden. Die venetianifhen Seivenmanufafturen warfen 
alljährli einen bedeutenden Gewinn ab; die Geſetzgebung war darauf bebadt, 
die Site des Fabrikates zu heben und Tas ausihlieglihe Monopol des Hantıls 
zu fihern. Dur vie Grmerbung ver Kolonien in Griechenland gelangte man in 
den Befig der verfdiedenen Seidenforten. Im 14. und 15. Jahrhunderte erzengten 
die venetianifhen Fabriken vie febönften Stoffe in Sammt, Seite und Brofat; 
im höchſten Rufe ftanden die mit Gold und Silber verbrämten Seidengewebe 
Der Seivenfabrifation zunächſt ftand die Tuchweberei. Auch die Leinwandfabrile— 
tion wurde in Venedig in ausgerehntem Maßſtabe betrieben; die Lombardei, die 
Küften des ſchwarzen Meeres, Aegypten und vie Berberei lieferten Flachs, vie 
nordijchen Yander Hanf. Seit vem Anfange des 14. Jahıhunderts erzeugte man 
Baummollenftoffe,; den Rohſtoff bezog man aus Süritalien, Syrien und der Iniel 
Cypern. Die venetianifhen Gamelotwebereien waren berühmt; aud in Armenien 
errichtete man Yabrifen. Die Färbereien waren ausgezeihnet. Diefer Inpuftrie 
zweig wurde ſchon im 15. Jahrhunderte wiſſenſchaftlich betrieben. Die Waffen: 
induftrie, deren Grzeugniffe einen großen Abfag in der Yevante fanden, nahm 
einen großen Auffhwung. Man verfertigte Yanzen, Panzerhemden, Schwerte, 
Helme, Schilder und in fpäterer Zeit Feuerwaffen. Den Ruf feiner vortrefflihen 
Ölasarbeiten hat ſich Venedig bis im bie neuefte Zeit gewahrt. Diefe Kunft wur 
aus dem Driente eingeführt und die venetianifhen Spiegelgläfer verbrängten die 
bis ins 15. Jahrhundert allgemein gebraudten Metallfpiegel. Schon feit vem 
11. Jahrhundert fheint man auch das Geheimniß gefannt zu haben, das Ola 
zu färben; fpäter fam die Kunft, das Glas zu vergolden und mit Del zu malen, 
hinzu. Die venetianifhen Spiegel waren vor dem Zeitalter Ludwig XIV. tie 
größten, welde in Europa verfertigt wurden; Murano war der Gig dieſes In- 
duftriezweiges. Die Goldſchmiedwaaren Venedigs, befonders die fein und zierlid 
gearbeiteten Schmudjahen, bewahrten lange Zeit dauernden Auf. Die Kerzen 
fabrifation wurde lebhaft betrieben; das rohe Wachs bezog man aus ben Küflen- 
gebieten des fhwarzen Meeres, aus der Moldau und Walladhei. Ein bedeutender 
Handel wurte mit Apotheferwaaren betrieben, welche die VBenetianer aus Aegypten 
und Syrien bezogen, und deren Bereitung fie lange Zeit ausſchließlich in Händen 
hatten. Am Ende dieſer Periode bemädhtigten fie fih gleih nah Erfindung der 
Buchdruckerkunſt des Buchhandels, die venetianifhen Preffen gehörten am Schluſſe 
des 15. und durd das ganze 16. Jahrhundert zu den berühmteften. Die But 
drudereien der Stadt Baſſano befhäftigten eine große Anzahl Arbeiter. 

Es dürfte faum gewagt fein, zu behaupten, vaß vie venetianifhe Verfaflunz 
ihren Entwidlungsgang von einer Art Repräfentativverfaflung im modernen Sinn 
des Wortes zur reinen Ariftofratie genommen hat. Seit 1172 ruhte alle Gemalt 
in dem großen Rath, welder Träger der Souveränetät war und zu allen 
Aemtern ernannte. Mittelbar lag bei einer zu diefem Zwecke befonders kfomplicirten 
Wahlordnung aud die Dogenwahl in feiner Hand. Der große Rath jelbft jedoch 
beftand um diefe Zeit keineswegs aus Sonverberedhtigten, er gieng aus ber freim 
Wahl des Bolfes hervor. Sämmtlihe Inſelbewohner waren in Wahlfreife (sestiere) 
eingetheilt, deren jeder 2 Mitglieder in ven großen Rath zu entſenden hatte. Das 
13. Jahrhundert, die Zeit der Ausbildung von Tyrannenherrſchaften im dem Ita 
lienifhen Städten, ift auch für Venedigs Verfaſſung maß- und ausfchlaggebent, 
es arbeitet den Lomplicirten Mechanismus verfelben aus und verleiht ihr tie für 
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alle Zufunft harafteriftiichen Merkmale. Der große Nath, der ſchon früher bie 
Exelutivgewalt auf den Dogen und einen aus ſechs Mitgliedern zufammengefegten 
Feinern Rath übertragen hatte, organifirte aus fi heraus eine kleinere, für Be— 
forgung ver laufenden Staatsgefhäfte tauglihere VBerfammlung, den Senat oder 
die „Pregadi", deren Zahl ſchließlich auf 300 feftgefegt wurbe. Allmälig ward 
dann die Macht der dem Dogen beigegebenen 6 Mitgliever des Heinern Raths 
erweitert; man verlieh ihnen gleidhes Stimmredt wie dem Dogen, und dies bei 
Entſcheidung aller Angelegenheiten; irgend welche Beſchlüſſe in Staatsſachen konn» 
ten ohne fie nicht gefaßt werben, felbft an den Dogen gerichtete Briefe hatten fie 
zu erbreden. Schon inmitten des 13. Jahrhunderts ift diefe Beſchränkung ver 
Dogengewalt in voller Durdführung begriffen: Doge und kleinerer Rath bilden 
zufammen die serenissima signoria der Republif, wie es fortan bis zum Unter: 
gang des Staates der Fall war. 

Der Geift und innere Gehalt diefer Ordnungen, die im Ganzen genommen 
für alle Zukunft aufredt blieben, wurde dur tie 1289 erfolgte fogenannte 
Schließung des großen Rath (serrata del maggior consiglio) weſentlich geändert. 
In diefem Jahre wurde nämlid unter vorragender Betheiligung des Dogen Pier 
Gradenigo die Anordnung getroffen, daß diejenigen Mitglieder des großen Rathes, 
welche in den zulegt abgelaufenen vier Jahren vom Volke zu foldhen beftellt 
worden waren, in perpetuum für fi und ihre Nadfommen das ausschließliche 
Recht befigen follten, den großen Rath aus ihrer Mitte zu bilden. So warb aus 
einer Bertretung des Boltes die Vertretung privilegirter Yamilien, welche vie 
Herren der Mepublif blieben. Bei einer folden Einrichtung war es ganz natürlich, 
ja unvermeidlih, daß jene Adelsgeſchlechter, welche in den legten vier Jahren vor 
1289 keines ihrer lieder im großen Rathe figen gehabt, auf geraden ober 
frummen Wegen emporzufonmen fuchten und die Sicherheit des Staates wieder- 
holt durch Verſchwörungen bebrohten. Das Gegenmittel gegen diefe mußten Ge: 
beimpolizei und Staatsinquifition berbeifhaffen, welde beide in Venedig durch 
ven Lauf der Zeiten zu dem hödften Grad ber Bolllommenheit ausgebilvet 
wurben. Es ereignete fih aud bier, was nahmals auf dem Kontinent beinahe 
allenthalben zu beobachten war: daß die hohe Polizei aus einer Dienerin zur 
Herrin des Staates wurde, daß vor ihrer Gewalt als einer fihrantenlofen und 
unfontrolirten Alle zitterten, Niemand des Lebens und Vermögens fiher war, 
daß nit Anfehen und Stellung, nidt Großthaten und Bervienfte um- den Staat 
vor Eril, Kerker oder Todesſtrafe ſchützten und deshalb die Mafje der Bevölkerung 
in ven Tag hinein lebte, wie fie es heute in orientaliihen Satrapieen thut, vie 
Befferen und Auserwählten aber ſich jchlieglih mit Efel von einem Staatsweſen 
abwandten, in dem es für Freiheit und Menfhenwürte feinen Raum gab. 

Als oberfter Hüter der venetianiſchen Staatspolizei figurirte der berüdhtigte, 
im Jahr 1310 zuerft nievergefegte Rath der Zehn. Dieſe Körperſchaft verbantte 
einer mißlungenen Berfhwörung ihre Entftehung, fie follte gegen Wiederholung 
ähnlicher hochverrätberifher Verſuche zugleih als Präventive und als oberfter Kri— 
minalgerichtshof dienen. Ihr Wirkungskreis und ihre Bedeutung wuchſen ftetig über 
den urſprünglichen Plan Yinaus. Mit fiherem Schritte, mit zäher Ausdauer und 
ganzem Erfolge riß der Rath der Zehn vie Befugnig an fi, jeden Zweig der 
Staatsregierung zu beauffihtigen und von Niemand beauffichtigt zu werden, in alle 
öffentlichen Angelegenheiten thätig einzugreifen und gegen Feine feiner Entſchließun—⸗ 
gen aud nur den Schatten eines Widerſpruchs auflommen zu laffen. Wenn er 
die Staatsmafdinerie nicht in ihrem regelmäßigen Gange leitete, jo trat er fofort 
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handelnd, ftrafend oder gebietend ein, wenn ein beſonderer Fall eine ercepttonelle 
Behandlung erforberte oder zu erforvern jchien, Der Math der Zehn wurde nur 
uneigentlih fo geheißen, er zählte jiebzehn Mitglieder, barunter ex officio den De— 
gen und die ſechs Räthe der Signorie. Die Übrigen zehn, melde der Körperſchaft 
den Namen gaben, wurden auf ein Jahr vom Senat erwählt und durften mit 
dem Dogen in feinem rate verwandt fein, Erſt fpäter (1539) machte ſich das 
Bedürfniß geltend, eine zu raſcherem Einſchreiten noch beffer geeignete Geheim— 
behörde zu befigen, ald ver Nath der Zehn es war: aus den Reihen der gefürd- 
teten Zehn wurden drei Mitglieder ald permanent thätige Staateinquifitoren aus 
geſchieden und ihnen eine fhranfeniofe Gewalt über alle Benetianer übertragen, 
Der Territorialbefig der Republik, welche unter einer Verfaſſung von foldem 
ariftofratifch-poliziftiichen Gepräge lebte, blieb bis zum Zeltalter der Kreuszüge auf 
die Laguneninſeln und das benadbarte iſtriſch dalmatiſche Küftenland bejchräntt. 
Mit den Kreuzzügen kam für Venedig die Epode der Groberungen. Eine Reihe 
überfeeifher Befigungen wurden erworben, vie Zahl der Bewohner verfelben im 
Zeitpunkt des Glanzes der venezianifchen Herrſchaft ift auf 7—8 Millionen geſchätzt 
Diefe Eroberungen fanden auf Koften des byzantiniſchen Kaiſerthums ftatt, theils 
im direkten, theils im mittelbaren Wege wurde die Beraubung desſelben betrieben. 
Entweder riß Venedig durch offenen Krieg mit den griehifhen Kaifern Theile ihres 
Territorialbefiges an ſich, oder jagte es Genueſern und Pifanern die Beute ab, 
die fie in der Levante gemacht hatten, oder endlich fette es dem hinfälligen orien- 
taliihen Kaiferreih neue Herrſcher (1204, latelnifcher Kreuzzug), tie Benedig in 
Land und Yeuten und Hanvelsprivilegien für feine Gunft entlohnen mußten. So 
finten wir den unternehmenden Hanvelsftaat am Beginn des 13. Jahrhunderts im 
Befige des Peloponnes und zahllofer griehijher Küftenftäbte oder privilegirter 
Stadtviertel in ſolchen. Die Macht des Dogen war in diefen Kolonieen eine min: 
der befchränfte als zu Haufe, vie Willfür und Unternehbmungsluft der Robili, vie 
nad griehifhem Land auf Kriegsabenteuer ausgezogen waren, erhielt bier einen 
freiern Spielraum. Venedigs Kolonialherrfhaft viente ebenfo dem Zweck, Reich- 
-thum und Macht zu gewinnen, als dem andern, unruhige Elemente aus der La- 
gunenftadt zu entfernen und im Orient mit lohnender Befhäftigung zu verfchen. 
Langfamer und mit entſchieden geringerem Thatendrange griff Venedig im die 
wirren Berhältniffe des italienifhen Feſtlandes ein. Es ließ fih zwar ſchon wäh. 
rend des 12, Jahrhunderts in bie Händel ver lombarbifhen Städte mit Kaifer 
Friedrich I. hineinziehen, begnügte fich aber, den Sieg, den es über des Kaifers 
Flotte bei Salvore erfodht, zur Hebung feines moralifhen Anſehens auszubenten. 
Dur feine Vermittlung ward zwifchen Kaiſer und Papft (Alexander IIL) Frieden 
gefhloffen und zwar auf Venedigs Boden felbft; man zeigt noch in der Vorhalle 
der Markuskirche die Stelle, wo Friedrich Barbaroffa vor dem Papft gekniet ha— 
ben fol. Später als feinen Ehrgeiz konnte Venedig feine Länderſucht durch Erebet 
zungen auf dem italienifhen Feftland befriedigen. Dan datirt den Anfang folder 
mit dem Jahr 1338, fie gewannen jedoch erft mit Beginn des 15. Jahrhunderts 
an Bereutung und Ausdehnung. Benedig hatte feinen einzigen Nebenbubler zur 
See, Genua, niedergeworfen, es feierte über die Oenuefen feinen größten Seeſieg 
(Shioggia, 21. Juni 1380), nachdem es fih im feinem Beſtande durch das am 
fängliche Kriegeglüd des Yeindes bebroht gefehen. Unangefohten in der Herrfdyaft 
über die Meere wendet es feine Aufmerkjamfeit dem lombardiſchen Feſtlande zu, 
wo es am Ausgang des 14. Jahrhunderts erobernd ausgriff, in der Mitte 
des mäcjftfolgenden um Suprematie und Alleinherrſchaft rang. 1406 ſteht 
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es im Befige von Trevifo, Padua, Bicenza, Verona, bald folgen Navenna (ven 
Podeftas 1441 abgenommen), Brescia und Gremona (Mailand entrifjen), Lonato, 
Baleggio, Peschiera (bis dahin den Mantuaner Herzogen gehörig), die Polefina 
(Halbinfel zwiſchen Etſch und Po) als neue Eroberungen. Um biefelbe Zeit hatte 
es am norböftlihen Ufer ver Adria Dalmatien mit Ausnahme Raguſas inne, wäh · 
rend feine Herrfhaft in ver Levante (1500) trotz der inzwifhen begonnenen Tür- 
Benfriege über Korfu, Tenedos, Kandia, Negroponte, Küftenpuntte des Peloponnes, 
über Cypern und bie kleineren Infeln des Archipelagus ſich erftredte. 

Mit dem offen befannten Zwede, ven größten Theil diefes Yänderbefiges ber 
Mepublif zu entwinden und die Machtſtellung verfelben volftändig zu brechen, ward 
vie Liga von Cambrah gefchloffen (10. December 1508). Die Könige von Frank: 
xeih, Neapel und Ungarn, ver Kaifer, der Papft, die Efte und Gonzaga ver- 
bündeten fih, um Benevig dahin zu bringen, daß es vom Fiſchfang ‚leben müſſe. 
Die Republik führte den Krieg mit wechſelndem Erfolge und ſchloß ihn dur Ge- 
paratfrieden, indem ver Papft ver Erfte von der Koalition abfiel und Kaifer Ma⸗ 
zimilian zulegt (1517) feinen Frieden mit der Signoria machen mußte, Am Ende 
des Kampfes fand fih Venedig in beinahe ungefhmälertem Befige feiner frähern 
Territorien, 

Trotz des ehrenhaften Ausgangs des Krieges wider die Liga von Cambray 
ift e8 unverfennbar, daß für Benedig mit dem 16. Jahrhundert die Periode bes 
Sinfend und Verfalles hereingebrochen war. Unglüdlihe Türkentriege und fhimpf- 
liche Tributpflicht an die Pforte bezeichnen den Anfang des Nievergehens der ve 
netianiſchen Macht. 1540 geht ganz Morea an die Türken verloren, 1569 erobert 
Selim Eypern. 1573 wird der Berlufi viefer Loftbaren Infel trog der flegreichen 
Lepantoſchlacht durch den Frievensfhlug mit den Türken beftätigt. So geht es 
mit Benevigs Macht im Orient ftetig und unaufhaltfam abwärts, felbft nad) ficht- 
licher Schwächung der Osmanen vermögen die Venetianer nicht feftzubalten, was 
fie vorübergehend wieder gewinnen (Moren 1687 durch Francesco Morofini zu⸗ 
rüderobert, im Frieden von Karlowig 1699 den Venezianern zugefprohen, 1718 
im Frieden von Paflarowig abermals an die Türken verloren). 

Die Entvedung des neuen Seewegs um das Kap, das Wachsthum ber 
öfterreihifhen Macht, die Nachbarſchaft ver Päpfte, die Zunahme des transatlan- 
tifchen Handels, die Verwendung der minder rentabel gewordenen Handelskapita- 
lien in Yatifundien des Feſtlands — alles dies Elemente des Verfalls, die mäch— 
tig zufammenmwirften und nur durd raftlofe Kraftanftrengung zu bewältigen geme- 
fen wären. Die venetianifche Ariftofratie aber hatte ſich überlebt, Aufjuchen von 
Abenteuern oder Gewinn in fernen Landen war nicht mehr ihre Sade, und jebe 
Dpferiuft für die Republik längft dahin. Diefe Ariftotratie — und man hatte es 
fo eingerichtet, vaß fie allein bei Entſcheidung von öffentlihen Angelegenheiten mit» 
zählte — theilte fi in eine Klaffe von Auserlefenen, die in Befig von Amt und 
Würden flanden, nnd einen Schwarm von Tagedieben, die mäßig auf dem Mar- 
tusplag herumlungerten, bis auch fie einen Poften erhaſchten. Die Entartung der 
Hüter der Berfafjung und einzigen Herren des Staates, die Entfittlihung ver 
Menge, die Genußſucht Aller liegen es zu feiner Erneuerung der faul gewordenen 
Staatsorbnung kommen. Bollftändige Gleihgültigkeit gegen das Schidjal der Re— 
publif mußte Folge und ftete Begleiterin eines Lebens fein, das den Venezianer 
durch Saus und Braus and Ziel feiner Tage führte. Polizei und Staatsinquifi- 
tion forgten dafür, daß von einer ernften Einfehr des Volkes in ſich jo wenig bie 
biede war, als von Politik überhaupt, daß Benedig der Ruf der luftigften Stadt 
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Europas bewahrt bleibe und vie langen Nächte wüſter Schlemmerei mit einem 
furdtbaren Erwadhen unter dem Trommelſchlag frember Eroberer enden. 

Als Venedig aufhörte ein felbftändiger Etaat zu fein, befaß es nur ned 
farge Reſte feiner ehemaligen levantiniihen roberungen, Theile von Albanien 
und die jenifhen Infeln; an der norböftlihen Küfte des adriatiſchen Meeres er: 
firedte fi feine Herrfd,aft über Theile von Dalmatien, Friaul und Iſtrien; in 
Italien befaß es außer den Infeln und Ufern der Lagune nod Bergamo, Brei 
cia, Cremona, Verona, Vicenza, Feltre, Belluno und vie trevifaner Mark. Im Gau— 
‚zen genommen war dies immerhin ein einladender Befig, ter an Frankreichs re 
volutionäre Heere ohne ven Verſuch eines Widerſtandes preisgegeben wurde. Der 
16. Mai 1797 war der legte Lebenstag der venetianifhen Republik, der Tag des 
Einrüdens franzöfifher Kolonnen in Venedig, das vor ihnen fein fremder mit 
bewafineter Hand betreten hatte. 

In ohnmächtiger Furcht vor den fiegreihen Heeren Frankreichs, des eigenen 
Bolfes nicht fiher, hatte die verfommene venetianifhe Ariftofratie die Ereignif: 
an fi heranfommen lafjen. Sie befhloß ihre Wirkſamkeit mit einer förmlicen 
Abdankung nah Art unmöglich gewordener Monarchen, fie jchaffte ſich ſelbſt at, 
indem fie die Freiheit ver Nation zurüdgab und dieſe die Republif auf demofe: 
tifher Grundlage nad franzöfifhen Mufter proflamiren ließ. Der venetianiſche 
Boltswig that fih an den gefallenen Größen der Ariftofratie durch Karrifaturen 
und Pasquille gütlih, die Entrüftung des Volkes über lange erbuldete Knecht: 
haft erhielt durch Infcenefegung eines Sturmes auf die berüchtigten Kerler ver 
Republik, vie Niemand vertheitigte und wo man einen einzigen Oefangenen fant, 
pomphaften Austrud. Die Hoffnung, daß die Organifirung Venedigs zu einer 
demokratiſchen Republik unter dem Schuge Franfreihs gelingen werde, erwies fid 
als eine nichtige. Frankreich gab ſämmtliche venetianifhe Befigungen (die joniſchen 
Infeln ausgenommen) im Frieven von Campoformio an Defterreih Preis, um du 
für von dieſem die Zuftimmung zur Erwerbung Belgiens und des linken Rhein 
ufers zu erlangen. So waren ed, wie fo oft, Deutihland und Italien, weld: 
herhalten mußten, um ber öfterreihifchen Arrondirungsfucht und franzöfifchem Chr 
geiz als Beute zu dienen, — Im Frieden von Preßburg (26. Dec. 1805) fam 
Defterreih um feinen neu erworbenen venetianifhen Beſitz; Venedig wurde dem’ 
Königreih Italien einverleibt und zur Hauptftabt von 18 Provinzen vesfelben er 
hoben. Als fpäter die napoleonifhe Ordnung der Dinge auch in Italien zuſan— 
menbrach, bemädhtigte ſich Defterreih rafch der Lombardei und Benedigs und ter 
zweite Barifer Frieden ratificirte diefe Eroberungen. Die Yagunenftadt blieb ſeitden 
unter öſterreichiſcher Verwaltung und theilte vie Geſchicke des übrigen öſterreich 
ſchen Italiens. 

Die neue Ordnung vollzog ſich geräuſchlos und ohne Widerſtand. Beim Ein 
rücken in Italien verſprachen die öfterreichifchen Generale Befreiung von ber Fram 
zojenherrihaft, Abſchaffung ver Kenfkription und einiger läftigen Steuern. Bejonteri 
in Venedig hoffte man bei der Neugeftaltung ver europäiſchen Berhältnifie nur 
gewinnen zu können und erwartete zuverfichtlih die Wiederherftellung ver Repu 
blit. Das gefhah jedoch nicht. Defterreih hielt die Beſetzung Venedigs nad der 
damaligen Anfhauung für unbedingt nothwendig. Der Anfang war vertrauen 
erwedend. In Wien und in Mailand herrſchte nod ein friſcher Kuftzug. Der Grof 
von Saurau, ſeit 1816 Präfivent des Negierungsrathes, hatte für die Italiener 
Borliebe und Berftänpniß. In der Verwaltung war er bemüht, die Einrichtungen 
und Angeftellten des Königreichs Italien möglihft zu erhalten und fand in dem 
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liberalen jefuitenfeindlihen Erzbiihof von Mailand, Gaisrud, einen eifrigen För— 
derer feiner Beftrebungen. Die Stimmung Italiens, welche in den Jahren 1814 
bis 1816 feine befonvers günftige war, befferte fidy allgemad, befonvers als man 
in Folge der Ernennung des Erzherzogs Anton zum Vicekönige bie alte nationale 
Berwaltung wieberhergeftellt wähnte. Mit dem Jahr 1818 tritt durch die Ernen- 
nung bed Erzherzogs Rainer, der nach dem Rücktritte Antons beffen Stelle erhielt 
und mit der Uebernahme des Guberniums durch Straffoldo ein Wendepunft im 
ganzen Berwaltungsfuftem ein. Schon im Jahr 1815 wurden nad einander bas 
öfterreihijche Ehegefeg, das öſterreichiſche Strafgefegbud, vie Gerichtsordnung und 
das bürgerliche Gefegbuh eingeführt. Die Unzufriedenheit war eine allgemeine, bie 
Staliener konnten fi mit der Heimlichkeit und Langſamkeit des Berfahrens, mit 
ber Befeitigung der Geſchwornen nie verfühnen. Selbft Anhänger ver Regierung haben 
dies Klar und entjchieden betont. Unmuth erregte es, daß vie höchſten Gerichtspoften 
mit Deutſchen bejegt wurben, vaß bei den Kriminalhöfen blos Deutſche fungirten. 
Die Nihtberüdjihtigung der nationalen Elemente hatte zur Folge, daß man aud 
die wohlthätigen Reformen, melde die öſterreichiſche Regierung dem Lande brachte, 
überjah oder geringihäste, wie die Regelung des Handels und Verkehrs, die Maf- 
nahmen, welde bezüglich der Gefunpheitspflege und des Kultus getroffen wurden. 
Die Ausbildung des Polizeiwefens, weldes in die privaten Verhältniffe mit mäch— 
tiger Fauſt eingriff, erweiterte die Kluft zwifchen Regierung und Vol. Man beauf- 
ſichtigte Alles und Jedes und bie Berichte ver geheimen Polizei fpielten eine Haupt- 
rolle im ftaatlihen Leben und felbft hochgeftellte Perfönlichleiten mußten die „hö- 
here Bewachung“ über ſich ergehen lafjen. Eine Inftruftion für die geheime Po- 
lizei fhrieb bis in das minutiöfefte Detail vor, daß die Bewachung fih nicht 
blos auf die öffentlihe Meinung und die geheimen Geſellſchaften befhränfen follte, 
ſondern auch die Genfurbehörbe, die amtlihe und häusliche Aufführung der Beam- 
ten, ber Söhne, den Lebenswandel ber Geiftlihen, den Geift und das VBetragen 
des Militärs, die fremden Konfuln, die Reifenden u. f. w. zu treffen babe. Se 
jhwieriger die Stellung Defterreihs in Italien mit der Zeit wurde, je größer die 
Dppofition gegen dasfelbe, um fo firenger führte man das Bewahungsfyftem durch. 

Die Kommunalverwaltung, der durch das Geſetz vom 12, Febr. 1816 ein 
großer Spielraum eröffnet wurde, wurde fpäter dur Veränderungen beſchränkt 
und beengt. Die Delegation (ein Kreisrath von k. k. Beamten) erhielt 
das Ned, in den Stabtrath gemählten Männern den Eintritt zu verweigern und 
bie Verhandlung über jeven ihr mißfälligen Gegenftand zu verbieten. Die beiden 
Central» und die fiebenzehn Provinziallongregationen des lombarbifch-venetianifchen 
Königreichs entfalteten nie eine bedeutente Wirkfamteit, fie hatten nur eine bera» 
thende Stimme. Die Wahl der zu begutadhtenden Gegenftände ftand dem Präfi- 
bium zu, welches ein k. k. Beamter führte. Den materiellen Intereffen war bie 
Regierung Rechnung zu tragen eifrigft bemüht, jevoh aud vie nicht in Abrede 
zu ftellenden Erfolge — welche auch die hartgefottenften Gegner Defterreihs zu- 
geftehen — konnten für anderweitige Mängel nicht entfhäbigen und die Zunei- 
gung ber Italiener nit gewinnen helfen. „Die öfterreihifhe Herrſchaft“, fagt 
Hartig in der „Geneſis der öfterreichijchen Revolution”, „war für vie Italiener 
mehr durch ihre Heinen (Bolizei-) Nadelſtiche verlegend und langweilig durch ihre 
Langſamkeit, als daß durch viefelbe ihre Nationalität unterbrüdt over ihr ma- 
terielles Interefje nicht geachtet worden wäre.“ 

Indeß bis in die Mitte der AOger Jahre war die Oppofition mehr eine 
ſchleichende, welche als im Charakter der Italiener wurzelnd angefehen werben 
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konnte. Die nationalen Hoffnungen wurden zwar hie und da angeregt, bei dem 
großen Theile des VBürgerftandes war jevoh vie Liebe zur Ortnung und Rube 
vorherrſchend. Nur die fortgefhrittene Partei hielt fih von dem Beſuche des vice 
fönigliden Hofes fern, unterbrad ven Verkehr mit öfterreihifhen Beamten und 
Dfficieren. Bei dem feierlihen Ginzuge tes Erzbiſchofs Romilly, ver an Stelle 
des allgemein beliebten Gaisruf trat, machten die Mailänder ihren oppofitionellen 
Gefinnungen Luft, und Fefte und Geſchäfte wurden vom Porefta, dem Grafen 
Safati, ganz im Sinne der Natienalpartei geleitet. Bei dem fogenannten Gelehr- 
tenfongreß in Venedig am 13. Sept. 1847 „waren die Naturwiffenihaften“ nad 
dem Ausſpruche Peverellis „der Vorwand, die politifhe Aktion die Subftanz.“ 
Der Ruf Viva Pio IX. wurde oft gehört und der Ruf nah Reform wurde laut, 
nachdem im benahbarten Piemont Karl Albert einer Neugeftaltung ſich zuneigte. 
In Petitionen und Bittfhriften wurden die Wünſche der Italiener formulirt. 

In den Verhandlungen, welche feit Mitte 1847 über den Zuftand Italiens mit 
den Großmächten geführt wurden, fpiegelte fi die ganze Rath- und Hülfslofigkeit des 
Wiener Kabinets ab. Noch in einer Depefhe vom 2. Auguſt 1847 äußerte Metternich: 
„Italien ift ein geographifcher Begriff, die italienifche Halbinfel befteht aus jounerä- 
nen und gegenfeitig unabhängigen Staaten, deren Dafein und Oebietägrenzen auf 
Principien des allgemeinen Staatsrehts gegrüntet find." Bon einer Oberherrlichkeit 
in Italien war jedoch fürder nicht mehr vie Nede. „Der Kaifer, hieß es, macht feine 
Anfprüche darauf, eine italienifhe Macht zu fein, er will nur fein ererbtes Reich, von 
dem einzelne Theile jenſeits der Alpen liegen, unangetaftet erhalten.” Wie Hohn Hang 
die Antwort Balmerftons, „das Wiener Kabinet werde hoffentlih nicht allein die Re— 
formbeftrebungen in Italien nit ftören, fondern diefelben thatfräftig unterſtützen.“ 

Nazzari war der erfte, welcher in Oberitalien feine Stimme erhob und bei ver 
lombardiſchen Gentralfongregation eine Petition übergab, worin die Regierung auf 
mannigfache Uebelftände der Verwaltung aufmerffam gemaht und um Abftel« 
lung verfelben erfucht wurde (9. Dec. 1847). Schon einige Wochen fpäter folgte Ma- 
nin, ein venetianifher Advofat und überreichte der venetianiſchen Centralfongregation 
eine in ſcharfem Tone abgefahte Schrift, weiche der Deputirte Morofini vortrug und 
befürwortete (21. Dec. 1847). Tommafeo forderte am 30. Dec. 1847 die Mitgliever 
des Athenäum zur Unterfchrift eines Geſuches um Preßfreiheit auf, welches auch nad) 
Wien an den Frhrn. v. Kübel gefendet wurde. Die Erregung der Gemüther fteigerte 
fid) durch diefe Vorgänge und aud) in Venedig wurde vielfah das Cigarrenrauden 
eingeftelt. Am 18. Januar erfolgte die Antwort auf die eingereichten Petitionen — 
Manin und Tommafeo wurben eingezogen, ihre Papiere mit Beihlag belegt. Die 
Anfiht, dag man genöthigt fein werde, mit Waffengewalt entgegenzutreten, ger 
wann in den höchſten NRegierungsfreifen immer mehr Boden. Man entfenvete nad 
Italien Truppen, die Regierung ſchien gerüftet genug, ven nationalen Demon 
ftrationen entgegentreten zu fünnen. Die Rauhdemonftrationen waren mehr ale 
eine Spielerei; die Vorgänge im übrigen Italien verfolgte man im Lombardiſch- 
Benetianifhen mit großer Spannung. Der Generalbefehl Radetzky's vom 18. Ja« 
nuar 1848 athmete eine Strenge, welde allen Demonftrationen als Warnung dienen 
jollte. Am 22. Februar wurde das Standrecht im ganzen Königreiche für ſchwere po» 
litiſche Bergehen fund gemadt. Die Regierung, welde Reformen in der Berwaltung 
beabſichtigte, nahm eine jtramme Haltung ein. Die gefammte öſterreichiſche Kriegsmacht 
in Italien betrug 80,000 M. unter berühmten Führern, wie Radetzky, Schönhals und 
Roß; hiemit glaubte man wohl jedem Aufftande energiſch begegnen zu lönnen. Die Re— 
gierung täuſchte fi, wenn fie wähnte, biemit die gefammte Bewegung erftiden zu 
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Finnen. Die befannten Borgänge in den übrigen Theilen ver Halbinfel, die Verkündi- 
gung der Republik in Frankreich eiferten zur Nahahmung an. Die Unzufriedenen in 
Benedig gehörten nicht wie im Lombardifchen den höchften Reihen des Adels und dem 
Bürgerftande an, die Benetianer waren bisher im Großen und Ganzen mit ber öfter 
reihifchen Regierung nicht ganz unzufrieden gewefen; feit der Herftellung des Frei— 
hafens waren Handel und Gewerbe blühend und Venedigs Auffhwung von Jahr zu 
Jahr im Zunehmen. Den radikalen Advokaten und Demagogen gelang es, bie 
Mafjen durch Beftehung zu gewinnen und das unfluge Borgehen der Regierung goß 
Dei ins Feuer. Als die Kunde von den Vorgängen am 15. März in Wien nad) Ve- 
nedig drang, war ber Jubel allgemein, ven Lenkern der geheimen Berfammlungen ſchien 
der Moment der günftigfte, ihre Ianggehegten Pläne zur Reife zu bringen. Die Inful- 
tirung der Frau des Gouverneurs bildete das Vorfpiel. Der 18. März war ein wahrer 
Jubeltag. Die Nachricht, daß man in Wien Prefreiheit bewilligt habe und die Aus- 
fiht auf Einberufung der Landſtände in dem öfterreihifchen Provinzen zur Konftitut- 
rung einer neuen Berfafjung erregte Enthufiasmus. Dr. Giurati, ein Hauptführer der 
revolutionären Partei, forderte von dem Gouverneur Grafen Alois Palffy von Erböp 
die Freigebung Manins und Tommaſeos, welhe auch erfolgte. Um Unorbnungen 
und Blutvergießen zu vermeiden, wurde am 18. März unter gemiffen Beſchränkun— 
gen die Errichtung einer Bürgerwehr geftattet. Die revolutionäre Partei war nicht 
zufrieden geftellt. Berathungen wurden gehalten, wie die Defterreiher aus der 
Stadt zu fchaffen feien. Die Bewegungspartei machte die verfchledenartigften Bor» 
fhläge, der gemäßigtefte ging von Benvenuti aus, wornad ein unabhängiges lom- 
barbijch-venetianifches Königreih unter einem Sohne des Vicekönigs Rainer errid- 
tet werben follte. Nah der Abdankung Palffys hatte fih Zichh, der die Leitung 
übernommen hatte, bewegen laffen, von dem Arfenale die zuverläffigen Truppen 
zu entfernen und für dasfelbe ven Schuß der Bürgergarbe in Anfprud zu nehmen. 
Der energiihe Kommandant des Arfenals, Marinowid, durch feine Strenge gegen 
Mißbräuche verhaft, wurde graufam ermordet, das Arfenal von der Bollsmaffe 
beſetzt. Die zwei vor dem Arſenal liegenden öfterreihifhen Kriegsfhiffe zogen vie 
breifarbige Fahne auf. | 

Die Ereigniffe folgten jest Schlag auf Schlag. Eine Deputation, an beren 
Spige Graf Carrer, Podeſta Benedigs, ftand, erfchien bei Zihy, um die Forderung 
zu ftelen, daß ſämmtliche „Angriffs. und Bertheidigungsmittel” den Giegern 
übergeben, das Militär aus der Stabt entfernt würde. Nach mehrftündigen Unter- 
bandlungen, in welde ſich der Militärgouverneur einließ, wurte jene ſchmähliche 
Kapitulation gefchloffen, welche Venedig der revolutionären Partei überlieferte. Die 
Eivil- und Militärregierung zu Waſſer und zu Lande wird einer proviſoriſchen 
Regierung übergeben, die itafienifhen Truppen und Officiere bleiben in Venedig, 
die übrigen verlaffen die Stadt; das Kriegsmaterial bleibt in Venedig zurüd. Die 
Freiheit der Familie und das Eigenthum ver Officiere find garantirt. Zur Ge: 
währ für ven Vollzug der „Kapitulation“ bleibt ver Gouverneur Zichh bis zulegt 
zurüd. — Um 22. Mai rief Manin die Republif aus. Um 23. wurde die 
proviforifhe Regierung eingefegt. Manin wurde mit dem Präfibium und dem 
Aeußern betraut, die übrigen Poften mit Venetianern befegt. Bon den hervor» 
ragenden Männern erhielt Temmaſeo Kultus und Unterriht. Avesnin, ein unge 
mein talentvoller Mann, wurde übergangen. 

Die neue Republit dauerte nur 104 Tage. Die Stimmen für den Anfhluß 
an Piemont nahmen überhand und. die Affemblee, welche am 3. Juli 1848 zu» 
fammentrat, ſprach ſich mit Überwiegender Majorität dahin aus. Ein neues Mi- 


742 Denedig. 


nifterium wurde gebildet, deſſen Präfiventichaft Caftelli übernahm. Cine Depu 
tation, Paleocope an ber Spige, follte vie Huldigungsakte an Karl Albert über 
- bringen. Die neue Regierung wurde von dem größten Theile der Ariſtokratie 
unterftügt. Die Bollsmaflen hingen an Manin und den abgetretnen Staatslentern. 
Auch die piemonteflfhe Partei erfreute fich nicht lange der Herrfhaft. Die ſieg— 
reihen Fortfchritte Radetzkys, die Einnahmen von Trevifo und Padua, bie Be 
fegung aller Punkte des Feftlandes an ver Lagune verfehlten nicht eine ernüd- 
ternde Wirkung auszuüben, und die Kunde von dem Waffenftillftand vom 6. Aug. 
1848, melde das gefammte lombardiſch-venetianiſche Königreih dem Habsbur: 
giſchen Haufe zurückbrachte, entzog der piemontefifchen Partei jeden Boden. Die 
feierliche Inauguration der piemontefifhen Regierung am 7. Auguſt verlief tbeil- 
nahmlos und kalt, e8 war eine bloße militärifche Demonftration. Am 11. Anguft 
erflärte fi) Venedig zum zweiten Male für die Nepublit. Manin verkündete, bie 
piemontefifhe Regierung habe abgevanft, und übernahm auf 48 Stunden bie 
Regierung, am 13. Auguft wurde die Affemblee zufammenberufen. Caftelli entfloh 
auf einer Barke. 

Die neue Regierung hoffte auf Franfreih. Tommafeo und Toffoli reisten 
nah Paris, um die Hülfe vesfelben für das venetianifhe Boll anzurufen. Am 
13. Auguft übertrug die Affemblee dem Manne, welchen man im Juli mit Stimme- 
einhelligkeit abaefegt hatte, die Diktatur mit unbeſchränkter Vollmacht. Die Zeiten 
der Gemwaltherrichaft des ehrgeisigen Mannes begannen. Ein Comité der äffent- 
lihen Sicherheit übte die geheime Aufficht über Alles und Jedes, das Milltär- 
departement entwidelte eine große Thätigkeit; ein Theil der Nationalgarde wurde 
provfforifch mobil gemadt, neue Truppen geworben, welche theils aus öſterreichiſchen 
Deferteurs, theil® aus Flüchtlingen des Feſtlandes beftanden. Die Tage Benetigt 
war nad Feiner Richtung eine befriedigende. Die Belagerung ber Stabt von ber 
Landfeite hatte begonnen, die Preife der Lebensmittel ftiegen, die Regierung hatte 
zur Emiffion von Papiergeld greifen müffen, welches fortwährend fan. Man be 
raufchte ſich durch einige Erfolge, welche man durch Ausfälle von Yarfina und 
Malghere auf das öfterreichifche Operationskorps in Meftre erlangt und feierte 
durh Triumphzüge die Waffenthat. Die Regierung war einem Triumvirat ander- 
traut, in der That berrihte nur Einer — Manin, deffen bedeutendes Talent jede 
oppofitionelle Regung zum Schweigen zu bringen fuchte. Dennoch fah er fich genöthigt, 
im Anfange des Jahres 1849 eine neue permanente Affemblee zufammenzurufen, 
welde am 15. Februar 1849 eröffnet wurde. Die Diktatur wurde befeitigt, eine 
proviforifche Regierung abermals gewählt, zum Präſidenten Mantn mit 108 gegen 
2 Stimmen beftimmt. Doch erklärte man ihn der Deputirtenverfammlung ver: 
antwortlih. Er behielt fih die Leitung der innern und äußern Angelegenheiten 
vor, und ernannte feine neuen Departementchefs. 

Der Wiederbeginn der Feindfeligkeiten von Seite Piemonts ermuthigte wieder 
einigermaften die Gemüther und gab eine Hoffnung für das Gelingen „ver beiligen 
Unabhängigfeit“. Mit ver Schlaht von Novara wurden alle Träume, nicht aber 
jeder Widerftand begraben. Haynau, der in Meftre kommandirende General erlich 
an die Regierung in Venedig ein Manifeft, worin er den mit Piemont abge 
fhloffenen Waffenftillftand kundgab und zur Uebergabe aufforderte. Eine auf den 
2. April 1849 einberufene Volksverſammlung befchloß auf Antrag Manins Wider— 
ftand um jeden Preis. Die kaiſerliche Flotte blofirte die Stadt, wo man burd 
Proceffionen die Gunft des Himmels berabflehte. ine Aufforderung Radetzly's 
zur Uebergabe ward abweislich beſchieden, man hoffte noch immer auf auswärtige 
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Hülfe,; Ungam war noch nicht befiegt und bie Dinge in Oberitalien konnten 
demnach nad der Anfiht ver venetianifhen Machthaber eine andere Wendung 
nehmen. Die tapfere Vertheivigung der Stabt, mobei ſich Dr. Cavodatis, einer ber 
tüchtigften Ingenieure Italiens bervorthat, konnte bei den beſchränkten Mitteln, 
welche Venedig zu Gebote fanden, vie Uebergabe nur hinausjhieben. Am 27. Mai 
hielten die Defterreicher ihren Einzug in das faft ganz zerftörte Malghera. Dennod) 
behauptete fih die Stadt bis zum 22. Auguft und das vom Feinde und ber 
Cholera, weldhe in den Sommermonaten arg hauste, gleihmäßig heimgefuchte 
Benedig ergab ſich einige Tage nach der Kapitulation von Vilagos am 22. Aug. 
1849. Die Kapitulationsbedingungen waren nit ungünftig, da fi die Führer 
auf weftmädtlichen Schiffen entfernen burften. 

Defterreih hatte abermals feine Macht in Italien befeftigt, ohne in der Folge 
jene Maßnahmen zu ergreifen, welche geeignet gewefen wären, bie Gegenpartei 
der Bevölkerung zu gewinnen. Der Abfolutismus des vorigen Jahrzehnts hat viel 
verſchuldet, aud den Berluft der Lombardei. Die fhlimmen Folgen der Militär: 
herrſchaft blieben nicht aus, Man ließ zwar die guten alten Municipalorbnungen, 
welche eine gebeihliche Selbftregierung der Gemeinden verwirflihen konnten, fort 
beftehen,, von einem freien Kommunalleben konnte hier wie anderswo in Defter- 
reih nicht die Mebe fein. 

Als im Februar 1861 alle öfterreichiichen Provinzen mit neuen Landesver⸗ 
faffungen befchenft wurden, dachte man nicht daran, die Benetianer ebenfalls mit 
einem Statut zu beglüden. Man half fih damit, daß die venetianifhen Diftrifte 
eine Randeävertretung an den Gentralfongregationen befigen, welde bie Bebürfniffe, 
Wünſche und Bitten der Nation in allen Zweigen ver öffentlichen Verwaltung 
ber Regierung vorzutragen hätten. Die Gentrallongregationen, deren Mitglied ſchaft 
nur unter ausbrüdliher Zuftimmung der Regierung erworben werben fann, beren 
Befugniffe auf vie laufenden Gefhäfte der Landesverwaltung und auf das Petitions- 
recht ſich befchränfen , dieſe Gentralfongregationen follten plöglih als ſtaatsrecht⸗ 
lie Faktoren, als Träger des Berfaffungsredhtes auftreten und die auf Venedig 
entfallende Zahl von Deputirten in den Wiener Neihsrath fenden. Sie weigerten 
fih und man trug fih nun in Wien mit dem Plane, ein neues Lanvesftatut für 
Benedig auszuarbeiten. Das Minifterium Scmerling bat die Schwierigfeiten, 
welche mit ver Durchführung dieſes Problems verbunden find, nicht überwunden, 
Ein neues Landesftatut fam nicht zu Stande *). 


II. Statiſtik. 


Benedig iſt gegenwärtig **) bie Hauptſtadt und Sitz des Gouvernements ber 
italienifchen Beſitzungen Oeſterreichs, welche ven Titel eines lombarbifch-venetiani- 
fhen Königreihs führen. Bon der Lombardie zählt zu ihnen nur die Provinz 
Mantua, welche kraft des Züricher Friedensvertrags bei Defterreih verblieben ift 
und nebft den urfprünglich venetianifhen 8 übrigen Provinzen einen Flächenraum 
von 4561/, [IM. einnimmt. Die legte Volkszählung (1857) hat für dies Land» 
ausmaß eine Einwohnerzahl von 2,446,056 ergeben. Die Stat Venedig hatte 
auf Grund derſelben Zählung eine Bevölferung von 122,965, darunter 6889 
Fremde und 32,740 auf dem Kommunalregifter eingefchriebene Arme; eine Vollks— 


* Die Geſchichte des Jahres 1866 ſ. in dem Nachtrag zum Staatswörterbuch, im Artikel 
talien”. 
**) Dal, die vorhergehende Anmerkung. 
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zunahme bürfte ſeither nicht eingetreten fein, eher das Gegentbeil, indem vie Be 
wegung ber Bevölkerung Benedigs feit 1845 (damalige Einwohnerzahl 127,925) 
eine abnehmende ift. Einer Publifation der Kommune zufolge belief fih die Be 
völferung 1862 auf blos 125,391. Ueber das Sterblichfeitsverhältnig und das 
der Geburten liegen folgende Daten vor: Es find in dem Zeitraum vom Decem- 
ber 1848 bis December 1857 in Benebig geftorben 47,061, bavon 14,165 in 
ben öffentlihen Spitälern, und geboren wurden 41,065, ‚bavon 21,196 Knaben, 
19,869 Mädchen. Wie beinahe überall ftellt fih auch hier trotz des Ueberwiegens 
ber männlichen Geburten eine Mehrzahl ver weiblichen Bevölkerung ber männlichen 
gegenüber heraus, indem die Zahl der Frauen jene der Männer um 3100 über- 
fteigt. Auffallend niedrig ift die Zahl der gefchlofienen Ehen: im Sahrespurd- 
fhnitt 1848—1857: 874; im Jahrespurdfchnitt des laufenden Decenniums fiel 
fie gar auf 640. Die mittlere Lebensdauer in Venedig find 31 Jahre 4 Monate. 

Die Stabt Venebig, unter 450 27° nördl. Breite und 290 50° öſtl. Länge 
gelegen, nimmt 116 Infeln der Lagune ein und wird von 150 Kanälen turd- 
ſchnitten; 329 Brüden vermitteln die Kommunikation. Die Gebäude der Stadt, 
beinahe fämmtlih auf eingerammten Pfählen errichtet, werben gegen den Anbramg 
bes Meeres in die Lagune durch eine künftliche Felſenmauer gefhügt, die Murazıi, 
welche fih von Malamocco bis Chioggia in einer Länge von 5227 Meter aus- 
behnen, 30° hoch und ftellenweife 40—50' breit find. Sie find ein Werk ver 
alten Republif, welche fie von 1744—1782 vollendete. Nah ber Seefeite durch 
einen fhmalen Landftreifen, ven Lido, geſchloſſen, bildet bie Lagune während ber 
Fluth einen Wafferiviegel von geringer Tiefe, während bie Ebbe Untiefen und 
Sandbänke bloslegt, zwifchen denen fich für Meinere Schiffe fahrbare Waflerftraßen 
hinziehben. Das Niveau det Waflers wird durch Ebbe und Fluth bis in die Ka— 
näle der Stadt influencirt. Der fihere und geräumige Hafen hat zwei Einfahrten, 
eine nörblibe, Porto di Lido, und eine fühliche, Porto di Malamocco. Er war 
im Jahr 1829 zum Freihafen erhoben worden, ein Privilegium, deſſen Benedig 
zur Strafe für den Aufftand von 1848 auf 2 Jahre verluftig ging; durd kaiſer⸗ 
lihe Entihliefung vom 28. Juni 1851 wurde das Privilegium in feiner frühe 
ren Ausdehnung für Stadt und Hafen erneuert. 

Trotz ber erceptionellen Stellung, vie Venedig gleih Trieft im Syſteme ber 
internationalen Handelspolitik Defterreich® gewährt ift, nimmt ver Wohlftand ber 
Stadt feinen rehten Aufſchwung. Das Bild gefunfener Größe und brobenven 
gänzlihen Verfalles, welches das Aeußere Venedigs mit feinen Küftenzeilen von 
vernadhläffigten Paläften bietet, gewinnt durch Einſichtnahme in den Haushalt ber 
Stadt an düfterer Färbung. Das Aktivvermögen der Kommune ift ein geringes, 
ber Aufwand der Gemeinbeverwaltung von einer Höhe, die um fo brüdenver 
wirft, als er durch Zufchläge zu den ohnedies äuferft empfinbliden Staatsfteuern, 
Grund» und Berzehrungsftener, gedeckt werden muß. Gemäß den Daten ber jüng- 
ften Publifation des venetianifhben Vodeſta (TI Commune di Venezia nel trien- 
nio 1860, 1861, 1862. Relazione de! Podestä eonte Pierluigi B’embo. Venezia 
1863) entfielen von der gefammten durch Venedig entrichteten Grundſteuer (1862: 
695,608 fl. 3. W.) auf tie Staatöfteuer 311,257 fl., auf die Gemeindeftemer 
nicht viel weniger: 307,989 fl. und 76,362 fl. auf vie Landesſteuer Der Ge 
meindezufchlag zur Berzehrungsftener ift in dem Voranſchlag für 1863 mit 
275,000 fl. angefett, und müffen überbanpt vier Fünftel der Gemeindeausgaben 
durch Steuerzuſchläge hereingebracht werben. Diefe Ziffern an fi fpreben deutlich 
genug, eine noch grellere Bedeutung erlangen fie, wenn man die Beſchaffenheit 
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ber Kommunalausgaben, d. i. die Urt und Weife der Verwendung der mühfelig 
erzielten Einnahmen ins Auge faßt. Da finden wir, daß zu Schulzweden jähr- 
lich 35,800 fl., für Militärbequartierung aber 131,000 fl. ausgegeben werben, 
daß bie Stadt Venedig fi genöthigt fieht, für vie öffentliche Wohlthätigfeitspflege 
94,336 fl., für Humanitäteanftalten (die wie Givilfpital, Arbeitshaus, Leihhaus 
zum guten Theil auch Wohlthätigkeitszweden dienen) jährlih 132,991 fl. auszu- 
geben — dieſelbe Stadt, welche ihre Einnahmen größtentheil® von gleichfalls be— 
dürftigen Steuerträgern erzielt, indem unter ſämmtlichen Grundfteuerpflihtigen Ve- 
nedigs nur 124 einen fataftralmäßig erhobenen NReinertrag von mehr ala 2000 fire 
und nur 19 einen folhen von mehr als 4000 Fire haben. Man erfieht ferner 
aus den BVeröffentlihungen über den Ausgabenetat der Kommune, daß viefe nicht 
einmal im Stande ift, ven jährlihen Aufwand der Erhaltung ber Gifternen — 
ein wichtiger Poften für das wafjerarme Venedig — aus eigenen Mitteln zu be- 
Rreiten, daß die zur Herftellung der ſchadhaft gemorbenen Cifternen nöthbige Summe 
(von blos 225,600 Lire) über die Kräfte der Gemeinde geht und bie zur bring» 
lich geworbenen Reftauration eines Monumentalbaues wie der Fondaco dei Turdji 
erforderlihen Koften von 101,000 fl., zum größten Theil (80,000 fl.) aus Staatd- 
mitteln gebedt werben müflen. 

Es wäre auch zu verwundern, wenn es mit Venedigs Haushalt als Gemeinde 
befier ftände, während die Duelle des venetianifhen Volksreichthums, der Handel, 
und insbeſondere der Seehanvel, feit Jahren fpärlicyer flieft. Ein Rundgang in 
den Hallen der Profuratieen auf dem Markusplag, dem Gentralpunft des Ber: 
fehre, zeigt une, daß hier (Sommer 1865) Kaufläden geſchloſſen find, weil fie 
feine Miether finden, ein Blid in die Ein- und Ausfuhrliften belehrt uns über 
den langfamen, aber ftetigen Verfall res Schiffahrteverfehre. Die venetianiſche 
Handelsfammer, welche feit 1862 in ihren Jahresberihten Mitteilungen über bie 
Bewegung des Seehandels bringt, theilt in ihren einfhlägigen Publikationen unter 
Andern folgende Daten mit: 

Die Zahl der in Benedig im Jahr 1855 eingelaufenen Schiffe betrug 4529 
mit einem Tonnengehalt von 404,081, feither fiel dieſelbe 

für 1861 auf Schiffe 3788 Tonnen 364,792 
„1862 „ u 3382 „332,413 
„1863 u» n 3292 „312,275 

Die Zahl der ausgelaufenen Schiffe, die ſich 1855 noh auf 4596 mit 

einem Tonnengehalt von 417,655 belief, ift gefallen 
für 1861 auf Schiffe 3756 Tonnen 374,015 
„1862 „ u. .83395 „ 336,483 
„ 1863 „ PR 3241 2 310,986 

Bergleiht man das letzte Friedensjahr vor dem Unabhängigkeitskrieg mit dem 
Jahr 1863, fo gelangt man in Betreff der Schiffahrtäbemegung zu nachſtehenden 
Refultaten: Es waren 1858 in Venedig eingelaufen und von dafelbft ausgelaufen 
9030 Schiffe mit einem Tonnengehalt von 958,265, im I. 1863 dagegen blos 
Schiffe 6533 mit Tonnen 623,243, was für diefen Zeitraum fo viel ald eine 
Berminderung um 35 Procent berausftellt. 

Was den Verkehr Venedigs mit feinem Hinterland betrifft, fo wird ber 
Werth vesfelben für die Ausfuhr nad dem Feftlande im Jahr 1860 auf 36,2 Mil- 
lionen, für die Einfuhr von dort auf 19,6 Millionen angegeben; das Jahr 1863 
zeigt desfalls wohl eine geringe Steigerung des Einfuhrwerths (auf 20,8 Mil.), 
aber eine fehr bebeutende Abnahme im Ansfuhrwerth (auf 16,5 Mill.). Diefe Ab: 
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nahme ift allerdings zu einem Theile aus vorübergehenden Urfahen zu erklären. 
Im Jahr 1860 nämlich flieg der Betrag der venetianifhen Ausfuhr nad dem 
Feftlande durch den namhaften Bezug von Schienen und Eifenmateriale für Eifen- 
bahnbauten, deren Unternehmern die Befreiung vom Einfuhrzolle ausnahmsmeiie 
gewährt war; doc felbft wenn man den ganzen Betrag des alfo eingeführten 
Metallwerths (11,7 Millionen) für das Jahr 1860 in Abzug bringt, ift dasfelke 
dem Jahr 1863 bezüglich der venetianifhen Ausfuhr nach dem Hinterlande dem 
noch um circa 10 Millionen, d. i. 34 Procent überlegen. 

Während der Handel ver Stadt in folber Weile abwärts geht und ben 
Venetianern nur der wohlfeile Troft auf Eröffnung der Brennerbahn oder end» 
lihe Vereinigung mit Italien übrig bleibt, ſiecht die Induftrie gleichfalls dahin 
und erlahmt in allen ihren Zweigen. Wie e8 mit viefer ftebe, läßt fich daraus 
entnehmen, daß felbft öfterreihiihe Stimmen nur von Erzeugung der Schmel- 
perlen als einem in Schwung befindlihen venetianifhen Induftriegweig zu erzih 
len wiſſen: von den früher in Blüthe ftehenden Produftionszweigen Benebigs find 
einzelne ganz verfhmwunden, andere im Verſchwinden begriffen. Der Schiffsheu 
leidet unter der Konkurrenz bes von der öfterreihifhen Regierung vielfach bevor 
zugten Fiume, das wohl auch durd den Umſtand begünftigt wird, daß es bie 
nöthigen Baumateriale aus der Nähe bezieht. Die ehedem ſchwunghaft betriebene 
Tuch- und Lederinduſtrie ift im Berfalle, die Erzeugung von Gold und Silber— 
ftoffen und hemifhen Produkten desgleihen, vie Spiegel- und Glasfabrilation 
nicht minder, die Kolonialzuder-Raffinerie endlich wird, wie allenthalben in Defter- 
reich, durch die alleinfeligmahende Rübenzuderfabritation. gelähmt, nur mit dem 
Unterfhiede, daß anderer Orten Rübenzuder erzeugt wird, während bie Kolonial 
zuder-Raffinerie aufhört, in Venedig aber bie lektere zu Grunde gebt, und von 
der erfteren feine Rede fein kann. Der fihtlihe Rüdgang Venedigs als Emporium 
des Handels und der Induftrie datirt von den Zeiten ver Republif her, es fehlte ſelbſt 
von Seiten der öfterreihifhen Regierung nicht an Verſuchen ihn aufzuhalten. Sie 
blieben größtentheils erfolglos und mußten dies auch, denn Venedig kann nur 
dann wieder emporfommen, wenn es nicht blos Freihandelsftabt if, fondern aud 
ein Freihandelsgebiet zum Hinterlande hat. Das protektioniftifche Defterreih Tann 
ihm ein ſolches nicht ſchaffen, es vermag die Blüthe einer Seeftabt nicht zur vol 
Ien Reife zu fördern — das zeigt ſich am veutlichften an dem verhätſchelten Trieft 
Die materiellen Intereffen, wie der zu mächtigem Leben erwachte Geift der Nation, 
welcher dieſe Intereffen veredelt und verflärt, weifen beide Venedig auf Italien hin. 


Berantwortlichteit der böchften Staatsbeamten. 


I. Bedeutung und Natur der politifgen Berantwortlid 
keit. Wer eine Pfliht zu erfüllen hat, anf dem laftet naturgemäß zu 
gleich mit vieler Piliht auh die Verantwortlichkeit für die Nidt:- 
erfüllung. Die Verantwortlichkeit begleitet den Pflihtigen und treibt ihn, wenn 
er läfftg wird, warnt ihn, wenn er einen falfchen Weg einfhlägt, und bebrebt 
ihn mit Strafe, wenn er feiner Pflicht zuwider handelt. Je größer vie Pfliht 
ift, um fo ernfter wird die Verantwortlichkeit. Wem zur Erfüllung feiner Pflicht 
große Gewalt anvertraut ift, der muß fi in bemfelben Maße aud ber geflei- 
gerten Berantwortlichkeit bewußt werben. 

Dieſe Grunbfäge ver fittliben Weltorpnung finden auch im Staate ihre An- 
wendung. Auch die politiſche Pfliterfüllung ift von der Verantwortlichkeit be 
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gleitet, und biefe wächst mit dem Umfang und ber Bebentung ver öffentlichen 
Pfliht. In moralifher Hinfiht zweifelt Niemand daran. Die Berantwortlickeit 
der Obrigkeit gegen Gott wurde aud im Mittelalter den Fürften eingefchärft 
und fogar von den abfoluten Monardhen ver letzten Jahrhunderte nicht geleugnet. 
Die Berantwortlichkeit der Träger der Staatögewalt vor der Geſchichte wird ebenfo 
menig beftritten. Die Schwierigkeit beginnt erft, wenn der moderne Staat es ver» 
ſucht, dieſelbe tm öffentlichen Rechte zu orbnen und mit den nöthigen Schugwehren 
auszurüften. Eher läßt fich beides erreichen, wenn der Pflihtige auf einer unter- 
aeorbneten Stufe der Macht und der Autorität fteht. Die untern Beamten find 
fo ihren Borgefegten verantwortlih. Aber wenn die Pflihtigen auf der oberften 
Stufe ftehen, als Häupter des Staates, und wenn fie die höchſte Gewalt und 
Autorität auszuüben berufen find, dann wird e8 fehr ſchwer, mit jener Berant- 
wortlichkeit Ernft zu machen. Da Niemand im Staate mächtiger ift als fie, da 
ihnen Niemand übergeorbnet ift, fo fehlt es gewöhnlich an ver Macht, fie zur 
Berantwortung zu nöthigen und fie zur Pflichterfüllung anzuhalten, oder wegen 
Nichterfüllung zu beftrafen. Es entfteht fogar die Furht, ihre für das Staats» 
wohl nöthige oberfte Autorität zu gefährden und zu ſchwächen, wenn ein Gericht 
über fie gefegt würde, und eine gefährliche Unruhe in der Bevölkerung hervorzu= 
rufen, wenn ein PBroceß gegen die Machthaber eingeleitet würde. 

Um jener Schwierigfeiten und diefer Beforgniffe willen hat fih allmälich — 
im Begenfage zum Mittelalter — der Sa des modernen Staatsrechts in den 
meiften monarchiſchen Berfafjungen Geltung verſchafft: „Der König ift nidt 
verantwortlich.“ . 

Aus der englifhen Verfaſſung, in der er zuerft thatſächlich ausgebildet worden, 
ift dieſer Grundſatz in viele europäiſche nnd dadurch auch in die deutfhen Ver- 
faffungen übergegangen und urkundlich anerfannt worden. freilich gilt er auch 
in England nicht abfolut, fondern nur als ftantsrechtlihe Regel. Es gibt fein 
englifhes Gericht, vor dem der König verflagt werben fann wegen Mißbrauchs 
feiner Gewalt. Da alle Gerechtigfeit im Namen bes Königs, wenngleich nicht durch 
den König verwaltet wird, fo ſchien es nicht fchidlih, ven König vor feinen Be— 
amten zur Rechenſchaft zu fordern. Aber nicht blos in der Revolution von 1648 
wurde über Karl I. von dem empörten Föniglofen Parlament ein Gericht gehalten 
und das Todesurtheil gegen ihn vollzogen; damals hatte fhon Milton in einer 
glänzenden Schrift viefes furdtbare Strafgeriht vor der erftaunten und erfchüt- 
terten öffentlihen Meinung Europa's im Princip als ein natürliches Recht freier 
Völler dargeftellt und in der Anwendung auf Karl I. gerechtfertigt. Auch in und 
nad ber zweiten „glorreihen“ Revolution von 1688 wurbe die Entthronung Ja— 
kobse II., der Ausfhlu feines Sohnes, und die Erhebung des Prinzen von Dra- 
nien und feiner Gemahlin zum Könige und zur Königin von England als Aus— 
übung des englifchen Volksrechts angefehen, und fowohl in ver Erflärung ber 
Rechte von 1689 als in der Alte über die Thronfolge von 1701 durch Hinwei- 
fung auf das Recht des Parlaments und des englifhen Volks, einem Könige, ver 
die Grundgeſetze des Reichs mißachte und tyrannifch regiere oder zu ber päpft- 
lihen Kirche zurüdtehre, ven Gehorfam zu verfagen und einen neuen König zu 
verlangen, der königlichen Unverantmwortlichfeit eine Grenze gezogen. Für biefe 
äußerften Fälle ift alfo in England die Verantwortlichkeit auch der Könige geſetz- 
lich anerkannt. Nur vollzieht ſich biefelbe nicht in den Formen eines gerichtlichen 
Proceffes, fondern in der politifchen Geftalt einer Revolution ober einer Erhebung 
des Parlaments, Für die geringeren Fälle dagegen und als ſtaatsrechtliche Regel 
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fol vie Minifterverantwortlichfeit vazu dienen, bie Unverantwortlidfeit des König: 
unfhäplich zu machen und zu ergänzen. 

In dem napoleonifhen Franfreib ift zwar im Gegenſatz zu dem engliichen 
Grundſatz die VBerantwortlichkeit des Staat?haupts ald regelmäßiges Berfafjungs: 
recht verfündet worden. In der Proflamation vom 2. Jan. 1852 erklärte ber 
Präſident Louis Napolepn: „An ber Spige der Berfaffungsurfunde fhreiben, daß 
das Staatöhaupt unverantwortlid fei, das heift das öffentlibe Gefühl belügen 
und eine Filtion aufrichten wollen, die fhon vreimal in ven Stürmen der Revo: 
Intion ohnmächtig zufammengeftürzt iſt. Die gegen pärtige Verfaſſung verkündigt 
im Gegentheil, daß das Staatshaupt, das ihr erwählt habt, euch verantworlich 
ſei.“ Aber auch in Frankreich iſt für keine Rechtsform geſorgt, in welcher dieſe 
Verantwortlichkeit wirkſam gemacht wird. Auch da gibt es kein anderes Mittel als 
bie Revolution und die Empörung ver übrigen Gewalten und Autoritäten des Yar- 
des, um einen Kaifer zu ftürzen und ein anderes Staatshaupt zu erheben. Der 
Hauptunterfchied zwifchen dem englifhen und dem franzöfifhen Syſtem ift alie 
weniger darin zu finden, daß jenes bie Unverantwortlichkeit und biefes die Ber- 
antwortlichfeit des Staatshauptes als Regel anerfenne, tenn in beiden gibt et 
feine regelmäßige Verantwortlichleit und ift bie ungewöhnliche Berantwortlichkeit 
vor den großen Erfhütterungen einer Revolution anerfannt, als vielmehr darin, 
daß in England die Minifter dem Parlamente, in Franfreih nur dem Kaifer ver: 
antwortlich find. 

Der Berantwortlichfeit gegenüber einer Revolution ober einem Kriege kann 
fi fein Monarch entziehen, mögen die Berfaffungen des Landes und bie her. 
kömmliche Theorie diefelbe anerfennen oder nicht. Aber dieſe VBerantwortlichkeit, in 
welcher vie Weltgefhichte ſich ala Weltgeriht offenbart, läßt fih fo lange nidt 
rehtlih orbnen, als es nicht ein völferrechtliches Weltgericht gibt. Sie iſt ein 
Theil der fittlihen Weltorbnung und ein Entwidlungsmoment in ber politiſchen 
Gefchichte, fie ift nicht ein verfaffungsmäßig georbnetes Rechtsverfahren. 

Anders ift es in ven Republifen. Somohl in den Bereinigten Staaten ven 
Nordamerifa als in der Schweiz erftredt fi verfaffungsgemäß die Verantwort ⸗ 
lichleit auch auf die Träger der Regierungsgewalt. Der Präfident der Vereinigten 
Staaten und die Gouverneure und Präfidenten der Einzelftaaten und ebenfo ter 
Ihweizeriihe Bundesrath und die Megierungsräthe der Kantone können wegen 
Berfaffungsbruh und Amtsmißbrauch verflagt werden. Die Idee, daß bie Regie 
rungsgewalt im Wuftrag und mit Vollmadt des demokratiſchen Volles vermaltet 
werbe, verbunden mit der furzen Amtsdauer und ber geringern Würde dieſer Ma- 
giftrate läßt bier ein gerichtliche® Verfahren weniger anftößig und gefährlich er- 
feinen. Indeflen bleibt aud da die Praris hinter dem formulirten Berfaffungs- 
recht zurüd und zu einer Anwendung jener Verantwortlichkeit fommt es nicht 
leiht anders als in Zeiten der Revolution oder des Kriegs. 

Bon der politiihen Verantwortlichkeit wohl zu unterſcheiden ift die privat« 
rehtlihe und die gemeine ſtrafrechtliche wegen nicht politiicher Verbrechen und 
Bergehen. Ueber die erftere vgl. den Art. Fiscus. Die lettere gehört dem ge- 
wohnten GStrafrechte an und erleidet nur in der Monardie wieder eine Befhrän- 
fung, im Interefje fowie der Würbe und Unverleglichfeit des Monarchen als ver 
Ruhe des Landes. In diefem Artikel ſprechen wir nur von der Verantwortlichkeit 
der oberften Staatebeamten, welche eine politifhe Bedeutung hat und deßhalb eine 
befondere Behandlung erfordert. 

II. Die Hauptfrage ift: Sol die Verantwortlichkeit wefentlih nach den firaf- 
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rechtlichen ober nah politifhen Grundſätzen geordnet werden? In der früheren 
engliihen Praris war die Mifhung der beiden Principien fo groß, daß der Un» 
terfchied Taum bemerft wurde. Zwar war einem politifchen Körper, dem Unterhaus, 
das Recht der Anklage zuerkannt, und wiederum ein politiiher Körper, das Ober- 
haus, ſaß zu Gericht über den Proceß, und fprady das Urtheil aus. Aber die Klagen 
wurden meiftend zugleih auf Rechtsbruch und auf ſchädliche Maßregeln (Miß- 
regierung) begründet und das Dberhaus verhängte über die Schuldigerflärten oft 
fchwere Bermögens- und fogar die Todesſtrafe. In der neueren Praris trat, frei 
lid ohne Yenderung der ——— vie politiſche Seite der Minifterver- 
antwortlichkeit entfchievener in den Vordergrund und die ftrafredhtlihe Seite mehr 
zurüd. Als die norbamerifanifche Verfaſſung bearbeitet wurde, war der Gegenfag 
ſchon fehr deutlich geworden. Es wurde dem Senat nicht mehr geftattet, andere als 
politifhe Strafen auszu'preden. War eine weitere Berfolgung wegen eines ftrafrecht- 
lihen Verbrechens nothwendig, fo fellte darüber nur das orbentlihe Schwurgericht 
urtheilen fönnen. Noch durchgeführter ift der Gegenfag in der ſchwediſchen Berfafjung, 
welche von Anfang an die Klage wegen Verfaſſungs- und Rechtsbruch auf den ftraf 
richterlihen, die wegen Mißregierung auf den politifhen Weg verweist. 

In Deutſchland dagegen ift die juriftifch-friminaliftiiche Behandlung noch ganz 
überwiegend, obwohl aud da die politiihen Rüdfihten mitwirfen und einzelne Mo— 
vifilationen veranlaffen. Es zeigt ſich jenes theils in der Beſchränkung des Anklage: 
rechts theils in der Beftellung eines Staatsgerichtshofs, der nicht ein politischer Kör— 
per, jonbern nur Gericht ift, tJeils in den Strafmitteln. 

Die blos ftrafrehtlihe Verantwortlichkeit ift jedenfalls ſchon deßhalb völlig 
ungenügend, weil die Hauptaufgabe ber leitenden Staatdmänner eine politiiche und 
nicht eine juriftifche ift. Zumeilen wird es fogar nothwendig, um den Staat in ber 
Gefahr zu erhalten und zu retten, einzelne Vorſchriften der verfaffungsmäßigen 
Rechtsoronung außer Kraft zu fegen und unbefümmert darum Maßregeln zu treffen, 
welche der bloßen juriftiichen Logik als offenbare Berlegungen des Berfafjungs- und 
Geſetzesrechts erfcheinen. Wer in Zeiten ver Revolution und des Kriegs, überhaupt ver 
Staatsnoth fi) nicht getraut, eine derartige Handlung anzuordnen, wenn dieſelbe 
nothwendig ift für die Sicherheit des Landes, der verdient nicht, an der Spitze der 
öffentlihen Gefhäfte zu ftehen, und hat auf den Namen eines Staaisinannes feinen 
Anſpruch (vgl. den Art. Nothrechi). In folhen Fällen wird aus politiihen Rüdjichten 
ſchon die Anklage, und jedenfalls die Verurtheilung zu verhindern fein, was mit 
einiger Sicherheit nur dann gefchehen wird, wenn aud in dem Gerichte nicht die ju= 
riſtiſche Schlußfolgerung eniſcheidet, fondern das politifhe Verſtändniß der Lage eine 
ausreichende Vertretung findet. 

Wichtiger noh als dieſe Beſchränkung der ſtrafrechtlichen Verfolgung aus 
politiſchen Gründen iſt die nöthige Ausdehnung der politiſchen Veranwortlichkeit 
über vie Grenzen des Strafrechts hinaus. Unzweifelhaft kann ſowohl durch Hand» 
lungen als Unterlaſſungen der oberſten Staatsbeamten die öffentliche Wohlfahrt 
ſchwer geſchädigt und ſogar die ganze Exiſtenz eines Staates in Gefahr gebracht 
werten, ohne daß man benfelben vie Verlegung der Rechtsordnung vorwerfen 
fann. Es können Mafregeln getroffen werben, welche den Frieden des Landes, 
die Sicherheit der Bewohner, ven allgemeinen Wohlftand aufs Tieffte erfchüttern, 
welche das Land einer Ummwälzung oder einer feindlichen Bejegung ausjegen, und 
trogdem: diefe Mafßregeln rechtlich unangreifbar fein. Soll der Staat wehrlos bleiben 
gegen feine Beamten, bie ihn in untadelhafter Form Rechtens zu Grunde richten ? 
Das eigentlihe Strafreht fann nur da wirkſam werben, wo eine verbrederijche 
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Gefinnung, in der Negel böfer Wille, oder mindeftens große Fahrläffigfeit den 
Schuldigen zur Yaft fällt. Würde die politifche Verantwortlichkeit nicht weiter rer 
hen, fo wäre viefelbe in vielen Fällen, in denen es einer Abhülfe dringend be 
darf, unmöglich gemacht. Wie die privatrechtliche VBerantwortlickeit eines Bermal- 
ters fremden Vermögens ſich nicht darauf beſchränkt, daß er fein Verbrechen verübe, 
ſondern dahin ausgevehnt wird, daß er die Interefien des Auftraggebers nicht bös- 
willig oder fahrläffig verlege, und wie der Beauftragte entlaflen werben fann, 
jelbft wenn ihm feine Erfagpflidt aus Dolus oder Culpa, fondern nur Ungefchid 
und Unfähigfeit zur Laft fält, jo muß aud ver Staat die Mittel haben, jein: 
Beamten zu entfernen, wenn die Fortführung ihres Amts für den Staat jchät- 
lid und verderblich erfheint. Es ift das natürlihe Neht des Beamten, daß a 
nicht eine perjünlihe Strafe an feiner Ehre, feiner reibeit, feinem Leben, feinem 
Bermögen erleide, wenn er feines Verbrechens ſchuldig ift. Aber es ift aud Das 
natürlihe Net des Staates, daß feine Gewalt nit in den Händen von Per- 
jonen bleibe, welde feine Wohlfahrt zerftören, ftatt viefelbe zu fördern. 

Die ftrafgerichtlihe Berantwortlichfeit wird durd dag Strafgejeg gerzgeit. 
Sie bevarf nur bei volitifhen Vergehen der Beamten einer Ermäßigung aus po- 
litifhen Gründen. Die politiihe VBerantwortlichkeit ift dagegen durd ein befon- 
deres Geſetz zu orbnen, in welchem vie Rüdjicht auf das Staatswohl vorans 
maßgebend ift. 

Eben deßhalb ift aud; die Bermifchung der beiten Principien nicht zu em- 
pfehlen. Die richtige ftrafrechtlihe Beurtheilung wird durch diefelbe ebenjo gefähr- 
det, wie die politiihe Behandlung. Auf die erftere wirken dann die politifchen 
Rückſichten leicht zu ftark ein; die Politit darf nicht die Abftimmung leiten, wenn 
der Strafrichter vie Gerechtigkeit hanthabt. Die politifche Beurtheilung aber wirt 
binwieder leicht durch die juriftiihe Methode, welde für das Strafverfahren 
unentbehrlid ift, allzufehr eingeengt und auf Abwege verleitet, und durch die Er- 
laubniß, perfönlihe Strafübel zu verhängen, in manden Fällen leivenfchaftlic 
erhigt. 

Die moderne Rehtöbildung erfordert vemgemäß eine ſchärfere Unter: 
ſcheidung zwiſchen der ftrafgerigtliden Verfolgung und ver poli- 
tiſchen Berantwortlidfeit, als fie in den meiften beftehenden VBerfafjungen 
und Öefegen zu finden ift. Der Grundfehler der bisherigen Rechtsbildung ift der, 
daß viefelbe noch immer viel zu ſehr eine Friminaliftifhe Färbung bat, zu wenig 
dem entjcheidenven politiihen Charafter Rechnung trägt. 

11. Am cheften wird die politiihe Bedeutung diefer Verantwortlickeit in 
der Perfon des Klägers gewahrt. Durchweg ift vie Anklage einem politifchen 
Körper anheim geftellt, in England dem Unterhaus, in Norvamerifa dem Repri- 
jentantenhaus, in den deutfhen Staaten meiftens den beiden Kammern. 

Naturgemäß kommt das Recht zur Kiage der Nepräfentation ver Re— 
gierten zu. Die Negierten haben ein Redht, in verfaffungsgemäßer m 
gejegliher Form regiert und nit mißregiert zu werden und find 
daher auch berechtigt, zu Hagen, wenn biefes Recht nicht beachtet wird. Dem Ein: 
zelnen fommt viefe Klage nit zu. Sowohl die Verwaltung als die Rechtspflege 
haben ihre oberften Inftanzen, welche über die Nehtsbehauptung der Individuen 
endgültig entſcheiden. Würde es allen den Parteien, welde mit dem legtinftany 
lien Entſcheide unzufrieden find, geftattet, die Träger der Staatsgewalt wegen 
widerrechtliher Entfheidung oder wegen Mißregierung anzullagen, fo würde vie 
Autorität der Regierung und der oberften Gerichtshöfe einer fortwährenden An- 
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fehtung und die höchſten Würdeträger perfönlid einer unabläffigen Hege Preis 
gegeben fein, welde ihnen die Erfüllung ihres Amtes unmöglid machte. Nur wenn 
die Beſchwerden Einzemmer fo tiefgreifend und für den Staat felbft jo ſchwer em- 
pfindlih find, daß die Repräfentation des Volks fih im Namen des Landes zu 
einer Klage bewogen findet, verdienen fie ald Anlaß der politiihen Verantwort- 
lichkeit in Betracht gezogen zu werben, nicht als Beſchwerde der Einzelnen, fon- 
dern ald Klagen des ganzen Bolfskörpers. 

Wenn aber, wie in der napoleonifhen Verfaſſung Frankreichs die Minifter 
nur dem Staatöhaupte und nit aud der Bolfsvertretung gegenüber verantwort- 
li find, fo ift das natürliche Bolfsredht nicht zu feiner Geltung gelangt. Das 
Reht des Staatöhauptes ift es, die ihm untergeordneten Minifter felber zur Ber- 
antwortung zu ziehen. Haben fie ein Verbrechen begangen, fo fann e8 das ftraf- 
gerichtliche Verfahren anbefehlen. Haben fie ſich politifh verfehlt und unbraudbar 
gezeigt, fo mag es viefelben fofort entlaffen. Nur um der Regierten willen bebarf 
e3 einer eigenthümlichen Einrihtung, um fie gegen Mißbraud der hödyften Ge- 
walt zu fchügen. Ihnen diefen Schug wegnehmen, und fie leviglih auf die Ver— 
antwortlichkeit des Staatshaupts felbft verweilen, das heißt ihnen die Alternative 
ftellen zwiſchen Erbuldung jeder Tyrannei und der Revolution. 

In Preußen ift das Klagerecht einem jeden der beiden Häufer verftattet, in 
den meiften andern beutfhen Staaten nur den beiden Kammern zufammen, in dem 
nenueften badifchen Entwurf auf die zweite Kammer eingefhränft. Die lettere Bor: 
ſchrift entipriht dem Syftem der meiften nicht-deutſchen Staaten und findet dann 
ihre Ergänzung in dem Rihteramte der erften Kammern. Müſſen beive Kammern 
zufemmenwirken, fo wird baburd die Klage ſehr und unnatürlid erſchwert; denn 
wenn die Mehrheit der Negierten, welde in ver Deputirtenfammer vertreten ift, 
über Berfafjungsverlegung oder Mißregierung glaubt Grund zu Klagen zu haben, 
fo follte ihr am wenigften vie Klage verwehrt fein. 

IV. Mögliche Beklagte find die oberften Staatspiener, im ber 
fonftitutionellen Monarchie voraus die Minifter im Amt oder nach ihrem Aus- 
tritt aus dem Amt, aber nicht blos fie, fondern auh andere höhere Staats- 
beamte, welche zu felbftändigem Handeln in oberfter Inftanz berufen find. Es 
ift ganz zwedmäßig, die Ausdehnung der möglihen Berantwortlidkeit in biefer 
Hinfiht nit allzufcharf abzugrenzen, damit nit an die Stelle der verantwort- 
lihen Minifter unverantwortlihe Rathgeber fi) an den Höfen einniften und einen 
verderblihen Einfluß gewinnen. Wem nit durch die gewohnten Organe des 
Staats beizulommen ift, und wer trogdem auf die GStaatsleitung als Günftling, 
Kabinetsfelretär, Hofbeamter u. ſ. f. entjcheidend einwirkt, der muß nöthigenfalle 
aud der politifchen VBerantwortlichkeit unterworfen und aus folder gefährlichen 
Stellung entfernt werben können. Dafür zu forgen, ift freilich zunächft die Auf—- 
gabe der Minifter. Indeffen es kann unter Umftänden politifh nöthig werden, zu— 
gleih mit den Miniftern und fogar ohne die Minifter ſolche Perfonen aus ihrem 
Verſtech heraus und an das Licht der Deffentlichfeit hervorzuziehen. 

Es ift allerdings ein politifcher Hauptzwed der ganzen Einrichtung, aud dem 
fonftitutionellen Monarchen felber, obwohl verjelbe unverantwortlid ift, eine will: 
fürlihe und tyrannifche Regierung, weldye das Landeswohl ſchädigt, zu erfchweren, 
Zu allen Akten mit ftantsrechtliher Wirkſamkeit ift in der konſtitutionellen Mo- 
nardie die Mitwirkung und daher die Kontrafignatur des Minifters erfor 
derlich, im deſſen Amtsbereich diefelben gehören. Indem ver Minifter nicht blos 
für fi, fondern aud für den Fürften die Verantwortlichkeit übernehmen muß, 
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fann und foll er fih verfaffungswidrigen oder gemeinfchädlihen Zumuthungen des 
Fürſten wiberfegen und feine Mitwirkung ablehnen. Es liegt alfo in der organi- 
firten Verantwortlichkeit, aud wenn dieſelbe nicht zu ein®r Anklage führt, eine 
wichtige Garantie für die verfaffungsmäßige Rechtsordnung und ein Hinderniß ber 
Mißregierung; aber es liegt nit darin, obwohl das Viele meinen, eine Schmä- 
hung der Regierungsgemwalt, und feineswegs folgt daraus das Uebergewicht ver 
Bolkövertretung über die Regierung. Allerdings eine überreizte und überfpannte, 
eine fleinlihe und quälerifhe Kontrole kann zur Bevormundung ausarten ; eine 
wohl eingerichtete Kontrole aber ftärft ven Handelnden in feiner Pflihterfüllung. 
Indem fie vor Fehlern warnt, hindert fie nich: die volle Wirkung feines Geiſtes und 
feiner Kraft. Die leitenden Staatsmänner Englands haben fih niemals ſchwach 
gefühlt in pelitifher Führung, weil fie dem Parlamente verantwortlih find, umd 
daß der Präfident der Vereinigten Staaten, der ebenfo verantwortlih ift, Dadurd 
nicht gehindert werde, eine außerordentliche Macht felbftändig zu handhaben, vas 
hat vie neuefte Gefhichte des norbamerifanifhen Bürgerfrieges und Berfaffungs- 
fampfes gezeigt. In Deutihland, wo die Verantwortlichkeit zu fehr juriftifch be 
handelt wird, find gerade deshalb die Nechtsfonflitte ver Kammern mit ten Mi- 
niftern viel häufiger geworden, und eine fleinliche Procekfudht hat dadurch mehr 
Nahrung befommen als das politifche Leben. a 

Die Kontrafignatur bezeichnet jeder Zeit eine verantwortliche Perfon, „wer 
fontrafignirt, ift verantwortlid;” aber die Verantwortligkeit ift nit auf 
die fontrafignivenven Perfonen eingefhränft. Sie umfaßt auch andere Perfonen, 
welde zu dem Akte mitgewirft und denfelben mitverfhuldet haben. 

V. Die Öegenftände der Anklage laffen fih in drei Klafjen unterbringen: 

a) Bolitifhe Berbrehen oder Vergehen. Sowohl das engliſche als felbft 
das norbamerifanifhe Recht legen viefe Bezeihnung der Verantwortlichkeitsfälle zu 
Grunde und heben insbefondere ven Berrath, zuweilen auch nod die Beitechung 
bejonvers hervor. Aber in der Theorie und in der Praris greifen fie Über dieſen 
Bereich hinaus und oft begegnet man in ihrer Literatur der Behauptung, daß es 
unmöglich fei, alle politifhen Vergehen zum voraus ftrafgefeglih zu normiren und 
durch Begriffsbeftimmungen abzugrenzen, indem eine verderbliche Bolitif je nad 
den Zeitverhältniffen in neuen Geſtalten erſcheine. Ueberdem ift der englifche Aus- 
drud treeson (Verrath) ſehr dehnbar und tie nordamerifaniihe Verfaſſung fügt 
ausprüdlih die weite Faſſung bei oder wegen anderer hoher (politiiher) Ber- 
breden oder Bergehen (or other high erimes and misdemeanours) Art. 2, ©. 4. 

Die franzöfiihe Charte von 1814 Art. 56 beſchränkt die Anklage der Mi— 
nifter auf die Fälle des Verraths und der Erprefjung (trahison ou concussion). 
Die preußiihe Verfaſſung ($. 61) erwähnt außer der Verfaffungsverlegung nur 
noch „der Beftehung und des Verraths“. 

b) Die VBerfaffungsverlegungen begründen naturgemäß bie poli= 
tifche Verantwortlichkeit auch dann, wenn fie nicht unter den Begriff eines ftraf- 
baren Verbrechens gebracht werben können, d. h. wenn fein böjer Wille diefelben 
verurfacht. Ich betrachte es als einen Vorzug jhon der älteren deutſchen Berfuf- 
fungen, daß fie die „VBerfaffungsverlegungen” ald Hauptfall der Minifterverantwort- 
lichkeit bezeichnen, aber als einen Fehler verjelben, daß fie wieder den ftrafrecht- 
lien Doftrinen folgend, darin jederzeit ein Verbrechen zu fehen geneigt find und 
vie Berfaffungsverlegungen nur dann als Gegenſtand ter Klage betrachten, wenn 
fie zugleih Berbrechen find. Der Minifter hat auch tann politiich Nede zu fteben, 
wenn er in gutem Glauben und in der Abficht, eine für das Staatswohl nöthige 
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Maßregel zu treffen, vie Verfaſſung verlegt; und auf der andern Geite ift es poli- 
tifch höchſt ſchädlich, jeden Streit über die Auslegung und Anwendung der Ber 
faflung durd einen ftrafrechtlihen Beigefhmad zu vergiften. In jenen Fällen ift 
die Berantwortlichkeit unmöglih, wenn fie nur auf ein „Verbrechen” gegründet 
werben barf, und in dieſen wird fie übermäßig gefteigert. 

c) Die Mifregierung, aud wenn fie ohne Rechtsbruch zum Schaden 
des Landes geführt wird. Die Praris der politifh gereiften Völker erkennt das 
Bedürfniß der politifhen Berantwortlichleit in diefen Fällen fogar da an, wo das 
Berfafjungsgefeg, wie in Norbamerifa, zunädft nur der Verbrechen und Vergehen 
erwähnt, d. h. fie dehnt ven Begriff ver politifhen Vergehen fo weit aus, daß 
derjelbe derartige Fälle mit umfaßt. Allerdings darf das nicht bis zu dem Grabe 
geſchehen, daß der Minifter für den Erfolg feiner Handlungen einzuftehen 
bat. Der Erfolg ift nicht ganz und nicht ausfchlieglih von feinen Handlungen 
und Vorbereitungen abhängig. Die befte Gefhäftsführung fann nicht vor Unglüd 
fichern. Uber er ift dafür verantwortlih, daß er den Umftänden gemäß alles das 
gethan und nichts verfäumt habe, was zu gefhehen hatte, um das öffentliche 
Wohl vor ernften Gefahren und vor fhwerem Schaden zu bewahren. Wenn ein 
Miniſter den Abſchluß eines nüglihen Handelsvertrags oder die Yortfegung einer 
dem Lande dienlihen Eifenbahn verhindert, wenn er im Angefiht vrohender Ge- 
fahren die Gelder der Staatskaffe für andere — vielleicht nügliche — Zwede fo 
eri&höpft, daß der Staat momentan zahlungsunfähig oder genöthigt wird, mit 
großem Schaden fih in der Noth theures Geld zu verfhaffen, wenn er durch 
feine viplomatifhe Haltung das Yand in einen Krieg verwidelt, der demſelben 
verberblih wird, fo ift in alle dem vielleicht Fein ftrafbares Vergehen, aud fein 
Rechtsbruch zu erkennen, aber die politifhe Verantwortlichfeit in vollem Maße 
angezeigt. 

Der Entwurf eines Gefeges über die Verantwortlichkeit der deutſchen Reichs— 
minifter vom 18. Auguft 1848 (vgl. Zöpfl, Deutſches Staatsreht II. ©. 425) 
hatte die Verantwortlichkeit für diefe Fälle anerkannt. Dagegen vie beftehenven 
deutſchen Verfaſſungen haben fie durchweg nit aufgenommen. 

VI. Ws Gerihtshof bei foldhen Klagen eignet fi, wenn bie politifche 
Bedeutung derfelben beachtet wird, nur ein Organ, welches zwiſchen ber ankla— 
genden BVolfsvertretung und den angeflagten Staatsbeamten (der Regierung) eine 
möglihft unabhängige Stellung behauptet, keiner der beiden Parteien feindlich ift 
und mit politifher Einficht begabt ift. Diefe Streitfragen find gemwöhnlid ver- 
widelt und bedürfen einer die Staatsorbnung mit dem Staatswohl ausgleihenven 
Behandlung. 

In England bildet das Oberhaus, in Nordamerifa der Senat, in ber fran- 
zöſiſchen Charte von 1814 die Pairskammer dieſen Gerichtshof, d. 5. ein ange— 
fehener politifher Körper, welcher jenen Erforbernifien entjpridt. 

In den deutfhen BVerfaffungen find viefelben weniger gewürdigt und hat 
wiederum bie mehr juriftifche und ftrafgerichtliche Behandlungsweiſe zu befonderen 
Staatsgerichtshöfen geführt, oder gar dazu, das oberfte Landesgericht 
für kompetent zu erklären, bald ohne Zuzug der Gefhwornen, wie in Preußen, 
bald mit Gefhwornen, wie in Bayern. Die Ueberweifung an die oberften Ge- 
richtshöfe ift nicht blos deßhalb bedenklich, weil darin die Jurisprudenz zu fehr, 
die politifhe Bildung zu wenig repräfentirt ift, ſondern auch deßhalb, weil bie 
Regierung mit Rüdficht auf diefe Kompetenz ber oberften Gerichtshöfe verleitet 
wird, bei Befegung berfelben die politifch gefüügige Gefinnung der Richter mit in 
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Betracht zu ziehen und da nad politiihen Erwägungen zu verfahren, wo bie 
felben geradezu verderblid find. Freilih muß man zugeben, daß das preußiſche 
Herrenhaus und mande Grfte Kammer in andern deutſchen Staaten auch nicht 
zu einem Gerichtshof in folden Etaatähändeln geeignet find. Bald find fie zn 
abhängig von der Regierung, bald zu reaftionär gefinnt, um Bertranen zu ver 
dienen und zu finden. Eine tichtige Löſung der Aufgabe hat daher in Deutjhlant 
ihre befontern Schwierigkeiten, vie fo lange nicht zu Gefeitigen find, bis Die Erften 
Kammern überhaupt eine zeitgemäße Umbiltung erfahren haben. Der neueft 
badiſche Entwurf ſchlägt einen aus Mitgliedern der Grften Kammer und ber 
Landesgerichte gemiſchten Stantsgerichtsbef vor. 

Das Berfahren bat den Charakter des Procekverfahrene, aber ift wie 
derum mit Rückſicht auf die politiiche Beveutung diefer Verantwortlichfeit eigen: 
thümlich zu geftalten. Der Formalismus des gewöhnlichen Givil- oder Strafpre 
ceffes paßt nicht dazu; vielmehr ift auch bezüglidd der Verhandlungen ver 
leitung des Gerichtshofs eine größere Gewalt einzuräumen. Unvermeidlich nehmen 
diefelben den Ausdruck einer öffentlichen Debatte am und bewegen fich in den der 
men ber politiihen Disfuffion. 

Die Bolfüvertretung ale Klägerin kann nicht insgefammt erfcheinen, fie bedarf 
binwieder der Vertretung, und am beften durch eine eigens ermächtigte Kommiſſien. 
Den beklagten Staatsbeamten ift die vollite vorherige Einfiht der Klagepunlte 
und ihrer Begründung und vie freiefte Form der Vertheivigung zu geftatten un 
forgfättig darauf Nücdjicht zu nehmen, daß die Winde und Autorität ihres Amtet 
feinen Schaten leide turd die Art der Proceßverhandlung. Ginige weitere Ga 
rantieen, taß nicht leicht ein Schuitig einer leidenichaftlid bewegten öffentlichen 
Meinung zu Öefallen ausgeſprochen werde, find nicht zu entbehren, wie insbeſondere 
das Erforderniß einer größern als der abfoluten Stimmenmehrheit. 

v1. Aud tie Folgen ves Berfahrens find ganz anders zu beftimmen, 
je nachdem das ftrafgerichtliche oder das politifche Princip als das leitende anır 
fannt wird. 

Eine Strafe ift nur da gerechtfertigt, wo ein wirkliches Verbrechen oder 
Bergehen verübt worten ift, d. h. wo verbrecheriſcher Wille oder mindeftens tin 
große, dem böſen Willen nahe ſtehende Fahrläſſigkeit dem Beklagten zur Leſt 
fällt. Sie fann alfo nur in der erften Kiaffe der Klagegründe zur Anwendung 
kommen. Ueberdem ift felbft ta wieder zu unterſcheiden zwifchen einer peinliden 
Strafe, welde das Vermögen, die Freiheit oder das eben des Schuldigen be 
trifft, und der politifhen Strafe, melde nur darin befteht, daß er feines heben 
Amtes entfegt und desſelben auch fir eine längere oder fürzere Zukunft unfähig 
erflärt wird. Wo die Verantwortiichfeit in politiſchem Geifte geregelt iſt, tar 
nur die politifche Strafe von dem politifchen Körper ausgefprechen werden. Sellt: 
diefelbe nicht als ausreichend erfunden werden, um die Gerechtigkeit zu befriei: 
gen, fo mag dann nod vie Ueberweifung an das ordentliche Strafgeriht (Schwur— 
gericht) offen bleiben, welche hinwieder dem Beklagten auch neue Bertheidigungs: 
mittel fichert. 

Je härter die Straffolgen find, mit welchen der Angeklagte bedroht wirt, 
um fo weniger ift Ausficht, daß mit dieſer politifchen Verantwortlichkeit Ermft 
gemacht werde. Freilich in Zeiten einer heftig erregten Leidenfhaft ter Maflen, 
wie vornehmlid in oder unmittelbar nad) einer Revolution oder während eine 
Krieges, werden die Richter eher zu beftimmen fein, ein Schuldig auszufpreden 
und bie ſchwere Strafe zu verhängen. Aber auch viefe Ausnahme ſpricht nicht 
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für die Regel, denn in ihr haben der Haß und die Rache ber Parteien eine lau— 
tere Stimme als die politifche Gerechtigkeit. Im gewöhnlicher Zeit befteht mit 
Net eine fehr ftarke Schen, die erften Männer des Staates ald Verbrecher zu 
verurtheilen. Selbſt wenn der Wunfd allgemein ift, fie aus dem Amt zu ver- 
drängen, jo erfcheint der friminaliftifhe Weg zu biefem Ziele den Meiften wider 
wärtig und unpaflend. Man vermeidet alfo lieber die Anklage, ober wenn es doch 
dazu kommt, jo weiß man bie Berurtheilung zu verhindern. Die jcheinbare Strenge 
ift daher in ber Regel eine leere Drohung, welde faum vie Aengſtlichſten erjchredt, 
fühnere Naturen fpotten ihrer. 

In vielen Fällen der zweiten Klaffe — Berfaffungsverlegung in gutem Glau⸗ 
ben — wird bie richtige Folge leviglih darin beftehen, daß das Berfafjungs- 
recht und die Berlegung desfelben durd das Gericht fonftatirt wird. Es be- 
darf dann feiner Strafe und überhaupt feiner für den Beklagten nadiheiligen 
Wirkungen. E8 genügt, daß fein Verfahren als unftatthaft bezeichnet oder geradezu 
gemißgbilligt und er für die Zufunft davor gewarnt wird, basfelbe zu erneuern. 
Das BVerfaffungsreht gelangt jo zu erwünfchter Reinigung und Klärung und zu 
erwünſchter Kraft. 

Endlich ift vie einfahe Entlaffung aus dem Amt, fei es mit dem Ver— 
bote einer fpäteren Wiederanftellung oder ohne vasfelbe, mit oder ohne Penfions- 
anfprücde, in den meiften ſchweren Fällen der dritten Klaffe und ſelbſt in vielen 
ber erften Klaſſe die richtige politifche Folge der begründet erfannten Anklage, bie 
Entlafjung ohne Ehrenkränfung, melde als politifhe Maßregel im Intereffe des 
Staates für nöthig erachtet wird, 

Werden Entfhärigungsanfprüde mit der Klage verbunden, fo ift 
das Urtheil darüber den orbentlihen Eivilgerichten vorbehalten. 

Damit die Wirkung eines verurtheilenden Spruchs nicht wieber durch den 
Bürften, für den der Beklagte einftehen mußte, aufgehoben werben könne, ift ge- 
wöhnlich verfafjungsgemäß beftimmt, daß das fürftlihe Begnadigungsrecht nicht 
auf diefe Fälle angewendet werben bürfe. Dagegen machen es mit Recht manche 
Berfaffungen nad dem Borbilde ver norbamerifanifhen möglih, daß der Pro— 
ceß ſpäter auf Anregung dee Verurtheilten revidirt und er für bie Folge wieder 
für amtsfähig erklärt werben bürfe. 

Benjamin Constant, De la responsabilitE des Ministres (euvre 1. 
381). Budbeus, die Minifterverantwortlickeit in europälfhen Monardieen, 
Leipzig 1833. R. v. Mohl, die Verantwortlichkeit der Minifter in Einherrſchaf⸗ 
ten mit Bolfsvertretung. Tübingen 1837. Mittermaier, ea Nat über 
den Oefegesentwurf, die B. der Neihsminifter. Franff. 1868. N. Biſchoff, 
Minifterverantwortlichkeit. Gießen 1859. Zöpfl, Deutſches Staatsr. II. $. 402 f. 

Bluntigli. 

Verbrechen, ſ. Strafredt. 


Vereine und VBerfammlungen. 


I, Berein im weiteren Sinne des Wortes nennt der Spradhgebraud jede 
nah außen als Einheit auftretende freiwillige Berbindung mehrerer Perfonen zu 
einem gemeinfamen Zwed. Die Vereinigten find phyfifche oder juriftiihe Perfonen 
(Körperfhaften, Staaten); der zweiten Klaſſe gehören 3. B. die Poſt- und Tele— 
grapbenvereine ber neueren Zeit an, 

Der Verein tritt nad außen ald Einheit auf, und dies unterfheidet ihn 
von ben loferen Verbindungen, welche das bürgerliche Leben im großer Mannich— 


48 * 
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faltigfeit erzeugt, von ber Berbindung zwifhen Arbeitgebern und Arbeitern zu ge 
meinfamer Produktion, von dem Zufammentritt mehrerer Perfonen zu irgend ei- 
nem gemeinfamen Zwed, deren Berbindung mit dem Schluffe der Verſammlung 
erlifcht. Jedes Vereinsmitglied trägt für die in der Bereinsverfammlung, wenn 
aud gegen fein eigenes Votum, gefaßten Beſchlüſſe die moralifche und ftrafredt- 
lihe Haftung und kann fich derfelben nur dur feinen Austritt entichlagen. Für 
bie Beichlüffe einer VBerfammlung hingegen, deren Theilnehmer feine ald Verein 
organifirte Einheit bilden, ift Niemand verantwortlid, ſondern jeder Ginzelne nur 
für die von ihm geführte Stimme, Andererfeits unterſcheidet fi der Verein von 
der iuriftiihen Berfon. Mehrere Staaten, mehrere Gemeinden fünnen fich für 
beftimmte Zwede vereinigen; der Staat und die Gemeinde felbft aber find nicht 
ein Verein ihrer einzelnen Angehörigen, fondern eine von dieſen unabhängig ke 
ſtehende Perfönlichkeit. Auch die Verbindung mehrerer Staaten füllt nicht mehr 
unter den Begriff des Vereins, wenn aus ihr eine neue politifche Perfönlichkeit 
(Bunbesftaat) hervorgeht. Ä 
Der Berein ift ferner eine freiwillige Verbindung und dadurch von ben 
amtlihen Kollegien unterfhieden, die im Dienfte des Staates oder öffentlicher 
Körperihaften thätig find, fei e8 als Aemter im engeren Sinn oder als Organe 
ver Gelbftverwaltung. Denn aud der Dienft der legteren, 3. B. der bürgerlichen 
Bezirfs- und Kreisräthe, ver Gewerbe- und Handelsfammern, beruht nicht auf 
einer freiwilligen Leiftung, zu welder ſich diejenigen, die dazu geneigt find, verei- 
nigen, fondern auf einer öffentlichen, nach geſetzlicher Anordnung beftimmten Per: 
jonen übertragenen Pflicht. 

Vereinigung der Kräfte ift auf einem weitumfaffenden Gebiete des materiel— 
len und geiftigen Lebens theild das wirkfamfte Förderungsmittel, theild vie ab: 
folute Beringung des Erfolges. Demgemäß find aud die mögliden Zwede ter 
Dereinsthätigfeit nur begrenzt nad der einen Seite durd das Bereich der rein 
individuellen Entwidelung, nad der anderen durd ven ausſchließlichen Wirkiunge: 
freis jener höheren und vollflommneren Organe der menſchlichen Gemeinfchaft, die 
unabhängig von der Willfür der Einzelnen beftehen und ihre Aufgabe erfüllen: 
ber Familie und Gemeinde, der Kirche und des Staates. Nach der weſentlichen 
Derfchiedenheit ihrer Zwede gefonvert, zerfallen die Vereine in folgende Klaſſen: 

1. Bolitifhe Bereine und die ihnen glei zu achtenden, die ſich mit 
ben Öffentlihen Angelegenheiten — des Staates, der Kirche, der Ge 
meinde — beſchäftigen. Diefe Beſchäftigung ift zweifacher Art, je nachdem fie 
zum Zwecke bat 

a) Belehrung über die öffentlihen Angelegenheiten, politifhe Bildung ver 
Mitglieder oder aud der außerhalb des Vereins Stehenden; 

b) unmittelbare Einwirfung auf den Gang der öffentlihen Angelegenbei- 
ten. Hieher gehören die Vereine, die fih den Zwed fegen, Aenderungen in ver 
Berfafjung oder Verwaltung des Staates, der Kirche, der Gemeinde berbeizufüb- 
ren, zu einzelnen Mafßregeln ver Oefeßgebung oder Berwaitung den Anftoß zu 
geben, oder im Oegentheil ſolchen Aenderungen und Maßregeln entgegenzumirten. 

2. Nichtpolitiſche Vereine, Ihre Zmede find entweder 

a) dem Gebiete der üffentliben Angelegenheiten völlig fremd, oder 

b) fie berühren dasſelbe — fei es in der Abfiht der Belehrung oder ber 
Einwirkung (Ziffer 1). Neben den dem Staat eigenthümlihen, ihm allein zufal- 
lenten Aufgaben — Ausübung der Juſtiz- und Polizeigewalt, diplomatiſche Ber: 
tretung, Yandesvertheidigung u. ſ. w. — zieht er in das Bereich feiner Thätig— 
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feit, mit oder ohne Grund, auch andere Angelegenheiten, die nicht nothwendig 
oder ihrem ganzen Umfange nah Staatsfahen find. Hieher gehört 3. B. bie 
Sorge für den Unterricht, die Armenpflege. Hat der Staat ein folches Gebiet nicht 
feiner ausſchließlichen Thätigfeit vorbehalten,. fondern dem freien Wirken ber 
Staatsangehörigen noh Raum gelaffen, fo ift ein Berein, der ſich innerhalb dies 
ſes freien Spielraumes bewegt, fein politiiher, denn er berührt nur das Gebiet 
der öffentlihen Angelegenheiten, ohne es wirklidy ‚zu betreten. Ein Verein, welder 
die Gefeggebung oder Verwaltung in Betreff der öffentlihen Armenpflege zu 
reformiren bemüht ift, muß zu den politifchen, derjenige dagegen, ber feinen Wir- 
tungskreis auf das Bereih der freien Privatwohlthätigkeit befchränft, zu den 
nichtpolitifchen Bereinen gezählt werden. Die richtige Ausſcheidung ift von pratfti- 
fcher Wichtigkeit, weil politiihe Bereine einer anderen Behandlung unterliegen, 
als vie nichtpolitifchen. 

Unter den legteren find ferner diejenigen auszufheiden, die den ökonomiſchen 
Bortheil ihrer Mitgliever zum Zweck haben. Die unmittelbar auf Vermögens 
ermwerb gerichteten Verbindungen !) nennt der Spradgebraud vorzugsweife Ge— 
fellihaften, läßt dagegen die Bezeihnung „Verein“ in den Fällen zu, wo eine 
gemeinnügige Abficht vorausgefegt wird. („Krebitvereine, Vorſchuß⸗, Spar-, Kon- 
funmvereine” u. ſ. w.) Der inneren Verſchiedenheit entſpricht es, daß die gefeg- 
lichen Beftimmungen über Erwerbögefellihaften in die Gewerbs- und Eivilgefeg- 
gebung verwiefen find und bie neueren Vereinsgefege, die hauptfächlic den ſtaats— 
polizeilihen Gefihtspunft hervorheben, fi nicht auf fie erſtrecken. Das Staats: 
wörterbub bat fie in den Artikeln „Affociation” 2) und „Geſellſchaft“ beſprochen. 

Ebenfo liegt es aber in der Natur der Sahe, wenn bie moderne Vereins— 
gefeggebung mit dem Vereinsrechte zugleih das Berfammlungsreht regelt. 
Der Berein ift faum denkbar ohne die Berfammlungen feiner Mitglieder, die nur 
ausnahmsweiſe durch jchriftliche Verſtändigung erfegt werben könnten. Zuweilen 
bildet vie Berfammlung den Schwerpunft der Vereinsthätigfeit, während in an- 
deren Fällen das Wirken der Borftände?) um fo mehr überwiegt, je feltener 
die Plenar- oder Bezirföverfammlungen der Mitglieder einberufen werben und je 
weiter fagungsgemäß ober thatfählih vie dem Vorftand übertragene Autorität 
reiht. Die freien Berfammlungen, vie nicht auf der Orundlage einer Bereinsorga- 
nifation ftattfinden, ftehen in vielem den Vereinsverfammlungen gleih, werden 
aud von der Gefeßgebung gleich behandelt. Die obige Klaffififation der Vereine, 
namentlih vie Unterfheidung zwiſchen politifhen und nichtpolitiſchen, ift auf 
Bereind- und freie Berfammlungen ebenfalls anwendbar 9). 

In unferer Zeit begegnet man häufig einer Form der Afjociation, die zwi— 
ſchen Berein und freier Berfammlung die Mitte hält. Hieher gehören in Deutſch— 
land die meiften Gelehrtenverfammlungen, die Hanvelstage, der alljährlich ftatt- 


4) Auch ihr Wirkungskreis berührt mitunter das Gebiet der öffentlichen Angelegenbeiten 
(4. B. Eifenbabngejelfchaften in den Ländern, wo das Syſtem der Staatsbahnen beſteht, jedoch 
nicht ausschließlich angewendet wird). 

2) Nach einer weiteren Bedeutung des Wortes begreift man unter Affociation alle Arten 
von Vereinen und Verfammlungen, und in diefem Sinne wird der Ausdruf in der folgenden 
Darftellung gebraucht. 

3) Mit diefem Worte find bier die von der Plenarverfammlung eingelegten Organe über: 
baupt bezeichnet. Bei vollſtändig entwidelter Organifation fleben gewöhnlich VBorftand und 
Ausihun mit gelonderter Kompetenz neben einander. 

+) Ein politiicher Verein fann auch nichtpolitiide Verſammlungen halten, und umgekehrt. 
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findende volfswirtbichaftlihe Kongreß, die Juriftentage, Wbgeorbnetentage, bie 
periobifhen Katholifenverfammlungen, die DOrgantfatiou der politifhen Parteien in 
einigen Ländern. Die ftattfindenden Berfammlungen find in den angeführten Yäl- 
Ien nicht das Ergebniß einer Vereinsbildung, laſſen jedod einen von ven Theil: 
nehmern eingefegten Ausfhuß zuräd, welcher die nächſte Verſammlung beruft umt 
andere formale Geſchäfte erledigt, zumeilen aber aud mit der Vollmacht verfchen 
ift, in der Zwifchenzeit für die fachlichen Intereflen der Berfammlung thätig zu 
fein. Ie weiter biefe Vollmacht reicht, um fo näher fteht eine folde Organifation 
der wirklichen Vereinsbildung; denn um fo mehr verfhwindet der wefentlihe Unter: 
ſchied zwifchen Vereinen und freien Berfammlungen, welder darin liegt, daß bie 
erfteren eine ftetige, ununterbrochene, die legteren nur eine intermittirende Wirf- 
ſamkeit ausüben fünnen, 

Man hat angefangen, folhe VBerfammlungs-Ausfhüffe felbft ald Vereine 
zu behandeln und die Erfüllung der in den Vereinsgefegen aufgeftellten Borftrif- 
ten von ihnen zu forbern 5). Es wird ſich indeß weiter unten ergeben, daß biefes 
Berlangen in feiner vollen Durchführung auf unerträgliche Konfequenzen hinauslänft. 

Ale Bereinsthätigfeit, deren Zwecke nicht auf eine einzelne Dertlichfeit be- 
ſchränkt find, muß dahin ftreben, erftens fi über das ganze geographiſche Gebiet 
auszubehnen, für welches der Vereinszweck Bedeutung bat, und zweitens an jedem 
Punkte diefes Gebietes möglihft intenfio zu wirken. Dies kann auf breifade 
Weife erreicht werben: indem man das ganze Gebiet mit einer Anzahl einzelner 
Bereine bedeckt, die in geregelter Verbindung fteben und mo möglih von einem 
gemeinfamen Organ geleitet find; oder vurdh Gründung eines das ganze Gebiet 
umfaffenden Vereines mit örtlicher (provinzieller) Gliederung. Fehlt die leßtere, fs 
ift die Intenfivität der örtlichen Wirffamfeit gefährdet. Oder endlich durch Berbin: 
dung der Vereinsorganifation mit freien Verfammlungen. Der beftehende einzige 
Perein kann in diefem Fall feine Zwecke dadurch zu erreihen fuchen, daß er ven 
Anftoß zu drtlihen oder provinziellen Verfammlungen gibt, die nicht Vereins— 
Berfammlungen find und deren Theilnehmer nicht dem Berein angebören. Ueber 
bie Zweckmäßigkeit des einen oder anderen Verfahrens 6) läßt fi ſelbſtverſtändlich 
feine allgemeine Regel ausfpreben. Auf die Verſuche ver Gefetgebung, jede ber- 
artige Berzweigung politifcher Vereine zu bintertreiben, fommen wir unten zuräd. 

II. Einen Einblid in die reihe Entwidlung und hohe Bebeutung des mo 
dernen Vereinslebens gewährt die folaende Ueberſicht, die gleichwohl ſelbſt' in ihren 
Hauptrubrifen feinen Anfprud auf Vollſtändigkeit macht. 

Es befteben in Deutfchland, zum Theil fehr weit verbreitet: 1. Politiſche 
Bereine. 2. Bildungsvereine: a) für Verbreitung nemeinnägiger Kenntniffe 
und fittlihe Bildung (Vereine zur Errichtung von Volksbibliotheken, Arbeiterbil- 
bungs-, Gefellenvereine 2c.); b) für techniſche Fortbildung (Gewerbſchulen, Zeichen 
Ihulen, Fabriffhulen :c.); ce) für förperliche Bildung (Turn, Schügen-, Jugend · 
wehrvereine :c.). 3. Vereine zur Pflege des religiöſen und kirchlichen Lebens 


5) Der beim Beainn der fchlewig:heffteiniichen Remeaung Ente 1863 von einer deutiten 
Abgeordnetenverſammlung niederaeiegte „Sechäunddreikiaer: Ausihun” murde ven der Kranfrurter 
Bebörde für einen volitiichen Verein erklärt. Man umterließ es aber, die Konſequenz zu ziehen 
und Mofizeibeamte au feinen Sikungen abzuordnen. 

6) Das erfle Soſſem hat beiſpielsweiſe neuerlich der jept erloſchene deutſche Reformrverein 
in Nerbinduna mit den arofdeutichen Zofalvereinen und der Sechsunddreißiger-Ausſchuß (als 
Derein aufaefahtı in Derbindung mit den fhleamiasholfleinifcken Nereinen angewendet; auf dem 
zweiten Epftem beruht die Draanifation des deutſchen Natienafvereind; auf dem dritten Die ofen 
erwähnte Partelorganifation in Barern, Württemberg u. f. w. 
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(Broteftanten- und Ratholifenvereine, Guſtav⸗Adolf⸗Verein, Miffionsvereine, freie Ge— 
meinden 2c.). 4. Zur Pflege ver Wiffenfhaft und Kunft (elehrtenvereine al- 
fer Art, Kunſt-, Muſik- und Gefangvereine xc.). 5. Zur Vertretung einzelner Stände, 
Berufsklaſſen zc. (Arbeiter-, ee Trauenfchugvereine, Advokaten-, Schrift- 
ftellervereine :c.)., 6. Zum Schutze des Lebens und Eigenthums (Feuerwehr— 
vereine). 7. Zur Förberung ver Gewerbe und des Handels (Öewerbvereine, 
Handelsvereine, land» und forftwirthfchaftliche Vereine ꝛc.). 8. Oekonomiſche 
Bereine, die fih den Erwerbsgejellfhaften nähern (Spar-, Borfhuß-, Konfum- 
vereine, Berfiherungs- und Altersverforgungsgefellihaften ꝛc.). 9. Hülfsvereine 
(Armen-, Kranken» und Krippenvereine, Vereine zur Pflege von Berwundeten und 
Invaliden, zur Verſorgung entlaffener Sträflinge zc.). 10. Gefellige BVereine. 

Uebrigend ift der Vereinszweck niht immer fo klar beftimmt, daß er fi in 
eine dieſer Klafjen mit Sicherheit einreihen ließe; in anderen Fällen erfiredt er 
fih auf mehrere Klaffen, wie 3. B. die Schügen-, Turn- und Oefangvereine oft 
dem gejelligen Vergnügen mehr noch als ihrer eigentlihen Beftimmung zu bienen 
pflegen. Die religiöfen Bereine nähern fih ven politifhen, wenn fie ragen ber 
Kirchenverfaffung oder der Geſetzgebung des Staates über firhlide Angelegenbhei« 
ten in ihren Wirfungsfreis ziehen. Auch die Arbeitervereine reihen fi den politi= 
fchen an, wenn fie gefeglihe Mafregeln erftreben, welche die Stellung des Arbei- 
terftandes verbeffern oder deſſen Einfluß auf die Staatsordnung erhöhen follen. 
(Allgemeines Stimmrecht, Staatsunterftügung für Arbeitergenoſſenſchaften. Bol. 
den Art. „Socialismus".) Dagegen flempeln theoretiihe Spekulationen über das 
Berhältniß von Staat und Kirche, Kapital und Urbeit u. ſ. w. den Verein nod 
nicht zu einem politifhen, Daß Bereine, die verjelben Kategorie angehören (3. B. 
die politifhen und religiöfen), ihr Ziel nicht felten in entgegengefegter Richtung 
verfolgen, bringt die Natur der Sache mit fid. 

Wichtig ift das Bereinsleben für die gegenfeitige Stellung der verſchiedenen 
Vollksklaſſen. Es gibt Vereine, in welchen die Beſonderheit einzelner Klaffen ihren 
richtigen oder falfhen Ausprud findet, und andere, in welden ein gemeinjames 
Interefie das Gefonderte wieder zufammenführt. Ein Beifptel der erften Art find 
die Urbeitervereine, die immer Gefahr laufen, bei ihren Mitglievern das Bewußt⸗ 
fein des Gegenfages zu den „befigenden Klaffen“ einfeitig auszubilden, während 
doch fie felbft nur ein Bruchftüd der Arbeiterbevölferung vertreten, denn die Maffe 
der landwirthſchaftlichen Arbeiter betheiligt fih nicht an dieſen Vereinen. Die 
focialen Gruppen find regelmäßig aud in ven gefelligen Vereinen getrennt, fo 
daß jede größere Stadt neben einer von ben „Honoratioren“ befuchten Geſellſchaft 
ihren „Bürgerverein” und wo möglich ein Dienftbotenfafino befigt. Die Mi» 
hung der Klaffen ift dagegen mehr oder weniger durchgeführt in den politifchen, 
den Turn, Schügen: und Oejangvereinen, ausgenommen wenn fi in ben erfte- 
ren eine einzelne Gruppe zur Berfolgung befonderer Intereſſen abjchließt, Es gibt 
endlih Bereine, vie auf einem Patronatsverhältniß ver höher gebilveten zu 
den arbeitenden Klajjen beruhen oder doch aus einem folden entfprungen find, 
indem Ungebörige der erfteren fih an vie Spige von Vereinen gejtellt haben, 
welche die Bildung und materielle Wohlfahrt der Ürbeiter zu fördern beftimmt 
find. Auf diefem Weg entftanden in Deutſchland viele der oben genannten Bil- 
dungs-, Gewerbe» und öfonomifhen Bereine), — Jedes von den hier charakte- 





7) Bgl. den Art. „Aſſociation“. — Anders verbält ſich die Sache bei den Hülfs vereinen, 
die von Angebörigen der bemittelten Klaſſen allein gebildet werten, während diejenigen, die Ins 
terflügung bedürfen und genießen, außerhalb des Vereines ftehen. In den oben beiprochenen Fäl—⸗ 


760 - Vereine und Derfammlungen. 


rifirten Verhältniffen hat feine Berechtigung innerhalb gewiffer Grenzen und kann 
nachtheilig werden, wenn es biefelben überfchreitet. Immer bietet jevod das Bereins- 
leben eben fo viel Gelegenheit zur Ausgleihung wie zur Schärfung der focialen 
Gegenfäge, und gewährt den Vortheil, daß fi in ihm vie wecjelfeitige Stel- 
(ung der Boltsflaffen, wie fie thatſächlich ift, ungefälfcht fpiegelt. 

Es darf indeß nicht überfehen werben, daß dieß alles faft ausſchließlich von 
ber ſtädtiſchen Bevölkerung gilt, daß überhaupt der Gedanke der Affociation — 
und keineswegs nur der politifchen — bei der Land bevölkerung kaum nod Wur— 
zel gefaßt hat. Es fehlt niht an Ausnahmen, allein fie reihen felten über bie 
Umgebung größerer Städte und ſolche Gegenden hinaus, bie durch beſondere Ber- 
bältniffe in lebhaftere Berührung mit der Außenwelt gebracht werben. Je einfacher 
und rober die Bebürfniffe des Menſchen find, um fo leichter wird ihm eine felbft- 
genügfame Vereinzelung. Erft allmählih führt die Zunahme und Beſchleunigung 
des Verkehrs, die Nothwendigfeit, mit einem gefteigerten Aufwand geiftiger Kräfte 
der gefteigerten Konkurrenz zu begegnen, die Verbefferung des Unterrichts, bat 
Aufhören der bureaufratifhen Bevormundung, die Theilnahme an der Bezirke: 
und Kreisverwaltung, am Schwur- und Schöffengeriht dahin, daß der Geſichts— 
freis der Landbevölkerung ſich erweitert und ein Gemeinfinn erwedt wird, welcher 
das Vereinsleben nit entbehren kann, um für die wachſenden Bebürfniffe einer 
höheren Kultur Befriedigung zu finden. Die Zeiten der Bauernfriege, und in 
manden Gegenden bie Sreigniffe des Jahres 1848 haben übrigens gezeigt, daß 
ein unerträglich geworbener Drud aud den deutſchen Bauernftand zur Bereini- 
gung feiner Kräfte aufſtacheln Tann. 

III. Ein Schriftfteller, welcher das Vereinswefen ausführlicher, als dieß bis— 
ber gefchehen ift, behandelt — 2%. Stein im erften Band feiner „Berwaltungs- 
lehre“ (Leipzig, 1865) — hat folgende Theorie aufgeftellt. Der vollziehenden Gewalt, 
weldher die VBerwirflihung des Staatswillens obliegt, ftehen zu dieſem Zwede 
drei Organismen zu Gebot: 1. das Staatsamt, 2. die Selbftverwaltung (Yand- 
haften, Gemeinden, Stiftungen, Korporationen), 3. Bereine. „Das Bereins- 
weſen, fagt Stein, ift demnah ein Organismus in der Verwaltung, mie 
bie Gemeinde und das Amt”. Bon diefem „wahren und einzigen Standpunkt“ 
ausgehend, gelangt der Berfaffer zu zwei Folgeſätzen: 1. Ganz vom Uebel ſind 
bie politifchen Bereine, infoferne fie fi) zur Aufgabe mahen, Aenderungen ver 
beſtehenden Berfaffung herbeizuführen. Denn der Verein hat fih als Berwaltunge- 
‚ organ nur mit Verwaltungsaufgaben zu befhäftigen und verliert feinen natürli— 
hen Boden, ſobald er das Gebiet der Verfaffung betritt. 2. Dem Staat „muß 
bas Recht zuftehen, darüber zu entjcheiven, ob er ven Verein als ein mitarbeiten- 
des Organ für feine Zwede gebrauden fann oder nicht." Jeder Berein bedarf 
daher der Regierungsgenehmigung 8). Es verfteht fih, daß dieſe Genehmi- 
gung jederzeit zurüdgenommen werben fann und daß fie zurüdgenommen werben 
muß, fobald fi etwa in Folge eines Minifterwechjels die Anſichten ber Regie 
rung über diefe oder jene Verwaltungsfrage geändert haben. 

Der Staatögewalt wird hiemit das unbegrenzte Recht eingeräumt, alles 
Vereinsleben zu unterbrüden; e8 wird ihr die Pflicht auferlegt, keinen Verein zu 


fen find — wenn der Ausdrud erlaubt it — Patrone und Klienten Mitglieder : die erfteren 
hauptſächlich in der Abficht, bei der Organifation und Verwaltung uneigennügige Dienfte zıe fei- 
ften, bisweilen aub, um eine Mode mitzumachen oder Popularität zu ernten. 

8) ©. 226, 535, 539, 573, 618, 621 a. a, O. 
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dulden, der In Berfaffungs- oder Berwaltungsangelegenheiten andere Anfichten als 
bie zeitweilige Regierung vertritt; jeder entwidelnde, fortbildende Einfluß, welchen 
das Vereinsleben auf den Staatsgeift und feine Geftaltungen ausüben fann, wird 
grundfäglih abgefhnitten. Konfequenter Weife hätte Stein noch einen Schritt 
weiter gehen müſſen. Warum follte nicht aud bie Thätigkeit des einzelnen 
Privatmannes, im fo weit fie den öffentlichen Angelegenheiten zugewenbet ift, 
vor allem vie Thätigfeit der Preſſe, ebenfo in das Syſtem der Staatöverwal- 
tung eingereiht und benfelben Beihränfungen unterwerfen werben? Auch von den 

eitungen, als „Organen ver vollziehenden Gewalt“, mwürbe dann der voppelte 

runbfaß gelten: 1. Ganz vom Uebel find die politifhen Zeitungen, infoferne 
fie fi mit der Aufgabe beihäftigen, Aenderungen der beftehenden Verfaſſung her» 
beizuführen. 2. Jede Zeitung bedarf, um ins Leben zu treten, der Regierungs- 
genehmigung, und hört in dem Augenblid auf zu eriftiren, wo biefe Genehmigung 
zurüdgezogen wird. — Man gelangt zu ſolchen Ergebniffen, menn man von dem 
falſchen Gedanken ausgeht, daß Organe des äffentlihen Lebens, vie vollfommen 
unabhängig vom Willen des Staates entftanten find, gleihwohl als Drgane 
der Staatögemwalt zu betrachten feien. Neben ven Feiftungen, die der Einzelne dem 
Staat ſchuldet, neben feiner berufsmäßigen Wirkfamfeit in den Aemtern der Staatd- 
und Selbftverwaltung, den Wahltollegien, ven Bertretungsförpern und bem Heer, 
fol ihm bie Möglichkeit einer freien, gleihfalls den Interefien des Gemein- 
weſens zugefehrten, aber nicht im Dienfte vesfelben ftehenden Thätigfeit unver- 
fümmert fein. Affociation und Preſſe find die wichtigften Formen, in welden viefe 
fih, äußert und es heißt das Weſen beider verneinen, wenn man fie zu Werk— 
zeugen der Staatsgewalt ftempelt. 

Wohl aber hat das Aſſociationsrecht wie das Recht ver Preffe feine beftimm- 
ten Grenzen, deren Ueberfchreitung die Staatsgewalt nicht tulden darf. Es ift vor 
allem feftzubalten, daß das Recht der Vereine und Berfammlungen dem Staate 
gegenüber nicht weiter reihen Tann, als das Recht der Individuen. Jede Hand— 
lung, bie, von einem Einzelnen begangen, dem Etrafgefege verfällt, ift ebenfo oder 
(ald Komplott) in noch höherem Grabe ftrafbar, wenn fie von einer Verbindung 
Mehrerer ausgeht. Es ift unftatthaft, daß Aflociationen bei der Wahl ihrer 
Zwede over Mittel in pas ausfchlieflihe Gebiet des Staates oder der Ge— 
meinde eingreifen. Sie können fib nicht anmaßen, Afte ver Gefeggebung, ber 
Regierung oder Verwaltung auszuüber oder zum Vollzug ihrer rechtmäßigen Be- 
Ihlüffe Zwangsmittel amzuwenten, vie nur der öffentlichen Autorität zuftehen. 
Unzuläffig ift daher auch jeder Verſuch, durch bewaffnetes Auftreten oder durch 
Maffendemonftrationen, die eine Bedrohung mit phyſiſcher Gewalt in ſich ſchließen ), 
auf die Regierung oder eine Gegenpartei zu mwirfen. 

Bei der Klaffififation der Bereine (oben Ziffer I, 2) ift darauf hingewie— 
fen worden, daß die Thätigkeit des Staates fib über ihren eigenthümlihen und 
ausichlieglihen Wirkungskreis hinaus auch auf Angelegenheiten erftredt, die ihrer 
Natur nad nicht nothwendig Staatsfahen find. Es kann beifpielsweife das Unter: 
rihtd-, das Armen-, das Eifenbahnmwefen in größerem oder geringerem Umfang 
entweder vom Staat {der Gemeinde) übernommen, oder der kirchlichen Fürſorge, 
ber Privatwohltbätigkeit, der Privatinduftrie überlafjen fein. Je nachdem nun ber 


9 Died muß nach den Umſtänden des einzelnen alles beurtheilt werden. Daß eine Partei 
die numerifche Stärke ibrer Angehörigen durch Maffenverfammfungen darzuibun fucht, ift feines 
wegs ftrafbar. 
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einzelne Staat die Grenzen feiner Aufgabe enger oder weiter gezogen bat, ift aud 
das Gebiet der Vereinsthätigfeit verjchieden begrenzt. Ueberall aber, wo fih Staat 
(Gemeinde) und Berein in eine Aufgabe theilen, ift es wünſchenswerth und oft 
unerläßlid, daß Etaatd- und Vereinsbehörden in mechfelfeitiger Uebereinftimmunz 
banveln. Während des amerifanifhen Seceffionstrieges haben die auf beiden Eei- 
ten gebildeten, mit enormen Mitteln ausgerüfteten Privatvereine zur Unterftügung 
der im Felde ftehenden Truppen, der Berwundeten und Kranken, im höchſten Grat: 
fegensreih dadurd gewirkt, dag fie mit den Mititärbebörten eine forgfältig orga- 
nifirte Verbindung unterhielten. Diefe wechfelfeitigen Beziehungen berzuftellen, 1 
in allen ähnlichen Fällen (3. B. in dem Verhältniß der amtlichen zur freiwillig 
Armenpflege) eine eben fo dringende Pflicht ver Staats- und Gemeindebebörven, 
wie der Vereine felbft. Nur fann den erfteren nicht zugemuthet werben, einem 
Berein ihre pofitive Unterflügung zu gewähren, deſſen Zweck fie nah gewiſſen— 
bafter Prüfung nicht billigen oder defjen innere Einrihtung ihnen durchaus ver: 
fehlt erfcheint. 

IV. Die unentwidelte Staatsorbnung des Mittelalters fegte eine Ergänzung 
durch freie Affociation der Einzelnen vielfah voraus, legte berfelben auch kein 
gefeglihes Hinderniß in den Weg. Die Reichsgeſetze beſchränkten fih darauf, gegen 
Verbindungen mit rechtswidrigen Zweden ihre Vorkehrungen zu treffen. Im ver 
Ausbildung zu Korporatienen (vgl. ven Art. „Körperfhaften und Genoſſenſchaften“) 
fanden die mittelaiterlihen Einigungen jene Dauerbaftigkeit und Kraft, deren fie 
zur Erfüllung ihrer ftahtlihen Aufgabe bepurften. 

Ein ganz veränderter Zuftand zeigt fich im 18. Jahrhundert. Die Staats- 
gewalt hat jet das natürliche Gebiet ihrer Wirkfamkeit nicht allein volftändig 
ausgefüllt, fondern in mandhen Richtungen weit überfchritten. Sie hat die Autone— 
mie und GSelbftverwaltung der Gemeinden und Körperfhaften zum größten Theil 
vernichtet, ſich felbft an deren Stelle gejegt und übt über vie Unterthanen eine 
Vormundſchaft aus, die tief in die Verhältniffe des Privatlebens hineingreift. Die 
Leitung fowohl als die Beurtheilung der öffentlihen Angelegenheiten ift ausfchlief- 
lib Sache der Staatöbureaufratie; Vereine und Berfammlungen mit politischer 
Tendenz find demgemäß überhaupt nicht geduldet. Andere Verbindungen aber, vie 
‚ Ärgend einen gemeinnügigen Zwed verfolgen, unterliegen minbeftens ber obrigtfeit- 
lihen Direktion. In einem großen Theile Deutfhlands rebucirt fih das ganze 
Vereinsrecht auf den einfahen Sag: „geheime Vereine find firafbar, alle übrigen 
bedürfen der landesherrlihen Genehmigung”. Diefe aber wird politiihen Vereinen 
grundſätzlich nicht ertheilt, anderen nur auf Ruf und Wiverruf, wenn ihre Harm- 
lofigfeit außer Zweifel geftelt ift. Im preußifhen Landrechte findet fi zwar das 
Erforderniß der Genehmigung nit; allein es wird richtig fein, wenn ein neue 
rer preußifcher Schriftiteller die liberalen Beftimmungen dieſes Geſetzbuchs daraus 
erflärt, daß die ganze Materie unter den damaligen Verhältniffen ohne praktiſche 
Bedeutung geweſen fei. Es bevurfte keiner ftrengen Geſetzgebung, um den Trieb 
der Selbftthätigfeit niederzubalten, der im Bolf ohnehin nahezu erlofhen war nat 
erft unter dem Drude der Fremdherrſchaft kräftig wieder auflebte. Den rigoröfe 
ften Anorpnungen und Mafregeln begegnet man dagegen in Bayern, wo befen: 
berd der Jlluminatenorden (f. d. Art.) eine ſchwache Regierung beunrubigte. 

Als fpäter die Flamme der franzöfifhen Revolution nad Deutſchland herüber- 
ichlug, erging auch in Preußen das Edikt vom 27. Oft. 1798, das alle auf 
Aenderungen in Berfaflung oder Verwaltung des Staates hinzielenven Afjociatio- 
nen verbot; ebenfo alle Berbintungen, deren Mitglieder fid „unbefannten Ober 
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ren” zum Gehorſam verpflichteten, oder deren Zweck geheim gehalten ober mit 
„myſtiſchen Formen“ umfleivet wurde. Die lettere Beftimmung traf zunächft den 
Freimaurerorden (f. d. Art.), deſſen vollſtändige Aufhebung gleihmwohl felbft 
damals in Preußen nicht erfolgt ift, wie ihn überhaupt die deutfhen Regierungen, 
aud in den reaftionärften Zeiten, immer mit Schenung behandelt haben. 

In Frankreich hatte die Gefepgebung der Revolutionszeit das Affociationg- 
reht ausdrücklich anerkannt und in diejenige Formel gebradt, die dann auch andere 
Geſetzgebungen, zulett die deutſchen Grundrechte und zum Theil die Vereinsgeſetze 
deutſcher Staaten fi aneigneten. Gleichzeitig hatten die Klubs in Paris und den Pro: 
vinzen das abichredendfte Belipiel von der Anwendung dieſes Rechtes gegeben. Doch 
wird fein verfländiger Menfch behaupten, daß man die Gräuel, welche ven Luft 
reinigenden Sturm der franzöfifhen Revolution begleitet haben, durch ein be 
ſchränkendes Affociationggefeg hätte abmenten fünnen. E8 wäre feine Macht da 
gewefen, um das Gefeg zu vollziehen. Aus diefem Grunde bat überhaupt 
die behutfamfte Vereins- und Prefgefetgebung faum jemals den Ausbruch ober 
Fortgang einer revolutionären Ummälzung gehindert. Eher kann dieß die Wir 
tung liberaler Geſetze fein; denn je ungebundener fih die Unzufriedenheit zu 
äußern vermag, um fo eindringlicher ergeht an die Regierungen die Mahnung, 
noch zu rechter Zeit entweder ein unhaltbares Syſtem zu ändern, oder ihre Wi- 
derftandsmittel zu fammeln. — Unter dem Kaiferreih konnte das Affociationsreht 
nicht beftehen: der code penal madıte alle Verbindungen, politifhe und nichtpoli— 
tifche, wenn fie mehr ald 20 Perfonen zählten, von der Regierungsgenehmigung 
abhängig. Aber au die Reftauration und die Julimonarchie bielten dieſes Geſetz 
aufrecht, und als ſich in ben dreißiger Jahren revolutionäre Gefellihaften bilbe- 
ten, bie aus einer Menge von Sektionen, jede weniger ald 20 Mitgliever zäh— 
Iend, zufammengefegt maren, traf ein Geſetz vom 10. April 1834 noch fchärfere 
Beftimmungen. Die Republit Ichaffte dieſe Vorfchriften ab; ein Defret vom 25. März 
1852 fegte fie wieder in Wirkſamkeit und die faiferliche Polizei verfteht es, für 
ihre Beobachtung zu forgen. 

In Italien wie in Franfreib hat man burd die Unterbrüdung des öffent- 
lichen Vereinslebens weder tie geheimen Verſchwörungen noch die periodiſchen re— 
volutionären Erſchütterungen zu hindern vermocht. Auf die langjährige Thätigkeit 
der Carbonari folgten bier die mazziniftifhen Romplotte und das „Junge Ita» 
lien“. Der von Gavour geleiteten nationalen Erhebung diente der itafienifhe Na— 
tionalverein als wirffames Organ. 

Die umfaffendfte Ausübung des Vereins: und Verſammlungsrechtes auf politi= 
ihem Gebiet hat feit ver Mitte des 18. Jahrhunderts in England ftattgefunden 10), 
Bor allem die radifalen und vie liberalen Parteien bedienten fich feiner, um ihre 
Plane durchzuſetzen. Eine mit eben fo viel Ausdauer als Energie betriebene Agi— 
tation hat auf diefem Weg, zum Theil allerbings erft nad) langen Jahren, bie 
bebeutendften Reformen erwirft. So vie Abſchaffung der Sklaverei und des Skla— 
venhandels, vie Katholifenemancipation, die erfte Parlamentsreform, die Abſchaf- 
fung der Korngeſetze Aber auch fonfervativen und reaftionären Beftrebungen hat 
die Affociation als Mittel gedient. Als in den neunziger Jahren eine Konfpira= 
tion eraltirter Köpfe das friedliebende Bürgertbum in Schreden verfegte, entftand 
der Verein „zum Schuge von Freiheit und Eigentbum gegen Nepublifaner und 


10), Bal. May, Die Verfaſſungsgeſchichte Englands feit der Thronkefleigung Georgs III, 
überfegt von Oppenheim. Br, 11. S. 102—219, 
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Gleichmacher“, der bald im ganzen Lande Nahahmung fand und die Aufgabe 
übernahm, ven Behörden mit der, Denunciation ftaatsverrätherifher Schriften und 
Neben an die Hand zu gehen. Zur reichlihen Belohnung der Denunciation wur« 
den Gelder gefammelt, jedes unvorfihtige Wort, das im Klub oder der Schenke 
gefallen war, hinterbradte man den Behörben. Ein ähnlicher Verein war im 
Jahr 1821 beftrebt, ven reaftionären Gifer der damaligen Regierung zu fpornen. 
Hinlänglic befannt ift auch vie Thätigkeit der Drangelogen, welde den Fanatis— 
mus ber proteftantifhen Bevölferung gegen die Maßregel ver Katholitenemancipa- 
tion aufbeßten. 

Die Agitation nimmt in England, fobald es ihr gelungen ift, fih der Maf- 
fen zu bemächtigen, einen Maßſtab an, ben andere Länder nicht fennen. Enorme 
Geldſummen werden für ihre Zwecke verwendet und Verfammlungen von 150,000 
Menſchen, Petitionen an das Parlament mit 11/, Millionen Unterfchriften find 
nichts Unerhörtes. Auch wurde die Ausübung des politifhen Rechtes nicht felten 
durch grobe Ausihweifungen und Verbrechen gefhändet oder zu dem Verſuche 
mißbraudt, Regierung und Parlament durd Berrohung mit phyſiſcher Gemalt 
einzufhüchtern. Aber niemals haben foldhe Unternehmungen einen nachhaltigen 
verberblihen Einfluß auf vie Gefeggebung und Leitung des Staates zu üben ver 
mocht, niemals bat fih die Staatsgewalt unter dem Drud öffentliher Kundge— 
bungen zu einer Mafregel von Bereutung entfchloffen, die nicht in ber Folgezeit 
als eine wahre Verbefferung der öffentlichen Inftitutionen anerfannt worden wäre. 
Die irifche Repealbewegung, die Chartiftenbewegung, fo drohend fie aufgetreten 
find, fcheiterten an dem Widerftande des Parlaments und ver Regierung, weil 
fich dieſer Widerftand auf den Volfsgeift ftügte. Ueber die Reformbill von 1832, 
die nur dadurch erreicht worden ift, daß die Mehrheit des Oberhaufes ſich einer 
ftürmifhen Agitation endlih fügen mußte, fagt Th. May: „Spätere Erfahrun— 
gen haben ven Beweis geliefert, daß die Durchſetzung jener volfsbelichten Maf- 
regel nicht allein dem gefährliden Drude des Rabifalismus gelang, fondern daß 
andere nicht minder wefentlihe Umftände mitwirfen mußten: bie innere Berech— 
tigung der Maßregel, die Bereinigung der Mittelklaſſen mit dem Arbeiterftande 
unter ber Leitung ihrer natürlichen Führer und die Unterftügung einer ftarfen 
Partei im Parlament, der nicht allein in einem Haufe die Mehrheit gehörte, 
die vielmehr aud im anderen eine ftarfe Minderheit bildete.“ 

Die Torypartei war immer, fo oft fie das Staatsruder führte, bereit, dem 
Aſſociationsrecht, das von ihren Gegnern häufiger und wirffamer als von ihren 
Freunden geübt wurbe, Zügel anzulegen. Eine Reihe von Parlamentsaften aus 
vem 18. und 19. Jahrhundert (bis zur Zeit der Neformbill) verfügt folde Be- 
Ihränfungen, bie meift durch einen vorliegenden Fall veranlaßt waren und nur 
für beftimmte Friften Geltung hatten. Mit befonderem Eifer fuchte man der Af— 
filiation ber Bereine zu begegnen. Zwei unter Georg III. erlaffene Geſetze 
(39 cap. 17 sect. 2 und 57 cap. 19 sect. 25), die 1832 neuerdings einge- 
ſchärft wurden, zeichnen ſich durch die Sorgfalt aus, mit melder fie jeder mög— 
lihen Form der Affiliation den Weg zu verlegen fuchen. Allein dieſe Formen 
find unerfhöpflid. 

In Preußen wurde die Herrfchaft der Kabinetsorbre von 1798 durch vie 
Krifis unterbrodhen, welche dieſen Staat zu Unfang des neuen Jahrhunderts dem 
Untergang nahe brachte. Es würde body nicht thunlich geweſen fein, über die Stifter 
des Tugendbundes, deſſen Thätigkeit ven Sturz der Fremdherrſchaft vorberei: 
ten follte, jener Kabinetsordre gemäß eine zehnjährige Feſtungsſtrafe zu verhän- 
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gen. Nachdem aber das Ziel erreicht war, wurde alsbald (1816) die ftrengfte 
Beobadhtung der früheren Vorſchriften eingefchärft. In den zwanziger Jahren ga- 
ben die Spuren politifcher Konfpirationen, die an den Univerfitäten (ſ. dieſen 
Art.) entvedt wurden, der preußijhen und anderen Bundesregierungen Anlaß, be— 
fonvders gegen die Burſchenſchaft fhonungslos einzufhreiten. Die Einführung, 
des Nepräfentativfpftems in den deutſchen Mittel- und Kleinftaaten blieb 
ohne Einfluß auf das Verfammlungs- und Vereinsrecht; ein bayerifches Nefkript 
vom Jahr 1832 erklärte vielmehr den fonftitutionellen Staatsbürgern, daß dieſes 
Recht mit der neuen Staatöform wo möglih noch weniger als mit der alten ab» 
folutiftifchen verträglich fei, denn leicht könnten die Bereine fi einen fränfenven 
Eingriff in den Wirfungsfreis der Bolfsvertretung erlauben! Veranlaßt war diefe 
Drponnanz, welde die Verordnungen des vorigen Jahrhunderts erneuerte, ſowie 
der gleichzeitige Bundesbeſchluß vom 5. Juli 1832, durd die deutſchen Nach— 
Hänge der franzöfifchen Julirevolutien. In dem Bunbesbefhluß, der feinerfeits 
aus den berüchtigten Wiener Minifterialtonferenzen hervorging, wurben alle poli« 
tifhen Vereine für unzuläffig und ftrafbar erflärt, ebenfo öffentlihe Reben poli— 
tiſchen Inhalts, d. h. alfo alle politifhen VBerfammlungen, 

Das Jahr 1848 führte aud auf dieſem Gebiet eine neue Wendung herbei. 
Zuerft wurde, unter ftillfehweigender Duldung der Behörden, das Aſſociationsrecht 
überall thatfählid geübt, dann durch vie beutfchen Grundrechte feftgeftellt und in 
den einzelnen Landesgefegen anerkannt, zugleich aber mit den Borbehalten, die 
man für nöthig hielt, umgeben. Die Faſſung der Grundrechte (Urt. 8) lautet: 
„li. Die Deutſchen haben das Recht, ſich friedlich und ohne Waffen zu verfammeln; 
einer befonderen Erlaubniß dazu bedarf es nicht. 2. Bolksverfammlungen unter 
freiem Himmel können bei dringender Gefahr für die öffentlihe Ordnung und 
Sicherheit verboten werden. 3. Die Deutſchen haben das Recht, Bereine zu bilden. 
Diefes Recht fol durch feine vorbeugende Maßregel beſchränkt werden. 4. Diefe 
Beftimmungen finden auf das Heer und die Kriegeflotte Anwendung, infoweit die 
militäriichen Disciplinarvorſchriften nicht entgegenftehen.“ 

Nun erft war eine kräftige Entwidelung des Vereinslebens in Deutſchland 
möglich. Das bisherige Syftem hatte nicht nur die eigentlich politiihen Berbin- 
dungen im Keime erftidt oder in geheime Konfpirationen verwandelt, fondern aud) 
dem Aufblühen aller der Bereine, vie jegt, den mannigfachiten gemeinnügigen 
Zweden bienend, ein mächtiger Hebel der Bildung und des Wohlftandes geworben 
find, die äußerften Schwierigkeiten bereitet. Denn jeder Verein diefer Art bedurfte 
in dem größten Theile Deutfhlands einer ſtets widerruflichen polizeilichen Gut— 
heißung und unterlag ver Peitung und fortwährenden Ginmifhung der Bureau- 
fratie. Dadurch aber wurden in hundert Fällen die beften Abfichten vereitelt und 
die beften Männer von der Betheiligung zurüdgefchredt. 

Das Jahrzehnt der Reaktion, das den Bewegungsiahren folgte, ließ auch 
unfer Gebiet nicht unberührt, vermochte aber doch den rechtlofen vormärzlichen 
Zuftand nicht wieder herzuftellen, Nur in Defterreich ift dieß geſchehen durch ein 
jegt noch geltendes Gefeg vom November 1852, das diejenigen Vereine, deren 
Zwei „in den Bereich der Gefepgebung oder öffentlichen Verwaltung fällt”, ohne 
weiteres für unzuläffig erflärt und alle anderen von ver polizeilichen Bewilligung 
abhängig macht. In demfelben Geifte ift ein Bunvesbefhluß vom Jahr 1854 ab- 
gefaßt, der jevod in Preußen und Bayern nicht verfündigt, auch in anderen Bun- 
deöftanten, durch die Yandesgefepgebung oder die Praris, wenigftens ermäßigt wurde, 

Es wäre die Aufgabe einer umfafjenderen Darftellung, ven Auffhwung nad 
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zuweifen, welchen das Affociationswefen in Deutſchland feit 18 Jahren nach allen 
Richtungen des politifchen, wirthihaftlihen und Kulturlebens genommen hat, Diefe 
Darftelung würde zugleich erkennen laffen, wie wichtig neben der Yoderung der 
polizeilihen Feſſeln die feither eingetretene Bervolllommmung der Verkehrsmittel 
geworden ift. Wir müflen uns indeß auf einige Andeutungen über die Wirffam- 
feit der politiſchen Aſſocialionen beſchränken. Die Vereine und Berfammlungen, 
mit welden ſich Deutfchland im März 1848 bevedte, haben unläugbar viel leeres 
Stroh gedroſchen; demungeadytet waren ihre Beftrebungen Feineswegs unfruchtbar. 
Bon ihnen find die Neformprogramme ausgegangen, die dann in der Öefeßgebung 
ber Einzelftanten mehr oder weniger zur Verwirklichung gelangten. Die Einfüh— 
rung der Repräfentativverfaffung in Preußen und in Defterreih, wo fie allerdings 
fehr bald wieder einem reaftionären Umfdlag weidhen mußte, vie Einführung des 
Schwurgerichtes, der Deffentligykeit und Mündlichkeit im gerichtlichen Verfahren, 
‚die Ablöfung der Örumdlaften, die Befreiung der Preſſe und die Anerfennung des 
Affociationsrechtes felbft — dieſe und andere Errungenfhaften der Märzbewe- 
gung würden durd die Preſſe und die Volksvertretungen allein nidt gewonnen 
worden fein. Es mußten die nahdrüdlihen Kundgebungen der Wähler- und Bolfs- 
verfammlungen binzufommen, um den Reformforberungen eine energijche Vertre— 
tung in den Kammern zu fihern und das Widerftreben ber Regierungen zu bre— 
hen. Die Erfahrung lehrt, daß in Staaten, weldye die Eonftitutionelle Berfaffung 
befigen oder für fie reif find, große und eingreifende Neuerungen überhaupt febr 
felten zu Stande fommen, ohne durch die Thätigkeit der Preffe, der Bereine und 
Berfammlungen vorbereitet zu fein. Die Kraft, aus der Theorie ins Leben über- 
zugeben, erlangt ein politifher Gedanke nicht leicht, bevor dieſe Organe ver äf- 
fentlihen Meinung ihn zu dem ihrigen gemadt und dadurch der ihn vertretenten 
parlamentarifchen Partei die Stärke verliehen haben, die ven Sieg bedingt. 

Der in dem damaligen Bereinsleben ausgeprägte Gegenfag der „demokrati⸗ 
ſchen“ und „Eonftitutionellen” Richtung hatte zur nädften Folge das Scheitern 
der Einheitöbeftrebungen: die Gegner verfelben benügten biefen Zwieſpalt und 
bie Impotenz der preußiſchen Politik, um die Arbeit des Frankfurter Parlaments 
zu vereiteln. Gleichwehl find die Refultate des Jahres 1866 auf ber Grundlage 
von 1848 erwadfen. Der nun folgenden Zeit gehören die reaftionären „Treu— 
bünde“ in Preußen, Kurhefien u. ſ. w. an. Erft ver Regierungsmwechfel in 
Preußen und ver italienische Krieg fegten auch die liberalen Parteien wieder in 
Bewegung. Es entftand der Nationalverein, welder, an die Einheitsbeftrebungen 
von 1848 anfnüpfend, die Forderung einer fundamentalen Bundesreform auf- 
ftellte, diefe Reform zum Gegenftand eines alle anderen politifchen Intereffen zu- 
rückdrängenden Meinungskampfes in ganz Deutfhland machte und die dem preufi- 
ſchen Staate burd die geſchichtliche Entwidelung zugewiefene Aufgabe nit mehr 
in Bergefienheit gerathen ließ. Diefelbe Richtung verfolgte der in Weimar ge 
gründete Abgeorpnetentag: ber erfte Verſuch, bie gleichgefinnten Mitglieder 
der einzelnen Landesvertretungen zur Berftändigung über ein gemeinfames Han- 
deln zu fjammeln. Nach langem Zögern organifirte ſich auf kurze Zeit aud bie 
aus den mannigfadhften Elementen zufammengefegte Oegenpartei in dem Deut- 
hen Reformverein und einer Anzahl von lofalen Großdeutſchen Vereinen. 
Es läßt ſich nicht verfennen, daß die Agitation des Nationalvereins einen mitbe— 
ftimmenden Einfluß auf den Gang der preußifchen Politit im Jahr 1866 geübt 
bat. Nur war diefer Erfolg ein ebenfo einfeitiger, wie vor 18 Jahren der Er: 
folg der damaligen Bewegung. Im Jahr 1848 machte die freiheit einen Schritt 
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vorwärts, jcheiterte dagegen die Sache der Einheit; das Jahr 1866 bezeichnet im 
Gegentheil, ohne die Sache der Freiheit gefördert zu haben, einen mächtigen fort: 
fhritt auf dem Wege zur Einheit. 

Auch die fchleswigsholfteinifche Krifis gab in Deutſchland — bier wie überall 
Deutfh-Defterreih ausgenommen — Anlaß zu einer ausgetehnten Uebung des 
Affeciationsrehtes. Eine von Angehörigen aller Parteien beſchickte Abgeorpneten- 
verfammlung, deren ftändiger Ausſchuß und hunderte von örtlichen, Bezirks- und 
Provinzialvereinen machten die Befreiung der Herzogthümer von däniſchen Joch 
zu ihrem gemeinfamen Loſungswort. Diefe Kundgebungen, aud wenn fie nicht 
dazu beigetragen hätten, den Entſchluß zur Artegführung gegen Dänemark in 
Derlin zur Neife zu bringen, waren jedenfalls ven Auslande gegenüber von Be- 
beutung, indem fie außer Zweifel ftellten, daß der Krieg ein nationales Anliegen 
fei und daß eine feinkfelige Einmifhung zu Gunften Dänemarks ganz Deutjch- 
land unter die Waffen rufen würde. Nach glüdlicher Beendigung des Krieges 
richtete fidh diefe Bewegung mit ſehr abgeſchwächter Kraft und ohne Erfolg gegen 
die preußifche Annerionspolitif. 

Neben ven bier angeführten, durch allgemeine nationale Intereffen hervorge- 
rufenen Bereinsbildungen fteht die Organifation ver Parteien im den einzelnen 
deutfhen Yändern, deren Gegenftand zum Theil tiefelben Angelegenheiten, 
zum Theil tie befonderen Landesintereſſen find. Ihre Entwidelung und Thätigfeit 
ift zu ungleidhartig und mannigfad, als daß es möglich wäre hier des Näheren 
baranf einzugehen. Im ganzen zeigt ein Rückblick auf die legten Jahrzehnte, daß 
die Aſſociation im eigentlihen Deutſchland feit 1848 zum regelmäßigen Begleiter 
oder Vorläufer jeder politifhen Wendung, zu einem organifhen Beſtandtheil des 
öffentlichen Lebens geworden ift. Diefen Zuftand, welder überall eintritt, wo das 
Selbftbewußtfein des Volkes einen gewiſſen Grad erteicht hat, könnte nur die ges 
waltfamfte Reaftion vorübergehend wieder aufheben. Die bisherigen praftifhen Er» 
folge der Vereinspolitik dürfen nicht überfhägt, aber auch nicht zu gering in An- 
ſchlag gebradt werden; man wird fie richtig Shägen, wenn man für einen Augen— 
blif die gefammte Thätigkeit der politifchen Affociationen aus der Geſchichte der 
legten 18 Jahre ftreiht und ſich dann die Frage vorlegt, ob in dieſem Fall vie 
Ereigniffe denfelben Berlauf genommen haben würden. 

Borherrihend, obwohl keineswegs ausichließend, haben ſich bie liberalen und 
rabifalen Parteien — bald verbunden, bald getrennt — ver Aſſociation bevient; 
auf ihren Antheil fallen daher aud vorzugsweiſe die Fehler ber Bereinspolitif, 
Zur richtigen Erkenntniß und Beuriheilung berfeiben wäre es nöthig, das Partei- 
leben in feinem ganzen Umfang, alfo mit Inbegriff ver Thätigkeit in Landes» 
vertretung und Prefje zu betrachten. Dan müßte ferner die Schwierigkeiten ins 
Auge fallen, welche dem deutfchen Liberalismus dadurch bereitet werben, daß feinen 
Führern bisher mit feltenen Ausnahmen fowohl die Gelegenheit, fih in ben 
Staatsgefhäften praftifh zu üben, als die Ausfiht vwerfchleffen war, ihre Pro- 
gramme an der Spige der Negierung zu verwirklichen, womit die Gefahr einer 
einfeitig theoretiihen und ivealiftiihen Richtung ungertrennlid verfnüpft if. Man 
müßte endlih das Verhältniß der Parteien zu ihren Führern und die Gebunden» 
heit der legteren, deren einziges Machtmittel die üffentlihe Meinung ift, gründ- 
licher unterſuchen, als es die deutſche Publiziftif bis jegt gethan bat. 

Unabhängig von folhen Betrachtungen ift der Fehler anzuerkennen, daß man 
in dem Streben nad) politiſchem Einfluß die politiihe Bildung vernadläffigt. 
Man urtheilt nicht jelten — in Bereinen und Bolfsverfammlungen wie in der 
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Preffe — über vie widtigften Fragen, ohne zuvor für ein richtiges Verſtändniß 
terfelben Sorge zu tragen. Zwar fann die Maffe des Volles niemals aus gewieg— 
ten Politikern beftehen, überhaupt nicht aus Gebilveten. Wie wir aber gleichwohl 
beitändig darnach tradyten, ein höheres Maß von allgemeiner Bildung und Ein- 
fit in allen Klaffen zu verbreiten, jo muß aud vie Anftrengung ver liberalen 
Parteien auf die Verbreitung politiiher Kenntniſſe und vie dadurch bedingte Stei- 
gerung der politifchen Urtheitsfähigfeit gerichtet fein. Dafür ift in Deutſchland bis— 
ber viel zu wenig gejhehen. Je unwiſſender die Maffe, um fo leichter wird fie 
von feihten Schwägern überredet und von gewandten Demagogen mißbraudht. 

Diefe Gefahr darf jedoch den Geſetzgeber nit abhalten, vie freie Entwide 
lung des Affociationsiebend zu- gewährleiften. Jedes politiihe Element, welchem 
bie Kraft innewohnt, bedeutende Wirkungen im guten Sinne hervorzubringen, 
ift aud mit der Kraft zu ſchaden ausgeſtattet. Die Pröffe befigt viefe Eigen- 
ſchaft im höchſten Grade, und man bat dennod immer mehr erfannt, daß es falſch 
wäre, fie unterbrüden oder reguliven zu wollen. Bon der Affociation gilt dasſelbe: 
für die Vortheile, die fie bietet, gibt es keinen Erfag, ihre Nadıtheile überwindet 
ein gefunder Volksgeiſt und eine tüdtige Regierung... Wo es an beidem fehlt, da 
ift ein befriebigender Zuftand bes Staates überhaupt unmöglid und man mir 
vergeblich hoffen, durch Untervrüdung der Afjociationefreiheit ihn berzuftellen. In 
Berbindung mit der Preßfreiheit und eimer ehrlih durchgeführten Repräfentativ- 
verfafjung gewährt das Vereins und Verſammlungsrecht allen Richtungen vet 
öffentlichen Geiftes die Möglichkeit, fi kundzugeben, ihre Berechtigung geltend zu 
maden, ihre Kräfte zu mefjen, Seine Ausübung bietet zugleich ber Regierung tas 
Mittel, fi Über die Urtheile und tie Vorurtheile, die Gefinnungen und vie Lei 
denjhaften, die Klagen und Forderungen der Bevölkerung verläffig zu unterrichten. 
In einer lebhaft erregten Zeit gibt die Agitation der Vereine und Verfammlungen 
biefes Bild der Volksftimmung volftändiger und treuer, als e8 die Preſſe allein zu 
thun im Stande ift: beide ergänzen und fontroliren ſich wechjeljeitig. Jede Partei 
tritt hier in ihrem wahren Charafter, in ihrer Stärke oder Schwäche, ihrer Be 
deutung für die Oefammtheit hervor; der einigermaßen kundige Beobachter kann 
höchſtens auf furze Zeit durch eine trügerifche Außenfeite getäufcht werden. Wenn 
nit alle Parteien in gleiher Weife geneigt find, fich der Formen des Bereins- 
lebens für ihre Zwecke zu bedienen, fo reizt doch, wie vie Erfahrung lehrt, das 
Auftreten der einen die anderen, ihrem Beijpiel zu folgen; für diejenigen aber, vie 
beharrlidy zurüdbleiben, ift dann auch dieje Scheu charakteriſtiſch. Daß das Afio- 
ciationsreht durd die Repräjentativverfaffung allein jo wenig wie durd bie 
Preffe entbehrlih gemacht wird, ift fhon oben an dem Beifpiel Englands unt 
der deutſchen Erfahrungen vom Jahr 1848 gezeigt worden. Die parlamentariſche 
Partei, die eine große politiihe Mafregel mit Erfolg vertreten oder befämpfen 
will, muß der Zuftimmung und Unterftägung ihrer Gefinnungsgenoffen, wie fie 
in den Berfammlungen und der Preffe fid ausjpricht, verfichert fein. 

V. Sind diefe Anfhauungen rihtig, fo ergibt fi daraus für die Geſetz— 
gebung eines ver abjolutiftiihen Regierungsform entwachfenen Staates der lei— 
tende Grundſatz, daß fie der politiſchen wie der nichtpolitifhen Afjociation volle 
Greiheit zu gewähren habe. Bon den wichtigeren deutſchen Geſetzgebungen feit 
1848 ift diefer Orundfag im allgemeinen anerfannt, jedoch bezüglich der politiſchen 
Bereinigungen durch manche Klaufeln beſchränkt worden, die zum Theil Billigung 
verbienen, zum Theil unweſentlich, zum Theil verwerflid erjcheinen. 

Es ift vor allem jelbftverftändlid und ſchon an einer früheren Stelle (Ziff. III) 
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hervorgehoben, daß die allgemeinen Strafgeſetze auf die Thätigkeit der Vereine 
und Verſammlungen ebenſo Anwendung finden, wie auf die Thätigkeit der Ein— 
zelnen. Wenn Vereine zum Zweck einer ſtrafbaren Handlung gebildet, wenn in 
einer Verſammlung ſolche Handlungen vorgenommen oder vorbereitet werden, ſo 
ſchreitet die Strafjuſtiz ein. Dieſe ſtrafrechtlichen Fälle ſind kein Gegenſtand der 
beſondern Geſetzgebung über Vereine und Verſammlungen. Die letztere pflegt 

a) für nichtpolitiſche Vereine, unter Vorbehalt der gewerbspolizeilichen 
und civilrechtlichen Beſtimmungen, keine beſchränkenden Vorſchriften aufzuſtellen. 

b) Von den politiſchen Bereinen fordert das preußiſche Geſetz vom 
11. Mär; 1850, das wir im Folgenden zu Grund legen: 1. daß fie ihre Satzun— 
gen und ein Mitglieververzeihniß einreichen. Das Mitglieververzeihniß ift unnd- 
thig und kann leicht zu polizeilichen VBerationen mißbraucht werden. 2. Sie bürfen 
Frauensperfonen, Schüler und Lehrlinge (nad anderen Gefegen minderjährige Per- 
fonen) nit als Mitglieder aufnehmen. Diefes Verbot läßt fih mit der Erwä— 
gung begründen, daß das politiſche Affociationsreht überhaupt als ein Ausfluß 
ber vollen politifhen Rechtsfähigkeit erfcheint. Soll aber daraus zugleich die Noth- 
wendigleit eines Mitglieververzeihniffes, der Kontrole wegen, abgeleitet worden, 
fo wäre darauf zu entgegnen, daß es genügt, wenn jene Berfonen von den Ber- 
fammlungen ves Bereines aufgefchloffen find, was ſich durd die gefegmäßige 
Anwefenheit der Polizeibeamten (Lit. d) kontroliren läßt. Auch würde die Aus- 
ſchliehung des weiblichen Geſchlechtes beffer ver Sitte anheimgeftellt werben; wenn 
fih irgendwo Frauenvereine für die politifhe Emancipation dieſes Geſchlechtes 
bilden wollen, fo gibt es feinen Grund, ein fo harmlofes Unternehmen geſetzlich 
zu verhindern. 3. Die politifhen Vereine dürfen nicht mit anderen Vereinen glei— 
her Urt zu gemeinfamen Zweden in Berbindung treten. Wie leicht diefes Verbot 
zu umgeben ift, erhellt aus ver oben (Ziff. I) gegebenen Ueberfiht ver verſchie— 
denen Affociationsformen. Es fcheint deshalb auch überflüffig, die Zweckmäßigkeit 
und Rehtmäßigkeit des Verbotes, die ih nicht anerkennen kann, einer näheren 
Prüfung zu unterwerfen. Für auferorbentlihe Fälle bleibt dad Mittel der Spe- 
cialgefeggebung. 4. Wegen Uebertretung der angeführten Vorſchriften können bie 
Borfteher zu Geld» und Ürrefiftrafen verurtheilt, die Vereine felbft proviſoriſch 
durch polizeilihen und definitiv durch richterlihen Ausſpruch geſchloſſen werben. 
Auf die zweite Maßregel ift praftifh wenig Werth zu legen, weil den Mitglie- 
bern die Gründung eines neuen Vereines jederzeit freifteht. 

e) Für Berfammlungen, ohne Unterfchied ihres Zweckes, gilt die Bor 
ſchrift: 1, daß ihre Theilnehmer nicht bewaffnet erfcheinen dürfen, 2. daß Ber- 
fammlungen unter freiem Himmel an die Zuftimmung der Ortspoltzeibehörbe 
gebunden find. Wenn man die erfte Beſchränkung, die in der Regel nur die Ver— 
folgung flrafbarer Zwede erſchweren wird, billigen muß, fo geht bagegen die 
zweite offenbar zu weit. An vielen Orten können einigermaßen zahlreihe Berfammlun- 
gen, well es an einem geräumigen Saale fehlt, überhaupt nur unter freiem Hims 
mel gehalten werden. Es ift unzuläffig, politifche Kundgebungen, melde durch bie 
Mafı ber Theilnehmer wirfen follen, von dem Belieben der Ortspolizei oder ber 
fie infpirirenden Oberbehörde abhängig zu machen. Der Gefahr für Ordnung und 
Sicherheit, von welcher das preußiſche Geſetz ſpricht, kann dadurch Hinlänglid be— 
gegnet werben, daß Zeit und Ort der Verſammlung mehrere Tage zuvor ange 
zeigt werben müſſen und fomtt die Polizeigewalt in den Stand gefegt ift, ihre 
Borkehrungen zu treffen. Man kann auch fordern, daß fi anfäffige Perſonen für 
den gefeglichen Gang der Verſammlung moraliih verbürgen. Selbſtverſtändlich 
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find ferner bei der Wahl des Ortes die nöthigen Nüdfichten auf den öffentlichen 
Verkehr und auf die Schonung des öffentlihen und Privateigentyums (Oarten- 
anlagen, Einfriedigungen u. ſ. w.) zu nehmen. 

d) Für politifhe Berfammlungen ift vorgefchrieben: 1. daß Zeit um 
Drt verfelben (wenn nit bei BVereinsverfammlungen beides ohnedies jagungs- 
gemäß feftfteht) eine beftimmte Zeit zuvor der Polizeibehörbde anzuzeigen find, 
2. daß der Behörde das Recht zufteht, Abgeorpnete zu der Berfammlung zu jen- 
ben. Diefe Anordnungen, welche das Verſammlungsrecht, und in Verbindung mit 
dem oben unter b Angeführten zugleih das Vereinsrecht der Kontrole der Def- 
fentlichkeit unterwerfen, find zu billigen, wenn fie richtig verftanden und nidt, 
wie es geſchehen ift, auf vertrauliche Privatbefprehungen Heinerer Kreife ausge— 
dehnt werden. Denn niemals kann die Ginmifchung der Polizeigewalt im ſolche 
Beiprehungen gerechtfertigt fein, foferne nicht etwa der Thatbeftand eines ven 
Strafgefepen verfallenden Komplottes vorliegt. Bon der Berfammlung muß alfe 
die Zuſammenkunft unterſchieden werden. Die erftere fegt eine größere Anzahl 
von Theilnehmern voraus und ift ihrer Natur nach auf das Licht der Deffent- 
lichkeit berechnet. Dem entspricht auch der Gebrauch politifher Vereine, zu ihren 
Berfammlungen Sole, die niht Mitglieder find, oder doch Berichterſtatter für die 
Preſſe zuzulaffen. Wenn der Geſetzgeber diefe Deffentlichkeit zur Regel erhebt unt 
demgemäß aud ven Beamten der Regierung den Zutritt fiert, fo handelt er 
nicht gegen die Natur des Verſammlungsrechtes. Andererſeits hat aber die ver 
trauliche, nad außen ftreng abgefhlofiene Privatbefprehung ebenfalls ihr Iegiti- 
mes Gebiet, das der Geſetzgeber zu achten verpflichtet ift. — Daraus ergibt fih 
aud der richtige Orundjag für die Behandlung der Sitzungen, in weldyen bie 
Ausfhüffe eines politiichen Vereines ihre Gefhäfte erledigen. Nur bie Bereins- 
verfammlungen felbft, nicht Diefe Sigungen dürfen der polizeilihen Kontrole unter 
worfen werben. Dasjelbe gilt von denjenigen Ausfhüffen, die eine nicht zum Berzin 
organifirte Verſammlung eingejegt hat, aud wenn dieſe Ausſchüſſe von ven Be 
hörden als felbftändige Vereine angefehen und behandelt werben. 

Dem anmwefenden Polizeibeamten ift 3. eine weitreichende Befugniß übertra- 
gen, die Berfammlung aufzulöfen. Diefe Befugniß erfheint unverfänglich, inſoweit 
fie fih auf Fälle bezieht, wo eine Klare formale Vorſchrift Übertreten, 3. B. bie 
vorgeſchriebene Anzeige nicht erftattet wurde, fehr bedenklich dagegen, wenn fie fih 
auf jo vage Vorausfegungen, wie die „Unreizung zu ftrafbaren Handlungen“ 
(G. 5 des preuß. Gef.) erftredt. Was nicht geduldet werben fann, ift die Berath- 
ſchlagung über Anträge, welche den Thatbeftand einer ftrafbaren Handlung ober 
die Aufforderung zu einer folhen enthalten. Weigert ſich hier der Vorſitzende, tie 
Diskuffion abzuſchneiden, fo wird den Abgeordneten der Polizei die Befugniß zur 
Schließung zuftehen müſſen, nachdem fie den Artikel des Strafgefetges, deſſen Ueber- 
tretung von ihnen behauptet wird, angegeben haben. Es ift jedoch nöthig, va 
eine rihterlihe Entſcheidung über die Anwendbarkeit des Strafgefeges nachfolgt. 
Bezüglich anderer Uebertretungen, die in ber Berfammlung vorgelommen find, ge- 
nügt die nachträgliche richterliche Einfchreitung; denn das polizeilide Schließen ver 
Berfammlung läßt fi als vorbeugende Maßregel nur redhtfertigen, wenn. taburd 
die Bollendung oder Fortſetzung einer ftrafbaren Handlung noch verhindert 
wird; alie anderen Fälle gehören in das Bereich der gerichtlichen Repreifion. 

Wohl aber fünnen Vorausfegungen eintreten, unter welden ber Polizei: 
gewalt die Befugniß zuftchen muß, obgleih kein ftrafrehtliher Thatbeftand 
und feloft feine „Anreizung“ zu ftrafbaren Handlungen vorliegt, aus politiſchen 


- 


Verhaftung. 771 


Gründen eine Berfammlung zu fliegen. Man denke an ernfte Berwidlungen mit 
einer auswärtigen Macht, wo durch herausforbernde Demonftrationen bie Erhal- 
tung des Friedens leichtfertig gefährdet werden fann, oder an eingetretene Kriegs- 
zeiten, oder an Zuftände der Revolution und einer leivenfhaftlihen Erhigung der 
Parteien. In foldhen Zeiten vermögen die Worte eines einzigen Fanatikers Wir⸗ 
fungen zu entzünden, vie für das ganze Rand verderblich find. Allerdings kann 
von ber Rebnerbühne öffentlicher Berfammlungen aud das Lofungswort zu einer 
gerechten und nothwendigen Bolfserhebung ausgehen; dann aber ſchweigen über- 
haupt die Paragraphen der Polizeigefege. Bon diefem Aeußerften abgefehen, bür« 
fen der Regierung die gefeglihen Mittel zur Abwendung einer drohenden Gefahr 
nicht fehlen; nur darf au der Ermädtigung, die für ſchwere und feltene Fälle 
unentbehrlich ift, nicht ein Umfang gegeben werben, daß fie der Reaktion gegen 
jede mißliebige oppofitionelle Kundgebung ald Hanphabe dient. Brater. 
Vereinigte Staaten, j. den Nachtrag am Schluffe des Wertes. 
Berfaffung, f. Repräfentativverfaffung, Staatsgewalten. 


Verhaftung. 


Auch außerhalb der Fälle einer vom Richter rechtöfräftig erkannten, mit dem 
Berluft der Freiheit verbundenen Strafe, fteht dem Staate die Befugniß zu, 
durch Verhaftung in den Rechtskreis des Einzelnen einzugreifen. Insbefondere 
gewähren alle neuern Gefeßgebungen „ohne Ausnahme den Staatsbehörden das 
Recht der Berhaftung zu dem Zwede, das Strafverfahren fiderzuftellen gegen 
eine von dem Schuldigen zu beforgende Bereitelung. Unter allen Berhaftungs- 
fällen ift die Unterfuhungshaft vie häufigfte und, politiich betrachtet, wid- 
tigfte Beranlaffung zur Beſchränkung der perfönlihen Freiheit. Es Handelt fid 
dabei um einen Gegenſatz zwiſchen den erft im Proceffe richterlich feftzuftellenden 
Ansprüchen auf Strafe gegen einen Befchuldigten und dem oberften aller politi- 
fhen Grundrechte der Staatsbürger. Damit ein möglicherweife vorhandenes, übri- 
gens noch zweifelhaftes Recht des Staates nit der Erfüllung entgehe, wird 
durch die Unterfuchungshaft im Beginne des Strafverfahrens ein unzmweifelhaftes 
und gegenwärtiges Freiheitsrecht in feiner Ausübung befchräntt. In politiſcher 
Deziehung find wenige Befugniffe fo leicht zu mißbrauden, wie die Verhaftung 
auf Grund vorhandenen Verdachts einer ftrafbaren Handlung. Nicht nur in. der 
Unbeftimmbarfeit der wefentlid von fubjeftiver Ueberzeugung abhängenden Ber- 
dachtdmomente, fondern aud in dem ungewiflen Berlaufe einer das Kriminalver- 
fahren vorbereitenden Unterfuchung, ber möglichen Verlängerung von Borerhebun- 
gen im Procefje; liegen unvertennbare Gefahren für bie ftaatsbürgerlihe Freiheit. 
Begrenzung und Einfhränfung des Verhaftungsrechtes und folgeweife Sicherftel- 
lung der perfönlihen Freiheit gegen zu weit gehende Beeinträchtigung waren von 
jeher eine der widhtigften Angelegenheiten der Geſetzgebung. Wie überall, wo bie 
Beziehungen zwiſchen den Oefammtrechten der Staatsgefellfhaft und dem Indi— 
viduum zu ordnen find, erfennt man aud an den Berhaftungen den Wechſel ver 
Zeiten und die Wöftufung höherer oder niederer Entwidelung, je nachdem bie 
Intereffen der Macht oder die Rechte der Freiheit überwiegen. Um ſich der Ge— 

enfäte bewußt zu werben, vergleiche man den Schug, welcher der perfönliden 
Freiheit in England felt dem Sturze ver Stuarts gewährt wurde, mit ben lettres 
de cachet, gegen welche 100 Jahre fpäter Mirabeau ſchrieb. 

Schon der Strafproceh zeigt in feinen Grundformen den engften Zufammen- 
bang mit dem Berhaftungsrecht, den deutlih wahrnehmbaren Stempel politifcher 
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Intereffen. Das Antlageprincip, weldes den römifh-republifanifchen, ven 
altgermanifhen und englifchen Procefeinrihtungen zu Grunde liegt, muß, bie 
Gleichberechtigung der ftreitenden Parteien fefthaltend, zu einer Abneigung gegen 
einfeitige Beichränfungen des Angellagten durch Verhaftung Hinleiten. Wo ven 
noch perfönliche Haft zuläffig wird, erhält fie ein Gegengewicht an der ftrengiten 
Berantwortlichfeit des Anklägers. Anders geftalten fih die Verhältniſſe im Unter 
fuhungsproceß. Je mehr die ftaatlihe Allmacht die Perfon des Verdächtigen zu 
einem Objekte der Beweisermittelungen herabfegt und einen Gegenfag verkündigt 
zwifhen dem Rechte des Staates und den Pflichten des Bürgers, ohne deren 
Zufammenhang deutlich zu begreifen, deſto weiter geht aud die Anforderung an 
die Aufopferung der Berfönlichkeit für die Zwede des allgemeinen Wohls , hinter 
benen fi die Willfür des alten Bevormundungsftaates verbirgt. Solder Auffaf- 
fung, wie fie im deutfchen Unterfuhungsproceß der legten Jahrhunderte Geftal- 
tung fand, erfcheint e8 unter der Würte der abfoluten Staatsautorität, won ih: 
rem Thun den Unterthanen Rechenſchaft abzulegen. Berfönlihe Freiheit bedeutet 
dann auch im Strafproceh nichts anderes, als eine Einräumung, welde das Wohl- 
wollen tüchtiger Beamter zu machen für gut findet. Opferte man ber Sicherheit 
der Gefellfhaft und der Ueberführung eines Berbächtigen deſſen Gliedmaßen auf 
ber Folter, deſſen Freiheit in einem zeitlich unbegrenzten Unterfuhungszwange — 
wie hätte man baran denken können, hinfichtlih der Verhaftung eine dem ganzen 
Syſtem widerſprechende Berantwortlichkeit des Beatmenthums aufzuftellen? Nod 
bie drei erften Jahrzehnte diefes Jahrhunderts legen ein trauriges, für die heu— 
tige Zeit faum verftänpliches Zeugniß dafür ab, daß auf bie geringfügigften und 
nichtigſten Beranlafjungen bin eine Unterfuhungshaft gegen politiih verdächtige 
„Demagogen“ verfügt und jahrelange fortgefegt werben fonnte. 

Eine Rüdfehr zu vernunftgemäßen Grundſätzen wurde für Deutihland nur 
dadurch ermöglicht, daß man an ben Borbildern Englands das Unnatürlihe und 
Ungerechte des alten heimlichen Unterfuhungsproceffes erkannte, daß der Geiſt ver 
Deffentlichkeit tiefer im unfer Bewußtfein eindrang und unter anderen politifchen 
Reformen die Anerkennung der perfönlihen Freiheit als das höchſte der Grund— 
rechte geſetzlich fihergeftellt zu fehen verlangte. Seit 1848 ſah man auch aufer- 
bald der rechtsgelehrten Kreife deutlich ein, daß ver Rehtsfhug gegen will 
fürliche oder leihtfertige Berhaftungen nidt nur einen Play in ven 
neuen Strafproceßorbnungen beanspruchen dürfe, fondern zum Range eines in bem 
Staatsgrundgefegen zu fihernden Yundamentalartitels erhoben werden müffe. 

Als ein muftergültiges Vorbild galt jenen Anforverungen die englijche Ha- 
beas Corpus-Alte. Nachdem früher die Magna Charta ungeſetzliche Treiheits- 
beraubungen unterfagt und mehrfache Statute aus der Negierungszeit Eduard II 
dies Berbot wiederholentlich eingefhärft, die petition of rights willfürliche Ber- 
baftungen abgeftelt, erging die fo berühmt gewordene Habeas Corpus-Alt: 
(31. Carl II. e. 2), wonad jeder Verhaftete durch einen writ of Habeas Corpus 
richterliche Entfheidung über den Grund ver Berhaftung erlangen kann (f. Blal⸗ 
ftone [ed. Kerr] I. p. 122 c. 135) und fordern darf binnen beftimmter Fri— 
ften gegen Bürgfhaft oder ohne folhe entlaffen zu werden. Am 27. Mai 
1679 erging das Gefeg, welches man no gegenwärtig ald ven Orunbpfeiler der 
englifhen Freiheit betrachtet (ſ. Fiſchel, bie Berfafjung Englands ©. 92; über bi: 
Form der englifhen Haftbefehle ſ. Gneiſt, Gefhichte und heutige Geftalt ber 
engliſchen Rommunalverfaffung oder bes selfgovernment I, ©. 580, Mitter— 
mater, engl. Strafverfahren ©, 159), 
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Den Berfaffern ver deut ſchen Grundrechte war es im Jahre 1848 ernſt⸗ 
lih um eine Sicherung ber perfönlichen Freiheit zu thun; ohnehin hatte man all- 
gemein, das Ungenügende in dem früheren Gefegeszuftand erfennend und die Tra- 
dition Englands annehmend, nad einer „Habeas Korpus-Alte" verlangt. Der 
Artikel 3 der Grundrechte beftimmt: „Die Freiheit der Perfon ift unverletzlich; die 
Berhaftung fol außer dem Falle der Ergreifung auf frifher That nur gefchehen 
in Kraft eines richterlichen Befehles, der mit Gründen verfehen fein fol; tiefer 
Befehl muß im Augenblid der Verhaftung oder innerhalb der nächſten 24 Stun- 
den dem Berhafteten zugeftellt werben; vie Polizeibehörde muß jeden, ven fie in 
Berwahrung genommen hat, im Laufe des nächften Tages entweder freilafien, oder 
der richterlichen Behörde übergeben; jeder Angefchuldigte fol gegen Stellung einer 
vom Gerichte zu beftimmenden Kaution oder Bürgfchaft (ausgenommen, wenn brin- 
gende Anzeigen eines ſchweren Verbrechens vorliegen) der Haft entlaffen werten; 
im Falle widerrechtlich verhängter oder verlängerter Gefangenſchaft ift dem Ber- 
legten Genugthuung und Entſchädigung, aushülfstweife fogar durch den Staat zu 

ewähren." j 

: Die Mehrzahl der dentfchen Proceßgefege und die nad dem Jahre 1848 ent- 
ftandenen Berfafjungsurkunden entjprehen den Anforderungen der Grundrechte nur 
theilmeife; und zwar zum geringften Theile. Wenn aud häufig beftimmt wird, 
daß Berhaftungen nur nad „dem Geſetze oder in gejegliher Form“ zuläffig fein 
follen, fo ift damit verhältnigmäßig wenig gefagt; denn in faft allen deutſchen 
Staaten wurde die Weiterentwidlung der 1848 aufgeftellten Principien gewaltſam 
abgebrodhen oder durch das Beſtehen der einer früheren Periode angehörigen Spe- 
cialgefege verfümmert. „Gewährleiſtung ber perfönlichen Freiheit" und allgemeiner 
Hinweis auf die Ausnahmen, welche das „Geſetz“ beftimmt, find beinahe wirkungs- 
(08, fobald das Gefeß felbft dem Grundgedanken ber perfünlichen Freiheit ent» 
frembet ift. Sehr deutlich zeigte fi dies in Preußen, mo vie Berfaffung ven ab— 
ftraften Grundfag der Gewährleiftung perfönlicher Freiheit aufftellt, das Gefeg zum 
Schutze der perfönlihen Freiheit vom 12. Febr. 1850 die formalen Vorfchriften 
der Verhaftung feftfegt und die Kriminalordnung aus dem Jahre 1805 bie Füh- 
rung der Borunterfuhung regelt, alfo Gefege neben einander gelten, welde auf 
gänzlich verfchiedenen Rechtsauffaſſungen beruhen, 

Man überfah in Deutſchland ziemlih allgemein, daß der Schwerpunft ber 
englifchen Habeas Corpus-Afte in dem Rechte der Entlaffung gegen Kaution und 
in, der allgemein durchgeführten Berantwortlichkeit des Beamtenthbums lag. In 
Deutſchland lieg man ſich vielfach durch die Verheigung einer richterlihen Ver— 
nehmung binnen einer beftimmten Zeitfrijt Blenden und glaubte genug erreicht zu 
haben, wenn man einen Öefangenen überhaupt der polizeilichen Verfügung nad) 
Ablauf einer beftimmten Stunvenzahl entzogen hatte. Während aber die englifche 
Habeas Corpus-Alte benjenigen Richter mit 500 Pfd. Strafe bedrohte, der einen 
writ of Habeas Corpus verweigern würde, läßt beifpielsweife das preußifche Ge— 
jeg vom 12. Februar 1850 die Ueberfchreitung der polizeilichen Berwahrungsfrift 
völlig ftraflos, fo daß bier höchſtens eine visciplinare Verantwortlichleit begründet 
wird, In der Praris der deutſchen Staaten ftellen fich die Fälle der Verhaftung 
meiftentheils derartig, daß nicht die vorgängige Ertheilung des ridhterlichen Ber- 
haftungsbefehls, fondern bie vorläufige Feſtnahme der Polizei die Regel bilvet, 
daß bei Ueberfhreitung ber Friften oder leichtfertiger Feftnahme durch die Polizei- 
behörben eine wirkſame Verantwortlichkeit vor dem Gefet nicht befteht, die richter- 
lihe Vernehmung ber Berhafteten, weil ein Recht auf Entlaffung nit anerkannt 
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ift, zu einer bloßen Formalität herabfinft und auch bie Dauer ber Borunterfu- 
chungshaft bei fhriftliher und heimlicher Führung derfelben durchaus von dem 
Ermefien des Richters abhängig bleibt. ine derartig beſchaffene Sachlage erklärt 
fi leicht, fobald man ſich erinnert, daß fi tie Strafgefeßgebung in Deutſchland 
mit befonderer Vorliebe dem franzöfifhen Muſter zumenvete, dem zufolge tie ftän- 
dige Anflagebehörve an der Spige der gerihtlihen Erefutivpolizei auf die perfön- 
lie Freiheit ganz anders und viel nachtheiliger einwirfen mußte, als bie dem 
richterlichen Amte untergeorbnete Privatanklägerfhaft in England. Ueberbies ift vie 
franzöfifhe Strafproceforbnung im Großen und Ganzen den Rechten ver Ange 
ſchuldigten höchſt ungünſtig; in den auf Unterfuhungsverhaft bezüglihen Anort- 
nungen fogar unflar. Der code d’instruction criminelle vom Jahr 1808 unter- 
fheidet 1. den VBorführungsbefehl (mandat d’amener), welden der Unterfuchungs- 
richter in eigentlihen Verbrechensfällen beſchließt und fogar die Staatsanwaltjchaft 
bei delit flagrant erlaffen fann, aber nicht einfeitig wieder aufheben darf (vgl. 
Helie, traité de l’irstruction eriminelle V. p. 768). Der ricterlide Vorfüh— 
rungsbefehl hört nach 24 Stunden von felbft auf wirkſam zu fein, fein Zwed ift, 
bie Vernehmung des Angeſchuldigten fiher zu ftellen. 2. Den Haftbefehl (mandat 
d’arröt), welcher einen Antrag der Staatdanwaltihaft vorausfegt (Art. 94). 3. 
Den Verwahrungsbefehl (mandat de depöt), welder nach eigenem Ermeſſen ves 
Richters erlaffen werden kann (Art. 61), und ber beim mandat d’arret nothwen- 
digen Bezeihnung der dem Angeſchuldigten zur Yaft gelegten ftrafbaren That, fo 
wie der darauf anwendbaren Gefegesftelle nicht bedarf. Eine Berfhärfung ver 
Borunterfuhungshaft enthält (Art. 613 und 618) bie fogenannte mise au secret, 
woburd der Gefangene von jedem Verkehr mit irgend melden Perjonen abge 
fhnitten wird. 4. Die ordonnance de prise par corps, welde die Rathskammer 
mit ber vorläufigen Verfegung in den Anflageftand wegen eine® Verbrechens fol 
legialifh befchließen muß. (Art. 133). 

Erft neuerdings, 1865, ift die franzöfiihe Geſetzgebung für eine Milderung 
ber fehr harten, auf Unterfuhungshaft bezüglichen Proceßbeſtimmungen in Thö- 
tigkeit gefegt worden. Ohne auf diefe für Deutfhland noch einflußlos gebliebenen 
Neuerungen einzugehen, begnügen wir uns mit der Erwähnung einer Thatſache, 
welche geeignet ift, das von den deutfchen Proceforbnungen vielfach nachgebildete 
Mufter der franzöfifhen Kriminalproceforbnung zu entwerthen. 

Uebrigens gehen die beutfhen Gefegaebungen in der Negelung des Berhaf- 
tungsredhtes jo weit aus einander, daß eine Darftellung der Einzelheiten nur in 
einem Lehrbuche des Strafprocefjes am Plate fein würde. Es ift genug, bie all- 
gemeinen Gefihtspunfte bier anzubeuten. 

A. Us Grund zur Berhaftung beihulpigter Perfonen wirb in ber 
Negel erfordert: 1. der Verdacht der Thäterfchaft eines erheblihen Verbrechens 
und die bearündete Beforgniß der Flucht. Beide Momente, weſentlich ſubjektiver 
Natur, müſſen zufammentreffen, laffen ſich aber nad feinem allgemeinen, äußerlich 
erfennbaren Maßſtab begrenzen. Mit Rüdfidht auf die Schwere der verbrecherifchen 
That wird häufig beftimmt, daß bei Gelobußen niemals, bei Gefängnißftrafen nad 
richterlichem Ermeſſen, bei ſchweren Verbrechen nothwendigerweiſe Unterfuhungshaft 
eintreten fol. Während in Preußen nad der alten Kriminalordnung bei Eigen— 
thumsvergehen allgemein, und außerdem bei einge vorausfihtlic über ein Jahr 
dauernden ©efänanifftrafe Verhaftung ftattfindet, dehnen andere deutſche Gefeg- 
gebungen das Recht perfönlicher Freiheit viel weiter aus; Baden in feiner neuen 
Strafgefepgebung (vom 18. März 1864) bis zu einer mit mehr als zweijährigem 
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Arbeitshaufe bedrohten Thäterfhaft; Borführungsbefehle zum Zwecke ber 
Bernehmung find indeffen im weiteren Umfange zuläffig ($. 159 ff.). Als Spe= 
cialfälle eines dringenden Verdachtes erfcheint allgemein die Ergreifung auf fri- 
fcher That oder unmittelbar nad verfelben (Preußen, Baden u. a.), bie Bezich— 
tigung durch Öffentlichen Nachruf oder einen Augenzeugen u. a. Hinfichtlih des 
Fluchtverdachtes werben feltener leitende Gefichtspunfte aufgeftelt: ubgefehen von 
der begonnenen Flucht felbft, vie Vorbereitung derfelben durch beftimmte Anftal 
ten, vie Eigenfhaft ald Ausländer oder Vagabonde, bie gerichtlich bewirkte Gtel- 
lung unter Polizeiauffiht. Für einen wirkſamen Schut ver perfünlichen Freiheit 
würde es indefjen vienliher fein, nit nur pofitive Merkmale tes Fluchtverbad;- 
tes als Anhaltspunkte feftzuftellen, fondern aud negativ Präfumtionen gegen ben 
Fluchtverdacht, einer Anſäßigkeit des Thäters, feiner Gemeindeangehörigkeit, 
feiner Selbftändigkeit ald Familienhaupt zu entnehmen. Jedenfalls erfcheint e8 volls 
fommen unzureichend, ven Verdacht ber Flucht einfach aus dem Verdacht ber Thä- 
terſchaft einer ftrafbaren Handlung und der Furdt vor Strafe abzuleiten. 2. Die 
Beſorgniß, daß der Verdächtige ven Thatbeftand verbunfeln oder feine Ueberfüh— 
rung durch Zerftörung von Beweismitteln verwideln fünnte. Gegen biefe ſo— 
genannte Kollufionshaft, für deren Dauer jeweilen beftimmte Friſten geſetzt 
find (Baden $. 164), erheben ſich indeſſen wegen ihrer fo unbeftimmten Natur 
höchſt gewichtige Bedenken (Mittermater, Allg. d. Strafrechtszeitung Band III. 
©. 57). Seltener findet fih als Grund der Verhaftung 3. Theilnahme an einem 
Raufhandel (3. B. Würtemberg und Preußen, obwohl die Beftimmung der K. O. 
8. 213 für aufgehoben zu eradten ift). 

B. Die Beredtigung zur Anordnung von Berhaftungen 
wohnt regelmäßig nur dem Richter inne; nur er kann förmliche Unterfuhungsbaft 
befchließen, fei es, daß der Unterfuhungsrichter allein, fei es, daß ein Gerichts- 
follegium entſcheidet. Der Staatsanwaltſchaft (mad franzöfifhen Recht) und ben 
Polizeibehörvden, Wachmannſchaften, Sicherheitsbeamten fteht nur die vorläufige 
Ergreifung und Feftnahme dringend Verdächtiger zu. Diefelben find entweder nad) 
genügender Aufklärung der Sachlage zu entlaffen oder binnen einer geſetzlich be— 
ftimmten fürzeren Frift, zur Verfügung des Gerichts zu ftellen und zum Zwecke 
gerichtlicher Bernehmung und Entſcheidung über die Haft vorzuführen. Auch hier 
ergeben fih nad Lage der Gefeßgebung mannigfahe Mißſtände; wenn es aud 
ratbfam fein mag, eine fpätefte Frift anzuordnen, bis zu welder die Borfüh- 
rung geſchehen fein muß, fo erſcheint es dennoch erforderlich, daß ſchon bie früs 
befte überhaupt nach den Umftänden thunlihe Vorführung den BPolizeibehörben 
bindend vorgezeichnet werde. Ohne Rückſicht auf den Verdacht eines Verbrechens, 
fteht der Polizei in deutfhen Staaten vielfad eine präventive Yeftnahme ge— 
wilfer Perfonen zu; nad) dem preußifhen Gefege vom 12. Februar 1850, wenn 
der eigene Schug der ergriffenen Perfon, die Aufrehthaltung der öffentlihen Si» 
herheit, Sittlichleit und Ruhe eine derartige Mafregel dringend erforbern. Wie 
bereit8 oben hervorgehoben wurde, mangelt es in Deutfchland an geeigneten Be- 
ftimmungen gegen Ueberfchreitung der den Polizeibehörden gejegten Friſten, bis 
zu welchen vorläufige Feftnahme ftattfinden darf. Zu Abkürzung vorläufiger Feft- 
nahme erweist fih insbefondere die engliihe Einrihtung wirkſam, wonach die 
Borführung an den Richter in öffentliher Sigung (ohne den franzöſiſch-rechtli⸗ 
hen Umweg durch die Staatsanwaltihaft) erfolgt. In dringenden Fällen haben 
auch Privatperfonen das Net, fliehenne Verbrecher zur fofortigen Ueber» 
gabe an die Behörden feftzunchmen. 
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C. Form der Verhaftung. Borführungs- und Haftbefehle bebürfen ber 
fhriftlihen Form, der Bezeihnung der ftrafbaren That und ber befhuldigten Per— 
fon; fie müffen dem PVerhafteten bei feiner Feſtnahme oder binnen einer kürzeren 
Frift nach derſelben vorgezeigt werben. Einige Gefeggebungen verorbnen im In: 
tereffe einer wirffanen Vertheitigung eine kurze Motivirung der Haftbefehle durch 
Angabe der Verdachtgründe, melde fi aud in den engliihen Formularen ange- 
geben finden. Dem vorläufig Ergriffenen, von ter Polizei fofort wieder Entlaffe- 
nen, follte überbies das Recht nicht vorenthalten werben, die Angabe der Grünte 
zu verlangen, durch welche feine Feſtnahme veranlaßt murbe. 

D. Redhtsfhug gegen willfürlihe Berhaftungen ober zu lang bauernde 
Unterfuhungshaft wird theil® durd die Formen des Proceßganges in Straffadhen, 
theil8 durch die ftaatsrechtlihe Stellung und bie politiihe Berantwortlicyfeit ver 
Behörden zu erftreben fein. Diefe lettere richtig zu begrenzen, erjheint als eine 
der ſchwierigſten Aufgaben ; da Mifgriffe aus Irrthum, wo es fih um Berbadts- 
momente handelt, unvermeiblih find. Als wirffamfte Mittel ver Abwehr kommen 
in Betracht: 1. Vertheidigungsrechte der Beſchädigten fhon in der Borunterfu- 
hung und Beſchwerde an vie höheren Inftanzen, welde legtere von. feiner deut— 
hen Geſetzgebung verfagt wird, mährend vie Zulaffung von Bertheidigern, die 
mit einer wirffam zu begründenten Beſchwerde offenbar im Zufammenbang ftebt, 
burd das franzöfifche Recht geradezu verfagt wird und aud in Deutſchland noch 
die Ausnahme bildet. 2. Die in England herfümmlihe Deffentlihkeit der Vor— 
unterfuhung und regelmäßige ftatiftiiche Nechenfhaftslegung über Anzahl, Wieder 
aufhebung und Fortdauer der Verhaftungen. 3. Die genaue Feftfegung berjenigen 
Tälle, in denen feine Verhaftung eintreten darf; fo beftimmt beifpielsweife vie 
belgiſche Gefeßgebung, taß bei politifhen Vergehen eine Vorunterfuhungshaft 
nicht ftatt habe. 4. Die Anerkennung des Rechts, gegen Beftellung einer mäßi- 
gen, auch durd Bürgſchaft zu vermittelnden Kaution, abgefehen von den ſchwerſten 
Verbrechensfällen, der Haft entlaffen zu werben (f. Sonntag, die Freilaſſung 
gegen Kaution, 1865). Die deutſchen Grundrechte hatten die Nothwentigfeit die— 
ſes auch in England bewährten Sicherungsmittels deutlih erfannt; nah dem 
Vorgange des franzöfifhen Rechts wird aber in ben veutihen Proceßorbnungen 
bie Annahme ter Kaution entweder ganz ober überwiegend in das ridhter- 
lihe Ermeffen geftelt. 5. Die ftrafrehtlihe und civile Berantwortlichkeit ver 
Staatebeamten nicht nur für vorfäglid rechtswidrige, fondern auch fahrläffig und 
leichtfertig bewirkte Berhaftungen oder Freiheitsberaubungen. Endlich ſchlagen einige 
Rechtsverſtändige 6. vor, daß jedem Berhafteten, deſſen Unfhuld ſich fpäter 
herausftelt, eine Entſchädigung aus Staatsmitteln felbft in den Fällen gewährt 
werde, wo ein Anſpruch gegen bie verhaftenden Beamten felbft nicht begründet 
werben fann, indem fie In der vorläufigen Aufopferung der perſönlichen Freiheits— 
rechte im Oefammtintereffe vor erwiefener Schuld einen Grund der Schaploshal- 
tung erfennen und von der Annahme eines foldhen Principe aud eine thatjächliche 
Einfhränfung der Verhaftungen auf bie bringenbften Fälle erwarten (f. Heinze, 
das Recht der Unterfuhungshaft. Leipzig 1865). v. Holsendorfl. 

Verjährung, ftaatsretlihe, ſ. Beſitz. 

VBerfehröwege, ſ. Land: und Wafferftraßen. 

Verlagsrecht, ſ. Autorredt. 


Verordnung. 


Die Verordnung enthält wie das Geſetz autoritative Vorſchriften, 
welche theils allgemeine Regeln des Verfahrens und Verhaltens feſtſtellen, theils 
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öffentliche Einrichtungen anorbnen. Aber das Geſetz ift in höherem Grade ber 
Ausprud des Gefammtwillens, des Staatswillens in höchfter Potenz und 
‚wird daher in dem mobernen Repräfentativftaate nur unter Mitwirkung und Zus 
ſtimmung der Bolfsvertretung feftgeftellt. Die Berorbnung dagegen beruht ledig- 
lih auf der Autorität der obrigkeitlihen Gewalt, voraus der Regierung, 
möglicher Weife in befchränfterem Umfang auch der Provinziale oder Bezirks- oder 
felbft der Gemeindeverwaltung, unter Umftänden aud ber Gerichtshöfe, inwiefern 
fie über die Berwaltung und die Rechtspflege eine Oberauffiht üben. 

Schon daraus ergibt fich, daß die Autorität des Geſetzes die höhere, weil bie 
des ganzes GStaatslörpers ift, die der Berorbnung die mindere, weil bie ein- 
zelner Organe und Glieder des Staatslörpers. So lange freilih der Staat 
noch von der abfoluten Monarchie regiert wurde, trat biefer Unterfhied nicht Kar 
hervor, indem der abfolute Monarch zugleih für fid allein den ganzen Staat 
repräfentirte und ohne Kammern das Geſetz gab und hinwieder ald Haupt bes 
Staates alle Regierungsgewalt ausübte und die Berorbnung erließ. Seit der Aus- 
bildung der Repräfentativverfaffung findet der Gegenfag von Geſetz und BVerord- 
nung in der Organifation des Staates feine Begründung, indem bie gefeßgebende 
Gewalt nirgends mehr dem Staatshaupt für fih allein überlaffen ift, ſondern 
nur in Uebereinffimmung mit der Repräfentation ber Regierten 
ausgelibt wird, in ber einfeitigen Regierungsgemwalt aber die Berorb- 
nungsgewalt enthalten ift. Der gefeßgebende Körper erläßt keine Berorbnungen, 
die Regierung für fich feine Gefege. Wo noch, wie in einzelnen deutſchen Berfaf- 
fungen, der Regierung das Recht zugefchrieben wird, „proviſoriſche“ Gefege zu 
erlaffen, wenn die Kammern nicht verfammelt find und ein öffentliches Bedürfniß 
dazu drängt, da bebürfen biefelben doch Hinterher, um eine dauerhafte gefegliche 
Gültigkeit zu erwerben, der nachträglichen Zuftimmung der Kammern. Geht man 
etwas weiter, fo wird der ganze Unterſchied verwifht und man erhält ein Stüd 
der früheren abfoluten Monardie. 

Dem Unterfchiede in den Organen der Gefeßgebung und der Verorbnung 
entfpricht aud der Unterfhieb in dem Inhalte, Die beiden Aeußerungen bes ord- 
nenden Staatswillend konkurriren feineswegs in dem Sinne, daß biefelben Ber- 
bältniffe abwechfelnd durch Gefeß und Berorbnung, und aud nicht in dem Sinne, 
daß fie vorerft durch Geſetz und nachträglich durd Verordnung regulirt werben. 
Dielmehr eignen fi bie einen Gegenftände nur für das Geſetz, andere nur für bie 
Berorbnung; und nur in einer britten, mittleren Klaſſe von Fällen tritt ein 
Schwanfen ein und wird biefelbe Sache bald durch Verordnung, bald durch Geſetz 
geregelt. 

Für die Geſetzgebung geeignet und nicht ber Verordnung vorbehalten find 
nad) den modernen Brincipien R 

a) die grunbfäglihe Feftftellung des Privatrehts und bie Regeln bes 
Givilproceffes. Weil es fih bier um bie Nechtöverhältniffe der Bürger han- 
delt, fogar im Gegenſatze zum Staate, fo darf bier nicht der Regierungsgewalt 
für fih alein das Recht zugeftanden werben, darüber rechtsverbindliche Vorſchrif— 
ten einfeitig zu erlaffen. Hier ift die Mitwirkung der Bolfsvertretung unentbehr- 
lid. Verordnungen, welde das Privatreht ändern, find daher überall unzuläffig, 
und folde, welche auf die Handhabung des Privatrehts einen Einfluß üben, nur 
infofern ftatthaft, als diefelben entweder durch das Geſetz vorgefehen und ermäd)- 
tigt find, oder lebiglih als Inftrultionen für bie mit ber freiwilligen oder ftreiti- 
gen Gerihtöbarkeit betrauten Beamten dienen und fomit in den Bereich ber ei- 
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gentlihen Juftizverwaltung gehören; 3. B. Verorbnungen über die Einrichtung der 
Grundbücher, der Standesbücher, vie Gerichtsferien u. f. f. 

b) Das ganze Strafrecht und der Strafproceß. Auch hier liegt in 
dem Erforverniß der Gefegesform eine ter michtigften Garantieen gegen Regie 
rungswillkür. In Anbetracht, daß das Heer der Regierungsgewalt unbedingt unter 
geordnet ſei und einer ftrengen Disciplin bebürfe, wird in einzelnen deutſchen 
Staaten die Militärftrafgefeggebung der Regierungsgewalt unterworfen, das heißt 
in Form der Berorbnung ausgeübt. Indefjen rechtfertigt die Rüdfiht auf Dis— 
ciplin und ftrenge Unterorbnung des Heeres im Frieden doch nur bisciplina- 
rifche Verordnungen, nicht aber die Feftftellung des eigentlihen Strafrechte, deſſen 
Wirkungen über das militärifhe Verhältniß der Untergebenen hinausreihen. Da- 
gegen begründet und erforbert der Kriegszuftand als ein ausnahmsweiſer umd 
vorübergehenver Nothftand ein emergifcheres Vortreten der Regierungsgewalt und 
demgemäß ein weiteres Verordnungsrecht. Die Kriegsartitel, welche von der Kriegs 
gewalt verordnet werden, enthalten daher auch Berbote mit fchwerfter Straf: 
androhung in kriegsgerichtlichem Verfahren. 

c) Die Auflage von Steuern und bie Kontrahirung von Staatsanlei— 
hen bebarf aus Ähnlihen Gründen gefegliher Feſtſtellung, damit nicht bie Pri- 
vaten, welche jene Steuern . bezahlen und für NRüderftattung dieſer Anleihen ein- 
ftehen müſſen, durch einfeitige Regierungswillfür ungebürlich belaftet werden. 

d) In dem entwidelten Repräfentativftante gehört auch bie grundfägliche Feft- 
ftellung der Militärpflicht bieher. 

In allen diefen Fällen ift e8 die Sorge für das Recht und bie Freiheit 
ber Brivatperfonen, welche die Form des Geſetzes, d. h. die Mitwirkung 
ber Nepräfentation der Bürger fordert. Es ziemt fi aber ebenfo, daß 

e) die wihtigeren organifhen Einrihtungen bes Staates felbft, ins- 
befonbere die Drganifation ver Staatsbehörven und bie Einführung danern- 
der Staatsämter nicht durch bloße Verordnung, fondern durch Geſetze regulirt 
werben, fo weit nicht jenes bereits durch die Berfaffung felbft gefchehen ift. Für 
die Entwidlung der politifhen Freiheit tft es fehr weſentlich, daß aud die dauern⸗ 
den Orundlagen der Staatsorbnung nit ohne Mitwirkung der Volfsvertretung 
eingerichtet oder abgeändert werden. „Kein bauerndes Staatsamt ohne Geſetz.“ 
Diefe Mitwirkung gewährt Schuß gegen unvolksthümliche Staatsinftitutionen und 
fihert zugleih den pofitiven Einfluß des Volks auf die Geftaltung des Staats. 

f) Die Feftfegung des gefammten Staatshaushalts ſowohl für die nächſte 
Zukunft in Form des Voranfchlags (Budgets) als für die legte Vergangenheit, in 
Form der Gutheißung der Jahresrehnung, enthält an fich cher Alte ver Bermwal- 
tung als der Geſetzgebung, indem fie nur eine vorübergehende Bebeutung haben, 
zunädhft für die Finanzverwaltung je eines Jahres ; aber fie hat theils wegen 
ihrer nahen Beziehung zu den Steuern und Anleihen, theils weil taburd tie 
“ eigentliche Finanzverwaltung eine fefte, wenn aud zeitlich begrenzte Regel ihres 
Berhaltens empfängt und das Intereffe der Volfsvertretung an der Ordnung bes 
Finanzweſens beffer verbürgt wird, die Form der Geſetzgebung angenommen. 

Auf der andern Seite find nur für die Verorpnung und nidt für bie 
Geſetzgebung geeignet : 

a) Die bloßen Anmweifungen und Inftruftionen, welche die höhere Beamtung 
ber untern mit Bezug auf ihre Dienitleiftungen, in iyorm- von tauernden Bor- 
ſchriften innerhalb des befonderen Berwaltungsbereihs exrtheilt, fogenannte Dienft- 
berorbnungen. 
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b) Diejenigen, fei e8 allgemeinen, fei e8 örtlich ober perfönlih (auf ges 
wiffe Berufstlafien bezüglichen) enger begrenzten und daher befonderen Borfchrif- 
ten, welde nur eine vorübergehende, je nad den Umſtänden zu mobificirende 
Bedeutung haben. Theils um ihrer leihtern Veränderlichkeit willen, theils weil 
fie nur eine befhränfte Anwendung finden, eignen fie ſich auch dann nidt 
zur Oefeßgebung, die den Charakter der Dauer und ber Allgemeinheit an fi 
trägt, wenn fie fi über das Verwaltungsperfonal hinaus auf bie Berhältniffe 
ver Privaten beziehen, wie insbefondere die polizeilichen Verordnungen. Der 
lange und unfihere Weg und ber komplicirte Apparat der Geſetzgebung paßt für 
diefe Dinge nicht, bie einer verhältnigmäßig rajhen und einfahen Regulirung 
bebürfen. z 
Zunächſt ift e8 Sache der Staatöverfaffung, näher zu beftimmen, was ber 
Gefeggebung und was hinwieder der Verordnung vorzubehalten fei. So weit jene 
verfaffjungsmäßig reiht, wirb durch fie ber Bereich der Verordnung beſchränkt, 
weil das Geſetz die Autorität des allgemeinen Staatswillens, bie Verordnung nur 
die der obrigkeitlihen Gewalt für fi hat; aber man darf nicht umgefehrt fließen, 
daß fi der Bereich der Verordnung fo weit erftrede, ald nicht ausdrücklich durch 
die Berfafjung die Gefegesform gefordert werde, weil ein die gefammte Rechtsord⸗ 
nung beftimmenbes Verorbnungsrecht als Regel nur mit der abfoluten Gewalt ver 
Obrigkeit, nit mit der modernen Nepräfentatioverfaffung verträglich erſcheint, 
diefe vielmehr die Mitwirfung des Volks grundfäglich verlangt. Wir nehmen daher 
überall mit den Fortſchritten der Mepräfentativverfaffung eine allmähliche Erweis 
terung wahr ber gefeßgeberifhen Thätigkeit und die Zurüdbrängung der Verord⸗ 
nung in engere Schranken. 

Im Einzelnen freilich zeigen fih mande Unterſchiede der Behandlung in 
verſchiedenen Staaten. 

Am ausgedehnteften ift die englifche Geſetzgebung, welche bis in das Ein- 
zelne und Befondere hinein Alles feft fegtund der Verorbnung fehr wenig Raum 
überläßt. Es erklärt ſich das aus ber Gefchichte des englifchen Parlaments, defien 
Mitwirkung nicht auf die eigentlihe Geſetzgebung, eingefhloffen ift, ſondern fid 
vielfältig auf wirkliche Verwaltungsalte mit erftredt. Auch in England gibt es 
obrigkeitliche Berorbnumgen, aber der Bürger hält fi nur infoweit verbunden, 
denſelben Folge zu leiften, ald das Geſetz ihn dazu fei es unmittelbar, ſei es mit- 
telbar verpflichtet, indem es die Yandes- oder Bezirkäverwaltung, insbefondere auch 
die Friedensrichter ermächtigt, bindende Vorſchriften der Art zu erlaffen. 

Berwandt damit ift das nordamerifanifhe Berfafjungsreht. Aber es un- 
terfheidet fchärfer zwifchen der gefeßgebenden und der vollziehenden Gewalt. In 
Folge deſſen ift das Geſetz grunbfäglicher geworben und bie Berorbnung hat mehr 
den Charakter der Bollziehungsverorbnung angenommen. 

Biel ausgebildeter und umfaffender ift das Berorbnungsreht in Frank— 
reich, entfprehend ber großen Selbftänvigkeit und Macht der Regierung (Gou- 
vernement). Der Kaijer erläßt von fi aus bie erforderlichen Reglemente und 
Detrete, aber nur gemeinfam mit dem Senat und dem Geſetzgebungskörper vie 
Sefege. Es wird verfaffungsmäßig anerfannt, daß jene nicht mit diefen in Wider: 
ſpruch ftehen dürfen. Aber theils find die Gefege gewöhnlich kurz und befchränfen 
ſich auf die allgemeinften Grundſätze, fo daß felbft die eigentliche Vollzugsverorb- 
nung einen weiten Raum zu freier Ausfülung erhält, theils ift die Regierungs- 
macht fo gewaltig und durdgreifend, daß ihren Verordnungen (früher gewöhnlich 
ordonnances genannt, jest eher röglements ober decerets), aud wenn fie in das 
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Gebiet der Geſetzgebung übergreifen, fein ausreichender Widerftand entgegen gefett 
werben fann. Sehr viele Berhältniffe des öffentlichen Lebens werben daher in 
Branfreih durch ſelbſtändige Verordnungen regulirt, bie keineswegs als Dienft- 
verorbnung ober Vollziehungsverorbpnungen bezeichnet werben fünnen, 

In Deutfhland müffen die fogenannten „provifortfhen Gefege”, welde 
in dringenden Fällen nad manden Berfaflungen von dem Staatsoberhaupt alleın 
erlaffen werden können, unterſchieden werben von den eigentlihen Berorb- 
nungen, obwohl zuweilen aud jene VBerorbnungen genannt werden. Sie find 
ihrem Inhalte und ihrer Beſtimmung nad wahre Gefege und nur der Form ber 
Erzeugung nad) den DVerorbnungen verwandt. Sie werden daher als Yeußerungen 
der geſetzgebenden Gewalt betrachtet, welche ausnahmsweiſe und vorläufig 
wegen eines Nothftandes ohne Mitwirtung der Kammern zu Stande kommen, 
aber nur eine proviforifche Geltung haben, und den nädften Kammern zur Ge— 
nehmigung unterbreitet werben. Wird biefe verweigert, wenn aud nur von einer 
ber beiden Kammern, fo verlieren fie ihre Kraft, denn das Geſetz erfordert grund- 
fäglih die Zufammenftimmung des Königs unt beider Kammern I). Die eigent- 
lihen Berorbnungen dagegen find ein Ausfluß der Regierungsgewalt und ben 
Kammern fommt nur ein Recht der Kontrole zu, um zu prüfen, ob nicht bie 
Grenzen des Berorpnungsrechts Überfchritten und in das Gebiet der Gefeßgebung 
eingegriffen worben fei. Die proviforifhen Gefege dürfen daher nah manden 
Berfaffungen nur mit Zuftimmung und unter Berantwortlichfeit des gefammten 
Staatsminifteriums erlaffen werden, während die Berorbnungen, je nah Umftän- 
ben, aud von einem einzelnen Minifter fontrafignirt werden können. Die provife- 
rifhen Gefege Fünnen von den Kammern im Einzelnen amendirt werben, die Ver— 
orbnungen dagegen nicht. Die allgemeine Richtung der Zeit, die Gefege auszu— 
dehnen und die Verordnungen einzufhränten, wird aud in Deutſchland fichtbar. 
Sp weit die Natur der Dinge einen gefeßgeberifhen Akt erforbert, ift das nur 
zu billigen. Aber man kann aud in diefer Richtung zu weit gehen zum Schaden 
ber Staatsverwaltung, für melde eine bemweglichere Form der Regulirung öffent: 
licher Berhältnifje, ald das Gefeg, unentbehrlich ift. 

Die [hweizerifhen Berfaffungen kennen ben Begriff ver proviforifchen 
Geſetze nicht. Dagegen räumen aud fie dem obrigfeitlihen Verordnungsrechte einen 
nicht unbeveutenden Bereih der Wirkſamkeit ein. 

Am eheften können Zweifel entftehen, ob durh allgemeine Regierung 
verorbnungen in ben Bereich der Gejeggebungsgewalt, welche der Regierung 
für ſich allein im Repräfentativftaate nicht zufteht, ungebührlidh übergegriffen werte. 
Um vie verfaffungsmäßigen Schranken zu wahren ift daher in manchen Berfafjun- 
gen der Regierung die Pflicht auferlegt, foldhe Verorbnungen („königliche Berorb- 
nungen“ nah $ 106 ber Preußiſchen Berfaffung) den Kammern zur Einfiht und 
Prüfung vorzulegen und den Kammern das Recht eingeräumt, biefelben zu bean- 
ftanden. Die Prüfung erftredt ſich nicht auf die Zwedmäßigfeit der Verordnung, 
denn das Zwedmäßige anzuorbnen ift Sache ter Verwaltung, und die Kammern 
haben Theil an der Gefeßgebungs- aber nicht an der Regierungsgewalt, fondern 
auf die Rechtmäßigkeit derfelben. Nur wenn bie Negierung die Grenzen der Ge— 
ſetzgebung nicht gehörig beachtet hat, und bie Verordnung in ben Bereid des Ge- 
jeges übergreift, find die Kammern veranlaßt, Einſprache zu erheben. Ob durch den 


1) Bol. Preuß. Derf. $. 63 und die Abhandlungen von Chr. Jahn und v. Rönne in 
d. Zeitfehr, f. deutfches Staatsrecht. - 
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Wivberſpruch der Kammern num bie Regierung zur Abänderung ober Aufhebung veran- 
laßt, beziehungsweife genöthigt werbe, oder ob von Rechtswegen die ganze Berorbnung 
fofort außer Wirkfamfeit trete, ift eine Frage, die nicht in allen Staaten in derſelben 
Weiſe beantwortet wird. Im Zweifel ift eher bie erfte als die zweite Folge anzuneh- 
men, da die Kammern wohl zur Kontrole der Verorbnungsgewalt berechtigt find, aber 
nicht eine eigentliche Appellationd» oder Kaffationsinftanz bilden 2). . 

Ueberdem entäpricht es den Grundſätzen der modernen Repräfentativverfaffung 
mit ihrer Sonderung ber Gewalten, daß die Gerichte im einzelnen Fall die Frage prü« 
fen, ob der Inhalt einer Verordnung verfaflungs- und gefegmäßig ſei, und wenn fie 
fi vom Gegentheil überzeugen, demfelben die Anwendung verfagen 3), Damit aber 
nicht durch verfchiedenartige Auslegung folder Verordnungen die Redhtseinheit und 
durch leichtſinnige Ungültigkeitserflärungen die Negierungsautorität gefährdet werbe, 
ift es nöthig, daß derartige Fragen fhliegli dem Urtheil eines oberften Gerichtshofes 
zum Entſcheide vorgelegt werden können. Inbeffen befhränten manche deutſche Verfaf- 
jungen, auch die Preußiſche (Art. 106) das richterlihe Prüfungsrecht bezüglich der 
„töniglihen" Verordnungen auf die verfaffungsmäßige Form der Publikation und ge— 
ftatten nur den Kammern, den Inhalt derfelben als verfafjungs- oder geſetzwidrig an— 
zufechten 9). Bluntihli. 

Litteratur C. Stein, Lehre von ber vollziehenden Gewalt. Stuttgart 
1865. I. ©. 62 f. 129 f. (Stein weicht in weſentlichen Stüden von der obigen 
Darftellung ab.) 


2) Die preußifche Verfafjung unterfagt den Behörden die Prüfung der Nechtegültigkeit von 
Berordnungen, die in geſetzlicher Form befannt gemacht find (Art. 106), aber behält Diejelbe den 
Kammern vor. Wenn beide Kammern ſich gegen die Gültigkeit der DBerordnung audfprehen, fo 
muß diefelbe ald ungültig betrachtet werden. Wenn aber die eine Kammer fih für, bie ans 
dere gegen bie Rechtmäßigkeit der Verordnung erklärt, dann ift die Rechtegültigkeit zweifel⸗ 
baft geworden und die Behörden (Gerichte) find in der Handhabung derfelben nicht — an die 
Präfumption ihrer Gültigkeit gebunden. 
en 3) et — Abh. von Rönne in d. Zeitſchr. für deutſches Staatsreht von Aegidl. 

‚1, Heft 3. 

4) Vgl. Verhandlungen des dritten deutſchen Juriſtentags von 1862 und die von Zöpfl 

(D. Staatsreht $. 451) angeführten zahlreihen Streitſchriften. 


Ende bes zehnten Bandes. 


Negifter. 


Die Ueberſchriften und Seitenzahlen der in diefem Band enthaltenen Artikel find 


durch fette Schrift hervorgehoben. 


Die eingellammerten Bermweifungen 


beziehen fid) auf einen der vorhergehenden Bände oder auf den XI. Band. 


U. 


Achenwall 413, 

Mdel, Verluft desfelben als Ehrenſtrafe 309. 
Hoher Adel 175. 

Agnatiſche Thronfolge 523, 528, 

Akademiſche Gerichtäbarteit 693, 

Anklagegericht 357. 

Anklageproceß, deutſcher 341, 344, 345, 355, 
772, 

Appellation, S. Rechtsmittel. 

Appropriation 232, 

Arbeitshäufer 257, 

Aſſociation, S. Vereine. 

Auburn'ſches Gefängnißſyſtem 259. 

Ausländer, deren Beſteurung 125, 207; deren 
Militärpfligt 208; Stimmmreht und Wähls 
barfeit 208, Strafbarkeit wegen im Auslande 
begangener Derbrechen 334, 

Autonomie der Standesberren 178, 


B. 


Bapnern, Staatd-Ausgaben und Einnahmen 147. 
Steuerbewilligungsredht 243. Redtöverhält: 
nifje der Standeöherren 168, 

Belgien, Staats-Ausgaben und Einnahmen 147, 
Univerfitäten 723, 

Bevölkerungsſtatiſtik der thürlngiſchen Staaten 
549, 553, 556, 559, 562, 565, 568; ber 
Türkei 595; Ungarns 650. 

Beweistheorie im Strafproceß 3öl. 


Bildungsanftalten in den thüringiſchen Staaten 
549, 553, 556, 559, 563, 565, 568; in der 
Türkei 607, 626; in Ungam 667. ©. auf 
Univerfitäten, 

Bochara 635. 

Budget, Budgetperlode 227, Normalbudget 228, 
Drdentliches und außerordentliches Budget 229. 

Bundesrecht, ebemaliged deutfches in Betreff der 
Steuerbewilligung 245. 

Bundesftaat 675. 

Burſchenſchaft, deutfche 690, 


@. 
Chiwa 835, 
Chokand 633, 
Gonting 411. 

D. 


Dalai Lama 587. 

Dänifche Thronfolgeordnung 531. 

Demofratifches Staatsleben In Nordamerika 574. 

Deportation 303, 

Deutiches Strafreht 323; deutſcher Strafpre 
ceh 340. Deutſche Univerfitäten 686, 724. 
Politiſche Affociation in Deutſchland 758, 762, 
764, &. auch Succeſſionsrecht. 

Dſchagatai 630. 

Dſchingiechan, S. Temudſchin. 

Duell, S. Zweilampf. 


Kegiſter. 


E. 


Ebenbürtigfeit der Standesherren 178 

Ehrenſtrafen 308 

Einkommen als Beſteuerungsmaßſtab 109, 132- 

Einzelbaft 258, 572. 

Enchklika, päpftliche von 1864: 643. 

Erbfolge bei deutfchen Stammpgütern und Fidel: 
fommißgütern 180, 186, 

Erbgüter 179, 

Erbmonarchie, S. Wablmonarchie. 

Erbverbrüderung 527. 

Etatsüberjchreitungen 232, 236. 


F. 


Familienſtiftungen 180 

Fideikommißgüter, S. Standesherren. 

Finanzweſen in den thüringiſchen Staaten 550 
552, 554, 557, 560, 563, 565, 870; in 
der Türkei 608, 625. ©. audy Staatäfhulden, 
Staatöwirtbihaft, Steuern. 

Forſtwirthſchaft des Staates 99. 

Branfreih, Staats-Ausgaben und Einnahmen 
147; Tbronfolgeordnung 528; Univerfitäten 
2705. 

Freibeitäftrafen 254, 301. 

Freizügigkeit der Standeöberren 177. 

Friedensverträge, Theilung der Staatöfchuld bei 
deren Abſchluß 50. 

Fundirte Schuld 22, 


G. 


Geldſtrafen 311; als Staatdeinfommen 104, 

Gemeinde: und Kreidunfagen 126. 

Gemeindeverfaffung in Ungarn 665. 

Genufmenge als Befteuerungsmaßftab 105. 

Gerichte, deren Befugniß, die Rechtsgültigkeit 
von Geſetzen und Verordnungen zu prüfen 731. 

Geſetz der großen Zabl 460. 

Geſetz und Berorbnung 777, 

Gewerbichulen 495. 

Gewerbe und Handel in der Türkei 627, in 
Ungarn 654, 

Griechiſche Statiſtik 104. 

Großbritannien, Staats⸗Ausgaben * Ein⸗ 
nahmen 147; Steuerbe willigungérecht 225, 
238; Thronfolgeordnung 529; Liniverfitäten 
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207, Politiſche Aſſociatlonen 763. Habeas 
Corpus-Alte 772, 


8. 


Habeas Corpus-Alte 772. 

Daudgejebe 183. 

Heerwejen in der Zürfei 598, 604, 611, 624. 

Sermunduren 534, 

Hodverrath 59, 64, 

Hppotbelariiche Verfiherung der Staatsſchul⸗ 
den 33. 


S: 
Immaterielle Güter 79. 
Inquifitonsproceh 344, 355. 
Internationales Net 205. 
Iriſches Gefängnißſyſtem 260, 


Italieniſche Univerfitäten 721. 
Janitfharen 598, 605, 611. 


Kapitalien, ſtehende und umlaufende 

Karpzow, Benedift 345. 

Katholizgiämus und Ultramontanismus 638, 

Kirche und Staat 643, 

Kirchliche Verhältniffe in Ungarn 666, 

Kognatifhe Thronfolge 524, 526, 528, 

Kondominat 673, 

Konfisfation 311, 

Kongreſſe, ftatifliige 451. 

Königthum, S. Monarch, Thronfolge, 

Konfumtionöfteuern 137. 

Kontumazialverfahren , 
fahren. 

Konverfion der Staatsſchulden 39, 

Körperliche Züchtigung 295. 

Kosmopolitismus 251. 

Kreisfhulden 49. 

Kriegsfoflen, deren Deduna 9, 

Kroatien 663, 666 


5, 87, 


©. Ungehorfamsver« 


2, 


Landesverrath 59, 69. 
Landtag, deſſen Wirkungäfreis in Betreff des 
Staatöhauspaltes 147, 225; Antheil der 
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erften Sammer 237. ©. auch Gtaatäver- 
faffung. 

Landwirtbfchaft und Viehzucht in der Türkei 626, 
in Ungarn 652, 

Rinealfucceffion 525, 533. 

Rotterieaniehen 30. 


Maojeftätsbeleidigung 61, 63, 

Maori’s 374, 

Medtatifirte 167, 

Militärdienft, Befteuerung der von ihm Befreiten 
119, 

Minifterverantwortlihkeit, ©. Berantwortlichkeit. 

Mohammed II. 602, 

Monarch, deſſen VBerantwortlichleit 747. 

Mongolen, die unter Dichingischan 502. 


N. 


Nationalverein, deutſcher 766. 

Neu⸗Guinea 370. 

Neuſeeland, S. Südſeeinſeln. 

Nichtigkeitsbeſchwerde, S. Rechtsmittel. 

Niederlande, Staats-Ausgaben und Einnahmen 
147, Univerfltäten 723. 


D. 


Defterreih, Staats-Ausgaben und Einnahmen 
147, Univerfltäten 699. 
Osmaniſche Türken 590, 597, 


P. 


Pennſylvaniſches Gefängnißſyſtem 258. 

Perſonalunion 670, 

Polizeiaufficht 302 

Polizeiſtrafgeſetzgebung 319. 

Polytechniſche Schulen 493. 

Portugal, Staats:-Ausgaben und Einnahmen 
147; Thronfolgeordnung 530, 

Preußen, Staatd-Ausgaben und Einnahmen 147, 
P. unter Stein’s Verwaltung 214, Steuer: 
bewilligungsrecht in P. 235, 242 Vereins⸗ 
gefeßgebung 762, 764, 769. 

Brimogenitur 522, 533, 

Privat» und Staatswirtbfchaft 72, 92, 


Begifter. 


Produftionafteuer 143, 

Produftive und unproduftive Arbeit 80. 
Progreffiofteuer 114, 

Provinzialfchulden 49, 


Q. 
Queötelet 435. 


Realgymnaflen 496. 

Realfchulen 495, 

Realunion 670, 

Rechnungsablage über die Gtaatd-Einnahmen 
und Ausgaben 232, 

Rechtömittel im Strafproch 361. 


Rechtepflege in den thüringifhen Staaten 543, 


549, 553, 556, 560, 561, 563, 565, 570 
in Ungarn 665, 

Reichs deputationshauptſchluß 165. 

Nentenfhuld 22, 25, 31. 

Refervefonds 236, 

Reußiſche Fürftentbümer 586, 

Revifion, S. Rechtömittel, 

Mheinbundsalte 166, 

Römiſche Statiftit 404, 

Rußland, Staatdeinnahmen 149. Ihronfolge: 
ordnung 532, 


Sachſen, Königreih: Steuerbewiligungsredt 
243, 

Sadfen-Altenburg, Herzoghhum 541, 557. 

Sadfen:Coburg-Gotha, Herzogtbum 541, 554. 

Sachſen Meiningen, Herzozthum 541, 551. 

Sadfen-Beimar, Großherzogthum 541, 546. 

Saljmonopol, Salzfteuer 138, 

Sandwich Infeln 372, 

Schatzſcheine 23, 

Schlözer ald Statiftifer 421. 

Schöffengericht, altdeutihes 342, modernes 358. 

Schwarzburgiſche Kürftenthümer 560. 

Schwebende Schuld 2L 

Schweizeriſche Univerfitäten 720, 

Siebenbürgen 663, 664, 686, 

Spanien, Staatd:Ausgaben und Einnahmen 147. 
Thronfolgeordnung 530, 


Negiſter. 


Speclalität der Steuerbewilligung 282 

Staat und Kirche 643, 

Staatenbund 674. 

Staatsangehörige, deren Abrufung aus dem Aus> 
fand 207, Befteurung während ihres Auf 
entbalts im Ausland 207, Strafbarkeit wegen 
der im Auslande begangenen Derbrechen 211, 
332. 

Staatsanleibe, S. Staatsfhulden, Staatäwirtb- 
ſchaft. Auswärtige StA. 11. , 

Staatdanwaltihaft im Strafproceh 356. 

Staatdaudgaben 5, 78; in verfchledenen euro: 
pätichen Staaten 146, ©. auch Steuerbewil⸗ 
ligungsrecht. 

Staatsbankerott 51, 

Staatsbeamte, S. Verantwortlichkeit. 

Staatodiener⸗Beſoldung 82, 

Staatseinnahmen 94, ©. auch Steuerbewilli⸗ 
gungsrecht. 

Staatögerichtähof 753, 

Staatäinduftrie 97, 

Staatskunde, S. Statiſtik. 

Staatslehre J. F. Stabl's 157, 

Staatémonopole 102, 138, 

Staatsſchatz 18, 

Staatsfchulden (von A. Wagner) 1. 
Die materiell volkswirthſchaftliche Seite des 
Staatefhuldenweiens 1. Schuldentiigung 19, 
25, Die Formen der Staatsfhulden und 
andere Formenpunfte des GStaatäfchulden- 
weiend 44, Geſchichte und Statiſtik des: 
felben 54, 

Staatafltteniehre 154. 

(Staatäftreih, S. Nothrecht.) 

Staatsverbrechen (von Walther) 58. 

Staatöverfaffung und Verwaltung in den thü— 
ringifchen Staaten 544, 547, 553, 556, 559, 
563, 565, 569; in der Türkei 604, 624; in 
Ungarn 663, 

Staatövermögen, S. (Domänen und) Staat 
wirthſchaft. 

(Staatsverträge, S. Kongreſſe und Friedens—⸗ 
ſchlüſſe, Staatenverträge.) 

(Staateverwaltung, S. Verwaltung.) 

Staatswirthſchaft (von Lasſspeyres) 
71. Allgemeine Grundfäge 71. Staatsaus— 
gaben 78. Staatsanleihen 84. Staatdein- 
nabmen 94; insbefondere Steuern 105. Aus: 
gaben und Einnahmen europäifcher Staaten 146. 





Bluntſchli uns Brater, Deutſches Staats-Wörterbud. X. 
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Staatswiffenfhaft (von Bluntfli) 
152. 

(Stadien, S. Deſterreich 

(Stadt, S. Land» und Stadtgemeinde.) 

Stahl (von Bluntihli) 154. 

Stammgüter S. (Erbgüter) Standesherren. 

(Stände, ©. „Kaften, Klaffen, Stände”, Rand» 
fände, Landtag ) 

Standesherren (von Berhtold) 162. 
Geſchichtliches 164 Mechtöverbältniffe der 
Standeöherren auf Grund des Bundesrechtes 
174. Stamm: und Fideilommißgüter 180, 
Der gegenwärtige Zuftand 199. 

(Standredht, S. Belagerungdzuftand.) 

Statiftif (von A. Bagner) 400, Die 
Kontroverfen über Charakter und Bedeutung 
der Statiftif 400, 452, Geſchichte der Et. 
402. Amtlihe St. 443, Theorie der St. 456. 

Statuten:KRollifion (von Bluntſchli) 
205. Dal. Strafrecht. 

Stein (von Treitſchke) SM. 

(Stemvel, S. Gefälle.) 

Stenerbewilligungsredht (von Mar» 
quardfen) 223. Die einzelnen ragen 
mit befonderer Rückſicht auf das englifche 
Recht 225. Die deutichen Verfaffungen 241. 
Das bisherige deutfche Bundesrecht 245. 

Stenerm (von Laspeyres) 105. Be 
fteuerungeprindiv 106. Beranlegung der 
‚Steuer 128. Ueberwälzung berfelben 138, 139. 

Steuern und Anfeben 10, 53, 84. 

Steuerverweigerung 229. 

(Stiftungen, S. Korporationen.) 

(Stimmredt, S. Wahlrecht.) 

Stoifer (von Brantl) 249. 

Strafanftalten (von v. Holßendorff) 
254. Geſchichtliches 254. Die beftehenden 
Strafanftalten 262, Refultate und Grund» 
füge 271. 

Strafarten (von v. Holgenborff) 279. 
Allgemeine Grundfäße 279, Die einzelnen 
Strafarten : Rebendftrafe 287, Leibeaftrafe 295, 
Freibeitäftrafe 301, Ebrenftrafen 308, Ber, 
mögenäftrafen 311. 

Strafrecht und Strafgefetgebung 
(von v. Holkendorff) 334. Grundfäge 
316, 327, 335. Das deutfhe Strafrecht 323. 
Die örtliche Anwendbarkeit der Strafgeſetze 
331, Rechtsgrund und Zweck der Strafe 336. 
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Strafrechtspflege (von Walther) 340. 
Geſchichtliche Entwicklung 340. Geltendes 
Recht: Allgemeine Charakteriſtik 354; die 
Strafjuftigorgane 356; das Verfahren 359; 
die Urtbeildanfehtung 3615 das Ungehor—⸗ 
ſameverfahren 3655 Sorge für Derminderung 
der Berbredien 367, 

Strafzweck 283, 336, 

Strandrecht (von Berner) 368. 

(Suarez, S. Mariana und Suarez.) 

Succeſſionsrecht und Succeſſionsordnung in den 
deutſchen Staaten 523, 525. 

(Südamerikanifche Kreiftaaten, ©. den Nachtrag 
am Schluſſe des Wertes.) 

Süpdfeeinfeln und Neuſeeland ivon 
Plath) 369. 

Suleiman L 603, 

(Suly, ©. Heinrih IV.) 

Sükmilh 428, 

Suworow (von vd. Hörmann) 377. 

Suzeränität (von Berner) 39%. 

Synoden, S. Proteflantifche Kirche.) 

Szechenyi (von Hunfaloy) 393. 


T. 


Talleyrand (von Klüpfel) 481. 

Tatarei 630, 

(Tagen, ©. Gefälle) 

Techniſchhe Schulen (von Ph. Jolly) 
4928. 

Telegraphie (von Ph. Jolly) 497, 

Zemudfchin (von Zemde) 50%. 

(Territorium, S. Land.) 

Zheater (von Bluntfhli) 510, 

(Theofratie, S. Ydeofratie und Theokratie.) 

(Theuerungspolizei, S. Lebensmittelpolizei.) 

(Thierſchutz, S. Kulturpoltzei.) 

(Thomas von Aquin, S. Scholaſtiker.) 

Thomaſius (von Bluntſchli) 514, 686, 

Thronfolge (von Schulze) 518. Ger 
ſchichte 518. Thronfolge in den deutſchen 
Staaten der Gegenwart 522; in den übrigen 
Staaten Europa’s 528, 

Thüringen (von Rodinger) 534. 

Thüringifche Staaten (von Brüdnen) 
539. L Sadjen-Erneftinifche Fürftentbümer 
541; S. Weimar 546; S-Gotha 550 (S.: 
Meiningen 5515 S.Coburg-Gotha 554; 


Negiſter. 


S.Altenburg 557.). I. Die Schwarzbur: 
giihen Fürftentbümer 560; Schw.⸗Sonders⸗ 
baufen 562; Schw..Rubolftadt 564, IIL. Reu⸗ 
kifhe Fürftentbümer 566 

(Tirol, S. Defterreich.) 

Tocqueville ınah Laboulaye) 571, 

Todesftrafe 287. Bei politifchen Verbrechen 67. 

(Toleranz, S. Belenntnißfreibeit.) 

(Toried, ©. Großbritannien.) 

(Toskana, & Italien im Nachtrag.) 

Tübet (von €. Schlagintmweit) 581. 

(Tudor, S. Großbritannien.) 

Turan 630, 

(Zurgot, S. Quesney, Turgot und die Phy—⸗ 
fiofraten.) i 

Zürfei (von Lemde) 590. Einleitung 590. 
Geograpbifche Ueberfiht 593. Geſchichte und 
alte Verfaſſung 597. Chriſtliche Bevölkerung 
609, 614, 622, Die neue Lage 621, 628. 
Statiftifche Meberfiht 624, — Thronfolge 
ordnung 532, 

Zurfiftan (von Zemde) 629. 

Turfomanen 633, 


u, 

Ultramontanismus (von Bluntſchli) 
638, 

Ungarn 646. Das Land 646, Die Be 
völferung 649, Erzeugniſſe, Induftrie, Han- 
dei, Berfebrsanftalten 652, Neuere Geſchichte 
857, Gefepgebung und Verwaltung 663. 
Ungarn zur Zeit Szechenyi’s 393, 

Ungehorfamsverfahren im Strafproceh 351, 365. 

Union (von Pözl) 669, 

(Univerfalmonarchte, ©. Weltreich.) 

Univerfitäten (von Marquardſen) 
677. Aeltere Gejchichte 678, Neuere Zeit: 
Deutfhland 686, Defterreih 699, Arant: 
reih 705, England 707, Ecdhottland 718, 
Irland 719, Schweiz 720, Italien 721, 
Belgien 723, Holland 723, Verein. Staaten 
2723, Schluß 724. 

(Unterrichtsanftalten, S. Gymnafien, Lehr: und 
Lernfreiheit, Schule, Techniſche Schule, Unis 
verfitäten.) 

Unterfuhung in Schwurgerichtsfällen 359, in 
Dergebensfälen 361. 

(Urfantone, S. Schweiz.) 





Negiſter. 


(Urrechte, S. Menſchenrechte.) 
Usbelen 633, 
Mſurpation, ©. 2egitimität.) 


V. 


Vattel (von Berner) 728. 
Venedig 729. Geſchichte 729, Statiſtik 743, 


Derantwortlichleit der höchſten 
Staatöbeamten (von Bluntſchli) 
726. 


Berbannung 302, 

(Derbreden, ©. Strafredht.) 

Vereine und Verſammlungen (von 
Brater) 755, 

(Vereinigte Staaten, ©. den Nachtrag am 
Schluſſe des Wertes.) 

Vereinigte Staaten, deren Univerfitätäwefen 723. 
©. auch demofratifches Staatsleben. 

(Berfaffung, ©. Repräfentativverfaffung, Staates 
verfaffung.) 

Verhaftung (vonv. Holgendorff) 774. 

(Berjährung, ſtaatsrechtliche, S. Befig.) 

Berfehrömittel in Ungarn 655. 

Verlehtswege, ©. Land» und Waflerftraßen.) 

(Verlagsrecht, ©. Autorreät.) 
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Bermögenäftrafen 311. 

Derordnung (von Bluntfhli) 776. 
Berfammlungen, S. Dereine. 

Verweiſung 302. 

Birements beim Staatöhaushalt 235. 
Bolgtland 586, 

Bollöverfammlungen, ©. Vereine. 
Vollszählungen in den europälfchen Staaten 468, 
Vorunterſuchung 357, 359, 


Wahlſyſtem 77, 

Wahl und Erbmonardie in Deutſchland 519. 

Beriner 535. 

Württemberg, Mechtöverhältniffe der Standes- 
berren 169. Gteuerbewilligungärecht 244. 


3. 


Zinsfuß der Staatsſchulden 36, 
Zuchthäuſer 255, 305, 306, 
Bwangsanlehen 35. 
Zweilammerfoften, S. Landtag. 
Zweilampf auf den Univerfitäten 695. 
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